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Das  Recht-  der  Übersetzung  in  die  fransöaische  und  englische  Sprache 
wird  vorbehalten. 


Doctrinen  ohne  Leben  sind  Glocken  ohne  Klang, 
Gedankenlose  Formen  nnr  Uhren  ohne  Gang. 

J.  R. 


Vorwort. 


Der  charakteristische,  allen  gegenwärtigen  Culturstaaten 
gemeinschaftliche  Zug  ist  die  Verfassungsmässigkeit  oder 
der  sogenannte  Constitutionalismue ,  was  weder  eine  sehr 
mannichfache  Ausbildung  der  Staatsverfassungen  in  den  Ein- 
zelheiten, noch  eine  höchst  verschiedene  Auffassung  des 
Principe  der  Verfassungsmässigkeit  hindert. 

Der  verfassungsmässige  oder  constitutionelle  Staat  er- 
scheint als  die  auf  das  äussere  gesellschaftliche  Leben  über- 
tragene Frucht  jener  grossen.  Ideen,  welche  die  christliche 
europäische  Welt  zu  einer  neuen  Culturära  stempelten  und 
in  ihr  den  Keim  einer  unendlichen  P erfec tibi li tat,  eines  un- 
begrenzten Fortschritts  niederlegten. 

Das  letzte  grosse  Werk  dieser  Ideen,  der  letzte  grosse 
Schritt  auf  dem  Weg  der  Vervollkommnung,  war  die  Ueber- 
windung  der  mittelalterlichen  Denkweise  und  Lebensformen. 
Dieselbe  Macht,  welche  die  Welt  von  der  Herrschaft  der 
Scholastik  befreite,  gab  ihr  statt  einer  willkürlichen  Freiheit 
und  unbedingten  Herrschaft  als  oberstes  Gesetz  alles  gesell- 
schaftlichen Lebens  das  der  Harmonie  des  Ganzen  und  also 
auch  das  der  Ausgleichung  oder  Transaction  in  Collisionen 
des  berechtigten  Individualismus  mit  den  Anforderungen  der 
Gesellschaft, 


vm  Vorwort 

Die  Verfassungsmässigkeit  oder  der  Constitutionalismus 
sind  nichts  als  technische  Bezeichnungen  dafür,  dass  jene 
Ideen  in  den  Einrichtungen  des  Staats  einen  zu  dessen  We- 
sen gehörigen  Ausdruck  gefunden  haben.  Ob  und  inwie- 
weit derselbe  seiner  Idee  entspricht,  oder  ob  und  inwieweit 
er  seiner  Idee  entsprechend  gehandhabt  wird?  darüber  sagen 
diese  Bezeichnungen  nichts. 

In  dem  Augenblick,  wo  wir  den  dritten  und  letzten 
Theil  dieses  Werks  der  Oeffentlichkeit  übergeben ,  scheint 
eine  längvorbereitete  Panique  immer  weitere  Kreise  des 
öffentlichen  Lebens  erfassen  zu  wollen.  Eine  Art  von  Ver- 
zweiflung an  der  Kraft,  an  der  praktischen  Berechtigung 
dessen,  was  wir  im  allgemeinen  Constitutionalismus  nennen, 
greift  immer  mehr  um  sich,  und  viele  sind  geneigt,  in  der 
Angst  und  Noth  des  Augenblicks  schnell  das  ganze  con- 
stitutionelle  Wesen  wegzuwerfen,  ohne  zuvor  die  Spreu  von 
dem  Weizen  zu  scheiden.  Gewiss  ein  ungünstiger  Zeitpunkt 
für  das  Erscheinen  eines  Buchs,  welches  die  Bezeichnung 
„Der  verfassungsmässige  oder  constitutionelle  Staat"  an  der 
Stirne  trägt.  Aber  auch  diejenigen,  welche  noch  an  den 
verfassungsmässigen  Staat  glauben,  dürften  bei  einem  nur 
oberflächlichen  Blick  in  unser.  Buch  leicht  geneigt  sein,  es 
beiseite  zu  legen. 

Denn  wo  sind  die  schönen  systematischen  Einteilungen 
und  bis  in  das  kleinste  herabgehenden  Unterabtheilungen, 
durch  die  man  sofort  das  Ganze  wie  ein  wohlgeordnetes 
Räderwerk  übersieht?  Wo  sind  jene  sauber  gehaltenen  Fach- 
werke, in  welche  jeder  Punkt  nach  dem  Alphabet  ein- 
geschoben ist  und  aus  denen  man  nur  den  „Betreff64  her- 
auszuziehen hat,  um  für  jeden  Fall  das  fertige  und  unfehl- 
bare Recept  zu  finden?  Wo  sind  die  genau  bezeichneten 
Register,  welche  man  nur  betasten  darf,  um  den  gewünsch- 
ten Ton  ohne  jeglichen  Widerstand  und  Aufschub,  in  tadel- 
loser Reinheit  zu  vernehmen  ?  Wo  jene  klar  gestellten,  scharf 
abgegrenzten  Fragen   mit  ihren  kurzen   und  jeden   Zweifel 


Vorwort  IX 

ausschliessenden  Antworten,  die  bei  aller  unserer  Nüchtern- 
heit die  Zeit  der  Orakel  wiederholen? 

Wir  sind  uns  bewusst,  dass  dies  alles  ünserm  Buch 
fehlt,  während  man  es  in  so  vielen  guten  Büchern  finden 
kann.  Allein  wir  müssen  bekennen,  dass  wir  die  ausschliess- 
liche Behandlung  der  Staatswissenschaften  oder  auch  nur 
einzelner  Disciplinen  derselben,  wie  z.  B.  des  Staatsrechts, 
nach  der  eben  bezeichneten  Methode  für  ein  politisches  Un- 
glück, für  eine  Hauptursache  der  erwähnten  Panique  und 
der  über  das  Ziel  hinausschiessenden  Unruhe  erkennen 
müssten. 

Die  gewöhnlichen  theoretischen  Darstellungen  des  con- 
stitutionellen  Wesens,  wie  sie  künstlich  gemachten  Ver- 
fassungen und  ihren  Verfertigern  entsprechen  und  in  der 
doctrinar- formalistischen  Haltung  vieler  Kammern  treu  ab- 
copirt  wurden,  haben  ohne  Zweifel  ihre  Berechtigung,  so- 
fern sie  nur  das  eigentliche  Staatsrecht  behandeln,  also  auch 
ihr  Verdienst,  welches  aber  von  dem  durch  sie  angestellten 
Unheil  wol  überwogen  wird ,  sobald  der  Gedanke  entsteht, 
dass  sie  das  ganze  Wesen  des  Staats  erschöpfen,  und  dass 
aus  ihnen  allein  die  volle  und  richtige  Erkenntniss  des  Staats 
genommen  werden  kann.  Denn  dann  wäre  der  Scholasticis- 
mus  in  einem  Gebiete  restaurirt,  welches  aus  dem  Bruch 
mit  der  Scholastik  entstanden  ist.  Dann  würden  jene  Dar- 
stellungen nur  trennen,  was  Gott  zusammengefügt  hat;  sie 
würden  dazu  führen,  die  einzelnen  isolirten,  also  todten 
Glieder  für  das  Wesen  zu  nehmen  und  das  sie  verbin- 
dende Leben,  den  lebendigen  und  eiligen  Fluss  des  durchs 
Ganze  circulirenden  Bluts,  die  wunderbar  schnellen  Assimi- 
lationen und  Secretionen  oder  den  beflügelten  und  stets  sich 
erneuernden  Stoffwechsel,  und  wie  alle  diese  durch  den 
Factor  der  menschlichen  Freiheit  unendlich  vermannichfach- 
ten  Lebensprocesse  heissen  mögen,  zu  ignoriren.  Und  in- 
dem sie  wol  auch  im  Uebermass  der  Zuversicht  ihre  Phan- 
tasiegebilde für  Systeme  der  Wirklichkeit  ausgeben,  lassen 
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sie  die  rechte  Kraft  brach  liegen  oder  zehren  dieselbe  un- 
productiv  auf  und  werden,  das  Leben  übersehend,  von  die- 
sem übersehen.  Anormale  Zustände,  für  welche  sie  keine 
rechte  Prophylaktik  haben,  verstehen  sie  gar  nicht  und  ma- 
chen die  normalen,  indem  sie  sie  verkehrt  anpacken,  zu 
anormalen. 

Ist  die  Literatur  überhaupt  ein  Spiegelbild  ihres  Volks, 
so  erscheint  insbesondere  die  staatswissenschaftliche  Literatur 
als  der  Reflex  der  gesammten  politischen  Entwicklung  einer 
Nation.  Darum  treffen  die  Vorwürfe  des  Doctrinarismus 
und  Formalismus  am  wenigsten  die  staatswissenschaftliche 
Literatur  der  Engländer.  Dieselbe  ist  meistens  unmittelbar 
vom  Leben  beseelt  und  aufs  Leben  berechnet.  Dagegen 
laborirt  sie  an  einem  andern,  vielleicht  nicht  minder  grossen 
Mangel.  Denn  indem  sie  sich  vorwiegend  von  und  für  den 
Augenblick  bestimmen  läset,  fehlt  ihr  der  nachhaltige  Ein- 
fluss  grosser  allgemeiner  Ideen.  Die  französischen  staats- 
wissenschaftlichen, insbesondere  die  staatsrechtlichen  Werke, 
haben  weder  die  eigenthümlichen  Vorzüge,  noch  die  beson- 
dern Mängel  der  englischen.  Ihr  Hauptziel  ist  der  con- 
stitutione^ Formalismus,  der  mit  oratorischen  Kunststücken 
beginnt  und  mit  den  ausgebildetsten  Formen  schliesst.  Die 
Vollendung  der  Form  wird  selbst  zum  Ideal  und  ihre  innere 
Ausfüllung  bleibt  ausser  Ansatz.  England  und  Frankreich 
sind  übrigens  beide,  trotz  der  so  verschiedenen  Wege,  we- 
nigstens grossartige  Staatsseböpfungen  geworden,  die  nicht 
nur  wirklich  Macht,  sondern  auch  das  Bewusstsein  ihrer 
Bedeutung  besitzen.  Dies  gibt  selbst  ihren  politischen  Ver- 
irrungen  einen  gewissen  Stempel  der  Grosse. 

Die  deutschen  Staatswi&enschaften  sind,  namentlich 
was  den  Constitutionalismus  betrifft,  trotz  aller  Nachahmung 
fremder  Muster,  entschieden  deutsch.  Ein  hoher  Idealismus 
kämpft  mit  einem  sehr  entwickelten  Formalismus  —  freilich 
ohne  befriedigendes  Resultat.  Denn  die  deutschen  Gesammt- 
zustände  erscheinen,  so  wie  sie  wirklich  sind,  beiden  gleich 
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feindlich  entgegenstehend.  Für  die  Einheit  der  deutschen 
Nation  fehlt  jede  genügende  Form,  für  die  vollendetste 
constitutionelle  Form  bei  ihrem  blos  particularen  Inhalt  jede 
zufriedenstellende  Ausfüllung,  und  an  diesen  Mängeln  muss 
die  deutsche  politische  Literatur  kränkeln,  ohne  an  der 
methodisch  vollendeten  Darstellung  gesunden  zu  können. 

Kein  wissenschaftliches  Werk  vermag  ein  grosses  Volk 
zu  schaffen,  eine  Masse  von  Völkern  zu  einem  grossen  staat- 
lichen Volk  zu  einigen.  Aber  solange  der  Glaube,  die  Hoff- 
nung und  die  Liebe  der  nationalen  Selbständigkeit  in  einem 
Volk  lebt,  darf  sie  auch  seine  Wissenschaft  nicht  aufgeben. 
Darum  haben  wir  dieses  Buch  geschrieben,  damit  die  deutsche 
Nation  sich  bewusst  werde,  was  Verfassungsmässigkeit  für 
ein  grosses  selbständiges  Volk  bedeute,  und  damit  das  deutsche 
Volk  in  allen  seinen  Theilen  auch  gegenwärtig  schon  bei 
dem,  was  es  für  die  Verfassungsmässigkeit  thut,  einer  nicht 
blos  äusserlich  mächtigern,  sondern  auch  innerlich  bessern 
Zukunft  vorarbeite.  Darum  suchten  wir,  statt  zu  trennen, 
zu  einigen  und  die  Einheit  trotz  der  über  jeder  Darstellung 
stehenden  Gesetze  des  Raums  und  der  Zeit  festzuhalten. 
Wir  suchten  die  Wirksamkeit  der  höchsten  Lebensgesetze, 
der  Harmonie  und  der  Ausgleichung,  wie  wir  dieselben  in 
den  frühern  Theilen  dieses  Werks  entwickelten,  auch  im 
Leben  des  verfassungsmässigen  Staats  nach  Ursachen  und 
Folgen,  nach  ihren  mannichfaltigen  Uebergangsmomenten  in 
den  verschiedenen  Lebensformen  zu  erkennen  und  nach- 
zuweisen, und  indem  wir  der  Idee  gaben,  was  der  Idee  ge- 
bührt, der  Form  nichts  zu  verweigern,  was  ihr  zusteht. 

Eine  solche  Arbeit  eignet  sich  nicht  für  eine  Dar- 
stellungsweise, deren  Gegenstand  ein  beschränkterer  und 
gleichsam  fertiger  ist;  vollständig  methodischen  Darstellungen 
gegenüber  muss  ihre  Form  eine  unvollkommenere  sein. 
Mochte  der  Inhalt  für  die  Mängel  der  Form  entschädigen. 
Selbst  der  Inhalt  konnte  jedoch  manchem  ein  unvollständiger 
scheinen,  da  eine  Vielzahl  von  Detailfragen  des  constitutio- 
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neuen  Staatsrechts  hier  gar  nicht  oder  nur  sehr  kurz  be- 
rührt wird.  Dies  ist  aber  die  natürliche  Folge  unserer  Auf- 
fassung und  des  uns  gesetzten  Ziels;  denn  die  einzelnen 
formellen  constitutionellen  Fragen  sind  an  und  für  sich 
nichts;  was  sie  werden,  werden  sie  durch  Zeit,  Umstände, 
Personen.  Diese  machen  angebliche  Principien  zu  Neben- 
sachen, kleinste  Formfragen  zu  Principien.  Eine  constitu- 
tionelle  Casuistik  ist  daher  für  das  constitutionelle  Staats- 
leben nicht  mehr  und  ni^ht  weniger  als  eine  civilrechtliche 
Casuistik  für  die  bürgerliche  Rechtspflege.  Das  stets  neu 
gestaltende  Leben  spottet  in  jedem  einzelnen  wirklichen  Fall  aller 
theoretischen  Voraussicht.  Kommt  es  doch  selbst  bei  soge- 
nannten Präcßdenzfällen  weniger  darauf  an,  ob  der  fragliche 
Fall  mit  dem  früher  vorgekommenen  wirklich  übereinstimmt, 
als  vielmehr  darauf,  ob  und  inwiefern  er  dafür  angenommen 
wird  oder  nicht. 

Um  die  richtige  Idee  und  ihre  Hauptverzweigungen 
musste  es  sich  also  handeln,  und  wenn  es  der  Stolz  der 
Mathematik  und  Astronomie  ist,  dass  die  Kepler'schen  Ge- 
setze auf  jedem  Stern  ebenso  gut  gelten  wie  auf  der  Erde, 
so  glauben  wir,  dass  auch  unser  Grundgesetz  der  Staats- 
wissenschaften —  Harmonie  und  Ausgleichung  —  überall 
gelten  muss,  wo  sinnlich-sittliche  Geschöpfe  von  der  Wesen- 
heit des  Menschen  sich  finden. 

Zum  Schluss  noch  eine  Bemerkung.  Fast  zehnjährige 
Studien  und  Erfahrungen  zwangen  uns,  einige  in  unserm 
„System  des  Verfassungsrechts"  (Würzburg  1856 — 57)  früher 
niedergelegte  Ansichten  zu  modificiren.  Wir  haben  die  Ge- 
fahr, trotz  eines  von  jeher  rein  objectiven  Strebens  für  un- 
stet in  unserer  politischen  Meinung,  für  abtrünnig  von 
einer  politischen  Richtung  gehalten  zu  werden,  der  Gefahr, 
gegen  unsere  bessere  Ueberzeugung  zu  sprechen,  vorge- 
zogen. In  der  Wissenschaft  gibt  es  nach  unserm  Dafür- 
halten nur  eine  berechtigte  Consequenz,  nämlich  das  Su- 
chen und  Aussprechen  der  Wahrheit.   In  diesem  Sinn  haben 
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wir  das  Bewusstsein  der  unverbrüchlichsten  Consequenz,  und 
je  weniger  wir  heute  noch  in  den  fraglichen  Dingen  selbst 
Principien  erkennen  konnten,  je  mehr  wir  die  Principien, 
welche  sich  hinter  denselben  zu  verschanzen  pflegen,  nach 
bestem  Wissen  und  Können  entwickelt  haben,  desto  ruhi- 
ger würden  wir  den  Tadel  derjenigen  hinnehmen,  welche 
trotz  zehnjähriger  gewissenhafter  Arbeiten  und  belehrender 
Erlebnisse  keine  früher  ausgesprochene  Ansicht  über  staat- 
liche Dinge  modificiren  zu  müssen  glauben. 

Die  reiche  Literatur,  mit  welcher  das  Buch  ausgestat- 
tet ist,  bezweckt  nicht  ein  eitles  Zur-Schautragen  von  Be- 
lesenheit, sondern  die  Ermoglichung  der  Selbstforschung.  Die 
am  Ende  dieses  Theils  beigegebenen  ausführlichen  Real- 
und  Autorenverzeichnisse  über  das  ganze  Werk  sollen  zur 
Erleichterung  seines  Gebrauchs  dienen,  und  so  empfehlen  wir 
diesen  dritten  und  letzten  Theil  von  „Staat  und  Gesellschaft" 
derselben  freundlichen  Aufnahme,  deren  die  beiden  voran- 
gegangenen Theile  gewürdigt  worden  sind. 

Würzburg,  den  9.  November  1865. 


Der  Verfasser. 
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um  Zeitraum,  welcher  sich  im  Vergleich  zu  andern 
Zeitabschnitten  durch  einen  eigentümlichen  Charakter  aus- 
zeichnet, verdient  ein  Zeitalter  genannt  zu  werden.  Der 
eigentümliche  Charakter  eines  Zeitalters  beruht  wesentlich 
auf  der  eigentümlichen  dasselbe  beherrschenden  Idee  und 
deren  natürlichen  Consequenzen.  Diese  Idee  gibt  einem 
Zeitabschnitte  seine  besondere  Färbung  im  allgemeinen.  Die 
individuelle  Art,  in  welcher  jedes  der  einem  grossen  Cultur- 
System  angehorigen  Volker  diese  Idee  für  sich  verwirklicht, 
schafft  die  besondere  nationale  Maunichfaltigkeit  innerhalb 
des  fraglichen  Cultursystems.  Volker,  welche  von  dieser 
Held.  m.  1 
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Idee  gar  nicht  ergriffen  sind,  stehen  zwar  auch  innerhalb 
der  grossen  menschlichen  Einheit,  aber  ausserhalb  der  frag- 
lichen Zeit. 

Die  Idee  selbst  war,  ist  und  bleibt  ewig  die  Idee  der 
Humanität.  Im  Verhältniss  zu  ihr  erscheinen  die  die  Cultur- 
geschichte  beherrschenden  Ideen  stets  nur  als  die  einer  be- 
stimmten Zeit  und  ihren  Völkern  entsprechenden  Verwirk- 
lichungen jener  ewigen,  einzigen  Idee,  oder  als  die  concreten 
Darstellungen  der  Idee  in  abstracto. 

Letztere  liegt  in  jedem  Menschen;  ihre  Verwirklichung 
aber  in  einer  eine  ganze  Zeit  beherrschenden  Weise  geht, 
unmittelbar  wenigstens  und  bewusst,  nie  von  ganzen  Völkern 
oder  von  dem  Volke,  von  der  Masse,  sondern  immer  von 
einzelnen  aus.  Durch  ihre  fortwährende,  jedoch  immer  nur 
allmähliche  Aufnahme  in  weitern  Kreisen  legitimirt  sie  sich 
selbst  als  der  zeit-  und  volksgemässe  Ausdruck  der  absoluten 
Humanitätsidee  und  ihren  ersten  Vertreter  zugleich  als  ihren 
historischen  Autor. 

Die  Idee  einer  Zeit  ist  jedesmal  von  den  allgemeinen 
Zuständen  der  Völker,  wie  dieselben  von  den  die  ganze 
Vergangenheit  beherrscht  habenden  Ideen  wesentlich  mit- 
gebildet worden,  eigen thümlich  bestimmt.  Sic  wird  nach 
dem  Gesetz  der  Bewegung,  und  zwar  des  Fortschritts  oder 
des  Verfalls,  mit  den  Zuständen  niemals  vollständig  harmo- 
niren,  sondern  theilweise  im  Gegensatz  stehen.  Ebendurch 
diesen  Gegensatz  kommt  die  Idee  zur  Erscheinung  und  zum 
Bewusstsein,  findet  Opposition  und  macht  ihre  Pionniere, 
sofern  sie  nicht  in  der  Vergessenheit  verschwinden,  häufig 
zu  Märtyrern;  gewinnt  aber  auch  die  Kr/tft,  die  in  der 
Brust  der  Völker  schlummernden  Sympathien  zu  wecken, 
zu  stärken  und  die  Antipathien  zu  überwinden.  Zuerst 
immer  zum  Extrem  geneigt,  wie  durch  ein  Extrem  hervor- 
getrieben, läutert  sie  sich  allmählich  selbst  und  herrscht  fort 
oder  geht,  entartet,  zu  Grunde. 

Ihre  schwierigste  Aufgabe  hat  jede  neue  Idee  natur- 
gemäss  in  den  höchsten  Höhen  und  in  den  tiefsten  Tiefen 
der  Gesellschaft.  Dort  droht  sie  sich  zu  verfluchtigen,  hier 
ist  Gefahr,  dass  sie  versumpfe.  Man  kann  diesen  Satz  iu 
gewisser  Beziehung  sogar  auf  ganze  Staaten  anwenden. 
England  und  Frankreich  bezeichnen  gegenwärtig  die  höchste 
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Hohe  culturstaatlicher  Macht.  In  England  hat  aber  die 
eigentliche  constitutionelle  Idee  bereits  angefangen,  sich  in 
dem  aristokratischen  Absolutismus  des  Parlaments  zu  ver- 
flüchtigen, während  sie  in  Frankreich  bei  dem  unvermittelten 
Gegensatz  zwischen  Absolutismus  und  Anarchie  vom  Anfang 
an  nur  den  Charakter  eines  flüchtigen  Elements  gehabt  hat. 
In  kleinen  Staaten  dagegen  kann  die  constitutionelle  Idee 
bei  dem  gänzlichen  Mangel  jeder  wahren  Selbständigkeit  gar 
nicht  recht  aufkommen  und  ist  in  einzelnen  Staaten,  wie  z.  B. 
in  Griechenland,  durch  Zügellosigkeit  und  Räuberei,  wobei 
sich  viele  echte  Griechen  sogar  Wohlbefinden  mögen,  für 
den  gegenwärtigen  Augenblick  wenigstens,  im  strengen  Sinne 
des  Worts  versumpft.  Die  mittlem  Volksklassen  und  mitt- 
lere Staaten1)  von  solidem  Bestand2),  die  ebendarum 
hinreichende  Kraft  haben,  wahrhaft  loyale  Allianzen  zu 
schliessen  und  sich  durch  solche,  unbeschadet  ihrer  Selb- 
ständigkeit, zu  verstarken,  erweisen  sich  daher  auch  wie 
die  mittlem  Klimate  für  die  materielle  Cultur,  so  der  Cultur 
durch  Ideen  am  meisten  geneigt.  Ohne  mittleres  Klima, 
ohne  mittlere  Volksklassen,  ohne  Staaten  von  mittlerer  Grosse 
müsste  ein  wahrer  Fortschritt  in  den  Ideen  mehr  als  zweifel- 
haft erscheinen.  Wenn  aber  infolge  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung eine  Mehrzahl  von  verhältnissmässig  sehr  grossen 
Staaten   vorhanden  ist,   sodass  bei  einer  blos  mittelstarken 


1)  Natürlich  ist  auch  das  Mittelmass  ein  relativer  Begriff.  Neuestes 
über  den  Einfluss  der  Grosse  des  Staats  auf  dessen  verschiedene  Verhält- 
nisse s.  bei  Escher,  Handbuch  der  prakt.  Politik,  I,  53  fg.,  55,  58;  II,  121. 

2)  Solid  ist  der  Bestand  mittlerer  Staaten  namentlich  auch  aus  fol- 
genden Gründen:  1)  Sie  sind  nichtf  zu  gross,  um  die  staatliche  Gesammt- 
heit  stets  in  einer  lebendigen  Fühlung  ihrer  Glieder,  diese  in  der  Fühlung 
des  Ganzen  zu  erhalten.  In  ihnen  wird  diese  Fühlung  die  ununterbrochene 
Veranlassung  gesunder  Kraftbethätigung  sein,  wahrend  sie  in  organisch 
noch  wenig  durchgebildeten  Grosstaaten  leicht  zum  verletzenden  und  zer- 
störende Gewaltausbrüche  hervorrufenden  Anstoss  werden  kann.  2)  Sie 
sind  gross  genng,  nm  sich  auf  dem  bewegten  Wege  des  Fortschritts  durch 
ihre  eigene  Schwere  im  Gleichgewicht  zu  erhalten  und  von  den  oft  sehr 
schnell  miteinander  abwechselnden  extremen  politischen  Strömungen  in 
den  Grosstaaten  nicht  wider  Willen  bald  aufgehalten,  bald  fortgetrieben 
zu  werden. 
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Macht  die  reelle  Selbständigkeit  fraglich  wird,  so  kann  ein 
auf  die  politischen  Gestaltungen  einwirkender  und  durch  sie 
wieder  vermittelter  Fortschritt  nur  unter  zwei  Bedingungen 
gedacht  werden,  nämlich  so,  dass  die  schwächern  Staaten 
durch  ein  starkes  föderatives  Band  sich  zu  stärkern  poli- 
tischen Einheiten  verbinden,  und  weiter  so,  dass  die  über- 
centralisirten  Grosstaaten  sich  naturgemäss  decentralisiren, 
in  welchen  beiden  Fällen  die  constitutionelle  Idee  nicht  nur 
in  den  engsten  und  mittlem,  sondern  auch  in  den  weitesten 
Kreisen  festen  Boden  gewinnen  kann. 

Die  Idee,  welche  unsere  Zeit  beherrscht,  ist  die  der 
freien  individuellen  Selbständigkeit  eines  jeden  Menschen 
und  seiner  Befähigung  zum  organischen  Gliede  der  Gesell- 
schaft. s) 

Diese  Idee  steht  ebenso  im  Gegensatz  zur  Idee  der 
Alten  Welt,  welche  nur  dem  Staat,  ja  nur  einem  Staat, 
Freiheit,  und  in  ihm  nur  einer  kleinen  Zahl  Herrschaft  gibt, 
wie  im  Gegensatz  zum  Geist  des  Mittelalters,  welches 
dem  Staat  alles  weigerte,  oder  auch  alles  Erdenkliche  zum 
Staat  machte  und  einzelnen  zu  viel,  andern  zu  wenig  gab. 

Die  herrschende  Form,  in  welcher  die  Idee  unserer 
Zeit  zum  Ausbruch  .und  Ausdruck  gekommen,  ist  noch 
immer  der  sogenannte  Constitutionalismus.  Dass  man  diesen 
nicht  blos  zur  Verhüllung  anderer  Tendenzen,  sondern  sogar 
von   Seiten   höchst   einsichtiger   und  wohlmeinender  Staats- 


3)  Wir  lieben  keine  personliche  Polemik,  mochten  aber  doch  infolge 
gewisser  Angriffe  wegen  Anwendung  des  technischen  Worts  „organisch" 
bitten,  den  ersten  Theil  dieses  Werks,  S.  575  fg.  nachzuschlagen.  Man  wird 
uns  dann  wenigstens  nicht  den  Vorwurf  machen  können,  als  ob  wir  nicht 
wüssten,  was  wir  damit  sagen  wollen  oder  uns  über  den  Sinn,  in  welchem 
wir  dieses  Wort  gebrauchen,  nicht  deutlich  gemacht  hätten.  Es  ist  uns 
fast  kein  Publicist  bekannt,  der  diesen  Ausdruck  nicht  als  den  kürzesten 
zur  Bezeichnung  einer  der  wahren  Natur  des  fraglichen  Subjects  in  jeder 
Beziehung  entsprechenden  Qualincation  gebrauchte.  Auch  Eacker  erkennt 
im  Staat  einen  Organismus  und  nennt  ihn  geradezu  „die  organische  Ge- 
stalt des  Volks",  a.  a.  O.,  I,  2G,  63,  und  C.  Frantz  gebraucht  das  Wort 
„organisch"  an  vielen  Stellen,  z.B.  Die  Wiederherstellung  Deutschlands, 
S.  65,  67,  110,  228,  264.  Desgleichen  Stein,  L.,  Die  Verwaltungslehre 
(Stuttgart  1865),  Tbl.  1,  hier  und  da. 
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männer  entschieden  für  das  einzige  innere  Rettungsmittel 
des  Kirchenstaats  hält,  ist  für  die  Starke  des  bestehenden 
Glaubens  an  den  Constitutionalismus  noch  mehr  beweisend, 
als  dass  man  bereits  in  oder  doch  für  Russland  an  seine 
Einführung  denken  und  ihn  als  die  unvermeidliche  Con- 
sequenz  der  Bauernemancipation  erkennen  soll.  Vielleicht 
ist  er  in  Russland  eher  möglich  als  im  Kirchenstaat;  doch 
dürfte  er  in  beiden  Staaten  gleich  unmöglich  sein,  wenn 
man ,  statt  an  die  Idee  desselben ,  nur  an  gewisse  doctrinäre 
Schablonen  denken  wollte.  Uebrigcns  soll  doch  schon  an 
diesem  Orte  nicht  unerwähnt  bleiben ,  dass  man  bereits  auch 
aus  andern  als  reactionären  oder  absolutistischen  Gründen 
die  Herrschaft  des  Constitutionalismus  nach  ihrem  Titel  zu 
bestreiten  und  seine  Zukunft  nach  seinen  bisherigen  Wir- 
kungen in  Zweifel  zu  ziehen  begonnen  hat. 

Es  ist  nicht  schwer,  die  eben  angegebene,  unsere  Zeit 
beherrschende  Idee  und  deren  allgemeine  Form  zu  erkennen. 
Aber  damit  ist  weder  der  moderne  Staat  überhaupt,  noch 
die  Eigenthümlichkeit  der  unter  den  Begriff  des  modernen 
Staats  fallenden  Staatswesen  hinreichend  bezeichnet. 

Wenn  man,  wie  wir  beabsichtigen,  es  unternimmt,  den 
Staat  und  die  Staaten  der  eigenen  Zeit  zu  schildern,  so 
muss  man  sich  nicht  nur  eines  bestimmten  Zwecks ,  sondern 
auch  des  Umfangs  und  der  Schwierigkeit  der  Aufgabe  be- 
wusst  sein. 

Wir  wollen  den  modernen  Culturstaat  nicht  nur  schil- 
dern, wie  er  wirklich  ist,  sondern  auch  zeigen,  warum  er 
in  seinen  guten  und  Übeln  Seiten  so  geworden,  und  wie  er 
werden  muss ,  wenn  er  fortschreiten  soll.  Wir  sind  uns  aber 
auch  bewusst,  dass  diese  Aufgabe  eine  ebenso  tief  ernste  wie 
kolossal  grosse  ist. 

Immer  war  es  das  Schwerste,  die  eigene  Zeit  wahr 
wiederzugeben,  und  leichter,  zu  tadeln,  ja  sogar  zu  ver- 
zweifeln, als  besser  zu  machen.  Dazu  kommt,  dass  durch 
den  gegenwärtigen  Stand  der  Staats  Wissenschaften  die 
Schwierigkeit  einer  wissenschaftlich  gerechten  Lösung  unse- 
rer Aufgabe  schon  für  jeden  einzelnen  Staat  ins  Ungeheuere 
wächst,  da  sie  auch  bei  dieser  Begrenzung  ohne  die  all- 
gemeinsten Forschungen  und  Erkenntnisse  undenkbar  er- 
scheint,   dass  aber  bei  der  Verschiedenheit   der  Entwicke- 
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lungen  sowie  der  Verhältnisse  unserer  Staaten  und  der 
Charaktere  ihrer  Völker  eine  auch  nur  einigermassen  be- 
friedigende Losung  kaum  zu  überwindende  Hindernisse  dar- 
bietet. 

Und  doch  muss  der  Versuch  gemacht  werden.  Wie 
riieksichtlich  der  den  vorausgehenden  Theilen  dieses  Werks 
gesetzten  Aufgaben,  so  müssen  wir  auch  hier,  was  uns  zu 
leisten  nicht  möglich,  andern  überlassen. 

Betrachten  wir  nun  vorerst  das  räumliche  Gebiet  unserer 
Aufgabe,  so  ist  es  an  sich  unendlich  ausgedehnt.  Fast  ganz 
Europa,  Amerika  und  selbst  Australien  gehören  dazu.  Die 
ganze  Welt  mit  Ausnahme  von  Asien  und  Afrika,  die  noch 
nicht  von  der  Zauberruthe  der  Neuzeit  erweckt  werden 
konnten ,  ist  Constitutionen  oder  will  es  werden. 4)  Aber 
nicht  die  Welttheile ,  sondern  deren  Völker  und  Staaten  sind 
oder  werden  Constitutionen  —  und  welche  Verschiedenheit 
trifft  unser  Auge  schon  beim  ersten  Blick  auf  dieselben! 

Da  Staatenkolosse  mit  monarchischer  Spitze,  ohne  oder 
mit  endlosen  Colonien,  bald  mehr  mechanisch  zusammen- 
gehalten, bald  fester  organisch  geeint,  bald  mit  dem  Aus- 
einanderfallen drohend,  bald  ihre  Theile  immer  stärker  an- 
ziehend, alle  aber,. wie  von  einer  fatalistischen  Macht  be- 
wegt, sich  immer  weiter  und  weiter  blähend;  überall  un- 
geheuere Völkermassen,  unruhig  in  dem  alten  Bette,  welches 
hinreichend  auszufüllen  doch  keine  noch  vermochte.  Dort 
kleine  Staaten,  auch  Staatenverbindungen,  stets  gedrängt 
von  den  mächtigen  sich  dehnenden  Nachbarn  und  nur  gleich- 


et) Es  ist  wahr,  dass  viel  abgetragene  oder  nicht  mehr  currente  Waare  von 
Kuropa  ausgeführt  wird.  Allein  dadurch  möchte  doch  die  Bedeutung  folgender 
Mittheilung  der  augsburger  Allgemeinen  Zeitung,  1865,  Hauptbl.  Nr.  13. 
S.  200  fg.,  nicht  beseitigt  sein:  „Die  neuesten  Nachrichten  aus  Honolulu, 
vom  25.  Oct.,  melden,  dass  daselbst  das  constitutionelle  Element  in  der 
gedeihlichsten  Entwickelung  begriffen  ist.  Die  Wahlen  für  die  Kammern 
der  sandwichischen  Nation  sind  in  grösster  Ordnung  und  Gesetzlichkeit 
vorübergegangen.  Sämmtliche  Regierungscandidaten  wurden  mit  grösster 
Majorität  gewählt;  die  Opposition  stellte  meistens  gar  keine  Gegencandi- 
daten  auf,  und  die  «amerikanische»  Partei  enthielt  sich  der  Wahl.  Am 
15.  Oct.  wurden  die  Kammern  von  dem  Herrscher  Kamehain eha  mit  einer 
feierlichen  Thronrede  eröffnet,  so  zwar,  wie  man  sie  selten  in  Europa 
hört.     Handel  und  Wandel  sind  in  bester  Zunahme <(  u.  s.  w. 
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sam  unter  dem  Schatze  einer  unsichtbaren  ausser  ihnen  lie- 
genden Macht  bestehend,  einer  Macht,  die  sich  durch  ein 
unwillkürliches  Zusammenziehen  sonst  sich  abstossender 
Grossmächte  in  dem  Augenblick  manifestirt,  in  welchem 
eine  derselben  mit  ihrem  Expansivdrang  zu  weit  gehen 
mochte.  Man  klagt,  das  System  des  alten  christlich  euro- 
päischen Völkerrechts5)  sei  gebrochen.  Es  ist  dem  nicht 
so.  Noch  wirken  die  frühern  Ressorts  und  nicht  minder 
stark  als  sonst,  wenngleich  in  anderer  Weise.  Das  Volker- 
recht  war  nie  stärker  als  jetzt,  aber  neue  Verhältnisse  for- 
dern eine  Kritik  und  eine  Reform  der  frühern  völkerrecht- 
lichen Verhältnisse,  «und  niemals  wird  es  möglich  sein,  das 
Ideal  des  Völkerrechts  mit  der  Natur-  und  Vernunftnoth- 
wendigkeit  der  Coexistenz  einer  Vielzahl  souveräner  Staaten 
und  mit  dem  höchsten  Gesetz  eines  jeden  Staats,  dem  der 
Seibeterhaltung,  in  vollen  Einklang  zu  setzen.  Allerdings 
ist  das  alte  Gleichgewichtssystem6),   habe  man  es  ehrlich 


5)  Nachträge  zu  Thl.  2,  S.  33,  186,  558  fg.:  Völkerrecht  über- 
haupt: Lamartine,  La  France  parle  m.,  I,  130  fg.  Zouch,  De  jure  fetiali, 
sive  de  jure  inter  gentcs.  Voigt,  M.,  De  fetialibus  populi  rom.  quest. 
spec.  (Leipzig  1852).  Wheaton,  H.,  Histoire  du  progres  du  droit  des  gens 
(4.  Aufl.,  2  Thle.,  Leipzig).  Dtrselbe,  Elemens  du  droit  international 
(4.  Aufl.,  Leipzig).-  Martern,  Gh.  de,  Causes  celebres  (2.  Aufl.,  5  Thle., 
Leipzig).  Gardeu,  de,  Histoire  generale  des  traites  (Paris),  Theil  1 — 10. 
Quehl,  R.,  Das  preußische  und  deutsche  Consularwesen  (Berlin  1863). 
Kaiteuborn  v.  Stachau,  K.,  Kritik  des  Völkerrechts  (Leipzig  1847).  Escher, 
a.  a.  O.,  1,7;  II,  615,  649.  Clerq,  de,  Recueil  des  traitSs  de  la  France 
11713—1802]  (Paris  1864),  Thl.  1.  Fröbel,  Theorie  der  Politik,  II,  365, 
Note.  —  Internationales  Seerecht:  Seldeni,  •/.,  Mare  clausuni  (Lon- 
don 1636).  Peuchet,  J.,  Du  commerce  des  nentres  en  tems  de  guerre 
(Paris  1802).  Wurm,  C.  F.  v.,  Die  Neutralitat  des  deutschen  Seehandels 
(Hamburg  1841).  Weiss,  Code  du  droit  maritime  international  (2  Thle., 
Paris  1858).  —  Kriegsrecht:  Held,  System  des  Verfassungsrechts,  II, 
295.  Villiaume,  W.,  L'esprit  de  la  guerre  (2.  Aufl.,  Brüssel  1864).  Fric- 
ciite,  C,  Geschichte  des  deutschen,  insbesondere  des  prenss.  Kriegsrechts. 
Frobel,  a.  a.  O.,  II,  251  („Krieg  ist  die  völkerrechtliche  Revolution"). 
Deutsche  Vierteljahrsschrift,  Heft  108.  —  Diplomatie:  Gar*s  Tommaso, 
Uebersetzung  von  Reumont's  Schrift  über  italienische  Diplomaten  und  Diplo- 
matie. Escher,  a.  a.  O.,  II,  659.  Lamartine,  a.  a.  O.,  I,  197  („La  diplo- 
matie  une  science  ou  une  prevision"). 

6)  Das  Neueste  über  das  Gleich  ge  wich tssystem  s.  bei  Laurent,  Etudes 
(Brüssel  1865),  X,  44  fg.  u.  bes.  63. 
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und  ernsthaft  oder  anders  aufgefasst,  dahin;  aber  die  An- 
forderung an  ein  Gleichgewichtssystem  besteht  mehr  als  je, 
und  bei  gutem  Willen  kann  und  muss  es  besser  werden  als 
das  frühere  war.  Das  Gesetz  der  Nivelliruog  gilt  in  einem 
gewissen  Sinne  auch  für  Volker,  wenn  die  berechtigte  Co  • 
existenz  derselben  nicht  aufhören  soll. 

Uebrigens  muss  der  Einfluss  der  eben  bezeichneten  Zu- 
stände auf  den  Constitutionalismus  ein  ungeheuerer  sein. 

Der  Staatenkoloss  mag  nach  innen  schwach  genug  ath- 
men,  —  desto  starker  bläst  er  nach  aussen  und  ein  Staats- 
mann kann,  wiewol  im  eigenen  Lande  ohnmächtig,  doch  die 
Welt  zu  regieren  wähnen  und  dadurch,  dass  er  seinen  Staat 
in  diese  einflussreiche  Stellung  versetzt,  auch  im  eigenen 
Lande  eine  Zeit  lang  fast  willkürlich  zu  regieren  glauben.  7) 
Er  kann  vor  der  Welt  ein  grosser  Staatemann  sein  und  mit 
dem  Ruhm  und  Selbstgefühl  seiner  Nation  auch  ihre  Kraft 
heben,  wie  er  sie  leitet.  Der  kleine  Staat  dagegen  ist,  weil 
ohnmächtig  nach  aussen ,  darum  noch  nicht  seiner  selbst  und 
im  Innern  mächtig.  Auf  seinen  Athmungswerkzeugen  lastet 
der  Druck  der  Grossmächte,  die  ihn  auch  in  seiner  innern 
Entwickelung  sobald  beschränken,  als  sie  von  dieser  für 
ihre  Vergrosserungszwecke  fürchten,  die  ferner  aus  Gründen 
der  Freiheit  und  Selbständigkeit  des  Kleinstaats  keinen 
Widerstand  gegen  ihre  Ansinnen  dulden  und*  den  Schwachen 
durch  die  in  seinen  weiten  Gebieten  gebundenen  Interessen 
der  Landeskinder  desselben  zu  dem  kleinern  Uebel  zu 
zwingen  vermögen.  An  eigene  Expansion,  oder  an  Ex- 
pansion durch  eigene  Kraft  und  im  eigenen  Interesse  zu 
denken,  würde  einen  solchen  Kleinstaat  zum  wahnsinnigen 
stempeln,  und  was  ihm  in  dieser  Richtung  gestattet  wird, 
ist,  wenigstens  der  bestimmenden  Absicht  nach,  immer  für 
Rechnung  eines  Grosstaats. 

Es  fällt  in  die  Augen,  dass,  da  Gross-  und  Kleinstaat- 
lichkeit selber  wieder,  z.  6.  durch  die  Lage  des  Landes, 
durch  die  Dichtigkeit  und  Bildung  der  Bevölkerung  u.  s.  w., 
sehr  verschieden  sein  können,  ebendurch  diesen  Umstand 
eine  Menge  von   Verschiedenheiten  in  der  Bethätigung  der 


7)  Metternich  soll  bekanntlich  gesagt  haben,  dass  er  zwar  lange  Eu- 
ropa, nie  aber  0  esterreich  regiert  habe. 
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modernen  Zeitidee  oder  im  Constitutionalismus  vorkommen 
müssen. 

Offenbar  wäre  es  unmöglich,  auf  alle  diese  Dinge  im 
einzelnen  einzugehen.  Fürs  erste  erscheint  es  aber  auch 
nicht  so  noth wendig,  da  sich  für  die  Hauptverschiedenheiten 
auch  Hauptrepräsentanten  darbieten.  Als  solche  bezeichnen 
wir  England,  Frankreich  und  Deutschland,  in  welchem 
letztern  neben  Oesterreich  und  Preussen  eine  Vielzahl  von 
Staaten  jeder  Grösse  enthalten  ist. 

II. 

Doch  wir  können  nicht  zuerst  auf  eine  allgemeine  po- 
litische Uebersicht  eingehen;  denn  wenngleich  unsere  Zeit 
nicht  immer  erkannt  hat,  dass  es  von  ehedem  und  überall 
massgebende  sociale  Fragen  gegeben,  die  freilich  von  der 
Politik,  und  zwar  meist  ungern  und  widerwillig,  mehr  tole- 
rirt  wurden,  als  dass  sie  die  Politik  geleitet  hätten:  so 
hat  unsere  Zeit  jedenfalls  das  Verdienst,  nach  selbständiger 
wissenschaftlicher  Erfassung  der  grossen  und  kleinen  socialen 
Kräfte  zu  trachten  und  ihren  Bewegungen  eine  erzeugende 
und  bestimmende  Kraft  für  die  politischen  Schöpfungen  ein- 
zuräumen. Bei  dem  herrschenden  Princip  unserer  Zeit,  dem 
der  freien  Bewegung  und  Association  des  Individuums  und 
der  Theilnahme  des  Volks  durch  Vertreter  und  durch  die 
öffentliche  Meinung  an  allen  wichtigen  Staatsangelegenheiten, 
sowie  bei  dem  wirksamen  Hinausreichen  der  wichtigsten  so- 
cialen Kräfte  über  die  Grenzen  des  einzelnen  Staats,  und  bei 
den  dadurch  entstandenen  internationalen  Wirkungen  er- 
scheint diese  Anerkennung  der  socialen  Verhältnisse  in  un- 
sern  Tagen  ebenso,  natürlich,  wie  sie  dem  Alterthum  un- 
möglich gewesen  wäre. 

Man  unterscheidet  nun  bald  „die  sociale  Frage44 
und  bezeichnet  damit  das  gesammte  sociale  Element  in  allen 
seinen  Verzweigungen,  bald  „die  socialen  Fragjen44  und 
versteht  darunter  eine  Vielzahl  verschiedener  geselliger 
Verhältnisse  von  angeblich  oder  wirklich  nicht  ausschliess- 
lich oder  doch  vorherrschend  politischer  Art,  die  entweder 
von  jeher  schon  da  waren,  wie  z.  B.  die  Familie,  die  Religions- 
gesellschaft als  solche,  das  Proletariat,  die  Prostitution  u.  s.  w., 
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in  unsern  Zeiten  aber  anders  aufgefasst  und  dargestellt 
bind,  oder  erst  neu  in  Verbindung  mit  unsern  Gesammt- 
verhältnissen  entstanden,  wie  z.  B.  die  moderne  Ar- 
beiterfrage, das  Gesindeverhältuiss,  die  Handels-  und  Ge- 
werbefreiheit  u.  8.  w.  Je  nach  den  verschiedenen  Ansichten 
ist  diese  oder  jene  von  den  socialen  Fragen  die  überhaupt 
für  alle  modernen  Culturstaaten  wichtigste,  den  übrigen 
gleichsam  präjudicielle,  z.  B.  die  rationalistische,  materia- 
listische, unkirchliche  und  unreligiösc  Richtung  der  Zeit, 
die  Seltenheit  und  Laxheit  der  Ehen,  das  Verschwinden 
der  Familienzucht,  die  Frauenemancipation,  der  Volksunter- 
,  rieht  u^  s.  w.  Mitunter  wird  auch  diese  oder  jene  einzelne 
sociale  Frage  gerade  nur  für  diesen  oder  jenen  Staat  als  die 
brennende  oder  Hauptfrage  bezeichnet,  so  z.  B.  die  Arbeiter- 
frage für  England,  die  Sklavenfrage  für  Amerika,  die  Ver- 
nichtung des  mittlem  Standes  für  Frankreich,  der  Land- 
wirtschaftsbetrieb für  einzelne  deutsche  Staaten  u.  s.  w. 
Zerfällt  ein  Land  in  verschiedene  Theile  mit  verschiedenem 
Nationalcharakter,  verschiedener  Bildung  und  Cultur,  so 
können  für  dieselben  wol  auch  verschiedene  brennende  so- 
ciale Fragen  entstehen.  Selbst  die  ursprünglichsten  Grund- 
lagen alles  gesellschaftlichen  Daseins,  wie  die  Ehe,  das 
Eigenthums-  und  Erbrecht,  die  Vertragsverbiudlichkeit,  sind 
als  rein  sociale  Fragen  oder  doch  blos  vom  socialen  Stand- 
punkt aus  betrachtet  worden. 

Es  ist  eine  eigene  Sache  um  die  Beurtheilung  einer 
grossen  geschichtlichen  Erscheinung  durch  einen  Mitlebenden. 
Während  man  zur  richtigen  Beurtheilung  der  Geschichte 
einigen  Vortheil  dadurch  hat,  dass  man  ausserhalb  des 
fraglichen  Moments,  unberührt  von  ihm  und  ohne  persön- 
liches Interesse  daran  steht,  gewährt  das  Mittendarinsein 
eigene  Mittel  richtiger  Auffassung,  die  durch  nichts  anderes 
zu  ersetzen  sind. 

Gehen  wir  von  dem  Satze  aus,  dass  jede  Zeit  Leben 
hat  und  haben  muss,  weil  die  Menschen  die  Zeit  machen, 
so  muss  auch,  je  nachdem  eine  Lebenärichtung  mit  oder 
ohne  Bewusstsein  verfolgt  wird,  der  Grad  der  Lebhaftig- 
keit verschieden  erscheinen.  Man  wird  geneigt  sein,  der 
unbewussten  Bewegung  das  Leben  ab-  und  der  bewussten 
zu   viel  Leben  zuzuschreiben.     Erkennt  man   nun  auch  die 
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geheimen  Regungen  der  eigenen  Zeit,  wenn  man  mit  den 
nöthigen  Sinnen  sie  beachtet,  verhältnissmässig  am  besten, 
so  erscheint  es  doch  naturlich,  dass  man  namentlich  die 
starkern  und  auffallendem  selbsterlebten  Bewegungen  für 
die  in  ihrer  Art  grössten  und  stärksten  hält,  die  dagewesen 
oder  überhaupt  möglich.  Auch  hier  sind  Eitelkeit  und  Un- 
wissenheit nur  zu  häufig  die  Quellen  des  Irrthums;  denn 
es  kann  kein  Zweifel  .sein,  dass  z.  B.  eine  Bewegung,  welche 
auf  dem  Grunde  eines  irrigen  religiösen  Glaubens  oder  einer 
trügerischen  Rechtfertigung  des  Despotismus  die  Alleinherr- 
schaft eines  Einzigen  oder  Weniger  mit  aller  Energie  ver- 
folgt, nicht  geringer  sein  kann,  als  eine  Bewegung,  welche, 
die  politische  Emancipation  fortwährend  in  weitere  Kreise 
zu  tragen  sucht.  Und  es  ist  gewiss  ebenso  grossartig  und 
wunderbar,  wenn  durch  die  Macht  des  religiösen  Glaubens, 
dep^  wenn  wahr,  allein  befreit,  mißbräuchlich  die  Welt  in 
geistige  Unfreiheit  geschlagen  wird,  wie  wenn  durch  dieselbe 
Macht,  durch  den  redlichen  Gebrauch  einer  religiösen  Wahr- 
heit, durch  den.  Glauben  an  die  wesentliche  Gleichheit  der 
Menschen  als  solchen  die  Welt  umgestaltet  wird. 

III. 

Diese  Erwägungen  bestimmen  uns  denn  auch,  behut- 
sam in  der  Beurtheilung  der  socialen  Bewegung 
unserer  Zeit  zu  sein. 

Wir  nehmen  Anstand,  den  Charakter  unserer  Zeit  im 
Gegensatz  zum  Mittelalter  zu  scharf  abzugrenzen,  die  Be- 
hauptung, als  ob  unsere  Zeit,  mehr  als  eine  andere,  nur 
eine  Uebergangsperiode  sei,  zu  stark  zu  urgiren,  die  Be- 
wegung derselben  im  Verhältniss  zu  andern  Zeiten  zu  über- 
schätzen, den  neuen  Entdeckungen  rücksichtlich  der  Um- 
wandlung jder  Ansichten  über  das  Gute  und  Nützliche  für 
Staat  und  Kirche  eine  allein  bestimmende  Kraft  beizulegen 
und  überhaupt  die  Isolirtheit  der  socialen  Frage  von  den 
übrigen  Lebensfragen,  namentlich  von  der  politischen,  oder 
die  Möglichkeit  eines  definitiven  Abschlusses  irgendeiner  der 
bekannten  und  angedeuteten  socialen  Fragen  zuzugestehen, 
ohne  jedoch  deren  Wichtigkeit  und  das  Verdienst  unserer 
Literatur  um  dieselben  auch  nur  im  mindesten  zu  beanstanden. 
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Fangen  wir  an  bei  dem  Gegensatz  des  Mittelalters  zu 
unserer  Zeit,  so  ist  bekannt,  dass  die  einen  das  Mittelalter, 
die  andern  unser  Zeitalter  für  die  bessere  Zeit  halten  und 
dort  nur  Gutes  und  Fortschritt,  da  Schlechtes  und  Verfall 
sehen,  oder  umgekehrt.  Man  nennt  das  Mittelalter  wol  auch 
eine  Zeit  der  Symbolik,  auf  welche  der  Realismus  der 
Fürstengewalt  und  nun  der  Idealismus  der  Neuzeit  mit  dem 
Constitutionalismus  gefolgt  sei.  Wieder  andere  sehen  im 
Mittelalter  entweder  eine  Zeit  allgemeiner  Zuchtlosigkeit, 
oder  eine  Zeit  der  strengsten  Zucht  auf  der  Basis  einer  tiefen 
und  strengen  Religiosität,  eine  Zeit  der  Gewalt  und  Ge- 
wissenlosigkeit, oder  der  frommen  Ergebung  und  des  all- 
mächtigen Pflichtgefühls,  der  Nüchternheit  und  der  Fähig- 
keit, sich  mit  allem  zu  bescheiden,  oder  des  plumpsten 
Luxus  und  des  unbegrenztesten  Dranges  nach  materieller 
Befriedigung.  8)  Die  Verschiedenheit  der  Urtheile  über  das 
Mittelalter  bedingt  natürlich  auch  die  verschiedenen  Urtheile 
über  unsere  Zeit  und  deren  Verhältniss  zum  Mittelalter. 

Zu  denen,  die  unsere  Zeit  schelten,  gehören  aber 
nicht  blos  diejenigen,  welche  aus  Unwissenheit,  poetischer 
Ueberschwenglichkeit  oder  Selbstsucht  das  Mittelalter  preisen 
und  dasselbe,  freilich  nur  insoweit  als  es  ihren  Interessen 
günstig  wäre,  repristiniren  möchten,  sondern  auch  die  un- 
geheuere Zahl  derjenigen,  welche  aus  irgendeinem  andern 
Grunde  mit  der  Gegenwart  unzufrieden  sein  zu  müssen 
glauben. 

Die  Hauptvorwürfe,  welche,  sonderbar  genug,  wol  auch 
von  Rationalisten,  unserer  Zeit  gemacht  werden,  sind:  die 
religiöse  Gleichgültigkeit,  welche  entweder  Gott  gänzlich 
entsetzt,  oder  höchstens  eine  Art  von  constitutionellem  Gott, 
„un  Dieu  tolerant"9),  eingesetzt  habe;  die  besonders  durch 
den  Protestantismus  entwickelte  Unkirchlichkeit  der  grossen 
Masse10),  der  ungeheuere  materialistische  Luxus,  die  un- 
begrenzte    Genussucht     und    das    Misverhältniss    zwischen 


8)  Vgl.  Taine,  Histoire  de  la  litterature  anglaise,  z.  B.  II,  217,  335, 
340,  354.  Schilderung  der  Ulisittlichkeit  in  der  Literatur  u.  s.  w.  zur  Zeit 
der  englischen  Restauration :  ebend.  II,  458, 460,  489  fg.,  506  fg,  536,  553,  577. 

9)  Laurent,  a.  a.  0.,  VIII,  348.     Taine,  a.  a.  O.,  II,  207. 
10)  Döttinger,  Kirche  und  Kirchen,  S.  208  fg.,  314  fg.,  468  fg. 
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Wollen  und  Vermögen.  n)  Aber  die  Idee  eines  constitutio- 
nellen  Gottes  ist  jedenfalls  nicht  ganz  neu.  Abgesehen  davon, 
dass  zu  allen  Zeiten  die  Menschen  gewohnt  waren,  sich  den 
Willen  Gottes  so  oft  als  thnnlich  nur  nach  ihrem  persön- 
lichen Bedarf  auszulegen,  so  ist  schon  der  Jehovah  der  He- 
bräer mit  den  zwischen  ihm  und  dem  auserwählten  Volke 
formlich  abgeschlossenen  Verträgen  und  der  Bundeslade 
wirklich  eine  Art  constitutionellen  Gottes,  und  bekanntlich 
hat  das  Christenthum  den  alten  Bund  nicht  aufheben,  son- 
dern erneuern,  verbessern  und  erweitern  wollen.  Auch  ist 
es  nicht  schwer,  Erscheinungen  des  religiösen  Indifferentis- 
mus schon  im  13.  Jahrhundert  zu  finden  12)  und  eine  ganze 
Galerie  von  Bildern  des  brutalsten  Uebermuths  und  des 
ausschweifendsten  Luxus  aus  dem  Mittelalter  zusammen- 
zustellen ,  welche  auch  die  gröbste  materialistische  Verirrung 
unserer  Tage  beschämen  würden.  13)  Man  übersieht  den  oft 
sardanapalischen  Luxus  der  mittelalterlichen  weltlichen  und 
geistlichen  Hofhaltungen  und  die  unverschämte  Oeffentlich- 
keit  ihrer  Unsittlichkeiten.  Man  übersieht,  dass  unsere  Zeit, 
in  welcher  das  Vermögen  regelmässig  nur  mühsam  verdient 
und  trotzdem  für  die  politische  Stellung  der  Menschen  fast 
als  irrelevant  betrachtet  wird,  im  Verhältniss  zum  Mittel- 
alter, wo  das  gerade  Gegentheil  stattfand,  nicht  besonders 
materialistisch  genannt  werden  könne.  Man  übersieht  ferner 
die  unzweifelhaft  sittliche  Richtung  des  grössten  Theils  der 
modernen  Staatswissenschaften,  die  „Staatssittenlehre",  die 
„öffentliche  Moral",  die  „moralischen  Unterstützungen  und 
Eroberungen"  u.  s.  w.  14)  Sind  derlei  Dinge  auch  weder 
vollkommen  neu,  noch  rein  moralisch,  so  ist  es  doch  ein 
wichtiges  Zeichen  der  Zeit,  dass  man  sich  selbst  in  diplo- 


11)  Taine,  a.  a.  0.,  III,  418,  426,  453,  456.  Vgl.  auch  Eacher,  a.  a. 
O.,  I,  16. 

12)  Laurent^  a.  a.  O. 

13)  Taine,  a.  a.  O.,  I,  174,  259,  263,  266  fg.  Derselbe  Schriftsteller 
sagt  vom  Mittelalter:  „Le  moyen  age  a  vecu  dans  un  furnier";  und  „Le 
seizieme  siecle  resserable  a  une  caverne  de  lions"  (ebend.,  I,  422,  423). 

14)  Oben  Thl.  2,  S.  32:  Ueber  die  Literatur  der  Stantssittenlehre 
vgl.  auch  Escher,  Handbuch  der  praktischen  Politik,  I,  10,  Note;  II,  27.  Frö- 
bel,  Politik,  II,  362:  „Jedem  politischen  System  Hegt  ein  Moralsystem,  je- 
dem Moral  System  ein  Religionssystem  zu  Grunde."    Escher,  a.  a.  O.,  S.  63. 
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mati8chen  Kreisen,  und  trotz  des  Grundsatzes:  „nc  parlons 
pas  de  morale",  genothigt  sah,  derlei  Bezeichnungen  mehr 
in  Anwendung  zu  bringen,  wahrend  offenbar  eine  Masse 
von  Immoralitäten  des  „ancien  regime  ",  z.  B.  die  Maitressen- 
regierung, Günstlingsherrsehaft  u.  s.  w.,  heutzutage  un- 
möglich geworden  sind.  15)  Gewiss  wird  das  Verhaltniss 
zwischen  Mittelalter  und  Gegenwart  auch  dadurch  nicht 
hinreichend  bezeichnet,  dass  man  annimmt,  die  letzten  drei 
Jahrhunderte  hätten  den  wilden  Menschen  des  Mittelalters 
gezähmt  und  für  jene  „politessc  bienveillantc u  lft),  welche 
die  Bedingung  des  ebenso  viel  geschmähten  wie  vergötterten 
constitutionellen  Lebens  sei,  mürbe  gemacht.  Denn  wie 
man  neben  dem  mittelalterlichen  Aberglauben  in  religiösen 
Dingen,  den  auch  unsere  Zeiten  noch  keineswegs  vollständig 
überwunden  haben,  den  vielleicht  nicht  minder  gefährlichen 
Aberglauben  unserer  Tage  an  die  modernen  politischen 
Formen  übersieht,  so  bedenkt  man  nicht,  dass  blosse  Zäh- 
mung jedes  wirklich  wilde  Thier  verdirbt,  dass  der  Mensch 
entweder  nie  und  in  keiner  Beziehung,  oder  immer  und  in 
jeder  oder  einiger  Beziehung  ein  wildes  Thier  sein  und,  so- 
weit dies  der  Fall,  auch  bleiben  müsste.  Man  sagt  wol 
auch,  Protestantismus  und  Wissenschaft  seien  die  zwei  be- 
wegenden Mächte  des  modernen  europäischen  Lebens  gegen- 
über dem  Katholicismus  und  der  Dummheit  des  Mittelalters. 
Allein  Protestantismus  und  Katholicismus  sind  auch  allge- 
meine und,  auf  Erden  wenigstens,  ewige  Daseinsformen, 
die  sich  in  dem  gegenwärtigen  Gegensatz  der  beiden  wich- 
tigsten christlichen  Confessionen  weder  erst  erzeugt,  noch 
weniger  erschöpft  haben ;  der  Protestantismus  hat  seine  Ka- 
tholiken, der  Katholicismus  seine  Protestanten,  und  der 
häufige  Uebergang  von  Angehörigen  einer  Confession  zur 
andern  Confession  ist   ein  Beweis,   dass  die   eben  gemachte 


15)  Vgl.  uns  er  u  Aufsatz  über  Politik,  namentlich  die  Noten  14  u. 
48,  im  Staats -Lexikon  von  Rotteck  und  Welcher,  3.  Aufl.,  Thl.  11:  ferner 
die  Aufsätze  über  Lehn  nnd  Leibeigenschaft  ebendaselbst. 

16)  Taine,  a.  a.  0.,  II,  109,  505,  610.  ,,L*empire  de  eonvenances 
et  l'habitude  du  savoir  vivre  ne  oommenca  que  sons  Louis  XIV,  et  par< 
t  imitation  de  la  France."  . . .  „  C'est  la  vie  des  salons  qni  a  degrossi  le§ 
hommes",  ebend.,  I,  353,  361,  430. 
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Behauptung  «nicht  blos  von  einer  rein  innerlichen  religiösen 
Meinungsverschiedenheit  gilt.  Dem  Wissen  wurden  zweifels- 
ohne in  unsern  Tagen  unendliche  Gebiete  erschlossen,  allein 
der  letzte  Grund  alles  Wissens  steht  verhaltnissmässig  immer 
in  gleich  unergründlicher  Tiefe,  und  wenn  wir  nicht  sagen 
wollen,  dass  echte  Wissenscbaftlichkeit  niemals  seltener  war 
als  jetzt,  so  ist  doch  gewiss,  dass  sie,  ohwol  zugänglicher 
als  je,  nie  mehr  verlassen,  ihre  Resultate  nie  mehr  bestritten, 
nie  weniger  unmittelbar  wirksam  gewesen  sind  als  in  unserer 
Zeit.  Im  Mittelalter  war  das  Studiren  eine  grosse  Leiden- 
schaft, in  unsern  Tagen  kommt  Studiren  von  Studium  nicht 
selten  wie  „lucus  a  non  lucendo".  —  Möglichst  schnell  und 
wohlfeil  mit  gutem  Geschick  die  reife  Frucht  fremden  Stu- 
diums geniessen,  ist  leider  nur  zu  oft  der  ganze  wahre  In- 
halt des  Studirens.  Allein  auf  der  andern  Seite  darf  doch 
nicht  verkannt  werden,  dass  die  praktische  Richtung  der 
Wissenschaft  überhaupt  auch  ihre  Berechtigung  hat,  und  dass 
durch  sie  unser  Leben  im  Vergleich  zum  Mittelalter  vielfach 
materiell  und  sittlich  bereichert  worden  ist.  Das  Mittelalter 
hat  um  einer  höhern  Idee  willen  unvergängliche  Baumonu- 
inente  errichtet  und  selbst  das  bürgerliche  Wohnhaus  kost- 
bar und  geistreich  geziert;  unsere  Zeit  aber  baut  nur  mit 
Rücksicht  auf  die  Rente.  So  hört  man  oft  sagen;  allein 
auch  dem  ist  nicht  ganz  so.  Im  Mittelalter  baute  mancher, 
der  jetzt  nicht  mehr  baut,  baute  man  anders  und  für  andere 
Zwecke  als  jetzt;  und  doch  wurde  in  keiner  Zeit  eine  ver- 
haltnissmässig so  grosse  Anzahl  neuer  Kirchen  und  Schulen 
errichtet  als  in  den  letzten  paar  Jahrzehnten ;  die  zahlreichen 
monumentalen  Kirchen  früherer  Jahrhunderte  wurden  mit 
grossem  Aufwand  an  Geld  und  Kraft  und,  was  noch  mehr 
ist,  mit  grossem  Verständniss  ihrer  ursprünglichen  Idee  re- 
staurirt  und  vollendet.  Wohnungs-  und  Militärkasernen  ge- 
hören sammt  den  Eisenbahnen  allerdings  nicht  zu  den  bau- 
lichen Schönheiten  17) ;  aber  Gutwohnen  auch  für  die  armem 


17)  Die  häufig  vorkommende  und  vielen  so  auffallende  Unbeliebtheit 
der  sogenannten  Arbeiterkasernen  rührt  meist  noch  von  ganz  andern 
Gründen  her  als  von  einer  gewissen  Geringschätzung  der  Arbeiter  gegen 
bessere  Wohnungen.  Sind  die  dem  Arbeiter  gebotenen  Wohnungen  wirk- 
lich besser   und  für    seine   Mittel    nicht  zu  thener,    *o  wird  er  sie  gewiss 
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Klassen,  Freisein  von  den  Lasten  des  personlichen  Kriegs- 
dienstes, von  der  Furcht  vor  zahllosen  zu  Raubnestern  ge- 
wordenen Burgen  und  deren  Reisigengarnisonen,  sowie  von 
der  Seuche  der  Lanzknechte,  schnell  und  bequem  mit  Billig- 
keit auch  die  weitesten  Räume  durchmessen  und  sich  so  mit 
aller  Welt  in  leichte  Beziehung  setzen  zu  können,  —  das 
alles  sind  wol  auch  schöne  Dinge,  die  sicher  ihre  eigene 
Poesie  haben,  wenngleich  die  Poesie  unserer  Tage  sie  noch 
verabscheut. 18)  Ist  in  der  Renaissance  ohne  Zweifel  ein 
gutes  Stück  Heidenthum  wiederhergestellt,  so  kann  man  in 
der  aussersten  Consequenz  der  Bureaukratie  eine  neue  Form 
absoluten  Herrenthums,  in  der  Entwickelung  des  Gross- 
kapitals und  Grossgewerbes  eine  mit  dem  grossen  feudalen 
Grundbesitz  verwandte  Erscheinung,  in  der  „noblesse  de  robe" 
und  in  der  „noblesse  financiere"  19)  Versuche  zur  Auffrischung 
der  adelichen  Kastenidee  nicht  verkennen.  Es  stände  uns 
noch  eine  Menge  von  historischen  Thatsachen  zu  Gebote, 
um  des  weitern  zu  beweisen,  dass  mit  der  Hervorhebung 
von  Gegensätzen  zwischen  dem  Mittelalter  und  unserer  Zeit 
nicht  viel  zu  machen  ist.  Eigenthümliche  Verhältnisse  aller 
Art  erzeugen  die  verschiedenen  europäischen  Nationalitäten; 
dies  und  der  Fortschritt  oder  die  Fortbildung  der  Momente, 
auf  welchen  unsere  Zeit  ruht,  enthält  im  wesentlichen  den 
ganzen  Unterschied  zwischen  Sonst  und  Jetzt.  Der  Mensch 
überhaupt,  der  europäische  Mensch,  der  Mensch  des  mittel- 
alterlichen   Staats,    sie    sind    im    wesentlichen    geblieben. 


nehmen,  wenn  nicht  höhere  Güter  dadurch  gefährdet  werden,  namentlich 
die  Freiheit.  Man  benutze  die  Association,  um  die  Arbeiter  zu  veran- 
lassen, selber  sich  bessere  Wohnungen  zu  bauen,  und  man  wird  sich  bald 
überzeugen,  dass  es  anders  geht. 

18)  Es  gab  gewiss  einmal  eine  Zeit,  in  welcher  der  Postillon  ebenso 
wenig  poetisch  war  wie  jetzt  die  Eisenbahn,  der  Ritter  ebenso  unpoetisch 
wie  jetzt  der  ge wohnliche  Garnisonsoldat  Der  grosse  Fritz  und  Napo- 
leon I.  haben  den  modernen  Heeren  eine  Poesie  gegeben,  die  schon  wie- 
der durch  eine  andere,  noch  poetisch  oder  utopistisch  erscheinende  Idee, 
die  der  Nationallieere,  abgeschwächt  zu  werden  beginnt. 

19)  Von  der  „noblesse  nuanciere"  gilt  das,  was  das  im  Jahre  1814 
(1.  Sept.)  in  Paris  erschienene  Journal  general  de  France  von  def  noblesse 
überhaupt  sagte,  nämlich:  „La  noblesse  est  une  sorte  de  papier  monnaie 
auquel  l'opiniou  donne  toute  sa  vuleur  et  dont  le  cours  ne  doit  etre 
force:{,  nur  in  erhöhtem  Grade. 
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Aber  die  Art  und  die  Formen  des  Daseins  haben  sich  ge- 
ändert; vieles  geht  leichter,  alles  schneller  denn  sonst;  das 
Bessere  ist  nicht  mehr  Monopol  einzelner  oder  weniger, 
sondern  es  drängt  in  immer  weitere  Kreise,  es  verallgemei- 
nert sich  mit  der  allgemeinen  menschlichen  und  bürgerlichen 
Würde.  *°)  Damit  mussten  aber  freilich  auch  eine  Menge  von 
menschlichen  Fehlern,  Mängeln  und  Schwächen ,  die  ehedem, 
natürlich  unter  zeitgemässen  Formen,  in  zahllosen  kleinen 
nnd  verborgenen  Gemeinwesen  auch  vorhanden %  waren  und 
versteckt  blieben,  in  den  Formen  unserer  Zeit  mehr  an  das 
Licht  treten  und  allgemeiner  gesehen  werden. 

Eine  ganz  andere  Frage  wäre  die,  ob  unsere  gegen- 
wärtige Bildung  mit  den  grossen  Ideen  unserer  Zeit  allent- 
halben in  entsprechendem  Einklang  stehe  ?  2I)  Wir  werden 
diese  Frage  später  untersuchen,  glauben  aber  hier  schon 
folgenden  Gedanken  aussprechen  zu  müssen.  Die  Verbindung 
der  drei  Lebensrichtungen  ist  so  absolut  natur-  und  vernunft- 
nothwendig,  dass,  je  mehr  eine  derselben  äusserlich  durch 
die  andern  übermächtig  gewordenen  Richtungen  unterdrückt 
erscheint,  desto  mehr  sie  auch  von  den  vorherrschendem 
Richtungen  selbst  aufgenommen  worden  sein  mnss.  Der 
übertriebene  Materialismus  bedarf,  je  hoher  er  steigt,  desto 
mehr  Vernunft,  um  sich  zu  rechtfertigen,  und  macht  sich  am 
Ende  zur  Religion,  um  sich  zu  erhalten  u.  s.  w.  Falsch 
bleibt  dies  immer,  denn  die  Einheit  der  drei  Lebensrichtungen 
soll  eine  „unio  per  aequalitatem44  und  nicht  „per  suppressio- 
nem"  sein.  Allein  ein  wichtiges  Zeugniss  muss  selbst  in 
diesem  Irrthum  gefunden  werden. 

Gehen  wir  nun  einen  Schritt  weiter,  so  erscheint  das 
Schlagwort,  unsere  Zeit  sei  eine  Uebergangsperiode, 
nicht  ohne  tiefen  Sinn.  Was  es  aber  in  der  hier  fraglichen 
Anwendung  sagen  soll,  das  sagt  es  nicht.  Denn  jede  Zeit 
ist  eine  Uebergangsperiode;  und  wenn  man  z.  B.  mit  Recht 


20)  „ Verkehrtes  Trachten , 

Vergangnes,  Künftiges  hoch,  nie  Jetz'ges  achten." 

(König  Heinrich  IV.,  Thl.  2,  S.  23,  der  Uebersetzung  v.  Schlegel  nnd  Tieck.) 

21)  Mit  entschieden  praktischem  Takt  sagt  Lamartine,  a.  a.  O.,  I, 
97:  „Les  idees  qui  deyancent  de  trop  loin  les  moeurs,  ne  eont  pas  de  la 
politique,  mais  de  la  philosophie  ou  de  la  folie." 

Held.    ID.  2 
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darauf  hinweist,  dass  sieb  in  unsern  Tagen  unter  der  Fonn 
neuer  socialer  Gebilde  die  Anfange  neuer  Stande  und  unter 
der  Form  alter  Stande  nur  noch  sociale  Gebilde  zeigen,  so 
ist  dies  in  mancher  Hinsicht  ganz  richtig;  allein  es  wird  da- 
mit unserer  Zeit  kein  besonderer  Charakter  beigegeben ,  son- 
dern ihr  nur  das  bildende  und  umgestaltende  Leben  zuge- 
sprochen, welches  jede  Zeit  hat,  und  dabei  etwa  noch  behaup- 
tet ,  dass  unsere  Zeit  für  diese  oder  jene  Entwickelung  als 
Knotenpunkt  erscheine,  was  übrigens  von  jedem  in  lebendiger 
Entwickelung  begriffenen  Volke  in  jeder  Periode  seines  Da- 
seins für  irgendeine  Seite  seines  Lebens  der  Fall  sein  wird. 
Unsere  Zeit  ist  an  Erfindungen  reich.  2V)  Die  Macht 
dieser  Erfindungen  erscheint,  obgleich  sie  meistens  noch  sehr 
wenig  ausgebeutet,  weil  in  ihren  Grundgesetzen  noch  nicht 
erkannt  wurden,  um  so  grosser,  je  gemeinnütziger  sie  sind 
und  je  unmittelbarer  sie  das  Leben  ergreifen,  so'z.  B.  der 
Elektromagnetismus  und  die  Dampfkraft.  Allein  es  war  eine 
Zeit,  in  welcher  der  Hebel  als  eine  mindestens  ebenso  grosse 
Erfindung  betrachtet  werden  muss;  und  die  Zeit  der  Ent- 
deckung des  Magnets,  der  Buchdruckerei  und  des  Pulvers, 
die  Zeit  der  Ergründung  der  allgemeinen  Naturgesetze  durch 
Kopernicus,  Galilei,  Kepler  und  Newton,  welche  die  theo- 
logisirende  und  scholastische  Richtung  des  Mittelalters  ver- 
nichtete 2S)  und  als  die  eigentliche  Mutter  der  ganzen  gegen- 
wärtigen geistigen  Richtung  erscheint,  indem  sie  die  Be- 
freiung und  Aufklärung  der  Menschheit  auch  praktisch  zur 
herrschenden  Weltansicht  machte,  wird  wol  kaum  von  un- 
serer Entdeckungsperiode  übertroffen  werden.  **)  Unsere 
Zeit  ist  eben  durch  die  erwähnten  Erfindungen  und  Fort- 
schritte dahin  gekommen,  dass  sie  ohne  einen  weitern  ver- 
hältnissmässigen  Fortschritt   in    sogenannten   gemeinnützigen 


22)  Peschel,  Ose,  Geschichte  des  Zeitalters  der  Entdeckungen,  l'eber 
die  Wirkungen  der  Erfindung  der  Maschinen  in  England  vgl.  Gm>i*t.  «. 
n.  0.,  I,  307. 

23)  Passavant,  J.  <?.,  Sammlung  vermischter  Aufsatae  (1857),  S.  36  fc. 

24)  Wichtiger  noch  war  die  Zeit  der  Einführung  dos  Chriatenthums 
und  später  der  Klo9ter,  dann  der  Universitäten,  de«  Volksschulwesens». 
Und  die  erst  seit  dem  Siebenjährigen  Kriege  angelegten  Strassen  wirkten 
damals  sicher  nicht  weniger  als  jetzt  die  Eisenbahnen. 
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Erfindungen  nicht  einmal  jenes  Gleichgewicht  der  Lebens- 
richtongen  haben  konnte,  welches  in  frühern  Perioden  unter 
den  damaligen  Verhältnissen  vorhanden  war.  Deshalb  ge- 
horte z.  B.  auch  die  Kartoffel  zu  den  modernen  Erfindungen; 
ohne  sie  wäre  unsere  Zeit  unmöglich.  Dasselbe  gilt  von 
den  verschiedenen  neuerfundenen  Dungmitteln,  der  Drainage, 
von  den  Culturversuchen  mit  Baumwolle  und  Seide,  von 
dem  gesammten  Fabrikwesen  u.  s.  w.  Wenn  aber  aus  jenen 
grossen  Entdeckungen  die  Reaction  gegen  die  theologischen 
Streitigkeiten  des  16.  und  1 7.  Jahrhunderts  hervorging,  frei- 
lich ohne  letztere  zu  beendigen,  so  rcagirt  unsere  Zeit  in- 
folge der  auf  jenen  grossen  Entdeckungen  ruhenden  Fort- 
schritte gegen  die  vorherrschend  doctrinären  politischen 
Streitigkeiten.  Daher  das  allgemeine  Streben  nach  Ergrfin- 
dung  der  wahren  Lebensbedingungen  und  Lebensgesetze  des 
Staats;  und  dies  ist  allein  die  ideell  wahre  Seite  des  ebenso 
oft  misverstandenen  wie  misbrauchten  sogenannten  Nationa- 
tätenprineips.  Auf  manche  vorhandene  Zustände  unanwendbar, 
wird  es,  in  seiner  richtigen  Auffassung  mit  der  Idee  des 
organischen  Staats  zusammenfallend,  der  blos  mechanischen 
und  nur  zu  viel  auch  auf  die  Staatswissensohaften  übertrage- 
nen Weltanschauung  das  Ende  bereiten. 

Mehr  Grund  scheint  aber,  trotz  der  bereits  oben  hin- 
geworfenen Bemerkung,  die  Bezeichnung  unserer  Zeit  und 
ihrer  socialen  Bewegungen  als  rationalistisch- materia- 
listisch zu  haben.  25)  Die  Kirchen  sind  leer  an  Jugend 
und  Männern;  das  gewöhnliche  Kirchenpublikum  ist  jedem 
bekannt.  In  den  Haushaltungen  hat  längst  die  Berücksich- 
tigung der  Kirchengesetze  aufgehört.  Die  officiellen  Kirchen- 
feste sind  kalt  und  unkirchlich;  die  Religion  ist  unfruchtbar 
geworden.  Die  "heiligen  Grundurkunden,  Traditionen  und 
Einrichtungen  der  Kirche  werden  immer  öfter  und  unge- 
scheuter  Gegenstand  zersetzender  Kritik.  Pietät  und  Pflicht- 
gefühl *6)  finden   sich  immer   seltener;   Glück   und  Unglück 


25)  Die  „BihliotheHue  de  philosophic  conteropwaine "  (Paris  1864)  ent- 
hält ein  Bändeben:  Janet,  />.,  Le  materialisme  oontemporain.  Examen  du 
Systeme  du  docteur  Büchner. 

26)  Man  klagt  auch  besonders  gern  über  den  Rückgang  der  deut- 
schen Treue  und  übersieht,  dass  bei  unstsrm  Verkehr  und  unserer  Presse 

2* 
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gelten  nicht  als  mühsam  wohlerworbener  Verdienst  oder  als 
gerechte  Strafe  der  Schuld,  als  providentielle  Fügung,  sondern 
als  Zufall,  Ungeschick  u.  s.  w.  Keine  Unterordnung  mehr 
unter  die  natürlichen  Autoritäten,  keine  Selbstbescheidung 
und  Zufriedenheit,  keine  Geduld!  Gleichwie  der  schnellste 
Kurierzug  dem  Reisenden  nach  wenigen  Minuten  zu  langsam 
geht,  so  wird  keiner  schnell  genug  reich.  In  der  Eile  tritt 
man  schonungslos  jedes  menschliche  Gefühl  mit  Füssen; 
alles  rennt  mit  dem  Rufe  „sauve  qui  peut",  die  Furcht  vor 
dem  „trop-tard"  im  Leibe.  Glanz  und  Wohlleben  sucht  jeder 
um  jeden  Preis;  die  Zeit  wird  zu  Geld  gemünzt  und  der 
selbst  den  Barbaren  heilige  Konigsname  der  Baumwolle  ver- 
liehen. Kein  Opfer  mehr,  keine  Entsagung  für  Gott,  Frau 
und  Kind,  für  den  Staat  oder  sonst  einen  hohem  Zweck; 
nicht  einmal  der  Ueberfluss  wird  um  des  Geistes  halber  dem 
geistigen  Bedürfniss  zugewendet.  Eine  freche  Presse  be- 
herrscht, heimlich  hungernd  und  auf  Umsturz  lauernd,  die 
Volker.  Von  der  Schule  verlangt  niemand  Bildung,  sondern 
jeder  nur  unmittelbar  reelle  Vortheile.  Jeder  nur  für  sich 
und  Gott  nur  für  ihn!  Das  ist  nun  freilich  ein  böses  Sün- 
denregister und,  was  das  Uebelste,  nur  zu  viel  davon  muss 
als  wahr  erkannt  werden.  Aber  sind  denn  wirklich  alle  diese 
Vorwürfe  nur  unserer  Zeit  zu  machen?  In  einer  gewissen 
eigenthümlichen  Form  und  Ausdehnung,  ja!  Aber  in  andern 
Formen  und   für  andere  Kreise  treffen  sie  jede  Zeit.     Eine 

Gelegenheit  zu  Untrene  und  die  Bekanntheit  derselben  ganz  unverhält- 
nissmässig  gegen  früher  zugenommen  hat  und  die  Geschichte  des  Feuda- 
lismus gewiss  nicht  ein  reiner  Panegyrikus  der  Treue  war;  dass  mit  den 
Zeiten  der  Gegenstand  der  Treue  sich  ändern  kann,  ohne  dass  die  Treue 
selbst  sich  vermindern  oder  gar  aufhören  müsste,  und  dass  keine  Zeit 
eine  solche  Macht  des  Credits  kannte  wie  die  unserige.  Uebrigens  ist  es 
klar,  dass  in  unserer  Zeit  es  viel  gefährlicher  sein  muss,  wenn  die  meisten 
bei  der  Erfüllung  öffentlicher  Pflichten  denken:  „auf  mich  kommt  doch 
nichts  an",  als  dies  zu  andern  Zeiten  der  Fall  gewesen.  Allein  auch 
heute  gilt  noch  der  Satz  „noblessc  oblige",  wenn  auch  in  einer  viel 
grossem  Ausdehnung;  dasselbe  ist  von  der  stolzen  Devise  „ich  diene"  zu 
sagen.  Mehr  als  je  hält  nnsere  Zeit  den  für  „wohlgeboren",  „swer  ta- 
gende hat"  (Diestel,  in  der  Allg.  Monatsschrift,  1862,  S.  699:  vgl.  Seneca, 
Epist.  44.),  und  wenn  Ulrich  von  Hütten  fragt:  „Ubi  est  virtus  Germa- 
uorum?  ubi  illa  omnibus  nationibus  cognita,  omnibus  populis  decantata 
virtus  nostra?"  so  muss  man  nicht  vergessen,  dass  seine  Zeit  die  trost- 
loseste Periode  der  deutschen  Geschichte  gewesen. 
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gewisse  Opposition  gegen  die  Kirchliehkeit  fehlt  nie  und  sie 
wächst  und  greift  gerade  bei  den  Besten  um  sich,  wenn  die 
Einrichtungen  einer  Kirche  und  ihre  Lehrsätze  mit  den  zeit- 
gemässen  Entwicklungen  in  Widerspruch  gerathen,  und 
wenn  eine  Barche  dem  absoluten  Gesetz  der  harmonischen 
Ausgleichung  der  Lebensrichtungen  feindlich  sich  entgegenstellt. 
Dass  die  Kritik  an  die  Stelle  eines  grundlosen  Un-  oder 
Aberglaubens  tritt,  ist  naturgemäss  und  ein  Gewinn;  dass 
sie  sich  aber  an  Dinge  wagt,  die  nicht  unter  ihr  stehen,  ist 
eine  Verirrung,  für  welche  jede  Zeit  Beispiele  genug  hat. 
Der  sogenannte  Realismus  geht  allerdings  heutzutage  so  weit 
wie  die  Freiheit;  allein  das  hat  er  zu  allen  Zeiten  gethan, 
und  nur  das  Bett  der  Freiheit  war  in  verschiedenen  Zeiten 
bald  enger,  bald  weiter.  Dass  man  sich  in  unsern  Tagen 
sehr  oft  ohne  innern  Beruf  namentlich  dem  geistlichen  Stande 
zuwendet,  ist  gewiss.  Dagegen  weiss  unsere  Zeit  weniger 
von  Simonie  als  das  Mittelalter,  und  der  ehedem  als  Kleri- 
ker zu  einer  Dompfründe  geborene  dritte  Sohn  einer  ade- 
lichen Familie  wird  wol  auch  nicht  immer  den  innern  geist- 
lichen Beruf  mitangeboren  erhalten  haben.  27)  Wir  haben 
noch  Kirchen  und  Kirchengüter  in  hinreichender  Menge,  um 
selbst  den  grossten  Bedürfnissen  zu  genügen;  die  reichen 
mittelalterlichen  Zuwendungen  an  die  Kirche  aber  entwuchsen 
nicht  immer  wahrer  Pietät,  sondern  sehr  oft  höchst  selbst- 
süchtigen Berechnungen  und  verletzten  zahllose  male  die 
heiligsten  Familienpflichten.  Wie  eine  faulmachende  Erge- 
bung in  die  Ereignisse  schädlich  und  falsch  ist,  so  kann 
das  energische  Ringen  des  Menschen  gegen  die  Ereignisse 
nützlich  und  richtig  sein,  ohne  Unzufriedenheit  aber  gibt 
es  keine  Vervollkommnung.  28)    Die  Ehrlichmachung,  ja  die 


27)  Man  vergleiche  über  die  Entartung  des  Adels  im  16.  Jahrhundert 
die  Stellen  aus  dem  „iiciccvc  avticicoc"  des  Desiderius  Erasmus  bei  Roth 
r.  Schreckenstein ,  Das  Patriciat,  S.  517  fg. 

28)  Dass  blödsinnige  Menschen  die  Wunder  der  Natur  stumpf  mit 
Füssen  treten,  fleissige  Menschen  gedanken-  und  empfindungsarm  nur 
ihre  Aussenseite  unermüdlich  erforschen  und  ihren  Geist  nicht  finden, 
das  alles  beweist  nichts.  Dass  aber  geniale  Menschen  sich  in  die  Natur 
vertiefen,  sie  geistreich,  congenial  finden  und  darstellen,  das  beweist, 
dass  Gott  in  der  Natur  ist,  und  zwar  auch  dann,  wenn  das  verirrte  oder 
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Adelung  der  Arbeit  und  die  Wertbcrhöhung  des  höchsten, 
allen  Menschen  gleich  verliehenen  Guts,  der  Zeit,  ist  nicht 
leicht  zu  überschätzen,  und  der  Drang  nach  Beschleunigung 
bereichert  und  erweitert  die  Sphäre  der  menschlichen  Wirk- 
samkeit. Gewöhnliche  Menschen,  und  aus  diesen  bestand 
immer  die  Menge,  haben  allenthalben  und  zu  allen  Zeiten 
die  höhern  und  zartem  Rücksichten  den  Berechnungen  der 
Selbstsucht  hintangesetzt.  Verbesserung  des  materiellen  Da- 
seins29) ist  an  sich  nichts  Uebles,  und  niemals  war  der 
Mensch  bereiter,  Opfer  zu  bringen,  als  für  das,  was  er  als 
das  Höhere  erkannte  oder  doch  fühlte.  Mangelhafte  Er- 
keimtniss  ist  nicht  immer,  oder  doch  nicht  ausschliesslich, 
die  Schuld  derjenigen,  denen  man  sie  vorwirft,  und  stets 
und  überall  haben  „die  Wissenden"  ^  sich  auch  aus 
andern  als  höhern  Gründen  nicht  gern  in  die  Karten  sehen 
lassen.  Hat  die  Familie  an  Strammheit  verloren,  so  auch  an 
Unnatürlichkeit  und  an  Kraft,  elend  zu  machen.  Haben  wir 
weniger  Frömmigkeit,  so  quält  uns  auch  weniger  der  Fana- 
tismus, der  Aberglaube  und  die  Unsittlichkeit  unter  dem 
Deckmantel  der  Religiosität,  und  sind  unsere  Leute  nicht 
mehr  so  dumm  und  unwissend,  so  kann  sich  auch  der  übel- 
ste Doctrinarismus,  der  geisttödtende ,  wort-  und  silben- 
klaubende und  dennoch  sich  unfehlbar  dünkende  Scholasti- 
cismus  sl)  nicht  mehr  so  breit  machen.  82) 

sich  selbst  überschätzende  Genie  seine  Studien  zum  Beweis  der  Ungött- 
lichkeit  der  Natur,  des  Nichtdaseins  Gottes  gebrauchen  sollte. 

29)  Eacher,  a.  a.  O.,  I,  16. 

30)  Auch  beweisen  die  Quellen,  dass  sapientia  und  nobilitas  im 
Mittelalter  keineswegs  identisch  waren.  Troplong,  a.  a.  0.,  S.  44.  Leget 
Cnutij  praef.  und  cap.  26. 

31)  Der  Scholasticismus  als  Erlinder  einer  „uiachine  a  raisonnement u 
bei  Taine,  a.  a.  O.,  I,  234.  Vgl.  anch  Escher,  a.  a.  (>.,,  I,  16.  Kaulich, 
W.)  Geschichte  der  scholast.  Philosophie  (Prag  1863),  Bd.  1.  Laurent^ 
L'Äglise,  HI,  21. 

32)  Die  Schweiz  erhält  mit  unverhältnissmässig  grossen  Kosten  drei 
Universitäten.  Der  Grand  davon  ist  nicht  Eitelkeit  oder  etwas  dergleichen, 
sondern  der  in  entscheidenden  Kreisen  bewusste  Zweck,  durch  sie  den 
Uebertreibungen  des  rohen  Realismus  und  Materialismus  ein  wirksames 
Gegengewicht  zu  halten.  Auch  haben  die  Professoren  der  schweizer  Uni- 
versitäten zum  Theil  in  dem  ausserakademischen  Publikum  eine  grossere 
Wirksamkeit  als  in  dem  akademischen.  Bedeutsam  ist  auch  die  Bemer- 
kung von  Ditpont -White,  a.  a.  O.,  S.  213:  „Le  bosoin  physique  dans  des 
natures  brutales  n'est  pas  aujonrd'hui  la  plus  grande  sonree  du  mefait." 
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IV. 

Ohne  Zweifel  hegt  unsere  Zeit  viele  falsche  Präten- 
sionen. Aber  das  ist  wol  jetzt  nicht  anders  als  es  sonst 
gewesen. 

Es  ist  z.  B.  eine  falsche  Prätension,  wenn  infolge  der 
Würde,  zu  welcher  unsere  Zeit  die  Arbeit  erhoben  hat, 
eine  bekannte  Klasse  sich  ausschliesslich  die  Bezeichnung 
„Arbeiter"  vindicirt.  Man  glaubt  nicht,  welch  eine  Menge 
unechten  Honigs  und  ungesunder  Bitterkeit  hieraus  gesogen 
werden  kann  und  gesogen  worden  ist.  Wir  wollen  nicht  da- 
ran erinnern,  dass  bekanntlich  oft  diejenigen  die  meisten  Ge- 
schäfte haben,  die  nach  der  gewöhnlichen  Ansicht  nichts  ar- 
beiten. Gewiss  ist  nur,  dass  heutzutage  mit  wenigen  Aus- 
nahmen alles  arbeitet:  der  Gelehrte,  der  Kapitalist,  der 
Soldat  u.  s.  w.,  wie  der  Schauspieler,  der  Seiltänzer,  der 
Bänkelsänger.  Auch  arbeitet  jeder  wol  oder  übel  nicht  Mos  - 
für  sich  selbst,  sondern  zugleich  für  andere  und  hat  für  diese 
neben  jeder  andern  möglichen  Bedeutung  auch  einen  Ver- 
mögenawerth.  Das  Eigentümliche  des  Arbeiters  in  specie 
besteht  also  nicht  in  dem  Arbeiten,  sondern  in  etwas  an- 
derm,  und  zwar  nicht  darin,  dass,  wie  der  Arbeiter  gern 
glaubt,  er  andern  wichtiger  ist  als  diese  ihm,  sondern  darin, 
dass  seine  Abhängigkeit  von  dem  andern,  d.  h.  vom  Arbeit- 
geber, trotz  der  Arbeit,  ja  gerade  durch  die  Art  seine!: 
Arbeit  unmittelbarer,  drückender,  grösser  ist  als  bei  andern 
Arbeitern,  oder  dass  der  Lohn  für  seine  Arbeit  mit  deren 
Antheil  an  den  Erfolgen  der  Unternehmung  nicht  in  dem 
richtigen  Verhältniss  stehe.  Daran  mag  unter  Umständen 
vieles  richtig  sein;  allein  so  war  es  immer  und  überall,  wenn 
das  Grossvermögen  in  irgendeiner  Form  zur  Herrschaft  ge- 
kommen und  diese  weder  durch  die  Kraft  des  Mittelstandes 
gebrochen,  noch  die  nachtheiligen  Folgen  derselben  durch 
die  richtige  Einsicht  der  Grossvermögenden  in  ihre  eigenen 
Bedürfnisse  und  durch  entsprechende  Association  der  Ar- 
beiter neutralisirt  werden  konnten.  Die  Schuldgesetzc  der 
Alten  Welt,  die  Latifuudienwirthschaft,  das  Guts-  und 
Grundherrlichkeitssystem  u.  dgl.  m.  beweisen,  dass  wir 
hier  eine  alte  Sache  nur  in  neuer  Form  haben. 

Wenn  es  nun  nicht  unser  Beruf  sein  kann  und  wir  uns 
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auch  die  Befähigung  nicht  zutrauen,  hier  über  die  eigent- 
liche Arbeiterfrage  im  Sinne  unserer  Zeit  ein  entscheidendes 
Wort  zu  sprechen,  so  mögen  wir  doch  nicht  über  eine  der 
wichtigsten  und  an  Bedeutung  täglich  zunehmenden  Zeit- 
erscheinungen gänzlich  zurückhalten.  Durch  Las  alle  und 
Schulze-Delitzsch  hat  Deutschland  diese  Frage  nach  den 
beiden  denkbaren  entgegengesetzten  Hauptseiten ,  nämlich 
der  Staatshülfe  und  der  Selbsthülfe,  wissenschaftlich  zu  ent- 
scheiden und  theilweise  auch  praktisch  ins  Leben  zu  setzen 
versucht.  Lasalle  will  durch  das  Princip  der  Staatshülfe 
den  Staat  durch  die  Arbeiter,  Schidze  durch  das  Princip 
der  Selbsthülfe  oder  der  freien  Association  die  Arbeiter 
durch  den  Staat  beherrscht  sehen.  Allein  jedes  dieser  Prin- 
cipien  ist,  auch  wenn  man  ihm  eine  andere  als  die  von  uns 
angegebene  letzte  Zweckbestimmung  beilegt,  an  sich  ein- 
seitig und  wäre  keins  ohne  das  andere  denkbar.  Auch  soll 
der  Arbeiter  durch  den  Staat  freier,  der  Staat  durch  den 
Arbeiter  organisch  erweitert,  der  Arbeiter  aber  weder  zur 
politischen  Herrschaft,  noch  der  Staat  zur  ewigen  Unfrei- 
erklärung des  Arbeiters  gedrängt  werden.  Uns  scheint  die 
Wahrheit  in  der  Mitte,  d.  h.  in  der  gleichzeitigen  Aner- 
kennung der  beiden  Principien  zu  liegen,  dass  die  Arbeiter, 
soweit  möglich,  sich  selber  helfen,  dabei  aber  entsprechend 
vom  Staate  unterstützt  werden  sollen.  Die  Verallgemeinerung 
des  politischen  Wahlrechts  kann  nur  die  Frucht,  nie  der 
Same  der  erweiterten  politischen  Fähigkeit  sein.  Lasalle 
würde  dem  Arbeiter  den  Staat,  Schulze  den  Staat  dem 
Arbeiter  entfremden,  und  das  eine  wäre  so  verderblich  wie 
das  andere.  M) 

Zu  den  grossen  brennenden  socialen  Fragen  der  Gegen- 
wart pflegt  auch  die  sogenannte  Dienstbotenfrage  gezählt 
zu  werden.  Nach  der  gewöhnlichen  Ansicht  soll  diese  Frage 
ehedem  theils  durch  die  früh  beginnende  Dressur  der  Dienst- 
boten und  durch  die  strenge  häusliche  Zucht  r  theils  durch 
die  mittelalterlichen  Autoritäten  der  Guts-  und  Leibherren, 
theils  dadurch,  dass  die  Familien  die  Versorgung  der  Dienst- 


33)  Es  ist  übrigens  bezeichnend,  dass  die  Principien  von  Schulze- 
Delitzsch  gegenwärtig  die  ersten  Anfänge  der  Arbeiterassocaitionen  in  Ita- 
lien beherrschen. 


Allgemeine  Um-  und  Ueberschau  u.  s.  w.  25 

boten  übernahmen,  beseitigt  gewesen  sein.  Alles  das  fehle 
heutzutage;  die  Dienstboten  seien  unbotmässig,  sittenlos  und 
genussüchtig,  ohne  Anhänglichkeit  an  das  Haus,  ihre  An- 
forderungen fortwährend  steigernd  u.  s.  w.  Dass  die  Familie 
nicht  selten  die  Schuld  der  Fehler  der  Dienstboten  trage, 
daran  denkt  man  bei  all  diesen  Klagen  freilich  nicht.  84) 
Aber  unbegreiflich  ist  es,  wie  man  übersehen  kann,  dass 
die  Veränderungen,  welche  in  der  Haltung  der  dienenden 
Klasse  vor  sich  gegangen,  nichts  anderes  sind  als  die 
Wirksamwerdung  der  grossen  Veränderungen  der  ganzen 
Zeit  auch  innerhalb  dieser  Menschenklasse.  Musste  doch 
schon  durch  die  Aufhebung  aller  personlichen  Abhängigkeits- 
verhältnisse und  durch  die  Hoherstellung  jeder  Art  von  Ar- 
beit die  Stellung  des  Dienstboten  eine  wesentlich  andere 
werden.  Ein  weiteres  sehr  wichtiges  Moment  scheint  uns 
darin  zu  liegen,  dass  in  Kreisen,  die  sonst  eine  ausser- 
ordentliche Zahl  von  Dienern  erforderten,  deren  ZaKl  jetzt 
sehr  reducirt  ist,  während  da,  wo  sonst  Frau  und  Tochter 
die  häusliche  Arbeit  verrichteten,  jetzt,  wo  dieselben  anders 
sich  zu  beschäftigen  haben,  zahllose  Dienstboten  nothwendig 
sind,  die  weder  durch  ihre  Geburt,  noch  durch  ihre  Bedürf- 


34)  Viele  Dinge,  welche  blos  der  Eitelkeit  der  Herrschaft  dienen, 
wie  z.  B.  das  Livreetragen,  müssen  nachtheilig  auf  den  Charakter  der 
Diener  wirken  und  sind,  ein  Rest  gänzlich  dahingegangener  Zustände,  contra 
bonos  mores  unserer  Zeit.  Wie  weit  aber  in  solchen  Dingen  noch 
die  Unfähigkeit  zur  richtigen  Beurtheilung  unserer  Zeit  gehe,  beweist  eine 
beim  Provinziallandtag  der  Provinz  Pommern  im  Jahre  1864  eingelaufene 
Petition  des  Magistrats  zu  Frauenberg.  Dieser  beklagt  sich  nämlich  darin 
über  das  schlechte  Gesinde  und  sieht  den  Grund  davon  in  dem  Umstände, 
dass  es  den  Herrschaften  nicht  mehr  gut  möglich  sei,  harte  Massregeln 
gegen  das  Gesinde  anzuwenden,  da  die  Aerzte  sich  herbeiliessen,  wenn 
einmal  Striemen  oder  blutige  Stellen  bemerkbar  würden,  darüber  gleich 
eine  Bescheinigung  zu  geben  und  die  Gerichte  nicht  selten  auf  Grund 
solcher  Atteste  die  Herrschaften  gar  verurtheilten.  Dadurch  gehe  aber 
die  wünschenswerthe  Einwirkung  solcher  Massregeln  auf  das  Gesinde  ver- 
loren, nnd  der  Magistrat  ersucht  daher  den  Landtag,  dahin  zu  wirken, 
dass  in  Zukunft  die  Aerzte  und  Gerichte  mit  der  Instruction  versehen 
werden  möchten,  nicht  in  solcher  Weise  der  Einwirkung  der  Herrschaft 
auf  das  Gesinde  entgegenzuarbeiten.  Und  Mecklenburg,  dessen  gesegnete 
Gaue  sich  unter  den  Einwirkungen  mittelalterlicher  Anschauungen  täglich 
mehr  entvölkern! 
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nisse  und  Bildung  von  der  Herrschaft  sich  wesentlich  unter- 
scheiden. Im  ganzen  aber  werden  die  Dienstboten  der  an- 
geblich so  guten  alten  Zeit  nach  ihrer  Art  und  ihren  Ver- 
hältnissen ganz  dasselbe  angestrebt  haben  wie  die  uns  engen. 
Die  vielbelobte  Anhänglichkeit  jener  Zeit  war  ohne  Zweifel 
damals  ebenso  oft  wie  jetzt  nur  das  Product  der  Noth  und 
des  materiellen  Interesses ;  während  aber  ehedem  der  Diener 
selbst  bei  der  grössten  personlichen  Befähigung  auf  ehrlichem 
Wege  kaum  in  den  seltensten  Ausnahmen  selbständig  werden 
konnte,  so  kann  er  es  jetzt,  so  oft  er  dazu  die  Mittel  hat. 
Und  dies  ist  kein  geringerer  Fortschritt  als  der,  dass  jeder 
Meister  werden,  es  aber  nur  dann  bleiben  kann,  wenn  er 
dazu  die  Fähigkeit  besitzt.  Die  in  unsern  Rechten  begrün- 
dete Möglichkeit  der  bürgerlichen  und  politischen  Selb- 
ständigwerdung  für  die  Angehörigen  der  dienenden  Klasse 
ist  eine  grosse  Errungenschaft  unserer  Zeit,  die  vieles  aus- 
gleicht und  mit  der  Verbreitung  wahrer  Bildung  immer  noch 
mehr  ausgleichen  kann.  Von  den  Dienstboten  aber  nur  des- 
halb, weil  sie  dienen  müssen,  besondere,  in  den  gebilde- 
ten Klassen  eben  auch  nicht  gerade  alltägliche  Tugenden, 
z.  B.  eine  ausserordentliche  Bescheidenheit  oder  Aufopferungs- 
fähigkeit verlangen  wollen,  wäre  ungefähr  ebenso  weise  wie 
die  brahmanische  Vorschrift,  dass  der  ganze  Beruf  des  Paria 
darin  bestehe,  den  höhern  Kasten  mit  der  grössten  Selbst- 
aufopferung neidlos  zu  dienen. 

Eine  andere  viel  ventilirte  brennende  sociale  Frage  soll 
die  von  dem  Beamtenproletariat  sein,  wobei  freilich 
öfter  nicht  die  Sorge  für  den  Beamtenstand,  sondern  ein 
gewisser  demokratischer  Hass  und  Neid  gegen  die  ganze 
Stellung  des  Beamtenthums  die  Discussion  beherrscht.  Die 
Amtsmacht  und  äussern  Auszeichnungen  müssen  freilich  zu 
Aergernissen  werden,  wenn  sie  an  unwürdige  oder  ungeeig- 
nete Personen  geknüpft  sind.  Müsste  es  aber  nicht  die 
grösste  Thorheit  sein,  eine  Klasse  höher  gebildeter  Menschen, 
welche  ihre  höhere  Bildung  schon  mit  außergewöhnlichen 
Opfern  erkaufte  und  nun ,  allem  glänzenden  Erwerb  und  ge- 
steigerten Lebensgenuss  entsagend,  sich  für  ihre  unentbehr- 
lichen Dienstleistungen  mit  der  bescheidensten  Vergütung 
und  etwas  Standesehre  befriedigt,  schmähen  oder  gar  be- 
neiden  zu    wollen,    nachdem   der   Eintritt   in    diese   Klasse 
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jedem  unter  gleichen  Voraussetzungen  gleich  offen  steht? 
Geschieht  in  Einrichtung,  Besetzung  und  Besoldung  der 
Aemter  das  Nöthige  und  Gerechte  auf  zweckmässige  Weise, 
dann  kann  der  Beamtenstand  kein  Proletariat  erzeugen;  da« 
Nöthige  und  Gerechte  besteht  eben  darin,  dass  letzteres 
nicht  möglich  werde.  Mittel  dazu  wäre  Verminderung  der 
Zahl  der  Aemter  durch  Erweiterung  des  SeHgovermnents, 
Besetzung  der  Aemter  mit  wenigem,  aber  desto  tüchtigem 
Beamten  und  deren  zeitgemässe  Besoldung,  Aufhebung  des 
Princips,  dass  die  Würde  und  die  materielle  Lage  des  Be- 
amten sich  nur  durch  Beförderung  zu  höhern  Aeintern,  nicht 
durch  gleichwertig  Beförderung  in  einem  und  demselben 
Amte  heben  lasse  u.  8.  w.  Geschieht  das  Nöthige  und  Ge- 
rechte nicht,  so  läge  die  Schuld  jedenfalls  nicht  allein,  viel- 
leicht nicht  einmal  der  Hauptsache  nach  in  der  Beamten- 
weit.  Wenn  übrigens  die  frühere  Zeit  gerade  diese  socialen 
Fragen  nicht  gehabt  hat,  so  hatte  sie  deren  andere,  zwei- 
felsohne nicht  minder  drückende,  z.  B.  die  Versorgung  der 
nachgeborenen  Adelichen  u.  s.  w. 

Es  ist  richtig,  dass  die  Steigerung  des  Luxus,  im  Sinne 
eines  über  die  Verhältnisse  des  Aufwendenden  gehenden  und 
für  ihn  nicht  produetiven  Aufwands,  ihre  eigenen  Gefahren 
hat.  Diese  finden  wir  aber  weniger  darin,  dass  einerseits 
eine  Masse  von  Kräften  hohem  Zwecken  entzogen  wird  und 
Schwindelei,  leichtsinniges  Schuldenmachen  u.  8.  w.  um  sich 
greifen,  als  darin,  dass  der  Mittelstand  gefährdet  und  so 
die  Gefahr  erzeugt  wird,  dass  zwischen  den  demoralisirten 
Heichen,  welche  für  einen  organischen  Stuat  nicht  mehr 
taugen,  und  einer  noch  wilden  oder  entsittlichten  Armuth, 
die  für  den  Staat  noch  nicht  gebildet  ist,  ein  Kampf  aufs 
Messer  entbrennen  müsste.  Wird  auch  von  der  National- 
ökonomiewissenschaft unserer  Tage  der  Satz,  dass  der  Luxus 
durch  die  Steigerung  der  Production  produetiv  wirken  könne, 
im  allgemeinen  verworfen ,  so  kann  man  doch  einem  gewissen 
Luxus  nicht  alle  Berechtigung  absprechen  und  muss  wenig- 
stens anerkennen,  dass  einiger  Luxus  für  den  Aermsten  wie 
für  den  Reichsten  auch  deshalb  Bedürfniss  werden  muss, 
weil  er  oft  die  Bedingung  für  die  freudige  Erfüllung  der 
Arbeit,  für  die  Erhaltung  eines  erhebenden  Selbstgefühls, 
für  die  freiere.  Entwickelung  und  Bethätigung  der  geistigen 
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Kräfte  ist.  Das  Mittelalter  hatte,  gleich  unserer  Zeit, 
Schuldenmacherei  genug,  nebst  Sehwindelei  und  Luxus,  und 
wenn  der  aus  früherer  Zeit  zu  uns  herübergekommene  Mittel- 
stand sich  nicht  mehr  halten  kann,  warum  sollte  es  unmög- 
lich sein,  dass  sich  ein  neuer  zeitgemässer  Mittelstand  bilde? 
Jedem  Streben  ist  ein  unendlich  freier  Spielraum  geschaffen ; 
Maschine  und  Association  sind  noch  nicht  ausgenutzt,  ge- 
schweige miteinander  in  entsprechende  Verbindung  gesetzt; 
unendliche  neue  Werthe  sind  geschaffen  und  entstehen  täg- 
lich neu,  während  die  alten  Werthe  sich  mit  jeder  Stunde 
steigern;  männliches  Wagen  ist  auch  dem  friedlichen  Bürger 
möglich,  und  der  dazu  erforderliche  kühne  Geist  findet  mehr 
Credit  als  das  zahme  Streben  grosser  Erhaltung,  welches 
aufhört,  productiv  zu  sein.  Zahllose  Wege  der  Speculation 
sind  entdeckt  und  keiner  derselben  fällt,  wenn  ihr  erster 
Finder  ungeschickt  oder  unglücklich  oder  lässig  den  Bau 
aufgibt,  in  das  landesherrliche  Frei  zurück.  Unsere  Zeit 
sucht  manches  wieder  rationell  zu  zersetzen  und  die  darin 
liegenden  individuellen  Kräfte  zu  entbinden,  wo  eine  mehr 
heroische  Zeit  gewaltthätig  verbunden  und  gebunden  hat. 
Greift  sie  hierin  auch  manchmal  falsch  und  thut  sie  mitunter 
sogar  das  Gegentheil,  so  mögen  sich  diese  Fehler  mit  den 
unnatürlichen  Schöpfungen  der  Gewaltzeit  ausgleichen.  Immer 
aber  bleibt  der  Bewegung  der  Neuzeit  das  eigen,  dass  sie 
durch  die  Dichtigkeit  der  Bevölkerungen,  durch  die  Be- 
quemlichkeit, Leichtigkeit  und  Masse  der  Verkehrsmittel, 
und  durch  die  Fülle  der  Verkehrsobjecte  durchweg  eine 
mehr  massenhafte  und  infolge  der  Ueberwindung  zahlloser 
früherer  Hindernisse  eine  viel  schnellere  ist;  dass  sie  regel- 
mässig die  geradesten ,  unmittelbarsten  Wege  sucht  und  nicht 
immer  mit  zahllosen  untergeordneten  Rücksichten  transigirt, 
wie  dies  z.  B.  bei  den  frühern  gewundenen  Landstrassen 
der  Fall  war.  Die  Transaction  herrscht  nur  noch  da,  wo- 
hin sie  gehört,  nämlich  wo  der  kürzere  Weg  nicht  aus  höhern 
Gründen  der  bessere  ist. 

Es  ist  ferner  ganz  richtig,  das  die  Sittlichkeitsfrage 
im  19.  Jahrhundert  anders  drängt  als  sonst.  86)    Ein  Haupt- 


35)  In  unserer  Zeit  der  O Öffentlichkeit  ist  das  Skandal  nicht  erst  ent- 
standen, wol  aber  in  »ahllosen  Formen  erst  öffentlich  geworden.    Zu  den 
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grund  liegt  in  der  Auflosung  der  alten  Standes-  und  Ge- 
meinde verbände ,  resp.  ihrer  Autonomie,  womit  sicher  man- 
cher frühere  moralische  Halt  für  das  Individuum  in  Wegfall 
gekommen.  Rechnet  man  einzelne  eminente  Persönlichkeiten 
ah,  so  gehört  dazu,  dass  der  einzelne  eine  reale  Macht  im 
Staate  werde,  wesentlich  eine  Art  von  Association  und  zu 
dieser  ein  gewisses  inneres  Ausgegorensein  der  zu  asso- 
eiirenden  Elemente,  namentlich  in  Beziehung  auf  das  sitt- 
liche Grundprincip ,  also  eine  sittlich  begründete  Einheit. 
Allein  eben  die  vorhin  angegebenen  Momente  drängen  zur 
Association,  die  sie  auf  jede  mögliche  Weise  erleichtern, 
und  wenn  davon  noch  nicht  aller  erdenkbare  Gebrauch  ge- 
macht worden  ist,  so  muss  man  berücksichtigen,  dass  das 
moderne  Associationswesen  überhaupt  noch  sehr  neu  ist 
und  die  eben  bezeichnete  Ausgärung  der  sittlichen  Grund- 
anschauung in  den  neuen  Associationselementen  noch  nicht 
vorgegangen  sein  kann, 

V. 

Wir  konnten  noch  eine  Menge  sogenannter  socialer 
Fragen  berühren,  halten  aber  weder  deren  Vermehrung  hier 
im  allgemeinen  für  noth wendig,  noch  glauben  wir  bei  irgend- 
einer derselben  zu  einem  andern  Resultat  zu  gelangen  als  zu 
dem ,  dass  unsere  Menschheit  unter  deu  neuen  Verhältnissen, 
die  nur  das  Product  ihrer  gesammten  Entwickelung  sind, 
der  Hauptsache  nach  noch  immer  die  christlich -germanische 
auf  der  Basis  des  Alterthums  sei,  dass  sie  nach  IJeberwin- 
dung  der  mittelalterlichen  Daseinsformen  zur  Ausbildung 
neuer  Existenzformen  nach  dem  Gesammtfortschritte  der  Zeit 
berufen  und  darin  begriffen  sei,  dass  sich  Gut  und  Schlecht 
im  grossen  Ganzen  für  früher  und  jetzt  die  Wage  halten 
und  ein  socialer  Fortschritt  insofern  angenommen,  resp.  am 
Ende    resultiren    werden    müsse,    als    ein    Gewinn    für    das 


allergefahrlichsten  dieser  Formen  gehören  die  skandalösen  Theaterstücke, 
die  längst  nicht  mehr  ein  Monopol  von  Paris,  und  leider  gerade  in  den 
Volkstheatern,  besonders  in  Wien  und  Berlin,  eingebürgert  und  von  daher 
über  ganz  Deutschland  verbreitet  worden  sind.  Vgl.  Allgemeine  Zeitung, 
1864,  Beilage  Nr.  298,  S.  4842. 
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Princip  der  harmonischen  Ausbildung  aller  Lebensrichtungen 
und  der  Ausgleichung  zwischen  Freiheit  und  Ordnung  heraus- 
kommt. 

Bei  diesem  grossen  Werke  der  Menschheit  scheint  in- 
sofern eine  Art  von  Arbeitsteilung  stattzufinden,  als  nicht 
nur  die  verschiedenen  Perioden  der  Geschichte  der  Mensch- 
heit in  verschiedener  Weise  daran  theilnehmen ,  sondern  auch 
in  der  Culturgeschichte  eines  Volkersystems,  eines  und  des- 
selben Volks,  im  erstem  Falle  durch  die  verschiedenen  Vol- 
ker, im  andern  Falle  durch  verschiedene  Klassen  eines  und 
desselben  Volks,  dort  neben,  hier  nacheinander,  eine  Arbeits- 
teilung platzgreift.  Um  bei  dem  letztern  Falle  stehen  zu 
bleiben,  so  repräsentirte  im  Anfange  unserer  Geschichte  der 
Klerus  oder  die  Kirche  alle  Ordnung  und  Freiheit ,  alle 
Moral,  Intelligenz  und  materielle  Macht,  soweit  solche  in 
harmonischer  Einheit  und  organischer  Ausgleichung  vorhan- 
den waren.  Nach  der  Kirche  kam  der  Ritterstand;  die 
Kirche  selbst  wurde  gleichsam  ritterlich,  und  was  ihr  nicht 
von  den  frühem  Elementen  geblieben,  oder  was  sie  nicht 
durch  das  Monchsthum  zurückeroberte,  das  gehorte  dem 
Ritterthum ,  in  welchem  die  äussere  Gesellschaft  Jahrhunderte 
lang  den  Trager  der  Harmonie  aller  Lebensrichtungen  und 
die  zeitgemässe  Ausgleichung  zwischen  Freiheit  und  Ord- 
nung in  möglichst  hohem  Grade  erkannte.  Nun  kamen  die 
Städte  an  die  Reihe,  welche  Freiheit  und  Ordnung  aus 
engen  Standesgrenzen  befreiten,  sie  sainmt  der  Moral,  In- 
telligenz und  materiellen  Macht  bürgerlich  machten,  Klerus 
und  Ritterthum  theilweise  in  ihre  Ordnungen  zu  ziehen  be- 
gannen und  das  organische  Gemeinwesen  mit  Unterordnung 
aller  ständischen  Verschiedenheiten ,  wenn  auch  nur  in  enger 
localer  Abgrenzung,  begründeten.  Durch  das  absolute 
Fürstenthum  wurde,  unter  Vernichtung  der  kleinen  städtisch- 
localen  Selbständigkeiten ,  diese  bürgerliche  Idee  auf  ganze 
Länder  übertragen ,  freilich ,  ohne  dass  die  geschichtlich  her- 
gebrachten socialen  und  politischen  Gegensätze  vollkommen 
gelöst  worden  wären.  Auch  der  moderne  Verfassungsstaat 
hat  es  noch  nicht  vermocht,  sich  mit  der  Kirche  befriedigend 
auseinanderzusetzen  und  überhaupt  der  Gesellschaft  die  von 
ihr  gewünschte  Stellung  einzuräumen.  Das  wird  aber  wol 
ewig  so  bleiben  und  keine  Zeit  eine  grossere  Aufgabe  haben, 
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als  eben  diese  Gegensätze  immer  wieder  zeitgemäss  zu  heben. 
Die  Lösung  dieser  Aufgabe  wird  stets  demjenigen  Volke  am 
meisten  gelingen,  bei  welchem  Kraft,  Intelligenz  und  Sitt- 
lichkeit in  verhältnissmässig  höchstem  Grade  gleich  vorhan- 
den sind,  und  mit  klarer  Erkenntniss  und  starkem  Willen 
jede  neue  Freiheit  zu  neuer  Ordnung  führt,  jede  neue  Ord- 
nung die  entsprechende  neue  Freiheit  bringt.  Steht  ein  sol- 
ches Volk  mit  andern  Völkern  von  einseitigerer  Richtung  in 
einem  volkerrechtlichen  System,  dann  muss  es  im  Interesse 
des  Fortschritts  für  die  übrigen  massgebend  werden,  sie 
geistig  beherrschen,  und  das  wäre  nach  unserer  Ansicht 
Deutschlands  Aufgabe,  wenn  sich  Deutschland  selber  zu 
fassen  und  dann,  indem  es  sich  selbst  mässigt,  auch  die 
iibrigen  Staaten  zur  Mässigung  zu  bestimmen  wüsste. 

Hielten  wir  es  für  unnöthig,  hier  weitere  specielle  so- 
ciale Fragen  zu  berühren,  so  halten  wir  es  geradezu  für 
unthunlich,  jwenn  man  in  der  Absicht,  eine  Zeit  in  ihrem 
ganzen  eigenen  Wesen  zu  erkennen,  die  sociale  Frage  von 
der  politischen  trennen  wollte.  Wie  Freiheit  und  Ordnung, 
so  bedingen  auch  die  socialen  und  politischen  Zustände  sich 
wechselseitig.  Ihre  Trennung  zum  Zwecke  gesonderter  Be- 
handlung ist  zwar  nicht  zu  umgehen;  allein  sie  kann  auch 
zu  diesem  Behufe  immer  nur  stattfinden,  um  die  eine  oder 
die  andere  der  beiden  Fragen  vorherrschend  zu  betrach- 
ten ,  auf  dass  beide  desto  vollständiger  in  der  Einheit  erfasst 
zu  werden  vermögen. 

VI. 

In  diesem  Sinne  soll  nun  auch  die  politische  Frage  un- 
serer Zeit  durch  eine  allgemeine  Uebersicht  der  wich- 
tigsten politischen  Zustände  der  Gegenwart  erörtert 
werden. 

Wir  haben  schon  oben  bemerkt,  dass  wir  hier  vorzüg- 
lich nur  England,  Frankreich  und  Deutschland  ins  Auge 
fassen.  Die  Grunde  hierfür  liegen  nahe  genug.  Russland 
steht  noch  in  der  Vorhalle  der  grossen  Bewegung  unserer 
Zeil.  Die  Bauernemancipation  und  die  gewaltige  Behaup- 
tung Polens ,  also  eine  wesentlich  sociale  und  eine  wesentlich 
politische  Frage,  bei  denen  Rnssland  von  diametral  entgegen- 
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gesetzten  Principien  auszugehen  scheint,  werden  diesen 
Staatenkoloss ,  willig  oder  nicht,  schneller  als  viele  denken 
und  als  es  für  Russland  vielleicht  gut  ist,  in  die  constitu- 
tionelle  Bewegung  hineindrängen  und  es  möglicherweise  zum 
Unglück  für  Europa  von  seiner  naturgemässen  Entwicklung 
nach  und  in  dem  Osten  ablenken.  Allein  das  alles  ist  noch 
nicht  geschehen,  und  jedenfalls  erscheint  Russland  für  jetzt 
noch  nicht  als  ein  in  seiner  Culturentwickelung  selbständiger 
Staat.  Es  wäre  möglich,  dass  durch  eine  geschickte  und 
glückliche  Darstellung  der  constitutionellen  Idee  in  ent- 
sprechenden Formen  das  russische  Volkselement  nach  uud 
nach  zu  einem  activen  und  eigentümlichen  Factor  der  Aus- 
bildung des  Constitutionalismus  entbunden  würde.  Allein 
bis  zur  Stunde  ist  dies  noch  nicht  geschehen,  und  so  können 
wir  getrost  Russland  für  die  innere  politische  Frage  der 
europäischen  Staaten  ausser  Ansatz  lassen.  Das  Königreich 
Italien  ist  neu,  und  während  seine  staatliche  Existenz  noch 
immer  precär  erscheint,  hat  sein  Constitutionalismus  nichts 
Eigentümliches,  als  dass  ihm  jede  selbständige  Eigentüm- 
lichkeit abgebt.  Bisjetzt  hat  er  vorzüglich  nur  Staub  auf- 
getrieben, und  wie  wir  die  Sache  ansehen,  so  war  dieses 
Königreich  mit  der  Hauptstadt  Turin  nicht  möglich  und  ist 
mit  der  Hauptstadt  Florenz  unmöglich  geworden.  Ein  Staat, 
der  alles  Sichere  wegwirft,  um  nach  dem  Unsichern  zu 
greifen,  der  fremde  Schwächen  nur  mit  fremden  Kräften 
auszubeuten  und  dann  mit  sich  zu  vereinigen,  aber  nicht  zu 
heben  sucht,  ein  solcher  Staat  müsste  gerade  nicht  das 
Königreich  Italien  sein  und  hätte  doch  keine  Zukunft.  Ob 
es  anders  werden  könne,  ist  weniger  zu  wissen  als  zu  be- 
zweifeln. Spanien,  wesentlich  romanisch  36),*  ist  bisher  dem 
franzosischen  Constitutionalismus  gefolgt,  freilich  ohne  dem 
Imperialismus.  Allein  die  grossen  Anstrengungen,  welche 
das  spanische  Volk  gerade  in  der  neuesten  Zeit  macht,  be- 
weisen, dass  der  spanische  Staat  noch  immer  weniger  auf 
der  Grundlage  der  modernen  Principien  ruht,  als  vielmehr 
sich  auf  denselben  abkämpft.  Wir  begleiten  das  Ringen 
eines  herrliehen  Volks  um  Freiheit  und  Ordnung  mit  den 
besten  Wünschen,  aber  noch  ist  Spanien  keine  selbständige 


36)  Ueber  Romanismus  und  Formalismus  Tgl.  Frobel,  Politik,  II,  173. 
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constitutionelle  Erscheinung.  Die  eigentbümlicbe  Mischung 
germanischer  und  maurischer  Elemente  mit  romanischen  mag 
seinerzeit  eine  eigentümliche  Nuancirung  auch  des  Consti- 
tutionalismus  erzeugen;  aber  noch  ist  alles  in  unfertiger 
Gärung.  37)  Die  amerikanischen  Staaten  sind  entweder  zu 
unfertig  oder  zu  unoriginell,  um  hier  besonders  in  Betracht 
zu  kommen  3Ö),  wieviel  man  auch  aus  ihren  Zustanden  und 
deren  gegenwärtigen  Entwickelungen,  namentlich  für  die  in- 
time Verbindung  der  socialen  und  der  politischen  Frage 
lernen  konnte.  Die  übrigen  europäischen  Staaten,  welche 
nicht,  wie  z.  B.  Portugal,  ebenfalls  wesentlich  romanisch 
sind,  lehnen  sich  vorzüglich  an  die  von  Deutschland  und 
England  repräsentirten  germanischen  Entwickelungen  an. 

Wenn  wir  aber  nun  zu  dem  Versuche  einer  Uebersicht 
der  innern  politischen  Zustände  Europas  mit  vorzüglicher 
Berücksichtigung  von  England,  Frankreich  und  Deutschland 
übergehen,  so  drängt  sich  uns  das  schon  früher  bezeichnete 
Gefühl  der  Schwierigkeit  und  Verantwortlichkeit  unsers  Be- 
ginnens mit  erhöhter  Stärke  auf.  39)  Wir  sind  uns  wohl  be- 
wusst,  dass  ein  Buch  wie  das  unserige,  würde  ihm  auch  die 
Losung  der  Aufgabe  am  vollkommensten  gelungen  sein,  aus 
sehr  verschiedenen  Gründen  nicht  sofort  ins  Leben  dringen 
kann,  also  weder  gute,  noch  schlechte  Wirkungen  in  kur»- 
zer  Zeit  hervorzubringen  vermag.  Allein  trotzdem  schreiben 
wir  umfangreichen ,  wirklich  wissenschaftlich  gehaltenen 
Büchern  grossere,  wenngleich  unendlich  langsame  und  nur 
mittelbare  Wirkungen  zu,  als  den  Tagesblättern  und  Flug- 
schriften,   die    allein    insofern   plötzlich    zu  wirken  scheinen 

37)  Auch  Escher  verspricht  sich  von  der  constitutionellen  Zukunft 
Spaniens  mehr  als  von  der  Italiens.  S.  noch  Semperc,  a.  a.  O.,  S.  243,  247, 
249.  Uebrigens  verdient  es  Anerkennung  und  muss  ohne  Zweifel  als  der 
erste  Hoffnungsschimmer  einer  bessern  Zukunft  Italiens  betrachtet  werden, 
dass  daselbst  in  neuester  Zeit  verhältnissuiässig  sehr  viel  zur  Verbesserung 
des  öffentlichen  Unterrichts  geschieht. 

38)  Erscheint  es  auch  begreiflich,  dass  B entkam  seinerzeit  ein  blin- 
der Anbeter  der  nordamerikanischen  Verfassung  war  (vgl.  dessen  Essai  sur 
TEspagne,  S.  151,  153,  207),  so  ist  doch  die  Meinung  Laboulaye's  (ßtudes 
niorales  et  politiques,  S.  170,  aus  einem  Aufsatz  von  1853)  von  der  So- 
lidität der  nordamtrikani sehen  politischen  Zustände  kaum  erklärlich. 

39)  J/iV/on'*  Ansichten  über  die  Bedeutung  eines  Buchs  und  die  Ver- 
antwortlichkeit des  Schriftstellers  bei   Taine>  a.  a.  O.,  II,  374. 
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können,  als  sie  hier  und  da  einen  längst  gesammelten,  also 
bereits  vorhandenen  Brennstoff  entzünden.  Wir  wollten  ein 
solches  langsam  wirkendes  Buch  schreiben,  ein  Buch,  wel- 
ches von  der  richtigen  Auffassung  einer  grossen  Idee  Zeug- 
niss  gibt,  indem  es  diese  Idee  nach  und  mit  den  drei  Rich- 
tungen des  menschlichen  Lebens,  dem  Herzen40),  dem  Ver- 
stände und  den  physischen  Lebensbestimmungen ,  zu  erfassen 
versucht,  um  so  die  in  dieser  Idee  enthaltene  Wahrheit 
mogliehst  wissenschaftlich,  die  Wissenschaft  möglichst  wahr 
darzustellen.  Wir  wollten  ein  Buch,  welches  von  deutscher 
Ehrlichkeit  und  deutschem  Fleiss  in  der  Erforschung  und 
Darstellung  unserer  grossen  Zeitidee  Zeugniss  gibt,  welches 
keine  Mühe  und  Selbstüberwindung  scheut,  keine  Täuschung 
über  uns  und  den  Gegenstand  unserer.  Untersuchung  zulässt 
und  auf  diese  Weise  an  die  besten  Charakterzüge  aller,  na- 
mentlich der  deutschen  Volker  appellirt,  zunächst  jedoch 
nur  wenige  Auserwählte  ergreift  und  von  diesen  aus  nach 
und  nach,  vielleicht  mit  Vergessenheit  des  Autors,  in  immer 
weitere  Kreise  dringt.  Wir  wollten  ein  Buch,  welches  uns 
selbst  wenigstens  einigermassen ,  d.  h.  insofern  genügt,  als 
es  Zeugniss  gibt,  dass  wir  der  Wahrheit  zu  dienen  und  un- 
sere Pflicht  als  Lehrer  der  Staatswissenschaft  zu  begreifen 
und  zu  erfüllen  nach  Kräften  versucht  haben. 

VII. 

Ueberblicken  wir  nun  zuerst  den  politischen  Gesa  mint  - 
zustand  Europas,  so  scheint  er  auf  den  ersten  Blick  sehr 
viel  Unerfreuliches  darzubieten. 

Eine  ganze  Welt  in  Waffen!  Unter  der  alles  umran- 
kenden Pflanze  der  stehenden  Heere   keimt  nur  kümmerlich 


40)  Wir  i'itiron  einige  Stollen  ans  den  politischen  Reden  Lamartine1«: 
„On  gouverne  par  le  sentiment  et  la  passion"  ...  „L?  sentiinent  est  tont 
dans  un  peuple;  le  priver  de  eette  fbree,  c'est  arraeher  räme  a  la  poli- 
ttque"  ...  „Leg  bons  sentiments  du  peuple  sont  moraux  comme  la  loi  di- 
vine;  ils  sont  tont-puissants  corarae  la  natnre"  ...  „La  bonne  foi  pu- 
blique, le  capital  des  nations  qui  ont  tout  a  eraprunter  un  jour"  .  .  . 
„L'evidence  est  ie  carartere  de  Thonnetet^*'  (a.  a.  O. ,  I,  101,  102, 
207,  212). 
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des  Friedens  Saat.  Die  alte  Kunst  der  Diplomatie  ist  dis- 
creditirt;  aber  desto  mehr  scheint  alles  durch  ihre  Hände 
gehen  zu  müssen,  desto  mehr  scheint  sie  geneigt,  alles  zu 
verderben,  was  männliche  Tüchtigkeit  erkämpft.  Die  Staaten 
stehen  Tag  und  Nacht  gegeneinander  auf  Vorposten.  Ohne 
Scheu  wirft  sich  die  ganze  Erfindungskraft  der  Zeit  auf  die 
Zerstörung  der  Menschen  und  ihrer  grossartigsten  Werke. 
Nichts  erzielt  hobern  Lohn,  grossem  Ruhm,  als  die  Erfin- 
dung des  todlichsten  Geschosses,  es  wäre  denn  die  Erfin- 
dung des  wirksamsten  Vertheidigungsmittels  dagegen.  Die 
Kündigungsfrist  für  die  staatlichen  und  gesellschaftlichen 
Schöpfungen  des  Mittelalters  ist  allenthalben  längst  abge- 
laufen; aber  die  alten  Miethsleute  wollen  nicht  ausziehen 
uud  die  neuen  stehen  scheltend  mit  ihrem  ganzen,  freilich 
bescheidenen  Mobiliar  auf  der  Gasse.  Staat  und  Kirche 
sind  in  scheinbar  höchst  zahmen  Formen  an  vielen  Orten 
härter  aneinandergerathen  als  je  zuvor.  Die  Menschen  ver- 
stehen sich  nicht  und  wollen  nicht  verstanden  sein,  weil  sie 
entweder  wollen,  was  die  andern  nicht  verstehen  sollen, 
oder  weil  sie  überhaupt  nicht  wollen,  was  sie  sollen.  Nie 
war  die  Gesetzgebung  mehr  in  Anspruch  genommen  als 
jetzt,  und  doch  liegt  sie  nach  den  einen  in  den  Windeln, 
nach  den  andern  im  Bahrtuch.  Die  Zeit  verlangt  ungeheuere 
Neuschöpfungen,  und  doch  soll  alles  nur  frei,  organisch, 
gleichsam  von  selbst,  und  zwar  sehr  schnell  und  aus  sich 
selber,  also  ohne  Mithülfe  der  Menschen  vollkommen  fertig 
und  wirksam  sein.  Niemand  will  mehr  gehorchen,  nicht 
weil  er  das  schon  zu  gut  könnte,  sondern  weil  er  es  noch 
nicht  kann.  Alles  bläht  sich  auf  im  Dünkel  einer  wenn 
auch  noch  so  atomistischen  Souveränetät  und  im  Freiheits- 
nnd  Gleichheitsraiische;  aber  die  allein  gleichmachende  werk- 
thätige  Brüderlichkeit  war  zu  keiner  Zeit  mehr  vergessen  als 
iu  der  unserigen.  Falsche  Propheten  tauchen  auf  wie  die 
Pilze,  und  da  das  Sprichwort  „Nemo  propheta  in  patria"  nur 
von  den  wahren  Propheten  gilt,  so  vergiften  sie  die  Völker, 
welche  in  ihrer  Unwissenheit  den  todbringenden  Schwamm 
von  dem  geniessbaren  zu  unterscheiden  nicht  verstehen.  Die 
grosse  Welt  wird  täglich  kleiner  durch  das  alles  umstrickende 
Schienennetz,   und   vergebens  ist  jeder  Vorsuch,  sich  gegen 

3* 
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das    allgemeine    Zeitverderbniss    abzuschliessen. 41)      Damit 
wird  zugleich  die  selbstschöpferische  Kraft  bewusster  Natio- 
nalität durch  den  alles   niveUirenden  Verkehr   immer   mehr 
abgestumpft,  gleichwie  in   den  Völkern  selbst  mächtige  In- 
dividualitäten stündlich  seltener   und   unerträglicher  werden. 
Der  Rechtssinü  ist  dahin;   dahin  die  Anhänglichkeit  an  die 
uralten  Dynastien,  an  das  angestammte  Recht,  an  den  hi- 
storischen   Besitzstand;    die    Fürsten    selbst    vergessen    die 
->sBurgen  ihrer  Ahnen  und  lassen  sie  in  Trümmer  fallen ,  oder 
veh^^uschen  sie  sainmt  Land  und  Volk.     Die   Einheit    der 
Staateiilt»md  ihrer  Regierungskraft  ist  gebrochen  durch  das 
falsche  constiuttaügneUe  System.    Lügen  nur  erpressen  lügen- 
hafte   Beisteuer;    MTfc^auen   lenkt   den    obersten   Rath    de« 
Staats.     Die  Könige  sind  fc*^  blossen  Figuranten  erniedrigt, 
und  rohe   Massen  sprechen  in  Iett^ter  Instanz  datf  entschei- 
dende Wort.     An  allem  Grossen  wird  gemäkelt    und  alles 
Heilige   wird   zersetzt.     Das    Gleichgewicht   ibs«    Europa    ist 
gebrochen  mit  den  alten  Verträgen;    statt    dessen^  herrscht 
Anarchie  in  der  immer  weiter  sich  verbreitenden  For^.iej  jer 
Politik  der  freien  Hand,  unter  welcher  die  brutale  l\cber- 
macht  herrscht.     Kein   öffentliches  Amt   mehr   in  AchtuVy- 
kein   altchrwürdiger    Stand    mehr   unbestritten!      Die    sinT 
reichsten    und    durch    tausendjährigen    Bestand    geheiligte 
Förmlichkeiten  sind  das  Ziel  frivolen  Spottes;   die  feierlich^ 
Krönung  eines  Königs  wird  zum  Stichblatt  schlechter  Witze 
Treue   und  Pflicht  sind    abhanden  gekommene  Begriffe;    es' 
bestehen  nur  Ansprüche  und  Rechte.   Wie  bei  einem  Jüng- 
sten Gericht  nehmen  die  Gerippe  längst  abgethan  erachteter 
Nationalitäten  Fleisch   und   Bein  an  und  drohen,   indem  sie 
gegen   ihre    frühern    Unterdrücker    zeugend    aufstehen,    die 
Staaten    bersten    zu    machen.     Unaufhaltsam    drängen    sich 
usurpatorische  Parvenüs  in  den  Chor  legitimer  Fürsten,  aus 
dem  eine  neue  Klasse ,  die  der  Prätendenten ,  zahlreich,  aber 
beraubt,    schutzlos    und    verlassen    hervorgeht.      Plebiseite 
verdrängen  die  aristokratischen  Ordnungen  von  Jahrhunder- 
ten, Demagogen  den  reifen  Rath  gewiegter  und  ergebene 
Diener,    und    um    das    Wirrsal    der   Begriffe    zu    vollendei 


41)  Nennt  doch   Taine  selbst   das  Genie  „aujuurd'hut    une   uialadi 
a.  a.  O.,  II,  93. 
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verewigen  und  verherrlichen  Revolutionssäulen  und  Revolu- 
tionsfeste sogar  in  Geblütsmonarchien  den  Sturz  aller  Legi- 
timität, den  Bruch  mit  dem  Princip  der  Rechtscontinuität. 
Aus  tausend  neuen  Adern  strömt  zwar  das  edle  Metall, 
aber  nur,  um,  wie  in  den  Märchen,  in  nichts  oder  in  Pa- 
pier zu  verrinnen.  Die  Schulden  der  Staaten  wachsen  ins 
Grauenhafte  und  es  genügt  jetzt  weniger  als  ein  halbes  De- 
cennium,  um  junge  Staaten,  wie  z.  B.  Nordamerika  oder 
Italien,  im  Staatsschuldenschwindel  ebenbürtig  an  die  Seite 
der  ältesten  Staaten  zu  stellen.  Gemeine  Gleichmacherei 
entthront  jede  providentiell  angeborene  oder  wohlerworbene 
Auszeichnung,  und  derselbe  Bahnzug  führt,  fast  jede  Unter- 
scheidung aufhebend,  die  gekrönten  Häupter  und  die  feind- 
lichen Proletarier. 42)  Mit  frecher  Profanation  misbraucht 
man  die  Freiheit  zum  Schlagwort  für  generelle  Willkür. 
Die  steigende  Thcuerung  des  Lebens  macht  dieses  immer 
mehr  zur  allgemeinen  Last,  und  Selbstmord  und  Wahnsinn 
greifen  erschreckend  um  sich.  Die  Bestechung,  von  den 
feinsten  Formen  an  bis  zu  den  gröbsten,  verpestet  alle  Ka- 
näle eines  idealern  Strebens,  und  die  Selbstsucht  duldet  keine 
Einigung  mehr  zu  grossen,  ewigen  Werken  der  Frömmig- 
keit, der  geistigen  Bildung  oder  der  Wohlthätigkeit.  Ge- 
j,  Macht  und  „apres  nous  le  deluge",  —  das  ist  auch 
ihr  die  ganze  Politik  der  Wahrspruch  der  Zeit! 
Y  Betrachtet  man  nun  die  Hauptvölker  im  einzelnen,  so 
übt  man  leicht  zeigen  zu  können,  dass  jedes  derselben 
cht  nur  die  eben  bezeichneten  Krankheiten  eigentümlich 
8prägt,  sondern  auch  noch  nebenbei  seine  besondern 
rankheiten  hat. 

VIII. 

Beginnen    wir    mit   England!     An    Künstlichkeit   der 
:istenzbedingungen    ist    England    ohne    Zweifel    der    erste 
Staat.     Canada  und  Indien  sind   sehr  preeäre  Besitze,   und 
Poch  ist  ihr  Besitz  durch   die  neuesten  Vorgänge  in  Nord- 
ttd  Centralamerika  einerseits  und  durch  das  Baumwollen- 
dürfniss   andererseits   im  Vergleich    zu    früher    womöglich 


42)  Schon  Zachariae,  Vierzig  Bücher,  VI,  170,  hat  darauf  hingewiesen. 
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noch  viel  wesentlicher  geworden ,  ohne  dass  die  Mittel  oder 
auch  nur  der  Wille  ihrer  Behauptung  zugenommen  hätten. 
Das  Netz,  welches  England,  einer  Spinne  gleich,  über  die 
ganze  Welt  durch  seine  Flotte  ziehen  musstc  und  konnte, 
ist  zwar  von  eisernen,  aber  doch  höchst  feinen  Fäden  und 
könnte  immerhin  durch  die  Coalition  vou  ein  paar  See- 
mächten zweiten  Ranges,  ja  schon  durch  das  Ungestraftlassen 
einer  einzigen  Beleidigung  eines  einzigen  Engländers  im  Aus- 
lande zerrissen,  oder  doch  sehr  bedenklich  verletzt  werden. 
An  seiner  Herzensseite  trägt  .England  eine  ewig  eiternde 
Beule,  Irland,  —  und  seine  äussere  Politik,  die  nur  ein 
Palmerston  leiten  zu  können  scheint,  ist  seit  Deccnnien  die 
trivialste,  rein  auf  den  Moment  berechnete  Utilitätspolitik. 
Die  englische  Politik  lebt  von  der  Hand  in  den  Mund,  und 
zwar  gilt  dies  auch  von  der  gesammten  innern  Politik.  Von 
Stunde  zu  Stunde  wachsen  die  innerlich  auflösenden  und 
zersetzenden  Elemente  und  keine  Hand  regt  sich,  den  un- 
ausbleiblichen Sturm  durch  wahre  Staatsweisheit  zu  be- 
schwören. Die  niedem  Klassen  des  englischen  Volks  sind 
die  rohesten  und  ungebildetsten  der  ganzen  Welt ;  kein  Volk 
ist  so  blind  den  gröbsten  Irrthümern  zugänglich  wie  das 
gemeine  Volk  in  England ,  und  auch  die  schlechteste  Presse 
des  Contineuts  würde  für  Lügen,  wie  sie  die  englische 
Tagespresse  täglich  auftischt,  nur  ein  sehr  kleines  Publikum 
finden.43)  Die  englische  Rechtsverfassung  ist,  wenn  man 
von  der  Jury  absieht,  die  langsamste,  theuerste  und  am 
wenigsten  Rechtsgcwissheit  gebende  in  Europa;  kein  anderes 
Volk  würde  einen  solchen  Zustand  der  Gesetze  und  Ge- 
richte ertragen.  44)  Selbst  in  den  so  gerühmten  Constablern 
fehlt  der  eigentliche  gesetzliche  Sinn,  und  was  von  Rechts- 
sinn  noch  übrig,  besteht  darin,  dass  die  Grossen  und  Mäch- 
tigen ein  Recht  achten,  durch  welches  sie  herrschen.  Das 
englische  Selfgovernment  und  die  ausschliessliche  Regierungs- 
macht des  Parlaments  sind  längst  als  nicht  mehr  ausreichend 
erkannt;  trotzdem  hat  das,  was  in  neuerer  Zeit  an  Aemtern 


43)  Guerry,  A,  J/.,  Statistique  morale  de  l'Angleterre  comparee  avec 
la  statistique  morale  de  la  France  (Paris  1864). 

44)  Vgl.  Äff//,  J.  St.,   Priuciplet;   of  political  economy,   übersetzt  von 
Soetbeer  (2.  Ausg.,  Hamburg  1864),  S.  91,  662  fg. 
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organisirt  und  mit  Beamten  besetzt  wurde,  die  Krone  so 
wenig  als  das  Parlament  verstärkt.  Das  Parlament  selbst 
ist  eine  sich  überlebt  habende  Aristokratie,  deren  bisherige 
Erneucrung8mittel  nicht  mehr  genügen;  aber  Hülfe  scheint 
unmöglich,  und  ruhmlose,  wenngleich  kostspielige  aus-' 
wärtige  Händel  werden  nötigenfalls  künstlich  erzeugt, 
um  das  sehnsüchtige  Auge  vieler  Millionen  von  der  Reform 
abzulenken.  Die  alten  feudalen  Formen,  die  man  sonst  aus 
geschichtlichem  Sinn  um  so  mehr  achtete,  je  mehr  sie  nur 
zur  Hülle  eines  zeitgemässen  Inhalts  dienten,  sind  zu  lächer- 
lichen Fratzen  erblasst.  Poesie,  Kunst  und  Wissenschaft 
haben  längst  aufgehört  englisch  zu  sein;  dafür  ist  Pfeffer- 
sack und  Baumwollenballen  für  englisch  identisch  geworden. 
Der  Mangel  einer  entsprechenden  Landarmee,  sonst  eines 
der  grossen  Palladien  der  englischen  Freiheit,  wird  täglich 
bedenklicher  und  die  Milizen  sind  nicht  im  Stande,  ihn  zu 
ersetzen.  Viehische  Trunksucht  wüthet  in  den  Strassen  der 
englischen  Weltstädte  und  bringt  alljährlich  sogar  Tausende 
von  Frauen  vor  die  Schranken  der  Zuchtpolizei.  4a)  Lon- 
don, die  Stadt,  welche  Tausende  von  mehr  als  königlichem 
Vermögen  umschliesst,  hat  das  traurige  Monopol  unter  den 
europäischen  Weltstädten,  dass  es  täglich  mit  kaltem  Blute 
Menschen  in  unverschuldeter  Armuth  gleichsam  öffentlich 
verhungern  lässt.  In  England  ist  die  Religion  nur  Schein- 
dienst, nicht  Werkthätigkcit ;  die  Kirche  aber  nur  Sache 
der  Reichen  und  Wohlhabenden,  eine  Pfründe  für  die  Ari- 
stokratie, Staatssache;  der  Arme  mag  noch  so  viel  Religion 
haben,  eine  Kirche  hat  er  nicht.46)  Darum  nagen  Sekten- 
wesen und  Katholicismus  an  den  Fundamenten  des  nationalen 
Anglikanismus,  also  auch  an  der  ganzen  gegenwärtig  orga- 
nisirten  nationalen  Kraft.  Die  alte  Gcntry  ist  dahin,  und 
um  so  höher  steigt  die  demokratische  Strömung  gegen  die 
Herrschaft  einer  zwar  nicht  alten,  aber  mit  allem  Schein, 
des  Alterthums  äusserlich  prunkenden  alternden  Aristokratie. 


45)  Nach  einem  englischen  Parlamentsblatte  waren  wirklich  im  Jahre 
1860  von  Neujahr  bis  Michaelis  89903  Personen  wegen  Trunksucht  vor 
den  Polizeihöfen  in  Anklagestand  versetzt,  und  darunter  befanden  sich 
10486  Weiber! 

46)  Tarne,  a.  a.  0.,  II,  183. 
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Dies  erklärt  auch  deren  despotisches  Streben  gegen  alles 
ausser  ihr.  In  einem  nicht  nationalen,  wenig  zahlreichen 
Landheere,  in  welchem  der  Reichste  sich  die  obersten  und 
jeder  nach  seinem  Vermögen  die  andern  Stellen  kauft,  —  in 
•einer  aus  allen  Nationen  zusammengesetzten  und  gepressten 
Marine  herrscht  die  neunschwänzige  Katze,  und  nachdem 
die  ganze  Welt,  mit  Ausnahme  Mecklenburgs,  die  Prügel- 
strafe geächtet  hat,  wird  sie  im  Mutterlande  der  constitu.- 
tionellen  Freiheit  seit  neuester  Zeit  auch  auf  den  civilen 
Stand  angewendet.  Der  Mittelstand,  die  Hoffnung  aller 
bessern  Zukunft,  verschwindet  mit  dem  kleinen  freien  Grund- 
besitz auf  dem  platten  Lande  in  den  grossen  aristokratischen 
Latifundien  47) ;  mit  dem  Mittel-  und  Kleingewerbe  innerhalb 
der  Städte  aber  in  den  zahllosen  kolossalen  Fabriken.  Nicht 
um  der  Freiheit  willen  ist  England  gegen  die  Sklaverei  auf- 
getreten, und  deshalb  hat  es  dieselbe  in  seinen  eigenen 
Grenzen  nicht  sowol  aufgehoben,  als  vielmehr  in  der  Gestalt 
des  Pächter-  und  Fabrikarbeiterthums  zeitgemäss  neu  ge- 
schaffen. 

So  sehen  viele  England  an  und  hätten,  wenn  auch  da- 
bei manches  übertrieben,  recht,  wenn  sie  zugleich  die  andere 
Seite  der  Medaille  angesehen  hätten.  Wir  kommen  hierauf 
später  zurück. 

IX. 

Gehen  wir  zu  Frankreich  über,  so  gilt  es  als  das  Land, 
welches  den  Reigen  des  modernen  Staatsabsolutismus  und 
der  modernen  Staatscentralisation  eröffnet.     Frankreich  er- 


47)  Cobden  agitirt  für  die  Gründung  einer  League  für  den  Freihandel 
in  Land,  wozu  ein  Artikel  aus  London  vom  26.  Nov.  1864  (Allgemeine  Zei- 
tung, Hauptblatt  Nr.  335)  bemerkt:  „Freiheit  des  Grund  und  Bodens, 
Aufhebung  der  Primogenitur  und  aller  Fesseln,  wodurch  die  grundbesitz- 
liche Klasse  die  Veräusserung  des  Landes  fast  unmöglich  gemacht  hat, 
wäre  der  Tod  der  Aristokratie  und  die  Emancipation  des  zahlreichen 
Arbeiterproletariats,  das  kein  anderes  civilisirtes  Land  in  dieser  Ausdeh- 
nung und  in  diesem  Elend  kennt. . . .  Der  Cobden  der  Land- League  ist 
vielleicht  noch  nicht  geboren;  aber  kommen  wird  und  muss  er,  und  der 
R.  Peel,  der  seine  Grundsätze  aufnimmt  und  durch  das  Parlament  bringt, 
wird  der  eigentliche  Gründer  der  englischen  Freiheit  sein." 


Allgemeine  Um-  und  Ueborschau  n.  8.  w.  41 

findet  zuerst  eine  gewisse  Gleichheit  aller  gegenüber  einein 
monarchisch  ausgebildeten  Staate  und  gewährte  ebenfalls  am 
frühesten,  freilich  nur  den  dem  Untergang  gewidmeten  Feu- 
dalherren entgegen ,  ein  gewisses  Mass  persönlicher  Freiheit. 
Frankreich  erfindet  am  ersten  den  „tiers-etat"48),  den  man 
jedoch  mit  der  Reichsstandschaft  der  deutschen  Reichsstädte 
und  mit  dem  deutschen  Stadtbürgerthum  nicht  zusammen- 
werfen darf.  Nach  langen,  fürchterlichen  Kämpfen  und 
nach  Vernichtung  eines  an  sich  durchaus  nicht  unnationalen 
Königthums  flatterte  zuerst  in  Frankreich  die  Tricolore  als 
Symbol  einer  nationalen  Regierung,  im  Gegensatz  zu  dem 
altlegitimistischen  Bicolor.  Frankreich  hat  vor  allen  übrigen 
lindern  den  Constitutionalismus  durch  praktische  Anwen- 
dung eines  systematischen  Doctrinarismus  zu  retten  versucht 
und  entdeckte  bei  dieser  Gelegenheit,  unter  Aufnahme  der 
schon  früher  in  England  gelehrten,  mit  Erinnerungen  der 
classischen  Periode  vermischten  Volkssouveränetätstheorie, 
die  falschen  Staatsprincipien  von  der  Gewaltentheilung,  von 
den  fingirten  Souveränen  (Gesetz,  Gerechtigkeit,  Vernunft 
u.  dgl.),  von  dem  „suffrage  universel"  u.  s.  w.  Frankreich  hat 
auch  sonst,  in  der  Wissenschaft  wie  in  der  Kunst,  mannich- 
faltig  bahnbrechend  gewirkt,  und  es  zeugt  von  gleich  grosser 
Geschichtsunkunde,  wenn  man  dem  franzosischen  Schöpfer- 
geiste nur  Kindereien,  Lascivitäten  und  Extravaganzen  zu- 
schreibt, als  wenn  man  meint,  Frankreichs  Einfluss  habe 
lediglich  Deutschland  beherrscht  und  sei  durch  die  blos  den 
Deutschen  eigene  nationale  Schwäche  für  fremde  Muster  be- 
dingt gewesen.  Denn  es  war  eine  lange  Zeit,  in  welcher 
die  ganze  Welt  nach  französischem  Vorbilde  lebte,  und 
wenn  dieselbe  vorzüglich  mit  der  definitiv  entschiedenen  in- 
nern  Kraftlosigkeit  des  deutschen  Reichs  beginnt,  so  beweist 
der  Verlauf  der  neuesten  Weltereignisse,  dass  sie  zum  guten 
Theil  bis  zur  Stunde  noch  fortdauert.  Nichtsdestoweniger 
soll  nach  der  Ansicht  vieler  Frankreichs  letztes  Stündchen 
bereits   geschlagen    haben.     Frankreich    stirbt   an    Paris4*), 


48)  Gute   Charakteristik   der  Bourgeoisie   bei    Uuizot,   Histoire   parle- 
mentaire,  I,  221  fg.,  224,  228,  285. 

49)  Paris   ce«t   la   France!     Vgl.  hierüber  Carne,   Staatseinheit,  290. 
Duceryier  de  Hauranne,  a.  a.  O.,  I,  290;   II,  67,  82.    Ühambrun,  Du  re- 
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welches  alles  gesunde  und  kranke  Leben  Frankreichs  ver- 
schlingt und  gesteigert  rcproducirt,  infolge  der  überwiegen- 
den krankhaften  Elemente  aber  ganz  Frankreich  krank  macht, 
ohne  selber  gesund  werden  zu  können.  Frankreich  will  die 
Decentralisation,  die  aber,  wie  die  Franzosen  sind,  nur  der 
Anfang  vom  Ende,  der  Eintritt  in  Polens  Schicksal  sein 
würde;  die  hierzu  erforderliche  Coalition  gegen  Frankreich 
könne  seinerzeit  nicht  fehlen.  Frankreich  sei  von  Parteien 
zerrissen,  die  zwar  eine  eiserne  Faust  vorübergehend  da- 
niederhalte, aber  auch  heute  noch  um  die  Wette  bereit 
seien,  ihres  Parteiinteresses  wegen  Frankreich  ans  Ausland 
zu  verkaufen.  Am  meisten  sei  es  eine  vollständig  blind 
machende  Eitelkeit,  wodurch  die  franzosische  Nation  dem 
Gottesgericht  des  Untergangs  verfalle.  Gegen  diese  mangele 
nämlich  jedes  wirksame  Gegengewicht.  Der  öffentliche  Un- 
terricht, schlecht  organisirt  und  noch  schlechter  geleitet,  je 
niederer  desto  dürftiger,  je  hoher  desto  ungenügender  in 
„quali  et  quanto".  Frankreich  geht  aus  von  dem  Princip  der 
Freiheit,  nichts  zu  lernen,  und  lässt  eine  halbe  Million  Kin- 
der ohne  allen  Unterricht,  während  es  den  übrigen  nur 
einen  ganz  mangelhaften  Unterricht  bietet.  Das  reiche 
Frankreich  hat  nur  Geld  für  Ruhm  und  Eroberung.  Der 
Reichthum  ist  schlecht  vertheilt  und  deshalb,  sowie  wegen 
der  Genussucht  des.  Volks*0),  fehlt  ein  eigentlicher  Mittel- 
stand; nicht  einmal  das  historische  allsonntägliche  Huhn  im 
Topfe  eines  jeden  Franzosen  ist  zur  Wahrheit  geworden. 
Eine  lange  Reihe  von  Revolutionen  hat  die  Sitten  verwildert, 
die  Religion  gelähmt,  das  Laster  und  Verbrechen  emaneipirt 
und  allen  Rechtssinn  vollkommen  getodtet. 61)   Bei  der  ausser- 


gime  parlementaire,  S.  371.  Odilon-Harrot,  La  Centralisation,  S.  153,  162  fg. 
Jolly,  Histoire  du  mouvement  intellectuel,  I,  70  fg.  Pelletan's  Briefe  in 
der  Gironde  von  1861.  Derselbe,  Le  nouvel  Babylon  (Paris  1864).  Key- 
tAond,  Etudes  sur  la  litterature,  S.  50  fg.  (Juizot,  Memoire*»,  III,  137, 
139.  Viel-Castel,  a.  a.  0.,  II,  383.  Remutat,  Politique  liberale,  S.  200. 
Untersuchungen  über  das  europäische  Gleichgewicht,  S.  419  fg.  Lamar- 
tine, La  France  parlementaire,  I,  157,  207  fg. 

50)  Hans  Köster  in  einem  Briefe  an  L.  Tieck,  herausgegeben  von 
Holteiy  Bd.  1  u.  2  (Breslau  1864);  s.  Allgemeine  Zeitung,  1864,  Beilage 
Nr.  325,  S.  5277. 

51)  Wir  könnten  die  in  unserm  Schriftchen  „Frankreich  an  der  Spitze 
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ordentlich  leichten  Beweglichkeit  des  Volkscharakters  kein 
sicherer  Bestand,  keine  ernste  Durchführung.  Die  eigent- 
lichen Grundlagen  eines  freien  Staats ,  freie  Presse  und  selb- 
ständige Gerichte ,  unmöglich,  nachdem  die  Pressfreiheit 
von  dem  einen  Extrem,  der  Pressfrechheit,  zum  Presservi- 
lismu8  übergesprungen  und  die  Jurisdiction  Gegenstand  will- 
kürlicher politischer  Administration  geworden.  Deshalb 
auch  der  ganze  constitutionelle  Korper  corrumpirt,  nichts 
als  eine  grosse  Lüge,  von  dem  der  alte  Satz  gelte:  „Cor- 
ruptio  optimi  pessima."  Die  natürliche  Gliederung  jedes 
Volks  in  Stände  einer  unsinnigen  Gleichmachereitheorie  zum 
Opfer  gebracht  ö2),  ohne  deshalb  die  schärfsten  Gegensätze 
aller  Art  auszuschliessen ;  die  andere  wesentliche  Gliederung 
nach  Gemeinden  durch  Vernichtung  aller  communalen  Selb- 
ständigkeit für  ein  freies  Staatslebcn  unfruchtbar  gemacht; 
der  Staat  eine  wunderbar  eingerichtete  Maschine,  von  wel- 
cher jeder  alles  verlangt,  ohne  seine  eigenen  Kräfte  einzu- 
setzen oder  auch  nur  freiwillig  der  wunderbaren  Maschine 
etwas  zu  geben! 

Fürwahr,  wenn  Frankreich  sonst  nichts  ist,  so  wird's 
mit  ihm  nicht  länger  währen  als  mit  England,  es  sei  denn, 
dass  die  übrigen  Nationen  politisch  auch  nicht  besser  sind. 

X. 

Zagend  ergreift  der  Deutsche  die  Feder,  um  von 
Deutschland  zu  sprechen.  Ist  ihm  doch  jede  selbständige 
menschliche  Individualität  und  um  so  mehr  jedes  selbständige 
Volk  etwas  Heiliges ;  was  muss  ihm  erst  das  eigene  Land 
sein?     Fühlt  er  sich  doch  mit  ihm  unglücklich  und  glück- 


der  Civilisation"  niitgetheilten  Stimmen  von  Franzosen  über  den  allge- 
meinen Verfall  aller  Sittlichkeit  u.  s.  w.  in  Frankreich  noch  um  ein  hal- 
bes Hundert  vermehren.  Eine  der  stärksten  Aeusserungen  findet  sich  in 
der  Opinion  nationale  vom  4.  Febr.  1862:  „ Sardanapalismns  oben,  Para- 
sitenthum  in  der  Mitte,  Unwissenheit  und  Elend  unten  —  das  ist  die  Bi- 
lanz unserer  (der  franzosischen)  Gesellschaft."  Wir  verzichten  aber  um 
so  mehr  anf  weitere  Anführungen,  als  unsere  Absicht  nicht  darauf  ging, 
Frankreich  zu  beschämen,  sondern  nur  darauf,  seine  Ansprüche  bezüglich 
des  Vortritts  in  der  Civilisation  auf  das  rechte  Mass  zurückzuführen 
52)  Stern,  Essai  sur  la  liberte,  S.  265. 
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lieh,  schuldig  und  unschuldig.  Er  kann*  die  eigenen  Sünden 
und  das  eigene  Verdienst  von  denen  seiner  Nation  nicht 
trennen,  und  es  ist  schwer,  mit  dem  Griff  ins  Herz  des 
eigenen  Volks  den  ins  eigene  Herz  zu  thun.  Doch,  hören 
wir  auch  hier  zuerst  diejenigen,  welche  nur  von  Schuld  und 
Unglück  Deutschlands,  nur  von  dessen  unbegrenztem  und 
unabänderlichem  Elend  wissen. 

Deutschland  selber  weiss  nicht,  was  es  ist,  und  kein 
Mensch  kann  das  wissen,  es  wäre  denn,  dass  es  nichts  sei. 
Die  Thatsache  der  Vielstaaterei  ist  klar,  aber  es  ist  unmög- 
lich, die  wirkliche  Natur  des  Verhältnisses  der  deutschen 
Staaten  unter  sich  in  irgendeiner  Weise  zu  bestimmen. 
Preussen  und  Ocsterreich  sind  grosse  Staaten  und  die  An- 
fänge ihrer  Flotten  die  ersten  Schritte  zu  ihrer  Stellung  als 
Weltmächte.  Nichtsdestoweniger  sind  sie  untereinander  we- 
sentlich verschieden. 6S)  Alle  übrigen  deutschen  Staaten 
sind  nach  dem  Masstabe  unserer  Zeit  kleine  Mächte, 
keiner  derselben  hat  eine  Anlage  zur  Weltmacht,  und  wäh- 
rend sie  selber  wieder  untereinander  höchst  verschieden  sind, 
gleichen  sie  sich  doch  insofern,  als  kein  einziger  derselben 
für  sich  allein  auch  nur  einigermassen  selbständig  seiu  oder 
für  die  Zukunft  auf  eine  Selbständigkeit  verheissende  Ver- 
grösserung  rechnen  kann.  In  dieser  Beziehung  allein  bilden 
sie  dauernd  eine  eigene  Gruppe.  Während  jedoch  der  Trias- 
gedauke  als  die  Basis  einer  bessern  Organisation  Deutsch- 
lands nur  wenigen  praktisch  erscheinen  kann  ö4),   also  auch 


53)  Frantz,  C,  Die  Wiederherstellung  Deutschlands  (Berlin  1865). 
Hehl,  Deutschland,  der  deutsche  Bund  und  die  deutschen  Grossmächte 
(Würzburg  1864). 

54)  Wir  können  nicht  umhin,  bei  dieser  Gelegenheit  der  deutschen 
Triasidee,  welche  an  sich  keineswegs  neu,  aber  in  unsern  Tagen  von 
vielen  Schriftstellern ,  namentlich  von  Frobel ,  dringendst  anempfohlen  und 
auch  von  mittel-  und  kleinstaatlichen  Staatsmännern  vertreten  wird,  kurz 
zu  gedenken. 

Die  Herstellung  einer  sogenannten  dritten  Staatengruppe  in  Deutsch- 
land aus  den  Mittel-  und  Kleinstaaten  würde,  wenn  auch  nicht  absieht' 
lieh,  doch  thatsächlich,  auf  eine  Art  von  permanentem  Rheinbund  hinaus- 
laufen. Der  Unterschied  dieses  neuen  Rheinbundes  von  dem  des  Jahres 
1658  und  von  dem  des  Jahres  1806  wurde  vorzüglich  darauf  hinausgehen, 
dass  dem  dritten  Rheinbund  die  Entschuldigungsgrüude  fehlen,  die  dem 
ersten  und  zweiten  zur  Seite  standen,  und  dass  die  Lage  des  dritten  Rhein- 
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die  Application  des  Satzes  „Duobus  litigantibus  tertius  gau- 
det"  wegfällt,  scheint  von  der  Gruppe  der  mittlem  und  Klein- 


bundes  bei  der  viel  höher  gestiegenen  Macht  von  Preussen  und  Oesterreich 
eine  viel  ungünstigere  sein  müsste,  auch  abgesehen  davon,  dass  jene  bei- 
den Grosstaaten  für  viele  deutsche  Bundesglieder  stärkere  Attractiom- 
punkte  sein  würden,  als  die  dritte  Staatengruppe.  Dazu  kommt  aber  noch, 
dass  die  deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten  sich  ohne  Zweifel  noch  we- 
niger der  Hegemonie  eines  Mittel  Staats,  als  der  von  Preussen  oder  Oestor- 
reich  fügen,  und  dass,  wenn  auch  nach  Herstellung  der  dritten  Staaten- 
gruppe, die  Aufgabe  der  einheitlichen  Constituirung  Deutschlands  nur  er- 
schwerter hervortreten  würde. 

Etwas  anderes  will  C.  Front:  in  seiner  Schrift:  „Die  Wiederherstellung 
Deutsehlands"    (Berlin  1865),  S.  225,  264.     Nach   ihm   soll  statt  der  bi- 
nären Verbindung  zwischen  Oesterreich   und  Preussen  eine  tertiäre,   näm- 
lich die  Verbindung  beider  mit  dem  übrigen  Deutschland  entstehen,  denn, 
da  sich    die  Gegensätze  in  einem  Dritten  ausgleichen,   so  sei  „omne  tri- 
uuni  perfectum".   Dies  soll  nun  durch  einen  engem  und  durch  einen  wei- 
tem Bund  in  folgender  Weise  bewerkstelligt  werden:  Oesterreich  tritt  nur 
mit  Salzburg,   Tirol    und  Vorarlberg,    Preussen   etwa  mit  einem  Drittheil 
srines    gesammten    Länderbesitzes    in    den    engern    Bund,    der    das    alte 
Deutschland  umfassen  und  so  ziemlich   mit  den  Eigenschaften  der  Souve- 
rinetät  ausgerüstet  sein  soll.     Die  in  diesen   engern  Bund  fallenden  Län- 
der   von    Oesterreich  und  Preussen    stehen    zu    den    übrigen  Besitzungen 
dieser   Staaten   nur  in   dem   Verhältniss   der   Personalunion.    Der  engere 
Bund  aber  ist  in  einem  weitern  Bunde  mit  dem  ausserdeutschen  Oesterreich 
und  Preussen,  den  deutschen  Colonialländern  verbunden.   Es  ist  klar,  dass 
«lieser  Plan  mit  der  gewöhnlichen  Triasidee  nichts  gemein  haben  will  und 
tief   erdacht   ist     Offenbar   zweckmässiger   als  die  Trias   dürfte  Frantzens 
„Trinuni"  auf  friedlichem  Wege  nicht  minder  unmöglich  und  selbst  seine  wirk- 
liche Ausführung  nicht  weniger  unbefriedigend  sein.   Wir  können  uns  hier 
nicht  auf  eine  Ausführung  dieser  Behauptung  einlassen.     Indem  wir  aber 
mit   unserni   patriotischen   Freund   vollkommen   übereinstimmen,    dass   mit 
der  Constituirung   und  nicht  mit  der  Organisation   Deutschlands  begonnen 
werden  muss,  jene  Constitnining  aber  in  dem  Masse  stattfinde,  in  welchem 
die   deutsch -nationale   Idee   an   Kraft   gewinnt   und   die  Unterordnung   der 
Kinzel-Staatsinteressen  unter  die  Gesainmt-Nationaliuteressen  gestattet,  glau- 
l.eu  wir  als  die  ersten  Bedingungen  einer  Constituirung  Deutschlands  fol- 
gende setzen  zu  müssen: 
1)  Dass    zwar    nicht    ein    mathematisch,     aber    natürlich    oder   politisch 
besseres  Verhältniss  in  Beziehung  auf  die  Macht  der  Bundesglieder  an- 
gebahnt  werde,   wonach   sich   auch   das   Stimm  verhältniss   derselben    zu 
ordnen  habe.   Indem  auch  wir  vorläufig  nur  an  eine  Reform  des  Bunde-, 
und   nie   an  einen  centralisirten  deutschen  Einheitsstaat  denken  können, 
glaubeu  wir,   dass    die  Herstellung   des  fraglichen   richtigem   Macht ver 
häitnisse*   durch   ein  Zurückgehen   auf  die   noch  lebendigen  und  bedeu- 
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Staaten  die  Fabel  von  dem  Lamm  zu  gelten,  welches  zwischen 
zwei  Widdern  in  die  Mitte  gekommen.  Hat  sicherlich  ge- 
rade die  Entzweiung  der  Grossmachte  die  Selbständigkeit 
der  übrigen  deutschen  Staaten  fortbestehen  lassen,  so  hat 
sie  selbe  doch  nicht  innerlich  gestärkt,  oder  umgekehrt,  hat 
jene  Entzweiung  fortwährend  auf  die  übrigen  Staaten  ge- 
stossen,  so  hat  sie  selbe  doch  nicht  zerstossen.  Dieser  pi- 
toyable  Zustand  wurde  übrigens  keineswegs  gebessert,  wenn 


tungsvollen,  vom  Wiener  Congress  zu  wenig  beachteten  geschichtlichen 
Unterschiede  der  deutschen  Hauptstämnie  erzielt  werden  könne. 
2)  Dass*  Preussen  und  namentlich  Oesterreich  eine  Politik  aufgeben, 
welche  Deutschland  ihrer  europäischen  Machtstellung  unterordnet  und 
die  Interessen  der  durch  deutsche  Kraft  eroberten  und  behaupteten 
nichtdentschen  Länder  gegen  die  Deutschlands  geltend  macht.  Diese 
Politik  will  den  preussischen  und  den  österreichischen  centralisirten 
Einheitsstaat,  und  indem  es  ihr  wol  kaum  gelingen  dürfte,  je  dieses 
Ziel  zu  erreichen,  würde  die  Erreichung  desselben  ein  in  irgendwelcher 
Weise  kräftig  constituirtes  Deutschland  ewig  unmöglich  machen. 

Es  bedarf  keiner  Versicherung ,  dass  wir  die  Erreichung  dieser  ersten 
Aufgabe  nur  auf  rechtmässigem  Wege,  durch  die  Macht  der  Ueberzeugung 
wollen,  und  da  wir  den  etwaigen  Vorwurf,  unsere  Vorschläge  seien  nicht 
bestimmt  genug,  gar  nicht  fürchten,  weil  wir  entschieden  alle  rein  doctri- 
nären  Dinge  vermeiden,  so  glauben  wir,  dass  die  allererste  und  noch 
nicht  hinreichend  erfüllte  Aufgabe  zur  Constituirung  Deutschlands  die  sei, 
die  Kraft  der  deutsch -nationalen  Idee  nach  allen  Richtungen  hin  immer 
mehr  zu  steigern.  Dazu  muss  die  Bildung  das  Beste  beitragen  und,  bei 
der  ganzen  Lage  der  Universitäten,  die  akademische  Bildung  vor  allem. 
Die  deutschen  Universitäten  entstanden  zunächst,  wie  alles  Grosse  in  der 
deutschen  Geschichte,  durch  denselben  Grundgedanken,  welcher  der  des 
deutschen  Reichs  war.  Als  dieser  Gedanke  sich  abschwächte  und  die 
Universitäten  wenigstens  theilweise  zu  territorialen  Anstalten  wurden,  da 
mochten  sie  das  Veraltete  an  der  Reichsidee  allmählich  absetzen  und  die 
neuen  Ideen  nach  und  nach  in  sich  aufnehmen.  Hatten  sie  zuerst  alt- 
und  neurömisches  Recht  zur  deutschen  Wissenschaft  gemacht,  so  mussten 
sie,  eben  ihrer  wissenschaftlichen  Natur  wegen,  nun  anfangen,  das  deutsche 
Wesen  wissenschaftlich  zu  universeller  Geltung  zu  bringen,  und  was  sie 
ihrer  Entstehung  nach  dem  Reich,  ihrer  Erhaltung  nach  den  territorialen 
Gewalten  verdanken,  das  können  sie  beiden  nur  dadurch  lohnen,  dass  sie 
in  objektiver,  weil  wahrhaft  wissenschaftlicher  Betrachtung  der  Verhält- 
nisse Pflanzschulen  eines  echt  deutsch  -  nationalen  Sinnes  sind  und  immer 
mehr  werden.  Wenn  Träger  der  wahren  Krkenntniss,  werden  sie,  weil  und 
obgleich  nur  geistig  wirksam,  ohne  Zweifel  eine  starke  Macht  sein  zur 
Vermitteluug  einer  der  deutschen  Nation  würdigen  Constituirung  Deutschlands. 
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die  beiden  grossen  Staaten  in  einigen  Momenten  äusserlich 
zusammengingen.  Sie  mochten  dabei,  wie  wenn  sie  sich 
feindlich  entgegenstanden,  jeder  so  wie  er  es  verstand,  für 
Deutschland  zu  handeln  glauben  oder  vorgeben.  Aber 
Preussens  Selbstexistenz  geht  ihm  vor  Deutschland  und 
drängt  es  zur  Annexion  der  übrigen  Staaten,  zur  Anwendung 
der  preussischen  Centralisation,  Militärherrschaft  und  Staats- 
religiou  auf  jede  etwa  gelungene  Annexion.  Mochte  es  sich 
dann  selber  umtaufen  und  Deutschland  nennen,  solange 
nicht  die  neun  Millionen  der  deutschen  Oesterreicher  an- 
nectirt  wären,  erschiene  der  neue  Name  als  eine  Anmassung; 
abgesehen  hiervon  aber  würde  auch  in  diesem  Falle  Deutsch- 
land immer  nur  Preussen  sein,  denn  Preussen  würde  herr- 
schen und  zwar  unvermeidlich  mit  Härte  und  Strenge  gegen 
die  mächtigen  Antipathien  der  Vergewaltigten.  Oesterreich 
bedarf  gleichfalls  einer  Verstärkung  durch  das  deutsche  Ele- 
ment. Aber  ein  in  mancher  Beziehung  übermächtiger  Zug 
drängt  es  nach  Osten,  in  die  slawischen  Donauländer.  Der 
Geist  der  österreichischen  Macht  muss  deutsch  sein  oder 
vielmehr  es  werden.  Allein  der  Schauplatz  seiner  Thaten 
ist  nicht  Deutschland,  und  wenn  doch,  so  handelt  es  auch 
auf  diesem  Schauplatz  nicht  nur  durch,  sondern  wesentlich 
auch  für  seine  nichtdentschen  Lande.  Was  kann  aber  unter 
solchen  Umständen  die  Lage  eines  Volks  sein?  Die  poli- 
tische Gesundheit  und  Lebenskraft  einer  Nation  liegt  in 
ihrem  Patriotismus.  Deutscher  Patriotismus  ist  in  den 
grossen  Staaten,  wo  bald  ein  einziger  starker  particu- 
larer  Patriotismus  herrscht,  bald  der  deutsche  Sinn  mit 
einer  Vielzahl  einander  wieder  entgegengesetzter  Nationali- 
täten ringen  muss,  entweder  fast  Verrath,  oder  doch  nicht 
allein  berechtigt;  in  den  Mittel-  und  Kleinstaaten  aber,  wo- 
selbst ein  starker  particularer  Patriotismus  nicht  selten  fehlt, 
oft  nichts  anderes  als  eine  unproduetive  Opposition  gegen 
die  Regierung.  Während  Frankreich  eine  üecentralisation 
will,  die  ihm  unmöglich  ist,  verlangt  Deutschland  eine  Cen- 
tralisation,  die  es  nicht  verträgt.  Die  Freiheit,  wo  sie 
fruchtbar  sein  könnte,  verfolgt,  wo  sie  geduldet  ist,  nur 
nus  Schwäche  geduldet  und  unproduetiv.  So  erzeugt  sie 
als  das  Princip  des  modernen  Staats,  da  wo  sie  gilt,  keinen 
Fortschritt,    während  in  den   Grosstaaten,    statt   sie    durch 
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das  reckte  Mass  zu  reguliren,  nur  danach  getrachtet  wird, 
sie  durch  die  feudalen  Reste,  welche  man  unbegreiflicher- 
weise den  Bedürfnissen  unserer  Tage  dienstbar  machen  zu 
können  glaubt,  niederzuhalten  und  allmählich  zu  vernichten. 
Solange  man  sich  über  die  Ohnmacht  der  Mittel-  und 
Kleinstaaten  täuschte,  hatten  deren  Regierungen  als  Träger 
der  modernen  Zeitidee,  des  Liberalismus  und  Constitutiona- 
lismus,  freie  und  wanne  Anhänger.  Mit  jener  Täuschung 
vermindert  sich  auch  die  Zahl  der  letztern;  die  bisherige 
räumliche  Grenze  des  Patriotismus  ward  um  so  mehr  zu 
eng  und  das  ideale  Band,  welches  in  diesen  Staaten  die 
sonst  sich  bekämpfenden  Interessen  vereinte,  zerriss  um  so 
gründlicher,  je  mehr  man  erkannte,  dass  es  den  betreffenden 
Regierungen  mit  der  Trägerschaft  der  politischen  Freiheits- 
idee entweder  nicht  ernst  war,  oder  dass  sie  dem  reactio- 
nären  Drängen  der  grossen  Mächte  gegenüber  nicht  Stich 
halten  konnten.  Statt  das  eigentliche  Vaterland  wahrhaft 
grosser  Staatsmänner  und  der  rechte  Boden  für  deren  gross- 
artige politische  Wirksamkeit  zu  sein,  vermag  das  zerrissene 
Deutschland  derartige  Staatsmänner  nicht  einmal  zu  ertragen. 
Es  ist  mit  Recht  darauf  hingewiesen  worden,  dass  die  un- 
gewöhnliche Grosse  des  Freiherrn  vom  Stein  auf  der  natio- 
nalen deutschen  Idee  und  ihrer  Verbindung  mit  den  Freiheits- 
kriegen beruhte,  daher  auch  durch  den  Sieg  des  Particula- 
rismus  lahm  gelegt  wurde.  Die  Staatsmänner  der  deutschen 
Uros8taaten  können  nicht  wahrhaft  gross  sein,  weil  ihre 
Politik  eine  doppelte  und  sich  gleichsam  selbst  bekämpfende 
so  lange  sein  muss,  als  die  deutschen  und  die  europäischen 
Interessen  in  derselben  collidiren.  Und  die  deutschen  Mittel- 
und  Kleinstaaten  müssen  gar  für  höher  beanlagte  Fürsten 
und  Staatsmänner  als  wahres  Prokrusteslager  erscheinen. 
Dass  es  in  Deutschland  keine  Talleyrands  gibt,  welche  als 
„chefs  d'oeuvre  de  toutes  les  corruptious"  bezeichnet  wer- 
den könnten,  ist  eine  Ehre  für  Deutschland,  aber  genügt 
nicht  zu  seiner  Rettung.  **)  Denn  unter  solchen  Umständen 
kann  in  beiden  Klassen  der  deutschen  Staaten  von  einem 
wahren    innern    Fortschritt    nicht    die   Rede    sein. Ä6)      Die 


55)  Frantz,  C,  Die  Wiederherstellung  Deiikschlands,  S.  30. 

56)  Wir  glauben  hierdurch  mit  unserer  früher  ausgesprochenen  Ansicht, 
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Mittel-  und  Kleinstaaten  aber  entbehren  des  classischen 
„£tre  quarrt  sur  ses  bases",  und  statt  dass  sich  ihre  Sou- 
veranetaten  als  „rochers  de  bronceu  fühlen,  sehen  sie  über 
ihrem  Nacken  das  dräuende  Damoklesschwert  der  Mediati- 
sation.  Volksversammlungen,  Vereine,  Reden,  Zweckessen, 
Gedenkfeste  u.  8.  w.  mit  ihrem  obligaten  Wein-  und  Bier- 
dusel und  mit  deutscher  Ideen-  und  Gemüthsüberschweng- 
lichkeit  tragen  dazu  bei,  die  wahre  Lage  zu  verhüllen.  Ein 
ewiges  Experimentiren  mit  Gesetzen,  in  denen  sich  die 
Eigenthümlichkeit  eines  jeden  Volkchens  breit  zu  machen 
sucht,  nährt  den  Particularismus  und  erzeugt  den  unheil- 
vollsten Wandel  der  Rechtszustände.  Die  sprichwortlich 
gewordene  Professorenweisheit,  oft  ungern  genug  ertragen, 
selten  übertroffen  und  keineswegs  immer  wirklich  widerlegt, 
führt  "zu  lauter  unpraktischen  Utopien.  Der  wahre  Sinn 
der  Gesetze  wird  durch  den  Vollzug  alterirt.  Der  deutsche 
Bund,  der  freilich  nur  thut,  was  er  kann,  und  nur  kann, 
was  er  muss,  lässt  wieder  jeden  thun,  was  er  will,  wenn  er 
kann.  Die  Ohnmacht  Deutschlands  nach  aussen  zeigt  sich 
bei  jeder  Gelegenheit  als  eine  steigende;  es  gehört  Muth 
dazu,  sich  im  Ausland  einen  Deutschen  zu  nennen,  und  in 
Deutschland  selbst  kann  der  Deutsche  Ausländer  sein.  6r) 
Zwar  werden  deutsche  Landeskinder  nicht  mehr  an  das 
Ausland   verkauft68),   aber   um   der  Selbsterhaltung   willen 


dass  weder  ein  zu  grosser,  noch  ein  zu  kleiner  Staat  dem  Constitutiona- 
lismus  besonders  günstig  sei,  keineswegs  in  Widerspruch  zu  kommen. 
Denn  sind  gross,  klein,  mittler  relative  Begriffe  und  ist  mittler  ein  doppelt 
relativer  Begriff,  so  kommt  eben  alles  anf  die  gesammte  fragliche  Staaten- 
constellaüon  an.  Die  neueste  Zeit  bat  aber  zu  schlagend  bewiesen,  dass 
die  deutschen  Mittelstaaten  thatsächlich  keine  selbständigen  Staaten 
sind  und  es  also  bei  ihnen  auf  jenen  relativen  Masstab  gar  nicht  ankommt. 
Gerade  die  deutschen  Mittel  Staaten  seufzen  unter  der  nach  den  gegebenen 
europäischen  Staatenverhältnissen  unerträglichen  Last  ihrer  rechtlichen 
8ondersouveränctät  und  thatsächlich en  Isolirung,  welche  der  deutsche 
Bund,  wie  er  ist,  nur  steigert  und  verbittert. 

57)  Man  vergleiche  den  Erlass  des  Königs  von  Preussen  an  den  Mi- 
nisterpräsidenten und  Justizminister  vom  20.  Dec.  1852,  die  Ausübung  des 
Wiedervergeltungsrechts  gegen  bairische  Unterthanen  betreffend. 

58)  Kapp ,  Fr.t  Der  Soldatenhandel  deutscher  Fürsten  nach  Amerika, 
1775  —  17S3  (Berlin  1864).  Ist  es  aber  nur  eine  Schmach  mehr,  wenn  der- 
artige Verkäufe  da  und  dort,  s.  B.  in  Kurhessen,  ehedem  nicht  durchaus  un- 
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suchen  deutsche  Staaten  gegen  andere  deutsche  Staaten  den 
Schutz  des  Auslands,  dessen  Interesse  ewig  Deutschlands 
Schwäche  sein  .muss,  und  leichter  gelingt  ein  fast  ganz 
Deutschland  beherrschender ,  Oesterreich  ausschliessender 
Handelsvertrag  mit  Frankreich,  als  ein  nach  innen  und 
aussen  kraftiger  Bund  aller  deutschen  Fürsten  und  Völker. 
Keine  Fähigkeit  zu  patriotischen  Opfern;  nur  Kirchspiel- 
politik und  politische  Kannegiesserei;  der  im  Kopf  und 
Herzen  feurigste  Patriotismus  reicht  gerade  bis  an  die  Tasche. 
Die  mächtigen  Lebensadern  jeder  grossen  Nation,  Einheit 
des  Rechts,  des  Verkehrs,  der  diplomatischen  Vertretung, 
des  Heers  und  der  Finanzen  für  die  Gesammtzwecke,  alle 
unterbunden  und  durch  die  Vielstaaterei  zerrissen ;  der  Glaube 
gespalten  und  selbst  die  Wissenschaft  entweder  particulari- 
sirt,  oder  doch  von  den  grossen  praktischen  Fragen  des 
öffentlichen  Lebens  abgezogen.  Dabei  nicht  einmal  eine 
Erhöhung  und  Stärkung  des  privaten  Lebens,  der  privaten 
Tugend;  die  Schlechtigkeiten  und  Armseligkeiten  der  Zeit 
alle  in  Deutschland  wiederholt,  nur  in  den  kleinlichsten 
Formen  und  in  den  armseligsten  Gestalten.  Die  Presse  und 
Tribüne  in  Deutschland  gleich  unwürdig;  die  öffentliche 
Schaubühne  von  fremdem  Abhub  genährt;  die  öffentliche 
Sitte  roh  materialistisch,  die  Poesie  und  Kunst  ohne  allen, 
selbst  ohne  nationalen  Schwung;  die  Musik  entartet,  die 
politische  Erziehung  'vernachlässigt,  oder  fremdartig  und 
chinesisch  verkrüppelt;  der  Staatsdienerstand  ein  armseliges 
Proletariat;  die  Armeen  ohne  erhebendes  Bewusstsein  und 
Ruhm;  die  Literatur  ein  kränklicher,  aller  Originalität  ent- 
behrender Romantismus;  die  nationale  Sprache  heillos  ver- 
nachlässigt, durch  die  Reception  fremder  Worte  für  alle 
wichtigen  Dinge  entstellt  und  die  deutsche  Denkweise  das 
deutsche  Wesen  entstellend;  das  Weib  ohne  Würde  und 
entsprechende  Freiheit;  die  Religion  leerer  Formendienst  und 
halb  Aberglaube,  halb  kalter  Rationalismus;  die  Philosophie 
eine    an    den   nationalen   Jammerzuständen    untergegangene 


populär  waren,  so  erscheint  die  Sache  doch  wenigstens  nicht  ganz  nen. 
Denn  Periander  schämte  sich  nicht,  hellenische  Jünglinge  zum  Eunuchen- 
dienst an  den  lydischen  Hof  zu  verhandeln.  Curtiu8y  Griechische  Ge- 
schichte, I,  238. 
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Grosse;  die  Geschichte  ein  furchtsames  und  fruchtloses 
Wühlen  in  leeren  Todtenhügeln  oder  ein  tauschendes  Ten- 
denzgebilde; die  Erfindung  üppig,  aber  nur  andern  Volkern 
nützlich,  die  sie  sich  anzueignen  und  auszubeuten  verstehen. 

XI. 

Wir  konnten  noch  lange  fortfahren  in  der  schwarzen 
Photographic  unserer  Zustände.     Doch  wozu? 

Wenn  wir  übrigens  mit  diesem  Schattenbilde  abbrechen, 
so  gedenken  wir  doch  nicht,  es  mit  den  kurzen  Worten 
Lamartine's,  Worten,  die  dieser  edle  Geist  selber  zurück- 
genommen, beseitigen  zu  können.  Denn  wenn  er  als  Heros 
des  Liberalismus  sagt:  „Die,  welche  ihr  Zeitalter  anklagen, 
kennen  es  nicht.  Die  Woge,  die  kommt,  ist  reiner  als  die, 
welche  geht.  Sprecht  nicht  so  übel  vom  Leben  und  vom 
Menschen44  — ,  so  hat  doch  keiner  noch  Leben  und  Men- 
schen überhaupt,  also  auch  nicht  die  seiner  eigenen  Zeit 
gekannt,  der  nur  Licht  gesehen.  Freilich  ebenso  wenig  der, 
welcher  nur  Schatten  s$h.  Denn  das  eine  wie  das  andere 
bedingt  sich  gegenseitig.  Das  Mass  beider  in  ihrer  Mischung 
gibt  das  wahre  Bild  im  allgemeinen  wie  in  jedem  gegebenen 
Falle,  und  die  Erkenntniss  selbst,  oder  die  Wahrheit  ist 
bei  ihrer  menschlichen  Unvollkommenheit  nur  eine  Mischung 
von  Licht  und  Schatten. 

XII. 

Sehen  wir  nun  zuerst  die  Gegenseite  des  Bildes 
unserer  Zeit  im  allgemeinen  und  dann  die  des  Bildes 
der  verschiedenen  Hauptvolker  im  besondern. 

Wer  kann  verkennen,  dass  die  Saaten  des  Friedens  in 
keiner  Zeit  üppiger  keimten  und  schöner  reiften ,  als  inmitten 
des  kriegsgerüsteten  Europa  «eit  den  letzten  fünfzig  Jahren  ? 
Wie  hat  der  Wohlstand,  wie  hat  das  ganze  irdische  Dasein 
an  Wohlbefinden  zugenommen,  namentlich,  wenn  man  dessen 
Verbreitung  in  den  grossen  Massen  in  Anschlag  bringt? 
Die  Diplomatie  im  alten  Wortsinne  ist  in  der  That  mehr 
nur  noch  eine  Decoration,  und  an  dem  grünen  Tische  der 
diplomatischen  Conferenzen  steht  heutzutage  ein  Stuhl,  auf 
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welchem  ein  Geist  sitzt,  unsichtbar,  aber  desto  mächtiger, 
die  öffentliche  Meinung,  die  sittliche  Ueberzeugung 
der  Volker.  Die  Unmöglichkeit  eines  neuen  Londoner 
Protokolls  und  die  Geschichte  des  Protokollkönigs  ist  einer 
der  grossten  Triumphe  des  politischen  Fortschritts.  Die  er- 
höhte Wachsamkeit  der  Staaten  gegeneinander  und  die  ge- 
steigerte Verletzbarkeit  derselben  ist,  wie  die  der  Privaten 
gegen  den  Staat  und  des  Staats  gegen  die  Privaten,  zugleich 
ein  Zeichen  erweiterten  Lebens  und  grosserer  Lebenskraft; 
und  wenn  die  gegenseitig  ausgestellten  Wachen  oft  nichts 
sehen  von  dem,  was  man  fürchtete,  so  sind  eben  die  Wachen 
daran  schuld,  die  vielleicht  doch  manches  Nützliche  sehen, 
was  ohne  sie  nicht  gesehen  worden  wäre.  Das  unbestimmte, 
unzusammenhängende,  oder  doch  nicht  zusammenhängend 
gegliederte,  in  den  wichtigsten  Dingen  unbewusste  Leben 
des  Mittelalters  war  in  dieser  Beziehung  nicht  besser,  und 
wenn  es  auch  seinen  Zeiten  entsprach,  so  war  es  doch 
für  so  viele  und  so  viel  weniger  sicher,  dass  es  mit  den 
gegenwärtigen  Bedürfnissen  absolut  unvereinbar  wäre.  Von 
je  war  der  Mensch  erfinderisch  in  den  Mitteln  für  die  Zer- 
störung von  seinesgleichen,  und  dennoch  haben  die  massen- 
haftes! und  fürchterlichst  zerstörenden  Kriegswaffen  verhält- 
nissmässig  nie  so  viele  Menschen  gekostet,  als  die  alier- 
elendesten,  während  zugleich  ein  ewiger  Krieg,  wie  das 
Faustrecht  es  war,  oder  überhaupt  langjährige  Kriege,  wie 
z.  B.  der  Dreissi gjährige,  in  Europa,  vorläufig  wenigstens, 
zur  Unmöglichkeit  geworden  sind.  Zugleich  aber  ist  die  in 
der  Erfindung  künstlicher  Waffen  liegende  geistige  Steige- 
rung der  materiellen  Kraft  eines  der  Zeichen  der  Vergeisti- 
gung unserer  Zeit,  gibt  dem  Genie  auch  bei  geringerer 
physischer  Kraft  die  ihm  gebührenden  Vorzüge  und  ist  immer 
zugleich  auch  den  Erfindungen  des  Friedens  dienstbar.  Wie 
zähe  Herbstnebel  lagern  noch  manche  Reste  einer  dahin- 
gegangenen und  nicht  mehr  lebensfähigen  Zeit  über  unsern 
Tagen,  die  zwar  weder  immer  un verhülltes  Sonnenlicht 
lieben  noch  ertragen  können,  im  ganzen  aber  doch  ver- 
langen, dass  es  heller  werde.  Die  vielgeschmähte,  unsere 
Reformbeweguug  bezeichnende  Ungeduld  ist  nur  das  Kind 
jenes  starren  Eigensinns,  der  das  Alte  blos  wegen  des  Alters 
behaupten  mochte.  Die  mildere  Form,  in  welcher  heutzutage 
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selbst  die  heftigsten  Collisionen  zwischen  Recht  und  Moral, 
Staat  und  Kirche,  Altem  und  Neuem  auftreten,  ist  nicht 
Hos  ein  Zeichen  der  Abschwächung.  Denn  auch  die  be- 
wu88te  Kraft  liebt  es,  minder  lärmend  zu  handeln  als  die 
unbestimmt  gefühlte,  und  sittliche  wie  inteUectuelle  Gegen- 
sitze sollen  überhaupt  nicht  wie  rohe  Elementarkräfte  auf- 
einanderplatzen.  Wenn  man  unsere  Zeit  einen  babylonischen 
Thurmbau  der  Begriffe  nennen  will,  so  soU  nichts  dagegen 
gesagt  werden.  Aber  kann  man  denn  Raumer's  treffliches 
Bild  des  Feudalismus,  den  er  mit  einer  Pyramide  vergleicht, 
yon  welcher  keine  Schicht  mehr  die  über  ihr  liegende  tragen 
will,  so  ganz  vergessen  haben?  Was  in  dieser  Beziehung 
in  der  Gegenwart  besteht,  das  war  ohne  Zweifel,  wenn 
auch  in  anderer  Weise,  entweder  schon  immer  da,  oder  es 
bestand  noch  etwas  Uebleres,  nämlich  Faulheit  oder  Gleich- 
gültigkeit in  Beziehung  auf  die  begriffliche  Entwicklung 
der  Dinge.  Während  aber  der  Zerfall  der  Pyramide  der 
feudalen  Hierarchie  eine  längst  vollendete  Thatsache  ist, 
zwingt  vorläufig  noch  nichts  zu  der  Annahme,  dass  das 
Begriffe-  und  Meinungschaos  unserer  Tage  sich  nicht  ab- 
klären, der  Einfluss  fremder  Kunstausdrücke  nicht  auf  das 
gebührende  Mass  reducirt  und  am  Ende  doch  noch  ein 
besserer  und  dauerhafterer  Zustand  sich  aus  unsern  Zeiten 
herausbilden  kann.  Dass  wir  nicht  blos  sprechende  Thaten, 
sondern  auch  Beden  haben,  die  zweifelsohne  selber  Thaten 
and,  ist  sicher  an  sich  kein  Zeichen  dafür,  dass  unsere 
Zeit  an  politischen  Kraft-  und  Lebensformen  ärmer  gewor- 
den ist;  im  übrigen  hat  zu  allen  Zeiten  der  Misbrauch  neben 
dem  Gebrauch  bestanden  und  der  eine  den  andern  nicht 
aufgehoben.  Unsere  Gesetzgebung  kann  ohne  Widerspruch 
den  Masstab  der  Vollkommenheit  nicht  aushalten;  allein 
eines  muss  man  ihr  lassen,  nämlich  eine  gegen  früher  sehr 
erhöhte  Regsamkeit  und  das,  gleichviel  ob  freiwillig  oder 
nothgedrungen,  entschiedene  Streben,  den  realen  Verhält- 
nissen und  dem  Verständniss  der  Völker  mehr  gerecht  zu 
werden,  als  dies  jemals  vordem  der  Fall.  Das  Gehorchen 
war  aber  stets  ein  bitteres  Kraut,  und  wer  die  altern  Zu- 
stände der  europäischen  Volker  kennt,  der  muss  wissen, 
dass,  je  weiter  man  zurückgeht,  desto  stärker  die  Antipathie 
gegen  das  Gehorchen,  oder,  was  dasselbe  ist,  der  Wider- 
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stand  gegen  den  Staat  gewesen.  Wenn  man  aber  bei  der 
Behauptung  des  verminderten  Gehorsams  in  unsern  Tagen 
nur  an  das  weiland  patriarchalisch  «absolutistische  Regiment 
denkt,  so  übersieht  man,  dass  in  unsern  Tagen  nicht  sowol 
eine  quantitative  Vermehrung  des  Ungehorsamsstoffs,  als 
vielmehr  zahlreichere  Möglichkeiten  der  freien  Aeusserung 
des  individuellen  Willens  gegeben  sind  und  dass  in  jeder  Zeit 
die  Unzweckmässigkeit  vieler  Gesetze  und  ihr  Misverhältniss 
zur  politischen  Erkenntniss  des  Volks,  ganz  besonders  aber 
ein  lange  erzwungenes  Zuvielgehorchen  den  Reiz  zum  Zu* 
weniggehorchen  hervorrufen  muss.  Rede  und  Presse  gleichen 
den  Winden,  die  Luft  und  Meer  bewegen;  ihre  Wirkungen 
können  momentan  zerstörend,  müssen  aber  nicht  weniger  oft 
reinigend  und  Fäulniss  verhütend  sein,  und  werden  stets 
wieder  von  Zeit  zu  Zeit  unter  dem  allmächtigen  Gesetz  der 
Nivellirung  und  Consolidation  stehen.  Auch  richten  sie, 
selbst  beim  grossten  Misbrauch,  nicht  sowol  neue  Uebel  an, 
als  dass  sie  das  wirklich  vorhandene  Uebel  biossiegen,  — 
ein  Glück  für  jeden  weise  verwalteten  Staat,  der  eben 
hierdurch  auf  seine  Pflicht  zur  Volksbildung  dringend  hin- 
gewiesen wird.  Der  Mangel  der  Brüderlichkeit  ist  keine 
Sünde  unserer  politischen,  sondern  unserer  socialen 
Zustände  und  kommt,  soweit  er  überhaupt  begründet,  jetzt 
wie  zu  allen  Zeiten  auf  Rechnung  jedes  einzelnen.  Eine 
gewisse  Gleichheit  und  Freiheit  aller  Menschen  sind  unbe- 
strittenerma8sen  christliche  Principien.  Durch  sie  hat  das 
Christenthum  das  Höchste  gethan ,  was  grundsätzlich  unsere 
Aera  von  der  ganzen  Alten  Welt  unterscheidet,  und  wenn 
heutzutage  damit  noch  immer  Misbrauch  getrieben  wird,  so 
ist  er  nicht  grösser  als  derjenige,  den  Jahrtausende  mit  der 
Ungleichheit  und  Unfreiheit  getrieben  haben.  Was  die 
Eisenbahnen  in  der  einen  Beziehung  ah  der  Welt  kleiner 
machen,  das  vergrössern  sie  in  einer  andern  Beziehung  wie- 
der an  derselben,  theils,  indem  sie  einer  Menge  von  Men- 
schen eine  früher  nicht  mögliche  Erweiterung  ihrer  persön- 
lichen Freiheitssphären  ermöglichen,  theils,  indem  sie  viele 
Räume  und  Gebiete  erschliessen ,  die  sonst  für  das  grosse 
Ganze  verschlossen  waren  und  verschlossen  geblieben  wären. 
Der  kolossale  Verkehr  nivellirt  vieles  und  stumpft  nationale 
Verschiedenheiten  ab;  wenn  dies  aber  nicht  ohne   eine  ge- 
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wisse  Krafteinbusse  möglich  ist,  so  ersetzt  sich  das  dadurch, 
dass,  indem  die  Lebenssphären  aller  Nationen  ineinander 
überfliessend  sich  erweitern  und  bereichern,  allmählich  zeit- 
gemässere,  also  natürlichere  politische  Zusammengehörig- 
keiten angebahnt  und  durch  die  Erleichterung  aller  indivi- 
duellen Bestrebungen  nach  und  nach  neue  und  zeitgemässe 
Mannichfaltigkeiten  hervorgerufen  werden.  Auch  mag  den 
Freunden  einer  gewissen  lebensscheuen  Isolirung  zum  Tröste 
gereichen,  dass  das  Eisenbahnwesen  in  mancher  Beziehung 
zur  Verwischung  der  Individualitäten,  also  zur  personlichen 
Isolirung  beiträgt  und  für  die  in  das  regere  Leben  hineinge- 
zogenen Markungen  manchen  Landestheil  in  eine  früher  nicht 
bekannte  Einsamkeit  versetzt.  An  die  Stelle  eines  blinden 
und  blöden,  nur  formalen,  der  Gewalt  weichenden  Rechts- 
sinns hat  sich  ein  höherer  Gerechtigkeitssinn  entwickelt, 
der,  wenn  er  aufhört,  die  Bedeutung  der  Ordnung  und 
Form  zu  überschätzen  oder  zu  unterschätzen  und  Ordnung 
wie  Form  nach  ihrem  hohem,  geistigen  Gehalt  zu  erfassen 
«ich  befleisst,  zum  wahren  Fortschritt  führen  muss.  Wenn 
manche  alte  Dynastie  gebrochen  wurde,  so  geschah  dies 
nicht  wegen  ihres  Alters,  sondern  deshalb,  weil  ihr  das- 
jenige abhanden  gekommen  war,  was  den  eigentlichen  Werth 
des  Alters  einer  Dynastie  ausmacht,  nämlich  der  tiefe  Grund 
im  Herzen  und  in  der  Ueberzeugung  der  Volker  und  die 
darauf  beruhende  Macht.  Darum  hat  unsere  Zeit  neue  wie 
alte  Dynastien  zusammenstürzen,  neue  wie  alte  festbegründet 
und  mächtig  gesehen.  Historische  Besitzstände  sind  aber, 
wie  Producte  so  auch  Objecte  historischer  Ereignisse,  also, 
soweit  es  sich  nicht  um  absolute  Dinge  handelt,  nothwendig 
einem  fortwährenden  Wandel  unterworfen.  Gewiss  erscheint 
die  Einheit  und  Kraft  der  Regierung  darum  noch  nicht  ge- 
brochen, dass  man  eine  alte  und  unbrauchbar  gewordene 
Art  und  Weise  staatlicher  Einheit  und  staatlichen  Regiments 
ablegen  und  eine  mehr  entsprechende  neue  will.  Dass  wir 
damit  Unrecht,  auch  wenn  es  unter  der  Fahne  des  ehrlich 
gemeinten  Fortschritts  begangen  worden  wäre,  nicht  recht- 
fertigen wollen,  versteht  sich  von  selbst;  allein  der  breite 
Weg  des  Unrechts  war  zu  allen  Zeiten  mit  guten  Meinungen 
gepflastert.  Die  allgemein  anerkannte  gleiche  Stcuerpflicht 
aller  Staatsangehörigen  für  Staatsbedürfhisse  muss  als  Frucht 
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der  organischen  Staatsidee  für  den  politischen  Fortschritt 
unserer  Zeit  im  Vergleich  zum  Mittelalter  als  eines  der 
schlagendsten  Symptome  betrachtet  werden.  Ihre  vollstän- 
dige Realisation  wird  zwar  ewig  ein  Ideal  bleiben,  theils, 
weil  sie  nicht  ohne  Selbstfassion  der  Steuerpflichtigen  ge- 
dacht werden  kann,  theils,  weil  die  Gleichheit  der  Steuer- 
pflicht stets  nur  eine  proportioneile  sein  darf  und  eine  ab- 
solut richtige  Proportion  zu  den  Unmöglichkeiten  gehört. 
Nichtsdestoweniger  ist  das  Streben  danach  ein  mächtiger 
Schritt  auf  dem. rechten  Wege,  der,  wenn  gehörig  erleuch- 
tet, auch  häufiger  betreten  werden  wird.  Das  Mistrauen 
ist  in  gewissen  Dingen  die  Mutter  der  Weisheit  und  in 
dieser  Voraussetzung  gewissermassen  im  Staate  selbst  pro- 
ducta. Von  der  Macht  der  Konige  ist  bei  aller  wesent- 
lichen Modifikation  derselben  noch  immer  mehr  übrig,  als 
die  Fürsten  des  Mittelalters  besassen;  noch  immer  ist  die 
Macht  der  Eonige  grosser  als  die  Möglichkeit,  den  Staat 
gegen  deren  Misbrauch  zu  schützen,  —  grosser,  als  viele 
Fürsten  nach  ihren  personlichen  Fähigkeiten  vollständig  zum 
Wohl  des  Staats  auszunutzen  im  Stande  sind,  wenn  auch 
nicht  immer  so  gross,  dass  der  Begriff  der  Monarchie  voll- 
ständig durchgeführt  wäre,  was  übrigens  immer  nach  den 
Verhältnissen  jedes  einzelnen  Staats  beurtheilt  werden  muss. 
Herrscht  irgendwo  die  rohe  Masse  wirklich,  so  ist  dies  ein 
Beweis  des  Mangels  oder  der  Verirrung  oder  der  Kraft- 
losigkeit und  Unthätigkeit  der  hohem  Bildung,  welche 
ausserdem  die  rohen  Massen  immer  leitet.  Die  Herrschaft 
der  öffentlichen  Meinung  aber  darf  mit  dem  Despotismus 
der  rohen  Massen  nicht  verwechselt  werden.  Ihr  Einfluss 
gehört  zu  den  wesentlichen  Voraussetzungen  des  organischen 
Staats,  der  natürlich  auch  seine  eigenen  Anforderungen  an 
die  Träger  der  öffentlichen  Meinung  wie  in  Beziehung  auf 
die  Art  ihrer  äussern  Vertretung  stellen  muss.  Wahrhaft 
Grosses  wird  stets  beachtet,  wenn  verstanden;  die  Entthro- 
nung falscher  Grossen  muss  unter  allen  Umständen  als  ein 
Glück  erachtet  werden,  kommt  jedoch  ebenso  oft,  wie  das 
Verständniss  wahrer  Grosse,  in  den  Massen  zu  spät.  Ohne 
Zweifel  ist  viel  Frivolität  in  unserer  Zeit.  Will  man  aber 
die  Verthierung  der  grossen  Ueberzahl  der  mittelalterlichen 
Bevölkerungen     übersehen,     so    gedenke    man    derjenigen 
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Klassen,  die  im  Mittelalter  übermüthig  waren,  ihrer  Ge- 
dichte,.  Bilder,  Costüms,  der  ganzen  Lebensweise,  und  er- 
innere sich  auch,  für  welche  Vorgänge  im  Mittelalter  die 
heiligen  Räume  der  Kirchen  zum  Schauplatz  dienten.  Unser 
Gesammtzustand  ist  nicht  immer  im  Einklang  mit  den  Ideen, 
and  grosse  Massen  sind  heutzutage  öffentlich  frivol,  die 
sonst  nur  brutal  gewesen;  allein  unzählige  Menschen  sind 
weder  brutal  geblieben,  noch  frivol  geworden.  Die  For- 
schung aber  ist,  wenn  nur  redlich  und  ernst,  nie  frivol  und 
wird  es  auch  dadurch  nicht,  dass  ihr  das  nicht  mehr  heilig 
ist,  [was  an  sich  unheilig,  ohne  sie  heilig  gewesen.  Im 
grossen  Ganzen  muss  sie  immer  auf  eine  Vertiefung  und 
Erhöhung  des  Gottesbegriffs,  also  auf  eine  Läuterung  des 
Heiligsten  hinausgehen.  Das  alte  Gleichgewicht  war  auch 
theilweise  mit  falschem  Gewicht  gewogen;  jedenfalls  hatten 
die  alten  Verträge  die  neuen  Principien  nicht  in  Ansatz  ge- 
bracht und  sterben  nun  an  sich  selbst.  Nicht  so  die  Idee 
des  Gleichgewichts  und  die  Ueberzeugung  von  der  binden- 
den Kraft  volkerrechtlicher  Verträge.  Das  Staatsamt  ist 
nicht  mehr  Standesmonopol  und  duldet  nicht  weiter  eine  voll- 
standige  Identificirung  des  Amts  mit  der  Person  seines  Ver- 
leihers oder  Trägers ;  um  so  mehr  hat  es  an  organischer  Bedeu- 
tung, an  Selbständigkeit  und  Achtung  gewonnen.  Es  ist 
populär  geworden  und  hat  sich  dem  Volke  erschlossen.  Der  in 
der  Vernichtung  des  bureaukratischen  Zopfs  liegende  Gewinn 
ist  grosser  als  der  damit  verbundene  Verlust,  und  längst 
haben  weise  Konige  auch  noch  anders  als  durch  Krönungen 
die  Heiligung  ihrer  Stellung  erstrebt  und  erreicht.  Eine 
Förmlichkeit,  die  weder  passt,  noch  verstanden  wird,  kann 
ach  mit  einer  passenden  und  verstandenen  Formlosigkeit 
nicht  messen.  Stehen  langunterdrückte  Nationalitäten  wieder 
auf,  so  kann  dies  ein  Beweis  sein,  dass  sie  noch  ein  eigenes 
Leben  besitzen,  dessen  Kraft  bisher  nicht  gehörig  benutzt 
und  geachtet  worden  ist.  Der  Rufer  mag  falsch  und  treulos 
sein,  der  Unterdrücker  wohlmeinend,  die  fragliche  nationale 
Kraft  dennoch  krank  und  nicht  zukunftsfähig,  —  aber  die 
Sünde  an  ihr  bleibt  und  die  Geschichte  verurtheilt  sie  wie 
die  Sünder.  Zu  lange  hat  man  den  Volkern  nur  von  ihren 
unbegrenzten  Pflichten  gesprochen,  und  wenn  diese  jetzt 
nur  von  ihren  schrankenlosen  Rechten  wissen  wollen,  so  ist 
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dies  der  natürliche  Ruckschlag;  die  richtige  Ausgleichung 
beider  Extreme  muss  zum  Willen  und  Zweck  unserer  Zeit 
werden.  Die  alte  Legitimität  hat  selber  ihre  gefeiten  Kreise 
gebrochen,  als  sie  mit  dem  Leben  brach;  sie  fiel  in  die  Zeit 
zurück,  in  der  sie  nach  der  Ansicht  späterer  Zeiten  selbst 
Usurpation  gewesen;  der  zahlreiche  Chor  der  Prätendenten 
weist  auf  den  erstorbenen  Muth  oder  auf  die  lahm  gewor- 
dene Kraft  des  alten  Legitimismus;  das  Plebiscit  ist  ein 
Zeichen ,  dass  entweder  die  alte  Aristokratie  die  Pflicht  ver- 
säumte, die  Plebs  zu  sich  hinaufzuziehen,  oder  dass  die 
Plebs  selbst  aristokratisch  wurde.  Der  Gedanke,  dass  die 
öffentliche  Meinung  in  der  Form  von  politischen  Berufs- 
bürgern, und  zwar  mit  entscheidender  Stimme,  zum  Rathe 
der  Berufestaatsdiener  hinzukommt,  ist,  wenn  richtig  erfasst 
und  ausgeführt,  eine  unschätzbare  Bereicherung  des  öffent- 
lichen Lebens.  Staatsschulden  und  Papiergeld  haben,  wo 
sie  nicht  eine  politische  Opferunfähigkeit  oder  einen  bereits 
unheilbaren  Staatsbankrott  zu  decken  bestimmt  sind,  viele 
vortreffliche  Seiten,  und  wenn  Dinge,  wie  sie  z.  B.  gegen- 
wärtig in  Italien  und  Griechenland  geschehen,  unter  allen 
möglichen  Auffassungen  derselben  jedenfalls  höchst  lehrreich 
sind,  so  erscheint  die.  Abolition  der  Sklaverei  in  Nordame- 
rika und  die  damit  verbundene  Unmoglichmachung  derselben 
für  alle  Zeiten  und  Volker  als  ein  Ziel,  welches  allein  gross 
genug  wäre  für  eine  ganze  Weltperiode.  Die  absolute 
Gleichmacherei  ist  eine  unnatürliche  Abgeschmacktheit;  aber 
ein  gewisses  Gleichheitsgefühl  hat  allein  die  Kraft,  die  na- 
türliche Ungleichkeit  gegen  unnatürliche  Selbstüberhebung 
oder  Selbstunterschätzung  zu  bewahren.  Willkürlich  han- " 
delte  jeder  zu  jeder  Zeit,  soweit  er  konnte;  die  Theueruny 
des  Lebens  hat  es  nicht  gehindert,  dass  heutzutage  eine  un- 
endliche Zahl  von  Menschen  viel  besser  lebt  als  sonst;  eine 
Menge  sinnlosen  Luxus1  früherer  Zeiten  aber  ist  unmöglich 
geworden.  Bestechung  und  Bestechlichkeit  gehören  zu  den 
biegsamsten  Worten;  so  oft  eine  Verwendung  oder  Aus-' 
beutung  irgendeines  Gegenstandes  oder  einer  Kraft  gegen 
ihre  oder  des  Zweckes  Natur  stattfindet,  ist  Bestechung 
vorhanden;  sogar  eine  negative,  ja  eine  blos  intellectuelle 
Bestechung  gibt  es,  und  je  feiner  und  unfassbarer  für  das 
Gesetz,  desto  gefährlicher  ist  sie.     Sie  hat  auch  zu  allen 
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Zeiten  bestanden;  aber  erst  unsere  Zeit  hat  sich  nicht  blos 
in  den  moralisch  ausgezeichnetsten,  sondern  auch  in  den 
weitesten  Kreisen  dagegen  empört.  Wir  haben  für  unsere 
Verhältnisse  noch  lange  nicht  genug  Association;  was  noch 
nicht  ist,  kann  werden,  und  manche  Volker  sind  darin  jeden- 
falls schon  sehr  weit  gekommen.  Aber  jedenfalls  werden 
und  müssen  wir  uns  anders  und  für  andere  Zwecke  einigen, 
als  dies  ehedem  geschehen,  und  wenn  wir  die  wohlthätigen 
Früchte  mittelalterlicher  Associationen  erhalten,  so  muss  die 
Association  bei  uns  andere  Früchte  tragen.  Grossere  Werke 
und  bessere  Organisationen,  als  z.  B.  die  vielen  durch  Pri- 
vate errichteten  Eisenbahnen  und  ähnliche  Unternehmungen 
von  allgemeinem  Werthe,  wie  namentlich  England  und  Ame- 
rika aufweisen59),  kennt  keine  Zeit;  Producte  der  Associa- 
tion, dienen  sie  natürlich  selber  wieder  allen  Associations- 
zwecken.  Genussucht,  momentane  Utilitätspolitik,  Geltend- 
machung der  materiellen  Uebermacht  u.  s.  w.  sind  lauter 
Erscheinungen  des  unvollkommenen  irdischen  Daseins,  die 
man  zu  allen  Zeiten  bemerken  kann.  Wenn  dieselben  übri- 
gens gegenwärtig  um  so  ungescheuter  hervortreten,  je  mehr 
Freiheit  dazu  gegeben  ist,  so  sind  sie  deshalb  nicht  starker 
als  sonst,  weil  die  Freiheit  in  sich  selbst  das  Correctiv 
gegen  ihren  Excess  trägt,  und  weil  letzterer  durch  die  un- 
gescheute  Wirksamkeit  edlerer  Principien  am  Ende  doch 
immer  auft  rechte  Mass  zurückgeführt  werden  muss. 

XIII. 

Unsere  Zeit  ist  anders  als  die  frühern,  aber  nicht  schlech- 
ter. Kein  gutes  Princip  der  Vergangenheit  ist  aufgegeben, 
aber  jedes  derselben  liegt  auch  jetzt  im  Kampfe  mit  seinem 
Gegensatz,  und  zwar  natürlich  unter  den  Formen  unserer 
Tage. 

Wenden  wir  nun  unsern  Blick  von  der  Schattenseite 
der  einzelnen  Hauptvolker,  wie  wir  sie  vorhin  im  all- 
gemeinen entworfen,  auch  auf  deren  Lichtseite. 


59)  Als  da  sind:  Dämme,  Bracken,  Docks  u.  s.  w. 
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XIV. 

England  ist  durch  die  Strammheit  und  Ausdauer  seiner 
Volkskraft,  durch  die  Freiheit,  womit  in  jedem  Momente 
des  Bedürfnisses  die  Concentration  derselben  stattfindet,  so- 
wie durch  ein  gewisses  nationales  Belebtsein  der  Privat- 
thätigkeit  ein  Staat,  der  in  der  Alten  Welt  vergebens  seines- 
gleichen suchen  würde.  60)  Die  Unsicherheit  seines  unend- 
lichen Colonialbesitzes  gibt  seiner  Macht  eine  Umsicht, 
Energie  und  Elasticitat,  welcher  nur  die  scheinbar  voll- 
standige  Ungebundenheit  der  Colonien  und  die  durch  die 
insulare  Lage  mitbedingte  '  ausserordentliche  individuelle 
Freiheit  der  Engländer  selbst  gleichkommt.  England  kann 
seine  ungeheuere  Macht  nie  offen  und  andauernd  für  die 
Unfreiheit  in  die  Wagschale  legen,  und  wenn  es  jeden  seiner 
Bürger  überall,  wo  es  möglich  ist,  mit  einem  uns  oft  un- 
verhältnissmässig  scheinenden  Kraftaufwand  schützt,  so  lehrt 
es  uns,  selbst  im  Misbrauch,  welche  Bedeutung  die  Würde 
des  Einzelnen  sogar  für  den  mächtigsten  Staat  habe.  Eng- 
lands Verfassung  gleicht  einem  grossen  Schiff  mit  allen  Ver- 
besserungen der  Kunst61),  in  grosstmogücher  Sicherheit 
schaukelnd  über  dem  Abgrunde  der  Volksmassen,  die  es 
gern  zu  tragen  scheinen,  und  versehen  mit  einer  Organisa- 
tion, welche  nicht  minder  stark  wie  frei  ist,  für  äusserste 
Nothfälle  aber  sich  nur  an  die  Anforderungen  des  Moments 
hält.  Bei  dem  Elende  Irlands  muss  man  einerseits  die  be- 
kannten chronischen  Krankheiten  der  grünen  Insel  nicht 
vergessen,  andererseits  nicht  unerwogen  lassen,  dass  die 
Selbsterhaltung  England  zur  Behauptung  Erins  zwingt. 
Palmerston  scheint  mehr  zu  amusiren  als  zu  regieren,  und 
zeugt  dies  auch  nicht  gerade  vom  besten  Geschmack  der 
Nation,  so  weiss  man  doch,  was  auf  Rechnung  momentaner 
Zeitstromungen,   und   was   auf  Rechnung  des  wahren  Na- 


60)  Ueber  den  englischen  Nationalcharakter  vgl.  Taine,  a.  a.  O.,  I, 
30,  285;  U,  583;  in,  70  fg.,  101  fg.,  146  fg.,  196  fg.,  618  fg.,  627  fg., 
653  fg.,  660  fg.    Dazu  Fröbel,  a.  a.  (X,  II,  268  fg.,  320  fg. 

61)  Man  mochte  sich  versacht  fühlen,  im  Vergleich  zu  England  die 
Verfassung  und  Verwaltung  Frankreichs  mit  einer  Kaserne  nach  neuester 
Construction,  die  der  deutschen  Staaten,  wenigstens  der  meisten,  mit 
einem  bürgerlichen  Hauswesen  zu  vergleichen. 
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tionalcharakters  zu  setzen  ist.  Momente  nationaler  Gegen- 
sätze, bei  welchen  die  Existenzen  selbst  in  Frage  gestellt 
erscheinen,  bringen  leidenschaftliche  Aufregungen  mit  sich 
und  dienen  nicht  für  eine  gerechte  Messung.  Auch  Eng- 
lands innere  Politik  kann  nicht  mit  dem  continentalen  Mass- 
stab gemessen  werden,  am  allerwenigsten  mit  dem  deutscher 
Mittel-  und  Kleinstaaten,  so  wenig  auch  in  diesen  alles 
Gold  ist,  was  glänzt.  Keiner  der  continentalen  Grosstaaten 
aber  durfte  eine  bessere  innere  Politik  aufzuweisen  haben, 
ab  England.  Die  Saumseligkeit  Englands  in  Beziehung  auf 
innere  Reform  **)  hat  ihren  Grund  nicht  blos  in  einer  an 
sich  sehr  lobenswerthen  Bedächtigkeit  und  in  einer  zum 
Nationalcharakter  gehörigen  Anhänglichkeit  an  das  Herge- 
brachte, sondern  auch  noch  in  der  Macht  vieler  alten  Be- 
stände Ton  ausgebreitetster  Wirksamkeit.  England  hat  eine 
ungeheuere  Masse  roher,  ungebildeter  Elemente;  aber  in 
keinem  Lande  thun  die  gebildetem  Klassen  mehr  zur  Besse- 
rung dieses  Misstandes,  und  bei  aller  Roheit  des  Mob  hat 
derselbe  doch  eine  gewisse  patriotische  Zähigkeit  und  Füg- 
samkeit, die  manchem  andern  Pöbel  abgehen.  Die  englische 
Presse  lügt,  aber  in  der  Regel  doch  wenigstens  in  einer 
Art  von  patriotischer  Absicht.  Die  Fehler  der  englischen 
Rechtsverfassung  kann  man  um  so  weniger  leugnen,  als  die 
Engländer  sie  selbst  zugestehen ;  trotzdem  gehorte  nicht  gar 
viel  dazu,  sie  zu  der  besten  zu  machen,  wenn  man  die 
Fehler  nicht  leichter  trüge,  als  man  sich  zu  einer  wesent- 
lichen Neuerung  versteht.  Es  erscheint  aber  nicht  als  ein 
nur  gegen  den  englischen  Adel  passender  Vorwurf,  dass 
er  das  Recht  nicht  weiter  achte,  als  soweit  er  durch  das- 
selbe herrscht.  Diese  Auffassung  ist  der  Fehler  aller  Macht- 
inhaber, auch  der  demokratischen,  aber  er  wird  nicht  immer 
so  klar  erkannt  und  so  ehrlich  bekannt  wie  in  England. 
Die  Notwendigkeit  einer  Ergänzung  des  englischen  Self- 
governments  und  einer  Erweiterung  und  Stärkung  des  eng- 
lischen Beamtenthums  ist  nicht  für  ein  grosseres  Uebel  zu 
achten,  als  der  Mangel  an  Selfgovernment  und  die  Ueber- 
treibung  der  Bureaukratie.  Die  Schwäche  der  Krone  ist 
ebenso  oft  nur  etwas  Formelles,   wie  ihre  Kraft;  denn  ma- 


62)  „Nolumus  leges  Angliae  mntari." 
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teriell  liegt  das  eine  wie  das  andere  weniger  in  den  formellen 
Verfassungsbestimmungen,  als  in  den  regierenden  Persön- 
lichkeiten und  deren  Verhältniss  zum  Volk.  Immer  müsste 
jedoch  die  Wahl  zwischen  der  Allmacht  des  Staatsoberhaupts 
und  seiner  Ohnmacht,  wenn  es  sich  um  ein  absolutes  Princip 
handelte,  sehr  schwer  werden.  Uebrigens  ist  es  gewiss  gut, 
dass  in  England  die  dynastischen  Interessen  und  Gefühle 
zwar  sehr  mächtig  sind,  aber  doch  nie  allein,  principiell 
die  Politik  bestimmen.  Bei  keinem  Staate  der  Welt  ist  der 
Versuch,  äussere  und  innere  Staatsangelegenheiten  und 
äussere  und  innere  Politik  voneinander  zu  trennen,  minder 
möglich  als  bei  England,  und  dies  ist  ein  grosser  Vorzug, 
dessen  Wirkungen  freilich  schwächere  Staaten  oft  sehr  bitter 
empfinden.  Die  alten  feudalen  Formen  werden  sichtlich 
nach  und  nach  überwunden  oder  sterben  von  selbst  ab. 
Sind  die  Engländer  in  den  geistigen  Reichen  weniger  Er- 
finder als  andere  Volker63),  so  bringen  sie  doch  die  Erfin- 
dungen anderer  Nationen  zur  höchsten  Vollendung  und 
machen  sie  zum  Eigcnthum  der  Welt.  M)  Die  Einrichtungen 
des  englischen  Heeres  sind  in  vielen  Beziehungen  tadelhaft, 
die  Milizen  mögen  in  ihrem  Werthe  problematisch  sein; 
aber  trotz  aller  neuern  Erfindungen  macht  die  insulare  Lage 
England  zu  einer  Festung,  und  kein  übergrosses  stehendes 
Heer  zehrt  an  dem  Lebensmark  des  Staats,  an  dem  Ver- 
mögen und  der  Freiheit.  Was  in  England  eine  Ellasse  zu 
viel  trinkt,  trinken  andere  Klassen  weniger  als  bei  uns,  und 
selbst  eine  viehische  Besoffenheit  der  niedrigsten  Ellassen  ist 
nicht  so  übel,  wie  eine  gewisse  demoralisirende  Völlerei  der 
mittlem  und  höhern  Klassen.  Der  häufigere  Tod  aus  Ar- 
muth  und  Hunger,  wie  er  vorzüglich  in  England  vorkommt, 
zeugt  von  einer  Uebertreibung  des  Werths  der  Arbeit,  wie 
die  faulen  und  feisten  Bettler  anderer  Lande  von  einer  ge- 
fährlichen Unterschätzung  derselben;  —  wer  mochte  mit 
einiger   Sicherheit  berechnen,    welches   von    beiden   Uebeln 


63)  Taine,  a.  a.  O.,  II,  657  fg. 

64)  Nicht  zu  übersehen  ist  auch  die  bei  den  grossten  englischen 
Staatsmännern  und  überhaupt  unter  den  Gentlemen  so  häufige  Liebe  und 
Beschäftigung  mit  de,r  classischen  und  allgemeinen  Literatur.  Vgl.  z.  B. 
Allgemeine  Zeitung,  1864,  Beilage  Nr.  343,  S.  5579. 
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das  grossere?  Die  kirchlichen  Leiden  Englands  ergeben 
sich  aus  seinem  Staatskirchenthum ;  allein  die  Reactiou  gegen 
letzteres  wächst  mit  jedem  Tage  und  scheint  nicht  minder 
stark  zu  sein  als  in  manchen  Staaten  die  Reaction  gegen 
gefährliche  kirchliche  Uebergriffe.  Die  englische  Aristokratie 
zeichnet  sich  trotz  aller  Mängel  noch  immer  vor  allen  Aristo- 
kratien der  Welt  aus  durch  ihren  Gemeinsinn,  ihre  Bildung, 
ihren  Reichthum  und  durch  ihre  Fähigkeit,  sich  infolge  ihrer 
Verbindung  mit  den  übrigen  Volksklassen  fortgesetzt  zu  er* 
neuem.  **)    Das  englische  Sektenwesen   gibt  Zeugniss   von 


65)  Die  englische  Aristokratie  allein  hat  auch  wahrhafte  politische 
Parteien  geschaffen.  Es  gibt  nur  in  England  politische  Parteien.  Denn 
den  Namen  einer  politischen  Partei  verdient  nur  jener  Theil  einer  staat- 
lichen Nation ,  welcher  für  den  Staat,  und  von  ihm  selber  beherrscht,  in 
einer  guten  Ordnung  eine  bestimmte  Richtung  des  staatlichen  Lebens 
vorherrschend  verfolgt.  Da  sich  das  staatliche  Leben  aber  nur  in 
freier  Bewegung  der  Individuen  und  in  deren  Bestimmtwerden  durch  die 
Gewalt  des  Staats ,  oder  in  Freiheit  und  Ordnung  erschöpft,  so  kann  und 
muss  es  nur  iwei  politische  Parteien  geben,  deren  eine  vorzüglich  das 
Recht  und  die  Freiheit  der  Individuen,  die  andere  die  Gewalt  des  Staats 
vertritt.  Das  ist  auch  das  Wesen  der  englischen  Parteibildung  und  war 
es  stets.  Dass  heutzutage  die  alten  Tones  und  Whigs  nicht  mehr  da 
sind,  ist  eben  ein  Beweis  für  unsere  Behauptung,  indem  die  alten  Parteien 
sich  nach  den  Anforderungen  der  Zeit  umgestalteten.  Deshalb  ist  aber 
auch  England  „Muster  in  der  Taktik  der  politischen  Agitation.  Dort 
dankt  keine  Partei  ab. . . .  Eine  Partei  kann  in  England  geschlagen ,  aber 
nicht  besiegt  werden,  und  hört  nur  dann  auf,  wenn  das  Bedürfniss,  ans 
dem  sie  hervorgegangen,  aus  dem  Leben  verschwunden  ist."  Wir  haben 
eine  eigene  französisch  geschriebene  Geschichte  des  Whigismus  und  To- 
rysmus  von  einem  de  Cize  v.  J.  1717  (Leipzig).  Wenn  aber  Escher  in 
einem  Handbuch  der  praktischen  Politik  (I,  60  fg.,  70  fg.)  alles,  auch 
das  englische  politische  Parteiwesen  als  ungesund  verwirft,  so  möchten 
wir  fast  meinen,  derselbe  sei  etwas  in  die  Idealpolitik  verfallen.  Man 
uns*  die  Aerzte,  welche  auf  dem  Standpunkte  der  neuesten  medicinischen 
Wissenschaft  stehen,  fragen,  was  Gesundheit  und  Krankheit  sei,  und 
wird  hören,  dass  beides  sehr  relative  Begriffe  seien,  deren  Bestimmung 
kaum  mit  Schärfe  möglich.  Will  man  nun  etwas  bei  der  ganzen  Natur 
des  Staats  Unvermeidliches,  also  Normales,  wie  den  von  Escher  selbst 
zugestandenen  ewigen  Antagonismus  zwischen  dem  Individualismus  der 
Menschen  und  den  Anforderungen  ihrer  Staatsangehörigkeit,  etwas  Un- 
gesundes nennen,  dann  haben  wir  nichts  dawider.  Allein  eine  Organi- 
sation dieser  beiden  Richtungen  in  dem  von  uns  angegebenen  Sinne  wird. 
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einer  geistigen  Gärung,  also  von  geistigem  Leben  und  po- 
litischer Freiheit.  Wohin  es  führt,  ist  nur  nach  englischen 
Verhältnissen  zu  beurth eilen,  immer  aber  müsste  es  unter 
ähnlichen  Verhältnissen  auch  anderwärts  sich  finden.  Der 
Stellenkauf  schliesst  das  Postulat  personlicher  Befähigung 
nicht  absolut  aus  und  hat  in  einer  geworbenen  Armee  eine 
andere  Bedeutung  als  in  einer  andern.  Die  Prügelstrafe  auf 
der  Flotte  ist  nicht  specifisch  englisch,  und  was  ihre  Härte 
betrifft,  so  steht  z.  B.  in  Frankreich  das  Erschiessen  auf 
militärischen  Disciplinvergehen  von  verhältnissmässig  ge- 
ringem Belang.  Die  in  neuester  Zeit  geschehene  Einführung 
der  Prügelstrafe  für  Civilisten  zeugt,  wenn  wir  sie  auch 
gewiss  nicht  billigen  wollen,  in  England  für  etwas  ganz 
anderes  als  z.  B.  in  Mecklenburg.  Die  Lage  des  Arbeiter- 
und Pächterstandes  ist  eine  sehr  ungenügende  und  vielleicht 
die  Vernichtung  des  kleinen  freien  Grundbesitzes,  die  Un- 
veräusserlichkeit der  grossen  Grundbesitzungen  für  England 
gefährlicher  als  das  industrielle  Proletariat  Wie  die  Sache 
gegenwärtig  liegt,  kann  sich  die  Lage  der  eigentlichen 
Landbevölkerung  nur  verschlechtern.  Allein  erst  die  Leib- 
eigenschaft hat  ja,  weil  ein  unerträgliches  Extrem  der  Un- 
freiheit, allmählich  zur  Bodenentlastung  geführt,  und  wird 
etwas  ähnliches  wieder  dazu  führen;  die  Entwickelungen 
des  Fabrikarbeiterstandes  sind  gleichfalls  noch  nicht  abge- 
schlossen. Wenn  man  ferner  sagt,  England  habe  die  Skla- 
verei lediglich  aus  Gründen  seines  materiellen  Interesses 
unterdrückt,  so  mag  das  wahr  sein;  allein  die  materiellen 
Interessen  werden  für  keinen  lebenskräftigen  Staat  je  auf- 
boren, auf  dessen  Politik  entscheidend  zu  wirken,  und 
jedenfalls  geschah  es  hier  nicht  zum  ersten  mal,  dass  an 
der  Hand  der  Vorsehung  grosse  sittliche  Zwecke  mit  nicht 
gerade  sittlichen  Mitteln  erreicht  wurden.  Nach  alledem 
sehen  wir  nicht  ein,  warum  wir  an  Englands  Zukunft,  an 
der  Möglichkeit  seines  weitern  Fortschritts  und  an  seiner 
Förderlichkeit  für  den  Fortschritt  der  Menschheit  verzweifeln 


sicher  diese  Ungesnndheit  nicht  steigern,  sondern  die  dem  Staat  verderb- 
liche Zwietracht  der  Bürger  beseitigen  und  deren  Eintracht  „das  Palla- 
dium des  Staats"  möglichst  fordern. 


Allgemeine  Um-  und  Ueberschau  u.  8.  w.  65 

sollten.    Englands  Aufgabe  ist  gross,  aber  nicht  grosser  als 
seine  Kraft. ") 

XV. 

Frankreichs  Vortritt  und  universeller  Einfluss  in  die 
moderne  Culturwelt  ist  nicht  nur  auf  Wichtiges  oder  nur 
auf  Gutes  beschränkt  gewesen  67),  aber  doch  hat  es  Grosses 
für  die  Gesammtentwickelung  der  modernen  Volker  geleistet 
und  kann  es  noch  leisten.  Wenn  Frankreich  einmal  seinen 
Doctrinarismus  auf  das  Höchste  getrieben  haben  wird,  kann 
es  der  Notwendigkeit  einer  organischen  Politik  nicht  mehr 
widerstehen.  Paris  muss  durchaus  nicht  ewig  Frankreich 
bleiben,  und  wie  chimärisch  diese  Idee  manchem  erscheinen 
mag,  so  ist  sie  gewiss  nicht  kühner  als  die  von  vielen 
Millionen  getheilte,  dass  Rom  nicht  mehr  Rom,  sondern  des 
neuen  Italiens  Hauptstadt  werden  soll.  Ein  Erdbeben  hat 
Palmyra  zerstört,  und  eine  grosse  social -politische  Er- 
schütterung würde  nicht  Paris  selbst,  wpl  aber  eine  Stadt 
verschlingen,  die  allein  Frankreich  sein  will.  Solange  es  eine 
Geschichte  gibt,  muss  sie  Paris  zu  den  grössten  Emporien 
der  Cultur  der  Menschheit  zählen.'  Ist  übrigens  eine  orga- 
nische Decentralisation  nach  der  bisherigen  Geschichte 
Frankreichs  gerade  in  diesem  Lande  mit  besondern  Schwie- 
rigkeiten verbunden,  so  würde  eine  solche  durch  die  un- 
geheuere Starke  des  franzosischen  Nationalbewusstseins, 
welches  allen  Wandel  überlebt,  alle  Beweglichkeit  der 
Stimmungen,  alle  Zerklüftungen  der  Parteien  beherrscht, 
eine  in  diesem  Grade  nirgends  vorhandene  Unterstützung 
finden.     Selbst  den  Verrath  an  das  Ausland  und  die  über- 


66)  Zu  den  neuesten  Schriftstellern,  welche  der  Basse,  namentlich 
auch  in  England,  eine  alles  bestimmende  Wirkung  beilegen,  gehört 
Taine,  Vgl.  dessen  Histoire  de  la  litterature  anglaise,  z.  B.  I,  131,  138 
fgn  146,  151  fg.,  156  fg.,  169  u.  s.  w. 

67)  Vgl.  Tarne,  a.  a.  O.,  I,  105,  130,  139,  147,  153;  II,  347,  430, 
443  fg.,  458  fg.,  460,  536  fg.,  577;  in,  20.  Interessante  Vergleichungen 
zwischen  Franzosen  und  Englandern,  ebend.,111,  20  fg.,  71,  92  fg.,  94fg., 
103,  127,  130,  149,  153,  196.  üeber  den  französischen  Charakter, 
ebenda  I,  xxxii,  xxxvi,  90  fg.,  95  fg.,  102,  201,  208,  494,  496;  II,  226, 
449,  541,  545;  m,  283. 
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triebenste  Eitelkeit  hat  die  ungeheuere  Starke  des  französi- 
schen Patriotismus  stets  am  Ende  überwunden,  oder  doch 
verhältnissmässig  unschädlich  gemacht.  Es  fehlt  in  Frank- 
reich sehr  an  Schulen ;  aber  die  vorhandenen  Schulen  nähren 
den  eben  bezeichneten  Patriotismus. ö8)  Entsprechen  die 
franzosischen  Hochschulen  nicht  dem  Ideal  der  Universitäten, 
so  entsprechen  unsere  Hochschulen  in  manchen  Beziehungen 
um  so  weniger  den  Anforderungen  der  Zeit,  als  die  gelehrte 
Vorbildung  an  den  Gymnasien  sie  durchaus  nicht  gehörig 
unterstutzt.  Die  schlechte  Vertheilung  des  Keichthums  ist 
in  England  vielleicht  übler  als  in  Frankreich;  die  franzosi- 
sche Genussucht  ist  minder  roh  denn  bei  andern  Volkern, 
und  wird  mehr  als  anderswo  durch  einen  gewissen  Ge- 
schmack, durch  feinern,  sich  selbst  mehr  würdigenden  Sinn, 
durch  Mass  im  Genuss  und  endlich  durch  allgemeine  Spar- 
samkeit und  Arbeitsamkeit  ausgeglichen.  Die  französische 
Beweglichkeit  und  Ruhmsucht  war  auch  die  Mutter  vieler 
grossen  und  edeln  Thaten,  und  gewährt  die  Fähigkeit, 
Dinge  zu  ertragen  und  zu  überwinden,  woran  manche  an- 
dere Nation  zu  Grunde  gegangen  sein  würde.  Die  unge- 
heuere Centralisation  der  französischen  Verwaltung  ist  we- 
der neu,  noch  fremd,  sondern  alt  und  national.  Sie  hat 
Frankreich  gross,  reich  und  mächtig  gemacht,  ihm  die  voll- 
endetste Einheit  der  Regierung  gegeben  und  ist  sogar  in 
einem  gewissen  Sinn  populär.  Dass  sie  sich  bisher  noch 
nicht  mit  englischen  oder  andern  doctrinären  constitutionellen 
Formen  vertragen  hat,  ist  weder  allein  die  Schuld  der  Re- 
gierung, noch  ein  sicherer  Grund,  an  der  Möglichkeit  einer 
allmählichen  Ausbildung  freigeordneter  oder  organischer  Zu- 
stände bei  den  Franzosen  zu  verzweifeln. 

XVI. 

Dass  und  warum  wir  noch  immer  eine  politische  Zu- 
kunft mr  Deutschland  hoffen,  haben  wir  schon  an  andern 


68)  Uebrigens  ist  einerseits  die  grosse  Bedeutung,  welche  man  gegen- 
wärtig der  Unterrichtsfrage  in  Frankreich  beilegt,  andererseits  die  That- 
sache,  dass  seit  1834  die  Zahl  der  Volksschulen  sich  mehr  als  verdreifacht 
hat,  ein  doppelter  Beweis,  dass  Frankreich  in  dieser  wichtigen  Beziehung 
entschieden  vorwärts  schreiten  will.  Man  vergleiche  den  Auszug  au« 
einem  Artikel  der  „  France "  in  der  Allgemeinen  Zeitung,  1864,  Hauptblatt 
Nr.  357,  S.  5809. 
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Stellen  gesagt«  Unsere  Hoffnung  steht  nicht  darauf,  dass 
Deutschlands  Bestand  durch  die  europäischen  Interessen 
▼erlangt  wird,  sondern  darauf,  dass  Deutschland  in  sich 
selbst  das  Bedürfhiss  der  Reform  erkennt  und  die  hierzu 
nothigen  Kräfte  vereint.  Wenn  das  Glück  der  politischen 
Zustande  in  manchem  Mittel-  und  Kleinstaate  unter  dem 
Damoklesschwert  der  Mediatisation  und  'ohne  Aussicht  auf 
em  grosses  und  mächtiges  Deutschland  nur  etwas  sehr  Täu- 
schendes ist,  und  wenn  in  Deutschland  immer  weiter  die 
Ueberzengnng  dringt,  dass  es  dem  Expansionsbedürfhiss 
unserer  Nation  nicht  genüge,  wenn  der  Werth  deutscher 
Einwanderung  und  manche  deutsche  Charaktereigenschaft 
rom  Auslande  anerkannt  oder  gebraucht  werde,  sondern 
dass  dazu  wesentlich  gehöre,  dass  Deutschland  als  Ganzes 
die  Ehre  und  Achtung  der  Welt  .[empfange;  wenn  die 
Deutschen  täglich  mehr  einsehen,  dass  ihre  gelehrten  und 
doctrinären  Streitigkeiten  die  Anforderungen  des  Lebens 
mehr  hemmen  als  fordern,  und  dadurch  mit  ihrer  Thätigkeit 
mehr  auf  eine  praktische  Auffassung  der  Lebensfragen  ge- 
richtet werden;  wenn  sich  in  Deutschland  die  Stimmen 
mehren,  welche  die  Behauptung  des  deutschen  Rechts  ener- 
gisch betonen:  so  sind  dies  lauter  Zeichen  eines  erwachen- 
den neuen  Lebens.  Man  mag  die  Bedeutung  der  De- 
müthigung  Dänemarks  durch  deutsche  Waffen  in  keiner 
Weise  überschätzen  und  die  Motive  Oesterreichs  und  Preussens 
für  noch  so  undeutsch  halten:  nach  den  Beweisen  von 
Kriegstüchtigkeit,  die  andere  Volker  in  unsern  Tagen  so 
reichlich  geliefert  haben,  bleibt  jenem  Ereigniss  die  grosse 
Bedeutung,  dass  bewiesen  ist,  wie  einer  der  vorzüglichsten 
Theile  der  deutschen  Wehrkraft,  der  preussische,  an  Muth 
und  Tapferkeit  keiner  Armee  nachsteht,  an  Bildung  aber 
und  sittlichem  Gehalt  wol  von  keiner  Armee  übertroffen 
wird.  Wenn  übrigens  die  Motive,  aus  denen  Oesterreich 
und  Preussen  gegen  Dänemark  zogen,  nicht  gerade  deutsch 
gewesen  sind,  so  beweist  die  Thatsache,  dass  sie  zogen, 
wie  die  für  Deutschland  noch  so  junge  Macht  der  öffent- 
lichen Meinung  bereits  doch  schon  eine  bedeutende  Stärke 
erlangt  haben  muss.  Die  Unfertigkeit  der  Verfassungszu- 
stände  in  Preussen  und  Oesterreich  ist  an  sich  weder  de- 
finitiv,   noch    hoffnungslos,    vorausgesetzt,    dass   es   diesen 

5* 
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Staaten  mit  der  'allmählichen  Anbahnung  organischer  Zn- 
stande für  sich  und  für  Deutschland  Ernst  ist  und  sie  in- 
folge dessen  die  Consequenzen  nicht  scheuen.  Deutschlands 
Zukunft  ist  sicher,  wenn  die  deutsche  Idee  69)  immer  mach- 
tiger und  der  Wille  zur  That  wird,  die  deutsche  Kraft  aus 
der  gegenwärtigen  Zersplitterung  zu  bringen  und  die  natür- 
liche Collision  der  Pflichten  gegen  Deutschland  und  den 
einzelnen  deutschen  Staat,  wie  sie  gegenwärtig  die  grosste 
Kraft  der  Deutschen,  die  der  Treue,  des  Pflichtgefühls  und 
des  Rechtssinnes  lähmt,  zu  beseitigen.  Wird  auf  diese 
Weise  Deutschland  frei  und  stark,  so  wird  auch  die  weit- 
beherrschende  Idee  der  christlichen  Humanität  eine  unzer- 
störliche  Grundlage  erhalten  und  ein  unabsehbarer  Fort- 
schritt der  europäischen  Culturwelt  gesichert  sein.  70) 

Der  social- politische  Zustand  unserer  Zeit  ist  nach 
alledem  zwar  ohne  Zweifel  ein  leidender,  aber  weder 
schlechter  als  der  anderer  Zeiten,  noch  ein  verzweifelter. 
Nirgends  finden  wir  eine  unheilbar  gewordene  Einseitigkeit 
der  grossen  Lebensrichtungen,  nirgends  ein  solches  Misver- 
hältniss  zwischen  Freiheit  und  Ordnung,  dass  die  Her- 
stellung einer  richtigen  Proportion  unmöglich  erschiene. 
Ueberall  besteht  das  lebendige  Bedürfhiss  und  ein  bewusstes 
Drängen,  unharmonisch  gewordene  Zustände  zu  überwinden, 
neue  Harmonien  zu  schaffen,  alte  Hindernisse  der  Freiheit 
zu  beseitigen,  neue  Bahnen  der  Ordnung  zu  ziehen.  Das 
rechte  Mass  für  'alles  dies  kann  durch   politische*  Einsicht 


69)  Vera,  „Prolasioni  alla  storia  della  filosofia"  und  „alla  filosofia 
della  storia"  (Paris  1863),  sagt  S.  31:  „Wie  ein  Volk  nur  fallt,  wenn 
sein  Gedanke  fallt,  so  kann  es  auch  sich  nur  erheben,  wenn  sein  Ge- 
danke sich  erhebt...  Die  Philosophie,  das  Ideal  ist  es,  das  den  Innern 
Menschen  verjüngt,  ohne  den  der  äussere  Mensch  sich  nicht  verjüngen 
kann."  „Denn  (S.  96)  ohne  die  Wiedergeburt  des  Gedankens  scheint 
mir  ein  Volk  nur  galvanisirt,  aber  nicht  erneuert"  Vgl.  Allgemeine  Zei- 
tung, 1865,  Beilage  Nr.  10,  S.  154. 

70)  Wir  können  nicht  umhin,  hier  eine  merkwürdige  Stelle  aus  Mon~ 
tesquieuf8  Lettres  persannes,  II,  145,  zu  citiren:  „L'empire  d'Allemagne, 
qui  n'est  qu'une  ombre  du  premier  empire,  mais  qui  est,  je  crois,  la 
seule  puissance  qui  soit  sur  la  terre,  que  la  division  n'a  point  affaiblie; 
la  seule,  je  crois  encore,  qui  se  fortifie  a  mesure  de  ses  pertes,  et  qui, 
lente  a  profiter  de  ses  succes,  devient  indomp table  par  ses  defaits." 
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gefanden  und  durch  politische  Charaktertüchtigkeit  festge- 
halten werden,  vorausgesetzt,  dass  die  Volksbildungsfrage 
nicht  Mos  eine  liberal -humane  Phrase,  sondern  die  wichtig- 
ste und  mit  der  grossten  Weisheit  erfasste  Aufgabe  unserer 
Staaten  wird.  Die  von  der  Vorsehung  gelenkten  Ereignisse 
würden  dieses  Werk  unterstutzen.  Welche  Veränderungen 
aber  immer  im  Geleite  innerlich  berechtigter  Fortschritts- 
bestrebungen unserer  Volker  in  Beziehung  auf  den  äussern 
Bestand  der  gegenwärtigen  Staaten  eintreten  würden,  wie 
schmerzlich  sie  in  mancher  Beziehung  erscheinen  konnten: 
der  Gedanke,  dass  diese  Veränderungen  die  Wirkungen 
eines  wahrhaften,  allgemeinen  Fortschritts  im  Gesellschafts-, 
Staats-  und  Volkerleben  wären,  würde  alle  Wunden  in 
kurzer  Zeit  vernarben  lassen. 


XVII. 

Will  man  nun  die  sociale  Frage  unserer  Tage  von  der 
politischen  trennen ,  so  erscheint  sie  als  die  Frage :  wie  nach 
den  gesammten  neuen  Lebensverhältnissen  unter  besonderer 
Beihülfe  der  Association  und  einer  Erweiterung,  Vertiefung 
und  Ausbreitung  der  ganzen  menschlichen  Bildung  eine 
möglichst  harmonische  Gestaltung  der  drei  grossen  Lebens- 
richtungen herzustellen  sei? 

Die  politische  Frage 71)  aber,  wenn  man  sie  von  der 
socialen  trennen  will,  liesse  sich  wol  auf  folgende  fünf 
Sätze  bringen: 

Ob  Feudalismus  oder  einheitlicher  Staat? 

Ob  Absolutismus  oder  freie  Ordnung  im  Staat? 

Ob  Unbeweglichkeit  und  Revolution,  oder  natürliche 
Fortbildung  und  unverletzte  Rechtscontinuität  ? 

Ob  materielle  Uebermacht  oder  rechtsbegründeter  Be- 
stand über  die  Selbständigkeit  eines  Staats  entscheiden? 

Ob  Weltgewaltsherrschaft,  oder  eine  freie  volkerrecht- 
liche Ordnung  unter  den  Culturstaaten? 

Alle   diese  Fragen,   deren  innere  Verbindung   mit   der 


71)  FrobtVt  Ansichten  über  das  moderne  politische  System,  a.a.0,, 

n,  170. 
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socialen  Frage  in  unserm  Sinne  jiicht  verkannt  werden  kann, 
lassen  sich  wieder  in  die  einzige  Frage  zusammenfassen72): 
Ob  Herrschaft  der  organischen  Staatsidee  in  den  ent- 
sprechenden Formen,  oder  Ohnmacht  derselben  unter  wel- 
cher Form  immer? 


72)  Zu  den  Zeichen,  dass  der  Zusammenhang  zwischen  dem  Rechts- 
and Staat8organismu8  und  dem  socialen  Gebiet  immer  mehr  erkannt  wird, 
gehört  nicht  nur  eine  Reihe  neuerer  Werke,  welche  bei  Darstellung  des 
Rechts,  namentlich  des  öffentlichen,  auf  die  socialen  Verhältnisse  und 
deren  wandelnde  Gestaltung  Rücksicht  nehmen,  sondern  auch  die  Erschei- 
nung, dass  Juristen  in  den  grossen  Politikern  nach  deren  Rechtsanachau- 
ungen,  und  Politiker  nach  den  politischen  Ansichten  bedeutender  Juristen 
forschen. 


IL   Allgemeine  Um-  und  Ueberschau  der  constitu- 
tionellen  Zustände  unserer  Zeit  insbesondere* 


Idee  und  Form  des  Constitutionalismus.  —  Die  verschiedenen  An- 
sichten über  dessen  Werth.  —  Neuheit  desselben.  —  Dessen  vortheilhafte 
Wirkungen.  —  Der  formale  Constitutionalismus.  England,  Frankreich, 
Deutschland.  —  Der  Constitutionalismus  ein  Regierungsprincip.  —  Vor- 
aussetzungen unsere  Constitutionalismus.  —  Besondere  Uebelstände  des 
deutschen  Constitutionalismus.  —  Die  beiden  Hauptpunkte  dieses  Werks 
rar  die  Beurtheilung  des  Constitutionalismus.  —  Aufgabe  unserer  Zeit 


Nachdem  die  Forin,  unter  welcher  in  unsern  Tagen 
die  organische  Staatsidee  sich  geltend  macht,  im  allgemeinen 
mit  Constitutionalismus  bezeichnet  werden  kann,  so  müssen 
wir  hier  noch  einen  allgemeinen  Ueberblick  über  die  consti- 
tutionellen  Verhältnisse  unserer  Zeit  zu  gewinnen  suchen. 

Wir  werden  einen  Menschen  im  vollsten  Sinne  des 
Worts  in  der  besten  Verfassung  befindlich  nennen,  bei  wel- 
chem Herz,  Verstand  und  Korper  möglichst  vollkommen 
jedes  für  sich  und  alle  drei  in  Harmonie  vorhanden  sind. 
Der  Constitutionalismus  als  eine  mit  der  Einrichtung  der 
Staaten  zusammenhängende  Erscheinung  muss  demnach  in  der 
Art  geprüft  werden,  dass  man  untersucht,  ob  und  inwiefern 
er  nach  den  Anforderungen  unserer  Zeit  die  Harmonie  in 
den  Staaten  fordert,  beziehungsweise  seiner  eigenen 
Idee,  der  organischen,  entspricht. 
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Wir  legen  hier  schon  feierlich  den  Nachdruck  auf  die 
Worte  Idee  des  Constitutionalismus.  Die  politische 
Existenz  eines  Volks  und  die  Kraft  seiner  Regierung  hat 
zwar  verschiedene  Factoren,  ist  jedoch  ohne  idealen  Ge- 
danken weder  sicher,  noch  menschenwürdig,  weil  überhaupt 
nur  Ideen  freie  Anhänger  haben  und  zwischen  den  sonst 
sich  bekämpfenden  Interessen  eine  organische  Ausgleichung 
ermöglichen.  Jede  wahre  Reform  muss  Träger  des  organi- 
schen Fortschritts  sein,  welche  wiederum  nur  darin  besteht, 
dass  man  sich  einer  wahren  Idee  um  etwas  mehr  genähert 
habe. 

In  Bezug  auf  den  Constitutionalismus  muss  aber,  wie 
schon  oben  bemerkt  wurde,  gegenwärtig  vor  allem  auffallen, 
dass  sich  darüber  zwei  ganz  extreme  Ansichten  gebildet 
haben.  Die  einen  nämlich  halten  den  Constitutionalismus 
überhaupt,  oder  eine  gewisse  Form  desselben  für  absolut 
gut  und  fast  unverbesserlich.  Die  andern  erkennen  wol 
mehr  oder  weniger  Mängel  in  Beziehung  auf  die  politische 
Beseelung  und  äussere  Ausbildung  des  Constitutionalismus, 
kommen  aber  dadurch  nicht  auf  den  Gedanken  der  Ver- 
besserung, sondern  zur  Gleichgültigkeit,  Misachtung,  ja 
zum  Hass  gegen  den  Constitutionalismus.  Wie  die  Mängel 
und  mangelhaften  Resultate  des  Constitutionalismus  selbst, 
so  erklären  sich  auch  die  ebenerwähnten  Extreme  aus  dem 
Mangel  der  idealen  Auffassung  dieser  Einrichtung,  oder  mit 
andern  Worten  daraus,  dass  der  Constitutionalismus  nicht 
mit  der  organischen  Staatsidee,  nicht  mit  der  Idee  der 
Harmonie  der  drei  Lebensrichtungen  in  die  gebührende 
Verbindung  gekommen,  beziehungsweise  gesetzt  worden  ist. 
Dem  einen  ist  er  blos  ideal,  dem  andern  ein  Exempel  der 
Logik,  dem  dritten  eine  Staatshaushaltsmaschine,  und  so 
ist  er  keinem,  was  er  sein  sollte;  der  eine  findet  in  ihm 
einen  Beherrschungsmechanismus  mehr,  der  andere  ein  loya- 
les Mittel  für  die  Anarchie,  und  keiner  erkennt,  dass  seine 
Aufgabe  die  fortgesetzte  organische  Ausgleichung  zwischen 
Freiheit  und  Ordnung  sei. 

Wir  wollen  nicht  grosses  Gewicht  darauf  legen,  dass 
in  unsern  Zeiten  noch  viele  Unzuträglichkeiten  aus  früherer 
Zeit  vorhanden  sind,  welche  dem  Constitutionalismus  nicht 
zur  Last  gelegt  werden  können,   und  dass  von  denselben 
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gerade  diejenigen  am  schwersten  bedrückt  werden,  die  sie 
zuerst  bekämpfen.  Auch  wollen  wir  ausser  Ansatz  lassen, 
dass  in  unsern  Staaten  ein  früher  unbekanntes  häufiges  und 
tiefes  Eingreifen  des  Staats  oder  der  Regierung  in  das  ge- 
flammte Volksleben  nothwendig  geworden  ist,  also  auch  Irr- 
thümer  und  Misgriffe  der  Regierungen,  Antipathien  und 
Sympathien  gegen  dieselben  mehr  vorkommen,  beziehungs- 
weise zum  Ausbruch  gelangen  werden,  und  dass  endlich  die 
Ehrlichkeit  in  constitutionellen  Dingen  oft  nicht  grosser  ist 
als  die  Einsicht  in  deren  wahres  Wesen.  Aber  darauf  muss 
schon  jetzt  dringend  aufmerksam  gemacht  werden,  dass 
man  von  der  formellen  Anerkennung  und  Geltung  irgend- 
eines bestimmten  Regierungsprincips  nicht  die  Wirkungen 
verlangen  soll,  die  nur  durch  die  eigene  That  oder  durch 
die  eigene  Mitwirkung  zu  diesem  Regierungsprincip  eintreten 
können,  und  dass  die  dem  Constitutionalismus  aufgerechneten 
Mängel  sicher  auch  ohne  Constitutionalismus,  wenngleich 
mit  vielleicht  noch  nachteiligem  Wirkungen  überall  vor- 
kommen, wo  die  Volker  in  ihrer  politischen  Bildung  ebenso 
wenig,  oder  noch  weniger  als  unsere  Volker  vorgeschritten 
sind. 

Dagegen  müssen  wir,  ausgehend  von  der  Ansicht,  dass 
der  Constitutionalismus  ein  für  jede  Staatsform  oder  für 
jeden  Grad  der  Ausbildung  der  einheitlichen  Darstellung 
des  Staats  denkbares  Regierungsprincip  ist,  constatiren,  wie 
er,  wenigstens  in  den  modernen  Formen  überall  noch  als 
eine  sehr  neue  Einrichtung  betrachtet  werden  muss. 

n. 

Wenn  man  nun  nicht  im  Stande  ist,  eine  bestimmte 
Zeitdauer  als  die  Bedingung  eines  soliden  und  lebensfähigen 
alten  Bestandes  festzusetzen,  indem  alles  davon  abhängt,  ob 
und  inwieweit  einem  concreten  Bestände  noch  kräftige  und 
lebensfähige  Elemente  aus  frühem  Perioden  entgegenstehen 
oder  nicht,  so  muss  man  doch  anerkennen,  dass  letzteres 
beim  Constitutionalismus  gar  nicht,  oder  doch  in  keinem 
belangreichen  Grade  der  Fall  sei,  dass  derselbe  also  für 
sich  hat,  was  die  Kraft  von  viel  altem  Beständen  ausmachte, 
nämlich  eine  fast  überwundene  Vergangenheit  und  eine  hohe, 
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absolut  berechtigte  Idee,  welche  ihm  die  Zukunft  sichern 
muss,  wenn  er  richtig  erkannt  und  entsprechend  ins  Werk 
gesetzt  wird. 

Seit  1688 7t)  ist  aber  weder  in  England,  noch,  wenn 
man  nicht  das  Chartensystem  dafür  nimmt,  irgend  anderswo 
ein  grosser  und  entscheidender  Schritt  in  der  Fortbildung 
des  Constitutionalismus  geschehen. 74)  Trotzdem  hat  sich 
der  letztere  mächtig  ausgebreitet,  was  jedenfalls  dafür  Zeug- 
niss  gibt,  dass  seine  Kessorts  noch  nicht  lahm  sein  können. 
Auch  ist  es  in  der  That  durch  den  Constitutionalismus  nir- 
gends schlechter  geworden,  sondern  im  Gegentheil,  der 
Zustand  aller  Länder  hat  sich,  und  zwar  wesentlich  unter 
seiner  Mithülfe  verhältnissmässig  gebessert.  Zu  den  Mo- 
menten dieser  Besserung  rechnen  wir  beispielsweise:  die 
Adelung  und  Vertiefung  der  staatlichen  Einheit  durch  die 
Ebenbürtigwerdung  des  Princips  der  menschlichen  Gleich- 
heit und  Freiheit;  die  Erhöhung  der  Dynastien  durch  ihre 
Umwandlung  zu  verfassungsmässigen  Organismen  der  Thron- 
folge, die  Verstärkung  ihrer  bisherigen  Grundlagen  durch 
das  Staatsgrundgesetz  und  die  politische  Läuterung  aller 
ihrer  Familienverhältnisse;  die  Ordnung  in  den  Staatsfinan- 
zen, die  Versicherung  ihrer  gemeinnützigen  Verwendung 
und  die  Steigerung  des  Credits;  die  höhere  Garantie  für 
äussern  und  innern  Frieden;  die  grossere  Fruchtbarkeit  und 
Verbreitung  aller  Wahrheiten  durch  die  Legitimirung  jeder 
Form  der  Mittheilung;  die  geordnete  Entbindung  zahlloser 
Kräfte  durch  Entlastung  des  Grund  und  Bodens76),  durch 


73)  Ueber  das  Elend  der  damaligen  englischen  Zustände  8.  Taine,  a. 
a.  0.,  III,  5  fg.,  13. 

74)  Dies  ist  gewiss  nicht  auffallender,  als  dass  mehrere  hundert  Jahre 
lang ,  neben  manchen  Verbesserungen  in  den  Buchstaben ,  doch  keine  ein- 
sige wesentliche  Verbesserung  an  der  Presse  Guttenberg's  vorgenommen 
wurde,  bis  König  1812  die  Schnellpresse  erfand,  die  zuerst  1100  Bogen 
in  der  Stunde  druckte,  während  sie  jetzt  in  derselben  Zeit  20000 — 25000 
Bogen,  und  zwar  von  viel  grösserm  Format  liefert 

75)  Durch  diese  wurde  erst  das  moralisch  vernichtende  Joch  der 
Leibeigenschaft  sammt  der  demoralisirend  gewordenen  Gutsherrlichkeit 
beseitigt,  oberster  Schute  und  Einheit  der  Gerichtsbarkeit  dem  Staat, 
dem  sie  nach  seinem  Wesen  gebühren,  gegeben,  die  gefährliche  Doppel- 
sinnigkeit zahlloser  halb  politischer,  halb  privater,  in  ersterer  Beziehung 
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die  freie  Association  und  die  Ausbildung  eines  Formensystems, 
weiches  wenigstens  besser,  als  es  je  vordem  geschehen,  zer- 
störende Ueberschlagung  nicht  minder  wie  hemmende  Kry- 
stallisationen  ausschliesst.  Und  wenn  der  Constitutionalismus 
keineswegs  immer  die  Frucht  einer  seiner  Idee  vollständig 
entsprechenden  Bildung  des  Volks  war,  so  hat  er  doch  di- 
rect  und  indirect  so  wesentlich  zur  Forderung  der  Volks- 
bildung beigetragen,  dass  der  Zustand  der  letztern,  wie  er 
nach  einem  halben  Jahrhundert  constitutionellen  Lebens  sich 
darstellt,  mit  den  frühem  Zustanden  gar  nicht  verglichen 
werden  kann.  Was  Schuld  anderer  Umstände  ist,  darf  dem 
Constitutionalismus  nicht  zur  Last  gelegt  werden.  Man  darf 
von  ihm,  sowenig  wie  von  einem  andern  Regierungsprincip, 
zu  viel  verlangen,  und  wenn  er  nicht  allen  Absolutismus 
und  Despotismus  unmöglich  macht,  so  hat  er  doch  beide 
im  Princip  vernichtet  und  muss  in  seinem  Fortschritt  die 
Möglichkeit  beider  auf  immer  engere  Grenzen  beschränken. 
Gerade  in  dieser  Opposition  gegen  den  Absolutismus  und 
Despotismus  ist  die  höchste  Rechtfertigung  des  Constitutio- 
nalismus zu  suchen70);  denn  jene  beiden  Regierungsprinci- 
pien  sind  die  unvermeidlichen  Gegner  des  menschlichen  wie 
staatlichen  Fortschritts,  weil  der  festen  Stetigkeit  und  ge- 
ordneten Bewegung,  der  Ausbildung  politischer  Intelligenzen 
und  Charaktere,  und  folglich  aller  wahren  Selbstverwaltung. 
Je  mehr  sie  zu  ihrem  Bestände  eminenter  Persönlichkeiten 
bedürfen,  desto  vergänglicher  und  desto  staatswidriger  er- 
scheinen sie  also  auch  deshalb,  weil  keine  Staatsform,  und 
die  als  Form  betrachtet  beste,  nämlich  die  Monarchie,  am 
allerwenigsten  die  ununterbrochene  Aufeinanderfolge  lediglich 
durch  sich  selbst  eminenter  Persönlichkeiten  gewähren  kann. 
Der  richtig  gefasste  und  ehrlich  gewollte  Constitutionalismus 


aber  längst  innerlich  abgestandener  Rechtsverhältnisse  beseitigt,  und  so 
dem  gesammten  deutschen  Rechtssystem  die  nöthigste  Abklärung  vermittelt. 
Da  eine  Rückkehr  zum  alten  Zustande  nicht  möglich  ist,  so  dürfte  die 
Grundentlastung  auch  da,  wo  sie  noch  besteht,  nur  eine  Frage  der  Zeit 
sein. 

76)  Mommsen,  Romische  Geschichte,  III,  467,  findet  die  Berechtigung 
des  ConstitutionAlismus  schon  darin,  dass  durch  ihn  der  „ Sultanismus u 
principiell  unmöglich  ist 
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dagegen  duldet  nicht  blos,  sondern  erzeugt  und  steigert  die 
wahre  politische  Bildung,  und  hierin,  nicht  in  den  formalen 
Rechten  der  constitutionellen  Korper  liegt  sein  wahrer 
Schwerpunkt«  Unfehlbar  und  jedem  Misbrauch  entzogen 
kann  er  nicht  sein  und  niemals  werden.  Wenn  er  z.  B. 
grosse  und  kleine  Kationen,  grosse  und  kleine  Parteien,  in 
innern  und  äussern  Angelegenheiten  viel  sprechen  lässt,  wo 
gehandelt  werden  sollte,  und  wenn  er  anders  handeln  lässt,  als 
gesprochen  wurde,  so  kann  das  ein  grosser  Uebelstand  sein, 
der  aber  seinen  Grund  nicht  im  Constitutionalismus,  sondern 
in  den  Verhältnissen  hat.  Dadurch  endlich,  dass  er  Dinge,  die 
ausserdem  noch  Gott  weiss  wie  lange  als  geheime  Krankheit 
Unheil  gestiftet  hätten,  zu  einer  gesunden  und  heilenden 
Krise  bringt,  nutzt  er  offenbar;  denn  rückhaltslose  Blosslegung 
alter  Uebel  ist  ein  wahres  Glück  für  die  Staaten,  und  ein 
ehrlicher  Kampf  für  das  Bessere  von  einem  hohem  Gesichts- 
punkte aus  niemals  ein  Unglück. 

Immer  aber  würde  eine  blos  äusserliche,  nur  in  äusser- 
licher  Ausbreitung  bestehende  Wirksamkeit  des  Constitutio- 
nalismus zu  seiner  Verflachung  führen  müssen,  und  was  wir 
daher  von  ihm  verlangen,  ist  dessen  tiefere  innere  Aus- 
bildung. 


in. 


Auch  für  diese  Behauptungen  geben  die  Zustände  der 
Hauptvolker  Europas  schlagende  Beweise. 

In  England  hat  sich  zwar  die  constitutionelle  Idee  auf 
der  Grundlage  realer  Zustände,  namentlich  des  Volkscha- 
rakters und  der  statistisch -topographischen  Verhältnisse,  all- 
mählich entwickelt  und  trotz  einer  in  vielen  Beziehungen 
nicht  blos  doctrinär,  sondern  auch  praktisch  höchst  mangel- 
haften formellen  Darstellung  siegreich  durch  alle  Wandlungen 
hindurch  erhalten.  Allein  selbst  die  Feuer-  und  Bluttaufe 
der  sogenannten  grossen  Revolution  und  die  ununterbrochene 
Ablenkung  der  auf  die  innern  Reformen  gerichteten  Auf- 
merksamkeit nach  aussen  hin  wird  nicht  im  Stande  sein,  die 
constitutionelle  Idee  in  England  zu  erhalten,  wenn  nicht 
eine  höhere  Läuterung  eintritt,  welche  sie  von  ihren  Schlacken 
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reinigt  und  folglich  auch  ihre  äussere  Darstellung  vervoll- 
kommnet und  verbessert. 

Frankreich  arbeitet  sich  noch  immer  ab,  der  constitu- 
tionellen  Idee  für  deren  dauerhafte  und  wirksame  Entfaltung 
eine  geeignete  Stelle  zu  bereiten.  Man  weiss  nicht,  wie 
man  sagen  soll,  ob:  die  Constitutionen e  Idee  kann  in  Frank- 
reich nicht  sterben  und  nicht  leben,  oder:  das  wahre  Leben 
Frankreichs  besteht  in  den  von  ihm  gehegten  Resten  der 
constitutionellen  Idee.  Jedenfalls  ist  die  Thatsache  bezeich- 
nend, dass  seit  der  franzosischen  Revolution  keines  der 
principiell  so  verschiedenen  in  Frankreich  zur  Herrschaft 
gelangten  „Regimes"  der  constitutionellen  Formen  gänzlich 
entbehren  konnte.  7r)  Während  in  England  mehr  die  Prin- 
cipien  der  sogenannten  grossen  Revolution  als  der  revolutio- 
näre Geist  Macht  hat,  findet  in  Frankreich  der  umgekehrte 
Fall  statt,  und  in  Deutschland  mehren  sich  die  Stimmen,  welche 
bald  offen,  bald  verschämt  den  Mangel  des  revolutionären 
Geistes  und  einer  sogenannten  tüchtigen  Revolution  beklagen. 
In  England  brach  sich  der  geschichtlich  ausgebildete  Con- 
8titutionali8mus  nur  mit  Gewalt  eine  Bahn  gegen  den  un- 
nationalen Absolutismus.  In  Frankreich  ist  der  Constitutio- 
nalismus  stets  nur  eine  Verkrüppclung  der  wildesten  revolu- 
tionären Principien  im  Gegensatz  zu  dem  nationalen  Abso- 
lutismus geblieben.  In  Deutschland  geht  der  ganze  bis- 
herige, oft  überwiegend  formale  Constitutionalismus  wenig- 
stens im  wesentlichen  aus  friedlichen  Grundlagen  und  Ent- 
wicklungen hervor.  In  England  verfassungsmässig,  in 
Frankreich  revolutionär- kriegerisch,  ist  er  zahm  in  Deutsch- 
land und  kränkelt  an  der  politischen  Zersplitterung.  Schon 
aus  diesen  Momenten  ergibt  sich,  was  der  Constitutionalis- 
mus behufs  seiner  gedeihlichen  Entwickelung  in  jedem  dieser 
Hauptländer  zu  überwinden  habe,  und  dass  seine  Aufgabe, 
wie  verschieden  auch  der  Art  nach,  der  Grosse  nach  ziem- 
lich gleich  sein  dürfte.  Bei  jedem  der  genannten  Haupt- 
völker müssen  nämlich  die  constitutionellen  Formen  gegen- 
wärtig einer  andern,  aber  gleich  grossen  Unwahrheit  dienen: 


77)  „De  1814  a  1830,  comme  de  1830  a  1848  la  Charte  a  ete  une 
Terite.  C'est  ponr  Tavoir  oubliä  un  jour  que  Charles  X  est  tomb6." 
(hrizot,  Memoires,  I,  164. 
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in  England  einer  alleinherrschenden  Aristokratie  gegen  die 
Consequenzen  der  verfassungsmässigen  Monarchie  und  der 
nicht  ipinder  verfassungsmassigen  Volkssouveränetät ;  in 
Frankreich  der  Bureaukratie  und  der  Gesetzessouveränetat 
gegen  Volk  und  Regierung,  oder  dem  Imperialismus  gegen 
Gesetz  und  Volk;  in  Deutschland  den  grossdeutschen 
und  den  demokratisch -republikanischen  Bestrebungen,  wol 
auch  secessionistischen  und  usurpatorischen  Annectirungs- 
gelüsten  gegen  den  selbständigen  Einheitsstaat,  gegen  das 
sogenannte  monarchische  Princip  und  gegen  die  Notwendig- 
keit, Unauflöslichkeit  und  Integrität  des  Bundes. 

Dabei  muss  auffallen,  wie  die  eigentümlichen  Verhält- 
nisse dieser  drei  Kationen  trotz  des  von  ihnen  anerkannten 
constitutionellen  Frincips  auch  sonst  manche  wichtige  eigen- 
tümliche Wirkungen  haben.  So  kann  z.  B.  in  England 
ein  Minister,  in  Frankreich  ein  Gewaltherr,  der  sich  selbst 
stolz  einen  Parvenü  nennt,  alles  sein,  während  in  Deutsch- 
land der  angestammte  Fürst  mehr  als  irgendwo  gilt.  Der 
Engländer  betrachtet  sein  im  äussersten  Falle  bewaffnetes 
Widerstandsrecht  als  die  eigentliche  Quintessenz  seiner  Ver- 
fassung ,  während  der  bewaffnete  Widerstand  in  Deutschland 
oft  als  Verbrechen,  und  in  Frankreich,  wenn  erfolglos,  als 
noch  was  Uebleres,  nämlich  als  ein  politischer  Fehler  gilt. 

Wenn  man  nun  für  die  weitere  Ausbildung  der  consti- 
tutionellen Idee  nichts  thun  will,  oder  nichts  thun  zu  können 
glaubt,  so  beruft  man  sich  auf  die  unvermeidliche  Langsam- 
keit jeder  wahrhaft  organischen  Entwickelung,  oder  auf  die 
Notwendigkeit,  mit  Gewalt  drohenden  Volksmassen  eine 
kräftige  Weigerung  entgegenstellen  zu  müssen,  auf  die  über- 
spannten Forderungen  der  Volksvertreter,  auf  angestammte 
Prärogative,  auf  die  Noth  des  Augenblicks,  auf  die  Not- 
wendigkeit schneller  und  einheitlicher  Action  u.  s.  w.  Allein 
wenn  diese  Entschuldigungen  auch  zahlreicher  und  noch  so 
oft  wirklich  begründet  wären,  so  ist  doch  weder  das  Nichts- 
thun,  noch  das  Zulangsamthun,  oder  alles,  was  aus  den 
ebenangegebenen  Gründen  gethan  wird ,  gerechtfertigt.  Un- 
sere Zeit  fordert,  dass  das  staatlich  Zeitgemässe,  und  zwar 
entschieden  und  möglichst  schnell  geschehe.  Der  grosste, 
für  die  Gegner  der  constitutionellen  Idee  bequemste  Fehler 
unserer  Zeit  in  Beziehung  auf  den  Constitutionalismus,  der 
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gleich  deutlich  in  der  Literatur  wie  in  der  Praxis  hervor- 
tritt,  liegt   in   dem   Mangel   der  Erkenntniss r8),    dass  der 
Constitutionali8mus    ein    Regierungsprincip     sei,     welches, 
wenngleich  nur  in  allmählicher  Durchführung,  für  das  ganze 
Staatsleben,  sonach  für  die  ganze  Regierung  und  Verwaltung 
nach  allen  Richtungen  hin  massgebend  werden  müsse,  dass 
also  die  in  einem  Moment  gegebenen  bestehenden  Formen 
kein  Hinderniss  der  Weiterentwickelung  des  Constitutiona- 
lismus  seien,  und  Fälle,  welche  nach  der  constitutionellen 
Idee    Constitutionen   zu    behandeln,    aber    noch    ohne    den 
Schutz  constitutioneller  Formen  wären,  dennoch  Constitutio- 
nen behandelt  werden  müssen,  der  Constitutionalismus  folglich 
wegen  formaler  Verfassungsbestimmungen  nicht  etwa  nur  da 
oder  dort  angewandt  und  anderswo  willkürlich  ausgeschlossen 
werden  könne.  Dabei  ist  es  ganz  gleichgültig,  ob  man  sich  auf 
das  sogenannte  historische  Recht,  oder  auf  irgendeine  doc- 
trinäre  Theorie  stützen  wollte.    Mit  einem  halben  Constitu- 
tionalismus würde  eine  wahre,  nur  mit  dem  Durchdringen 
der  Idee  denkbare  Organisation  unmöglich   sein,    weil   die 
organischen  Bestandteile  mit  den  nichtorganischen  unver-r 
einbar  sind,  und  aus  deren  Verbindung  im  Staate  dieser  um 
so  mehr  als  ein  armseliges  Zwitterwesen  hervorgehen  müsste, 
als  die  organischen  Bestandteile  infolge  dieser  Verbindung 
unvermeidlich  nach  und  nach   entarten  würden.     Die  Folge 
hiervon,  oder  von  dem  Mangel  der  realen  Grundlagen  des 
Constitutionalismus  und  des  ernstlichen  Willens  seiner  Durch- 
bildung ist  der  leere,    das  Leben  nicht  erfassende  Forma- 
lismus« 

Ein  solcher  Formalismus  des  Constitutionalismus  ist  im 
Gebiete  der  Politik  dieselbe  Erscheinung,  wie  im  Gebiete 
der  Religion  die  Entartung  eines  Bekenntnisses  zu  einer  blos 
äusserlichen  Cult-  und  Ceremonienübung.  Dieser  Forma- 
lismus tritt  am  meisten  zurück  in  England,  wo  die  grosste 
und  gleichsam  natürlichste  Anhänglichkeit  an  das  Alte  na- 
tional und  eine  grosse  Menge  von  Formalitäten  durch  diesen 
nationalen  Geist  belebt  ist.  England  kam  bei  aller  formalen 
Unvollständigkeit    seiner   geschriebenen  Staatsgrundgesetze, 


78)  „Noufl    atteignons   la  justesse  et  la  clartä,   mais 
Tome,  a.  a.  0.,  II,  101. 


non   la  vie." 
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bei  mangelhafter  organischer  Durchführung  der  Volksreprä- 
sentation und  bei  fortgesetzten  innern  Kriegen  zwischen  dem 
Absolutismus  und  der  nationalen  Rechtsanschauung,  inmitten 
äusserer  die  Eroberung  und  Behauptung  seiner  Weltmacht- 
stellung bezweckender  Kämpfe,  zu  einer  vollständigen  Ver- 
nichtung der  absoluten  Monarchie,  zu  einer  im  Parlament 
souveränen  Aristokratie,  zu  dem  relativ  höchsten  Grade  all- 
gemeiner Volksfreiheit  und  Herrschaft  der  Gewohnheit  oder 
Präcedenz,  freilich  ohne  dass  diese  Principien  den  Absolu- 
tismus absolut  ausgeschlossen,  eine  absolutistische  Regierungs- 
weise einzelner  Monarchen,  absolutistische  Einwirkungen  des 
Parlaments  unmöglich  gemacht  hätten.  Ein  vorherrschender 
Formalismus  dagegen  erzeugte,  wenn  man  zuerst  auf  die 
romanischen  Volker  sieht,  zwar  formell  vollendete  Qharten, 
aber  weder  Freiheit,  noch  Ordnung,  weil  er  nicht  die  Aus- 
gleichung beider  anstrebte  und  in  den  romanischen  Volkern 
die  realen  Grundlagen  einer  ßolchen  Ausgleichung  fehlten. 
Spanien,  Italien  und  Frankreich  haben  Charten  nach  Dutzen- 
den, aber  keine  organische  Constitution.  Die  Masse  des 
englischen  Volks  scheint  wilder  und  roher  als  die  der  ro- 
manischen Volker;  aber  während  auch  der  geringste  Eng- 
länder seine  Verfassung  wie  einen  Lorberkranz  mit  dem 
Stolze  eines  Triumphators  trägt,  schleift  sie  der  Romane 
als  Sklavenkette  an  Hand  und  Fuss,  oder  beisst  auf  sie 
wie  das  wilde  Ross  auf  die  Stange.  Die  englischen  Formen 
enthalten  englisches  Leben;  die  constitutionellen  Formen  bei 
den  romanischen  Volkern  sind  desto  unconstitutioneller ,  je 
romanischer  sie  sind,  und  passen,  je  constitutioneller,  desto 
weniger  für  den  romanischen  Charakter.  Die  Geschichte 
des  Constitutionalismus  unter  der  Julidynastie  und  unter 
Napoleon  IH.  überhebt  uns  jeder  weitern  Ausführung. 
Uebrigens  wollen  wir  hiermit  keineswegs  behauptet  haben, 
dass  die  romanischen  Volker  der  constitutionellen  Idee  ab- 
solut unfähig  wären ;  sie  haben  sich  nur  bisher  nicht  bemüht, 
diese  Idee  selbst  und  die  ihnen  entsprechenden  Formen  für 
dieselbe  allmählich  zu  entwickeln,  und  die  wilde  Glut  oder 
das  leichte  Feuer  des  Südländers  bekämpft  heute  noch  in 
den  unverstandenen  germanischen  freien  Ordnungsformen, 
d.  h.  in  den  constitutionellen  Formen,  das  eigentliche  Lebens- 
prineip  der  germanischen  Staaten,   die  politische  Treue  und 


Allgemeine  Um-  und  Ueberschau  u.  s.  w.  81 

Pflicht.  Nach  mehrhundertjährigem,  und  zwar  populärem 
Fürstenabsolutismus  ist  den  meisten  romanischen  Volkern  die 
Idee  des  Constitutionalismus  etwas  Neues;  schwach  an  in- 
nerer Kraft  hängt  sie  sich  noch  mehr  als  billig  an  die  fer- 
tigem fremden  Formen,  die  dann  wol  auch  den  inveterirte- 
sten,  unconstitutionellsten  Uebelständen  dienen  müssen.  Nur 
germanischer  Einfluss  kann  hier  helfen,  und  zwar  nach  und 
nach,  nicht  durch  brutale  Gewalt,  sondern  durch  die  Macht 
der  wahren  Idee  und  ihrer  dem  allgemeinen  menschlichen 
Wesen  entsprechenden  Natur;  und  ebendarum  ist  die  Erhal- 
tung und  Kräftigung  Deutschlands  und  des  deutschen  Gei- 
stes, dem  unter  der  Voraussetzung  der  Aufhebung  unserer 
gegenwärtigen  Zersplitterung  auch  die  Weiterausbildung  der 
constitutionellen  Idee  zufallen  muss,  die  Cardinalfrage  des 
innern  Fortschritts  Europas. 

IV. 

Der  Constitutionalismus  mit  unsern  Formen,  oder  in 
den  Formen  der  modernen  Charten  fordert  eine  friedliche 
Zeit,  eine  in  der  Ausgleichung  aller  innern  Gegensätze  weit 
vorgeschrittene  Nation.  Für  .kriegerische  oder  innerlich 
stürmische  Zeiten  hat  er  sich  bei  Continentalvolkern  noch 
nicht  einmal  bewährt,  weniger  seiner  Idee,  als  vielmehr 
seiner  Formen  wegen.  Dies  ist  kein  Vorwurf  gegen  ihn, 
sondern  nur  ein  Beweis,  dass  derlei  wilde  Zustände  für 
unsere  Civilisation  nicht  normal  sind.  Jedenfalls  aber  hat 
er  weder  mit  dem  materialistisch -utopistischen  Communismus 
eines  Jack  Cade,  noch  mit  der  altmodischen,  philisterhaften, 
unthätig- zahmen  Utopie  -des  Montagne  (zweite  Hälfte  des 
16.  Jahrhunderts),  welche  Shakspeare  so  classisch  gegeiselt 
hat79),  noch  mit  dem  rationalistisch  -  romantischen  Commu- 
nismus der  Neuzeit  etwas  gemein.  Revolution  und  Usur- 
pation, dem  Mittelalter  so  wenig  in  scharfer  Ausprägung 
mögliche  Begriffe  wie  Persönlichkeit  und  Eigenthum,  und 
mit  Felonie  des  Vasallen  und  Treulosigkeit  des  Herrn  nur 


79)  Vgl.  Shakspeare,  Heinrich  IV.,  Tbl.  2,  Act  4,  Scene  3.    Ph.  Chasles 
und  F.  Gttizoty  W.  Shakspeare  und  sein  Leben.    Herausgegeben  von  Siliig 
(Leipzig  1855),  S.  129  fg. 
Held.  JH.  6 
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schwach  und  undeutlich  bezeichnet,  als  Acte  der  brutalen 
Uebermacht  aber  den  tonangebenden  Hassen  der  gewalt- 
tätigen Zeit  sympathetisch,  bei  der  rechtlichen  Unbestimmt- 
heit der  Verhältnisse  leicht  in  irgendeiner  Weise  zu  recht- 
fertigen, oder  doch  schnell  zu  überwinden;  Bürgerkrieg 
und  Unfrieden  nach  aussen  natürliche  Lebensformen,  wenig 
schadend  und  noch  weniger  erbitternd  oder  gehässig;  Na- 
tionalitäten ohne  alles,  oder  ohne  rechtes  Bewusstsein;  ein 
eigentlicher  Staatsverrath  unbekannt  und  kaum  möglich:  — 
alle  diese  Dinge  sind  durch  die  germanische  Cultur  und 
Civilisation  anders  geworden  und,  wie  sie  waren,  mit  dem 
Constitutionalismus  unverträglich.  Auch  Deutschland  kennt 
noch  keine  definitiv  entscheidende  Probe  des  Constitutiona- 
lismus. Man  hat  sich  bei  uns  gleichfalls,  wenngleich  aus 
andern  Gründen  als  in  den  romanischen  Ländern,  zu  viel  auf 
den  Formalismus  geworfen  und  freilich  trotzdem  durch  die 
Macht  der  constitutionellen  Idee  manchen  bedeutenden  Vor- 
theil  erzielt,  namentlich  in  der  Ordnung  der  Staatshaushalte 
und,  theil weise  wenigstens ,  in  der  Beseitigung  unzeitgemässer 
feudaler  Bestände.  Allein  damit  kann  die  Aufgabe  des  Con- 
stitutionalismus in  Deutschland  nicht  abgeschlossen ,  sie  muss 
noch  eine  andere  und  grossere  sein,  nämlich  die,  die  deutsche 
Nation  zu  einer  grossen  und  starken,  die  Freiheit  im  ganzen 
und  die  Individualität  der  deutschen  Stämme  im  einzelnen 
wahrenden  organischen  Einheit  zu  machen,  die  fähig  wird, 
Träger  des  deutschen  National  Charakters  zu  werden.  Weil 
der  Constitutionalismus  dies  bisher  noch  nicht  vermochte, 
so  hat  er  Freussen  noch  nicht  das  rechte  Mass  der  Freiheit, 
Oesterreich  noch  nicht  die  rechte  Art  der  Einheit,  den 
Klein-  und  Mittelstaaten  noch  nioht  die  reelle  Selbständig- 
keit gegeben,  keines  von  allen  stark  gemacht.  Die  Uebel 
der  frühern  Perioden  liegen  mit  der  deutschen  Zersplitterung 
noch  auf  ihm ,  und  so  kommt  es ,  dass  man  ihm  gerade  zur 
Last  legt,  was  er  ohne  Willen  oder  widerwillig  erbte. 
Nur  ein  politisch  constituirtes  Deutschland  kann  ein  wür- 
diger Träger  der  constitutionellen  Idee  und  emaneipirt  wer- 
den von  dem  constitutionellen  Formengötzendienst,  denn 
nur  ein  solches  Deutschland  gewährt  die  Möglichkeit  einer 
deutsch  -  nationalen  Bildung  des  Volks,  einer  Verwerthung 
seiner    allgemeinen    Bildung,    einer    grossartigen    und    be- 
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lebten   Darstellung  oder  Formulirung  der  constitutionellen 
Idee.  *°) 

Wie  unsere  Zeit  gerne  über  den  Irrthuin  lächelt,  der 
einst  so  viele  die  Gegenwart  beglückende,  bereichernde,  auf- 
klärende Wahrheiten  mit  Eifer  und  Ueberzeugung  verfolgte 
und  verurtheilte,  so  wird  eine  Zeit  kommen,  in  welcher  der 
rein  formale  Constitutionalismus  unserer  Tage  als  ein  schwe- 
rer, unglücklicher  Wahn,  den  versumpfenden  Resten  einer 
frühern  Zeit  entstammt,  wenn  nicht  verdammt,  doch  be- 
lächelt wird. 

Der  nur  formale  Constitutionalismus  hat  zwar  bislang 
manchen  Uebergriff  der  Staatsgewalt  gehindert,  aber  auch  un- 
serer Zeit  Kunst  und  Poesie  vorenthalten  helfen  v  weil  er 
das  Gegentheil  einer  jeden  idealen  genial -produetiven  Kraft 
ist  Was  Kunst  und  Poesie  unter  der  bisherigen  Herrschaft 
des  Constitutionalismus  thaten,  sind  zum  grossten  Theil 
Caricaturen,  Knittelverse,  Witze  und  Spottgedichte,  und 
die  Kunst  und  Poesie  ist  auf  Seiten  derer,  die  eine  wenn 
auch  veraltete  Idee  pflegen  und  eine  Welt  sehen,  die  sich 
noch  immer  auch  mit  dem  Herzen  anblicken  lässt,  wenn  sie 
gleich  nur  noch  in  ihren  eigenen  Geistern  besteht.  Man  ver- 
suche es,  aus  einer  Kammersitzung  oder  aus  auffallenden 
Wahlverhandlungen  historische  Bilder  zu  machen  oder  da- 
rüber eine  Ode,  ein  Heldengedicht  zu  schreiben!  Ambesten 
würde  dies  noch  für  pariser  und  turiner  Verhandlungen 
gehen,  theils  weil  in  diesen  die  aufs  höchste  ausgeprägte 
Nationalitat  der  Acteurs  etwas  Dramatisches  an  sich  hat, 
zu  welchem  durch  das  titanische  Ringen  nach  einem  uner- 
reichbar scheinenden  Ziele  noch  ein  tragisches  Element  hin- 
zukommt. Dass  über  politische  Verhandlungen  unsterbliche 
Verse  geschrieben  werden  können,  hat  Homer  bewiesen; 
der  Kunst  und  Poesie  unserer  Zeit   fehlt   aber   das  grosse 


80)  Bei  einem  Volke,  bei  welchem  „der  Natursinn  ein  wesentliches 
Eigeothum  der  untern  Volksklassen  geblieben  ist  und  dieselben  oft  mit 
augenfälligen  Wirkungen  durchdringt,  welche  eine  erhebende  Anknüpfung 
an  ihre  physische  und  sittliche  Existenz  gestatten"  (Mundt,  Geschichte 
der  Gesellschaft,  S.  381),  kann  es  nur  natürlich  erscheinen,  dass  selbst 
die  untern  Volksklassen,  ja  gerade  sie,  einen  kleinlichen  und  todten  For- 
malismus mit  Gleichgültigkeit  behandeln. 

6* 
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Object  wie  die  grossartige  Behandlungs weise ,  und  was  sie 
aus  altern  Zeiten  zu  verherrlichen  suchen,  ist  entweder  von 
ihnen  nicht  richtig  verstanden,  oder  unserer  Zeit  unver- 
standlich. 


Ganz  besonders  in  Deutschland  kommen  noch  ein  paar 
andere  Uebelstände  in  Anrechnung.  Diese  sind  einmal  eine 
sehr  schnelle  und  jede  spätere  Rehabilitation  abschliessende 
Abnutzung  oder  Unmöglichmachung  politischer  Grossen, 
und  dann  eine  gewisse  kleinliche,  oft  eiterbissige  Nörgelei, 
Gehässigkeit,  Verleumdungssucht  gegen  die  politische  Er- 
habenheit ausgezeichneterer  Persönlichkeiten  und  wichtigerer 
Erscheinungen,  namentlich  auch  gegen  jeden  besondern 
Glanz  der  Kronen.  Ohne  Zweifel  haben  auch  alle  diese 
letztern  Dinge  immer  ihre  schwachen  Seiten  und  kann  mit 
und  bei  ihnen  manches  Staatswidrige  vorkommen;  aber  ab- 
gesehen davon,  dass  gewisse  nationale  Schwächen  und  Irr- 
thümer  selbst  eine  nationale  Kraft  haben  können,  so  hat 
eine  ausgezeichnete  politische  Begabung  und  ein  würdiger 
Glanz  der  Krone  auch  eine  absolute  politische  Bedeutung. 
Wenn  sich  aber  überall  einzelne  Erscheinungen  finden,  wo- 
nach diese  oder  jene  politische  Grosse  aus  oberflächlichen 
Gründen  schnell  fiel,  diese  oder  jene  Seite  des  Glanzes  der 
Krone  ungerechtfertigterweise  bitter  .  angefeindet  wurde: 
eine  Rehabilitation  erfolgte  früher  oder  später,  und  die  Aus- 
söhnung mit  der  Krone  kam  regelmässig  durch  die  Wirk- 
samkeit und  ruhigere  Würdigimg  tieferer  politischer  Rück- 
sichten. Endemisch- chronisch  sind  derlei  Uebel  nur  in 
solchen  Staaten,  die  zu  einer  selbständigen  grossen  Politik 
deshalb  unfähig  sind ,  weil  sie  sich  nach  einer  höhern  natio- 
nalen Einigung  mit  verwandten  Stämmen  gedrängt  und  hier- 
von ihre  Politik  beherrscht  sehen.  Die  grosse  Politik  schei- 
tert an  der  Sondersouveränetät  und  diese  wieder  an  dem 
sittlich-natürlichen  Drang  der  grössern  Zusammengehörigkeit. 
Die  innere  Kraft  eines  solchen  Volks  ist  nur  theilweise  seine 
eigene,  und  je  mehr  es  seine  Selbständigkeit  vindicirt,  desto 
weniger  wird  seine  Expansivkraft  assimilirend,  also  vielmehr 
auflösend  sein.     Seine  Tribüne   wird  durch  ausserhalb    des 
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Landes  liegende  Kräfte  überwacht  und,  wenngleich  nur  unter 
dem  Namen  des  Schutzes  oder  der  Protection,  thatsächlich 
beherrscht,  obgleich  sie  rechtlich  nur  von  den  Landesgesetzen 
abhängt  nnd  nur  für  das  Land  wirken  soll.81)  Dem  Fürsten 
gebührt  von  Rechts  wegen  die  „majestas",  obgleich  er  im 
Verhältniss  zur  grossen,  thatsächlich  übermächtigen  und  selbst 
juristisch  nicht  unberechtigten  Idee  der  Nationaleinheit  nicht 
„maximus",  sondern  nur  „major44  ist  und  jede  Möglichkeit 
des  Fortschritts  sich  nicht  etwa  blos  schwärmerisch ,  sondern 
mit  voller  realer  Berechtigung  an  die  Verwirklichung  dieser 
Idee  anschliessen  muss.  So  beachtet  man  in  den  constitu- 
tioneüen  Verhandlungen  die  gesetzlichen  Formen  und  benutzt 
sie  für  nationale,  statt  für  staatliche  Zwecke.  Man  spricht 
Ton  der  Notwendigkeit  einer  deutschen  Politik  und  vergisst, 
dass  jede  Politik  Einheit  des  Gedankens  und  der  Verhand- 
lungen voraussetzt,  dass  bei  der  Zerrissenheit  Deutschlands 
demnach  deutsche  Politik  nur  eine  die  Aufhebung  dieser 
Zerrissenheit  bezweckende  politische  Bestrebung  sein  kann 
und  diese  durch  die  zweifelhafte  Natur  der  Bundesgrundlagen 
ebenso  schwach  unterstützt,  wie  durch  die  rechtliche  Sou- 
veränetat  der  Einzelstaaten  rechtlich  verworfen  wird.  So 
muss  die  wahre  politische  Grosse  an  der  Unfertigkeit  der 
politischen  Einheit  der  deutschen  Nation  und  an  der  that- 
sachlichen  Unfähigkeit  jedes  einzelnen  deutschen  Staats  zur 
Selbständigkeit  zu  Grunde  gehen.  Die  Tribünen  und  ihre 
Entscheidungen  gehören  daher  am  Ende  vorzüglich  der 
Schlauheit,  der  klugen  Berechnung  nächstliegender  person- 
licher Ziele,  oder  dem  beschränkten  Blick,  und  die  Krone, 
welche  gegen  den  Inländer  ängstlich  einen  der  Idee  der 
deutschen  Nationaleinheit  entströmenden  Glanz  wahrt,  hat 
gegen  die  Demüthigungen  von  Seiten  fremder  stärkerer, 
wenn  auch  verbündeter  Mächte  fast  nichts  als  das  Mittel 
der  Protestation82),  dessen  etwaige  Kraft  aber  wiederum 
nicht  in  dem  Protestirenden  selbst,  sondern  nur  in  der 
innern  Macht  der  deutschen  Idee,   oder  in  der  Furcht  vor 


81)  Vgl.  Held,   Deutschland,   der  deutsche  Bund  und   die  deutschen 
Grossmächte  (Würzburg  1864). 

82)  Vgl.  unsern  Artikel  s.  h.  v.  im  Staats -Lexikon,   3.  Auflage. 
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äussersten  Falls  möglicherweise  herbeigeführten  auswärtigen 
Einmischungen  zu  suchen  ist. 

Dies  ist  das  Wesen  des  deutschen  Formalismus  und 
seine  ihm  eigenthümliche  Natur.  Er  kann  nur  mit  der 
überwiegenden  Bedeutung  des  Particularismus  zugleich  über- 
wunden .  werden ,  und  so  erhellt  wiederum,  was  die  Grund- 
frage des  deutschen  Constitutionalismus  sei. 

VI. 

Demnach  stellt  sich  der  formelle  Constitutionalismus  in 
jedem  Lande  anders  heraus.  In  England  gegenwärtig  noch 
am  schwächsten,  müsste  er  durch  fortgesetzte  Verweigerung 
jeder  organischen  Parlamentsreform  allmählich  wachsen  und 
immer  leerer  werden,  bis  er  nur  noch  der  Schein  der  alten  Idee 
wäre,  wie  das  Königthum  und  Selfgovernment.  *3)  In  den 
romanischen  Ländern  ist  er  am  stärksten,  weil  dort  in  keiner 
Klasse  die  germanische  Freiheits-  und  Pflichtidee  als  poli- 
tische Kraft  lebt,  in  Deutschland  und  für  Deutschland  am 
gefährlichsten,  weil  er  gegen  den  Mangel  nationaler  Einheit 
ein  täuschendes  Mittel  mehr  wäre,  also  in  dieser  Richtung 
die  Zukunft  der  Nation  gefährdet,  die  ohne  kräftigere  Con- 
stituirung  in  ihrer  Einheit  auch  die  Hoffnung  auf  Verwirk- 
lichung der  constitutionellen  Idee  begraben  müsste. 

Wir  haben  im  Vorstehenden  nur  einen  der  Hauptstand- 
punkte unserer  Auffassung  des  Constitutionalismus  hervor- 
gehoben. Die  Ausführungen  dieses  Theils  unsers  Werks 
werden  dessen  Durchführung  und  den  Nachweis  seiner  Be- 
gründung bringen. 

vn. 

Es  scheint  uns  aber  noch  ein  zweiter  Hauptstandpunkt, 
von  welchem  wir  bei  diesen  Untersuchungen  ausgehen,  hier 

83)  Diese  Ansicht  besteht  selbst  dann ,  wenn  man  wie  Escher  die 
Meinung  hat,  auch  heutzutage  noch  sei  die  Geblütsmonarchie  durch  einen 
Geblütsadel  bedingt,  und  es  müsse  diesem  in  der  constitutionellen  Monar- 
chie eine  überwiegende  Rolle  in  der  Repräsentation  eingeräumt  werden. 
Denn  abgesehen  davon,  dass  der  monarchische  Charakter  der  englischen 
Regierung  vielen  Bedenken  unterliegt,  so  entspricht  die  Art,  wie  das 
englische  Parlament  zusammengesetzt  ist,  auch  vom  Standpunkte  dieser 
Meinung  aus  keiner  gerechten  Anforderung. 
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schon  scharf  betont  werden  zu  müssen.  Wir  meinen  das 
Verhaltniss  des  Constitutionalismus  zur  Einheit  der  Staats- 
gewalt und  ihrer  Ausübung,  oder  der  Regierung  einerseits, 
zur  Freiheit  der  Staatsangehörigen  andererseits.  Wir  halten 
es  für  überflüssig,  nach  den  Entwickelungen  der  frühern 
Theile  dieses  Werks  und  in  Berücksichtigung  des  später 
folgenden  Abschnitts  über  das  Verhaltniss  des  Constitutio- 
nalismus zum  Königthum,  hier  die  Ansicht  weiter  auszufüh- 
ren, dass  die  Regierung,  sie  möge  eingerichtet  sein,  wie  sie 
wolle,  gleich  dem  Staate  selbst,  eine  Einheit,  eine  einheit- 
lich wirksame  Macht  in  und  aus  dem  ganzen  Staate  sein 
müsse.  Was  aber  das  Verhaltniss  des  Constitutionalismus 
zu  der  Freiheit  der  Staatsangehörigen  betrifft,  so  hört  man 
nicht  selten  den  Grundsatz  aufstellen,  dass  unsere  Zeit  eine 
Zeit  der  Freiheit  sei,  und  dass  ihre  Aufgabe  darin  bestehe, 
die  Freiheit  an  die  Stelle  der  Ordnung  oder  doch  über 
sie  zu  setzen.  ö4)  Wenn  letzteres  selbst  ein  Guizot  behaup- 
tet, so  mag  es  von  ihm  heissen:  „dormitat  et  bonus  Ho- 
merusu.  Wol  kann  es  Zeiten  geben,  wo  eine  unnatürliche 
Ordnung  die  Freiheit  unnatürlich  knechtet.  Dann  geht  die 
Reform  naturgemäss  gegen  die  Uebertreibuugen  der  Ord- 
nung. Allein  solange  nichts  weiter  geschieht,  fehlt  noch 
jedes  produetive  Leben.  Dies  beginnt  erst,  wenn  die  Frei- 
heit sich  selbst  neue  Bahnen  bricht;  und  in  jeder  neuen 
Bahn  liegt  eine  neue  Ordnung.  Eine  bahnlose  Freiheit  ist 
Unfreiheit,  weil  Herrschaft  der  Willkür,  also  der  rohen 
Uebermacht.  .  Unsere  Zeit  ist  reich  an  Freiheitsdrang  und, 
oft  mehr  als  sie  sich  bewusst,  an  wirklich  produetivem,  wie 
dies  eine  Menge  neuer  Ordnungen  beweist.  Wo  die  Ord- 
nung noch  fehlt,  da  ist  nicht  Freiheit  im  Sinne  der  Gesell- 
schaft und  des  Staats,  wol  aber  eine  gewisse  Möglichkeit 
der  freien  Bewegung,  die  nicht  lange  anstehen  wird,  für  die 
Freiheit,  die  sie  einzelnen  gewährt,  andern  desto  mehr  Un- 
freiheit zu  bringen.  So  würde,  um  nur  ein  einziges  Beispiel 
anzuführen,  die  Bodenentlastung  durch  eine  unbeschränkte 
Freiheit  des  grossen  Kapitals  sehr  bald  mit  Notwendigkeit 


84)  Dass  dies  mit  der  in  demselben  Athem  ausgesprochenen  Noth- 
wendigkeit eines  oft  ganz  einseitig  aufgefassten  Rechtsstaats  im  diametralen 
Gegensatz  stehe,  merkt  man  gar  nicht. 
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auch  bei  uns  die  Unfreiheit  des  Bodens  etwa  nur  in  ver- 
änderter Gestalt,  wie  dies  z.  B.  in  England  wirklich  der 
Fall  ist,  wiederbringen,  wenn  nicht  das  Verbot  der  Be- 
gründung neuer  Grund-  und  Bodenabhängigkeits Verhältnisse 
und  des  Verzichts  auf  die  persönliche  Freiheit,  ein  Verbot, 
welches  in  den  „boni  mores"  unserer  Zeit  seine  tiefste  Be- 
gründung findet,  die -Freiheit  beschränkte. 

Uebrigens  ist  unsere  Zeit  nicht  deshalb  besonders 
mangelhaft  oder  einseitig  freiheitanstrebend,  weil  die  Ord- 
nung der  neuen  Verhältnisse  zu  häufig  fehlt,  sondern  des- 
halb, weil  man  die  natürlichen  und  gesetzlichen  Ordnungen 
gar  nicht  oder  nicht  im  rechten  Zusammenhange  kennt  und 
sie  für  Unfreiheit  hält,  oder  weil  man  für  sich  eine  Zügel- 
losigkeit  will,  die  man  andern  versagt,  oder  weil  man  sich 
noch  nicht  über  die  rechte  Ordnung  einigen  konnte,  ob- 
wol  man  sie  suchte.  Auch  das  war  zu  allen  Zeiten.  Aber 
man  sollte  dafür  die  Rechtfertigung  nicht  im  Constitutiona- 
lismus  suchen,  die  Schuld  davon  nicht  der  constitutionellen 
Idee  in  Ansatz  bringen.  Die  Erklärung  wie  die  Schuld 
dieser  Erscheinungen  liegt  nur  in  dem  Menschen.  In  den 
Zeiten,  in  welchen  die  Fürsten  alles  thaten,  oder  doch  da- 
für gehalten  wurden,  lud  man  ihnen  alle  Schuld  auf,  wie 
man  ihnen  alles  Verdienst  allein  zuschrieb.  Heutzutage  will 
das  Volk,  im  Gegensatz  zur  Regierung,  oft,  und  zwar  ohne 
Opfer,  alles  Verdienst,  aber  keine  Schuld.  Wenn  man  mit 
Recht  sagt,  dass,  nachdem  die  bürgerliche  oder  politische 
Würde  überhaupt  auf  der  Gesetzlichkeit  beruht,  es  nicht 
unter  der  Würde  des  Regenten  sein  könne,  die  Gesetze  zu 
achten  86),  warum  will  sich  das  Volk  und  jeder  einzelne  aus 


85)  Held,  System,  I,  320.  In  den  Quellen  des  römischen  Rechts 
finden  sich  nicht  nur  Stellen  wie  „princeps  legibus  solutus"  u.  s.  w., 
sondern  auch  andere.  So  heisst  es  L.  4  Cod.  de  leg.:  „digna  vox  est 
majestate  regnantis,  legibus  alligatum  se  principem  profiteri ".  Der  Königs- 
stab war  in  den  ältesten  Zeiten  nicht  ein  Züchtigungsinstrument,  sondern 
vielmehr  das  Symbol  der  geraden  und  ungebeugten  Rechtspflege;  der  ho- 
merische König  übt  zwar  die  Richtergewalt  noch  nicht  vom  Standpunkte 
eines  Gesammtinteresses ,  woi  aber  als  Spender  des  Rechtsbegriffs,  der 
von  den  Göttern  auf  ihn  übergegangen  ist,  und  der  Tyrann,  d.  h.  der- 
jenige, der  seine  Willkür  zum  Gesetz  machen  will,  steht  nach  der  grie- 
chischen Ansicht  ausser  dem  Gesetz.     Vgl.  K.  Fr.   Herrmann,   Ueber  die 
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demselben  nicht  unter  das  Gesetz  stellen?  Soll  für  unsere 
Bürger  das  Wort  „Bürger"  nicht  ein  Schmähwort  sein, 
sodass  man  sie  mit  „  Soldaten "  anreden  muss,  wie  Cäsar 
that,  um  von  seinen  meuterischen  Legionen  Gehorsam  zu 
erhalten,  dann  muss  auch  nur  die  Pflicht,  diese  Seele  der 
Freiheit,  wahre  bürgerliche  Würde  geben.  Eine  frei  be- 
obachtete Pflicht  ist  darum  nicht  minder  eine  Pflicht,  eine 
frei  erfüllte  Ordnung  darum  nicht  minder  Ordnung.  Durch 
Freiheit  zur  Ordnung  und  durch  Ordnung  zur  Freiheit  sind 
genau  dieselben  Wege,  gleich  am  Anfange  wie  am  Ende. 
Die  constitutioneüc  Idee  fällt  mit  diesem  Gedanken  zu- 
sammen und  die  constitutionellen  Formen  sind  nur  Mittel 
seiner  Verwirklichung.  Der  Constitutionalismus  hebt  daä 
Postulat  der  organischen  Ausgleichung  zwischen  Freiheit 
und  Ordnung  nicht  auf,  sondern  steigert  nur  die  Bestimmt- 
heit der  Grenzen  beider  und  gibt  dadurch  die  Möglichkeit, 
beiden  gerechter  und  so  selbst  ein  Mittel  organischen  Fort- 
schritts zu  werden. 

Jede  Zeit  war  gerade  in  dem  Masse  wahrhaft  civi- 
lisirt,  als  sie  die  constitutionelle  Idee,  oder  die  Idee  der 
wahren  Humanität  verwirklichte.  86)  Diese  Idee  hat  durch 
das  Christenthum  den  Stempel  der  höchsten  sittlichen  Auto- 
rität und  die  vollendetste  Bestimmtheit  erhalten,  und  ist  da- 
durch die  eigentliche  constituirende  Idee  der  modernen 
Weltära  geworden.  In  den  constitutionellen  Formen  sucht 
sie  neben  der  innern  Veredelung  des  politischen  Lebens  auch 
eine  humanere  Darstellung  seiner  äussern  Thätigkeit,  indem 
sie  durch  dieselben  eine  gesunde  und  lebendige  Circulation 
der  organisch  vereinigten  politischen  Lebenskraft  ununter- 
brochen vom  Centrum  in  die  Peripherie  und  von  dieser  ins 
Centrum,  oder  von  unten  nach  oben  und  von  oben  nach 
unten  herstellen  will. 

Idee  und  Form  des  Constitutionalismus  müssen  demnach 
an  die  Bildung  87)  eines  jeden  Individuums  eigene,  zwar  ab- 


Grundsätze  und  Anwendung  des  Strafrechts  im  griechischen  Alterthume 
(Gottingen  1855),  S.  6, 11, 14,  38.  Derselbe,  De  sceptri  regii  antiquitate  et 
origine  (Gottingen  1855). 

86)  Auch  Escher  erkennt   in   seiner  praktischen  Politik   die  allge- 
meine Berechtigung  des  Constitutionalismus  an. 

87)  „Das  ganze  Geheimniss  aller  Erziehung  besteht  in  einem  Worte: 
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solut  berechtigte,  aber  frühem  Zeiten  unbekannte  Anforde- 
rungen erzeugen,  und  wenn  die  Idee  des-Constitutionalismus, 
wie  jede  wahre  Idee,  auch  unsern  Zeiten  noch  voraus  ist, 
so  besteht  die  Hauptaufgabe  unserer  Zeit  darin,  durch  die 
rechte  Bildung  dieser  Idee  immer  näher  zu  kommen.  Und 
wie  die  sittliche,  so  muss  auch  die  politische  Tugend  von 
jedem  einzelnen  in  jedem  Augenblicke  wieder  neu  durch 
Selbstüberwindung  errungen  werden.  88) 


Entwickelang  eines  lebhaften  Pflichtgefühls".  W.  v.  Lüdemann.  Sehr 
Bemerkenswert  es  über  das  germanische  Gewissen  und  die  germanisch- 
nationale  Pflichtidee  s.  bei  Taine,  a.  a.  0.,  I,  xxxvn,  20,  164,  166;  II, 
27,  94,* 201,  202,  210.  Ein  altes  deutsches  Rechtssprichwort  sagt:  „Jeder 
Mann  hat  Pflichten."  Dass  alle  Superiorität,  der  Völker  wie  der  ein- 
zelnen, nur  den  Grund  und  die  Wirkung  habe,  dass  sie  „de  plus  grands 
devoirs  a  iemplir"  gibt,  s.  bei  Laurent,  a.  a.  O.,  I,  353;  II,  19. 

88)  Man  wird  es  nicht  Unbescheidenheit  nennen,  wenn  wir  unter 
Verweisung  auf  unser  in  den  Jahren  1856  und  1857  erschienenes  System 
des  Verfassungsrechts  uns  die  Priorität  der  Einführung  der  Sittlichkeit 
und  der  Pflichtidee  in  den  Kreis  der  staatlichen  und  gesellschaftlichen 
Lebensfactoren  vindiclren.  Auch  wenn  nicht  manche  Neuere  unsere  An- 
sichten in  manchen  wesentlichen  Punkten  theilten,  würden  wir  doch, 
trotz  entgegenstehender  Aeusserungen  der  Kritik,  an  der  dortigen  Grund- 
auffassung unverrückt  festhalten  müssen. 
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„  Constitutionen ".  —  Constituirende  Versammlungen.  —  Stimmen  der  Li- 
teratur über  die  Bedeutung  von  „Constitutionen11,  „repräsentativ",  „par- 
lamentarisch". —  Der  Kampf  alter  und  neuer  Ideen  und  Zustände. 

Literatur  aber  den  verfassungsmässigen  Staat  im  allgemeinen; 
Spuren  der  allgemeinen  Verbreitung  der  Grundidee  des  verfassungs- 
mässigen Staats  in,  vor  und  ausserhalb  der  christlichen  Aera.  Hierher 
gehören,  ausser  den  Werken  von  Macaulay  über  William  Pitt  and 
Francis  Atterbury,  von  Russell  und  Stanhope  über  Fox  und  Pitt, 
und  den  über  Admiral  Napier  und  General  Havelock  erschienenen 
neuern  Schriften:  Adnet,  Am&d.,  Histoire  du  parlement  beige  1847 — 52 
(Brüssel  1862).  Arnos,  A.,  Observation  of  the  Statutes  of  the  Re- 
formation -  Parliament  in  the  Reign  of  King  Henry  the  Eighth  (London 
1859).  Annais  of  British  Legislation  being  a  classified  sommary  of 
public  bills,  Statutes,  aecounts  and  papers,  reports  of  commitees  and 
of  commissioner8  etc.   of  the  Ho  ose    of  Lords  and  Commons   (London, 
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Bd.  1  —  12),  comprising  the  years  1856  to  1863  (1863).  Anquez, 
Ldon.,  Histoire  des  assemblees  politiq.  des  reformes  en  France,  1573 
1622  (Paris  1859).  Apuntes  y  documentos  parlamentarios  sobre 
las  doctrinas  politicas  y  administrativas  de  D.  Juan  Bravo  Murillo 
(Madrid  1858).  Aretin,  Staatsrecht  der  constitutionellen  Monarchie, 
herausg.  von  Rotteck  (3  Bde.,  Leipzig  1838  —  40).  Archives  par- 
lementaires ,  recueil  des  debats  legislatifs  et  pol.  des  chambres  franc. 
de  1800  ä  1860  etc.  (Paris  1862),  Livr.  I.  Asher,  D.,  Die  Grund- 
züge der  Verfassung  Englands  (Leipzig  1862).  Das  Ausland  (Ueber 
den  Einfluss  des  Repräsentativsystems  auf  Literatur  und  Sitten  in 
Frankreich  von  Philaret  Chasles),  1830,  S.  655  fg.  Bader,  J.,  Die 
ehemaligen  breisgauischen  Stände  (Karlsruhe  1846).  Bar  ante,  de, 
Histoire  de  la  convent.  nation.  (6  Bde.,  uns  noch  nicht  zugekommen),  1861 
aber  angekündigt).  Derselbe,  La  #vie  polit.  de  M.  Royer-Collard,  ses 
discours  et  ses  ecrits  (2  Bde.,  Paris  1861).  Derselbe,  Le  Par- 
lement  et  la  Fronde,  Math.  Mole,  etc.  (Paris  1859),  I,  7  fg.  Der- 
selbe, Questions  constitutionelles  (Brüssel  1849).  Bentham,  Tactique 
des  assemblees  legislat.  —  Beelaerts  van  Blokland,  F.  W.  A., 
Historia  ordinum  generalium  Belgii  sub  Carolo  V.  (Leyden  1836 
—  40).  Benzel-  Sternau,  Bericht  über  die  Ständeversammlung  des 
Königreichs  Baiern  vom  17.  Nov.  1827  bis  18.  Aug.  1828  (Zürich 
1829).  Benzenberg,  Ueber  Verfassung  (Hannover  1816).  Berriat- 
Saint 'Prix,  Theorie  du  droit  constitut.  franc.  —  Bescer,  J.  G. 
B.,  De  legum  fundamentalium  indole  et  ambitu.  (Utrecht  1849). 
Biedermann,  Die  Repräsentativ -Verfassungen,  als  erster  Thcil  des  von 
A,  v.  Haxthausen  herausgegebenen  Werks:  Das  constitutionelle  Prin- 
cip  (Leipzig  1864),  Thl.  1.  Big....,  VAbbi,  Histoire  du  Parlement 
de  Paris  (2  Thle.,  Amsterdam  1769).  Bij  st  erbos,  J.  Ch.,  Animadv. 
de  ordinibus  Transisalamae  (Schonhofen  1839).  Bivort,  J.  B., 
Code  constitutionnel  de  la  Belgique,  ou  Commentaire  sur  la  Constitu- 
tion, la  loi  electorale,  la  loi  communale  et  la  loi  provinciale  (Brüssel 
1849).  Bodemeyer,  Hild.,  Die  hannov.  Verfassungskämpfe  seit  1848 
(Hannover  1861),  Abschn.  1.  Bonneau,  Alex.,  Haiti,  ses  progres, 
son  avenir,  avec  un  precis  bist,  sur  ses  constitutions ,  le  texte  de  la 
Constitution  actuellement  en  vigueur  et  une  bibliographie  d'Haiti  (Paris 
1862).  Bouüee,  M.  A.,  Histoire  complete  des  Etats  -  Gen6raux  et 
autr.  assembl.  representat.  en  France  de  1302 — 1626  (2  Thle.,  Paris 
1845).  Bowyer,  G. ,  Commentaries  on  the  constitutional  law  of 
England  (London  1846).  Brandes,  Versuch  einer  Geschichte  der 
etats    generaux    in    Frankreich     (Leipzig    1850),   I.      Brasseur    de 
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Bourbourg,  a,  a.  O.,  II,  459,  548.  Brooke,  Theorie  de  la  Consti- 
tution de  la  Grande-Bretagne  trad.  par  Bertr.  Barrere  (Paris  1815). 
Brougham,  Political  philosophy,  III,  63  fg.  Bucher,  Der  Par- 
lamentarismus,  wie  er  ist  (Berlin  1855).  Buchez,  Histoire  de  l'as- 
semblee  Constituante  (2.  Aufl.,  5  Thle. ,  Paris  1846).  Derselbe,  Histoire 
de  Fassemble  legislat.  (2.  Aufl.,  2  Thle.,  Paris  1848).  Buchez  et  Roux, 
Histoire  parlement.  (40  Thle.,  Paris  1834—38),  I,  11:  „Le  concile 
de  Nicee,  325,  ....  fut  ....  le  premier  exemple  d'une  assemblee 
representative  teile  a  peu  pres  que  nous  la  eoncevons  aujourd'hui.u 
Buckle ,  a.  a.  O.,  I,  II,  108  (über  die  französischen  etats  generaux), 
131  (Anfange  der  Volksvertretung  in  Spanien),  179  (schottische  Ver- 
hältnisse). Campe,  F.  A.  v.,  Die  Lehre  von  den  Landstanden  nach 
gemeinem  deutschen  Staatsrechte  (2.  Aufl.,  Lemgo  und  Detmold  1864). 
Capeßgue,  Histoire  Constitution,  de  la  France.  Carne,  Etudes  sur 
rhistoire  du  gouvernement  represent.  en  France  de  1789  a  1848 
(2  Thle.,  Paris  1.855).  Derselbe,  Staatseinheit  (über  die  franz.  Par- 
lamente uncj  die  etats  generaux),  S.  114,  125,  149,  426  fg.,  432, 
436,  442  fg.,  463,  468.  Casaux,  de,  Simplicite  de  l'idee  d'une  Con- 
stitution (Paris  1789).  Cavour,  de,  Oeuvre  parlement.  du  comte 
de  Cavour;  trad.  et  annote  par  /.  Artom  et  Alb.  Blatte  (Paris  1862). 
Clausel  de  Coussergues,  Considerations  sur  l'origine,  la  redaction  et  l'exe- 
cution  de  la  Charte.  Cohen,  G.,  Die  Verfassung  und  Geschäftsord- 
nung der  engl.  Parlamente  (Hamburg  1861).  Colmeiro ,  Man., 
Derecho  constitucional  de  las  republicas  Hispano-Americanas  (Madrid 
1850),  I.  Constant,  B.,  Cours  de  politique  constitutionelle ,  ou 
Collection  des  ouvrages  publica  sur  le  gouvernement  representatif, 
avec  une  introduetion  et  des  notes  par  E.  Laboulaye  (2  Thle., 
Paris  1861).  Cousin,  V.,  Des  prineipes  de  la  revolution  francaise 
et  du  gouvernement  representatif.  Cox ,  Homer sham,  The  in- 
stitutions  of  the  English  Government  (London  1863).  Crabb ,  G., 
Geschichte  des  englischen  Rechts.  Bearbeitet  von  Schaffer  (Darmstadt 
1839).  Cushing,  L.  St.,  Handbuch  der  parlamentarischen  Praxis. 
Aus  dem  Englischen  von  B.  Bölker  (Hamburg  1852).  Derselbe,  Lex 
Parliamentaria  Americana.  Elements  of  the  law  and  practice  of  legis- 
lative assemblies  in  the  United  States  of  Amerika  (Boston  1863). 
Dahn,  a.  a.  O.,  I,  17 — 33  fg.  (über  die  altdeutschen  Volksversamm- 
lungen). Dedel,  T.,  De  Ordinibus  generalibus  Belgii  (Leyden 
1823).  Desmaze,  Ch.,  Le  parlement  de  Paris,  avec  une  notice  sur  les 
autres  parlements  de  France  (Paris  1859).  Derselbe,  Le  Parlement 
de  Paris,   son  Organisation    (Paris    1860).     Derselbe,    Curiosites    des 
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parlements  de  France,  recueillies  d'apres  leurs  registres  (Paris  1863). 
Deutsche  Vierteljahrschrift,  Heft  98.  Die  französischen  Parlamente: 
Bogron ,  Cod.  pol.,  S.  xxxv  fg.  Die  jetzige  Parlamentsregierang  in 
England  in  Glaser9 8  Jahrbüchern  der  Gesellschafts-  und  Staatswis- 
sensch.,  Bd.  2,  Heft  3.  Die  parlamentarische  Regierungsform  be- 
trachtet im  Hinblick  auf  eine  Reform  der  Parlamente.  Eine  Abhand- 
lung von  E.  Chrey.  Aus  dem  Englischen  übersetzt  und  mit  einem  An- 
hang über  die  Aussichten  der  parlamentarischen  Regierungsform  in 
Oesterreich  versehen  von  Prof.  Leo  Thun  (Prag  1863).  Dolgo- 
roukow,  a.  a.  O.  (Spuren  des  Constitutionalismus  in  Russland  seit 
1549),  S.  151,  156,  161,  169  fg.,  173,  189  Note  1,  190,  197  fg., 
202  fg.,  214,  231.  Drei  Kapitel  über  Reprisen tativverfassung. 
Preussische  Jahrbücher,  Bd.  11,  Heft  4,  S.  349  fg.  Drumond, 
Speeches  in  Parliament  and  some  miscellaneous  Pamphlets  of  the  late 
Henry  Drumond.  Edit.  by  Lord  Lovaine  (London  1860).  Du 
Cellier,  a.  a.  O.  (erste  Beiziehung  der  Repräsentanten  des  tiers-etat  zu 
einer  Art  von  Generalstanden  in  Frankreich  1302),  S.  143  (über  die 
etats  generaux),  S.  158,  162,  169.  Duvwgier  de  Hauranne,  His- 
toire  du  gouvernement  parlement.  en  France:  (bisjetzt  6  Theile:  die 
Unterscheidung  von  zwei  Arten  constitutionellen  Regiments),  in,  230. 
Derselbe,  Histoire  du  gouvernement  parlement.  en  France  1814 — 48 
(3  Bde.,  Paris  1857 — 59).  Eardley-Wilmot,  J.  E.,  Parliamentary 
reform,  and  letter  on  the  redistribution ,  extension  and  purification  of 
the  electoral  franchise.  Etudes  sur  les  etats  constitutionnels  (Brüssel). 
Faider,  M.  Ch.,  Etudes  sur  les  constitutions  nationales  (Brüssel 
1842).  Fichte9*  Leben,  I,  408,  410  fg.,  418.  Fischel,  Die  Ver- 
fassung Englands  (Berlin  1862):  über  Repräsentation  der  Corpora tionen 
und  kleinen  Vasallen  seit  dem  1,3.  Jahrhundert),  S.  7  (über  den 
elenden  Zustand  des  englischen  Parlaments  im  18.  'Jahrhundert), 
S.  16  fg.,  18.  Forniger,  H.,  Der  Landtag  zu  Raushofen  (München 
1835).  Forster,  F.,  a.  a.  O.  (über  Marsilius  und  dessen  Ansicht 
hinsichtlich  der  Mitwirkung  des  Volks  bei  der  Gesetzgebung.  Fon~ 
toreches,  de,  Monarchie  et  liberte  (Paris  1858).  Forcade  de  Laro- 
quette,  Sur  l'histoire  du  gouvernement  represent.  par  Duvergier  de 
Hauranne,  in  der  Revue  contemporaine  du  30.  Nov.  1857.  Francis, 
H.  G.,  Ansichten  und  Politik  des  Viscount  Palmerston,  übersetzt  von 
Esmarch  (Kassel   1852).     Frantz,   C,  Die  Quelle  alles  Uebels.     Be- 

-   trachtungen    über    die    preussische    Verfassungskrisis    (Stuttgart    1863). 

V'n&ntot,    A.,    Esprit   du    droit   et  ses  applications   ä  la  politique   et  a 

***    ginisation  de  la  monarchie  constitutionelle  (2.  Ausg.,  Paris   1825). 
l'org. 
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Derselbe,  La  science  du  publiciste  (11  Thle.).     Gabriel,  Observations 
detachees  sur  les  coutumes  et  les  usagcs  anciens  et  modernes  du  ressort 
du  parlement  de  Metz  (2  Thle.,  Bouillon   1787).     Gachard,   L.  P., 
Lettres  ecrites  par  les  souverains  des  Pays-Bas  aux   etats  de   ces  pro- 
vinces  depuis  Philippe  IL  jusqu'a  Francois  IL  (1559  — 1794)  (Brüssel 
1851).     Derselbe,  Meraoires  sur  la  composition  et  les  attributions  des 
anciens  etats  de  Brabant  (Nouv.  mein,  de  l'aead.  de  Bruxelles,  XVI). 
Gaüois,  L'bistoire  de  la  Convention  nat.  (4  Thle.,  Paris  1834);  über  die 
etats     generaux,    I,    57.       Garrido,    Fer.,     Das     heutige    Spanien. 
Deutsch  von  A.  Buge  (Leipzig  1863).     Genres,  J.  J.  van,  Het  recht 
van    amendement    der     parlamentaire     vergaderingen    (Utrecht    1863). 
Geschichte    der    franzosischen     £tats    generaux:     Bogron,    Cod.    pol., 
S.   xxxi   fg.     Geschichte,    Revision,    Kritik    und  Reform  der  Constitu- 
tionen -  monarchischen    Staatsverfassung   Marburg.       Gneist,    Das    eng- 
lische  Verfassungs-   und    Verwaltungsrecht    (2.  Aufl.),    Thl.    1.  u.   2. 
Gloss,  Alb.,  Das  Leben  in  den  Vereinigten  Staaten   (2  Bde.,  Leipzig 
1864).      Gneist,  Das  heutige  englische  Verfassungs-  und  Verwaltungs- 
recht (2.  Aufl.),  Thl.  1   u.  2  in  zwei  Bänden.     Derselbe  in  dem  oben 
citirten  Werk  von  A.  v.  Haxt hausen,  II,   87  fg.     Grey,  Earl,  Par- 
liamentary  Government,  considered   with   reference  to  Reform    (London 
1864).     Eine   Uebersetzung   hiervon   lieferte   L.    Thun   (Prag    1863). 
Dieses   Werk   ist   soeben   in   zweiter   Auflage   erschienen,   welcher  zwei  ' 
neue  Kapitel  beigegeben  sind,  worin  die  beiden  bedeutendsten  Reform - 
vorschlage   von    1859    u.    1860,  die  im   Unterhaus    erfolglos  zur   Be- 
rathung   gekommen    waren,    beurtheilt    und   zugleich   neue   Vorschläge, 
freilich  höchst  unpraktischer  Art,    gemacht  werden.     Guizot,  Du  gou- 
vernem.   represent.    et   de    Tetat   actuel    de    la    France    (Paris    1816). 
Derselbe,    Essais  sur   Thistoire   de   France.      Derselbe,    Histoire   des 
origines    du   gouvernem.   representatif  et    des   institutions    politiques   de 
rEurope,  depuis  la  chute  de  1' Empire  romain  jusqu'au   14e  siecle  (Neue 
verbesserte  Ausgabe,    2  Thle.,   Paris   1855,   10  Frcs.;  Ausgabe  in  12. 
7   Frcs.).       Derselbe,    Histoire    des    origines     du    regime    parlement, 
2  Thle.   (über  die   altgermanischen  Volksversammlungen),   I,    237  fg., 
239,  245,    372  (über  den    Namen   Parlament),    II,    165.     Derselbe, 
Histoire   de  la  civilisation    en    Europe    (die   e"tats  generaux,   die   Cortes 
und   das   englische    Parlament),    S.    293    fg.,    358    (Gewaltentheilung), 
S.  407  fg.     Derselbe,  Memoires  (Die  spanische  Constitution  von  1812), 
IV,  85.     Derselbe,    Histoire    parlementaire   de    France   (Paris    1863), 
ThL  1   u.  2:     Grundsätze   der   Realpolitik.     Hallam,   Histoire  Consti- 
tution, (besonders  über  den  Untergang   des  constitutioneDen  Geistes  im 
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parlements  de  France,   recueillies   d'apres  leurs  registres   (Paris   1863). 
Deutsche    Vierteljahrschrift,    Heft  98.     Die  franzosischen   Parlamente: 
Bogron,  Cod.  pol.,   S.  xxxv  fg.      Die  jetzige  Parlamentsregierung  in 
England    in  Glaser* 8  Jahrbuchern    der  Gesellschafts-    und    Staatswis- 
sensch.,    Bd.    2,    Heft    3.      Die   parlamentarische   Regierungsform   be- 
trachtet im  Hinblick   auf  eine  Reform  der  Parlamente.     Eine  Abhand- 
lung von  E.  Grey.     Aus  dem  Englischen  übersetzt  und  mit  einem  An- 
hang   über    die   Aussichten    der    parlamentarischen    Regierungsform    in 
Oesterreich    versehen    von    Prof.    Leo   Thun    (Prag    1863).      Dolgo- 
roukow,    a.   a.   O.    (Spuren    des    Constitutionalismus   in    Russland    seit 
1549),  S.  151,   156,   161,   169  fg.,   173,  189  Note  1,   190,   197  fg., 
202    fg.,     214,    231.      Drei     Kapitel    über     Reprascntativverfassung. 
Preussische    Jahrbücher,    Bd.    11,    Heft   4,    S.    349   fg.     Drumond, 
Speeches  in  Parliament  and  some   miscellaneous  Pamphlets  of  the  late 
Henry    Drumond.      Edit.    by    Lord    Lovaine   (London    1860).      Du 
Cellier,  a.  a.  O.  (erste  Beiziehung  der  Repräsentanten  des  tiers-etat  zu 
einer  Art  von  Generalstanden  in  Frankreich   1302),  S.   143  (über  die 
etats  generaux),  S.   158,   162,   169.     Duimgier  de  Hauranne,    His- 
toire  du  gouvernement  parlement.  en  France:    (bisjetzt    6    Theile:    die 
Unterscheidung  von  zwei  Arten  constitut  ioneilen  Regiments),  III,  230. 
Derselbe,  Histoire  du  gouvernement   parlement.   en  France   1814 — 48 
(3  Bde.,  Paris   1857—59).     Eardley-Wilmot,  J.  E.,  Parliamentary 
reform,  and  letter   on   the   redistribution ,  extension  and  purification  of 
the  electoral  franchise.    Etudes  sur  les   etats  constitutionnel»  (Brüssel). 
Faider,    M.    Ch.,    Etudes    sur    les    constitutions    nationales    (Brüssel 
1842).     Flehte's  Leben,  I,  408,  410  fg.,  418.     Fischel,    Die  Ver- 
fassung Englands  (Berlin  1862):  über  Repräsentation  der  Corpora tionen 
und   kleinen   Vasallen    seit   dem    1,3.   Jahrhundert),   S.    7     (über    den 
elenden    Zustand    des     englischen    Parlaments    im     18.  'Jahrhundert), 
S.   16  fg.,   18.     Forniger,    IL,   Der  Landtag   zu  Raushofen  (München 
1835).     Förster,    F.,    a.    a.   O.   (über   Marsilius   und    dessen  Ansicht 
hinsichtlich   der  Mitwirkung   des   Volks    bei    der   Gesetzgebung.     Fon- 
toreches,  de,  Monarchie  et  liberte  (Paris   1858).     Forcade  de  Laro- 
quette,   Sur  l'histoire    du   gouvernement  represent.  par  Duvergier  de 
Hauranne,  in  der  Revue  contemporaine  du  30.  Nov.  1857.    Francis, 
H.  G;  Ansichten  und  Politik  des  Viscount  Palmerston,  übersetzt  von 
Esmarch  (Kassel    1852).     Frantz,   C,  Die  Quelle  alles  Uebels.     Be- 
frachtungen   über    die    preussische    Verfassungskrisis    (Stuttgart    1863). 
V  rPtot>   ^m>    Esprit   du    droit    et  ses  applications    ä  la  politique   et  a 
^nisation  de  la  monarchie  constitutionelle  (2.  Ausg.,  Paris   1825). 
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Derselbe,  La  science  du  publiciste  (11   Thle.).     Gabriel,  Observations 
detaehees  sur  les  coutumes  et  les  usagcs  anciens  et  modernes  du  ressort 
du  parlement  de  Metz  (2  Thle.,  BouiUon   17S7).     Gachard,    L.  P., 
Lettres  ecrites  par  les  souverains  des  Pays-Bas  aux   etats  de   ces  pro- 
vinees  depuis  Philippe  IL  jusqu'a  Francois  IL  (1559  — 1794)  (Brüssel 
1851).     Derselbe,  Memoires  sur  la  composition  et  les  attributions  des 
anciens  etats  de  Brabant  (Nouv.  mem.  de  Tacad.  de  Bruxelles,  XVI). 
Gallois,  L'histoire  de  la  Convention  nat.  (4  Thle.,  Paris  1834);  über  die 
etats     generaux,    I,    57.       Garrido,    Fer.,     Das     heutige    Spanien. 
Deutsch  von  A.  Buge  (Leipzig  1863).     Genres,  J.  J.  van,  Het  recht 
ran    amendement    der     parlamentaire    vergaderingen    (Utrecht    18G3). 
Geschichte    der    franzosischen     etats    generaux :     Rogron,    Cod.    pol., 
»S.   xxxi   fg.     Geschichte,    Revision,    Kritik   und  Reform  der  constitu- 
tionell-  monarchischen   Staatsverfassung   Marburg.       Gneist,    Das    eng- 
lische  Verfassungs-   und    Verwaltungsrecht    (2.  Aufl.),    Thl.    1.  u.  2. 
Gloss,  Alb.,  Das  Leben  in  den  Vereinigten  Staaten   (2  Bde.,  Leipzig 
1864).      Gneist,  Das  heutige  englische  Verfassungs-  und  Verwaltungs- 
recht (2.  Aufl.),  Thl.   1   u.  2  in  zwei  Bänden.     Derselbe  in  dem  oben 
citirten  Werk  von  A.  v.  Haxthausen,  II,  87  fg.     Grey,  Earl,  Par- 
liamentary  Government,  considered   with   reference  to  Reform    (London 
1864).     Eine    Uebersetzung   hiervon   lieferte   L.    Thun   (Prag    1863). 
Dieses   Werk   ist   soeben   in   zweiter   Auflage   erschienen,   welcher  zwei  ' 
neue  Kapitel  beigegeben  sind,  worin  die  beiden  bedeutendsten  Reform  - 
vorschlage   von    1859    u.    1860,  die  im   Unterhaus    erfolglos  zur   Be- 
rathung   gekommen    waren,    beurtheilt    und   zugleich   neue    Vorschläge, 
freilich  höchst  unpraktischer  Art,    gemacht  werden.      Guizot,  Du  gou- 
vernem.   represent.    et   de    Fetat   actuel    de    la    France    (Paris    1816). 
Derselbe,   Essais  sur   Thistoire   de   France.      Derselbe,    Histoire   des 
origines    du   gouvernem.   rcpresentatif  et    des   institutions    politiques   de 
rEurope,  depuis  la  chute  de  1'  Empire  romain  jusqu'au  14e  siecle  (Neue 
verbesserte  Ausgabe,    2  Thle.,   Paris   1855,   10  Frcs.;  Ausgabe  in  12. 
7   Frcs.).      Derselbe,    Histoire    des    origines     du    regime    parlement, 
2  Thle.   (über  die   altgermanischen  Volksversammlungen),   I,    237  fg., 
239,  245,    372  (über  den    Namen   Parlament),    II,    165.     Derselbe, 
Histoire   de  la  civilisation    en    Europe    (die   etats  generaux,   die   Cortes 
und   das  englische    Parlament),    S.    293    fg.,    358    (Gewaltentheilung), 
S.  407  fg.     Derselbe,  Memoires  (Die  spanische  Constitution  von  1812), 
IV,  85.     Derselbe,    Histoire    parlementaire   de    France   (Paris    1863), 
ThL  1   u.   2:     Grundsätze   der   Realpolitik.     Hallam,   Histoire  Consti- 
tution, (besonders  über  den  Untergang   des  constitutioneUen  Geistes  im 
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englischen  Adel  zwischen  Heinrich  VT  und  Heinrich  VIII),  I,  69  fg., 
82  fg.  Eine  Ergänzung  zu  Hallam's  Werk  ist:  The  Constitution«! 
History  of  England  since  the  Accession  of  George  HI,  1760 — 1860, 
by  Thom.  Erik.  May,  C.  B.  (erster  Theil,  London  1861,  vgl.  dazu  die  Ti- 
mes vom  24.  Mai  1861;  zweiter  Theil,  London  1863).  Hare,  A  Treatise 
of  the  Election  of  Representations,  Parliamentary  and  Municipality  (2.  Aufl., 
London  1860).  Haller,  Ueber  die  Constitution  der  spanischen  Cortes  von 
O.  1 820.  (Hat seil, «/.),  Precedents  of  proceedings  in  the  house  of  common« 
(3.  Ausg.,  4  Thle.,  London  1796).  Haudlin,  W.  W.,  American  politics: 
a  moral  and  political  work,  treating  of  the  causes  of  civil  war,  the 
nature  of  government ,  and  the  necessity  for  Information.  (Neuorleans, 
London  1864).  Hauleville,  Les  institutions  repräsentatives  en  Autriche 
(Brüssel  1863).  D' Haussonville ,  Histoire  de  la  Reunion  de  la  Lor- 
raine a  la  France  (4  Thle.,  Paris  1854  —  59).  Held,  System  des 
VerfassungBrechts  der  monarchischen  Staaten  Deutschlands,  mit  beson- 
derer Rücksicht  auf  den  Constitutionalismus  (2  Thle.,  Würzburg  1856 
u.  1857).  Derselbe,  Legitimität,  S.  32,  Note  6;  S.  42,  Note  2; 
S.  43,  wo  sich  noch  einige  Literatur  findet.  Derselbe  in  dem  oben 
ciürten  Werke  von  A.  v.  Haxt hausen,  II,  1  fg.  Helfferich  in  der 
Deutschen  Vierteljahrsclirift ,  Heft  92,  S.  38.  Helferich,  A.,  und 
Clermont,  A.  de,  Fueros  francos.  Les  communes  francaisee  en 
Espagne  et  Portugal  pendant  le  moyen  äge  (Berlin).  Hello,  Du  regime 
constitutionnel,  Heusmann,  A.  P.,  Handbook  of  the  Constitution  etc. 
(London  1860).  Heylen,  Adr.,  In  abbat.  Tongerloensi  canon.  com- 
ment.  de  origine  tertii  Status  populum  repraesentantis  in  comitiis  ordi- 
num  ducatus  Brabantiae ;  nunc  ed.  et  ill.  P.  F.  X.  de  Ram. 
4.  Mem.  cour.  de  Tacad.  de  Bruxclles,  XV.  Le  Hueron,  J.  M.y  et 
Luzel,  F.  M.,  Histoire  de  la  Constitution  anglaise  depuis  Favenement 
de  Henri  Vni  jusqu'a  la  mort  de  Charles  I.  (Nantes  1863).  Hu- 
guenin,  D.  O.,  Essais  historiques  sur  les  anciennes  audiences  gene- 
rales  de  Neuchätel  et  Valengin,  Tassemblee  des  corps  et  communautes 
et  sur  les  trois  etats  des  deux  comtes  (1836;  Handschrift).  Einer 
der  ersten  Schriftsteller  über  den  Parlamentarismus  war  Hunte.  (Jarcke), 
Die  standische  Verfassung  und  der  deutsche  Constitutionalismus  (Leipzig 
1834).  Jefferson,  Handbuch  des  Parlamentarrechts  u.  s.  w.,  aus  dem 
Englischen  übersetzt  von  Hennig  (Berlin  1819).  Ilse,  Die  Politik 
der  beiden  Grossmächte  (Berlin  1861),  S.  97  fg.  Jotty,  Histoire  du 
mouvement  intell.  (über  Edmond  Richer),  I,  134  fg.;  über  M^zeray 
und  die  constitutionelle  und  föderative  Idee,  II,  92.  Jouffroy ,  H., 
Constitution  de  l'Angleterre.     Juste}  Thiod.y  Histoire  du  congres  nat 
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de  Belgique  (Neue  Aufl.,  2  Thle.,  Brüssel  1861),  Derselbe,  Histoire 
da  etate  generaux  des  Pays-Bas,  1465—1790  (Brüssel  1864),  Thl.  1 
o.  2.  Kaltenborn,  C.  v.,  Einleitung  in  das  constitutionclle  Verfas- 
sangarecht  (Leipzig  1863).  Kichl,  E.  J.,  Le  gouvernement  represen- 
tatif  en  Neerlande  (Rotterdam  1859 — 61).  Kosegarten  in  dem  oben 
citirten  Werke  von  A.  v.  Haxthausen,  II,  219  fg.  Laboulaye,  E., 
Constderations  sur  la  Constitution  (Paris  1848).  Derselbe,  L'ctat  et 
aes  limites  (Paris  1863).  Derselbe,  La  liberte^  ancienne  et  la 
liberte  moderne  (Paris  1863).  Derselbe,  Le  parti  liberal,  son  Pro- 
gramme et  son  avenir  (Paris  1863).  Lacombe,  a.  a.  O.,  I,  21,  23 
(Anfang  des  Constitutionalismus  in  den  Kirchenversammlungen),  47, 
58,  130  fg.,  135  fg.,  181  fg.,  210,  243  (Anfange  des  germanischen 
Constitutionalismus),  92  (Assemblee  Constituante),  181  fg.  (erste  Spur 
der  Reprasentationsidee).  Lacuisine,  de,  Le  parlement  de  Bour- 
gogne  (2  Thle.,  Paris  1859).  La/erriere,  Essai  sur  l'histoire  du 
droit  francais  (2.  Ausg.,  2  Thle.,  Paris  1859);  derselbe  findet  in 
Cicero's  Traum  des  Scipio  die  „union  des  trois  pouvoirs",  ein  „r&ve 
prophetique  du  gouvernement  representatif";  I,  26,  27  (über  die  etats 
generaux),  294  fg.  Lair ,  Jul.,  Histoire  du  parlement  de  Nor- 
mandie  depuis  sa  translocation  ä  Caen  (Gaen  1860).  Lamartine, 
A.  de,  La  France  parlementaire  (1834  -  51).  Oeuvres  oratoires  et 
ecrits  politiques.  Precedee  d'une  Etüde  sur  la  vie  et  les  oeuvres  de 
Lamartine  par  L.  Ulbach  (2  Thle.,  Paris  1864).  Latneth,  A.,  His- 
toire de  la  Constituante.  Die  Werke  von  L.  Blanc,  Michelet  über 
die  franz.  Constituante;  Sieyesy  Preliminaires  de  la  Constitution. 
Lasteyrie,  Jul.  de,  L'histoire  de  la  liberte  politique  en  France  (Paris 
1860);  über  die  Volksversammlungen  bei  den  Franken,  I,  168  fg., 
181,  192  fg.,  197  (er  nennt  dieselben  „garanties  constitutionelles", 
186).  Latour  du  Moulin,  Lettre  a  un  membre  du  Parlement  de 
FAngleterre  sur  la  Constitution  de  1852.  Laurent,  Etudes,  IV, 
347  fg.  („le  beau  Systeme  a  ete  trouve  dans  les  bois").  Montesquieu, 
Esprit,  XI,  6),  VI,  223,  244  (le  gouvernement  constitutionnel  date 
de  1214  [England]).  Derselbe,  L'eglise  et  Fetat,  III,  26  (Constitu- 
tionalismus und  Reformation),  43  fg.,  49  (franzosische  Parlamente),  60 
(die  Geldverlegenheiten  des  Staats  und  der  Constitutionalismus;  vgl. 
dazu  den  zweiten  Theil  dieses  Werks,  S.  675,  Note  515,  und  unser 
Programm  über  Legitimität,  S.  42,  Note  4,  und  Nöllner,  Die  deut- 
schen Einheitsbestrebungen,  S.  87  fg.,  80,  94  fg.  (über  die  Frage, 
ob  eine  Kirche  Constitutionen  sein  könne;  vgl.  dazu  ebend.,  I,  338). 
Latour  du  Moulin,  Lettres  sur  la  Constitution  de  1852  (4.  Aufl., 
Held.  DI.  7 
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Paris  1864).  Laya,  A.,  Droit,  anglais  ou  resume  de  la  legislation 
anglaise  sous  la  forme  de  codes  (2.  Aufl.,  2  Bde.,  Paris  1850).  Die 
Lehre  von  den  Landständen  von  F.  A.  Lemgo  (1841).  Lernt a,  Die 
Volksvertretung  in  ihrer  organischen  Zusammensetzung  (Leipzig  1853). 
Lohw,  de,  Die  englische  Verfassung.  Malte- Brun,  La  Legitimite, 
S.  202  fg.,  214.  Mariana,  Martinez  Franc,  Teoria  de  las  Corte« 
6  grandes  Juntas  nationales  de  los  reinos  de  Leon  y  Castilla  (Madrid 
1813).  Marquardsen,  Das  Oberhaus  von  England  und  die  Wissen- 
schaft (Erlangen  1862).  Matile,  G.  A.,  Travaux  legislatifs  des 
Plaits  de  Mai,  etets  et  audiences  (Neufchätel  1837).  May,  Th.  E., 
Das  englische  Parlament  und  sein  Verfahren,  übersetzt  von  Oppen- 
heim (Leipzig  1860).  Memoir  of  Sir  Philipp  Sidney  (London  1861). 
Memoir  by  0.  G.  Lennox  Duke  of  Richmond  (London  1861).  Mill, 
J.  St.,  Considerations  on  Representative  Government  (London  1861); 
eine  franzosische  Uebersetzung  von  Dupont-White  (Paris  1862);  vgl. 
dazu  Allgemeine  Zeitung,  Augsburg  1861,  Beilage,  S.  4618.  Miliar, 
John,  Historische  Entwicklung  der  englischen  Staatsverfassung.  Aus 
dem  Englischen  (3  Thle.,  Jena  1819  —  21).  Mohl,  A.,  üeber  das 
Repräsentativsystem  (Manheim  1840).  Mohl,  B.  von,  Geschichte  der 
Literatur  der  Staatswissenschaften,  z.  B.  III,  59  fg.  (zur  Geschichte 
der  franzosischen  Stände).  Derselbe,  Staatsrecht,  Völkerrecht  und 
Politik  (Tübingen  1860),  namentlich  die  ersten  zehn  Abhandlungen 
im  ersten  Theil,  besonders  S.  367  fg.  Montalembert ,  De  FAvenir, 
S.  101,  134,  137  fg.  („der  Parlamentismus  hat  die  englische  Aristo- 
kratie gerettet") ;  Montalembert  soll  an  einer  Broschüre  unter  dem  Titel 
„Le  bilan  electoral"  arbeiten  (Juli  1864).  Mülveretedt,  Die  ältere 
Verfassung  der  Landstande  in  der  Mark  Brandenburg  (Berlin  1858). 
Neuwirth,  Die  Landtage  in  Österreich ,  in  der  Deutschen  Viertel- 
jahrschrift, aber  auch  besonders  abgedruckt.  Nordenflycht,  Fd.  O. 
von,  Die  schwedische  Staatsverfassung  in  ihrer  geschichtlichen  Ent- 
widmung (Berlin  1861),  S.  29,  37  fg.,  103  fg.,  134  fg.,  137  fg., 
373  fg.  Oldfield,  The  representative  history  of  Great-Britain  andlreland 
(6  Thle.,  London  1816).  Oppermann,  Hannoveranische  Verfassungs- 
geschichte (2  Thle.,  1861).  Pansey,  Henrion  de,  Histoire  des  assem- 
blees  nationales  en  France  depuis  l'etablissement  de  la  Monarchie. 
Pereira  da  Silva,  J.  M.,  Obras  litterarias  y  politicas  (Paris  1862), 
Thl.  2:  Escriptos  politicos  y  discursos  parlementares.  Pertz,  Das  Le- 
ben Stein's,  II,  11,  12,  690.  Pfeil,  L.  Gr.  von,  Das  Wesen  des 
modernen  Constitutionalismus  und  seine  Consequenzen  (2.  Aufl.,  Ber- 
lin  1863).     Piaton,  Legg.,  HI,  11,  12,  13,  16;  IV,  7;  VI,  13,  14f 
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Povjoulat,  Charles  Ier  et  le  Parlement  (Paris  1859,  in  12°, 
l  Frc.).  Prevost  Paradole,  Du  gouvernement  parlement.  et  du  d£- 
cret  da  24.  Novembre.  Proudhon,  Le  bilan  electoral  (Paris  1864). 
Rathery,  E.  J.  B.,  Histoire  des  £tats  generaux  de  France  (Paris 
1845;  Hauptwerk  für  diesen  Gegenstand  und  gekrönte  Preisschrift). 
Baudot,  La  France  avant  la  revolution.  Bemusat,  Ch.  de,  Polit. 
üb.,  S.  28,  55  (franz.  Parlament),  30,  31,  35,  54  fg.  (etats  geneVaux), 
54  („das  Princip  der  Nationalrepräsentation  steckt,  neben  dem  des  Kö- 
nigthums  und  der  Feudalitat,  schon  im  Verfassungsrecht  des  Mittel- 
alters"), 307  fg.,  310  fg.  (Wesen  des  Constitutionalismus  und  des  Gou- 
vernement parlement),  386  fg.  (die  Verfassungen  des  Alterthums). 
Rico  y  Amat,  J.,  Historia  politica  j  parlementaria  de  Espanna  (Madrid 
1860),  Thl.  1.  Rütiez,  F.,  Histoire  du  palais  de  justice  de  Paris  et 
du  parlement  860—1789  (Paris  1860).  Rossler,  Studien  zur  Fort- 
bildung  der  preuss.  Verfassung  (Berlin  1863  u.  1864),  Abth.  1  u.  2. 
Rotteis,  Kritik  der  Bildung  (Luzern  1843),  S.  157  fg.  Russell, 
Lord  J.,  Geschichte  der  englischen  Regierung  und  Verfassung  von 
Heiiirich'8  VIT.  Regierung  an  bis  auf  die  neueste  Zeit  (Leipzig  1825). 
Samt-Marc  Oirardin,  Du  decret  du  24.  Nov.  ou  de  la  reforme  de 
la  Constitution  de  1852.  Saint-Rend  Taülandier,  Histoire  et  philos. 
relig. ,  S.  xxm  fg.  Sempere,  Histoire  des  cortes  en  Espagne  (Bor- 
deaux 1815).  Senatusconsult  zu  Art.  42  der  franz.  Constitution 
im  Moniteur  vom  4.  Febr.  1861  (Allgemeine  Zeitung,  Augsburg  1861, 
Beilage  Nr.  37,  S.  597).  Sieyhs,  Theorie  der  Volksvertretung  in  der 
constitutionellen  Monarchie,  dargestellt  von  Riedel  (Darmstadt  1843). 
Sismondi,  S.  de,  ßtudes  sur  les  constitutions  des  peuples  libres 
(Brüssel  1848).  Soria  de  Crispan,  Le  marq.  Diego,  Philosophie 
du  droit  public  suivie  d'un  traite  de  droit  constitutionnel.  Trad.  de 
Fital.  (3.  Aufl.,  9  Thle.,  Brüssel  1854).  Some  account  of  the 
life  and  opinions  of  Charles  Second  Earl  Grey  by  Lieutenant-General  Hon. 
C.  Grey  (London  1861).  Stahl,  Die  Revolution  und  die  constitutionelle 
Monarchie  (Beriin  1849).  Derselbe,  Staatslehre  (3. Aufl.,  1856),  S.  322  fg. 
Struve,  Ursprung,  Unterschied  und  Gerechtsamen  der  Landstände,  ins- 
besondere in  Mecklenburg  (Hamburg  1741).  The  Diary  and  Correspon- 
dence  of  Charles  Abbet,  Lord  Colchester,  Speaker  of  the  House  of 
Commons,  1802—17,  ed.  by  his  Son  (3  Thle.,  London  1861). 
Thibaudeau,  A.  C,  Histoire  des  Etats  Generaux  et  des  institutions 
repräsentatives  en  France  depuis  Torigine  de  la  monarchie  jusqu'a  1789 
(3  Bde.,  Brüssel  1844).  Derselbe,  Histoire  de  TEinpire.  Die  be- 
kannten Werke   von    Tkiers   und    Tocqueville.      Thirty    years'    view; 
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or  a  history  of  the  working  of  the  American  Government  for  thirty 
years,  from  1820  —  50;  by  a  Senator  of  thirty  years,  Th.  H.  Ben- 
ton (2  Thle.,  Newyork  1856);  da  die  Congressprotokolle  über  100 
Bände  füllen  und  unter  1000  Dollars  nicht  zu  kaufen  sind,  so  beab- 
sichtigte derselbe  Verfasser  auch  eine  abgekürzte  Herausgabe  der  Con- 
gressverhandlungen  von  1789  — 1856  (Abridgment  of  the  Debate  of 
Congress);  ob  der  Plan  und  wie  weit  er  ausgeführt  wurde,  wissen  wir 
nicht.  Thudichum,  Der  altdeutsche  Staat,  S.  45  fg.  Tippeiskirch, 
A.  W.  F.,  Die  alten  Parlamente  Frankreichs  und  deren  Einfluss  auf 
die  Staatsformen  der  Gegenwart  (Berlin  1859).  Tkalac,  E.  J.  v., 
Das  Staatsrecht  des  Fürsten thums  Serbien  (Leipzig  1858).  Uebelen, 
G.  O;  Entstehung  der  Landstande  des  ehemaligen  Herzogthums  Wür- 
temberg  (Leipzig  1818).  Ueber  die  engl.  Verfassung :  Revue  conteni- 
poraine,  1857,  XXXIII,  748  fg.,  und  1858,  I,  741;  Revue 
de  dcux  mondes  vom  15.  Mai  1862.  Ueber  Parlamente.  Held, 
Legitimität,  S.  32.  Unger,  Geschichte  der  deutschen  Landstande, 
(2  Thle.;  nicht  mehr  erschienen).  Vandenpeereboom,  E.,  Du  gouver- 
nement  representatif  en  Belgique  1831 — 48  (2  Thle.,  Brüssel  1856). 
Vaumene,  Dictionnaire  du  langage  politique,  diplomatique  et  parla- 
mentaire  (Paris  1831).  Viel-Castel,  Histoire  de  la  restauration;  be- 
sonders II,  492  fg.;  V,  373.  ViUehardouin,  De  Theredite  (über  die 
franz.  Parlamente),  S.  136.  Vito  dOndes  Beggio ,  Introduzione  etc., 
II,  311  fg.  Vollgraff,  Die  Täuschungen  des  Repräsentativsystems 
(Marburg  1832).  Derselbe,  System,  II,  126,  129,  193;  IV,  64  — 
74  (eine  Statistik  der  repräsentativen  Verfassungen),  402  fg.  Vol- 
taire, Histoire  du  parlement  de  Paris.  Vorlander,  in  der  Zeitschrift 
für  die  gesammten  Staatswissenschaften,  XVI,  115  fg.  Derselbe,  Ge- 
schichte der  philosophischen  Moral,  Rechts-  und  Staatslehre  der  Eng- 
länder und  Franzosen  (Marburg  1855).  Waüle,  V.  A.,  Essai 
sur  Thistoire  polit  et  constitut.  de  la  Belgique  (Brüssel  1838). 
Waitz,  G.,  a.  a.  O.,  IV,  422  fg.,  und  in  dem  oben  citirten  Werke 
von  A.  t>.  Haxthausen,  II,  181  fg.  Die  Weltlage,  in  ihrer  ge- 
schichtlichen Entwickelung  (Leipzig  1861).  Wesen  und  Unwesen  des 
modernen  Constitutionalismus  (Stettin  1852).  Winter,  A.,  Die  Volks- 
vertretung in  Deutschlands  Zukunft  (Göttingen  1852).  Witzleben,  von, 
Ueber  die  Grenzen  der  Volksrepräsentation.  Zimmermann,  Die  Vor- 
trefflichkeit der  constitutionellen  Monarchie  für  die  Länder  des  euro- 
päischen Continents  (Hannover  1852). 
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Liässt  man  den  Blick  über  die  ganze  gegenwärtige  Cul- 
turjrelt  hinstreifen,  so  sieht  man  eine  Vielheit  von  Staaten, 
welche  entweder  die  Eigenschaft  verfassungsmässiger  oder 
constitutioneller  Staaten  schon  besitzen,  oder  doch  es  als  die 
nothwendige  Folge  des  von  ihnen  prätendirten  Culturberufs 
erkennen,  diesen  Besitz  erst  noch  zu  erringen.  Es  wäre  nur 
eine  oberflächliche  Auffassung  der  Sache,  wenn  man  die 
Frage  über  die  Constitutionen  werdung  eines  Staats,  wie 
z.  B.  Russlands,  lediglich  in  Verbindung  mit  dessen  gegenwär- 
tigem Länderbestand  und  mit  der  augenblicklichen  politischen 
Culturstufe  seiner  Völker  betrachtete.  Denn  wenn  es  auch 
leicht  zu  erweisen  wäre,  dass  ein  Staat  vermöge  der  Zu- 
sammensetzung seines  Gebiets  und  der  Bildung  seiner  Völ- 
ker zur  Einführung  eines  bestimmten  formalen  Constitu- 
tionalismus nicht  geeignet  sei,  so  würde  damit  doch  nicht 
bewiesen  sein,  dass  der  fragliche  Staat,  falls  er  in  die  Reihe 
der  modernen  Culturstaaten  gezählt  sein  wollte,  sich  der 
constitutionellen  Idee  entschlagen  könnte.  Allerdings 
wird  es  unvermeidlich  sein,  dass  der  Staat  in  dem  Augen- 
blicke, in  welchem  er  die  constitutionelle  Idee  für  sein  Re- 
giment als  massgebend  zu  erkennen  beginnt,  dies  auch  in 
besondern  Formen  ausdrücke,  ohne  dass  deshalb  schon  voll- 
standige  oder  überhaupt  Charten  erforderlich  wären.  So- 
weit wir  jetzt  noch  Russland  von  dem,  was  man  einen 
vollendeten  formalen  Constitutionalismus  nennt,  entfernt 
glauben,  so  entschieden  inuss  in  der  Emancipation  der  Leib- 
eigenen 89) ,    in  der  Reform  der  Justiz  90)  und  in  der  Orga- 


89)  Vgl.  die  Artikel  „Leibeigenschaft"  u.  „Russland"  im  Staats-Lexikon. 
Die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  ist  jetzt  auch  in  Transkaukasien 
durchgeführt. 

90)  Das  betreffende  kaiserl.  Edict  vom  2.  Dec.  1864  besagt:  „In 
lV>ereinstimmung  mit  den  im  Thronbesteigungsmanifest  vom  19.  März  1856 
enthaltenen  Wünschen,  dass  Gerechtigkeit  und  Milde  in  unsern  Gerichten 
herrsche,  haben  diese  Reglements  den  Zweck,  ein  schnelles,  gerechtes, 
mildes  und  für  alle  Untertlianen  gleichmässiges  Gerichtsverfahren  einzu- 
führen, die  richterliche  Gewalt  zu  heben,  ihre  Selbständigkeit  zu  sichern 
und  in  dem  Volke  die  Achtung  vor  dem  Gesetz  zu  festigen,"  Allgemeine 
Zeitung,  Augsburg  1864,  Beilage  Nr.  353,  S.  5748. 
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nisation  von  Kreis-  und  Provinziallandtagen  der  Versuch  er- 
kannt werden,  die  in  das  neueste  russische  Regiment  aufge- 
nommene constitutionelle  Idee  durch  neue  Institutionen  auch 
ausserlich  zu  gestalten  und  in  dieser  Richtung  den  Fort- 
schritt des  Staats  zu  versuchen.  Ob  sich  der  Umfang  und 
die  Zusammensetzung  Russlands  mit  dieser  Richtung  ver- 
trägt oder  nicht  und  wie  die  politische  Fortbildung  des 
Volks  mit  dieser  Idee  in  Einklang  gesetzt  werde,  dies 
alles  ist  Sache  weiterer  Entwickelungen ,  über  welche  nur 
die  Geschichte  dereinst  aburtheilen  kann. 

Wenn  man  aber  das  Alter  des  russischen  Staats  und 
eine  Menge  tief  eingefressener  Uebelstande  seiner  Verwal- 
tung anführt,  um  dessen  Unfähigkeit  für  einen  wahren  Con- 
stitutionalismus  zu  begründen,  so  wollen  wir  darauf  aufmerk- 
sam machen,  dass  neue  Ideen  auf  die  Völker,  nicht  selten 
wie  eine  Inoculation  auf  alte  Stämme  verjüngend  einwirken. 

Wir  haben  in  vorstehenden  Sätzen  wiederholt  erkennen 
lassen,  dass  wir  zwischen  einem  idealen  und  rein  for- 
malen Constitutionalismus  unterscheiden  und  die  constitu- 
tionelle Idee  nicht  ohne  formelle  Darstellung,  constitutionelle 
Formen  nicht  ohne  Erfüllung  von  der  wahren  Idee  uns  den- 
ken können.  Die  eben  bemerkte  Allgemeinheit  des  verfas- 
sungsmässigen oder  constitutionellen  Staats  ist  ein  sicherer 
Beweis,  dass  an  der  Verfassungsmässigkeit  oder  dem  Con- 
stitutionalismus etwas  sei,  was  mit  der  Gesammtheit  der 
modernen  Culturideen  entweder  wirklich  in  einer  wesent- 
lichen Verbindung  steht,  oder  doch  als  in  einer  solchen  Ver- 
bindung stehend  erachtet  wird.  91)  Die  allgemeine  Geltung 
des  Constitutionalismus  aber  nur  als  den  unsern  Zeiten  eigen- 
tümlichen Wahn  zu  betrachten,  halten  wir  deshalb  für 
unmöglich,  weil,  wie  viel  Wahn  mit  den  constitutionellen 
Bestrebungen  in  Verbindung  steht,  dessen  gesunde  Idee  un- 
schwer zu  erkennen  ist,  ganz  abgesehen  davon,  dass  noch 


91)  In  den  Jahren  1815  und  1816  herrschte  entschieden  auch  in  ganz 
Frankreich  die  Ueberzeugung  von  der  absoluten  Noth wendigkeit  des  con- 
stitutionellen Regiments,  sowol  für  Frankreich  selbst  wie  für  ganz  Europa. 
Vgl.  VielrCastel,  Histoire  de  la  restauration,  II,  492;  III,  240.  Held,  Staat 
und  Gesellschaft,  II,  215.  Vgl.  auch  Odilon-Barrot,  De  la  ceutralisation, 
S.  173;  Grundsätze  der  Realpolitik,  S.  137. 
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kein  allgemeiner  Wahn  die  Menschheit  erfasst  hat,  der  nicht 
irgendeinen  gesunden  Kern  gehabt  hätte.  Dieser  gesunde 
Kern  ist  ja  immer  die  eigentliche  Ursache  der  mächtigen 
Verbreitung  und  muss  derselbe  bekanntlich  auch  dazu  die- 
nen, jeden  Misbrauch  und  Irrthum  zu  decken. 

Es  kann  demnach  kein  Zweifel  sein,  dass  alles,  was 
man  im  allgemeinen  Constitutionalismus  nennt,  auf  einer 
Idee,  oder  auf  dem,  was  wir  im  ersten  Theile  dieses  Werks 
die  Idee  nannten,  ruhe,  dass  er  eine  ideale  Seite  habe. 

Sofern  nun  die  moderne  Culturidee  überhaupt  einen 
Fortschritt  der  Menschheit  in  Anstrebung  ihre;;  idealen  Ziele 
enthalt,  muss  folglich  auch  die  Verfassungsmässigkeit  oder 
die  constitutionelle  Eigenschaft  der  Staaten  mit  Träger  die- 
ses Fortschritts  sein.  Die  moderne  Culturidee  legitimirt 
sich  aber  als  Trägerin  des  menschlichen  Fortschritts  einfach 
dadurch,  dass  sie  eine  grossere  Harmonie  der  menschlichen 
Lebensrichtungen  und  eine  mehr  organische  Gestaltung  des 
Staats  und  der  Gesellschaft  will,  und  da  die  Idee  des  con- 
stitutionellen  Staats  mit  dieser  modernen  Culturidee  zusam- 
menfällt, so  kann  derselben  die  Eigenschaft,  mit  ein  Träger 
unsers  Fortschritts  zu  sein,  nicht  abgesprochen  werden. 

Bei  der  Ewigkeit  und  Allgemeinheit  der  fraglichen  Idee 
für  die  ganze  Menschheit  ergibt  sich  aber,  dass  die  Verfas- 
sungsmässigkeit oder  der  Constitutionalismus,  ideell  aufgefasst, 
nicht  etwas  ganz  Neues  sind,  sondern  nur  eine  neue  Phase 
der  Realisation  jener  humanitären  Idee  bezeichnen.  92)  Neu 
ist  daher  an  ihnen  nur  der  unserer  Zeit  eigentümliche  Um- 
fang und  Inhalt  dieser  Idee,  sowie  die  zu  ihrer  Realisation 
gewählten  Formen,  insofern  die  letztern  nicht  gleichfalls 
wieder  von  gewissen  allgemeinen  Gesetzen  des  menschlichen 
und  staatlichen  Wesens  abhängen.  9S) 

92)  Ueber  Spuren  der  constitutionellen  Idee  s.  Held,  System,  I,  368. 
Fehr,  Theorien,  S.  22.  Wippermann,  Die  altoriental.  Religionsstaaten, 
S.  72  fg.,  83.  Duncker,  Geschichte  des  Alterthums,  I,  111.  Mommsen, 
Römische  Geschichte,  I,  i,  60  fg.,  63,  74;  TT,  363.  Ahrens,  Juristische 
Enzyklopädie,  S.  239,  262.  Forster,  in  der  Allgemeinen  Monstsschrift,  S. 
856  fg.,  862.  Selbst  in  China  besteht  ein  eigener  Rath  der  Aufseher, 
welcher  dem  Kaiser  Vorstellungen  über  rechtswidrige  Handlungen  zu 
machen  berechtigt  ist.  Vgl.  Zacharii,  Vierzig  Bucher,  TU,  144,  Note  2, 
u.  147.     Das  Ausland,  1834,  S.  601. 

93)  Wahlen,  Majoritäten  u.  s.  w. 
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Mit  der  Unentbehrlichkeit  von  Formen  für  den  Con- 
8titutionalismu8,  sowie  mit  dessen  Begründung  und  Bestimmt- 
werdung  durch  ein  Ideal  ist  von  selbst  gegeben,  dass  die 
Unvollkommenheit  des  Staats  durch  den  Constitutionalismus 
nicht  gehoben,  aber  zu  dessen  fortschreitender  Vervollkomm- 
nung ein  neues  Mittel  vorhanden  sei.  Die  Geschichte  des 
Constitutionalismus,  namentlich  seine  Verbindung  mit  frühern 
Formen  des  staatlichen  Lebens,  und  seine  Vereinbarung  mit 
allen  denkbaren  Staatsformen  aber  liefert  den  Beweis,  dass, 
was  auch  da  und  dort  Gemachtes  an  ihm  sei,  er  doch  im 
Wesentlichen  geworden  ist  und  werden  musste. 


IL 

Ein  weiterer  allgemeiner  Blick  über  unsere  Cultur- 
staaten  überzeugt  uns  aber  auch,  dass  dem  Constitutionalis- 
mus  nicht  nur  viele  alte  principielle  Gegner  geblieben  sind, 
sondern  auch  täglich  neue  principielle  Feinde  erstehen,  der 
mannichfachen  faulen  Versuche  zur  Discreditinmg  des  Con- 
stitutionalismus,  der  systematischen  Geringschätzung  dessel- 
ben oder  seiner  Behandlung  als  ein  nothwendiges  Uebel, 
der  sporadischen,  bewussten  oder  unbewussten  Feindlichkeiten 
sogar  seiner  besten  Freunde  und  der  tödlichen  Kälte  einer 
Menge   von   Indifferenten   gar    nicht  zu  gedenken.  94)     Zu- 


94)  Held,  System,  I,  390,  Notel.  Laurent,  Etudes,  II,  88,  106,  108. 
Und  während  Laurent  (ebendas.,  VII,  68)  die  Feudalität  das  Princip  uud  den 
Anfang  des  Constitutionalismus  nennt,  spricht  Haller,  dem  „göttlichen 
Feudalismus "  gegenüber,  von  den  „satanischen  constitutionellen  Verfas- 
sungen4'. Ein  Herr  von  Zedlitz  erklärte  gelegentlich  der  Adressdebatte  im 
preu88.  Herrenhause  (1863)  den  preussischeu  Verfassungskampf  als  einen 
Kampf  des  Antichristen  mit  dem  Christenthum.  Die  Norddeutsche  allge- 
meine Zeitung,  das  Organ  des  Herrn  von  Bismark,  antwortet  auf  die  Frage: 
Was  ist  ein  Parlament?  wie  folgt:  „Es  ist  ein  Wechselbalg,  der  in  der 
unsittlichen  Umarmung  des  Königthums  und  der  Revolution  gezeugt  wurde. 
Nimmer  wird  ein  solches  Geschöpf  lebensfähig  seinl  Entweder  wird  es 
von  der  eigenen  Mutter  zertreten ,  wenn  sie  mit  ehernem  Fusse  durch  das 
Land  schreitet,  den  Thron  ihres  Buhlen  umzustürzen,  oder  der  Vater  er- 
würgt es  mit  eigenen  Händen,  während  er  der  Mutter  das  Schwert  in  den 
Leib  stösst,  der  das  Kind  getragen."  (Ungeheuer,  abgeschmackt,  lächerlich !) 
Proudhon  (Systeme  federatif,  Paris  1863,  S.  292)  nennt  die  constitutionelle 
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gleich  findet  sowol  in  Betreff  der  ideellen  Auffassung  wie 
der  formellen  Darstellung  des  Constitutionalismus  nicht  nur 
unter  den  verschiedenen  Völkern,  sondern  auch  zwischen  den 
Autoritäten  und  Nichtautoritaten  eines  und  desselben  Volks 
eine  unbeschreibliche  Verschiedenheit  statt.  Es  ist  nicht  allein 
strittig,  ob  der  Constitutionalismus  blos  in  gewissen  Formen 
and  in  welchen  er  bestehe,  oder  ob  er  auch  eine  Idee  und 
zwar  eine  berechtigte  habe;  sondern  es  wird  auch  über  sein 
Verhältniss  zum  Staat  wie  zum  Individuum,  über  jede  seiner 
Consequenzen,  wie  deren  Verhältniss  zu  den  Consequenzen 
des  absoluten  Wesens  des  Staats,  allenthalben  gestritten,  und 
sind  die  Resultate  dieses  Streits  sowol  in  den  Theorien  und 
Empfindungen,  wie  in  den  Gesetzen  über  den  Constitutio- 
nalismus sehr  verschieden  ausgefallen. 

Auch  hat  der  Constitutionalismus  in  allen  sonstigen  Be- 
ziehungen die  gewöhnlichen  Schicksale  staatlicher  Einrich- 
tungen getheilt.  Bald  hat  man  sich  im  Gefühle  der  Macht, 
ihrer  Behauptung  und  Vermehrung,  hinsichtlich  seiner  über- 
schlagen oder  auch  gegen  jede  zeitgemässe  Reform  wider- 
willig gezeigt;  bald  hat  man  auch  mit  ihm  das  Princip  der 
politischen  Pflicht  vergessen  und  zersetzende  Anarchie  ge- 
trieben oder  das  Princip  der  persönlichen  Freiheit  ignorirt 
uud  lebenerdrückenden  Despotismus  geübt.  Der  Constitu- 
tionalismus hat  schon  allen  möglichen  staatswidrigen  Bestre- 
bungen, oligarchischen ,  unnatürlich  centralisirenden ,  usur- 
patorischen, demagogischen,  auflösenden,  revolutionären,  zum 
Hort  gedient.  96) 


Monarchie  ein  „Systeme  hybride,  equivoque"  (vgl.  auch  das.  S.  108  fg., 
115,  124).  C.  Frantz,  Untersuchungen  über  das  europäische  Gleichgewicht 
(Berlin  1859),  S.  355  fg.  Derselbe,  Die  Quelle  alles  Uebels,  S.  59  fg., 
63,  G7,  69.  Erinnert  die  Ansicht  von  dem  Constitutionalismus  als  einer 
Teufelserfindung  nicht  an  Gerson,  der  den  Staat  ein  „dominium  peccati 
occa&ionc  introduetum"  nennt,  und  an  Dante,  der  in  ihm  ein  „reniedium 
contra  infirmitatem  peccati41  sieht? 

95)  Gonstant,  B.,  a  a.  O.,  I,  185.  Rentham,  Essai  sur  l'Esprit, 
S.  19,  25  fg.,  27  fg.,  29,  35,  55  fg.  Allgemeine  Zeitung,  Augsburg,  1863, 
Nr.  63,  S.  1025.  Der  Constitutionalismus  wirkt  öfter,  als  man  es  denkt 
und  im  Anfange  sogleich  fühlt,  höchst  unorganisch  durch  unnatürlich 
rentralisirende  Gesetze.  Die  Meinung,  dass  sie  Freiheit  und  Gleichheit 
bringen,  hilft  einige  Zeit  lang  über  die  diesen  Ideen   geradezu  entgegen- 
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Daher  kommt  denn  auch  die  schon  früher  hervorgeho- 
bene Erscheinung,  dass  der  Constitutionalismus  in  irgend- 
einem ganz  willkürlichen  Sinne  des  Wortes,  bald  als  ein- 
ziges Palladium  der  Gegenwart  und  Zukunft  gepriesen,  bald 
als  unfehlbar  ruinirendes  Teufelswerk  verflucht  wird;  zwi- 
schen welchen  beiden  Extremen  eine  Masse  von  unbestimm- 
ten, oft  höchst  wandelbaren,  unreifen  und  unklaren,  noch 
öfter  nicht  consequent  durchgeführten  Meinungen  mitteninne 
steht.  Daher  kommt  weiter  noch,  dass  der  straffste  und  be- 
schränkteste Legitimismus  sich  ebenso  unter  gewissen  Vor- 
aussetzungen den  Constitutionalismus  gefallen  lassen  zu  kön- 
nen glaubt,  wie  ein  zu  einer  Art  von  Republik  oder  (Kon- 
föderation entwickelter  Constitutionalismus  die  Monarchie. 


ni. 

Selbst  die  constitutionelle  Terminologie  zeugt  für  die 
Grösse  des  herrschenden  Wirrwars  der  Begriffe.  Nicht  nur 
hat  man  durch  den  Constitutionalismus  die  Aristokratie  und 
Demokratie  in  ihrer  Eigenschaft  als  Staatsformen  in  einem 
und  demselben  Staate  mit  der  Monarchie  als  Staatsform  ver- 
binden zu  können  geglaubt  und  so  bald  nur  die  gemischte 
Staatsform 95) ,  bald  auch  eine  Mehrheit  souveräner  Ge- 
walten in  einem  und  demselben  Staate  ab  mögliche,  speci- 
fisch  constitutionelle  Dinge  behauptet  97);   sondern  es  wurde 


gesetzten  Wirkungen  derartiger  Gesetze  hinweg,  für  die  Daner  kann  eine 
solche  Täuschung  sich  aber  nicht  erhalten.  So  erklärt  es  sich  aber  auch, 
warum  der  Constitutionalismus  unter  Umständen  selbst  von  seinen  ent- 
schiedensten Gegnern  gefordert  wird,  nämlich  dann,  wenn  er  sich  selber 
anticonstitutionellen  Zwecken  dienstbar  erweist.  Vgl.  Viel-Ccutel,  a.  a.  O., 
III,  208;  IV,  469.  Tocqueville,  La  Democratie,  I,  112  fg.  MW,  a.  a.  O., 
11,  12.  Interessant  ist  auch  die  Bemerkung  von  Ferrari  (Histoire  de  la 
raison  d'etat,  S.  27):  „Rien  ne  repugne  plus  au  progres  de  la  democratie 
que  les  deliberations  des  parlements,  les  droits  des  assemblees  ou  les 
franchises  des  villes." 

96)  Pufendorf,  Jus  natur.  lib.  VII,  c.  IV,  vgl.  mit  lib.  VII,  c.  VI, 
§.  7  fg.  u.  §.  12. 

97)  Jedenfalls  sind  sie,  wie  schon  aus  der  vorigen  Note  erhellt,  nicht 
erst  in  nnsern  Tagen  erfunden  worden,  haben  also  nicht  einmal  das  Ver- 
dienst der  Neuheit.  Förster,  a.  a.  O.,  S.  856,  862.  Lerminier  (in  Bezug 
auf  Dracon),  Hist.  des  legislat,  1, 181.  Zachariä,  Vierzig  Bücher,  III,  8.  Held, 
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auch  und  wird  noch  immer  über  den  eigentlichen  staats- 
rechtlichen Sinn  von  „ Constitutionen u  und  „verfassungs- 
mässig" gestritten  und  mit  den  Ausdrücken  „landständisch, 
ständisch,  repräsentativ,  parlamentarisch  98),  Volksvertre- 
tung, Nationalvertretung  u.  s.  w."  ein  sehr  verschiedener 
Sinn  verbunden. 

Man  kann  sagen,  dass  alle  Versuche  des  menschlichen 
Geistes  zur  Herstellung  einer  freigeordneten  Gestaltung  der 
menschlichen  Gesellschaft,  der  Vertrag  und  die  Societät,  das 
Selfgovernment  und  der  Föderalismus,  das  Wahlreich  und 
der  Rechtsstaat,  der  Republikanismus  und  die  Demokratie, 
die  Gewaltentheilung,  die  Theilung  der  politischen  Arbeit, 
die  gemischte  Staatsform ,  die  Herrschaft  der  Interessen,  die 
fingirten  Souveränetaten  und  die  Souveränetat  des  Volks, 
des  Gesetzes  oder  des  Richteramts  u.  s.  w.  alle  in  eigen- 
thümlicher  Weise  in  den  Constitutionalismus  münden  und 
hinwiederum  nach  den  Anschauungen  unserer  Zeit  aus  dem- 
selben abgeleitet  werden,  wie  alt  und  universell  jene  Ideen 
an  sich  und  die  Grundlagen  derselben  auch  sind. 

Darum  ist  aber  auch  die  Literatur  des  constitutionellen 
Staatsrechts  meist  nur,  was  man  gewöhnlich  eine  Parteilite- 
ratur nennt.  Die  Mehrzahl  der  hierhergehörigen  Schriftsteller 
geht  nämlich,  absichtlich  oder  nicht,  von  einem  bestimmten 
nationalen  oder  besondern  sogenannten  Parteistandpunkt  aus, 
der  zum  allgemeinen  constitutionellen  Princip  erhoben  wer- 
den soll.  Man  kann  sagen,  dass  je  einseitiger  wissenschaft- 
lich bisher  der  Constitutionalismus  behandelt  worden  ist, 
desto  parteiischer  die  Behandlung  war.  Den  besten  Beweis 
hierfür  liefert  der  an  sich  durchaus  nicht  rein  französische, 
aber  von  den  Franzosen  aufs  höchste  getriebene  constitutio- 
nelle  Doctrinarismus.  Ein  Kind  praktischer  Notwendig- 
keit für  die  Julidynastie,  um  dieselbe  mit  der  Revolution 
zu  versöhnen  und  unter  Vernichtung  des  revolutionären 

System,  I,  310,  341.  Derselbe,  Staat  und  Gesellschaft,  II,  585,  598. 
Nichts  kann  mehr  dazu  beitragen,  dem  politischen  Schriftsteller  die  Pflicht 
der  Bescheidenheit  nahe  zu  legen,  als  dass  ein  Mann  wie  Tocqueville 
(L'ancien  regime,  S.  229)  die  Gewaltentheilung  die  einzige  grossartige 
Entdeckung  unsers  Jahrhunderts  im  öffentlichen  Verwaltungswesen  nennen 
konnte.  VgL  auch  Fekr,  Theorien,  S.  22. 
98)  Held,  System,  I,  371,  Note  1. 
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Geistes  eine  neue  Legitimität  anzubahnen,  war  und  blieb 
er  der  Hauptsache  nach  eine  franzosische  Parteisache;  und 
wieviel  Treffliches  ohne  Zweifel  durch  ihn  zu  Tage  ge- 
fordert wurde,  die  ihm  mangelnde  Objectivität  der  An- 
schauung macht  ihn  doch  im  Ganzen  ebenso  unpraktisch 
wie  unwissenschaftlich. 

Die  constitutionelle  Idee  ist  ohne  Zweifel  selbst  unsern 
besten  Volkern  weit  voraus  und  stosst  sich  bei  ihrer  Durch- 
führung unvermeidlich  an  eine  Menge  von  Resten  uncon- 
stitutioneller  Zeiten  und  Zustände,  wenn  auch  mitunter  in 
constitutionellen  Formen.  Rechnet  man  dazu,  dass  die  alten 
politischen  Parteien  in  England  ihre  frühere  Bedeutung  ver- 
loren haben,  wirkliche  politische  Parteien  aber  in  keinem 
andern  europäischen  Staate  bestehen,  so  ist  es  klar,  dass 
der  Charakter  der  Literatur  des  constitutionellen  Staats- 
rechts als  Parteiliteratur  für  praktische  Parteizwecke  die- 
selbe sogar  als  ungenügend  erscheinen  lassen  muss.  Eine 
wahrhaft  constitutionelle  Partei  nach  den  berechtigten  herr- 
schenden Ansichten  unserer  Zeit  muss  erst  geschaffen  wer- 
den, und  dazu  gehört  nicht  nur  eine  andere  Literatur  als 
die  bisherige,  sondern  auch  eine  ganz  andere  Uebung  des 
Constitutionalismus. 

Denn  auch  von  der  bisherigen  Lebensthätigkeit  der  con- 
stitutionellen Einrichtungen  lässt  sich  nicht  viel  anderes 
sagen,  und  wenn  man  ausnahmsweise  die  höhere  objective 
Anschauung  in  ihnen  siegreich  sieht,  so  geschieht  dies  mei- 
stens dadurch,  dass  der  nicht -constitutionelle  Einfluss  emi- 
nenter Persönlichkeiten  oder  ausnahmsweiser  Situationen, 
wol  auch  ein  glücklich  inspirirtes  erfolgreiches  Parteimanö- 
ver, keineswegs  aber  immer  der  in  der  Masse  wirksame 
echt  constitutionelle  Geist  oder  die  sichere  Function  der 
constitutionellen  Einrichtungen  und  Formen  direct  die  Ur- 
sache davon  ist. 

Wenn  man  bedenkt,  was  alles  theils  für,  theils  gegen 
die  prädominirende  Wirksamkeit  einzelner  hoch  überragender 
Persönlichkeiten  im  Staate  oder  für  und  gegen  die  Bedeu- 
tung providentieller  Leitung,  für  und  gegen  den  Werth  poli- 
tischer Earteiungen  gesagt  und  wie  leicht  dabei  übersehen 
werden  kann,  dass  alle  diese  Dinge  in  keinem  lebendigen 
Staatswesen  gänzlich  fehlen  und  unwirksam  sein  können,  so 
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ift  man  auch,  dass  von  den  extremen  Ansichten  die 
kein  wahres  Glück,  keinen  wahren  Fortschritt  der 
en  mit  dem  Constitutionalismus  zu  denken  vermag,  die 
e  aber  in  demselben,  und  zwar  so  wie  sie  ihn  gerade 
ist,  das  letzte  unübertreffliche  Specificum  irdischen 
£S  und  Fortschritts  errungen  zu  haben  glaubt.  Solche 
ihten  entstehen  um  so  leichter,  je  mehr  sie  auf  einer 
von  Empfindung  oder  auf  einer  Art  von  neuem  poli- 
m  Schäferglauben,  nicht  auf  klarer  Erkenntniss  beruhen, 
werden  um   so   schwieriger   auszurotten  sein,   je  mehr 

das  Pflichtgefühl  und  die  Hingabe  an  den  Staat,  son- 
der individuelle  Egoismus  in  Form  der  Eitelkeit,  Be- 
lichkeit,  Faulheit  und  des  kurzsichtigen  materiellen  per- 
ihen  Interesses,  sie  hervorgerufen  hat. 
)a  nun  eine  rein  egoistische  oder  auf  geistiger  Bornirt- 
ind  Charakterschwäche  beruhende  Freundschaft  für  den 
titutionali8mu8  diesem  ebenso  wenig  frommen,  wie  eine 
mf  solchen  Grundlagen  ruhende  Feindschaft  gegen  den- 
1  als  berechtigt  erscheinen  kann,  da  ferner  die  consti- 
lelle  Frage  nicht  nur  die  ganze  innere  Verwaltung  jedes 
s,  sondern  auch  das  einheitliche  Wesen  desselben,  die 
eränetät  selbst,  und  bei  Staatenverbindungen  mit  einer 
nden  Organisation  den  ganzen  Charakter  derselben  be- 
,  zugleich  aber  auch  auf  die  auswärtigen  Verhältnisse 
rt,  während  sie  endlich  nicht  selten  sogar  die  Form  ist, 
jlcher  der  Einheitsdrang  einer  aus  mehrern  Staaten  be- 
nden  grossen  Nation  gegen  die  particulare  Selbständig- 
ind  umgekehrt  letztere  gegen  den  ersteren  reagirt:  so 
eint  bei  der  unleugbaren  Thatsache,  dass  unter  dem 
sn  des  Constitutionalismus  ein  unserer  Zeit  eigenthüm- 
$  Princip  der  staatlichen  Regierung  bereits  zu  einer  ge- 
il allgemeinen  Geltung  gekommen  und  dessen  Geltung 

in  Erweiterung  begriffen  ist,  eine  objeetive  Prüfung 
s  Wesens  und  seiner  Formen  ohne  Zweifel  als  die 
jte  wissenschaftliche  und  praktische  Aufgabe  der  moder- 
3taatsgelehrsamkeit. 

[n  Erwägung,  dass  mit  den  Ausdrücken  „ständisch, 
tändisch,  repräsentativ,  parlamentarisch64  verschiedene 
•e  Begriffe  verbunden  zu  werden  pflegen,  so  spricht 
hes  dafür,  den  Ausdruck  „Constitutionen",  welcher  an 
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sich  der  allgemeinste  ist,  zur  Bezeichnung  dieses  Princips 
zu  wählen.  Da  jedoch  dieser  Ausdruck  einer  fremden 
Sprache  angehört,  und  auch  mit  ihm  hier  und  da  ganz  be- 
sondere Ansichten  über  die  Entstehung,  Grenzen,  den  Rechts- 
grund und  das  Subject  der  Souveränetät  und  Staatsgewalt, 
die  Competenz  der  Stande  u.  s.  w.  verbunden  worden  sind, 
so  haben  wir  im  Titel  den  Ausdruck  „  verfassungsmässig " 
gewählt  und  werden  im  Verlaufe  dieses  Theils  unter  einem 
constitutionellen  Staate  in  unserm  Sinne  oder  unter  Consti- 
tutionalismus  immer  nur  das  verstehen,  was  nach  unserer 
Ansicht  ein  verfassungsmässiger  Staat  oder  Verfassungs- 
mässigkeit ist.  Constitutionen  oder  verfassungsmässig  nen- 
nen wir  aber  im  allgemeinen  jeden  Staat  insoweit,  als  in  dem- 
selben die  Staatsgewalt  bei  normalen  Verhältnissen  nicht 
principiell  und  in  allen  Dingen  eine  rechtlich  absolute,  ihr 
Träger  demnach  nicht  im  angegebenen  Masse  unbeschränkt, 
sondern  die  ganze  Einrichtung  des  Staats  auf  Verwirklichung 
der  einem  solchen  Absolutismus  entgegengesetzten  wahren 
organischen  Staatsidee  gerichtet  ist. 

IV. 

Es  liegt  Etwas  gleichsam  in  der  Luft  unsers  Zeitalters.. 
Man  fühlt  es;  allein  die  Art,  wie  es  empfunden  wird,  ist 
sehr  verschieden;  desgleichen  die  Auffassung  der  Menschen 
über  dessen  Ursachen  und  Wirkungen.  Darum  sind  auch 
die  Bezeichnungen,  welche  man  diesem  Etwas  gibt,  abge- 
sehen von  der  aus  der  Verschiedenheit  der  Sprachen  oder 
aus  der  Hervorhebung  einzelner  Seiten  des  Ganzen  resul- 
tirenden  Differenz,  höchst  mannichfaltig. 

Mit  diesem  Etwas  verhält  sich's  in  mancher  Beziehung 
wie  mit  einer  grossen,  aber  mehr  oder  minder  noch  geheim- 
nissvollen Naturkraft.  Man  sieht  einige  Erscheinungen  und 
bemeistert  sich  einigermassen  der  Sache,  ohne  deshalb  das 
Ganze  schon  zu  kennen.  Infolge  dessen  will  man  doch 
dem  Dinge  einen  Namen  geben.  Allein  hierdurch  ist  natür- 
lich noch  nicht  gleich  die  Erkenntniss  selber  vermehrt,  und 
während  die  Eingeweihten  in  oft  gefährlichen  Experimenten 
nach  der  Ergründung  der  letzten  Ursachen  und  Wirkungen 
forschen  und  dabei  zu  den  entgegengesetztesten  Resultaten 
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und  Meinungen  gekommen  zu  sein  glauben,  lebt  die  Masse 
dahin  wie  sonst  und  benutzt  höchstens  soviel  von  der  neuen 
Kraft,  als  ihr  bequem  zugänglich  und  ihren  nächsten  Inter- 
essen dienstbar  gemacht  worden  ist.  Dass  eine  solche  Kraft 
immer  vorhanden  und  auch  wirksam  gewesen,  daran  denken 
nur  die  wenigsten.  Für  die  Menge  beginnt  sie  erst  und  geht 
genau  so  weit,  wenn  und  insofern  sie  dieselbe  kennen  und 
mit  einem  besondern  Namen  benennen. 

Ebenso  verhält  es  sich  mit  dem  verfassungsmässigen 
Staate.  Jeder,  der  politisch  nicht  blos  negativ,  oder,  was 
dasselbe,  indifferent  ist,  fühlt  etwas,  was  unsern  Zeiten  an- 
dern Zeiten  gegenüber  eigenthümlich  ist;  er  fühlt  auch,  dass 
dies  nichts  Künstliches,  sondern  etwas  ganz  Natürliches, 
allgemein  Humanes,  also  Ewiges  und  Universelles  sei.  ") 
Aber  indem  die  Mehrzahl  die  Ergründung  der  letzten  Ur- 
sachen und  gesammten  Wirkungen  wenigen,  und  zwar  oft 
ohne  darauf  den  gebührenden  Werth  zu  legen,  überlässt, 
begnügt  sie  sich  mit  dem  neuen  Namen  und  den  einzelnen 
Wirkungen,  die  ihr  dienen,  und  bekümmert  sich  wenig  um 
die  höchsten  Gesetze  und  um  die  Totalerkenntniss  der  frag- 
lichen Erscheinungen. 

Unterdessen  erzeugt  die  Forschung  der  wenigen  selber 
vorerst  nur  einen  grossen  Zwiespalt  der  Meinungen,  vfbs 
natürlich  die  Erkenntniss  der  Menge  zunächst  nicht  fordern 
kann.  So  entstehen  aus  der  nach  Art  und  Richtigkeit  ver- 
schiedenen Auffassung  auch  verschiedene  Namen  für  eine 
und  dieselbe  Sache,  die  infolge  dessen  auch  zu  Trägern  ver- 
schiedener Ausgangs-  und  Zielpunkte  werden.  Nicht  blos 
einzelne  Menschen,  sondern  auch  einzelne  Worte,  jene  Na- 


99)  Dieses  Etwas  ist  weder  nur  die  Freiheit,  noch  nur  die  Ord- 
nung: es  ist  nicht  das  eine  oder  das  andere  von  beiden  oder  auch  die 
richtige  Ausgleichung  beider  für  nur  eine  oder  die  andere  der  drei  gro- 
ßen Lebensrichtungen,  oder  für  nur  einzelne  Theile  eines  Volks  oder  für 
nur  ein  Volk;  sondern  es  ist  die  nicht  mehr  zu  überwindende  und  in 
jedem  Menschen  mächtig  gewordene  Idee,  dass  wahre  individuelle  Frei- 
heit nur  in  Verbindung  mit  einer  verhältnissmässigen  politischen  Geltung 
denkbar  sei,  dass  die  gesellige  Seite  des  Menschen  ihn  auch  zu  einem 
lebendigen  politischen  Factor  mache,  dass  Freiheit  und  Ordnung  in  orga- 
nischer Ausgleichung  das  höchste  Gesetz  alles  geselligen,  staatlichem 
menschheitlichen  Daseins  sei. 


112  »  Erster  Abschnitt. 

men  oder  Schlagworte,  werden  zu  Principien,  zu  Deckmän- 
teln mangelnder  Principien  und  dienen  halben  einseitigen 
Auffassungen  zur  Devise  politischer  Parteigegensatze,  zur 
principiellen  Begründung  offenbarer  Staatswidrigkeiten.  Und 
wie  bei  jeder  angeblich  neuen  Entdeckung  in  den  Naturwis- 
senschaften stets  eine  Menge  bisher  als  Wahrheiten  gegolten 
habender  Sätze  afficirt  wird  und  gerne  auf  die  neue  Ent- 
deckung eine  universelle  Neugestaltung  der  fraglichen  Wis- 
senschaft basirt  werden  will  und  zum  grossen  Theile  wenig- 
stens such  muss  10°),  so  pflegt  sich  an  eine  neue  Entdeckung 
in  der  politischen  Welt  eine  mehr  oder  minder  weitgehende 
neue  Anschauung  vom  ganzen  Wesen  des  Staats,  der  Ge- 
sellschaft und  der  Menschheit  anzuhängen  und,  je  grosser 
und  energischer  die  Eigentümlichkeit  dieser  neuen  An- 
schauung hervortritt,  desto  stärker  die  Wissenschaft  und  die 
Praxis  des  öffentlichen  Lebens  zu  ergreifen.  Selbst  gänz- 
lich falsche  und  daher  nur  schädliche  Anwendungen  neuer 
Principien  von  Seiten  Unwissender  oder  Uebelwollender  wer- 
den nie  gänzlich  fehlen. 

Die  bei  solchen  Gelegenheiten  hervortretenden  Haupt- 
irrthümer  sind  aber: 

1)  die  Annahme,  als  ob  die  neue  Sache  mit  ihrer  par- 
ti&len  Erkenntniss  und  Benennung  erst  entstanden  oder 
gleichsam  gemacht  worden  sei; 

2)  die  Annahme,  als  ob  die  Benennung  allein  das  We- 
sen der  Sache  bestimme; 

3)  die  Annahme,  als  ob  etwas  dem  Namen  und  der  Er- 
kenntniss nach  Neues  und  Besonderes  deshalb  auch  seinem 
Dasein  und  Wesen  nach  neu  und  besonders  sei,  und  folglich 
weder  mit  der  Gesammtentwickelung  der  Menschheit  noch 
mit  den  allgemeinen  und  ewigen  Wahrheiten  in  organischer 
Verbindung  stehe.     Endlich 

4)  die  Annahme,  dass  eine  theil weise  und  deshalb  un- 
genügende Erkenntniss  über  das  Wesen  im  Ganzen  entschei- 
den dürfe. 


100)  Der  so  hoch  getriebene  Specialismus  unserer  Zeit,  welcher  nur 
zu  oft  der  hohem  Einheit  aller  wahren  Wissenschaft  vergisst,  gibt  auf 
diese  Weise  oft  unbewusst  jener  Einheit  den  Tribut. 
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V. 

Constituiren  kann  in  seiner  Anwendung  auf  mensch- 
liche Dinge  im  allgemeinen  nichts  anderes  heissen,  als  etwas, 
was  zuvor  gar  nicht  oder  nicht  so  war,  durch  das  freie  Zu- 
sammenwirken menschlicher  Willensäusserungen,  gleichviel 
ob  die  letztern  sich  hierbei  durch  ein  höheres  Gesetz  für 
gebunden  erachteten  oder  nicht,  zu  einem  festen  und  steti- 
gen, eigenen,  äussern  Bestand  bringen.  Constitution  ist 
demnach  der  Zustand  des  fraglichen  Bestandes  oder  auch 
die  Ordnung,  worauf  derselbe  beruht  und  worin  er  besteht; 
Constitutionen,  was  demselben  im  einzelnen  entspricht. 
In  der  deutschen  Sprache  würden  dasselbe  die  Worte 
Terfassen,  Verfassung,  verfassungsmässig  be- 
zeichnen. Da  nun  eine  Verfassung  im  allgemeinen  Sinne 
des  Worts  mit  dem  Staate  von  selbst  gegeben  sein  muss, 
weil  der  Staat  nur  in  der  staatlichen  Fassung,  Erfassung 
seiner  Glieder  bestehen  kann,  so  ist  eine  constitutionelle 
Verfassung  oder  ein  verfassungsmässiger  Staat  ent- 
weder nur  eine  Tautologie,  oder  es  soll  mit  diesen  Ausdrücken 
eine  besondere  Eigenschaft  des  Staats  resp.  seiner  Verfassung 
bezeichnet  werden.  Da  ferner  die  Freiheit  oder  der  freie 
menschliche  Wille  ein  Mitfactor  für  die  Bildung,  wie  für 
den  Bestand  jeder  concreten  Verfassung  sein  muss,  so  er- 
gibt sich,  dass  die  Bezeichnung  einer  Verfassung  oder  eine9 
Staats  als  Constitutionen  oder  verfassungsmässig  entweder 
auf  die  Art  oder  auf  das  Mass  gehen  müsse,  in  welchem 
das  freie  Zusammenwirken  menschlicher  Willen  bei  der  Be- 
gründung, resp.  bei  der  Pflege  des  staatlichen  Bestandes 
sich  bethätigt  hat  und  fortwährend  sich  bethätigt. 

Wenn  die  kaiserliche  Wahlcapitulation,  Art.  XXII,  §.  6 
(bei  Oertel)  S.  512),  von  einem  „reichsconstitutionsmässigen 
Stand"  spricht,  so  ist  damit  einfach  ein  reichsverfassungs- 
mässiger  Stand  gemeint,  d.  h.  ein  Stand,  der  in  der  Ge- 
sammtorgani8ation  des  Reichs  die  Bedeutung  eines  leben- 
digen und  an  dessen  Leben  organisatiousmässig  sich  zu  be- 
theiligen bestimmten  Gliedes  hat. 101) 

101)  Auf  dem  Rastadter  Congress  nannte  ein  Franzose  die  Verfassung 
des    deutschen  Reichs,    bezüglich   welcher   die    deutschen    Staatsgelehrten 

Held.  m.  8 


U4  Erster  Abschnitt. 

Dagegen  dürfte  kein  Zweifel  sein,  dass  1)  Hobbes, 
wenn  er  in  seinem  Buche  (De  cive,  X,  §.  8)  im  Gegensatz 
zum  Gewaltstaate  ein  „institutivum  genus  civitatura",  d.  b« 
einen  auf  einem  Staatsbegründungsvertrag  beruhenden  Staat 
unterscheidet,  und  2)  Locke,  wenn  er  (Origine,  extend 
and  end  of  civil  gov.,  c.  XVIII,  §.  28  in  f.)  von  con- 
stituirten,  d.  h.  vom  Volk  gesetzten,  durch  Uebertra- 
gung  seitens  des  souveränen  Volks  in  den  Besitz  der 
höchsten  Gewalt  gekommenen  Autoritäten  spricht,  beide 
nach  einem  passenden  Ausdruck  für  die  vorhin  ange- 
deutete besondere  Idee  von  Verfassungsmässigkeit  gesucht 
haben.  Aber  während  der  erstcrc  es  that,  um  für  den  ein- 
mal constituirten  oder  instituirten  Staat  auf  dessen  ganze 
Dauer,  also  „in  infinitum"  oder  „in  aeternuin",  den  Absolutis- 
mus der  vertrag8mässigen  Gewaltsträger  zu  begründen,  ging 
Isocke's  Tendenz  auf  das  gerade  Gegentheil.  Nach  den  in 
England  thatsächlich  bestehenden  und  vorzüglich  durch  die 
Magna  charta,  die  Bill  of  rights,  das  Parlament,  sowie 
durch  die  besondern  Resultate  der  grossen  Revolution  sanc- 
tionirten  Verhältnissen  hatte  Loch  das  ganze  eigenste  We- 
sen der  englischen  Nation  für  sich,  und  so  erklärt  sich  die 
ungeheuere  Popularität  seiner  Werke  und  deren  sammt  den 
englischen  Einrichtungen  weit  über  den  Kanal  sich  er- 
streckender Einflus8.  Wenn  nichtsdestoweniger  gefragt  wor- 
den ist,  ob  England  eine  Constitution  habe,  so  konnte  dies 
nur  deshalb  geschehen,  weil  einige  in  den  Irrthum  ver- 
fielen, als  ob  zu  einer  Staatsverfassung  überhaupt  oder  doch 
zu  einer  constitutionellen  Verfassung  insbesondere  ein  voll- 
ständiges geschriebenes  Grundgesetz  absolut  unentbehrlich 
sei,  oder  als  ob  überhaupt  alles,  was  materiell  zur  Verfas- 
sung eines  Staats  gebort,  in  einem  solchen  geschriebenen 
Grundgesetze  niedergelegt  werden  konnte- ,02) 

Während  nun  schon  die  schwedische  sogenannte  Regierungs- 


selbst  uneins   waren,   ob  *ie   eine   monarchische  oder    confoderativ*  sei 
eine  „Constitution  gothiq.ie«.     Dijk,    JA  van,    Preois   de  negociations   du' 
eongrea  de  Rastadt  (Utn-rlit  1856),  S.  76,  77. 
102)  Conttant,  #.,  a.  a.  ().,  I,  263,  Note  2. 
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form  von  1643  Constitution  genannt  wurde  10S),  datirt  doch 
die  allgemeinere  Anwendung  des  Wortes  Constitutio- 
nen erst  seit  der  Franzosischen  Revolution.  So  lautet  der 
Art.  XIV  der  „Droits  de  Fhomme":  „Toute  sociöte  dans  la- 
quelle  la  garantie  des  droits  n'est  pas  assuräe,  ni  la  Sepa- 
ration des  pouvoirs  d&erminee  n'a  point  de  Constitution"  104) 
und  neben  den  schnell  wechselnden  verschiedenen  „Consti- 
tutionen" Frankreichs,  die  sammtüch  bis  zum  Consulat  durch 
eine  „d&daration  des  droits  de  l'homme  et  du  citoyen"  ein- 
geleitet werden,  finden  wir  auch  eine  „Acte  constitutionnel'4 
vom  24.  Juni  1793.  Bemerkens werth  erscheint  dabei,  dass 
die  letzte  vor  dem  Consulat  erlassene  Constitution,  die  vom 
23.  Sept.  1795,  mit  einer  declaration  des  droits  et  des  de- 
voirs  de  l'bomme  et  du  citoycn  begann.  Gewiss  war  in 
keiner  Zeit  jemals  jnehr  von  Bürgerpflichten  die  Rede  ge- 
wesen, als  in  der  Zeit  der  Franzosischen  Revolution.  Allein 
wahrend  man  bemüht  war,  die  Rechte  des  Menschen  und 
Bürgers  verfassungsmässig,  also  juristisch  festzustellen,  ge- 
schah ein  Gleiches  keineswegs  in  Betreff  der  entsprechenden 
Pflichten,  sei  es,  dass  man  deren  juristische  Feststellung  als 
unmöglich  erkannte,  oder  ein  bestimmtes  Mass  derselben  und 
damit  auch  eine  Schranke  gegen  den  revolutionären  Despo- 
tismus von  seiten  der  Lenker  der  Revolution  nicht  wollte, 
oder  dass  man  bei  der  Hohe  der  nationalen  Begeisterung  es 
für  überflüssig  erachtete  oder  bei  der  abgeschmackten 
Schmeichelei  gegen  das  souveräne  Volk  unpassend  fand, 
oder  wol  auch  gar  auf  die  Pflicht  vergessen  hatte. 

Diese  geschichtliche  äussere  Verbindung  des  technischen 
Ausdrucks  „Constitutionen"  mit  der  Franzosischen  Revolution, 
und  zwar  nicht  nur  mit  den  „droits  de  Fhomme  et  du  citoyenu, 
sondern  auch  mit  den  sogenannten  constituirenden  Versamm- 
lungen106),  mit  dem  revolutionären  Geiste,  ist  für  manche 


103)  Nordenflyclä,  a.  a.  O.,  S.  155  fg. 

104)  B entkam,  Tactique,  111,  324. 

105)  Ausser  den  oben  in  der  Literatur  angeführten  Werken  über  cori- 
ititnirende  Versammlungen,  namentlich  denen  von  Lameth,  GaUois,  Juste, 
Buchet,  Pansey  und  ausser  den  bekannten  Werken  von  L.  Blanc  und  Mi- 
cheiet  über  die  französische  Constituante-  vgl.  noch:  Lacombe,  a.  a.  O.,  1, 
n.  Oir«<f,Etudes,I,89fg.,  120  fg.,  160, 165.  Held,  System ,  II ,  83  fg.  AW- 

8* 
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allein  6chon  genügender  Grand,  warum  sie  bei  blosser  Nen- 
nung des  Wortes  „Constitutionen"  um  so  gewisser  ein  gros- 
ses Misbehagen  und  eine  ungünstige  Stimmung  ergreift,  je 
mehr  sie  das  Wesen  der  Sache  miskennen  oder  ihrer  Natur 
oder  ihren  Interessen  gemäss  keine  Neigung  haben,  dem 
wahren  Kern  des  Worts  gerecht  zu  werden. 

Die  gegenwärtige  Bedeutung  des  Constitutionalismus  be- 
treffend 1(>6),  so  geht  dessen  verschiedene  Auffassung  nicht 
nur  aus  den  dafür  gebrauchten  verschiedenen  Benennungen  — 
ständisch,  landständisch ,  repräsentativ,  parlamentarisch l07)  — 
hervor,  sondern  sie  erhellet  auch  aus  dem  Umstände,  dass 
nicht  nur  die  Schriftsteller,  wenn  sie  sich  des  Ausdrucks 
„Constitutionen"  bedienen,  sondern  auch  die  Staatspraxis 
mit  den  Ausdrücken  „Constitution",  „Constitutionen46  die 
verschiedensten  Grundauffassungen  und«  Consequenzen  ver- 
binden. 

So  unterscheidet  z.  B.  Duvergier  de  Hauranne  (a.  a. 
O.,  III,  230)  zwei  Arten  des  constitutionellen  Kegimeuts; 
Fröbel  (Theorie  der  Politik,  I,  179)  findet  die  Idee  des 
Constitutionalismus  in  dem  Zusammenhange  der  Staatswirth- 
schaft  und  der  Volkswirtschaft,  welcher  ein  so  inniger  sei, 
dass  er  eine  unentbehrliche  Betheiligung  des  Volks  an  der 
Gesetzgebung  mit  besonderer  Beziehung  auf  den  Staatshaus- 
halt begründe;  und  während  Remusat  (a.  a.  O.,  S.  307  fg.) 
sagt:  „C'est  plutöt  une  protection  qu'unc  directum  quelle 
(une  nation)  cherche  d'  abord  dans  Petablissement  constitu- 


denflyckt,  a.  a.  O. ,  340.  Lamartine,  A.  de,  Histoire  des  Constituante 
(4  Thlc,  Paris  1855).  Duvergier  de  Hauranne,  u.  a.  O.,  I,  159,  224,  318; 
II,  299.  Lerminier,  a.  a.  0.,  I,  107.  Deutsche  Vierteljahrschrift  (über 
den  Unterschied  zwischen  constituirenden  und  constitutionellen  Gesetzen), 
1857,  Heft  3,  S.  167  fg. 

106)  Verschiedene  Anwendungen  der  Worte  „Constitutionen",  „Con- 
stituirung"  u.s.\v.  bei  Kluber,  Acten,  I,  Heft 2,  S.  48,  94;  Heft  3,  S.  96, 
105,  106,  108;  II,  Heft  6,  S.  167,  236;' IV,  S.  52;  VII,  S.  203.  Held, 
Staat  und  Gesellschaft,  II,  302.  Constant,  /?.,  a.  a.  O.,  I,  313.  Gneist, 
Englische  Verfassung,  I,  177,  243  fg.  Grundsätze  der  Realpolitik,  S.  132. 
Fröbel,  Theorie  der  Politik,  II,  384,  390.  Duvergier  de  Hauranne,  a.  a. 
O.,  II,  193.    Dijlc,  a.  a.  O.,  S.  147.     Escher,  a.  a.  O.,  I,  18. 

107)  Allgemeine  Zeitung,  Augsburg  1856,  Hauptblatt  vom  4.,  6.  und 
14.  Juni  und  vom  15.  Juli. 
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tionnel  ....  les  garanties  constitutionnelles  ont  en  general 
ee  caractfere  d'etre  des  resistances,  des  obstacles  a  J'in- 
justice  etc.",  erklären  einige  und  zwar  namentlich  auch 
deutsche  Schriftsteller,  wie  z.  B.  C.  Frantz,  den  Constitu- 
tionalismus  überhaupt,  oder  wie  z.  B.  Nöllner,  wenigstens 
der  Monarchie,  oder  doch  endlich,  wie  Ilse,  dem  deutschen 
monarchischen  Princip  gegenüber  als  verwerflich,  und  finden 
den  Grund  davon  bald  in  dem  blos  formalen  und  negativen, 
dabei  complicirten  und  verschleppenden,  schwächenden,  der 
innern  Begründung  entbehrenden  Wesen  des  Constitutio- 
nalismus,  bald  in  der  Unzulässigkeit  eines  decisiven  Votums 
der  Landstände  gegenüber  der  Souveränetät  des  Monarchen 
(so  z.  B.  Reichten),  bald  in  der  Nothwendigkeit  einer  stän- 
dischen, also  wesentlich  mittelalterlichen,  etwa  zeitgemäss 
reformirten  Interessenvertretung,  bald  in  der  absoluten  Rich- 
tigkeit und  unfehlbaren  Heilkraft  des  sogenannten  födera- 
tiven Princips  u.  8.  w. 

VI. 

Der  Ausdruck  „Constitutionen"  wird  nicht  blos  mit  „re- 
präsentativ" identisch  gebraucht  loa),  sondern  auch  von 
„repräsentativ"  und  „parlamentarisch"  verschieden  ange- 
wendet. 

So  unterscheidet  z.  B.  de  Fontareches  (Monarchie  et  Liberte, 
Paris  1858,  S.  xv  fg.)  die  „monarchie  constitutionnelle", 
welche  ihm  „inauguree  par  la  revolution"  ist,  von  der  „mon- 
archie mixte  du  nouveau  regime  anglo-parlementaire"  und 
endlich  von  der  „veritable  monarchie  repräsentative  fran- 
9aise".  109)      Während  ihm  also  der  Ausdruck  „constitu- 


108)  Remusat,  a.  a.  O.,  S.  309.  Monhdembert,  Do  l'avenir  (7.  Aufl., 
Paris  1860).  Laurent,  a.  a.  O.,  VII,  62,  68.  S.  auch  Rönne,  Preuss. 
Staatsrecht,  2.  Aufl.,  I,  H,  228  fg. 

109)  «L'epithete  de  constitutionnelle  appartient  cxclusivement  a 
notre  langue  revolutionnaire ;  eile  etait  inconnue  avant  la  revolution  de 
1789,  et  ne  peut  se  separer  des  idees  revolutionnaires  qui  prevalurent 
alors;  c'est  pourqnoi  eile  etait  en  realite,  sous  la  restauration,  l'expression 
du  principe  rerolutionnaire  greife  sur  la  monarchie. 

«L'epithete  doparlamentaire  na  pas  son  origine  dans  notre  Re- 
solution, roais  eile  n' appartient  ni   a  notre  langne,  ni   a  notre   histoire, 
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tionell"  nur  zur  Bezeichnung  der  Inoculation  der  franzö- 
sischen Revolution  in  die  Monarchie  dienlich,  der  Ausdruck 
„parlamentarisch"  aber  als  absolut  antinational  er- 
scheint no),  findet  er   die  Bezeichnung   „repräsentativ" 


du  moins  dans  le  sens  qui  lui  est  attribue  aujourd'hui;  ....  eile  est  tout 
aussi  inconnue  dans  le  passe  monarchique  de  la  France. 

«L'epithete  de  repräsentative,  au  contraire,  offre  une  idie  tonte 
francaise  qui  se  trouve  dans  los  origines  comme  dans  les  developpemenis 
de  notre  monarchie  et  son  application  aux  besoins  de  la  sociale1  moderne 
peut  se  faire  en  dehors  de  l'esprit  revolutionnaire  etc.»     (Ebend.) 

110)  Es  muas  hervorgehoben  werden,  dass  Buckle,  Hart  and  Hill 
nicht  von  einem  englischen  Parlamentarismus,  sondern  von  dem  englischen 
Repräsentativsystem  sprechen.  Ueber  erstem  s.  dessen  Geschichte  der 
Civilisation,  I,  n,  104.  Vgl.  auch  über  Begriff  und  Wesen  des  sogenannten 
Repräsentativsystems  Blackstone ,  Comment.,  I,  276,  280.  Volney,  Oeu- 
vres completes,  S.  594.  Constant,  /?.,  a.  a.  O.,  I,  183.  Royer-Collard  bei 
Duvergier  de  Hauranne,  a.  a.  O.,  III,  371  fg.,  402.  Während  B.  Con- 
stant  sagt:  „ L'impossibilite  n'existe  jamais  pour  le  pouvoir  repräsentativ, 
findet  Royer-Collard  in  der  „Chambre  des  deputes"  nichts  als  eine  „partie 
du  gouvernement  du  roi".  Duvergier  de  Hauranne'»  eigene  Ansicht  über 
das  Wesen  des  gouvernement  representatif  dürfte  am  schlagendsten  aus 
folgender  Stelle  erhellen  (I,  53  fg.): 

«Les  questions  fundamentales  du  gouvernement  representatif  nous 
paraissent  $tre  Celles  -ci: 

«Quels  doivent  etre  les  rapports  du  pouvoir  executif  et  du  pouvoir 
legis latif?  Ces  denx  pouvoir»  doivent -iis  etre  absolument  separes,  ou  doi- 
vent-ils  exercer  Tun  snr  l'autre,  meme  pour  les  fonetions  qui  leur  sont 
respectivement  attribuees,  une  certaine  action  ou  une  certaine  contröle? 

«En  consequence,  convient-il  d'attribuer  au  pouvoir  executif  le  droit 
de  sanetion,  absolu  ou  suspensif  et  lc  droit  de  dissoudre  l'assemblee 
elective?  au  pouvoir  legislatif,  le  droit  d'influer  directement  ou  indirecte- 
ment  sur  le  choix  des  ministres,  et  ceux-ci  peuvent-ils  etre  ä  la  fois 
agents  du  pouvoir  executif  et  membres  du  pouvoir  legislatif? 

«En  quoi  consiste  la  responsabilite  des  ministres  et  par  qui  doivent- 
ils  etre  aecuses  et  juges? 

«Le  pouvoir  legislatif  doit-il  etre  un  ou  divise? 

«Quelle  est  la  nature  et  quelles  sont  les  limites  du  droit  d'elire  et 
du  droit  d'etre  elu?    Ce  droit  est-il  absolu  ou  relatif? 

«Quelles  sont  les  libertes  individuelles  dont  nulle  Constitution  et  nul 
gouvernement  ne  peuvent  Ugitimement  priver  les  citoyens?  La  liberte  de 
publier  sa  pensee  par  la  voie  de  la  presse  est-elle  une  de  ces  libertes  ? 

«A  ces  questions  il  faut  enfin  ajouter  la  question   supreme  des  gou- 

vernements  ponderes: auqucl  des  deux  pouvoirs,  s'il  survient  entre 

eux  un  dissentiment  prolonge,  appartient  le  dernier  mot?» 
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ab  die  der  französischen  Verfassung  nach  der  ganzen  Ge- 
schichte der  französischen  Monarchie  und  Gesellschaft  allein 
entsprechende.  Bourdonnaie,  ein  strenger  Royalist  und  Mit- 
glied der  sogenannten  „chambre  introuvable"  meint,  das 
ganze  „Systeme  du  gouvernement  representatif"  sei  auf  die 
bewunderungswürdige  Combination  gegründet:  „que  la  vo- 
lonte royale  ne  a'exprimait  lögalement  qu'au  moment  oü  la 
sanetion  des  deux  Chauibres  avait  donn<§  le  caractere  de 
loi  ä  leurs  deliberations",  eine  Auffassung,  vermöge  welcher 
dem  repräsentativen  Körper  gegenüber  dem  Monarchen  so- 
gar eine  Sanction  zugeschrieben  wird. 

Hatte  aber  selbst  Ludwig  XVIII.  schon  vor  seiner  Re- 
stauration mehrmals  versprochen,  ein  „gouvernement  repre- 
sentatif" zu  geben,  ein  solches  Gouvernement  also  für  ver- 
einbar mit  seinen  gewiss  streng  legitimistisch -monarchischen 
Anschauungen  gehalten,  so  wurde  dasselbe  doch  bald  als 
ein  System  der  Gewaltentheilung,  bald  als  eine  Art  des 
„gouvernement  mixte u  aufgefasst  U1)  und  in  Verbindung 
mit  der  Theorie  von  der  Abwägung  und  Balancirung  der 
Gewalten  oder  von  dem  „juste  milieuu  ebenso  oft  gelobt 
wie  getadelt.  112) 


111)  Remusat,  a.a.O.,  304 fg.,  309.  Guizot,  Histoire  des  origines,  II,  309. 
Bernal,  a.  a.  O.,  I,  318  fg.  Frantz,  Kritik  aller  Parteien,  S.  89.  Malte- 
Brun,  La  legitim ite,  196.  Held,  Staat  und  Gesellschaft,  II,  601,  Note  461. 

112)  Guizot,  Histoire  des  origines  da  gouvernement  repres.,  II,  129  fg. 
Viel-Castel,  a.  a.  O.,  V,  74  (Le  Systeme  de  bascnle).   Duvergier  de  Hauranne, 

«.  «.  O.,  III,  528  fg.,  536.  Bernau  a.  a.  0.,  1, 353  fg.,  36a  Saint-Roman,  de, 
erfindet  in  seiner  „Refutation  de  la  doctrine  de  Montesquieu  sur  la  balance 
des  ponvoira"  (Paris  1816)  für  das  ihm  verwerflich  erscheinende  Wort  „gou- 
vernement representatif "  die  Bezeichnung  „gouvernement  misivo-legislatif '. 
Duvergier  de  Hauranne,  HI,  528  fg.  Ueber  ein  sogenanntes  gouvernement  con- 
sultatif :  Ebend.  III,  532.  Uebrigens  hatte  auch  schon  Robespierre  schlagend 
das  Repräsentativstem  im  Sinne  eines  Gleichgewichtssystems  dreier  Gewal- 
ten widerlegt  und  Paul-Louis  Courrier  es  „la  marmite  repräsentative"  ge- 
nannt (fiallois,  a.  a.  0.,  III,  304).  Auch  Royer -CoUard  widerlegte  1815 
da*  sogenannte  Repräsentätivsystem ;  denn,  wenn  dieses  eine  Wahrheit  sein 
sollte,  so  müs8te  die  Kammer  „  etre  elue  par  la  population  toute  entiere" 
Dem  sei  aber  nicht  so:  „L'election  appartient  aux  institutions ;  eile  est 
un  fait  introdnit  dans  le  gouvernement  et  non  l'exercice  d'un  droit,  qui 
le  precede  etc."  (Duvergier  de  Hauranne,  a.  a.  0.,  III,  371).  Ueber  Ge- 
schichte u.  Wesen  des  gouvernement  representatif,  vgl.  noch :  Remusat,  a.a.  0., 


120  Erster  Abschnitt 

Bentham  in  seinem  Essai  sur  TEspagne  (S.  xxv  tg.) 
nennt  das  „Systeme  repreeentatif"  den  „protestantisme  poli- 
tique"  und  hält  „la  destinee  des  peuples  attacbee  ä  ce  don 
precieux  ou  fatal".  Dieses  System  hält  er  also,  wie  Buckle, 
weder  für  blos  franzosisch  noch  für  unenglisch,  und  spricht 
an  einer  andern  Stelle  (ebend.,  S.  xix)  den  in  der  That 
grossen  Gedanken  aus:  „Le  gouvernement  representatif, 
cette  forme  la  plus  pressante  de  la  liberte,  ce  dernier  resul- 
tat  de  la  derniere  civilisation,  avait  ses  germes  au  sein 
meme  des  antiques  societes.u  St.  Mül  (Le  gouverne- 
ment representatif,  trad.  par  Dupont  -  White ,  Paris  1862, 
S.  102)  unterscheidet,  insofern  übereinstimmend  mit  uns, 
zwischen  dem  Ideal  oder  Wesen  des  repräsentativen  Gou- 
vernements und  den  besondern  Formen,  mit  denen  dasselbe 
unter  dem  Einflüsse  historischer  Ereignisse  und  recipirter 
Erkenntnisse  bekleidet  wurde  11S),  und  fährt  dann  fort:  „Eine 
repräsentative  Regierung  bezeichnet,  dass  entweder  die  ganze 
Nation  oder  doch  wenigstens  ein  zahlreicher  Theil  derselben 
durch  die  Vermittelung  periodisch  gewählter  Abgeordneter 
die  Gewalt  der  obersten  Controle  ausübe,  eine  Gewalt, 
welche  in  jeder  Constitution  irgendwo  vorhanden  sein  muss. 
Diese  oberste  Gewalt  muss  die  Nation  in  ihrer  ganzen  Voll- 
kommenheit besitzen;  die  Nation  muss  Herrin  sein  aller 
Operationen  der  Regierungen,  wann  sie  es  will,  und  es  ist 
nicht  noth wendig,  dass  das  Verfassungsgesetz  selbst  ihr 
diese  Herrschaft  erst  verleihe."  Nach  diesem  Schriftsteller 
ist  denn  auch  England  das  einzige  Land,  welches  eine  wahre 
Repräsentativverfassung  habe.  Wollte  man  sich  aber  gleich 
darüber  hinwegsetzen,  dass  Mül  durch  diese  Behauptung 
mit  seinen  eigenen  Nachweisen  der  vielen  Unwahrheiten  in  dem 


276  fg.,  401.  Bemal,  a.  a.  O.,  I,  187  fg.  Cousin,  F.,  Des  principes  de 
la  Revolution  franc.  et  du  gouvernement  repres.  Einen  vollständigen  Reprä- 
sentativverfassungs-Entwurf  bei  Fontareches,  a.  a.  O.,  S.  86  fg. 

113)  Zachariä  (Vi  erzig  Bücher,  III,  5)  nennt  Repräsentativ  Verfassung  die- 
jenige, nach  welcher  der  Herrscher  die  Machtvollkommenheit  nicht  selbst 
ausübt  (Autokratie),  sondern  deren  Ausübung  andern  überträgt.  Reprä- 
sentativverfassung im  eng  er  n  Sinne  aber  ist  ihm  jene  Verfassung,  welche 
die  Thätigkeit  des  Herrschers  auf  die  Wahl  seiner  Vertreter  und  Beamten 
beschränkt.  An  einer  andern  Stelle  unterscheidet  Z.  zwischen  Repräsen- 
tativstem und  Verfassung  (ebend.  III,   194,  243). 
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englischen  Reprasentativsystem  in  Widerspruch  kommt,  so  muss 
man  es  doch  schwer  beklagen,  dass  zu  manchen  Verdiensten 
des  angezogenen  Werks  nicht  auch  das  gehört,  Grundbegriffe, 
wie  z.  B.  Staatsform,  Regierungsprincip ,  Regierungsformen, 
Reprasentativsystem,  Demokratie  u.  s.  w.,  mit  der,  trotz 
aller  zwischen  denselben  bestehenden  Wechselwirkungen  und 
Verbindungen  nothigen  und  wünschenswerthen  Schärfe,  aus- 
einandergehalten zu  haben. 

Nach  den  „Grundsätzen  der  Realpolitik"  (S.  19)  wäre 
dasjenige  System  ein  repräsentatives,  nach  welchem  jede  ge- 
sellschaftliche Kraft  (8uvot|uc?),  deren  freier  Mitwirkung 
der  Staat  bedarf  und  die  daher  auch  natnrgemäss  eine 
verhältnissmässige  Betheiligung  bei  der  Ausübung  der 
Staatsgewalt  im  weitesten  Sinne  beansprucht,  verfassungs- 
mässig durch  Vertretung  zur  Mitwirkung  berufen  ist. 

Wie  unsicher  und  unbestimmt  die  Ansichten  GuxzoCb 
über  das  Wesen  des  gouvernement  representatif114)  seien, 


114)  «Voici  sur  quelle  Serie  d'idees  repose  vraiment  le  gouverne- 
ment representatif.  Tout  pouvoir  est  un  pouvoir  de  fait  qui,  pour 
etre  pouvoir  de  droit,  doit  agir  selon  la  raison,  la  justice,  la  verite,  seule 
source  du  droit.  Nul  homme  et  nulle  reunion  d'hommes  ne  connaissent 
et  ne  pratiquent  pleinement  la  raison,  la  justice,  la  verite;  mais  ils  ont 
li  faculte  de  les  decouvrir  et  ils  peuvent  etre  amenes  a  y  conformer  de 
plus  en  plus  leur  conduite.  Tontes  les  combinaisons  de  la  machine  (?) 
politique  doivent  donc  tendre,  d'une  part,  a  extraire  de  la  societe  tout  ce 
qn'elle  possede  de  raison,  de  justice,  de  verite,  pour  les  appliquer  a  son 
gouvernement;  de  l'autre,  a  provoquer  les  propres  de  la  societe  dans  la 
raison,  la  justice,  la  verite  et  a  faire  incessament  passer  ces  progres  de 
)a  societe  dans  son  gouvernement. » 

Guizot,  Histoire  des  origines,  I,  97,  98:  «Voici  donc  Palter- 
native  oü  la  societe  est  placee.  Nul  pouvoir  de  fait  sanrait  etre,  eu 
droit,  pouvoir  absoln.  II  faut,  eu  chaque  occasion,  un  pouvoir  deiinitif, 
c'est-a-dire,  absoln  en  fait» 

«rComment  garantir  a  la  societe  que  le  pouvoir,  absolu  en  fait,  auquel 
tontes  les  relations  sociales  viennent  necessairement  aboutir,  ne  sera  que 
l'image,  1'expression,  l'organe  du  pouvoir  absolu  en  droit,  seul  legi- 
time, et  qui  n'est  depose  nulle  part  sur  la  terre?» 

«C'est  la  le  probleme  du  gouvernement.  C'est...  le  probleme  quo 
yt  propose  formellement  le  Systeme  representatif  etc.» 

Guizot,  a.  a.  O.,  I,  120,  und  IT,  133  fg.,  149  fg.,  163,  187,  305,  312, 
«•c'est  un  procede  naturel  pour  extraire  du  sein  de  la  societe  la  raison 
publique,    qui  seule  a  le    droit   de  gouverner»;     ebend. ,    S.   150:     «Le 
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ergibt  sich,  wenn  man  mit  den  bereits  allegirten  Aeusserun- 
gen  desselben  die  in  der  Note  U6)  aus  seinen  Werken  zu- 
sammengestellten Sätze  vergleicht.  Um  übrigens  noch  ein- 
mal auf  St.  MM  zurückzukommen,  so  hat  bei  ihm  wie  bei 
Th.  Hare  für  das  moderne  Regierungsprincip  die  Bezeich- 
nung „Repräsentativverfassung",  also  auch  die  Idee  der  Re- 
präsentation als  die  eigentlich  charakteristische  durchgeschla- 
gen, jedoch  in  der  Weise,  dass  beide  das  Wesen  der  moder- 
nen Verfassungen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsform,  doch 
wieder  in  der  Demokratie  finden,  was  dann  (MM,  a.  a.  0.9 
S.  116)  wieder  die  Wendung  bekommt,  „dass  in  allen 
menschlichen  Dingen  coneurrirende  Kräfte  (conflicting  in- 
fluences)  nöthig  seien,  um  einander  lebendig  und  sich  gegen- 
seitig zum  eigenen  Beruf  fähig  zu  erhalten.  ll5) 

VII. 

Gleichwie  nun  der  moderne  Sprachgebrauch  des  Wor- 
tes „ Constitutionen u  mit  der  franzosischen  Revolution,  so 
hängt  der  Gebrauch  des  Wortes  „  parlamentarisch a  zur  Be- 
zeichnung eines  besondern  Charakters  der  Verfassung  ohne 
Zweifel   mit   der  englischen  Revolution  m),  und    mit   dem 


regime  representatif  est,  en  derniere  analyse,  un  regime  de  sacri- 
üces  mutuels  et  de  transactions  entre  les  interets  divers  qui  coexisteut 
dans  la  societe."  Guizot,  Memoires,  1, 191 :  „Grande  difticulte,  qui  ne  peut 
etre  surmontee  que  par  une  large  dose  de  tact  et  de  mesure  dans  les 
acteurs  politiques  eux-memes  et  par  un  grand  empire  da  bon  sens  public  etc." 
Kbend.,  a.  a.  0.:  «Mais  c'est  la  le  gouvernement  representatif; 
par  la  publicite  et  la  discussion  continues,  il  aggrave  les  dissentiments  et 
eohauffc  les  lüttes.» 

Guizot,  a.  a.  O.,  V,  166.  Vgl.  dazu  noch  Guizot,  Histoire  des  ori- 
gines,  I,  119  fg.,  und  Civilisation  en  Europe,  S.  407  fg. 

115)  Vgl.  auch  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht,  2.  Aufl.,  I,  u,  22S  fg. 

116)  Vgl.  (Schäffle?)  die  neuere  Literatur  der  wissenschaftlichen  Po- 
litik und  der  Rechtsphilosophie  in  der  Allgemeinen  Zeitung,  1S62, 
Beilage  Nr.  237,  S.  3923,  und  HeUTs  Recension  des  A/t/lschen  Werks  in 
der  Zeitschrift  f.  d.  ges.  Staats  Wissenschaften,  1864,  Heft  1. 

117)  Laurent,  Etudes,  VI,  119:  „Des  mesures  extremes  (wie  z.  B.  die 
Absetzung  Hein  rieh's  IV.  durch  Gregor  VII.)  se  pratiquent,  eile  ne  s'ecri- 
vent  pas.  Le  droit  de  revoiution  est  au  fond  de  nos  constitutione  moder- 
nes; cependant  aueun  esprit  sense  ue  songerait  a  formuler  ce  droit,  a  en 
faire  une  loi.» 
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Einflösse  zusammen,  welchen  die  infolge  dieser  Revolution 
znr  Herrtchaft  in  England  gelangten  Principien  auf  die  Li- 
teratur und  auf  die  Staatseinrichtungen  des  Continents  ge- 
wonnen haben. 

Die  schon  sehr  frühe  vorkommenden  französischen  Par- 
lamente waren  wesentlich  Gerichtshofe  und  gingen  durch 
ihre  Collisionen  mit  der  centralisirenden  Politik  der  franzö- 
sischen Konige ,  namentlich  durch  ihre  Einmischungen  in 
diese  Politik,  unter.  ll8)  Zum  ersten  mal  taucht  aber  der 
Name  „Parlament46  in  einem  constitutionellen  Sinn  auf  im 
Jahre  1240,  wo  Mathieu  Paris  eine  „assemblde  generale  des 
barons"  zu  London  mit  diesem  Namen  bezeichnet.  Die  erste 
officielle  Anwendung  desselben  datirt  aber  von  einer  ähn- 
lichen Versammlung  im  Jahre  1258.  119)  Allein  schon  der 
Umstand,  dass  z.B.Dupin  „Souvenirs  parlementaires",  ein 
Ponticaulant  „Souvenirs  historiques  et  parlementaires",  einDu- 
rerffier  du  Hauranne  eine  „Histoire  parlementaire " 120)  ge- 
schrieben, beweist,  dass  der  Begriff  „ Parlamentarismus u 
nicht  blos  für  englische  Zustande  in  Anwendung  gekommen 
ist.  Auch  C.  Remusat  findet  in  dem  „gouvernement  parlemen- 
taire" nur  eine  verbesserte  Species  des  „gouvernement  repre- 
sentatif "  oder  „constitutionnel",  und  wie  die  Genannten  nebst 
Sylvestre  de  Sacy  die  berühmtesten  Vertreter  des  sogenann- 
ten Parlamentarismus  für  Frankreich,  so  ist  R.  v.  Mohl  des- 
sen ausgezeichnetster  Vorsprecher  für  Deutschland. 

Freilich  aber  ist  die  Frage  über  das  Wesen  des  Parle- 
mentarismu8  und  folglich  über  seine  Unterscheidung  von 
Constitutionalismus  und  Repräsentativsystem  durch  die  An- 


ns) Vgl.  oben  die  Literatur.  Dazu:  BimtarJ-cTEstang ,  Les  Parlements 
de  France,  besonders  Thl.  2,  S.  125  fg.,  248  fg.,  358  fg.,  367,  379,  383, 
407,  409,  411  fg.  Fontareches,  Monarchie  et  Liberte,  S.  42  fg.  Gatlois, 
a.  a.  O.,  I,  96. 

119)  Vgl.  hierzu  das  bekannte  grosse  Werk  von  Gneüt,  I,  130,  137, 
203  fg.,  und  Fischel,  Die  englische  Verfassung,  S.  477,  483.  Blackstone, 
I,  253  fg. 

120)  Nach  diesem  letztern  Schriftsteller  ist:  „Le  gouvernement  par- 
lementaire celui  oü,  en  cas  de  conflit  entre  les  pouvoirs  etablis  par  la 
Constitution,  le  dernier  mot  appartient  au  parlement,  c'est-a-dirc ,  a  la  na- 
tion  dont  le  parlement  est  ou  doit  etre  la  representation. "  Histoire  par- 
lementaire, I,  II. 
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banger  desselben  keineswegs  übereinstimmend  beantwortet 
worden.  Deshalb  muss  auch  sein  Verhältniss  zur  Monarchie 
möglicherweise  sehr  verschieden  aufgefasst  und  „Konigthum 
oder  Parlementarismus"  nicht  nothwendig  als  eine  Alter- 
native in  dem  oft  beliebten  Sinn  betrachtet  werden,  obgleich 
unter  gewissen  Voraussetzungen  ohne  Zweifel  etwas  Wahres 
an  diesem  Gegensatze  sein  kann.  121) 


VIII. 

Deutsche  Ausdrücke  für  „  constitutione!! ,  repräsentativ, 
parlamentarisch",  diese  Begriffe  ganz  allgemein  genommen, 
sind,  abgesehen  von  „verfassungsmässig"  entweder  „stan- 
disch" oder  „landständisch".  Auch  noch  andere  Ausdrücke, 
wie  „Volksvertretung"  oder  „Landes Vertretung"  kommen 
häufig  officiell  und  ausserofficiell  vor. 

Man  hat  aber  die  Ausdrücke  „ständisch,  landständisch44, 
wenigstens  zur  Bezeichnung  des  Hauptcharakters  der  moder- 
nen Verfassungen,  nach  und  nach  immer  mehr  als  ungeeignet  be- 
trachtet, und  zwar  wol  deshalb,  weil  mit  beiden  zu  viele  feu- 
dal-aristokratische Reminiscenzen  verbunden  schienen.  Dies 
hinderte  übrigens  nicht,  diese  Ausdrücke  zur  Bezeichnung  der 
constitutionellen  Organismen  zu  gebrauchen.  Offenbar  musste 
schon  die  Idee  des  mehr  centralisirten  oder  einheitlichen 
Staats,  dem.  in  den  mittelalterlichen  Ständen  sich  ausspre- 
chenden feudalen  Föderalismus  entgegen ,  mittelalterliche 
Stände  als  unmöglich  erscheinen  lassen,  welche  Rücksicht 
auch  immer  nach  der  Wiener  Schlussacte  auf  die  frühern 
Rechte  (nicht  Pflichten)  jener  Stände  genommen  werden 
sollte,  wollte,  konnte.  12a)  Wenn  es  nun  wol  einen  gewis- 
sen Gegensatz  der  modernen  Landstände  zu  den  mittelalter- 
lichen bezeichnet,  dass  die  erstem  nur  die  Interessen  des 
ganzen  Landes  vertreten  sollten,  so  blieb  doch  immer   das 


121)  Held,  System,  I,  371,  Note  1;  II,  427,  Note  1,  433,  Note  1. 

122)  Dass  die  frühern  Verhältnisse  im  wesentlichen  noch  in  dem 
einen  oder  andern  deutschen  Lande  fortbestehen,  ist  einfach  eine  Ano- 
malie ohne  weitere  Consequenz,  als  dass  sie  auf  organischem  Weg  über- 
wanden werden  muss. 
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standisc  he  Element,  mit  welchem  man  sich  wegen  der  unauf- 
haltsamen Auflosung  der  alten  Stande  und  wegen  des  Man- 
gels entsprechender  neuer  ständischer  Bildungen,  sowie  we- 
gen des  schnellen  und  unwiderstehlichen  Umsichgreifens  der 
sogenannten  demokratischen  Idee  resp.  des  Princips  einer 
möglichst  allgemeinen  und  proportionell  gleichen  Betheiligung 
an  den  politischen  Pflichten  und  den  zu  ihrer  Erfüllung  ge- 
gebenen politischen  Rechten,  nicht  beruhigen  zu  können 
glaubte.  Eine  Folge  hiervon  war  besonders  die,  dass  manche 
deutsche  Verfassungen,  welche  ursprünglich  landständisch  im 
ebenbezeichneten  Sinn  angelegt  waren,  namentlich  seit 
dem  Jahre  1848,  dieses  System  verliessen  und  durch 
neue  Wahlgesetze  sich  mehr  der  Idee  einer  allgemeinen, 
keine  Standesunterschiede  berücksichtigenden  Volksvertre- 
tung näherten. 

Ccberschaut  man  nun,  was  bisher  über  die  verschiedenen 
technischen  Bezeichnungen  des  modernen  Staatsregierungs- 
prineips  und  seiner  besondern  formellen  Darstellung  vorge- 
bracht worden  ist,  so  erkennt  man  leicht,  dass  eine  Menge 
alter  und  neuer  Ideen  und  der  ganze  Kampf,  der  in  unsern 
modernen  Staatsentwickelungen  auf  Grund  des  Gegensatzes 
der  alten  und  neuen  Ideen  stattfindet  123),  also  auch  neben 
den  Einwirkungen  der  verschiedenen  nationalen  Entwicke- 
langen ein  grosses  Schwanken,  eine  bedeutende  Unklarheit 
und  mitunter  sogar  Unlauterkeit  sich  in  dem  Zustande  der 
Terminologie  ausspricht.  Wird  dabei  berücksichtigt,  dass 
gerade  in  unsern  Tagen  die  verschiedenen  technischen  Be- 
zeichnungen „Constitutionen"  u.  s.  w.  auch  als  Devisen  für 
die  grundsätzlich  entgegengesetztesten  oder  doch  dafür  ge- 
haltenen politischen  Richtungen  und  Parteibestrebungen  ge- 
braucht werden,    so  ist   es  klar,    dass   man  entweder  jede 


123)  Vergleiche  noch  einige  Ansichten  über  den  Constitutionalismus 
bei  Duvergier  de  Hauranne ,  a.  a.  O.,  II,  174.  Zachariä,  Vierzig  Bü- 
cher, I,  114  fg.;  III,  213,  226  fg.  Hiermit  dürfte  unsere  früher  im  Sy- 
stem, I,  371,  Note  1,  ausgesprochene  Ansicht,  dass  der  Begriff  des  consti- 
tutioncllen  Staats  nicht  so  allgemein  bekannt  und  gleichförmig  aufgefasst 
verde,  wie  Mohl  (Geschichte  der  Literatur  der  Staatswissenschaften, 
I,  268)  annimmt,  ihre  genügende  Begründung  gefunden  haben. 
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dieser  Bezeichnungen  in  einem  ganz  bestimmten  Sinn  zu 
fixiren  suchen  oder  nachweisen  muss,  was  an  jeder  richtig 
und  unrichtig,  und  wie  es  im  ganzen  gleichgültig  sei,  ob 
man  diese  oder  jene  derselben  anwende,  vorausgesetzt,  dass 
man  die  Sache  überhaupt  nach  dem  allgemeinen  absoluten 
Wesen  des  Staats  und  dann  wieder  nach  den  besondern  ge- 
schichtlichen Entwickelungen  eines  jeden  concreten  Staats 
richtig  verstehe. 


iwtittv  Äbfcljmtt 

Was  der  Constitutionalismus  nicht  ist? 


Einleitung.  —  Der  Constitutionalismus  ist  nichts  Staats-  oder  Ge- 
«Uschafts widriges;  er  älterirt  nicht  die  Einheit  des  Staats,  dessen  und 
des  Tragers  der  Staatsgewalt  Majestät;  er  verlangt  nichts,  was  gegen  die 
menschliche  Natur  verstüsst  (die  sogenannte  politische  Emancipation  der 
Frauen).  —  Der  Constitutionalismus  ist  nichts  Erfundenes  oder  Gemach- 
tes. —  Er  ist  nicht  einseitige  Herrschaft  des  Spiritualismus,  Materialismus 
oder  Rationalismus.  —  Er  ist  nicht  gleich  unnatürlicher  Gleichmacherei. 
—  Er  bezeichnet  nicht  eine  bestimmte  Culturstufe,  nicht  eine  bestimmte 
Staatsgrosse.  —  Er  ist  weder  absolute  Unveränderlichkeit  noch  absolute 
Veränderlichkeit.  —  Er  ist  weder  mit  einem  schwachen  noch  mit  einem 
lügenhaften  Bestände  identisch.  —  Er  ist  weder  etwas  ausschliesslich  For- 
males noch  etwas  rein  Ideales.  —  Er  kann  weder  in  seinen  Voraussetzun- 
gen und  Wirkungen  mathematisch  berechnet  noch  blos  als  ein  Mittel  zum 
Experimentiren  betrachtet  werden.  —  Der  formale  Constitutionalismus 
sichert  nicht  gegen  ausserordentliche  Situationen,  noch  wird  er  in  solchen 
regelmässig  anwendbar,  und  wenn  doch,  in  seinen  Functionen  verlässig 
sein.  —  Die  constitutionellen  Formen  sind  nicht  Zwangsmassregeln  gegen 
Regierung  oder  Volk.  —  Der  Constitutionalismus  ist  nicht  Feind  absoluter 
oder  relativer  Wahrheiten  und  mit  jeder  Staatsform  vereinbar. 

Wie  jede  der  grossen,  ganze  Welten  und  Zeiträume 
charaktepisirenden  gesellschaftlichen  Daseinsformeu,  so  hat 
auch  die  unselige,  die  des  verfassungsmässigen  oder  constitu- 
tionellen Staats,  ihre  Utopisten  und  Doctrinärs,  Romantiker 
nnd  Realisten,  Empiriker  und  Rationalisten,  Optimisten  und 
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Pessimisten,  Theoretiker  und  Praktiker,  Idealisten  und  Ma- 
terialisten, endlich  Leute,  die  von  allen  dem  oder  von  meh- 
reren) etwas  sind  —  geistreiche  und  oberflächliche,  ehrliche 
und  unsaubere,  edle  und  gemeine. 

Darin  ergeht  es  dem  Constitutionalismus  nicht  anders 
als  wie  es  früher  dem  Absolutismus  der  Monarchen  und  noch 
früher  dem  Feudalismus  ergangen  ist  und  theilweise  noch 
ergeht.  Das  heisst,  der  innere  und  äussere  Zusammenhang 
des  Constitutionalismus  mit  der  ganzen  Entwickelung  der 
Menschheit,  seine  innern  Grundlagen  und  deren  Heraustre- 
ten in  die  äussern  Lebensformen,  seine  Verbindung  mit  der 
gesammten  Vergangenheit  und  die  durch  ihn  vermittelte  Ver- 
bindung mit  der  Zukunft,  das  ewig  und  allgemein  Wahre 
in  ihm  und  seine  wechselnden,  mannichfaltigen,  oft  höchst 
bedeutungsvoll,  oft  nur  zufällig  verschiedenen  äussern  Ge- 
staltungen —  dies  alles  konnte  sich  auch  bei  unsern  Cultur- 
völkern  nur  sehr  allmählich  aus  dem  Reiche  unbewusster 
Gefühle  und  in  jeder  Beziehung  unsicherer  Gestaltungsver- 
suche zum  klarern  und  allgemeinern  Bcwusstsein,  wie  zu  einer 
sicherern ,  entsprechendem  Formulirung  hindurchkämpfen, 
und  nur  infolge  dessen  ist  es  geschehen,  dass  namentlich  in 
unsern  Tagen  immer  mehr  eine  selbst  im  Tadel  ruhigere 
Würdigung,  eine  mass vollere,  objeetivere  Beurtheilung  an 
Stelle  extremer  Antipathien  und  Sympathien  Aussicht  auf 
Erfolg  hat. 

Es  ist  wahr,  dass  der  Adel  dem  Constitutionalismus 
nicht  von  Herzen  geneigt  ist,  vorzüglich  wenn  er  die  irrthüm- 
liche  Meinung  hegt,  dass  der  Constitutionalismus  es  sei,  der 
ihm  so  vieles  entzogen  hat  und  nichts  dafür  gewährt.  Auch 
die  grossen  Massen  betrachten  ihn  meist  mit  Gleichgültig- 
keit, weil  sie  ihm  vorwerfen  zu  müssen  glauben,  dass  er 
ihnen  nicht  genug  gibt.  Die  ganze  Mittelklasse,  soweit  sie 
sich  nicht  entweder  auf  die  Seite  des  Adels  oder  auf  die 
Seite  der  grossen  Massen  neigt,  auch  nicht  politisch  ganz 
indifferent  ist,  erscheint  zwar  Constitutionen  gesinnt.  Allein 
nicht  nur  ist  die  numerische  Starke  dieser  Klasse  an  sich 
selbst  ohne  Abzug  der  werthlosen  Elemente  und  die  Sym- 
pathie der  andern  Klassen  für  dieselbe  sehr  gering,  sondern 
es  muss  auch  zugegeben  werden,  dass  sie  im  ganzen  auf 
ihre  Art  den  Constitutionalismus  fast  ebenso  oft  und  ebenso 
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sehr  falsch  versteht  und  prakticirt,  wie  die  übrigen  Klassen. 
Wenn  aber  der  Constitutionalismus  dennoch  besteht,  sich 
immer  tiefer  begründet  und  weiter  ausdehnt,  und  zwar  trotz 
diesen  Erscheinungen,  so  ist  dies  ein  Beweis,  dass  ihm  eine 
Macht  innewohnt,  der  sich  niemand  entschlagen  kann,  dass 
er  etwas  anderes  sei,  als  was  C.  Frantz  (Die  Quelle  des 
Uebels,  S.  67)  den  Constitutionalismus  vulgaris  nennt,  in 
dessen  Bekämpfung  wir  mit  dem  geistreichen  und  verdienst- 
Tollen  Schriftsteller  vollkommen  übereinstimmen,  dass  er 
etwas  Natur-  und  Vernunftnoth wendiges  an  sich  haben 
müsse,  was  entsprechende  Anerkennung  verlangt  und  empfangt, 
gleich  den  Postulaten  der  staatlichen  Ordnung  und  der  in- 
dividuellen Freiheit,  und  zwar  selbst  seitens  seiner  erbittert- 
sten Gegner.  Die  thatsächliche  weltbeherrschende  Macht 
des  Constitutionalismus  wäre  Wunder  oder  Unsinn  ohne  die 
Alternative,  dass  entweder  unsere  Staaten  und  Völker  so 
tief  verfallen  sind,  um  gleichsam  nur  durch  ein  Lügensystem 
zu  leben,  oder  dass  in  dem  Constitutionalismus  ein  Kern 
von  Wahrheit  steckt,  vermöge  dessen  er  nach  den  gegebe- 
nen Umständen  unserer  Zeit  den  Regierungen  und  Völkern, 
und  zwar  wie  so  manches  andere  widerwillig  Anerkannte, 
eine  Bedingung  der  Existenz  und  des  Fortschritts  ist. 

Hat  der  Constitutionalismus  mit  den  frühem  bestimmen- 
den Ideen  und  entsprechenden  Daseinsformen  die  allmäh- 
liche und  mühesame  Erkämpfung  seiner  Geltung  und,  damit 
wir  es  hier  schon  sagen,  den  fortgesetzten  Kampf  als 
Bedingung  seiner  Erhaltung  gemein,  so  theilt  er  mit 
ihnen  auch  noch  das  Schicksal,  trotz  aller  Universalität  sei- 
ner Grundgedanken  und  Hauptformen,  sich  bei  verschie- 
denen Völkern,  wie  bei  einem  und  demselben  Volke  in  den 
verschiedenen  Bildungsperioden  und  in  den  verschiedenen 
gesellschaftlichen  Kreisen  desselben,  ja  sogar  in  Beziehung 
auf  die  Vergesellschaftung  der  Staaten  selbst,  höchst  man- 
nichfaltig  zu  äussern.  Diese  verschiedene  Ausbildung  tritt 
nicht  nur  in  einer  meist  von  dem  Grade  der  Erfüllung  des 
organischen  Einigungsgesetzes  abhängigen  Verschieden- 
heit der  Formen  hervor,  soudern  macht  sich  auch  selbst 
unter  den  gleichartigsten  Formen  nach  der  Verschiedenheit 
des  Temperaments  und  der  politischen  Bildung  der  Völker, 
nach  der  Grösse  der  Staaten  und  der  Art  ihrer  Zusammen- 

Held.   III.  9 
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Setzung  u.  8.  w.  geltend.  Viele  bedeutende  MisBtände  in 
unsern  Staaten  finden  ihren  wahren  Grund  nicht  in  dem 
Constitutionalismus  an  sich,  sondern  darin,  dass  demselben 
zum  Trotz  diese  Misstande  nicht  berücksichtigt  wurden.  So 
glaubt  man  z.  B.  fremde  Formen  ohne  weiteres  nachahmen 
zu  können  oder  zu  müssen,  um  sich  mit  ihnen  die  wirklichen 
oder  eingebildeten  Vorzüge  fremder  Staaten  anzueignen,  und 
bedenkt  nicht,  dass  die  Wirksamkeit  der  fraglichen  Form 
unter  den  gegebenen  Verhältnissen  eine  andere,  vielleicht 
eine  der  beabsichtigten  Wirkung  gerade  entgegengesetzte 
sein  muss. 

Bei  der  grossen  Verschiedenheit  der  Meinungen  über 
das  Wesen  der  Verfassungsmässigkeit  im  allgemeinen  und 
darüber,  welches  innerhalb  dieses  allgemeinen  Begriffs  der 
besondere  Sinn  von  Constitutionalismus,  Repräsentativ- 
system, Parlamentarismus  u.  s.  w.  sei,  dürfte  eine  gewisse 
immerhin  nicht  werthlose  Bestimmtheit  des  Begriffs  schon 
dadurch  entstehen,  dass  man  aus  dem  Wesen  des  Staats 
nachweist,  was  alles  die  Verfassungsmässigkeit  und  also 
auch  die  übrigen  Begriffe  nicht  sein  können. 

Dies  soll  nun  in  den  nachfolgenden  Absatzen  geschehen. 

I. 

Der  Constitutionalismus  kann  als  eine  Eigenschaft  des 
Staats  oder  als  ein  Princip  des  staatlichen  Regiments  an 
sich  nichts  Staats-  oder  Gesellschaftswidriges  sein.  Das 
Constituiren  ausserdem  nicht  constituirter  Potenzen,  die  Er- 
hebung ausserdem  bedeutungsloser  Elemente  zu  Factoren 
des  öffentlichen  Lebens,  die  natürliche  Einordnung  aller 
thatsäohlichen  Kräfte  in  einen  staatsgemäss  thätigen  Orga- 
nismus: das  sind  gewiss  echt  politische  Bestrebungen, 
weil  Aufgaben  jedes  geordneten  und  fortschrittsbeflissenen 
staatlichen  Lebens.  Wer  hätte  sonst  gedacht,  dass  aus  ge- 
wöhnlicher Thonerde  ein  kostbares  und  seiner  möglichen 
Verwendbarkeit  nach  noch  gar  nicht  hinreichend  zu  wür- 
digendes Metall,  wie  das  Aluminium,  welches  nur  das  dop- 
pelte Gewicht  des  Wassers  hat  und  schon  seiner  Leichtig- 
keit wegen  für  tausende  von  Zwecken  unschätzbar  sein 
wird,   sobald  eine  wohlfeilere  Productionsart   entdeckt  ist, 
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gewonnen  werden  kann  ?  Wie  viele  unschätzbare  Entdeckun- 
gen  sind   auch    sonst    noch    mit    früher    geringgeschätzten 
Rohproducten  gemacht  worden,  und  warum  sollte  nicht  auch 
aus  den  bisher  als  unfruchtbarer  oder  gar  schädlicher  poli- 
tischer Rohstoff  betrachteten  Volksmassen  ein  unschätzbares 
neues  politisches  Froduct  zu  gewinnen  sein,  wenn  man  klar 
und    ehrlich  den  Stoff  erkennt  und  über   die  Mittel  seiner 
Gewinnung  die  nöthigen  wissenschaftlichen  Untersuchungen 
anstellt  und  sie  mit  Gewissenhaftigkeit  und  Energie  durch- 
fuhrt?    Der  Constitutionalismus  ist  dadurch,  dass   er  poli- 
tisch   selbständige  Individualitäten   im  Staate   und    für   den 
Staat  schafft  und  erhält,  ebenso  wenig  Staats  widrig,  wie  der 
Mensch  selbst  durch  seine  individuelle  Verfassung,  d.  i.  seine 
Freiheit.      Staatswidrig   würde   der  Constitutionalismus   nur 
dann,  wenn  er  sich  vom  Wesen  des  Staats  und  dessen  not- 
wendigen Consequenzen  lostrennte,  wenn  er  also  nicht  mehr 
constituirte,    sondern   destituirte.     Welchen    Namen   immer 
man  einer  staatswidrigen  Bewegung  oder  Thätigkeit  gäbe, 
und  zwar  gleichviel,  ob  sie  nur  vom  Standpunkte  des  con- 
creten  Staats  oder  von  dem  des  Staats   „in  abstracto"  aus 
staatswidrig  wäre,  sie  würde  immer  eine  unstaatliche,   eine 
nicht  verfassungsmässige,  sondern  verfassungswidrige,    eine 
unconstitutionelle  sein.     Ist  sie  es  in  directer  Absicht  gegen 
den  Staat,  so  mag  man  sie,  wenn  sie  mit  Gewaltsanwendung 
verbunden,  revolutionär  oder  usurpatorisch  nennen,  und  wird 
gegebnenfalls  alles  darauf  ankommen,  ob  die  gesunde  Lebens- 
kraft des  Staats  oder  die  gesunden  Bestandteile  seiner  Ver- 
fassung stark  genug  sind,  um  sie  zu  überwinden.    Denn  so- 
lange Menschen  Menschen  sind  und  alles  Irdische  unvoll- 
kommen ist,  solange  wird  weder  eine  absolute  Vollkommen- 
heit des  Rechtszustandes,  eine  alleinige  und  ungestörte  Herr- 
schaft des  Gesetzes,  noch  das  absolute  Gegentheil  von  bei- 
den bestehen.     Ist  aber   die    staatswidrige   Bewegung   oder 
Thätigkeit,  gleichviel  unter  welchem  Namen,  eine  indirecte, 
unwillkürliche,  nur  die  Folge  des  Irrthums  oder  der  Schwäche 
(und   eine    derartige    Staatswidrigkeit,    welche   sowol   vom 
Staate  aus  gegen  die  Freiheit,  wie  von  den  Individuen  aus 
gegen  den  Staat  stattfinden  kann,  ist  in  einigem  Masse  in 
jedem  Staate   permanent),    so    erscheint   deren  Beseitigung 
oder  Ueberwindung  auf  organischem   Wege   als   die  wich- 

9* 
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tigste  und  nie  zu  unterbrechende  Aufgabe  des  ganzen  öffent- 
lichen Lebens. 

Im  einzelnen  ergeben  sich  aus  diesem  Grundsätze  fol- 
gende hauptsächliche  Consequenzen : 

1)  Der  Constitutiönali8mus  kann  die  Einheit  des  Staat?, 
der  Staatsgewalt  und  ihrer  personlichen  Darstellung  nicht 
alteriren.  Er  mag  sie  anders  zusammensetzen,  anders  aus- 
füllen, als  es  ohne  ihn  der  Fall  sein  würde;  er  mag  sie 
freier  schaffen,  elastischer  binden,  sie  lockerer  oder  fester 
schliessen:  jene  Einheit  muss  er  heilig  halten,  wenn  er 
eine  staatliche  Einrichtung  sein  will.  Gleichwie  also  durch 
Veränderungen  in  dem  Begriff  und  Umfang  der  individuel- 
len Freiheitsrechte  die  Freiheit  unter  allen  Umständen  nicht 
aufgehoben  werden  kann,  so  vermag  auch  durch  Modifica- 
tionen  in  der  Art  der  staatlichen  Ordnung  die  Staatseinheit 
nicht  verletzt  zu  werden,  resp.  sie  darf  es  nicht  und  zwar 
selbst  dann  nicht,  wenn  durch  Constituirung  von  in  ihrem 
Bereiche  selbständigen  Gesammtindividualitäten  innerhalb 
des  Staats  das  wahre  constitutionelle  Princip  eine  noch  so 
hohe  Entwickelung  von  Selfgovernment  oder  Föderalis- 
mus m)  herbeiführen  würde.     Der  richtig  verstandene  Con- 


124)  Das  Wort  Fuderalismus  ist  eines  der  allerelastischsten,  die  man 
sieb  nur  denken  kann,  und  werden  deshalb  auch  häufig  die  verschie- 
densten Dinge  damit  bezeichnet.  Darum  kann  man  auch  sagen,  der  Con- 
stitutionalismus  sei  ein  Versuch,  auf  Grundlage  der  allgemeinen  mensch- 
lichen Freiheit  und  bürgerlichen  Pflicht  die  freie  Einigung  bis  in  die  un- 
tersten und  zahlreichsten  Klassen  der  Bevölkerung  und  bis  in  das  oberste 
Haupt  oder  Centrum  des  Ganzen,  also  Freiheit  und  Ordnung  für  alle 
Glieder  des  Staats  principiell  gleich,  aber  je  nach  der  Stellung  im  Staate 
individuell  sehr  verschieden,  organisch  darzustellen.  Es  hängt  übrigens 
ohne  Zweifel  mit  der  grossen  Verwöhnung  unserer  Zeit  durch  die  Kraft 
und  Schnelligkeit  der  Maschinen  zusammen,  dass  sie  für  langsame  Ent- 
wicklungen, wie  die  staatlicher  Dinge  es  sein  müssen,  den  rechten  Masstab 
verloren  hat  (Guizot,  Histoire  parlementaire,  II,  327).  Daher  hat  man  auch 
schon  mit  dem  Constitutionalismus  die  Geduld  verloren.  Die  da  und  dort 
auftauchenden  föderalistischen  Ideen  sind  nicht  selten  ein  Zeichen  der 
eingetretenen  Ungeduld  und  bedenken  nicht,  dass  ihre  Verwirklichung 
eine  höhere  Verwirklichung  des  Constitutionalismus  voraussetzt,  oder  dass 
sie  selbst  mitunter  nichts  anders  sind  als  neue  Formen  für  die  wahre 
constitutionelle  Idee.  Es  ist  möglich,  dass  man,  wie  man  im  Anfang 
dieses  Jahrhunderts   nach  den  heftigsten  Stürmen   und  Zerstörungen  unter 
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stitutionaliemus  kann  daher  auch  als  solcher  niemals  gegen 
die  rechtmässig  bestehende  Staatsform,  d.  h.  gegen  den- 
jenigen verfassungsmässigen  Organismus  gehen,  welcher  als 
der  personliche  Trager  der  Einheit  des  Staats  und  seiner 
Gewalt  erscheint,  wenngleich  ohne  Zweifel  der  Umfang 
seiner  Competenz  und  die  Formen  für  deren  Ausübung  durch 
den  Constitutionalismus  insofern  Veränderungen  erleiden 
können,  als  das  allgemeine  natur-  und  vernunftnothwendige 
Wesen  des  Staats  und  die  besondere  Art  des  concreten 
Staats  es  zulassen.  Der  Constitutionalismus  kann  also  we- 
der eine  Gewaltentheilung  sein,  in  dem  Sinne,  als  ob  meh- 
rere gleich  souveräne  Gewalten  in  einem  und  demselben 
Staate,  sie  alle  etwa  unter  einer  fingirten  Souveränetät  (Ver- 
nunft, Gerechtigkeit,  Gott,  Gesetz)  gedacht,  möglich  wären, 
noch  kann  er  mit  einer  Art  gemischter  Verfassung  identisch 
sein,  da  sich  der  letztere  Begriff  der  Hauptsache  nach  auf 
die  Verfassungsform  bezieht,  die  Form  des  Staats  aber  im- 
mer nur  Eine  sein  kann.  Das  Richtige  an  der  Gewalten- 
theilungstheoric  ist  einfach  das  in  ihr  liegende,  durch  sie 
nicht  erschöpfte,  die  Einheit  der  obersten  Staatsgewalt  aber" 
nicht  aufhebende  Princip  der  Theilung  der  politischen  Arbeit 


dem  Schatten  des  Constitutionalismus  ausruhen  zu  können  wähnte,  jetzt, 
in  dieser  Erwartung  getauscht,  in  dem  Föderalismus  ein  neues  politisches 
Evangelium  zu  finden  hofft.  Natürlich  könnten  auch  dann  dieselben  Ent- 
täuschungen nicht  ausbleiben.  Auf  allen  Höhen  aber  war  und  bleibt  c$ 
ewig  bewegter  als  in  der  Ebene,  und  es  ist  nicht  gegen  den  Constitutio- 
nalismus*, wenn  Guitot  (a.  a.  O.,  I,  lxi)  von  ihm  sagt:  ,,Ce  regime 
de  contradictions,  de  resistanecs  et  de  transactions  conti nu es  que  la  liberte 
politique  impose  au  pouvoir."  Uebcr  den  sogenannten  Föderalismus  vgl. 
ausser  den  bekannten  Schriften  von  C.  Frantz  und  Proudhon  noch  Free- 
man,  Ed.  A.,  History  of  Fedcral  Government,  from  the  foundation  of 
the  Achaian  League  to  the  djsruption  of  the  United  States  (London 
1863),  Bd.  1.  Oben  TU.  IT,  S.  224.  Escher,  a.  a.  0.,  II,  25,  481  fg.,  503. 
Buu,  Das  Bundesstaatsrecht  in  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas 
(Karlsruhe  1844).  Vollyraff,  C.  F.,  De  confoederationibus  sine  et  cum 
imperio  (Harburg  1859).  Boom,  C.  de,  Une  Solution  politique  et  soeiale. 
Confederation,  decentralisation,  emigration  (Paris  1864).  Kiesselbach,  Der 
•amerikanische  Föderalist  (2  Thle.,  Bremen  1864).  Heimann,  Die  Bundes- 
versammlung der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  und  die  Staatsverfas- 
sung der  Cantone  (Basel  1864).  Treitschke,  H.  r.,  Historische  und  poli- 
tische Aufsatze  (Leipzig  1865),  S.  444  fg. 
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im  Staate.  Die  Theorie  von  den  gemischten  Verfassungen 
aber  beruht  in  der  absolut  unzulässigen  Uebertragung  des 
an  sich  richtigen  Regieruugsprincips ,  in  jedem  Staate  den 
wahren  Bedürfhissen  der  höhern  wie  der  niedern  Klassen 
gerecht  zu  werden,  auf  die  Staatsform  oder  auf  die  for- 
melle Darstellung  der  Einheit  des  Staats. 

2)  Der  Constitutionalismus  kann  ferner  die  Souveräne- 
tät  und  Majestät  des  Staats  wie  des  personlichen  Trägers 
desselben  nicht  verletzen  und  ebenso  wenig  die  energische 
einheitliche  Lebensthätigkeit  derselben  stören.  Wer  den 
constitutionellen  Körper  ohne  dessen  Verbindung  mit  Sou- 
verän und  Volk  an  die  Stelle  des  Staats,  wer  ihn  an  die 
Stelle  des  Souveräns  oder,  absolut  und  unbedingt,  an  die 
Stelle  des  Volks  setzen  wollte,  der  würde  nicht  Unconsti- 
tuirtes  constituiren,  sondern  im  erstem  Falle  Constituirtes 
zerstören,  im  andern  Falle  die  Constituirung  der  öffent- 
lichen Meinung  unmöglich  machen.  Aehnliches  würde  statt- 
finden, wenn  irgendeine  politische  Stellung  innerhalb  des 
Staats,  namentlich  also  die  der  Glieder  des  constitutionellen 
Körpers  oder  die  der  Kammern  selbst,  nicht  zur  Stärkung 
und  Läuterung  der  Thätigkeit  der  Staatsgewalt,  nicht  zur 
Regulirung  ihrer  Functionen  nur  im  Interesse  des  Staats, 
also  nicht  in  der  Erfasstheit  durch  den  Staat  oder  in  der 
Pflicht  für  den  Staat,  sondern  zur  Hemmung  der  Staats- 
gewalt oder  überhaupt  zu  irgendeiner  staatswidrigen  Anwen- 
dung (z.  B.  also  auch  gegen  die  verfassungsmässigen  Frei- 
heiten) gebraucht  werden  wollte.  Daraus  ergibt  sich  nament- 
lich, dass  der  Constitutionalismus  an  und  für  sich  in  einem 
monarchischen  Staate  weder  Ursache  noch  Wirkung  einer 
dem  Monarchen  entgegenstehenden  Volkssouveränetät  sein 
könne.  Der  wahre,  bis  zur  Unkenntlichkeit  entstellte  Kern  des 
letztern  Begriffs  ist  nämlich  die  Einheit  von  Volk  und  Re- 
gierung, der  Friede  zwischen  dem  Monarchen  und  seinem 
Volke,  der  Staat  selbst  als  Abstractum  souverän  gedacht. 

Ob  freilich  eine  concrete  staatliche  Einheit  in  ihrer  To- 
talität und  eine  bestimmte  Staatsform,  diese  rein  als  Form 
genommen,  mit  der  praktischen  Durchfuhrung  der  constitu- 
tionellen Idee  vereinbar  und  bis  zu  welchem  Grade  sie  dies 
sei,  das  hängt  von  den  gegebenen  besondern  Umständen 
ab  und  lässt  sich  hierfür  nicht  leicht  ein  allgemeiner  Grund- 
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satz  aa&tellen.  Wir  werden  später  auf  diese  Frage  zurück- 
kommen. Doch  kann  jetzt  schon  mit  Bestimmtheit  gesagt 
werden,  das* 

a)  jeu  grosse  und  zu  kleine  Staaten  für  eine  genügende 
staatliche  Existenz  überhaupt  und  für  eine  wahrhaft  consti- 
tutionelle  Existenz  insbesondere  eigene  und  grosse  Schwie- 
rigkeiten darbieten  und  zwar  um  so  mehr,  je  mehr  den  erstem 
die  erforderliche  Homogenität  der  Theile  zur  Constituirung 
einer  wahrhaft  organischen  Einheit,  den  letztern  die  nöthige 
Mannichfaltigkeit  der  Theile  zur  Herstellung  eines  reichen 
staatlichen  Lebens  abgeht;  und  dass 

b)  die  constitutionelle  Idee  und  Form  als  eine  charak- 
teristische Eigenschaft  des  Staats  in  demselben  Grade  zu- 
rücktritt oder  undeutlich  wird,  in  welchem,  wie  z.  B.  in  den 
ferschiedenen  Arten  der  Republik  und  gewissermassen  auch 
in  der  Wahlmonarchie,  eine  Mehrzahl  Angehöriger  des  Staats 
zur  Tragerschaft  der  Souveränetät  verfassungsmässig  künst- 
lich consthuirt  sind;  dass  endlich 

c)  die  constitutionelle  Idee  und  Form  nur  verkrüppelt 
vorkommen  kann,  wo  sie  nicht  wie  der  Staat  selbst  auf 
einem  allgemeinen  Natur-  und  Vernunftgesetz  aufgebaut  ist, 
wo  sie  nicht  alle  Lebensrichtungen  des  Staats  und  seiner 
Glieder  durchdringt,  wo  sie  nicht  in  allen  diesen  Beziehun- 
gen Ordnung  und  Freiheit  in  organischer  Ausgleichung  zu- 
sammen anstrebt. 

3)  Der  Constitutionalismus  verlangt  aber  auch  nicht, 
dass  um  des  Staates  willen  etwas  gegen  die  Natur  des  Men- 
schen, um  des  Menschen  willen  etwas  gegen  die  Natur  des 
Staats  geschehe.  Wer  nicht  personlich  selbständig  ist,  den 
macht  der  Constitutionalismus  nicht  dazu,  und  wer  persön- 
lich selbständig  ist,  den  macht  der  Constitutionalismus  nicht 
unselbständig.  Dass  seine  Formen  auch  in  dieser  Bezie- 
hung nicht  absolut  unfehlbar  sein  können,  versteht  sich  von 
selbst.  Es  kann  von  diesen  nur  verlangt  werden,  dass  sie, 
den  gegebenen  Verhältnissen  entsprechend,  nach  Möglichkeit 
die  politischen  Selbständigkeiten  anerkennen,  die  politischen 
Unselbständigkeiten  ausschliessen.  Erstem  muss  es  dabei 
überlassen  bleiben,  den  Grad  ihrer  politischen  Tüchtigkeit 
selber  zur  Geltung  zu  bringen,  letztern,  sofern  es  möglich, 
sich  durch  eigenes  Arbeiten  zur  politischen  Selbständigkeit 
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zu  erheben.  Weder  das  eine  noch  das  andere  dürfen  die 
constitutionellen  Formen  erschweren  oder  gar  unmöglich 
machen.  Uebrigens  gibt  es  Menschen,  die  niemals  zu  einer 
wahren  politischen  Selbständigkeit  in  dem  Sinne,  dass  sie  zu 
einem  unmittelbaren  selbstthätigen  Eingreifen  in  das  öffent- 
liche Leben  berufen  wären,  gelangen  können.  Hierher  ge- 
hören vorzüglich  die  Frauen  und  würden  wir  uns  mit  unsern 
Ausführungen  in  den  frühem  Theilen  dieses  Werks  und  im 
System  des  Verfassungsrechts  (Thl.  I,  S.  261)  begnügen 
können,  hätte  nicht  die  Frage  von  der  politischen  Eman- 
cipation  der  Frauen  in  allerneuester  Zeit  wiederholte  An- 
regung gefunden. 

Indem  wir  uns  über  ältere  gynokratische  Verhältnisse 
auf  Bachofen's  öfters  citirtes  Werk,  namentlich  auf  S.  41  fg., 
99  fg.,  104  fg.,  111  fg.,  113,  114  fg.,  196,  wo  von  der 
Theilnahme  der  Frauen  an  öffentlichen  Versammlungen  und 
Aemtern  gehandelt  wird,  beziehen  124),  auch  darauf  hinwei- 
sen, dass  die  englischen  Peeressen  zur  Ausübung  des  Stimm- 
rechts nicht  ermächtigt  sind  12e),  dass  die  englische  Sprache 
nicht  einmal  ein  eigentliches  Wort  für  „  Königin "  hat  127), 
müssen  wir  zunächst  bemerken,  dass  die  Emancipation  der 
Frauen  in  dem  gegenwärtig  gewöhnlichen  Sinne  des  Wortes 
durchaus  nicht  zuerst  von  MM  und  Hart  verlangt  worden 
ist.  Dies  geschah  vielmehr  schon  im  Jahre  1789  in  der 
Assemblee  Constituante  und  zwar  in  Verbindung  mit  den 
Theorien  von  der  Volkssouveränetat  und  dem  suffrage  uni- 
versel.  m)  Während  aber  Proudhon  (La  guerre  et  la  paix, 
I,  85)  meint:  „entre  Phomme  et  la  femme,  la  guerre  (c'est- 
ä-dire  la  religion,  le  droit  divin)  cree  une  inegalite  colossale, 
irreparable",  findet  Bemal  (Theorie  de  Pautorite,  I,  80  fg., 
91)  den  Grund  des  Ausschlusses  der  Frauen  von  den  poli- 
tischen  Rechten    darin,    „que   la   femme   ne  reclame   point 


125)  S.  auch  Laurent,  a.  a.  O.,  III,  179. 

126)  Zaehariae,  Vierzig  Bücher,  II,  141. 

127)  S.  den  Auszug  aas  der  Literary  Gazette  in  der  Allgemeinen  Zei- 
tung, Augsburg  1861,  Hauptblatt  Nr.  45,  S.  724. 

128)  Duvergier  de  Hauranne,  a.  a.  0.,  I,  199,  272.  Ueber  die  An- 
wesenheit von  Frauen  in  den  Kammersitzungen  s.  Viei-Castel,  a.  a.  0  , 
V,  308,  313,  416.  Auch  die  Niederösterreicher  hatten  im  Jahre  1861  die 
politische  Wahlfahigkeit  der  Weiber  verlangt. 
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Pexercice  de  ses  droits  politiqucs ",  fügt  jedoch  bei,  dass 
„l'opinion  a  cet  ^gard  n'est  pas  encore  formte".  Bemal 
hatte  vielleicht  die  richtige  Ansicht  finden  können,  wenn  er 
gründlich  hätte  untersuchen  wollen,  warum  denn  das  Weib 
die  Betheiligung  an  den  politischen  Rechten  noch  nicht 
reclamirt  habe.  m)  Dass  übrigens  die  Meinung  über  diesen 
Gegenstand  noch  schwankt,  beweist  nicht,  dass  man  selber 
darüber  eine  schwankende  Meinung  haben  müsse.  Vor  allem 
wollen  wir  nun  darauf  aufmerksam  machen,  dass  die  Gründe, 
welche  ausnahmsweise  die  Uebernahmc  der  Krone  durch  ein 
Weib  wünschenswerth  oder  nothwendig  machen,  entschieden 
gegen  das  Princip  der  politischen  Emancipation  des  Weibes 
sprachen,  gleichwie  jene  Gründe  so  unabhängig  von  den 
speciellen  Regierungsprincipien  eines  Staats  sind,  dass  es  bei 
ihrem  Vorhandensein  ganz  gleichgültig  erscheint,  ob  der 
fragliche  Staat  ein  absolutistisch  regierter  oder  ein  constitu- 
tioneller  ist.  1S°)  Man  kann  demnach  auch  nicht  geneigt 
sein,  bald  in  einer  sogenannten  patriarchalischen  Despotie, 
bald  in  einem  constitutionellen  Staate  die  weibliche  Thron- 
folge für  passender  zu  erkennen.  Wenn  nun  aber  nach  den 
Gesetzen  des  Staats  in  einigen  Fällen  an  ein  Weib  die  An- 
forderung ergehen  kann,  unter  Aufopferung  eines  Theils  der 
seinem  weiblichen  Wesen  gebührenden  Rücksichten  den  Thron 
zu  besteigen,  so  fehlt  jede  Veranlassung,  eine  gleiche  Auf- 
opferung von  jedem  Weibe  wegen  der  sogenannten  constitu- 
tionellen oder  politischen  Rechte  zu  fordern.  Es  ist  kaum 
möglich,  die  fürchterlichen  zerstörenden  Wirkungen  einer 
politischen  Gleichstellung  der  Frauen  mit  den  Männern 
nur  einigermassen  zu  schildern.  Am  kürzesten  würden  sie 
wol  in  dem  Satze  zusammengefasst,  dass  dadurch  die  Fa- 
milie in  ihren  gesammten  ethischen  Grundlagen  und  Wirkun- 


129)  Auch  Mohl  ist  der  Ansicht,  dass  kein  rationeller  Grund  be- 
stehe, den  Frauen  das  Stimmrecht  nicht  zuzugestehen.  Vgl.  E$cher,  a. 
a.  0.,  I,  69. 

130)  Hallom,  Histoire  constitutionnelle,  I,  432  fg.  Müller,  Geschieht«» 
der  Schweiz,  I,  141.  Montesquieu,  Esprit,  VII,  17.  Vollgraff,  Politische 
Systeme,  IV,  352.  Mohl,  Geschichte  der  Literatur,  II,  119,  127,  146  fg. 
Waitz,  Verfassungsgeschichte,  II,  94,  103,  112.  Tacitus,  Germania,  Kap. 
7,  8,  44,  45.  Zachariae,  Vierzig  Bücher,  III,  117  fg. 
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gen  und  damit  der  Staat  vernichtet  wäre.  ial)  Indem  wir 
auf  eine  weitere  Ausführung  verzichten  und  in  der  Haltung 
des  hier  massgebenden  Theils  des  weiblichen  Geschlechts 
selbst  den  besten  Beweis  für  die  Richtigkeit  unserer  An- 
sichten finden,  bitten  wir  unsere  Gegner,  sich  nur  einige 
praktische  Consequenzen  ihrer  Theorie  unbefangen  vorzu- 
stellen, z.  B.  die  Folgen  davon,  wenn  ihre  Weiber,  Mütter, 
Töchter  anderer  politischer  Meinung  wie  die  Männer,  Väter, 
Söhne  wären,  diese  Meinungsverschiedenheit,  wie  unvermeid- 
lich, in  die  Erziehung  und  das  ganze  häusliche  Leben  über- 
trügen, zur  Pflege  und  Bethätigung  ihrer  Meinungen  in  an- 
dere Clubs  als  die  Männer  gehen,  in  den  Wahl-  und  Volks- 
versammlungen gegen  dieselben  stimmen  würden  u.  s.  w.  m); 
Weiblichkeit  und  Mannhaftigkeit  wären  dahin  und  eine  von 
der  Vorsehung  auf  ewig  begründete  Arbeitsteilung  wäre 
nicht  aufgehoben,  aber  sammt  der  Menschheit  riünirt.  133) 

IL 

Der  Constitutionalismus  ist  nicht  etwas  Gefundenes,  Er- 
fundenes, Gemachtes.  Man  hat  ihn  zwar,  wie  bekannt,  als 
eine  Erfindung  zur  Beseitigung  von  Geldverlegenheiten  der 
Regierungen  bezeichnet,  und  Moli  sagte  1817,  dass  die  con- 
stitutionellen  Regierungen  lediglich  erfunden  worden  seien, 
um  überall  an  die  Stelle  der  Willkür  das  Recht,  an  die 
Stelle  der  Menschen  das  Gesetz,  an  die  Stelle  des  Willens 
die  Gerechtigkeit  zu  setzen.  Wir  bemerken  ausdrücklich, 
dass  wir  diese  Aeusserung  JtfoWs,  gegen  welche  sich  noch 
sehr  vieles  sagen  Hesse,   hier  nur  wegen  des  Wortes  „er- 


131)  Vgl.  Mommen,  Römische  Geschichte,  III,  509. 

132)  Die  ohnehin  schon  auf  sehr  bedenkliche  Weise  um  sich  grei- 
fende Ehelosigkeit  gerade  in  den  höhern  Standen  wurde  dadurch  nicht 
nur  noch  mehr  zunehmen7  sondern  auch  einen  Berechtigungsgrund  erhal- 
ten, der  ihr  bisher  wenigstens  abging. 

133)  Eine  Recension  des  MM' sehen  Werks  haben  wir  in  der  Zeit- 
schrift für  die  gesammte  Staatswissenschaft,  1664,  geliefert  Eine  Kri- 
tik MiiTs  vom  philosophischen  Standpunkte  ans  gibt  H.  Taine  unter  dem 
Titel  „Le  poaitivisme  Anglais"  (Paris  1864)  in  der  Bibliotheque  de  Philo- 
sophie contemporaine. 
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fanden"  angezogen  haben.  Wenn  es  nun  gewiss  ist,  dass 
bei  Einführung  constitutioneller  Formen  viele  mit  dem  Ma- 
chen dieser  Formen  alles  abgethan  zu  haben  glaubten,  dass 
überhaupt  gelegentlich  dieser  Einführung  viel  Gemachtes 
mit  unterlief;  dass  ferner  mit  und  über  constitutionelle  For- 
men der  Erfindung  halber  viel  experimentirt  wurde,  dass  man 
endlich  über  viele  constitutionelle  Dinge  nur  sehr  allmählich 
und  bisher  auch  nur  höchst  unvollständig  zum  klaren  Be- 
wusst8ein  gelangte,  und  dass  allerdings  die  Geld-  oder  mate- 
rielle Machtfrage  für  manche  constitutionelle  Concession 
vom  grössten  Gewichte  war  u.  s.  w. :  so  ist  doch  nicht  min- 
der  gewiss,  dass  der  Constitutionalismus  durch  sich  selber 
kraft  seiner  Ideen  als  ein  kategorischer  Imperativ  für  alle 
Regierungen  erscheint,  indem  ohne  dies  dessen  allgemeine 
Verbreitung  und  dauernder  Bestand  unerklärlich  wäre;  dass, 
was  immer  gegen  ihn  gesagt  werden  kann,  nie  gegen  seine  wahre 
Idee  begründet  ist,  und  dass  er  ohne  die  in  ihm  liegenden 
allgemein  humanen  oder  natur-  und  vernunftnothwendigen 
Elemente  nicht  zur  Weltherrschaft  gelangt  wäre.  Was  die 
Verbindung  des  Constitutionalismus  mit  den  Geldverlegen- 
heiten der  Regierungen  betrifft,  so  haben  wir  diese  Ansicht 
an  einer  andern  Stelle  eine  triviale  genannt.  134)  Wir  neh- 
men diese  Aeusserung  nicht  zurück,  aber  wir  halten  uns 
verpflichtet,  sie  zu  modificiren.  Wenn  man  nämlich  auf 
Entwickelungen  sieht,  wie  sie  z.  B.  seit  1860  in  Oesterreich 
hervortreten,  namentlich  darauf,  dass  in  Oesterreich  die  Fi- 
nanzfrage entschieden  in  der  Form  der  sogenannten  Valuta- 
frage als  die  eigentliche  Lebensfrage  erscheint,  dass  daselbst 


134)  Man  hätte  nicht  übersehen  sollen,  wie  für  viele  bedeutende  Be- 
standteile gar  mancher  Staaten  der  Constitutionalismus  als  das  eigent- 
liche legitimirende  Element  ihres  Besitzes  erscheint,  wie  er  ferner  eben 
in  seiner  Verbindung  mit  den  Staatsiinanzen  der  eigentliche  Träger  der 
neuen  wahrhaft  politischen  Idee  der  Einheit  des  ganzen  Staatshaushalts 
und  der  proportionellen,  aber  ausnahmslosen  Steuerpflicht  ist,  die  unge- 
heuere Ueberhandnahme  der  Staatsschulden  jedoch  mit  ihren  Grund -in 
der  Unehrlichkeit  gegen  diese  Pflicht  findet.  Man  vergleiche  über  diesen 
Punkt:  Held,  Legitimität,  S.  42,  Note  4.  Gercinus,  Geschichte  des  19.  Jahr- 
hinderte, II,  590  fg.  NoUner,  Die  deutschen  Einheitsbestrebungen  (Leip- 
zig 1857),  S.  87  fg.  Bemal,  a.  a.  O.,  I,  383.  Gallois,  Histoire  de  la 
Convention  nationale,  I,  57.     Gneist,  a.  a.  0.,  I,  137  fg.,  144,  150,  165. 
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von  allen  Seiten,  namentlich  von  Seite  der  über  die  Mittel 
zur  Abhülfe  berathenden  Handelskammern,  einstimmig  aus- 
gesprochen wurde,  dass  nicht  durch  irgendwelchen  Finanz- 
plan, sondern  nur  durch  eine  Reichsvertretung  eine  wahre 
Ordnung  in  die  Finanzen  gebracht  werden  könne,  so  ist  es 
richtig,  dass  die  Staatsfinanzen  es  sind,  durch  welche  das 
constitutionelle  Princip,  wenngleich  widerwillig,  doch  unwi- 
derstehlich hier  und  da  zur  Anwendung  gelangen  kann  und 
wöl  auch  früher  schon  z.  B.  in  Frankreich  zur  Zeit  der  Re- 
stauration zur  Anerkennung  gelangt  ist,  gleichwie  es  sich  in 
der  That  historisch  an  die  Steuerbewilligungen  zunächst  an- 
zuschliessen  scheint.  Allein  wenn  man  die  Sache  tiefer  be- 
trachtet, so  ist  damit  doch  immer  nur  die  äusserste  Ober- 
fläche berührt.  Die  Finanzverlegenheit  eines  Staats,  so- 
fern sie  nicht  auf  der  Vermögenslosigkeit  seiner  Angehörigen 
beruht,  beweist  nur,  dass  es  den  letztern  an  der  rechten 
Hingabe  an  den  Staat,  am  Vertrauen  auf  die  Regierung  we- 
sentlich mangelt.  Hat  der  Constitutionalismus  die  Staats- 
finanzen gebessert,  so  geschah  es  ebendadurch,  dass  er  mit 
Herstellung  eines  organischen  Verhältnisses  zwischen  Volk 
und  Regierung  die  angegebenen  Mängel  hob.  Er  hat  nicht 
Geld  gemacht,  aber  die  versteinerte  Quelle  wahren  nachhal- 
tigen Staatsvermögens,  das  sogenannte  mittelbare  Staatsver- 
mögen oder  das  Vermögen  der  Staatsangehörigen  wieder 
flüssig,  das  kalt  gewordene  und  geronnene  Blut  wieder  warm 
und  circulirend  gemacht,  weil  er  selbst  Leben  war  und  be- 
lebte, Leben  gab  und  ertrug.  Identisch  mit  dem  Princip 
der  politischen  Arbeitsteilung,  ist  er  seiner  Idee  nach  in 
Verbindung  mit  dem  modernen  politischen  Fortschritt  ebenso 
naturgemäss  geworden,  wie  die  mit  dem  frincip  der  freien 
individuellen  Entwicklung  identische  wirtschaftliche  Ar- 
beitsteilung (s.  unten  sub  XIII.). 

IH. 

Der  Constitutionalismus  ist  weder  gleich  Herrschaft  der 
materiellen  Uebermacht,  noch  gleich  Herrschaft  des  Sitten- 
gesetzes, einer  rein  sittlichen  oder  religiösen  Idee.  Wäre  er 
eines  von  beiden,  so  könnte  nicht  viel  Neues  an  ihm  sein,  denn 
beide  sind  schon  vor  ihm  dagewesen  und  suchen  sich  wol 
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auch  neben  ihm  noch  immer  geltend  zu  machen.  Aber  der 
Constitutionalismus  würde  dem  Staate  weder  den  Mangel 
der  materiellen  Macht,  noch  den  der  sittlichen  Kraft  er- 
setzen, oder  selber  ohne  beide  seiner  richtigen  Idee  nach  be- 
stehen und  wirken  können.  ,35)  Demgemäss  ist  der  Consti- 
tutionalismus auch  nicht  gleich  einer  ausschliesslichen  Herr- 
schaft der  Vernunft,  sondern  die  Hereinziehuug  der  Vernunft 
als  gleichberechtigter  Factor  in  das  öffentliche  Leben  durch 
die  Art  und  Weise,  wie  nach  seiner  Idee  das  Recht  eines 
Volkes  geschaffen,  verwaltet,  fortgebildet  und  dessen  gc- 
sainmter  Bestand  selber  als  ein  lebendiger  sittlich  erfüllter 
Organismus  betrachtet  werden  muss,  der  wenigstens  in  nor- 
malen Verhältnissen  für  einen  grossen  Theil  der  staatlichen 
Lebensfunctionen ,  also  auch  für  die  Inhaber  und  Ausüber 
der  Staatsgewalt,  als  massgebende  und  unverletzliche  Ordnung 
erscheint.  1S6)  An  diesem  Rechtsleben  soll  der  Idee  des 
Constitutionalismus  gemäss  jeder  nach  seiner  Befähigung 
sich  betheiligen  können,  also  kein  persönlich  Befähigter  aus 
irgendeinem  sogenannten  Princip  davon  ausgeschlossen  sein, 
gleichwie  jeder  nach  dem  Verhältniss  seiner  Fähigkeiten 
ohnehin  dem  Staate  verpflichtet  sein  muss.  Auf  diese  Weise 
soll  die  Vernünftigkeit  oder  Freiheit  der  Staatsangehörigen 
iu  entsprechender  pflichtgemässer  staatlicher  Wirksamkeit 
selber  produetiv  werden  für  die  staatliche  Ordnung  und 
ebenso  umgekehrt  die  letztere  für  die  erstere,  beides  auf 
Grundlage  des  unsere  Zeit  beherrschenden  christlichen 
Humanität8princips,  der  allgemeinen  menschlichen  Freiheit 
und  Geselligkeit.  Die  grosse  Aufgabe  des  Constitutiona- 
lismus muss  also ,  wenn  richtig  aufgefasst ,  darin  be- 
stehen, dass  er  nach  den  Anforderungen  und  mit  den  Mit- 


135)  Die  wahre  coustitutionelle  Idee  ist  demnach  das  Gegentheil  von 
Absolutismus  wie  Despotismus,  und  was  gegen  diese  spricht,  ist  alles 
für  jene.  Dass  übrigens  der  Constitutionalismus  nicht  alle  absolutistischen 
oder  despotischen  Ursachen  und  Wirkungen  im  staatlichen  Leben  besei- 
tigen kann,  in  einem  gewissen  Sinne  und  Umfang  sogar  etwas  Absolutis- 
mus zulassen  mnss,  ist,  wenn  überhaupt  eine  Schuld,  doch  nicht  die  seine. 

136)  Eine  rein  rationalistische  Auffassung  des  Constitutionalismus  ist 
es,  die  zu  dem  extremen  Rechtsstaat  führte,  von  welchem  wir  weiter 
unten  besonders  handeln  werden. 
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tcln  unserer  Zeit  im  höchst  möglichen  Grade  auf  die  harmo- 
nische Einigung   der   drei   grossen  Elemente   des   irdischen 
Daseins   unter   thunlichster  Ausgleichung   der   zeitgemässen 
.  Postulate   der   Freiheit   und   der   Ordnung   wirke.     Gerade 
diese  hohe  Bedeutung  des  Constitutionalismus  in  Verbindung 
mit  den  menschlichen  Schwachheiten  erklärt  es,  dass  der- 
selbe nicht  wol  denkbar  wäre,  ohne  zugleich  als  Mittel  abso- 
lutistischer und  revolutionärer,  despotischer  und  anarchischer 
Bestrebungen,   als  Deckmantel  für  Hochverrath  und  Maje- 
stätsbeleidigungen ,  für  Zersetzung  eines  Staats  in  mehrere 
oder  für  Verbindung  mehrerer  Staaten  in  einen,  kurz,  als 
Mittel  für  jedes  denkbare  Attentat  gegen  die  Freiheit  oder 
die  Ordnung,  gegen  die  Integrität  bestehender  Staaten  und 
Verfassungszustände,    für    Ausgärung    ungesunder    Staats- 
zustände  und  mangelhafter  politischer  Verfassungen  ganzer 
Nationen  gebraucht  zu  werden.    Ja,  der  Constitutionalismus 
mag  sich  nach  den  Verhältnissen  unserer  Zeit  sogar  als  ein 
besonders  geeignetes  Mittel   für  alle   diese  Zwecke   erwei- 
sen. m)    Allein  wenn  dem  so,  dann  ist  dies  doch  nicht  die 
Folge   des   wahren   Wesens    und   richtigen    Gebrauchs   des 
Constitutionalismus,     sondern    der   Menschen,    die,    immer 
schwankend    zwischen    Einseitigkeiten    und    der   Sehnsucht 
nach  Harmonie,   zwischen  Recht  und  Pflicht,   Freiheit  und 
Ordnung,  folglich  einseitige  und  extreme  Zustände  anstre- 
ben  und   schaffen    und   nun    auch   den    Constitutionalismus 
falsch  verstehen  oder  doch  anwenden.     Unklarheit,  Unbe- 
stimmtheit und  Künstlichkeit  sind  allerdings  sichere  Ursachen 
despotischer   oder   anarchischer  Zustände;    allein   auch  die- 
ser Vorwurf  triflt  nicht  den  Constitutionalismus  an  sich,  son- 
dern entweder  die  im  gegebenen  Fall  ungeeignete  formelle 
Darstellung  seiner  Idee  oder  die  von  seiten  des  Volks  ebenso 
gut  wie  von  Seiten  der  Regierungen  mögliche  unconstitutio- 
nelle  Ausbeutung  der  Formen.    Wir  haben  schon  oben  be- 
merkt, dass  der  Constitutionalismus   keineswegs  Volk  und 


137)  Der  Constitutionalismus  selbst  kann  daher  auch  nie  Parteisach  e, 
d.  h.  Sache  einer  Partei,  sondern  nur  durch  seine  Formen  ein  Schau- 
platz des  regelgerechten  Ringens  der  von  der  Idee  ihres  Staats  getrage- 
nen politischen  Parteien,  durch  seine  Idee  der  sichere  jedesmalige  End- 
vereinigungspunkt  derselben  sein. 
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Regierung  einander  unvermeidlich  in  Feindschaft  entgegen* 
stellen  18*)  oder  innerhalb  des  Volks  feindliche  Gegensätze 
hervorbringen,  natürliche  Verschiedenheiten  auf  unnatürlich 
glachmacherische  Weise  zerstören  müsse.  Geschieht  dies 
doch,  so  würde  dies  geradezu  anticonstitutionell  sein.  Dass 
man  es  aber  Constitutionen  nennt,  ist  ein  ebenso  grosser  Irr- 
thum,  als  wenn  man  glaubte,  dass  derlei  Erscheinungen 
ohne  den  Constitutionalismus  gar  nicht  oder  auch  nur  minder 
oft  vorkamen.  Uebrigens  werden  solche  Gegensätze  nicht 
selten  auch  da  als  vorhanden  angenommen,  wo  sie  in  Wirk- 
lichkeit gar  nicht  gegeben  sind.  Denn  eine  vernünftige  Op- 
position, nicht  gegen  den  Bestand  und  die  Kraft  der  Regie- 
rung, sondern  gegen  bestimmte  Mängel  im  Bestände  und  in 
den  Verfügungen  derselben,  wäre  ebenso  wenig  anticonstitu- 
tionell, wie  eine  wirklich  organische  Parteibildung  oder  wie 
die  Zulassung  begründeter  oder  die  Beseitigung  unstatthafter 
Rechts  Verschiedenheiten.  Man  konnte  aber  meinen,  den 
Constitutionalismus  deshalb  verwerfen  zu  müssen,  weil  er 
gerade  für  anticonstitutionelle  Dinge  sich  so  leicht  gebrau- 
chen, also  misbrauchen  lasse.  Allein  diese  anticonstitutio- 
nellen  Dinge  würden  doch  immer  bleiben,  weil  sie  im  Men- 
schen liegen  und  zwar  unvernichtbar.  Ordnungs-  und  Frei- 
heitswidrigkeiten sind  unvermeidlich,  und  muss  die  Neigung 
dazu  stets  bekämpft  werden.  Das  ist  gerade  eine  besonders 
werthvolle  Seite  des  Constitutionalismus,  dass  er. nicht  nur  für 
die  Bethätigung  jener  Neigung  die  mildeste  und  unschädlichste 
Form  und  zu  deren  Bekämpfung  das  geeignetste  Mittel  dar- 
bietet, sondern  auch,  je  mehr  er  einen  bestimmten  Spielraum 
und  innerhalb  desselben  eine  geordnete  Bewegung  gestattet, 
desto  mehr  gefährliche  Explosionen  verhindert.  Es  wäre  irrig 
zu  glauben ,  dass  dies  von  geringem  Gewicht  sei.  Man  wolle 
nur  z.  B.   erwägen,    wie   viele  Majestätsbeleidigungs -   und 


138)  „Royer-Collard  combattit  (18 IG)  comine  une  heresie  politique  la 
fasse  doctrine  qui  tendait  a  constituer  )es  chambres  on  etat  de  detiance 
et  d'hostilite  a  l'egard  du  gouvernement."  Viel-Castel,  a.  a.  O.,  V,  373. 
Eine  Kammer,  die  royalistischer  war,  als  der  König  es  schien,  war 
die  französische  von  1815,  die  in  blinder  Leidenschaft  selbst  eine  könig- 
liche Ordonnanz  verwarf,  welche  dem  Kunigthum  znr  grossten  Ehre  ge- 
reichte. Duvergier  de  Hauranne,  a.  a.  0.,  III,  380  fg.,  392,  419,  474; 
IV,  53,  84,  139,  359. 
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Hochverrathsprocesse ,  also  Processe  der  allerbedenklichsten 
Art,  durch  das  Princip  der  freien  Rede  und  durch  die  staats- 
rechtliche Präsumtion,  dass  jeder  Abgeordnete  im  Interesse 
des  Staats  spreche,  wie  viele  Verschwörungen  durch  das 
freie  Versammlungs-  und  Vereinsrecht  sammt  einer  Masse 
von  giftigen  und  vergiftenden  Strafen  in  den  constitutionellen 
Staaten  ausgeschlossen  sind,  und  wie  viele  Empörungen,  in- 
nerliche wie  äus8erliche,  schon  allein  durch  den  Grundsatz 
der  Unantastbarkeit  der  Person  und  des  Eigenthums  unmög- 
lich werden,  obgleich  ein  Volk  durch  die  grösste  Verschie- 
denheit der  politischen  Ansichten  getheilt  sein  kann. 

IV. 

Der  Constitutionalismus  ist,  wie  nebenbei  schon  be- 
merkt wurde,  nicht  unnatürliche  Gleichmacherei  13tt),  wol 
aber,  weil  er  durch  alle  Beziehungen  des  öffentlichen  Lebens 
hindurch  die  Ausgleichung  zwischen  Freiheit  und  Ordnung 
anstrebt,  die  Freiheit  innerhalb  des  organischen  Gesetzes, 
die  Ordnung  im  politischen  Organismus  nach  der  indivi- 
duellen Befähigung,  alles  das  auf  der  breiten  Grundlage  des 
allgemeinen  gleichen  menschlichen  Wesens  und  dessen  spe- 
cialer nationaler  Nuancirung.  140)  Als  Eigenschaft  des 
Staats  hat  der  Constitutionalismus  die  Aufgabe,  alles  was 
im  Staate  und  was  staatlich  ist,  also  alle  dem  Staate  ange- 
hörigen  Menschen  im  Verhältnisse  zum  Staat,  unbeschadet 
einer  entsprechenden  individuellen  Freiheitssphäre,  organisch 
zu  constituiren ,  d.  h.  ihnen  Freiheit  und  Ordnung  in  glei- 
chem Verhältnisse  zu  lassen,  resp.  zu  geben.  Denn  wer  nur 
das  eine  von  beiden  zu  besitzen  wünscht  oder  zu  haben 
glaubt,  will  und  hat  in  Wirklichkeit  keines  von  beiden.  141) 


139)  Die  Leidenschaft  der  Franzosen  für  eine  rein  doctrinäre, 
durch  die  gesammte  Wirklichkeit  widerlegte  Gleichheit  ist  mit  einer  der 
Hauptgründe,  warum  der  französische  Constitutionalismus  bisher  nur 
Schein  war.     Stern,  Essai  sur  la  liberte,  S.  250  fg.,  261. 

140)  Es  liegt  ein  vollständiges  Miskennen  der  Natur  des  Staats  darin, 
wenn  Guizoi  (Histoire  parlementaire,  I,  48)  sagt:  „Constituez  le  pouvoir 
fortement  d'une  part,  et  la  liberte  plus  fortement  de  l'autre." 

141)  Dieser  mit  der  einseitigen  Rechtsstaatsidee  keineswegs  zusam- 
menfallende Gedanke  ist  schon  von   Cicero  (pro  Cluent)  ausgesprochen, 
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Und  wer  die  Freiheit  starker  als  die  Ordnung  oder  die 
Ordnung  starker  als  die  Freiheit  will,  ist  bereits  entschieden 
auf  dem  fatalen  Wege,  nur  das  eine  von  beiden  zu  wollen 
und  keines  zu  erreichen.  Man  kann  die  ganze  Geschichte 
freilich  auch  als  eine  Aufeinanderfolge  extremer  Ordnungs- 
nnd  Freiheitsbestrebungen  auffassen.  Nichts  ist  natürlicher, 
als  dass  in  einem  Volke,  so  lange  es  Leben  hat,  dem  Ex- 
trem in  der  Ordnung  das  Extrem  in  der  Freiheit  und  um- 
gekehrt folgt.  Aber  ebenso  gewiss  ist,  dass,  wenn  keine 
Vermittelung  dieser  Extreme  stattfindet,  die  Kraft  des 
Volkes  sich  allmählich  in  diesem  Kampfe  aufreiben  muss, 
und  es  liegt  eine  absolute  Berechtigung  der  wahren  consti- 
tution eilen  Idee  darin,  dass  sie  die  zerstörende  Friction 
extremer  Gegensätze  zu  beseitigen  sucht. 
Aus  dem  Angegebenen  folgt  aber 

1)  dass  der  Constitutionalismus  auf  den  ganzen  Staat, 
anf  dessen  gesammte  Organisation  und  organische  Lebens- 
thätigkeit,  und  zwar  sogar  insofern  sich  dieselbe  auf  dessen 
auswärtige  Verhältnisse  erstreckt,  bestimmend  wirken  müsse 
oder  —  dass  der  Constitutionalismus  weder  auf  bestimmte 
Räumlichkeiten  oder  einzelne  Kreise  innerhalb  des  Staats, 
noch  auf  einzelne  Seiten  seiner  Organisation  und  Lebens- 
thätigkeit,  ja  nicht  einmal  blos  auf  die  gesammte  innere  Po- 
litik beschränkt  sein  könne.  142)  Er  bestimmt  demnach  vom 
organischen  Princip  des  Staats  aus  alle  Organisationen  der 
Provinzen,  Bezirke,  Ortsgemeinden ,  Corporationen ,  und 
wenn  man  die  gegenwärtige  Einrichtung  des  Familienlebens, 
das  Verbältniss  zwischen  Mann  und  Frau,  Aeltern  und  Kin- 
dern, Herrn  und  Diener  mit  den  Verhältnissen  früherer  Zei- 
ten, namentlich  der  Zeit  des  patriarchalischen  feudalen  Despo- 
tismus oder  des  Staats-  und  Fürstenabsolutismus  vergleicht, 


wenn  er  sagt:    „Legum  ministri   magistratus,    legum  Interpreter  judices, 
legum  denique  ideirco  omnes  servi  sumus  ut  liberi  esse  possimus." 

U2)  Guüot,  Histoire  parlementaire,  II,  42  fg.  Dieser  Einfluss  der  consti- 
tutionellen  Idee  muss  selbst  in  Bezug  auf  die  Thronfolge  wirksam  werden, 
insofern  er  zu  deren  übrigen  Grundlagen  auch  die  eines  organi- 
schen Gesetzes  fügt  und  die  Ausbildung  des  Thronfolgerechts  in  einem 
hühern  staatlichen  Sinn  ermöglicht.  In  diesem  Sinn  haben  wir  unfern 
Aufsau  in  der  Zeitschrift  für  deutsches  Staatsrecht,  Heft  1,  geschrieben. 
Held.    UL  10 
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so  wird  mau  leicht  einsehen,  wie  mächtig  sich  die  Wirkun- 
gen des  Constitutionalismus  selbst  bis  in  das  Privathaus  des 
Souveräns  wie  der  übrigen  Staatsangehörigen  erstrecken. 148) 
Auch  Schule  und  Kirche  sind  begreiflich  von  denselben  nicht 
freigeblieben.  144)  Diese  Einwirkungen  gehen  naturgemäss 
nicht  weiter,  als  der  Zusammenhang  mit  dem  Staat,  die 
nothwendige  Einheit  aller  politischen  Kraft  es  erheischen, 
zieht  eben  hierdurch  der  Freiheit  und  der  Staatsgewalt  zu- 
gleich eine  nach  beiden  Seiten  hin  schützende  heilige 
Grenze  ,46)  und  enthält  zugleich  das  einzig  richtige  Princip 
für  die  nie  ganz  vermeidlichen  Grenzstreitigkeiten  zwischen 
Freiheit  und  Ordnung,  nämlich  nicht  Gewalt  oder  Ueber- 
listung,  sondern  vernünftige  Vereinbarung  unter  dem  bestim- 
menden Einfluss  des  mit  der  Freiheit  unauflöslich  verbun- 
denen höhern  Staatsinteresses.  Der  Constitutionalismus  be- 
stimmt ferner  als  Grundgedanke  der  einen  und  untheilbaren 
Regier ungs-  und  Staatsgewalt  deren  gesammte  Ausübung 
oder  Verwaltung  im  weitern  Sinne  des  Worts,  also  ebenso 
die  Verwaltung  der  gesetzgebenden  Gewalt  wie  das,  was 
nach  dem  modernen  constitutionellen  Staatsrecht  im  Gegen- 
satz zur  Gesetzgebung  und  Jurisdiction  die  Regierung  oder 


143)  Natürlich  findet  auch  bierin  ein  grosser  Unterschied  statt,  nament- 
lich ob  und  inwiefern  der  Einfluss  des  constitutionellen  Princips  sich  be- 
reits in  bestimmten  Rechtsvorschriften  äussert  oder  nicht,  und  inwiefern 
ältere  Sitten  und  Zustände  trotz  des  Constitutionalismus,  mit  oder  ohne 
Popularität,  fortbestehen.  Man  vergleiche  z.  B.  die  grosse  Verschieden- 
heit, welche  einerseits  in  Beziehung  auf  Verbindlichkeit  des  Volksunter- 
richts, andererseits  bezüglich  der  Hoffäbigkeit,  der  Ehe  und  Erziehung 
fürstlicher  Personen,  'deren  ständiger  Umgebung  und  Cabinete  u.  s.  w. 
besteht 

144)  Es  gehört  zu  den  Zeichen  der  alles  erfassenden  Macht  des  Con- 
stitutionalismus, wenn  wir  in  England  z.  B.  sehen,  wie  sich  der  General- 
postmeister in  der  Form  von  Jahresberichten  (eine  Art  prätorischen  Edicts) 
alljährlich  mit  dem  Publikum  bespricht.  In  diesen  Jahresberichten  theilt 
er  mit,  was  er  durchzusetzen  im  Stande  war,  verspricht,  was  er  bewerk- 
stelligen zu  können  hofft,  und  lehnt  mit  Gründen  ab,  was  ihm  unmöglich 
erscheint. 

145)  Dies  bat  ganz  besondern  Werth  auch  in  Beziehung  auf  das 
Verhältniss  der  Staatsangehörigen  zu  den  Organen  der  Staatsgewalt,  den 
öffentlichen  Aemtern  und  Beamten,  oder  mit  andern  Worten,  der  wahre 
Constitutionalismus  macht  jene    bureaukra  tische   Verkehrtheit,  nach  wel- 


)  Was  der  Constitutionalismus  nicht  ist?  147 

Verwaltung  im  engem  Sinn  des  Worts  genannt  wird.  Er 
mnss  daher  selbst  das  gesammte  Finanz-  146),  Militär-  147), 
Gesandten-  und  Consulatwesen  ebenso  gut  wie  das  ganze 
Privat-,  Straf-  und  Processrecht,  selbst  die  Verfassung  er- 
fassen, jedes  für  sich  und  alles  zusammen  organisch  gestal- 
tend und  erhaltend.  148)  Die  Ausfüllung  und  Beseitigung 
der   stets  vorhandenen,   weil  nach  dem  Gesetze  des  Lebens 


eher  jeder,  wenn  nur  überhaupt  von  oben,  d.  b.  aus  der  Beamtenhierarchie 
hervorgehende  Befehl  absolut  Gehorsam  verlangt  und  dessen  Weigerung 
gleich  als  Revolution  betrachtet  wird,  unmöglich. 

146)  Ueber  die  österreichischen  neuesten  Gesetzvorschläge  zur  Reform 
des  Steuerwesens  auf  dem  Princip  der  Selbstverwaltung  vgl.  Allgemeine 
Zeitung,  Augsburg  1865,  Hanptblatt  Nr.  11,  S.  162. 

147)  Der  Stand  unserer  Cultur  wird  stets  Berufssoldaten,  Arse- 
nale n.  s.  w.  nothwendig  machen.  Aber  etwas  anderes  sind  zahlreiche 
stehende  Heere.  Ohne  Zweifel  kann  kein  Staat  für  sich  allein  das  Sy- 
stem ändern ;  aber  Constitutionen  ist  das  System  der  Conscription ,  wie  es 
gewöhnlich  geübt  wird,  nicht  Die  constitutionelle  Idee  allein  wird  nicht 
im  Stande  sein,  ein  anderes  System  einzuführen.  Vielleicht  drängen  nach 
und  nach  die  furchtbar  und  überall  so  ziemlich  gleichmässig  überhand- 
nehmenden Schulden  der  Staaten  dazu. 

148)  Nicht  aus  einem  giftigen  und  wieder  vergiftenden  Mißtrauen  ge- 
gen die  Regierung,  sondern  daraus,  dass  das  Volk  und  die  öffentliche 
Meinung  in  verfassungsmässiger  Form  bei  der  gesetzlichen  Gestaltung  der 
öffentlichen  Einrichtungen  u.  s.  w.  mitgewirkt  hat,  erklärt  sich  auch  die 
Pflicht  der  constitutione! len  Körper,  über  die  Beobachtung  der  Gesetze, 
ober  die  Gesetzmässigkeit  der  ganzen  Verwaltung  sowie  darüber  zu  wa- 
chen, dass  nicht  innerhalb  des  von  den  Gesetzen  freigelassenen  Raumes 
etwas  gegen  den  wahren  Geist  der  Gesetze  von  Staatswegen  geschehe. 
Was  aber  bei  ungenügendem  und  nicht  schnell  genug  abzuänderndem  Ge- 
setz gegen  dessen  formelle  Bestimmung,  aber  in  gutem  Glauben  materiell 
für  das  Wohl  des  Staats  geschehen,  dem  soll  durch  die  constitutionellen 
Organe  die  Anerkennung  nie  aus  formellen  Gründen  versagt  .werden. 
In  diesem  Sinn  kann,  wie  der  Deputirle  Marquis  de  Pierre  in  einem 
Schreiben  an  die  France  (Allgemeine  Zeitung,  Augsb.1863,  Hauptbl.,  Nr.  122, 
S.  2019)  gesagt  hat  „keine  Verwaltung  auch  nur  einen  Tag  der  Controle 
entbehren".  Und  in  der  That  fehlt  diese  Controle  auch  nie  und  nirgends. 
Das  Eigentbümliche  des  constitutionellen  Staats  in  dieser  Hinsicht  besteht 
Dur  darin,  dass  er  sie  staatsgemäss  ordnen  und  wirksam  machen  will. 
Deshalb  sagte  auch  Royer-Collard  schon  1817  (Duvergier  de  Hauranne,  a. 
a.  0.,  IV,  262)  mit  Recht:  „11  n'y  a  des  nations  politiquement  libres  que 
Celles  qui  partieipent  sans  reläche  et  au  pouvoir  legislatif  et  au  pouvoir 
jadiciaire." 

10* 


148  Zweiter  Abschnitt. 

immer  wieder  neu  entstehenden  Lücken,  Unklarheiten  und 
Dissonanzen  ist  Sache  des  lebendigen  constitutionellen  Fort- 
schritts, der  aber  weder  nur  in  der  Gesetzgebung,  noch  ein- 
zig in  bestimmten  specifisch  constitutionellen  Formen  der 
Gesetzgebung,  sondern  auch  darin  sich  äussert,  dass  man 
nicht  durch  Gesetze  constituiren  will,  was  sich  nicht  dazu 
eignet,  dass  man  den  Gang  der  Gesetzgebung  nicht  nach 
falsch  centralisirenden  oder  irgendwie  rein  doctrinären  Ten- 
denzen, sondern  nach  den  wirklichen  Bedürfnissen  des  orga- 
nischen Lebens,  den  Inhalt  der  Gesetze  und  die  Einrichtung 
der  Gerichte  nach  den  wirklichen  mächtigen  ßechtsan- 
schauungen  der  Volker  und  nach  zweckmässiger  Anwendung 
des  Princips  der  politischen  Arbeitstheilung  unter  gebühren- 
der Berücksichtigung  der  freien  Mannichfaltigkeit  innerhalb 
der  Einheit  regelt.  Ohne  dies  müssten  stets  Collisionen 
entstehen,  die,  wenn  ungelösst  oder  unlösbar,  mit  ihren  Fol- 
gen, partiellem  Despotismus  oder  partieller  Revolution,  un- 
fehlbar auch  die  Existenz  wirklich  constituirter  Zustande  be- 
drohen würden.  14tt) 

2)  Dass,  eben  weil  der  Constitutionalismus  nicht  eine 
uniformirende  Centralisation,  sondern  eine  organisch  einheit- 
liche Constituirung  von  Mannichfaltigkeit  nach  der  eigen- 
thümlichen  Art  eines  bestimmten  Volks  will,  jedes  Volk  den 
im  Constitutionalismus  liegenden  Versuch  einer  grossem 
Annäherung  an  das  wahre  Ideal  der  menschlichen  Gesell- 
schaft wesentlich  auf  seine  eigene,  also  besondere  Art  und 
Weise  machen  muss.  Eine  für  alle  Völker  und  für  alle 
Zeiten  „a  priori"  in  jeder  Beziehung  gemeingültige  constitu- 
tionelle  Schablone  existirt  nicht.   Unkritische  Annahme  frem- 


149)  Die  Einwirkung  des  Constitutionalismus  sogar  auf  die  völker- 
rechtlichen Verbindungen  der  Staaten  ist,  wenigstens  als  eine  mittelbare, 
eine  ebenso  anerkannte  wie  unzweifelhafte  Thatsache.  Ob  und  inwiefern 
bei  Ausübung  der  Staatsrepräsentation  nach  aussen  constitutionelle  For- 
men zu  beachten  sind,  ist  von  den  Verfassungen  verschieden  bestimmt, 
und  man  kann  mit  Lamartine  (a.  a.  O.,  I,  192)  nur  übereinstimmen,  wenn 
er  erklärt:  „Je  n'aime  par  les  questions  d'affaires  errangeres  apporteei  ä 
cette  tribune."  Allein  was  anderes  ist  die  directe  Anwendung  constitn- 
tioneller  Formen  bei  Entscheidung  auswärtiger  Angelegenheiten,  was  an- 
deres die  Wirksamkeit  der  constitutionellen  Idee  bei  der  diplomatischen 
Behandlung  solcher  Fragen. 
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der  Formen  ist  ebenso  wie  eine  kritiklose  Ausschliessung 
fremder  Erfahrungen  und  Formen  anticonstitutionell,  ein  Be- 
weis, dass  es  sehr  an  einer  wesentlichen  Voraussetzung  des 
wahren  Constitutionalismus  noch  fehlt. 


V. 

Constitutionalismus  ist  aber  auch    nicht  gleich  irgend- 
einem bestimmten  Grade  oder  irgendeiner  bestimmten  Rich- 
tung  von    Cultur.  160)     Ebenso    wenig   ist   er    absolut    von 
irgendeinem   mathematisch   bestimmten  und  für  jeden  Staat 
nothwendig  gleichen  Mass  materieller  Macht  abhängig,  also 
z.  B.  von  der  Grosse  des  Landes,  Zahl  der  Bevölkerung  u.s.w. 
Er    verlangt    nur    einen    selbständigen    und    existenzfähigen 
Staat  und  das  Vorhandensein  der  Idee  der  organischen  Con- 
stituirung  und  des  Willens  wie   der  Kraft  dazu.     Letzteres 
ist  aber   nicht   Sache    der   Cultur,    sondern   der   politischen 
Volksbildung,  die  nach  dem  richtigen  Gefühl  oder  der  rich- 
tigen Erkenntniss  vom    wahren   Wesen   des  Staats  und  der 
entsprechenden    Charakterbildung    bemessen    werden    muss. 
Der  Grad  dieser   Volksbildung  wird  natürlich  ebenso,  wie 
die  ganze  Zusammensetzung  des  Staats  nach  Ländern  und 
Leuten,    wie  die  Art  und  Grösse  des  Landes  und   der  Be- 
völkerung auf  die  Gestaltung  und  Function  der  constitutio- 
nellen  Einrichtungen  einen  grossen  Einfluss  üben.  151)     Aber 
alle  infolge  dessen   denkbaren  Verschiedenheiten  sind  inner- 
halb des  allgemeinen  Rahmens,   welchen  die  constitutionelle 
Idee  zu  ihrer  äussern  Darstellung  vorzeichnet ,  möglich,  und 
erscheint    der    Constitutionalismus    nur    da    unmöglich,    wo 
richtige  Einsicht  und  starker  Charakter  oder   das  dieselben 
oft  ersetzende  gesunde  und  kräftige  Gefühl   fehlen  oder  nur 
richtige  Einsicht  ohne  Charakter,    Charakter  ohne  Einsicht, 
richtiges  Gefühl   ohne   Kraft,    Kraft    ohne  richtiges   Gefühl 
vorhanden  sind.    In  Zeiten  wie  die  unserigen  muss  entschie- 


150)  „Nicht  die  Vernunft,  sondern  die  Sitte  des  Volks  ist  der  Grad- 
messer seiner  Bildung;  auch  hat  die  Volksvernunft  nirgends,  die  Volks- 
sitte aber  überall  einen  Leib.4'  Vgl.  oben  das  Citat  über  Holulu  auf  den 
Saudwichsinselu. 

151)  Constant,  B.,  a.  a.  O.,  I,  291. 
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den  mehr  auf  richtige  Einsicht  und  entsprechenden  Charakter, 
denn  auf  gesunde  und  starke  Gefühle  gerechnet  werden. 
Nicht  als  ob  die  letztern  werthlos  wären;  denn  wir  verlan- 
gen sie  nicht  nur  als  Grundlage  richtiger  Einsicht  und  wah- 
rer Charakterstarke,  sondern  auch  als  das  einzige  Mittel,  die 
eher  zu-  als  abnehmenden  Massen  ohne  genügende  Einsicht  und 
Charakterstarke  mit  dem  Constitutionalismus  zu  versöhnen, 
also  mit  dem  Staate  organisch  zu  verbinden.  Soll  ein  ge- 
sundes und  starkes  Gefühl  zur  Vertiefung  und  Kräftigung 
der  Einsicht  und  des  Charakters  der  Gebildetem,  zur  Be- 
seitigung eines  kalten  und  flachen  Kationalismus  dienen,  kei- 
neswegs also  den  Werth  der  Erkenntniss  und  eines  von  ihr 
geleiteten  Charakters  schwächen,  die  Erkenntniss  umnebeln 
und  die  Charakterkraft  auf  phantastische  Ziele  lenken,  so 
bedarf  auch  das  gesundeste  und  kräftigste  Gefühl  der  Mas- 
sen der  Klärimg  und  Disciplinirung  durch  die  richtige  Er- 
kenntniss. Ebendeshalb  wissen  wir  aber  nicht,  was  uncon- 
stitutioneller  wäre:  eine  Masse  von  angeblich  constitutio- 
nellen  Formen  ohne  Einsicht  in  ihre  und  des  Staats  eigent- 
liches Wesen,  resp.  ohne  richtiges  Gefühl  dafür,  oder  eine 
Masse  von  constitutionellen  Formen  mit  dieser  Einsicht  und 
diesem  Gefühl  ohne  die  Kraft  und  Fähigkeit,  sie  dieser  Ein- 
sicht, diesen  Gefühlen  gemäss  zu  verwirklichen. 

VI. 

Die  Constituirungen,  welche  wir  Constitutionen  nennen, 
und  das,  was  ihnen  entspricht  oder  ihrer  Idee  entsprechen 
würde,  das  Constitutionelle,  ist  an  sich  weder  gleich  ewiger 
Unveränderlichkeit,  noch  gleich  immerwährender  Veränder- 
lichkeit. Der  Constitutionalismus  hebt  nämlich  ebenso  wenig 
.  das  Postulat  der  Stetigkeit  im  Staat  und  in  seinen  wesent- 
lichen Einrichtungen,  wie  der  Nichtconstitutionalismus  das 
Postulat  der  fortschreitenden  Reform  auf.  lö2)  Nur  die  For- 
men der  Erhaltung  und  Veränderung  sind  unter  dem  Ein- 
flüsse des  constitutionellen  Princips  andere  als  ausserdem. 
Sie  sollen  nämlich  durch  dasselbe  mehr  organische  werden. 


152)  „Quaeque  immota  quies  nimium  premit,  ista  peribunt, 
Sed  quae  perpetuo  sunt  agitata  manent." 
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Dabei  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  auch  der  Constitu- 
tionalismus  an  der  absoluten  Natur   der  rechtlichen  Satzung 
oder    des  Rechtsgesetzes   nichts    ändern   kann.      Sehen   wir 
nämlich    für  den  Augenblick  noch  ab    von  der  Frage,   ob 
überhaupt  und  inwiefern ,    unter    welchen  Voraussetzungen, 
konstitutionelle  Versammlungen    zur  Gesetzgebung  befähigt 
seien,   so  ist  doch  soviel  gewiss,  dass  nicht  nur  viele  und 
wichtige  unmittelbar  oder  mittelbar  zum  öffentlichen  Leben 
gehörige  Dinge  weder  durch  eigentliche  constitutionelle  Ge- 
setze noch  in  anderer  Weise,  z.  B.   durch  Verordnungen, 
seitens  der  öffentlichen  Gewalt  normirt  werden  können,  son- 
dern dass  auch  die  Gesetze  selbst,  wie  sie  mit  ihren  Zwangs- 
bestimmungen   eine    Folge   menschlicher    Unvollkommenheit 
und  Fehlbarkeit  sind,  wegen  ihres  Ausgangs  von  Menschen, 
wegen    ihrer  Anwendung   auf  Menschen    und    wegen   ihres 
Vollzugs  durch  Menschen  immer  einigermassen  unvollkom- 
men und  fehlbar  erscheinen  müssen.     Wenn  die  Gesetzgeber 
der  Alten  Welt  alle   ohne  Ausnahme,  wo  nicht  als  Götter, 
doch  auf  göttliche  Eingebung  hin  zu  handeln  erklärten  und 
dies  auch  geglaubt  wurde,  so  mussten  ihre  Gesetze  natür- 
lich  auch    als   vollkommen    und    unfehlbar    gelten.      Allein 
wie  dem  auch  anfangs  in  Wirklichkeit  gewesen  sein  mag, 
der  Erfolg  bewies  stets  nach  längerm  oder  kürzerm  Verlauf 
selbst  den  Gläubigsten,  dass  sie  sich  im  Irrthum  befanden. 
Denn  alle  diese  Gesetze  erwiesen  sich  mangelhaft  schon  in- 
sofern, als  sie  theils  eine  Menge  von  Dingen  gesetzlich  zu 
bestimmen  suchten,  die  entweder  absolut  nach  ihrer  eigen- 
sten Natur  oder  relativ  nach  den  Verhältnissen  des  concre- 
ten  Volks    eine   solche  Bestimmung   nicht   vertrugen,    oder 
theils  gesetzlich  unbestimmt  Hessen,  was  eine  gesetzliche  Be- 
stimmung wesentlich  verlangt  hätte.     Sie  erwiesen  sich  un- 
vollständig und  fehlerhaft  auch  insofern  als,  trotz  ihrer  aller- 
dings  nur  logischen  Prätention  der   Un Veränderlichkeit,  oft 
ausserordentlich  schnell  das  Bedürfniss  der  Veränderung  sich 
unwiderstehlich  geltend  machte,  in  dessen  Folge  sie,   selbst 
wenn  sie  nicht  reformirt  wurden,   entarteten  und  die  Ent- 
artung der  von  ihnen  betroffenen  Zustände  mit  sich  brachten. 
Die  in  unsern  Zeiten  den  weltlichen   Gesetzgebern  verwei- 
gerte göttliche  Autorität,  an  deren  Stelle  auch  etwas  Gött- 
liches, aber  wenn  nicht  allen,  doch  vielen  Gemeinsames  und 
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beim  Gesetzgeber  nur  m  einem  hohem  Grade  Vorhandenes, 
nämlich  die  Einsicht  in  das  Wesen  der  Dinge  und  die  Fä- 
higkeit des  entsprechenden  Ausdrucks,  getreten  ist;  wir 
sagen  der  Mangel  gottlicher  Autorität  bei  den  Gesetzgebern 
unserer  Zeit  erscheint  demnach,  wie  manche  ihn  auch  be- 
klagen mögen,  keineswegs  und  am  wenigsten  für  die  Ge- 
setzgeber selbst  als  ein  Uebel  oder  als  die  Ursache  einer 
angeblich  nur  unsern  Zeiten  eigenen  schwachem  Autorität 
und  weil  grossem  darum  staatswidrigen  Veränderlichkeit 
der  Gesetze.  Wollte  man  auch  nicht  in  Anschlag  bringen, 
dass  der  moderne  Constitutionalismus  mit  dem  Untergange 
eines  viele  Jahrhunderte  und  theilweise  ein  ganzes  Jahr- 
tausend herrschend  gewesenen  Systems  und  mit  den  orga- 
nischen Uebergängen  aus  diesem  in  ein  neues  System  des 
Volkerdaseins  zusammenfällt,  so  dürfte  man  doch  nicht  un- 
terschätzen, was  durch  die  angedeutete  eigentümliche  Art 
der  modernen  Gesetzgebung  die  durch  das  antike  Gesetz- 
gebungsprineip  mitunter  so  unnatürlich  zurückgedrängte 
menschliche  Freiheit  gewonnen  hat,  ganz  abgesehen  davon, 
dass  die  alte  republikanische  Gesetzgebung,  sobald  sie  durch 
Volksversammlung  geübt  wurde,  keine  Wahrheit  und  keine 
Dauerhaftigkeit  in  sich  trug.  Die  weltlichen  Gesetze  unserer 
Tage,  welche  vernünftigerweise  nicht  mehr  alles  sein  wollen 
und  der  individuellen  Freiheit  ihren  reichlichen  Antheil  an 
der  Gestaltung  des  gesammten  Daseins  überlassen;  diese  Ge- 
setze, welche,  ihrer  Unvollkommenheit  bewusst,  eine  der 
Natur  des  Gesetzes  und  des  Menschen  ganz  entsprechende 
Neigung  in  sich  tragen,  sich  den  aus  einem  energischen  Vol- 
kerleben stets  neu  hervorgehenden  Bedürfnissen  fortwährend 
anzupassen,  —  haben  infolge  dessen  gleichsam  eine  schwe- 
bende Stimmung  angenommen  und  werden  so,  dem  mensch- 
lichen Ohr  natürlich  angepasst,  lieber  gehört  und  trotz  ihrer 
Mangelhaftigkeit  freier  befolgt.  Keine  göttliche  Autorität 
steht  mehr  vernichtend  der  Hoffnung  auf  eine  zweck- 
mässigere  Reform  des  als  unzweckmässig  befundenen  oder 
durch  den  Fortgang  der  Zeit  unzweckmässig  gewordenen 
Gesetzes  entgegen,  und  keine  Autorität  zwingt  mehr  den 
Reformator,  entweder  ein  Verächter  der  Götter  zu  werden, 
oder  neue  Götter  zu  setzen,  um  den  Menschen  und  ihren 
Bedürfnissen  gerecht  werden  zu  können. 
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In  der  That  ist  übrigens  auch  weder  die  durch  die  con- 
stitutionellen  Einrichtungen  scheinbar  so  verführerisch-nahe- 
liegende, rechtliche  Möglichkeit  der  Abänderung  und  also 
des  Wechsels  der  Gesetze,  noch  die  Neigung  der  constitu- 
tionellen  Versammlungen  zu  Gesetzveränderungen  wirklich 
so  gross,  als  man  es  sich  oft  vorstellt  und  dem  Constitu- 
tionalismus  zur  Last  legt. 

Die  Erfahrung  beweist,  dass  einmal  zu  Bestand  gekom- 
mene Gesetze  trotz  der  bald  gewonnenen  Einsicht  von  ihrer 
ünzweckmässigkeit,  trotz  mancher  bedeutender  unüberwind- 
licher Antipathien  länger  dauerten,  als  wünschcnswerth  war 
oder  doch  gewünscht  wurde.  Denn  es  gilt  von  den  Ge- 
setzen, was  man  auch  bei  Menschen  beobachten  kann,  näm- 
lich, dass  der,  wenn  auch  bestrittene,  aber  doch  effective  Be- 
sitz der  Gewalt  oder  Macht  in  sich  eine  conservative  Kraft 
tragt. 

Würde  übrigens  die  mit  den  constitutionellen  Einrich- 
tungen gegebene  Veränderbarkeit  und  wirkliche  Unstäte  der 
Gesetze  auch  die  möglichst-grösste  sein,  so  müsste  sie  immer 
noch  im  Vergleich  zu  der  Veränderlichkeit  eines  als  Gesetz 
geltenden  rein  absolut-persönlichen  Willens  als  höchst  unbe- 
deutend erscheinen. 

Die  Dauerhaftigkeit  eines  Gesetzes,  die  Rechtfertigung 
jedes  Moments  seines  Bestandes  hängt  nicht  blos  von  der 
Form  seiner  Zustand ebringung  ab.  Diese  soll  vielmehr  stets 
so  eingerichtet  sein,  dass  das  Gesetz  einen  dauerhaften  In- 
halt oder  der  Inhalt  des  Gesetzes  Dauerhaftigkeit  habe.  153) 

VII. 

Der  Constitutionalismus  an  sich  ist  ebendeshalb  auch 
nicht  identisch  mit  einem    schwachen  Bestände  des   Staats, 


153)  Bezeichnend  ist  es,  wenn  TocquevUie  (La  democratie,  I,  120, 
121)  meint:  „En  Franc»»,  la  Constitution  est  une  oeuvre  immuable  ou  cen- 
&ee  teile.  Anciin  pouvoir  ne  saurait  y  rien  ehanger:  teile  est  la  theorie 
recue.  En  Angleterre,  on  reconnait  au  parlement  le  droit  de  modifier  la 
constitation.  En  Angleterre,  la  Constitution  peat  donc  ehanger  sans  cesso, 
on  plutöt  eile  n'exist*  point.  Le  parlement  en  meme  temps  qu'il  est 
corps  legislatif,  est  corps  constituant. 
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mit  einem  lügenhaften  Bestände  seiner  Gewalt.  Man  hat 
den  Constitutionalismus  ein  unmännliches,  schwächliches 
System,  ein  Schaukelsystem,  ein  System  des  Balancirens, 
der  Herrschaft  philisterhafter  Interessen,  der  Feigheit  und 
unproductiven  Vermittelung  genannt,  ihm  wol  auch  den  Na- 
men eines  „juste  milieu"  mit  einem  sehr  Übeln  Beigeschmack 
gegeben.  Aber  was  anders  ist  der  Constitutionalismus  an 
sich  imd  die  bei  dem  gewiss  nicht  absolut  unmöglichen  Vor- 
handensein seiner  wesentlichen  Voraussetzungen  mit  Not- 
wendigkeit aus  demselben  hervorgehenden  Consequenzen, 
was  anders  ein  principiell  falscher  Constitutionalismus,  oder 
einer,  dem  jene  Voraussetzungen  abgehen,  oder  überhaupt 
jeder  Constitutionalismus,  insoweit  ihm  jene  wesentlichen 
Voraussetzungen  fehlen,  in  welchen  Fällen  also  jene  Conse- 
quenzen gar  nicht  oder  nur  theilweise  eintreten  könnten, 
resp.  festgehalten  wurden.  Oder  hätten  sich  in  nichtconsti- 
tutionellen  Staaten  die  so  oft  dem  Constitutionalismus  vor- 
geworfenen Mängel  nicht  ebenfalls  bewährt?  Haben  nicht 
auch  absolute  Herrscher,  und  zwar  nicht  blos  schwach  aus- 
gerüstete, sondern  sogar  die  mächtigsten  Persönlichkeiten 
unter  ihnen  wohl  oder  übel  balancirt  und  transigirt?  Hat 
man  denn  gänzlich  übersehen  können,  dass  selbst  in  Eng- 
land ein  bis  aufs  höchste  getriebener  Absolutismus,  ja  man 
kann  sagen  Despotismus,  bis  an  die  Schwelle  unserer  Tage 
reichte  und  dessen  Verbannung  zum  besten  Theil  der  Weis- 
heit eines  deutschen  Königgemahls  und  dem  Umstand  zu 
danken  ist,  dass  die  englische  Krone  seit  geraumer  Zeit  Ton 
einer  ausgezeichneten  Frau  getragen  wird?  Transigiren,  Ba- 
lanciren,  in  der  Mitte  stehen,  das  sind  lauter  Begriffe,  die 
an  sich  weder  Gutes  noch  Schlechtes  bezeichnen,  aber  abso- 
lute Consequenzen  des  Verkehrs  der  Menschen  und  der 
Staaten  sind.  Abgesehen  davon,  dass  sie  natürlich  auf  als 
absolut  geachtete  Wahrheiten  und  Bedürfnisse  keine  Anwen- 
dung finden  können  und  zwar  auch  nach  der  Idee  des  Con- 
stitutionalismus nicht,  so  wird  immer  alles  darauf  ankom- 
men, über  was  transigirt  wird,  zwischen  wem  man  die  Mitte 
sucht  oder  sich  in  die  Mitte  stellt.  154)     Nur  insofern  durch 


154)  Ueber  die  Politik  des  „juste  inilieu"  vgl.  Gtthot,  Histoire  pari.,  II, 
192  fg.,  und  uns  ern  Art.  „Politik"  im  Staats-Lexikon.  Bekannt  ist  der  alte 
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Unverstand  oder  Übeln  Willen  das  Absolute  zum  Relativen, 
das  Wesentliche  zum  Willkürlichen  gemacht  und  in  diesem 
Sinne  transigirt  oder  balancirt  werden  soll,  bezeichnen  jene 
Begriffe  Schlechtes.  lö6)  Dies  wäre  aber  einfach  nicht  Con- 
stitutionen, sondern  unconstitutionell,  wie  wir  es  bereits  auf 
die  mit  jener  falschen  Auffassung  des  Transigirens  oder  Ba- 
lancirens  in  einer  freilich  nicht  ganz  freiwilligen  Verbindung 
stehenden  Versuche,  die  Souveränetät  wirklich  zu  theilen, 
zu  mischen,  sie  aus  ihrer  rechten  Lage  zu  verrücken,  die 
politische  Pflicht  in  ein  persönliches  Recht  zu  verwandeln 
u.s.w.  bemerkt  haben.  Wo  aber  weder  ein  absolutes  Be- 
dürthiss,  noch  eine  absolute  Wahrheit  in  Frage  steht,  bezie- 
hungsweise die  Erkenntniss  derselben  als  solcher  fehlt,  da 
mnss  erst  eine  Ausgleichung  oder  Aussöhnung  zwischen  der 
Freiheit  und  der  Ordnung  vor  sich  gehen,  und  dies  kann 
eben  nur  durch  ein  Abwägen  oder  Vergleichen  geschehen. 
Es  mag  dabei  der  weitern  Entwickelung  überlassen  sein,  ob 
sich  später  eine  Erkenntniss  des  absoluten  und  wesentlichen 
Moments  entwickelt  und  also,  insoweit  dies  geschehen,  alles 
Vergleichen  und  Transigiren  aufhört.  Immer  aber  inuss  in 
dem  Kampfe  der  Parteien,  soll  je  eine  organische  Aussöh- 
nung eintreten,  etwas  in  der  Mitte  stehen  und  zwar  das, 
was  seiner  unzweifelhaften  Natur  nach  nicht  in  und  nicht 
unter  oder  neben,  sondern  über  ihnen  ist:  das  unbestreitbar 
Absolute,  Wesentliche,  die  Einheit  des  Staats  und  seiner 
Gewalt,  resp.  ihr  persönlicher  Träger,  der  Souverän. 

Der  Constitutionalismus  ist  demnach   nicht  das  System 
der  Transaction  „par  excellence",  sondern  das  System  der 


Satz  „in  medio  virtus".  Plqton  (Legg.,  VI,  16)  hält  auch  das  Mittlere, 
Massige,  für  da«  der  Tugend  Förderlichste.  Ueber  die  „State"  und  ihr 
Verhältnis*  zur  Tugend  nach  Thomasin  von  Zirclaria  s.  Dietzel  y  Allgemeine 
Monatsschrift,  1852,  S.  687  fg.  Dass  übrigens  das  „juste  milieu"  unter 
Umständen  mindestens  ebenso  viel  Muth  erfordere,  wie  eine  extreme  Rich- 
tung, s.  bei    Viel-Castei,  a.  a.  0.,  V,  203. 

155)  Umgekehrt  würde  diu  Behauptung  des  Relativen  als  absolut, 
des  Willkürlichen  als  wesentlich  gleich  schlecht  sein.  Vgl.  Mommsen,  a. 
a.  0.,  III,  33  fg.  Ueber  den  Unterschied  zwischen  absoluten  und  aus- 
gleichenden constitutionellen  Bestimmungen  s.  Deutsche  Vierteljahr- 
Schrift,  Jahrg.  1857,  Heft  3,  S.  161  fg.,  170. 
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Ausgleichung  zur  rechten  Zeit,  am  rechten  Orte,  über  ge- 
eignete Gegenstände  und  in  der  besten  Form.  Ebenso  we- 
nig ist  er  das  System  der  Lüge  „par  exccllence",  denn  einer- 
seits liegt  das  Lügen  nicht  in  seiner  Idee  oder  in  seinem 
Wesen,  andererseits  ist  sein  Misbrauch  zu  Lügen  wenig- 
stens nicht  ihm  allein  eigenthümlich.  Von  selbst  aber  ver- 
steht es  sich,  dass  mit  dem  modernen  Sittengesetze,  unter 
welchem  die  gegenwärtige  Staatenwelt  steht,  anders  gelogen 
werden  muss,  als  dies  früher  der  Fall  war. 

Nun  hat  man  aber  mit  einem  Anschein  von  tiefem  Blick 
und  scharfer  Auffassung  gesagt,  die  Erfahrung  beweise,  dass 
der  Mensch  in  der  Regel  nur  für  seine  eigenen  Interessen 
energisch  sei,  und  zwar  um  so  mehr,  je  geneigter  er  sich 
finde,  politische  Mittel,  z.  B.  eine  politische  Stellung  dafür 
zu  gebrauchen.  In  der  That  ist  es,  sei  es  aus  Klugheit,  sei 
es  aus  einem  gewissen  natürlichen  Anstandsgefühl ,  sehr  ge- 
wöhnlich, dass  die  Verfolger  selbstsüchtiger  Zwecke  im 
Staate  sich  politischer  Vorwände  bemeistern  und  dann  in  deren 
Verfolgung  die  höchste  Energie  anwenden ,  während  die  Män- 
ner mit  wirklich  politischer  Gefühls-  und  Denkweise  schwäch- 
lich, feig,  oder  gleichsam  verdutzt,  im  besten  Falle  mit  einer  ge- 
wissen Bescheidenheit  sich  zurückziehen  und  jenem  Treiben 
unthätig  zusehen.  Damit  wird  dann  auch  die  höhere  und  wol 
auch  imponirende  Energie  oft  mit  Unrecht  so  genannter  poli- 
tischer Parteien  und  die  Schwäche  und  Unfähigkeit  des  zwi- 
schen ihnen  stehenden  constitutionellen  Regiments,  dem  eben 
das  Energie  verleihende  selbstsüchtige  Interesse  fehlen  soll, 
zusammengehalten.  Allein  dieses  ganze  Raisonnement  dürfte 
doch  auf  einer  Täuschung  beruhen.  Im  Staate  sind  nämlich 
persönliche  und  allgemeine  Interessen  so  allgemein  verbun- 
den oder  sollten  es  wenigstens  sein,  dass  jede  allgemeine 
Frage  jeden  einzelnen,  jedes  Sonderinteresse  das  Ganze  eini- 
germassen  berührt.  Man  kann  keinen  Staat  vernünftig  dar- 
aufhin einrichten,  dass  einige  lediglich  um  der  Sache  und 
des  Staats  willen,  also  gänzlich  abstrahirend  von  sich  selbst 
und  allen  Staatsgenossen  als  einzelnen,  nunmehr  also  blos 
für  ein  Abstractum,  als  welches  nach  dieser  Auffassung  der 
Staat  erschiene,  sich  opfern,  die  ganze  übrige  Masse  aber 
in  engherziger  Selbstsucht  leben  und  doch  nur  von  jenen 
wenigen,  trotz  des  Mangels  aller  Berücksichtigung  ihrer  Son- 
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derinteressen  zusammengehalten  werden  könnte.  Ehre,  Ruhm, 
hohe,  einflussreiche  und  gut  besoldete  Stellungen  im  öffent- 
lichen Dienst  waren  und  bleiben  immer  auch  Ziele  egoi- 
stischer Bestrebungen,  wie  das  Ringen  nach  bürgerlichem 
Wohlstand  und  Aehnliches  von  politischen  Zwecken  aus- 
gehen kann.  Auch  dem  constitutionellen  Regiment,  wenn  es 
seine  Vermittleraufgabe  erfüllt,  fehlt  ein  Sporn  zur  Energie, 
den  man  auch  in  dem  eigenen  Interesse  seiner  Träger  leicht 
finden  kann,  durchaus  nicht.  Aber  die  Energie  desselben 
ist  naturgemäss  eine  andere  als  die  einer  aggressiv  oder  de- 
fensiv sich  verhaltenden  Partei ;  es  ist  die  Energie  der  Aus- 
dauer, der  Umsicht,  der  Unparteilichkeit,  die,  indem  sie  den 
Trager  des  Regiments  selbst  in  seiner  Stellung  erhält,  das 
Ganze  zu  erhalten  sucht.  „Quand  le  pouvoir  n'est  pas  a  sa 
place,  chacun  se  le  dispute",  d.  h.  es  ist  ein  ebenso  grosser  Feh- 
ler, wenn  der  Träger  der  Staatsgewalt  seine  Stellung  auf- 
gibt oder  seiner  Stellung  etwas  vergibt,  wie  wenn  die- 
jenigen, denen  diese  Trägerschaft  von  Rechtswegen  nicht  zu- 
kommt, nach  derselben  unter  sich  ringen,  lauter  Fehler, 
welche  gleichzeitig  ebenso  gegen  die  wahren  Interessen  des 
Staats  wie  gegen  das  wohlverstandene  Privatinteresse  der 
Betreffenden  gehen.  Sie  sind  aber  keineswegs  Folgen  des 
Constitutionalismus  an  sich;  man  kann  nur  sagen,  dass  auch 
der  Constitutionalismus  für  sich  allein  die  Kraft  nicht  hat, 
sie  unschädlich  zu  machen,  woraus  begreiflich  demselben  ein 
besonderer  Vorwurf  nicht  erwachsen  kann.  Wenn  sich  jene 
Fehler  aber  auch  unter  der  Herrschaft  des  Constitutionalis- 
mus zeigen,  so  kommt  dies  von  jener  falschen  Auffassung 
des  Constitutionalismus,  nach  welcher  derselbe  entweder  nur 
Freiheit  oder  doch  mehr  Freiheit  als  Ordnung  bedeuten  soll. 
In  Verbindung  mit  dem  Umstände,  dass,  gewissen  Tenden- 
zen und  Fehlern  der  Regierenden  gegenüber,  der  in  dem 
Constitutionalismus  liegende  und  durch  ihn  legitimirte  Appell 
an  Freiheit  und  Gerechtigkeit  oft  so  sehr  imponirt,  dass 
übermässigen  Forderungen  gegenüber  auch  die  Regierenden 
vergessen,  die  Freiheit  könne  nur  in  der  Ordnung  bestehen, 
bleibt  es  ewig  wahr,  dass,  wie  nun  einmal  die  Men- 
schen sind,  „diejenigen,  welche  sich  mit  einem  gewissen  be- 
schränkten und  bestimmt  abgegrenzten  Theil  einer  errunge- 
nen Wahrheit  begnügen,  stets  einen  grossen  Vortheil  in  den 
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Verhandlungen  vor  denjenigen  haben  werden,  welche  in  dem 
Unbekannten  eine  grossere  und  idealere  Wahrheit  suchen". 
Erscheint  nun,  soll  es  hiermit  besser  werden,  ebenso  viel  Lauter- 
keit wie  Klugheit,  Geduld  und  Ausdauer  der  Führer  noth- 
wendig,  so  begreift  sich  auch,  dass,  wo  überhaupt  jene 
Fehler  vorhanden  sind,  Angriffe  auf  die  Ordnung  unter  der 
Devise  der  Freiheit  immer  sehr  gefährlich  seien,  und  zwar 
auch  dann,  wenn  sie  nicht  mit  Hülfe  des  Constitutionalismus 
geschehen. 

vni. 

Der  Constitutionalismus  ist  ferner  weder  blos  etwas 
Formales  lö6),  noch  etwas  ausschliesslich  Ideales.  Er  ist 
Idee  und  Form  zugleich,  und  zwar  einfach  aus  dem  Grunde, 
weil  er  ist.  Durch  seine  ideale  Seite  hat  er  eine  allgemeine 
menschliche  Grundlage  und  zugleich  die  Fähigkeit,  sehr  ver- 
schieden geistig  aufgefasst  zu  werden.  Daraus  folgt  nicht 
nur  das  Postulat  einer  Form,  sondern  auch  eine  Reihe  all- 
gemeiner Postulate  an  seine  Form,  innerhalb  welcher  bei 
der  unvermeidlichen  Mangelhaftigkeit  der  Formen  ausser  der 
Mannichfaltigkeit  auch  die  Fortbildungsfähigkeit  bestehen 
muss.  Aus  letzterm  Grunde  erklären  sich  unter  anderm  die 
verschiedenen  früher  besprochenen  technischen  Bezeichnun- 
gen und  praktischen  Auffassungen  des  Constitutionalismus; 
und  was  an  denselben  dem  wahren  Wesen  des  Constitutio- 
nalismus entgegen  ist,  bezeichnet  entweder  eine  Unfertigkeit 
oder  Verirrung  des  constitutionellen  Lebens  und  kann  weder 
durch  eine  theoretische  Bezeichnung,  noch  für  die  Dauer 
wenigstens  durch  eine  wenn  auch  längere  Uebung  gerecht- 
fertigt werden.  Die  Bezeichnung  einer  Verfassung  als  stän- 
disch oder  landständisch  schafft  keine  Stände,  wo  solche 
nicht  sind  und  gibt  für  sich  allein  weder  einem  verkomme- 
nen Stande  noch  einer  zum  politischen  Stand  aufstrebenden 
Klasse  politisches  Leben;  die  Bezeichnung  einer  Verfas- 
sung als  repräsentativ  ist  nicht  im  Stande,  wirklich  vor- 
handene lebensfähige  Stände  oder  organische  ständische 
Neugestaltungen  zu  vernichten  oder  zu  verhindern;   die  Be- 
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Zeichnung  einer  Verfassung  als  parlamentarisch  macht  für 
sich  allein  keinen  zum  Souverän,  der  es  nicht  ist,  und  nimmt 
keinem  die  Souveränetat,  der  sie  verfassungsmässig  hat. 
Was  aber  gegen  das  Wesen  des  Staats  und  den  Geist  sei- 
ner Verfassung  durch  die  Formen  derselben  angestrebt  wird, 
erscheint,  auch  wenn  die  Verfassung  im  allgemeinen  eine 
constitutionelle  wäre,  ebenso  wenig  wie  die  in  derselben 
enthaltenen  Widersprüche,  Lücken  und  sonstigen  Unfertig- 
keiten,  als  Constitutionen,  sondern  geradezu  als  uncon- 
stitutionell. 

Natürlich  aber  werden  immer  die  in  einem  constitutio- 
nellen  Staat  sich  erhebenden  Collisionen  zwischen  Freiheit 
und  Ordnung,  oder,  was  durchaus  nicht  dasselbe  sein  muss, 
zwischen  constitutionellem  Körper  und  Regierung  (Ministe- 
rium) und,  was  wieder  etwas  anderes  sein  kann,  zwischen 
Krone  und  Volk*,, innerhalb  der  constitutionellen  Einrichtun- 
gen oder  Formen  hervortreten  und  in  diesen  ihre  Ausgleichung 
wehen.  Diese  kann  niemals  nach  einem  „a  priori"  für  alle 
Fälle  gültigen  Muster  geordnet  werden,  und  zwar  schon 
darum  nicht,  weil  die  Verhältnisse  zwischen  Krone,  Mini- 
sterium, Parlament  und  Volk  unendlich  verschieden  und  die 
Bedeutung  eines  jeden  dieser  Factoren  für  den  Staat  in 
einem  gegebenen  Momente  gleichfalls  höchst  mannichfaltig 
und  zudem  alles  dies  wieder  einem  grossen  Wechsel  unter- 
worfen ist. 

Wir  wollen  in  dieser  Beziehung  nur  ein  einziges  Bei- 
spiel erwähnen.  Man  denke  sich  eine  ganz  neue  vom  Volk 
erst  eingesetzte,  durch  eine  Revolution  in  den  Mitbesitz  gelangte 
Regierung,  wie  z.  B.  die  in  Frankreich  mit  der  Restauration 
oder  nach  der  Julirevolution,  oder  die  in  Belgien  nach  sei- 
ner Selbständig  werdung,  oder  in  Griechenland  nach  der  letz- 
ten Umwälzung  ans  Ruder  gekommene,  so  muss  das  Parla- 
ment, wenn  es  populär  und  durch  die  vorhergehenden  An- 
strengungen nicht  um  seine  Energie  gekommen  ist  (Guizot, 
Histoire  parlementaire,  I,  382),  die  .trotz  aller  etwa  entgegen- 
stehenden Gesetze  und  Formen  überwiegende  Macht  sein ; 
und  so  erklärt  es  sich,  dass  unter  solchen  Umständen  wol 
ein  Parlament  die  Regierung,  nicht  aber  die  Regierung  ein 
unpopulär  gewordenes  Parlament  halten  könnte.  Wie  aber 
eine  zwischen  beiden  ausgebrochene  Collision  im  wahren  In- 
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teresse  des  Staats  zu  heben  sei,  dies  durch  einen  theore- 
tischen Satz  bestimmen  zu  wollen,  würde  von  gar  keinem 
praktischen  Werthe  sein.  Nimmt  man  dagegen  den  andern  Fall, 
nämlich  eine  Regierung,  die  durch  den  ausschliesslichen  Be- 
sitz einer  unter  dein  Schutz  des  Parlaments  erstarkten  Exe- 
cutive  und  Verwaltung  kräftig  ist,  so  wirkt  sie  je  nach  Um- 
ständen entweder  mit  dem  Parlamente  oder  dem  Volk  fort 
und  ist  klug  genug,  ihren  Ursprung  nicht  direct  zu  verleug- 
nen, während  das  Volk  in  kluger  Mässigung  von  seiner  Re- 
gierung nichts  verlangt,  was  gegen  deren  wesentliche  Natur 
geht;  oder  es  trifft  das  Gegentheil  ein,  und  dann  wird  ent- 
weder der  eine  Theil  siegen  oder  ein  dritter  die  Früchte 
des  unfruchtbaren  Streits  ernten. 

Abgesehen  hiervon,  ist  aber  zwischen  den  formellen  Col- 
lisionen,  wie  sie  das  constitutionelle  Leben  bietet,  ein  unge- 
heuerer Unterschied.  Es  wird  von  den  meisten  zugegeben 
werden,  dass  die  verfassungsmässigen  constitutione! len  For- 
men wie  alle  bestehenden  rechtlichen  Einrichtungen  etwas 
Heiliges  an  sich  haben.  Eine  principielle  Anfeindung  des 
verfassungsmässigen  Bestandes,  auch  wenn  sie  aus  irgend- 
einem Grunde  nur  gegen  die  constitutionellen  Einrichtungen 
ginge,  wäre,  trotz  aller  wahren  oder  erlogenen,  klugen  oder 
thörichten  Loyalität,  staatsverbrecherisch.  Allein  damit  ist 
noch  wenig  gethan.  Wie  einzelne  Menschen,  so  können 
auch  einzelne  Formen,  und  unter  Umständen  nicht  blos  be- 
deutende, sondern  sogar  die  unbedeutendsten,  den  Charakter 
von  Principien  bekommen,  indem  sich  hinter  ihnen  die  höchst 
denkbaren  Gegensätze  der  politischen  Grundanschauungen 
verbergen,  gleichwie  bei  dem  innern  Zusammenhang  des 
ganzen  Rechtsorganisinus  eines  Volks  die  verschiedensten 
politischen  Ansichten  gelegentlich  einer  civilgesetzlichen  Be- 
stimmung, oder  bei  der  Frage,  ob  etwas  dem  Privatrecht  an- 
gehöre oder  dem  öffentlichen  Recht  einverleibt  werden  soll 
(Familienfideicommi8se),  zum  Ausbruche  kommen  können. 

Derlei  Collisionen  werden  in  der  Regel  auf  einer  ver- 
schiedenen Interpretation  des  Gesetzes,  oder  auf  einer  wirk- 
lichen Unklarheit  oder  Un Vollständigkeit  desselben  beruhen, 
und  wenn  kein  principieller  Gegensatz  dahinter  besteht  oder 
gesucht  wird,  so  muss  auch  die  Ausgleichung  leicht  und, 
was  noch  mehr  ist,  gut  werden.    Im  andern  Falle  aber  wird 
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|  ein  Kampf  entstehen,  dessen  Ausgang  von  der  grössern 
Kraft  abhängt,  ohne  dass  jedoch  der  in  diesem  Falle  Stär- 
kere auch  das  bessere  Recht  für  sich  haben  müsste.  Das 
momentan  politisch  Stärkere  ist  nicht  nothwendig  das  für 
den  Staat  Bessere.  Hierüber  vermögen  nur  die  gegebenen 
Umstände  zu  entscheiden. 

Es  ist  aber  die  Natur  des  verfassungsmässigen  Staats,  dass 
die  constitutionellen  Formen  nicht  weiter  trennen  und  ver- 
einigen sollen,  als  insoweit  Trennung  und  Vereinigung  natur- 
gemäss  ist,  dass  sie  also  weder  nur  trennen,  noch  nur  ver- 
einigen. In  irgendeiner  Beziehung  materiell  die  Compe- 
tenzen  der  Krone  und  des  Parlaments  haarscharf  trennen 
woUeu,  wäre  unorganisch  und  sicher  ein  Zeichen,  dass  man 
vergessen  hätte,  wie  im  Staat  jede  Ordnung  wegen  der 
Freiheit,  jede  Freiheit  wegen  der  Ordnung  da  ist.  So  wenig 
man  z.  B.  im  Strafprocess  die  Jury  hermetisch  von  der  Be- 
rücksichtigung der  Rechtsfrage  abhalten  und,  weil  dies  nicht 
möglich,  das  Geschworenengericht  verwerfen  kann,  ebenso 
wenig  ist  es  möglich,  die  Stände  nur  auf  die  Gesetzgebung, 
wofür  sie  nicht  gerade  am  meisten  geeignet  sind,  zu  ver- 
weisen und  ihnen  z.  B.  zu  verbieten,  über  die  Verwendung 
der  Staatseinnahmen,  wie  über  die  ganze  Staatsverwaltung 
ihre  Gedanken  nicht  nur  zu  haben,  sondern  auch  in  irgend- 
einer Form  geltend  zu  machen.  In  diesem  Sinne,  aber  auch 
nur  in  diesem,  ist  es  richtig,  wenn  Guizot,  der  Unterstützung 
der  Kammer  bedürftig,  äusserte:   „C'est  donc  en  gouverne- 

ment que  la  Chambre   doit  penser  et  agir"   (im  Jahre 

1832,  Histoire  parlementaire,  I,  Lxvm  und  411).  Die  reelle 
Einheit  zwischen  Krone  und  Volk,  Regierung  und  Kammern 
ist  demnach  das  einzige  Mittel  gegen  nachtheilige  und  un- 
versöhnliche Collisionen  und  sie  herzustellen  und  zu  erhalten 
auf  Grund  vernünftiger  Verfassungsbestimmungen,  verbrei- 
teter Erkenntniss  und  loyaler  Uebung  derselben  ebenso  die 
Aufgabe  der  Regierung  wie  aller  derer,  die  den  Grund  eines 
Rechts  auf  politische  Bedeutung  in  der  constitutionellen  Idee 
und  Einrichtung  des  Staats  finden  wollen. 

Am  übelsten  müssen  aber   derlei  Collisionen  dann  sein, 
wenn  sie   absichtlich    hervorgerufen    werden,   namentlich  zu 
dem  Zwecke,  den  Constitutionalismus  und  seine  Einrichtun- 
gen  zu  discreditiren.     Wo  dies  überhaupt  möglich  ist,   da 
Held.  m..  11 
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fehlt  es  noch  an  den  wesentlichsten  Voraussetzungen  eines 
wahrhaft  constitutionellen  staatlichen  Daseins  und  steht,  man 
darf  sich  darüber  nicht  tauschen,  dem  fraglichen  Staat  im- 
mer noch  eine  lange  Periode  von  Kämpfen  bevor,  die  selbst 
seine  Existenz  gefährden  und  möglicherweise  sogar  momen- 
tan absolutistische  Massregeln  rechtfertigen  zu  können  schei- 
nen. Dies  ist  aber  nicht  ein  Fehler  des  Constitutionalismus, 
sondern  die  unvermeidliche  Folge  jeder  noch  nicht  genügend 
vorbereiteten  fortschrittlichen  Entwickelung. 

Es  ist  aber  auch  klar,  dass  ein  rein  formeller  Sieg  in 
solchen  Collisionsfällen  nichts  frommt,  wenn  er  nicht  gerade- 
zu schadet.  Siegen  z.  B.  die  Kammern  gegen  die  Regie- 
rung in  einem  Falle,  in  welchem  nach  dem  Wesen  des 
Staats  im  allgemeinen  und  des  concreten  Staats  insbesondere 
der  Sieg  auf  Seiten  der  Regierung  hätte  sein  sollen,  so  wür- 
den wir  dies  für  ein  nicht  geringeres  Unglück  halten,  als 
wenn  ein  Ministerium  gegen  die  Stände  zum  Nachtheil  des 
Staats  den  Sieg  davongetragen  hätte. 

Nun  ist  aber  die  Masse  der  constitutionellen  Contro- 
versen  eine  ungeheuere.  Man  kann  nicht  nur  überhaupt 
darüber  streiten,  was  unter  allen  Staatsformen  oder  bei  einer 
gewissen  Staatsform  im  allgemeinen  Constitutionen  sei,  son- 
dern auch  darüber,  was  nach  einer  bestimmten  Verfassung 
als  solches  zu  gelten  habe.  Auch  ist  bekannt,  dass  selbst 
in  monarchischen  Staaten  die  verschiedensten  Dinge  als  con- 
stitutionell  gelten  und  eine  und  dieselbe  constitutionelle  Ein- 
richtung auf  die  verschiedenste  Weise  im  Detail  dargestellt 
und  selbst  mit  ganz  gleichem  Detail  ebenso  verschieden  ge- 
handhabt und  wirksam  wird.  Die  Ursache  davon  liegt  nicht 
allein  in  dem  verschiedenen  Grade  der  Ausbildung  des  Con- 
stitutionalismus, sondern  auch  in  der  ganzen  Artung  des 
Staats  und  Volks,  in  den  besondern  nationalen  Anschauungen 
des  letztern,  oft  sogar  in  bestimmten  Persönlichkeiten,  z.  B. 
des  Herrschers,  eines  Ministers  u.  8.  w. 

Der  Constitutionalismus  kommt  nicht  aus  bestimmten 
Formen  in  das  Volk,  sondern  aus  der  Luft  gleichsam,  aus 
den  Geistern.  Die  Form,  welche  ohnehin  an  sich  wesent- 
lich nur  negativ  ist  und  wirkt,  kann  demnach  nicht  das 
Wesen  des  Constitutionalismus  sein  und  würde  demselben 
dann  am  allerwenigsten  entsprechen,  wenn  sie  nur  um  ihrer 
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•elbst  willen  mit  absoluter  Starrheit  aufgefasst  und  be- 
hauptet werden  wollte.     Nothwendig  mangelhaft,   muss  sie 
selber   biegsam  sein.    Regierungen  und  Volker  aber  müssen 
bedenken,    dass  für  Fälle  des  constitutionellen  Lebens,   in 
denen  eine  richterliche  Entscheidung  nicht  möglich  ist,  kein 
anderes  Mittel  der  friedlichen  Beilegung  gegeben  sei,  als  das 
des    Westfälischen   Friedens:     „Sola   amicabilis  compositio 
dirimat  lites",  und  dass  gerade  der  Beruf  und  die  Fähigkeit 
zu  einer  solchen  Beilegung  nicht  nur  nicht  gegen  die  Würde, 
sondern  gerade  das  Zeichen  der  höchsten  Würde  der  Be- 
treffenden sei.  Wenn  aber  die  „partes"  des  weiland  römischen 
Reichs  deutscher  Nation  nie  zu  einer  solchen  „compositio"  ka- 
men, so  ist  dies  gerade  ein  Beweis,  dass  die  im  Leben  eines 
wirklich  constituirten  Staats  entstehenden  „partes"  zu  einer 
solchen  „compositio"  kommen  müssen.  Ist  der  fragliche  Staat 
wirklich  der  Hauptsache  nach  gesund  und  kräftig  constituirt, 
so  wird   es  entweder  an  einer  entsprechenden   Composition 
des  Streits  oder  an  einem  staatsfördernden  Sieg  der  mate- 
riell berechtigten  Meinung  gegen   eine  blos  formell  begrün- 
dete nicht  fehlen    und  jede   Collision    ein    Läuterungsmittel 
für  den  Staat  und  seine  Zustände  sein.  Selbst  ein  schnellerer 
Wechsel  in  den  Gesetzen,    ein  gewisses  Herüber-  und  Hin- 
überwogen werden  nichts  schaden,  sondern  nur  dazu  dienen, 
das  organische  Leben  zu  stärken  und   das  ganze  in  immer 
festeres  Gleichgewicht  zu  setzen.     Besteht  aber  die  angege- 
bene Voraussetzung  nicht,  so  vollzieht  sich  der  noch  zu  un- 
fertige Constituirungsprocess  in  und  mit  den  constitutionellen 
Formen  und  führt  entweder  der  Constitutionalismus,  besser  wie 
jedes  andere  Regierungsprincip ,  weil  mit  Wissen   und  Wol- 
len,  allmählich  zur    wirklichen   Constituirung ,    oder  es  ge- 
schieht, was  auch  unconstitutionelle  Regierungen  nicht  ver- 
hindern können ,  indem  sich  etwas  anderes  constituirt  als  das, 
was   trotz   constitutioneller  Formen  und  mechanischer  Eini- 
gungsversuche zu  einem  organischen  Ganzen  sich  nicht  eignete. 
Da  übrigens  die  constitutionelle  Einrichtung  eines  Staats 
in  der  Regel  nur  mittelbar  nach  aussen  hin  wirkt,   die   un- 
mittelbare Aufgabe  des  Constitutionalismus  demnach  nur  die 
innere  Organisation  des  Staats  ist,   so  versteht  es  sich  von 
selbst,   dass  die  Selbsterhaltung   als   das  erste  und  höchste 
Ziel   jedes   Staats    durch    den  Constitutionalismus   gestärkt, 

11* 
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nicht  geschwächt  werden  darf.  In  Momenten,  wo  diese 
Selbsterhaltung  gefährdet  oder  gar  in  Frage  gestellt  wird, 
dürfen  constitutionelle  Formen  kein  Hinderniss  oder  Säum- 
niss  in  der  Staatsaction  hervorrufen.  Freilich  kann  die 
Selbsterhaltungsfrage  selber  wieder  unter  Umständen  sehr 
verschieden  aufgefasst,  ja  sogar  künstlich  herbeigeführt  wer- 
den. Die  Entscheidung  in  solchen  Fällen  muss  aber  denen 
überlassen  werden,  die  am  Ruder  des  Staats  stehen.  Noch 
heute  und  für  alle  Zeiten  gilt  der  Satz:  „Caveant  consules 
ne  detrimenti  quid  respublica  capiat",  und  es  ist  vorläufig 
keine  menschliche  Einrichtung  denkbar,  welche  die  Auffas- 
sung dieser  Pflicht  der  Staatslenker,  die  Motive  und  den 
Erfolg  ihrer  Massnahmen  besser  versicherte  als  der  Con- 
stitutionalismus ,  weil  hinter  dem  vorübergehenden  Momente 
ausserordentlicher  Regierungsthätigkeit  der  normale  constitu- 
tionelle Zustand  steht.  Möchte  kein  Cäsar  den  Tempel  des 
Saturn  wieder  mit  Gewalt  erbrechen,  kein  Tribun  sich  ihm, 
wenn  er  des  Staates  Mittel  braucht,  entgegenstellen! 

Wir  begreifen  vollständig,  dass  der  Doctrinarismus 
mit  unserer  vorstehenden  Auffassung  nicht  einverstanden  sein 
kann,  und  müssen  daher  jetzt  schon  auf  diesen  Begriff  etwas 
näher  eingehen. 

Doctrinarismus  ist  die  einseitige  Auffassung  einer  an 
sich  mehrseitigen  Sache  und  die  consequente  Durchführung 
der  einseitigen  Grundauffassung  zunächst  nur  in  der  Theorie, 
dann  in  der  Anwendung  derselben  aufs  Leben.  Insofern 
erscheint  der  Doctrinarismus  als  die  allgemeinste  Bezeich- 
nung eines  unrichtigen  Verhältnisses  der  theoretischen  An- 
schauungen zu  den  praktischen  Wirklichkeiten,  als  das  dem 
reinen  Empirismus  entgegengesetzte  andere  Extrem,  als  etwas 
Uraltes,  in  jedem  Zweige  der  menschlichen  Erkenntniss,  also 
in  jeder  Wissenschaft  Mögliches  und  allgemein  Verbreitetes. 
Der  ehrliche  Doctrinarismus  besitzt,  eben  der  Beschränktheit 
seiner  Auffassung  wegen ,  in  der  Regel  einen  sehr  festen 
Glauben  an  die  absolute  Wahrheit  und  unfehlbare  Wirksam- 
keit seiner  Sätze  und  hat  namentlich  der  politische  Doctri- 
narismus insofern  etwas  Utopistisches,  Staatsroman- 
haftes, ja  den  Schein  des  Philosophischen,  selbst  etwas 
von  der  Prätention  des  göttlichen  Rechts.  Er  tritt  da- 
her auch  in  allen  Zweigen  der  Staats-   und  Rechtswissen- 
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schaft  hervor,  z.  B.  in  den  verschiedenen  Strafrechtstheorien, 
in  den  mannichfachen  Theorien  vom  Rechtsgrund  und  Zweck 
des  Staats  u.  s.  w.,  und  ist  im  allgemeinen  auch  keineswegs  ganz 
identisch  mit  der  Theorie  vom  Rechtsstaate.  lö7)  Der  mo- 
derne oder  constitutionelle  Doctrinarismus  ist  gleichsam  die 
rationalistisch  abgekühlte  Schlacke  der  Utopien,  Staats- 
romane, Staatsphilosophien  wie  des  „jus  divinum4',  und  ent- 
spricht so  einer  gewissen  rationalistisch-materialistischen  Rich- 
tung unserer  Zeit. 

Der  moderne  constitutionelle  Doctrinarismus  168)  liebt 
es  nicht,  von  einer  objeetiv  richtigen  Idee  auszugehen  und 
die  wirklichen  Verhältnisse  unbefangen  zu  erkennen  und  an 
jener  Idee  zu  messen,  sondern  er  construirt  sich  irgendeine 
Schablone,  nach  welcher  alles  und  unter  allen   Umstanden 


157)  Wir  werden  diese  Theorie  weiter  unten  einer  besondern  Wür- 
digung unterstellen. 

158)  Der  Doctrinarismus  ist  in  Deutschland  schon  sehr  alt.  Die  An- 
nahme eines  römisch  -  deutschen  Weltreichs,  also  eines  Reichs,  welches 
eigentlich  nicht  bestand  und  der  Versuch  einer  Organisation  nach  dieser 
Idee,  ohne  dass  Deutschland  derselben  entsprechend  constituirt  gewesen 
wäre,  erscheint  offenbar  einigeruiassen  doctrinär  und  utopistisch  zugleich. 
Dasselbe  gilt  von  der  Reception  des  römischen  Rechts,  die,  von  der  Idee 
des  römischen  Kaiserreichs  und  seiner  Fortsetzung  getragen ,  ein  grosser 
politischer  Act  war  und,  da  sie  dem  Reiche  nicht  mehr  frommen  konnte, 
zur  innera  und  äussern  Unification  der  nach  Art,  Besitztitel  und  Lage  so 
verschiedenen  Besitzungen  der  Dynastien  zu  politischen  territorialen  Ein- 
heiten benutzt  wurde,  wodurch  eine  territoriale  Eintheilung  und  folgeweise 
eine  Grundlage  späterer  Entwicklungen  entstand,  welche  kaum  viel  unnatür- 
licher sein  konnte  und  die  Gestaltungen  des  Wiener  Congresses  noch  als  einen 
grossen  Fortschritt  erscheinen  lässt.  Die  Reception  des  römischen  Rechts 
felber  wurde  meist  auch  insofern  rein  doctrinär  aufgefasst,  als  man  ihr 
eine  Tiefe  und  einen  Umfang  zuschrieb,  den  sie  in  der  That  nicht  hatte. 
So  war  der  deutsche  Doctrinarismus  eine  doppelte  Danaidenarbeit,  indem 
er  nicht  nur  Unconstituirtes  zu  organisiren,  sondern  auch  Unconstituir- 
bares  oder  zu  einer  dauerhaften,  lebensfähigen  Constituirung  nicht  Geeig- 
netes zu  constituiren  suchte,  und  bei  den  Constituirungen  selbst  die  natür- 
lichen Gesetze  derselben  ausser  Acht  liess.  Auch  die  Versuche  der  prak- 
tischen Application  des  Aristoteles,  die  Scholastik  u.  s.  w.  sind  sicherlich 
nicht  minder  doctrinäre  Erscheinungen,  als  gewisse  Gallo-  und  Anglo- 
manien  unsere  Constitutionalismus.  Ueber  den  deutschen  constitutionellen 
Doctrinarismus  s.  auch  C.  Frantz,  Die  Wiederherstellung  Deutschlands, 
S.  75  fg.,  271  fg. 
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beurtheilt  und  gemodelt  werden  soll.  Seine  Hauptkunst  be- 
steht darin,  durch  die  Auslegung  seiner  allgemeinen  Sätze 
und  Unterbringung  jedes  Falls  unter  dieselben  sich  geltend  zu 
machen.  Daher  hat  er  auch  in  allen  seinen  Erscheinungen 
etwas  Pedantisches,  mit  dem  wirklichen  Leben  Contrastiren- 
des,  Kaltes,  Unbefriedigendes  und  keine  freie  Wirksamkeit. 
Er  macht  das  constitutionelle  Leben  zu  einem  Gamaschen- 
dienst, zu  einer  steifen  Paradefuxerei  und  bedenkt  nicht, 
dass  alle  diese  Dinge  in  dem  Augenblick  über  Bord  gewor- 
fen werden,  wo  die  Wogen  des  Lebens  hoch  gehen.  Der 
doctrinär  constitutionelle  Staat  wurde,  wenn  er  wirklich 
anderswo  als  in  dem  Gehirn  der  Doctrinäre  bestände,  einem 
Gedicht  mit  absolut  regelgerechten  Versen  gleichen  ohne  Ge- 
danken und  Empfindungen.  Frankreich,  das  Land  der  voll- 
endetsten Nachahmungen  classischer  Formen,  ist  auch  das 
Land  des  vollendetsten  constitutionellen  Doctrinarismus  und 
des  Bankerotts  der  constitutionellen  Idee!  15v)  Der  franzö- 
sische Doctrinarismus  hat  alle  möglichen  Trennungen  erfun- 
den, auch  die  keineswegs  englische  der  That-  und  Rechts- 
frage, und  doch  ist  Frankreich  ganz  besonders  das  Land  der 
Einheit  und  der  „unite  du  pouvoir".  Frankreich  ist  voll  con- 
stitutioneller  Theorien,  aber  diese  sind  ebenso  wenig  im 
Staat  wie  dieser  in  ihnen.  16°) 

Die  Leerheit  des  constitutionellen  Doctrinarismus  ist 
wol  an  nichts  leichter  zu  erkennen,  als  an  den  unleugbaren 
Erfahrungen  des  Lebens.  Als  solche  führen  wir  beispielshal- 
ber an: 

a)  Trotz  der  höchsten  Ausbildung  des  Constitutionalis- 
mus  nach  Idee  und  Form  hat  in  einem  Volke,  welches  mehr 
als  jedes  andere  und  länger  sich  als  Träger  des  Constitutio- 
nalismus  bewährt  hatte,  lange  ein  aufs  höchste  getriebener 
fast  despotischer  Absolutismus  der  Krone  herrschen  können 
(England). 

b)  Man  hat  ein  und  dasselbe  Parlament  zwischen  den 
Extremen  der  Servilität  und  der  Opposition  wechseln  ge- 
sehen und  Fälle,  wo  ein  ganz  streng  aristokratisches  Haus 


159)  Taine,  a.  a.  O.,  III,  146  fg.,  149. 

160)  Ueber  den  Doctrinarismus  Guizoft  s.  Allgemeine  Zeitung,  Augs- 
burg 1S64,  Beilag*  267.   Vgl.  aucb  Escher,  a.  a,  O.,  I,  13,  16  ig. 
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gerade  so  wie   ein  demokratisches  heute  servil  und  morgen 
radical  zu  sein  vermochte. 

c)  Auch  die  grössten  Zerwürfnisse  zwischen  Regierung 
und  Kammern  haben  das  Postulat  des  Fortregierens  nicht 
zu  beseitigen  vermocht.  War  aber  die  Schuld  der  erstem 
nicht,  wie  gewöhnlich,  auf  beiden  Seiten,  so  gab  es  doch 
keine  gültige  Entscheidung  darüber,  welche  von  beiden  Sei- 
ten sie  zu  tragen  habe.  Nicht  Theorien,  sondern  die  Um« 
stände,  die  Zeit  heilten  den  Riss,  wenn  er  überhaupt  geheilt 
wurde.  Was  erstere  möglicherweise  zur  Beruhigung  des 
politischen  Gewissens,  zur  Wahrung  des  politischen  An- 
stands  thun  können,  berührt  immer  nur  die  Aussenseite  und 
wird  blos  in  dem  Masse  förderlich  sein,  als  der  innere  Hei- 
lungsprocess  bereits  fortgeschritten  ist. 

d)  Es  kann  ohne  viele  und  mit  nach  doctrinärem  Masstab 
höchst  unvollkommenen  Formen  sehr  Constitutionen  und  unter 
der  strengsten  Beobachtung  vieler  und  doctrinär  höchst  vollkom- 
mener Formen  absolut  unconstitutionell  regiert  werden,  wie 
letzteres  z.B.  während  der Reactionsperiode  der  dreissiger  Jahre 
in  den  meisten  deutschen  Staaten  geschab.  Ein  Staat  kann 
im  erstem  Falle  thatsäcblich  ebenso  glücklich  und  wohl  sich 
befinden,  wie  im  andern  Falle  unzufrieden  und  übel.  Und 
wer  entscheidet  bei  der  Strittigkeit  der  theoretischen  Form- 
fragen über  das  theoretisch  oder  praktisch  Bessere?  Wer 
garantirt  bei  der  grossen  Beweglichkeit  unsers  politischen 
Lebens  und  bei  dem  Wandel  der  Gesinnungen,  namentlich 
der  herrschenden,  die  Beständigkeit  eines  nur  an  bestimmten 
Formen  hängen  sollenden  Wohlbefindens,  einer  durch  den 
Erfolg  häufig  als  Täuschung  sich  bewährt  habenden  Befrie- 
digung mittels  dieser  oder  jener  Form?  Alle  die  grossen 
Fortschritte,  welche  der  Constitutionalismus  seit  dem  Jahre 
1848  in  Deutschland  gemacht  hat,  beruhen  lediglich  auf  der 
weitern  Durchführung  der  constitutionellen  Idee,  und  die 
formellen  Aenderungen  sind  nur  die  nebenhergehende  Folge 
davon. 

e)  Bei  einer  vollkommen  bis  zu  den  äussersten  Con- 
sequenzen  getriebenen  doctrinären  Entwicklung  der  consti- 
tutionellen Theorie  wäre  es  absolut  unmöglich  zu  regieren. 
Für  viele  Dinge  sind  die  constitutionellen  Formen  entweder 
überflüssig  oder  absolut  unanwendbar,  oder  doch  sehr  nach- 
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theilig.  Auch  ist  es  ferner  unmöglich,  ohne  viele  vielleicht 
nie  bekannt  werdende,  aber  im  praktischen  Gang  unvermeid- 
liche kleine  unzweifelhafte  Formverletzungen  zu  regieren. 

f )  Die  doctrinären  Erklärungen  des  Art.  XIII  der  Bun- 
desacte  durch  die  betreffenden  Artikel  der  Wiener  Schluss- 
acte  haben  nach  keiner  Richtung  nützliche  Folgen  gehabt. 
Der  Doctrinarismus  des  Frankfurter  Parlaments  aber  machte 
die  Constituirung  Deutschlands  in  einem  an  sich  sehr  gün- 
stigen Moment  unmöglich.  Dieser  letztere  Doctrinarismus 
lag  vorzüglich  darin,  dass  man  für  ein  Reich,  was  noch 
nicht  bestand,  rechtlich  die  Grenzen  der  personlichen  Frei- 
heit ziehen  wollte  und  darüber  viele  kostbare  Monate  ver- 
streichen liess,,  obgleich  die  Freiheiten  selbst  im  Princip 
schon  allenthalben  anerkannt  waren;  dass  man  ferner  ein 
deutsches  Volk  annahm,  während  dies  nur  in  seinen  zahl- 
reichen Verbindungen  mit  vielen  an  Volkssympathien  reichen 
Dynastien  bestand,  und  also  ohne  die  Einwilligung  dieser 
letztern  kein  gültiges  Verfassungswerk  entstehen  konnte; 
endlich  darin,  dass  man  die  Reichskrone  einem  Könige  an- 
bot, dessen  Staat  bisher  nur  seine  eigene  Politik  kannte, 
während  der  König  selbst  zu  deutsch  war,  um  das  Anerbie- 
ten annehmen  zu  können;  sonstiger  doctrinärer  Einseitig- 
keiten, Ueberschwenglichkeiten  u.  s.  w.  ganz  zu  geschweigen. 

g)  Die  grössere  Zahl  der  für  am  wichtigsten  gehaltenen 
constitutionellen  Formfragen  werden  in  Collisionsfällen  nur 
nach  dem  constitutionellen  Geiste,  der  den  gegebenen  Mo- 
ment so  wenig,  wie  das  wahre  Wesen  des  Staats  aus  dem 
Auge  lassen  darf,  eine  genügende  Lösung  finden  können. 
Man  denke  sich  z.  B.  die  Fragen  von  der  Geltendmachung 
der  Persönlichkeit  des  Souveräns  in  den  Verhandlungen  des 
constitutionellen  Körpers,  von  der  Anwendung  der  Minister- 
anklage, von  dem  Mandat  der  Abgeordneten,  von  dem  Ver- 
hältnisse zwischen  Initiative  und  Petition,  von  dem  Verhält- 
nisse der  Kronprärogative  zu  den  Rechten  der  Kammern  u.s.  w. 
Dasselbe  gilt  auch  für  die  sogenannten  Verfassungsgaran- 
tien. Die  formellen  Verfassungsgarantien  sind  gemalte  Stütz- 
pfeiler. Der  Halt  einer  Verfassung  muss  in  ihr  selbst,  in 
ihrem  Geiste  und  dem  von  ihr  Zusammengefassten  bestehen. 
Jedes  Glied  bindet  alle  andern,  wie  es  von  ihnen  gebunden 
ist,  und  zwar  soll  dies  organisch  geschehen.   Es  ist  im  con- 
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stitutionellen  Staate  etwas  von  einer  gegenseitigen  Verbür- 
gung, und  seine  Lücken  bestehen  daher  vorzüglich  in  jeder 
Einseitigkeit,  dem  Fehler  des  Doctrinarismus.  Die  Zusam- 
mensetzung des  constitutionellen  Körpers  ist  gewiss  für  den 
ganzen  Constitutionalismus  die  wichtigste  Frage.  Allein  was 
fruchten  alle  doctrinellen  Versuche,  für  seine  Zusammen- 
setzung ein  allgemeines,  oder  doch  für  den  einzelnen  Staat 
unfehlbares  Recept  zu  verfassen.  Wir  haben  schon  an  einem 
andern  Orte  über  diesen  Gegenstand  gesprochen  J61)  und 
werden  später  eingehender  auf  denselben  zurückkommen. 
Hier  wollen  wir  nur  einige  Punkte  hervorheben.  Die  Doc- 
trin  legt  bald  einen  entscheidenden  Werth  darauf,  dass  stän- 
dige Wahlkreise  bestehen  sollen,  bald  darauf,  dass  die  Re- 
gierung die  Wahlkreise  bestimme,  wie  Zeit  und  Ort  der 
vorzunehmenden  Wahlen.  Von  beiden  Seiten  wird  eine 
Menge  von  Gründen  vorgebracht.  Allein  beiderseits  wird 
übersehen,  dass  der  Erfolg  der  Wahlen  vor  allem  von  den 
Wählern  und  zwar  unter  jeder  Form  abhängt,  dass  heute 
so  gewählt  wird,  weil  dies  oder  jenes  geschehen  ist,  und  mor- 
gen von  denselben  Leuten  aus  andern,  keineswegs  immer  be- 
rechtigten Gründen  ganz  anders  gewählt  werden  würde  und 
wirklich  gewählt  wird,  die  Ständigkeit  des  Wahlkreises  also 
keineswegs  bestimmte  Resultate  verbürgt  und  dies  überhaupt 
gar  nicht  wünschenswerth  sein  kann.  Wenn  aber  die  Re- 
gierung die  Wahlkreise  componirt,  damit  eine  sogenannte 
conservative  Majorität  da  sei,  so  ist  zu  bedenken,  dass  con- 
servativ  und  ministeriell  durchaus  nicht  absolut  gleichbedeu- 
tend ist,  dass  morgen  conservativ  sein  kann,  was  es  heute 
noch  nicht  gewesen,  und  dass  eine  Majorität  der  Köpfe  sehr 
leicht  durch  eine  Minorität  weniger,  aber  tüchtiger  Kopfe 
▼erführt  resp.  geführt  werden  kann.  Man  hat  viel  doctri- 
näres  Material  gehäuft  über  das  Verhältniss  der  Gewählten 
zu  ihren  Wählern.  Die  einen  nehmen  ein  förmliches  Man- 
dat der  erstem  durch  die  letztern  an,  die  andern  das  Ge- 
gentheil,  und  während  die  Gesetze  meist  die  letztere  Ansicht 
sanetioniren,  stellt  St.  Mill  eine  Art  von  Mittelmeinung  auf 
und  meint,  der  Gewählte  könne  durch  allgemeine  Principien 


161)  Das    constitutionelle  Princip,   herausgegeben   vom  Freiherrn  von 
Haxthau$en,  11,  1  fg. 
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gebunden  werden,  innerhalb  welcher  er  jedoch  freien  Spiel- 
raum haben  müsse  u.  s.  w.  Ohne  Zweifel  sollen  die  consti- 
tutionellen  Berathungen  dazu  dienen,  die  Abstimmungen 
nach  objectiven  Gründen  zu  leiten.  Aber  ebenso  unzweifel- 
haft ist  eine  Kammer,  welche  das  Volk  nicht  hinter  sich 
hat,  entweder  eine  Art  von  Oligarchie  oder,  wenn  nicht 
nichts,  doch  nur  sehr  wenig,  auch  für  die  Regierung.  Dabei 
wird  die  Regierung,  welche  jedes  Mandat  verbietet,  über- 
sehen haben,  entweder,  dass  mit  dem  Verbote  formeller 
Mandate  die  Ertheilung  und  Annahme  derselben  materiell 
doch  nicht  gehindert  werden  kann,  oder  dass  es  auch  mini- 
sterielle, conservative  Mandate  gibt.  Im  letztern  Fall  wird 
sie  ihr  Verbot  kaum  ernstlich  meinen.  Gegen  alle  diese 
Dinge  muss  jeder  Doctrinarismus  vergeblich  und  wirkungs- 
los erscheinen.  Und  wie  oft  wird  es  vorkommen,  dass  man 
gar  nicht  oder  nicht  bestimmt  weiss,  von  wem,  warum  man 
gewählt  wurde,  wem  man,  wenigstens  moralisch,  verantwort- 
lich ist?  Manchmal  wissen  es  die  Wahler  selbst  nicht  recht, 
da  die  Wahl,  wenn  nicht  durch  Indifferenz  oder  Zufall,  so 
doch  durch  eine  Transaction  der  Wahlparteien  entschieden 
wurde.  Um  noch  ein  Beispiel  zu  geben,  so  ist  bekannt, 
wie  grossen  Werth  man  auf  den  Constitutionalismus  des- 
wegen legt,  weil  man  meint,  dass  durch  ihn  der  massgebende 
£influss  einzelner,  namentlich  herrschender  Persönlichkeiten, 
und  zwar  insbesondere  zum  Vortheil  des  Staats,  paralysirt 
werde.  Das  Frauenregiment,  die  Herrschaft  zu  junger  Mo- 
narchen u.  8.  w.,  alles  soll  dadurch  seine  Gefahren  für  den 
Staat  verlieren.  Bis  zu  einem  gewissen  Grade  ist  dies  rich- 
tig. In  den  constitutionellen  Formen  treten  nämlich  aller- 
dings die  herrschenden  Persönlichkeiten  zurück,  und  soweit 
jene  schützen  können,  was  namentlich  von  ihrem  Verhältniss 
zum  constitutionellen  Geiste  und  von  der  politischen  Bildung 
des  betreffenden  Volks  abhängt,  also  sehr  relativ  ist,  soweit 
ist  jene  Meinung  richtig.  Allein  abgesehen  hiervon,  beweist 
die  Erfahrung,  dass  im  wirklichen  Leben  die  Persönlich- 
keiten wirken,  weil  sie  wirken  müssen  und  alles  nach  seiner 
eigenen  Natur  wiegt.  Wenn  die  Doctrinäre  dies  nicht  sehen, 
ist  es,  wie  ihr  Unglück,  so  ihre  eigene  Schuld. 

h)  Der  Constitutionalismus,  nur  formell  aufgefasst,  wird 
trotz,  ja  gerade  infolge  der  angestrengten  Bemühungen  des 
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Doktrinarismus,  dem  Volke  ewig  ein  unverstandenes  Formen- 
labyrinth bleiben,  in  welchem  es  jetzt  bei  seiner  überwiegen- 
den Richtung  auf  das  öffentliche  Leben  ebenso  planlos  her- 
umirren  müsste,  wie  es  ehedem  bezüglich  des  Privatlebens 
in  den  unbekannten  Gängen  des  römischen  Civilrechts  her- 
umirrte. Der  Constitutionalismus  hangt  überall  mit  einer 
Neubelcbung  und  Steigerung  des  nationalen  Geistes  zusam- 
men, in  Deutschland  besonders  mit  einer  erfolgreichen  Oppo- 
sition des  nationalen  Rechtsgenius  gegen  eine  unkritische 
Anwendung  römischer  Rechtseinrichtungen.  Der  nationale 
Geist  ist  wach  geworden.  Deutschland  hat  eingesehen,  dass 
ein  Volk  nur  um  den  Preis  seiner  eigenen  Selbständigkeit 
Trager  eines  idealen,  von  ihm  allein  nicht  realisirbaren  Zu- 
standes  sein  kann.  Die  Reception  des  fremden  Rechts  in 
Deutschland  war  eine  Folge  der  Ut-bertragung  der  römischen 
Weltherrschaftsidee  auf  unser  Volk  und  schlug,  wie  alle 
Massregeln  zur  Kräftigung  des  Reichs,  gegen  diese  aus, 
indem  sie  mir  die  Territorialfürstenmacht  stärkte  und  so  die 
deutsche  Nationalkraft  gleichsam  stückweise  entwickeln  half, 
nachdem  in  Opposition  gegen  die  Prätentionen  der  römischen 
Weltreichsidee  bereits  die  grossen  Nationen  Europas  ent- 
standen waren.  Während  aber  in  England  eine  Standschaft 
im  Anschlüsse  an  die  Fortschrittsideen  der  Zeit  sich ,  weil 
mühsam,  darum  kräfüg  entwickelte,  gingen  auf  dein  Con- 
tinent  die  mittelalterlichen  Stände  zu  Grunde,  weil  sie  sich 
in  doctrinärer  Festhaltung  ihrer  hergebrachten  Rechte  der 
Fortschritte  der  Zeit  nicht  bemächtigten.  Es  geschah  ihnen 
fast  wie  den  rohen  Völkern,  zu  deren  Untergangsgrüuden 
vorzüglich  auch  der  gehört,  dass  sie  sich  nur  gewisser,  für 
sie  tödlicher  Aussenseiten  der  mit  ihnen  in  Contact  gekom- 
menen höhern  Cultur  zu  bemächtigen  verstehen  und  durch 
das  herabstimmende  Gefühl  ihrer  Inferiorität  im  Widerstände 
matt  werden.  Ein  Unterschied  besteht  aber  besonders  darin, 
dass  im  Kampfe  zwischen  Wildheit  und  Civilisation  letztere 
von  aussen  an  die  erstere  herantritt  und  diese,  um  selbst 
bestehen  zu  können,  die  widerstrebende  Wildheit  in  Gestalt 
ganzer  selbständiger  Völker  vernichtet,  während  der  Unter- 
gang der  mittelalterlichen  Stände  die  Ueberwindung  einer 
sich  überlebt  habenden  Daseinsform  durch   eine  neue,  stär- 
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kere  Kraft  desselben  Volks,  ein  Moment  des  Auflebens  und 
Fortschritts  dieses  Volks  ist.  Hatte  der  fortschreitende 
nationale  Geist  die  mittelalterlichen  Formen  überwunden,  so 
inusste  ein  weiterer  Fortschritt  wieder  die  Formen  überwin- 
den, unter  denen  dieser  Sieg  selber  errungen  worden  war, 
nämlich  die  absolutistischen  römischen  Einheitsformen,  die 
einem  fremden  Geiste  zur  Hülle  dienten  und  seiner  Entfal- 
tung Vorschub  leisteten.  Romanistisch  erscheint  auch  der 
vorherrschend  formell  aufgefasste  Constitutionalismus  wie  der 
constitutionelle  Doctrinarismus.  Deutsch  aber  ist  der  Geist 
und  das  Leben,  weil  die  geordnete  individuelle  Freiheit,  und 
wie  die  ewige  innere  Berechtigung  römischer  Rechtssätze  in 
deren  Uebereinstimmuug  mit  ewigen  Gerechtigkeitsprincipien, 
so  liegt  die  Berechtigung  constitutioneller  Formen  in  der 
constitutionellen  Idee.  Diese  allein  ist  der  Ariadnefaden  in 
dem  Wirrsal  der  constitutionellen  Formen,  sie  ist  der  Keim 
der  Fortbildung,  wenn  dereinst  auch  alle  besondern  Formen 
derselben,  wie  sie  unsere  Tage  erzeugten,  gebrochen  sein 
sollten;  sie  allein  kann  ein  Volk  befriedigen,  dessen  ideale 
Richtung  specifisch  national  und  dessen  Geschichte  die  Ge- 
schichte der  europäischen  Ideen  und  eines  fortgesetzten 
Opfers  für  dieselben  ist. 

i)  Gleichwie  aber  der  wahre  Constitutionalismus  den 
ganzen  Staat  durchdringen  inuss,  so  auch  der  falsche,  der 
rein  oder  vorherrschend  doctrinäre.  Bei  genauerer  Betrach- 
tung wird  sich  ergeben,  dass  wir  in  unserer  Civil-,  Straf- 
und  Processgesetzgebuug.  eine  sehr  starke  Dosis  Doctrina- 
rismus haben,  die  wir  für  um  so  gefährlicher  halten,  je 
mehr  sie  der  freien  Entwickelung  unserer  nationalen  Rechts- 
anschauungen nachtheilige  fremde  Elemente  enthält.  Auch 
sogenannte  Principien,  denen  eine  gewisse  materielle  Berech- 
tigung nicht  abgesprochen  werden  kann,  wie  z.  B.  die 
Trennung  von  Justiz  und  Administration,  die  Unterschei- 
dung von  Verfassung-,  einfachen  Gesetzen  und  Verord- 
nungen, die  Staatsanwaltschaft,  die  Freiheit  von  Kirche 
und  Staat,  die  Unterrichtsfreiheit  u.  s.  w.,  können  durch 
ihre  doctrinäre  Ausbeutung  zu  den  grössten  Unzuträglich- 
keiten führen. 

Der  Constitutionalismus   bedarf  der   Doctrin,    aber    er 
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verwirft  den  Doctrinarismus  162);  er  bedarf  der  Formen,  aber 
er  verwirft  den  blossen  Formalismus.  Die  Formen  sind 
nicht  die  Trager  des  Constitutionalismus,  sondern  seine  Hülle, 
und  beide  trägt  der  Geist  und  die  Kraft  des  Volks,  die 
organische  Einheit  von  Regierung  und  Regierten.  Die  Doc- 
trm  aber  macht  weder  den  Geist  noch  die  Form,  sondern 
entwickelt  beide  in  einem  systematischen  oder  wissenschaft- 
lichen Bilde  wie  sie  sind,  und  wenn  sie  sagen  will,  wie  sie 
sein  oder  nicht  sein  sollten,  so  kann  sie  das  nur  aus  dem 
absoluten  Geist,  aus  der  absoluten  Idee  des  Constitutiona- 
lismus in  richtiger  Verbindung  mit  sämmtlichen  gegebenen 
Umständen.  In  diesem  Falle  gebührt  ihr  die  Bezeichnung 
einer  wahren  Realpolitik. .  Doctrin  und  Geist  des  Constitu- 
tionalismus verhalten  sich  in  mancher  Beziehung  auch  wie 
Theorie  und  Praxis  zueinander.  In  beiden  zusammen  nur 
liegt  die  Wahrheit.  Wenn  es  daher  auf  den  ersten  Blick 
unbegreiflich  erscheint,  so  ist  es  nach  dem  Gesetze  der  Ex- 
treme doch  nur  natürlich,  dass  ein  reiner  Empirismus,  blosse 
Routine,  mit  reiner  Theorie  immer  auf  dasselbe  hinauskom- 
men. Ein  reiner  Routinier  wird  in  der  Regel  ebenso  doc- 
trinär  wirken,  wie  ein  einseitiger  Theoretiker.  Der  Doctri- 
narismus liegt  aber  da  am  nächsten,  wo  eine  grosse  poli- 
tische Praxis  und  Thätigkeit  aus  irgendeinem  Grunde  nicht 
möglich  ist. 


IX. 

Der  Constitutionalismus  ist  auch  kein  Element,  welches 
an  sich  allein  und  in  seinen  Wirkungen  mathematisch  be- 
rechnet werden  kann,  also  auch  nicht  geeignet  zu  einem 
Gegenstande  blossen  Experimentirens.  Man  kann  jedenfalls 
mit  ihm  nicht  ohne  die  ganze  politische  Qualification  des  Volks 
und    seiner   Regierung    rechnen,    und    wenn  diese   auch  so 


162)  In  England  ist  der  Doctrinarismus  überhaupt  und  insbesondere 
ein  formaler  Doctrinarismus  fast  ganz  unbekannt.  Wo  und  insofern  dort 
auf  Formen  besonderer  Werth  gelegt  wird,  da  sind  immer  Principien  im 
Spiele,  und  die  constitutionelle  Theorie  ist  daselbst  bis  zur  Stunde  noch 
der  Hauptsache  nach  die  Locke's.  Siehe  unsern  Aufsatz  „Locke"  im 
Staat« -Lexikon. 
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bestimmt,  als  es  überhaupt  nur  möglich  ist,  in  Anschlag  ge- 
bracht worden  ist,  so  wird  der  Constitutionalismus  doch 
nie  ein  sicheres  Mittel  sein,  um  das  Ende  der  im  vorigen 
Absätze  bezeichneten  Collisionen  in  irgendeiner  bestimmten 
Richtung  mit  Sicherheit  zu  verbürgen.  Derselbe  Colli  sions- 
fall'  wird  nicht  nur  da  so,  dort  anders,  sondern  auch  in 
einem  und  demselben  Volke  unter  verschiedenen  Umständen 
sehr  verschieden  entschieden  werden.  Letzteres  wird  selbst 
durch  die  höchst  mögliche  Anerkennung  der  Autorität  von 
Präcedenzf allen  nicht  zu  beseitigen  sein. 

Wie  richtig  dies    ist   und  wie  wenig  der  Formalismus 
bestimmte    Wirkungen    des    Constitutionalismus    berechnen 
lässt,  wie  sehr  gerade  ein  vorherrschend   oder  nur  formaler 
Constitutionalismus  in  seiner  Wirksamkeit  von  einzelnen  Per- 
sönlichkeiten  abhangt,    einzelnen  Persönlichkeiten   dienstbar 
gemacht  werden  kann,  muss  sich  auch  demjenigen  klar  er- 
und  Hi£%ä~  con8titutionel,e  Praxis  nur  einigermassen  kennt 
Besetz,«*  desK^Z^SS  dic  G;9f  ^dnung,  die 

«-  £  Als  ™  'T"  anVv?  r 

Situationen  eines  Staats  Tu  -\  g?"Z  ^seTteewohnhchen 
regelmässig  ^iZV^te^TT  V^  F* 
der  Formen  verlässig.  Man  Tat  lh  ^  in  de\%  «7° 
mus  ganz  allgemein  sowol  1?  "  den  Constitu^onalw- 

der  Staate„,\l8  auch  mit  aUSSer°rdent,ichen  Zu¥,deD 
für  unverträglich  eShJ  rIST^190  *«^Kc*J- 
liehe    Umstände    aTL  l'8''  da88  -"Merge**- 

hervorrufen,  wie  le, *L  Z T^^^he  PersönlichkS« 
aussergewöhnlioher  Stän  \Sen^ede5  die,  V™^ 
Zn  ^«--neiden,  als  dass  unter  diesen  £  ^  't™0  We*S 
Constitutionen  Formen  nioht  „?  ■  ,  Vori,"8set™"gen  c& 
W   sind.    Allein   wenng,^  di  T  '"  ^  n,'°ht  bnmc% 

«.iijptsdcülich  oder  einzig  auf  nor- 
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ntle  Zustande  berechnet  sind,  so  muss  doch  die  constitutio- 
ne Idee  unter  allen  auch  den  am  meisten  ausnahmsweisenUm- 
länden  und  Persönlichkeiten  soweit  möglich  wirksam  sein  und 
Haben.  Und  wenn  Zachariae  (Vierzig  Bücher,  I,  137)  den 
alten  Satz:  „Si  violandum  est  jus,  regni  gratia  violandum 
st;  caetera  justitiam  colas"  mit:  „Will  man  Unrecht  thun, 
0  thue  man  es,  um  die  Hand  nach  einer  Krone  zu  strecken", 
ibersetzt,  so  möchten  wir  denselben  lieber  so  übersetzen: 
„Wenn*  eine  Verletzung  des  formalen  bestehenden  Rechts 
ienn  doch  einmal  stattfinden  soll,  so  kann  sie  nur  durch  die 
Noth  oder  durch  den  Nutzen  des  Staats,  um  des  Staats 
vfllen,  gerechtfertigt  werden." 

Der  formale  Constitutionalismus  ist  aber  auch  in  den 
ff  gewöhnlichsten,  sogenannten  laufenden  Geschäften  des  Staats 
■  oder  der  Regierung  nicht  anwendbar,  während  von  seiner 
lldee  anch  diese  beherrscht  werden  müssen.  Nur  so  kann, 
wie  wir  oben  sagten,  der  Constitutionalismus  das  ganze  Le- 
ben eines  Staats  erfassen.  Daraus  ergibt  sich  auch,  wie  die 
Frage  zu  beantworten  ist,  ob  in  einem  constitutionellen 
Staate  der  Souverän  bei  der  Ausübung  der  ganzen  Regie- 
rang oder  nur  einzelner  Zweige  derselben  durch  den  Con- 
stitutionalismus beschränkt  sein  könne?  Die  Antwort  darauf 
ist,  dass  die  constitutionelle  Idee  eine  materielle  Schranke 
blos  persönlicher  Willkür  für  die  Ausübung  aller  und  jeder 
Regierungsrechte  sein,  die  constitutionellen  Formen  aber  nur 
bei  der  Ausübung  einzelner  der  letztern  in  Anwendung  kom- 
men können.  Dies  ist  jedoch  keineswegs  ein  besonderer  Man- 
gel des  Constitutionalismus,  da  es  überhaupt  nie  ein  Mittel 
geben  wird,  alle  Möglichkeiten  des  Misbrauchs  der  Staats- 
gewalt, die  ja  immer  in  Menschenhänden  sein  muss,  gänz- 
Ech  zu  heben.  Man  darf  dabei  nicht  vergessen,  dass  die 
constitutionellen  Formen  sich  doch  auf  die  wichtigsten  Fälle 
der  normalen  Thätigkeit  der  Staatsgewalt  erstrecken,  und 
der  letztern  durch  die  constitutionellen  Gesetze  immer 
cn  nicht  leicht  zu  brechender  Rahmen  gegeben  ist,  dass 
die  ausserordentliche  Thätigkeit  der  Staatsgewalt  in 
ordentlichen  Momenten  nach  Wiedereintritt  des  nor- 
Zustandes  die  constitutionelle  Probe  aushalten  und 
*^Nk  die  einfachste  und  alltäglichste  Verfügung  der  Execu- 
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tive  sich  die  constitutionelle  Beurtheilung  gefallen  lassen 
muss.  Man  denke  sich  nur  selbst  in  jene  ausserordentlichen 
Situationen  oder  in  die  alltagliche  Verwaltung  der  laufenden 
Geschäfte  der  Regierung,  oder  der  sogenannten  reinen 
Executive,  und  setze  sich  dabei  einmal  als  Constitutionen  be- 
schränkt, das  andere  mal  ohne  diese  Schranken,  und  man 
wird  den  Ungeheuern  Unterschied  dieser  beiden  Stellungen 
und  ihrer  Consequenzen  nicht  übersehen  können. 


XL 

Da  die  constitutionelle  Idee  entschieden  eine  feind- 
liche Gegenüberstellung  von  Regierung  und  Volk  zurück- 
weist, so  können  auch  die  legalsten  Anwendungen  der  ver- 
fassungsmässigen constitutionellen  Formen  nicht  staatsgemäss 
dazu  gebraucht  werden,  dem  Volke  gegen  dessen  Ueber- 
zeugung  irgendetwas  als  Gesetz  aufzudringen,  oder  die  Re- 
gierung gegen  ihre  Ueberzeugung  zu  etwas  gewaltthätig  zu 
zwingen.  Wenn  es  aber  gewiss  der  Würde  einer  Regierung 
und  eines  Volks  entgegenläuft,  nur  durch  legale  Formen  ge- 
zwungen und  in  ihren  Handlungen  bestimmt  zu  werden,  so 
ist  es  nicht  allein  nicht  gegen  die  Würde ,  sondern  geradezu 
ein  Zeichen  der  rechten  Harmonie  zwischen  Volk  und  Re- 
gierung, wenn  die  letztere  nach  Erschöpfung  der  gesetz- 
lichen Formen  ein  ihrer  persönlichen  Ansicht  bisher  entgegen- 
laufendes Resultat  frei  anerkennt  und  loyal  in  Vollzug  setzt. 

Es  wird  dabei  freilich  immer  darauf  viel  ankommen,  ob 
dieses  Resultat  der  Berathung  in  den  constitutionellen  For- 
men nach  der  gewissenhaften  Ueberzeugung  der  Regierenden 
nicht  staatsgefährlicher  ist  als  eine  formelle  Verletzung  der 
Verfassung.  Dies  muss  natürlich  auf  das  Gewissen  der- 
jenigen gestellt  sein,  in  deren  Händen  die  letzte  Entschei- 
dung liegt.  Diese  kann  bald  ein  blosses  Veto,  bald  eine 
Veränderung  des  Ministeriums,  bald  eine  Kammerauflösung, 
bald  eine  sogenannte  Octroyirung  zur  Folge  haben  und  jede 
dieser  Massregeln  glücklich  oder  unglücklich  ausfallen,  durch 
politische  Weisheit  gerechtfertigt  sein  oder  nicht;  an  sich 
aber   ist    keine    derselben    würdiger    oder   unwürdiger,    die 
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Würde  hängt  immer  von  der  Art  ab,  wie  der  Handelnde 
die  Bürde  seiner  Stellung  trägt. 


xn. 

Der  Constitutionalismus  geht  weder  in  seiner  Idee  noch 
in  seinen  Formen  gegen  eine  absolut  höhere  Wahrheit,  noch 
gegen  eine  relative  nach  den  gegebenen  Verhältnissen  natür- 
lich begründete  Berechtigung.  So  assimilirt  er  sich  z.  B. 
einen  politisch  noch  lebensfähigen  Adel,  während  er  den 
nicht  mehr  zu  einem  politischen  Leben  befähigten  Adel  un- 
bedenklich von  diesem  ausschliesst,  ohne  darum  seine  etwaige 
besondere  sociale  Stellung,  sein  Vermögen,  seinen  socialen 
Rang  u.  8.  w.  anzutasten.  168) 

Der  Constitutionalismus  ist  deshalb  auch  mit  jeder 
Staatsform  vereinbar  und  sucht  nie  direct  irgendeine  be- 
stehende Staatsform  zu  verletzen.  Wenn  er  aber  in  der 
Monarchie,  weil  eine  edlere,  darum  auch  höhere  Art  von 
Einheit  gestattet  und  die  als  Formen  staatlicher  Einheit  im- 
mer unvollständigen  verschiedenen  Arten  der  sogenannten 
Republik  auch  vom  Standpunkte  der  Freiheit  aus  entbehr- 
lich macht,  so  ist  er  also  auch  nicht  gleich  Republikanis- 
mus, sondern  sucht  die  Tugenden  des  Freistaats  mit  denen 
eines  fest-einheitlich  geordneten  Staats  zu  verbinden. 164) 


163)  Es  iit  merkwürdig,  namentlich  im  Vergleich  mit  dem  spätem 
Verlauf  der  Franzosischen  Revolution ,  dass,  während  die  Forderungen  der 
frühem  Bauernaufstände  fast  in  ganz  Europa  gleichmässig  auf  die  Ge- 
arährung  allgemeiner  Menschen-  und  Bürgerrechte  gehen,  die  Cahiers  des 
französischen  Adels  vom  Jahre  1789  fast  das  ganze  strittige  wie  nicht- 
strittige  Material  unsers  Constitutionalismus  enthalten.  Der  constitutio- 
nelle  Geist  manifestirt  sich  auch  schon  während  der  zweiten  Hälfte  des 
18.  Jahrhunderts  in  Deutschland  selbst  in  den  geistlichen  Territorien. 
Vgl.  Tocqueviüe,  L'ancien  regime,  S.  300,  323.  Die  anonyme  Schrift: 
Von  der  Stimmung  und  den  Einsichten  des  Publikums  in  Betreff  der 
Landschaft  und  Landtage,  1799  (bairisch). 

164)  Darnach  mag  der  Sinn  und  der  Unsinn  von  Sätzen  wie  „Insti- 
tations  republicaines  autour  d'un  tröne  populaire",  oder  „Die  Verfassung 
(ta  Schwarzbarg -RudoUtadt)  ist  die  demokratisch -monarchische"  u.  s.  w. 
(s.  Guüot,  Memoire»,  II,  153)  beurtheilt  werden. 

m.  12 
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tigung  fehlen,  wenn  er  nicht  überhaupt  zu  einer  realen 
Stärkung  des  Gesamintwesens  mit  demselben  Erfolge  diente, 
wie  zur  wirklichen  Stärkung  der  Freiheit.  Die  constitutio- 
ne^ Idee  bedarf  der  entsprechenden  Formen,  allein  sie 
wird  nicht  nur  durch  diese  wirksam,  sondern  auch  ohne 
sie  durch  den  constitutionellen  Geist  der  Gesammtheit  der 
Staatsangehörigen. 


dritter  Äb^iutt 

Yon  der  Entstehung  des  ConstitntionaUsnms. 

Verschiedene  Ansichten  über  die  Entstehung  des  Constitutionalismns ; 
Irrthümer.  —  Antike  Sporen.  —  Der  Constitutionalismns  als  germanisch- 
nationale  Institution.  —  Richtige  Ansicht  —  Fortsetzung.  —  Geschichte 
des  Entwickelungsganges  der  constitutionellen  Formen. 

I. 

Jus  wurde  bereits  früher  schon  angedeutet,  dass  die 
Ansichten  über  die  Entstehung  und  den  Entwickelungsgang 
des  Constitutionalisimis  oder  des  verfassungsmässigen  Staats 
sehr  verschieden  seien.  Da  wir  über  diesen  Gegenstand  nur  ein 
einziges  demselben  ausschliesslich  gewidmetes  grösseres  Werk 
in  Guizofs  Histoire  des  origines  du  gouvernement  repr&en- 
tatif  (Paris  1851)  besitzen,  dasselbe  jedoch  trotz  mancher 
Verdienste  ungenügend  erscheint,  so  ist  es  nothwendig,  die 
Frage  von  der  Entstehung  und  Entwicklung  des  Constitu- 
taonalismus  einer  besondern  Betrachtung  zu  unterstellen. 

Während  nun  einige  die  Spuren  dieses  Systems  schon 
im  grauesten  Alterthum,  dann  in  den  classischen  Staaten,  ja 
sogar  bei  manchen  wilden  Volkern  166)  heute  noch  finder; 
wollen,  erkennen  andere  die  Grundlagen  desselben  nur  in 
dem  germanischen  Volkswesen,  in  den  frühesten  politischen 
Einrichtungen  der  deutschen  Nation,  und  lassen  das  ganze 
moderne  Verfassungswesen  bald  allmählich  nur  von  selbst,  bald 
durch   besondere    Verträge  166)  aus  denselben  hervorgehen. 

165)  Z.B.  bei  den  Rabbah's  8.  Das  Ausland,  1837,  Kr.  294,  dann  in 
Timur,  ebend.  1843,  S.  232. 

166)  „L'idee  du  contrat,  du  consentement  donn£  par  l'infefieur  et  des 
Services  limited  est  un  principe  de  libertä,  c'est  le-germe  du  Systeme  con- 

stitntionnel La  feodalite  conduit  au  seuil  du  regime  constitutionnel,  de 

feit  eile  en  est  le  principe  et  le  commencement."  Laurent,  a.  a.  0.,  VII,  62, 68. 
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Wieder  andere  betrachten  es  nur  als  eine  specifisch  englische 
Erfindung.  Die  Ansichten,  nach  welchen  der  Constitutio- 
nalismus  ein  Kind  der  Demokratie,  der  Revolution,  des  Teu- 
fels oder  .die  unfreiwillige  Folge  allgemeiner  Finanznöthen  167) 
sein  soll,  wurden  bereits  oben  erwähnt.  Natürlich  hat  die 
Grundidee,  welche  man  sich  vom  Staate  überhaupt  und  vom 
Constitutionalismus  insbesondere  bildet,  auch  auf  die  ge- 
schichtlichen Ansichten  über  letztern  einen  grossen  rückwir- 
kenden Einfluss.  Die  philosophische  und  praktische  An- 
schauung gibt  gleichsam  in  der  geschichtlichen  Darstellung 
zurück,  was  sie  selbst  aus  der  Geschichte  entnommen  hat. 
Dies  lässt  sich  sehr  leicht  und  deutlich  auch  aus  dem  oben 
angeführten  Werke  von  Guizot  entnehmen.  Ausgehend  von 
dem  Grundsatze,  dass  es  auf  Erden  keine  „souverainetö  de 
droit",  sondern  nur  eine  „souverainete  de  fait"  gebe,  erklärt  er 
seine  nach  seiner  Meinung  allein  wahre  Souveränetätstheorie, 
nämlich  „rill^gitimite  radicale  de  tout  pouvoir  absolu,  quels 
que  soient  son  nom  et  sa  base"  für  das  Princip  der  repräsen- 
tativen Regierung,  und  die  Gewaltentheilung,  die  Wahl  und  die 
Oeffentlichkeit  als  die  Formen,  in  denen  dasselbe  allein  seinen 
Ausdruck  finden  könne. 16s)  Die  Theorie  Guizofs  beruht  also 


167)  Die  schon  oben  bezeichnete  Ansicht  FröbeFs,  a.  a.  O.,  I,  179, 
dass  der  innigste  Znsammenhang  zwischen  Staatswirthschaft  and  Volks- 
wirtschaft eine  „unentbehrliche  Betheiligung  des  Volks  an  der  Gesetz- 
gebung mit  besonderer  Beziehung  auf  den  Staatshaushalt"  begründe,  ist 
gewissermassen  ein  vertiefter  und  veredelter  Ausdruck  für  diese  Ansicht 

168)  Mohl  stellt  folgende  vier  Merkmale  des  constitutioneUen  Staats 
auf:  1)  Handhabung  der  gesammten  Staatsgewalt  im  Sinn  und  Zweck  des 
"Rechtsstaats,  und  zwar  durch  einen  monarchischen  oder  auf  bestimmte 
Zeit  gewählten  Träger  derselben;  2)  genaue  Feststellung  der  ordentlichen 
und  ausserordentlichen  zur  Führung  der  Regierung  bestimmten  Rechte  mittels 
eigener  Verfassungsgesetze;  8)  gleichmässige  Feststellung  der  Ansprüche 
der  Unterthanen  im  ganzen  und  einzelnen  an  die  Staatsgewalt;  4)  Be- 
stellung verschiedener  Sicherungsmittel  dieser  Rechte,  namentlich  aber 
mittels  einer  eigens  zur  Wahrung  bestimmten  und  hierzu  mit  den  nothigen 
Mitteln  ausgerüsteten  Versammlung  aus  der  Mitte  der  Unterthanen  (a.  a. 
O.,  I,  268).  Der  Verfasser  der  Aufsätze  über  den  „Begriff  der  constitu- 
tioneUen Monarchie"  (in  der  Allgemeinen  Zeitung,  Augsburg  1856,  Nr.  156, 
157,  166)  findet  deren. Grundgedanken  in  folgenden  Sätzen:  1)  Der  con- 
stitutionelle  Konig  ist  nicht  ausser,  noch  über,  sondern  in  der  Verfassung ; 
2)  er  ist  an  der  Spitze  der  Verfassung  als  Haupt  derselben;   3)   er  ist 
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einmal  auf  dem  Irrthum,  dass  die  Souveränetat  als  Rechts- 
begriff und  in  diesem  Sinne  als  wesentliche  Eigenschaft  des 
Staats,  als  wesentliche  Grundlage  und  Bestandteil  seiner  Rechts- 
Verfassung,  keinem  "Menschen  zustehen,  nicht  durch  Menschen 
dargestellt  sein  oder  dass  sie  überhaupt  als  ein  reales  Wesen  ohne 
Durchgang  durch  Menschen  gedacht  werden  könne  und  in 
keinem  Falle  von  Rechts  wegen  absolut  sein,  niemals  absolut 
wirksam  werden  dürfe,  oder  dass  dies  alles  zu  beseitigen  über- 
haupt möglich  und  eine  „souverainete  de  droit"  der  Vernunft 
als  ein  staatsrechtlicher  Begriff  denkbar  sei.  Diese 
Theorie  beruht  auf  dem  weitern  Irrthum,  als  ob  ein  Staat  bei 
wirklicher  Theilung  der  sogenannten  factischen  souveränen 
Gewalt  als  eine  staatliche  Einheit  bestehen  konnte  und  als 
ob  ausser  dieser  Gewaltentheilung  nur  noch  die  Wahl  und 
die  Oeffentlichkeit  die  einzigen  charakteristischen  und  dem 
Constitutionalismu8  allein  eigenthümlichen  Formen  wären.  löy) 
Die  beiden  ersten  Irrthümer  haben  bereits  im  zweiten  Theü 
dieses  Werks  ihre  Beurtheilung  gefunden ;  wegen  des  dritten 
genügt  es,  darauf  hinzuweisen ,  dass  Wahl  und  Oeffentlich- 
keit in  politischen  Dingen  überall  einigermassen  sich  finden 
und  es  vorzüglich  darauf  ankommt,  wer  wählt,  wer  und  wie 
gewählt  wird,  zu  welchem  Zweck  Wahl  und  Oeffentlichkeit 
stattfindet  u.  s.  w.  Sind  Guizot's  hauptsächlichste  Voraus- 
setzungen falsch,  so  gilt  das  Gleiche  auch  von  ihren  Con- 
sequenzen,  z.B.  von  dem  Satz,  dass  die  repräsentative  Verfas- 


noth wendig  beschränkt  durch  die  ebenfalls  verfassungsmässigen  Rechte 
und  Freiheiten  der  übrigen  Volksklassen  und  Unterthanen.  Vgl.  Held, 
System,  I,  367,  Note  1;  371,  Note  1.  MM  (a.  a.  O.,  55  fg.)  erkennt  in 
dem  „gouvernement  representatif"  das  Ideal  der  besten  Regierungsform. 

169)  Diese  Irrthümer  haben  aber,  wie  alle  diejenigen,  die  sich  aus 
dem  ehrlichen  Ringen  der  Menschheit  nach  Erkenntniss  und  vollkommen- 
ster Einrichtung  des  Staats  ergeben,  etwas  Grossartiges,  wie  die  classische 
Sage  vom  Sisyphus.  Ewig  streben  die  Menschen  und  gerade  die  besten 
von  ihnen  nach  Vollkommenheit;  ewig  fallen  sie  zurück  in  die  Unvoll- 
kommenheit;  aber  immer  lebt  die  Kraft  zu  neuem  Ringen  wieder  auf,  und 
der  zurückfallende  Stein  zermalmt  nicht  den  Sisyphus.  Das  wäre  aber 
freilich  die  grösste  Gefahr  für  ein  Volk,  wenn  es  sich  durch  Ideale  ver- 
leiten liesse,  nicht  immer  neu  den  Stein  zu  wälzen,  wenn  es  aufhörte  zu 
streben,  weil  es,  das  Ideal  vollkommen  wollend,  die  Unmöglichkeit  seiner 
Erreichung  einsieht  und  so  von  dem  zurückfallenden  Felsen  zertrümmert 
werden  müsste. 
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sung  doch  auch  ohne  die  Vereinigung  sämmtlicher  drei  an- 
gegebener „Charaktere44  bestehen  könne,  obgleich  sie  früher 
oder  später  zur  Entwicklung  von  allen  dreien  gelangen 
müsse.  Guizot  theilt  zwar  nicht  die  Ansicht  von  Montesquieu 
dass  das  Repräsentativsystem  seiner  ersten  Entstehung  nach 
in  den  germanischen  Wäldern  gefunden  worden  sei;  er  sagt 
aber  auch  nicht,  wo  es  herstamme,  und  nimmt  es  da  als  vor- 
handen an,  wo  und  insofern  sein  Princip  und  die  drei  ange- 
gebenen Charaktere  zur  Entwickelung  gekommen  sind,  vor- 
züglich in  England.  Die  schönste  und  präciseste  Definition, 
des  Repräsentativsystems  findet  er  in  den  Worten  PascaTs: 
„La  multitude  qui  ne  se  röduit  pas  ä  l'unitö  est  confusion. 
L'unitö  qui  n'est  pas  multitude  est  tyrannie.44  Nach  unserer 
Ansicht  muss  man  bei  Erforschung  der  Entstehung  des  Con- 
stitutionalismus  davon  ausgehen,  dass  er  entweder  Mos 
Form  ist  oder  zugleich  eine  Idee  hat.  Den  Beweis,  dass 
letzteres  der  Fall,  muss  man  schon  in  seiner  Allgemeinheit 
wie  in  dem  Umstände  finden,  dass  jeder  mit  ihm  eine  Idee 
verbindet.  Es  ist  daher  in  ihm  etwas  allgemein  Mensch- 
liches, dem  gottlichen  Schopfungsplane  Entsprechendes,  und 
kann  sein  erster  historischer  Ursprung  kein  anderer  sein 
als  der  Mensch  oder  die  erste  menschliche  Gesellschaft. 
Darum  ist  er  in  der  That  so  alt  und  so  weit  verbreitet  wie 
die  Menschheit  selbst,  woran  es  nichts  ändert,  dass  der  Grad 
der  Verwirklichung  dieser  Idee  und  die  dazu  benutzten  For- 
men sehr  verschieden  sein,  und  dass  dabei  Irrthümer,  Mis- 
bräuche  und  Misgriffe  aller  Art  mitunterlaufen  mussten. 

n. 

Gerade  von  diesem  Standpunkte  aus  erklärt  es  sich, 
warum  man  nicht  nur  bei  der  Zeit  und  der  Art  nach  unserer 
Cultur  fernstliegenden  Volkern  Spuren  des  Constitutionalis- 
mus  finden  zu  können  glaubte,  sondern  auch  wirklich  mit 
einem  gewissen  Rechte  solche  Spuren  allenthalben  als  vor- 
handen angenommen  hat. 

Wenn  man  sieht,  wie  Constitutionalismus  dem  einen 
identisch  ist  mit  Republik,  dem  andern  mit  Gewaltentheilung 
oder  gemischter  Verfassung,  dem  dritten  mit  einem  durch 
Vertrag  begründeten  und  nur  durch  paktirte  Gesetze  fort- 
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tetxbaren  Staat,  einem  vierten  mit  ausschliesslicher  Herr- 
schaft der  Vernunft  oder  des  Gesetzes,  der  Sittlichkeit  oder 
Gerechtigkeit,  einem  fünften  mit  Freiheit  und  Gleichheit, 
einem  sechsten  mit  Öffentlichkeit  und  gewählter  Legis- 
ktive,  einem  siebenten  endlich  mit  einer  Combination  von 
allen  oder  mehrern  dieser  Auffassungen;  und  wenn  man 
die  Geschichte  langst  dahingegangener  Volker  durchgeht 
und  die  ältesten  schriftlichen  Aufzeichnungen  der  Mensch- 
heit durchforscht,  so  findet  sich  eine  Menge  von  Erschei- 
nungen, welche  mit  den  angegebenen  Auffassungen  des  Con- 
stitutionalismus eine  mehr  oder  minder  grosse,  aber  immer 
auflallende  Verwandtschaft  aufweisen. 

Dass  die  Idee  der  Gewaltentheilung  und  der  gemischten 
Verfassungen,  also  auch  die  eines  damit  identischen  Con- 
stitutionalismus bereits  auf  die  politischen  Schriftsteller  der 
classischen  Volker  zurückgeführt  wurde,  und  inwiefern  dies 
zulässig,  ist  bereits  im  zweiten  Theil  dieses  Werks  und  auch 
im  Eingange  dieses  dritten  Theils  (S.  103)  erörtert  worden. 
Wie  oft  die  Verfolgung  constitutioneller  Grundgedanken 
mit  antimonarchischen,  auf  Herstellung  einer  republikanischen, 
namentlich  einer  demokratischen  Staatsform  gerichteten  Be- 
strebungen geschichtlich  zusammengefallen  ist,  bedarf  keiner 
Ausfuhrung.  In  den  Gesetzen  PlatorCs  findet  sich  eine  Menge 
von  Stellen  (z.  B.  HI,  10,  11,  12,  13,  16;  IV,  7;  VI,  13, 
14),  die  wirklich  ganz  Constitutionen  klingen  ,7°),  abgesehen 
von  der  entschieden  materiell -constitutionellen  Idee  aller 
grossen  Staatsphilosophen  der  Vergangenheit  über  die  Not- 
wendigkeit einer  dem  Wesen  des  Staats  entsprechenden  Bil- 


170)  Schon  Piaton  findet  den  Kern  aller  politischen  Rechte  in  der 
Pflicht  and  fordert  vor  allem  die  Herrschaft  über  sich  selbst.  So  war 
auch  die  üebertreibung  and  unlösbare  Zähigkeit  der  Pflicht  das  einzige 
Band  in  den  Städten  des  römischen  Reichs.  Kühn,  E.y  Die  städtische 
und  bürgerliche  Verfassung  des  romischen  Reichs  bis  auf  die  Zeiten  Ju- 
ttinian's  (Leipzig  1864),  1.  Thl.  Nicht  das  verschiedene  Mass  persön- 
licher Berechtigungen,  sondern  die  Verschiedenheit  der  Befähigung  zur 
Pflicht  and  deren  Erfüllung  begründet  eine  wahre  Rangordnung,  eine  den 
Bürden  entsprechende  Abstufung  der  Würde.  Die  Verkehrung  der  con- 
stitutionellen politischen  Pflichten  in  persönliche  Rechte  müsste  dieselben 
Folgen  haben,  wie  die  Verwandlung  der  feudalen  Pflichten  in  private  Be- 
rechtigungen sie  gehabt  hat  (S.  oben  Thl.  III,  Note  87). 
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stehung  des  Constitutionalismus  allgemeine  Anerkennung  ge- 
funden hat,  sondern  beweist  zugleich,  dass  der  wissenschaft- 
lichen Forschung  über  diesen  Gegenstand  noch  ein  anderes  als 
ein  gelehrtes  Interesse  zu  Grunde  liegt,  dass  sie  also  ebenso  we- 
nig wie  die  Forschung  über  den  wirklichen  Werth  des  Constitu- 
tionalismus eine  leere  gelehrte  Spielerei  oder  nur  ein  Versuch 
zur  Begründung  subversiver  Theorien  und  Bestrebungen  sei. 
Der  höhere  praktische  Zweck  jener  Forschung  besteht  näm- 
lich darin,  den  Constitutionalismus  frühern  politischen  Da- 
seinsformen, beziehungsweise  ihren  Resten  gegenüber  zu  legi- 
timiren,  oder  die  Gründe  absoluter  Berechtigung  und  poli- 
tischer Zweckmässigkeit  zu  finden,  durch  welche  er  be- 
fähigt wird,  den  gegen  ihn  versuchten  Anfechtungen  besser 
Stich  zu  halten,  als  dies  durch  die  blosse  Thatsache  seines 
Daseins  und  die  Würdigung  seiner  unmittelbaren  Wirkungen 
in  den  einzelnen  Staaten  möglich  wäre.  Darum  haben  auch 
wir  die  Frage  nach  der  geschichtlichen  Entstehung  des  Con- 
stitutionalismus in  den  Kreis  unserer  Arbeit  gezogen  und 
wollen  im  Folgenden  unsere  Ansicht  darüber  entwickeln. 

.  iv. 

Sofern  man  unter  Verfassung  überhaupt  einen  Zustand 
der  Verbundenheit  zu  einer  Einheit  versteht,  kann  man  für 
die  Verfassungen  der  Gesellschaften  wie  der  Staaten  sehr 
verschiedene  Eintheilungen  nach  verschiedenen  Eintheilungs- 
gründen  aufstellen,  und  hat  dies  auch  gethan.  Dabei  ist  aber 
bisher  der  einzige  fundamentale  und  also  wichtigste  Einthei- 
lungsgrund,  nämlich  die  Art  und  der  Grad  der  durch 
die  Verfassung  entstehenden  Einheit  fast  gänzlich 
unberücksichtigt  geblieben  188),  indem  man  sich  stets  vor- 
herrschend an  äusserliche  Momente  halten  zu  müssen  glaubte. 

Wir  verstehen  aber  unter  der  Art  der  Einheit  den  in- 
nern  Charakter  des  einigenden  Bandes,  ob  und  inwiefern 
dieses  nämlich  ein  organisches  oder  ein  mechanisches  sei. 
Unter  dem  Grad  der  Einheit  verstehen  wir  theils  das  Mass 
der  Intensität  und  Kraft  der  Einigung,  theils  das  Mass,  nach 


183)  Eine  Annäherang  an  diesen  Gedanken  liegt   in  der  von  Eschar, 
a.  a.  O.,  II,  24,  Note,  vorgeschlagenen  Eintheilung. 
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sichern  sie  die  in  der  Einheit  befindlichen  Persönlichkeiten 
td  Sachen  umfasst. 

Man  könnte  uns  einwenden  wollen,  dass  dieser  Einthei- 
Dgsgrund  unbrauchbar  sei,  theils  weil  die  Verschiedenheit 
m  Art  und  Grad  der  Einheit  sich  nicht  als  Grundlage 
der  scharfen  Eintheilung  der  Verfassungen  eigne,  theils 
dl  die  Art  und  der  Grad  der  Einigung  sich  gegenseitig 
umichfach  bestimmen,  theils  weil  beide  zu  viel  auf  innern 
[omenten  beruhen  und  einem  beständigen  Wechsel  unter- 
orfen  sind  u.  s.  w. 

Allein  dieselben  Gründe  müssten  wenigstens  ebenso 
hwer  gegen  jede  andere  Eintheilungsweise  der  Staatsver- 
asungen,  ob  sie  von  der  Form  oder  vom  Zweck  des  Staats, 
>m  Princip  seiner  Regierung  oder  von  wo  immer  ausginge, 
8  Gewicht  fallen,  und  besteht  einer  der  grossten  Fehler 
sr  bisherigen  Staatslehre  gerade  darin,  nicht  eingesehen  zu 
iben,  dass  auch  aus  diesen  Eintheilungsgrunden  haarscharfe 
nterscheidungen  nicht  zu  entnehmen,  und  dass,  sofern  Un- 
rscheidungen  auf  sie  gebaut  werden  können,  dieselben  doch 
ir  aus  innern  Gründen  vollständig  zu  beurtheilen  sind  und 
le  am  Ende  einfach  auf  die  Art  und  den  Grad  der  Eini- 
ing  hinausgehen. 

Nach  dem  von  uns  hervorgehobenen  Eintheilungsgrund 
nd  also  die  Verfassungen  oder  die  Staaten  selbst  ent- 
weder freie  oder  unfreie,  resp.  sie  sind  so  weit  frei,  als 
ir  die  Einheit  das  organische  Gesetz  herrscht.  Dem  Urn- 
ing oder  dem  Grade  der  Einigung  nach  ist  eine  Verschie- 
enheit  insofern  denkbar,  je  nachdem  die  Verfassung  alle 
'heile  und  Glieder  des  Staats  staatlich  erfasst  oder  nicht, 
nd  je  nachdem  diese  Zusammenfassung  für  alle  oder  ein- 
eine Theile  und  Glieder  fester  oder  laxer  ist,  in  Beziehung 
uf  Sachen  184)  aber,  je  nachdem  die  Verfassung  mehr  oder 
reniger,  zu  vieles  oder  zu  weniges,  alles  oder  nur  das  Ge- 
örige  in  den  Spielraum  des  Staats  zieht. 


184)  Als  ein'  Verdienst  E$cher>8  muas  hervorgehoben  werden,  dass  er 
kl  0.,  I,  79)  ausser  dem  Staatsgebiet  und  der  Bevölkerung  überhaupt 
ach  die  „sachlichen  Güter"  zu  den  Grundlagen  des  Staats  zählt  Von 
dbst  versteht  es  sich,  dass  Gebiet,  Bevölkerung  nnd  sachliche  Güter 
ieht  allein  in  ihrer  physischen  Eigenschaft  als  Grundlagen  des  Staats 
etrachtet  werden  können. 
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der  Vater  oder  sonstige  Chef  derselben  im  Besitze  der  Herr- 
schaft über  die  der  Selbständigkeit  fähigen  Glieder,  nur  ge- 
gen deren  Willen,  oder  übt  er  die  ihm  willig  überlassene 
Herrschaft  in  einer  dem  Urtheile  der  letztern  entgegengesetz- 
ten Weise  aus,  so  sind  dies  unconstitutionelle  Zustande.  Im 
Gegentheil  aber  finden  wesentlich  constitutionelle  Zustande 
statt,  und  die  verschiedenen  Gründe,  aus  denen  dort  ein 
Gegensatz,  hier  eine  Harmonie  der  Willen  vorhanden  ist, 
werden  nur  auf  die  äussere  Darstellung  und  auf  den  Grad 
der  Dauerhaftigkeit  der  Verhältnisse  Einfluss  haben.  Theil- 
weise  constitutione!],  resp.  unconstitutionell  würde  der  Zu- 
stand sich  dann  gestalten,  wenn  einige  Glieder  soweit  dis- 
sentirten,  dass  sie  die  Berechtigung  ihrer  Ansichten  und 
Zwecke  über  die  Anforderung  der  vollen  Integrität  der  bis- 
herigen Einheit  setzen,  oder  wenn  Glieder  in  die  Einheit 
aufgenommen  würden,  ohne  eine  dem  menschlichen  Wesen 
entsprechende  Stellung  in  der  Einheit  eingeräumt  zu  erhal- 
ten. Ersteres  wäre  ein  enteinigendes  Moment,  letzteres  eine 
Entstellung  der  Einheit. 

Hieraus  geht  vorerst  soviel  hervor: 
1)  Die  constitutionelle  Natur  eines  Gesellschaftszustandqß 
hängt  nicht  wesentlich  von  dem  ab,  was  wir  heutzutage  con- 
stitutionelle Formen  nennen,  namentlich  nicht  von  den  moder- 
nen Einrichtungen  der  sogenannten  Legislative,  sondern  ledig- 
lich davon,  dass  man  einer  Gesellschaft  so  angehört,  dass 
man  in  Collisionsfällen  zwischen  den  Anforderungen  der  Ein- 
heit und  denen  der  Individualität  letztere  den  erstem  frei 
unterordnet.  In  diesem  Requisit  der  Freiheit,  entgegen  dem 
Zwang  durch  äussere  Gewalt,  liegt  durchaus  nicht  das  wei- 
tere Requisit  der  absoluten  Wahrheit  und  Gerechtigkeit  der 
Anforderung  der  Einheit,  sondern  nur  das  einer  relativen 
oder  concreten  Wahrheit  und  Gerechtigkeit  derselben,  bezie- 
hungsweise dass  sie  dafür  also  für  zweckmässig  gehalten 
werde.  Mit  dem  Gefühl  oder  der  Erkenntniss  der  absoluten 
Notwendigkeit  des  Staats  fühlt  oder  erkennt  der  Mensch 
den  Staat,  in  welchem  die  Vorsehung  ihn  geboren  werden 
liess  und  er  durch  Geburt  und  Erziehung  seinen  Antheil  an 
der  ganzen  Vergangenheit  desselben  erwirbt,  regelmässig 
als  den  seiner  Natur  und  seinen  Zwecken  am  meisten  ent- 
*•  brechenden,  und  kann  sich  demselben  ebenso  weit  frei  unter- 
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ordnen,  wie  er  sich  demselben  organisch   oder  frei   einge- 
ordnet fühlt. 

2)  Die  consütutionelle  Natur  eines  Staats  hängt  auch 
nicht  -wesentlich  davon  ab,  dass  das  consütutionelle  Princip 
m  allen  Dingen  so  durchgeführt  sei,  wie  dies  eine  vollstän- 
dige wissenschaftliche  Durchführung  desselben  verlangen 
würde  und  manchmal  auf  höchst  doctrinäre  Weise  auch 
praktisch  gemacht  werden  will. 

3)  Die  consütutionelle  Natur  eines  Staats  ist  ferner  nicht 
bedingt  durch  eine  andere  als  die  allgemeine  menschliche 
Gleichheit  seiner  Glieder.  Im  Gegentheil  schliesst  diese  wesent- 
lich die  individuelle  Verschiedenheit  der  Menschen  in  sich  und 
ist  nur  durch  eine  solche  die  organische  Zusammenstellung, 
d.  h.  die  mit  der  Freiheit  verträgliche  Ueber-  und  Unterord- 
nung möglich.  Die  demokratische  Gleichheit  186),  so  wie 
sie  oft  in  unsern  Tagen  aufgefasst  und  mit  dem  Constitutio- 
nalismus verbunden  wird,  ist  ein  nicht  minder  grober  wie 
gefährlicher  Irrthum.  Es  gibt  nichts  Unconstitutionelleres 
ab  ein  gleiches  Nebeneinanderstellen  an  sich  ungleicher  Fac- 
toren,  weil  nichts  einer  freien  Verbindung  oder  der  Freiheit 
and  Ordnung  mehr  zuwiderliefe.  Ein  solches  gleiches  Ne- 
beneinanderstehen hat  es  wenigstens  von  Rechts  wegen  nie 
anderswo  als  im  Völkerrecht  und  im  Privatrecht  gegeben, 
insofern  jedes,  auch  das  kleinste  Privatrecht  des  Schwäch- 
sten, in  Beziehung  auf  dessen  Schutz  und  Erhaltung  für  den 
Staat  denselben  Werth  haben  muss,  wie  die  grosste  Privat- 
berechtigung des  Mächtigsten,  die  Souveränetät  aber  auch 
den  kleinsten  Gemeinwesen  rechtlich  im  Völkerverkehr  die- 
selbe Stellung  gibt,  wie  dem  Grosstaat.  Die  Gleichheit, 
welche  man  so  oft  an  den  Gliedern  roher  Familien-  und 
Stammstaaten,  sowie  an  deren  Stellung  im  Staate  entdecken 
will,  beruht  oft  nur  auf  der  Stumpfheit  unsers  Wahrnehmungs- 
vermögens oder  auf  dem  falschen,  weil  ganz  andern  Zustän- 
den entnommenen  Masstab,  oder  darauf,  dass  man  für  eine 
staatliche  Verbindung  erachtete,   was  in  Wirklichkeit   eine 


1S5)  Höchst  charakteristisch  erscheint  es,  wenn  Ferrari  (Histoire  de 
la  raison  d'etat,  S.  27)  sagt:    „Rien   ne  repagne  plus   au  progres  de  la 
demoeratie  qne  les  deliberations  des  parlements,  les  droits  des  assembleea 
on  les  franchises  des  vi lies." 
HekL   DI.  13 
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völkerrechtliche  ist,  und  übersah,  dase  in  solchen  Zustanden 
das  Privatrecht  regelmässig  vollkommen  innerhalb  des  Fami- 
lienkreises abgeschlossen  ist. 

4)  Bei  einer  nur  theilweisen  Anwendung  des  wahren 
Con8titutionali8mus  entsteht  die  Alternative,  dass  er  ent- 
weder fortschreitend  weitergreift,  oder  durch  die  unconstitu- 
tioneUen  Principien  und  ihre  Trager  allmählich  verdrängt 
wird.  Das  constitutionelle  Princip  und  sein  Gegensatz  kön- 
nen in  demselben  Cremeinwesen  nicht  nebeneinander  für  die 
Dauer  in  wesentlichen  Dingen  bestimmend  sein.  Ist  der 
Constitutionalismus  in  Beziehung  auf  die  Bevölkerung  un- 
vollständig und  zwar  entweder  so,  dass  dieselbe  kein  Ver- 
ständniss  oder  kein  Gefühl,  oder  sonst  keine  Fähigkeit  zur 
organischen  Einigung  besitzt,  oder  iheilweise  von  dem  orga- 
nischen Leben  des  Staats  durch  dessen  Einrichtungen  aus- 
geschlossen wird,  so  beruht  die  Zukunft  des  Constitutiona- 
lismus darauf,  dass  die  in  irgendeiner  der  angegebenen  Wei- 
sen ausser  ihm  stehende  Bevölkerung  demselben  immer  mehr 
zugewendet  werde.  Aeussert  sich  die  Un Vollständigkeit  des 
Constitutionalismus  in  den  Einrichtungen  der  Staatsgewalt, 
so  hängt  der  Fortschritt  des  Constitutionalismus  davon  ab, 
dass  dieselben  immer  mehr  von  seiner  Idee  durchdrungen 
und  ihr  gemäss  auch  umgemodelt  werden.  Geschieht  das 
eine  oder  das  andere  nicht,  so  wird  der  Staat  allmählich 
ein  Mechanismus,  ein  Zustand  allgemeiner  Sklaverei,  oder  er 
zerfallt  schon  zuvor  in  mehrere  oder  an  mehrere  Staaten. 
Dann  beginnt  der  Process  aufs  neue,  der  sich  immer,  wenn 
nicht  organisch,  d.  h.  auf  dem  Wege  der  Reform*  auf  dem 
der  Revolution  und  Usurpation  vollziehen  muss. 

5)  Nach  der  innern  Natur  des  Constitutionalismus, 
welche  der  Natur  des  Menschen  infolge  dessen  Berufe  zur 
harmonischen  Entwicklung  seines  ganzen  Wesens  unter 
Ausgleichung  der  Anforderungen  der  Freiheit  und  Ordnung 
entsprechen  soll,  muss  es  vollständig  klar  sein,  dass  ein  wah- 
rer materieller  Constitutionalismus  ohne  Herrschaft  der  Men- 
schen über  sich  selbst  nicht  gedacht  werden  könne.  Die 
wahre  constitutionelle  Idee  muss  in  jedem  Menschen,  weil 
er  selbst  richtig  constituirt  sein  und  bleiben  will,  klar  er- 
kannt oder  richtig  gefühlt  vorhanden  und  sein  Wille  stark 
genug  sein,  um  sie  trotz  der  menschlichen  Neigung  zur  Ein- 
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jkert  fortwährend  so  zu  bethätigen,  dass  er  die  consti- 
nellen  Formen  oder  seine  constitutionelle  Stellung  voll- 
iig  ausfüllt.  Im  allgemeinen  ist  es  dabei  gleichgültig, 
sr  dazu  gelange,  ob  vorherrschend  aus  zweckmassiger  Er- 
log seiner  materiellen  Existenzbedingungen,  oder  aus 
Sndungsstarker  Hingabe  an  einen  theokratisoh  angelegten 
tsverband,  oder  infolge  einer  blossen  Verstandesreflexion. 
.  kann  auch  sagen:  da  Vernunft,  Empfindung  und  mate- 
»  Interesse  stets  miteinander  verbunden  sind,  wenn  auch 
er  nur  das  eine  oder  andere  von  ihnen  überwiegt,  so  ist 
leichgültig,  ob  in  concreto  die  organische  Staatsange- 
gkeit  sich  vorherrschend  auf  den  einen  oder  andern  die- 
drei  Momente  stützt,  weil  er  im  gegebenen  Falle  als  der 
itigste  erscheint.  Nur  darauf  wird  es  vorzüglich  ankom- 
,  dass  keiner  die  Idee  seiner  Staatsangehörigkeit  und 
heit  in  einer  mit  der  Auflassung  der  übrigen  in  unlös~ 
m  Widerspruch  stehenden  Weise  auffasse.  Ein  solcher 
ensatz  wäre  immer  unconstitutionell,  gleichviel  ob  er 
einem  Gegensatz  hoher  und  niedriger  oder  sonst  ver- 
edener  Auffassungen  beruhte.  Fehlt  aber  dieser  Gegen- 
,  so  ist  es  an  sich  praktisch  werthlos,  ob  die  fragliche 
i  anfanglich  mehr  aufgezwungen  worden  ist,  oder  durch 
erredung  Eingang  gefunden  hat.  Es  kommt  immer  nur 
«f  an,  ob  die  Idee  frei  gilt,  frei  verbindet,  die  freie  Er- 
mg  der  Formen  des  staatlichen  Daseins  gewährt,  ob- 
sh  es  ohne  Zweifel  in  dem  Gang  der  Entwickelung  eines 
es  zum  wahren  Constitutionalismus  viele  bedeutende  Un- 
shiede  machen  wird,  ob  das  Volk  durch  eine  höhere 
;  emporgehoben  oder  durch  eine  niedere  heruntergedrückt, 
n  zu  diesem  und  jenem  mit  Gewalt  gebracht,  oder  dazu 
ehrlichen  oder  unehrlichen  Mitteln  überredet  worden  ist. 
dien  diesen  Dingen  hängt  jedoch  so  unendlich  vieles  von 
besondern  Umständen  und  Persönlichkeiten  ab,  dass 
nichts  Allgemeines  darüber  sagen  kann.  Die  Hohe  der 
j  z.  B.  ist  etwas  sehr  Relatives;  rohe  aber  unverdorbene 
ker  und  gebildete  aber  verdorbene,  und  gesunde  und 
ike  Seiten  der  Volker  lassen  sich  in  den  verschiedensten 
bindungen  und  Abstufungen  denken;  die  Einwirkung 
erieller  Uebermacht  kann  durch  die  Umstände  ebenso 
Nshtfertigt,  wie  die  scheinbar  freieste  Ueberredung  durch 

13  • 
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die  Schlechtigkeit  der  dabei  gebrauchten  Mittel  verwerflich 
erscheinen  u.  8.  w.  Man  kann  daher  jeden  einzelnen  Fall 
nur  für  sich  beurtheilen.  Allerdings  sind  die  absoluten  Ge- 
setze der  physischen  wie  der  geistigen  Natur  allgemein  und 
ewig  dieselben.  Allein  wirklich  sind  sie  nur  dadurch,  dass 
und  wie  sie  nach  ihrem  Durchgang  durch  den  Menschen 
zum  Ausdrucke  gelangen,  und  es  kann  sich  daher  das,  was 
von  dem  Standpunkt  eines  bestimmten  Volks  aus  in  einem 
gegebenen  Zeitpunkte  für  dasselbe  Constitutionen  sei  oder 
nicht,  nur  daraus  ergeben,  wie  das  absolute  Gesetz  der  Hu- 
manität in  demselben  zum  Bewusstsein  gekommen  oder  ge- 
fühlt und  dem  entsprechend  ausgedrückt  worden  ist.  Nur 
soviel  lässt  sich  im  allgemeinen  sagen,  dass  die  Constitui- 
rung  eines  Volks  sich  in  demselben  Grade  dem  wahren 
Constitutionaliömus  nähern  werde,  in  welchem  sich  das  Volk 
selbst  dem  wahren  Sittengesetze  genähert  hat. 

6)  Der  Constitutionalismus  als  die  Eigenschaft  eines 
Staats  kann  begreiflich  nie  gegen  das  Wesen  oder  die  Exi- 
stenz des  Staats  gehen.  Wird  unter  constitutionellen  oder 
ihnen  verwandten  Formen  gegen  einen  politischen  Bestand 
und  dessen  wesentliche  Consequenzen  operirt,  so  geschieht 
dies  entweder  infolge  einer  noch  unfertigen  oder  unnatür- 
lichen Zusammensetzung  des  Staats,  zufolge  welcher  die 
constitutionelle  Idee,  sei  es  absolut,  sei  es  in  dem  momentan 
beabsichtigten  Grade,  in  den  concreten  Formen,  unnaturlich 
erscheint,  oder  es  geschieht  durch  einen  irrthümlichen,  auch 
absichtlich  schlechten  Gebrauch,  namentlich  für  eine  einseitige 
Herrschsucht  oder  für  einseitige  Freiheitsanforderung. 

7)  Die  constitutionelle  Idee  ist  nicht  blos  für  die  staat- 
liche, sondern  auch  für  jede  andere  menschliche  Vergesell- 
schaftung massgebend,  wenngleich  die  Formen  für  sie  nicht 
nur  nach  den  Umstanden  überhaupt,  sondern  auch  nach  dem 
Zweck  der  Gesellschaft  sehr  verschieden  sein  müssen.  Wir 
wollen  nur  ein  Beispiel  hiefür  anführen.  Die  constitutio- 
nelle Idee  ist  gewiss  für  keine  Art  menschlicher  Vergesell- 
schaftung wichtiger,  als  für  diejenige,  welche  auf  die  grossten 
Gefahren  berechnet  ist,  die  kriegerische.  Betrachten  wir 
nun  ein  Feudalheer  oder  ein  Volksheer,  wie  man  sich's  ge- 
wöhnlich vorstellt,  so  wird  man  bei  diesen  die  mosten  con- 
stitutionellen Formen,  sehr  wenig  von  der  constitutionellen 
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Idee,  und  in  der  Regel  überhaupt  nur  eine  einem  gleichen 
Feinde  gewachsene  Kraft  finden.     Heere  ohne  constitutio- 
nelle. Formen,  wenigstens  was  das  Commando  betrifft,  müs- 
sen ohne  Zweifel  desto  mehr  von  einer  constitutionellen  Idee 
geleitet   und  zusammengehalten  werden,  und  haben  in  der 
That  auf  diese  Weise  verhältnissmässig  grossere  Erfolge  mit 
Terhältnissmässig  geringern   Mitteln    erzielt.     Die   Heeres- 
emrichtungen  müssen  sich  nicht  nur  nach  dem  Geschmack 
des  Volks,  sondern  auch  nach  der  Individualität  des  Fein- 
des richten.     Sind   sie  von  der   constitutionellen  Idee   be- 
herrscht, so  wird  deren  formelle  Darstellung  von  der  rich- 
tigen Erwägung  der  beiden  angegebenen  Momente  abhängen. 
8)  Je  grösser  die  Anzahl  derer  ist,    die  nach  den  For- 
men des  concreten  Staats  sich  direct  an  allen  oder  doch  den 
wichtigsten  öffentlichen  Geschäften  betheiligen,  desto  unmit- 
telbarer soll    die   con8titutionelle  Idee  in   den  betreffenden 
Formen  auf  und  aus  dem  Staate,  auf  und  aus  den  Indivi- 
duen wirken   und   wirksam  werden.     Ein   solcher  Zustand 
kann  bedenklich  für  den  Staat  und  muss  höchst  schmerzhaft 
für  diejenigen  werden,  welche  von  dieser  Betheiligung  gänz- 
lich ausgeschlossen  sind.    In  ersterer  Beziehung  muss  näm- 
lich der  höchste  Grad  freier  Einigungsfähigkeit  von  der  gan- 
zen Nation  verlangt  werden.    In  letzterer  Beziehung  konnte 
man  unterscheiden,  ob  der  Ausschluss  von  der  Betheiligung 
am    öffentlichen   Leben   in   einer  absoluten   oder   doch   für 
beide  Theile  als  solche  geltenden  Unfähigkeit  seinen  Grund 
hat  oder  nicht.     In  jenem  Fall   muss   der  Ausschluss  nur 
als  Mittel  der  allmählichen  Heranbildung  zur  künftigen  Teil- 
nahme erscheinen,  wenn  er  nicht  zum  Untergang  führen  soll. 
Und  da  die  constitutionelle  Idee  die  wahre  Lebensidee  der 
Staaten  ist,   so  sind  wir   berechtigt,    unsern  Satz    als  eine 
Hauptgrundlage   der  Staatsmakrobiotik  zu  erklären.     Weil 
aber  die  Annahme  absoluter  Unfähigkeit  meist  auf  Egois- 
mus  und   falschen    Sittlichkeitsprincipien   beruhte    und   die 
politischen  Verhältnisse  nicht  durch  das  Princip  der  Pflicht, 
sondern  durch   das  Recht  der   Gewalt  beherrscht  wurden, 
darum  ist  unser  Satz  bisher  so  wenig  beachtet  und  schon 
manches  grosse  Volk  infolge  dessen  zum  Untergang  gebracht 
worden.    Beruht  dagegen  jener  Ausschluss  nicht  einmal  auf 
einer  solchen  Annahme,  so  fehlt  ihm  sogar  der  Schein  der 
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Berechtigung,  und  der  Untergang  des  Volks  wird  nur  noch 
schneller  und  sicherer  erfolgen. 

VI. 

Es  ergibt  sich  schon  aus  diesen  acht  Sätzen,  dass 
die  verschiedenen  Auffassungen  des  Constitutionalismus  und 
also  auch  die  verschiedenen  Ausgangspunkte  für  seine  Ent- 
stehung und  Ausbildung  nicht  blos  aus  einer  gewissen  per- 
sonlichen oder  nationalen  Verschiedenheit  der  Ansichten 
über  sein  Wesen,  sondern  auch  aus  einer  von  jener  Ver- 
schiedenheit unabhängigen  principiell  falschen  Auffassung 
seines  Wesens  hervorgehen.  Dies  bestätigt  sich  noch  mehr, 
wenn  wir  die  Sache  von  unserm  Standpunkt  aus  etwas 
weiter  verfolgen. 

Die  Völker  vervollkommnen  sich  staatlich,  und  zwar 
nach  innen,  durch  feste  Ansässig  werdung,  Ackerbau  und 
Handel,  Wissenschaft  und  Kunst,  Vermehrung  und  Erleich- 
terung der  Verkehrsmittel,  geläutertere  Religion,  Stärkung 
und  Vermehrung  der  Fühlung  zwischen  dem  einzelnen  und 
dem  Ganzen  u.  8.  w. ;  nach  aussen  aber  durch  Ueberschrei- 
tung  der  engen  Grenzen  des  Stammstaats,  durch  Verbin- 
dung mit  andern  Gemeinwesen  zu  einem  grossem  Ganzen 
infolge  von  Verträgen  oder  Eroberungen.  Das  alles  setzt 
den  Anstoss  von  Seite  höherer  Culturelemente,  den  Einfluss 
bedeutender  Culturgrossen,  seien  diese  durch  Wanderungen, 
Kriegs-  und  Handelszüge  oder  wie  immer  vermittelt,  voraus. 
So  wächst  intensiv  und  extensiv  mit  dem  Material  der  staat- 
lichen Einheit  auch  die  Mannichfaltigkeit  innerhalb  dersel- 
ben und  damit  ebenso  die  Schwierigkeit  der  Constituirung 
in  unserm  Sinne,  wie  die  Zahl  und  die  Kraft  der  dieselbe 
erheischenden  Momente.  Alles  nimmt  grossere  Formen  an; 
dieselben  werden  nothwendig  bestimmter  und  deutlicher,  und 
in  ihren  Gestaltungen  wie  Wirkungen  auffallender  und  der 
Kritik  zugänglicher. 

Aber  die  Idee,  Individuum  und  Gesellschaft,  Freiheit 
und  Ordnung  miteinander  auszugleichen,  ist  immer  da  und 
ebenso  das  Streben,  allgemeine  und  stetige  Formen  für  deren 
Darstellung  und  Erhaltung  zu  geben.  Dass  man  nicht  auf 
die  rechten  Formen  und  Mittel  verfiel,  hat  seinen  Haupt- 
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grund  in  der  verschiedenen  mangelhaften  Weise  der  Erfas- 
sung der  Idee  und  in  den  daraus  sich  erklärenden  auch  poli- 
tisch verkehrten  Handlungen.  Die  feindliche  nationale 
Scheidung  der  Völker  und  ihrer  Götter,  der  darauf  sich 
gründende  auch  nach  einer  gewalttätigen  Vereinigung  der- 
selben zwischen  ihnen  fortdauernde  Hass,  der  ewige  Kriegs- 
stand  der  verschiedenen  Nationalitäten  innerhalb  eines  und 
desselben  Staats  und  die  damit  in  Verbindung  stehende  syste- 
matisch ausgebildete  Sklaverei,  die  unvermittelte  Gegensätz- 
lichkeit der  Bildung  und  der  Vermögensverhältnisse,  dies 
alles  machte  eine  wahre  Constituirung  der  Nationen  im  Al- 
terthume  unmöglich.  Und  wenn  sich  auch  ein  Volk  ver- 
tragsweise durch  Verbindung  mehrerer  bisher  selbständiger 
Stamme  constituirt  hatte,  über  lang  oder  kurz  traten  ent- 
weder in  seinem  eigenen  Schose  die  alten,  weil  unvermittelt 
gebliebenen  Gegensätze  um  so  mehr  hervor,  je  weniger  der 
Vertragsabschluss  von  allen  Seiten  ehrlich  gemeint  zu  sein 
pflegte,  oder  es  kam  dieses  Volk  auch  ausserdem  dennoch 
später  wieder  mit  andern  Völkern  in  nur  durch  die  Ueber- 
macht  begründete  Verbindungen,  und  je  mehr  die  Gegen- 
sätze unter  den  Grundern  der  Vertragsverbindung  schwan- 
den, desto  schärfer  trat  die  letztere  selbst  in  den  Gegensatz 
zu  den  neuen  Eroberungen.  War  aber  bei  einem  Volke  die 
Stammverwandtschaft  nicht  stark  genug,  um  es  zu  einer 
grössern  staatlichen  Einheit  zu  verbinden,  so  erwies  sich 
dieselbe  auch  in  der  Hauptsache  als  wirkungslos,  wenn  sich 
wirklich  eine  Anzahl  selbständiger  Gemeinwesen  derselben 
Abstammung  zu  einer  grössern  Einheit  verbunden  hatte,  in- 
dem dieselbe  nicht  nur  in  der  Kegel  blos  einen  völkerrecht- 
lichen Charakter  festhielt,  sondern  auch  mit  diesem  weder 
Bestand  noch  bemerkenswerthe  Folgen  für  die  Constituirung 
des  Ganzen  oder  der  Theile  äusserte.  So  mochte  die  Ex- 
pansivkraft der  Völker  wol  zu  grossen  Erweiterungen  des 
Staats  führen;  allein  eine  organische  Einfügung  gelungener 
Eroberungen  fand  um  so  weniger  statt,  als  einer  solchen  die 
Neigung  der  Besiegten  nicht  weniger  entgegenstand  denn 
die  der  Sieger.  Die  decentralisirende  Kraft  der  Völker  aber 
brachte  eine  Mehrzahl  von  Staaten  hervor,  die,  wenngleich 
verwandt,  selbst  bei  der  dringendsten  Einheit  der  Interessen 
rieh   mehr  abstiessen   als  anzogen.     Der  eigentliche  Staat 
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blieb  stets  sehr  klein,  und  alles  übrige  Beiwerk  mehr  ein 
Ballast  als  ein  Mittel  für  wahre  Fortschrittsbewegung. 
Eine  bedeutende  Ausnahme  scheinen  nur  die  griechischen, 
namentlich  die  athenischen  Colonien  zumachen.  Allein  auch 
diese  waren  immer  nur  Miniaturbilder  der  Mutterstaaten  und 
ohne  alles  rechtliche  Einheitsband  mit  ihnen. 

Trotz  alledem  sind  aber  die  Staaten  der  Alten  Weh 
doch  immerhin  nicht  so  absolut  unorganisch  gewesen,  wie 
man  vom  Standpunkt  unserer  Zeit  aus  es  wol  meinen 
konnte.  Wenn  z.  B.  in  den  altorientalischen  Theokratien 
die  herrschende  Religion  von  einem  allgemeinen  lebendigen 
Glauben  getragen  wurde,  wenn  die  meisten  Chinesen  ihr 
Regierungssystem  im  ganzen  für  vernünftig  halten,  wenn  der 
Sklave  die  Sklaverei  des  Besiegten  als  eine  absolute  Not- 
wendigkeit anerkannte,  so  lagen  darin  organische  Momente, 
denen  freilich  mit  der  innern  objectiven  Wahrheit  auch  die 
Dauerhaftigkeit  und  entsprechende  Wirksamkeit  abgehen 
musste.  So  kann  z.  B.  auch  heutzutage  mancher  den  abso- 
luten Staat  für  den  ihm  am  meisten  entsprechenden,  also 
für  ihn  organischen  betrachten  und  wiederum  mancher  ein- 
zelne gar  nicht  organische  Verfassungsbestimmungen  oder 
den  Mangel  constitutioneller  Formen  da,  wo  sie  vielleicht 
nöthig  wären,  für  ganz  organisch  halten.  Allein  auch  hier-' 
von  gilt  der  Satz,  dass  unter  dem  Einflüsse  verkehrter  Auf- 
fassungen ein  Volk  zurückgehen  muss,  wenn  sich  diese  Ein- 
flüsse nicht  sammt  ihren  verkehrten  Wirkungen  vermindern 
und  allmählich  ganz  verlieren. 

VII. 

So  gehen  die  Ideen  der  Freiheit  und  der  Ordnung  mit- 
einander durch  die  Welt  und  erzeugen  in  ihrem  Kampfe 
miteinander  nur  Trennung,  Auflosung  ohne  Freiheit  und 
Verbindungen  ohne  natürliche  intensive  einigende  Kraft  so 
lange,  als  die  höhere  Idee  ihrer  Einheit  nach  Ausgangs-  und 
Zielpunkt,  die  gottliche  Schopfungsidee  und  ihr  Ausdruck 
im  ganzen  Wesen  des  Menschen  entweder  nicht  verstanden 
oder  doch  in  der  Gestaltung  und  der  Verwaltung  der  Ge- 
sellschaft nicht  wirksam  wird.  Einen  sehr  wichtigen  Schritt 
in  der  Richtung  zu  höherer  Wahrheit  hat  schon  sehr  früh  das 
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Judenthum  gemacht,  indem  es  einen  hohen  Grad  von  recht- 
licher Gleichheit  neben  föderativer  Freiheit  entwickelte  und 
die  Sklaverei  eigentlich  aufhob.    Eine  Menge  von  Umstan- 
den begünstigte  diese  Richtung,   welche  freilich  durch  die 
nationale  Exclusivität  der  Juden  und  durch  manche  andere 
Dinge  wieder  paralysirt  wurden.  Als  wahre  Friedenselemente 
unter   den  Menschen    und   als   erhaltende    und   productive 
Kräfte  für  die  Staaten  erscheinen  die  Ideen  der  Freiheit  und 
der  Ordnung  erst  seit  dem  Momente,  in  welchem  Christen- 
tfanm  und  romische  Rechtstradition,   die   höchsten  Auffas- 
sungen menschlicher  Freiheit  und  rechtlicher  Ordnung,  mit 
dem  gesunden  germanischen  Volkselement  verbunden  wurden. 
Man  kann  daher  wol  sagen,   dass   die  constitutionelle 
Idee  mit  dem  Menschen  geschaffen,  so  alt  und  so  weit  ver- 
breitet sein  müsse,  wie  der  Mensch  selbst,  dass  sie  aber. in 
der  nichtchri8tlichen  und  nichtgermanischen  Welt  entweder 
unfreie  Herrschaft  oder  ordnungslose  Freiheit  hervorgerufen, 
dass  sie  mit   der  Herrschaft   auch  die  Freiheit  immer  nur 
einzelnen  oder  wenigen  gebracht  habe  und  dass  infolge  des- 
sen Ordnung  wie  Freiheit  nicht  die  rechten  gewesen,  weil 
sie,  nur  um  den  Preis  der  Sklaverei  einer  unendlichen  Viel- 
zahl möglich,  allein  durch  die  Gewalt  bestehend,  einzig  in 
"der  Gewalt,  in  dem  thatsächlich  Möglichen  eine  Schranke 
der  Willkür  finden  konnte.   Menschenunwürdig,  wie  sie  war, 
musste  ihr  auch  die  rechte  Stetigkeit  abgehen,  denn  wenn 
sich  gleich  der  Sklave  fatalistisch   ergab   und  nach  dem  an- 
gelernten Irrthum  der  herrschenden  Meinung  der  Alten  Welt 
das   Recht   des   Siegers   anerkannte,    so    widersprach    doch 
ewig  die  innere  Stimme  und  reizte  ihn  ebenso  zur  Aufleh- 
nung gegen  den  Herrn,  wie  der  letztere  an  der  Durchfüh- 
rung   des    Sklavereibegriffs    bis    in    die    äussersten   Conse- 
quenzen  durch  die  Stimme  seines  Gewissens  verhindert  wurde, 
der  mächtigen   Einwirkung    anderer   Rücksichten   nicht   zu 
gedenken« 

Da  aber  auch  der  moderne  constitutionelle  Staat  trotz 
der  möglichst  vollkommenen  Gesetze  dennoch  thatsächlich 
immer  insofern  nicht  wahrhaft  Constitutionen  ist,  als  er  sich 
dem  antiken  System  nähert,  resp.  seine  Angehörigen  nicht 
von  dem  wahren  christlichen  Humanitätsprincip  erfüllt  und 
ihm  gemäss  in  allen  gesellschaftlichen  Beziehungen  wirksam 
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sind,  so  dürfte  es  gerechtfertigt  erscheinen,  den  wahren  Con- 
stitutionalismus seinem  innern  Wesen  nach  einen  Versnob 
zur  Uebersetzung  der  grossen  christlichen  Humanitätsidee 
ins  ganze  gesellschaftliche,  namentlich  auch  ins  staatliche 
und  volkerrechtliche  Leben  zu  nennen. 

Die  Geschichte  des  Constitutionalismus  ist  demnach  die 
Geschichte  der  Entwicklung  der  organischen  Gesellschafts* 
resp.  Staatsidee  in  der  Menschheit,  für  welche  erst  die  mo* 
deinen  Culturvölker  in  dem  christlichen  Sittengesetz  eine 
feste  und  allgemein  anerkannte  Basis  gewonnen  haben.  Man 
kann  daher  die  Geschichte  des  Constitutionalismus  wol  mit 
den  Völkern  der  christlichen  Aera  beginnen,  jedoch  nicht 
ohne  die  Elemente  des  Christenthums  und  der  romischen 
Disciplin  in  Ansatz  zu  bringen.  Die  Idee  des  Constitutio- 
nalismus war  aber  deshalb  doch  in  der  Alten  Welt  vorhan- 
den und  zwar,  wie  aus  unsern  desfallsigen  Bemerkungen 
hervorgeht,  als  eine  unklare,  nicht  befriedigte  und  daher 
nur  in  allmählich  aufreibenden  Kämpfen  sich  manifestirende 
Sehnsucht. 

Dies  erklärt  es  auch,  warum  sich  nach  der  einen 
richtigen  Idee  des  Constitutionalismus  und  ihrer  Verbindung 
mit  dem  im  allgemeinen  gleichen  Wesen  des  Menschen  nicht 
nur  der  Constitutionalismus  unserer  Zeit  allenthalben  in  ver- 
wandten Formen  äussert,  sondern  auch  eben  diese  unsere 
modernen  Formen  manche  Verwandtschaft  mit  den  Formen 
des  öffentlichen  Lebens  Th  den  antiken  Staaten  darbieten. 
So  findet  sich  z.  B.  in  beiden  Perioden  eine  Art  von  Thei- 
lung  der  Arbeit  zur  Erhaltung  und  Forderung  des  Staats 
je  nach  den  Fähigkeiten  der  Staatsangehörigen  (nicht  aber 
eine  Theilung  der  Staatsgewalt  selbst),  oder  eine  rechtlich 
geordnete  Antheilnahme  des  Volks  an  den  Staatsangelegen- 
heiten, womit  regelmässig  Wahlen  und  Oeffentlichkeit  ver- 
bunden sind  u.  dgl.  m.  Und  wie  künstlich  manche  dieser 
Einrichtungen  erscheinen,  sie  erprobten  sich  dennoch  als  so 
natürlich,  dass  gerade  in  ihnen  und  nur  in  ihnen  das  erhal- 
tende und  fortschrittsfördernde  Element  der  antiken  Staaten 
gefunden  werden  muss,  solange  sie  mit  dem  rechten  Geiste 
erfüllt  und  der  sie  umgebenden  Verderbniss  nicht  zum  Opfer 
•gefallen  waren. 

Die  constitutionelle  Idee  begleitet  und  durchdringt  aber 
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ebendeshalb  auch  alle  die  so  unendlich  mannichfaltigen  An- 
ziehungs-  und  Abstossungs-,  resp.  Vergesellschaftungs-  und 
Isolirungsbestrebungen  unserer  Volker  und  deren  Resultate. 
Indem  sie  dabei  stets  auf  einen  bestimmten  und  rechtlichen 
Ausdruck  oder  auf  eine  bestimmte  Formulirung  für  die  ent- 
wickelten Lebensverhältnisse  dringt,  erhält  sie  zugleich  durch 
die  unlösbare  Verbindung  von  Ordnung  und  Freiheit  die 
Möglichkeit  des  organischen  Fortschritts  offen,  und  verlangt 
diesen  Fortschritt  stets  für  das  Ganze  und  nach  allen  Rich- 
tungen des  irdischen  Daseins,  ohne  jedoch  das  Ueberirdische 
im  Menschen  ausser  Ansatz  zu  lassen.  Denn  je  mehr  sie 
dieses  in  jedem  Menschen  anerkennt,  desto  mehr  erwartet 
sie  auch  für  sich  und  ihre  Wirksamkeit  gerade  von  dem 
Menschen,  da  sie,  vernünftige  Erkenntniss  und  entsprechende 
"Willenskraft  zu  ihrer  Verwirklichung  beanspruchend,  auf  die 
Selbsterkenntniss  und  Selbstbeherrschung,  auf  die  Arbeit 
eines  jeden  an  sich  selbst,  hinführen  muss. 

VIII. 

Erscheint  der  Constitutionalismus  im  allgemeinen  als 
ein  sehr  relativer  Ausdruck  für  eine  universell-humane  und 
nie  vollkommen  zu  erfassende  und  zu  verwirklichende  Ideey 
und  der  moderne  Constitutionalismus  insbesondere  als  die 
den  Eigentümlichkeiten  unserer  Culturgrundlage  und  Cul- 
turvolker  entsprechende  Ausbildung  dieser  Idee,  der  Idee 
des  harmonisch -organischen  Staats,  so  ist  auch  diese  Idee 
selbst  und  das  Streben  nach  ihrer  Verwirklichung  bei  jedem 
geschichtlich  gewordenen  Volk,  also  auch  bei  unsern  moder- 
nen Volkern,  vom  Anfang  an  in  deren  ganze  Geschichte 
innig  verwebt,  und  insofern  beginnt  die  Geschichte  des  Con- 
stitutionalismus auch  mit  der  Geschichte  eines  jeden  dieser 
Volker,  wenngleich  gewisse  Umstände,  wie  z.  B.  die  Recep- 
tion  fremder  Auffassungen  oder  Formen,  hier  und  da  die 
nationale  Entwickelung  mehr  zu  unterbrechen  scheinen, 
als  sie  wirklich  unterbrechen. 

Eine  besondere  Geschichte  der  Ausbildung  der  consti- 
tntionellen  Formen  liegt  nicht  im  Plane  dieses  Werks;  doch 
wollen  wir  nicht  unterlassen,  unsere  Ansichten  über  die  rich- 
tigen leitenden  Grundsatze  einer  solchen  anzugeben. 
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IX. 

Die  Geschichte  des  Entwicklungsganges  der  constitu- 
tionellen  Formen  ist,  wie  ähnlich  auch  bei  allen  Völkern 
bezüglich  einzelner  Momente  und  Punkte,  doch  im  Ganzen 
eine  sehr  mannichfache.  Trotz  einer  gewissen  Uniformität 
in  den  Resultaten,  findet  doch  bezüglich  der  Zeit  der  Aus- 
bildung dieser  oder  jener  Form,  der  Ansichten  über  deren 
Zusammenhang  mit  der  constitutionellen  Idee  und  des  Ge- 
brauchs oder  der  Wirksamkeit,  der  Deutung  und  Function 
der  Formen,  eine  grosse  Verschiedenheit  unter  den  Völkern 
statt,  welche  ihre  Gründe  theils  in  der  Eigentümlichkeit 
der  Nation  selbst,  theils  in  der  Besonderheit  ihrer  gesamm- 
ten  nationalen  Entwickelung  hat.  Selbst  die  Constituirung 
eines  jeden  der  bestehenden  modernen  Culturstaaten  als 
Staat  hängt  mit  der  Geschichte  der  constitutionellen  For- 
men innig  zusammen. 

Daraus  folgt,  dass  bezüglich  letzterer  vorzüglich  zu 
sehen  ist: 

1)  Auf  die  Verwandlungen  von  Staatenmehrheiten  zu 
einem  Einheitsstaat,  von  Einheitsstaaten  zu  Staatenmehr- 
heiten, und  auf  die  innerhalb  dieser  beiden  äussersten  Punkte 
sich  ergebenden  vielfachen  Uebergangspunkte ;  denn  wäh- 
rend sich  ein  Staat  als  solcher  auflöst,  können  sich  mehrere 
Staaten  aus  ihm  organisch  herausbilden,  constituiren  und 
umgekehrt.  Was  daher  für  das  Ganze  constitutione]!  war, 
kann  dadurch  für  seine  Theile  staatlich  unconstitutionell 
werden  und  umgekehrt;  und  es  ist  klar,  dass  dies  auf  die 
Beurtheilung  des  äussern  Entwicklungsgangs  des  Consti- 
tutionalismus  den  grössten  Einfluss  haben  müsse. 

2)  Auf  die  jene  Wandlungen  sehr  oft  bedingende  Con- 
stituirung des  organischen  Gesetzes  innerhalb  des  concreten 
Staats,  oder  auf  den  Grad  der  organischen  Verbindung  sei- 
ner im  Anfange  und  oft  für  lange  Zeit  nicht  selten  unorga- 
nisch zusammengefa8Sten  Theile,  sowie  auf  den  Grad,  in 
welchem  die  an  sich  organische  Verbindung  auch  zum  for- 
mellen Ausdruck  gebracht  worden  ist. 

Eine  nur  sehr  untergeordnete  Bedeutung  wird  dabei  den 
verschiedenen,   aus   zufälligen  Gründen  oder  in  bestimmter 
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Absicht  gebrauchten  technischen  Ausdrücken  zufallen  kön- 
nen. Hat  ein  Land  keine  eigentlichen  Stande  mehr,  so  ist 
jedenfalls  der  Ausdruck  „ständic£h4'  oder  „landständisch'4 
ohne  besondere  Bedeutung  und  ein. auf  standische  Organi- 
sation gebauter  Organismus  eine  „contradictio  in  adjecto". 
Dasselbe  gilt  in  dem 'Fall,  wo  das  Volk  nicht  vollständig 
ständisch  gegliedert  ist  und  die  etwa  vorhandenen  Stände 
auch  nicht  die  Träger  der  constitutionellen  Idee  sind.  Denn 
wenn  man  darauf  sieht,  dass  die  mittelalterliche  Standschaft 
ebendaduroh  zersetzend,  also  unconstitutionell  war,  dass  sie 
nur  von  ständischen  Sonderinteressen  beherrscht  wurde,  so 
muss  man,  im  Fall  des  Vorhandenseins  wirklicher  stän- 
discher Elemente  bei  einem  Volke,  vom  constitutionellen 
Princip  aus  verlangen,  dass  entweder  neben  der  ständischen 
Constituirung  oder  Vertretung  auch  eine  allgemeine  mit 
wenigstens  gleichem  Rechte  bestehe  (analog  dem  Staaten- 
hause und  dem  Volkshause  im  Bundesstaate),  oder  dass  «die 
Constituirung  der  Nation,  resp.  ihrer  Vertretung  zwar  nicht 
die  Stände,  wol  aber  eine  gesonderte  Vertretung  derselben 
(also  nicht  ihre  Betheiligimg  an  den  allgemeinen  Wahlen) 
ausschliessen  müsste. 

Der  Ausdruck  „repräsentativ"  186)  gewährt  ebenso  we- 
nig feste  geschichtliche  Anhaltspunkte,  weil  die  Betheiligung 
grosserer  Massen  auch  nur  an  den  wichtigern  Angelegen- 
heiten des  Staats  ohne  eine  Art  von  Stellvertretung  oder 
Repräsentation  derselben  absolut  unmöglich  ist  und  alles 
darauf  ankommt,  welches  Princip  dieselbe  beherrscht,  wie 
und  was  vertreten  werden,  wer  repräsentiren  soll.  Dass 
man  aber  „repräsentativ44  nicht  als  identisch  mit  einer  Ver- 
tretung des  souveränen  Volks  nehmen  könne,  das  beweist 
die  Unhaltbarkeit  des  Volkssouveränetätsbegriffs ,  wenigstens 
als  Rechtsbegriffs  in  der  verfassungsmässigen  Monarchie; 
and  dass  „repräsentativ44  nicht  gleichbedeutend  mit  Zahlen- 


186)  Nachdem  Pufendorf  schon  in  seinem  Naturrecht  mit  der  ge- 
mischten und  limitirten  Staatsform  constitutionelle  Einrichtungen  verbun- 
den hat  (Lib.  VII,  cap.  nr,  cap.  VI,  §.  7  fg.,  §.  12),  gebraucht  er  als  Se- 
verinus  a  Monzambano  in  seinem  Werk  (De  statu  imperii,  §.  4)  auch  das 
Wort  „repraesentare**  in  einem  constitutionellen  Sinn.  Vgl.  unsern  Auf- 
Mti  „Pufendorf11  im  Staats-Lexikon  von  Rotteok  u.  Welcker,  3.  Aufl.,  Bd.  9. 
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majorität  sei,  das  beweist  unter  anderm  auch  der  merkwür- 
dige Umstand,  dass  St.  Mitt  trotz  seines  demokratischen 
Ausgangspunktes  zu  emef  sehr  aristokratischen  oder  wenn 
man  will  dynamischen  Gestaltung  seines  „Government  repre- 
sentatif"  gelangen  musste. 

Gleiches  gilt  von  dem  Ausdruck  „parlamentarisch",  der 
an  sich  vorzüglich  auf  die  wichtigste  Form  der  Thatigkeü 
der  constitutionellen  Körper,  nämlich  auf  die  Mündlichkeit 
(parier)  geht  und  seinen  ganz  specifischen  Sinn  in  England 
von  der  Eigentümlichkeit  der  Entwicklung  der  dortigen 
Verfassungszustande  bekommen  hat.  Es  wäre  deshalb  viel- 
leicht geeignet,  den  Constitutionalismus  jene  Eigenschaft  des 
Staats  zu  nennen,  vermöge  welcher  derselbe  so  organisirt 
ist,  dass  zur  Ausgleichung  gemeinsamer  wie  individueller 
Interessen  allenthalben  die  interessirte  Gesammtheit  auf  eine 
entsprechende  Art  repräsentirt  ist,  um  in  parlamen- 
tarischer Form  zu  berathen  und  mit  einer  gewissen  Auto- 
rität zu  beschließen,  alles  nicht  nur  unbeschadet,  sondern 
auch  zur  Steigerung  der  Innigkeit,  Freiheit  und  Kraft  -der 
Einheit« 


Li  den  constitutionellen  Formen  muss  daher  ein  doppel- 
tes Princip  lebendig  sein:  das  der  Pflicht  oder  der  Hingabe 
alles  Besondern  und  Untergeordneten  für  das  Ganze  und 
Höhere,  dann  das  einer  gewissen  Berechtigung  des  Einzel- 
nen und  Individuellen.  Bei  der  Unauflöslichkeit  der  Ver- 
bindung beider  bedingen  sich  also  auch  wechselseitig  die 
Erfüllung  der  Pflicht  zur  Geltendmachung  des  Rechts  und 
die  Geltendmachung  des  Rechts  zur  Erfüllung  der  Pflicht. 
Nur  Pflicht  oder  nur  Recht  wären  beide  eines  so  uncon- 
stitutionell  wie  das  andere,  und  müsste  eine  derartige  Ein- 
seitigkeit den  CoDstitutionalismu8,  seine  Trager  und  Schö- 
pfungen nicht  minder  ruiniren,  wie  sie  den  Feudalismus  sei- 
ner Zeit  ruinirt  hat. 

Die  Formen  oder  Wahrzeichen  des  Constitutionalis- 
mus können  daher  auch  ebenso  wenig  wie  in  der  Theilung 
der  Souveränetat,  im  allgemeinen  nur  in  der  Wahl  und 
Oeffentlichkeit  gefunden  werden.     Auch  der  Despot  wählt 
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er  fiast  wählen  und  gibt  unter  Umstanden  manchmal 
inen  Acten  eine  grossere  und  ungeschminktere  Oeffentlich- 
it,  als  manches  Repräsentantenhaus.  Es  kommt  demnach 
ßh  hier  darauf  an,  dass  Wahl  und  Oeffentlichkeit  im 
inne  des  organischen  Staats  stattfinden.  Dann  ge- 
iren  sie  zum  Constitutionalismus  und  sind  Mittel,  wenn 
in  will  Rechte  zur  Erfüllung  der  politischen  Pflicht,  zur 
sthatigung  des  organischen,  die  freie  Erfüllung  des  Ge- 
txes  fordernden  Wesens  der  staatlichen  Einheit. 

Daraus  ergibt  sich  endlich,  dass  die  Wissenschaft- 
ike  ltr)  Geschichte  der  Ausbildung  der  Formen  abhängt: 

1)  von  dem  Grade  der  Entwicklung  des  öffentlichen 
echts  überhaupt  und  der  Absonderung  seines  Gebiets  von 
an  Gebiete  der  privaten  oder  der  individuellen  Rechte, 
es  natürlich  innerhalb  der  Grenzen,  soweit  eine  derartige 
bsonderung  überhaupt  möglich  ist; 

2)  von  dem  Verhältnisse  des  positiven  Rechts  zu  den 
rngen  Factoren  des  öffentlichen  wie  individuellen  Lebens, 
imentlich  zu  den  sittlichen  und  materiellen  Existenzver- 
iltnissen  und  zu  dem  möglichen  Einflüsse  der  Person- 
ihkeiten; 

3)  von  der  gesammten  politischen  Organisation  und 
Qdung  des  Volks ,  also  auch  von  den  dasselbe  wirk- 
sh  beherrschenden  Ansichten  darüber,  wer  ein  selbstän- 
ger  mitcon8tituirender  Factor,  ein  constitutionelles  Glied 
»  Staats  und  in  welchem  Masse  er  es  sei  und  wie  seine 
heilnahme  an  den  Staatsgeschäften  sich  zu  bethätigen 
ibe; 

4)  von  den  anerkannt  herrschenden  Ansichten,  bei  wel-  ' 
len    Staatsgeschäften    eine    solche    Betheiligung    eintreten 


5)  von  dem  Grade,  in  welchem  der  fragliche  Staat 
cht  nur  äusserlich,  sondern  auch  innerlich  fest  geeinigt 
t  und  das  organische  Gesetz  die  ganze  Einheit  und  letz- 


187)  Wir  sagen  eine  „wissenschaftliche",  d.  h.  eine  von  Partei- 
reeken,  die  nur  zu  oft  die  geschichtlichen  Forschungen  über  den  Con- 
tetionalismns  beseelen,  freie  Geschichte. 
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tere  wieder  die  physischen  und  juristischen  Sonderindividu*- 
litaten  beherrscht.  188) 


188)  Man  kann  daher  von  der  Entstehung  des  Constitutionalismus 
sagen,  was  Montesquieu  von  der  des  Feudalismus  gesagt  hat:  „H  laut 
percer  la  terre  pour  en  trouver  les  racines."  Es  geht  aber  ans  unserer 
Auffassung  der  Entstehung  des  Constitutionalismus  das  für  Deutschland 
hochwichtige  Resultat  hervor,  dass  bei  allem  Einfluss  der  grossen  poli- 
tischen Epochen  Frankreichs  von  der  Revolution  an  auf  die  deutschen 
Verfassungszustände  doch  jedenfalls  nicht  die  Hauptsache  des  Constitu- 
tionalismus, nämlich  die  Idee  nnd  das  eigentliche  Material  ihrer  Dar- 
stellung, sondern  höchstens  Anstosse  und  Formen  für  unsere  Entwiöke- 
lungen  von  Frankreich  kamen. 


Werfer  ^bfonitt 


Von  den  Gesetzen  im  allgemeinen.    Gesetz  und 
Gewohnheit. 


Literatur.  —  Die  verschiedenen  Begriffe  von  Gesetz.  —  Verbindung 
zwischen  Gesetz  und  Ansässigkeit.  —  Fehlbark eit  und  Unvollkommenheit 
der  Gesetze.  —  Kriterien  ihrer  Güte.  —  Gesetz  und  Gewohnheit  Sitte. 
—  Bedeutung  der  Form  der  Rechtsbildung  für  deren  dem  Ideal  entspre- 
chenden Charakter.  —  Von  den  delatorischen  Gewohnheiten  gegen  be- 
stehendes absolutes  und  dispositives  Recht.  —  Der  Unterschied  zwischen 
Gesetzes-  und  Gewohnheitsrecht  ist  ein  überwiegend  politischer.  —  Nä- 
here Prüfung  des  Verhältnisses  zwischen  Gesetzes-  und  Gewohnheitsrecht 
nach  wirklichen  geschichtlichen  Erscheinungen.  —  Die  Mängel  der  bis- 
herigen wissenschaftlichen  Behandlung  dieses  Gegenstandes  haben  ihren 
Hauptgrund  in  der  rein  civilrechtlichen  Auffassung  desselben.  —  Erklä- 
rung hiervon.  —  Veranlassung  zum  Auftreten  grosser  Gesetzgeber.  —  Die 
antiken  Gesetzgeber.  —  Begriff  des  eigentlichen  Gesetzesrechts.  —  Die 
beiden  Hauptmomente  bei  jedem  Gesetzgebungswerk.  —  Das  erste  Gesetz 
jedes  Staats.  —  Die  natürlichen  Grenzen  der  Wirksamkeit  und  Geltung 
jedes  Gesetzes.  —  Notwendigkeit  der  Gesetze,  ohne  dass  der  Staat  nur 
in  Gesetzgebung  und  Gesetzesübung  bestände.  —  Wesentliche  Erforder- 
nisse eines  Gesetzes.  —  Einheit  des  gesammten  Rechtsbestandes  eines 
Staats.  —  Unterschied  zwischen  den  Staaten,  je  nachdem  sie  eine  grosse 
Menge  guter  und  lebendiger  Gesetze  besitzen  oder  nicht  —  Der  Rechts- 
dom eines  Volks.  —  Gesetz  und  Constitutionalismus. 

Literatur:  Piaton,  Legg.,  besonders  I,  13;  II,  3,  266,  301, 
328,  328.  Simon  (ein  Sokratiker),  rcept  vofJiou.  Cicero,  De  legg. 
und  De  republica.  Constitutionen  von  1208  u.  1316  in  den  Memoires 
de  FAcademie  royale  de  Braxelles,  V,  6  fg.,  10  fg.  Buchez 
et  Boux,  Hifitoire  parlementaire,  II,  57  fg.,  61,  192  fg.  Constant, 
B.  (Ausgabe  seiner  Werke  von  Laboulaye),  I,  264.  Frantz,  G,  Die 
Held.  m.  14 
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Quelle  des  Uebels,  S.  48,  52,  59,  66,  70.  Derselbe,  Die  Wieder- 
herstellung Deutschlands,  S.  113.  Walter,  Naturrecht  und  Politik, 
S.  304,  Note  1.  Erhard,  CA.  D.,  Versuch  über  das  Ansehen  der 
Gesetze  und  die  Mittel,  ihnen  solches  zu  verschaffen  und  zu  erhalten 
(Leipzig  1 804).  Gerstäcker,  C  F.  W.,  Systematische  Darstellung  der 
Gesetzgebungskunst  (Frankfurt  u.  Leipzig  1837 — 40),  Abthl.  1.  Herr- 
mann, Ueber  Gesetz,  Gesetzgebung  und  gesetzgebende  Gewalt  im  grie- 
chischen Alterthum  (1849).  Holmes,  J.,  The  statesman,  or  principles 
of  legislation  and  law  (Augusta  1840).  Mably,  Ueber  die  Gesetz- 
gebung und  die  Grundsatze  der  Gesetze.  Aus  dem  Franzosischen 
(2  Thle.,  Starnberg  1779).  Turckheim,  Betrachtungen  aus  dem  Ge- 
biet der  Verfassungs-  und  Staatenpolitik  (Karlsruhe  1842).  Weber  % 
Ueber  die  Rückanwendung  positiver  Gesetze  (Hannover  1811).  Escher, 
Handbuch  der  praktischen  Politik,  I,  63  fg.,  66;  II,  116,  240. 
Wächter,  von,  im  Staats-Lexikon  von  Rotteck  u.  Welcker,  3.  Aufl., 
Art.  „Gesetzgebung".  Lerminier,  Histoire  des  legislations.  Davoud- 
Oglhou,  Histoire  de  la  legislations  des  anciens  Gerinains  (2  Thle.,  Ber- 
lin 1845).  Ueber  Milton  (gegen  die  Gewohnheit)  s.  Taine,  a.  a. 
O.,  II,  362.  Matter,  Ueber  den  Einfluss  der  Sitten  auf  die  Gesetze 
und  der  Gesetze  auf  die  Sitten.  Aus  dem  Französischen  von  Buss 
(Freiburg  1853).  Le  Gentü,  C,  Origines  du  droit.  Essai  historique 
sur  les  preuves  sous  les  legislations  juives  etc.  (Paris  1863).  Hamm, 
P.,  Von  der  Entstehung  des  Rechts  (Innsbruck  1863).  Proudhon, 
Systeme  fexleratif,  S.  164.  Lammenais,  F.,  De  la  societe  premiere 
et  de  ses  lois  (Paris  1861).  Bentham,  Principien  der  Gesetzgebung 
(Köln  1833).  Vgl.  auch  oben  Thl.  I,  S.  314  fg.  Bodinger,  Die 
Gesetze  der  Bewegung  im  Staatsleben,  S,  6  fg.  Stein,  Verwaltungs- 
lehre, I,  5  fg.  (über  die  Bedeutung  der  Sanction),  ebend.  271.  Riehl, 
Vortrag  über  Volk  und  Verfassung,  1865  („ein  Gesetz  ist  vielleicht 
das  einzige  wissenschaftlich- literarische  Product,  bei  welchem  persön- 
liche Originalität  des  Autors  schlechthin  ein  Mangel  ist"). 


IM  ach  Xenophon*8  Memorabilien,  I,  2,  40  fg.,  kamen 
Alcibiades  und  Perikles,  nachdem  sie  lange  über  den  Begriff 
von  Gesetz  discutirt  hatten,  endlich  dahin  überein,  dass  es 
„eine  Verordnung  der  Staatsgewalt  sei,  die  von  den  Be- 
herrschten nicht  aus  Zwang,  sondern  aus  freien  Stücken, 
durch  Ueberredung    (d.  h.  wol  aus  innerer  Ueberzeugung 
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oderüeberzeugtwerdung)  angenommen  werde44  (Röscher,  Thu- 
kydides,  S.  274). 

Vaeherot  (La  d&nocratie,  S.  245)  nennt  das  Gesetz 
„den  abstractesten  und  unpersönlichsten  Ausdruck  des 
Staats "  und  Buckle  (Geschichte  der  Ci vilisation ,  TU.  I, 
Abthl.  II,  S.  311)  „den  höchsten  Punkt,  den  der  mensch- 
liche Geist  erreichen  kann44. 

Die  Zahl  der  verschiedenen  Auffassungen  des  Gesetz- 
begrifls  ist  fast  ebenso  gross  wie  die  Zahl  der  über  diesen 
Begriff  vorhandenen  Aeusserungen.  Und  da  es  auch  solche 
gibt,  die  in  den  positiven  Gesetzen  nur  das  Product  und  das 
Palladium  der  Freiheit,  andere  nur  eine  Erystallisation  der 
Sittlichkeit  sehen,  wieder  andere  endlich  sie  blos  als  eine 
der  Gewalt  entstammende,  leider  unentbehrliche  Zwangs- 
maschine betrachten,  so  ist  ersichtlich,  dass  in  den  Gesetzes- 
begriffen alle  möglichen  einseitigen  Auffassungen  des  Staats, 
seines  Wesens  und  Zwecks,  wie  seiner  Lebensströmungen, 
wieder  hervortreten. 

Die  ältesten  geschriebenen  189)  Gesetze  der  Griechen, 
die  des  Drako,  hiessen  „^iapioi44,  die  spätem  „vofiot44,  die 
der  Römer  „leges44,  die  der  Deutschen  „pacta44.  Jede  die- 
ser Bezeichnungen  hat  auch,  gleichwie  die  der  Gesetze  des 
alten  Orients  mit  „heilige  Bücher44  und  die  der  Juden  l9°) 


189)  Zu  oben  Thl.I,  S.348,  Note  180,  und  TM.  II,  S.  570:  Ueber  das 
Verbot  Lykurg's,  seine  Gesetze  niederzuschreiben,  8.  Chassan,  Essai  sur 
la  symbolique  du  droit,  S.  Lix.  Vgl.  ferner:  Bemal,  Theorie  de  l'auto- 
ritc,  I,  303.  &fommsen,  Römische  Geschichte,  I,  442.  Gneüt,  Englische 
Verfassung,  I,  129.  Escher,  a.  a.  O.,  I,  74.  Constant,  B.,  a.  a.  0.f  I, 
156  (,jil  y  a  dans  l'homme  un  certain  respect  pour  la  loi  ecrite").  Pia- 
ton,  Legg.,  V13,  23,  IX,  4.  Curtius,  Griechische  Geschichte,  S.  256,  279. 
Wenn  wir  nun  auch  die  Angabe  von  Langsdorf  s  (bei  Zachariae,  Vierzig 
Bächer,  V,  S.  58)  für  etwas  zweifelhaft  halten,  so  ist  doch  die  Thatsache 
des  frühen  Vorkommens  und  allgemeinen  Gebrauchs  schriftlicher  Gesetzes- 
aofzeichnungen ,  und  zwar  auch  ohne  Kerbholz ,  Hieroglyphen  u.  dgl.  un- 
zweifelhaft. Fehr,  Ueber  die  Entwickelung  u.  s.  w.  der  politischen  Theo- 
rien, S.  21.  Laurent,  a.  a.  O.,  III,  52.  Huc,  Das  chinesische  Reich,  II, 
57.  Für  und  gegen  schriftliche  Aufzeichnung  der  Gesetze,  namentlich 
ganzer  Verfassungen:  Dupont- White,  a.  a.  O.,  S.  47.  Vollgraff,  Politische 
Systeme,  IV,  273  fg.     Mommsen,  a.  a.  O.,  I,  442. 

190)  Zu  oben  Thl.  I,  S.  475,  und  Thl.  II,  S.  786.  Qraetz,  H.,  Ge- 
schichte der  Juden    (Leipzig    1861—63),    Bd.   3  —  7.    Bericht  des   wür- 

14* 
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mit  „Bund",  ihre  eigene  Bedeutung  und  spricht  einen  für 
die  Auffassung  des  Gesetzes  massgebenden  Grundgedanken 
aus.  Doch  liegt  in  allen  etwas,  was  auf  ein  Zusammenfas- 
sen mehrerer  Willen  zur  Erzeugung  der  gemeinverbindlichen 
Norm  hinweist,  wenn  auch  dabei  bald  das  Vertragselement 
wegen  der  noch  vorherrschend  föderalistischen  Natur  der 
Verbindung,  bald  mehr  das  Element  einer  absoluten  Auto- 
rität, einer  gottlichen  Eingebung  191)  infolge  einer  bereits 
hoher  entwickelten  Staatsgewalt,  dort  also  mehr  eine  Trans- 
action,  hier  ein  „auroc  fipVS  äusserlich  wenigstens,  her- 
vortritt. 

Das  Wort  „Gesetz"  aber  hängt  ohne  Zweifel  mit 
Setzen,  Satzung,  Sitzen  zusammen  und  erscheint  demnach 
mit  Sesshaftigkeit  und  Ansässigkeit  auch  innerlich  verwandt. 

Gewiss  ist  die  Aeusserung  Flatoris  (Legg.,  I,  13)  über 
die  Gesetze  eine  der  tiefsten,  die  man  finden  kann.  Wir 
lassen  sie  hier  nach  der  Uebertragung  von  Müller  folgen: 
„Wir  nehmen  jeden  von  uns  als  einen  an,  welcher  in  sich 
selbst  zwei  sich  widersprechende,  unverständige  Rathgeber 


tembergischen  Abgeordneten  Duvernoy  vom  November  1863.  Aaszuge 
aus  dem  „Aasland"  in  der  aogsburger  Allgemeinen  Zeitung,  1865,  Nr»  14. 
Geiger,  Abr.,  Das  Judenthum  und  seine  Geschichte  (Breslau  1864).  Laurent, 
a.  a.  O.,  VIII,  408.  Wiener,  M.,  Regesten  zur  Geschichte  der  Juden  in 
Deutschland,  Thl.  1  (s.  Heidelberger  Jahrbücher,  Jahrg.  55,  S.  610  fg.). 
Arnold,  Verfassungsgeschichte,  I,  72  fg.  Schnell,  J.,  Das  israelitische 
Reich  (Basel  1853).  Sempere,  a.  a.  O.,  S.  84,  112,  118.  Escher,  a.  a.  O., 
I,  112.  Rönne  u.  Simon,  Die  frühem  und  gegenwärtigen  Verhältnisse  der 
Juden  im  preussischen  Staat  (Breslau  1842).  Terlinden,  Grundsätze  des 
Judenrechts  nach  den  preussischen  Gesetzen  (Halle  1804).  Totusenet,  A., 
Les  juifs,  rois  de  l'epoque  etc.  (Paris  1847). 

191)  Zu  oben  Thl.I,  S.  53,  166,  231,  271,  421  fg.,  446,  453,  465,  und 
Thl.  II,  S.  10,  169,  170,  243,  268,  505,  552  (Theokratie  und  jus  divinum,  so- 
wie auch  zur  Literatur  über  das  Verhältniss  zwischen  Staat  und  Kirche), 
vgl.  Laurent,  fitudes,  VIII,  206  fg.;  X,  189  fg.,  193.  Escher,  a.  a.  O.,  I, 
31;  II,  155.  Fronte,  Kritik  aller  Parteien,  S.  39.  Derselbe,  Quelle  alles 
üebels,  S.  9  fg.,  23,  28,  31,  47,  51.  Buckle,  a.  a.  O.,  I,  341,  432.  Gneist, 
a.  a.  O.,  I,  214  fg.,  221.  Laurent,  L'eglise,  in,  233.  Held,  System,  I, 
244,  160;  II,  237,  244.  Hundeshagen,  C.  B.,  Die  theokratische  Staats- 
gestaltung und  ihr  Verhältniss  zum  Wesen  der  Kirche.  Tübinger  Zeit- 
schrift für  Kirchenrecht,  Jahrg.  IH,  Heft  2  n.  3,  Abthl.  3.  Pfau: 
„Rückkehr  der  Kunst  zur  Religion  heisst  nichts  anderes  als  Rückkehr 
der  Gesellschaft  zur  Theokratie."  (?) 
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i,  die  wir  Lost  und  Schmerzgefühl  nennen;  neben  diesen 
iden  ferner  Meinungen  über  das  Bevorstehende,  welche 
n  gemeinschaftlichen  Namen  der  Erwartung  führen..,; 
1er  diesen  allen  waltet  die  Ueberlegung,  was  von  diesen 

0  Bessere  oder  Schlechtere  sei,  die,  wenn  sie  zum  Staats* 
sschluss  erhoben  ward,  Gesetz  genannt  wird ....  Das  sei 
»er  das  goldene  und  heilige  Leitzeug  der  Vernunft,  wei- 
tes man  das  gemeinsame  Gesetz  des  Staats  nenne.44  Nicht 
inder  tief  ist's,  wenn  Piaton  an  einer  andern  Stelle  (Legg., 
I,  16,  vgl,  mit  1,  13;  VI,  1)  sagt:  „Der  Gesetzgeber 
iuss  dreierlei  im  Auge  haben:  dass  der  von  ihm  mit  Ge- 
stosen ausgestattete  Staat  ein  freier,  dass  er  unter  sich  be- 
fandet und  einsichtsvoll  sei." 

Das  Resultat,  zu  welchem  wir  kommen,  wenn  wir  von 
er  Ansässigkeit  ausgehen,  ist  ein  verwandtes.  Gleichwie 
imlich  diese  der  Zustand   eines  Volks  oder  Menschen  ist, 

1  welchem  dieselben  zu  einer  bestimmten  Localitat  in  eine 
rerbindung  treten,  vermöge  welcher  diese  Localitat  der 
auernde  Schauplatz  für  die  Entwickelung  und  Behauptung 
irer  Gesammt-  oder  einzelindividuellen  Selbständigkeit 
sin  und  bleiben  soll,  so  ist  das  in  den  positiven  Satzun- 
en  ausgesprochene,  geschriebene  oder  ungeschriebene  Ge- 
rtz eines  Volks  oder  Staats  gleichsam  die  nach  allem 
isherigen  /Schweifen,  Zweifeln,  Unbestimmt-  oder  Unklar- 
en hervortretende  feste  Fixirung  des  Gedankens  einer 
abständigen  Gesellschaft  über  irgendeine  wichtige  oder  da- 
ir  gehaltene  Bedingung  ihrer  Erhaltung  oder  Förderung, 
as  heisst  über  die  harmonische  Zusammenstimmung  der 
erschiedenen  Lebensrichtungen  und  über  die  organische 
Ausgleichung  der  individuellen  Freiheit  19V)  mit  der  Freiheit 
Her  oder  mit  der  Gesammtordnung. 

Man  konnte  uns  zunächst  einwerfen,  dass  es  gesetzliche 
Zustände  ohne,  anarchische  mit  Ansässigkeit  gebe.  Allein 
rir  haben  bereits  in  den  vorausgegangenen  Theilen  dieses 


192)  ZaThl.II,  S.  93  u.789:  Price,  Observation  sur  la  nature  de  la 
forte  civil e  (Rotterdam  1776).  Stenholm,  J.y  De  notione  libertatis  hama- 
le  (Lund  1841).  Das  Verhältniss  der  Freiheit  und  Ordnung  nach  den 
igenthumlichkeiten  des  verfassungsmässigen  Staats  wird  später  Gegen- 
and  einer  besondern  Betrachtung  werden. 
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Werks  nachgewiesen,  dass,  wo  mir  immer  eine  menschliche 
Gesellschaft  198)  sich  findet,  weder  ein  absoluter  Mangel 
aller  dauernden  Beziehungen  zu  einem  Territorium,  noch, 
wenn  man  irgendeinen  concreten  Staat  nicht  blos  als  ein 
rechtlich  geordnetes  Ganzes  auffasst,  sondern  dabei  auch  die 
thatsächlichen  Zustande  würdigt,  eine  absolute  Anarchie194) 
oder  ein  absoluter  Despotismus  19Ä)  angenommen  werden 
könne.  Nur  der  Umfang  und  die  Grade  beider  sind  mög- 
licherweise sehr  verschieden,  von  den  unbedeutendsten  Er- 
scheinungen an  bis  zu  den  Epoche  machenden  oder  Epochen 
bezeichnenden;  letzteres  namentlich  dann,  wenn  die  staat- 
liche Gesammtindividualität  durch  Theilungen  und  Zersplit- 
terungen ihres  territorialen  Bestandes,  durch  bedeutende 
Neuerwerbungen,  durch  Conföderationen  196)  u.  s.  w.  wesent- 
liche Veränderungen  erleidet.  197) 

Wie  nun   der  Ansässigkeit  198)   das  Nomadisiren  oder 


193)  Zu  Thl.  II,  S.  44,  454  u.  793 :  Considerant,  V.,  Destinäe  sociale 
(2  Tille.,  Paris  1849—51).  Lasteyrie,  Histoire  de  la  liberte  pol.,  I,  301. 
Kemper,  J.  de  Bosch,  De  wetenschap  der  zamenleving  (Amsterdam  1863). 
De  Bussy,  C,  Histoire  et  reiutation  du  socialisme  depuis  l'antiquitä  jusqu'a 
nos  jours  (Paris  1863).  Boom,  C.  de,  Une  Solution  politique  et  sociale. 
Confederation,  decentralisation,  Emigration  (Paris  1864).  Taine,  a.  a.  On 
III,  625  („les  situations  sociales  fönt  les  situations  politiques").  Kiessel- 
bach, Social -politische  Studien.  Coutzen,  H.,  Bausteine  zur  volkswirt- 
schaftlichen Literaturgeschichte,  Heft  1  (Berlin  1864). 

194)  Zu  Thl  II,  S.  639:  Ouizot,  Histoire  parlementaire ,  I,  208 
(„l'anarchie  n'est  pas  inhärente  a  la  forme  da  gouvernement").  Proud- 
hon,  a.  a.  O.,  S.  23. 

195)  Zu  Thl.  II,  S.  628:  Fischer,  F.  CA.,  Ueber  die  Geschichte  des 
Despotismus  in  Deutschland  (Halle  1780).  Laboulaye,  Ätudes,  149.  Sem- 
pere,  a.  a.  O.,  112  fg.    Piaton,  Legg.,  HI,  15. 

196)  Nachtrag  zu  der  oben  Thl.  HI  gegebenen  Note  5,  s.  oben 
Thl.  II,  S.  224,  Note  197.  Proudhon,  Systeme  federatif,  S.  118.  Free- 
mann,  Ea\  A.,  History  of  federal  government,  from  the  foundation  of 
the  Achaian  Leage  etc.  (London  1863),  Bd.  1.  Uns  er n  Artikel  „Völ- 
ker? ertrage4*  im  Staats-Lexikon. 

197)  Zu  Thl.  II,  S.  199,  210,  790  u.  219,  530:  Frobel,  Politik,  II,  103fg. 
125.  Qneist,  a.  a.  O.,  I,  157,  273.  ffuc,  a.  a.  O.,  I,  53.  Sempere,  a.  a* 
O.,  S.  250  fg.  Lasteyrie,  a.  a.  O.,  I,  204  fg.  Vattel,  a.  a.  0.,  I,  141, 
226  fg. 

198)  Zu  Thl.  II,  S.  71  u.  83:  Escherf  a.  a.  0.,  II,  202.  Chassan,  a.  a.  O., 
72  fg.    Helfferich,   Ä.,    Der  Erbacker.    Eine  cnlturgeschichtliche   Unter- 


st 
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sonst  ein  unsteter  Zustand  der  Bevölkerung  im  Verhältnisse 
zum  Land  vorherzugehen  pflegt,  so  geht  dem  Gesetz  und 
der  rechtlichen  Gewohnheit  oder  dem  in  denselben  ausge- 
sprochenem Recht  (Recht  im  objectiven  Sinn)  eine  längere 
oder  kürzere  vorbereitende,  theilweise  innerliche,  theilweise 
tusserliche  Thätigkeit  der  die  Gesellschaft  bildenden  oder  in 
der  Aus-  und  Fortbildung  der  Gesellschaft  begriffenen  Men- 
schen voraus.  m) 

Durch  das  Zusammenwirken  des  Gewissens  200) ,  wel- 
ches die  allgemeinen  oder  absoluten  ethischen  Gesetze  oder 
Principien  des  Rechts  angibt,  ferner  des  Geselligkeitstriebs 
und  aller  der  physischen  Daseinsverhältnisse,  welche  unwi- 
derstehlich zur  Gesellschaft  nothigen,  endlich  der  vernünf- 
tigen Einsicht,  welche  über  die  Zweckmässigkeit  der  An- 
sichten und  rechtlichen  Einrichtungen  Rath  ertheilt  und 
urtheilt,  tritt  gleichsam  eine  Gärung  ein,  bei  welcher  natür- 
lich auch  unlautere  Elemente,  Selbstsucht  201),  Herrschsucht, 
Unbotmässigkeit,  Betrug,  Irrthum  und  Einseitigkeit  aller 
Art  mitwirken.  Diese  Gärung  kann  sich  begreiflicherweise 
nicht  blos  auf  innerliche  Vorgänge  beschränken,  sondern 
muss,  und  zwar  nach  Bildungsstufe  und  Bildungsart  denk- 
bar höchst  verschieden,  in  bald  längern  und  ernstern,  bald 
kürzern  und  leichtern  Collisionen  hervortreten,  und  vor  ihrer 
Abklärung  bald  eine  nur  laxe  Verbindung  der  Gesellschaft, 
bald  die  Aufhebung  einer  bestanden  habenden  Gesellschaft, 
in  ihrer  Abklärung  aber  neue  Gesellschaftsbildungen  und 
einen  Zustand  äusserer  Ruhe  erkennen  lassen. 

Da  jedoch  keine  Abklärung  eine  vollkommene  202)  und 


luchung  (Leipzig  1865),  erste  Hälfte.  Zu  den  oben  Thl.  II,  S.  199,  Note 
148,  bezeichneten  ländlichen  Besitzgemeinschaften  vgl.,  nach  Csaplovics, 
Slawonien,  I,  106,  179.     Afommsen,  a.  a.  O.,  I,  67  Note. 

199)  Auch  Grotefend,  System  des  deutsehen  Staatsrechts,  I,  184  fg., 
sieht  in  Gesetz  und  Gewohnheit  nur  die  letzten  Acte,  in  denen  sich  die 
Rechtsentstehung  vollendet 

200)  Zu  Thl.  I,  S.  364,  433  u.  IT,  146,  439,  583:  Xenophon,  Memorabilia, 
IV,  7,  4  fg.  (Sokrates  über  das  Gewissen).  Taine,  a.  a.  O.,  II,  221,  281, 
Note  2,  446. 

201)  Piaton,  Legg.,  V,  4. 

202)  Dangemartin    gab   der  Assemblee    Constituante    die  Schuld  von 
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definitive  Ausscheidung  der  falschen  oder  unlautern  Elemente 
bewirken,  kein  Theil  des  Ganzen  unfehlbar  an  das  Gesetz 
desselben  gebunden,  keine  Zusammensetzung  im  Sinne  chemi- 
scher Verbindungen  eine  vollständig  homogene  sein  kann, 
so  folgt  von  selbst,  dass  jede  Abklärung  selber  nur  die  Ba- 
sis neuer  Gärungen  sein  müsse.  Oder  mit  andern  Worten: 
Zubestandkommen  und  Bestehen  ist,  wie  das  Gesetz  des 
ganzen  irdischen  Daseins,  so  auch  das  Lebensgesetz  der  zur 
Ordnung  des  geselligen  Daseins  und  zum  Schutz  der  indi- 
viduellen Freiheit  sich  historisch  entwickelnden  und  beste- 
henden Normen;  oder  um  uns  noch  in  einer  andern  Form 
auszusprechen:  die  wahre  Idee  des  Staats  und  des  Men- 
schen, nämlich  die  organische  Einheit  oder  Harmonie  *°8) 
der  drei  grossen  Lebensrichtungen  in  zeitgemässer  Ausglei- 
chung zwischen  Freiheit  und  Ordnung,  ist  auch  das  Ideal 
aller  Gesetze,  alles  Rechts,  des  Gesetzgebungs-  wie  Ge- 
wohnheitsrechts. Gesetz  und  Gewohnheit  soll  demnach, 
weil  hervorgegangen  aus  der  Macht  der  Thatsachen,  wie  aus 
der  sittlichen  und  vernünftigen  Einwirkung  und  Würdigung 
des  ganzen  menschlichen  Wesens  und  Seins  nach  seinem 
wahren  Ausgangs-  und  Zielpunkt,  auch  der  möglichst  vollen- 
dete äussere  Ausdruck  der  Zusammenstimmung  jener  drei 
Momente  in  der  Gesellschaft  durch  die  freie  Mitwirkung  der 


allem  Unglück  Frankreichs,  und  hatte  darin  unrecht  Recht  aber  hatte  er 
namentlich  ihr  vorzuwerfen,  „de  n'avoir  pas  compris  aveo  Opimius,  con- 
8ül  de  l'ancienne  Rome,  que  semblable  an  corps  humain  qui  ne  peut  pas 
exister  «ans  quelques  humeurs,  les  corps  politiques  ne  peuvent  exister 
sans  quelques  abusu.  Duvergier  de  Hauranne ,  a.  a.  O.,  II,  299.  Die 
Unvollkommenheit  schwebt  über  allen  menschlichen  Dingen  „aicut  nebul» 
paludi".  Wir  haben  uns  in  den  frühern  Theilen  dieses  Werks  so  ent- 
schieden darüber  ausgesprochen,  dass  selbst  die  höchste  und  reinste  Auf- 
fassung des  Ideals  durch  die  Menschen  eine  unvollkommene  sein  müsse, 
dass  die  gelegentlich  Thl.  I,  §.  258,  259,  uns  gestellte  Frage :  „Können  denn 
die  wirklichen  Dinge  die  schweren  Leistungen  erfüllen,  welche  in  der  Be- 
deutung des  Wortes  „ absolut "  eingeschlossen  sind?!"  sich  wol  von 
selbst  beantwortet,  s.  Esahaver,  Grundlehre  der  Gesetze  des  Staats,  1, 162. 
203)  Das  Gesetz  der  Harmonie  findet  sich  noch  angedeutet  z.  B. 
Gneisty  a.  a.  0.,  I,  146.  Taine,  a.  a.  0.,  II,  365.  Vattel,  a.  a.  0.,  I,  35. 
Die  Einheit  von  Geist  und  Körper  betont  stark:  Stern,  £>.,  Essai  sur  la 
libertä,   S.  48,  94,  170.    Stein,  a.  a.  O.,  I,  96  ig. 
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Individuen,  oder  das  Product  eines  wahrhaft  organischen, 
psychisch-physischen  Lebens  sein,  ao4) 

Dies  ist,  namentlich' unter  Berücksichtigung  der  gegebe- 
nen Lage  und  der  Besonderheit  einer  jeden  Nation,  das 
Kriterium  der  Güte  aller  positiven  Normen,  gleichviel,  ob 
sie  blos  Rechtssitten,  oder  rechtliche  Gewohnheiten,  oder 
endlich  Emanationen  formlicher  Gesetzgebungsthätigkeit  sind. 
Auch  wird  der  unzweifelhaften  Rechtssitte  und  Gewohnheit 
stets  derselbe  oben  geschilderte  Gärungsprocess  vorhergehen 
müssen,  wie  dem  förmlichen  Gesetz,  und  nur  unter  ihnen  als 
Quellen  des  Rechts  ein  Unterschied  in  Beziehung  auf  die 
formelle  Darstellung  bestehen,  da  die  oben  gleichfalls  ange- 
führten materiellen  Quellen  für  alles  positive  Recht  die  glei- 
chen sind. 

Eine  dem  Ideale  entsprechende  Vollkommenheit  des 
Rechts  ist,  in  welcher  Form  es  immer  zu  Tage  gefordert, 
d.  h.  der  Rechtsgedanke  zum  Gesetz  oder  zur  positiv  gel- 
tenden Norm  werde,  eine  Unmöglichkeit,  gerade  so,  wie  die 
Vollkommenheit  des  Rechtsgedankens  selbst,  da  auch  dieser 
durch  Menschen  hindurchgehen,  durch  und  für  sie  und  ihre 
concreten  Bedürfhisse  des  äussern  Zusammenlebens  dar- 
gestellt werden  muss. 

Die  älteste  Rechts-  oder  Gesetzesbildung  ist,  nach  der 
gewohnlichen  Meinung,  die  durch  Sitte  oder  Gewohnheit.  206) 
Kann  man  sie,  bei  ihrer  geringern  Festigkeit  und  Bestimmt- 
heit, nicht  nur  unter  Berücksichtigung  der  entsprechenden 
Volksbildungsstufe  als  relativ  vollständig  berechtigt,  sondern 


204)  Im  Fnero  jnzgo,  I,  Titt.  1,  §.  5,  wird  dem  Gesetzgeber  gesagt, 
er  habe  sich  nur  an  Gott  and  sieb  selbst  zn  wenden,  von  wenigen,  aber 
tüchtigen  Personen  Rath  zu  erholen,  blos  auf  das  öffentliche  Wohl  zn 
leben  and  sich  mehr  der  öffentlichen  Meinung  zu  conformiren,  als  nach 
feinem  eigenen  Urtheil  zu  gehen.  Im  Tschung-Young,  Kap.  XXIX,  §.  3, 
heisst  es  vom  Gesetzgeber  unter  anderm,  er  werde  den  Beweis  der  Wahr- 
heit in  den  ausgezeichnetem  Geistern  und  höhern  Intelligenzen  suchen. 
Buckle  (a.  a.  O.,  I,  247)  findet  den  Werth  der  Gesetzgebung  in  keinem  An- 
theil  an  dem  Fortschritt,  sondern  nur  in  der  Abschaffung  früherer  Ge- 
ictxe  (ebend.  395  fg.),  nicht  in  der  Wahrheit,  sondern  nur  in  der  Zweck- 
massigkeit 

205)  Vgl.  auch  die  Verhandlungen  und  Resolutionen  des  deutschen 
Jnristentags  über  das  Gewohnheitsrecht 
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auch,  bei  dem  Werthe  einer  gewissen  Elasticitat  des  posi- 
tiven Rechts,  sogar  absolut  vorzüglicher  als  das  eigentliche 
Gesetzesrecht  finden  wollen,  so  ist  doch  auch  gewiss,  dass 
die  eigentliche  Gesetzgebung  —  die  keineswegs  mit  Erlassung 
codificirter  und  geschriebener  Gesetze  identisch  ist  —  allent- 
halben so  früh  beginnt,  dass  sie  historisch  in  einigem  Masse 
immer  gleichzeitig  neben  den  andern  Rechtsbildungsformen 
erscheint206),  eine  starre  und  unbiegsame,  unveränderliche 
Festigkeit  und  absolute  Bestimmtheit  des  Gesetzes  für  jeden 
denkbaren  Fall  aber  wol  die  verkehrte  Tendenz  dieses  oder 
jenes  Gesetzgebers,  nie  aber  die  wirklich  und  unabweisbar 
nothwendige  Eigenschaft  des  eigentlichen  Gesetzesrechts 
sein  kann. 

IL 

Ueberhaupt  scheint  uns,  als  ob  manche  Auffassungen 
des  Verhältnisses  zwischen  Gewohnheits-  und  Gesetzes- 
recht nicht  die  richtigen  seien. 

Vor  allem  ist  es  nämlich  klar,  dass  die  allgemeinen  An- 
forderungen an  einen  positiven  Rechtssatz,  gleichviel  ob  er 
auf  Gewohnheit  oder  Gesetzgebung  beruhe,  genau  dieselben 
sind,  insofern  üämlich  von  jedem  Rechtssatze  verlangt  wer- 
den muss: 

1)  dass  seine  Verbindlichkeit  unzweifelhaft; 

2)  dass  sein  Inhalt  klar  und  entschieden  ausgespro- 
chen, und 

3)  dass  dieser  Inhalt  dem  gesammten  organischen  Le- 
ben des  fraglichen  zur  Rechtserzeugung  befähigten  Kreises, 
dessen  gesammter  freier  Rechtsanschauung  entsprechend  sei, 
ob  er  sie  erst  zu  Bewusstsein  bringe  oder  nicht. 


206)  Rechtsbestimmungen,  die  ursprünglich  als  internationales,  pactir- 
tes  Recht,  z.  B.  zwischen  wilden  Stammen  .vereinbart  werden  und  die 
Keime  oder  Beste  staatsähnlicher  Zusammengehörigkeit  enthalten,  sind 
gewöhnlich  selbst  mit  den  mangelhaftesten  Mitteln  aufgezeichnet  worden. 
Das  zwischen  mehrern  festgestellte  Recht  wird  durch  die  Aufzeichnung 
den  in  den  Persönlichkeiten  liegenden  Zufälligkeiten  u.s.w.  entzogen  und 
schon  den  ersten  Begründern  zur  klarern  Anschauung,  zu  bestimmtem 
Ausdruck  gebracht.  Es  gilt  für  das  Recht  ganzer  Völker  und  Völker- 
bundnisse, was  die  Erfahrung  in  der  Aufzeichnung  der  Verträge  für  die 
rechtlichen  Beziehungen  einzelner  zueinander  vollkommen  bestätigt  hat 
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Dass  die  eine  oder  die  andere  in  diesen  Sätzen  ausge- 
sprochene Eigenschaft  nicht  ausschliesslich  oder  mehr  oder 
weniger  nur  dem  Gesetzgebungs-  oder  dem  Gewohnheits- 
rechte zustehe,  beweist  die  Erfahrung.  Denn  es  gibt  unbe- 
stimmte und  zweifelhafte,  unorganische  und  angefochtene 
Gesetze  wie  Gewohnheiten.  Auch  haben  wir  Gesetze,  die 
ihrem  Alter,  der  Dauer  ihrer  Geltung  nach  viele  Gewohn- 
heiten weit  übertreffen;  Gesetze,  welche  mit  den  ersten  ge- 
schichtlichen Erscheinungen  der  Völker  zusammenhängen, 
und  schnell  vorübergehende  Gewohnheiten;  Gesetze  aus  nie- 
dern  Culturstanden  und  Gewohnheiten  aus  der  Zeit  vor- 
gerückter Cultur. 

Ob  der  Souverän  eines  Staats  in  einem  absoluten 
legislativen  Act  etwas  selber  oder  durch  einen  dazu  Beauf- 
tragten mit  vorausgegebener  oder  erst  nachträglich  verliehener 
Sanction  als  Recht  setzt,  oder  ob  er  das  nicht  thut,  eine 
populäre  Rechtsübung  aber  entweder  stillschweigend  zulässt 
oder,  nachdem  sie  gleichsam  auch  durch  ihn  hindurchgegan- 
gen, ausdrücklich  sanctionirt,  —  für  die  formelle  Gültigkeit  des 
Gesetzes  ist  die  stillschweigende  Zulassung  ebenso  entschei- 
dend wie  der  feierliche  Sanctionsact.  Beides  ist  demnach 
viel,  sehr  viel,  aber  keineswegs  alles  in  Beziehung  auf  die 
Erzeugung  eines  entsprechend  wirksamen  Rechts.  Denn 
6eine  wirklich  allgemein  verbindende  Kraft  liegt  nicht  allein 
und  absolut  dort  in  dem  formelleb  Gesetzgebungdact,  hier 
in  der  irrthümlich  ihm  für  entgegengesetzt  angesehenen  popu- 
lären oder  gar  volkssouveränen  Rechtserzeugungsform,  son- 
dern in  beiden  Fällen  einzig  und  allein  in  der  nach  den  po- 
sitiven Rechten  wieder  zu  beurtheilenden  Gesammtwirksam- 
keit  des  concreten  souveränen  Gemeinwesens,  welche  aber, 
wenn  auch  auf  verschiedene  Weise,  immer  durch  jene  phy- 
sische oder  künstliche  207)  Einzelpersönlichkeit,  die  der  ver- 


207)  Zu  Thl.  II,  S.  657,  HI:  Proudkon,  Systeme  federatif,  S.  138. 
Gvizot,  Histoire  parlementaire ,  I,  cxxnc.  Fröbel,  a.  a.  O.,  II,  41.  Die 
Demokratie  ist  ein  falsches  Ideal,  weil  sie  einseitig  auf  der  menschlichen 
Gleichheit  fusst.  Aber  selbst  der  gesunde  Inhalt  der  demokratischen  Idee 
wir  dem  Alterthum  unmöglich,  da  demselben  das  Princip  der  .allgemeinen 
Menschenwürde  fehlte.  Alle  demokratischen  Versuche  desselben  müssten 
schon  aus  diesem  Grund  scheitern  und  zum  Gegentheil  ausschlagen. 
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fassungsmassige  Träger  der  politischen  Einheit  des  Ganzen 
ist,  hindurchgehen  muss.  Dabei  ist  sofort  auch  darauf  hin- 
zuweisen, dass  die  Stellung  dieser  Persönlichkeit  selber  eine 
rechtliche,  demnach  auf  dem  Gesammt-  oder  massgebenden 
Rechtsbewusstsein  beruhende  sein  müsse,  also  dass,  weil  und 
inwiefern  diese  Persönlichkeit  selber  legitim  *°8),  deshalb  und 
auch  nur  insofern  sie  der  legitimirende  Durcbgangspunkt 
gleichsam  zur  Abstempelung  des  Gesammtrechtsbewusstseins 
werden  könne. 

Im  Detail  wird  es  nun  einen  grossen  Unterschied  für 
das  Recht  eines  ganzen  Volks,  auch  für  die  Stellung  und 
Autorität  seines  Oberhaupts  machen,  ob  dieses  Recht  ein- 
seitig nur  auf  dieser  oder  jener  Lebensrichtung  beruht,  ob 
es  durch  ein  vorhergegangenes  Extrem  sich  auf  ein  anderes 
Extrem  geworfen  sieht,  oder  ob  es  ein  in  harmonischer  Aus- 
gleichung der  drei  Lebensrichtungen  begriffenes  oder  dieselbe 
doch  wenigstens  anstrebendes  sei.  In  dem  Unterschied  zwi- 
schen Gewohnheit«-  und  Gesetzesrecht  aber  an  sich  liegt 
jener  Unterschied  nicht  von  selbst. 

Und  so  scheint  uns  denn  der  Unterschied  zwischen  Ge- 
wohnheits-  und  Gesetzesrecht  wo  anders  gesucht  werden  zu 
müssen. 209) 

Gewohnheit  ist  die  zunächst  stillschweigende,    aber  in 


208)  Zu  Thl.  II,  S.  687  fg.:  Frantz,  C,  Die  Quelle  des  Uebels, 
S.  52  fg.  Guizot,  Histoire  parlementaire,  I,  147,  151  fg.,  154,  159,  J61, 
168  fg.,  220.  Gicht)  Deutsche  Zustände  und  Interessen,  I,  180  fg.,  191, 
201  (Stuttgart  1864).  Fröbel,  a.  a.  O.,  II,  83  fg.,  248,  383.  B.  L.  Ä, 
Die  Rechtscontinuität  vom  allgemeinen  Standpunkte  (Agram  1863). 

209)  Ueber  Gewohnheitsrecht,  und  zwar  namentlich  öffentliches,  vgl.  za 
oben  Thl.  I,  S.  347 ;  Thl.  II,  S.  785.  Held,  System,  I,  34,  40 ;  II,  53.  Kali,  J. 
Chr.)  De  jure  non  scripto  inter  cives  secundum  rei  naturam  vigent.  (Ko- 
penhagen 1828).  Bahr,  Rechtsstaat,  S.  33.  Blackstone,  a.  a.  O.,  I,  283  fg., 
286  fg.,  324.  May,  Ueber  Parlamentsgewohnheiten  und  Präcedenz.  Ueber 
öffentliches  Gewohnheitsrecht  in  Amerika  vgl.  augsburger  Allgemeine  Zei- 
tung, 1857,  Beilage  92,  S.  1465.  Gabriel,  Observation  detachees  sur  les 
coutumes  et  les  usages  anciens  et  modernes  du  ressort  du  Parlement  de 
Metz  (2  Thle.,  Bouillon  1787).  (flaUell,  J.),  Precedents  of  proceedings  in 
the  house  of  commons  (3.  Aufl.,  4  Thle.,  London  1796).  Fischel,  a.  a.  O., 
S.  25.  Terrier  de  Lorey,  Essai  sur  les  institutions  traditionelles  en  France 
(Paris  1858).  Luders,  W.,  Das  Gewohnheitsrecht  auf  dem  Wege  der  Ver- 
waltung (Kiel  1863). 
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gleichmässiger  wiederholter  Beobachtung  sich  betätigende 
Ueberemstimmung  mehrerer  über  Rechte  und  Pflichten  ohne 
oder  gegen  ein  bestehendes  Gesetz,  also: 

1)  entweder  gegen  ein  durch  die  souveräne  Einheit 
und  ihren  Träger  stillschweigend  zugelassenes,  resp.  formell 
sanctionirtes  rechtliches  Gebot  oder  Verbot,  oder 

2)  ohne  dass  bereits  eine  solche  Zulassung  resp.  Sank- 
tion erfolgt  wäre,  resp.  ohne  dass  über  den  fraglichen 
Punkt  eine  ausdrückliche  verfassungsmässig  legislative  Hand- 
lang stattgefunden  hätte. 

Im  ersten  Fall,  dem  der  derogatorischen  Gewohnheit 
gegen  eine  absolute  Gewohnheits-  oder  Gesetzesrechtsbestim- 
mung, kann  man  wieder  unterscheiden: 

1)  ob  das  zu  derogirende  Recht  ein  für  den  ganzen 
Staat  und  alle  seine  Angehörigen  gemeines  war  oder  nicht; 

2)  ob  das  durch  Gewohnheit  an  seine  Stelle  zu  setzende 
Recht  ein  gemeines  oder  besonderes  sein  will,  resp.  ob  an 
die  Stelle  eines  frühern  gemeinen  Rechtssatzes  ein  beson- 
derer, an  die  Stelle  des  bisherigen  besondern  Rechtssatzes 
ein  gemeiner  durch  die  fragliche  Gewohnheit  treten  soll? 
Wobei  wieder  auf  die  zwei  Hauptarten  der  Rechtsbesonder- 
heit, den  Particularismus  und  den  Specialismus  des  Rechts, 
Rücksicht  genommen  werden  muss;  und 

3)  ob  an  die  Stelle  eines  bisher  absoluten  Rechtssatzes 
durch  die  derogatorische  Gewohnheit  nur  ein  dispositiver 
gestellt  werden  soll,  womit  denn  auch  der  Fall  zu  verbinden 
ist,  wo  anstatt  einer  bisher  nur  dispositiven  Rechtsnorm  eine 
absolute  gesetzt  werden  will. 

Ein  gemeines  absolutes  Gewohnheits-  oder  Gesetzes- 
recht kann  unbedenklich  durch  eine  gemeine  Gewohnheit 
derogirt  werden,  wenn  dieser  die  Requisite  jedes  wahren 
Gewohnheitsrechts  überhaupt  und  namentlich  das  Requisit 
1  der  Zulassung  durch  die  verfassungsmässigen  Gesetzgebungs- 
factoren  nicht  fehlt.  Unter  dieser  Voraussetzung  ist  es  auch 
für  die  formelle  Gültigkeit  des  neuen  Gewohnheitsrechts 
gleichgültig,  ob  es  an  die  Stelle  eines  bisherigen  allgemei- 
nern Rechtssatzes  einen  besondern,  an  die  Stelle  eines  abso- 
luten Rechtssatzes  einen  dispositiven  setzt.  Dasselbe  gilt 
von  einer  Derogirung  besonderer  Rechtsgebote  und  Verbote 
durch  eine  allgemeine  Gewohnheit. 
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Bei  schärferer  Betrachtung  wird  sich  aber  ergeben,  dam 
gleiches  von  einer  besondern  derogatorischen  Gewohnheit 
gesagt  werden  müsse,  die  statt  allgemeiner  Gebote  und  Ver- 
bote irgendetwas  Besonderes  für  einzelne  Theile  des  Landes 
oder  seiner  Bevölkerung  setzen  will.  Denn  da  dies  ohne 
Zulassung  der  verfassungsmässigen  **°)  Gesetzgebung  nicht 
rechtgültig  geschehen  konnte,  mit  dieser  aber  und  nur  mit 
ihr  jede  Rechtsbildung  formelle  Gültigkeit  erhält,  so  stellt 
eich  in  diesem  Fall  die  Sache  theoretisch  nicht  anders  wie  in 
dem  ersten  Fall.  Dasselbe  kann  bezüglich  der  Frage  unter 
3  nur  wiederholt  werden. 

Praktisch  stellt  sich  also  die  Sache  so,  dass  alles  darauf 
ankommt,  inwiefern  die  Gesetzgebung  eines  Staats  überhaupt 
bezüglich  der  Fortbildung  des  Rechts  selbstthätig  ist  und 
demnach  der  Gewohnheitsrechtserzeugung  zuvorkommt  oder 
ihr  nachgeht,  und  dann,  inwieweit  ein  Staat  particulare  und 
speciale  Rechtsbildung  auch  durch  Gewohnheit  zulässt  und 
die  Aufhebung  von  Particularitäten  und  Specialitäten  des 
Rechts  der  Gewohnheit  überlässt  oder  in  beiden  Beziehungen 
gesetzgeberisch  wirkt. 

Demnach  erscheint  die  Frage  vom  Verhältniss  zwischen 
Gewohnheitsrecht  und  Gesetzesrecht  mehr  als  eine  politische, 
indem  sie  das  Verhältniss  zwischen  der  originellen  Rechts- 
bildung im  Volke  selbst  und  einer  besondern  Gesetzgebungs- 
thätigkeit  des  Staats  und  seiner  eigenen  Organe  dazu,  dann, 
in  Verbindung  damit,  das  Verhältniss  zwischen  Particularis- 
mus  und  Rechtseinheit,  endlich  zwischen  Rechtsgleichheit 
und  Verschiedenheit  betrifft. 

Wir  sind  dabei  nur  von  der  Gewohnheit  und  dem  Ge- 
setz innerhalb  eines  und  desselben  Staats  ausgegangen.  Gleich- 
wie aber  in  einem  Staate  eine  particulare  Rechtserzeugung 
durch  Gewohnheit  stattfinden  kann,  die  seine  Einheit  in 
Frage  stellt,  so  ist  auch  möglich,  dass  die  Selbständigkeit 
eines  Staats  und  seiner  ganzen  Rechtserzeugung  nur  juri- 
stisch besteht,  während  der  Staat  thatsächlich  unselbständig 
und  seine  Rechtsbildung  von  der  anderer  Staaten  gar  nicht 


210)  Gerade  Verfassnngsnormen  sind  es,  welche  die  Alten  vorzüglich 
mit  „Gesets"  bezeichneten.  Vollgraff,  Staats-  nnd  Rechtsphilosophie, 
II,  237. 
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m  isoliren  ist.  Hier  kann  uad  wird  die  eigentliche  Gesetz- 
gebung, wenn  sie  die  rechtliche  Selbständigkeit  des  Staats  zu 
wahren  denkt,  soviel  als  möglich,  wenn  nicht  einer  nur  die- 
sem Staat  eigenen,  doch  um  so  mehr  einer  solchen  Gewohn- 
heitsrechtsbildung entgegen  sein,  welche  die  Selbständigkeit 
des  Staats  gefährden  konnte.  Je  geringer  aber  die  sich 
lediglich  auf  den  einzelnen  Staat  beschränkende  Gewohn- 
hehsrechtsbildung  bei  einem  unnatürlicherweise  juristisch 
selbständigen  aber  ebendeshalb  in  seinen  grossen  nationalen 
Regungen  unterbundenen  Volk,  und  je  schwächer  seine  Ge- 
setzgebung in  dem  Gefühl  der  thatsächlichen  Unselbständig- 
keit des  betreffenden  Staats  sein  wird,  desto  klarer  erscheint 
es,  dass  auch  diese  Wendung  der  Frage  vom  Gewohnheits- 
recht dieselbe  zu  einer  vorherrschend  politischen  macht,  und 
dies  um  so  mehr,  als  irgendeine  Art  von  rechtlicher  Verbin- 
dung unter  einer  Mehrzahl  solcher  Staaten  einerseits  die 
Selbständigkeit  eines  jeden  wahren,  andererseits  der  Aus- 
druck einer  nicht  zufälligen  oder  willkürlichen  und  vorüber- 
gehenden, sondern,  weil  auf  tiefer  geschichtlicher  Grundlage 
wie  unleugbarem  Zeitbedürfhiss  ruhend,  notwendigen  und 
dauernden  Zusammengehörigkeit  sein  soll. 

Dies  ist  z.  B.  gegenwärtig  der  Fall  Deutschlands.  Wie 
sich  im  Jahre  1806  der  Sieg  des  Particularismus  durch  die 
volle  Souveränwerdung  der  deutschen  Territorien  vollendete, 
ohne  dass  man  von  dem  politischen  Begriff  „  Deutschland " 
lassen  und  das  gemeine  deutsche  Recht  entbehren  konnte, 
welches  wesentlich,  und  zwar  auch  in  vielen  absoluten  Be- 
stimmungen, auf  der  Gewohnheit  beruhte  und  einigende  wie 
trennende  Elemente  umschloss,  so  wird  keine  einheitliche 
Gestaltung  Deutschlands  naturgemäss  sein,  welche  der  be- 
sondern ftechtserzeugung  der  einzelnen  deutschen  Stämme 
entbehren  zu  können  glaubte  und  den  einigenden  wie  tren- 
nenden Elementen  derselben  die  richtige  Würdigung  versagte. 

Aehnlich,  wie  mit  dem  gemeinen  und  particularen  Recht, 
verhält  es  sich  auch  mit  dem  allgemeinen  und  -besondern. 
Es  ist  eine  Frage  der  Politik,  ob  überhaupt,  wann  und  wie 
einer  Klasse  von  Staatsangehörigen  um  des  Staats  willen 
für  ihre  besondern  Standesverhältnisse  ein  besonderes  Recht 
nothwendig  ist,  und  kann  in  der  Ertheilung,  Ausbildung  und 
Aufhebung   desselben  die  Gewohnheit   dem    Gesetz   zuvor- 
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kommen.  Die  allgemeine  Gleichheit  kann  alte  Standes- 
unterschiede gewohnheitsrechtlich  unterminiren,  die  allge- 
meine Mannichfaltigkeit  mit  neuen  Standen  neues  Gewohn- 
heitsrecht hervorrufen.  Beides  kann  gegen  Gesetz  oder 
bisherige  Gewohnheit  geben.  Immer  aber  wird  für  solche 
Gewohnheiten,  welche  auch  die  übrigen  Stande  binden,  also 
absolut  sein  sollen,  selbst  dann  der  Durchgang  durch  die 
verfassungsmässigen  Organe  der  Gesetzgebung  nothwendig 
sein,  wenn,  was  freilich  nicht  lange  währen  würde,  vorläufig 
der  besondere  Stand  nicht  auch  die  Grundlage  einer  beson- 
dern politischen  Stellung  abgeben  sollte. 

Wir  haben  bisher  nur  derogatorische  Gewohnheiten  ge- 
gen absolutes  Gewohnheits-  oder  Gesetzesrecht  im  Auge  ge- 
habt und  hoffentlich  bewiesen,  dass  solche  nur  infolge  eines 
Durchgangs  oder  einer,  wenn  auch  lediglich  stillschweigen- 
den Genehmhaltung  der  Staatsgesetzgebung^  entstehen  kön- 
nen. In  allen  hierhergehorigen  Fällen  setzt  also  die  letztere 
erst  eine  rechtsbildende  Kraft  im  Volk  voraus  und  behalt 
sich  die  Anerkennung  ihres  Products  gewissermassen  vor. 
Vielleicht,  dass  der  Staat  von  dem  Standpunkt  eines  be- 
stimmten Zeitpunkts  aus  an  eine  solche  Rechtsbildung  gar 
nicht  dachte  und  wenn,  ihr  entgegenzutreten  entschlossen 
war,  während  er  in  einem  spätem  Momente  seinen  Wider- 
stand aufzugeben  sich  veranlasst  sehen  kann. 

In  dem  zweiten  Fall  haben  wir  es  mit  Rechtsgewohn- 
heiten zu  thun,  denen  gar  kein  Gesetz  oder  keine  Gewohn- 
heit, oder  wenn  doch,  nur  solche  von  dispositivem  Charakter 
entgegenstehen.  Sie  können  sich  demnach  nur  auf  reines 
Privatrecht  beziehen,  sei  es  das  einer  physischen  Einzelper- 
son oder  einer  sogenannten  juristischen  Person,  und  finden 
ihre  nothwendige  Schranke  in  dem  bestehenden  öffentlichen 
»  Recht.  Natürlich  aber  würden  Gewohnheiten,  welche  eine 
Lücke  des  öffentlichen  Rechts  auszufüllen  bestimmt  waren, 
nicht  hierher,  sondern  unter  den  ersten  Fall  zu  subsumiren 
sein,  da  alles  öffentliche  Recht  nur  vom  Ganzen  ausgehen 
kann  und  jede  neue  öffentliche  Rechtsbestimmung  dem  bis- 
herigen Zustande  des  öffentlichen  Rechts  derogirt,  denselben 
abändert.  Die  hierhergehorigen  Rechtsgewohnheiten  be- 
wegen sich  demnach  innerhalb  des  Kreises  der  dispositiven 
Rechtsnormen,  in  deren  besonderen  Charakter  ganz  von  selbst 
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die  Anerkennung  der  Zulässigkeit  von  Gewohnheitsrechts- 
normen  liegt. 

Allein  praktisch  wird  sich  der  Unterschied  zwischen  dem 
ersten  und  zweiten  Fall  nicht  hoch  belaufen.  Es  kann  zwar  im 
■weiten  Falle  von  derogatorischen  Gewohnheiten  im  Sinne 
des  ersten  Falls  nicht  gesprochen  werden.  Aber  etwas  Dero- 
gatorisches  läge  doch  jedenfalls  darin,  dass  die  Gewohnheit 
an  Stelle  des  bisher  Mos  dispositiven  Rechts  einen  absolut 
gebietenden  oder  verbietenden  Satz  stellen  wollte.  Wenn 
dem  so,  würden  wir  auch  in  diesem  Fall  den  Durchgang  ' 
des  neuen  Rechts  durch  die  verfassungsmässigen  Gesetz- 
gebungsfactoren •  verlangen  müssen.  Denn  Recht  gibt  es 
nicht  ohne  Durchgang  durch  die  Menschen  und  gebieten 
wie  verbieten  kann  lediglich  jenes  Recht,  welches  als  sol- 
ches von  den  die  Gesetzgebung  des  Staats  personificirenden 
Menschen  anjrkannt '  worden  ist.  Ein  Hauptunterschied 
swischen  beiden  Fällen  besteht  demnach  nur  darin,  dass 
der  Staat  für  die  unter  den  zweiten  Fall  gehörigen  Bil- 
dungen, wenn  sie  gleichfalls  nur  dispositives  Recht  bezwecken, 
durch  die  dispositive  Natur  des  bestehenden  Rechts  bereits 
seine  Zulassung  und  Einstimmung  im  voraus  erklärt  hat. 
Auf  diesem  Gebiete  hat  die  Gewohnheitsrechtsbildung  ihren 
freiesten  Spielraum,  und  zwar  sowol  die  allgemeine  wie  die 
particulare  und  speciale;  dies  ist  auch  das  Gebiet,  für  wel- 
ches einheitliche  Gesetze  gern  die  Berücksichtigung  von  Orts- 
and Standesgewohnheitsrecht,  Usanzen,  Gebräuche  zulassen. 

m. 

Wenn  man  aber  auf  die  wirklichen  Erscheinungen  noch 
etwas  weiter  eingehen  will,  so  wird  man  erkennen,  dass  hier- 
mit nicht  viel  gewährt  ist.  Denn  ein  lebendiges  Rechts-, 
gefühl  wird  sich  nicht  mit  der  Schöpfung  dispositiver  Ge- 
wohnheitsrechtssätze begnügen,  namentlich  wenn  die  Ge- 
setzgebung dem  Bedürfni88  nicht  genügt  oder  wenn  die  Idee 
der  Selbstbetätigung  beim  Gesetzgebungswerk  in  den  Bür- 
gern an  Kraft  gewinnt,  ohne  befriedigt  zu  werden,  oder 
wenn,  mit  und  ohne  die  erstem  Momente,  ein  lebendiger 
und  starker  Staatszersetzungs-  oder  Staatenvereinigungstrieb 
vorhanden  ist. 

Hdd.  in.  15 
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In  einem  absolutistisch  oder  despotisch  regierten  Staat 
wird  daher,  wenn  die  Volkskraft  ungebrochen,  der  stärkste 
Gewohnheitsrechts  trieb  sein,  der,  wenn  er  einen  natürlichen 
Auflösungs-  oder  Anschlussdrang  hat,  die  Befriedigung  des- 
selben unter  der  Form  der  Gewohnheitsrechtsbildung  sucht, 
welcher  dann  der  Herrscher  oder  die  Herrscher,  falls  sie 
sich  behaupten  wollen  und  können,  mit  aller  Kraft  entgegen- 
treten. Formell  kann  demnach  ein  Gewohnheitsrecht  hier 
gar  nicht  zu  Stande  kommen.  Denn  von  einem  durch  den 
absoluten  oder  despotischen  Herrn  allein  gebildeten  Gewohn- 
heitsrechte kann  selbstverständlich  nicht  die  Rede  sein.  Par- 
ticularismus,  Specialismus,  Föderalismus  oder  was  sonst  die 
Ziele  der  Gewohnheitsrechtsbildung  sein  mögen,  erscheinen 
also  nur  als  Proteste  oder  Revolution  gegen  den  formell 
rechtlichen  Zustand.  Unter  solchen  Umstanden  kann  eine 
sehr  grosse  Gewohnheitsrechtsbildung  für  rein  privatrecht- 
liche oder  dafür  geltende  Verhältnisse  bestehen.  Nicht  sel- 
ten ist  aber  auch  diese  durch  sehr  detaillirte  Gesetze,  und 
zwar  um  so  mehr  ausgeschlossen,  wenn  letztere  vermöge  eines 
prätendirten  gottlichen  Ursprungs  absolut  vollkommen,  also 
vollständig  und  unabänderlich  sein  wollen.  Ist  noch  Leben 
im  Volk,  so  wird  sich  die  Opposition  der  Freiheit  hiergegen 
zuerst  wieder  in  dem  Versuch  von  Gewohnheitsrechtsbildun- 
gen zeigen  und  also  auch  hier  ein  Kampf  entstehen,  der 
nicht  durch  Theorien,  sondern  entweder  durch  die  rohe 
Uebermacht  oder  durch  eine  höhere  politische  Einsicht  und 
ihr  entsprechende  Handlungsweise  beendigt  werden  kann« 

Bei  den  Republiken  muss  man  das  auch  im  Staate  freie 
oder  föderalistische,  also  der  Gewohnheitsrechtsbildung  gün- 
stige, weil  unter  dem  Princip  des  Vertrags  stehende  Ver- 
hältniss  zwischen  den  die  herrschende  juristische  Persönlich- 
keit bildenden  Individuen  und  das  Verhältniss  dieser  zusam- 
men als  herrschende  juristische  Persönlichkeit  zu  den  Be- 
herrschten auseinanderhalten.  Denn  theoretisch  wäre  nur 
in  letzterer  Beziehung  eine  staatsrechtliche  Gewohnheit  mög- 
lich. Allein  sowie  die  herrschende  juristische  Person  prak- 
tisch durchaus  nicht  immer  nur  ein  vertragsweises  Verhält- 
niss unter  ihren  Gliedern  zulässt,  &0  wird  auch  weder  der 
aristokratische  und  noch  weniger  der  sogenannte  demokra- 
tische Absolutismus  derlei  Gewohnheiten  gestatten,  einmal, 
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weü  er  die  herrschende  Klasse  immer  thätig  erhält,  und 
dum,  weil  er  diese  so  scharf  von  allen  Klassen  der  Be- 
herrschten abgrenzt,  dass  ein  organisches  Znsammenwirken 
beider  Kategorien  oder  die  Anerkennung  einer  staatsrechtlichen 
Gewohnheit  der  Beherrschten  seitens  der  Herrschenden  ab- 
solut unmöglich  erscheint.  Eine  demokratische  Republik, 
in  welcher  jeder  Bürger  auch  Gesetzgeber,  eine  Verschie- 
denheit zwischen  den  Organen  der  Gewohnheitsrechtsbildung 
und  denen  der  Gesetzgebung  also  ebenso  unmöglich  wäre, 
wie  die  ganze  Frage  vom  Verhältniss  der  Gewohnheit  zum 
Gesetzesrecht,  ist  nur  in  einem  Staatsroman  denkbar. 

In  dem  constitutionellen  Staat,  dem  die  Idee  der  orga- 
nischen Staatseinheit  und  die  einer  möglichst  allgemeinen  Be- 
theiligung der  dazu  Befähigten  an  den  öffentlichen  Ange- 
legenheiten und  namentlich  an  der  Rechtssetzung  und  Rechts- 
fortbildung zu  Grunde  liegt,  muss  sich  die  Sache  ganz  an- 
ders gestalten,  vorausgesetzt,  dass  der  Constitutionalismus 
eine  Wahrheit  ist.  Denn  wenn  in  demselben  auch  der  Sou- 
verän nicht  mehr  selbst  der  Staat  ist,  so  kann  doch  auch 
das  Volk  oder  ein  bestimmter  Theil  desselben  ohne  den  Sou- 
verän nicht  als  Staat  gelten,  also  weder  Gesetze  machen 
noch  Gewohnheiten  zulassen  oder  anerkennen.  Und  wenn 
das  Volk  seine  Repräsentation  bei  der  Gesetzgebung  hat, 
so  darf  es  seitens  dieser  nicht  selbst  durch  deren  Flauheit 
oder  Ungeschick  in  der  Gesetzgebung  discreditirt  oder  in 
seinen  Bedürfhissen  unbefriedigt  gelassen,  die  Repräsentation 
aber  auch  nicht  seitens  des  Volks  durch  Bildung  öffentlichen 
Gewohnheitsrechts,  durch  derogatorische  Gewohnheiten  ge- 
gen bestehendes  gebietendes  und  verbietendes  Recht  her- 
untergesetzt werden.  Ist  trotzdem  das  eine  oder  andere  ge- 
schehen, so  kann  ohne  Durchgang  des  fraglichen  Rechts- 
satzes durch  sämmtliche  Gesetzgebungsfactoren  ein  geltendes 
Recht  nicht  entstehen,  und  dieser  Durchgang  wird  sich 
praktisch  von  der  Zustandebringung  eines  Gesetzes  in  den 
verfassungsmässigen  Formen  wenig  unterscheiden.  Gewohn- 
heiten aber,  welche  ein  Collegium  oder  ein  politischer  Kor- 
per vermöge  der  ihm  verfassungsmässigen  Competenz  für 
seinen  Geschäftskreis  entwickelt,  sind,  gleichviel  ob  dero- 
gatorisch  oder  nicht,  keine  eigentlichen  staatsrechtlichen  Ge-r 
wohnheiten,  und  wenn  doch,  jedenfalls  von  vornherein  mit 

15* 
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oder  ohne  Vorbehalt  von  der  Staatsgewalt  sanctionirt.  Sie 
entsprechen  daher  gewissermassen  dem  für  die  Privaten  frei- 
gelassenen Spielraum  der  dispositiven  Normen« 

Die  Strittigkeit  unserer  Frage  ist  bisher  noch  ebenso 
wenig  in  ihrem  letzen  Grunde  erkannt  worden,  wie  die  sich 
in  den  Streit  mischenden  Motive,  obgleich  gerade  diese  über 
die  Natur  des  Streits,  wie  über  dessen  richtige  Entscheidung 
manchen  guten  Aufschluss  hätten  geben  können. 

Rein  theoretisch  betrachtet  liegt  der  grosste  Fehler  der 
bisherigen  wissenschaftlichen  Behandlung  unsere  Gegen- 
standes in  dessen  einseitig -ausschliesslich  privatrechtlicher 
Behandlung,  ein  Fehler,  welcher  fast  alle  Theorie  unsere 
Civilrechts  auch  noch  in  andern  Lehren,  z.  B.  der  von  der 
juristischen  Persönlichkeit,  besonders  nachtheilig  trifft.  So 
wird  alles  für  Privatrecht  genommen,  was  sich  auf  die  In- 
stitute des  Civilrechts  bezieht  oder  in  den  civilen  Gesetzen 
vorkommt,  während  alle  auch  in  dieser  Verbindung  befind- 
liche, gebietende  oder  verbietende  Normen  entschieden  öffent- 
liches Recht  sind,  da  weder  allgemeine  noch  Ausnahmen  be- 
gründende besondere  Normen  dieser  Art  anders  als  im  In- 
teresse des  Staats  und  mit  dessen  Autorität  bindende  Kraft 
haben  können.  Ihr  Gebiet  ist  demnach  auch  der  Staat  selbst, 
und  wir  werden  darauf  zurückkommen,  dass  namentlich  Par- 
ticularitäten  dieser  Art  nur  ausnahmsweise  zulässig  und 
gleichsam  von  provisorischer  Natur  sein  müssten.  Ganz  an- 
ders verhält  es  sich  mit  dem  eigentlichen  Privatrecht  oder 
mit  dem  Inbegriff  der  dispositiven  Normen.  Rücksichtlich 
dieser  ist  durchaus  keine  Gleichförmigkeit  in  einem  Staate 
nothig.  Denn  während  in  den  absoluten  Bestimmungen  des 
Rechts  der  nationale,  also  politische  Ausdruck  der  beson- 
dern Rechtsanschauung  eines  Volks  gegeben  ist,  fuhren  die 
dispositiven  Normen  bis  auf  die  rein  personliche  oder  ver- 
tragsmässig  festzusetzende  Willkür  herab,  müssen  also  auch 
gewohnheitsrechtliche  Bildungen  in  den  kleinsten  wie  grössten 
Kreisen  eines  staatlichen  Volks  zulassen.  So  sieht  es  sich 
auch  ein,  warum  das  öffentliche  Recht  eines  Volks,  welches 
aus  lauter  Particularitäten  besteht,  weder  dem  Staat  noch 
der  wissenschaftlichen  Darstellung  die  Möglichkeit  einer 
vollständigen  oder  auch  nur  einigermassen  befriedigenden 
Darstellung  laset,  während  ein  Civilrecht,  welches  von  den 
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absoluten  nationalen  Rechtsanschauungen  getragen  ist,  trotz 
einer  Menge  von  particularen  Besonderheiten,  ja  gerade 
ihretwegen  zu  einer  lebendigen  Ordnung  der  Gesellschaft 
und  zu  einer  organischen  Erfassung  durch  die  Wissenschaft 
ganz  besonders  geeignet  ist  Aus  denselben  Gründen  er- 
klärt sich  ferner,  warum  selbst  das  vollendetste  öffentliche 
Recht  eines  Staats,  der  nicht  durch  eigene  Kraft  selbständig 
zu  sein  vermag,  weder  praktisch  noch  theoretisch  grossen 
Werth  haben  kann,  theils  weil  die  thatsächliche  Unselbstän- 
digkeit des  Staats  das  Interesse  an  seinen  Institutionen  und 
deren  Operation  mindert,  theils  weil  bei  der  schärfsten  juri- 
stischen Absonderung  von  andern  Staaten  verwandter  Na- 
tionalitat gerade  die  absoluten  auf  das  Privatrecht  bezüg- 
lichen Normen  mit  unwiderstehlicher  Gewalt  über  die  engen 
juristischen  Grenzen  des  Einzelstaats  hinausdrängen,  wäh- 
rend die  Erfahrung  jeden  belehren  muss,  dass  auch  schein- 
bar unbedeutende  und  für  kleine  Kreise  bestehende  rein 
privatrechtliche  Particularitäten  ein  hohes  Interesse  und  civil- 
rechtlicbe  wissenschaftliche  oder  gesetzgeberische  Arbeiten 
auf  diesem  Gebiete,  selbst  wenn  sie  nur  für  ein  kleines  Land 
oder  einen  kleinen  Landestheil  bestimmt  sind,  vom  allge- 
meinsten Werth  sein  können.  Die  Ursache  dieser  Erschei- 
nung liegt  in  der  nur  scheinbar  weitern,  in  der  That  aber 
engem  Bedeutung  aller  öffentlich  rechtlichen,  und  in  der 
scheinbar  engern,  thatsächlich  aber  universellen  Bedeutung 
der  der  menschlichen  Freiheit  preisgegebenen  Verhältnisse 
des  nur.  dispositiven  oder  rein  privaten  Rechts. 

Wenn  nun  die  Staatseinheit  das  Gebiet  des  letztern 
an  sich  durch  die  absoluten  Normen  bestimmt  und  in  ihrer 
Entwicklung  es  verändern  kann,  so  wird  dieses  Gebiet 
selbst  von  der  Freiheit  ausgefüllt  und  kann  sich  durch  die 
wandelnden  Wechselbeziehungen  zwischen  den  Entwickelun- 
gen  der  staatlichen  Einheit  und  der  Freiheit  nicht  nur  bald 
mehr  ausdehnen,  bald  mehr  verengern,  sondern  auch  in  Be- 
zug auf  den  Gegenstand  des  Inhalts  verändern. 

Die  äussere  Verbindung  des  öffentlichen  und  privaten  Rechts, 
wie  sie  in  der  Aufnahme  persönlicher  Freiheitsprincipien  durch 
die  Verfassungen  und  absoluter  Freiheitsbeschränkungen  durch 
die  Civilgesetze  stattfindet  und  in  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung des  Rechts  eines  Volks  sich  nach  Gegenstand  und 
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Umfang  ändert,  ist  nur  die  unvermeidliche  Folge  des  vorigen 
Satzes,  weil  der  hohem  Einheit  von  Gesellschaftlichkeit  und 
individueller  Freiheit. 

Die  Auffassung  des  Gewohnheitsrechts  ist  demnach  ohne 
öffentlich-rechtliche  und  politische  Würdigung  der  Rechts- 
erzeugung und  ihrer  ganzen  geschichtlichen  Verbindung  mit 
dem  Leben  eines  Volks  auf  einigermassen  genügende  Weise 
nicht  möglich  und  deshalb  bisher  so  unbefriedigend  und  con- 
trovers  gewesen. 

Uebrigens  ist  die  bezeichnete  rein  privatrechtliche  Behand- 
lung der  Gewohnheitsrechtsfrage  nicht  blos  der  Fehler  der 
Wissenschaft.  Namentlich  die  ganze  bisherige  geschichtliche 
Entwickelung  Deutschlands  hat  eine  solche  Behandlung  nur 
zu  sehr  provocirt. 

Das  romische  Recht,  welches  weder  aus  der  Republik 
noch  aus  der  Kaiserzeit  einen  Particularismus  oder  orga- 
nischen Specialismus  des  Rechts  kannte,  noch  weniger  eine 
derogatorische  Gewohnheit  gegen  das  bestehende  Recht 
des  Volks  oder  gegen  die  Autorität  des  Kaisers  anerkannte, 
verdankt  seine  vornehmlich  mit  Hülfe  der  Legisten  in  Deutsch- 
land vermittelte  Aufnahme  dem  Kampf  des  staatlichen  Ein- 
heitsprincips  und,  in  zweiter  Linie,  des  landesherrlichen  Ab- 
solutismus gegen  die  feudale  Zersetzung.  Unter  dem  Kaiser- 
reich schon  war  in  Rom  selbst  die  Idee  eines  selbständigen 
und  nationalen  Rechts  theils  an  der  Allmacht  des  Kaiser- 
tums, theils  an  der  Universalität  des  romischen  „orbis  ter- 
rarum44  untergegangen,  und  das  romische  Recht,  demnach 
blos  als  Privatrecht  betrachtet,  hatte  auch  als  solches  längst 
mehr  den  Charakter  eines  „jus  gentium",  einer  „naturalis 
aequitas44,  einer  „scripta  ratio44  angenommen.  Die  deutsche 
Nationalität,  welche  sich  fast  nur  unbewusst  und  unerkannt 
in  gewissen  allgemeinen  Rechtsanschauungen  manifestirte, 
ausserdem,  bewusst  und  wohl  erkannt,  eigentlich  nur  in  einem 
endlosen  gegen  jede  einheitliche  Gesetzgebung  übermächtigen 
Particularismus  hervortrat  und  durch  diesen  jedes  allgemeine 
Gesetz  derogirte,  da  er  selbst  das  höchste  Gesetz  geworden 
war,  musste  demnach  in  diesem  Zug  bekämpft  werden,  und 
dazu  bot  sich  naturgemäss  das  romische  Recht  dar.  So 
wird  das  römische  Recht,  inwieweit  es  recipirt  wurde,  als 
derogatorische    Gewohnheit   erscheinen   gegen    den   in    der 
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Reichsverfassung  wie  in  den  landständischen  Territorialrer- 
faseungen  gesetzlich  ausgedrückten  feudalen  Particularismus. 
Dadurch  wird  auch  klar,  warum  man  ebenso  das  politische 
Motiv  und  die  politischen  Hebel  der  Reception  des  romischen 
Rechts,  wie  den  in  den  absoluten  Bestimmungen  desselben 
niedergelegten  politischen  Inhalt  desselben  übersehen  konnte; 
so  erklärt  sich  ferner  die  Reaction  der  deutschen  Rechts- 
anschauung gegen  das 'specifisch-,  also  politisch-romische  in 
dem  recipirten  Recht  und  der  Kampf  über  die  Frage,  ob  in 
diesem  oder  jenem  Fall  die  deutsche  Rechtsanschauung  das 
römische  Recht  gar  nicht  ein  gemeines  habe  werden  lassen 
oder  demselben  wieder  derogirt  habe  u.s.w.  (s.  Thl.I,  S.92fg.). 

Wir  zweifeln  nicht,  hiermit  bewiesen  zu  haben,  dass  die 
Gewohnheitsrechtsfrage  in  der  That  ihrem  Schwerpunkt  nach 
von  jeher  eine  politische  gewesen  ist  und  sich  mit  den  Staats- 
einheits-  und  Staatszersetzungs  -Bestrebungen  im  innigsten 
Verband  befindet.  *«) 

Sobald  der  Absolutismus  als  Nachfolger  des  Feudalismus 
sich  festgesetzt  hatte,  musste  auch  dasPrincip  einer  durchgreifen- 
den Centralisation,  also  zugleich  das  Streben,  einen  jeden  das- 
selbe gefährdenden  Particularismus  in  Gesetz  oder  Gewohnheit 
zu  unterdrücken,  erwachen.  Die  Behandlung  der  Justiz  als  Ver- 
waltungssache, die  Setzung  gemeinsamer  gegen  den  Particula- 
rismus schonungsloser  gelehrten  Gerichte  boten  die  nächsten 
Mittel,  ohne  dass  man  den  Particularismus  und  die  Autonomie 
direct  aufhob.  Die  Gewohnheitsrechtsfrage  wurde  so  eine  aus- 
schliessliche Domäne  der  civilistischen  Theorie  und  an  ihre 
politische  Bedeutung  nur  insofern  gedacht,  als  man  alles 
that,  um  sie  zu  erdrücken  oder  wie  etwas  Widerrechtliches  hin- 
zustellen. Wo  man  aber  mit  dem  bisherigen  gemeinen  Recht 
nicht  auskam  und  doch  den  Particularismus  brechen  zu  müs- 
sen glaubte,  da  schritt  man  zu  neuen  allgemeinen  Gesetzen, 
welche,    ein  Werk    des  Staatsabsolutismus,   romisches   und 


211)  Nach  den  bisherigen  Ausführungen  ist  oben  Tbl.  I,  S.  347, 
Zeile  11  fg.,  in  nachstehender  Weise  redigirt  zu  denken:  „Da  aber  das 
öffentliche  Recht  durch  Vertrage  aller  oder  bestimmter  Klassen  und  Kreise 
der  Unterthanen  allein  nicht  entstehen  oder  abgeändert  werden  kann,  so 
beruht  die  Behauptung,  dass  auch  lediglich  durch  solche  Verträge,  resp. 
Gewohnheiten,  also  ohne  stillschweigende  oder  ausdrückliche  Zulassung 
der  Staatsgewalt,  Staatsrecht  entstehen  könne,  besonders  n.  s.  w.u 
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germanisches  Recht  in  die  von  nun  im  allein  zulässig  sein 
sollende  Verbindung  setzen  und  alles  particulare  wie  frühere 
gemeine  Recht  beseitigen  wollten.  Während  hierdurch  z.  B. 
in  Frankreich  noch  immer  etwas  Nationales  entstand,  weil 
dort  eine  mächtige  einheitliche  Nationalität  vorhanden  war, 
wurde  in  Deutschland  nur  die  Isolirung  der  deutschen  Völ- 
ker gesteigert  und  der  Rest  nationaleinheitlicher  Rechts- 
anschauung noch  mehr  getrübt. 

Die  mit  dem  Staatsabsolutismus  verbundene  einseitig-pri- 
vatrechtliche Behandlung  der  Gewohnheitsrechtsfrage  hatte 
die  Folge,  dass  sich  das  Leben  um  dieselbe  nicht  kümmerte; 
und  als  infolge  der  Franzosischen  Revolution  die  Volker 
auf  das  entgegengesetzte  Extrem,  auf  Anarchie  und  einen 
mit  Herrschaft  der  Freiheit  identischen  Republikanismus,  auf 
die  Volkssouveränetät,  auf  die  Theorie  von  der  parlamen- 
tarischen Gesetzgebung  u.s.w.  verfielen,  da  musste  die  Ge- 
wohnheitsrechtsfrage auch  mit  diesen  politischen  Anschauungen 
in  die  engste  Verbindung  kommen.  Die  Civilisten  blieben 
zwar  streng  innerhalb  ihrer  bisherigen  Grenzen;  aber  wäh- 
rend in  dem  Drang  der  politischen  Bewegung  viele  über  diese 
ihnen  fremde  Wissenschaft  geringschätzend  hinwegsprangen, 
andere  die  Resultate  derselben  indirect  durch  ihre  politischen 
Theorien  angriffen  und  zu  vernichten  suchten,  so  wurde  doch 
inmitten  dieser  traurigen  Zustände  der  Gedanke  immer  mäch- 
tiger, dass  auch  die  Civilrechtswissenschaft  eine  nationale, 
also  politische  Aufgabe  habe,  und  wenngleich  berühmte  Ci- 
vilisten erst  an  jenem  Theil  eines  neuen  gemeinsamen  deut- 
schen Rechts  mitgearbeitet  haben,  der  am  wenigsten  natio- 
nal, sondern  wesentlich  kosmopolitisch  ist  (Handels-  und 
Wechselrecht),  so  erscheint  diese  Thatsache  doch  auch  für  die 
deutsche  Nationalität  wichtig  genug,  da  der  Kosmopolitismus 
unserer  Zeit  nicht  romanisch,  sondern  wesentlich  germanisch  ist. 

Mussten  die  Ueberschlagungen  des  Staatsabsolutismus  die 
Freiheit  gefährden,  so  würde  die  Ueberschlagung  des  Frei- 
heitstriebs die  Ordnung,  also  auch  Recht  und  Rechtsbildung 
von  der  entgegengesetzten  Seite  aus  bedroht  haben.  In  einer 
sehr  bedenklichen,  weil  leicht  täuschenden  Form  kann  dieses 
letztere  Extrem  durch  das  sogenannte  Nationalitätenprincip 
verfolgt  werden,  weil  dieses  in  seiner  consequenten  Durch- 
führung keine  Autorität  eines  concreten  bestehenden  Staats 
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gegen  den  in  irgendeiner  Weise,  also  etwa  in  der  Aufstel- 
lung derogatorischer  öffentlicher  Rechtsgewohnheiten  sich 
äussernden  Zersetsungstrieb  zulasst. 

Staateneinigungen  wie  Staatszersetzungto  vollziehen  sich 
nicht  nach  theoretischen  Sätzen.  Haben  diese  recht,  so 
kommt  dies  nicht  von  ihrer  theoretischen,  sondern  von  ihrer 
praktischen  Richtigkeit.  Die  praktische  Richtigkeit  in  Be- 
zug auf  diese  politischen  Bildungen  kann  aber  immer  nur 
eine  specielle  sein;  allgemeine  Theorien  sind  stets  falsch  in 
dieser  Beziehung.  Frankreich  blieb  eins  trotz  des  höchsten 
Absolutismus  und  der  grossten  Revolution;  mit  seinem 
Willen  kann  es  wol  grösser,  nie  kleiner  werden.  Deutsch- 
land will  einiger  werden  trotz  der  so  grossen  Selbständigkeit 
seiner  Theile.  Belgien  fiel  von  Holland  ab;  Schweden  sucht 
Norwegen  immer  mehr  anzuziehen;  Italien  ist  äusserlich  eins 
und  innerlich  nicht  verschieden,  aber  zerrissen! 

Gewiss  ist  nur,  dass  jede  neue  particulare  Staatsrechts- 
gewohnheit *19),  wozu  nach  Vorstehendem  auch  die  Ent- 
wicklung particularer  absoluter  Privatrechtsbestimmungen 
durch  Gewohnheit  zu  zählen  wäre,  als  ein  Versuch  erscheint, 
durch  Gewohnheit  der  Staatseinheit  in  irgendeiner  Beziehung 
ia  derogiren,  und  fällt  demnach  unter  die  früher  erörterten 
Gesichtspunkte.  Der  Staat  kann  zwar,  namentlich  für  neu 
erworbene-  Theile,  anfangs  durch  die  Anerkennung  älterer 
öffentlich  rechtlicher  Particulari täten,  gewohnheitsrechtlicher 
oder  gesetzlicher,  namentlich  zur  Vermittelung  eines  milden 
Uebergangs  in  die  neuen  Verhältnisse,  eine  gewisse  politische 
Eigentümlichkeit  derselben  anerkennen.  Allein  sein  Streben 
muss  doch  auf  die  einheitliche  organische  Durchbildung  des 
Ganzen,   also  auch  auf  die  allmähliche  Beseitigung  solcher 


212)  Ehe  die  feste  Ansässigkeit  der  germanischen  Volker  durch- 
gegriffen hatte,  konnte  man  von  einem  territorialen  Rechtsparticularismus 
nicht  sprechen.  Seine  Stelle  vertritt  noch  im  fränkischen  Reich  das  Sy- 
stem der  personlichen  Rechte,  welches  jedoch  schon  einen  gemeinen 
Schutz,  eine  Art  gemeines  Recht  voraussetzte.  Die  in  den  Capitularien 
vorkommende  Bestimmung  aber,  dass  die  Gaugrafen  aus  den  Inwohnern 
des  Gaus  genommen  werden  müssen,  erscheint  schon  unzweifelhaft  als 
ein  Zeichen  des  territorial -besondern  oder  particularen  Rechts  und  als 
eine  Concession  der  fränkischen  Eonige  gegen  dasselbe. 
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politischer  Verschiedenheiten  gehen.  *")  Sofern  dieses  Ziel 
dadurch  erreicht  würde,  dass  man  in  dem  particulär-eigen- 
thümlichen  Kreise  eine  diesem  Particularismus  derogirende, 
also  der  organischen  Staatseinheit  günstige  Gewohnheit  ge- 
stattet, aber  auch  nur  insofern,  konnte  freilich  in  einem 
höchst  ausnahmsweisen  Sinn  von  einer  derogirenden  staats- 
rechtlichen Gewohnheit  gesprochen  werden. 

Das  thatsächliche  Endresultat  wird  freilich  in  allen  die- 
sen Fällen  von  dem  concreten  Verhaltniss  der  wirklichen 
Lebenskraft  der  Particularitaten  und  der  Einheit  abhängen. 
Vom  absoluten  Standpunkt  des  staatlichen  Wesens  und  des 
Rechts  aus  kann  aber  nicht  anders,  als  wie  geschehen,  ent- 
schieden werden. 

Hieraus  ergibt  sich  mit  Notwendigkeit,  dass  das  Ge- 
wohnheitsrecht in  seiner  Ausbildung  neben  wie  ohne  ein 
eigentliches  Gesetzesrecht  entweder  Träger  des  staatlichen 
Einheitsgedankens  ist,  oder  als  Folge  eines  particular-,  resp. 
standisch -föderalistischen  Zustandes  erscheint;  dass  es  auch 
entweder,  soweit  es  sich  nämlich  blos  aufs  Privatrecht  er- 
streckt, vollkommen  berechtigt  und  auch  von  der  Gesetz- 
gebung durch  Aufstellung  blos  dispositiver  Normen  anzu- 
erkennen ist,  oder  dass  es  sich  aus  einer  socialen  Zerklüf- 
tung oder  einem  politischen  Particularismus  im  Staate 
erklärt,  und  uns  dann  entweder  einen  ungelösten  Kampf 
alter  und  neuer  ständischer  Bildungen,  oder  bald  den  einen 
Staat  im  Uebergang  zur  Staatenmehrheit,  bald  mehrere 
Staaten  im  Uebergang  zur  Staatseinheit  zeigt. 

Je  mehr  demnach  ein  Rechtskreis  blos  privatrechtlicher 
Natur,  oder  je  weniger  noch  die  politische  Einheit  eines 
Staats  ausgebildet  ist,  desto  grossem  Spielraum  hat  das 
Gewohnheitsrecht. 

IV. 

Uebrigens  hat  die  Sache  noch  eine  ganz  andere  Seite. 
Je  weniger  nämlich  die  Staatseinheit  durchgebildet  ist,  desto 


313)  Es  kann  auch  die  Zulassung  einer  neuen  politischen  Partien- 
iaritat  nothwendig  werden ,  um  bei  der  sieh  äussernden  Centrifugalität  die 
Einheit  möglichst  au  erhalten. 
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weniger  wird  auch  öffentliches  und  privates  Recht  vonein- 
ander geschieden  sein,  desto  bunter  wird  Rechtebildung  und 
Politik  durcheinanderlaufen,  Sitte,  Gebrauch,  Richterspruch, 
Gewohnheitsrecht  und  Gesetz  ineinander  verschwimmen,  Form 
und  Wesen  des  Vertrags  und  Form  und  Wesen  der  Gesetz- 
gebung sich  ununterscheidbar  kreuzen. 

Bei  kleinen  republikanischen,  also  was  die  Einheitsform 
betrifft,  unvollendeten  Staatswesen  mit  durch  Mauern  ge- 
zogenen Grenzen  (Stadtstaaten),  wie  es  die  griechischen  Re- 
publiken und  eigentlich  auch  Rom  bis  zu  seinem  Untergang 
gewesen,  mag  dies  minder  übel  erscheinen  und  muss  dem- 
nach auch,  wenigstens  für  das  praktische  Leben  (also  ab- 
gesehen von  der  wissenschaftlichen  Thätigkeit  zur  Ausbil- 
dung einer  Theorie  des  Gewohnheitsrechts),  eine  gewisse 
Unklarheit  über  das  Verhältniss  zwischen  Gewohnheit  und 
Gesetz  stattfinden,  die  jedoch  des  geringen  Umfangs  des 
eigentlichen  Staats  und  der  Mauern  halber  nicht  so  gefahr- 
lich erscheinen  mag. 

Grossangelegte  Staaten  aber  ohne  entsprechende  innere 
organisch- einheitliche  Durchbildung  müssen  entweder  eine 
lange  Müsse  zur  Entwicklung  ihrer  organischen  Einheit 
haben,  während  welcher  dann-  alle  möglichen  Versuche  des 
politischen  Föderalismus  und  der  individuellen  Freiheit  mit 
dem  Einheitsdrange,  dessen  Träger  auch  die  Mittel  absolu- 
ter, ja  despotischer  Geltendmachung  nicht  scheuen,  kämpfen, 
also  auch  Gesetz  und  Gewohnheit,  wie  Politik,  Jurisdiction 
und  Legislation  fortwährend  in  Collisionen  gerathen  —  oder 
sie  müssen  sich  auflösen. 

Im  erstem  Falle  entstand  z.  B.  bei  den  gross  angeleg- 
ten Staaten  unserer  Zeitrechnung  zuerst  durch  Gewohnheit, 
und  zwar  namentlich  im  Gegensatz  zur  Staatsidee  und  Ge- 
setzgebung der  fränkischen  Könige,   der  feudale  ai4)  Föde- 


214)  Zu  oben  Thl.  II,  S.  331  fg.,  8.  Held,  „Lehnwesen  nnd  Lehn- 
recht" im  Staats-Lexikon.  Ueber  Feudal wesen  in  Afrika,  Mingrelien,  Ti- 
bet, Tscherkessien  n.  s.  w.  findet  sich  viel  schätzbares  Material  im  „Aus- 
land". Ueber  japanischen  Feudalismus  s.  augsburger  Allgemeine  Zeitung, 
1S63,  Hanptbl.,  Nr.  185,  6.  3062.  Ueber  Feudalismus  in  Mecklenburg  s. 
ebend.,  1862,  Beilage  Nr.  241,  S.  3987.  Ueber  französisches  Lehnwesen: 
Warnkönig  und  Stein,  Französische  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  I,  §.  71, 
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ralismus,  welcher  besonders  in  den  Afterbelehnnngen  und 
mit  Hülfe  der  Lehnsverträge  und  der  Lehnsgerichte  die  Op- 
position der  individuellen  Freiheit,  der  Sitte  und  Gewohnheit 
gegen  die  aus  der  Einheitsstaatsidee  hervorgegangene  posi- 
tive Satzung  zum  äussersten  treibt.  Am  Ende  siegte  allent- 
halben, wenn  auch  mit  verschiedenen  Mitteln  und  Resul- 
taten, die  Staatseinheitsidee,  in  Deutschland  freilich  nur  in 
der  Form  von  souveränen  Theilstaaten,  die  jedoch  unter  sich 
selbst  wieder  conföderirt  erscheinen. 

Während  nun  im  Deutschen  Bunde  oder  vielmehr  für 
den  Deutschen  Bund  kein  wirkliches  Gewohnheitsrecht  mög- 
lich ist,  entweder  weil  den  etwaigen  wichtigern  Gewohn- 
heiten die  Uebereinstimmung  aller  und,  bei  der  eifersüchtigen 
Wachsamkeit  der  Einzelsouveränetaten,  die  ununterbrochene 
Befolgung  abgehen  muss,  oder  weil  ihre  Geltung  überhaupt 
nicht  aus  ihrer  Entstehung  in  der  ganzen  Nation,  sondern 
nur  infolge  particularer  Sanction  durch  jeden  einzelnen  Staat 
begründet  werden  konnte;  während  ferner  das  Bundesrecht 
gerade  in  seinen  Hauptbestimmungen  nicht  etwa  ein  blos 
dispositives  oder  föderalistisches,  ein  privates  oder  inter- 
nationales Recht,  sondern  ein  unauflösliches  und  notwen- 
diges, lediglich  durch  das  verfassungsmässige  Organ  des 
Bundes  fortzubildendes  ist,  hat  sich  in  den  einzelnen  sou- 
veränen deutschen  Staaten,  wie  in  den  meisten  übrigen  Staa- 
ten Europas,  allgemein  der  Constitntionalismus  entwickelt, 
der  als  das  Mittel  dienen  soll,  ohne  einen  politischen  die  staat- 
liche Einheit  gefährdenden  Föderalismus,  dem  organischen 
Antheil  des  Volks  an  dem  ganzen  Rechtsleben,  wie  er  sich 
bei  mangelnder  Staatseinheit  durch  die  Gewohnheit  äussert, 
den  rechten  Ausdruck,  das  entsprechende  Organ  der  Be- 
thätigung  zu  geben. 


109  fg.,  172.  Ferner  vgl.:  Sempere,  a.  a.  O.,  S.  87.  Munät,  Geschichte 
der  Gesellschaft,  S.  179.  Querardy  Polyp t  de  l'Abbe  Irminon,  I,  503  fg. 
Thierry,  Erzählungen,  S.  139,  141.  Bell,  History  of  feudalisme,  british 
and  continental  (neue  Aufl.,  London  1863).  Roth,  PM  Feudalitat  und  Un- 
terthanenverband  (Weimar  1863).  Proudhon,  a.  a.  CK,  S.  118,  235.  Wenn 
aber  letzterer  Autor  den  gegenwärtigen  staatsökonomischen  Zustand  eine 
„feodalitä  terrienne  et  industrielle,  nnanciere"  nennt  (a.  a.  0.,  S.  126),  so 
erschien  schon  1847  in  Paris  die  Schrift:  Toussenet,  A.>  Les  juifs,  rois  de 
l'epoque.    Histoire  de  la  feodalite  nuanciere.- 
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Ist  der  Constitutionalismus  nicht  politischer  Föderalis- 
mus, entspricht  er  also  den  Anforderungen  der  organischen 
Staatseinheit,  indem  er,  von  der  Idee  derselben  beherrscht, 
den  damit  unverträglichen  politischen  Particularismus  aus- 
schüesst,  so  folgt,  dass  einerseits  der  Constitutionalismus 
kein  Organ  der  Rechtsbildung  für  eine  verfassungsmässig  als 
Staatenbund  geltende  Einheit  mehrerer  Staaten,  ebenso 
wenig  aber  auch  das  Mittel  organischer  Rechtsbildung  für  einen 
Einheitsstaat  sein  könne,  dessen  Theile  nur  mechanisch  ver- 
bunden sind  und  bei  ihrer  Disparatheit  den  Constitutionalismus 
selbst  nur  als  Mittel  vollständiger  Trennung  zu  gebrauchen 
die  Neigung  und  die  Kraft  haben  konnten. 


V. 

Wir  können  diese  Entwicklung  nicht  abbrechen,  ohne 
noch  eine  Bemerkung  beizufügen.  An  der  Behauptung,  das 
Gesetz  sei  An  sich  absolutistischer,  wirke  mechanischer  als 
die  Gewohnheit,  ist  in  einem  gewissen  Sinne  doch  etwas 
Wahres«  Einmal  müssen  allgemeine  Gesetze  immer  für  eine 
Mehrzahl  von  Fällen  und  Individuen  einigermassen  abso- 
lutistisch wirken,  wie  dies  die  Erfahrung  mit  den  constitu- 
tionellen  Gesetzen  oft  genug  bewiesen  hat.  Auch  reizt  die 
absolute  Gewalt,  welche  wenigstens  durch  die  constitutio- 
nellen  Formen  allein  keineswegs  gänzlich  ausgeschlossen 
werden  kann,  wie  dies  schon  aus  der  unvermeidlich  grossen 
Ausdehnung  des  Gebiets  des  Verordnungsrechts  hervorgeht, 
zu  rücksichtsloser  Bethätigung.  So  wurde  auch  früher  die 
Gesetzgebung  seitens  des  Absolutismus,  namentlich  durch 
den  Einfluss  der  fremden  Rechte  und  für  deren  Verbreitung, 
viel  misbraucht,  während  das  einheimische  Recht  in  seinem 
endlosen,  naturwüchsigen,-  durch  die  Opposition  gegen  die 
fremden  Rechte  selbst  in  seinen  sinnlosen  Bestimmungen  ge- 
rechtfertigten Particularismus  nur  als  bescheidenes  Gewohn- 
heitsrecht einhergeht  und  als  Träger  des  nationalen  Gedan- 
kens, als  Vindicant  der  Freiheit  einen  ganz  besondern  Glanz, 
eine  hohe  Bedeutung  im  Auge  des  Volks  erhält. 

Der  Werth  einer  jeden  positiven  Norm  hängt  ab: 

1)  von  ihrem  Inhalt,  namentlich  davon,  ob  derselbe  so 
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auf  die  fraglichen  Verhältnisse  passt,  dass  zu  erwarten  ist, 
sie  werde,  weil  letztern  entsprechend,  wenigstens  von  den 
massgebenden  Klassen  frei,  gern  und  vollständig  befolgt 
werden; 

2)  von  den  zu  ihrem  Vollzug  gegebenen  Anordnungen, 
Einführungsgesetzen  und  Vollzugsinstructionen,  welche  eben- 
so oft  die  Mängel  eines  Gesetzes  beseitigen  oder  mildern, 
wie  dessen  gute  Seiten  illusorisch  machen,  ja  zum  geraden 
Gregentheil  der  Intention  des  Gesetzes  führen  können ; 

3)  von  der  Art  ihrer  Entstehung. 

Hier  kommt  vorzüglich  der  letztere  Punkt  in  Betracht 
und  kann  nicht  bezweifelt  werden,  dass  die  einem  Gesetze 
vom  Volke  entgegengetragene  Stimmung,  welche  durchaus 
nicht  allein  von  einer  absoluten  oder  auch  nur  relativen  Güte 
des  Gesetzes  bedingt  ist,  für  dessen  Wirksamkeit  als  sehr 
entscheidend  betrachtet  werden  muss. 

Bei  einer  Gesetzgebung,  welche  stets  nicht  etwa  blos 
bezüglich  der  Sanction,  sondern  bezüglich  des  ganzen  Ge- 
setzgebungswerks, also  aller  der  definitiven  und  obersten 
Feststellung  des  Rechtsgedankens  vorbereitenden  Thätigkeit, 
ausschliesslich  nur  von  der  Regierung  ausgeht,  wird,  selbst 
wenn  sie  den  eben  unter  1)  und  2)  angegebenen  Postulaten 
am  vollkommensten  entspricht,  bei  einem  wirklich  lebendigen 
Volke  immer  etwas  Aehnliches  eintreten,  wie  dann,  wenn  man 
sich  mit  einem  andern  unterhalten  will  und  dieser,  sowie 
man  den  Mund  öfihet,  einem  immer  das  eigene  Wort,  den 
eigenen  Gedanken  von  der  Zunge  nimmt.  Gibt  er  unsern 
Gedanken  auch  noch  so  gut,  vielleicht  besser  als  wir  selbst 
es  gethan  hätten,  so  ärgern  wir  uns  doch  darüber,  dass  wir 
nicht  zum  Worte  kommen.  Wir  wollen  lieber  gar  nichts 
hören,  meiden  den  widerwärtig  gewordenen  Mann,  verstum- 
men oder  opponiren  ihm,  selbst  gegen  die  eigene  bessere 
Ueberzeugung ,  weil  wir  die  Geltendmachung  unserer  per- 
sonlichen Selbständigkeit,  der  jener  aus  Autoritätseitelkeit 
stets  zuvorzukommen  sucht,  ihm  gegenüber  für  wichtiger 
halten,  als  den  Ausdruck  unserer  Uebereinsümmung. 

Hierin  liegt  der  Beweis  der  wirklich  praktischen  Auf- 
fassung, welche  Talleyrand  am  Wiener  Congress  betbätigt 
hatte,  ein  Beweis  der  Gefährlichkeit  des  vielleicht  wohl- 
gemeinten Satzes   „Alle*    für,    Nichts   durch  das  Volk", 
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i  Beweis  der  psychologischen  Weisheit  der  constitutipnel- 
l  Gesetzgebungsnonnen. 

Gleichwie  nämlich  Bildung  des  Staatsrechts  durch  Ge- 
>hnheit  oder  Pactirung  eine  Unvollkomraenheit  in  der 
gallischen  Einheit  des  Staats  beweist,  so  ist  selbst  die 
sie  absolutistische  Gesetzgebung  ein  Zeichen  des  Mangels 
ganischen  oder  freien  Zusammenwirkens  sämmtlicher  sitt- 
ih-sinnlicher  Factoren  des  Staats.  Die  scrupulöseste  Er- 
ündung  und  Berücksichtigung  der  Bedürfhisse  und  Wünsche 
8  Volks  ohne  unmittelbares  und  rechtlich  notwendiges 
oren  der  Stimme  des  Volks  werden  diesen  Mangel  sowenig 
»cken,  wie  von  dem  Einheitsgedanken  noch  so  sehr  he- 
rrschte Pactirungen  den  Mangel  des  entschiedenen  Rechts- 
incips  der  staatlichen  Einheit.  In  dem  wahren  Constitu- 
malismus  liegt  jedenfalls  die  Aufhebung  des  feindlichen 
egensatzes  zwischen  Gewohnheit  und  Gesetz,  und  indem 
wesentliche  Mängel  beider  beseitigt,  wird  er,  wenn  rich- 
j  gebraucht,  selbst  die  Bildung  von  Privatrechtsnormen 
irch  Gewohnheit  ohne  jeden  Nachtheil  unnothig  machen. 

Unter  allen  Umständen  aber  kann  die  Form  der  Rechts* 
Idung  nicht  über  das  Verhältniss  des  positiven  Hechts  zu 
inem  Ideal  entscheiden,  wenn  auch  die  eine  Form  mehr 
eser,  die  andere  mehr  jener  Bildungsstufe  entspricht  und 
de  Bildungsstufe  doch  immer  wieder  ihre  eigenen  Mängel 
iben  muss.  Letztere  werden  immer  nur  verschiedene  For- 
en für  die  im  Princip  gleichen  Verirrungen  sein,  da,  wie 
is  wahre  Ideal,  so  auch  die  principiellen  Verstösse  gegen 
isselbe,  immer  im  wesentlichen  gleich  sein  müssen. 

So  erklärt  es  sich  auch,  dass  da,  wo  die  Rechtsbildung 
inz  oder  doch  wesentlich  auf  Sitte  und  Gewohnheit  be- 
iht,  bald  eine  einseitige  Richtung  zur  Uebermacht  gelangt 
id  deshalb  auch  nur  ein  Theil  des  Volks,  nur  eine  Seite 
»  irdischen  Daseins  und  Strebens  zu  voller  rechtlicher 
nerkennung  und  Macht  gelangt.  Die  Folge  davon  ist  die 
erkümmerung  der  andern  Seiten  und  Theile,  eine  Hyper- 
ophie  und  also  unnatürliche  Misgestaltung  des  dominiren- 
sn,  eine  Atrophie  des  dominirten  Elements,  eine  nur  mecha- 
sche,  also  unideale,  menschenunwürdige  Verbindung  zwi- 
hen  beiden. 

Dies  muss  nach  und  nach  einen  Zustand  hervorbringen, 
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dem,  wenn  überhaupt,  nur  durch  eine  grossartige  refor- 
mirende  Thätigkeit  abgeholfen  werden  kann,  und  solche  Mo- 
mente sind  es,  in  welchen  gewohnlich  bei  Völkern,  die  trotz, 
ja  vermöge  des  ebenbezeichneten  Uebelstandes  zu  einer  ge- 
wissen einseitigen  Cultur  gekommen  sind,  die  grossen  epoche- 
machenden Gesetzgeber  auftreten.  Allein,  auch  ein  Zoroaster 
und  Manu  t15),  ein  Buddha  116)  und  Laotse,  ein  Confiicius 
und  Moses,  ein  Lykurgus  und  Solon,  selbst  Numa  und  seine 
minder  bedeutenden  Nachfolger,  sie  alle  haben  in  der  Regel 
und  der  Hauptsache  nach  nur  die  unmittelbarsten  Uebel- 
stande  ihrer  Zeit  im  Auge.  Sie  erkennen  die  Uebertreibung 
der  einen  oder  andern  Richtung  und  die  unnatürliche  Unter- 
drückung der  übrigen,  aber  sie  verstehen  alle  nicht  das 
Gesetz  der  Harmonie  und  Ausgleichung,  und  wenn  sie  es 
verstünden,  so  würde  ihnen  die  Autorität,  den  Verhältnissen 
die  Fähigkeit  zur  Durchführung  desselben  abgehen.  Die 
reformatorische  Thätigkeit  der  antiken  Gesetzgebung  beginnt 
daher  meistens  erst  dann,  wenn  die  bis  zur  äussersten 
Gegensätzlichkeit  getriebenen  verschiedenen  Gerechtigkeits- 
ansichten in  Ausbrüchen  der  rohen  Gewalt  aufeinander  ge- 
platzt sind,  wenn  die  Gärung  zu  Explosionen  geführt  hatte. 
Ein  guter  Theil  des  Lebensmaterials  der  Völker  wurde  da- 
bei zerstört,  das  übrige  so  gut  es  eben  ging,  wieder  zusam- 
mengenommen und  das  Gesetzgebungsexperiment  damit  be- 
gonnen, nun  eine  neue  Richtung  mit  derselben  Einseitigkeit ' 
zur  Herrschaft  zu  bringen,  in  welcher  früher  durch  mis- 
bräuchliche  Entwicklung  der  Sitte  und  Gewohnheit  die  an- 
dere Richtung  geherrscht  hatte. 

So  hofften   denn  auch   von  den  antiken   Gesetzgebern 


215)  Johaentgen,  Fr.,  Ueber  das  Gesetzbuch  des  Manu  (Berlin  1863). 

216)  Zu  Tbl.  I,  S.  21,  50;  Thl.II,  S.125, 161,440.  Koppen,  Der  Buddhis- 
mus (2  Thle.,  Berlin  1857).  Atwis,  Jam.  de,  Buddhism,  ita  origin,  history 
and  doctrins  (London  1863).  Ueber  den  Buddhismus  in  dem  1863  er- 
schienenen Band  des  Schlagitnceif  sehen  Reisewerks,  sowie  über  die  Vor« 
trage  des  E.  von  Schlaginweit  bezüglich  desselben  Gegenstandes  s.  die 
augsburger  Allgemeine  Zeitung,  1863,  Beilage  Nr.  318,  S.  6269  fg.,  und 
1865,  Beilage  Nr.  22,  S.  352.  Was  insbesondere  die  „Nirvana"  angeht, 
so  soll  bereits  der  Sophist  Qorgiat  in  seiner  Schrift:  „Ueber  das  Nlcht- 
seiende  oder  über  die  Natur",  eine  Art  von  Nirvanatheorie  zu  entwickeln 
gesucht  haben;  s.  Greiner,  a.  a.  0M  S.  14. 
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einige  durch  die  uarerhältnissmässige  Hebung  und  Berück- 
sichtigung der  auf  eben  bestimmten  engern  Kreis  beschrank- 
ten materiellen  Machtelemente,  andere  durch  die  zu  Gunsten 
einer  Minderzahl  geschehene  Monopolisirung  und  Ueber- 
macht  der  religiösen  Geheimnisse  und  Vernunfterkenntnisse, 
in  der  Regel  durch  Gesetze  mit  der  Prätention  unabänder- 
licher, weil  unfehlbarer  gottlicher  Eingebungen217),  eine 
Reform  zu  begründen,  ohne  dadurch  den  Staat  auch  nur  um 
eben  Zoll  auf  dem  Wege  der  organischen  Fortbildung  wei- 
ter zu  bringen.  Die  Culturen  wurden  zwar  gesteigert;  jedes 
Volk  leistete  b  der  eben  oder  andern  Cultur  etwas  Ausser- 
gewohnliches,  aber  immer  nur  bis  zu  einem  gewissen  Grade; 
denn  im  Staat  und  in  der  Gesellschaft  dauerte  das  mecha- 
nische Gesetz  fort  und  führte  schliesslich  allenthalben  zu 
demselben  Ziele,  zur  Herrschaft  der  rohen  Gewalt. 


VI. 

Betrachten  wir  nun  das  eigentliche  Gesetzesrecht  etwas 
näher,  so  verstehen  wir  darunter  dasjenige  Recht  oder  den- 
jenigen Ausdruck  der  im  Staate  bereits  vorhandenen  Rechts- 
überzeugung, der  b  der  Form  ebes  besondern  feierlichen 
und  öffentlichen  Acts  stattfindet,  durch  welchen  eine  Rechts- 
anschauung mit  bbdender  Autorität  für  den  Staat  anerkannt 
oder  sanetionirt  und  als  solche  dem  Volke  publicirt  wird. 

Da  Mensch  *18),  Staat  und  Recht  identisch  und  gleich- 


217)  Vgt  Piaton,  Legg.,  H,  266,  328. 

218)  ZaThl.  1,8.11  u. Tbl.  TT,S.511:  Piaion,  Legg.,  I,  13,449.  Memoires 
del'Academie  royale  de  Broxelles,  V,  11  fg.  Payne,  Tk,  Die  Rechte  des 
Menschen.  Uebersetzt  aus  dem  Englischen  (2  Thie.,  Berlin  1792  nnd  Ko- 
penhagen 1793).  Pagani,  <?.,  De  hominis  notitia  a  magistratu  sollerter 
et  seit«  capessenda  (Pavia  1835).  Redern,  le  Comte  de,  Considerations 
am*  la  natore  de  l'homme  (2  Thie.,  Paris  1835).  Deeorde,  Des  fecultes 
hnmaines  comme  Clemens  originales  de  la  civiliaation  et  du  progres 
(Paris  1840).  Stenholm,  J.9  De  notione  libertatis  humanae  (Land  1841). 
SmeB,  Die  Schöpfung  des  Menschen.  Lyell,  CA.,  The  antiquity  of  man. 
8ekleiden,  M.  /.,  Das  Alter  des  Menschengeschlechts,  die  Entstehung  der 
Arten  nnd  die  Stellung  des  Menschen  in  der  Natur.  Latena,  de,  Atude 
de  rhomme  (3.  Aufl.,  Paris  1861).  Potain,  P.,  Qu'est-ce  quo  l'homme? 
(Brüssel   1862).     Vogt,    K.,  Vorlesungen   aber  den  Menschen   (1.  Lief., 

BtU.  m.  16 
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zeitig  sind,  so  kann  keines  von  diesen  dreien  früher  sein  als 
die  beiden  andern,  und  eine  Zeitverschiedenheit  nur  zwischen 
den  Momenten  des  Daseins,  dem  Gefühl  nnd  Bewusstsein 
des  Seienden  und  der  begrifflichen  Darstellung  desselben 
gedacht  werden.  Der  Mensch  mit  dem  Staate,  der  Staat 
mit  dem  Menschen  sind  daher  von  selbst  im  weitern  Sinn 
des  Worte  Gesetz,*  und  jede  geordnete  Gesellschaft  ist  schon 
selber  ein  formlicher  Ausdruck  des  Gesetzes,  welches  dem- 
nach mit  dem  Begriff  der  Verfassung  zusammenfällt. 

Im  Bestand  einer  selbständigen  Gesellschaft  liegt  für  sie 
ohne  weiteres  das  Gesetz  der  Selbsterhaltung  und  für  ihres- 
gleichen das  der  Achtung  ihres  Bestandes.  Daraus  folgt 
aber  auch,  dass  alle  eigentlichen  positiven  Satzungen  nur 
für  die  Grenzen  des  concreten  Staats,  aber  auch  zu  dessen 
organischer  Fortbildung  vorhanden  sein  sollen. 

Es  ist  die  noth wendige  Folge  der  sittlichen,  also  freien 
Seite  der  menschlichen  Natur  und  der  daraus  sich  ergeben- 
den Anforderung  auf  organische  Gestaltung  des  Staats,  dass 
kein  Mensch  als  einzelner  und  nur  um  seinetwillen,  auch 
keine  nicht  selbst  Staat  seiende  Mehrheit  von  Menschen  als 
solche  und  nur  um  ihretwillen,  lediglich  auf  eigene  Autorität, 
eine  andere  resp.  ihr  nicht  Angehörige  verbindende  Norm 
setzen  kann,  ohne  aus  dem  Gebiete  des  Rechts  heraus-  in 
das  der  Gewalt  überzugehen  und  dadurch  das  organische 
Gesetz  zu  verletzen.  Auch  wenn  es  wirklich  nur  aus  Noth 
geschähe,  so  heiset  es  ja  „Noth  kennt  kein  Gebot". 

Beruht  nun  allerdings   der  Staat   keineswegs,  wie  wir 


Giessen  1863).  Froschhammer ,  J,f  Ueber  den  Ursprung  der  menschlichen 
Seele  (München  1863).  Huxley,  Th.  A.,  Zeugnisse  für  die  Stellung  des 
Menschen  in  der  Natur,  3  Abb.  Aus  dem  Englischen  von  J.  V.  Carus 
(Braunschweig  1863).  Diefenbach,  Lor.,  Vorschule  der  Völkerkunde  und 
der  Bildungsgeschichte  (Frankfurt  1864).  GW,  J-  #•>  L'homme  individuel 
et  social  (Paris  1864).  Lyell  9  L'anciennete  de  l'homme,  appendice 
(Paris  1864).  Marsh ,  G.  P.,  Man  and  nature;  or  physical  geo- 
grapby  as  modified  by  human  action  (London  1864).  Lotse,  Ä,  Versuch 
einer  Anthropologie,  Thl.  3  (Leipzig  1864).  Fröbel,  a.  a.  O.,  II,  8  fg., 
29,  33,  65  fg.,  71.  Eecher,  a.  a.  0.,  II,  42,  49  (Literatur).  Taine,  a.  a. 
0.,  I,  v,  viu,  425;  II,  65.  Rödinger,  a.  a>  0.,  S.  1  fg.  („Der  Mensch 
ist  alles,  auch  im  Staat*').  Ueber  die  Fabel  von  geschwänzten  Menschen 
s.  Das  Ausland,  1848,  S.  1013;  1849,  8.  897;  1851,  S.  1085;  1841, 
S.  496;   1837,  S.  797. 
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spater  nachweisen  werden,  nnr  auf  eigentlichen  Rechts- 
gesetzen, so  kann  er  doch  ohne  solche  die  äussern  gesell- 
schaftlichen Berührungen  ordnende  und  im  äussersten 
Fall  durch  friedlichen  Zwang  aufrecht  zu  erhaltende  Normen 
niemals  bestehen,  und  ist  dieser  Zwang  nur  dann  oder  nur 
für  diejenigen  ein  organischer,  friedlicher,  wenn  oder  für 
welche  er  selber  ein  frei  gewollter,  frei  anerkannter  ist. 
Dazu  gehört  eme  solche  gesellschaftliche  Verbindung,  welche 
von  allen  ihren  Gliedern  als  das  ihnen  gemeinsame  Hö- 
here *19)  gefühlt  oder  gewusst  ist  und  ein  Recht,  welches 
dem  entspricht,  dieses  Gefühls  oder  Bewusetseins  theil- 
haftig  ist. 

Dem  entsprechen  denn  auch  die  oben  unter  V.  angegebenen 
Hauptmomente  der  Gesetzgebung,  von  welchen  der  erstere  der 
mühsamere,  der  zweite  oft  der  materiell-,  der  dritte  der  for- 
mell-entscheidende ist.  Der  erstere  enthält  nämlich  gleich- 
sam das  Referat  über  den  Bestand  und  dessen  Verhältniss 
zum  lebendigen  Werden  in  der  den  gegebenen  Umständen 
entsprechenden  Form,  womit  der  Antrag,  wie  vorliegenden- 
falls  die  Erhaltung  und  Forderung  des  Staats  zu  geschehen, 
verbunden  sein  kann.  Formell  fehlt  aber  so  lange  die  Gel- 
tung, bis  der  letzte  Act,  welcher  die  Periode  der  Unter- 
suchung und  Erwägung,  der  verschiedenen  Erhebungen, 
Meinungsäusserungen  und  Ausgleichungsversuche  schliesst, 
entscheidet.  In  ihm  liegt  das  letzte  Wort  in  der  Sache  für 
den  gegebenen  Moment  und  kann  dasselbe  nur  vom  Staate 


219)  Cicero,  de  leg.  II,  c  4:  „Es  war  die  Meinung  der  Weisen  aller 
Zeiten,  dass  das  Gesetz  kein  Kunstwerk  der  Menschen,  kein  eigenmäch* 
tiges  Product  vorübergehender  Volksbeschlüsse,  sondern  etwas  Ewiges 
sei,  welches  die  Welt  beherrscht  Daher  lehrten  sie,  dass  das  erste  und 
höchste  Gesetz,  ob  gebietend,  ob  untersagend,  im  göttlichen  Verstände 
seinen  Sitz  habe,  dass  die  Götter  es  den  Menschen  cur  Richtschnur  bei 
ihrer  Gesetzgebung  offenbarten.  Wir  sind  von  Jugend  auf  gewohnt,  Ge- 
setze zu  nennen,  was  aus  dem  Gutdünken  der  Volksversammlungen  oder 
ähnlichen  untergeordneten  Quellen  entsprang.  Wie  sollten  aber  solche 
Vorschriften  als  Gesetze  wirken  können,  wenn  die  Kraft  jenes  himm- 
lischen Gesetzes  sie  nicht  belebt?  Eine  Kraft,  die  älter  als  alle  Völker  und 
Staaten,  und  gleichzeitig  mit  der  Gewalt  des  Gottes  ist,  der  Himmel  und 
Erde  regiert. "  TocqutmUe  (La  democratie,  II,  c.  6):  „Der  Begriff  der 
Rechte  ist  nichts  anders,  als  der  in  die  politische  Welt  eingeführte  Be- 
griff der  Tugend." 

16* 
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selbst,  resp.  nur  von  dem  einheitlichen  personlichen  Träger 
seiner  Gewalt  ausgesprochen  werden.  Dies  nennt  man  Sanc- 
tion,  der  die  Pnblication  mit  logischer  Notwendigkeit  fol- 
gen muss,  und  sie  ist  der  eigentliche  Gesetzgebungsact,  wel- 
cher im  Falle  der  Notwendigkeit  besonderer  Vollzugsinstruc- 
tionen  und  Einführungsgesetze  durch  diese  nur  in  das  Leben 
geführt  und  namentlich  mit  dem  frühem  Zustande  zweck- 
massig verbunden  wird. 

So  mannichfaltig,  bald  facultativ,  bald  selber  vom  Ge- 
setze vorgeschrieben,  bald  mit,  bald  ohne  gesetzliche  Wir- 
kungen die  Wege  sind,  um  jenen  ersten  Moment  zu  erfüllen, 
so  einzig  und  unvermeidlich  ist  der  angegebene  Weg  für 
die  Erzielung  der  Sanction,  die  übrigens  der  Souverän  nicht 
nach  seiner  privaten  Meinung,  sondern  nach  der  in  seiner 
organischen  Stellung  im  Staate  liegenden  Pflicht  **°)  zu  ge- 
währen oder  zu  verweigern  hat. 

vn. 

Wir  haben  uns  nicht  die  Aufgabe  gesetzt,  hier  eine  voll- 
ständige Geschichte  der  Gesetzgebung  zu  schreiben.  Unsere 
Absicht  ging  nur  dahin,  nachzuweisen,  was  die  eigent- 
liche Grundidee  des  Gesetzes  sei  und  dass  diese  Grundidee 
nicht  nur  durch  alle  möglichen  Auffassungen  und  Betä- 
tigungen der  Gesetzgebungen  durchscheine,  sondern  auch  in 


220)  Zu  Thl.  II,  S.  38,  435,  u.ThL  III,  EinU,  8. 19  u.  90:  Stern,  a.  a.  O., 
8.  7,  97  („Fatalitä  et  devoir  sont  deux  termes,  qni  s'excluent").  Larroque^ 
Renov.  relig.,  S.  198  („Rechte  entstehen  nur  aus  Pflichten").  Dtsmate, 
Ch.,  Curiosites  des  parlements,  S.  11  fg.  Die  politische  Pflicht  nie  zum 
persönlichen  Recht  zu  verkehren,  ist  eines  der  grössten  Dogmas  des 
modernen  Staats,  welches  für  jeden  gilt,  der  im  Staate  ist,  also  anch  für 
den  Souverän,  und  zwar  ganz  besonders  für  diesen.  Vgl.  Held,  System 
des  Verfiuisiingsrechts,  II,  136.  Napoleon  HL  sagte  in  seiner  Geschichte 
der  Vergangenheit  und  Zukunft  des  Geschützwesens  (1846)  die  merkwür- 
digen Worte:  „Car  le  prestige  ne  derive  pas  du  privilege,  mais  des  de- 
voirs  que  le  privilege  impose.u  Der  einzige  Zusammenhang  in  dem  ver- 
faulenden Romerreiche  bestand  zuletzt  freilich  nnr  durch  eine  unnatürliche 
Uebertreibung  und  Zähigkeit  der  Pflicht  4es  Decurionata,  dieses  letzten 
und  alleinigen  Bandes  in  den  römischen  Städten.  8.  auch  Vaäel,  a.  a. 
(X,  I,  §.  3:  „Das  Recht  entsteht  nur  aus  der  Pflicht" 
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den  Anschauungen  unsere  Jahrhunderts  von  dem  wesent- 
lichen Charakter  der  Legislative,  selbst  in  den  irrthümlichen, 
tbeilweise  hervortrete. 

Zu  einem  Gesetz  im  eigentlichen  Wortsinn  und  nach 
den  Begriffen  unserer  Zeit  gehört  nämlich  dem  Gegen- 
stande nach  ein  allgemeines  Verhältniss,  infolge  dessen 
das  Gesetz  eine  allgemein  verbindende  Norm  ist;  der  Form 
nach  eine  schriftliche  Redaction  und,  zn  den  Bedingungen 
seiner  Geltang,  die  verfassungsmässige  Mitwirkung  der  Volks- 
vertretung. Alle  übrigen  bindenden  Normen,  allgemeine 
oder  besondere,  zu  deren  verfassungsmässigem  Zustande- 
bringen eine  gesetzliche  Mitwirkung  der  Stände  nicht  nöthig 
ist  and  die  man  deshalb  zum  Unterschiede  von  den  eigent- 
lichen Gesetzen  Verordnungen  zu  nennen  pflegt,  dann  alle 
verfassungsmässigen  Regierungsacte,  auch  wenn  sie  nur  durch 
Rescripte,  Signate  u.  s.  w.  geschehen,  stehen  dabei  mit  den 
Gesetzen  immer  noch  insofern  in  Verbindung,  als  sie  sich 
nur  innerhalb  des  gesetzlichen  Rahmens,  wenigstens  in  nor- 
malen Zuständen,  rechtmässig    bewegen   können.  M1)    Die 


221)  Ueber  Einteilungen  der  Gesetze :  Nordenflycfit,  a.  a.  O.,  S.  276. 
Gvizot,  Hiitoire  des  origines,  II,  371.  Deutsche  Vierteljahrschrift,  1857, 
Heft  3»  S.  161  fg.,  170.  Tocquevüley  La  democratie,  I,  120  fg.  Fichte, 
Die  französische  Revolution,  S.  72  fg.  Vattel,  a.  a.  0.,  I»  153  fg.  Gneüt, 
a.  a.  O.,  I,  143.  Held,  a.  a.  O.,  II,  50  fg.  Die  Einteilungen  nach  den 
beweglichem  und  minder  beweglichen  Elementen  im  Recht,  dann  die  Ein- 
teilungen in  Verfassungs-,  einfachen  Gesetzen  und  Verordnungen,  end- 
lich die  Eintheilung  der  einfachen  Gesetze  in  Rechts-  und  politisch- sociale 
Gesetze,  also  die  innern  Ei ntheiiungs gründe ,  stehen  mit  den  äussern 
offenbar  in  Verbindung,  heben  aber  die  Einheit  des  gesammten  Rechts 
eines  Volks  so  wenig  auf,  wie  sie  das  Ineinanderlaufen  der  verschiedenen 
Gebiete  und  ihrer  Ordnungen  hindern  können.  Man  irrt  übrigens  sehr, 
zn  glauben,  dass  die  Stetigkeit  der  Gesetze,  die  an  sich  natürlich  weder 
ein  Uebel  noch  ein  Glück  ist,  zum  Wesen  des  absoluten  Staats  gehöre. 
Je  absoluter  überhaupt  ein  Gesetz,  desto  weniger  ist  es  innerlich  dauer- 
haft. In  der  absoluten  Monarchie  gibt  es  gar  keine  objectiv- dauerhafte 
Verfassung  (Mommsen,  a.  a.  O.,  HI,  466),  da  von  ihr  gilt,  was  Frau  von 
Stael  dem  Kaiser  Alezander  von  Russland  sagte,  dass  nämlich  Er  allein, 
also  der  Monarch  selbst  in  seiner  schnell  wechselnden  Persönlichkeit  und 
mit  seinem  schnell  einschlagenden  persönlichen  Willen,  die  Verfassung  des 
Reichs  sei  {Zachariae,  Vierzig  Bücher,  III,  1).  Uebrigens  ist  hervorzu- 
heben, dass  die  in  Deutschland  üblichen  besonders  erschwerenden  Formen 


246  Vierter  Abschnitt. 

Bedeutung  dieses  Satzes  des  constitutionellen  Staatsrechts 
ist  aber  wiederum  durchaus  nicht  eine  blos  formelle,  denn 
sein  wahrer  Sinn  besteht  darin,  dass  die  in  den  formellen 
Gesetzen  niedergelegten  Consequenzen  der  constitutionellen 
oder  organischen  Staatsidee  jeden  Act  der  Regierung  be- 
herrschen sollen. 

Auch  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  der  Un- 
terschied zwischen  Gesetz  und  Verordnung  a22)  und  die  Ein- 
teilung der  Gesetze  selber  in  Verfassungs-  und  Verwal- 
tungsgesetze wenigstens  der  Hauptsache  nach  einen  tiefen 
innern  Grund,  also  nicht  eine  nur  formale  Bedeutung  habe, 
was  auch  daraus  erhellt,  dass  bei  aller  Verschiedenheit  der 
Verfassungsgesetze  in  Beziehung  auf  einzelne  minder  wich- 
tige Dinge,  doch  rücksichtlich  derjenigen  Punkte,  welche  die 
Hauptbestandteile  der  Staatsverfassung  bilden,  unter  ihnen 
die  grosste  Uebereinstimmung  herrscht. 

Fasst  man  nun  zusammen,  dass  die  Verfassungen  schon 
äusserlich  Hauptgesetze  und  Grundlagen  aller  übrigen  Ge- 
setze, mit  diesen  zusammen  aber  die  Basis  und  zugleich  die 
Grenze  aller  Ausübung  der  Staatsgewalt,  wenigstens  in  nor- 
malen Zustanden,  sind,  so  ergibt  sich  hier  schon  das  wich- 
tige Resultat,  dass  der  ganze  Rechtsbestand  eines  Staats 
nicht  nur  für  sich  allein,  sondern  auch  mit  der  gesammten 
geordneten  Verwaltung  des  Staats  eine  höhere  Einheit  bilde, 
die  durch  die  Verschiedenheit  des  Gegenstandes  und  der 
Entstehungsweise  der  Ordnungsnormen  wol  vielfach  modu- 
lirt  werden  kann,  aber  nicht  aufgehoben  werden  darf.  Zu- 
gleich erhellt  aus  den  obigen  Ausführungen,  dass  in  einer 
wirklichen  Monarchie  die  Volksrepräsentation  ganz  entschie- 
den Factor  der  Legislation,  aber,  welches  auch  in  einem 
gegebenen  Momente  das  Gewicht  ihres  Einflusses  sein  mag, 
nie  selbst  Legislator  genannt  werden  könne  und  ihr  die 
Erfüllung  des  der  Sanction  vorausgehenden  Moments  nicht 
ausschliesslich  (der  Souverän,  die  Regierung,  der  Staatsrate 


für  Abänderung  von  Verfassnngsgesetzen  weder  der  britischen  Verfassung, 
noch  der  französischen  Charte  bekannt  sind  (Zachariae,  a.  a.  O.,  III,  229). 
222)  Ueber  die  Verhältnisse  in  England  und  Frankreich  bezüg- 
lich dieser  Eintheilung  s.  Stein,  a.  a.  0.,  I,  55  fg.,  62  fg.,  73,  81  fg.,  93, 
129,  132. 
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nehmen  daran  theil),  wenngleich   mit  einer  eigentümlichen 
Competenz  zufalle. 

vm. 

Offenbar  muss  es  aber  einen  grossen  Unterschied  ma- 
chen, ob  ein  staatliches  Volk  eine  grosse  Masse  guter  und 
lebendiger  Gesetze  besitzt  oder  nicht,  und  ob  im  letztern 
Fall  es  eine  solche  noch  nicht,  oder  nicht  mehr  hat. 

Ein  Volk  mit  einer  grossen,  weit  und  tief  gehenden, 
seinem  Charakter  und  seinen  Bedürfnissen  entsprechenden 
Gesetzgebung  kann  jedenfalls  nur  ein  hochgebildetes  Cultur- 
volk  2S9)  sein.  Durch  eine  Reihe  grosser  und  natürlich 
kampfreicher  geschichtlicher  Vorgänge  ist  es  immer  mehr 
im  Gefühl  und  im  Bewusstsein  der  unter  fortwährender  Ent- 
bindung der  Freiheit  sich  vermannichfachenden  und  ver- 
feinernden Gesellschaftsbande  gestiegen  und  hat  die  Gelegen- 
heit, seine  sittlichen  Ideen  immer  mehr  im  äussern  Leben  zu 
bethätigen,  das  Gerechte  auch  zum  Riecht,  zur  äussern 
nothigenfalls  erzwingbaren  Lebensnorm  zu  machen,  reichlich 
benutzt. 

Nach  diesen  sittlichen  Ideen  entsteht  nun  ein  stolzer 
Dom  des  Rechts,  in  dem  alles  vom  Grund  bis  zum  Schluss- 
stein durch  jene  fest  bestimmt,  jeder  Stein  von  dem  fest 
verbindenden  Mörtel  der  freien  Ueberzeugung  an  der  ihm 
gebührenden  Stelle  gehalten  und  doch  alles  frei  und  selb- 
ständig ist.  Veränderungen,  Ausbesserungen,  Zusätze  u. s.w., 
das  alles  wird  nach  denselben  Ideen  vorgenommen ;  und  wer 
immer  das  Ganze  leite,  von  welcher  Stelle  aus  er  es  thue, 
es  kann  nicht  nach  rein  personlicher  Willkür  und  gegen  das 
solide,  bestimmt  ausgeprägte .  Gesetz  des  Ganzen  geschehen, 
ohne  dass  das  letztere  geschädigt  würde  und  ein  solcher 
Leiter  selbst  an  der  Autorität  seiner  Stellung  verlöre.  So 
lange  der  bezeichnete  Mörtel  hält,  würden  freilich  derlei 
fehlerhafte  Experimente  höchstens  von  oberflächlicher  und 
vorübergehender  Wirkung  sein.  Mit  andern  Worten:  Auch 
der  eigentliche  Gesetzgeber  kann  sich  den  Gesetzen  des 
Staats  nicht  entziehen,  wenn  im  Volke  ein  lebendiges,  mit 


223)  Ueber  Cultur  s.  Fröbel,  a.  a.  0.,  H,  152,  154  fg. 
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den  vorhandenen  Gesetzen  haraonirendes  Rechtegefühl  oder 
Rechtsbewusstsein  lebt  und  ein  kräftiger  Wille  zu  seiner 
Aufrechterhaltung  herrseht.  Er  muss  sich  aber  auch  des 
zwingenden  Baths  einer  die  wahre  öffentliche  Meinung  nicht 
wirklich  repräsentirenden  Volksvertretung  einigermassen  ent- 
schlagen und  Bich  in  allen  Fällen,  wo  „periculum  in  mora", 
in  den  nöthigen  Verfügungen  deshalb  nicht  hindern  lassen, 
weil  die  Zuziehung  der  Volksvertretung  die  Versäumniss  des 
rechten  Moments  zur  Folge  haben  müsste.  Eine  Revo- 
lution S24)  beweist  entweder  den  Mangel  des  Bauplans ,  der 
alle  beherrschenden»  politischen  Staatseinheitsideen  oder  deren 
falsche  Durchführung,  oder  sie  beweist  den  Mangel  des 
rechten  Mörtels  für  den  wirklichen  Bestand.  Sie  ist  daher 
ein  Zeichen,  dass  jener  Dom  entweder  noch  nicht  gebaut 
oder  in  Ruinen  zu  fallen  bereit  ist.  Im  erstem  Fall  errich- 
tet man  Hütten,  Nothdächer  und  zwingt  nach  dem  Be- 
dürfhiss  des  Augenblicks  herein  oder  hinaus,  bis  eine  ruhiger 
gewordene  Zeit  solidere  Schöpfung  gestattet.  Im  andern 
Fall  richtet  man  sich  oft  sehr  mühsam  und  darum  nicht 
minder  gewaltthätig  in  den  Ruinen  ein;    aber  nicht  sowol 


224)  Zu  Tbl.  II,  S.  690  n.  795:  Rehberg,  Untersuchungen  über  die 
Französische  Revolution  (2  Thle.,  Hannover  1793).  ügolini,  L.,  Cate- 
chiemo  contro-revoluzionario  polltico  intorno  alla  origine,  natura  e  scopo 
della  societa  et  degli  stati  (Fossombrone  1836).  Vollgraff,  System  der 
Rechtephilosophie,  II,  909,  916  fg.,  922  fg.,  941,  943.  Lanfrey,  Essai  sur 
la  revolution  franeaise  (Paris  1858).  Normanby,  de,  Une  annee  de  revo- 
lution,  d'apres  un  Journal  tenu  a  Paris  (Paria  1858).     Oneiet,  a.  a.  O.,  I, 

228,  231.  Paul,  Revolution  francaises  de  Cesar  a  Napoleon  III.  (Thl.  1, 
Paris  1863).  Lefaure,  Amaa\,  Le  socialisme  pendant  la  revolution  franeaise 
(Paris  1863).  Castille,  Hipp.,  Histoire  de  la  revolution  franeaise  (Paris 
1863).  Proudhon,  a.  a.  O.,  S.  104,  119  fg.,  194,  225.  Guizot,  Histoire 
parlementaire,  I,  99,  223,  238;  H,  277.  Escher >  a.  a.  O.,  II,  74.  Cam- 
pardon, E.,  Histoire  du  tribunal  revoluttanaire  de  Paris,  10.  mars  1793  — 
81.  mai  1795  (2  Thle.,  Paris  1862). 

Zu  Thl.  n,  694  (Restauration  und  Reaction):  GneUt,  a.  a.  O.,  I, 

229.  Eecher,  a.  a.  O.,  II ,  74.  Vollgraff,  Politische  Systeme,  I,  185. 
Owzot,  a.  a.  O.,  I,  159.  Nettement,  Alf.,  Histoire  de  la  restauration 
(Paris  1863),  Thl.  3.  Verdier,  Le'on.,  Histoire  politique  et  littäraire  de 
la  restauration  (Paris  1863).  Kreisaig,  Studien  sur  franzosischen  Cul- 
tur-  und  Literaturgeschichte  (Berlin  1865).  J.  B.  G.,  Die  Revolution 
(Wien  1864). 
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was  man  selbst  thut,  als  vielmehr  das,  was  die  Zeit  aus  den 
Ruinen  macht,  entscheidet  unter  solchen  Zustanden,  und  das 
Gesetz  des  ruinösen,  nur  armselig  ausgeflickten  Baues  ist 
einfach  die  Zerstörung. 

ysMiAhwml  sucht  man  auch  in  einem  gewissen  Ueber- 
muth  die  noch  haltbaren  Gesetze  des  Grundbaues  zu  leug- 
nen; man  überkleistert  ihn  mit  falschem  Stuck,  gibt  ihm 
stilwidrige  Anhangsei  u.  dgL  Aber  solange  der  alte  und 
echte  Mörtel  halt,  wird  auch  des  Baues  ursprüngliche  Indi- 
vidualität durchblicken  und  dadurch  ein  späteres  besseres 
Verstandniss  möglich  machen,  welches  dann  stolz  die  von 
dem  Misverständniss  erborgten  falschen  Gewänder  wegwirft. 

Was  der  Mörtel  am  Bau,  das  ist  im  Staat  das  Gefühl 
oder  das  Verstandniss  und  die  Anerkennung  der  die  staat- 
liche Einheit  im  allgemeinen  bestimmenden  Idee,  und  zwar 
in  dem  national  eigentümlichen  Ausdruck,  den  sie  durch 
den  concreten  Staat  gefunden  und  nach  welchem  sie,  soweit 
dies  thunlich,  auch  in  dessen  Verfassung  niedergelegt  ist. 

Dies  erklärt  es,  warum  grosse  staatliche  Veränderungen . 
immer  vorerst  nur  auf  die  Verfassung  und  erst  durch  sie 
mittelbar  auf  die  von  ihr  abhängige  Executive  hingehen, 
wenn  sie  nicht  von  einer  verfassungswidrig  erweiterten  Exe- 
cutive selber  vorgenommen  wurden;  während  einfache  Ge- 
setze, wie  z.  B.  über  bürgerliches  und  Processrecht,  zu- 
nächst wenigstens,  selbst  von  den  grossten  Verfassungsver- 
änderungen unberührt  bleiben,  wenn  auch  für  einzelne  Fälle 
Ausnahmen  noth wendig  erscheinen  sollten  und  jedenfalls 
solche  politische  Veränderungen,  welche  die  Vernichtung 
eines  bisher  herrschenden  politischen  Systems  und  dessen 
Ersetzung  durch  ein  anderes  System  enthalten,  nach  und 
nach  auch  das  übrige  Rechtsgebiet  verändern  müssen. 
Daher  erklärt  sich  z.  B.  die  grosse  Schonung  der  be- 
stehenden Privatberechtigungen  von  Seiten  siegreicher  usur- 
patorischer oder  revolutionärer  Gewalten.  Es  erhellt  jedoch 
ans  dem  Angegebenen,  wie  sich  diejenigen,  die  bei  gross- 
artigen Verfassungsveränderungen  gleichgültig  zuschauen,  weil 
sie  im  ersten  Augenblick  ihre  Privatrechte  nicht  gefährdet 
sehen,  nicht  weniger  täuschen  als  jene  Regierungen,  welche 
den  neuen  politischen  Ideen  zwar  keinen  Einfluss  auf  die 
Verfassung  und  Verwaltung  des  Staats,  wol  aber,  gleichsam 
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zur  Abfindung,  auf  andere  Rechtsgebiete,  z.  B.  Straf-  und 
Processreoht,  gestatten,  denn  das  Verfassungsrecht  hat 
ebenso  oft  die  übrigen  Rechtsgebiete  wie  das  Straf-  und 
Processrecht  das  Verfassungsrecht  nach  sich  gezogen,  was 
bei  dem  organischen  Zusammenhang  des  gesammten  Rechts 
einer  Nation  als  absolut  unvermeidlich  erscheint 

Alle  Mängel  des  staatlichen  Gebäudes,  soweit  dieses  in 
Rechtseinrichtungen  besteht,  folgen  entweder  daraus,  dass 
die  Gesetze  überhaupt  nicht,  oder  nicht  in  der  rechten  Weise, 
im  rechten  Mass,  auf  die  Harmonie  der  Lebensrichtungen 
und  auf  die  Ausgleichung  zwischen  Freiheit  und  Ordnung 
gehen,  oder  daraus,  dass  bei  aller  Zweckmässigkeit  der  Ge- 
setze das  richtige  Verständniss  derselben  und  deren  richtige 
Anwendung  in  grossem  oder  kleinern  Partien  der  Bethei- 
ligten dauernd  mangelt,  oder  doch  in  gewissen  kritischen 
Momenten  gleichsam  abhanden  gekommen  zu  sein  scheint. 

Es  liegt  in  der  Idee  des  Constitutionalismus  aa6) ,  nicht 
nur  durch  das  Gesetz  so  vieles  als  nur  möglich  der  rein 
personlichen  Willkür  zu  entziehen,  sondern  auch  durch  die 
Art  der  Zustandebringung  und  den  Inhalt  der  Gesetze  die 
eben  erwähnten  Mängel  im  Rechtsgebäude  eines  Staats  thun- 
lichst  zu  vermeiden  oder  zu  beseitigen.  Md) 


225)  Nachdem  die  ersten  Bogen  dieses  Werks  bereits  gesetzt  waren, 
beschloss  die  Adelsversammlung  von  Moskau  mit  270  gegen  36  Stimmen 
eine  Adresse  an  den  Kaiser,  worin  die  Herstellung  zweier  Repräsentativ- 
kammern gefordert  wird.  Diese  Adresse,  welche  auch  wirklich  abgefasst 
wurde,  steht  wörtlich  in  der  augsburger  Allgemeinen  Zeitung,  1865,  Haupt- 
blatt Nr.  37,  S.  591,  und  ist  sofort  sehr  verschieden  beurtheilt  worden.  Wir 
finden  es  ganz  naturlich,  wenn  der  russische  Adel  in  einer  Repräsen- 
tation, in  welcher  er  sich  die  bedeutendste  Rolle  vorbehält,  einigen  Er- 
satz für  den  Verlust  an  politischer  Bedeutung  sucht,  den  er,  fürs  erste 
wenigstens,  durch  die  Bauernemancipation  erlitten.  Es  war  gar  nichts 
anderes  zu  erwarten  und  wird  es  nur  eine  Zeitfrage  sein,  wann  und  in- 
wieweit seinem  Antrage  entsprochen  werden  kann.  JedenfaUs  aber  wird 
sich  schon  bei  dem  ersten  Versuch  der  Begründung  einer  russischen  Na- 
tionalrepräsentation seiner  Zeit  auch  die  vollzogene  Aufhebung  der  Un- 
freiheit mächtig  wirksam  erweisen.  Unterdessen  ist  der  Adel  des  Guber- 
niums  Pskoff  dem  Beispiel  seiner  Standesgenossen  in  Moskau  nach- 
gefolgt. 

226)  Nachträglich  zur  Literatur  zum  ersten  Abschnitt,  S.91,  dieses  Theils 
vgl.:  Poiitiy  K.  H.  L.,  Das  eonstitutionelle  Leben  nach  seinen  Formen  und 
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Es  ist  natürlich  auch  unter  den  vollendetsten  constitu- 
tionellen  Regimes  möglich,  dass  Störungen  der  harmonischen 
Lebensentwickelung  wie  des  Gleichgewichts  zwischen  Frei- 
heit und  Ordnung  vorkommen,  in  welchen  Fällen  auch  ein 
Schwanken  Von  einer  Einseitigkeit  zur  andern  unvermeidlich 
erscheint.  Allein  solche  Schwankungen  sind  nicht  Constitu- 
tionen, sondern  sie  können  nur  trotz  des  Constitutionalis- 
mus  nicht  ganzlich  vermieden  werden,  und  ist  dem  letztern 
im  Gegensatz  zum  nichtconstitutionellen  Regiment  in  dieser 
Beziehung  nur  das  eigentümlich,  dass  er  die  Gründe  zu 
solchen  bei  ihm  jedenfalls  seltenern  Schwankungen  und  diese 
selbst  nach  ihrer  wahren  Bedeutung  schnell  eruirt,  die 
Schwankungen  selber  aber  in  kürzern  und  minder  gefahr- 
lichen Schwingungen  sich  vollziehen  läset. 

Uebrigens  wird   durch   den   Constitutionalismus   weder 


Bedingungen  (Leipzig  1831).  ünger,  Geschichte  der  deutschen  Landstände 
(3  Thie.,  Hannover  1844;.  Pernice,  L.  A.,  De  comitiis  palatii  commenta- 
tio  (Halle  1862).  Mohl,  R.  von,  Geschichte  der  Literatur,  HI,  103  fg. 
(namentlich  wegen  der  Literatur  über  die  franzosischen  Parlamente).  Dic- 
tionnaire  feodal  von  Collin  de  Plancy,  Art.  „Ätats".  Boulle'e,  A.,  Histoire 
complete  des  etats  generaux  et  autres  assemblees  repräsentatives  en 
France,  depuis  1302  jusqu'a  1626  (2  Thie.,  Paris  1845).  Thierry,  Der 
dritte  Stand,  S.  125  fg.,  181.  Proudhon,  a.  a.  O.,  S.  82,  293, 
312  fg.  Oustance,  G.,  A  concise  view  of  the  Constitution  of  Eng- 
land (3.  Aufl.,  London).  Terrier  de  Lorey,  Essai  sur  les  institutions 
traditionelles  en  France  (Paris  1858;.  Gabriel,  Observation  detachees 
sur  les  coutnmes  et  les  nsages  anciens  et  modernes  du  ressort  du  Par- 
lement  de  Metz  (2  Thie.,  Bouillon  1787).  (flotte//,  /.),  Precedents  of  pro- 
ceeding  in  the  house  of  commons  (3.  Aufl.,  4  Thie.,  London  1796).  Für 
die  Notwendigkeit  einer  Volksvertretung  ist  auch  Rodinger,  Fr,,  Die  Ge- 
setze der  Bewegung  im  Staatsleben,  S.  87  fg.,  106  fg.  (Stuttgart  1864). 
Castilie,  Hipp«,  Histoire  de  la  revolution  francaise.  £tats  generaux,  Con- 
stituante, Convention;  Directoire  1788  — 1800.  lm*  erie  de  Thistoire  de 
60  ans  (Paris  1863).  Richter,  C>  Staats-  und  Gesellschaftsverfassung  der 
Französischen  Revolution  von  1789 — 1804.  Hundt  von  Hofften,  Von  dem 
Geist  der  Verfassungen  in  Frankreich,  Belgien,  England,  Nordamerika,  der 
Schweiz,  in  Italien  und  Preussen  (Berlin  1845).  Als  charakteristisch  sei  er- 
wähnt, dass  in  Paris  1820  sogar  eine  librairie  constitutionelle  bestand,  in 
welcher  CoUin  de  Plancy'8  freisinniges  Dictionnairo  feodal  erschien.  S. 
noch  Glaser,  Encyklopadie,  S.  79.  Esahaver,  a.  a.  O.,  S.  142.  Stejn,  a. 
a.  O.,  I,  134.  Campe,  F.  A.  von,  Die  Lehre  von  den  Landständen  (2.  Aufl., 
Lemgo  u.  Detmold  1864). 
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das  Unzureichende  des  Gesetzes  für  Staatsleben  überhaupt 
aufgehoben,  noch  durch  die  Beobachtung  constitutioneller 
Formen  eine  unfehlbare  Garantie  für  den  innern  Werth  aller 
constitutionellen  Gesetze  gegeben.  Das  constitutionelle  Prin- 
dp  an  sich  ist  allerdings  ein  aus  dem  organischen  Leben 
des  Staats  abstrahirtes  Princip;  allein  seine  praktische  Be- 
thatigung  setzt  das  Vorhandensein  des  organischen  Lebens, 
dessen  Trager  die  Nation  selbst  sein  muss,  voraus.  In  sei- 
ner Anwendung  auf  die  Bildung  besonderer  populärer  Ge- 
setzgebungsfactoren wirkt  es  aber  zunächst  nur  äusserlich 
und  kommt  demnach  insofern  auch  nur  als  besondere  Form 
in  Betracht,  muss  also  insoweit  auch  nur  nach  dem  Mass- 
stabe gemessen  werden,  nach  welchem  man  Formen  als 
solche  bemisst. 

Ueber  die  Befähigung  der  constitutionellen  Körper- 
schaften zur  Gesetzgebung  werden  wir  unten  zu  handeln 
haben. 


Von  der  allgemeinen  Gesetzgebnngsleidenschaft  un- 
serer Zeit  und  yon  dem  Frincip  der  Transaction. 


Die  überwiegende  Bedeutung  der  gesetzgebenden  und  richterlichen 
Tbatigkeiten.  —  Geietzmachereileidenschaft  nnd  Rechtsforma- 
lis mag.  —  Frankreich  und  England.  —  Beweis,  dass  dadurch  das  Leben 
der  modernen  Staaten  nicht  erschöpft  werden  kann:  Gründe  nnd  Umfang 
der  zwischen  den  Völkern  bestehenden  Rechtsverschiedenheiten.  —  Nicht- 
juristische  Factoren  des  staatlichen  Lebens.  —  Das  Princip  der  Trans- 
aktion. —  Das  belebende  Element  der  Gesetze.  —  Rechtsstaat  und  Tren- 
nung zwischen  Justiz  nnd  Administration.  —  Die  Vorsehung  als  Factor 
des  staatlichen  Lebens.  —  Notwendige  Unvollkommenheiten  der  Gesetze 
und  das  Bedürfniss  einer  ausser  ihnen  liegenden  Abhülfe.  —  Wichtigkeit 
der  Gesetze  und  gesetzlichen  Formen.  —  Reform  der  Gesetze.  —  Das 
organische  Gesetz  unserer  Zeit  im  Vergleich  mit  dem  Alterthume.  —  Be- 
weglichkeit und  Unbeweglichkeit  der  Gesetze.  —  Nutzen  und  Gefahren 
der  Reform.  —  Die  Abanderbarkeit  der  Gesetze  in  den  constitutionellen 
und  in  absolut  regierten  Staaten. 

I. 

/iu  den  eigentümlichsten  Erscheinungen  des  modernen 
Staats  gehört  die  ausserordentliche  Bedeutung,  welche  unsere 
Zeit  der  gesetzgebenden  und  richterlichen  Thätigkeit,  und  in 
Verbindung  damit,  dem  Begriffe  eines  rein  gesetzlichen  nur 
verfassungsmässigen  Gehorsams  beilegt 

Als   die   prägnantesten  Producte   dieses   Zugs  unserer 
Zeit  sind  zu  betrachten:  die  Theorien  vom  Rechtsstaat227), 


227)  FrantM,  C,  Die  Quelle  alles  Uebels,  S.  68  fg. 
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von  der  Souveränetat  des  Gesetzes  und  des  Richterstandes, 
die  haarscharfe  Trennung  zwischen  Justiz  und  Admini- 
stration, zwischen  Legislative  und  Executive,  die  geschrie- 
benen Charten,  die  zahlreichen  Codificationen  und  eine  oft 
bis  zur  Leidenschaft  getriebene  Gesetzmacherei  a28) ,  die 
überwiegende  Bedeutung  des  Rechtsformalismus  und  nament- 
lich auch,  wie  bereits  früher  schon  erwähnt  wurde,  der  ver- 
fassungsmässigen constitutionellen  Formen  und  der  darüber 
sich  erhebenden  formellen  Verfassungsstreitigkeiten. 

Der  eigentliche  Ausgangspunkt  dieser  Richtung  ist  nicht 
das  Heimatland  der  modernen  constitutionellen  Formen,  Eng- 
land, sondern  Frankreich  und  zwar  die  französische  Revo- 
lution. Der  Grund  hiervon  liegt  in  dem  Umstand,  das« 
England  die  organische  Staatsidee  in  seinen  grossen  Ver- 
fassungskämpfen mehr,  als  bestimmte  Formen,  anstrebte  und 
selbst  nach  seiner  sogenannten  grossen  Revolution  nicht  mit 
seiner  Vergangenheit,  auch  nicht  mit  der  monarchischen 
Staatsform  brechen  wollte  **•) ,  während  Frankreich  in  alle- 
dem das  Gegentheil  that,  wenngleich  seine  besten  Männer 
dasselbe  anstrebten.  Frankreich  theoretisirte  in  Thesen  und 
Gegenthesen;  England  prakticirte,  wenigstens  bis  auf  die 
neuere  Zeit,  die  dem  organischen  Lebensbedürfnisse  ent- 
sprechende Transaction  in  jedem  '  Momente  nach  den  ge- 
gebenen Umständen.  28°)  Frankreich  setzte  durch  die  Revo- 
lution den  unversöhnlichen  Gewaltskampf  der  Gegensätze 
fort,  den  das  vollendete  französische  Konigthum  durch  Usur- 
pation gegen  die  geschichtliche  Entwicklung  begonnen  hatte; 
England  bog  sich  nach  den  Umständen,  um,   nachdem  es 


228)  Die  Assemblee  legislative  gab  innerhalb  ihrer  elf  Monate  und 
zehn  Tage  währenden  Dauer  1227  Gesetze,  von  denen  fast  kein  einziges 
geblieben  ist  VgL  Barrau,  a.  a.  O.,  S.  258,  Note  1.  Ueber  „la  multi- 
plicite  des  loia"  s.  Constant,  B.,  a.  a.  O.,  I,  183  fg. 

229)  Ein  Beweis,  dass  aber  auch  an  dem  englischen  Adel  nicht  we- 
nig Junkerthum  im  übelsten  Sinn  hänge,  sind  die  Memoiren  von  Berkeley* 
S.  augsburger  Allgemeine  Zeitung,  1865,  Beilage  Nr.  24,  S.  383  fg. 

230)  Das  englische  Parlamentsrecht  kennt  auch  den  unter  Georg  HL 
erst  aufgestellten  Unterschied  zwischen  legislativer  und  anderweiter  Thä- 
tigkeit  des  Parlaments  nicht  Mayy  Englische  Verfassungsgeschichte, 
I,  132. 
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len  Absolutismus  131)  im  Princip  gebrochen,  jenes  Mass  der 
)rdnung  zu  erhalten,  welches  gegen  den  Bruch  der  Frei- 
teit  den  besten  Schutz  gewährt. 

Wenn  man  Cicero  liest  sn)9  so  mochte  man  in  der  oben 
tervorgehobenen  Richtung  unserer  Zeit  nicht  blos  eine  roma- 
ische Reminiscenz,  sondern  auch  eine  absolut  gerechtfertigte 
Erscheinung  erkennen.  Allein  abgesehen  davon,  dass  in 
lern  republikanischen  Born  die  „leges"  etwas  ganz  anderes 
raren  **8)  als  unsere  Gesetze,  und  dass  in  den  etwas  hyper- 
•olischen  Aeusserungen  Gcero'8  nichts  liegt,  was  die  oben 
«zeichneten  Theorien  in  ihrer  absoluten  Einseitigkeit  ent- 
ielte  2M),  so  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  schon  Pla- 
i»*35),  bei  allem  Werthe,  den  er  auf  gute  Gesetze  legt, 
n  zahlreichen  Stellen  seiner  „Leges"  daraufhinweist,  wie 
üe  Gesetze  nicht  das  ganze  Leben  des  Staats  zu  erschöpfen 
ind  allein  demselben  zu  genügen  nicht  im  Stande  seien« 

Auch  neuere  Schriftsteller,  darunter  Doctrinärs  vom 
einsten  Wasser  und  ersten  Rang,  haben,  vielleicht  unbe- 
nis8t  und  jedenfalls  ohne  Ahnung,  wie  sie  dadurch  mit  dem 
Princip  des  Doctrinarismus  in  Widerspruch  gerathen,  die- 
elbe  Ueberzeugung  ausgesprochen230),  während  viele,  die 


231)  Zu  Thl.  II,  S.  641:  Gentilis,  A.,  De  potes täte  regia  absoluta,  de 
t  civium  in  regem  semper  injnsta  (Helmstädt  1669).  Roth  von  Schrecken- 
(ew,  Reichsritterschaft,  I,  130.  Nordenflycht,  a.  a.  O.,  S.  100  fg.,  213  fg., 
29,  233  fg.  Escher,  a.  a.  O.,  II,  119.  Ueber  die  innere  Armseligkeit 
es  äusserüch  glänzendsten  Absolutismus   vgl.   Laurent,  a.  a.  0.,  X,  197. 

232)  Epist.  ad  fam.  9,  16:  „Omnia  sunt  incerta,  cum  a  jure  disces- 
eris"  —  pro  Cluent:  „ Circumspicite  omnes  reipublicae  partes,  omnia 
«egum  imperio  et  praescripto  fieri  videbitis."  ....  „Mens  et  animus,  et 
onsilium  et  sententia  civitatis  posita  est  in  legibus,  ut  corpora  nostra 
ine  mente  sie  civitates  sine  lege,  suis  partibus  et  nervis  et  sanguine  et 
aembris  uti  non  potest:  Legum  ministri  magistratus,  legum  interpretes 
udices,  legum  denique  ideirco  omnes  servi  sumus  ut  liberi  esse  possimus. 

233)  Pauli,  a.  a.  O.,  s.  v.  lex. 

234)  „ut  multitudine  legum  laboretur."  Zachariae,  Vierzig  Bücher, 
II,  237;  IV,  15.  Weber,  Allgemeine  Weltgeschichte,  II,  198.  VgJ.  auch 
iber  die  Ansichten  des  Th.  Morus  uns  er n  Aufsatz  „  Staatsromane u  im 
feaats -Lexikon. 

235)  Piaton,  Legg.,  VI,  15. 

236)  Constant,  B.t  a.  a.  O.,  I,  70,  94,  125.  „L'autorite  sur  les  esprits, 
'ascendant  moral"  der  Staatsgewalt  ist  wichtiger    als  das  Gesetzmachen; 


256  Fünfter  Abschnitt. 

in  jener  Ansicht  liegende  Wahrheit  dadurch  wieder  zum  Irr- 
thum  verkehren,  dass  sie  eine  absolute  Wertlosigkeit  ge- 
schriebener Gesetze,  namentlich  auch  der  geschriebenen  Ver- 
fassungsgesetze, ja  sogar  deren  Schädlichkeit  behaupten  und 
sie  geradezu  als  ein  Zeichen  unzweifelhaften  Verfalls  be- 
trachten. 

Es  ist  wahr,  dass  die  Weltgeschichte  *,r)  ihren  Gang 
geht,  unbeirrt  durch  geschriebene  Grundgesetze  u.  dgl.  Aber 
nicht  minder  wahr  ist,  dass  die  hier  hervorgehobene  Erschei- 
nung selbst  auch  ein  Stück  Weltgeschichte  ist  und  die  ge- 
schriebenen Gesetze,  namentlich  die  Verfassungsgesetze,  ihrer 
materiellen  Bedeutung  nach  sehr  verschieden  sind.  *38) 

Sollte  es  nun  wirklich  eine  nothwendige  Eigentümlich- 
keit unserer  modernen  Staaten  sein,  dass  ihr  ganzes  Leben 
nur  in  dem  Verfertigen  und  Aufrechthalten  von  Gesetzen 
bestehe,  ihre  Politik  also  in  diesem  Sinne  nur  eine  Gesetz- 
gebungspolitik  wäre? 

Wir  glauben  es  nicht  und  wollen  den  Versuch  machen, 
den  Beweis  für  diesen  Unglauben  auf  unsere  eigene  Art  zu 
führen : 

1)  Wenn  man  eine  Mehrzahl  von  Volkern  betrachtet, 
welche  alle  auf  der  gleichen  oder  auf  einer  verwandten 
Culturstufe  stehen  und  sich  in  einer  gewissen  Gemeinschaft 
der  Existenzverhältnisse  und  der  Entwickelungen  befinden, 


8.  Quizot,  Histoire  parlementaire,  I,  20,  40,  169.  Dunoyer  bei  Duvergier 
de  Hauranne,  a.  a.  O.,  IV,  192,  197,  202.  VMemain,  Litteratur  au  18* 
siede,  IV,  153  (Jede  Constitution  hat  ihre  „ressorts  publice"  und  ihre 
„ressorts  Caches").    Locke,  Origines,  cap.  DI,  §.  8,  7,  cap.  XU,  §.  10. 

237)  Zu Thl.  1, 8. 4, 63,66 ;  Thl.II,  S.  11, 766 :  Röscher,  W.,  Klio.  Beitrag« 
zur  Geschichte  der  historischen  Kunst,  I,  34  fg.  (Gottingen  1642).  Jan- 
sen, Alb.,  Die  Idee  des  Fortschritts  in  der  Universalgeschichte  (Bran- 
denburg 1663).  Rekm,  Fr.,  Lehrbuch  der  historischen  Propädeutik 
(2.  Aufl.  von  Sybel]  Frankfurt  1864).  Tarne,  a.  a.  O.,  I,  v,  ix,  xLm  fg. 
Leo,  Nominalistische  Gedankenspähne,  8.  101  fg.  (Halle  1864).  Laurent, 
a.  a.  O.,  Vm,  95.  Brotome,  Civilisation  primitive,  S.  289  fg.  Die  Er- 
klärung des  Geologen  C.  Lyell  in  der  Eröffnungsrede  der  „Britischen 
Association  zur  Beförderung  der  Wissenschaft"  (1864)  in  der  augsburger 
Allgemeinen  Zeitung,  1864,  Beilage  Nr.  265,  S.  4304.  Rodinger,  a.  a.  0., 
S.  2  fg.,  12. 

238)  MMer,  La  legitimit*,  S.  129  fg.  Conetant,  B.,  a.  a.  0.,  I,  148, 
157,  236  fg. 
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so  wird  man  erkennen,  dass  die  Unterschiede  ihrer  Gesetze 
und  Rechtsansichten  nur  sehr  geringe  sind.  Manchmal  schei- 
nen diese  fast  ganz  willkürlich,  gleichsam  als  ob  dadurch  nur 
eine  Verschiedenheit  um  jeden  Preis  begründet  werden  sollte, 
während  wol  auch  die  Hauptmasse  des  öffentlichen  Rechts 
eines  auf  seine  Selbständigkeit  besonders  eifersüchtigen  Volks 
sich  fortwährend  durch  die  gewohnheitsmässige  Reception 
des  Rechts  eines  fremden  sogar  feindlichen  Volks  as9)  bilden 


239)  Zu  Tbl.  I,  S.93  (Reception  des  römischen  Rechts) :  Wenck,  Ma- 
gister Vacarius,  primus  juris  romani  in  Anglia  professor  (Leipzig  1820). 
Sempera  a.  a.  O.,  S.  89  fg.,  94  fg.,  109  fg.,  166,  247  fg.  Schultz,  Ch.  L. 
An  Grundlegung  zu  einer  geschichtlichen  Staatswissenschaft  der  Romer 
(Köln  1833).  Raoux,  Memoire  sur  le  rapport  et  la  conformite  de  plu- 
rieurs  points  des  anciens  contumes  et  chartes  du  pays  et  comte  de  Ilai- 
nant  avec  l'ancien  droit  romain  (Brüssel  1834).  Hornung,  Essai  historique 
sur  la  question:  pourquoi  les  Romains  ont-ils  6te  le  peuple  juridique  de 
Tancien  monde  (Genf  1850).  Ranke,  Englische  Geschichte,  I,  10,  13  fg. 
Historisch-politische  Blätter,  Bd.  52,  Heft  4,  S.  293  fg.  Bunsen,  Magde- 
burgs Verhängniss,  S.  106.  La/errtere,  Histoire  du  droit  francais,  I, 
50.  Döllinger,  Kirche  und  Kirchen,  S.  112  fg.  Stobbe,  Geschichte  der 
deutschen  Rechtsquellen,  I,  260  fg.,  281  fg.,  306,  329,  342;  II,  9  fg. 
Grellet-  Dumazeau ,  Le  barreau  romain  (2.  Aufl.,  Paris  1858).  Schletter, 
Die  Constitutionen  Kurfürst  August's  von  Sachsen  de  anno  1572  (Leipzig 
1857).  Gneist,  a.  a.  O.,  I,  128.  Franklin,  0.,  Beitrage  zur  Geschichte 
der  Reception  des  römischen  Rechts  in  Deutschland  (Hannover  1863). 
Taine,  a.  a.  O.,  I,  62.  Frantz,  C,  Die  Wiederherstellung  Deutschlands, 
S.  398  fg.  Held,  System  des  Verfassungsrechts,  II,  118.  Breuning\  C. 
von,  Versuch  über  das  römische  Recht  im  allgemeinen  (Frankfurt  1815). 
Laurent,  Etudes,  X,  39,  53  fg.  Wir  wiederholen  kurz  das  Resultat  der 
frühern  Untersuchungen  über  diesen  Gegenstand:  Die  Reception  des  römi- 
schen Rechts  ist  zunächst  ein  Versuch  der  Kaiser,  mit  der  anerkannten 
Idee  des  römischen  Kaiserthums  durch  das  römische  Recht  auch  einen 
realen  Staat  zu  begründen.  Infolge  dieses  Widerspruchs  zwischen  der 
Reichsidee  und  den  kaiserlichen  Bestrebungen  fallt  auch  die  Reception 
des  römischen  Rechts  zu  Ungunsten  des  Reichs,  natürlich  also  zu  Gunsten 
der  Landesherren  aus,  die  damit  gegen  den  Kaiser,  wie  gegen  ihre  eigenen  feu- 
dalen Stände  siegten.  Das  praktische  Hauptverdienst  der  Reception  des 
römischen  Rechts  liegt  also  in  der  Hebung  der  deutschen  Fürstengewalt, 
namentlich  durch  allmähliche  Abklärung  der  ungeschieden  ineinander  lau- 
fenden politischen  und  privaten  Stellungen  innerhalb  der  Territorien. 
Darin  ist  aber  auch  die  Grenze  der  Reception,  deren  Träger,  angegeben, 
wie  der  Umstand  bewiesen,  dass  sie  in  verschiedenen  Territorien  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  nach  und  nach,  und  auch  in  verschiedenem  Grade  statt- 
fand. So  erklärt  sich,  warum  da  etwas  vom  römischen  Recht  reeipirt, 
Held.   111.  17 
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kann  und  nicht  selten  die  mebrern  also  particularen  und 
specialen  Privatrechte  eines  und  desselben  staatlichen  Volks 
unter  sich  verschiedener  sind,  als  einzelne  von  ihnen  im  Ver- 
hältniss  zu  dem  Privatrechte  anderer  staatlicher  Volker. 
Die  Privatrechte  roher  Volker  sind  selbst  in  den  wichtigsten 
Dingen  einander  so  ähnlich,. wie  die  der  verschiedenen  halb- 
gebildeten Volker,  und  dasselbe  wird  rücksichtlich  der  Pri- 
vatrechte derjenigen  Culturvölker  stattfinden,  welche  gemein- 
schaftlich unter  einem  und  demselben  höchsten  Culturgesetz 
stehen.  Wie  sehr  etwas  Aehnliches  auch  rucksichtlich  des 
öffentlichen  Rechts  der  Fall  sei,  erhellt  schon  aus  der  frü- 
her gewürdigten  Thatsache,  dass  alle  modernen  Culturvölker 
in  ihrem  ganzen  öffentlichen  Rechte  von  dem  Constitutio- 
nalismus  beherrscht  werden.  Dies  alles  hindert  nicht  im 
mindesten  die  Selbständigkeit  der  verschiedenen  Staaten. 
Ja,  während  man  oft  bei  grosserer  Rechtsverschiedenheit 
innigere  Verbindungen  zwischen  den  betreffenden  Staaten 
findet,  sieht  man  ebenso  oft  die  ihren  Gesammtrechtszustän- 
den  nach  verwandtesten  Staaten  in  unversöhnlich  feindlichen 
Gegensätzen  zueinander.  Aus  allem  dem  muss  die  Erkennt- 
niss  hervorgehen,  dass  die  Eigentümlichkeit  der  Völker- 
individualitäten nicht  sowol  an  dem  in  Rechtsgewohnheiten 
und  Gesetzen  fo  r  mell  hervortretenden  Ausdruck  ihrer  Rechts- 
überzeugung, als  vielmehr  an  der  innern  Auffassung  des 
Rechtsgedankens,  an  der  Art  und  dem  Mass  seiner  Betä- 
tigung a*o)   jm  ganzen   Leben   des   Volks,    an   seinen  juri- 


dort  anderes  oder  dasselbe  mit  Protest  zurückgewiesen,  das  romische 
Recht  nur  in  sehr  beschranktem  Mass  deutsches  Volksrecht  geworden  und 
in  andern  Staaten,  wo  sich  eine  grosse  nationale  Monarchie  gebildet  hatte, 
niemals  von  einer  Reception  des  römischen  Rechts  gesprochen  worden  ist 
Vgl.  auch  Laurent,  a.  a.  O.,  X,  39,  53  fg.  Das  ganze  bestehende  parla- 
mentarische Recht  Amerikas  aber  ist,  mit  Ausnahme  einiger  Punkte,  eng- 
lisches, durch  amerikanische  fortwirkende  Gewohnheit  daselbst  recipirtes 
Recht  Lex  parlamentaria  americana  (augsburger  Allgemeine  Zeitung, 
1867,  Beilage  Nr.  92,  S.  1466). 

240)  Dieses  besondere  Mass,  diese  besondere  Art  der  Auffassung  und 
Bethätigung  einer  und  derselben  vielen  Völkern  gemeinsamen  Rechtsidee 
ist,  weil  durch  den  besondern  nationalen  Charakter  bestimmt,  auch  oft 
der  hauptsächlichste  Unterscheidnngspnnkt  selbständiger  Völker  bezüglich 
ihres  Rechts. 
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stisch  f41)  nicht  formulirbaren  Grundideen  und  an  allen  den 
vielen  Dingen  hänge,  die  gleichfalls  nicht  juristisch  formu- 
lirt  werden  können,  sich  aber  gerade  an  die  tiefern  natio- 
nalen Eigentümlichkeiten  anschliessen,  welche  eben  durch 
jene  Grundideen  hervorgerufen  und  dadurch  innerlich  be- 
deutungsvoll werden. 

Daher  denn  auch  oft  in  den  unscheinbarsten  und  gerade 
von  den  Fachjuristen  und  Bureaukraten  wie  von  den  in  ihre 
Fasstapfen  tretenden  doctrinären  Politikern  und  hypercentra- 
lisirenden  Repräsentantenversammlungen  leider  zu  gering- 
schätzend betrachteten,  oft  ganz  übersehenen  Volksansich- 
ten, Rechtssprichwörtern142)  sich  der  eigentümliche  Geist 
eines  Volks  auf  eine  dem  wahrhaft  genialen  Gesetzgeber 
unschätzbare  Weise  ausspricht.  Dieser  Geist,  des  Volkes 
eigenste  Nationalität,  kann  aber  niemals  nur  dadurch  ent- 
weichet erscheinen,  dass  er  vom  Standpunkte  dieses  oder 
jenes  sogenannten  Musterrechts  aus  verwerflich,  oder,  wie 


/ 

241)  Zu  Tbl.  I,  S.lOlu.  Thl.II,  S.-*09,457,  784:  Hopper,  De  juris  arte, 
Üb.  III  (2.  Aufl.,  Köln  1563).  Vitae  tripartitae  jurisconsultorum  veter  um 
a  Rntilo,  Bertrando  et  Grotio  conscr.  (Halle  1718).  Januario,  J.  A.,  Res- 
publica  jurisconsultorum  (Neapel  1731).  Taisand,  Les  vies  des  plus 
celebres  juris  consultes  de  toutes  les  nations,  tant  anciens  que  modernes 
(Nene  Ausgabe,  Paris  1737).  Spinetto,  A.  de,  Politische  Schnupftabacks- 
dose  tod  der  wächsernen  Nase  der  Justiz  (Frankfurt  1739).  Sckmidtlein, 
E.  J.y  Ueber  die  Bedeutung  der  Universitäten  für  die  Erhaltung  eines  ge- 
meinsamen Rechtszustandes  in  Deutschland  (2  Thle.,  Dresden  1768). 
Fritzuche,  F.  A.y  Der  Rechtsgelehrte  als  Mensch  (4  Thle.,  Dresden  1789). 
Sempere,  Histoire  des  Cortes,  S.  97  fg.,  104  fg.,  117,  139,  185  fg.,  189  fg., 
194,  196  fg.  ThÖl,  H.,  Volksrecht,  Juristenrecht,  Genossenschaften,  Stände. 
Gemeines  Recht  (Rostock  1846).  Demme,  Auszug  zum  Kampfe  gegen  die 
alte  Schlange  Juristerei  (Jena  1849).  Nöllner,  Die  deutschen  Juristen  und 
die  deutsche  volkstümliche  Gesetzgebung  seit  1848  (Kassel  1854).  LHrk- 
«en,  Der  Rechtsgelehrte  und  Taktiker  Paternus,  ein  Zeitgenosse  der  An- 
tonine (Berlin  1856).  Gneüt,  a.  a.  O.,  I,  171,  179.  Laurent,  a.  a.  O., 
Vm,  97  („Le  jUable,  qui  se  pique  d'etre  bon  juriste"),  159,  248  fg., 
271  fg.  Joly,  Afaur.,  Le  barreau  de  Paris  (Paris  1863).  Ueber  den  An- 
theil  der  englischen  Juristen  an  der  Ausbildung  der  freien  Verfassung  s. 
Mohl,  Geschichte  der  Literatur,  II,  212. 

242)  Sind  Gesetze  und  Constitutionen  nie  Träger  des  ganzen  wirk- 
lichen Lebens,  so  sind  sie  es  in  einem  solchen  Falle  gar  nicht.  Taine, 
a.  a.  O.,  I,  XLVI. 

17* 
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z.  B.  in  Deutschland,  ganz  unverfälscht  nur  aus  den  Quellen 
einer  in  mancher  Beziehung  überwundenen  Zeit  zu  schöpfen 
wäre.  Umgekehrt  kann  er  seine  absolute  Berechtigung  auch 
weder  in  seinem  Alter  noch  in  seiner  Eigentümlichkeit  fin- 
den, obgleich  besonders  die  letztere  bei  Volkern,  deren  Na- 
tionalgefühl nicht  sehr  stark  ausgebildet  ist,  stets  eine  ge- 
wisse relative  Berechtigung  im  Interesse  der  Erhaltung  der 
Selbständigkeit  solcher  Volker  haben  wird. 

2)  Unter  allen  Umständen  entzieht  sich  eine  Masse  von 
wichtigen  zum  Leben  im  Staate  und  deshalb  auch  zum  Le- 
ben des  Staats  gehörigen  Dingen  absolut,  und  zwar  wenn 
nicht  gänzlich,  doch  wenigstens  theil weise  der  Bestimmung 
durch  Gesetze.  Dies  gilt  selbst  dann,  wenn  man  das  Wort 
Gesetz  in  so  weitem  Sinn  nimmt,  dass  man  darunter  jede 
Art  vom  Staate  ausgehender  bindender  Normen  begreift. 
Denn  im  Staate  muss  Freiheit  sein,  und  wenn  man  auch 
sagen  kann,  wie  im  Staate  um  des  Staats  willen  die  Freiheit 
gebraucht  werden  sollte,  so  ist  dies  doch  sowol  nach  dem 
Wesen  der  Freiheit  als  nach  der  Natur  des  Staats  nicht  für 
alle  Individuen  und  für  alltf  Verhältnisse  des  Lebens  vor- 
zuschreiben oder  doch  wenigstens  nicht  zu  erzwingen.  Ge- 
rechtigkeit und  Tugend  24S)  (xaXov  xayo&ov,  justitia,  virtus, 
honestas)  sind  die  Bedingungen  eines  ehrenhaften  und  ange- 
nehmen Lebens  oder  des  geistigen  Friedens  und  der  mate- 
riellen Befriedigung,  aber  auch  nur  das  Product  der  sitt- 
lichen Arbeit  der  Individuen.  Die  Weisheit  und  Tugend  der 
Regierenden  und  Regierten  kann  durch  kein  Gesetz  vor- 
geschrieben werden  („optima  lex,  pessima  grex"),  und  wollte 
dies  dennoch  versucht  werden,  so  würde  durch  solche  Vor- 
schriften doch  nicht  die  geringste  Bürgschaft  zu  erreichen 
sein.  Wehe  dem  Staat,  in  welchem  keine  andere  Gerech- 
tigkeit und  Pflichterfüllung  wäre,  als  die  durch  die  Gerichte 
vermittelbare,  und  wo  die  richterliche  Entscheidung  nur  des- 
halb Autorität  hätte,  weil  ihre  Erfüllung  erzwungen  werden 
kann.  Wie  wenig  irgendein  Staat  entsprechende  Gesetze 
entbehren  kann,  so  lässt  sich  doch  in  keinem  Staate  die 
friedliche,  freie,  freudige  und  lebensmächtige  Einheit  aller 


243)  Ueber  den  Begriff  der  Tagend  s.  Taxne,  a.  a.  O.,  II,  137. 
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realen  Factoren  seines  Wesens  und  aller  seiner  Kräfte  nur 
durch  Gesetze  herstellen  und  im  Falle  von  Collisionen  die 
Losung  allein  durch  das  haarscharfe  Schwert  des  richterlichen 
Spruches  bewirken.  Das  Gesetz  ist  nur  eine  Art  der  Ema- 
nation des  Volksgeistes,  das  beste  Gesetz  das  dem  besten 
Volksgeiste  am  meisten  entsprechende  Gesetz  für  an  sich 
rein  äusserliche  Berührungen.  Der  Freiheit  der  Individua- 
litat bleibt  nicht  nur  noth wendig  ein  grosses  Gebiet,  wel- 
ches kein  Gesetz  zu  berühren  vermag,  sondern  auch  ein 
ausserordentlich  grosser  Spielraum  in  Beziehung  auf  die  Er- 
füllung des  Gesetzes.  Dies  gilt  namentlich  auch  von  den 
Gesetzen  nach  der  wahren  Idee  des  constitutionellen  Staats, 
der  mehr  und  wichtigeres  auf  das  Gewissen  seiner  Angehö- 
rigen stellt,  bei  der  Ausübung  des  Gesetzgebungswerks 
selbst  die  Geltendmachung  des  ganzen  organischen  Volks- 
lebens beabsichtigt  und  ebendeshalb  dem  Grundsatz  der 
Transaction  huldigen  muss. 

Es  wurde  bereits  oben  bemerkt,  dass  der  Grundsatz 
der  Transaction  weder  mit  dem  Princip  der  Schwäche  des 
Staats  und  der  Unklarheit  seiner  Verhältnisse,  noch  mit 
dem  wahren  Constitutionalismus  identisch  sei.  Es  ist  hier 
der  Ort,  diese  Behauptung  in  anderer  Weise  nochmals  zu 
begründen. 

Das  Princip  der  Transaction  244),  des  Vergleichs  oder 
der  Ausgleichung,  muss  durch  alles  organische  Leben  hin- 
durchgehen und  sich  daher  mit  diesem  überall  finden.  In 
der  That  ist  es  in  allen  Staaten  aller  Zeiten  der  Träger  der- 
jenigen Bestandteile,  die  in  ihnen  organisch  waren.  Die 
Eigentümlichkeit  des  Constitutionalismus  besteht  von  die- 
sem Standpunkt  aus  nur  darin,  dass  dieses  Princip  seiner 
Idee  nach  für  das  gesammte  staatliche  Leben  als  wirksam 


244)  „Les  reformes  ne  sont  que  des  transactions ",  Odüon-Barrot\ 
La  Centralisation,  S.  173.  Herr  von  Bismark  erklärte  selbst  nach  einem 
Telegramm  aus  Berlin  vom  24.  Jan.  1865:  „Die  Basis  aller  constitutio- 
nellen Verfassung  ist  der  Compromiss ,  am  so  mehr  in  Preassen,  wo  drei 
gleichberechtigte  Factoren  nebeneinander  stehen."  Wir  wollen  keinen 
Werth  darauf  legen,  dass  diese  Erklärung  nur  im  Herrenhause  stattfand, 
auch  nicht  fragen,  wer  die  drei  gleichberechtigten  Factoren  seien, 
wol  aber,  woher  es  komme,  dass  Herr  von  Bismark  sich  allein  das  Recht  vin- 
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anerkannt  und  für  einige  besonders  wichtige,  aber  durchaus 
nicht  für  alle  Fälle  in  bestimmten  verfassungsmässigen  For- 
men und  Wirkungen  gesetzlich  angewendet  werden  muss. 

Zum  Beweise  dieser  Behauptung  mögen  nur  einige  Bei- 
spiele dienen:  . 

Wo  die  Formen  des  staatlichen  Regiments  lax  und  un- 
deutlich sind,  die  Bethätigung  derselben  aber  dennoch  durch 
die  Bedürfnisse  geboten  wird,  z.  B.  bei  den  Verhältnissen 
zwischen  einer  Horde  und  ihrem  Chef,  zwischen  dem  Lehns- 
herrn und  seinen  Vasallen,  dem  Oberherrn  und  seinen  Sa- 
trapen 24fi),  finden  wir,  wie  bei  dem  Verhältnisse  zwischen 
dem  Ehemann  und   der  Ehefrau  **6),   zwischen  dem  Vater 


dicire,  definitiv  zu  erklären:  „Der  Compromissweg  ist   im  Abgeordneten- 
haas durch  Beschluss  von  1862  verlassen." 

245)  Zu  Thl.  II,  S.  504.  Vgl.  nnsern  Aufsatz  „Souveränetat,  Sou- 
zeränetät"  im  Staats-Lexikon. 

246)  Zu  Thl.  I,  S.  140  fg.,  597  und  Thl.  II,  S.  784:  Und  zwar 
1)  Ueber  die  Ehe:  Ancarini,  De  l'adultere  chez  tous  les  peuples  (Paris). 
Stäudlin,  Geschichte  der  Vorstellungen  und  Lehren  von  der  Ehe  (Göttin- 
gen 1826).  Tancredi,  Summa  de  matrimonio  von  A.  Wunderlich  (Göttin- 
gen 1841).  Unger,  Die  Ehe  in  ihrer  welthistorischen  Entwickelung  (Wien 
1850).  Escher,  a.  a.  O.,  I,  283.  Taine,  a.  a.  O.,  H,  74.  Friedberg,  E., 
Ehe  und  Eheschliessung  im  Mittelalter.  Ebeschliessung  und  Ehescheidung 
in  England  und  Schottland  (Berlin  1864).  Laurent,  a.  a.  O.,  VIII,  199  fg., 
203.  2)  Ueber  Cölibat:  Theiner,  Die  erzwungene  Ehelosigkeit  in  dem 
christlichen  Geiste  (3  Thle.,  Altenburg  1845).  Gueroult,  Etudes  de  poli- 
tique  et  de  philosophie  relig.  (Paris  1863,  S.  327).  Laurent,  a.  a.  O., 
Vm,  189  fg.  3)  Ueber  deutsche  Frauen:  Taine,  II,  33  fg.,  203. 
4)Ueber  Amazonen:  Göttling,  C.  Wm,  Gesammelte  Abhandlungen  aus  dem 
classischen  Alterthum  (München  1863),  Thl.  2.  5)  Ueber  Jungfrauen: 
Kornmann,  De  virginum  statu  et  jure  (Jena  1621).  6)  Ueber  Wieder- 
verheirathung:  Allgemeine  Zeitung,  Augsburg  1863,  Beilage  Nr.  268, 
S.  4450.  Graf  und  Dettherr,  Deutsche  Rechtssprichwörter,  S.  171.  Hei- 
neccius,  Antiquit.  Germ  an.,  II,  n,  185  fg.  7)  Zweifelhaftes  Ge- 
schlecht: Broca,  P.,  On  the  phenomens  of  hibridity  in  the  genus  homo 
(London  1864).  8)  Ueber  den  Werth  und  die  rechte  Stellung  des 
weiblichen  Geschlechts  überhaupt  in  verschiedenen  Ländern: 
Furwerger,  De  juribus  foeminarumNorimberg  (Altdorf  1 740).  Gässler,  M.  von, 
Frauenrecht  (Passau  1842).  Etten,  J.  P.  van,  De  conditione  foeminarum 
jure  nostro  antiquo  et  hodierno  (Amsterdam  1844).  Bachofen,  a.  a.  O., 
S.  131,  382.  Röder,  K.  D.  A.,  Naturrecht,  II,  126  fg.  Herczeghy,  Main., 
Considerations  sur  l'etat  physiologique,  pathologique  et  moral  de  la  femme. 
Clevelands,  the;  or  a  wifes  influence  (London  1864).     Gastineau,  Les  fem- 
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und  seinen  Kindern,  dem  Dienstherrn  und  den  Dienstleuten, 
in  Collisionsfallen  zwischen  ihnen  entweder  Krieg  M7)  und 
Zerreissung  des  Bandes  mit  einem  oft  keinem  Theile,  selten 
beiden  Theilen  entsprechenden  Erfolge,  oder  eine  Trans- 
action  als  den  für  die  zu  Tage  getretenen  Gegensätze  rela- 
tiv beide  Theile  am  meisten  befriedigenden  Ausgang.  Jeden- 
falls kann  die  Erhaltung  des  Verhältnisses  für  die  Dauer 
nur  durch  eine  Transaction  verbürgt  werden,  weil  ohne  sie 
ein  wesentliches  Moment  für  die  Erhaltung  des  Bestandes, 
nämlich  die  Freiheit,  unberücksichtigt  wäre.  Man  denke 
sich  z.  B.  das  durch  Vertrag  noch  so  genau  bestimmte  Ver- 
hältniss  zwischen  Miether  und  Vermiether,  Lehrer  und  Ler- 
nenden, Souverän  und  Staatsdiener,  die  durch  Verträge  be- 
gründeten Verhältnisse  souveräner  Staaten  zueinander  oder 


mes  des  Cesars  (Paris  1863)1  Pompery,  E.  de,  La  fenime  dans  l'humanite, 
»a  natore,  son  röle  et  sa  valeur  sociale  (Paris  1864).  Peüetan,  E.,  La 
fenime,  le  pcre,  l'enfant  (3  Thle.,  Paris  1864).  Cave  (Mdme.),  La  femme 
anjourd'hui,  la  femme  antrefois  (Paris  1864).  9)  Ueber  Fraueneman- 
eipation  (also  auch  zn  oben  Thl.  III,  S.  136):  Röscher,  a.  a.  O.,  S.  308  fg. 
Desmaze,  a.  a.  0.,  S.  31.  Fischel,  a.  a.  0.,  S.  422,  Note  3.  Welcher  im 
Staats-Lexikon,  VII,  99  fg.  Proudkon,  a.  a.  0.,  S.  157.  Frobel,  a.  a.  O., 
S.  19,  21  fg.  Rodinger,  Die  Gesetze  der  Bewegung  im  Staatsleben, 
S.  119.  Der  Versuch,  welcher  neuestens  in  der  australischen  Colonie 
Victoria  mit  der  Stimmberechtigung  der  Frauen  gemacht  wurde,  ist  be- 
greiflich für  uns  ohne  Consequenz.  Doch  möchte  der  Umstand,  dass  auch 
dort  nur  besteuerte  Frauen,  also  Jungfrauen  und  Witwen,  stimmberech- 
tigt, diese  aber  doch  wieder  nicht  zum  öffentlichen  Civil-  oder  Militär- 
dienst (Morus,  TL,  Utopia,  II,  131,  Hamburg  1752)  befähigt  sind,  ein  Be- 
weis mehr  für  die  Undurchführbarkeit  des  an  sich  falschen  Princips  sein, 
welches  am  Ende  lediglich  die  geschlechtlichen  Beziehungen  zum  „nervus 
omninm  rerum  publicarum"  machen  müsste,  s.  noch  Backofen ,  a.  a.  0., 
S.  208.  10)  Ueber  Liebe:  Taine,  II,  462.  Cenac  -  Moncaut,  Histoire  de 
l'amour  (2  Thle.,  Paris  1862—63).  11)  Ueber  den  Marien-Cult  (also 
zu  Thl.  I,  168):  Lehner  in  den  Mittheilungen  der  k.  k.  Commission  zur 
Erforschung  und  Erhaltung  der  Baudenkmale,  Jahrg.  VII,  S.  5.  Lau- 
rent, a.  a.  O.,  VIII,  70.  Kaltenbäck,  Mariensagen  in  Oesterreich.  12) 
Ueber  die  Familie:  Marchai,  Le  livre  de  la  famille  (Paris  1850,  ver- 
boten).    Janet,  P.,  La  famille  (4.  Aufl.,  Paris  1861). 

247)  Zu  Thl.  II,  S.  711:  Gentil,  C,  Origines  de  droit,  S.  79,  198  fg. 
Fi$chel,  a.  a.  O.,  S.  423,  Note  1.  Ulloa,  D.  M.,  Dissertation  sobre  el 
origen  de  los  duelos  (Madrid).  Nahlowsky,  W.  J.,  Das  Duell  (Leipzig 
1S64).  Proudhon,  a.  a.  O.,  S.  176.  Pfnor,  C.  F.  C,  Der  Krieg,  seine 
Mittel  und  Wege  (Tübingen  1864). 
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das  durch  Gesetz  geordnete  Verhältniss  zwischen  Amt  und 
Amtsuntergebenen,  —  überall  findet  mehr  oder  minder  Bieg- 
samkeit, d.  i.  Transaction  statt,  und  es  gibt  kein  wahreres 
Sprichwort  als  das  alte  deutsche:  „Allzu  scharfmacht  schar- 
tig." Daher  finden  wir  nicht  nur  im  Volkerrecht 248),  son- 
dern auch  im  Privatrechte  und  Civilprocess  dasselbe  Princip 
unentbehrlich  und  zwar  in  den  Formen  der  Verzichte,  Sühne- 
versuche, Vergleiche  und  Austräge,  und  manifestirt  sich  das- 
selbe auch  in  dem  ganzen  öffentlichen  Leben  selbst  inmitten 
des  genauest  bestimmten  Gebiets  des  öffentlichen  Rechts 
durch  tausend  und  tausend  nicht  streng  gesetzliche  Rück- 
sichten, durch  eine  gewisse  Biegsamkeit  der  Institutionen, 
durch  „Leben  und  Lebenlassen"  und  durch  ein  vernünftiges 
Moderiren  des  starren  alten  Satzes  „fiat  justitia  et  pereat 
mundus".  Nicht  in  der  Anwendung  mechanischer  Ge- 
walten, sondern  in  der  mit  jedem  Augenblick  des  staat- 
lichen Lebens  neu  hervortretenden  Bethätigung  aller  centri- 
petalen  Elemente,  resp.  aller  Elemente  als  centripetal,  be- 
ruhen Leben,  Einheit  und  Macht  eines  Staats. 

Man  frage  sich  nur  noch,  wie  viel  bei  der  anerkannten 
fundamentalen  Wichtigkeit  der  sittlichen  Familienbande  und 
der  damit  zusammenhängenden  häuslichen  Erziehung,  der 
Religiosität,  der  Bescheidenheit,  Ehrlichkeit  und  Treue,  der 
intellectuellen    Bildung    und    Charakterstärke 249)    für    den 

248)  Nachtrag  zu  der  in  den  frühem  Theilen  gegebenen  Literatur 
über  Völkerrecht,  Allianz,  europäisches  Gleichgewicht:  Giehne,  Deutsche 
Zustände  und  Interessen  (Stuttgart  1864),  S.  188  fg.  (über  den  Wiener 
Congress).  Vattel,  a.  a.  O.,  I,  130  fg.  Proudhon,  a.  a.  O.,  S.  88,  92  fg., 
dann  (über  Gleichgewicht)  ebend.  S.  88,  176,  196.  Escher,  II,  615,  635, 
649.  Giraudet,  La  sainte  Alliance  et  PAllemagne  (Paris  1864).  Fröbel, 
a.  a.  O.,  II,  300.  Guizot,  Histoire  parlementaire ,  I,  401  fg.  Weil,  Die 
Bundesreform  und  der  deutsche  Fürstentag  in  der  österreichischen  Re- 
vue von  Meier.-  Diplomatische  Geschichte  der  Jahre  1813,  1814,  1815 
(2  Thle.,  Leipzig  1863).  Ueber  schweizerisches  Bundesrecht:  Kopp,  Ge- 
schichte der  eidgenössischen  Bünde  (Berlin),  Ulmer,  Rud.  Ed.,  Die  staats- 
rechtliche Praxis  der  schweizerischen  Bundesbehörden  in  den  Jahren  1848 
— 60  (Zürich  1862).  Blumer,  Handbuch  des  schweizerischen  Bundesrechts 
2  Thle.  (Schaffhausen  1864).  Ganz  besonders  wichtig  ist  aber  der  zehnte 
Theil  von  Laurents  Etudes.  Wheaton,  H.,  Histoire  des  progres  du  droit 
des  gens  (4.  Aufl.,  Leipzig  1865),  Thl.  2. 

249)  Eine  Begriffsbestimmung  über  Charakter  bei  Taine,  a.  a.  O., 
I,  474. 
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Staat,  durch  Gesetze  in  allen  diesen  Beziehungen  gewirkt 
werden  könne,  und  wie  weit  der  Staat  in  kritischen  Mo- 
menten mit  den  Gesetzen  ohne  den  aufopfernden  Patriotis- 
mus seiner  Angehörigen  käme. 

3)  Den  Gesetzen  selbst  würde  alles  höhere  Leben  feh- 
len, wenn  sie  allein  das  ganze  Leben  des  Staats  sein  müssten. 
Denn  sie  würden  den  Menschen,  statt  ihn  durch  Gewährung 
einer  von  ihnen  unberührt  gelassenen  Sphäre  frei  zu  lassen, 
zum  blossen  Sklaven  *60)  einer  Masse  positiver  Satzungen 
machen,  weil  sie  der  menschenwürdigen  Sanction  und  des 
Mittels  einer  weil  organischen  darum  sichern  Fortbildung 
entbehren  müssten. 

Der  blosse  Rechtsstaat  oder  der  Rechtsstaat  bis  zu  sei- 
ner äussersten  Consequenz  getrieben  enthält  das  Streben 
nach  einer  in  einem  bestimmten  Momente  vollendeten  und 
dann  definitiv  werdenden  Krystallisation  des  innern  höhern 
Lebens  eines  Volks  und  also  gerade  auf  seinem  höchsten 
Höhepunkt  die  vollständigste  Negation  der  individuellen 
Freiheit  und  persönlichen  wie  staatlichen  Fortschrittsfähig- 
keit. Er  unterbindet  die  eigentliche  Lebenspotenz  des  Volks 
oder  sucht  sie  wenigstens  dem  Staate  zu  entziehen,  vom 
Staate  auszuschliessen,  übersehend,  dass  was  von  den  im 
Staate  befindlichen  und  von  demselben  nicht  erfassbaren 
Dingen  ausser  aller  Beziehung  zum  Staate  gesetzt  wird,  über 
lang  oder  kurz  seine  Befriedigung  nicht  in  der  freien  Be- 
wegung im  Staate,  sondern  in  der  ungehinderten  Geltend- 
machung gegen  den  Staat  suchen  wird. 

Der  Rechtsstaat  in  dem  angegebenen  extremen  Sinn  er- 
scheint aber  auch  unzweifelhaft  als  eine  „contradictio  in  ad- 
jeeto".  Wir  wollen  nicht  gerade  sagen,  dass  er  jeden  sei- 
ner Angehörigen  zu  einem  Juristen  „ex  professoa  machen 
muss,  obgleich  dies  eigentlich  sein  Ideal  sein  sollte.  Allein 
man  nehme  nur  irgendeinen  unserer  etwas  bunt  zusammen- 
gesetzten Culturstaaten  mit  seinen  auch  der  geistigen  Bildung 
nach  so  unendlich  verschiedenen   Bevölkerungen!    Was  bei 


260)  Zu  oben  Thl.  II,  S.  28:  Piaton,  Legg.,  VI,  19.  Bachofen,  a.  a. 
0.,  S.  97,  199.  Miß,  St.,  a.  a.  O.,  S.  47  fg.  Guerard,  Polyptich.,  I, 
277  fg.  Escher,  a.  a.  O.,  II,  471.  Proudhon,  Systeme  federatif,  S.  308. 
Niedermeyer  von  Rosenthal,  De  servor.  Afror.  commercio  (Leyden  1816). 
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der  überwiegend  grössern  Masse  unserer  wie  aller  Völker 
die  eigentliche  Rechtskenntniss  ersetzen  muss,  das  ist  das 
Gewissen,  das  religiöse  und  sittliche  Gefühl.  Gehört  ja 
noch,  von  einzelnen  besondern  Umstanden  abgesehen,  eine 
fast  an  Blödsinn  grenzende  Geistesbeschränktheit  dazu,  wenn 
jemand  selbst  die  schwersten  Folgen  des  Rechtsirrthums  und 
der  Rechtsunwissenheit  nicht  tragen  soll.  Bekannt  ist  fer- 
ner, dass  gegen  die  Sittlichkeit  absolut  verstossende  Gesetze 
oder  Verfügungen  der  Behörden  allenthalben  als  null  und 
nichtig  zu  betrachten  sind,  und  so  könnten  wir  noch  viele 
Momente  anführen,  in  denen  der  starre  Rechtsstaat  mit  sich 
selbst  in  die  unlösbarsten  Widersprüche  verfiele. 

Dies  würde  auch  dann  gelten,  wenn  man  unter  dem 
Rechtestaat  nur  denjenigen  Staat  verstände,  der,  wie  dies 
als  die  Vollendung  des  Constitutionalismus  gepriesen  zu  wer- 
den pflegt,  die  übrigen  Factoren  des  geselligen  Lebens  zwar 
nicht  vom  Staate  ausschliesst ,  aber  verlangt,  dass  sich  der 
Staat  selbst  nur  in  Gesetzgebung  und  Gesetzübung  bewege. 
Man  will  auf  diese  Weise  den  constitutionellen  Staat  zum 
Gegen theil  des  administrativen  Willkür- Polizeistaats  ma- 
chen. Daher  das  Streben,  Gesetzgebung  und  Justiz  von  der 
Verwaltung  äusserlich  vollkommen  zu  trennen  und  das 
Gebiet  der  erstem  in  demselben  Grade  zu  erweitern,  wie 
das  der  letztern  zu  beschränken.  Es  liegt  hierin  eine  ge- 
wisse Wahrheit,  aber  nicht  nur  Wahrheit,  auch  nicht  die 
ganze  Wahrheit.  Denn  nicht  darin,  wie  ein  Gesetz  zu 
Stande  gebracht  werde,  auch  nicht  in  der  Annahme  einer 
für  alle  Gegenstände  staatlicher  Verfügung  gleich  vorzüg- 
lichem Eigenschaft  der  Gesetzesform  liegt  die  Befriedigung 
aller  Staatsbedürfhisse ,  also  volle  für  alle  Fälle  geltende 
Wahrheit,  sondern  darin,  dass  das,  was  unter  den  gegebenen 
Verhältnissen  seiner  innern  Natur  nach  zur  Gesetzgebung 
und  Rechtspflege  gehört,  nur  dieser  unterstellt  werde,  der 
Verwaltung  aber  zufalle,  was  aus  denselben  Gründen  der 
Gesetzgebung  und  Rechtspflege  nicht  überlassen  werden 
kann.  Der  Staat  würde  gleich  leiden,  ob  das  eine  oder  das 
andere  Gebiet  gegen  die  Natur  der  Sache  erweitert  oder 
eingeschränkt  werden  wollte.  Die  formelle  Unterscheidung 
beider  Gebiete  oder  ihre  äussere  Abgrenzung  kann  nur  durch 
die   materielle   Verschiedenheit  ihrer   Objecte   gerechtfertigt 
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werden  und  weder  in  irgendeinem  Momente  eine  vollkom- 
mene, noch  in  jeder  Beziehung  für  alle  Zeiten  massgebende 
sein.  Zum  Gesetz  gehört  ein  Gegenstand  von  allgemeinem, 
voraus  für  alle  bestimmbaren  und  in  der  Regel  auch  an 
keine  bestimmte  Zeit  gebundenen  Interesse.  Wo  Gesetze, 
wie  z.  B.  Finanzgesetze,  nur  für  bestimmte  Zeiträume  ge- 
geben werden,  da  liegt  die  Ursache  der  Anwendung  der  be- 
sondern Gesetzesform  nicht  in  dem  wandelbaren,  sondern  in 
dem  stetigen  Momente  der  Norm,  nämlich  in  dem  mit  der 
Garantie  der  personlichen  Freiheit  in  unlösbarer  Beziehung 
stehenden  allgemeinen  Princip  des  nur  durch  gesetzliche 
Verfügung  antastbaren  Privatvermögens  der  Staatsange- 
hörigen. Unter  gleichen  Voraussetzungen  wird  der  Haupt- 
sache nach  das  Gebiet  der  constitutionellen  Gesetzgebung 
bei  mehrern  Völkern  im  Wesentlichen  dasselbe  sein,  also 
auch  das  der  Verwaltung.  „In  concreto"  wird  aber  der 
Umfang  beider  Gebiete,  welcher  bei  wahrem  Fortschritt  sei- 
nem materiellen  Inhalte  nach  immer  gleichmässig  sich  er- 
weitern sollte,  dennoch  nicht  nur  durch  die  eigentümlichen 
Entwickelungen  eines  jeden  Volks  besonders  bestimmt  wer- 
den, sondern  auch  mit  dieser  Entwickelung  von  Zeit  zu  Zeit 
sich  ändern,  wobei  natürlich  auch  sehr  verschiedene,  nicht 
rein  objeetive  Einwirkungen  zur  Geltung  kommen  können. 

Auf  welche  Weise  aber  immer  die  Scheidimg  zwischen 
Verwaltung261)  einerseits,  Gesetzgebung  und  Rechtspflege  an- 


251)  S.  oben  Thl.  II,  S.  488,  Note  359.  Dazu:  Nach  Hildenftrand, 
a.  a.  O.,  I,  31  unterschieden  schon  die  Griechen  Verfassungs-  und  Ver- 
waltungsgesetze. Während  aber  Sempcre  (a.  a.  O.,  S.  192  fg.)  in  Spanien 
schon  vor  1440  die  Jurisdiction  von  der  Verwaltung  getrennt,  Desmazc, 
Ck.  (Curiosites  des  parlements  48)  vor  den  französischen  Parlamenten 
administrativ  contentiöse  Sachen  findet,  stimmt  der  letztere  mit  Guizot 
(Histoire  des  origines,  II,  372)  überein,  dass  im  Mittelalter,  weil  ein  theo- 
retisches und  praktisches  Verwaltungssystem ,  eine  einheitliche  Staatsver-  * 
waltung,  darum  auch  eine  scharfe  Ausscheidung  der  Jurisdiction  wie  der 
Gesetzgebung  gefehlt  habe,  wobei  Guizot  anerkennt,  dass  es  unmöglich 
sei,  „de  tracer  cette  limite  a  priori,  d'une  maniere  philosophique  et  ah- 
solue".  Dass  die  deutschen  Schöffen  des  Mittelalters  auch  Gesetzgeber 
gewesen,  s.  bei  Stobbe,  Geschichte  der  deutschen  Rechtsquellen,  I,  277  fg. 
Zur  Literatur:  Nordmann,  Betrachtungen  über  Competenzconflicte  zwi- 
schen Justiz  und   Verwaltung   nach   dem    neuesten  hannoverischen  Recht 
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dererseits  materiell  aufgefasst  und  formell  durchgeführt  sei; 
dieser  Dualismus  muss  immer,  wie  er  eine  einheitliche  Grund- 
lage hat,  so  auch  eine  höhere  Einheit  finden.  Erstere  ist 
der  Staat  selbst,  letztere  ist  seine  Regierung,  und  so  kommt 
es,  dass  nicht  nur  Collisionen  zwischen  jenen  beiden  vor- 
kommen, sondern  auch  durch  den  Staat  geordnet  und  gelost 
werden  müssen,  dass  ferner  die  Regierung  rücksichtlich  der 
Gesetzgebung  in  mancher  Beziehung  waltet  und  die  Rechts- 
pflege selber  nur  eine  besondere  Form  der  Staatsverwaltung 
ist,  die  Verwaltung  selbst  aber  wieder  durch  Gesetze  be- 
grenzt wird  gleich  dem  Staate,  dem  sein  ganzes  Wesen 
Schranken  setzt.  Der  Werth  alles  dieses  Regierens,  Ver- 
waltens  und  Setzens  kann  demnach  auch  nie  in  den  Formen 
allein,  sondern  nur  in  der  wahren  constitutionellen  Idee,  in 
der  Idee  des  organischen,  allep  nach  Möglichkeit  vermitteln- 
den, durch  die  Gesetze  organisirten  und  das  Gesetz  selbst 
auf  seine  eigenen  natürlichen  Schranken  verweisenden  Staats 
gefunden  werden. 

4)  Zu  den  Factoren  der  Geschichte  und  Entwickelung 
der  Staaten  gehört  nach  unsern  frühern  Ausführungen  we- 
sentlich auch  die  providentielle  Einwirkung,  gegen  welche 
jede  menschliche  Gesetzgebung  unwirksam  erscheinen  müsste. 
Von  den  providentiellen  2*2)  Einwirkungen  ist  unzweifelhaft 
das  Auftreten  eminenter  Persönlichkeiten  oder  die  individuelle 
Eigenthümlichkeit  derjenigen,  welche  durch  Gesetz  oder 
sonstwie  an  eminente  Stellen  gerufen  sind ,  eine  der  nächst- 
liegenden, häufigsten  und  auffallendsten.  2Ö8)    Man  hat  gerade 


(Göttingen  1862  —  63).  Escher,  a.  a.  O.,  I,  68;  II,  111,  586.  Zentner, 
Ueber  die  Grenzen  zwischen  Justiz  und  Verwaltung,  im  Magazin  für 
badische  Rechtspflege,  V,  229  fg.,  321  fg.  Lamartine,  La  France  parle- 
mentaire,  I,  106.  Bahr,  Der  Rechtsstaat,  S.  34,  51.  Ueber  Staats- 
gerichtshöfe,  s.  unsern  Art.  „  Staatsgerichtshof "  im  Staats -Lexikon, 
wo  sich  auch  die  neueste  Literatur  über  diesen  Gegenstand  findet  Vgl. 
'auch  Stein,  L.,  Die  Verwaltungslehre  (Stuttgart  1865),  I,  84,  137, 
140  fg. 

252)  Zu  oben  Thl.  I,  S.  433,  485,  510,  516;  Thl.  H,  S.  64,  76,  101, 
145,  190,  255,  516:  Brotonne,  a.  a.  O.,  S.  43  fg.  Sempere,  a.  a.  O., 
S.  305.  Proudhon,  Systeme  federatif,  S.  170.  Ueber  den  Glauben  des 
Thucydides  an  die  Vorsehung  s.  Röscher,  a.  a.  O.,  S.  226. 

253)  Das  Leben  Cäsar's  von  Napoleon  III.  ist  ein  Buch,  welches 
wesentlich  auch  dazu  geschrieben  ist,    in  einem   sehr   unmittelbar  prak- 
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durch  den  Constitutionalismus  die  Bedeutung  dieses  Moments 
gänzlich  aufzuheben  geglaubt.  Dies  ist  Irrthum.  Als  wahr 
erscheint  nur,  dass  durch  den  Constitutionalismus  gewisse 
frühere  rein  personliche  Einwirkungen,  und  zwar  nicht  blos 
üble,  sondern  auch  gute,  aufgehoben  oder  doch  wesentlich 
beschränkt  worden  sind.  Ein  Irrthum  aber  wäre  es  zu  glau- 
ben, dass  durch  den  Constitutionalismus  alle  derartigen  per- 
sonlichen Einwirkungen  auf  den  Staat  gänzlich  abgethan 
werden  konnten,  eine  Oberflächlichkeit,  zu  übersehen,  dass 
gerade  durch  die  constitutionellen  Einrichtungen  eine  Menge 
anderer  personlicher  Einwirkungen  auf  den  Staat  unvermeid- 
lich geworden  ist. 

5)  Es  lässt  sich  übrigens  noch  von  anderer  Seite  be- 
weisen, dass  das  ganze  Leben  des  Staats  nicht  in  dem  Er- 
lassen und  Aufrechthalten  von  Gesetzen,  gleichviel  ob  man 
das  Wort  im  engern  oder  weitern  Sinne  nehme,  bestehen 
könne.  Abgesehen  davon,  dass  alle  Gesetze  lückenhaft  sind, 
dass  sie  die  verschiedensten  Interpretationen  zulassen  und 
die  individuelle  Auffassung  des  Richters  im  gegebenen  Falle 
nicht  ausschliessen,  dass  sie,  ohne  selber  das  Resultat  des 
Lebens  zu  sein,  doch  durch  Vollzugsinstructionen  sowie  durch 
die  Art  ihrer  Handhabung  Leben  gewinnen  können  und  um- 
gekehrt, abgesehen  ferner  davon,  dass  in  vielen  Fällen  der 
ordentliche  Gang  der  constitutionellen  Gesetzgebung  un- 
möglich erscheint  und  die  für  ausserordentliche  Fälle  ge- 
gebenen Ordnungen  nicht  anwendbar  sein  können,  so  tritt 
auch  ausserdem  die  Unzulänglichkeit  der  Gesetze  gerade 
innerhalb  des  Rechtslebens  selber  recht  drastisch  hervor. 
Um  nur  eidige  Beispiele  anzuführen,  so  erscheint  die  Un- 
zulänglichkeit der   Gesetze  als  die  eigentliche  Ursache  der 


tischen  Interesse  sogar  eine  Art  von  wissenschaftlichem  Beweis  der  pro- 
Tidentiellen  Sendung  ausserordentlicher  Personen  für  ausserordentliche 
Momente  zu  fuhren.  Mit  Recht  sagt  aber  ein  geistreicher  Referent  in  der 
auggburger  Allgemeinen  Zeitung,  1865,  Beilage  Nr.  75,  S.  1214,  dass  das 
Prorideutielle  nicht  in  einer  besondern  providentiellen  Natur  gewisser 
Menschen,  sondern  in  dem  steten  Vorhandensein  der  ausserordentlichen 
Momenten  entsprechenden  Menschen  zu  suchen  sei.  Die  schärfste  Kritik 
dieses  Werks,  welche  ihrem  Verfasser  bereits  die  höchste  mögliche  Strafe 
zugezogen  hat,  ist  das  kurze  Pamphlet  „Les  propos  de  Labienus"  von 
Rogeard  (Paris  1865). 
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Unentbehrlichkeit  des  Begnadigungsrechts;  das  alltägliche 
Brot  der  Legalitat  genügt  nicht  für  die  grossen  Feier-,  Ver- 
sohnungs-  oder  Transactionsmomente  der  Staaten,  die  unter 
anderm  auch  durch  Amnestien  *64)  bezeichnet  zu  werden 
pflegen;  grosse  Elementarereignisse  werden  als  providentielle 
Einwirkungen  oder  als  vernünftig -sittliche  Gründe  der  Po- 
litik allgemeine  Moratorien  motiviren;  Säcularisationen,  Ex- 
propriationen *66),  Mediatisirungen  und  sonstige  Besitz- 
entsetzungen haben  trotz  ihres  unleugbaren  Widerspruchs 
mit  dem  gesetzlichen  Bestand  auch  von  Seiten  der  Anhänger 
.des  Rechtsstaats  manche  Verteidigung  gefunden  und  wur- 
den dabei  durchaus  nicht  immer  nur  vom  Standpunkte  des 
„fait  accompli"  aus  betrachtet.  Die  eigentliche  Triebkraft 
zur  Gesetzgebung,  die  materielle  Initiative  dazu,  liegt  in  den 
ethisch -politischen  durch  die  Ansichten  von  den  unabweis- 
baren Gesellschaftsbedürfnissen  zum  Durchbruch  kommenden 
Ideen  26°) ;  und  wenn  hierbei  Meinungsverschiedenheiten  un- 
vermeidlich und  deshalb  in  den  freien  Staaten  eine  Art  von 
Verschiedenheit  politischer  Parteien  nothwendig  ist,  so  kann 
das  für  eine  wahrhaft  constitutionelle  Parteibildung  wich- 
tigste,  nämlich  der  über  allen  Parteien  *67)  stehende  höhere 


254)  Zu  oben  Tbl.  I,  S.  434  und  Tbl.  II,  S.  706:  S'  Jacob,  W.  H., 
Historia  juris  gratiae  in  Hollandia  inde  a  Carolo  V.  (Amsterdam  1848). 
Vattel,  a.  a.  O.,  I,  454.  Guisot,  Histpire  parlementaire,  II,  321  fg.  Rö- 
scher ,  a.  a.  O.,  S.  312.  Kostlin,  System  des  deutseben  Strafrechts  (Tü- 
bingen 1855),  I,  632  fg. 

255)  Zu  oben  Thl.  II,  S.  332 :  Expropriationscodex  oder  vergleichende 
Darstellung  der  mächtigsten  altern  und  neuern  Gesetze  und  Verordnungen 
über  Enteignung  u.  s.w.  (Nürnberg  1837).  Mariin,  Ueber  die  rechtliche  Natur 
der  Zwangsenteignung  desPrivateigentbums  im  Archiv  für  praktische  Rechts- 
pflege yon  Emminghau8,  IX,  64  fg.,  169  fg.  Laurent,  Etudes,  VIII, 
211  fg.,  217  fg.  Escher,  a.  a.  O.,  I,  348  fg.,  360.  Roth,  P.,  Die  Sacu- 
larisation  des  Kirchenguts  unter  den  Karolingern,  im  münchener  Histo- 
rischen Jahrbuch,  1865,  S.  275  fg. 

256)  Zu  oben  Thl.  II,  S.  65:  Ueber  Real-  und  Idealpolitik.  Fröbel, 
a.  a.  O.,  II,  383,  386.  Ueber  Ideen  s\  Gvizot,  Histoire  parlementaire,  I, 
S.  xvm  fg.  Taine,  a.  a.  O.,  I,  304  („Une  idee  fixe  devient  une  idee 
fausse"),  372  („Les  grandes  idees  qui  menent  un  siecle  finissent,  en 
s'epuisant,  par  ne  garder  d 'eil es  meines  que  leurs  vices<(),  II,  66.  Rö- 
dinger,  a.  a.  O.,  S.  23,  86. 

257)  Zu  oben  Thl.  II,  S.  710:   Guizot,    a.  a.  O.,   II,  217,  221. 
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politische  Geist  und  eine  gute  Parteiorganisation,  gleichfalls 
nicht  durch  Gesetze  erzielt  werden.  268)  Auch  ist  später 
noch  nachzuweisen,  dass  gerade  das,  was  nach  der  Ansicht 
con8titationeUer  Dutzendmänner  die  Hauptaufgabe  des  Con- 
8titutionalismu8  sein  soll,  nämlich  die  Gesetzgebung  und  die 
Controle  der  Verwaltung,  entweder  gar  nicht  dem  Wesen 
repräsentativer  Verfassungen  entspricht,  also  auch,  je  wich- 
tiger es  ist,  desto  weniger  von  ihnen  geleistet' werden  könnte, 
—  oder  allerdings  mit  ihrem  Wesen  verbunden  ist,  dann  aber 
keineswegs  durch  Gesetze  und  innerhalb  des  gesetzlichen 
Rahmens  geleistet  werden  kann. 

n. 

Wenn  wir  nun  zu  dem  Satze,  dass  die  Gesetze  allein 
weder  das  ganze  Leben  eines  Volks  erfüllen,  noch  im  Stande 
sind,  dasselbe  gut  oder  schlecht  zu  machen,  und  dass  jedes 
Volk  in  der  Regel  die  Gesetze  hat,  die  es  verdient  269),  oder,* 
vielleicht  richtiger,  dass  die  gute  und  übele  Wirksamkeit  der 
Gesetze  von  der  politischen  Gesundheit  oder  Krankheit  der 
Völker  bedingt  ist,  noch  den  weitern  Satz  bewiesen  zu  haben 
glauben,  dass  Gesetzemachen  und  sie  durch  Gerichte  aus- 
üben lassen,  nicht  die  einzige  Aufgabe  des  Staats  überhaupt 
and  des  constitutionellen  Staats  insbesondere  sei,  so  wollen 
wir  damit  weder  die  Hochwichtigkeit  der  Gesetze,  der  For- 
men der  Gesetzgebung  und  der  Rechtspflege  überhaupt  und 
der  geschriebenen  Grundgesetze  insbesondere  absprechen, 
noch  die  Thatsache  leugnen,  dass  es  im  Leben  der  Staaten 
Momente  gebe,  in  denen  die  Aufgabe  der  Gesetzgebung  an 
Wichtigkeit  alle  übrigen  Lebensseiten  des  Staats  überragt 
und  sogar  eine  gewisse  Gesetzmachereileidenschaft  verbunden 
mit  experimentirenden  und  schnell  wechselnden  Gesetzen 
nothwendig  ist.    Formen  sind  die  Gestalt  wie  zugleich  der 


258)  May,  Englische  Verfassungsgeschichte,  II,  1. 

259)  Dunoyer,  a.  a.  O. :  „On  etait  trop  dispose  a  croire  que  les  mal- 
tieure  des  peuples  tiennent  toujours  aux  vices  des  constitntions  et  des 
lois.  Ces  malheura  tenaient  bien  davantage  aux  vices  des  peuples  eux- 
memes,  qui  ne  savaient  ni  comprendre   la  liberte,    ni  la  practiquer,  ni  la 
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Schutz  des  menschlichen  Lebens,  des  Staats  in  seinen  Wech- 
selbeziehungen zu  den  Individuen,  der  individuellen  Freiheit 
in  ihren  Wechselbeziehungen  zum  Staat.  Solche  Formen 
können  nie  gänzlich  fehlen  und  sind  desto  passender,  je 
mehr  sie  dem  Ernst,  der  Wichtigkeit  der  Sache  entsprechen 
und  deren  leichtsinnige,  einseitige  Behandlung  zu  verhindern 
geeignet  erscheinen.  Gute  Gesetze,  welche  der  Harmonie 
der  drei  Lebensrichtungen  und  der  Ausgleichung  zwischen 
Ordnung  und  Freiheit  zeit-  und  sachgemäss  dienen,  indem 
sie  die  durch  frühere  Satzungen  begründeten,  resp.  die  im 
Laufe  der  Zeit  durch  neue  Entwickelungen  entstandenen 
Hindernisse  der  Harmonie  und  Ausgleichung  beseitigen, 
klare  Grundgesetze,  welche  den  Kampf  lauterer  und  un- 
lauterer Staatselemente  in  wichtigen  Fragen  des  öffentlichen 
Rechts  unmöglich  machen  und  den  Misbrauch  der  Gewalt, 
die  Selbstüberhebung  der  Gewalthaber,  wie  die  Indolenz  der 
Regierten  und  deren  staatswidriges  Thun  oder  Lassen  ver- 
hindern und  eine  gute,  sichere,  schnelle,  vertrauenerweckende 
Rechtspflege  gewähren,  Gesetze,  welche  die  allgemeinen  sitt- 
lichen Principien  der  Zeit,  das  der  individuellen  Freiheit  mit  sei- 
nen nothwendigen  Consequenzen,  wie  das  der  proportioneilen 
Gleichheit  oder  der  Mannichfaltigkeit  in  der  Einheit  auf  ent- 
sprechende Weise  nach  allen  Seiten  des  Rechtslebens  conse- 
quent  durchführen,  —  solche  Formen  und  Gesetze  sind  gewiss 
lauter  unschätzbare  Dinge.  Allein  sie  sind  es  nicht  an  sich  oder 
durch  sich  selbst,  sondern  durch  ihre  realen  Grundlagen, 
durch  ihr  Verhältniss  zum  wirklichen  Leben  des  Volks, 
durch  ihre  von  ihnen  selbst  nie  vollständig  vorzuschreibende 
oder  zu  garantirende,  weise  Handhabung  und  durch  ihre 
weil  nie  vollständig  zu  erzwingende,  darum  nothwendig  freie 
Erfüllung.  Wo  es  an  diesen  Dingen  fehlt,  da  sind  wol  ein- 
zelne, vorübergehend  und  äusserlich  manchmal  sogar  ziem- 
lich allgemeine  Erfolge  möglich,  —  aber  tiefe  und  dauernde 
Wirkungen  werden  immer  ohflfe  solide  Grundlagen  und  ent- 
sprechende Lebensverhältnisse  fehlen. 

Historisch  betrachtet  ist  bei  jedem  concreten  Volke  jedes 
neue  Gesetz  nur  die  Abänderung  eines  bisherigen  gesetz- 
lichen Bestandes,  jede  Abänderung  eines  bestehenden  Ge- 
setzes eigentlich  ein  neues  Gesetz.  Die  Anschauungen  über 
die  Reform   auf  dem  Boden    der    Gesetzgebung   sind   sehr 
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verschieden,  da  die  Einsicht  in  das  Wesen  der  Gesetze  und 
die  Absichten,  welche  man  bei  der  Gesetzgebung  überhaupt 
oder  bei  diesem  und  jenem  Gesetz,  resp.  seiner  Reform  hat, 
die  mannichfaltigsten  sein  können. 

So  lange  nun  Staat  und  Gesetz  nichts  anders  ist  als 
die  einigermassen  geordnete  Herrschaft  eines  einzelnen  oder 
speciellern  Interesses,  dem  alles  übrige  dienstbar  gemacht 
werden  soll,  wird  die  Gesetzesreform  einerseits  zu  einem 
zähen  Festhalten  an  der  erworbenen  und  formell  legal  ge- 
machten Position,  eventuell  zu'  ihrer  Ausdehnung,  von  der 
Gegenseite  aber  zu  deren  Zerstörung  und  zwar  mit  der  Ab- 
sicht betrieben  werden,  die  bisher  unterdrückten  Elemente 
an  die  Stelle  des  bisher  herrschenden  zu  setzen.  Bei  der 
Naturgemässheit  des  organischen  Staats  erscheint  es  fast 
unbegreiflich,  wie  die  Geschichte  kein  einziges  Beispiel  nach- 
weist, dass  aristokratische  oder  oligarchische  26°)  Herrschaften 
planmassig  an  eine  Anbahnung  des  organischen  Gesammt- 
lebens  gedacht  hätten.  Auch  was  in  frühern  Zeiten  von 
Königen  261)  gegen  die  Aristokratie  und  Oligarchie  für  die 
von  denselben  unterdrückten  Massen 2e*)  geschah,  ist,  wenig- 
stens absichtlich  und  direct,  oft  nur  für  die  Erweiterung  der 
Macht  der  Dynastien,  für  die  Steigerung  der  persönlichen 
Gewalt  der  Könige  geschehen  und  hat  weniger  durch  den 
Willen  als  durch  die  unwiderstehliche  nicht  vorhergesehene 


260)  Vgl.  Tbl.  II,  S.  656,  und  u  n  s  e  r  n  Aufsatz  „Oligarchie"  im  Staats- 
Lexikon.  Dazu:  Röscher,  a.  a.  O.,  S.  245,  251,  438  fg.  Pauli,  a.  a.  0., 
s.  v.  noXireta.    Fischel,  a.  a.  O.,  S.  17  fg.     Ausland,  1851,  S.  1193. 

261)  Zu  TM.  II,  S.  621  u.  651:  Unsere  Artikel  „Hausgesetze", 
„Landeshoheit",  „Hoheitsrechte",  „Kaiser",  „Legitimität",  „Majestät", 
„Monarchie",  dann:  Escher,  a.  a.  O.,  I,  14  fg.,  64.  Weill,  A.,  Le  lirre  des 
rois  (Paris  1852).  Taute,  a.  a.  O.,  I,  254.  Villehardouin,  a.  a.  O.,  S.  20. 
Le  Bret,  De  la  souverainete.  Vgl.  auch  die  Monarchia  legitima  des  J. 
Bodin  und  über  die  mittelalterliche  Auffassung  der  Monarchie  als  Welt- 
herrschaft Laurent,  Etudes,  Thl.  10.  Ueber  das  altromische  Konigthum 
s.  noch  Motnmsen,  a.  a.  0.,  I,  59  fg.,  72,  80,  und  über  das  Thronfolge- 
recht Held,  zur  geschichtlichen  Entwickelung  des  deutschen  Thronfolge- 
rechts, in  der  Zeitschrift  für  deutsches  Staatsrecht,  und  deutsche  Verfas- 
sungsgeschichte  von  Aegidi,  Heft  1,  S.  41  fg.  (Berlin  1865). 

262)  Sempere,  a.  a.  O.,  S.  117  fg.  Demaze,  a.  a.  O.,  S.  4  fg.  Du 
Cellirr,  a.  a.  O.,  S.  184. 

Held.    Ol.  18 
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Macht  der  Umstände  zur  Erweiterung  der  Freiheit  und  da- 
durch zur  Erhaltung  und  zum  Fortschritt  eines  für  den 
organischen  Staat  wesentlichen  Elements  beigetragen.  In 
der  That  hat  es  fast  den  Anschein,  als  ob  die  Menschen  es 
den  einfachen  Wahrheiten  selber  überlassen  wollten,  sich  zur 
Geltung  zu  bringen.  aes)  Es  ist  aber  selbst  eine  einfache 
Wahrheit,  dass  grosse  einfache  Wahrheiten  allein  dadurch  im 
staatlichen  Leben  zur  Verwirklichung  gelangen,  dass  sie 
nicht  nur  allmählich  die  einzelnen  Menschen  und  zwar  in 
immer  weitern  Kreisen  erfassen,  sondern  auch  von  diesen 
selbst  immer  mehr  nach  ihrer  praktischen  Tragweite  erfasst 
werden.  In  dem  Umstand,  dass  trotz  mancher  oligarchischen 
und  absolutistischen  Bestrebungen  unserer  Zeiten,  ja  gerade 
in  der  fortwährenden  Friction  beider,  welche  auch  durch  die 
moderne  Gesetzgebung  mit  ihrer  Hereinziehung  der  grossem 
Massen  in  den  Kampf  für  oder  gegen  diese  Bestrebungen 
genährt  wird,  dennoch  das  organische  Gesetz  sich  immer  mehr 
verwirklicht,  liegt  der  Beweis,  dass  es,  wie  jede  Wahrheit, 
selbst  ohne  planmässige  Unterstützung  so  lange  nicht  unter- 
gehen kann,  bis  es  nicht  als  principiell  falsch  oder,  was 
dasselbe  ist,  als  praktisch  unmöglich  aufgegeben  wird.  Die 
Alte  Welt  kannte  das  organische  Gesetz  gar  nicht,  denn  ein 
nur  für  einen  Theil  organischer  Staat  ist  wirklich  ein  un- 
organischer. 2M)  In  der  modernen  Welt  steht  jenes  Gesetz 
an  sich  als  unanfechtbare  Wahrheit  da;  es  direct  anzufech- 
ten, wagt  niemand,  und  wenn  es  doch  angefochten  wird,  so 
geschieht  es  unter  einem  falschen  Schein.    Auch  wirkt  die- 


263)  Es  ist  richtig,  dass  die  Einfachheit  und  höchste  Zugänglichkeit 
die  sichersten  Zeichen  der  Wahrheit  einer  Idee  sind.  Allein  selbst  die 
einfachste  Wahrheit  muss  bei  ihrer  Application  auf  complicirte  und  künst- 
liche Verhältnisse  selber  künstlich  zu  werden  scheinen  und  deren  Aus- 
druck sehr  schwierig  werden. 

264)  Vgl.  Thl.  III,  S.  4,  und  unsern  Aufsatz  „ Organisation " 
im  Staats-Lexikon.  Carne,  Etudes,  I,  430.  Walter,  Naturrecht,  S.  288  fg., 
307.  Uebrigens  ist  das  organische  Princip  so  absolut  naturnothwendig, 
dass  es  sich  auch  da  bethätigt,  wo  man  es  am  wenigsten  suchen  zu  dür- 
fen glaubt.  So  tritt  es  z.  B.  in  der  Kriegertruppe  als  Corpsgeist  auf.  Das 
organische  Leben  der  Theile  darf  aber  nie  zu  einer  unorganischen  Tren- 
nung vom  Ganzen  fuhren. 
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scs  Gesetz  durch  sich  selbst,  indem  es  mit  der  absoluten 
Notwendigkeit  eines  Sittengesetzes,  trotz  aller  Fälschungen 
und  Irrthümer,  sich  durch  die  Menschen  hindurch  immer 
weitere  Bahnen  bricht.  Diese  absolute  sittliche  Natur  des 
organischen  Gesetzes265),  der  eigentliche  Kern  des  „jus 
divinum ",  ist  selbst  von  den  heftigsten  Gegnern  des 
göttlichen  Rechts  der  Könige  insofern  anerkannt  worden, 
als  sie  zur  Rechtfertigung  der  Revolution  oder  zur  Be- 
stimmung des  Gewichts  der  öffentlichen  Meinung  u.  s.  w. 
von  dem  göttlichen  Recht  der  Völker  sprechen.  Zwar 
erkannten  auch  die  Alten  die  göttlichen  Gesetze  als  über 
den  Menschen  und  Staaten  stehend,  als  die  unabänderliche 
Norm  aller  menschlichen  Gesetze.  Allein  wie  ihre  Gott- 
heiten selber  nur  staatliche  und  zwar  in  der  Regel  nur 
particiliare  oder  speciale  Gottheiten  gewesen  sind,  so  war 
auch  ihr  göttliches  Gesetz  nicht  das  eines  organischen 
Gesammtlebens  der  Menschheit  in  den  Staaten  oder  im 
Staate,  der  organischen  Einheit  des  Lebens  auf  der  Grund- 
lage einer  mit  der  individuellen  Mannichfaltigkeit  vereinigten 
menschlichen  Gleichheit.  Die  Alten  unterschieden  nicht  Re- 
ligion und  Recht,  Kirche  und  Staat,  und  die  von  ihnen  ein- 
gerichtete Verbindung  beider  entweder  in  der  Form  der  Theo- 
kratie  oder  Staatsreligion  entsprach  weder  dem  Wesen  des 
einen  noch  des  andern.  Darum  konnten  sie  menschlichen 
Gesetzgebern  den  Charakter  von  Göttern,  ihren  Gesetzen 
den  Charakter  unmittelbarer  göttlicher  Emanationen  bei- 
legen und  Religion  wie  Staatsgesetzgebung  der  Unab- 
änderlichkeit unorganischer  Gesetze  dienstbar  machen.  Dies 
geschah  auch  dann,  wenn  sich  die  ganze  Natur  des  Volks 
dagegen  sträubte,  wie  dies  die  solonische  Gesetzgebung, 
welche  freilich  schon  nach  zehn  Jahren  fast  gänzlich  be- 
seitigt war,  beweist.  Athen  gerieth  durch  die  Beweglichkeit 
seines  Volks   im    Gegensatz    zum   antiken    Staatsprincip   in 


265)  Dieses  ist  nicht  das  Verdienst  Montesquieu' sy  sondern  des  Chri- 
stenthums ;  s.  GuizoU  Histoire  parlementaire,  I,  cxxxvi  fg.,  cxl.  Taine,  a. 
a.  0.,  III,  C17.  Verhältniss  des  Germanismus  dazu,  ebend.  616  fg.  Der 
moderne  Staat  beginnt  wirklich  mit  dem  Christenthum,  wie  sehr  ver- 
schieden auch  bei  den  modernen  Culturvölkern  die  Art,  Schnelligkeit  und 
Aasdehnung  der  Entwickelung  des  organischen  Gesetzes  gewesen  ist. 

18* 
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jenen  endlosen  Kreis  von  Collisionen,  welcher  ihm,  da  keine 
Losung  möglich,  den  Untergang  brachte,  den  Sparta  durch 
die  unfruchtbare  Zähigkeit,  womit  es  den  unorganischen  Be- 
stand seines  Staatswesens  festhielt,  nicht  vermeiden  konnte. 266) 
Aus  dem  antiken  Staatsprincip  erklärt  sich  auch,  mehr  als 
aus  der  allem  soliden  Bestand  innewohnenden  Erhaltungs- 
kraft, das  starre  Festhalten  der  alten  Formen  in  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung  des  Rechts  und  der  Verfassung 
Roms  während  der  Republik  26T)  und,  bei  der  unterdessen 
eingetretenen  Demoralisation,  die  Unfruchtbarkeit  der  nur 
aus  der  kaiserlichen  weltlich -geistlichen  Allmacht  und  für 
diese  in  Scene  gesetzten  grossen  oft  sogar  populär  erschei- 
nenden Reformen.  268) 

Darum  wird  aber  auch  im  modernen  Staat  die  Stabi- 
lität der  Gesetze  desto  grosser  sein,  je  mehr  oligarchische 
Elemente  in  demselben  massgebend  sind 269)  und,  umge- 
kehrt, eine  um  so  grossere  Beweglichkeit  der  Gesetze  statt- 
finden, je  weniger  solche  Elemente  da  sind.  270) 

Immer  aber  bleibt  die  absolute  Unbeweglichkeit  staat- 
licher Gesetze  eine  „contradictio  in  adjecto"  und  da  dem 
organischen  Gesetz  gegenüber  Erhaltung  und  Veränderung 
an  sich  gleich  berechtigt  sind,  so  kommt  bei  der  Frage,  ob 
eine  Gesetzreform  nothwendig  sei,  alles  darauf  an,  in  wel- 
chem Verhältniss  gegebenenfalls  Bestehendes  und  Wer- 
dendes zueinander  und  in  welchem  Verhältnisse  hierzu  der 
Inhalt  des  geltenden  und  des  beabsichtigten  neuen  Ge- 
setzes stehe. 


266)  Hildenbrandy  a.  a.  O.,  I,  29.  „Laceclemon  succomba  sous  l'im- 
mobilite  de  ses  lois"  (Laurent,  Stades,  II,  278).  Auch  Solon  verlangte 
die  Unabänderlichkeit  seiner  Gesetze,  die  wesentlich  nur  eine  Erweiterung 
der  Oligarchie,  jedenfalls  keinen  im  Sinne  des  wahren  Humanitätsgesetzes 
organischen  Staat  anstrebten.  Sogar  Piaton  warnt  allenthalben  vor  Neue- 
rungen (Legg.,  VII,  7,  8,  9,  10).  Ueber  die  „lex  perpetuo  valitura"  vgl. 
Laurent,  a.  a.  O.,  II,  139,  158.     Bentham,  Tactique,  II,  61. 

267)  Tacitus:  „Arcanum  novi  Status,  imago  antiqui." 

268)  Mohl,  R.  von,  Geschichte  der  Literatur,  III,  8.  Laurent,  a.  a. 
O.,  I,  310. 

269)  So  z.  B.  in  England.  Mohl,  R.  von,  a.  a.  O.,  und  May,  a.  a.  0., 
I,  188,  357. 

270)  Wie  z.  B.  in  Frankreich.     Ouizot,  Pourquoi  la  revolution,  S.  84. 
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Allgemeine  Sentenzen,  wie  z.  B.  die  Ludwig  dem  XVIIL 
beigelegte:  „Neben  dem  Vorzuge  zu  bessern,  befindet  sich 
die  Gefahr,  Neues  einzuführen"  ari),  oder  die  von  Gentz: 
„Jedes  Neue,  wenn  es  auch  ungleich  beschwerlicher  sein 
soUte,  erscheint  wünschenswerther  als  die  bestehenden  Schran- 
ken44 *7a),  haben  in  dieser  Sache  nur  sehr  untergeordneten 
Werth.  Denn,  um  bei  den  angeführten  Sentenzen  zu  blei- 
ben, so  kann  es  auch  gefährlich  sein,  nicht  zu  erneuern,  und 
hat  wol  niemand  diese  Art  von  Gefahr  schwerer  erlitten, 
ab  das  Haus  der  Bourbonen.  Auch  wird  es  wol  nie  an 
solchen  fehlen,  denen  die  Erhaltung  des  Bestehenden,  selbst 
des  ihnen  beschwerlichen,  lieber  wäre,  als  dessen  Ver- 
änderung; denn  eine  neue  Freiheit  ist  oft  lästiger  als  ein 
altgewohntes  Joch.  Auch  darf  nicht  übersehen  werden,  dass 
eine  Gesetzesreform  allein  weder  einen  noch  nicht  lebens- 
fähigen Zustand  lebensfähig,  noch  einen  lebensfähigen  todt 
zu  machen  im  Stande  ist,  dass  die  Bewegungen  eines  Ge- 
setzes noch  lange  nach  seiner  Aufhebung  oder  Veränderung 
auch  unter  den  neuen  Gesetzen  fortschwingen  und  ausgelebte 
Institutionen  so  wenig  durch  Gesetzesreform,  wie  todte  Men- 
schen durch  künstliche  Experimente  wieder  belebt  werden 
können.  *78) 

HL 

Die  Abänderung  eines  gesetzlichen  Zustandes  erscheint 
demnach  als  eine  Frage  der  Gesetzgebungspolitik,  welche 
übrigens  namentlich  in  constitutionellen  Staaten  nach  den 
Erfahrungen  unserer  Tage  besonders  auf  einen  Umstand 
aufmerksam  gemacht  werden  muss.  Man  ist  nämlich  in  con- 
stitutionellen Staaten  nicht  selten  der  Ansicht,  die  constitu- 
tionellen Formen  gewährten  eine  besondere  Leichtigkeit,  Ge- 
setze zu  machen  und  gemachte  Gesetze  wieder  abzuändern. 
Infolge  dieser  Ahnahme  glaubt  man  wirklich,  es  mit  der 
Abfassung  und  Einführung  eines  Gesetzes   nicht  so  genau 


271)  Barrau,  a.  a.  O.,  S.  251. 

272)  Gentz,  Schriften,  II,  49. 

273)  Laurent,  a.  a.  O.,  III,  234. 
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nehmen  zu  müssen,  da  für  den  Fall,  dass  es  nicht  reussire, 
schnell  ein  besseres  Gesetz  möglich  sei.  Eine  solche  Auf- 
fassung zeugt  nicht  nur  von  einem  unsachgemässen  Leicht- 
sinn, sondern  auch  von  grosser  Unkenntniss  der  realen  Ver- 
hältnisse. In  Beziehung  auf  letztere  beweist  nämlich  die  Er- 
fahrung, dass  Völker,  welche  nicht  nur  formell  Constitutio- 
nen sind,  im  Vergleich  zu  andern  Volkern,  eine  sehr  gesteigerte 
Empfindlichkeit  für  unpassende  Gesetze  haben,  was  auch 
bei  einer  kürzern  Wirksamkeit  solcher  Gesetze  der*  gesetz- 
gebenden Autorität  und  den  bei  der  Gesetzgebung  verfas- 
sungsmässig mitwirkenden  Factoren,  also  dem  Staate  selbst 
höchst  gefährlich  werden  muss.  Die  Erfahrung  beweist  aber 
auch,  dass  theils  wegen  der  Furcht,  jene  Autoritäten  zu 
compromittiren,  theils  wegen  einer  gewissen  jedem  verfas- 
sungsmässig erlassenen  Gesetz  innewohnenden  Existenzfähig- 
keit, theils  endlich  wegen  vieler  mit  der  Einführung  eines 
neuen  Gesetzes  verbundener,  zum  Theile  höchst  kostspieliger 
und  immer  eine  Menge  von  Interessen  erfassender  Einrich- 
tungen und  Folgen  die  angenommene  Leichtigkeit  der  Ab- 
änderung nur  auf  der  Einbildung  beruht. 

Abgesehen  hiervon,  so  ist  in  Beziehung  auf  die  Ab- 
änderbarkeit  der  Gesetze  kein  Unterschied  unter  den  Ge- 
setzen insofern,  als  was  von  Menschen  gesetzt  ist,  von  den- 
selben auch  wieder  abgeändert  werden  kann.  274)  Das  über 
allen  positiven  Gesetzen  schwebende  organische  Gesetz  hin- 
dert nicht  die  freie  gesetzgeberische  WiJlensbestimmung  dar- 
über, wie  gegebenenfalls  die  Abänderung  zu  geschehen  habe. 
Wenn  aber  unsere  Verfassungen  für  die  Abänderungen  der 
Gesetze  dieselben  Formen  vorschreiben,  wie  für  deren  Zu- 
standebringung,  so  ist  dies  nur  eine  logische  Folge  der  durch 
die  modernen  Gesetzgebungsformen  angestrebten  Realisation 
des  organischen  Gesetzes.  Und  wenn  für  die  eine  oder  die 
andere  Gattung  von  Gesetzen  besondere  Formen  vorgeschrie- 
ben sind,  so  hat  dies  seinen  Grund  in  der  besondern  Be- 
deutung, welche  denselben  nach  der  Geschichte  der  Ge- 
sammtrechtsan8chauung  des  betreffenden  Volks  beigemes- 
sen wird.  276) 


274)  Vattel,  a.  a.  O.,  I,  165  fg.,  219. 

275)  Vgl.  unsern  Aufsatz  „Politik"  im  Staats  -Lexikon.     Dazu  Pia- 
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Eine  zu  lange  Vernachlässigung  der  Beform  ist  in  der 
Regel  die  Ursache,  aus  welcher,  wie  oben  angedeutet  wurde, 
sich  oft  plötzlich  die  Notwendigkeit  einer  sehr  ausgedehn- 
ten gesetzgeberischen  Thätigkeit  ergeben  kann.  Dies  wird 
namentlich  auch  dann  der  Fall  sein,  wenn  z.  B.  in  einem 
sogenannten  Grundgesetze  ein  sehr  weitgreifendes  Princip 
als  verfassungsmässig  aufgestellt,  von  demselben  aber  keines- 
wegs genügend  durchgeführt  und  längere  Zeit  hindurch  das 
Princip  selbst  benutzt  wird,  um  die  andrängenden  Reform- 
bestrebungen zurückzuweisen.  Ob  unter  solchen  Umständen 
eine  Nation  in  eine  Mehrzahl  an  Macht  einigermassen  gleicher 
politischen  Parteien  zerfällt  oder  ob  die  Partei  der  Reform 
stärker  ist  ab  die  Gegenpartei  und  umgekehrt,  —  ein  solcher 
Moment  wird  immer  sehr  gefährlich  sein,  wenn  auch  die 
Art  der  Gefahr  sich  sehr  verschieden  darstellen  kann.  In 
solchen  Momenten  wird  nämlich  regelmässig  eine  grosse  Be- 
wegung in  den  socialen  und  politischen  Kreisen  stattfinden, 
und  mit  einer  gewissen  Unruhe,  mit  einer  unheilvollen  Col- 
lision  zwischen  den  Begriffen  materieller  Gerechtigkeit  und 
formell-legalen  Bestandes  infolge  des  Umstandes,  dass  man 
den  erstem  die  höhere  Berechtigung  zuschreibt,  eine  Nei- 
gung eintreten,  den  organischen  Weg  der  Reform,  welcher 
im  constitutionellen  Staate  zur  ideellen  Inspiration  auch  die 
Beobachtung  der  verfassungsmässigen  Formen  verlangt,  zu 
verlassen.  Die  Gegensätze  werden  scharf  aneinander  stossen 
und  ruhigen  Transactionen  ungünstig  sein.  Solche  Momente 
sind  offenbar  die  dringendsten,  aber  auch  die  ungünstigsten 
zur  Gesetzgebung.  Die  aus  ihnen  hervorgehenden  Gesetze 
werden,  auch  wenn  die  verfassungsmässigen  Formen  noth- 
dürftig  gewahrt  sind,  sowol  in  Beziehung  auf  ihre  mate- 
rielle wie  auch  formelle  Geltung  grosse  Beanstandung  fin- 
den und  fortwährende  Reformversuche  veranlassen,  da  es 
dann  nicht  fehlen  kann,  dass  bei  ihrer  Zustandebringung 
den  constitutionellen  Formen  gegen  die  constitutionelle  Idee 


ton,  Legg.  I,  16  fg.  Die  Engländer  legen  dem  Unterschied  zwischen  Ver- 
fassungs-  und  einfachen  Gesetzen  nicht  die  Wirkung  bei,  dass  für  die  Ab- 
änderung, authentische  Interpretation  u.s.w.  derselben  erschwerte  Formen 
nothwendig  sind. 
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mancher  Zwang  angethan  werden  musste.  In  solchen  Mo- 
menten sind  die  Gesetze  krank;  die  Gesetzgebung  befindet 
sich  in  einem  fieberhaften  Zustand,  und  die  Gesetzgebungs- 
thatigkeit  wird  auf  Seite  der  Regierung  oder  der  Volks- 
vertretung leicht  zu  einer  wahren  Leidenschaft.  Daraus 
erhellet  aber,  dass  die  rechte  Reform  im  rechten  Mass  und 
zur  rechten  Zeit  die  höchste  Aufgabe  aller  Politik  sei  und 
dass  dieselbe  für  jeden  gegebenen  Fall  von  der  Staatsweis- 
heit besonders  gelöst  werden  müsse. 


$cd)9tcr  &bfd)mtt 

Pactimng  und  Octroyinmg. 


Der  Grundgedanke  des  Gegensatzes  zwischen  pactirten  und  octroyir- 
ten  Gesetzen  ist  allgemein  und  urmenschlich.  —  Rousseau  und  literarische 
Imhümer.  —  Die  Gründe  der  Wichtigkeit  der  Vertragstheorie  sind:  un- 
richtiges Verständniss  vom  Wesen  des  Vertrags ;  unkritische  Ausbeutung 
historischer  Vorgänge;  Annahme  der  Form  des  Zustandekommens  der  Ge- 
setze als  entscheidend  für  deren  Inhalt. 

Zlu  den  Dingen,  auf  welche  sich  die  moderne  Staats- 
wissenschaft als  auf  eine  ihr  eigene  Erfindung  gern  und  viel 
zugute  thut,  gehört  auch  der  Gegensatz  zwischen  pactir- 
ten *7*)  und  octroyirten  277)  Gesetzen.  Obwol  aber  die  For- 
men, unter  denen  dieser  Gegensatz  bei  uns,  namentlich  unter 
der  Herrschaft  des  Constitutionalismus  auftritt,  in  mancher 
Beziehung  eigenthüinlich  sind,  so  ist  doch  die  Sache  selbst  nicht 
minder  alt  und  weit  verbreitet,  wie  die  menschliche  Gesellschaft. 


276)  Vollgraff,  Politische  Systeme,  IV,  230  fg.,  254  fg.,  400.  Du- 
ttrgier  de  Hauranne,  a.  a.  O.,  II,  182,  488  fg.  Held,  System,  II,  68, 
Note  2,  S.  73  fg.     Escher,  a.  a.  O.,  I,  66. 

277)  Der  Ausdruck  „Octroyiren"  kommt  schon  sehr  früh  in  den  fran- 
zösischen Quellen  für  das  Erlassen  königlicher  Ordonnanzen  vor.  Ueber 
die  in  einer  Ordonnanz  Karl's  IX.  von  1560  vorkommenden  „Privileges 
octroyes  par  nos  predecesseurs"  s.  Troplong,  a.  a.  0.,  S.  129.  Vgl.  auch 
Lahoulaye,  Glossaire,  Art.  „Octroi"  und  „Octroier",  und  ColKn  de  Plancy,  a. 
a.  0.,  s.  h.  v.  Ueber  rechtswidrige  Octroyirungen  mit  der  Absicht  der 
Regierung,  das  so  octroyirte  Gesetz  selber  als  Richter  anzuwenden  s. 
Nordenflycht,  a,  a.  O.,  S.  227. 
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Vor  allem  muss  darauf  aufmerksam  gemacht  werden, 
dass  nicht  nur  pactirte  und  octroyirte  Gesetze,  sondern  auch 
Vertrag  und  Gesetz  einander  entgegengestellt  werden,  wäh- 
rend wiederum  neben  dem  pactirten  Gesetz,  wie  innerhalb 
eines  octroyirten  Gesetzes,  z.  B.  eine  „lex  contractusu  oder 
eine  „lex  investiturae"  vorkommen  können.  Hätte  nicht 
diese  Erscheinung  allein  genügen  sollen,  um  den  so  mühsam 
gesuchten,  so  heftig  vertheidigten  Gegensatz  zwischen  pac- 
tirten und  octroyirten  Gesetzen  wenn  nicht  zu  beseitigen, 
doch  richtig  verstanden  auf  sein  wahres  Mass  zurückzu- 
führen ? 

Die  politische  Vertragstheorie 27*)  pflegt  gewöhnlich 
nicht  weiter  als  auf  J.  Rousseau  zurückdatirt  zu  werden.  *79) 
Allein  Spuren  derselben  finden  sich  reichlich  und  allent- 
halben schon  im  grauen  Alterthum  28°),  und  zwar  neben,  ja 
trotz  der  allgemeinen  Prätention  göttlicher  Eigenschaften 
oder  doch  Eingebungen  von  Seiten  der  Gesetzgeber.  Die 
Neigung  der  griechischen  und  römischen  Staatsphilosophie 
zum  Vertrag  als  Princip  des  Staats,  weil  der  Gesetzgebung, 
ist  bekannt;  Engelbert  a  Volkersdorf  (1250 — 1331)  stellt  zu- 
erst im  Mittelalter  eine  förmliche  Theorie  vom  „pactum 
subjeetionis44  auf,  während  bekanntlich  bis  zur  Ausbildung 
des  Fürstenabsolutismus  alle  mittelalterlichen  sogenannten 
Staatsschöpfungen  formell  weil  auf  dem  Feudalismus,  folglich 
auch  auf  dem  Vertragsprincip  beruhten ;  Hobbes  ist  der  Ver- 


278)  S.  Thl.  I,  S.  330,  597;  Thl.  II,  S.  615,  627,  794.  Dazu: 
Tovqueviüe,  La  demoeratie,  II,  156.  Derselbe,  I/ancicn  regime,  S.  148. 
Lacombe,  a.  a.  O.,  I,  185,  210  fg.  Vattel,  a.  a.  O.,  I,  190  fg.  Gneist, 
a.  a.  0.,  I,  142,  164.  Constant,  B.,  a.  a.  0.,  I,  191,  298.  Frantz,  C., 
Die  Quelle  alles  Uebels,  S.  54,56.  Proudhon,  Systeme  federatif,  S.  64  fg., 
75,  81,  136  fg.,  290,  294.  Vattel,  a.  a.  O.,  I,  139  fg.  (Dieser  nennt  den 
Vertrag  die  einzige  Basis  des  gesammten  Staatsrechts.)  S.  auch  Cooth, 
L.F.  W.  van,  De  jure  publico  pactis  privatorum  non  mutando  (Utrecht  1834). 

279)  Eine  Widerlegung  des  „contrat  social "  bei  Guizot,  Histoire 
des  origines,  I,  87,   110. 

280)  Piaton,  Legg.,  III,  7,  10.  Die  Epikurische  Vertragstheorie  bei 
Laurent,  a.  a.  O.,  II,  419.  Hildenbrand,  a.  a.  O.,  I,  32.  Ueber  die  Idee 
des  alten  Bundes  s.  Renan,  Etudes,  S.  113.  Duncker,  Geschichte  des 
Alterthums,  II,  565.  S.  Thl.  III,  S.  13.  Ueber  Vertrage  zwischen 
Gott  und  den  Menschen  s.  Taine,  a.  a.  O.,  II,  224,  282.  (Den  Puritanern 
war  „la  religion  un  convenant,  c'est-a-dire  un  traite  fait  avec  Dieu".} 
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tragstheorie  in  seiner  Weise  nicht  fremd,  und  Locke  bildete 
sie  bereits  ziemlich  vollständig  im  Sinne  eines  liberalen 
Staatsprincips  aus.  28!) 

Viel  wichtiger  als  der  literaturgeschichtliche  Irrthum, 
in  welchem  sich  noch  immer  manche  bezüglich  des  Vertrags- 
princips  befinden,  sind  die  mit  der  Vertragstheorie  einer- 
und die  mit  den  ihr  entgegengesetzten  Theorien  andererseits 
verbundenen  materiellen  Irrthümer. 

Die  Grunde  derselben  sind: 

I.  Der  Mangel  eines  richtigen  Verständnisses  von  dem 
innern  Wesen  des  Vertrags  und  von  dessen  Verhältniss  zu 
gewissen  allgemeinen  Formen  des  Meinungsaustausches  un- 
ter den  Menschen,  verbunden  mit  einer  falschen  Auffas- 
sung des  Gesetzgebungsactes,  namentlich  in  constitutionellen 
Staaten. 

II.  Die  unkritische  Ausbeutung  gewisser  historischer, 
auf  Pactirungen  beruhender  Zustande  für  unsere  Zeit  neben 
einer  ungenügenden  Auffassung  jener  Pactirungen  selber. 

III.  Das  Vorurtheil,  als  ob  die  Pactirungs-  oder 
Octroyirungsform  für  den  materiellen  Inhalt  der  Gesetze 
bestimmend  und  die  erstere  ausschliesslich  dem  Liberalismus 
oder  dem  Fortschritt,  die  letztere  nur  dem  Absolutismus 
dienstbar  und  demnach,  je  nach  dem  Standpunkte,  diese 
oder  jene  Form  eine  Art  absoluter  Berechtigung  habe ,  es 
auch  möglich  sei,  alle  Erlasse  der  Staatsgewalt  nur  in  der 
einen  oder  in  der  andern  Form,  jedesmal  aber  in  vollstän- 
diger Reinheit,  zu  Stande  zu  bringen. 

Zu  I. 

In  dem  Worte  Vertrag  liegt,  wie  in  dem  verwandten 
„Austrag"   der   Begriff   einer   friedlichen  Transaction,    der 


2S1)  Ueber  Hobbes  und  Locke  s.  unsere  Artikel  im  Staats  -  Lexikon. 
Dazu:  Roseher,  a.  a.  0.,  S.  239.  Taine,  a.  a.  O.,  II,  468  fg.,  482;  III, 
66,  61,  65.  Locke,  Legislateur  de  la  Caroline  von  Laboulaye ,  in 
Wolowsky's  Revue  de  legislation,  XXXV,  225.  Nach  Taine  hätte 
Fortneue  (im  15.  Jahrhundert)  in  seinem  Werke  „Leges  Angliae"  (Lon- 
don 1599)  nnd  in  einem  andern  Werke  „The  difference  between  an  abso- 
lute and  limited  monarchy"  alle  Ideen  Locke's  schon  ausgesprochen  „tant 
la  pratique  est  puissante  k  suggerer  la  theorie",  ebend.,  I,  152.  Derselbe 
(a.  a.  C,  III,  64,  67,  100  fg.)  nennt  die  ganze  englische  Verfassung  „un 
corpt  de  contrats,  c'est-a-dire,  de  droits  reconnus". 
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Gegensatz  des  Zertragens.  An  und  für  sieb  ist  demnach  das 
Sichvertragen  die  Bezeichnung  eines  auf  kein  bestimmtes 
Gebiet  des  geselligen  Lebens  beschränkten,  sondern  allent- 
halben zulässigen  äussern  Acts,  durch  welchen  sich  Men- 
schen über  verschiedene  Meinungen  oder  Interessen  in  der 
Weise  verständigen,  dass  jede  Meinung,  jedes  Interesse  zu 
einer  gewissen  Geltung  kommt  und  jedenfalls  am  Ende  alle 
Theilnehmer  mit  einer  gewissen  Befriedigung  am  Resultate 
Antheil  haben.  Der  Vertrag  erscheint  demnach,  gleichviel 
ob  sein  Resultat  ausdrücklich  oder  stillschweigend  Anerken- 
nung findet,  als  jene  Vereinigungsform,  in  welcher  die  Frei- 
heit der  Contrahenten  gewahrt  und  nichts  durch  Gewalt 
äusserlich  erzwungen  scheint.  Gleichwie  der  Friede  der 
normale  Zustand  der  menschlichen  Gesellschaft,  so  ist  dem- 
nach der  Vertrag  das  Mittel  zur  Erhaltung  des  Friedens 
auch  bei  collidirenden  Meinungen  und  Interessen. 

Jeder  Vertrag  setzt  voraus,  dass  die  sich  Vertragenden 
in  Bezug  auf  den  Gegenstand  des  Vertrags  miteinander  in 
derselben  rechtlichen,  freien,  ungebundenen  Stellung  sich  be- 
finden. Es  gibt  also,  ganz  abgesehen  von  Natur-  und  Sit- 
tengesetz, keinen  Vertrag,  ausser  unter  der  Herrschaft  eines 
Rechtsgesetzes,  welches  diese  Gleichheit  der  Contrahenten 
feststellt  und  ihre  Freiheit  in  dieser  Beziehung  schützt. 

Alle  Verträge  müssen  daher  stehen   entweder 

1)  unter  dem  Volkerrecht  oder 

2)  unter  dem  öffentlichen  Recht  des  concreten  Staats. 
Man  kann   dies  auch    so    ausdrücken:    Verträge  finden 

ihre  Schranken  entweder  in  dem  durch  einfe  Mehrzahl  von 
Volkern  in  der  Form  ihres  gemeinsamen  Völkerrechts  aus- 
gesprochenen Naturrecht,  oder  in  dem  besondern  Ausdruck 
der  ethischen  Rechtsanschauung  eines  einzelnen  Volks,  als 
welcher  dessen  gesammtes  öffentliches  Recht  anzusehen  ist. 

Hieraus  geht  vor  allem  das  wichtige  Resultat  hervor, 
dass  der  Vertrag  ^gleichwie  auch  z.  B.  die  Succession)  eine 
allgemeine  menschliche  Lebensform  und  wenn  nicht  aus- 
schliesslich eine  nur  für  das  öffentliche  Recht,  doch  gewiss 
auch  nicht  eine  nur  für  das  Privatrecht  brauchbare  Erschei- 
nung sei. 

Die  völkerrechtlichen  Verträge  sollen  die  Vermittler  und 
Erhalter  des  normalen  Zustandes  der  von  ihnen   umfassten 
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Menschheit,  des  Friedens  unter  den  Volkern  sein.  Ihre 
Eigentümlichkeit  besteht  darin,  dass  bei  ihrem  Abschluss, 
wie  bei  ihrer  Vollziehung  und  Aufrechterhaltung,  kein 
höheres  allgemein  anerkanntes  Gesetz  wirksam  werden  kann, 
als  das  der  Selbsterhaltung  eines  jeden  Contrahenten,  und 
zwar  so,  wie  er  dieses  Gesetz  selbst  für  sich  geltend  er- 
kennt. Es  muss  daher  auch  in  Collisionsfällen  der  ent- 
scheidende Richter  fehlen,  und  können  solche  nie  in  der  Form 
eines  richterlichen  Urtheils,  sondern,  friedlich  wenigstens, 
nur  in  der  des  Vertrags  gelöst  werden. 

Wesentlich  anders  stellt  sich  die  Sache,  wenn  wir  ein 
staatliches  Volk  und  seinen  innern  Verkehr  für  sich  allein 
betrachten. 

Hier  finden  wir  eine  Masse  von  Menschen  zu  einem 
dauernden  Friedenszustand  auf  der  Grundlage  einer  Menge 
unter  ihnen  feststehender  Rechtsansichten  vereinigt  und  zwar 
in  der  Art,  dass 

1)  eine  Reihe  von  Dingen  allen  oder  doch  einigen  aus 
allgemeinen  Gründen  gesetzlich  verboten  oder  geboten  ist, 
während 

2)  andere  Verhältnisse  der  freien  Selbstbestimmung  über- 
lassen sind,  so,  dass  der  Staat  entweder  nur  dispositiv  für 
den  Fall  nicht  getroffener  Selbstbestimmung  verfügt,  oder 
richtet  und  vollzieht,  sofern  die  Parteien  über  das,  was  zwi- 
schen ihnen  Recht  ist,  sich  nicht  friedlich  einigen  können.  2*2) 

Diese  Duplicität  der  Rechtsbestimmungen  entspricht  der 
doppelten  Eigenschaft  des  Menschen  als  geselliges  Wesen 
und  freies  Einzelindividuum.     Das  Verhältniss  zwischen  bei- 


282)  Bei  einigen  Verhältnissen  findet  eine  eigenthümliche  Mischung 
statt;  dies  ist  z.  B.  der  Fall  bei  den  dem  Staat  zu  leistenden  Diensten. 
Einige  können  ihrer  Natur  nach  vollständig  erzwungen  werden,  andere 
nicht.  Biese  letztern  sind  entweder  ganz  ins  Gewissen  gestellt  oder  doch 
nur  hier  und  da  mit  einem  Compelle  versehen,  wie  z.  B.  die  Ausübung 
der  politischen  Wahlpflichten,  des  Geschworenenamts  u.  s.  w.  Und  wäh- 
rend bei  der  Uebertragung  des  Staatsdienstes  an  Inländer  die  Vertragsseite 
gewiss  nicht  fehlt,  aber  nach  unsern  Verhältnissen  nicht  scharf  hervor- 
tritt, ist  der  Vertrag,  z.  B.  bei  der  Berufung  eines  fremden  Professors 
und  in  ähnlichen  Fällen,  offenbar  äusserlich  das  Entscheidende.  Vgl. 
Vattel,  a.  a.  0.,  I,  191*  Ueber  den  Einfluss  der  Volkswahlen  auf  die 
AeniterbeseUung  vgl.  die  französische  Verfassung  von  1799. 
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den  Klassen  von  Rechtsbestimmungen  ist  daher  auch  das- 
selbe, wie  das  zwischen  der  staatlichen  und  frei  individuellen 
Eigenschaft  des  Menschen,  d.  h.  in  Collisionsfallen  zwischen 
beiden  müssen  regelmässig  die  Ansichten  und  Ansprüche  des 
staatlichenGesammtwesens  denen  der  Einzelindividuen  vorgehen. 

Bei  aller  Duplicität  ist  jedoch  die  höhere  Einheit  des 
gesammten  Rechts  eines  Volks  ebenso  wenig  zu  miskennen, 
wie  die  Einheit  des  staatlich-geselligen  und  individuell-freien 
Wesens  in  seinen  einzelnen  Angehörigen.  Denn  nicht  nur 
gibt  es  Fälle,  wo  um  der  personlichen  Selbsterhaltung  wil- 
len die  strengsten  Gebote  und  Verbote  unwirksam  sind, 
nämlich  in  Fällen  der  Nothwehr  und  des  Nothstandes,  und 
wo  die  allgemeinsten  und  anerkanntesten  Consequenzen  der 
individuellen  Freiheit  ausgeschlossen  werden,  wie  z.  B.  bei 
erklärtem  Kriegszustand,  sondern  es  finden  auch  in  ganz 
normalen  Zuständen  meist  ganz  unbeachtet  gelassene  und 
doch  merkwürdige  innere  Rapports  zwischen  beiden  Rechts- 
sphären statt.  Denn  fürs  erste  sollen  gerade  die  absoluten 
Gebote  und  Verbote  mit  den  aus  den  materiellen,  intellec- 
tuellen  und  sittlichen  Potenzen  hervorgehenden  Bedürfhis- 
sen und  Anschauungen  der  Nation  übereinstimmen.  Dann 
sind  aber  auch  die  blos  dispositiven  Normen  um  der  Ord- 
nung des  Ganzen  willen  gegeben  und  von  den  Gerichten 
aufrechterhalten,  wirken  demnach,  wenn  nichts  anderes  von 
den  Interessenten  bestimmt  wurde,  ebenso  wie  die  absoluten 
Normen.  Sind  die  letztern  mit  Berücksichtigung  der  ange- 
gebenen Voraussetzungen  erlassen,  so  erscheinen  sie  unbe- 
denklich ßuf  den  Consens  der  Nation  berechnet,  können 
denselben  präsumiren  und  folglich,  wenn  auch  nicht  durch 
Vertrag,  doch  nicht  ohne  ein  wesentliches,  wenn  auch  still- 
schweigendes Vertragsmoment  gedacht  werden.  Bei  den 
dispositiven  Normen  aber  ist  infolge  der  Thatsache,  dass  die 
Interessenten  von  dem  ihnen  gelassenen  Spielraum  keinen 
Gebrauch  gemacht  haben,  die  Annahme  ihrer  Einwilligung 
in  die  dispositive  Anordnung,  also  eines  stillschweigenden 
Vertrags,  ebenso  unvermeidlich  wie  unbedenklich. 

Absolute  und  öffentliche  Rechtsnormen  sind  eins  und 
dasselbe;  nicht  so  absolutistische  und  öffentlich  gegebene 
Rechtenormen.  Wird  nun  eine  Rechtsnorm  aus  öffentlichen 
Gründen  von   dem  Inhaber   der  öffentlichen    Gewalt   allein 
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erlassen,  so  heisst  man  sie  eine  octroyirte.  finden  aber  zu- 
vor Verhandlungen  zu  dem  Zweck  statt,  sich  über  die  all- 
gemeine Rechtsanschauung  zu  vergewissern,  um  nur  dieser 
im  Gesetze  Ausdruck  zu  geben,  und  beruhen  diese  Verhand- 
lungen selber  auf  einer  gesetzlichen  Notwendigkeit,  so 
spricht  man  vom  pactirten  Gesetze.  Die  Unterscheidung 
zwischen  octroyirten  und  pactirten  Gesetzen  bezieht  sich 
daher  lediglich  auf  einen  Unterschied  der  formellen  Vor- 
aussetzungen der  Gültigkeit  eines  Gesetzes.  Die  Pflichten 
des  Gesetzgebers  und  die  Kriterien  eines  guten  Gesetzes 
sind  in  beiden  Fällen  dieselben. 

Je  mehr  das  fragliche  Gemeinwesen    aus   kleinem  Ge- 
meinwesen 28S)  zusammengesetzt  ist,  die  noch  nicht  zu  einem 

283)  Zu  Tbl.  I,  S.  192;  Thl.  II,  S.  222,  317,  358  u.  791  (Municipal- 
weseo  a.  s.w.)  s.  Zappert,  Cr.,  Ueber  sogenannte  Verbrüderungsbücher  n.s.w., 
in  den  Wiener  Sitzungsberichten,  X,  417  fg.  Baron.  Ann.,  984,  V,  vi, 
Mabiü.  Vet.  annal. ,  m,  489  fg.  Goldast,  St.  Gallen.,  152  fg.  Neugart, 
CD.,  Atem.,  I,  549,  626.  Laurent,  a.  a.  0.,  III,  88  fg.  Becher,  Dis- 
•  com*  Ton  den  Ursachen  des  Auf-  und  Ahm  eh  mens  der  Städte  (Frankfurt 
1668).  Helferich,  A.,  und  Clermont,  A.  de,  Fueros  francos.  Les  commu- 
ne* francaises  en  Espagne  et  Portugal  penduut  le  moyen-äge  (Berlin). 
Leuridau,  Histoire  des  institutions  communales  et  municipales  de  la  vilie 
de  Roubaix  (Lille).  Gaupp,  Ueber  deutsche  Städtegründung  u.  s.  w.  im 
Mittelalter  (Jena  1824).  Pansey,  H.  de,  Du  pouvoir  munieipal  et  de 
la  police  interieure  des  communes  (Paris  1834).  Reichard,  H.  G.,  Histo- 
risch-politische Ansichten  und  Untersuchungen  betreffend  die  Frage  von  der 
praktischen  Ausbildung  der  städtischen  Verfassung  in  Deutschland  (Leip- 
zig 1830).  Laborde,  A.  de,  Paris  munieipe  ou  table  au  de  l'administration 
de  la  rille  de  Paris  (Paris  1833).  Puyuet,  J.,  Des  institutions  provinc. 
et  commnnal.  et  des  corporations  du  pays  de  l'Anc.  (Paris  1835). 
Hees  van  den  Tempel,  J.  •/.,  Beantwoording  der  prijsoraag  over  het  stesel 
der  gementen  in  het  graafschaft  Viaunderen  (Brüssel  1835).  Renard,  E., 
Recueil  des  lois  municipales  (Paris  1840).  Beucker,  A.  J.  H.,  De 
origine  jur.  mun.  frisici  (Utrecht  1840).  Grauer,  Gh.  N.,  De  re  muni- 
cipali  Romanorum  (Kiel  1840).  Sternberg,  Hessische  Rechtsgewohn- 
heiteo,  Heft  I:  die  oberhessischen  Gemeindenutzen  (Frankfurt  1842).  Rei- 
chard, Statistik  und  Vergleichung  der  jetzt  geltenden  städtischen  Verfas- 
sungen in  den  monarchischen  Staaten  Deutschlands  (Altenburg  1844). 
Bechard,  F.,  Droit  munieipal  dans  Fantiquite  (Paris  1860).  Gengier,  H. 
G.%  Corpus  juris  municipalis  Germ.  med.  aevi,  Bd.  1,  Heft  1  (Erlangen 
1863).  Die  von  der  münchener  historischen  Commission  herausgegebenen 
Stadtechroniken.  Kuhn,  E.,  Die  städtische  und  bürgerliche  Verfassung 
des  römischen  Reichs  bis  auf  Justinian  (Leipzig  1864),  Thl.  1.  Fustel  de 
Coulanges,  La  cito  antique  (Strasburg  1864). 
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Staate  organisch  geeint  sind,  oder  je  mehr  es  sich  um  Gegen- 
stande handelt,  über  welche  noch  keine  allgemeine  Rechts- 
anschauung in  einem  Staate  als  herrschend  anerkannt  ist, 
desto  entschiedener  werden  jene  Verhandlungen  materiell 
den  Charakter  von  volkerrechtlichen  oder  privatrechtlichen 
Verträgen  haben.  In  den  entgegengesetzten  Fällen,  je  mehr 
es  sich  also  nur  um  die  Ausgleichung  verschiedener  An- 
sichten über  das  dem  allgemein  anerkannten  hohem  Gesetze 
Entsprechende  dreht,  desto  mehr  wird  auch  nur  die  Form 
des  Vertrags  vorhanden  sein,  da  alle  Handelnden  bereits 
unter  der  Einwirkung  der  ihnen  sämmtlich  gemeinsamen 
Pflicht  stehen. 

Der  allbekannte  Satz  „jus  publicum  pactis  privatorum 
mutari  non  potest"  heisst  daher  nicht,  dass  die  Vertrags- 
form, sondern  nur,  dass  die  Vertragswillkür  bei  irgend- 
einem anerkannten  Satz  oder  Verhältniss  des  öffentlichen 
Rechts  ausgeschlossen  sei.  Ein  pactirtes  Gesetz  ist  demnach 
entweder  das  Hervorgehen  eines  gesetzlichen  Zustandes  aus 
einem  bisher  rein  volkerrechtlichen,  beziehungsweise  privat- 
rechtlich freien  Zustand,  oder  ein  Gesetz,  bei  welchem  zur 
Herstellung  seiner  Uebereinstimmung  mit  der  nationalen 
Rechtsanschauung  Verhandlungen,  und  bei  diesen  wieder  im 
Fall  der  Meinungsverschiedenheit  eine  Ausgleichung  statt- 
gefunden hat.  Hieraus  erklärt  es  sich  auch,  warum,  sofern 
letztere  nicht  möglich,  ein  sogenanntes  pactirtes  oder  con- 
stitutionelles  Gesetz  gar  nicht  zu  Stande  kommen,  bezie- 
hentlich, der  Sanction  des  Souveräns  nicht  unterbreitet  wer- 
den und  ohne  letztere,  da  der  Souverän  der  entscheidende 
Gesetzgebungsfactor  ist,  eine  Ausgleichung  nicht  vorhanden 
sein  kann. 

Wie  man  es  gewohnlich  auffasst,  so  ist  ein  pactirtes  Ge- 
setz allerdings  eine  „contradictio  in  adjecto44  oder  doch  eine 
so  unvollständige  Bezeichnung  der  Sache,  dass  sie  wie  ein 
Irrthum  lautet.  Denn  Vertrag  und  Gesetz  sind  in  jener 
gewöhnlichen  Auffassung  unvereinbare  Dinge,  von  denen 
keines  aus  dem  andern  hervorgehen  kann.  Allein  gerade  so 
verhält  es  sich  mit  der  gewöhnlichen  Auffassung  des  octroyir- 
ten  Gesetzes,  da  in  einem  Gesetz  der  rein  persönliche  Wille 
des  einzelnen  ebenso  wenig  entscheiden  kann,  wie  eine  blos 
willkürliche    Zusammenstimmuug    einer    Mehrheit.     Vertrag 
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|  und  Octroyirung  bezeichnen  demnach  in  der  That  nur  zwei 
verschiedene  äussere. Seiten  der  Gesetzgebungsthätigkeit  und 
zwar  solche,  die  beide  zusammen  in  allen  Acten  der  staat- 
lichen Lebensthätigkeit  vorkommen  müssen,  deren  besondere 
rechtliche  Ordnung  aber,  wie  wir  sie  in  dem  constitutionel- 
len Staate  finden,  zu  den  charakteristischen  Seiten  dieses 
und  demnach  zu  den  eSgenthümlichen  äussern  Zeichen  des 
modernen  Staats  gehören. 

Vertrag  und  Octroyirung  sind  also  die  beiden  Momente, 
die  in  unauflöslicher  Verbindung  als  Vorverhandlung  und 
Entscheidung,  oder  als  verfassungsmässige  Berathung  und 
letztes  Wort,  Sanction,  bei  jedem  Gesetzgebungsacte  im 
Sinne  des  constitntionellen  Staatsrechts  vorkommen  müssen. 
Da  aber  nicht  nur  Momente  denkbar  sind,  in  welchen  die 
ton  der  Verfassung  vorgeschriebenen  constitutionellen  Be- 
rathungsformen  nicht  vollzogen  werden  können  und  doch 
ein  Gesetz  erlasseh  werden  muss,  sondern  auch  viele  Gesetze 
im  weitern  Sinn  des  Worts  die  Zuziehung  der  Stände  gar 
nicht  vertragen  würden,  so  sagt  man  richtiger:  Gesetz  im 
constitutionellen  Sinn  ist  jene  vom  Staate  ausgehende  Norm, 
bei  welcher  die  Vorberathung  und  Beschlussfassung  der 
Stände  in  der  Regel  darauf  berechnet  ist,  das  politische 
Pflichtgefühl  des  Volks  mit  dem  politischen  Sanctionsact  zu 
verbinden,  und  so  die  Vertrags-  wie  die  Octroyirungsform 
mit  einem  und  demselben  Geiste  zu  beseelen.  Es  versteht 
sich  von  selbst  und  wurde  bereits  früher  dargethan,  dass  in 
Fällen  sogenannter  erlaubter  Octroyirungen,  wie  blosser  Ver- 
ordnungen, derselbe  Geist  herrschen  müsse,  wenn  auch  die 
constitutionelle  Mitwirkung  der  Volksrepräsentation  fehlt. 

Ein  Gesetzgeber,  beziehentlich  ein  Staat,  in  dessen  Ge- 
setzgebung Vertrag  und  Octroyirung  in  dem  von  uns  be- 
merkten Sinn  innerlich  und  äusserlich  vollkommen  zusam- 
menfallen, wäre  ebenso  das  Ideal  des  organischen  Staats,  wie 
ein  solches  Zusammenfallen  beider  Momente  in  dem  von 
uns  widerlegten  Sinn  das  absolute  Gegentheil  eines  solchen 
Staats  sein  müsste.  Keines  von  beiden  ist  jemals  vollständig 
möglich,  und  selbst  die  absoluteste  gesetzgebende  Gewalt 
schHesst  eine  der  Sanction  vorausgehende  Berathung  nicht  aus. 

Wenn  übrigens  auch  bei  Privatverträgen  Berathung  und 
Entscheidung  stattfindet,  so  liegt  der  Unterschied  zwischen 

Held.  DL  19 
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diesen  und  den  beim  Gesetzgebungswerke  vorkommenden 
Berathungen  und  Entscheidungen  darin,  dass  jene  lediglich 
von  der  durch  keine  rechtliche  Schranke  bestimmten  freien 
Erwägung  eines  jeden  Contrahenten  abhängen,  während  bei 
diesen  alle  Acteurs  von  der  allen  gemeinsamen  und,  wenn 
auch  nicht  erzwingbaren,  doch  unzweifelhaften  Staatsrecht* 
liehen  Pflicht,  von  der  Pflicht  für  das  Beste  des  Staats,  be- 
herrscht sein  müssen. 

Was  demnach  eine  Thätigkeit  im  allgemeinen  zur  ge- 
setzgeberischen macht,  ist  weder  die  Form  des  Vertrags, 
noch  die  Form  der  Octroyirung,  noch  die  äussere  Verbin- 
dung beider  Formen  für  sich  allein,  sondern  der  Gegen» 
stand,  für  welchen,  die  Persönlichkeiten,  von  welchen,  der 
Sinn,  in  welchem  die  angegebenen  Formen  gebraucht  .wer- 
den. Dass  die  eben  erwähnte  staatsrechtliche  Verpflichtung 
nicht  juristisch  in  jeder  Beziehung  genau  bestimmbar  und 
dass  sie  einer  unendlichen  Steigerung  fähig  ist,  hebt  ihren 
rechtlichen  Charakter  nicht  auf  und  macht  sie  auch  nicht 
zu  einer  rein  moralischen  Pflicht.  Denn  das  ist  das  Eigen- 
thümliche  der  öffentlich  rechtlichen  Pflichten,  dass  einige 
von  ihnen  sogar  genau  nach  Geld  bestimmt  werden  können, 
während  dies  für  die  Gesammtheit  der  öffentlichen  Pflichten 
gegen  den  Staat,  wie  für  einzelne  bestimmte  Bürgerpflichten, 
nämlich  für  jene,  deren  Erfüllung  ganz  oder  theilweise  auf  das 
Gewissen  der  Bürger  gestellt  werden  muss,  unmöglich  erscheint 
Die  höhere  Einheit  der  ganzen  sittlichen  wie  rechtlichen  Welt 
tritt  eben  hier  unleugbar  hervor,  indem  der  Mensch  da,  wo 
er  am  wenigsten  rechtlich  gebunden  ist,  nämlich  in  dem 
vom  Staate  freigelassenen  Gebiete  der  persönlichen  und 
socialen  Lebenssphären,  am  meisten  durch  das  Sittengesetz 
beherrscht  werden,  und  da,  wo  er  die  grössten  und  meisten 
Pflichten  gegen  den  Staat  zu  erfüllen  rechtlich  gebunden 
ist,  durch  seine  sittliche  Kraft  zur  höchst  möglichen  Stei- 
gerung derselben  befähigt  sein  soll. 

In  den  constitutionellen  Staaten  soll  die  Verfassung** 
massige  Transactionsform  zwischen  Regierung  und  Ständen 
ab  Vorbedingung  der  Gesetze  ein  Mittel  und  eine  Garantie 
für  die  Betätigung  und  Beachtung  der  individuellen  Frei- 
heit und  politischen  Befähigung  im  Staate,  für  die  Umsicht, 
Gründlichkeit,  objeetive  Ehrlichkeit  der  Motive  des  Gesetzes 
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imd  deshalb  auch  für  dessen  dereinstige  Durchführung  ***) 
sein«  Daraus  erklärt  es  sich,  dass  im  Gegensatze  zu  der 
vorausgegangenen  absolutistischen  Periode,  die  bei  uns  we- 
nigstens fast  allenthalben  sonderbarer  und  doch  höchst  natür- 
licher Weise  mit  der  Octroyirung  constitutioneller  Verfas- 
sungen schloss,  das  Hauptgewicht  in  der  Gesetzgebung  auf 
das  Transactions-  oder  Vertragselement  gelegt  und  für  die 
constitutionellen  Gesetze  die  Bezeichnung  „pactirte  Gesetze44 
allgemein  gebräuchlich  worden  ist.  *8*)  Weil  man  aber 
dabei  vergass,  dass  nach  Gegenstand,  Subject  und  Geist  der 
Gebrauch  dieser  Formen  in  öffentlichen  Angelegenheiten 
nicht  mit  der  Anwendung  derselben  in  Privatangelegenheiten 
rerwechselt  werden  dürfe,  glaubten  viele  mit  demselben  Eifer 
gegen  die  Vertragstheorie  zu  Felde  ziehen  zu  müssen,  mit 
welchem  ein  falscher  Liberalismus  unter  der '  Aegide  der 
Vertragstheorie  gegen  den  Absolutismus  aufgetreten  war. 28*) 
Sobald  aber  die  Ansicht  zur  allgemeinen  Geltung  kommt, 
dass  das  Gesetz  überhaupt  mit  der  Rechtsüberzeugung  der 
Nation  harmoniren  solle,  damit  es  auch  frei  erfüllt  werden 
könne,  darf  weder  das  Ob,  noch  das  Wie  der  Vorberathung, 
noch  endlich  der  Einfluss,  den  dieselbe  auf  den  eigentlichen 
Sanctionsact  haben  soll,  rein  in  die  persönliche  Willkür  des 
Trägers  der  Staatsgewalt  gestellt  werden.  Der  Fortschritt 
eines  Volks  muss  sich  nothwendig  auch  auf  die  Fortführung 
imd  höhere  Entwickelung  seines  Rechtsgebäudes  erstrecken, 
und  nur  so  ist  es  natürlich,  wie  man  einigermassen  durch 
Gesetze  festzustellen  suchte,  dass  vor  dem  Sanctionsacte  die 
öffentliche  Meinung,  und  wie  sie  zu  erkunden  sei,  und  dass, 


234)  Fichte,  a.  a.  0.,  S.  7. 

285)  „Les  institutions  politiqaes  ne  sont  que  des  contrats"  (Constant, 
B~,  a.  a.  O.,  I,  147);  doch  vgl.  man  damit  ebbend.,  I,  129,  276  fg.  „Fic- 
tion  ou  r£alit£,  l'assentiment  de  tous  £tait  la  condition  indispensable  de 
la  loi"  (Lasteyrie,  a.  a.  O.,  I,  157,  181,  183  fg.);  8.  noch  Laboulayc, 
Etodes,  8.  281,  283.  Proudhon,  La  revolution  sociale  (2.  Aufl.,  Brüssel 
1862),  8.  44. 

286)  Interessant  ist  die  Aeasserung  Fr.  von  SchlegeVs  (Philo- 
sophische Vorlesungen,  II,  402):  „Der  Staat  beruht  nicht  auf  Vertrag, 
sondern  auf  Glaube  und  Treue.  Nur  wenn  der  Glaube  erstorben  ist, 
gründet  sich  die  Staatsgewalt  auf  Furcht  und  Schrecken,  und  um  diese 
entfernt  zu  halten,  das  Vertragen. 

19* 
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was  sich  infolge  dessen  als  nicht  mit  der  allgemeinen  Rechts- 
anschanung  übereinstimmend  herausstellte,  auch  nicht  als 
Gesetz  anerkannt  und  der  staatlichen  Sanction  unterbreitet 
werden  solle.*87) 

In  Verbindung  hiermit  besteht  ein  Unterschied  unter 
den  constitutionellen  Verfassungen,  insofern  einige  den  Sou- 
verän rechtlich  verpflichten,  verfassungsmässige  Beschlüsse 
der  Volksrepräsentation  entweder  unbedingt  oder  doch  unter 
gewissen  Voraussetzungen,  z.  B.  im  Falle  ihrer  Wieder- 
holung, auch  gegen  seine  personliche  Ansicht  zu  sanctio- 
niren,  andere  ihm  ein  sogenanntes  absolutes  Veto  einräumen, 
d.  h.  ihn  zwar  nicht  ermächtigen,  gegen  den  Beschluss  des 
constitutionellen  Korpers  ein  Gesetz  zu  erlassen,  wol  aber 
einen  Landtagsbesohluss  nicht  zum  Gesetz  zu  erheben.  Wir 
halten  den  letztem  Standpunkt  für  den  richtigem.  Denn 
einmal  sind  ohnehin,  wenigstens  für  unsere  fortschrittsfähigen 
Staaten,  die  Zeiten  vorüber,  in  welchen  eine  tief  eingreifende 
und  lang  andauernde  absolutistische  Wirksamkeit  der 
Souveräne  zu  befürchten  wäre ;  dann  ist  die  von  einem  mate- 
riell begründeten  Gesetzesvorschlag  ausgehende  Pression  so 
stark,  dass  nicht  leicht  die  Verweigerung  seiner  Sanction 
zu  befürchten  erscheint;  endlich  muss  man  von  der  Annahme 
ausgehen,  dass  die  Souveräne  ihre  Stellung  einem  Gesetzes- 
vorschlag gegenüber  unwillkürlich  als  eine  Pflichtstellung 
auffassen  und  der  Ueberzeugung  sein  können,  dass  sie  durch 
Sanctionirung  eines  Landtagsbeschlusses  gegen  ihre  Pflicht 
handeln  würden.  Für  unsere  Auffassung  spricht  auch  nicht 
sowol  die  Möglichkeit,  dass  die  verfassungsmässigen  Organe 
der  öffentlichen  Meinung  ganz  oder  theilweise  sich  in  Be- 
ziehung auf  die  herrschenden  Anschauungen  und  Bedürfnisse 


287)  Aub  dem  Verhältnisse  des  Constitutioualismus  zum  Absolutis- 
mus erklärt  sich  auch,  warum  man  in  verfassungswidrigen  Octroyirungen 
neben  der  formellen  Verfassungsverletzung  auch  eine  reelle  Reaction,  einen 
wirklichen  Rückschritt  zu  finden  pflegt  und  warum  Volker,  deren  Vor- 
fassungsleben keine  derartigen  Octroyirungen  aufzuweisen  hat,  auf  diesen 
Zug  ihrer  politischen  Geschichte  mit  besonderm  und,  sagen  wir  es,  wol 
aus  mehr  als  einem  Grund  gerechtem  Stolz  hinweisen.  Unter  den  deut- 
schen Staaten  durfte  ausser  Baiern  nur  Braunschweig  in  dieser  glücklichen 
Lage  sich  befinden. 


Pactirung  und  Octroyirung.  293 

getauscht  haben  können,  als  vielmehr  die  geschichtliche  Er- 
fahrung, dass  wirklich  die  Sympathien  des  Volks  nicht  sel- 
ten mehr  auf  Seiten  der  Regierung  als  der  Volksrepräsen- 
t&tien  gewesen  sind*  Dazu  kommt  noch,  dass,  wenn  man 
die  Vortheile  einer  wohlgeordneten  monarchischen  Geblüts- 
folge will,  man  auch  die  damit  wie  mit  allen  menschlichen 
Einrichtungen  verbundene  Unvollkommenheit  in  den  Kauf 
nehmen  muss,  dass  also  auch  eine  gewisse  Einwirkung  der 
personlichen  Meinung  des  Souveräns  oder  seiner  Rathgeber 
bei  der  Sanctionirung  des  Gesetzes  um  so  weniger  aus- 
geschlossen werden  darf,  als  widrigenfalls  ein  Doppeltes  zu 
befürchten  steht,  nämlich 

1)  der  Versuch,  diese  Einwirkung  auf  jede  der  vielen 
möglichen  Weisen  schon  vor  der  Unterbreitung  des  Be- 
schlusses zur  Sanction  geltend  zu  machen,  um  es  gar  nicht 
zu  dessen  officieller  Vorlage  kommen  zu  lassen;  oder, 

2)  wenn  dies  nicht  gelang,  der  Versuch,  durch  die  der 
Regierung  allein  überlassenen  Vollzugsinstructionen  die  Wirk- 
samkeit des  Gesetzes  zu  paralysiren  oder  ihr  eine  der  beab- 
sichtigten Wirkung  entgegengesetzte  Sichtung  zu  geben* 

Ist  doch  auch  in  den  Kammern,  selbst  bei  der  höchst 
möglichen  Objectivität  ihrer  Verhandlungen,  der  Einfluss  der 
Persönlichkeiten  nicht  zu  beseitigen.  Personliche  Reibungen, 
personliche  Berichtigungen  sind  nur  zu  häufige  Erscheinun- 
gen, und  es  gehört  zu  den  utopistischen  doctrinären  Dingen, 
die  Unvermeidlichkeit  personlicher  Auffassungen  durch  Theo- 
rien beseitigen  zu  wollen.  288) 

Zu  n. 

Es  ist  bekannt,  wie  häufig  sich  die  Theorie  vom  Ver- 
tragsstaate und  von  den  pactirten  Gesetzen,  als  Quintessen- 
zen des  repräsentativen  Staats,  auf  die  historisch -poli- 
tischen Erscheinungen  des  Mittelalters  stützt.  Erst  neuestens 
äusserte  sich  Helferich  (in  der  Deutschen  Vierteljahrschrift, 
Heft  92,  S.  36  fg.)  dahin,  „den  Germanen  habe  die  poli- 
tische Vertrags-  und  Repräsentativtheorie  sozusagen  im  Blute 
gelegen". 

288)  Ueber  die  Bedeutung  octroyirter  Verfassungen  s.  noch   Guizot, 
Histoire  parlementaire ,  I,  168  fg. 
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Indem  wir  hinsichtlich  des  „im  Bluteliegens"  politischer 
Charakterzüge  auf  unsere  im  ersten  Theil  dieses  Werks  ge- 
gebenen Ausführungen  über  die  Nationalität  **9)  verweisen, 
glauben  wir  behaupten  zu  müssen 9  dass  die  sogenannten 
Verträge  wie  das  sogenannte  Staatsrecht  des  Mittelalters 
bisher  keineswegs  noch  hinreichend  scharf  beurtheilt  wor- 
den sind. 

Die  mit  den  Keichsstanden  (&ats,  Cortez  u.  8.  w.)  ver- 
einbarten Reichsgesetze,  Wahlcapitulationen,  Handvesten, 
Landescompactate,  Eecesse,  Freiheiten  und  wie  alle  die  so- 
genannten Pactirungen  des  Mittelalters  heissen  mögen,  bie- 
ten nämlich  einfach  nur  das  Bild  eines  gänzlich  ungeklärten 
Zustandes  der  öffentlichen,  privaten  und  völkerrechtlichen 
Verhältnisse  jener  Zeit  dar.  29°)    In  dem  lebendigen  Drang 


289)  Zu  Thi.  I,  503  fg.;  Thi.  II,  S.  12,  60  u.  s.  w.  vgl.:  Piaton, 
Legg.,  I,  11.  Grüner,  Ueber  Freiheit  und  Nationalität  mit  besonderer  Be- 
ziehung auf  Deutschland  (Köln  1838).  The  destiny  of  the  human  race: 
a  Scriptural  inquiry.  By  the  Author  of:  „The  study  of  the  Bible" 
(London).  Revue  contemporaine ,  Tom.  22  n.  57.  Brotonne,  a.  a.  0., 
S.  141  fg.,  188  fg.,  430  fg.  Elvers,  Ch.  F.,  Der  nationale  Standpunkt  in 
Beziehung  auf  Recht,  Staat  und  Kirche  (Kassel  1845).  Bo&ch-Kemper,  De 
wetenschap  der  zumenleving,  S.  769,  786.  Guizot,  Histoire  parlementaire, 
II,  160.  Gneist,  a.  a.  0.,  I,  174.  Odilon- Barrot,  La  centralisation,  8. 150. 
Proudhon.,  Systeme  federatif,  S.  86,  118,  185  fg.,  189.  Fröbel,  a.  a.  O., 
II,  36  fg.,  88  fg.,  93,  103,  234,  329,  333.  Escher,  a.  a.  O.,  I,  97  fg. 
Joly,  L.t  Du  principe  des  nationales  (Paris  1863).  Taine,  a.  a,  O.,  I, 
S.  xxiu  fg.,  50,  57,  60,  73  fg.;  III,  272,  288,  294,  424,  529,  616,  622, 
665.  Latham,  R.  G.,  The  nationales  of  Europe  (2  Thle.,  London  1863). 
Leonardo,  L'idee  des  nationalites  (Leipzig  1864).  Ueber  „a  spurious  na- 
tionality((  s.  augsb.  Allgemeine  Zeitung,  1863,  Hauptbl.  Nr.  104,  S.  1709. 
Nach  den  Angaben  desselben  Blatts  (1863,  Beil.  Nr.  193,  S.  3200)  soll 
Thiers  bei  seinem  Aufenthalt  in  Wien  über  die  Polenfrage  geäussert  ha- 
ben: „II  est  bien  difticile  et  bien  dangereuz  de  s'engager  dans  les  affai- 
res d'un  peuple,  dont  on  ne  connait  pas  les  frontieres."  Gute  Bemerkun- 
gen über  Nationalitat  ebend.  1864,  Beil.  Nr.  267,  S.  4335.  Ist  Napo- 
leon's  III.  Nationalitätenprincip  nicht  der  Pendant  des  Continental  Systems 
Napoleon'*  L? 

290)  So  ist  es  zu  verstehen,  wenn  z.  B.  Wilhelm  von  Humboldt,  Ideen 
zu  einem  Versuch,  die  Grenzen  der  Wirksamkeit  des  Staats  zu  bestim- 
men (Breslau  1851),  S.  5,  sagt:  „In  den  altern  Staaten  sind  fast  alle  Ein- 
richtungen, welche  auf  das  Privatleben  der  Bürger  Bezug  haben,  im  eigent- 
lichen Verstände  politisch ",    oder  wenn  andere  die  mittelalterlichen  Zu- 
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nach  neuen,  grossem,  bessern  staatlichen  oder  doch  Staats- 
ähnlichen  Schöpfungen,  nach  fortwährenden  Veränderungen 
also  eines  in  jeder  Beziehung  unfertigen  Bestandes,  wie  ein 
solcher  besonders  bei  der  Vollkraft  der  germanischen  Volker 
stattfinden  musste,  zeigt  sich  eine  machtige  innere,  durch  die 
Umstände  stets  erhaltene  Bildungskraft  in  fortwährenden 
Uebergängen  von  einer  Gestaltung  zur  andern,-  in  welchen 
der  Kampf  zwischen  dem  Pflichtprincip  des  öffentlichen  Rechts 
und  dem  Princip  der  individuellen  Berechtigung  des  Privat- 
und  Völkerrechts  desto  heftiger  sein  musste,  je  weniger  über- 
haupt das  Verhältniss  des  Staats  und  des  Individuums  ab- 
geklärt sein  konnte,  und  je  mehr  sich  bei  den  unvermeidlichen 
and  ununterbrochenen  Beziehungen  zwischen  beiden,  die 
natürlich  ihre  organische  Einheit  suchen  mussten,  fast  in  je- 
dem Augenblicke  die  biegsamen,  rechtlich  noch  wenig  ge- 
ordneten und  ohne  Plan,  ohne  höheres  Staatsbewusstsein 
und  tiefere  Staats-  und  Menschenkenntniss  entstandenen  Si- 
tuationen änderten.  Daher  auch  das  Herüber-  und  Hinüber- 
wogen des  Kampfs  zwischen  politischer  allmächtiger  Cen- 
tralisation  und  einer  bis  zum  Einzelindividuum  hinab  alles 
zersetzenden  Decentralisation,  zwischen  denen  die  mannich- 
faltigsten  ständischen  oder  local-corporativen  Verbände  und 
guts-  wie  landesherrliche  Zusammengehörigkeiten  mit  ihrer 
Autonomie  gleichsam  die  Mitte  halten. 

Man  könnte  daher  sagen,  jene  sogenannten  Pactirungen 
des  Mittelalters  seien,  wenn  man  nicht  sowol  die  constante 
Form291)  als  vielmehr  oder  doch  zugleich  die  Verschieden- 
heiten und  Wandlungen  ihres  Geistes  würdigt,  gleichsam 
die  Denkzeichen  der  mannichfaltigen  Entwicklungen,  welche 
die  staatliche  Gesellschaftsbildung  des  Mittelalters  nach  den 
eben  bezeichneten  Hauptrichtungen,  zwischen  denen  die 
zuletzt  angegebenen  mittlem  Bildungen  selber  hin-  und  her- 
schwebten, gemacht  hat. 


stände  als  eine  Mischung  privat-  wie  öffentlich  rechtlicher  Elemente  be- 
zeichnen nnd  wol  auch  zwischen  dem  Charakter  nnd  der  Zuständigkeit 
der  Rechte  unterscheiden,  indem  sie  die  letztere  privatrechtlich,  erstem 
öffentlich-rechtlich  nennen  oder  umgekehrt.  S.  unsern  Aufsatz  über  die 
geschichtlichen  Entwicklung  des  Thronfolgerechts  in  Aegidi's  Zeitschrift  für 
deutsches  Staatsrecht,  Heft  1,  S.  86  fg.  (Berlin  1865). 
291)  Constant,  B.,  a.  a.  0.,  I,  376. 
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Damm  hatten 

1)  die  Reichsgesetze  nur  insofern  und  in  der  Form 
Geltung  für  ganz  Deutschland,  als  und  wie  sie  von  dem  Ge- 
danken einer  staatlichen  Einheit  desselben  beherrscht  waren, 
oder  vielmehr,  insofern  und  wie  in  wenigen  und  selbst  da 
zweifelhaften  Momenten  dieser  Gedanke  Anerkennung  fand.292) 
Man  darf  nicht  verkennen,  dass  das  deutsche  Eönigthum 
selbst,  insoweit  es  nicht  auf  dem  Vertrag  beruhte,  seine 
höchste  Berechtigung  nur  in  seiner  Verbindung  mit  der  im 
Mittelalter  ohne  Zweifel  machtigen  Idee  des  römischen  Kai- 
serthums  fand,  dass  aber  der  Staatsgedanke  der  deutschen 
Konige,  aus  welchem  mit  logischer  Notwendigkeit  das 
Streben  nach  Herstellung  eines  Geblütskönigthums  hervor» 
gehen  musste,  mit  der  Idee  des  romischen  Eaiserthums  und 
der  Idee  wie  den  Interessen  des  mit  demselben  unauflöslich 
verbundenen  Papstthums  so  absolut  im  Widerspruch  stand, 
dass  auch  ohne  den  Selbstandigkeitsdrang  der  deutschen 
Stamme  die  staatlichen  Bestrebungen  der  deutschen  Könige 
erfolglos  bleiben  mussten.  29S)  Mit  dem  römischen  Kaiser- 
tum war  die  deutsche  Staatseinheit,  ohne  dasselbe  das 
deutsche  Königthum  unmöglich.  Deutschlands  Unstaaüich- 
keit  erscheint  als  der  Grund,  aus  welchem  die  römische  Kai- 
serkrone von  dem  zu  einer  Erbmonarchie  gewordenen  west- 
fränkischen Reiche  auf  deutsche  Fürsten  übertragen  worden 
ist  und  nie  mehr  auf  ein  anderes  Geblütsfürstenthum  über- 
tragen werden  konnte.  Die  Entwicklung  der  Bisthümer 
und  Abteien  zu  weltlichen  Territorien  aber  erklärt  es,  warum 
die  Papenfürsten  wie  die  Laienfürsten,  und  zwar  wegen 
ihrer  doppelten  Stellung  die  erstem  noch  mehr  als  die  letz- 
tern, in  den  Kämpfen  zwischen  dem  Papst-  und  Kaiserthum 
eine  so  wechselvolle  und  in  der  Refonnationszeit  eine  so  ver- 
schiedenartige Stellung  eingenommen  haben.  So  wird  es 
aber  auch  klar,  warum  die  Reichsgesetze  so  überwiegend, 


292)  So  fand  z.  B.  die  Carolina  in  vielen  Landern  nur  durch  ihre 
Publication  als  Landesgesetz  Eingang. 

293)  Man  vergleiche  ans  er n  Aufsatz:  „Ueber  die  geschichtliche  Ent- 
wickelung  des  deutschen  Thronfolgerechts  **,  in  der  Zeitschrift  für  deut- 
sches Staatsrecht  und  deutsche  Verfassungsgeschichte  von  Aegidi  (Berlin 
1865),  Heft  1,  S.  56. 
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ja  bald  ausschliesslich  nicht  nur  die  Form,  sondern  auch 
den  innera  Charakter  von  privat-  oder  völkerrechtlichen 
Vertragen  hatten  nnd  auch  aassprachen.  Darum  erscheinen 
aber  auch 

2)  die  Landesverträge,  Freiheiten  u.  8.  w.  der  deutschen 
Territorien  nach  demselben  Verhältnisse,  in  welchem  die  Ver- 
lache zur  Herstellung  des  Reichsstaats  vergeblich  waren, 
also  das  fortschreitende  staatliche  Bedürfhiss  der  deutschen 
Territorien  ohne  Befriedigung  Hessen,  trotz  der  Vertrags- 
form  als  von  der  Natur-  und  Vernunftnothwendigkeit  des 
Staats  dem  zersetzenden  Isolirungstrieb  abgedrungene  An- 
erkennungen der  politischen  Pflicht  und  zwar  nicht  blos 
seitens  des  einen  oder  andern,  sondern  seitens  beider  Con- 
trahenten.  Sie  waren  sonach  die  Stufenleiter  der  Entwicke- 
hmg  des  deutschen  Territorialstaats,  wie  sich  dieser  infolge 
der  geschichtlich  erwiesenen  Unfähigkeit  der  deutschen  Reichs- 
idee zur  staatlichen  Ausbildung,  oder  auch  nur  zur  Ent- 
wicklung einer  durch  sich  selbst  unabhängigen  und  mäch- 
tigen Confoderation,  gestalten  musste.  Zugleich  aber  müs- 
sen sie  als  fortwährende  Proteste  des  Princips  der  indi- 
viduellen und  corporativen  Freiheit  gegen  willkürlichen 
Absolutismus  betrachtet  werden  und  erscheinen  demnach  als 
die  Wahrer  des  germanischen  Princips  der  politischen  Frei- 
heit in  der  politischen  Pflicht. 194) 

Was  also  von  diesen  sogenannten  pactirten  Gesetzen 
wirklich,  d.  h.  dem  Geiste  nach  pactirt  war,  erscheint  auch 
seiner  Genesis  nach  nicht  als  Gesetz;  was  aber  wirklich  das 
Product  politischer  Pflichterkenntniss  oder  doch  politischen 
Pflichtgefühls  gewesen,  nicht  als  Pactum. 


294)  Als  Ludwig  XVI.  die  Parlamente  anfhob,  blieb  Paris  ruhig,  in 
Pau  verlangte  man  aber  die  „execution  du  contrat  passe  entre  la  province 
et  le  roi  (Henri  IV)  en  sa  qualite  du  seigneur  de  Bearn";  und  in  der 
Provence  „on  rappela  les  conditions  auxquelles  le  pays  s'etait  donne  k 
la  France"  {Bastard  JEstang,  Le  parlement  de  France,  II,  629,  630). 
Dvpont-White  aber,  nachdem  er  gesagt t  „Cette  epoque  (moyen  äge)  semble 
avoir  vecu  de  trois  Conventions:  l'engagement  feodal  —  la  societe  taisible, 
nsitee  entre  serfs  dont  parle  Beaumanoir  —  la  lettre  de  change,  creee  par 
les  Juüs.  On  voit,  d'apres  cela,  que  les  societes  peuvent  naitre  d'un  con- 
trat",  schliesst  mit  den  Worten:  „Mais  elles  ne  se  developpent  qne  par 
developpement  de  la  puissance  publique  (LTiomme  et  l'etat,  S.  46)." 
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Dieser  Grundsatz  müsste  offenbar  für  die  Interpretation, 
Aufhebung  und  Abänderung  wie  für  die  ganze  Anwendung 
der  erwähnten  mittelalterlichen  Rechtsmonumente  entscheidend 
sein,  da,  soweit  sie  völker-  oder  privatrechtlich,  nur  die 
Uebereinstimmung  der  Contrahenten,  soweit  sie  aber  Gesetz, 
nur  die  bestehende  Gesetzgebung  sie  in  der  verfassungs- 
mässigen Form  abzuändern,  authentisch  zu  interpretiren  oder 
aufzuheben  befugt  sein  kann.  Dies  erklart  aber  auch  einer- 
seits den  Misbrauch,  der  „bona"  oder  „mala  fide"  mit 
derlei  alten  historischen  Rechtsmonumenten  getrieben  werden 
kann,  andererseits  die  fast  unübersteighchen  Schwierigkeiten, 
dieselben  mit  Sicherheit  und  Autorität  auf  neuere  Verhält-» 
nisse  anzuwenden.  Denn  wollte  man  auch  absehen  von  der 
besondern  und  durch  die  häufig  gebrauchte  lateinische  Sprache 
den  Gedanken  in  der  Regel  maskirenden  Ausdrucksweise 
dieser  Quellen,  sowie  von  dem  Umstand,  dass  infolge  der 
eingetretenen  grossen  Veränderungen  selbst  bei  der  streng- 
sten Festhaltung  der  Rechtscontinuität  kaum  höchst  gezwun- 
gener Weise  von  Rechtsnachfolgern  der  ehemaligen  Contra- 
henten oder  Gesetzgeber  in  unsern  Tagen  gesprochen  wer- 
den kann,  so  durfte  es  auch  unmöglich  sein,  sich  in  dem 
erforderlichen  Grade  in  die  rechtliche  Anschauung  solcher 
hingst  dahingegangener  und  uns  unverstandlicher  Zeiten  ge- 
treu zu  versetzen  und  über  die  ungeschieden  durcheinander- 
laufenden Gebiete  des  damaligen  Vertrags-  und  Gesetzes- 
lebens klar  zu  werden.  So  stehen  die  realen  Verhaltnisse 
der  Vergangenheit  nicht  minder  als  die  der  Gegenwart  dem 
Versuch  entgegen,  die  erstem  vollständig  zu  erkennen  und 
trotz  der  letztern  .  geltend  2u  machen.  Klare  Rechte  der 
Gegenwart  können  mit  unklaren  Rechten  der  Vergangenheit 
nur  durch  eine  entsprechende  Transaction  ausgeglichen  werden. 

Die  Rechtsüberzeugung  geht  nun  aber  oft  lange  still, 
aber  darum  nicht  minder  unaufhaltsam  ihre  geheimnissvollen 
Wege  neben  der  Rechtsaufzeichnung  fort.  Letztere  kann 
im  Verhältniss  zur  erstem  falsch  und  unvollständig  sein  und 
deshalb  nicht  sowol  als  Argument,  sondern  mehr  nur  als 
Beleg  für  die  Entwickelung  derselben  gelten.  Im  Wider- 
spruch mit  der  wirklichen  Rechtsüberzeugung  ist  keine 
Rechtsaufzeichnung  mehr  werth,  als  dass  man  sie  abändert. 
So  wenig  die  Behauptung  einer  alten  Form  der  Rechts- 
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Aufzeichnung,  z.B.  die  Vertragsform,  den  neuen  Geist  derselben, 
z.  B.  den  der  politischen  Pflicht,  verwandelt,  so  wenig  soll 
Oberhaupt  eine  wirklich  bestehende  lebendige  Rechtsüber- 
seogong  durch  eine  ihr  entgegenstehende  Aufzeichnung  ab- 
geändert werden.  War  übrigens  die  Aufzeichnung  der  be- 
stehenden Rechteüberzeugung  nach  dem  Gesetze  des  orga- 
nischen Fortschritts  vorangeeilt  und  das  Volk  fähig,  diesem 
Vorgehen  mit  seinen  Rechtsanschauungen  nachzukommen,  so 
wird  die  wahre  und  volle  Geltung  des  Gesetzes  erat  dann 
eintreten,  wenn  die  rechtliche  Ueberzeugung  des  Volks  der 
des  Gesetzgebers  nachgekommen  ist.  So  ging  auch  die  dem 
Feudalismus  entgegengesetzte  Rechtsuberzeugung  in  den  Völ- 
kern lange  still,  aber  unaufhaltsam  vorwärts,  obgleich  in  den 
Rechtsaufzeichnungen  die  feudalen  Formen  noch  beobachtet 
wurden,  und  wenn  später  constitutionelle  Gesetze  den  Rechts- 
anschauungen gewisser  engern  oder  weitern  Kreise  voran- 
eiken,  so  sind  ihnen  bald  die  Rechtsanschauungen  immer 
ausgedehnterer  Kreise  nachgekommen,  ja  nicht  selten  vor- 
angeeilt. 

Aus  Vorstehendem  erklärt  sich  auch  die  tiefe  und  oft 
schwankende,  daher  für  die  Anwendung  in  der  Gegenwart 
bedenkliche  Bedeutung  der  Confirmationen  und  Provocatio- 
nen  im  Mittelalter.  Denn  es  macht  einen  grossen  Unter- 
schied, ob  der  Confirmant  die  Confirmation  verweigern  und 
damit  einer  Urkunde  einige  oder  alle  Bedeutung  entziehen, 
ob  er  sie  nachträglich  und  mit  Wirksamkeit,  ohne  erst 
deshalb  pacisciren  zu  müssen,  ändern  und  ob  er  beides  nur 
thatsächlich  kann,  oder  ob  es  ihm  rechtlich  zusteht,  und  im 
entern  Fall  wieder,  ob  seine  thatsächliche  Befugniss  mit  der 
Rechtsüberzeugung  der  Interessenten  übereinstimmt,  oder  ob 
von  alledem  das  Gegentheil  stattfindet.  Dasselbe  gilt  von 
der  Jurisdiction.  Denn  wer  z.  B.  ohne  diese  Competenz 
bereits  infolge  einer  bestehenden  rechtlichen  Institution  zu 
besitzen,  Urtheile  von  Gerichten  unter  irgendeiner  Form  an 
sich  sieht,  um  selbst  darüber  eine  höhere  Entscheidung,  ab- 
ändernd oder  confirmirend,  abzugeben,  der  ist,  wie  die  Ge- 
schichte der  mittelalterlichen  Pro vocationen  es  beweist,  that- 
sächlich im  Besitz  einer  hohem  Jurisdictionsgewalt,  in 
welchem  er  sich  behaupten  wird,  wenn  allen  denkbaren  Wi- 
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derspruchen  gegenüber,  der  sie  tragende  höhere  politische 
Gedanke  allgemein  siegreich  durchdringt  oder  zur  anerkann- 
ten Herrschaft  gelangt.  Umgekehrt  sind  die  von  den  deut- 
schen Beichsstanden  erworbenen  „privilegia  de  non  appel- 
lando  et  non  provocandou  ein  Beweis,  dass  «die  von  den 
Kaisern  behauptete  staatliche  Superiorität  über  das  ganze 
Beich  für  die  einzelnen  Länder  von  ihnen  auf  die  Landes- 
herren übergegangen  war.  Aehnlicbes  kann  man  von  allen 
Bestandteilen  der  Staatsgewalt  sagen,  wenn  sie  aus  der 
Verbindung  einer  Mehrzahl  von  kleinern  Souveränetaten  zu 
einem  einzigen  grossem  Staat  und  umgekehrt,  aus  der  Auf- 
losung eines  grossem  Staats  in  mehrere  kleinere,  hervor- 
gegangen ist. 

Unsere  bisherigen  Entwickelungen  beweisen  aber  auch, 
dass  das  sogenannte  staatliche  Vertragsprincip  mit  dem  so- 
genannten Concordatsprincip  nichts  gemein  hat  als  die  Form, 
sofern  man  nämlich  unter  den  Concordaten  die  Verein- 
barungen zwischen  Kaisertimm  und  Papstthum  und  über- 
haupt zwischen  dem  Papst  und  den  weltlichen  Souveränen 
versteht.  Denn  diese  Concordate  gingen  aus  dem  Kampf 
zwischen  Staat  und  Kirche  *95)  als  Documente  der  Anerken- 


295)  Zu  TM.  I,  S.  134  fg.,  446  fg.,  477;  TW.  II,  S.  354  u.  s.  w. 
s. :  Piaton,  Legg.,  VI,  7.  Kempel,  Die  Rechte  eines  deutschen  Kaisers  über 
den  Papst  and  aber  Rom  (Leipzig).  Schubert,  Fr.  W.  von,  Schwedens 
Kirchenverfassung  and  Unterrichtswesen  (2  Thle.,  Greifswald  1821). 
Montlosier,  Memoire  a  consulter  sor  an  Systeme  religieux  et  politique  ten- 
dant  a  renverser  la  religion,  la  societe  et  le  tröne  (Paris  1826).  Funk,  Die 
Reorganisirung  der  englischen  Staatskirche  (Altena  1829).  Riffel,  C,  Ge- 
schichtliche Darstellung  des  Verhaltens  zwischen  Kirche  und  Staat  (Mainz 
1836).  Sugenheim,  Das  Staatsleben  des  Klerus  im  Mittelalter  (Berlin  1839). 
Q lad* tone,  Der  Staat  in  seinem  Verhaltniss  zur  Kirche.  Aus  dem  Eng- 
lischen von  Tholuck  (Halle  1843).  Wasserschieben,  H.,  Die  evangelische 
Kirche  in  ihrem  Verhaltniss  zu  den  symbolischen  Büchern  und  zum  Staat 
(Breslau  1843).  Eisenberg,  F.,  Staat  und  Religion  (Leipzig  1844).  Auf* 
sess,  Recht8verhältniss  des  Privatgottesdienstes  und  des  öffentlichen  Gottes- 
dienstes (Erlangen  1845).  Elvers,  Der  nationale  Standpunkt  in  Beziehung 
auf  Recht,  Staat  und  Kirche  (Kassel  1845).  Jacobson  u.  Richter,  Zeit- 
schrift für  das  Recht  und  die  Politik  der  Kirche  (Leipzig  1847),  Heft  1 
u.  2.  Schröder,  A.,  Die  Barche  und  ihre  Verfassung  (Potsdam  1848). 
Friedberg,  A.,   De  nnium  inter  eccles.   et   oivit.  regundor.  judicio    quid 
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Dung  der  souveränen  Selbständigkeit  beider  nebeneinander 
hervor.  Die  hinter  den  Concordaten  stehenden  Pflichten 
lind  im  wesentlichen  nur  sittliche,  privat-  oder  volkerrecht- 


Md.  meri  doctores  et  leget  statuerint  (Berlin  1849).  Die  Staatsweisheit 
der  Bibel  (Leipzig  1849).  Rennecke,  Chr.  H,  Die  Lehre  vom  Staat  mit 
besonderer  Berücksichtigung  des  christlichen  Frincips  (Leipzig  1850). 
Buhterincq,  A.,  Das  Asylrecht  in  seiner  geschichtlichen  Entwicklung 
(Dorpat  1863).  Radowitz,  von,  Neue  Gespräche  über  Staat  und  Kirche 
(Erfurt  1861).  Stahl,  Der  christliche  Staat  (Berlin  1855).  Mainers,  a.  a. 
0.,  H,  906,  882,  633.  Hegel,  K.,  Dante  über  Staat  und  Kirche  (Rostock 
1842).  Pufendorf,  &,  Politische  Betrachtungen  von  der  geistlichen  Mon- 
archie des  Stuhls  zu  Rom  (Halle  1717;  eine  Bearbeitung  dieses  Werks 
Ton  Weise,  Quedlinburg  1834).  Sempere;  a.  a.  0.,  S.  86.  Vattel,  a.  a. 
0.,  I,  334  fg.  Brotonne,  a.  a.  0.,  S.  256  fg.  Laboulaye,  a.  a.  0.,  S.  160, 
173.  Oneist,  a.  a.  O.,  I,  93,  173  fg.,  179  fg.  jEscAer,  a.  a.  0.,  I,  473  ffc. 
Carne,  Staatseinheit,  8.  97.  Döllinger,  Kirche  und  Kirchen,  besonders 
S.  210  fg.  Guizot,  Histoire  parlementaire ,  I,  385  fg.  Laurent,  Etudes, 
Vffl,  211  fg.,  225  fg.,  n.  X.  Derselbe,  L'eglise,  III,  44  fg.,  51  fg.  Taine, 
a.  a.  O.,  I,  xxxv ;  II ,  212.  Proudhon,  Systeme  federatif,  S.  79.  Thei- 
ner,  A»,  Codex  diplomaticus  dominii  temporalis  S.  Sedis.  Meyer,  E.t  Die 
Rechtsbildung  in  Staat  und  Kirche  (Berlin  1861).  Philippson,  L.,  Tradnot. 
de  L.  Levy-Bing,  dn  developpement  de  l'idee  relig.  dans  le  Judäisme,  le 
Christ,  et  l'Islamisme  (2  Thle.,  Paris  1861).  Cohen,  J.,  Les  Deicides. 
Examen  de  la  divinite  de  J.  Ch.  (Paris  1861).  Michel  Nicolas,  Essai  de  Philo- 
sophie et  d'hiatoire  religieuse  (Paris  1861).  Broglie,  A.,  Le  principe  de  que- 
stion  de  religion  et  d'histoire  (2  Thle.,  Paris  1861).  Hahn,  0.,  Religion 
und  Recht  (Tübingen  1862).  Schulz,  Neutestain entliche  Lehre  vom 
Staate  (Siegen  1862).  Christophe,  J.  B.,  Histoire  de  la  papaute*  pendant  le 
15*  eiecle  (2  Thle.,  Paris  1863).  Tollemer,  A.,  Des  origines  de  la 
eharitä  catholique  etc.  (Paris  1863).  Marie-Bernard,  D.,  Les  Heros  du  Chris- 
tianisme  a  travers  les  ages  (Paris  1863).  Stgur,  de,  Le  souverain  pontife 
(Paris  1863).  Audisio,  (?.,  Diritto  publico  della  chiesa  et  dclle  genti 
eristiane  (Rom  1863).  Baloe,  Th.,  Das  Concordat  nach  den  Grundsätzen 
des  Kirchen-,  Staats-  und  Völkerrechts  (München  1863,).  Mahon  de  Mo- 
uaghany  E.,  Rome  et  la  civilisation  (Paris  1863).  Renan,  Vie  de  Jesus 
(Paris  1863).  Morand,  S.,  Le  monde  eclaire  par  la  revelation  (Paris 
1863).  Hundeshagen,  C.  B.,  Die  theokratische  Staatsgestaltung  und  ihr 
Verhalten  zum  Wesen  der  Kirche,  in  der  tübinger  Zeitschrift  für  Kir- 
chenrecht, 1863,  Heft  2  tu  3.  Remusat  über  Pressence's :  l'eglise  et  la  revo- 
lution  franeaise,  in  der  Revue  de  deux  mondes,  LEO,  135  fg.  Franek,  A., 
Philosophie  de  droit  ecclesiastique,  des  rapports  de  la  religion  et  de 
l'etat,  in  der  Bibliotheque  de  philosophie  contemporaine  (Paris  1864). 
Dowrif,  Jn  Du  stoieisme  et  du  chrlstianisme  (Paris  1863).  Fustel  de  Cou- 
langes,  La  cite  antique  etc.  (Paris  1864),  Tbl.  1. 
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liehe,  wie  überhaupt  diejenigen,  welche  hinter  allen  inter- 
nationalen Verträgen  stehen.  Wenn  jedoch  Papste  nicht 
selten  Volker  von  den  beschworenen  Pactirungen  gegen  ihre 
Fürsten  und  letztere  gegen  erstere  entbunden  haben,  so  darf 
auch  dies  nicht  vom  Standpunkte  unserer  Zeit  aus  beurtheilt 
werden.  Ohne  sich  dessen  bewusst  tu  sein,  so  fühlt  man 
doch  immer,  dass  über  öffentliche  oder  allgemeine  unzweifel- 
hafte Bedürfnisse  ein  Geschäft  mit  der  innern  Natur  eines 
privat-  oder  völkerrechtlichen  Vertrags  zwischen  den  Staats- 
angehörigen selber  gegen  die  Natur  und  Logik  des  Staats 
wäre.  Der  Papst  erscheint  aber  im  Mittelalter  nicht  nur 
als  anerkannter  Schiedsrichter  in  unzweifelhaft  volkerrecht- 
lichen Dingen,  sondern  i\bte  auch  während  des  Sieges  des 
Papstthums  über  die  weltliche  Gewalt  in  logischer  Con- 
sequenz  des  Princips,  dass  die  Interessen  der  Kirche  allen 
andern  Interessen  vorgingen,  um  so  mehr  ein  Entscheidungs- 
recht in  Streitigkeiten  zwischen  Fürsten  und  Völkern,  als  er 
einerseits  nicht  selten  von  beiden  Theilen  angerufeu  wurde, 
andererseits  solche  strittige  Verhältnisse,  die  wir  nach  den 
spätem  Entwickelungen  als  staatsrechtliche  zu  betrachten 
gewohnt  sind,  in  der  That  mehr  völkerrechtliche  Verhält- 
nisse waren.  Dass  übrigens  solche  Entbindungen  von  be- 
schworenen politischen  Pflichten  mit  unsern  staatlichen  Ver- 
hältnissen unvereinbar  wären,  ist  ebenso  gewiss,  als  dass 
auch  im  Mittelalter  ihr  Gebrauch  nicht  ohne  manchen  Mis- 
brauch  und  Widerspruch  stattgefunden  haben  kann.  29<J) 

Es  übrigt  noch,  einen  kritischen  Blick  auf  die  soge- 
nannten pactirten  Gesetze  unserer  Zeit,  namentlich  auf  jene 
geschichtlichen  Thatsachen  zu  werfen,  welche  als  Beweise 
für  die  vertragsweise  Entstehung  von  Staaten  angeführt  zu 
werden  pflegen. 

Hierher  gehören  vor  allem  die  ersten  Staatengründungen 
und  Staatsgrundgesetze  in  Nordamerika,  und  die  Art  und 
Weise,  wie  innerhalb  des  Schoses  der  nordamerikanischen 
Union  neue  Staaten  entstanden  und  noch  entstehen  können. 
Allein  alle  diese  geschichtlichen  Erscheinungen  dienen  nicht 
dazu,  die  Annahme  zu  rechtfertigen,  als  ob  der  letzte  Ent- 


296)  Guizot,  Histoire  des  origines,  II,  172. 
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stelrangsgrnnd  des  Staats  auch  nur  einmal  der  Vertrag  ge- 


Als  die  erste  Gesellschaft  englischer  Puritaner,  in  allem 
150  Kopfe  stark,  an  der  Küste  von  Neuengland,  da  wo  jetzt 
Plymouth  steht,  gelandet  war,  richtete  sie  ihre  erste  Sorge 
allerdings  darauf,  sich  als  „sociätö",  oder  wie  die  von 
ihnen  redigirte  Acte  sagt,  als  „corps  de  sociötö  politiqueu 
m  arganisiren.  Es  heisst  ferner,  die  Auswanderer  hätten 
den  Staat  Rhode-Island  im  Jahre  1638  gebildet,  und  sie  wie 
die  spätem  Gründer  nordamerikanischer  Staaten  hätten  da- 
mit begonnen,  einen  „contrat-social"  zu  entwerfen,  welcher 
der  Genehmigung  aller  Interessenten  unterbreitet  wurde. 
Anch  besagt  z.  B.  die  Charte  von  Maryland,  dass  jede  Re- 
gierung ihr  Recht  vom  Volke  habe,  ausschliesslich  auf  dem 
Vertrag  beruhe  und  zum  gemeinen  Besten  eingerichtet  sei. 
Bekannt  ist  auch  der  Begriff  eines  amerikanischen  Territory 
und  was  dazu  gehört,  damit  ein  solches  zu  einem  Staate  der 
Union  erhoben  werden  könne.  *97) 

Bei  alledem   ist  aber   in   keiner  Weise   von    vertrage- 


297)  «Nons,  dont  les  noms  solvent,  qui,  pour  la  gloire  de  Dien,  le 
dereloppement  de  la  foi  chretienne  et  l'honneur  de  notre  patrie,  avons 
entrepris  d'etablir  la  premiere  colonie  sur  ces  rivages  recules,  nooi  con- 
venons  dans  ces  präsentes,  par  consentement  mutuel  et  solenne],  et  derart 
Dien,  de  noos  former  en  corps  de  sociätä  politique,  dans  le  bnt  de 
noua  goavemer  et  de  travailler  a  l'accomplissement  de  nos  dessins  et  en 
Tertu  de  ce  contrat,  nons  convenons  de  promnlgner  des  lois,  actes, 
ordonnance«,  et  dlnstituer  selon  les  besoins  des  magistrats,  auxquels  nons 
promettons  soumiasion  et  obeissance. »  Das  geschah  1620.  —  «Les  emi- 
grants,  qui  creerent  l'itat  de  Rhode-Island  en  1683,  ceux  qui  s'etablirent 
a  Kew-Haven  en  1637,  las  premiers  habitants  de  Connecticut  en  1639  et 
les  fondatenrs  de  Providence  en  1640,  commencerent  egalement  par  redi- 
ger un  contrat  social  qui  fht  soumis  a  l'approbation  de  tous  les  in- 
teresses.»  —  «II  6tait  alors  genäralement  admis  que  les  terres  du  Nou- 
reaa- Monde  appartenait  a  la  nation  europäenne  qni,  la  premiere,  les 
arait  d^couvertas.  Preique  tont  le  littoral  de  PAm&rique  da  Nord  devint 
de  cette maniere  une  possession  [anglaise  vers  la  fw  du  18°  siecle.» 
Toeqmeviüe,  La  democratie,  I,  42  fg.  In  der  Charte  von  Maryland  heisst 
es:  «Tont  gouvernement  tire  son  droit  du  penple,  est  uniquement  fonde 
snr  un  contrat  et  institne  pour  l'avantage  commun.»  Chambrun,  Du  regi- 
ment  parlementaire ,  8.  283.  Ueber  den  Begriff  eines  amerikanischen 
„Territory«*   s.  Bas  Ausland,  1828,  S.  324. 
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massiger  Staatengründung  die  Rede.  Denn  es  ist  unbestrit- 
ten, dass  bis  zur  Unabhängigkeitserklärung  Nordamerikas 
dasselbe  eine  englische  Besitzung  war,  dass  die  drei  ver- 
schiedenen Systeme  der  Abhängigkeit  vom  Mutterlande  in 
diesen  Colonien  herrschten,  dass  sie  also,  was  sie  Tom  Staate 
nicht  daheim  gelassen,  aus  der  frühern  Heimat  in  die  neuen 
Wohnsitze  mitgebracht  hatten.  Die  Constitutionen  der  ameri- 
kanischen Colonien  erscheinen  also  für  diese  Periode  nicht 
als  Staatsverfassungen,  sondern  als  durch  den  Colonial- 
charakter  eigentümlich  modificirte  Gemeinde-  oder  Provin- 
zialverfassungen.  Durch  das  Hinwegfallen  der  Souveränetat 
Englands  wurden  die  Colonien  ebenso  staatlich  frei,  wie 
später  die  deutschen  Territorien  durch  die  Auflosung  des 
Reichs.  Seit  aber  aus  dem  nordamerikanischen  Staatenbunde 
ein  nordamerikanischer  Bundesstaat  geworden  war,  erscheint 
der  letztere  allein  als  der  staatliche  Träger  der  Souveränetät 
und  kann  die  Bezeichnung  der  Bundesglieder  mit  „Staaten" 
nur  in  uneigentlichem  Sinne  genommen  werden.  Gerade  die 
Unfertigkeit  der  nordamerikanischen  Zustände,  wie  sie  in 
dem  eben  beendigten  Kriege  des  Nordens  mit  dem  Süden  zum 
Ausbruch  gekommen  ist,  muss  als  Beweis  dienen,  wie  wenig 
überhaupt  bisjetzt  in  Nordamerika  der  Staat  vollständig  ent- 
wickelt ist. 

Im  wesentlichen  dasselbe  gilt,  „mutatis  mutandis",  von 
einigen  in  der  neuesten  Zeit  selbständig  gewordenen  Staaten 
Europas,  z.  B.  von  Belgien  und  Griechenland.  Soweit  die 
reellen  Bestandteile  eines  Staats  in  diesen  Ländern  gegeben 
sind,  waren  dieselben  schon  vordem  in  beiden  vorhanden, 
und  es  handelte  sich  nur  darum,  eine  staatliche  Obermacht 
zu  beseitigen,  die  ihre  Selbständigkeit  bisher  in  Banden  ge- 
schlagen hatte.  Wenn  aber  Guizot  das  monarchische  Prin- 
cip  der  Julidynastie  „den  Vertrag  des  Landes  mit  einem 
den  Fehlern  und  falschen  Grundsätzen  seiner  Ahnen  frem- 
den und  in  der  durch  diese  Fehler  herbeibeschworenen  Krise 
allein  als  Eonig  möglichen  Prinzen  des  königlichen  Hau- 
ses" nennt,  so  braucht  man  nicht  an  die  Verlegenheiten  zu 
denken,  welche  überhaupt  der  revolutionäre  Ursprung  der 
Julidynastie  dem  Rechtssinn  wie  der  Verwaltung  dieses  be- 
rühmten Mannes  bereitet  haben,  um  zu  erkennen,  dass  es 
sich  hier  um  keine  Vertragstheorie  im  gewöhnlichen  Wort- 
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nnn  handele.  Denn  einmal  war  ja  der  französische  Staat 
vom  Jahre  1830  kein  anderer  als  das  alte  Frankreich,  und 
wenn  die  Erhebung  Louis  Philipp's  auf  den  Thron  der  alten 
Bourbonen  den  Charakter  eines  neuen  Gesetzes  hatte,  den 
Guizat  mit  „contrat"  bezeichnet,  so  liegt  schon  in  der  Be- 
hauptung, dass  Louis  Philipp  der  einzig  mögliche  Konig 
und  also  die  Bepublik  eine  bare  Unmöglichkeit  gewesen, 
ein  Beweis,  dass  Guizot  weder  überhaupt  nur  an  die  Form 
des  Vertrags,  noch  an  eine  entscheidende  Einwirkung  des 
privaten  Vertragsprincips  in  diesem  Falle  gedacht  hat. 

Aus  der  Prüfung  der  mittelalterlichen  wie  der  modernen 
Erscheinungen,  in  denen  sich  eine  Anwendung  der  Vertrags- 
form  auf  öffentliche  Rechtsverhältnisse  findet,  gehen  dem- 
nach folgende  praktische  Resultate  hervor: 

1)  Auch  die  Vertragsform  ist  in  öffentlichen  Dingen 
nicht  im  Stande,  selbst  wenn  man  wollte,  das,  was  seinem 
Wesen  nach  öffentliche  Pflicht  ist,  dieses  Wesens  zu  ent- 
kleiden. Sie  dient  in  diesen  Dingen  nur  dazu,  ein  sicheres 
Zeugniss  zu  erhalten  über  das,  was  und  wie  es  allgemein 
als  politische  Pflicht  angesehen  wird  und  deshalb  im  Gesetz 
realisirt  werden  sollte.  In  Fällen,  wo  es  zweifelhaft  ist,  ob 
etwas  als  politische  Pflicht  oder  personliches  Recht  zu  er- 
achten, wo,  wie  dies  in  den  geschichtlichen  Entwickelungen 
unvermeidlich,  die  Gebiete  der  individuellen  Freiheit  und  der 
staatlichen  Ordnung  durch  Ausdehnung  oder  Einengung 
collidiren  und  eine  Lückenhaftigkeit  und  Undeutlichkeit  der 
Rechtsvorschriften  besteht,  erscheint  der  Vertrag  als  Mittel 
organischer  Transaction,  in  welchem  sich  die  begründeten 
Pflicht-  und  Rechtselemente  geltend  zu  machen  vermögen, 
so  zwar,  dass  aus  den  Verhandlungen  das  Pflichtelement 
in  der  Form  bindender  Gesetze,  das  Element  individueller 
Berechtigung  in  der  Form  garantirter  Freiheiten  hervor- 
gehen kann. 

2)  Durch  die  Anerkennung  einer  wahren  öffentlichen 
Meinung,  d.  h.  einer  durch  lange  Zeit  und  constant  sich 
bewahrenden  Forderung  eines  Landes  oder  Volkes  als  be- 
stimmenden Factors  im  organischen  Staat,  ergibt  sich  die 
Consequenz,  dass  der  verfassungsmässige  Ausdruck  der- 
selben nicht  blos  die  Kraft  eines  guten  Raths  haben  könne, 

Hdd.  hl  20 
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das  decisive  Votum  der  Landstande  108)  demnach  nicht  aus 
den  auf  föderativen  Grundlagen  ruhenden  Befugnissen  der 
mittelalterlichen  Stande  abzuleiten  sei. 

3)  Der  Staat  muss  wie  ein  Private  mit  andern  über 
Dinge  pacisciren,  die  nicht  in«  das  Gebiet  seiner  verfassungs- 
massigen Gerechtsame  fallen,  oder  die  wegen  drängenden 
Nothstandes  nicht  auf  dem  langsamen  Wege  der  constitu- 
tionellen  Gesetzgebung  erledigt  werden  können* 

4)  Da  die  modernen  Gesetzgebungsformen  darauf  ein- 
gerichtet sind,  die  wahre  öffentliche  Meinung  in  Gegen- 
standen der  constitutionellen  Gesetzgebung  mit  Notwen- 
digkeit zu  einer  gewissen  Anerkennung  zu  bringen,  so  kann 
der  Staat,  den  vorhin  erwähnten  Ausnahmsfall  abgerechnet, 
nicht  hoffen,  dass  Anforderungen,  welche  er  ohne  Beachtung 
dieser  Formen  stellt  und  vielleicht  auch  durchsetzt,  deshalb 
die  Anerkennung  des  Volks  erhalten,  weil  sie  vom  Volke 
als  materiell  gerechtfertigt  betrachtet  werden.  Eine  solche 
Anerkennung  kann,  auch  wenn  man  den  Werth  der  Formen 
auf  das  geringste  Mass  beschränkt,  bei  ihrem  Zusammen- 
hang mit  der  organischen  Staatsidee  im  Interesse  des  orga- 
nischen Fortschritts  gar  nicht  wünschens werth  erscheinen. 

5)  Je  weniger   Berathung  und    Sanction   des  Gesetzes 

298)  Ein  blosses  Berathungs  recht  ohne  „votam  decisivum"  ist  kein 
Recht,  sondern  nnr  eine  Pflicht;  der  Bath  mit  „votum  decisivum"  bleibt 
darum  doch  nnr  ein  Berathungsrecht.  Ist  es  auch  nicht  die  wahre  Na- 
tur des  modernen  Staats,  dass  er  Mos  Rechtsstaat  sei,  so  erscheint  das 
„votum  decisivum"  der  Landstande  als  die  nothwendige  Consequem  von 
dem,  was  im  modernen  Staat  wirklieh  rechtlich  geworden  ist,  nämlich 
von  der  verfassungsmässigen  Theilnahme  des  Volks  an  den  öffentlichen 
Angelegenheiten.  Wie  nach  modernem  Staatsrecht  niemand  mehr  daran 
denkt,  dass  der  Souverän  „legibus  solutus"  sei,  es  vielmehr,  trotz  seiner 
juristischen  Unverantwortlichkeit,  als  unzweifelhaftes  Princip  gilt,  dass  er 
an  die  Gesetze  gebunden  sei,  so  muss  nicht  wegen  der  äussern,  sondern 
wegen  der  Innern  Verbindung  der  ständischen  Körper  mit  dem  ganten 
Gesetzgebungswerk  deren  „votum  decisivum"  als  etwas  Notwendiges  und 
mit  der  Stellung  des  constitutionellen  Souveräns  vollkommen  vereinbaret 
erscheinen.  Eine  gewisse  Discreditirung  der  Rathstitel  aber  hängt  ohne 
Zweifel  mit  der  Idee  unserer  Zeit,  entscheidend  ins  öffentliche  Leben  ein- 
zugreifen, zusammen  und  der  „geheime  Rathu  verstösst  offenbar  gegen  die 
allgemeinen  Sympathien  mit  der  Oeffentlichkeit  des  öffentlichen  Lebens, 
der  „königliche  Rath"  mit  den  Gefühlen  für  die  organische  Staatsidee. 
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nach  den  dazu  autorisirten  Persönlichkeiten  getrennt  sind, 
je  unselbständiger  der  Träger  der  Souveränetat  in  der  Er- 
theüong  oder  Verweigerung  der  Sanction  nach  seiner  Per- 
sönlichkeit oder  nach  den  verfassungsmässigen  Bestimmungen 
ist,  je  undeutlicher  es  erscheint,  ob  ein  monarchischer  Ein- 
heitsstaat, oder  eine  Art  von  Aristokratie  vorbanden  ist,  je 
imbestimmter  die  Competenzen  der  verschiedenen  Träger 
öffentlicher  Gewalten  sind,  desto  mehr  werden  nicht  blos 
die  Formen,  sondern  auch  die  Charaktere  des  Vertrags  und 
des  Gesetzes  oder  persönliche  Willkür  und  öffentliche  Pflicht 
ineinander  schwimmen,  desto  entscheidender  die  Einflüsse 
des  Moments  und  der  hervorleuchtenden  Persönlichkeiten, 
und  desto  untergeordneter  überhaupt  die  Formfragen  bei 
Entscheidungen  über  politische  Dinge  sein.  In  dieser  Be- 
ziehung ist  die  Geschichte  der  Staatenbündnisse  und  Bun- 
desstaaten ebenso  lehrreich,  wie  die  der  Republiken-  und 
Monarchien.  *")    Es  ergibt  sich  hieraus  aufs  neue,  dass 

6)  ob  ein  Staat  formell  Constitutionen  sei  oder  nicht, 
dies  allein  über  seinen  organischen  Charakter  nicht  ent- 
scheide, welchen  grossen  Werth  auch  die  constitutionellen 
Formen  für  die  Wirksamkeit  und  den  Schutz  des  orga- 
nischen Lebens  im  Staate  haben. 

Zu  III. 

Das  Vorurtheil,  als  ob  sogenannte  pactirte  Gesetze  an 
ach  besser  sein  müssten  als  octroyirte,  dürfte  durch  die 
Resultate  zu  II.  schon  widerlegt  erscheinen.  Wir  müssen 
jedoch  trotzdem  noch  etwas  näher  auf  dessen  Prüfung  ein- 
gehen, weniger  wegen  der  Gründe,  auf  welchen  dasselbe 
beruht,  als  vielmehr  um  der  Zwecke  willen,  welche  mit  die- 
ser Unterscheidung  in  der  ihr  beigelegten  Bedeutung  ver- 
folgt werden. 

Es  soll  kein  grosser  Werth  hier  darauf  gelegt  werden, 


299)  Man  kann  sagen,  in  England  gebe  der  König  dem  vom  Parla- 
ment gemachten  Gesetz  eine  Art  von  Persönlichkeit,  in  Frankreich  der  per- 
sönliche Wille  des  Kaisers  dem  Gesetz  Inhalt,  Form  nnd  Geltung,  und  in 
Deutschland  sei  bei  der  Gesetzgebung  der  höchste  Grad  organischen  Zu- 
sammenwirkens der  Factoren  des  öffentlichen  Lebens  zulässig. 
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dass  B.  Comtant  trotz  der  von  ihm  vertretenen  Vertrags- 
theorie die  im  „contrat  social44  enthaltene  Sklaverei  wohl  er- 
kannt und  scharf  gegeiselt  hat.  Wichtiger  ist  uns,  dass 
die  ausdrücklich  und  vollständig  nur  auf  Pactirung  beruhende 
Gesetzgebung  Connecticuts  (vom  Jahre  1650),  also  eines 
Colonialstaats,  der  dadurch  begründet  wurde,  dass  seine 
Gründer  um  der  Gewissensfreiheit  willen  zu  der  Auswan- 
derung gezwungen  waren,  den  härtesten  Religions-,  Sitten- 
und  Sittlichkeitszwang  durch  die  strengsten,  ja  blutigen  welt- 
lichen Strafgesetze  zu  üben  versucht  hat,  eine  Erscheinung, 
die  weder  im  17.  Jahrhundert  vereinzelt  dasteht,  noch,  wie 
gewisse  Gesetze  gegen  ausserhalb  der  Staatsreligion  Stehende, 
über  die  Sonntagsfeier  u.  s.  w.,  ungern  Zeiten  gänzlich  fremd 
ist.  Diese  Erscheinungen  lehren,  dass,  wie  überhaupt  der 
Inhalt  des  Gesetzes,  namentlich  auch  der  Grad  seiner  Frei- 
sinnigkeit oder  seine  wohlthätige  Wirkung  im  Sinne  des 
Liberalismus  dem  letzten  Grunde  nach  nicht  von  der  Form 
seiner  Zustandebringung  wesentlich  bedingt  ist.  So  waren 
z.  B.  auch  die  berühmten  Josephinischen  Gesetze  octroyirte, 
und  ihre  Freisinnigkeit  ist  ebenso  unbestritten  wie  ihre  da- 
malige Zeitungemässheit.  Die  liberalen  Constitutionen  un- 
sers  Jahrhunderts  erfolgten  gleichfalls  häufig  auf  dem  Wege 
der  Octroyirung  und  zeigen  den  Liberalismus  in  den  ver- 
schiedensten Schattirungen,  während  manches  pactirte  Gesetz 
mit  strengen  und  tief  eingreifenden  Wirkungen  wol  früher 
niemals  octroyirt  worden  wäre.  Auch  darf  nicht  übersehen 
werden,  dass  die  Willkürlichkeit  des  Absolutismus  ebenso 
doppelschneidig  ist  wie  die  Unverbrüchlichkeit  der  recht- 
lichen Ordnung;  denn  während  die  letztere  nur  höchst 
ausnahmsweise  auf  die  Besonderheit  der  Fälle  und  Indivi- 
dualitäten Bücksicht  nimmt,  war  durch  die  erstere  eine  solche 
Rücksicht  auch  im  liberalen  Sinne  häufig  möglich. 

Man  hat,  wie  schon  früher  hervorgehoben  wurde,  in 
unsern  Tagen  gern  den  Grundsatz  vorangestellt,  dass  der 
Fortschritt  80°)     einzig   und   allein    in   der   Steigerung    der 


300)  Zu  Thl.  I,  S.  10,  28,  366,  382,  405,  471,  501;  Thl.  II,  S. 
16  u.  8.  w.  vgl.:  Piaton,  Legg.,  V,  8.  Porter,  G.  £.,  The  progreas  of  the 
nation,  in  its  variou«  social  and  economical  relations,  from  the  beginning 
of  the  19.  centnry  (London  1851).   Fröbel,  a.a.O.,  II,  40,  377,  386.  /an- 
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beit  a*1)  bestehe.  Da  die  Fortschrittsaufgabe  zunächst, 
ding8  darin  bestand,  eine  Menge  zeitungemäss  gewor- 
ir,  aus  dem  Mittelalter  überkommener  Beschrankungen 
beseitigen,  so  liess  man  sich  verführen,  die  Schaffung 
Freiheiten  für  immer  als  die  alleinige  Aufgabe  des  Fort- 
itts  zu  erklären.  Man  übersah  dabei,  dass  der  Staat  nie 
irch  freier  geworden,  wenn  einzelne  wie  immer  zahlreiche 
;sen  seiner  Angehörigen  freier  wurden,  sondern  lediglich 
1,  wenn  sich  für  alle  Staatsangehörigen  das  Feld  der 
ern  Bethätigung  ihrer  Freiheit  mit  der  Fähigkeit  dazu 
iiterte.     Dies  muss  aber  immer  die  Folge   haben,  dass 

gleichzeitig  und  Terhältnissmässig  auch  die  öffentlichen 
nungen  und  Pflichten  erweitern  und  vermehren.  Der 
orgeois"  z.  B.  konnte  nur  dadurch  frei  werden,  dass  nicht 
er,  sondern  auch  der  Adel  öffentlichen  Ordnungen  sich 
rwarf,  von  denen  bisher  beide  frei  waren  und  statt  wel- 
•  beide   oder  doch   der  „bourgois44    andere  Ordnungen, 

wären  es  auch  nur  die  von  der  Macht  der  feudalen 
Lande  auferlegten^  getragen  hatten.  Das  Proletariat  oder 
„par  excellence44  mit  Arbeiterstand  bezeichnete  Klasse 
a  in  Wirklichkeit  nicht  freier  werden,  wenn  sie  sich 
t  selbst  8ammt  ihren  Arbeitgebern  neuen  socialen  und 
tischen  Ordnungen  unterwirft.  Das  Kind  wird  nicht 
ständig,  wenn  es,  in  die  Ordnungen  der  reifern  Menschen 
retend,  nicht  auf  die  Privilegien  der  Kindheit  verzichtet, 

die  Selbständigkeit  des  Mannes  oder  des  Weibes  in  der 

ist  eine  den  andern  Theil  entwürdigende  Herrschaft, 
n  sie  nicht  jeder  Theil  für  sich  durch  die  Uebernahme 

Erfüllung  seiner  Pflichten  mit  der  Achtung,  die  ihm 
ir  wird,  erkauft.  Darum  können  auch  die  Privilegien 
t  Umständen  zur  unerträglichen  Last  werden,  und  es 
heint  nicht  als  eine  Rechtsverkürzung,  sondern  als  eine 
je  der  erweiterten  Rechtssphäre,  wenn  die  Minderjährigen, 


A.,  Die  Idee  des  Fortschritts  in  der  Universalgeschichte  (Branden- 
1863).  Ueber  die  Verdienste  der  deutschen  Landeshoheit  um  den 
ichritt  8.  Laurent,  Etudes,  X,  204. 

301)  Ruft  doch  selbst  Guizot  (Histoire  parlementaire,  I,  48)  aas:  „Con- 
\z  le  pouvoir    fortement  d'une   part,   et  la  liberte  plus  fortement  de 
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denen  zum  Zwecke  selbständigen  Handelsbetriebs  die  „venia 
aetatis"  ertheilt  wurde,  oder  die  Handelsfrauen  für  die  Sphäre 
ihres  Handelsgeschäfts  die  „privilegia  minorum",  resp.  die 
sogenannten  weiblichen  Rechtswohlthaten  verlieren. 

Den  Grad  der  Freiheit  oder  des  in  den  Gesetzen  aus- 
gesprochenen Liberalismus  einer  Zeit  bestimmen  demnach 
nicht  die  Formen,  in  denen  die  Gesetze  zu  Stande  kommen, 
sondern  die  leitenden  Ideen  der  Zeit  selber,  welche  im  Ge- 
gentheil  auch  die  Formen  der  Gesetzgebung  bestimmen.  Ob 
aber  der  wirklich  vorhandene  Grad  der  Freiheit  der  „in 
concreto"  richtige  sei,  ob  demnach  die  leitenden  Ideen  der 
Zeit  das  rechte  Mass  halten,  dies  bestimmt  sich  allein  nach 
dem  Verhältniss  der  Freiheiten  zu  den  Ordnungen. 

Der  Geist  unserer  Zeit  ist  der  des  organischen  Staats. 
Dieser  Geist  ist's,  der  unmittelbar  nach  einer  langen  durch 
eine  Mei\ge  von  Kriegen  aufs  höchste  gesteigerten  Periode 
des  Absolutismus  so  mächtig  auf  die  Entwickelung  con- 
stitutioneller  Formen  drang,  dass  die  Regierungen  in  dem 
Höhepunkte  ihrer  Unbeschränktheit  der  materiellen  Gewalt 
desselben  nicht  widerstehen  konnten  und  constitutionelle  Ver- 
fassungen gewähren  mussten.  Dieser  Geist,  unmittelbar  nach 
der  Allmacht  des  absoluten  Staats  zur  Herrschaft  gelangt, 
konnte,  ja  musste  erfahrungsmässig  in  der  Opposition  gegen 
die  Reste  und  Nachwirkungen  seines  Vorgängers  leicht  auf 
das  andere  Extrem,  auf  einen  abschliessenden  oder  doch 
unverhältnissmässig  überwiegenden  Liberalismus  verfidlen. 
So  erklärt  sich  der  oben  erwähnte  Grundsatz  und  die  Ver- 
bindung desselben  mit  dem  Constitutionalismus.  Aus  ihm 
entstand  auch  das  Eingangs  bezeichnete  Vorurtheil,  welches 
die  freilich  nicht  minder  vorurtheilsvolle  Meinung  vieler  von 
der  Schwäche  und  politischen  Verwerflichkeit  des  constitu- 
tionellen  Liberalismus  oder  von  der  Gleichbedeutung  des 
Constitutionalismus  mit  einem  solchen  Liberalismus  hervorrief. 

Uebrigens  kann  kein  Zweifel  sein,  dass  diejenigen  con- 
stitutionellen  Einrichtungen,  infolge  welcher  die  constitutio- 
nellen  Gesetze  für  pactirte  gelten,  ihre  besondern  guten  wie 
schwachen  Seiten  haben. 

Man  hat  bisher  meist  nur  die  eine  oder  die  andere  die- 
ser Seiten  für  oder  gegen  das  constitutionelle  System  auf- 
gefasst  und  demnach  übersehen,  nicht  nur,  dass  das  Wesen 
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des  Constitutionalismus  überhaupt  sehr  verschieden  erfasst 
und  die  constitutionellen  Einrichtungen  noch  verschiedener 
angewandt  werden,  sondern  auch,  dass  der  Werth  der  con- 
stitutionellen Einrichtungen  für  die  Gesetzgebung  allein  dann 
richtig  beurtheilt  werden  kann,  wenn  man  alle  ihre  guten 
und  schwachen  Seiten  würdigt,  sie  dann  gegeneinander  ab- 
gleicht und  das  Ergebniss  mit  einer  ebenso  objectiven  Wür- 
digung anderer  Gesetzgebungsformen  vergleicht.  Haben  wir 
früher  gefunden,  dass  der  objective  Werth  eines  Gesetzes 
zunächst  von  seinem  durch  die  Art  seiner  Entstehung  we- 
sentlich mitbedingten  Inhalt  abhängt,  so  muss  jetzt  erwogen 
werden,  dass  die  Wirksamkeit  des  Gesetzes  nicht  nur  durch 
seinen  objectiven  Werth  und  durch  die  Art  seiner  Ent- 
stehung, sondern  auch  davon  bestimmt  wird,  wer  es  ge- 
macht oder  doch  auf  seine  Abfassung  entscheidend  eingewirkt 
hat,  dann  auch  dadurch,  wie  es  sich  zu  den  Verhältnissen 
und  Personen  verhalte,  auf  welche  es  wirken  soll.  Denn 
alle  diese  Momente  sind  für  den  Werth  der  Gesetze  gleich- 
falls massgebend  und  durchdringen  sich  gegenseitig,  ergän- 
zen und  stärken  sich,  können  aber  auch  sich  wieder  schwä- 
chen und  wechselseitig  aufheben. 

Das  beste  Gesetz  ist  dasjenige,  welches,  an  sich  treff- 
lich in  Form  und  Inhalt,  auf  eine  Weise  entstanden  ist, 
vermöge  welcher  es  von  einer  .mächtigen  Autorität  getragen 
wird  und  in  einer  dem  gesammten  politischen  Zustande  des 
Staats  entsprechenden  Weise  den  Stempel  der  Gründlich- 
keit, Ehrlichkeit,  Weisheit  und  Tugend  an  der  Stirn  trägt 
Infolge  dessen  wird  es  in  materieller,  intellectueller  und  sitt- 
licher Beziehung  entweder  die  Sympathien  der  ganzen  Be- 
völkerung oder  doch  in  irgendeiner  dieser  Beziehungen  die 
Anerkennung  der  dieselbe  vorherrschend  vertretenden  Be- 
volkerungstheile  für  sich  haben,  d.  h.  in  den  entsprechenden 
Kreisen  verstanden  oder  doch  sympathetisch  empfunden  und 
infolge  dessen  frei  erfüllt  werden.  Fehlt  es  einem  Gesetz 
ganz  oder  einigermassen  an  einem  dieser  Requisite,  so  ist 
es  zwar  mangelhaft,  aber  dieser  Mangel  kann  dadurch  er- 
setzt werden,  dass  ein  anderes  Requisit,  auf  welches  unter 
den  gegebenen  Umständen  gerade  ein  grosseres  Gewicht 
fallen  kann,  desto  vollständiger  befriedigt  ist,  während  um- 
gekehrt der  Mangel  eines  solchen  in  einer  bestimmten  Zeit 
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dominirenden  Requisits  die  vielleicht  noch  so  vollständig 
vorhandenen  übrigen  Requisite  gänzlich  paralysiren  konnte. 
So  haben  wir  früher  gesehen,  dass  es  Zeiten  gibt,  wo 
die  gottliche  Autorität  des  Gesetzgebers  geglaubt  wird  "") 
und  der  Mangel  dieser  Autorität  alle  sonst  noch  so  guten 
Eigenschaften  des  Gesetzes  aufheben  würde.  In  andern 
Zeiten  kann  einem  Gesetze  zunächst  und  vorzüglich  nur 
durch  die  brutale  Macht  des  Gesetzgebers  Autorität  Ver- 
liehen werden  und  wird,  ob  diese  als  sittliche  oder  vielleicht 
sogar  als  vergötterte  Naturkraft  betrachtet  und  etwa  auch 
als  vernünftig  befunden  wird  oder  nicht,  ohne  sie  von  einem 
Gesetze  gar  nicht  die  Rede  sein  können.  Endlich  kann  es 
auch  Verhältnisse  und  Zeiten,  geben,  in  denen  weder  der 
religiöse  Glaube,  noch  die  materielle  Macht,  noch  beide  zu- 
sammen mit  genügender  Autorität  durchschlagen,  entweder 
weil  sie  überhaupt  nicht  mehr  vorhanden,  oder  in  ihrer  aus- 
schliesslichen Macht  durch  ein  anderes  Element  308)  paralysirt 
oder  noch  nicht,  resp.  nicht  mehr  in  der  Hand  des  Gesetz- 
gebers concentrirt  sind.  Alle  diese  Erscheinungen  und  Vor- 
gänge sind  in  verschiedener  Weise  auch  in  jenen  mannich- 
faltigen  Formen  der  politischen  Existenz  möglich,  die  man* 
im  allgemeinsten  Sinne  des  Worts  föderalistisch  nennen 
kann,  also  in  den  Republiken,  in  Staatenbündnissen  und  Bun. 
desstaaten  und  selbst,  in  den  Einheitsstaaten  unserer  Zeit, 
die  man  constitutionelle  Staaten  nennt  und  die  sich  einer- 
seits durch  eine  gewisse  Scheidung  der  Gebiete  von  Religion 
und  Recht,  andererseits  durch  verfassungsmässige  oder  ver- 
nünftige Schranken  des  Gebrauchs  der  materiellen  Macht 
des  Staats,  oder  durch  eine  gewisse  Trennung  der  sogenann- 
ten Legislative  und  Executive  charakterisiren. 


302)  Die  Gesetzgeber  erscheinen  oft  selbst  als  die  Repräsentanten 
ihrer  Volker  beim  Abschluss  des  Grundvertrags  mit  der  Gottheit.  Zu 
Tbl.  I,  S.  422,  453,  465;  ThL  H,  S.  10,  486,  505,  635,  vgl.:  Buckle,  a.  a, 
0.,  I,  108  fg.  Frantx,  C,  Die  Quelle  alles  Uebels,  S.  23,  28,  31,  47,  51. 
Gneist,  a.  a.  O.,  I,  214  fg.,  221.  Etwas  'Göttliches  in  der  Stellung  des 
Souveräns  wie  in  der  ganzen  Natur  des  Staats  ist  nichts  specifisch  Ro- 
manisches, sondern  etwas  allgemein  Menschliches. 

303)  China,  der  erste  Beamtenstaat  nach  Qfrörer,  Urgeschichte, 
I,  280. 
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Wo  nun  die  Idee,  und  zwar  nur  die  wahre  Idee  des 
Congtitutionalismus  wirklich  Macht  hat,  da  ist  auch  ihre  Be- 
rücksichtigung bei  der  Entstehung  des  Gesetzes  das  für  die 
Autorität,  also  für  die  Kraft,  diese  erste  Eigenschaft  eines 
jeden  Gesetzes,  hauptsachlich  bestimmende  Moment,  und 
kann  man  über  diese  Consequenz  des  organischen  Staats  so 
wenig  hinauskommen,  wie  darüber,  dass  zur  Verwirklichung 
derselben  bestimmte  Formen  gegeben  und  wo  möglich  auch 
beobachtet  werden.  Soweit  übrigens  derlei  Formen  verfas- 
sungsmässig noch  nicht  bestehen  oder  nicht  möglich  sind, 
muss  die  constitutionelle  Idee  auch  in  der  Form  der  Octroyi- 
rnng wirksam  werden.  Darum  war  es  selber  ein  constitu- 
tioneller  Act,  wenn  die  erste  constitutionelle  Verfassung  eines 
Staats  auf  dem  Wege  einer  Octroyirung  erschien,  und 
darum  ist  es  nicht  unconstitutionell,  wenn  selbst  in  Staaten 
mit  den  ausgebildetsten  constitutionellen  Verfassungen  Oc- 
troyirungen  vorkommen,  weil  die  Anwendung  constitutio- 
neller  Formen  entweder  überhaupt  (Gegenstände  des  Ver- 
ordnungsrechts) oder  ausnahmsweise  im  gegebenen  Fall 
(sogenannte  provisorische  Gesetze  oder  erlaubte  Octroyi- 
rangen)  nach  dem  natürlichen  Wesen  des  Staats  und  nach 
der  momentanen  Situation  desselben  unmöglich  ist. 

Hieraus  folgt  aber  auch,  dass  für  die  Interpretation, 
Anwendbarkeit  wie  Abänderlichkeit  einer  constitutionellen 
Verfassung  der  Umstand,  ob  sie  octroyirt  oder  pactirt  ist, 
gleichgültig  sein  muss.  Insbesondere  die  Behauptungen,  dass 
octroyirte  Verfassungen  das  äusserst e  Mass  gesetzlicher 
Schranken  enthalten,  welches  der  sie  gewährt  habende  Sou- 
verän sich  gefallen  lassen  muss,  dass  ferner  zweifelhafte 
Stellen  derselben  stets  nur  so  zu  interpretiren  seien,  wie  sie 
den  sogenannten  Prärogativen  der  Krone  am  wenigsten  zu 
nahe  treten,  und  dass  endlich  bei  derlei  Interpretationen  nur 
die  Meinung  des  Verfassungsgebers  oder  seines  Nachfolgers 
auf  dem  Throne  entscheiden  könne,  müssen  als  gegen  die 
constitutionelle  Idee  verstossend  bezeichnet  werden.  Denn 
die  Gewähr  einer  constitutionellen  Verfassung  seitens  eines 
Souveräns  ist  kein  Willkür-  oder  Gnadenact,  sondern  die 
feierliche  Anerkennung  des  organischen  Staatsprincips  kraft 
fürstlicher  Regentenpflicht.  In  dieser  Anerkennung  können 
keine   andern  Vorbehalte  liegen,  als  die  gegen  jede  Staats- 
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widrige  Anwendung  des  Princips  und  der  zu  seiner  Ver- 
wirklichung gegebenen  Formen.  Jeder  andere  Vorbehalt 
wäre  eine  „  contradictio  in  adjecto"  und  müsste,  was  auch 
die  Geschichte  bestätigt,  im  Gange  der  Entwicklungen  sich 
selbst  widerwillig  zu  Grünsten  des  Souveräns  unwirksam  er- 
weisen. Entsteht  demnach  ein  Verfassungsconflict,  so  gibt 
es  bei  ursprünglich  octroyirten  oder  pactirten  Verfassungen 
immer  nur  ein  Mittel  friedlicher  oder  organischer  Losung,  — 
die  Transaction  oder  die  „amicabilis  compositio". 

Ohne  Zweifel  hat  .aber  die  constdtutionelle  Form  der 
Gesetzgebung  überhaupt  und  namentlich  in  künstlichen 
Staats-  und  Rechtszustanden,  wenn  es  sich  um  Codificatio- 
nen  oder  um  umfangreichere  Gesetze  handelt,  manches  Be- 
denkliche, was  selbst  durch  besondere,  für  die  Berathung 
und  Beschlussfassung  über  solche  Gesetze  vorhandene  Ge- 
schäftsordnungen (Gesetzgebungsausschüsse)  allein  nicht  be- 
seitigt werden  kann  und  bei  nicht  constitutionellen  Gesetz- 
gebungen auf  der  Grundlage  einer  gottlichen  oder  mensch- 
lichen Machtautorität  nicht  vorhanden  ist.  Allein  dafür  hat 
eine  Gesetzgebung  der  letztern  Art  wieder  ihre  eigenen  Be- 
denken, die  bei  der  constitutionellen  Gesetzgebungsweise  in 
Wegfall  kommen.  Die  Aufzählung,  Erwägung  und  gegen- 
seitige Abwägung  dieser  Bedenken  scheint  uns  jedoch  für 
die  Frage,  welcher  Gesetzgebungsmodus  für  unsere  Zeiten 
und  Völker  der  bessere,  ohne  Bedeutung  zu  sein,  da  die 
erste  und  zugleich  letzte  Frage  immer  die  bleibt,  auf  welche 
Weise  nach  den  vorhandenen  Gesammtzuständen  eines  Volks 
eine  Norm  mit  materieller  gesetzlicher  Autorität  zu  Stande 
kommen  kann.  In  einem  Staate,  der  sich  zu  dem  Gedan- 
ken eines  organischen  Gesammtwesens  erschwungen  und 
diesen  Gedanken  bereits  in  ihm  entsprechenden  Formen  zu 
verwirklichen  begonnen  hatj»  muss  die  Gesetzgebung  wie 
jede  Emanation  der  Staatsgewalt  den  Stempel  einer  orga- 
nischen und  mit  dem  bestehenden  Organismus  übereinstim- 
menden Thätigkeit  an  sich  tragen  und  dieser  Stempel,  der 
Autorität  gibt,  hier  ebenso  die  unvermeidlichen  Schwächen 
decken,  wie  andere  Autoritäten  die  ihnen  unvermeidlichen 
Schwächen  gleichfalls  zu  decken  haben.  Auch  ist  in  Be- 
ziehung auf  die  constitutionellen  Gesetzgebungsformen  für 
umfangreichere  Gesetze  und  ganze  Codificationen  unsers  Er- 
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achtens  noch  keineswegs  das  letzte  Wort  gesprochen.  Eng- 
lands gesammter  Rechtszustand  ist  ein  Beweis,  wie  wenig 
man  bisher  in  dem  Heimatlande  der  constitutionellen  For- 
men an  eine  solche  gesetzgeberische  Thätigkeit  dachte,  und 
dennoch  rückt  die  Zeit  immer  näher,  wo  man  daran  wird 
denken  müssen.  Frankreichs  grosse  Codification  ist  ein  Werk 
des  kaiserlichen  Absolutismus,  und  wie  jetzt  die  Verhält- 
nisse in  diesem  Lande  sind,  dürfte  die  angeregte  Ge- 
setzgebungsfrage nach  allen  Seiten  hin  gegenstandslos  sein. 
Deutschland  hat  sich  lange  mit  den  in  den  constitutionellen 
Charten  gewährten  Freiheiten  begnügt,  ohne  an  deren  or- 
ganische Durchfuhrung  zu  denken.  Auch  die  Sehnsucht 
nach  einer  allgemeinen  deutschen  Nationalgesetzgebung  hat 
der  Gesetzgebung  in  den  einzelnen  Staaten  das  höhere  In- 
teresse, die  höhere  Schwungkraft  genommen.  Die  trotzdem, 
namentlich  seit  dem  Jahre  1848  wesentlich  gesteigerte  und 
auf  die  Durchfuhrung  der  organischen  constitutionellen  Prin- 
cipien  gerichtete  Gesetzgebungsthätigkeit  hat  aber,  wie  Man- 
ches und  Erhebliches  vom  theoretischen  Standpunkte  aus 
gegen  die  Gesetze  dieser  Periode  gesagt  werden  kann,  den- 
noch im  grossen  Ganzen  viel  befriedigendere  Zustande  her- 
beigeführt. Die  Wohlthaten  dieser  Gesetze  waren  so  gross, 
dass  ihre  Einführung  in  der  Regel  sehr  schnell  und  ohne 
Hervorrufung  einer  erwähnenswerthen  Zahl  von  Rechtsstrei- 
ten, die  nach  ihrer  Fassung  sehr  leicht  gewesen  wären, 
stattgefunden  hat. 

Unter  allen  Umständen  bleibt  der  constitutionellen  Ge- 
setzgebung ein  absoluter  Vorzug  vor  jedem  andern  Gesetz- 
gebungsmodus. Denn  nicht  nur  schliesst  sie  die  Einwirkung 
der  sittlich-  moralischen  wie  realistisch -materiellen  Lebens- 
factoren nicht  aus,  da  diese  in  der  constitutionellen  Gesetz- 
gebungsform mit  der  Intelligenz  des  ganzen  Volks  harmo- 
nisch vereint  auftreten  und  wirksam  werden  können  und 
sollen;  nicht  nur  hindert  sie  eine  gewisse  Einheit  der  Ge- 
setzgebung nicht,  da  diese  doch  erst  eigentlich  im  Acte  der 
Sanction  des  Gesetzes  gefunden  werden  kann  und  grossere 
Gesetzgebungen  nur  auf  die  Initiative  der  Regierung,  also 
nach  technisch  vollendeter  Vorarbeit,  sowie  nach  einer  ver- 
fassungsmässig noth wendigen  technischen  Vorprüfung,   etwa 
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durch  den  Staatsrath,  zu  Stande  kommen;   sondern  sie  gibt 
auch: 

1)  eine  gewisse  dem  organischen  Leben  entsprechende 
Elasticität  und  schliesst  eine  nur  verletzend  stramme  Gel* 
tendmachüng  einseitiger  vorherrschend  theoretischer  oder  per- 
sonlicher Ansichten  mehr  aus;  sie  gibt 

2)  jene  Biegsamkeit  des  Gesetzes,  durch  welche  das- 
selbe das  bisher  gesetzlich  Bestandene  weniger  verletzt,  das 
zur  rechtlichen  Geltung  Drangende,  wenn  berechtigt,  weni- 
ger hindert,  sich  also  allem  wirklich  Lebendigen  besser  an- 
schliesst  und  mit  dem  Fortschritt  leichter  Hand  in  Hand 
geht.    Sie  ermöglicht  demnach  besonders 

3)  die  organische  Reform,  welche  zu  ihrer  Essenz 
gehört  und  deshalb  auch  gesetzlich  geordnet  ist,  während 
bei  einer  auf  andern  Principien  beruhenden  Gesetzgebung 
die  Erhaltung  wie  die  Veränderung  leicht  Gewaltthat  oder 
Unrecht  sein  oder  doch  als  solche  empfunden  werden  kann. 
Dadurch  ersetzt  die  constitutionelle  Gesetzgebung  an  inne- 
rer, lebendiger  oder  organischer  Stetigkeit,  was  anders  ge- 
ordnete Legislaturen  an  äusserer  Stetigkeit  vor  ihr  voraus- 
zuhaben ntfr  scheinen. 

Nach  dem  allen  erscheint  das,  was  in  einem  constitu- 
tionellen  Staate  nur  auf  constitutionellem  Wege  Gesetz  wer- 
den kann,  nie  als  gut  oder  wenigstens  definitiv  geordnet, 
wenn  es,  wie  materiell  zweckmässig  immer,  doch  auf  einem 
andern  Wege  geordnet  worden  ist.  Da  aber  der  Fortschritt 
des  modernen  Staats  nur  in  der  Erweiterung  und  Vertiefung 
des  organischen  Gesetzes  im  gesammten  Leben  des  Staats 
gefunden  werden  muss,  so  kann,  wenn  die  realen  Voraus- 
setzungen dazu  nicht  fehlen,  eine  Verbesserung  in  der  Ge- 
setzgebung und  in  den  Gesammtrechtszuständen  einer  Na- 
tion nicht  anders  gedacht  werden  als  so,  dass  die  zur 
Gesetzgebung  materiell  sich  eignenden  Gegenstände,  welche 
nach  dem  bisherigen  positiven  Recht  der  constitutionellen 
Gesetzgebung  entzogen  waren,  derselben  nach  und  nach 
gleichfalls  zugewiesen  und  auf  diese  Weise  in  das  orga- 
nische Gesammtleben  des  Staats  hineingezogen  werden;  dass 
ferner  umgekehrt  die  zur  Behandlung  in  der  constitutionellen 
Gesetzgebungsform  nicht  geeigneten  Gegenstände,  wenn  sie 
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durch  positive  Bestimmungen  dennoch  derselben  zugewiesen 
sind,  ihr  entzogen  und  also  nur  unter  die  Wirksamkeit  der 
constitutionellen  Ideen  gestellt;  dass  endlich  die  constitutionellen 
Gesetzgebungsformen  aber  unter  allen  Umständen  dem  Wesen 
der  fraglichen  Gesetze  entsprechen,  also  je  nach  Art  der  Ge- 
setze wol  auch  verschieden  gestaltet  werden.  Demnach  er- 
scheint es  Constitutionen,  wenn  ein  Souverän  nach  dem 
positiven  Recht  seiner  formell  unbeschränkten  Verfügung 
überlassene,  aber  nicht  nur  materiell  unter  der  Herrschaft 
der  constitutionellen  Idee  stehende,  sondern  auch  zur  Be- 
handlung in  den  constitutionellen  Gesetzgebungsformen  sich 
eignende  Gegenstände  der  ständischen  Berathung  und  Be- 
schlussfassung unterstellt  und  so  gleichsam  die  erste  unvoll- 
standige  Oktroyirung  der  Charte  pflichtgemäss  fortsetzt, 
nnconstitutionell,  wenn  dies  nicht  geschieht  oder  gar  ver- 
fassungsmässig unzweifelhafte  Gesetzgebungsaufgaben  durch 
Oktroyirungen  erledigt  werden  wollen.  Dasselbe  gilt  „mu- 
tatis  mutandis",  wenn  die  Stände  Dinge,  welche  sich  ihrem 
innern  Wesen  nach  für  ihre  Competenz  nicht  eignen,  aber 
nach  dem  positiven  Recht  in  dieselbe  fallen,  nicht  freiwillig 
aufgeben,  beziehungsweise  eigensinnig  festhalten. 

Man  hat  gegen  die  constitutionelle  Behandlung  von 
Gesetzgebungsgegenständen  gerade  den  Umstand  geltend  zu 
machen  versucht,  dass  dieselbe  doch  in  vielen  Fällen  that- 
sächlich  gar  nicht  möglich  sei.  Wir  wollen  kein  Gewicht 
darauf  legen,  dass  dieser  unzweifelhafte  Mangel  der  consti- 
tutionellen Gesetzgebungsformen  bei  den  Oktroyirungen  aller 
Art  dadurch  mehr  als  ausgeglichen  wird,  dass  diese  immer 
dazu  führen,  Gesetze  über  Dinge  und  in  Fällen  zu  geben, 
über  welche  und  in  welchen  vernünftigerweise  ein  Gesetz 
nicht  möglich  ist.  Aber  daran  wollen  wir  erinnern,  dass 
auch  in  constitutionellen  Staaten  für  den  Fall  der  Not- 
wendigkeit eines  Gesetzes  bei  Unmöglichkeit  der  Beobach- 
tung der  constitutionellen  Formen  das  „jus  eminens"  des 
Staates  Platz  greift  und  sich  in  der  schon  erwähnten  Form 
der  provisorischen  Gesetzgebung,  d.  h.  in  der  Pflicht  des 
Tragers  der  Souveränetät  äussert,  dem  momentanen  Bedürf- 
niss  nach  bestem  Können  und  Wissen  ohne  die  Stände  und 
provisorisch  vorzusehen,  eine  Pflicht,  die  im  Interesse  der 
staatlichen  Selbsterhaltung   ohne  Zweifel  selbstverständlich, 
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also  auch  dann  gegeben  ist,  wenn  eine  Verfassung  der- 
selben nicht  ausdrücklich  erwähnt  und  dieses  sogenannte 
provisorische  Gesetzgebungsrecht  nicht  im  einzelnen  nor- 
mirt  hat.       ' 

Keiner  weitern  Ausführung  bedarf  es  endlich,  wenn 
wir  sagen,  dass  sonst  mögliche  Yerirrungen  der  constitutio- 
nellen  Gesetzgebung  ihren  Grund  weder  »in  der  wahren  con- 
stitutionellen  Idee  noch  in  den  allgemeinen  constitutionellen 
Formen,  sondern  in  der  concreten  Auffassung  der  constitu- 
tionellen Idee  und  in  dem  concreten  Gebrauche  der  consti- 
tutionellen Formen  haben.  Die  in  den  constitutionellen 
Versammlungen  nicht  selten  hervortretende  übertriebene  Cen- 
tralisirungstendenz  ist  vom  Standpunkte  der  Freiheit  aus, 
die  entgegengesetzte  Richtung  vom  Standpunkte  der  Ord- 
nung aus  eine  Sünde  gegen  das  organische  Einheitsgesetz 
des  Staats,  also  materiell  anticonstitutionell.  Doch  darf 
nicht  übersehen  werden,  dass  an  derlei  Erscheinungen  die 
unnatürliche,  einer  organischen  Einigung  feindliche  Zusam- 
mensetzung vieler  Staaten  oft  grossere  Schuld  trägt,  als  die 
constitutionellen  Versammlungen  selbst,  während  diese  an 
sich  und  besonders  durch  die  Gesetzgebung  doch  eins  der 
wirksamsten  Mittel  sein  können,  um  berechtigte  und  unbe- 
rechtigte Verschiedenheiten  auf  ihr  rechtes  Mass  zurückzu- 
führen und  durch  eine  geordnete  Geltendmachung  der  er- 
stem und  allmähliche  Abstumpfung  der  letztern  nach  und 
nach  eiü  mehr  organisch  einheitliches  politisches  Leben  an- 
zubahnen. 804) 


304)  Es  ist  ganz  natürlich,  dass  derjenige,  welcher  die  Ungeheuern, 
mannichfachen  und  nach  Triebfedern  wie  äussern  Erscheinungen  so  ver- 
schiedenen Bewegungen  in  der  Menschheit  und  im  staatlichen  Leben  be- 
merkt, auch  nach  einer  wo  möglich  gemeinsamen  Formel  sucht,  um  sie 
alle  in  ihrer  höchsten  Einheit  zu  erfassen  und  zu  begreifen.  Aus  dem 
Streben  nach  einer  möglichst  einheitlichen  Formel  erklärt  sich  aber  auch 
der  Irrthum,  als  ob  diese  Formel  gleichsam  nur  aus  einem  Glied  be- 
stehen müsste.  Dies  schiene  allerdings  möglich,  wenn  man  allein  vom 
Menschen  ausginge;  allein  damit  ist  auch  schon  der  Dualismus  als  Aus- 
gangspunkt gegeben.  Denn  der  Mensch  ist  frei,  aber  auch  geschaffen. 
Er  steht  also  unter  dem  Gesetz  seiner  Schöpfung,  welches  er,  weil  frei 
geschaffen,  auch  frei  erfüllen  soll.  Er  ist  also  weder  blos  unfrei,  sodass 
er  nur  einem  absoluten  Gesetz  gehorchte,  noch  blos  frei,  sodass  nur  er 
selbst  das   Gesetz  seines  Handelns  wäre.    Wir  haben  also  wirklieb  mit 
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Es  scheint  uns  hier  die  Stelle  zu  sein,  ein  schon  früher 
nebenbei  berücksichtigtes,  sehr  wichtiges  und  vielbesproche- 
nes Verhahniss,  nämlich  das  der  Majoritäten  und  Mino- 
ritäten (vgl.  Tbl.  I,  S.  331,  u.  Thl.  II,  S.  338,  475,  513)  aus- 
führlicher zur  Sprache  zu  bringen. 


dem  Menschen  Jenen  Dualismus  der  Gesetze  für  ihn,  den  man  auf  die  For- 
mel Tom  göttlichen  und  Vertragsrecht  zurückbringen  kann.  In  der  That 
gehören  beide  Principien  allen  Zeiten  und  Völkern  an,  wenn  sie  sich  auch 
„in  quali  et  quanto"  sehr  verschieden  äussern;  sie  befinden  sich  stets 
nebeneinander  wirksam  und  dienen  einander  gegenseitig,  werden  aber 
auch  gegeneinander  geltend  gemacht,  sowie  das  eine  nach  Alleinherr- 
schaft strebt  So  kämpft  das  göttliche  Recht  der  Könige  mit  Hülfe  des 
Consenses  seiner  Anhänger  gegen  die  Freiheitstendenzen  der  Völker;  so 
kämpfen  diese  mit  Hülfe  göttlicher  Anordnung  gegen  die  Herrschafts- 
bestrebungen der  Fürsten.  Beide  Principien  durchziehen  denn  auch,  prak- 
tisch und  theoretisch,  das  gesammte  gesellschaftliche  und  staatliche  Leben, 
und  treten  als  Gegensätze  auf,  z.  B.  in  der  Erblichkeit  und  Wahl,  Legi- 
timität und  Revolution,  Unfehlbarkeit  und  Fehlbarkeit,  Unverantwortlich- 
kdt  und  Verantwortlichkeit,  Unveränderlichkeit  und  Veränderlichkeit, 
Theokratie  und  Staatsreligion,  im  Absolutismus  und  in  der  beschränkten 
Regierung,  im  Fatalismus  und  in  der  politischen  Action,  in  der  Verschie- 
denheit und  Gleichheit  u.  8.  w.  Es  kann  sogar  etwas  in  einer  Richtung 
als  „jus  divinum"  betrachtet  werden,  wie  z.  B.  die  Stellung  des  deutschen 
Landesherrn  im  Mittelalter  zu  seinen  Unterthanen ,  was  in  einer  andern 
Sichtung,  nämlich  im  Verhältniss  der  Landesherren  zu  Kaiser  und  Reich, 
als  pactirt  gilt  Es  folgt  aber  aus  dem  Angegebenen,  dass  in  entschieden 
ausgeprägten  Staatszuständen  nie  von  der  alleinigen  Herrschaft  nur  des 
einen  Princips  gesprochen  werden  dürfe,  sobald  einmal  die  beiden  Prin- 
cipien in  ihrer  unlösbaren  Verbindung  erkannt  sind;  dass  ferner  sämmt- 
liche  Bewegungen  der  Menschheit  und  der  Staaten  auf  den  Kampf  dieser 
Principien  zurückgeführt  werden  müssen  und  hierdurch  allein  gehörig  ge- 
würdigt werden  können,  und  dass  wie  des  Menschen  so  des  Staats  höchste 
Aufgabe  wirklich  in  der  organischen  Ausgleichung  des  Kampfs  nach  allen 
Richtungen  des  menschlichen  Wesens  und  Daseins  bestehe. 


Siebenter  äbf^m. 

Majoritäten  und  Minoritäten. 806) 


Allgemeine  Bedeutung  der  Zahlen  im  Staat.  —  Zahl  und  Vergan- 
genheit, Gegenwart,  Zukunft.  —  Bedeutung  der  Addition  von  Menschen; 
innerer  Einigungsgrund  und  höhere  Einheitsgesetze.  —  Zahl  und  Octroyi- 
rung,  Pactirung,  Hobbes.  —  Collectiv-  und  Gesammtheitswille.  —  Unyer- 
meidlichkeit  von  Majoritätsentscheidungen  in  einer  constitutionellen  Ge- 
sellschaft. —  Werth  der  Majoritäten;  verschiedene  Ansichten.  —  Men- 
schen können  nie  blos  gezählt  werden,  und  die  Zahlenmajorität  hat  an 
sich  weder  Recht  noch  Unrecht  Die  wahre  Autorität  eines  Majoritäts- 
beschlusses. Wechsel  zwischen  den  Majoritäten  und  Minoritäten.  — 
Stimmung  der  Majoritäten  und  Minoritäten.  —  Mittel  zur  Bildung  von 
Majoritäten.    Verhältniss  der  Zahlenmajoritäten  in  Volksrepräsentationen. 

—  Formelle  Majoritäten,  materielle  Minoritäten  und  umgekehrt  —  Be- 
weglichere und  stetigere  Majoritäten.  —  Charakter  der  Massenversamm- 
lungen und  Massenmajoritäten.  —  Bedeutung  der  Emancipation  der  Arbeit 

—  Arbeit  an  sich  selbst 

L 

»/jahlen  sprechen44  ist  ein  altes  Sprichwort«  Aber  frei- 
lich wird  damit  nicht  gesagt,  was  die  Zahlen  sprechen  und 
wer  durch  die  Zahlen  spricht.  Es  wäre  sonderbar,  wenn 
die  Menschen,  die  von  jeher  gewohnt  waren,  alle  möglichen 


305)  Vgl.  Thl.  I,  S.  331;  Thl.  H,  383,  475,  513,  668.  Dazu: 
Gneist,  a.  a.  O.,  I,  147.  Vattel,  a.  a.  0.,  I,  165.  Viel-Ca*tel,  a.  a.  O., 
I,  411  („Die  Souveränetat  der  Nation  ist  die  nothwendige  Folge  des 
Constitutionalismus'');  IV,  568  („II  n'y  a  de  majorite  qu'a  la  suite  d'un 
scrutin");  V,  308  fg.  („Comme  toutes  les  minorites,  le  cöt6  droit  venait 
de  se  transformer  en  1816  en  defenseur  des  libertäs  publiques").    Mole 
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Dinge  nicht  blos  deren  eigener  wahrer  Natur  gemäss,  son- 
dern auch  noch  vielmehr  nach  ihren,  der  Menschen,  oft  sehr 
speciellen  und  vorübergehenden  Interessen  sprechen  und  je 
nach  Bedarf  wol  auch  ihre  Sprache  wechseln  zu  lassen,  das- 
selbe Experiment  mit  den  Zahlen  nicht  gemacht  hätten. 

Zahlen  kommen  im  Staate  auf  sehr  mannichfache  Weise 
als  bedeutungsvoll  vor.  Will  man  von  der  Statistik  im  all- 
gemeinen absehen,  so  darf  man  ja  nur  auf  das  Finanz-  und 
Heerwesen  den  Blick  wenden.  Von  allen  Zahlengrossen  ist 
aber  gewiss  die  Zahl   der  Staatsangehörigen,  in  welchen  ja 


bei  Duvergier  de  Hauranne,  a.  a.  O. ,  IV,  57:  „On  a  beaucoup  parle  de 
la  n£cessite  pour  le  ministere  d'avoir  la  majorite  dans  les  Cbambres.  II 
est  tuie  veritä  non  moins  demontree,  c'est  la  n^cessite  pour  les  Chambres 
d'avoir  la  majorite  dans  la  nation."  Constant,  #.,  a.  a.  0.,  I,  98:  „L*on 
ne  aanrait  trop  repeter  que  la  volonte  generale  n'est  pas  plus  respectable 
qne  la  volonte  particuliere,  des  qu'elle  sorte  de  sa  sphere."  Der  Mangel 
der  Einheit  und  Disciplin  in  der  gegenwartigen  franzosischen  Chambre 
legislative  hat  bereits  die  Furcht  vor  der  kleinen,  aber  compacten  Oppo- 
sition um  so  mehr  wach  gerufen,  je  weniger  «in  auch  nnr  halbwegs  Ein- 
sichtiger zweifeln  kann,  dass  diese  kleine  Minorität  einen  grossen,  wenn 
auch  noch  muthlosen  Anhang  im  Lande  und  alle  Hoffnung  einer  bessern 
Zukunft  für  sich  hat  Vgl.  augsburger  Allgemeine  Zeitung,  1865,  Haupt- 
blatt Nr.  40,  S.  637.  Hierher  gehört  auch  die  Tbl.  II,  S.  9  fg.,  ent- 
wickelte Lehre  von  dem  Volk,  der  Menge.  Dazu:  Taine,  a.  a.  0.,  HI, 
200  („Das  Volk  braucht  keine  Beweise".  Wir  bemerken  dazu:  „aber 
wol  Ueberzeugungen  oder  harmonisch-starke  Gefühle)  u.  216  (über  Swifts 
Kunst  zu  lügen  in  der  Politik).  Piaton,  Legg.,  III,  15;  VI,  6;  VII,  14. 
VgL  noch  über  die  Majoritäten:  Piaton,  Legg.,  II,  4,  5.  Duvergier  de 
Hauranne,  a.  a.  O.,  HI,  537.  Guizot,  Histoire  parlementaire ,  I,  xxi  u. 
235.  Nordenflycht,  a.  a.  0.,  S.  253,  260,  263,  274.  Constant,  B.,  a.  a. 
0.,  I,  9,  33.  Larroque,  a.  a.  0.,  8.  147  fg.  Frobel,  a.  a.  0.,  I,  233  fg. 
Taine,  a.  a.  0.,  III,  100.  Stein,  a.  a.  0.,  I,  97,  101,  329.  Nach  einer 
höchst  geistreichen  Kritik  der  blossen  Zahlenmajorität  kommt  St.  Mill 
(Le  gouvernement  representatif,  übersetzt  von  Dupont-WkUe,  S.  153  fg.) 
zu  zwei  Vorschlägen,  nämlich  1)  dass  die  Stimmen  gewogen  und  der  ho- 
hem Intelligenz  auch  ein  höheres  Stimmmass  gegeben  werden  solle;. 
2)  dass  jede  Minorität  auch  eine  verhältnissmässige  Repräsentation  er- 
halten müsse.  Ideal  sind  diese  Grundsätze  sicher  richtig.  Aber  die  Un- 
ansfuhrbarkeit  und  Unsicherheit  der  von  »5/.  Mill  selbst  zu  deren  Reali- 
sation vorgeschlagenen  Mittel  beweist,  dass  diese  Grundsätze,  sofern  sie 
nur  durch  besondere  Einrichtungen  der  politischen  Wahlen  verwirklicht 
werden  sollen,  wol  ewig  Ideal  bleiben  müssten.  Der  Chon-King,  Thl.  4, 
Kap.  21,  §.  5,  anempfiehlt,  auch  über  Unanimitäten  wohl  zu  reflectiren. 

Htid.  m.  21 
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die  ganze  Summe  nicht  blos  der  materiellen,  sondern  auch 
der  sittlichen  und  intellectuellen  Kräfte  des  Staats  gleichsam 
personificirt  erscheint  und  die  sich,  abgesehen  ron  auf  be- 
sondern Ereignissen  beruhenden  Erwerben  oder  Verlusten, 
trotz  eines  bestandigen  Wechsels  im  wesentlichen  stets 
gleichbleibt,  die  wichtigste.  In  einem  gewissen  Sinn  kann 
man,  wie  die  Kirche  eine  triumphirende  und  noch  kämpfende 
Gemeinde  unterscheidet,  so  im  Staate  eine  überwunden  ha- 
bende, heimgegangene  und  eine  noch  ringende  Bevölkerung 
unterscheiden,  muss  dabei  jedoch  unverbrüchlich  daran  fest- 
halten, dass  dort  wie  da  beide  in  unauflöslicher  Verbindung  mit 
der  gesammten  Zukunft  die  höhere  Einheit  bilden.  306) 

Die  Vergangenheit  besteht  bewusst  im  Staate  nur  in- 
sofern und  nur  so,  als  und  wie  sie  von  den  auf-  und  ab- 
wogenden Elementen,  welche  man  die  Gegenwart  zu  nennen 
pflegt,  getragen  wird.  Sie  wirkt  zwar  auch,  ohne  dass  man 
sich  derselben  bewusst  oder  indem  man  sich  ihrer  falsch  be- 
wusst ist.  Aber  sie  besteht  als  Gegenstand  der  Erkenntniss 
nur  insofern,  wie  sie  jede  Gegenwart  wirklich  erkennt. 
Gerade  weil  aber  letztere  nie  eine  Vergangenheit  ganz  und 
in  ihrem  vollen  Zusammenhang  mit.  ihr  selber  und  den  noch 
frühern  Zeiten  zu  erfassen  vermag,  darum  müssen  wir  auch 
hier  wieder  zur  Erkenntniss  kommen,  dass  die  Vernunft 
allein  zur  Erklärung  der  menschlichen  Dinge  nicht  voll- 
ständig ausreicht. 

Auch  hat  in  der  Regel  jede  Gegenwart  ihr  eigenes  von 
der  Vergangenheit  einigermassen  unabhängiges  Recht  für 
sich  wie  jeder  Mensch  seine  Freiheit  und  seine  Individualität; 
und  wenn  sich  auch  niemand  den  Consequenzen  der  auf 
ihn  einwirkenden  Vergangenheit  entziehen  kann,  so  hängen 


306)  „Die  Alten  nannten  die  Todten  Tou«  tcX«£ovoc,  die  mehrern,  wie 
bei  den  Römern  ad  plures  ire,  <L  h.  fcu  den  Todten  versammelt  werden, 
gebräuchlicher  Ausdruck  war.  Man  kennt  jenes  den  Megarern  gegebene 
Orakel.  Als  sie  nämlich  bei  sich  die  Königsherrschaft  abgeschafft  hatten 
und  dadurch  der  Staat  in  Unordnung  geraden  war,  Hess  mau  in  Delphi  fra- 
gen, was  nun  zu  thnn  sei,  am  des  Landes  Glück  zu  begründen.  Mit  den 
mehrern  sollten  6ie  ihre  Berathnngen  halten  (ijv  firra  twv  tcasiovcov  ßoufci- 
awvraOi  war  die  Antwort,  Damm  wurde,  in  richtiger  Auslegung  des 
Wortes,  den  Todten  mitten  im  Bathhaus  ein  Heroon  gegründet."  Pausaniai, 
I,  43,  3.    Bacho/en,  a.  a.  0.,  S.  148,  149. 
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diese  doch  wieder  davon  ab,  wie  sie  durch  den  Menschen 
der  Gegenwart  individuell  modificirt  hindurchgehen. 

Die  Operationsbasis  für  jeden  Staat  ist  also  immer  zu- 
nächst die  Gegenwart,  wie  sie  durch  die  Vergangenheit  ge- 
worden; als  Subject  der  Operation  erscheint  jedesmal  die 
gegenwärtige  Bevölkerung  mit  ihrer  wandelbaren  Stabilität. 
Für  den  Staat  schlägt  gerade  die  stabile  Seite  in  dem  Be- 
stände der  Bevölkerung  durch,  die  sich  nicht  nur  in  der 
sich  im  wesentlichen  gleichbleibenden  Bevölkerungszahl,  son- 
dern auch  darin  äussert,  dass  die  Bevölkerung,  abgesehen 
vom  Fortschritt  oder  Rückschritt  im  Ganzen,  auch  quali- 
tativ sich  wesentlich  gleichbleibt.  Ein  besonderes  Element 
der  Stabilität  der  Bevölkerung  sind  aber  auch  die  ständigen 
socialen  und  Interessenkreise,  die  zu  Ständen  gewordenen 
socialen  Ellassen,  die  Corporationen  und  die  localen  Ge- 
meinde-, Districts-  und  provinzialen  Verbände. 

Soll  eine  Mehrheit  von  Menschen  zusammenaddirt  wer- 
den können,  um  nicht  blos  für  irgendeine  einzelne  Seite, 
sondern  um  alle  Seiten  des  menschlichen  Wesens  umfassend 
eine  wahre  Totalsumme  zu  geben,  so  müssen  die  fraglichen 
Menschen  jeder  für  sich  und  alle  zusammen  als  harmonische 
Einheiten  gedacht  und  wirklich  harmonisch  entwickelt  sein. 
Auch  ohne  dies  pflegt  man  aber,  natürlich  immer  unter  der 
Annahme  eines  höhern  Einheitsgesetzes,  Menschen  zu  addi- 
ren  und  daher  von  einer  Totalsumme  der  Menschheit,  der 
Bevölkerung  eines  Welttheils,  der  Angehörigen  einer  Rasse, 
einer  Farbe,  eines  Sprachstamms,  einer  Kirche,  wie  von  der 
Totalsumme  der  Glieder  einer  Familie,  einer  Gemeinde,  Cor- 
poration u.  s.  w.  zu  sprechen. 

Allein  Summen  der  letztern  Art  werden  für  sich  allein 
nur  höchst  einseitige  und  daher  wenig  werthvolle  Aufschlüsse 
geben.  Derartige  Zahlen  sind  für  den  Inhalt  niemals  be- 
zeichnend, und  die  Zahleneinheit  wird  durch  eine  Menge  von 
Verschiedenheiten  zerrissen,  welche  bei  weitem  wichtiger 
sind  als  sie  selbst. 

Jedenfalls  erscheinen  für  uns  nur  diejenigen  Einheits- 
gesetze als  wichtig,  welche  eine  Art  von  rechtlicher  Ord- 
nung mit  sich  bringen,  also  einen  socialen  oder  politischen 
Charakter  haben  und  sich  entweder  innerhalb  der  Grenzen 
eines  Staats  erschöpfen  oder,  wenn  dies  auch  nicht  der  Fall, 

21  • 
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doch  ohne  staatliche  Stützpunkte  nicht  gedacht  werden  kön- 
nen. Die  letztern  Einheiten,  die  socialen,  welche  ihrem  We- 
sen nach  durch  die  freien  Individualitäten  frei  gebildet  und 
nur  an  die  notwendigen  Bucksichten  auf  den  Bestand  des 
Staats  gebunden  sind,  erscheinen,  solange  nur  dies  der  Fall, 
unter  keinem  hohem  Einheitsgesetze  stehend  und  demnach  als 
Collectivwesen.  Was  man  ihren  Willen  nennt,  ist  lediglich 
der  Collectivwille  ihrer  Glieder,  der  auch  nur  diejenigen  bin- 
det, welche  ihm  frei  beigetreten  sind.  Selbst  der  einstim- 
mige Beschluss,  dass  fürder  in  gewissen  Dingen  die  Mei- 
nung der  Mehrzahl  die  Minderzahl  binden  soll,  ändert,  da 
hierdurch  keine  dauernde  Institution  begründet,  keine  alle 
bindende  Macht  einer  hohem  Idee  anerkannt  werden  soll, 
an  der  Sache  noch  nichts,  und  ist  es  klar,  dass  bis  zur  Ent- 
wicklung eines  Gesammtwillens  aus  dem  Collectivwillen 
unendlich  viele  Uebergangsstufen  denkbar  sind. 

Aber  selbst  für  die  unzweifelhafte  staatliche  Einheit 
herrscht  nicht  blos  ein  einziger  allgemeiner  Einheitsgedanke, 
weshalb  auch  nicht  alle  Gesetze  allgemeine,  sondern  oft  nur 
besondere,  für  einzelne  Fälle,  Klassen  und  Landestheile  sind. 
Dabei  muss  noch  erwogen  werden,  dass  nicht  nur  die  Ge- 
setze unmöglich  alles  ordnen  können,  sondern  dass  sie  auch 
Producte  der  Autorität  und  der  Freiheit  zugleich  sind,  folg- 
lich nicht  blos  der  freien  Thätigkeit  neben  sich,  sondern 
auch  selber  der  Reform,  Ergänzung,  Erklärung  bedürfen. 

Wie  die  Autorität  Freiheit  haben  muss,  so  kann  die 
Freiheit  der  Autorität  nicht  entbehren. 

Es  lautet  barock,  ist  aber  darum  nicht  minder  wahr, 
dass  das  freie  Element  in  der  Gesetzgebung  gerade  die  Oc- 
troyirung  ist;  so  weit  nämlich  Bevölkerungsklassen  gänzlich 
vom  Antheil  an  derselben  ausgeschlossen,  oder  doch  ihre 
Meinung  überstimmt  ist,  sie  also  in  einem  gewissen  Sinn 
unfrei  sind,  erscheint  auch  die  formell  constitutionelle  Ge- 
setzgebung für  sie  materiell  als  eine  Octroyirung,  für  die 
bei  derselben  betheiligten,  resp.  siegenden  Klassen  aber  als 
ein  Werk,  bei  welchem  ihre  Freiheit  zur  Autorität  hinzu- 
gekommen ist.  Ohne  die  Freiheit  des  Souveräns  würde 
ohnehin  dem  von  ihm  sanctionirten  Gesetz  die  eigentliche 
Autorität  fehlen.  Die  Autorität  der  Freiheit  dagegen  zeigt 
sich  formell  in  dem  Vertrag,  und  soweit  sie  sich  kräftig 
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innert,  resp.  berücksichtigt  wurde,  musste  auch  das  for- 
mell octroyirte  Gesetz  materiell  als  pactirtes,  und  ein 
formell  pactirtes  ohne  wirkliche  Freiheit  der  Paciscenten 
doch  immer  als  ein  autoritätloses  erscheinen. 

Bei  der  absoluten  Natur-  und  Vernunftnothwendigkeit 
derjenigen  Elemente,  welche  das  Wesen  des  Staats  aus* 
machen,  oder  bei  der  absoluten  Notwendigkeit  für  den 
Menschen,  sich  in  einem  gesellschaftlichen  Verhaltnisse  zu 
befinden,  welches,  wenn  auch  noch  so  unvollkommen,  wenig- 
stens die  wesentlichen  Seiten  des  Staats  hat,  eine  Not- 
wendigkeit, die  so  mächtig  wirkt,  dass  der  Mensch  selbst 
solche  Kreise  einigermassen  staatlich  gestaltet,  die  ihrer  be- 
sondern Natur  nach  bei  höherer  Ausbildung  verhaltnissmäs- 
sig  am  wenigsten  zu  einer  staatlichen  Bildung  geeignet  er- 
scheinen *07),  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  die  Ansicht  des 
7%.  Hobbes,  als  wenn  die  Entscheidung  durch  Zahlenmajo- 
ritit  das  Erste  und  Nothigste  zur  Entstehung  des  Staats 
sei,  verworfen  werden  muss. 

Es  hängt  diese  von  vielen  in  den  verschiedensten  Nuan- 
cunmgen  getheilte  Ansicht,  gleich  den  Theorien  vom  Natur- 
stande *°8),  vom  Staate  vertrag,  von  der  Volkssouverä- 
netat •°*)  in  Monarchien,  von  der  Gewaltentheilung  *10)  u.s.  w. 
mit  den  Bestrebungen  zusammen,  einen  absoluten  Rechte- 
grund für  die  Staatsgewalt  überhaupt  oder  für  einen  be- 
stimmten Staat  und  seine  Gewalt,  also  auch  ein  unfehlbares 
Mittel  gegen  den  Misbrauch  derselben  oder  gegen  deren  ge- 
waltthätigen  Umsturz  zu  finden,  wobei  den  unleugbaren  Be- 
rechtigungen der  Freiheit,  wie  den  unvermeidlichen  Folgen 
der  Personification  der  Staatsgewalt  Rechnung  getragen 
wird.  Wir  haben  früher  nachgewiesen,  dass  in  den  Formen 
von  Verträgen  nicht  nur  die  individuell  freie  Berechtigung, 
sondern  auch  die  gesellschaftlichen  Bedürfnisse,  die  Not- 
wendigkeit und  die  Pflicht  zur  Bethätigung  gekommen  sind. 


307)  Z.  B.  die  Familie,  die  Religionsgesellschaft. 

308)  Laurent^  L'eglise,  III,  478.    Unsere  Artikel  „Naturrecht"  und 
„Staats rom an e"  im  Staats-Lexikon. 

309)  Vgl.  Tbl.  II,  S.  503,  u.  unser  n  Artikel  „Souveränetat"  im  Staats- 
Lexikon. 

310)  Ueber  Staatsgewalten  s.  auch  Stein,  a.  a,  0.,  I,  10  fg. 


326  Siebenter  Abschnitt. 

Bei  schärferer  Betrachtung  solcher  Vorgange  kann  man  auch 
leicht  wahrnehmen,  dass,  obgleich  alle  Theilnehmer  sich  in 
den  Vertragsformen  bewegten,  doch  keineswegs  alle,  be- 
ziehungsweise in  allen  Punkten  nur  nach  Willkür  oder 
nur  nach  Pflicht  handelten,  dass  vielmehr  der  Vertrag  nur 
mit  einer  äusserlichen  Gleichartigkeit  die  verschiedensten 
Grundgedanken  der  Acteurs  deckte,  und  dass  diese  Ver- 
schiedenheit oft  nachträglich  bei  Auslegung  und  Anwendung 
der  fraglichen  Bestimmungen  auf  die  allergegensätzliche  Weise 
zu  Tage  trat.  Die  Nutzanwendung  dieser  Bemerkungen  auf 
gewisse  Erscheinungen  des  constitutionellen  Lebens  macht 
sich  von  selbst. 

Sobald  nun  alle  diejenigen,  welche  miteinander  in  recht- 
liche Verbindung  treten  wollen,  überhaupt  oder  in  Beziehung 
auf  den  Gegenstand  ihrer  Verbindung  dem  Rechte  nach  sich 
vollkommen  gleich,  also  überhaupt  oder  insoweit  unter  kei- 
nem höhern  Gesetze  stehen,  so  kann  keiner  derselben  ohne 
seinen  freien  Willen  gebunden  werden.  Folglich  müssen 
auch,  soll  die  Verbindung  zu  Stande  kommen,  alle  über  die 
Bedingungen  derselben  einstimmig  sein,  oder  die  Verbindung 
entsteht  nur  für  diejenigen,  welche  einstimmig  sind.  In  sol- 
chen Fällen  haben  wir  also  dem  innern  Wesen  der  Sache 
nach  wirkliche  privat-  oder  völkerrechtliche  Verträge.  S11) 
Durch  derartige  Verbindungen,  wenn  sie  auf  Land  und  Leute 
gehen,  entsteht  weder  ein  Staat^  noch,  tf  enn  sie  auf  einzelne 
Menschen  sich  beschränken,  ein  Gesetz.  Der  Collectivwille 
der  Verbundenen  selbst  ist  die  „lex"  des  Vertrags,  der  zwi- 
schen selbständigen  Gemeinwesen  nicht  um  den  Preis  ihrer 
Selbständigkeit  unlösbar  sein  kann,  zwischen  einzelnen  aber 
überhaupt  nur  geschlossen  wird,  weil  er  unter  die  Autorität 
des  Staats  gestellt  und  seine  Erfüllung  nöthigenfalls  er- 
zwungen werden  kann.  Natürlich  gibt  es  für  alle  diese 
Fälle  keine  Majoritäten  oder  Minoritäten,  die  mehr  als  That- 
sachen,  die  Rechtsbegriffe  wären.  Auch  in  allen  denjenigen 
Fällen,  in  denen  ein  Staat  oder  eine  dem  Staat  untergeord- 
nete Gesellschaft  den  Gliedern  eine  vollkommene  individuelle 
Freiheit  gelassen  hat,  kann  eine  den  einzelnen  bindende  Ver- 


311)  Lacombe,  a.  a.  0.,  I,  139.     Der  Bauern,   resp.  der  Kurfürsten 
„mehrer  Theil"  in  den  Reohtsbüchern  des  Mittelalters. 
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einbarung  nur  mit  dessen  Willen  geschehen,  wenngleich  die 
einmal  abgeschlossene  Vereinbarung  durch  den  Schutz  der 
Staatsgesetze  oder  durch  die  Gesellschaftsautoritaten  als  ein- 
seitig unlösbar  erscheint. 

Gleichwie  nun  geheimnissvoll  wirkende  oder  offenkundige 
Notwendigkeit  in  Verbindung  mit  dem  menschlichen  Ge- 
selligkeitstrieb alle  oder  mehrere  (Kontrahenten  privat-  oder 
völkerrechtlicher  Vertrage  allmählich  zu  dem  Gedanken  brin- 
gen können,  dass  sie  eigentlich  nur  der  Form  nach  pactir- 
ten,  materiell  aber  thaten,  was  sie  mussten,  so  wird  selbst 
die  allerfreieste  Vereinbarung  der  Privaten  im  Staate  nicht 
nur  durch  dessen  ausdrückliche  absolute  Gesetze  beschränkt 
sein,  .sondern  auch  unter  gewissen  unsichtbaren  Notwendig- 
keiten stehen,  die  bei  aller  erforderlichen  Unanimität  sich 
als  bindende  Factoren  und  bei  den  dauerndsten  Absichten 
als  Auflösungsgrunde  geltend  machen.  Auch  wurde  bereits 
nachgewiesen,  dass  bei  aller  Anerkennung  des  Staats  und 
seiner  Gesetze,  also  auch  der  öffentlichen  Pflichten,  es  doch 
nicht  möglich  ist,  durch  einen  vollständigen  Ausschluss  aller 
Freiheit  von  der  Erfüllung  der  politischen  Pflichten  die  Re- 
sultate derselben  genau  zu  bestimmen. 

n. 

Wie  dem  aber  sei,  soviel-ist  gewiss,  dass  wenn  in  einer 
constituirten  Gesellschaft  bezüglich  der  sie  selbst  betreffen- 
den Gegenstände  nur  jene  Entscheidung  Autorität  haben 
kann,  bei  welcher  die  Ansicht  ihrer  Glieder  verfassungs- 
mässig gehört  und  berücksichtigt  wurde  *12),  Majoritäts- 
entscheidungen unvermeidlich  sind.  Dabei  versteht  sich  von 
selbst,  dass  die  entscheidende  Majorität  mit  ihrer  Meinung 
unter  dem  Gesetze  des  Ganzen  steht,  also  niemals  eine 
blosse  Zahlenmajorität  sein  oder  doch  nie  als  solche  in  Be- 
tracht kommen  kann. 

Diese  Majorität  ist  äusserlich  nicht  anders  festzustellen, 
als  durch  eine  Abstimmung,  ein  Scrutinium,  und  insofern  ist 


312)  Wo  diese  Voraussetzung  fehlt,  ist  freilich  die  Majorität  der  be- 
ruhenden Stimmen  für  die  andern  rechtlich  ebenso  wenig  bindend,  wie 
deren  Unanimität    Vgl.  Chou-King,  TM.  4,  Kap.  21,  §.  p. 
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es  richtig,  wenn  Viel-Ca*tel  (a.  a.  O.,  IV,  568)  sagt:  „Es 
gibt  keine  Majorität  ausser  infolge  eines  Scrutins."  Anders 
verhält  es  sich  mit  der  von  demselben  Schriftsteller  hin- 
geworfenen Aeusserung,  dass  die  nothwendige  Folge  des 
Constitutionalismns  die  Souveränetat  der  Majorität  der  Na* 
tion  sei,  vorausgesetzt,  dass  unter  Souveränetät  nicht  blos 
eine  nach  ihren  Bestandteilen  wechselnde  thatsäohliche  Ge- 
walt der  Volksmajorität,  sondern  auch  der  staatsrechtlich 
geordnete  und  stetige  Gewaltsbegriff  gemeint  wäre. 

Wie  schon  erwähnt  wurde,  so  sind  die  Ansichten  über 
den  Werth  der  Majoritäten  von  jeher  sehr  verschieden  ge- 
wesen. 

Die  heiligen  Bucher  des  Orients  nennen  schon  die  „vox 
populi"  gelegentlich  eine  „vox  Dei",  und  wenn  dies  auch 
nur  in  einem  besondern  Sinn  und  nach  Bedarf  geschieht, 
so  liegt  doch  offenbar  darin  etwas  mit  der  Volks-  oder 
Nationalsouveränetät  von  Gottes*  Gnaden,  mit  dem  gott- 
lichen Rechte  der  Nationen  Verwandtes.818)  Während  aber 
diese  heiligen  Bücher  ausdrücklich  den  Rath  geben,  die  ge- 
ringen Leute  ja  nicht  gering  zu  schätzen,  finden  wir  in  den 
classischen  Schriftstellern  der  aristokratischen  Republiken 
meist  geringschätzende  Urtheile  über  die  Majoritäten.  SI4) 
Dagegen  macht  Patricius,  Fr.  Senem.  (gest.  1494)  in  sei- 
nem Werke:  De  institutione  reipublicae,  I,  5,  27,  die 
Bemerkung:  „Facilius  enim  teneri  possumus,  quod  a  pluri- 
bus  custoditur,  et  multitudinis  auctoritas  non  est  parvi  mo- 
menti"  815),  wie  denn  auch  bei  den  dem  Aristoteles  folgen- 
den politischen  Schriftstellern  des  Mittelalters  Volkssouve- 
ränetätstheorien  häufig  durchleuchten.  816)     Im  Jahre  1593 


313)  Richelieu  bei  Viel-Castel,  a.  a.  0.,  IV,  422.  Laurent)  L'eglise, 
It  63,  2&. 

314)  Veget.,  R.  M.f  3,  4.  Cicero  pro  Plane,  4,  u.  pro  Rose,  10. 
De  Republica,  I,  42,  65.  Seneca,  Epistolae,  I,  7,  9.  De  const,  19,  1.  Vgl. 
aber  aueb  Plintus,  Epist.,  6, 13,  4.   „Maltornm  manus,  paueonim  consilium." 

—  „Multi  malta  sciunt,  se  autem  nemo."  —  „Os  gamünm  intricat  omnia." 

—  „Qui  nescit  tacere,  nescit  loqui."  Unschwer  aber  ist  einzusehen,  wa- 
rum Livius  gelegentlich  der  Wahl  Hannibai's  statt  des  Hannon  sagte:  „Sed> 
ut  plerumque  fit,  major  pars  meliorem  vicit",    Lib.  XXI,  c.  4,  1. 

315)  Förster,  a.  a.  0. 

316)  Vorländer,  a.  a.  0.,  8.  219. 
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wurde  diese  Theorie  sogar  von  einem  Erzbischof  und  einem 
päpstlichen  Legaten  wenigstens  für  gewisse  Zwecke  pro- 
clamirt  *17),  während  Camille  Desmoulins  in  seinem  Pam- 
phlet: „France  libre"  gegen  die  „Souverainete  du  nombre" 
protestirt 818)  und  in  neuester  Zeit  St.  Mül  mit  Rücksicht 
auf  die  englische  Parlamentsreform  dasselbe  thut  und  sogar 
jeder  Minorität  die  Geltendmachung  ihrer  Ansichten  ermög- 
lichen will. 

m. 

Gehen  wir  nun  nach  diesen  literargeschichtlichen  Be- 
merkungen etwas  tiefer  in  die  Sache  ein,  so  drängen  sich 
uns  folgende  Gedanken  auf: 

1)  Die  Mehrzahl  der  Staats-  oder  Gesellschaftsangeho- 
rigen  ist  ebenso  wenig  Mos  als  eine  Zahl,  wie  die  Min- 
derheit gar  nicht  als  Zahl  zu  betrachten. 

2)  Menschen  können  demnach  nicht  gezählt  werden, 
ohne  zugleich  gewogen  zu  werden;  und  sie  können  nicht 
gewogen  werden,  ohne  zugleich  als  Zahl  in  Betrachtung  zu 
kommen. 

3)  Vom  objectiven  Standpunkt  aus  hat  eine  Majorität 
als  solche  weder  recht,  noch  eine  Minorität  als  solche  un- 
recht; aber  jede  hat  ihr  eigenes  Recht,  welches  jedoch  in 
Beziehung  auf  einen  und  denselben  Punkt  nur  so  lange  be- 
steht, als  nicht  durch  eine  Transaction,  in  welcher  weniger 
die  Zahl,  als  vielmehr  die  Gründe  entscheiden,  eine  Ansicht 
als  die  wirklich  mächtigste  feststeht.  Dies  kann  ebenso  gut 
die  Ansicht  der  Minorität  sein,  die  dadurch  zur  Majorität 
wird  und,  wenn  sie  die  materiell  richtigere  ist,  auch  dazu 
werden  soll,  wie  umgekehrt.  Imponirt  lediglich  die  Zahlen- 
mehrheit und  folglich  die  rohe  Uebermacht,  so  ist  der  Sieg, 
selbst  wenn  die  Ansicht  objectiv  die  bessere  wäre,  wenig- 
stens für  den  ersten  Moment  ein  fauler,  weil  unorganischer. 
Dasselbe  gilt  für  den  Fall,  wo  die  geistige  Macht  der  Mi- 
norität ohne  freie  Ueberzeugung,  also  etwa  durch  Furcht- 
erweckung   oder  List,   über  die  Majorität  der  Zahl  siegte 


317)  Laferriere,  Essai  sur  l'histoire  du  droit  fran^ais,  I,  282. 

318)  Duvergier  de  Hauranne,  a.  a.  0.,  I,  120. 
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und  dadurch,  vorerst  wenigstens,  selbst  zu  einer  blossen 
Zahlenmajorität  würde.  Denn  die  wahre  Autorität  eines 
Majoritätsbeschlusses  kann  nur  darin  liegen,  dass  das  höhere 
Gesetz  des  Staats,  welches  auch  den  Ansichten  der  Majo- 
rität wie  denen  der  Minorität  ein  bestimmtes  Recht  auf 
Geltendmachung  gibt,  und  von  welchem  beide  Theile  in 
ihren  Ansichten  getragen  sein  müssen,  die  eine  oder  die 
andere  Meinung  als  die  entsprechendere  sanctionirt  und  dass 
infolge  dieser  Erkenntniss  entweder  die  bisherigeMajoritat  auch 
fürder  Majorität  bleibt,  oder  die  bisherige  Minorität  durch 
Zuwachs  aus  der  Majorität  die  letztere  zur  Minorität  macht 
und  selber  zur  Majorität  wird.  Es  hat  einen  tiefen  Sinn, 
wenn  man  sagt,  jede  Majorität  sei  einmal  Minorität  gewe- 
sen, jede  Minorität  müsse  seiner  Zeit  Majorität  werden. 
Gerade  in  dem  beständigen  Wechsel  zwischen  Majoritäten 
und  Minoritäten,  der  bei  einem  bewussten  und  patriotischen 
politischen  Leben  stattfinden  muss,  liegt  auch  ein  sehr  ver- 
söhnliches, also  der  Freiheit  wie  der  Ordnung  günstiges 
Element,  indem  dadurch  dringend  zur  Schonung  der  Mino- 
ritäten wie  zur  Respectirung  der  Majoritäten  aufgefordert  wird 
und  für  die  Realisation  dieser  Anforderung  auch  die  ent- 
sprechenden Grundlagen  gegeben  sind.  Ein  solcher  Wechsel 
hängt  aber  auch  weder  nur  vom  Zufall  oder,  von  der  Will- 
kür ab,  sondern  muss  mit  Notwendigkeit  aus  der  in  der 
fortschreitenden  Entwickelung  der  Staaten  liegenden  Ver- 
änderung der  socialen  und  politischen  Zustände  hervorgehen, 
indem,  je  gemeinschädlicher  und  unhaltbarer  ein  bisher  als 
unabweisbar  und  rechtlich  begründeter  Zustand  erscheint, 
desto  mehr  die  Zahl  der  von  ihm  Abfallenden  wächst,  während 
in  dem  Masse,  in  welchem  ein  bisher  unzulässiger  Zustand 
Bedürfniss  wird  und  Sympathien  erringt,  sich  auch  die  ur- 
sprünglich geringe  Zahl  seiner  Vertreter  mehren  muss. 

4)  Die  gewöhnliche  Eigentümlichkeit  einer  entschiede- 
nen Zahlenmajorität  ist  ein  gewisser  Uebermuth  und  die 
einer  entschiedenen  Zahlenminorität  eine  gewisse  Reizbarkeit. 
Wir  finden  darin  nur  einen  allgemeinen  Ausdruck  für  die 
allgemeinen  Charaktere  des  Siegers  und  der  Besiegten. 

Eine  solche  Majorität  denkt  daher  gern  mehr  an  die 
Ausdehnung  als  an  die  Vertiefung  und  Erhaltung  ihrer 
Machtstellung,    die  Minorität   zunächst   und   vorherrschend 
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nur  an  ihre  stramme  Concentration.  Daher  ist  auch  jeder 
Minorität  das  Princip  der  Erhaltung,  der  Majorität  das  der 
Aenderung  gunstiger.  Man  kann  auch  sagen,  dass  das 
Princip  der  Erhaltung  die  Zahlenminorität  geistig  starke, 
wahrend  das  Princip  der  Veränderung  die  Zahlenmajorität 
vergeistige,  je  nachdem  die  letztere  sich  überschlägt,  oder 
die  erstere  nur,  starren  Conservativismus  treibt.  So  kann 
es  kommen,  dass  in  einer  wenig  bewegten  Periode  die  Mi- 
norität sogar  weniger  Chancen  haben  kann  als  in  einer  Pe- 
node sehr  bewegter  und  deshalb  leicht  der  Ueberstürzung 
beschuldigten  Reform,  in  welcher  sie  zudem  auch  noch 
leichter  als  die  mit  Unrecht  bedrückte  Partei  erscheint. 
Freilich  ist  der  lahmlegende  Stillstand  auch  sehr  geeignet, 
die  grossten  Majoritäten  einschrumpfen  zu  machen.  Aus 
dem  Uebermuth  siegreicher  Majoritäten  erklärt  sich  aber 
noch,  dass  sie  sich  nicht  scheuen,  für  sich  selber  zu  ver- 
theidigen,  was  sie  als  Minoritäten  gegen  sich  verwarfen. 
Ans  der  unmuthigen  Reizbarkeit  der  Minoritäten  erhellt  das 
Gegentheil,  dass  sie  nämlich  für  sich  beanspruchen,  was  sie 
der  Majorität  verweigern.  Minoritäten  eignen  sich  daher 
besonders  zur  scheinbaren  Vertheidigung  der  von  der  Ma- 
jorität angegriffenen  Zustände,  seien  es  Freiheiten  oder  Ord- 
nungen; sie  spielen  gern  die. Unterdrückten  und  haben  eine 
eigentümliche  Stärke  in  dem  natürlichen  „favor  defensio- 
niß",  während  die  eigentümliche  Stärke  der  Majoritäten 
in  der  ebenso  natürlichen  Gunst  energischer  Aggression  ge- 
funden werden  muss.  Die  Uebergänge  von  einem  Zustand 
in  den  andern  sind  ausserordentlich  fein  und,  da  sie  nicht 
ohne  mannichfaltigen  Wechsel  stattfinden  können,  desto  mehr 
nur  scharfen  Augen  erkennbar. 

5)  Sehr  viel  kommt  darauf  an,  durch  welche  Mittel  *ig) 
und  für  welchen  Gegenstand  eine  Majorität  gebildet  ist. 
Dies  erscheint  viel  wichtiger    als  die  Frage,    aus   welchen 

319)  Solche,  welche  mit  der  sogenannten  parlamentarischen  Taktik 
anvertraut  sind,  können  sich  keine  rechte  Vorstellung  davon  machen,  mit 
wie  kleinen  und  mitunter  schlechten  Mitteln  oft  die  imposantesten  Majo- 
ritäten in  Volks-  und  parlamentarischen  Versammlungen  hervorgebracht 
werden.  Leiter  wie  Glieder  der  Majoritäten  werden  oft  selbst  nnd  in  ver- 
schiedener Weise  durch  die  Resultate  ihrer  Experimente  überrascht. 
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Gliedern  die  Majorität  zusammengesetzt  ist,  da  Gegenstand 
und  Mittel  der  Majorität  über  die  politische  Qualität  ihrer 
Glieder  viel  sicherer  entscheidet  als  alles,  was  man  von  den 
Persönlichkeiten  wissen  kann.  Eine  geordnete  Wirksamkeit 
der  Majoritäten  und  Minoritäten  mit  entsprechendem  Wech- 
sel, so,  dass  keine  Sichtung  allein  und  für  immer  herrschen 
oder  allein  und  für  immer  unterdrückt  sein  soll,  setzt  im» 
mer  eine  tüchtige  Parteiorganisation  und  zwar  nach  den 
beiden  grossen  Strömungen  des  Staatslebens  voraus,  und 
dies  um  so  mehr,  als  ohnehin  schlechte  Mittel,  Misbrauch 
des  Einflusses,  Laxheit  des  Gewissens,  politischer  Unver- 
stand bei  der  Bildung  der  Majoritäten  wirksam  sein  werden. 

6)  Kein  Grad  politischer  .Bildung,  also  auch  keine  Stei- 
gerung derselben  wird  das  Nebeneinanderbestehen  von  Ma- 
joritäten und  Minoritäten  verhindern  können.  Wie  die  Un- 
animität  als  Erforderniss  eines  Beschlusses  nach  den  obigen 
Ausführungen  den  sichern  Beweis  liefert',  dass  ein  Volk 
noch  nicht  zum  Staat  gereift,  oder  sonst  eine  Gesellschaft 
noch  nicht  von  der  politischen  Idee  erfasst  worden  ist,  so 
müsste  das  Verlangen  der  Einstimmigkeit,  z.  B.  für  ein 
Gesetz,  in  einem  wirklich  bestehenden  Staate  dessen  Ende 
bezeichnen. 

7)  Die  Zahlenminorität,  die  nicht  zur  Zahlenmajorität 
aufsteigt,  ist  die  Form,  in  welcher  die  ablebenden  Elemente 
eines  Staats  allmählich  ersterben.  Die  Minorität,  welche 
Träger  einer  wirklichen  auflebenden  Kraft  des  Staats  ist, 
muss  dagegen  allmählich  zur  Majorität  werden,  wenn  der 
Staat  nicht  verfallen  soll.  Die  Majorität  erscheint  dann  nur 
als  das  Mittel,  durch  welches  die  Minorität  ihrer  innern 
Berechtigung  wegen  zur  Geltung  kommt,  zugleich  aber  auch 
als  das  Mass,  in  welchem  diese  Geltung  stattfindet. 

8)  Zahlenmajoritäten  können  in  einem  organischen  Staat 
niemals  blos  der  Ueberzahl  wegen  herrschen.  Im  Gegen- 
theil  werden  sie  durch  den  Staat  mit  Rücksicht  auf  dessen 
im  gegebenen  Moment  dringendste  Bedürfnisse  gebildet 
oder  dadurch  bestimmt,  und  dienen  demnach  dem  Staate 
kraft  der  von  ihm  abgeleiteten  Autorität  so  lange  als  eben 
die  letztere  währt.  Dadurch  dass  sie  sich  dann  gerne 
selbst  als  Staat  setzen,   die  einmal  eingenommene  Stellung 
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unverrückt  behaupten  wollen  und  aus  innern  und  äussern 
Gründen  entarten,  werden  sie  leicht  zu  Minoritäten  und 
zwingen  selbst  den  Staat,  seine  Autorität  auf  die  bisherige 
Minorität  zu  übertragen. 

9)  Bei  Repräsentationen  ist  es  nothwendig,  dass  die  Ma- 
jorität der  Repräsentanten  und  die  Majorität  der  Repräsen- 
tirten  sich  decken.  Ist  die  Repräsentation  qualitativ  staat- 
lich besser  als  die  Repräsentirten,  so  ist  zu  wünschen,  dass, 
wenn  die  Majorität  der  Repräsentanten  nur  die  Minorität 
der  Repräsentirten  hinter  sich  hätte,  sie  so  auf  das  Volk 
wirkte,  dass  sie  wenigstens  die  Minorität  zur  Majorität  um- 
gestaltete. Ein  absolutes  Zahlenmajoritätsregiment  ist  dem- 
nach ein  Unsinn.  Auch  hat  ein  solches  um  so  weniger 
jemals  bestanden,  je  mehr  die  blossen  Zahlenmassen  immer 
nur  einzelnen  zufielen,  die  sie  anzuziehen  und  zu  gebrauchen 
wussten,  in  der  That  also  nicht  die  Zahl,  sondern  ihre 
Führer  herrschten.  Man  kann  sagen,  dass,  je  weiter  man 
in  der  versuchsweisen  Durchführung  der  Volkssouveränetäts- 
theorie  gegangen,  desto  weniger  die  Zahlen  Herrscher,  desto 
mehr  sie  Beherrschte  gewesen  sind.  Die  Nutzanwendung 
dieser  Resultate  auf  einzelne  praktische  Fragen  des  consti- 
tutionellen  Staatsrechts,  z.  B.  über  das  allgemeine  Stimm- 
recht, über  die  nothwendige  Besetzung  der  Ministerstellen 
aus  der  Parlamentsmajorität  u.  s.  w. ,  macht  sich  von  selbst. 
Der  gesunde  Kern  der  fraglichen  Theorien  liegt  niemals  in 
der  Behauptung  der  Berechtigung  der  Zahlenmajorität,  son- 
dern einerseits  in  der  Idee  des  organischen  Staats,  vermöge 
welcher  jeder  in  den  öffentlichen  Angelegenheiten  eine 
staatsgemässe  freie  Thätigkeit  haben  sollte,  andererseits  in 
der  Annahme,  dass  ohne  innere  Berechtigung  eine  wirkliche 
Zahlenmajorität  nicht  besteht.  Leider  haben  diese  Voraus- 
setzungen bisjetzt  in  der  Regel  gerade  da  am  wenigsten  be- 
standen, wo  man  der  Zahlenmajoritat  am  meisten  Conces- 
sionen  zu  machen  schien.  So  fiel  die  Sache  zum  directen 
Gegentheil  aus,  und  die  Zahlenmajorität  selbst  war  nichts 
als  ein  künstliches  und  erlogenes  Machwerk. 

10)  Hier  wird  auch  der  Satz  wichtig,  dass,  wie  der 
Gesetzgeber  selbst,  so  die  Majorität  einer  Volksrepräsenta- 
tion auf  die  eigenen  Tugenden  wachsam  sein  und  der  eige- 
nen Kraft,  den  eigenen  Ansichten  nicht  unbedingt  vertrauen 
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soll.  **°)  Es  muss  das  Werk  einer  wahren  politischen  Bil- 
dung werden,  dass  sich  nicht  jeder  für  jede  politische  Thä- 
tigkeit  berufen,  und  dass  sich  keiner,  auch  der  Begabteste 
nicht,  in  irgendeinem  Ding  für  unfehlbar  erachte.  Die  Ge- 
gensätze zwischen  Majoritäten  und  Minoritäten  werden  zwar 
auch  dann  noch  bestehen,  aber  nicht  in  der  Form  feind- 
licher Parteien,  sondern  in  der  verschiedener  Arbeiten  an 
demselben  Bau,  die,  je  nach  dem  Bedürfhiss',  nur  in  dem 
zunächst  bestimmenden  Einfluss  wechseln. 

11)  Etwas  sehr  Bedenkliches  ist  immer  die  Unentschieden- 
heit  der  Majoritäten  und  Minoritäten,  womit  die  Unbedeutend- 
heit der  erstem  verbunden  zu  sein  pflegt.  Jene  Unentschieden- 
heit  hat  ihren  Grund  stets  in  dem  Mangel  der  politischen 
Tugend,  der  sich  als  Faulheit,  eine  Ansicht  zu  gewinnen, 
oder  als  Feigheit,  seine  Ansicht  zu  vertreten,  manifestirt. 
So  entstehen  formelle  Majoritäten,  die  materielle  Minori- 
täten sind  oder  doch  als  solche  behauptet  werden,  und  um- 
gekehrt. Auch  hat  man  oft  eine  sehr  herabgeschwächte 
Majorität  gleich  für  eine  fertige  Minorität  genommen,  na- 
mentlich wenn  ein  ehrenvoller  Rückzug  genommen  und, 
weil  sich  zur  Wiederherstellung  einer  ansehnlichen  Majorität 
kein  Mittel  bot,  weiterm  Abfall  zuvorgekommen  werden 
wollte.  Um  den  Misstand  einer  unbedeutenden  oder  nur 
formellen  Majorität  zu  beseitigen,  wurde  in  wichtigen  Fäl- 
len, da  man  gewisse  Präsumtionen  für  ungenügend  erachtete, 
bestimmt,  dass  ohne  die  verlangte  grössere  Majorität  ein 
gültiger  Beschluss  gar  nicht  entstehen  solle.  Allein  so  ge- 
wiss eine  geringe  Majorität  als  unzweckmässig  erscheint, 
so  wenig  können  erzwungene  Majoritäten  als  zweckmässig 
erkannt  werden.  Uebrigens  gibt  es  viele  Fälle,  wo  auch 
der  gewissenhafteste  Mann  mit  grosser  politischer  Bildung 
und  ohne  besondere  krankhafte  Scrupulosität  im  Zweifel 
sein  kann,  auf  welche  Seite  er  sich  zu  schlagen  habe,  wäh- 
rend andererseits  dem  griechischen  Alterthum  der  Grundsatz 
abgeborgt  wird,  dass  in  politischen  Bewegungen  jeder  Bür- 
ger Partei  nehmen  müsse.  Dabei  sind  die  verschiedenen 
Zwangsmassregeln,    welche  die    Gesetze   gegen  die  Nicht- 


320)  „Une  nation  doit  se  connaitre  elle-meme."     Vattel,  a.  a.  0.,  I, 
151.    Derselbe,  a.  a.  0.,  I,  175. 
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betheiligung  an  verfassungsmässigen  politischen  Handlungen 
vorschreiben,  bekannt.  Wir  legen  den  letztern  keinen  Werth 
bei.  Das  Verlangen,  dass  in  politischen  Bewegungen  jeder 
Burger  Partei  nehmen  müsse,  setzt  jedenfalls  eine  tüchtige 
Parteibildung  und  bestimmte  Parteiziele  voraus.  Wären 
diese  aber  auch  nicht  so  selten,  wie  sie  es  wirklich  sind, 
so  müssten  wir  in  unsern  Tagen,  in  welchen  das  Princip 
der  individuellen  Freiheit  so  hoch  getrieben  ist,  es  jeden- 
falls der  innern  (Jeberzeugung  des  Mannes  überlassen,  ob 
er  sich  für  verpflichtet  erachtet,  Partei  zu  nehmen  oder 
nicht.  Zwingen  ihn  die  Umstände  nicht  schon  selbst  dazu, 
so  thut  er  genug,  wenn  er  in  den  Uebergangszuständen 
überhaupt  sein  Thun  und  Lassen  nach  seiner  Ueberzeugung 
von  dessen  Rechtmässigkeit  einrichtet  und  die  Folgen  davon 
zu  tragen  bereit  ist. 

12)  Dass  beim  Vollzug  oder  bei  der  sogenannten  Exe- 
cutive, d.  h.  bei  allem,  was  im  höchsten  Sinn  des  Wortes 
die  Regierung  des  Staats  ist,  wenigstens  formell  Majori- 
täten oder  Minoritäten  nicht  mehr  in  Frage  kommen,  da 
diese,  mit  oder  ohne  constitutionelle  Verantwortlichkeit,  im- 
mer nur  Einem  und  der  von  ihm  formell  abhängigen  Re- 
gierung zukommen  muss,  haben  selbst  die  entschiedensten 
Demokraten,  wie  z.  B.  Vacherot  („La  democratie",  S.  351  fg.) 
und  Parlamentaristen,  wie  St.  MM  und  B.  Comtant,  aus- 
drücklich anerkannt.  3ai) 

13)  Majoritäten  und  Minoritäten  sind  entweder  ganz 
vorübergehende  Schöpfungen  einer  Versammlung  oder,  wenn 
auch  nicht  ohne  Wechsel,  doch  von  einer  gewissen  Stetig- 
keit. Ohne  Versammlungen  und  Vereine,  welche  sie  allein 
zu  einer  bestimmten  Erscheinung  bringen  können,  würden 
sie  nur  latente  Zustände  sein.  Durch  Versammlungen  und 
Vereine  können  geheime  Majoritäten  zu  publiken  Minoritä- 
ten ,  geheime  Minoritäten  zu  publiken  Majoritäten  werden. 
Die  äussere  Erscheinung  und  die  Wirklichkeit  decken  sich 
dann  nicht,  und  wirkt  in  diesem  Falle  das  eine  wie  das  an- 
dere jedes  nach  seiner  Art  und  in  einem  gewissen  Gegen- 
satz zum  andern  fort;  ein  unwahrer  und  deswegen  schlech- 
ter Zustand! 


321)  S.  auch  Constant,  £.,  a.  a.  0.,  I,  182. 
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14)  Bei  dieser  Gelegenheit  können  wir  nicht  umhin, 
ein  paar  sich  diametral  entgegenstehende  Meinungen  etwas 
näher  zu  würdigen.  Einige  nämlich  sagen',  jede  Versamm- 
lung und  jede  Majorität  sei  Pöbel.  Andere  dagegen  mei- 
nen, jede  Versammlung  sei  eben  durch  sich  selbst  schon 
aristokratisch  und  müsse,  gleich  jeder  Majorität,  auch  ari- 
stokratisch handeln.  Uns  scheinen  beide  Meinungen  unter 
gewissen  Voraussetzungen  richtig  und  daher,  so  wie  sie  ge- 
wöhnlich gegeben  und  aufgenommen  werden,  unrichtig.  So- 
lange aristokratisch  gleichbedeutend  war  mit  politischer  Thä- 
tigkeit,  wol  auch  mit  wissenschaftlicher  Arbeit,  und  wesent- 
lich dazu  gehörte,  dass  die  grosse  U eberzahl  der  Staats- 
angehörigen für  die  Aristokraten,  die  nebenbei  mit  der 
Kunst  und  Wissenschaft  spielen  mochten,  schwer  arbeitete, 
sodass  dem  Aristokraten  als  vorzüglichste  Aufgabe  des 
Lebens  nur  die  möglicherweise  anstrengende  und  jeden- 
falls aufreibende  Mühe,  die  Früchte  fremder  Arbeit  unpro- 
ductiv  zu  consumiren,  übrigte,  solange  war  Arbeit  und  Un- 
freiheit, Arbeit  und  Schmach,  Arbeit 8M)  und  Unselb- 
ständigkeit identisch.  Wir  halten  den  in  der  Prätention  der 
Leibeigenschaft  liegenden  Rückfall  der  germanischen  Welt 
auf  das  antike  Sittlichkeitsprincip  für  die  grösste  und  ge- 
fährlichste Verirrung  der  christlich-germanischen  Aera,  deren 
Werth  nur  darin  besteht,  dass  sie  die  Unmöglichkeit  der  Un- 
freiheit für  unsere  Zeitperiode  so  vollständig  bewies,  dass  an 
deren  Erhaltung  kein  vernünftiger  Mensch  glauben  kann.  Die 
Aufhebung  der  Leibeigenschaft,  die  Emancipation  und  Ehr- 
lichmachung  der  Arbeit  erscheint  dagegen  als  die  grösste 
Culturthat  der  neuern  Zeit,  als  die  Mutter  aller  Versuche 
und   Fortschritte   auf  dem   Wege   des   organischen   Staats. 


322)  S.  oben  Tbl.  I,  S.  160,  165;  Tbl.  II,  S.  199;  Thl.  HI,  S.  22. 
Dazu:  Engels,  Die  Lage  der  arbeitenden  Klasse  in  England  n.  s.w.  (Leipzig 
1848).  Gautne,  «f.,  L'Europe  en  1848  ou  considärations  snr  l'organisation 
da  travail  etc.  (Paris  1848).  Stern,  a.  a.  O.,  S.  185,  265.  Lamartine,  Le 
droit  au  travail.  Thiers,  Le  droit  an  travail.  Robert  du  Var%  Histoire  de 
la  classe  ouvriere  dep.  esclave  jusqu'au  prolet&ire  de  nos  joars  (4  Tble., 
Paris  1850).  Gneist,  a.  a.  0.,  I,  150,  171.  Du  Puynode,  G.,  Des  lois  dn 
travail  et  de  la  population  (2  Tble.,  Paris  1860).  Du/aure,  Du  droit  au 
travail  (Paris  1861).  Mannequin,  Th.,  Travail  et  libertä,  6tude  critique  d'eeo- 
nomie  sociale  (2  Thle.,  Paris  1863). 
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Gewähren  jene  Beschäftigungen,  welche  man  gegenwartig 
vorzüglich  Arbeiten  nennt,  den  sogenannten  Arbeitern  auch 
gewiss  nicht  das  Monopol  politischer  Qualifikation,  so  kann 
man  doch  nicht  behaupten,  dass  dieselben  blos  eine  sociale 
oder  national -ökonomische  Bedeutung  haben,  sondern  muss 
erkennen,  dass  sie  jedenfalls  ihre  besondern  politischen  Eigen- 
schaften besitzen.  Aber  auch  diejenigen  arbeiten  heutzutage, 
welche  nicht  zu  den  Arbeitern  gezahlt  werden,  und  wieviel 
an  dem  Verhältniss  zwischen  Kapital  und  Arbeit  nach  ver- 
schiedenen Ansichten  sich  ändern  muss,  die  Wechselwirkung 
zwischen  beiden  ist  unvermeidlich  und  schon  die  Erhaltung 
des  Kapitals  durchschnittlich  zu  einer  schweren  und  gefähr- 
lichen Arbeit  geworden.  Wer  nicht  arbeitet,  taugt  nichts, 
und  ein  Stand  ohne  Arbeit,  ohne  tüchtige  Arbeit  irgend- 
welcher Art,  muss  bei  der  Verachtung  des  Müssigganges 
und  bei  der  Unmöglichkeit,  sich  ohne  Arbeit  im  Strom 
unserer  Ungeheuern  socialen  Bewegungen  zu  erhalten,  unter- 
gehen. Praktisch  muss  demgemäss  auch  die  politische 
Emancipation  der  Arbeiter  in  einer  ihren  Fähigkeiten  und 
dem  organischen  Staate  entsprechenden  Form  ebenso  wie  die 
vollständige  Beseitigung  der  mittelalterlichen  Feudalrechte 
nur  eine  Frage  der  Zeit  sein. 

Massenversammlungen  und  Massenmajoritäten  können 
demgemäss  heutzutage  weder  den  mittelalterlichen  noch, 
wenigstens  in  monarchischen  Staaten,  den  antik -republi- 
kanischen Charakter  haben.  Gleiches  gilt  von  der  Aristo- 
kratie. Massenversammlungen  ohne  Ordnung,  ohne  adeln- 
des, d.  h.  staatsorganisches  Princip  und  Ziel,  blosse  Zufalls- 
producte  oder  physische  Bleigewichte  an  der  Zeituhr,  sind 
Pöbel  im  übelsten  Sinn.  m)  Pöbel  ist  aber  auch  jede  noch 
so  kleine  Minorität,  wenn  sie,  aristokratische  Prätentionen 
stellend  und  aristokratische  Gesinnung  affectirend,  die  eben 
bezeichneten   Eigenschaften    von    Massenversammlungen   an 

323)  Von  diesen  gilt,  was  Sohn  den  von  Peisistratos  getäuschten 
Athenern  gesagt  haben  soll: 

„Einzeln  seid  ihr  Leute  so  fein  und  schlau  wie  die  Füchse, 
Aber  zusammt  seid  ihr  jedem  zu  trauen  bereit" 

(bei  Curtius,  a.  a.  O.,  I,  287). 
„D  faut  peu  de  chose  pour  faire  changer  d'avis  a  une  multitude."     Vil- 
leroy,  Memoires  d'etat,  bei  Jolly,  a.  a.  0.,  I>  87. 
Held.  ffl.  22 


338  Siebenter  Abschnitt 

sich  tragen.  Also  nicht  die  Zahl,  der  sociale  Bang  oder  der 
politische  Stand  der  Versammelten,  sondern  die  Ordnung, 
die  Haltung,  das  Princip  und  der  Zweck,  oder  mit  einem 
Wort,  der  Geist  der  Versammlung  ist  es,  was  sie  aristokra- 
tisch oder  pöbelhaft  macht. 

Wenn  wir  aber  diese  grosse  Erscheinung  der  Eman- 
cipation  der  Arbeit  und  die  gleiche  Unentbehrlichkeit  der- 
selben für  alle  als  die  grösste  That  der  modernen  Gesell- 
schaft bezeichneten,  so  beweisen  die  Zustände  in  Amerika, 
wo  diese  That  am  vollkommensten  durchgeführt  ist,  und 
zwar  ganz  abgesehen  von  der  Sklaverei  in  den  Südstaaten, 
dass  mit  ihr  noch  keineswegs  alles  für  den  organischen  Staat 
Nothige  schon  geschehen  ist. 

Bei  aller  Schätzung  der  Arbeit  ist  nämlich  unsere  Zeit 
noch  immer  nicht  viel  weiter  gekommen,  als  dass  sie  die 
äussere  Arbeit,  die  äussern  oder  sogenannten  materiellen  Er- 
folge würdigt  und  deswegen  die  Arbeit  überschätzt.  Gleich- 
wie es  aber  eine  äussere  und  innere  Politik  der  Staaten 
gibt,  diese  beiden  Richtungen  der  Politik  unter  dem  einen 
höchsten  Gesetz  aller  Politik  auch  eins  sind,  naturgemäss 
aber,  wenn  man  von  einem  bestimmten  Staate  ausgeht,  des- 
sen innere  Constituirung  immer  das  erste,  eine  gute  innere 
Politik  zugleich  auch  die  beste  äussere  oder  doch  die  Bedingung 
jeder  guten  äussern  Politik  ist:  so  gibt  es  auch  eine  innere 
und  eine  äussere  Arbeit  des  Menschen  und  der  Volker,  von 
der  dasselbe  gilt,  was  von  dem  Verhältniss  zwischen  innerer 
und  äusserer  Politik  gesagt  wurde.  Die  blos  äusserliche 
Arbeit  erzeugt  nach  Grund  und  Erfolg  etwas  ähnliches,  wie 
Zahlenmajoritäten  und  Zahlenminoritäten,  nämlich  die  Ge- 
genüberstellung der  grossen  und  kleinen,  oft  sehr  zufälligen, 
übel  begründeten  und  übel  verwendeten  materiellen  Er- 
folge, also  das  alte  Princip  der  materiellen  oder  brutalen 
Uebermacht,  weshalb  man  auch  wol  den  Unterschied  un- 
serer Zeit  vom  Mittelalter  nur  darin  finden  mochte,  dass  da- 
mals eine  Grundbesitzfeudalität,  jetzt  eine  „feodalite  indu- 
strielle ou  financifere"  herrscht.824) 


324)  Zu  Thl.  II,  S.  350 :  Seckendorf,  V.  £.,  Vom  deutschen  Fürsten- 
staat (Jena  1737).  Wahre  Charakteristik  des  Adels  in  altern  und 
neuern  Zeiten    (London  1798).      Rehberg,     Ueber   den    deutschen    Adel 
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Die  eigentliche  Befreiung  der  Menschheit,  für  welche 
die  äussere  Befreiung  ein  Mittel,  die  allgemein-menschliche, 
massvolle  oder  geordnete  Freiheit  der  Zweck  ist,  erscheint 
ebenso  wie  der  wahre  Werth  der  Majoritäten,  durch  die 
Arbeit  eines  jeden  an  sich  selbst  bedingt.  In  dieser  liegt 
das  einzige  ausreichende  Correctiv-  und  Ergänzungs- 
mittel aller  Rechtsinstitutionen,  die  Bürgschaft  für  deren 
staatsgemässe  Entstehung  und  Wirksamkeit,  also  auch  für 
einen  weil  innern,  darum  wahren  Fortschritt.  Die  Politik 
mus8  daher  auch  in  jeder  Beziehung,  besonders  aber  in  ihrer 
Richtung  auf  die  öffentlichen  Unterrichts-  und  Bildungs- 
anstalten Ton  diesem  durch  die  Lehre  Christi  sogar  religiös 
geheiligten  Grundgedanken  ausgehen,  und  zwar  um  so  mehr, 
als  in  ihm  für  die  auf  dem  Boden  der  Unterrichtsfrage 
neuerdings  auftauchenden  Collieionen  zwischen  Staat  und 
Kirche  ein  Mittel  der  Versöhnung  liegt,  während  die  Zahl 
and  Wirksamkeit  derjenigen,  die  sich  als  Lehrer  oder  Ler- 
nende diesem  Princip  ergeben,  eine  verhältnissmassig  sehr 
geringe  ist. 


(Göttingen  1803).  Maurer,  K.>  Ueber  das  Wesen  des  ältesten  Adels  der 
deutschen  Stamme  (München  1846).  Eisenhart,  Ä,  Ueber  den  Beruf  des 
Adels  im  Staat  und  die  Natur  der  Pairieverfassungen  (Stuttgart  1852). 
GnetBty  a.  a.  O.,  I,  205.  Brandes,  H.,  Ueber  die  „Nobiles"  des  Tacitus. 
Erster  Bericht  über  die  germanische  Gesellschaft  an  der  Universität  Leip- 
zig (Leipzig  1862),  S,  19  fg.  Fröbel,  a.  a.  O.,  II,  79.  Naudet,  D.,  De  la 
noblesse  et  des  recompenses  d'honneur  chez  les  Romains  (Paris  1863). 
Granier  de  •Cassagnac,  Histoirc  des  classes  nobles.  S.  unten  gelegentlich 
des  Ein-  und  Zweikammersystems  und  unsern  Aufsatz  „Pairie"  im 
Staats-Lexikon. 


&d)ter  &bfd)ttttt 

Von  dem  Rechtsstaat  und  den  neuesten  theore- 
tischen wie  praktischen  Versuchen  bezüglich  des- 
selben insbesondere. 


Theorie  und  Doctrinarismus.  —  Der  Rechtsstaat  and  Kant.  — 
Allgemeinheit  und  Urmenschlichkeit  der  Rechtsstaatsidee.  —  Die  Rechts- 
staatstheorie als  Staatszweckstheorie.  —  Was  hei  derselben  übersehen 
wurde  und  wohin  sie  fuhren  muss  ?  —  Besonders  nachtheilige  Uebersehen. 
—  Bäh? 8  Rechtsstaatstheorie,  was  daran  neu  und  alt,  richtig  und  unrich- 
tig? Die  besondern  einzelnen  Forderungen  Bahr' 8  vom  Standpunkt  des 
Rechtsstaats  aus.  ■ —  Die  grossherzoglich  badische  Verwaltungsorganisation 
nach  dem  Gesetz  vom  5.  October  1863. 


Xjs  ist  die  unvermeidliche  Schwäche  aller  theoretischen 
Darstellungen,  einmal  dass  sie  an  einer  gewissen  Mangel- 
haftigkeit der  Erkenntniss  selbst  leiden,  was  sie  mitunter 
nicht  zugestehen  wollen  und  daher  möglichst  zu  maskiren 
suchen,  dann,  dass  sie  den  wissenschaftlichen  Gegenstand 
niemals  in  einem  einzigen  Moment  möglichst  vollständig  zu 
erfassen  und  gleichsam  in  einem  einzigen  Gedanken  dar- 
zustellen vermögen,  sondern  immer  nur  durch  Neben-  und 
Nacheinanderstellung  der  einzelnen  Seiten  und  der  zu  ihrer 
Erschöpfung  bestimmten  Sätze  einigermassen  zum  Ziele  ge- 
langen können. 

Schon  aus  diesem  letztern  Grunde  muss  jede  Theorie 
etwas  Doctrinäres  an  sich  haben,  was  nur  dadurch  einiger- 
massen ausgeglichen  werden  kann,   dass  der  Theoretiker  in 
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allen  Einzellehren  Ton  dem  Wesen  des  darzustellenden  Gan- 
zen durchdrungen,  der  zu  Belehrende  aber  mit  seinem  Geist 
nicht  Mos  auf  die  Festhaltung  der  einzelnen  Sätze,  sondern 
vielmehr  und  vorzüglich  auf  die  Festhaltung  der  Idee  des 
Ganzen,  des  systematischen  oder  organischen,  also  höchsten 
wissenschaftlichen  Kerns  der  Sache  gerichtet  ist. 

So  haben  denn  auch  wir  schon  öfters  der  sogenannten 
Rechtsstaatstheorie326)  erwähnen  müssen,  ohne  sie  erschöpfend 
würdigen  zu  können,  indem  dazu  noch  immer  die  passende 
Gelegenheit  fehlte.  Bei  der  Wichtigkeit,  welche  diese  Theo- 
rie bereits  hat  und  die  offenbar  noch  im  Steigen  begriffen 
ist,  kann  eine  eingehende  Betrachtung  dieser  Theorie  nicht 
umgangen  werden. 

Die  Theorie  vom  Rechtsstaat  ist  in  ihrer  modernen 
Form  das  Product  der  Kant'schen  Philosophie,  also  eigent- 
lich schon  altern  Datums,  und  findet  in  allen  den  gegen  den 
Absolutismus  oder  Despotismus  der  Staatsgewalt  oder  ge- 
gen den  Polizeistaat  sprechenden  Gründen  eine  innere  Be- 
rechtigung. Der  Anstoss  zu  Versuchen  ihrer  praktischen 
Bethätigung  in  den  Formen  unserer  Zeit  war  aber  die  fran- 
zosische Revolution.  m) 

Die  Idee  des  Rechtsstaats  ist  jedoch  ihrem  Grundgedan- 
ken nach  viel  älter.  Dieser  muss  in  jeder  verfassungsmäs- 
sigen Schranke  gegen  die  Willkür  der  Staatsgewalt  und 
ihrer  Träger  gefunden  werden,  und  bethätigt  sich  in  der  Theo- 
kratie  z.  B.  in  der  Macht  der  Priester,  der  Weisen,  Philo- 
sophen gegenüber  dem  wirklichen  Herrscher,  in  den  germa- 
nischen Staatsanfängen  durch  die  Versammlungen  des  Volks,  der 
Weisen,  der  Grossen  n.  8.  w.,  in  den  germanischen  Staaten 


325)  Moser,  Von  den  deutschen  Unterthanen,  S.  45,  52.  Held,  Sy- 
stem, II,  282,  284  fg.,  296,  320,  321,  328,  367.  Derselbe,  Staat  und  Gesell- 
sehaft,  H,  315,  500,  647;  HI,  167,  253  fg.  Escher,  a.  a.  O.,  I,  24,  37,  67, 
70;  II,  24.  Mohl,  R.  von,  Geschichte  der  Literatur,  I,  227  fg.  Bäkr, 
Der  Rechtsstaat  (Kassel  u.  Gottingen  1864).  Esshaver,  a.  a.  O.,  S.  184. 
Frantz,  Wiederherstellung  Deutschlands,  S.  445.  Es  begreift  sich,  dass, 
wenn  Proudhon,  De  la  justice  dans  la  revolution  (Brüssel  1860),  Thl.  1, 
S.  71)  ausruft:  „La  justice  seule,  de  plus  en  plus  explicite,  savante,  severe: 
Toila  ce  qu'appelle  la  Situation,  ce  que  demandent  toutes  les  voiz  de  Phu- 
nianite",  von  keiner  Rechtsstaatsgerechtigkeit  die  Rede  ist. 

326)  Tocquevüle,  Das  alte  Staatswesen,  S.  127  fg. 
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des  Mittelalters  durch  die  Huldigungen ,  Wahlcapitulationen, 
Landescompactate ,  Pairsgerichte  und  deren  Competens 
über  die  Lehnsherren.  Die  classischen  Republiken  82r)  er- 
scheinen überhaupt  schon  wegen  ihres  conföderativen 
Charakters  als  eine  Art  von  Rechtsstaaten,  und  gilt  dies 
ganz  besonders  von  Rom  während  der  Blütezeit  der  Republik. 

Der  Rechtsstaat  oder  etwas  vom  Rechtsstaat  ist  daher 
so  alt  und  allgemein  verbreitet,  wie  es  Staat  und  Recht 
in  ihrer  unauflöslichen  Verbindung  gleichfalls  sind.  Die 
grosse  Verschiedenheit  der  Art  der  Auffassung  und  des 
Grades  der  Verwirklichung  der  Rechtsstaatsidee  ändern 
daran  nichts.  Wir  sind  daher  auch  nicht  berechtigt,  die 
Rechtsstaatsidee  als  eine  neue  Erfindung  unserer  Zeit  zu 
vindiciren.  Der  absolute  Polizeistaat  fühlte  sich  ohne  Zwei- 
fel auch  einmal  als  vollständig  gerechtfertigt  oder  als  Rechts- 
staat, gleichviel,  ob  ein  despotischer  Syjjjloc  odö*  ein  tyran- 
nischer Souverän  Träger  der  Staatsgewalt  war,  o{>  patriar- 
chalisch-patrimoniale  oder  andere  ihrer  Zeit  entsj 
Ideen  das  Regiment  beherrschten.  Dieses  hohe  All 
diese  allgemeine  Verbreitung  der  wenn  auch  nach 
Anschauungen  nur  höchst  mangelhaft  aufgefassten  und  et 
mangelhaft  praktisch  durchgeführten  Grundidee  des  Recl 
Staats  beweisen,  wenn  derselben  auch  bisher  die  wissensch;i 
liehe  Durcharbeitung  fehlte,  dass  sie  einen  gesunden  Ke\ 
haben  müsse,  der  übrigens  gerade  durch  eine  einseitige  Ar 
wendung  den  Staat  ungesund  machen  könne. 

Die  Rechtsstaatstheorie  kommt  zunächst  als  eine  StaatsJ 
zweckstheorie  vor.  828)  Ist  sie  als  solche  der  Repräsentanl 
einseitiger  Auffassung  des  rationellen  Lebenselements  odei 
einer  nur  rationalistischen  Auffassung  des  gesellschaftlicher 
Lebens  und,  in  der  Nichtberücksichtigung  der  sittlichen  wie 
materialistischen  Gesetze,  der  Träger  ausschliesslicher  Berech -1 
tigung  individueller  Freiheit  W9),   so  muss   sie  doch  in  ihreJ 


327)  ProudhorCs  Begriff  Ton  der  Republik   a.  in  dessen  Systeme  fed<| 
ratif,  S.  217. 

328)  Vgl.  Thl.  II,   S.  647.    üeber  Staatszweck,  namentlich  über 
wechselseitige  Unterstützungstheorie  s.  VaUel^  a.  a.  O.,  I,  93,  138. 
a.  a.  O.,  I,  xxxyiii. 

329)  Hahn,  von  (Die  materielle  Uebereinstimmung  der  römischen  j 
germanischen  Rechtsprincipien ,   S.  15)    nennt  das  Recht   „den  Intxf 
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bis  zum  äuseersten  getriebenen  Consequenz,  nämlich  durch 
das  Bestreben,  absolute  Gerechtigkeit  und  diese  selbst  wie- 
der durch  eine  Art  materialistischer  Gleichheit  zu  verwirk- 
lichen, auch  das  sittliche  und  materielle  Lebenselement  nebst 
der  geselligen  Ordnungspotenz  umfassen  und  demnach  schon 
von  diesem  Standpunkt  aus  als  eine  Utopie  33°)  erscheinen. 
Denn  es  ist  utopistisch,  etwas  absolut  Unmögliches,  oder 
das  an  sich  Unmögliche  durch  ungeeignete  Mittel  erreichen 
zu  wollen.  Utopistisch  ist  demnach  auch  das  Ziel  absoluter 
Gerechtigkeit  und  Gleichheit  oder  die  Annahme,  dass  der 
Staatszweck  nur  im  Recht  liege,  oder  nur  auf  dem  Rechts- 
wege verwirklicht  werden  könne. 

So  übersah  man,  dass  absolute  Gerechtigkeit  wol  das 
Ideal,  nicht  aber  das  erreichbare  Ziel  der  Stsatsjustiz  sein 
könne,  dass  man  kein  Gesetz  so  einzurichten  vermöge,  um 
alle  davon  Betroffenen  auch  in  materieller  Beziehung  gleich 
zu  treffen  (man  denke  nur,  wie  ungleich  z.  B.  eine  und  die- 
selbe Strafe  oder  Steuer  verschiedene  Individuen  berühren 
muss),  und  kam  zu  einer  Menge  grundsätzlicher  Irrthümer 
s.  B.  zur  sogenannten  Gesetzes-  m)  oder  Richteramtssouve- 
ri&etät  m),  infolge  welcher  man  entweder  die  souveräne 
^cfJhac*on  ihrer  rechtlichen  Souveränetat  zu  entkleiden,  oder 
c|1i%  in  einer    sogenannten    Legislative   oder   in   souveränen 

^  Satze,  welche  durch  den  Staat  realisirt  worden",  öder  ,,die  quali- 
Sitte".  MM  (Ueber  die  Freiheit,  S.  13  fg.)  findet  den  Zweck  und 
Stattfcrarenze  ^jgj.  Gewait  der  Menschheit,  des  einzelnen  wie  der  Gesammt- 
;eiitaiijjf  gegen  die  individuelle  Freiheit,  in  dem  Selbstschutz.  Verwandt,  aber 
bestimmt  sind  die  Aensserungen  W,  von  Humboldt' 8  (&.  a.  0.,  S.  19, 
41,  46,  101,  113  fg.,  130;.  Ein  Hauptvertreter  des  Rechtsstaats 
ad,  F#\,  Harmonies  economiques)  wurde  schon  von  Dupont-  White 
0.,  S.  167  fg.)  widerlegt.  Ueber  die  rechtsstaatlichen  Ansichten 
mus  8.  Humboldt,  a.  a.  O.,  S.  69,  119. 
F130)  S.  unsern  Aufsatz  „Staatsromane"  im  Staate-Lexikon. 
FS31)  Die  auf  dem  Wiener  Congress  eingebrachte  Beschwerdeschrift 
me  fedf  deutschen  Reichsadels  (Klüber,  Acten,  III,  541)  sagt  ganz  ernsthaft: 
t  ist  ein  glücklicher  Stern  über  Deutschland  aufgegangen ;  die  Gesetze 
über  M  nicht  der  Wille  einzelner  werden  künftig  Deutschland  regieren." 
.    Tai  IgL  auch  Zachariae,  Vierzig  Bücher,  IV,  1  fg.  Deutsche  Vierteljahrschrift, 

NW,  Heft  3,  S.  167. 
lien  832)  Zachariae,  Vierzig  Bücher,  HI,  238  fg.;  IV,  44  fg.     Klüber,  a. 

Inbc    *•  0.,  I,  Heft  4,  S.  109.    Held,  System,  I,  327  fg. 
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Gerichtshöfen  gleich  souveräne  Gewalten  an  die  Seite  zu 
setzen  suchte.  Man  übersah  ferner,  dass  Gesetzgebung,  Ju- 
risdiction und  Verwaltung  innig  zusammenhängen,  also  nicht 
haarscharf  voneinander  zu  trennen  sind  und  jeder  dieser 
grossen  Ressorts  der  Staatsgewalt  an  seinen  Grenzen  mit 
allen  übrigen  sich  verwandt  zeige;  dass  ferner  die  Stellung 
der  Gerichte  schon  eine  sehr  verschiedene  sein  müsse,  je 
nachdem  ein  Klein-,  Mittel-  oder  Grosstaat  ins  Auge  gefasst 
wird,  wie  dies  z.  B.  für  die  deutschen  Kleinstaaten  das  in 
Uebung  gebliebene  Institut  der  Actenversendung,  für  die 
deutschen  Mittelstaaten  die  grosse  Selbständigkeit  der  Gerichte 
und  wol  für  alle  Grosstaaten  die  theil-  und  zeitweise  politische 
Beeinflussung  der  Jurisdiction  darthut;  dass  ferner  eben  be- 
züglich der  Trennung  der  Justiz  von  der  Administration 
sowol  die  Geschichte  der  franzosischen  Parlamente,  als  auch 
die  grosse  Competenz  des  vom  Volke  gewählten  nordameri- 
kanischen Richters  und  ferner  die  eigenthümliche  Stellung 
der  Gerichte  in  England,  namentlich  die  mit  der  höchsten 
Administration  verbundene  höchste  Jurisdiction  des  Ober- 
hauses, endlich  eine  Menge  sonstiger  Erscheinungen,  wie 
z.  B.  die  Einrichtung  besonderer  Behörden  für  Competenz- 
conflicte,  die  Verwaltungsrechts-  und  Staatsgerichtshöfe,  end- 
lich auch  die  in  neuerer  Zeit  da  und  dort  forcirte  Zuziehung 
der  Staatsanwaltschaft  zu  allen  civilgerichtlichen  Verhand- 
lungen beweist,  wie  eine  solche  Trennung  nicht  absolut 
durchzuführen  ist.  Besonders  gefährlich  erscheint  aber, 
dass  man  unberücksichtigt  Hess,  einen  wie  grossen  Unter- 
schied es  machen  müsse,  ob  die  Verwaltung  eines  Staats 
nur  ministeriell,  d.  h.  von  den  persönlichen  Ansichten  eines 
Ministeriums  bestimmt,  oder  ob  sie  eine  wahrhaft  constitu- 
tionelle  sei,  und  ob  Recht  und  Freiheit  nur  als  Mittel  der 
Opposition  oder  als  wirklich  productive  Factoren  des  staat- 
lichen Lebens  aufgefasst  werden. 

Sowie  nun  der  Rechtsstaat  den  Charakter  eines  aus- 
schliesslichen Staatsprincips  und  Staatszwecks  annimmt, 
muss  er  auch  verlangen,  dass  jede  Frage  des  öffentlichen 
Lebens  nur  nach  ihm  und  seinen  Consequenzen  behandelt 
und  entschieden  werde. 

Daher  kommt  es,  dass  der  Rechtsstaat  nicht  blos  in 
dem  Postulat  absoluter  Trennung  der  Justiz  und  Legislatur 
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von  der  Verwaltung,  sondern  auch  und  namentlich  in  den 
verschiedenen  Versuchen  hervortritt,  den  Staat  und  seine 
Angehörigen  gegen  jede  Willkur  des  Souveräns  und  seiner 
Regierung  oder  gegen  den  sogenannten  Polizei  -  oder 
Verwaltungsstaat  sicherzustellen.  Hierher  gehören  die  Theo- 
rien von  der  Verantwortlichkeit  und  Absetzbarkeit  der 
Souveräne,  von  der  nothwendigen  Schwächung,  Theilung 
der  Staatsgewalt  und  Mischung  der  Staatsform,  von  den 
unguten  Souveränen  und  fingirten  Abdicationen,  von  der 
Notwendigkeit  der  Polizeigesetze,  von  den  Freiheits-  und 
Verfassungsgarantien,  von  der  Gleichheit  der  Gesetze  und 
vor  dem  Gesetze,  von  der  Volkssouveränetät,  von  der  Ent- 
stehung, Abänderung  wie  authentischer  Interpretation  der 
Gesetze,  und  von  dem  Rechte  constituirender  Versammlungen, 
von  gewissen  Nullitäten  der  Gesetze  und  einigen  formellen 
Schranken  der  provisorischen  Gesetzgebung,  von  der  Ver- 
antwortlichkeit der  Beamten,  insbesondere  der  Minister,  von 
der  Pflicht  der  Richter,  die  Verfassungsmässigkeit  der  Ge- 
setze zu  prüfen  und  nach  den  Resultaten  dieser  Prüfung  zu 
handeln;  ferner  sämmtliche  neuern  Einrichtungen  des  Straf- 
processes,  namentlich  Jury,  Oeffentlichkeit  und  Mündlichkeit 
mit  öffentlicher  Anklägerschaft,  die  besondern  „fora"  für 
Pressvergehen,  die  Bestimmungen  über  Verhaftung,  Haus- 
suchung u.  dgl. ,  die  Beseitigung  mancher  früher  üblichen 
Strafen,  z.  B.  der  Landesverweisung,  Vermögensconfis- 
cation  u.  8.  w.;  dann  das  Princip  der  nur  durch  Gesetz  zu 
ordnenden  Besteuerung  und  Conscription,  der  gesetzlichen 
Expropriation  und  einer  Menge  von  cultur-  und  social-poli- 
twchen  Gesetzen,  z.  B.  über  Grundentlastung,  Gilterzu- 
sammenlegung, Gemeindewesen,  Ansässigkeit,  Gewerbefrei- 
hett  u.  8.  w. 

Dass  man  noch  nicht  am  Ende  ist,  geht  daraus  hervor, 
dass  viele  sehr  bedeutende  Verhältnisse  die  nothwendige  ge- 
setzliche Ordnung  noch  gar  nicht  oder  nicht  genügend  er- 
halten haben,  z.  B.  Eisenbahnen  und  Telegraphen.  Auch 
steht  eine  Menge  von  Fragen  darüber,  ob  gewisse  Verhältnisse 
und  wie  weit  sie  eine  gesetzliche  Ordnung  oder  nur  eine  admini- 
strative Behandlung  vertragen,  z.  B.  über  Gehalte  und  Pen- 
sionen, über  Organisation  der  Armee  und  des  Staatsdienstes, 
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über  internationale  Verhandlungen  und  Abschluss  von  Staats- 
verträgen u.  8.  w.,  noch  in  der  Schwebe. 

n. 

Wir  halten  viele  der  vorhin  angeführten  Sätze  und  Ein- 
richtungen für  wohlbegründet,  sofern  auch  sie  richtig  ver- 
standene Consequenzen  des  gesunden  Kerns  der  Rechtsstaats- 
idee sind.  Mehrere  derselben  aber  kommen  an  sich  schon 
auf  die  falsche  Seite  dieser  Idee,  während  selbst  die  wohl- 
begründeten von  ihnen  infolge  der  irrigen  Auffassung  der 
Idee  selbst  nothwendig  auch  irrthümlich  verstanden  und  an- 
gewendet werden. 

Besonders  nachtheilig  erscheint  aber,  dass  bezüglich  des 
Rechtsstaats,  selbst  insoweit  als  er  ohne  Zweifel  eine  Wahr- 
heit enthält,  unbeachtet  geblieben  ist, 

a)  dass  er  alles  Recht,  also  auch  das  der  Krone,  mit 
gleicher  Kraft  schützen  müsste; 

b)  dass  in  manchen  Fällen  zwar  Rechts-  und  Gerichts- 
formen gegeben  seien,  in  Wirklichkeit  aber  doch  nur  eine 
administrative  Thätigkeit  selbst  innerhalb  dieser  Formen  ge- 
übt werde.  In  dieser  Beziehung  verweisen  wir  auf  die  nach 
den  neuen  Polizeistrafgesetzen  in  Uebung  gekommenen  stadt- 
und  landgerichtlichen  Strafmandate,  welche  lediglich  nach 
Aussage  von  ihrem  Charakter  nach  oft  höchst  zweifelhaften 
Polizeidienern  auf  ihren  Diensteid,  manchmal  erst  mehrere 
Wochen  nach  dem  angeblichen  Reat  und  demnach  ohne 
Möglichkeit  einer  erfolgreichen  Vertheidigung  erlassen,  also 
auch  nicht  von  dem  Princip  materieller  Gerechtigkeit,  son- 
dern von  dem  des  Verzichts  beherrscht  werden.  Wir  ver- 
weisen ferner  auf  die  Competenz  des  Polizeirichters,  nicht 
nur  zwischen  Geld-  und  Gefängnisstrafe  zu  wählen  und  oft 
aus  administrativen  Gründen  sich  für  diese  oder  jene  zu 
entscheiden,  sondern  auch  innerhalb  einer  sehr  wenig  be- 
stimmten Strafe  (z.  B.  Geldstrafe  bis  zu  100  Gulden)  das 
Mass  festzusetzen.  Wir  verweisen  ferner  darauf,  dass  der 
Bestohlene  aus  Rechtsgründen  den  Ersatz  oder  die  Zurück- 
erstattung des  ohne  seine  Schuld  ihm  entfremdeten  Guts  von 
Rechts  wegen  verlangen  konnte,  der  Staat  aber  aus  admini- 
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strativen  Gründen,  im  Fall  der  Leistungsunfähigkeit  des 
Diebes,  für  die  Zurückerstattung  nicht  einsteht;  ferner  dar- 
auf dass  es  gewiss  dem  Rechtsstaate  nicht  entspricht,  wenn 
die  wohlhabendere  siegreiche  Partei  die  durch  die  Frivolität 
des  armen  unterliegenden  Gegners  ihr  erwachsenen  Process- 
kosten  zahlen  und  sich  mit  der  werthlosen  Möglichkeit  der 
„pinguior  fortunaa  des  letztern  trösten  muss.  Auch  gibt  es 
eine  Menge  von  Verhältnissen,  in  denen  naturgemäss  die  An- 
wendung des  strengen  Rechtsprincips  oft  wenigstens  mehr 
schaden  als  nützen  müsste,  z.  B.  in  den  Verhältnissen  zwi- 
schen Dienstherrn  und  Gesinde,  Hausherrn  und  Miether, 
Ehemann  und  Ehefrau,  Aeltern  und  Kindern; 

c)  dass  endlich  der  Staat  zu  allen  Zeiten  eine  Menge 
von  Dingen  gesetzlich  verboten  hat  und  gewissermassen 
auch  verbieten  musste,  gegen  welche  selbst  der  ausgebil- 
detste individuelle  Rechtssmn  aller  oder  doch  gewisser  Klas- 
sen sich  sträubt.  Hierher  gehören  das  Duell,  das  Spielen 
in  auswärtigen  Lotterien,  das  Schmuggeln,  der  Wildfrevel, 
der  Holzdiebstahl  u.  s.  w.  Die  Gesetze  bestrafen  derlei 
Dinge  aus  rein  administrativen  Gründen  bald  leichter,  bald 
strenger,  während  sich  doch  andere  viel  wichtigere  Dinge, 
wie  z.  B.  die  Erfüllung  aller  politischen  Pflichten,  der  Haupt- 
sache nach  der  Justiz  entziehen  und  in  noch  andern  Dingen, 
z.  B.  in  Injuriensachen,  Ehescheidungsfällen,  in  Klagsachen, 
wo,  wie  z.  B.  im  Kunst-  und  Antiquitätenhandel,  die  Lieb- 
haberei, besondere  Kenntnisse  und  Conjuncturen  eine  ent- 
scheidende Rolle  spielen,  der  Justiz  selbst  ihre  wesentlichste 
Eigenschaft,  Sicherheit  und  Bestimmtheit,  abgehen  muss. 

in. 

Ehe  wir  auf  einige  der  wichtigsten  von  den  angedeu- 
teten Verhältnissen  näher  eingehen,  wird  es  um  so  mehr 
aforderlich  sein,  das  neueste  der  Rechtsidee  ausschliesslich 
gewidmete  Werk  von  Bahr  seinen  Hauptsätzen  nach  kennen 
tu  lernen,  als  einerseits  dieser  Autor  keiner  der  gewöhn- 
lichen Rechtsstaatsfanatiker  ist  und  entschieden  unmittelbar 
praktische  Züge  verfolgt,  andererseits  gerade  durch  die  Be- 
trachtung seiner  Schrift  die  beste  Gelegenheit  zur  eingehen- 
den Behandlung  unsers  Gegenstandes  gegeben  wird. 
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Bahr  geht  von  der  bekannten  Aeusserung  StahFs 
(Rechts-  und  Staatslehre,  3.  Aufl.,  Abth.  2,  S.  137)  aus,  der 
Staat  solle  Rechtsstaat  sein  nicht  etwa  in  dem  Sinn,  dass 
der  Staat  blos  die  Rechtsordnung  handhabe  ohne  admini- 
strative Zwecke,  oder  dass  er  nur  die  Rechte  der  einzelnen 
schütze,  er  bedeute  überhaupt  nicht  Ziel  und  Inhalt  des 
Staats,  sondern  nur  Art  und  Charakter,  dieselben  zu  ver- 
wirklichen. Bahr  fügt  bei,  er  verstehe  unter  Rechtsstaat: 
„dass  der  Staat  das  Recht  zur  Grundbedingung  seines  Da- 
seins erhebe,  dass  alles  in  ihm  rege  Leben,  das  individuelle 
sowol  als  das  der  Gesammtheit  im  Verhältniss  zu  ihren 
Gliedern,  unbeschadet  der  für  dasselbe  nothwendigen  Frei- 
heit, dennoch  in  den  Grundangeln  des  Rechts  sich  bewege" 
(a.  a.  O.,  S.  2).  Während  nun  dies  für  das  individuelle 
Leben  längst  als  staatliches  Bedürfniss  anerkannt  sei,  stehe 
es  ganz  anders  mit  dem  öffentlichen  Recht.  Sei  auch  der 
Gedanke  heutzutage  mehr  als  je  lebendig,  dass  das  Ver- 
hältniss zwischen  Regierenden  und  Regierten  nicht  ein  sol- 
ches einseitiger  Gewalt,  sondern  des  Rechts  sein  soll;  dass 
beide  mit  Rechten  und  Pflichten  sich  einander  gegenüber- 
stehen 8a8),  so  herrsche  doch  über  den  wahren  Charakter 
dieser  Rechte  vielfach  Unklarheit;  überall  sei  deren  festere* 
Bestimmung  und  Begrenzung  erst  im  Entstehen  begriffen 
und  fehle  es  vollends  an  Mitteln,  welche  die  Einhaltung  der 
Rechtsgrenzen  zu  Gunsten  der  Unterthanen  rechtlich  sicher- 
stellen und  gewährleisten.  Bahr  will  mit  seinem  Buche  den 
Versuch  machen,  „den  Entwickelungsgang  kurz  zu  zeigen, 
den  unser  noch  in  der  Kindheit  begriffenes  Recht  zu  neh- 
men hat,  wenn  es  anders  in  sich  selbst  zur  Sicherheit  ge- 
langen und  zu  dem  Charakter  eines  wahren  Rechts  erstar- 


333)  Sehr  prägnant  hat  diesen  Gedanken  schon  Fr.  von  Baader, 
Grundzüge  der  Societätsphilosophie ,  zweite,  von  Fr.  Hoffmann  besorgte 
Ausgabe  (Warzburg  1865),  S.  22,  aasgesprochen,  wenn  er  sagt:  „Wenn 
daher  der  Regent  mit  Recht  das  volle  Recht  der  Sicherheit,  Unverletzbar- 
keit and  Freiheit  vom  Volk  verlangt,  so  hat  das  Volk  dasselbe  Recht 
vom  Regenten  zu  verlangen,  und  es  geht  ebenso  wenig  an,  das  Recht  des 
Regenten  unter  dem  Vorwande  der  Volksfreiheit  schmalem  zu  wollen,  als 
das  Recht  des  Volks  unter  dem  Vorwande  der  Prärogative  der  Krone"; 
S.  23:  „Denn  offenbar  kann  der  Regent  so  gut  ein  Revolutionär  sein,  als 
das  Volk." 
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ken  soll".  Nach  einer  Entwicklung  des  Genossenschafts- 
begriffe,  infolge  dessen  der  Staat  „der  juristisch  entwickelte 
Begriff  für  die  Genossenschaft  der  Nation  sein  soll"  und 
das  Staatsrecht  nichts  anderes  als  eine  Art  des  Genossen- 
schaftsrechts ist  (S.  45),  kommt  der  Autor  (S.  47)  zu 
dem  Resultat,  „dass  es  das  ganze  Streben  der  Neuzeit  sei, 
die  Gemeinschaft  der  Nation  aus  einer  unentwickelten  in 
eine  juristisch  entwickelte  Genossenschaft  überzuführen  und 
zu  dem  Ende  den  Staatsbegriff  als  vermittelnden  Factor  für 
die  rechtlich«  Stellung  jedes  einzelnen  in  dieser  Gemein- 
schaft zum  Durchbruch  zu  bringen  ....  und  zwar  begehrt 
man,  dass  der  Staatsbegriff  die  Stellung  der  Obrigkeit  in 
dieser  Gemeinschaft  nicht  nur  moralisch,  sondern  auch 
rechtlich  beherrsche.  Dies  bedeutet  es,  wenn  man  den 
Rechtsstaat  begehrt." 

Wir  müssen  schon  hier  erklären,  dass  uns  der  Aus- 
gangspunkt des  Buchs,  soweit  er  richtig,  nicht  ganz  neu, 
nnd  soweit  neu,  nicht  ganz  richtig  erscheint.  Wenn  näm- 
lich Bahr  dem  eigentlichen  Rechtsleben  eine  grosse  Bedeu- 
tung im  Staate  beilegt,  so  ist  dies  nur  eine  alte  Wahrheit; 
„justitia  fundamentum  regnorum".  Wenn  er  aber  alles 
im  Staate  rege  Leben  in  den  Grundangeln  des  Rechts  sich 
bewegen  sehen  will,  so  ist  dies  entweder  identisch  mit  dem 
ersten  Satz,  oder  etwas  anderes,  nämlich  im  letztern  Fall 
nicht  das  Recht  als  eine  der  Grundlagen  des  Staats,  also 
auch  nicht  als  eines  seiner  Ziele,  sondern  als  sein  Alles. 
Es  ist  dann  nicht  das  Recht  als  der  allgemeine  Rahmen  des 
äussern  Lebens,  innerhalb  dessen,  da  er  selbst  in  normalen 
Zuständen  (der  anormalen  zu  geschweigen)  ein  sehr  weiter 
ist,  auch  eine  freie  und  mannichfache  Bewegung  zulässig 
erscheint,  sondern  das  Recht  als  der  spanische  Stiefel,  der 
jede  Bewegung  schon  zum  voraus  mit  unerbittlicher  Strenge 
einzwängt,  und  zwar  ein  minderes  als  die  Erfüllung  der 
Rechtsforderung  nicht  gestattet,  aber  auch  ein  mehreres 
nicht  zulässt.  Wenn  an  den  Entwickelungen  Bahr" 8  über 
die  Genossenschaften  gegenüber  den  gewöhnlichen  Theorien 
über  gesellschaftliche  Verbindungen  viel  Wahres  ist,  so  glau- 
ben wir  in  den  vorhergegangenen  Theilen  dieses  Werks  die 
fraglichen  Wahrheiten  auch  schon  begründet  zu  haben.    Mit 


350  Aehter  Abschnitt. 

dem  Worte  „Genossenschaft"  scheint  uns  nichts  besonderes 
gethan  zu  sein;  denn  entweder  bezeichnet  dasselbe  ganz 
allgemein  jede  Art  von  gesellschaftlichen  Verbindungen,  mit 
oder  ohne  den  Charakter  einer  besondern  Rechtsgemein- 
schaft, oder  es  wird  zur  Bezeichnung  von  menschlichen 
Verbänden  gebraucht,  auf  welche  die  civilistischen  Schul- 
begriffe von  „societas"  und  „universitas  personarum"  aus 
irgendeinem  Grunde  in  ihrer  vollen  Schärfe  unanwendbar 
erschienen,  namentlich  entweder,  weil  die  fraglichen  Ver- 
bände sich  in  einem  Uebergangsstadium  von  der  einen  Ge- 
sellschaftsform zu  der  andern  befanden,  oder  weil  in  den- 
selben die  Elemente  einer  privatrechtlichen  Societät  und 
einer  politischen  oder  juristischen  Persönlichkeit  noch  unge- 
schieden durcheinanderliegen.  Demnach  müssen  auch  die 
S.  41  fg.  gegebenen  Unterscheidungen  als  nicht  genügend 
erkannt  werden.  Wenn  es  aber  den  Rechtsstaat  bedeuten 
soll,  dass  der  Staatsbegriff  die  Stellung  der  Obrigkeit  in 
dieser  Gemeinschaft  nicht  blos  moralisch,  sondern  auch 
rechtlich  beherrsche,  so  erscheint  jedenfalls  eine  nichtjuri- 
stische Macht  des  Staatsbegriffs  keineswegs  ausgeschlossen, 
und  wenn  ohne  Zweifel  der  Träger  der  obersten  Staatsge- 
walt, der  Souverän,  die  in  seiner  Stellung  liegenden  Pflich- 
ten als  Rechtspflichten  erkennen  muss,  er  aber  für  die  Er- 
füllung derselben  in  Person  niemals  rechtlich  verantwortlich 
sein  kann,  so  wird  wenigstens  bei  ihm  die  rechtliche  und 
moralische  Beherrschtwerdung  durch  den  Staatsbegriff,  na- 
mentlich in  ausserordentlichen  und  ebendeswegen  kritischen, 
also  trotz  ihrer  Seltenheit  wichtigsten  Fällen  so  ineinander- 
fliessen,  dass  man  sie  wol  kaum  scheiden  kann. 

In  Verbindung  hiermit  fragen  wir  wol  mit  Recht,  was 
denn  geschehen  soll,  wenn  die  moralischen  und  rechtlichen 
Elemente  des  die  Stellung  der  Obrigkeit  beherrschenden 
Staatsbegriffs  miteinander  in  Collision  gerathen,  oder  wenn, 
wie  dies  in  ausserordentlichen  Umständen  leicht  vorkommen 
kann,  die  Beherrschung  der  Obrigkeit  durch  das  im  ge- 
gebenen Moment  bestehende  Recht  wegen  dessen  Unzuläng- 
lichkeit gar  nicht  oder  doch  nicht  mit  bestimmender  Kraft 
möglich  ist? 

Diese  Fragen   sind  nicht  dadurch   zu   erledigen,    dass 
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man  Gericht  und  Verwaltung,  Rechtspflege  und  Regierung 
unterscheidet,    den   erstem  die  Realisation  von  Recht  und 
Gesetz,    der    letztern    eine    freie   Thätigkeit   innerhalb    der 
Schranken  des  Rechts  anweist  und  die  Verwaltung   wegen 
ihrer  Stellung  zum  Gesetz  einer  Rechtsprechung  unterwirft, 
ihre  Trennung  von  der  Justiz  äusserlich  möglichst  durch- 
fuhrt und  auch  für  die  verfassungsmässigen  politischen  Be- 
rechtigungen der  Bürger,    d.  h.  für  die  zur  Erfüllung  der 
politischen  Pflichten  gegebenen  Rechte,  eine  selbständige  und 
unabhängige  Rechtsprechung  anordnet.     Denn  die  Rechts- 
pflege ist  selber,   wie  die  gesammte  der  Gesetzgebung  oder 
Sanction  vorausgehende  Thätigkeit,  eine  Verwaltungsthätig- 
keit  oder  ein  Walten  der  Staatskraft  im  weitern  Sinn.     Die 
Rechtspflege  mag  aber  eingerichtet  und  verwaltet,  der  Rich- 
ter selbst  bestellt  sein,  wie  man  nur  immer  will,    selbst  bei 
den  vollendetsten  Gesetzen  aller  Art,   bei  einer  ununterbro- 
chenen   staatsgemässen   Thätigkeit   der   Gesetzgebung   wird 
man  nicht  dazu  kommen  können,    das  Leben  des  Staats  in 
Gesetzgebung    und   Rechtspflege    abgeschlossen    zu    finden. 
Und  da  dieses  Leben  ein  einheitliches,  unauflöslich  in  allen 
seinen  Theilen  zusammenhängendes  ist,    so  kann  das  ausser 
der  Rechtspflege   und   Gesetzgebung   liegende   Leben   auch 
von  dem  innerhalb  jener  liegenden  niemals  vollkommen  ge- 
schieden werden. 

Was  den  ersten  Punkt  angeht,   so  wollen  wir  zu  den 
dafür  vorgebrachten  Gründen  uns  auch  noch   auf  die  Er- 
fahrungen  aller  Zeiten   berufen   haben.     Diese   lehren  uns, 
dass  ein  Mann  nie  deshalb  eine  politisch  auszeichnende  Ach- 
tung erwarb,   weil  er  nicht  gegen  die  bestehenden  Gesetze 
verstiess,  oder  weil  er  Gesetze  aussann.    Die  Volker  haben 
den  Werth   des  Mannes  stets  in  andern  Dingen  gefunden, 
und   die  Autorität  des   Gesetzgebers  selbst,    sein  schöpferi- 
sches Ansehen,    bestand  nicht  in  der  Uebereinstimmung  mit 
den  alten  Gesetzen,   sondern  in  der  Macht  solcher  Gedan- 
ken, die  bisher  noch  nicht  Gesetz,  also  auch  nicht  Gegen- 
stand der  Rechtspflege  waren.     Die  Erfahrung  beweist  fer- 
ner, dass  der  Staat  oft  genug  es  vergeblich  versuchte,  eine 
Menge  von  ihm  höchst  gefährlichen,  also  auch  sehr  wichti- 
gen Dingen  durch  Gesetz  und  Gericht  zu  bewältigen.    Man 
denke  nur  z.  B.  an  die  römischen  Gesetze  gegen  die  Ehe- 
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und  Kinderlosigkeit,  an  die  Wucher-  und  Luxusgesetze  8M) 
so  vieler  Volker,  an  die  Gesetze  gegen  leichtsinnige  und 
schwindelhafte  Speculationen,  und  bedenke  daneben,  wie 
z.  B.  das  eigentliche  Lebenselement  des  Handels,  der  Credit, 
meist  durch  das  Standesbewusstsein  der  Kauf  leute  und  deren  ohne 
alle  rechtliche  Organisation  doch  innigen  Zusammenhang  in 
der  ganzen  Welt,  nicht  aber  durch  Gesetze  und  Gerichte, 
begründet  und  erhalten  wird.  Wenn  man  die  Praxis  der 
Handelsgerichte  genauer  prüft,  so  wird  man  finden,  dass, 
nicht  obgleich  sondern  weil  es  so  ist,  von  tausend  Pro- 
cessen unter  Kaufleuten  neunhundert  solche  treffen,  die 
thatsächlich  aufgehört  haben,  unter  Kaufleuten  als  Standes* 
genossen  zu  gelten.  Die  Mutter  dieser  neunhundert  Processe 
wird  in  der  Regel  Noth  oder  Chicane  sein.  Kaum  einige 
Procente  der  Gesammtzahl  der  Handelsprocesse  werden  zwi- 
schen ehrenhaften  Kaufleuten  als  ernstliche  und  ehrenhafte 
Rechtsstreite  stattfinden.  Es  gibt  aber  auch  sonst  noch 
eine  Menge  von  für  den  Staat  fundamentalen  Dingen,  welche 
dem  Gesetz  und  Gericht  nur  in  wenigen  Punkten  anheim- 
fallen, und  zwar  so,  dass,  wenn  sie  um  der  öffentlichen  Ord- 
nung willen  von  dem  Gesetz  berührt  werden,  ihr  eigent- 
liches höheres  Lebenselement  schon  dahinsein  muss.  Wir 
müssen  in  dieser  Beziehung  wiederholt  auf  die  politische 
Bedeutung  glücklicher  Ehen,  guter  Kindererziehung,  tüch- 
tiger Vormundschaften  u.  dgl.  aufmerksam  machen  und  zu 
bedenken  geben,  wie  wenig  Gesetz  und  Gericht  für  dies 
alles  thun  kann.  Es  erscheint  hierbei  charakteristisch,  dass 
alle  bedeutendem  Staatsromane  oder  die  romantischen,  idea- 
listischen Bestandteile  bedeutenderer  Staatsschriften  das 
grossere  Gewicht  nicht  auf  die  staatlichen  Einrichtungen, 
sondern  auf  die  socialen  Verhältnisse  legen  und  mit  Gesetz- 
vorschlägen für  die  Ordnung  der  Ehen,  des  Eigenthums, 
der  Berufstätigkeiten  u.  s.  w.  beginnen,  eben  aber  dann, 
wenn  sie  die  der  individuellen  Freiheit,  der  Wirksamkeit 
sittlicher  Gewalten  anheimgegebenen  Verhältnisse  durch  Ge- 
setze zu  ordnen  und  durch  gerichtlichen  Zwang  aufrecht  zu 

334)  Ueber  altgermanische  „leges  sumtaariae"  s.  Desmaze,  CA.,  Curio- 
sites,  S.  53  fg.  Vgl.  auch  Polizei-,  Hochzeit-,  Kleider-,  Gesind-  n.  8.  w. 
Ordnung  des  Herrn  Johann  Georgens  des  Andern  Heitzogen  zu  Sach- 
sen u.  s.  w.  (Dresden  1661). 
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halten  versuchten,  zu  jenen  verkehrten  Resultaten  gelangten, 
welche,  das  gerade  Gegentheil  der  wahren  und  zum  Theil 
von  ihnen  selbst  aufgestellten  Ideen,  so  viel  zur  Discrediti- 
rung  aller  sogenannten  Idealpolitik  beigetragen  haben. 

Was  den  andern  Punkt  angeht,  so  kann  der  Umstand, 
dass  die  Staaten  der  Alten  Welt  den  auch  von  ihnen  er- 
kannten innern  Unterschied  zwischen  Gesetzgebung  und  Ju- 
risdiction einerseits  und  Administration  andererseits  nicht 
oder  nur  unklar  in  besondern  Einrichtungen  äusserlich  dar- 
gestellt haben,  kein  Grund  für  uns  sein,  die  Notwendig- 
keit einer  Unterscheidung  der  Administration  von  den  bei- 
den, andern  Zweigen  der  Staatsgewalt  in  der  Aemterorgani- 
»tion  S8Ä)  des  modernen  Staats  in  Abrede  zu  stellen.  Denn 
die  innere  Verschiedenheit  dieser  Zweige  der  Staatsgewalt 
mnss  auch  zu  einer  äussern  Unterscheidung  derselben  im 
Fortschritte  der  Staatsbildung  führen.  3M)  Wir .  geben  fer- 
ner zu,  dass  das  Gebiet  der  eigentlichen  Gesetzgebung  im 
Verhältniss  zur  administrativen  Verfügung  und  das  der 
Justiz  im  Verhältniss  zur  Erledigung  nach  Verwaltungs- 
röcksichten  noch  keineswegs  definitiv  ausgebildet  und  dass 
jedes  der  beiden  Gebiete  mannichfacher  Erweiterung  fähig 
sei.  Was  wir  nicht  zugestehen  können,  ist,  dass  in  irgend- 
einem Stadium  der  Entwickelung  des  Staats  die  fragliche 
äussere  Unterscheidung  haarscharf  durchgeführt  werden 
könne,  dass  ein  entschiedener  Fortschritt  des  Staats  in  der 
Erweiterung  des  Gebiets  der  Gesetzgebung  und  Justiz  ohne 
gleichmässige  Miterweiterung  des  Verwaltungsgebiets  ge- 
dacht werden  dürfe  und  dass  das  Gebiet  der  Gesetzgebung 
and  Gerichtsbarkeit  so  vollständig  ausgebildet  zu  werden 
vermöge,  dass  in  allen  denkbaren  Collisionen  zwischen  dem 


335)  Vgl.  Stein,  a.  a.  0.,  I,  281  fg. 

336)  Die  höhere  Ausbildung  eines  jeden  Organismus  fuhrt  notwen- 
dig auch  zu  einer  feinern  Gliederung  desselben  (s.  unsern  Art.  „Or- 
ganisation1* im  Staats-Lexikon).  Allein  für  jeden  Organismus,  sei  er  noch 
io  roh  oder  noch  so  hoch  entwickelt,  ist  und  bleibt  die  Einheit  immer 
dasselbe  Grundgesetz,  und  während  z.  B.  für  den  niedrig  stehenden  Poly- 
pen die  Möglichkeit  besteht,  dass  die  von  ihm  losgerissenen  Theile  ein 
gesondertes  selbständiges  Leben  fortführen,  besteht  der  Charakter  einer 
fem  gegliederten  höhern  organischen  Entwickelung  darin,  dass  eine  Zer- 
reissung  des  Ganzen  auch  dessen  Tod  ist. 

Held.   ül.  28 
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Staat  und  den  Einzelnen  eine  reine  justizielle  Entscheidung 
gegeben  werde.  Im  Gefühl  der  Richtigkeit  dieser  Ansicht 
geschah  es  wol  auch,  wenn  Bahr  S.  67  erklärt,  dass  eine 
Vollziehung  der  von  ihm  verlangten  Richtersprüche  gegen 
die  Regierung  in  der  gewöhnlichen  Bedeutung  unthunlich 
sei,  dass  aber  der  Richterspruch  schon  dadurch,  dass  er 
das  Recht  weist,  eine  sittliche  Macht  bilde,  welcher  schwer 
zu  widerstehen  ist.  Es  soll  also  dennoch,  weil  und 
wo  die  rechtliche  Beherrschung  der  Obrigkeit  durch  den 
Staatsbegriff  nicht  durchgeführt  werden  kann ,  oder  wo  das 
äusserste  und  charakteristische  Merkmal  des  Rechts,  die 
Erzwingbarkeit,  nicht  anwendbar  ist,  und  zwar  durch  das 
juristisch  unbrauchbar  gewordene  Medium  der  Gerichte 
selbst,  die  sittliche,  in  Rechtsnormen  nicht  einz wägbare 
Macht  des  Rechts,  die  Idee  der  Gerechtigkeit,  als  moralische 
Beherrschung  ergänzend  wirken. 

IV. 

Wir  wollen  nunmehr  über  diesen  Gegenstand  unsere 
eigene  Ansicht  in  kurzer  Entwickelung  geben. 

In  jedem  Staate  ist  eine  nach  verschiedenen  Richtungen 
bald  mehr  bald  minder  vollendet  zu  denkende  Reihe  von 
festen  Normen  vorhanden,  welche  das  gesellige  Gebiet  von 
dem  der  individuellen  Freiheit  abgrenzen.  Die  Festigkeit 
und  Bestimmtheit,  sowie  der  entsprechende  Umfang  beider 
Gebiete  und  die  Garantien  ihrer  unverletzten  Festhaltung 
sind  aber  nur  dann  und  insoweit  wirklich  vorhanden  oder 
wirklich  entsprechend,  wenn  resp.,  als  sie  die  Einheit  des 
Ganzen  und  seine  einheitliche  Wirksamkeit  für  das  Ganze 
nicht  nur  nicht  aufheben,  sondern  vielmehr  verhältnissmässig 
mit  der  Freiheit  des  Einzelnen  und  ihrer  Sicherheit  steigern. 

Der  Staat,  in  welchem  kein  anderer  Gedanke  herrscht, 
als  der  an  die  individuelle  Freiheit  und  ihren  gesetzlichen 
Schutz,  ist  ebenso  unfehlbar  verloren,  wie  der,  welcher  nur 
von  dem  Machtgedanken  des  Herrschers  oder  der  Herr- 
schenden erfüllt  ist.  Freiheit  der  Individuen  und  Macht 
des  Ganzen  müssen  stets  in  ganz  gleichen  Verhältnissen  be- 
stehen und  gesteigert  werden;  denn  das  Individuum  nimmt 
aus   der  Gesellschaft  so   viel   als  es  in  dieselbe  gibt,   und 
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umgekehrt.  So  soll  es  wenigstens  sein;  und  wie  oft  gegen 
diesen  Grandsatz  gesündigt  worden  ist,  nicht  selten  war  er 
sehr  vollständig  verwirklicht,  obgleich  der  Schein  dagegen 
sprach  oder  ein  falsches  politisches  Princip  die  richtige  Er- 
kenntniss  verhinderte. 

Wenn  sich  also  auch  überall  ein  Unterschied  zwischen 
der  Rechts-  und  Verwaltungssphäre  findet,  so  kann  derselbe 
mit  Rücksicht  auf  einen  und  denselben  Staat  nicht  ohne  die 
höhere  Einheit  beider,  in  der  Staatsgewalt  oder  in  der  Re- 
gierung 3sr),  das  Wort  im  höchsten  Sinn  genommen,  ge- 
dacht werden.  Daher  sind  auch  administrativ -contentiöse 
Sachen  in  doppelter  Beziehung  unvermeidlich,  nämlich  ein- 
mal, weil  viele  Sachen  weder  nur  Rechtssache  noch  nur 
Verwaltungssache  sind,  in  welchem  Falle,  wenn  nicht  die 
beiden  Seiten  vollständig  voneinander  geschieden  und  den 
einschlägigen  Behörden  gesondert  übergeben  werden  kön- 
nen, immer  eine  oder  die  andere  dieser  Seiten  überwiegend 
wird.  Nach  dem  Princip,  dass  das  universelle  Interesse 
dem  particularen ,  das  generellere  dem  speciellern  vorgeht, 
erscheint  es  nur  natürlich,  wenn  regelmässig  die  administra- 
tive Seite  überwiegt.  In  einem  solchen  Falle  wird  daher 
die  Sache  den  Gerichten  entzogen,  woraus  aber  weder  folgt, 
dass  die  zu  ihrer  Erledigung  bestellten  Administrativbeam- 
ten sich  in  einer  besonders  abhängigen  Stellung  befinden, 
noch  dass  sie  willkürlich  und  ohne  gebührende  Berücksich- 
tigung des  Rechtsinnes  entscheiden.  Dann  ist  aber  der  Be- 
griff der  administrativ-contentiösen  Sache  gerade  wegen  der 
bereits  vorhandenen  äussern  Trennung  der  Justiz  und  Ver- 
waltung auch  deshalb  unvermeidlich,  weil,  selbst  wenn  eine 
Sache  nur  entweder  administrativ  oder  Justizsache  sein  kann, 
doch  möglicherweise  darüber  gestritten  wird,  ob  sie  das 
eine  oder  das  andere  ist,  ob  sie  also  an  die  Gerichte  oder 
an  die  Verwaltungsbehörden  ressortirt.  Es  sind  dies  die 
unter  den  Begriff  der  Competenzconflicte  gehörigen  Fälle, 
für  deren  Entscheidung  eigene  Behörden  construirt  zu  sein 
pflegen,  da  weder  reine  Gerichts-  noch  reine  Verwaltungs- 
behörden hierzu  geeignet  erscheinen  können. 

Bei  dem  oben  hervorgehobenen  organischen  Zusammen- 


337)  S.  an sern  Art  „Regierung"  im  Staats-Lexikon,  Bd.  12. 


356  Achter  Abschnitt 

hange  des  Staats  und  aller  seiner  Glieder,  also  auch  der 
Anforderungen  wie  Pflichten  der  Individuen  und  des  Staats, 
ist  es  nicht  zu  umgehen,  in  jeder  Rechtssache  auch  einen 
administrativen  Punkt  und  in  jeder  Verwaltungssache  auch 
einen  Rechtspunkt  zu  entdecken.  Eine  sogenannte  reine 
Rechtssache  bleibt  demnach  immer  nur  eine  Rechtssache 
„a  potiori",  eine  sogenannte  reine  Verwaltungssache  immer 
nur  eine  Verwaltungssache  „a  potiori". 

„A  potiori"  sind  demnach  auch  Gerichte  und  Verwal- 
tungsbehörden unterschieden,  nur  „a  potiori"  grenzen  sich 
ihre  beiden  Gebiete  ab.  Und  wenn  es  von  dem  unterge- 
ordneten Verwaltungselement  in  der  concreten  einzelnen 
Rechtssache,  und  von  dem  untergeordneten  Rechtspunkt  in 
der  concreten  einzelnen  Verwaltungssache  heissenmag:  „mi- 
nima non  curat  praetor",  so  muss  daran  gedacht  werden, 
dass  das  Verwaltungselement  für  alle  Rechtssachen  in  der 
Gesetzgebungspolitik  und  in  der  entsprechenden  Einrichtung 
der  Gerichte,  das  Rechtselement  in  allen  Verwaltungssachen 
durch  die  gesetzlichen  Schranken  und  durch  das  Princip 
des  organischen  Staats  die  möglichste  Berücksichtigung 
findet. 

Unterscheidung  und  Abgrenzung  der  Gebiete  der  Ver- 
waltung und  Justiz  erscheinen  dem  wahren  Staatsideal  ge- 
genüber als  Unvollkommenheiten,  die  jedoch,  bei  der  absolut 
unvollkommenen  Natur  jedes  concreten  Staats,  im  Verhält- 
niss  zum  Staat  ohne  solche  Abgrenzung  und  Unterschei- 
dung, unter  der  Voraussetzung  ihrer  principiell  richtigen 
Auffassung  und  entsprechenden  Durchführung,  als  eine  Stufe 
der  Vervollkommnung  zu  betrachten  sind. 

„A  potiori"  ist  das  Gesetz  stabil  und  allgemein,  die 
Verwaltungnorm  mehr  beweglich  und  individualisirend.  Aber 
die  Gesetzgebungspolitik  ist  entschieden  Verwaltung  und 
die  Verwaltung  auch  Gesetzesvollzug,  Gesetzesergänzung. 
„A  potiori"  richtet  der  Richter  nach  dem  Gesetze,  ohne 
deshalb  geltende  Verwaltungsnormen,  welche  mit  dem  Ge- 
setz nicht  im  Widerspruch  stehen,  unbeachtet  lassen  zu 
dürfen.  „A  potiori"  handelt  der  Administrativbeamte  nach 
den  Verordnungen,  ohne,  die  ausserordentlichen  Fälle  des 
Staatsnothrechts  abgerechnet,  die  Grenze  des  Gesetzes  über- 
schreiten zu  können.     Begnadigungen,  Amnestien  beweisen 
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gerade  in  ihrem  stricten  Gebrauch  nach  den  Anforderungen 
des  organischen  Staats,  wie  unzulänglich  das  starre  Recht 
sei.  Dasselbe  gilt  in  Beziehung  auf  alles,  was  zur  mate- 
riellen Rechtfertigung  von  Revolutionen  und  Staatsstreichen 
angeführt  worden  ist;  desgleichen  von  der  Rechtfertigung 
aller  Reformbestrebungen  gegen  das  geltende  Recht  und 
der  Erlassung  sogenannter  provisorischer  Gesetze;  endlich 
von  jeder  Anerkennung  patriotischer,  das  formelle  Recht 
verletzender  Thaten.  In  letzterer  Beziehung  lehrt  allerdings 
die  Geschichte,  dass  die  Rechtfertigung  meist  nur  wegen  des 
günstigen  Erfolgs  angenommen  worden  ist.  Allein  wenn  hieraus 
sowenig  wie  aus  dem  Satze:  „Der  Zweck  heiligt  die  Mittel", 
ein  Princip  hervorgehen  kann,  welches  wir  anzuerkennen 
vermochten,  so  waren  es  zu  allen  Zeiten  die  grossten  Mo- 
mente in  der  Staatengeschichte,  in  denen  Einzelne  dadurch, 
dass  sie  sich  ganz  für  ihre  That  einsetzten  und  die  volle 
Verantwortung  dafür  übernahmen,  unter  Beseitigung  aller 
formellen  gesetzlichen  Hemmnisse  den  Staat  mit  vollster 
Uneigennützigkeit  wirklich  retteten.  Dass  es  Ausnahmszu- 
stande  gibt,  in  denen  selbst  das  strengste  Recht  nicht  durch- 
geführt werden  kann,  ist  ebenso  bekannt  wie  das  Vorkom- 
men von  solchen  Ausnahmszuständen ,  in  denen  die  unent- 
behrliche Durchführung  des  Rechts  auch  der  bestorganisirten 
Justiz  unmöglich  wird.  Dort  finden  wir  Verwaltung  statt 
Rechtspflege,  hier  Rechtspflege  durch  die  Verwaltung. 

Die  Rechtsbeamten  oder  Richter  werden  nicht  wegen 
des  rein  individuellen  Grades  der  Unabhängigkeit  ihres  per- 
sonlichen Charakters,  sondern  theils  wegen  ihrer  ausschliess- 
lichen Verpflichtung  auf  das  Gesetz,  theils  wegen  ihrer  be- 
sondern pragmatischen  Rechte  unabhängig  genannt.  Allein 
m  ersterer  Beziehung  dürfte  mancher  Verwaltungsbeamte 
sogar  unabhängiger  sein,  wenn  man  nämlich  auf  die  nach 
dem  bureaukratischen  System  selbständigen  Verwaltungs- 
amtsvorstände und  darauf  sieht,  wie  oft  dieselben  in  sehr 
wichtigen  Dingen  ohne  Einholung  höherer  Instructionen,  also 
nach  eigenem  Ermessen,  „proprio  Marte44  einzuschreiten 
ermächtigt  sind.  Die  Unterordnung  der  Verwaltungsbeamten 
unter  die  höhern  Verwaltungsstellen  ändert  daran  im  we- 
sentlichen nichts,  da  auch  der  Richter  in  Beziehung  auf  die 
Verwaltungsseite  der  Justiz  unter  seinem  Obergericht  steht 
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und  die  von  demselben  reforinirten  Urtheile  vollziehen  muss. 
Die  Verwaltungscompetenz  der  Obergerichte  beweist  aufs 
neue  die  Unzertrennlichkeit  von  Verwaltung  und  Justiz. 
Dasselbe  gilt  von  der  Verbindung  der  Staatsanwaltschaft 
mit  der  Rechtspflege,  gleichviel  ob  die  Staatsanwälte  wie 
die  Justizbeamten  oder  wie  Administrativbeamte  gestellt  sein 
sollten.  Das  in  neuerer  Zeit  hervortretende  Bestreben,  mit 
Einführung  der  Oeffentlichkeit  und  Mündlichkeit  für  den 
Civilprocess  auch  die  Staatsanwaltschaft  bei  den  bürger- 
lichen Gerichtsverhandlungen  zu  betheiligen,  wird  theils  im 
Princip,  theils  in  Beziehung  auf  das  Mass  dieser  Betheili- 
gung sehr  verschieden  beurtheilt.  Wir  erkennen  in  diesem 
Bestreben  im  allgemeinen  die  nach  unserer  Anschauung  voll- 
kommen berechtigte  Tendenz  einer  entsprechenden  Erweite- 
rung des  Verwaltungsgebiets  gegenüber  der  noch  keines- 
wegs abgeschlossenen  Erweiterung  des  Rechtsgebiets.  Wir 
sind  daher  mit  der  Betheiligung  der  Staatsanwaltschaft  an 
der  bürgerlichen  Rechtspflege  im  Princip  einverstanden,  ver- 
langen aber  einmal  eine  solche  Stellung  der  Staatsanwalt- 
schaft, vermöge  welcher  der  Gedanke  einer  politischen  Con- 
trole  der  Richterthätigkeit  nicht  aufkommen  kann.  Gerade 
deshalb  verlangen  wir  zweitens,  dass  die  Betheiligung  der 
Staatsanwaltschaft  in  allen  solchen  bürgerlichen  Rechts- 
sachen ausgeschlossen  sei,  die  unzweifelhaft  als  reine  Privat- 
rechtssachen nach  der  gewöhnlichen  Meinung  oder  als  Pri- 
vatrechtssachen „a  potiori"  nach  unsern  obigen  Ausführun- 
gen erscheinen.  Die  Hauptthätigkeit  der  Staatsanwaltschaft 
in  nicht  strafrechtlichen  Fällen  dürfte  demnach  auf  das  Ge- 
biet der  Verwaltungsrechtssachen  oder  der  z.  B.  in  Baden 
bereits  eingeführten  Verwaltungsgerichtshofe  zu  beschränken 
sein.  S38) 


338)  Gesetzlich  war  bisher  die  Civil  comp etenz  der  Staatsanwaltschaft 
in  Baiern  durch  das  Notariatsgesetz  vom  10.  November  1861,  §.  124  fg. 
und  durch  das  Gerichtsverfassungsgesetz  von  gleichem  Datum,  §.  63,  fest- 
gestellt. Nach  der  Ansicht  bedeutender  Praktiker  soll  diese  Competenz 
durch  die  in  dem  Regierungsblatt  publicirte  Ministerialentschliessung  vom 
30.  Januar  1862  über  die  „Dienstes Vorschriften  für  die  Staatsanwälte  bei 
den  Gerichten  diesseit  des  Rheins1'  nicht  gerade  beschränkend  intcrpretirt 
worden  sein.  Bekannt  sind  die  Verhandlungen  des  baierischen  Gesetz- 
gebungsausschusses   mit  dem  Ministerium  über  diesen    Gegenstand.    Die 
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Aach  der  Umstand,    dass  gewisse  Urtheile  von  Rich- 
tern, weil  auf  die  innere  Ueberzeugung  gestellt,  inappellabel 


Rede,  mit  welcher  der  Justizminister  den  Standpunkt  der  Regierung  be- 
zeichnet, findet  sich  in  der  augsburger  Allgemeinen  Zeitung,  1865,  Bei- 
lage Nr.  38,  S.  612.  Auch  ist  über  diesen  Gegenstand  unter  dem  Titel: 
„Die  Staatsanwaltsfrage",  eine  Broschüre  von  H.  Seuffert  (München  1865) 
erschienen.  Der  Gesetzgebungsausschuss  hat,  obgleich  er  in  einigen  wich- 
tigen Punkten  die  Ansicht  des  Regierungsentwurfs  theilte,  denselben  den- 
noch abgelehnt  und  die  einzelnen  Punkte  in  seiner  Sitzung  vom  11.  Fe- 
bruar dieses  Jahrs  festgestellt,  wo  der  Staatsanwalt  in  den  Civilgerichts- 
sitzungen  anwesend  und  zu  Conclusionen  berechtigt  sein  soll,  während 
der  Regierangsentwurf  in  Art.  133,  134  verlangte,  dass  der  Staatsanwalt 
befugt  sein  solle,  in  jeder  Sache,  auch  wo  gar  kein  öffentliches  Interesse 
neben  dem  Parteiinteresse  concurrire,  vor  dem  Urtheil  sein  Gutachten 
absageben.  Indem  wir  uns  auf  unsere  im  Text  gegebene  Ansicht  beziehen, 
woraus  erhellt,  dass  die  Staatsanwaltschaft,  abgesehen  von  ihren  sonstigen  Auf- 
gaben, nach  unserer  Meinung  nicht  im  reinen  Civilprocess,  sondern  nur  in 
innerlich  mit  bedeutenden  Verwaltungsinteressen  gemischten  Fällen  ein- 
zugreifen habe,  können  wir  nicht  Hehl  haben,  dass  die  Frage,  welches 
diese  Fälle  seien,  im  Detail  nur  durch  Vereinbarung  zwischen  Ständen 
and  Regierungen  beantwortet  werden  kann.  Von  selbst  versteht  es  sich, 
dass  dabei  vieles  auf  die  Art  und  Weise  ankommt,  wie  das  Verhältniss 
zwischen  Justiz-  und  Verwaltungssache  und  die  Verwaltungsrechtspflege 
selbst  geordnet  worden.  Uebrigens  dürfte  auch  zu  erwägen  sein,  dass 
z.  B.  die  Erfahrungen,  welche  mit  dem  von  der  baierischen  Regierung 
aufgestellten  Princip  des  Code  Napoleon  in  einem  Theile  des  Landes  ge- 
macht wurden,  keineswegs  dazu  hinreichen,  dieses  Princip  auch  für  das 
übrige  Baiern  zu  begründen.  Denn  so,  wie  der  Code  Napoleon  die  Staats- 
anwaltschaft in  Civilf allen  begründet,  ist  das  Institut  nicht  deutsch,  und 
wenn  wir  auch  glauben  wollen,  dass  sich  die  Sache  in  der  Praxis  be- 
deutend modificiren  würde,  so  sehen  wir,  selbst  die  Möglichkeit  der  Ge- 
winnung lauter  bedeutender  Männer  für  die  Staatsanwaltschaft  angenommen, 
doch  nicht  ein,  warum  bei  der  Trefflichkeit  unsers  Richterstandes  und  bei 
dem  Vertrauen,  welches  er  Verdientermassen  von  oben  wie  von  unten  be- 
sitzt, in  gewöhnlichen  Civilprocess en  eine  Einmischung  der  Staatsanwalt- 
schaft stattfinden  soll.  Von  den  Kosten  abgesehen,  so  würde  es  sich 
nicht  fehlen,  dass  auch  ohne  besondere  Begünstigung  gewesener  Staats- 
anwälte bei  Besetzung  von  Richterstellen  gerade  jenes  Moment,  auf  wel- 
ches nicht  ohne  Grund  grosser  Werth  gelegt  wird,  die  Selbständigkeit 
und  mehr  noch  die  Eigenthümlichkeit  des  Richterstandes,  leiden  müsste. 
Die  zweifelsohne  wohlgemeinte  Idee  würde  durch  die  praktischen  Erfah- 
fahrungen  kaum  gerechtfertigt  werden.  Vgl.  über  diesen  Gegenstand  auch 
die  Verhandlungen  des  deutschen  Juristentags  und  die  deutsche  Gerichts- 
zeitung, 1865,  Nr.  2.  Holtzendorff,  von,  Die  Reform  der  Staatsanwaltschaft 
(Berlin  1865). 
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sind,  macht  den  Richter  nicht  um  seinetwillen,  sondern  um 
der  ganzen  Natur  der  fraglichen  Rechte  und  der  Process- 
einrichtungen,  also  um  des  Staats  willen  unabhängig.  Aber 
desto  abhängiger  ist  er  in  solchen  Fällen  von  seinem  Ge- 
wissen; und  wenn  demnach  die  grossere  innere  Verantwort- 
lichkeit die  äussere  Unabhängigkeit  ausgleicht,  so  darf  nicht 
übersehen  werden,  dass  auch  Entscheidungen  der  Verwal- 
tung inappellabel  sein  können.  Die  in  der  verfassungs- 
mässigen Stellung  des  Richters,  namentlich  in  den  soge- 
nannten Dienstpragmatiken  gegebene.  Unabhängigkeit  ist 
aber  nicht  derart,  dass  sie  nicht  auch  den  Verwaltungs- 
beamten gewährt  werden  könnte,  ja  sollte,  und  was  der 
gerechte  Richter  durch  die  Sympathien  der  öffentlichen  Mei- 
nung an  Selbständigkeit  thatsächlich  gewinnt,  das  kann  ein 
tüchtiger  Verwaltungsbeamter  durch  die  ganze  Art  seiner 
Amtsführung  in  anderer  Weise  auch  erreichen.  Uebrigens 
liefert  die  Geschichte  den  Beweis,  dass  alle  verfassungs- 
mässige Selbständigstellung  der  Richter  nicht  im  Stande 
war,  deren  persönliche  Unabhängigkeit  unfehlbar  zu  machen, 
und  dass  es  trotz  der  Dienstespragmatiken  eine  Menge  von 
Mitteln  gibt,  sie  in  Abhängigkeit  zu  versetzen,  z.  B.  die 
Versetzung,  Pensionirung,  Nichtbeförderung  u.  dgl. 

Die  innere  höhere  Einheit  der  Verwaltung  und  der  Justiz 
zwang,  bei  der  Art,  wie  letztere  in  Frankreich  von  der 
Krone  beeinflusst  wurde,  in  Verbindung  mit  der  ganzen  ge- 
schichtlichen Entwicklung  der  französischen  Parlamente  339), 
die  letztern,  sich  in  Verwaltungssachen  zu  mischen,  und 
unterminirte  so  endlich  auch  diese  Justizhöfe,  da  sie  dem 
Absolutismus  der  Krone  nicht  widerstehen  konnten.  Eine 
unkritische  Erweiterung  der  Justizsphäre  in  unsern  Tagen 
müsste  dazu  führen,  bei  der  überwiegenden  Kraft  der  po- 
pulären Strömung  die  Justiz  zu  einer  liberalen  Einmischung 
in  die  Verwaltung  zu  verleiten  und  die  Justiz  nach  und 
nach  sicher  zu  ruiniren,  ohne  dass  der  Staat  dabei  ge- 
wänne. **°)    Es  ist  auffallend,   dass  in  demselben  Masse,  in 


Vgl.  hierzu  nachträglich  Tkierry,  Der  dritte  Stand,  S.  125  fg.,  181. 
340)  Es  Hesse  sich  selbst  über  die  Notwendigkeit,  ja  Zweckmässig- 
keit der  Staatsanwaltschaft  in  der  Straf  Justiz    streiten.     Das    Bedürfniss 
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welchem    man    mit    doctrinärer   Entwickelung    des   Rechts- 
Staatsbegriffs  die  Competenz  der  Gerichte  einseitig  zu  er- 
weitern trachtet,  neben  den  schon  oben  angedeuteten  Mass- 
regelungen  gegen  der  Regierung  anrüchige  Richterbeamten 
das  Streben  hervortritt,    durch  Erweiterung  der  Competenz 
einer   administrativ   gestalteten  Staatsanwaltschaft   eine  Art 
von  polizeilicher  Ueberwachung  der  Gerichte  zu  begründen 
und  dadurch  die  Ausdehnung  der  Justizgewalt  zu  contre- 
balanciren.  Wir  tadeln  dieses  Bestreben.  Denn  es  entspricht 
nicht  der   gesteigertsten   Idee   der    Staatsanwaltschaft,    nur 
Warter  des  Rechts  vom  höchsten  Standpunkt  aus,  von  dem 
des  Staats,    zu  sein,    einer  Idee,    aus  welcher  einerseits  die 
hohen  und  selten  befriedigten  Anforderungen  an  eine  wür- 
dige Vertretung    derselben,    andererseits    auch    ein    Grund 
mehr  für  die  von  uns  vorhin  gegebene  Beschränkung  der 
Staatsanwaltschaft  im  bürgerlichen  Process  hervorgeht.    Al- 
lem  eine    gewisse   Berechtigung  jenes   falschen   Bestrebens 
müsste  in  der  einseitigen  Richtung  auf  Erweiterung  der 
Freiheit  und,   in  Verbindung  damit,    auf  Ausdehnung  der 
Justizgewalt  gefunden  werden. 341) 


eines  öffentlichen  Anklägers  wäre  jedenfalls  auch  anders  zu  befriedigen. 
Darüber  könnte  aber  kein  Zweifel  sein,  dass  die  Trennung  der  Justiz  von  der 
Administration,  auf  welche  man  so  grossen  Werth  legt,  in  demselben 
Grade  praktisch  sich  moditiciren  müsste,  in  welchem  als  Administrativ- 
beamte handelnde  Staatsanwälte  sich  durch  förmliche  Conclusionen  an  rei- 
nen Civilrechtssachen  zu  betheiligen  hätten. 

341)  Der  Juristentag  von  1864  beschloss,  dem  Staatsanwalt  in  Civil- 
fällen  den  Beruf  zu  überweisen :  ,,a)  in  den  Fällen,  wo  nach  dem  bisherigen 
Verfahren  ohne  Antrag  einer  Privatpartei  von  Amts  wegen  durch  ein 
CiTilproces sv erfahren  (zur  Feststellung,  Aenderung  oder  Aufbebung  eines 
den  Gegenstand  des  Verfahrens  bildenden  Privatrechtsverhältnisses)  ein- 
zuschreiten ist,  als  Principalpartei  das  Verfahren  bei  den  Gerichten  an- 
hängig zu  machen  und  unter  Beibringung  der  Thatsachen  mit  den  Pro- 
eessmitteln  einer  Partei  durchzufuhren;  b)  in  den  Fällen,  in  welchen  im 
Civilprocessverfahren  (über  die  Feststellung,  Aenderung  oder  Aufhebung 
eines  den  Gegenstand  des  Verfahrens  bildenden  Privatrechtsverhältnisses) 
zwar  auf  die  Anträge  einer  oder  mehrerer  Parteien  zu  entscheiden,  dabei 
jedoch  die  Thatsachen  (welche  die  Voraussetzung  der  Entscheidung  bil- 
den) nicht  lediglich  nach  Lage  der  Behauptungen,  Beweise  und  Zuge- 
ständnisse der  Parteien  sich  bestimmen,  sondern  von  Amts  wegen  darauf 
xu  halten  ist,  dass  der  wirkliche  Thatbestand  der  Entscheidung  zu  Grund 


362  Achter  Abschnitt. 

Der  Constitutionalismus  kann,  wenn  richtig  aufgefasst, 
zur  Begründung  jenes  Strebens  nicht  angeführt  werden. 
Der  Irrthum  der  Einseitigkeit  ist  nicht  die  Schuld  der  wah- 
ren constitutionellen  Idee.  Diese,  die  organische  Staatsidee, 
soll  durch  den  Constitutionalismus  in  den  ihr  entsprechen- 
den Formen  zur  Herrschaft  gelangen.  Die  Macht  der  con- 
stitutionellen Formen  liegt  also  in  der  constitutionellen  Idee. 
Diese  Formen  können  demnach  den  Stoff  nicht  ändern, 
nicht  die  Einheit  des  ganzen  staatlichen  Lebens  auflösen 
und,  indem  sie  geeignet  sind,  den  staatsförderlichen  Unter- 
schied „a  potiori"  besser,  als  es  unter  andern  Formen  mög- 
lich, durchzuführen,  denselben  zu  einer  Zerreissung  des 
Staats  misbrauchen. 

Die  berechtigten  Consequenzen  der  Rechtsstaatstheorie 
in  ihrer  Anwendung  auf  Erweiterung  der  Justiz  und  Tren- 
nung der  Justiz  von  der  Verwaltung  hören  demnach  da  auf, 
wo  sie  entweder  einseitig  nur  die  Erweiterung  der  Justiz 
fordern  oder  die  höhere  materielle  Einheit  beider  ausser  An- 
satz lassen. 


Nach  diesen  Ausführungen  scheint  es  zweckmässig, 
noch  im  einzelnen  zu  hören,  was  der  neueste  Vertreter  des 
Rechtsstaats  von  diesem  aus  fordern  zu  dürfen  glaubt  und 
was  in  der  neuesten  Organisation  der  innern  Verwaltung, 
auf  welche  die  Rechtsstaatsidee  einen  bestimmenden  Einfluss 
geübt  hat,  wirklich  erzielt  worden  ist. 

Bahr  stellt  seine  Anforderungen  in  folgenden  Sätzen 
zusammen : 

1)  Die  nach  dem  Wesen  einer  jeden  wahren  Genossen- 
schaft den  leitenden  Organen  derselben  zu  ihrer  Thätigkeit 
für  die  Zwecke  der  Genossenschaft  nöthige  relativ  freie  Be- 
wegung, oder  die  Freiheit  der  Verwaltung  gebührt  auch  den  zur 
Ausübung    der   Regierungsgewalt    berufenen    Staatsorganen. 


gelegt  werde,  als  Principalpartei  an  dem  Verfahren  betheiligt  zu  sein  und 
selbständig  im  geeigneten  Fall  unter  Beibringung  des  Thatbestandes  mit 
den  Processmitteln  und  Rechtsmitteln  einer  Partei  einzuwirken."  —  „Es  ist 
nicht  noth wendig,  der  Staatsanwaltschaft  die  sämmtlichen  Justizverwal« 
tungsgeschäfte  zu  übertragen  u.  s.  w." 
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Ihr  gegenüber  fordert  Bahr  den  Richterspruch  nur  als 
Schranke. 

2)  Auch  das  Gebiet  der  freien  Verwaltung  wird  von 
den  Pflichten  beherrscht,  welche  in  der  Idee  des  Staats,  in 
dem  allgemeinen  Wohle,  ja  nicht  selten  sogar  in  Geboten 
der  Gerechtigkeit  ihre  Bestimmung  finden.  Die  relative 
Natur  dieser  Pflichten  lässt  aber  eine  Prüfung  ihrer  Erfül. 
lang  vom  Rechtsstandpunkt  aus  nicht  zu. 

3)  Die  Schranke,  welche  das  Recht  der  Regierungs- 
gewalt bestimmt,  kann  in  einigen  Fällen  so  eng  gezogen  sein, 
dass  sich  die  Thätigkeit  der  Regierung  fast  nur  auf  die 
Vollziehung  der  Gesetze  beschränkt,  während  umgekehrt  in 
andern  Fällen,  namentlich  wenn  eine  Regierungsbefugniss 
noch  keine  Normirung  durch  Gesetz  gefunden  hat,  dieselbe 
eine  relativ  so  grosse  Ausdehnung  gewinnen  kann,  dass  sich 
eine  sichere  Rechtsgrenze  überhaupt  schwer  erkennen  lässt. 

4)  Wo  ein  Gesetz  vorhanden  ist,  da  findet  in  dessen 
Forniulirung  die  Thätigkeit  der  Regierungsgewalt  ihre  be- 
stimmte Begrenzung.  Ist  Gesetz  „Bestimmung  der  Rechts- 
grundsätze", so  hört  jenseits  (soll  wol  heissen  innerhalb  des 
Gebiets)  des  Gesetzes  das  Recht  der  Regierungsgewalt  (wir 
setzen  bei:  in  normalen  Zuständen,  nicht  aber  die  Pflicht 
in  ausserordentlichen  Momenten)  auf.  Die  Frage  aber,  was 
Inhalt  (Vorschrift)  des  Gesetzes  (jus  in  thesi)  sei,  ist  nie- 
mals eine  Verwaltungs-  (Zweckmässigkeits-)  Frage,  sondern 
stets  eine  Rechtsfrage.  Und  zwar  ist  es  in  dieser  Beziehung 
ganz  einerlei,  ob  der  Inhalt  des  Gesetzes  klar  vorliegt,  oder 
erst  durch  eine  mehr  oder  minder  zweifelhafte  Interpretation 
gewonnen  werden  muss;  ob  die  Rechtsregel  positiv  aus 
dem  Gesetz  hervorgeht,  oder  nur  negativ  sich  aus  solchem 
ergibt. 

5)  Die  Frage,  inwieweit  die  zu  bewirkende  Subsumtion  der 
Thatsachen  unter  die  im  Gesetz  aufgestellten,  dessen  Anwendung 
bedingenden  Begriffe  als  Rechts-  oder  Verwaltungssache  zu  be- 
trachten sei,  wird  so  beantwortet:  Knüpft  das  Gesetz  seine  Be- 
stimmungen an  Begriffe,  in  deren  Natur  es  liegt,  dass  die 
Subsumtion  der  Thatsachen  unter  dieselben  nur  nach  Ver- 
waltungspriucipicn  bemessen  werden  kann,  so  will  der  Ge- 
setzgeber durch  die  Verweisung  auf  diese  Begriffe  die  Thä- 
tigkeit der  Verwaltung  nur  bestimmen,    nicht  beschränken. 
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Die  Rechtsprechung  konnte  sich  daher  nur  an  der  ausser - 
sten  Grenze  jener  Begriffe  bewegen,  d.  h.  nur  wenn  absoluf 
die  Voraussetzungen  zu  verneinen  wären,  konnte  sie  aus- 
sprechen, dass  durch  unrichtige  Subsumtion  der  Thatsachen 
unter  das  Gesetz  die  Rechtsschranke  überschritten  sei,  ein 
Fall,  der  praktisch  nicht  leicht  vorkommen  wird. 

Hat  das  Gesetz  seine  Vorschrift  an  Begriffe  anderer 
Art  geknüpft,  so  kommt  es  darauf  an,  ob  für  den  gegebe- 
nen Fall  den  administrativen  Organen  eigene  technische  Be- 
hörden beigeordnet  sind  oder  nicht.  Im  erstem  Fall  ent- 
scheiden diese,  im  andern  die  Gerichte. 

Wenn  Zweifel  entstehen,  ob  eine  Thatsache  unter  den 
Begriff  des  Gesetzes  zu  subsumiren  sei,  so  ist  die  Entschei- 
dung dieses  Zweifels  selbst,  da  sie  nur  in  dem  Willen  des 
Gesetzgebers  ihre  Grundlage  finden  kann,  stets  Rechtsfrage. 

6)  Die  grossten  Schwierigkeiten  bietet  die  Auffindung 
der  Rechtsgrenze  für  die  Thätigkeit  der  Regierungsgewalt 
auf  solchen  Gebieten,  wo  es  an  einem  diese  Thätigkeit  nor- 
mirenden  Gesetze  fehlt.  Euer  soll  für  denjenigen,  welcher 
die  Rechtsgrenze  auffinden  will,  zunächst  die  Aufgabe  er- 
wachsen, das  thatsächlich  in  Uebung  befindliche  Recht  auf 
eine  gewisse  Norm  zurückzuführen.  Dies  sei  überhaupt 
Aufgabe  der  Richter,  und  an  jener  Norm  müsse  nach  den 
unter  5)  angegebenen  Rücksichten  die  Rechtmässigkeit  der 
bestrittenen  Verwaltungshandlung  bemessen  werden.  Die 
Unsicherheit  der  Rechtsnormen  da,  wo  die  Regierungs-. 
gewalt  auf  dem  Boden  des  ungeschriebenen  Rechts  sich  be- 
wegt, werde  allerdings  im  Zweifel  immer  der  Regierungs- 
gewalt zugute  kommen,  und  die  Schwierigkeit,  überall  die 
Rechtsgrenze  für  die  Freiheit  der  Verwaltung  aufzufinden, 
sei  eine  sachliche,  objective,  die  nur  dadurch  überwunden 
werden  könne,  dass  man  Gesetze  schafft,  welche  jene 
Rechtsgrenze  thunlichst  genau  bestimmen  und  welche 
klarer  erkennen  lassen,  was  in  ihnen  wirklich  Rechtsgrund- 
satz und  was  etwa  blosse  gesetzlich  festgestellte  Verwal- 
tungsnorm sein  solle.  Weit  mehr  noch  als  das  Privatrecht 
bedürfe  das  öffentliche  Recht  zu  seiner  Grundlage  der  festern 
Form  des  geschriebenen  Buchstabens. 

7)  Bahr  verlangt  eine  Feststellung  des  Rechts  der  Re- 
gierungsgewalt durch  Richterspruch  nur  als  Mittel  der  Ab- 
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wehr  von  Seiten  dessen,  der  sich  verletzt  erachtet,  nicht 
als  Vorbedingung  dafür,  dass  jene  überhaupt  thätig  werde. 
Endlich  fordert  er 

8)  eigene,  collegialisch  unter  Mitwirkung  der  Volks- 
vertretung besetzte  Gerichte  des  öffentlichen  Rechts  für  die 
untern  Instanzen,  aber  unter  einem  für  alle  Gebiete  der 
Rechtsprechung  gemeinschaftlichen  höchsten  Gericht  (a.  a. 
0.,  §.  19  fg.). 

Entkleiden  wir  nun  diese  Anforderungen  des  Rechts- 
staats ihrer  eigenthümlichen  Form,  so  wird  sich  ergeben, 
dass  sie  nur  sehr  wenig  Neues  enthalten  und  dass  dieses 
Neue  wenig  geeignet  ist,  eine  besondere  oder  auch  nur  neue 
Theorie  zu  begründen. 

Denn  neu  ist  nicht  die  geforderte  Freiheit  der  Verwal- 
tung, wol  aber  die  ihr  gegenübergestellte  Forderung  des 
Bichterspruchs  nur  als  Schranke.  Wir  gestehen  zu,  dass 
wir  diese  letztere  Forderung  nicht  recht  verstehen.  Process 
and  Urtheil  ohne  Vollzug  des  letztern,  nur  als  Schranke! 
Dies  würde  entweder  nichts  bedeuten  als  ein  Spielen  grosser 
Apparate,  um  dieselben  durch  deren  Unwirksamkeit  gerade 
in  denjenigen  Fidlen,  auf  welche  diese  neue  Staatstheorie 
gestellt  wird,  in  jeder  Beziehung  zu  discreditiren  und  die  Ohn- 
macht des  Rechts  und  Gerichts  der  an  diese  Schranke  ohne 
Vollzugskraft  sich  nicht  für  gebunden  erachtenden  Verwal- 
tung gegenüber  ins  grellste  Licht  zu  setzen,  oder,  es  würde 
zu  viel  bedeuten,  indem  durch  diese  Schranke  die  Verwal- 
tung gleichsam  zur  Execution  gegen  sich  selbst  gezwungen 
werden  sollte  (s.  Seite  67). 

Nicht  neu  ist  ferner,   dass  das  Verwaltungsgebiet  und 
das  Rechtsgebiet   oft  nur  sehr  schwer  scharf  getrennt  wer- 
den können.     Allein  dies  kann  auch  in  solchen  Fällen  vor- 
kommen,  in  welchen  geschriebene,  die  Thätigkeit  der  Re- 
gierungsgewalt begrenzende  Gesetze  vorhanden  sind.     Dass 
die  Gerichte  die  Frage  zu  entscheiden  haben,  was  Inhalt  des 
Gesetzes  sei,,  hebt  die  Schwierigkeiten    auch  in  den  Fällen 
der   letztern  Art    nicht    auf,    da   die  Verwaltung   so   wenig 
unter  der  Justiz,  wie  diese  unter  der  Verwaltung  steht  und 
auch  in  der  That  keine  der  andern  unterstellt  werden  kann. 
Im  Fall  also  die   Verwaltung    die  richterliche  Entscheidung 
nicht  für  indicirt  oder  den  Spruch  des  Richters  nicht  für 
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gerechtfertigt  hält,  sind  Competenzconflicte  vorhanden,  die 
natürlich  auch  im  umgekehrten  Sinn  vorkommen  können. 

Nicht  neu  ist  weiter,  dass  nach  den  Bestimmungen  der 
Gesetze  selbst  die  Beurtheilung  der  Thatsachen  nur  nach 
Verwaltungsprincipien  geschehen  und  der  Fall  einer  Einwir- 
kung der  Rechtsprechung  dann  praktisch  nicht  leicht  ge- 
dacht werden  kann;  dass  ferner  viele  technische  Fragen  nach 
dem  geltenden  Recht  und  nach  der  Organisation  der  admini- 
strativen Behörden  nur  Verwaltungssachen,  sind,  die  vielleicht 
auch  von  Gerichten  hätten  entschieden  werden  können  und 
jedenfalls  auch  von  den  Verwaltungsbehörden  gerecht  ent- 
schieden werden  müssen,  dass  also  Verwaltung  keineswegs 
identisch  mit  Willkür  sei.  Was  aber  die  Behauptung  be- 
trifft, dass  die  oft  schwierige  Entscheidung  zweifelhafter  Fra- 
gen über  die  Grenze  der  freien  Verwaltung  und  der  Schranke 
des  Rechts  von  den  Gerichten  zu  fällen  sei,  so  müssen  wir 
wiederholen,  was  am  Ende  der  vorigen  Alinea  bemerkt 
wurde. 

Ganz  neu,  aber  noch  minder  verständlich  als  der  nur 
als  Schranke  gelten  sollende  Richterspruch  ist  uns  die  oben 
unter  6)  erwähnte  Forderung  des  Bahr'achen  Rechtsstaats, 
dass  nämlich  da,  wo  es  an  einem  die  Regierungsthätigkeit 
normirenden  Gesetz  fehlt,  demjenigen,  der  die  Rechtsgrenze 
auffinden  will,  zunächst  die  Aufgabe  erwachse,  das  that- 
sächlich  in  Uebung  befindliche  Recht  auf  eine  ge- 
wisse Norm  zurückzuführen.  Wir  verstehen  diesen  Satz 
auch  nicht,  wenn  wir  die  Verweisung  auf  S.  11 ,  Note  4 
benutzen.  Uebrigens  schadet  dies  auch  nichts,  denn  einmal 
würde  durch  keine  Deutung  dieses  Satzes  die  Möglichkeit 
der  Competenzconflicte  vermieden,  und  zweitens  gibt  Bahr 
selbst  zu,  dass  die  Unsicherheit  der  Rechtsnorm  da,  wo  die 
Regierungsgewalt  sich  auf  dem  Boden  des  ungeschriebenen 
Rechts  bewegt,  im  Zweifel  immer  der  Regierungsgewalt 
zugute  komme. 

Nicht  neu  erscheint  auch  die  Forderung  von  Gesetzen, 
welche  die  Rechtsgrenzen  thunlichst  genau  bestimmen,  von 
geschriebenen  Gesetzen  als  Grundlagen  des  öffentlichen 
Rechts.  Bekanntlich  gehört  aber  gerade  eine  zu  grosse 
Menge  geschriebener  öffentlich-rechtlicher  Gesetze  zu  den 
grössten  Vorwürfen,  welche  von  einer  Seite  her  unsern  Staat- 
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liehen  Zustanden  gemacht  zu  werden  pflegen.  In  den  Wor- 
ten des  Autors:  „thunlichst  genau44  und  „klarer46  leuchtet 
das  Gefühl  durch,  dass  die  Schwierigkeit  der  Bestimmung 
der  Rechtsgrenze  doch  niemals  vollkommen  überwunden  und 
eine  haarscharfe  Trennung  der  Justiz  und  Administration 
auch  durch  seine  Mittel  nicht  möglich  ist.  Freilich  daran,  dass 
sich  mit  dem  Rechtsgebiet  auch  das  Verwaltungsgebiet  erweitern 
muss,  ist  in  Bähr's  Buch  nicht  hinreichend  gedacht  worden; 
ebenso  wenig  daran,  dass  in  den  fortschreitenden  Entwicke- 
langen des  staatlichen  Lebens  heute  dem  einen  Gebiete  an- 
gehören kann,  was  morgen  dem  andern  zugetheilt  wird,  und 
umgekehrt,  dass  sich  für  die  Rechtspflege  wie  für  die  Ver- 
waltung immer  neue  Gebiete  erschliessen ,  dass  es  immer 
gemischte  Fälle  geben  muss,  in  denen  entweder  der  Rechts- 
and Verwaltungspunkt  geschieden  werden  kann  und  also 
jeder  den  betreffenden  Behörden  unterstellt  werden  muss, 
oder  eine  solche  Scheidung  unmöglich  ist,  folglich  weder 
eine  reine  Richter-  noch  eine  reine  Administrativstelle  ent- 
scheiden sollte,  endlich,  dass  dies  alles  wieder  je  nach  dem 
Standpunkte  eines  concreten  Volks  sehr  verschieden  sein  kann. 
Nicht  neu  ist  endlich  die  Forderung,  für  Fragen  des 
öffentlichen  Rechts  besondere  Gerichte  zu  schaffen.  Aber 
solche  Gerichte  bestanden  wenigstens  theilweise  fast  allent- 
halben längst  schon.  Es  gehören  hierher  die  besondern 
Organisationen  für  sogenannte  administrativ  -  contentiöse 
Sachen,  die  Behörden  zur  Entscheidung  von  Competenz- 
conflicten  342),  der  Staatsrath  und  der  Staatsgerichtshof.  S43) 
Wir  sind  allerdings  der  Meinung,  dass  das  eventuell  jedem 
Staatsangehörigen  zustehende  Beschwerderecht  wegen  Ver- 
letzung verfassungsmässiger  Rechte  für's  praktische  Bedürf- 
niss  reicht  ausreicht.  Die  Kammern  sind  zu  sehr  politische 
Körperschaften,  und  der  Weg  der  constitutionellen  Beschwerde 
ist  ein  gar  zu  langwieriger,  dessen  Apparat  mit  der  Bedeu- 
tung einzelner  Rechtsverletzungen  in  keinem  Verhältniss 
steht.     Wenn  aber  Bahr  die  Trennung  der  Rechtssprechung 


342)  Vgl.  Stein,  a.  a.  O.,  I,  163  fg.,  165  fg. 

343)  Vgl.  hierüber  unsern  Aufsatz  „ Staatsgerich tsbof"  im  Staats- 
Lexikon.  Dazu:  Tocqueville,  La  demoeratie,  I,  127  fg.,  130.  DolUnger, 
Heideuthum  und  Judenthum,  S.  37. 
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auf  dem*  Gebiet  des  öffentlichen  und  Privatrechts  nicht  ein- 
mal in  den  untern  Instanzen  für  nothwendig  erachtet,  in 
der  letzten  Instanz  aber  jedenfalls  einer  Vereinigung  beider 
unter  einem  höchsten  Gericht,  sei  es  auch  nur  als  Cassa- 
tionshof,  den  Vorzug  gibt,  so  ist  klar,  dass  es  sich  eigent- 
lich und  wesentlich  nur  um  eine  solche  Erweiterung  der 
Competenz  der  Gerichte  handelt,  wie  sie  aus  der  natürlichen 
Erweiterung  des  Rechtsgebiets  hervorgehen  müsste  und  aller- 
dings, trotz  der  letztern,  noch  nicht  anerkannt  ist.  Der  Ver- 
fasser verlangt  endlich  für  die  Streitigkeiten  des  öffentlichen 
Rechts  collegialisch  und  zwar  unter  Mitwirkung  der  Volks- 
vertretung besetzte  Gerichte.  Was  den  erstem  Punkt  be- 
trifft, so  wäre  derselbe  ohne  Schwierigkeit  zu  realisiren,  indem 
man  die  betreffenden  Rechtsstreitigkeiten  nur  den  collegia- 
lisch besetzten  Civilgerichten  erster  Instanz  zuwiese.  Das 
zweite  Verlangen  hängt  wol  in  seinem  tiefsten  Grunde  mit 
dem  Gedanken,  dass  volkstümliches  Recht  auch  eine  volks- 
tümliche Pflege,  also  ein  Gericht  mit  populären  Elementen 
verlange,  folglich  mit  dem  Gedanken  der  Rückkehr  zu  dem 
alten  echt  germanischen  Volksgerichtssystem  zusammen.  Die- 
ser Gedanke  ist  auch  schon  da  und  dort  zu  verwirklichen 
angefangen  worden,  z.  B.  in  der  Jury,  namentlich  auch  in 
der  zum  Staatsgerichtshof  in  einigen  Ländern  gehörigen 
Jury,  dann  in  den  Handelsgerichten.  Allein  bis  zu  seiner 
Durchführung  dürfte  noch  sehr  weit  sein;  das  Volksgericht 
setzt  eine  Befähigung  zum  wahren  staatlichen  Selfgovernment 
voraus,  die  unsern  Volkern  noch  zu  sehr  abgeht.  Dieselben 
dazu  immer  mehr  zu  qualificiren ,  muss  die  grosse  Aufgabe 
aller  modernen  Politik  sein.  In  diesem  Sinn  ist  die  volks- 
tümlichere Gestaltung  unsers  bürgerlichen  Rechts  und 
die  Mündlichkeit  und  Oeffentlichkeit  in  den  Civilprocessen 
schon  als  ein  grosser  Fortschritt  zu  betrachten,  der  im  An- 
fang auch  für  öffentliche  Rechtsstreitigkeiten  die  Bethei- 
ligung populärer  Richter  entbehrlich  machen  kann.  Die 
Wahl  der  Volksvertretung  konnte  freilich  auch  auf  gelehrte 
Juristen  fallen,  resp.  beschränkt  werden.  Allein  wir  halten 
eine  solche  Wahl  weder  nothwendig  noch  zweckmässig.  Auf 
dem  deutschen  Richterstand  haftet  kein  Mistrauen  der  Völ- 
ker. Ist  derselbe  genügend  selbständig  gestellt,  so  hat  man 
auch    bezüglich    der    Objectivität   desselben    in    öffentlichen 
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Rechtsstreitigkeiten   von  Seiten  des  Volks  gewiss  nichts  zu 
fürchten.    Die  Grunde,  welche  da  und  dort  dafür  bestehen, 
dass  die  Volksvertretung  in   dem  Gerichtshof  für  Aburthei- 
lung  von  Ministeranklagen  einzelne  Stellen  besetzt,  sind  für 
gewöhnliche  Rechtsstreite  über  öffentliche  Rechte  nicht  ge- 
geben.   Im  Gegentheil  würde  durch  ein  Recht  der  Volks- 
Tertretung,  solche  Richterstellen  zu  besetzen,   ein  politisches 
Element,  und  zwar  ein  leicht  wechselndes,  auf  die  Gerichte 
wirksam   werden  können,    welches    deren    Objectivität,    die 
Grundbedingung   ihres   Ansehens,    sehr    gefährden   müsste. 
Dazu  kommt,  dass  nach  Erschöpfung  des   ordentlichen  In- 
stanzengangs   immer    noch    die    constitutionelle   Beschwerde 
wegen  rechtswidriger  Verletzung  verfassungsmässiger  Rechte 
übrigbleiben  muss,    die   Volksvertretung  also   entweder  das 
Urtheil  der  von  ihr  bestellten  Richter  zu  verwerfen  oder  zu 
bestätigen  haben  würde,   zwei  Eventualitäten,  von  welchen 
wir  nicht  wissen,  welche  mehr  zu  vermeiden  wäre. 

Nach  alledem  werden  wir  durch  den  .BoAr'schen  Rechts- 
staat über  die  von  uns  früher  gefundenen  Sätze  nicht  hin- 
ausgebracht. Die  höhere  Einheit  von  Verwaltung  und  Justiz, 
die  doppelte  Beziehung  vieler  Fälle  auf  beide  Gebiete  zu- 
gleich und  infolge  dessen  die  gleichzeitige  Unterwerfung  der- 
selben   unter    eine    administrative    und    eine  judicielle   Ent- 
scheidung   oder    die    Zweifelhaftigkeit,    wohin    sie   gehören, 
also  die  Competenzconflicte  und,  wo  die  beiden  Seiten  nicht 
zq  trennen    sind,    die  administrativ  - contentiöse  Behandlung 
derselben,  bestehen  fort   und  werden   ewig   bestehen.     Aber 
der  Umfang  der  Gebiete  kann  sich  „in   quali"  ändern  und 
soll  „in  quanto"  gleichmässig  sich  bereichern  und  ausdehnen 
mit  dem   Leben   des  Staats,  infolge  dessen  auch  die  Com- 
petenz   der  Gerichte  für   unzweifelhafte   öffentliche   Rechts- 
sachen begründet  werden  muss.     Die  entsprechenden  Orga- 
nisationen können  nicht  nach   einem  absoluten   Princip   ge- 
geben werden;  für  sie  kann  also  auch  aus  dem  Rechtsstaats- 
princip  nichts,  sondern  es  muss  alles  aus  dem  ganzen  Wesen 
des  Staats  und  den  gegebenen  Umständen  entnommen  werden. 

VI. 
In  Baden,  wo  man,  wie  schon  erwähnt,  mit  dem  Gesetz 
vom  5.  October  1863  über  die  Organisation  der  innern  Ver- 
Held.  m.  24 
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waltung  zuerst  in  Deutschland  den  praktischen  Versuch  voll 
ständig  durchgeführter  selfgovernmentaler  Administration  g€ 
macht  hat,  über  dessen  Erfolg  aber  begreiflich  noch  kein 
ausreichenden  Materialien  vorhanden  sein  können,  wurd 
auch  von  dem  Grundsatze  ausgegangen:  „die  öffentliche 
Rechte  der  Staatsbürger  müssen  eines  ebenso  wirksame 
Rechtsschutzes  gemessen,  wie  die  Privatrechte "  (Weitzel,  i 
a.  O.,  S.  73). 

Zur  Durchführung  dieses  Princips  werden  in  erster  In 
stanz  dieselben  Bezirksämter  und  Bezirksräthe  verwendet 
denen  die  Verwaltung  in  erster  Instanz  gebührt.  Nur  di 
Einrichtung  und  das  Verfahren  sind  bei  der  Verwaltungs 
rechts  pflege  anders  als  bei  Geschäften  der  rein  poli 
tischen  Verwaltung.*  Während  die  letztern,  je  nach  ihren 
Gegenstande,  entweder  von  dem  Bezirksbeamten  allein  ode 
unter  obligatorischer  oder  facultativer  Mitwirkung  des  Be 
zirksraths  (einer  Art  von  Bürgerrepräsentation)  besorgt  wer 
den,  entscheidet  über  Streitigkeiten  des  öffentliche] 
Rechts  nur  der  Bezirksrath  als  collegialische  Behörde  unte 
dem  Vorsitz  des  Beamten ;  während  bei  jenen  das  Verfahre 
ein  geheimes  ist,  bildet  bei  diesen  die  Oeffentlichkeit  di 
Regel.  In  zweiter  und  letzter  Instanz  dagegen  ist  de 
Grundsatz  der  Trennung  vollständig  durchgeführt,  inder 
die  Recurse,  welche  früher  von  den  Kreisregierungen  un< 
den  betreffenden  Ministerien  erledigt  wurden,  in  den  §.  1. 
des  Gesetzes  bezeichneten  Fällen  an  den  Verwaltungsgerichts 
hof  übergehen,  welcher  innerhalb  dieser  seiner  Competen 
unabhängig  entscheidet. 

Als  Streitigkeiten  des  öffentlichen  Rechts  werden  vo: 
dem  Gesetz  §.  ö  und  56  angeführt:  1)  Ansprüche  auf  da 
Heimatsrecht  und  Ortsbürgerrecht  und  deren  gesetzliche  Fol 
gen,  Antritt  des  angeborenen  Bürgerrechts,  Bürgerannahm 
und    bürgerrechtliche   Voraussetzungen    der    Verehelichung 

2)  Bürgernutzungen  und  sonstige  auf  dem  öffentlichen  Rech 
beruhende    Ansprüche    der    Einzelnen    an    die    Gemeinde 

3)  Beiträge  und  persönliche  Leistungen  zu  Gemeindezwecken 
zu  Socialausgaben  und  zu  den  Bedürfnissen  der  abgeson 
derten  Gemarkungen,  ferner  Beitrags  verbal  tniss  der  Fabri 
kanten  bei  außergewöhnlicher  Wegbenutzung  und  der  Ne 
benorte  bei  zusammengesetzten  Gemeinden;  4)  Beitragspflicfa 
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der 'einzelnen  Steuerpflichtigen  zu  Kriegskosten,  Beizug  zur 
Einquartierung  und  zum  Vorspann,  Vertfaeilung  der  dem  Be- 
zirk   auferlegten    Kriegsleistungen    unter    die    Gemeinden; 

5)  Beitrage  und  persönliche  Leistungen  zu  den  Kosten  der 
Kirchen-  und  Schulverbände  und  die  aus  der  Staatskasse 
zu  leistenden  Beiträge  zu  den  Gehalten  der  Volksschullehrer; 

6)  Beitragspflicht  und  Beitragsverhältniss  zur  Unterhaltung 
der  Vicinal-  und  Verbindungsstrassen,  Gemarkungsrechte, 
Zuweisung  von  Heimatlosen  und  sonstige  auf  dem  öffent- 
lichen Recht  beruhende  Ansprüche,  soweit  über  eine  dieser 
Fragen  unter  mehrern  Gemeinden  und  Gemarkungsinhabern 
Streit  obwaltet;  7)  Angelegenheiten  der  Bodencultur,  insbe- 
sondere der  Bewässerungs-  und  Entwässerungsanlagen,  Zu- 
sammenlegung und  Verlegung  'von  Grundstücken  und  An- 
legung von  Feldwegen,  sofern  diese  Fragen  nicht  pri- 
ratrechtlicher  Natur  oder  nicht  durch  die  bezüg- 
lichen Gesetze  besondern  Commissionen  oder  dem 
Staatsministerium  zur  Entscheidung  zugewiesen 
sind;  8)  Ausübung  der  Jagd  und  Fischerei  und  die  Be- 
nutzung des  Wassers,  soweit  nicht  die  Zuständigkeit 
des  bürgerlichen  Rechts  begründet  ist;  9)  die  strei- 
tige Stimmberechtigung  und  Wählbarkeit  bei  Gemeinde-, 
Bezirks-  und  Kreiswahlen.  —  Durch  Regierungsverord- 
nung können  die  Bezirksräthe  noch  für  weitere  Streitig- 
keiten des  öffentlichen  Rechts  als  zuständig  erklärt  werden. 
In  allen  diesen  Fällen  ist  der  Bezirksrath  erste  Instanz. 
Ueber  Streitigkeiten  des  öffentlichen  Rechts,  zu  welchen 
die  Ansprüche  aus  dem  Kreisverband  und  das  Beitragsver- 
hältniss zu  dessen  Bedürfhissen  Anlass  geben,  entscheidet 
in  erster  Instanz  der  Kreishauptmann  unter  Mitwirkung  der 
zwei  nächstwohnenden  Bezirksbeamten  und  je  eines  von  den 
einzelnen  Bezirksräthen  des  Kreises  abzuordnenden  Mit- 
glieds. Der  Verwaltungsgerichtshof,  welcher  aus  vom  Staat 
ernannten  Verwaltungsbeamten  besteht  und  zu  welchen  die 
Staätsregierung  die  etwa  erforderlichen  Ersatzrichter  aus 
Rechtsgelehrten,  welchen  keine  Verwaltungsämter  übertragen 
sind,  ernennen  wird,  urtheilt  in  Versammlungen  von  fünf 
Mitgliedern  in  letzter  Instanz  in  allen  vorhin  angeführten 
Fällen;  ferner  über  die  Verpflichtung  und  Fähigkeit  zur 
Theilnahme  an  den  unter  Vermittelung  des  Staats  für  öffent- 

24* 
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liehe  Diener  gegründeten  Witwen-  und  Pensionskassen;  über 
die  Schuldigkeit  zu  Staatsabgaben  und  über  den  Anspruch 
auf  Zurückerstattung  zur  Ungebühr  bezahlter  Staatsabgaben, 
mit  Ausnahme  jedoch  der  Beschwerden  über  Anwendung 
des  Vereinszolltarifs,  hinsichtlich  deren  es  bei  den  betreffen- 
den Bestimmungen  sein  Bewenden  behält,  über  den  streiti- 
gen Anspruch  auf  das  badische  Staatsbürgerrecht  und  über 
den  Kostenansatz  in  einigen  Fällen  des  Polizeistrafgesetz- 
buchs, wobei  die  Staatsregierung  befugt  ist,  auch  in  andern 
Fällen  streitige  Fragen  des  öffentlichen  Rechts  diesem  Ge- 
richtshof zur  Entscheidung  zu  unterstellen.  Der  Verwal- 
tungsgerichtshof, welcher  verpflichtet  ist,  vor  seiner  Ent- 
scheidung einen  Vertreter  des  Staatsinteresses  zu  hören  und 
in  der  Regel  öffentlich  uud  mündlich  verhandelt,  steht  unter 
der  dienstlichen  Aufsicht  des  Ministeriums  des  Innern. 

.Bei  näherer  Betrachtung  dieser  Einrichtungen  wird  sich 
ergeben,  dass  dieselben  nicht  sowol  auf  der  Rechtsstaats- 
idee basiren,  als  vielmehr  auf  das  Selfgovernment,  d.  h. 
darauf  hinzielen,  das  populäre  Element  in  die  Verwaltung 
hineinzubringen.  Der  Bezirksrath  und  der  Verwaltungsge- 
richtshof sind  wesentlich  Administrativstellen;  die  Competenz 
derselben  kann  durch  die  Staatsregierung  erweitert  wer- 
den; sie  stehen  unter  der  Regierung.  Nur  dem  selfgovern- 
mentalen  Standpunkt  gegenüber  hat  die  Zuziehung  eines 
Vertreters  des  Staatsinteresses  zu  der  Thätigkeit  des  Staats- 
gerichtshofe einen  Sinn.  Der  Bezirksrath  und  Staatsgerichts- 
hof haben  so  ziemlich  die  Competenz  administrativ  -conten- 
tiöser  Behörden,  der  neue  Name  und  die  neue  Art  der 
Besetzung  ändern  daran  nichts.  Daneben  bleiben  aber,  nicht 
nur  eine  Menge  von  administrativ-contentiösen  Fällen  denk- 
bar, welche  die  Regierung  ihnen  zuweisen  kann,  aber  nicht 
muss,  welche  also  noch  anders  auf  dem  gewöhnlichen  Ver- 
waltungswege entschieden  werden  können,  sondern  es  sind 
auch,  wie  z.  B.  aus  den  vorhin  gesperrt  gedruckten  Stellen 
hervorgeht ,  Competenzconflicte  mit  den  Justizbehörden  kei- 
neswegs ausgeschlossen  oder  unmöglich  gemacht. 

Ist  die  Einrichtung  des  Bezirksraths  ohne  Zweifel  in 
consequenter  Durchführung  der  constitutionellen  Idee  ge- 
troffen, so  können  wir  nur  hoffen  und  wünschen,  dass  sie 
sich  auch  durch  die  Tüchtigkeit  der  Bezirksräthe  als  zeit- 


X 


Von  dem  Rechtsstaat  n.  s.  w.  373 

gemäss  bewähre;  allein  die  Uebelstände,  welche  der  Rechts- 
staat beseitigen  soll,  Zweifelhaftigkeit  der  Rechtsgrenze, 
politisch -juristisch  gemischte  Sachen,  Streitigkeit  der  Com- 
petenz  der  administrativen  und  judiciellen  Behörden,  wer- 
den dadurch  nicht  gehoben.  Ja,  besonders  wichtige  öffent- 
liche Rechte,  z.  B.  die  öffentlichen  Wahlrechte,  Pressfreiheit 
und  Vereinsrecht  u.  8.  w.,  sind  in  dem  badischen  Gesetz  nicht 
einmal  berührt. 

Demnach  kann  auch  dieses  neue  Gesetz,  dessen  selfgo- 
vernmentale  *44)    Richtung   wir,    unter   der    Voraussetzung, 
dass  sie  sich  praktisch  bewähren  werde,  vollständig  billigen, 
nichts  an  unsern  Ansichten  ändern.     Es  ist  möglich,    dass 
sich  das  Rechtsgebiet  und  die  Competenz  der  Gerichte  er- 
weitern,   aber  nothwendig,    dass   eine  gleiche  Erweiterung 
in  der  administrativen  Sphäre  des  staatlichen  Lebens  statt- 
finde.   Beide  Sphären  sollen  aber  nicht  bureaukratisch,  son- 
dern Constitutionen  verwaltet  werden,    und    wenn  dies  ge- 
schieht, so  werden  die  vielen  gegründeten  Bedenken,  welche 
die  Kraft   der   Administration,    die   Doppelseitigkeit    vieler 
Fälle,  die  Unbestimmbarkeit  der  Competenzgrenzen  u.dgl. m. 
mit  sich  bringen  und  die  alle  nicht  zu  beseitigen  sind,  auch 
durch  die  Rechtsstaatstheorie  nicht  beseitigt  werden  können, 
ihren    Hauptinhalt    verlieren.      Es    kommt    also    vorzüglich 
darauf  an,  dass  die  Grenzen  zwischen  Verwaltung  und  Justiz 
soviel  als   eben  möglich   bestimmt  festgestellt,    dadurch 
Competenzconflicte   möglichst   selten   und   die   Rechtsfragen 
auch    da,   wo  dies  th unlieb,  von  der  Verwaltungsfrage  ge- 
schieden, Rechtsfragen  nicht  ohne  innere  Gründe  der  Justiz 
entzogen  und  für  die  doch  unvermeidlichen  Competenzcon- 
flicte, ferner  für  administrativ -contentiöse  Fälle  ebenso,  wie 
überhaupt  für  'die  ganze  Administration,  solche  Einrichtun- 
gen getroffen  werden,    die  der  in  der  richtigen  Auffassung 
des    Constitutionalismus    liegenden    organischen     Staatsidee 
entsprechen. 


344)  Ueber  Selfgo vernment :  Proudhon,  Systeme  federatif,  S.  78,  82, 
105,  114,  134  fg.  Odilon- Barrot,  De  la  centralisation ,  S.  101.  Frantz, 
Die  Quelle  alles  Uebels,  S.  42.    Escher,  a.  a.  O.,  I,  19. 
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vn. 

Insoweit  die  Rechtsstaatsidee  mit  diesen  Gedanken  zu- 
sammenfallt, erkennen  wir  sie  natürlich  gern  an.  Uebrigens 
durfte  es  bei  einer  objectiven  Würdigung  unserer  Rechts- 
zustande leicht  sein,  nachzuweisen,  dass  die  Rechtsstaatsidee 
wenn  nicht  vor,  doch  ohne  Zweifel  neben  den  erwähnten 
Anforderungen  noch  manche  vielleicht  sogar  wichtigere  An- 
forderung stellen  sollte. 

Der  Rechtsstaat  scheint  uns  nämlich  vor  allem  eine 
grosse  Purification  unsers  gesammten  Rechtszustandes,  na- 
mentlich des  Privatrechts  und  einiger  Partien  des  Staats- 
rechts verlangen  zu  müssen.  Die  so  praktischen  Engländer, 
bei  denen  das  organische  Staatsleben  viel  weiter  gekommen 
ist  als  bei  irgendeinem  andern  Volk,  wissen  nichts  von  einer 
Trennung  der  Verwaltung  und  Justiz  im  Sinne  des  conti- 
nentalen  Doctrinarismus.  Die  beiden  grossen  Gedanken  der 
innern  Politik,  welche  dieses  Volk  gegenwärtig  beschäftigen, 
sind  einmal,  die  Parlamentsreform  im  Sinne  einer  weitern  und 
richtigem  Verwirklichung  der  nationalen  Repräsentation, 
einer  allgemeinen  organischen  Betheiligung  an  den  Staats- 
angelegenheiten, —  und  dann,  die  Reform  ihres  Rechts-  und 
Justizwesens.  M6)  Ist  unser  Rechts-  und  Processwesen  ohne 
Zweifel  viel  besser  als  das  englische,  so  dürfte  doch  in  die- 
ser Beziehung  eine  Menge  gerechter  und  keineswegs  uto- 
pistischer Wünsche  begründet  erscheinen.  Betrachten  wir 
z.  B.    den    Zustand   des   Privatrechts  in  Deutschland,    die 


345)  In  Bezug  auf  Reform  macht  es  ohne  Zweifel  einen  grossen  Un- 
terschied, ob  dieselbe  innerhalb  desselben  Princips  stattfinden,  oder  ob 
mit  ihr  ein  neues  Princip  zur  Geltung  gebracht  werden  soll.  Es  kann 
zweifelhaft,  bestritten  sein,  ob  der  erstere  oder  der  letztere  Fall  gegeben 
ist;  immer  aber  wird  es  politisch  zweckmässig  sein,  wenn  thunlich,  die 
Reform  aus  dem  herrschenden  politischen  Princip  selbst  zu  entwickeln; 
denn  so  gestaltet  sie  sich  viel  leichter.  Die  Schwierigkeit  der  Reform 
in  England  erklärt  sich  auch  daraus,  dass  man  noch  nicht  den  Weg  und 
das  Mass  gefunden,  sie  mit  dem  bisherigen  politischen  System  zu  ver- 
binden, und  dass  man  sich  mit  einer  gewissen  Lethargie  dem  „Status  quo" 
überlässt,  meinend,  jene  Schwierigkeit  sei  eine  sichere  Garantie  des  Be- 
standes und  halte  jeden  vom  ernstlichen  Versuch  einer  Aenderung  ab. 
„Les  innovations  doivent  se  cacher  sous  l'imagü  du  passe."  Laurent, 
Etudes,  I,  310. 
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Menge  zum  Theil  ganz  willkürlicher  und  veralteter  Privat- 
gesetze, die  Masse  fremder,  unverstandener  und  oft  ganz 
falscher  Schulbegriffe,  die  Controversheit  fast  aller  der 
gewöhnlichsten  Materien  u.  s.  w.,  so  wird  niemand  zweifeln 
können,  dass  gerade  hier  die  erste  und  wichtigste  Aufgabe 
der  Gesetzgebungspolitik  am  Tage  liege.  Auch  im  Verfas- 
sungsrecht sieht  es  an  vielen  und  gerade  an  d$n  wichtigsten 
Stellen  nicht  besser  aus.  **6)  Man  sehe  nur  z.  B.  die  Thron- 
folgerechte an.  Trotz  deren  neuerer  Bestimmung  in  den 
Familienstatuten  und  Hausgesetzen  sind  sie  nicht  nur  für 
viele  kritische  Fälle  höchst  lückenhaft,  sondern  auch  unklar, 
so  zwar,  dass  das  Recurriren  auf  das  frühere  gemeine  Recht 
immer  noch  unvermeidlich  erscheint.  Dadurch  wird  aber 
der  Staat  auf  das  „mare  turbidum"  eines  durch  und  durch 
unklaren  und  bestrittenen,  selbst  in  seinen  festen  Sätzen  oft 
unpassenden  Rechtszustandes  zurückgeworfen,  wie  wir  dies 
in  dem  Abschnitt  über  das  Verhältniss  zwischen  dem  Kö- 
oigthum  und  dem  Constitutionalismus  des  Nähern  nachzu- 
weisen haben  werden.  Auch  sonst  haben  wir  sogar  manche 
aus  Nachgiebigkeit  gegen  die  unverständige  Popularität  der 
Rechtsstaatsidee  hervorgegangene  und  gesetzlich  begründete 
Verhältnisse,  welche  dieser  Idee  keineswegs  entsprechen. 
Hierher  gehört  z.  B.  die  directe  Besteuerung  der  Beamten- 


346)  Der  Geist  der  neuem  and  neuesten  Gesetze  ist  allerdings   ein 
anderer,  so  z.  B.  des  allgemeinen  deutschen  Wechsel-  und  Handelsrechts 
und    vieler   bürgerlicher    Gesetze    in    den    einzelnen   deutschen  Landern. 
Allein  er  hat  wieder    seine  eigenen  Gefahren.     Jeder  Praktiker   weiss, 
welche  Übeln  Folgen  die  allgemeine  passive  Wechselfähigkeit  in  Kreisen 
hat,  die  die  Gefahren    eingegangener   Wechselverbindlichkeiten  nicht  ken- 
nen.    Um  noch  ein  paar  andere  Beispiele  zu  erwähnen,  so  wird  z.  B.  der 
Artikel  306  des  allgemeinen  Handelsrechts,  bei  allem  praktischen  Werth 
desselben,  stets  einer  Menge  von  Menschen  unbegreiflich,  eine  Verletzung 
ihres  Gerechtigkeitsgefühls  sein.     Oder  man  denke  sich  zwei  Männer,  die 
wegen  Darlehnszinsen  und  Waarenforderungen  miteinander  in  Abrechnung 
stehen  und  deshalb  in  Process  gerathen,  hierbei  aber  erfahren,   dass  die 
eine  Forderung  verjährt   sei   und   nicht   einmal   mehr  compensirt  werden 
könne.     Wir  wissen,  dass  der  Gerechtigkeitssinn   vor  dem  Schiedsrichter 
bchon  manche  Forderung  anerkannte,   die  nach  dem  geltenden  Gesetz  ab- 
solut erloschen  war.     Wir   könnten   noch   eine  Menge   von   Beispielen  er- 
wähnen. 
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besoldungen  Mr),  welche,  ohnehin  durchschnittlich  viel  zu 
gering,  von  den  Staatsmitteln  für  das  Staatsbedürfhiss  ge- 
geben werden,  vieler  andern  Dinge  zu  geschweigen. 

Die  Uebel,  denen  man  mit  der  Rechtsstaatstheorie  zu 
Leibe  gehen  will,  sind  entweder  unvermeidlich  oder  können 
nur  vermindert,  resp.  beseitigt  werden,  wenn  und  insoweit 
die  wahre  constitutionelle  Idee  zur  Verwirklichung  kommt. 
Ueber  die  Ausführung  der  in  der  Rechtsstaatsidee  liegenden 
berechtigten  Gedanken  läset  sich  demnach  auch  nichts  All- 
gemeines sagen.  Sie  muss  der  weisen  Politik  jedes  einzel- 
nen Staats  nach  Massgabe  aller  seiner  Verhältnisse  über- 
lassen bleiben.  Aber  selbst  von  der  zweckmässigsten  Aus- 
führung darf  man  nie  zu  viel  erwarten,  denn  es  bleibt 
ewig  wahr,  dass  mehr  Staaten  zu  Grunde  gegangen  sind, 
weil  man  die  Sitten,  als  weil  man  die  Rechtsgesetze  verletzt 
hat  (Montesquieu),  und  dass  in  Zeiten  grosser  politischer 
Erregung  es  kaum  möglich  ist,  zugleich  politisch  thätig 
und  vor  dem  Rechtsgesetz  schuldlos  zu  bleiben,  dass  end- 
lich auch  hiemals  mit  juristischer  Schärfe  ausgemacht  wer- 
den wird,  wo  die  Grenze  des  erlaubten  Widerstandes  an- 
fängt.848) 


347)  Das  Mass  der  Staatsdienerbesoldungen,  geprüft  nach  den  For- 
derungen der  Wissenschaft  und  des  praktischen  Bedürfnisses.  Aus  den 
Blattern  für  Rechtspflege  in  Thüringen  und  Anhalt  besonders  abgedruckt 
(Jena  1865).     Der  weimarische  Landtag  von  1832   (Jena  1832). 

348)  Dahlmann,  Geschichte  der  englischen  Revolution,  S.  329.  Wenn 
sich  in  unsern  Zeiten  das  Rechtsgefühl  häufig  als  ein  geschärfteres  er- 
weist, so  möchte  man  sich  doch  veranlasst  sehen  können,  es  #uch  in  man- 
cher Beziehung  ein  stumpfer  gewordenes  zu  nennen.  Rödinger  hat  in  der 
würtembergischeii  Kammer  gelegentlich  der  Begründung  seines  Antrags, 
es  möge  auf  eine  gesetzliche  Regelung  der  Papiergeldausgabe  hingewirkt 
werden  (eines  Antrags,  der  vorzüglich  durch  die  misere  der  deutschen  Zer- 
splitterung motivirt  erscheint),  darauf  hingewiesen,  welche  weit-  und  tief- 
gehenden Besitz-  und  Eigenth  ums  Verletzungen  durch  die  Papiergeldemis- 
sion schon  vorgekommen  sind.  Ob  der  Staat  und  das  Gesetz  sehr  viel 
dagegen  thnn  kann,  ist  freilich  zweifelhaft;  gewiss  aber  erscheint,  dass 
derlei  Rechtsverletzungen  verhältnissmässig  wenig  empfunden  wurden. 


Htmiter  ^bfdjmtt 

Von  einigen  besondern  Fragen  des  Gesetzesrechts 

(Mstitntioneller  Staaten  in  ihrer  Verbindung  mit 

der  Eechtsstaatstheorie. 


Ueber  Entstehung,   Abänderung    und   Aufhebung   constitutio- 
oeller  Verfassungen.     Verfassung  und  Charte.    Wiener  Schlussacte,  Art  55, 
56.    Streitfragen    über    diesen    Gegenstand    werden    entweder  aus    einem 
Verfsssungsstreit   und  aus  politischen  Parteigegensätzen  hervorgehen  oder 
zo  ihnen  fuhren.    Einfluss  des  Um  Standes,  ob  die  Gesetze  octroyirte  oder 
pactirte  sind.  — Literatur. —  Ueber  Gesetzesinterpretation,  nament- 
lich authentische  constitutione) ler  Gesetze.  Allgemeine  Gesichtspunkte; 
innere  Bedeutung  der  authentischen  Interpretation.    Rückwirkende  Kraft 
von  Gesetzen.     Was  gehört  nach  constitutionellem  Staatsrecht  zur  authen- 
tischen Interpretation.     Wieder  das  Princip  der  Transaction.  —   Von  der 
Gesetzesinitiative.    Begriff  von  Initiative  überhaupt;  Geschichtliches; 
Verbindung    der  Frage    mit  dem    Coustitutionalismus ;    die  verschiedenen 
Ansichten.     Die  richtige  Ansicht  und  deren  richtige  Begründung.  —  Von 
den   Constituantes     Voraussetzungen  dieses   Begriffs.     Autorität   der 
constituirenden  Versammlungen;   ihre   Situation;  verschiedene  Erfolge.  — 
Prüfung  der  Verfassungsmässigkeit  der  Gesetze  durch  die  Rich- 
ter und  Trennung  von  Justiz  und  Administration. 

L     Wie  entstehen  constitutionelle  Verfassungen, 
\de  werden  sie  aufgehoben,  abgeändert?  S49) 

JNachdem  wir  lange  schon  auf  dem  Wege  eigener  Un- 
tersuchung zu  dem  Grundsatz  gekommen  waren,  dass  die 
oben  angedeutete  Frage  einfach  dahin  präcisirt  werden  muss: 

349)  Eckenberg,  Ueber  Aufhebung  einer  Staatsverfassung  (Leipzig 
1860).  Fichte,  Französische  Revolution,  S.  72  fg.  Held,  System,  II,  65  fg. 
TocqueviUe,  La  democratie,  I,  120  fg. 
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Wie  kann  das  positive  Verfassungsrecht  eines  Landes  recht- 
mässig abgeändert  werden  ?  —  fanden  wir  in  dem  öfters  citir- 
ten  Werke  von  Duvergier  de  Hauranne  (II,  527)  fol- 
gende Aeusserung  Siwnondfo:  „Die  Entstehung  einer  neuen 
Verfassung  ist  eine  „petitio  principii":  es  muss  schon  eine 
Verfassung  dasein,  um  eine  Verfassung  zu  machen;  mit  an- 
dern Worten,  die  neue  Verfassung  muss  entweder  das  Werk 
früher  schon  constituirter  Gewalten  sein  oder  man  muss  sich 
darein  ergeben,  dass  die  neuen  Einrichtungen  ihrem  Ent- 
stehungsgrunde nach  ungesetzlich  sind." 

Es  ist  doctrinäre  Verblendung,  von  einer  vollständigen 
Aufhebung  irgendeiner  Verfassung  und  von  einer  totalen 
Neubegründung  aller  Verfassungszustande  zu  sprechen.  Das, 
was  man  vom  Standpunkt  des  Rechtsstaatsdoctrinarismus 
Verfassung  nennt,  kann  immer  nur  ein  Werk  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  sein,  durch  welches  für  eine  gewisse  Reihe 
besonders  wichtiger  staatlicher  Einrichtungen  der  einem  staat- 
lich bestehenden  Volk  und  seinen  Zuständen  entsprechende 
Ausdruck  feierlich  festgestellt  wird.  Wenn  jene  Gesetze, 
welche  man  Verfassungsgesetze  zu  nennen  pflegt,  in  Be- 
ziehung auf  die  wichtigsten  Punkte  des  Inhalts,  z.  B.  Be- 
zeichnung der  Staatsform,  der  gesetzlichen  Souveränetät  und 
ihres  Verhältnisses  zu  den  Regierten,  der  Organisation  des 
constitutionellen  Körpers  u.  s.  w.  miteinander  übereinstim- 
men, so  weiss  man  doch,  dass  in  manchen  andern  auch 
sehr  wichtigen  Beziehungen  ein  grosser  Unterschied  zwischen 
denselben  besteht,  indem  die  fraglichen  Gegenstände  bald 
dem  Verfassungsrechte  zugezählt,  bald  nicht  dazu  gerechnet 
werden.  Jedenfalls  hat  aber  die  Erfahrung  bewiesen,  dass 
ein  Volk,  trotz  des  schnellsten  und  von  einem  Extrem  auf 
das  andere  verfallenden  Wechsels  in  den  Charten,  doch  stets 
dasselbe  blieb  und  dass  jener  Wechsel  entweder  ein§  un- 
überwundene Krankheit  in  der  ausser  der  Charte  liegenden 
Constitution  des  Volks,  oder  den  Mangel  der  Fähigkeit  der 
Gesetzgeber  beurkundete,  jene  Krankheit  durch  die  in  die 
Verfassung  aufgenommenen  Einrichtungen  zu  heilen. 

Zur  Verfassung  eines  Staats  gehört  also  nothwendig 
unendlich  vieles,  was  in  keiner  Charte  steht  und  stehen 
kann,  was  aber  auch  die  materielle  Berechtigung  jeder  Charte 
erst  begründen   muss,   insofern  die  letztern  mit  jenem  har- 
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moniren  müssen.  Charten  bezeichnen  daher  stets  nur  Theile 
der  Verfassung,  selbst  wenn  sie  die  möglichst  voUständigen 
waren.  In  unserer  Geschichte  wird  man  sogar  finden,  dass 
alle  geschriebenen  Verfassungsgesetze,  oder  was  man  früher 
an  Stelle  derselben  findet,  ursprünglich  die  Bedeutung  einer 
Beurkundung  und  Feststellung  nur  einzelner  neuer  Verfas- 
snngselemente  haben,  wie  oft  sie  auch  nachher  dazu  dienen 
mnssten,  zeitungemäss  Gewordenes  unabänderlich  zu  machen. 
Dies  gilt  z.  B.  von  den  Landescompactaten ,  Landesfrei- 
heiten, Handfesten,  Wahlcapitulationen  u.  s.  w. ;  und  alle 
modernen  Charten,  die  ausdrücklich  oder  stillschweigend 
eine  Menge  älterer  Dinge,  z.  B.  aus  den  Hausgesetzen  und 
Familienstatuten  der  regierenden  Dynastie  oder  aus  dem 
Standerecht,  in  sich  aufnahmen  oder  überhaupt  fortbestehen 
Hessen,  sind  erst  nach  vollständiger  Constituirung  der  be- 
treffenden Staaten  erlassen  worden,  also  wol  Acte  vollen- 
deterer Constituirung,  nicht  aber  Staatenconstituirungsacte 
gewesen.  Sie  bezeichnen  demnach  nicht  den  Entstehungs- 
moment der  betreffenden  Staaten,  wol  aber  den  Anfang  eines 
neuen  staatlichen  Regierungsprincips  in  bestehenden,  theil- 
weise  dem  ganzen  Bestand  nach  sehr  alten  Staaten,  und 
stehen  selbst  mit  jenen  grossen  Veränderungen,  welche  ein 
gewaltthätiger  Wechsel  der  Staatsform,  der  Dynastie  oder 
auch  nur  des  einzelnen  Herrschers  mit  sich  zu  bringen 
pflegt,  in  keinem  wesentlichen  Zusammenhang,  da  sie,  wie 
z.  B.  die  englische  Magna  Charta,  die  Geschichte  der  mit- 
telalterlichen Stände  u.  s.  w.  beweisen,  ihrer  Idee  nach  in 
den  den  Zeiten  und  Verhältnissen  entsprechenden  Formen 
auch  ausserdem  vorgekommen  sind. 

Die  grosste  Veränderung  eines  Verfassungsgesetzes,  ja 
die  gänzliche  Aufhebung  einer  Charte,  wird  daher  nicht  ein- 
mal materiell  so  weit  gehen,  dass  das  abändernde  oder  an  die 
Stelle  der  frühern  Charten  tretende  Gesetz  nicht  mehr  oder 
weniger,  und  zwar  gerade  die  wichtigsten  Dinge,  aus  dem 
frühem  Gesetze  in  sich  aufnähme.  Da  aber  die  ganze  Ver- 
fassung eines  staatlichen  Volks  in  keine  geschriebene  Ur- 
kunde und  überhaupt  nicht  in  Gesetze  zu  fassen  ist,  da  fer- 
ner die  Erfahrung  lehrt,  dass  ein  Staat  trotz  der  grössten 
und  verfassungswidrigsten  Umwälzungen  und  Staatsstreiche 
dennoch  als  Staat  fortbestehen  kann,  so  folgt  auch  weiter, 
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dass  wirklich  ausserhalb  der  Charte  verfassungsmässige  Be- 
stände vorhanden  sein  müssen,  die  zwar  durch  die  Verände- 
rungen der  Charte  nicht  unberührt  bleiben,  durch  dieselben 
aber  auch  nicht  aufgehoben  werden  können. 

Es  gibt  demnach  in  der  That  nur  Verfassungsabände- 
rungen und  eine  Theorie,  welche  lediglich  eine  Charte  als 
die  Verfassung  eines  Staats  anerkennen  wollte,  wäre  falsch, 
selbst  wenn  sie  sich  als  Rechtsstaatstheorie  bezeichnen  würde. 

Obgleich  sich  die  Wiener  Schlussacte  auch  nur  auf  die 
deutschen  Staaten  bezieht,  so  dürfte  doch  aus  vielen  Grün- 
den die  Reihe  von  Bestimmungen,  welche  sie  über  die  Ab- 
änderung von  Verfassungen  getroffen,  um  so  mehr  von  all- 
gemeinem Interesse  sein,  wenn  man  die  Bestimmungen  die- 
ser einen  Hauptgrundlage  des  Bundesrechts  auch  mit  ihrer 
praktischen  Wirksamkeit  vergleicht.  85°) 

Die  Wiener  Schlussacte  verfügt  nämlich  in  Art.  55  und 
56 :  „Den  souveränen  Fürsten  der  Bundesstaaten  bleibt  über- 
lassen, diese  innere  Landesangelegenheit  (nämlich  die  Ein- 
führung einer  landständischen  Verfassung)  mit  Berücksich- 
tigung sowol  der  früherhin  gesetzlich  bestandenen  ständischen 
Rechte,  als  der  gegenwärtig  obwaltenden  Verhältnisse  zu 
ordnen.  Die  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehenden  land- 
ständischen Verfassungen  können  nur  auf  verfassungsmässigem 
Wege  wieder  abgeändert  werden.44 

Betrachtet  man  diese  Bestimmungen  etwas  schärfer,  so 
muss  man  finden,  dass  sie  sich  entweder  vom  Rechtsstand- 
punkt aus  ganz  von  selbst  verstehen,  oder  dass  sie  keine 
Rechtssätze,  sondern  politische  Regeln  und  auch  als  solche 
höchst  mangelhaft  ausgedrückt  und  daher  doppelt  gefährlich 
sind,  weil,  wenn  man  sie  doch  für  Rechtssätze  halten  möchte, 
ihnen  die  wesentlichsten  Eigenschaften  von  Rechtssätzen, 
nämlich  die  Deutlichkeit  und  Bestimmtheit  abgeht.  Die  ein- 
zige praktische  Lehre,  welche  wir  darin  erkennen,  hegt  in 
dem  von  ihnen  'gegebenen  Hinweis  auf  die  nur  durch  Trans- 
action  mögliche  Lösung  des  Gegensatzes  zwischen  dem  alten 
Bestand  und  den  Anforderungen  der  Neuzeit. 

Will   man   aber   davon   absehen,    wie   wenig   sich    der 


350)  Ilse,   Die  Politik   der   beiden  Grossmächte ,    S.  17  fg.,    28  fg., 
95  fg.     Kaltenbom,  Die  deutschen  Einheitsbestrebungen,  I,  429  fg. 
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Deutsche  Bund  zur  kräftigen  und  würdevollen  Durchführung 
seiner  eigenen  Satzungen  in  der  angegebenen  Beziehung 
fähig  gezeigt  hat,  will  man  die  Wirksamkeit  des  Bundes- 
tags gegenüber  den  bundesrechtlich  begründeten  Protesten 
der  Mediatisirten  oder  gegenüber  den  Vorgängen  in  eini- 
gen deutschen  Bundesstaaten,  gegenüber  den  schleswig- 
holsteinischen Verwickelungen  ignoriren,  so  bleibt  doch  im- 
mer die  Frage,  was  in  nichtdeutschen  Staaten  für  den  Fall 
einer  Collision  zwischen  dem  bestehenden  Verfassungsrecht 
and  dessen  Abänderungen  eintreten  werde? 

Wer  hat  die  Entscheidung  darüber,  ob  „in  concreto44  dem 
Torausgegangenen  Bestand  und  der  auf  Anerkennung  drän- 
genden neuen  Rechtsüberzeugung  gebührende  Rechnung  ge- 
tragen, ob  also  der  formell  verfassungsmässige  Weg  der 
Abänderung  auch  ein  materiell  berechtigter  ist?  Auch  be- 
steht immer  noch  die  Frage,  was  denn  eine  formell  aner- 
kannte Wirksamkeit,  resp.  Gültigkeit  einer  Verfassung  sei, 
die  um  so  schwieriger  zu  beantworten  sein  wird,  als  eine 
formell  nicht  vollständig  anerkannte  Wirksamkeit  nach  und 
nach,  namentlich  durch  den  Wegfall  der  dagegen  erhobenen 
Proteste  oder  der  Protestirenden ,  zu  einer  formell  vollstän- 
digen werden  kann? 

Bei  gründlicher  Würdigung  aller  dieser  Fragen  wird 
sich  ergeben,  dass  dieselben  regelmässig  mit  Verfassungs- 
streitigkeiten in  Verbindung  stehen  und  dass  die  entgegen- 
gesetzten Ansichten  sich  stets  auf  Rechtsgründe  gegeneinander 
stützen  werden.  Es  ist  demnach  auch  in  diesem  Punkte  mit 
der  einseitigen  Rechtsstaatstheorie  um  so  weniger  ein  Re- 
sultat zu  erzielen,  als  die  Grundprincipien  ihrer  Vertreter 
ebenso  verschieden  sein  können*  wie  die  politischen  Auffas- 
sungen des  Staats,  der  Staatsgewalt  selbst;  als  .ferner  ein 
solcher  Zustand  eines  Staats  bereits  ein  ungeordneter,  dem 
formellen  Rechtsstaatsbegriff  entrückter  ist  und  über  derlei 
Streitigkeiten  kein  Gericht  auf  eine  auch  nur  äusserlich,  ge- 
schweige innerlich  versöhnende  Weise  mit  entscheidender 
Autorität  sprechen  kann.  Geschieht  dies  doch,  so  sehen 
wir  stete  das  Princip  der  Transaction,  wenn  auch  in  gericht- 
lichen Formen,  wirksam.  Wo  dies  nicht  der  Fall,  da  wer- 
den in  den  Formen  eines  Rechtsstreits  die  mächtigsten  poli- 
tischen Gegensätze  zum  Ausbruche  kommen  und  dann  ohne 
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Zweifel  einen  Richterspruch  über  sich  nicht  anerkennen.  In 
der  ungeschickterweise  erborgten  Form  eines  Rechtsstreits 
wird  ein  Streit  der  politischen  Gereohtigkeitsprincipien  statt- 
finden, zum  Beweise,  dass  in  Beziehung  auf  eine  wichtige 
allgemeine  Staatsangelegenheit  mächtige  Widersprüche  noch 
ungelöst  sind.  Je  weniger  auf  beiden  Seiten  Juristen  fehlen 
werden,  desto  gewisser  kann  die  Entscheidung,  soll  sie  nicht 
durch  die  rohe  U ebermacht  stattfinden,  nur  durch  billige 
Transaction  geschehen. 

Die  Frage  von  der  Entstehung,  beziehentlich  Abände- 
rung einer  Verfassung  hat  jedoch  die  grosse  ihr  beigelegte 
Bedeutung  nicht  nur  durch  die  doctrinäre  Auffassung  des 
ConstHutionalismus  als  eines  Systems  rechtlicher  Formen 
und  durch  eine  damit  verbundene  Gesetzgebungsleidenschaft 
bekommen.  Denn  es  kann  nicht  verkannt  werden,  dass  alle 
das  Leben  des  Staats  betreffenden  Fragen,  wenn  sie  nicht 
direct  mit  den  in  der  Verfassung  aufgestellten  materiellen  Prin- 
cipien  zusammenhängen,  doch  indirect  in  dieselben  münden ;  dass 
ferner  die  öffentliche  Meinung  durch  die  Volksrepräsentation, 
also  gelegentlich  des  Gesetzgebungswerks,  mittelbar  oder 
unmittelbar  in  Dingen,  die  formell  der  constitutionellen  Mit- 
wirkung entzogen  sind,  sich  geltend  zu  machen  und  so  den 
formell  frei  gebliebenen  und  nur  ideell  durch  den  Constitu- 
tionalismus  beherrschten  Kreis  der  Regierungsthätigkeit  ein- 
zuengen sucht.  Für  alle  diese  Fälle  lässt  sich  keine  be- 
stimmte politische  Regel  angeben.  Ist  z.  B.  ein  in  der  Ver- 
fassung aufgestelltes  Princip  noch  unvollständig  durchgeführt, 
so  wird  nicht  sowol  die  Rechtsfrage,  als  vielmehr  die  poli- 
tische Erwägung  massgebend  sein  müssen,  ob  eine  weitere 
Durchführung  des  fraglichen  Princips  und  wie  weit  sie  im 
gegebenen  Moment  vom  Standpunkt  des  Staatswohls  aus 
zulässig  oder  gar  nothwendig  ist.  Was  Staatswohl  sei,  kann 
begreiflicherweise  weder  nur  nach  einseitigen  Herrschafts- 
gelüsten der  Regierungen,  noch  nach  einseitigen  Freiheits- 
gelüsten der  Volker  entschieden  werden.  Auch  für  den  an- 
dern Fall  gibt  es  keinen  allgemeinen  Entscheidungsgrund- 
satz. Einer  wahren,  tiefen  und  allgemeinen  Volksüberzeugung 
gegenüber  wird  das  Bestreben,  die  einmal  gesetzlich  be- 
stehenden formellen  Schranken  der  Regierungsthätigkeit  sich 
nicht  vermehren  zu  lassen,    wol   kaum   von   Wirkung  sein. 
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Erscheinen  solche  Schranken,  wie  nicht  selten,  nicht  durch 
onere  Grunde  gerechtfertigt,  sondern  willkürlich  gezogen, 
10  dürfte  die  Erhaltung  ihres  Bestandes  gleichfalls  nicht 
wünschen8werth  erscheinen. 

Eine  ganz  besondere  Bedeutung  hat  unsere  Frage  aber 
dadurch  bekommen,  dass  die  constitutionellen  Freiheiten,  die- 
ser Hauptbestandteil  der  Charten,  von  den  Verleihern  der 
letztem  nicht  selten  gegen  ihre  innere  Neigung  und  nur  in- 
folge unwiderstehlicher  Pressionen,  gleichsam  mit  dem  Vor- 
behalt gegeben  wurden,  dass  darin  das  äusserste  Mass  von 
Freiheit  concedirt  worden  sei.  Mit  dieser  falschen  Auffas- 
sang verbindet  sich  häufig  sowol  auf  Seiten  der  Volker  als 
der  Regierungen  der  weitere  Irrthum,  als  ob  der  Constitu- 
tionalismuB  nichts  anderes  wäre  denn  ein  System  von  Fes- 
seln gegen  die  Krone.  So  wird  die  häufige  Form  der  Ent- 
stehung einer  Charte,  deren  Verleihung  oder  Octroyirung 
durch  den  Souverän,  als  ein  ewiger  und  absolut  unveränder- 
licher Act  und  was  immer  in  derselben  als  sogenannte  Prä- 
rogative der  Krone  bezeichnet  ist,  als  durchaus  unantastbar 
hingestellt.  Es  wurde  bereits  oben  erwähnt,  dass  für  das 
innere  Gesetz  der  Entstehung  und  Fortbildung  einer  con- 
stitutionellen Staatseinrichtung  der  Umstand,  ob  die  erste 
Charte  octroyirt  oder  pactirt  zu  Stande  kam,  an  sich  gleich- 
gültig sei,  obgleich  die  ganze  Masse  von  Umständen,  aus 
welchen  entweder  die  Octroyirung  oder  Pactirung  hervor- 
ging, thatsächlich  auch  später  auf  die  weitere  Entwickelung 
des  Verfassungslebens  fortwirken  könne.  Allein  dies  alles 
ist  nur  „facti u,  nicht  „juris",  und  die  Frage,  wie  weit  die 
Hitwirkung  der  Volksvertretung  nach  dem  organischen  Ge- 
setze des  Staats  zu  gehen  habe,  kann  nicht  aus  einem  Ge- 
gensatz zwischen  Volk  und  Regierung,  nicht  nach  absoluten 
Rechtsregeln,  sondern  nur  nach  den  Grundsätzen  einer  rich- 
tigen Politik  entschieden  werden. 
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II.  Ueber  Interpretation  der  Gesetze,  besonders  über 
die  authentische  Interpretation  constitutioneller  Ge- 
setze und  namentlich  der  Charten. 

Literatur:  Mohl,  R.  von,  Staatsrecht,  Volkerrecht  und  Politik, 
I,  96  fg.  (S.  98  fg.  findet  sich  in  den  Noten  Literatur  über  diesen 
Gegenstand).  Dazu  vgl.  noch  Faber,  A.,  De  erroribus  pragmaticorum 
et  interpretum  juris  (3  Thie.,  Leyden  1605).  Cremani,  A.,  De  offi- 
ciis  legumlatoris  et  jurisconsulti  in  condendis  vel  interpretanda  legi- 
bus  (Livorno  1774).  Eckhardti,  H.  C,  Hermeneutica  juris,  rec. 
Wakhius  (Leipzig  1779);  neue  Aufl.,  ebend.  1802.  Pufendorfius, 
Jus  natur.,  Lib.  V,  c.  penult.  Hobbes,  De  cive,  XIV,  §.  18. 
Lieber,  Fr.,  Legal  and  political  Hermeneutics  or  principles  of  Inter- 
pretation (Boston  1839).  Derselbe,  Ueber  bürgerliche  Freiheit  und 
Selbstverwaltung.  Uebersetzt  von  Fr.  Mittermaier  (Heidelberg  1860), 
S.  173,  175.  Blackstone,  a.  a.  O.,  I,  62  fg.  (franzosische  Ueber- 
setzung,  I,  89  fg.).  Nordenflycht,  a.  a.  O.,  S.  232  fg.  Grote/end, 
System  des  deutschen  Staatsrechts,  I,  235  fg.  Krug,  A.  0.,  Die 
Grundsatze  der  Gesetzauslegung  in  ihrer  Anwendung  auf  die  neue 
deutsche  Strafgesetzgebung  (Leipzig  1848).  Lacombe,  a.  a.  O.,  I, 
184  (Capitulare  VI,  anno  803,  c.  2,  apud  Baluz.,  II,  204).  Zöpfl, 
Deutsches  Staatsrecht,  I,  284,  345  fg.  Mohl,  R.  von,  Die  Minister- 
verantwortlichkeit, S.  172  fg.  Derselbe,  Geschichte  der  Literatur,  I, 
310,  u.  Ueber  die  Benutzung  von  standischen  Verhandlungen  zur  Aus- 
legung von  Gesetzen,  im  Archiv  des  Criminalrechts,  Bd.  5,  Heft  2  u.  3. 
Duvergier  de  Hauranne,  a.  a.  O.,  I,  259.  Mailher  de  Chassat, 
Trait£  de  Interpretation  des  lois  (neue  Ausg.,  1845).  Story,  J., 
Commentaries  on  the  Constitution  of  the  United  States  (Boston  u. 
Cambridge  1833).  May,  Das  englische  Parlament,  übersetzt  von  Op- 
penheim (Leipzig  1860),  fS.  61.  Sietze,  Preussische  Staats-  und 
Rechtsgeschichte,  S.  15  fg.  Kaltenbom,  Einleitung  in  das  constita- 
tionelle  Verfassungsrecht  (Leipzig  1863),  S.  349  fg.  Vattel,  a.  a.  O., 
I,  198,  Note  1.  Roder,  Naturrecht,  I,  17  fg.  Wächter,  C.  G.  de, 
De  lege  Saxonica,  d.  8.  Febr.  1834  commentatio  (Leipzig  1835). 
Derselbe,  Abhandlungen  aus  dem  deutschen  Strafrecht,  I,  292  fg. 
Schletter,  De  subsidiis  interpretationis  legum  ex  iis,  quae  in  comitiis 
acta  sunt,  petendis  (Leipzig  1839).  Schaffrath,  Theorie  der  Aus- 
legung constitutioneller  Gesetze  (Leipzig  1842).      Voügraff,  System  der 
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Rechtsphüosphie,   n,  §.    169.     Derselbe,   Politische  Systeme,  I,  73. 
Bergh,  P.  Th.  C.  van  den,  De  authentica  legum  interpretatione  (Am- 
sterdam  1846).     Blaauw,  G.    C,    Exempla  quaedam  variorum  argu- 
mentorum  quibus  in  interpretandis  legibus  jurisconsulti  uti  solent.  (Am- 
sterdam 1346).      Waitz,    Grundzüge  der  Politik  (Kiel  1862),  S.  70. 
Held,  System  des  Verfassungsrechts,  II,  60.     Zachariae,  Vierzig  Bü- 
cher, IV,  22  %,  36  fg.     Bremer  in  Becker  u.  Muther,  Jahrbücher, 
U,  241  fg.  o.  besonders  S.  264  fg.     VielCastel,  a.  a.  O.,  II,  143. 
Staate-Lexikon,  Art.  „Auslegung".     Lang,   Beiträge  zur  Hermeneutik 
des  römischen  Rechts   (Stuttgart  1857),    S.    76.     Die  Jüngste  Wahl- 
etnimlation,  Art  2,  §.  5,  bei  Oertel,    a.  a.  O.,   S.  461.     Königlich 
sächsische  Verfassungsurkunde,  §.   153.     Wiener  Schlussacte,  Art.  17. 
Ueber   die    spanische    Verfassung,    Art.   131    s.   Bentham,    Essai  sur 
r&pange. 

Aus  der  angegebenen  Literatur  geht  jedenfalls  das  nicht 
unwichtige  Resultat  hervor,  dass  die  Frage  über  die  Aus- 
legung der  Gesetze,  insbesondere  auch  der  constitutionellen, 
von  der  gelehrten  Welt  nicht  so  wenig  berücksichtigt  wurde, 
wie  dies  häufig  behauptet  wird. 

Wie  sehr  man  sich  aber  in  der  Praxis  über  die  Aus- 
legung solcher  Gesetze  herumgestritten  hat,  ist  vielleicht 
mehr  aufgefallen,  als  der  Umstand,  dass  sich  in  diese  Strei- 
tigkeiten alle  principiellen  Gegensätze  der  politischen  An- 
schauungen gemischt  haben. 

Die  Interpretation  constitutioneller  Gesetze  kann  schon 
aus  diesem  Grunde  nicht  nach  den  strengen  (Konsequenzen 
des  Rechtsstaats,  also  nicht  rein  nach  juristischen  oder  gar 
nach  civilistischen  Begriffen  auf  eine  befriedigende  Weise 
geschehen.  Denn  abgesehen  von  der  für  den  Staat  unerträg- 
lichen Bestrittenheit  der  letztern  unter  den  Juristen  selbst, 
abgesehen  von  den  wenigen,  auch  minder  wichtigen  Fällen 
einer  mangelnden  politischen  Hauptpointe ,  so  suchen  die  An- 
forderungen des  erhaltenden  und  verändernden  politischen 
Lebensdranges  eines  Volks,  die  Macht  der  politischen 
Parteien,  Befriedigung  und  Geltung,  die  jedenfalls  in 
einer  streug  juristischen  Auslegung  nicht  gefunden  werden 
dürften. 

Es  mochte  vielleicht  auch  hier  gut  sein,  bevor  wir  uns 
über  das  Wesen  der  authentischen  Interpretation  der  con- 
Heu.  m.  25 
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stitutionellen  Gesetze  äussern,  festzustellen,  was  sie  jeden- 
falls nicht  sein,  wozu  sie  unter  allen  Umstanden  nicht  miß- 
braucht werden  dürfe. 

1)  Die  Worte  des  Gesetzes  sind  nur  der  Korper  des 
gesetzgeberischen  Gedankens,  aber  sie  sind  auch  der  allei- 
nige Träger  desselben,  sein  Schutz  und  seine  Wehr,  Ist 
ohne  weiteres  eine  vernünftige  Auslegung  nach  dem  Wort 
des  Gesetzes  möglich,  so  muss  diese  allein  gelten,  indem 
ausserdem  die  im  Gesetz  liegenden  Garantien  leicht  illuso- 
risch gemacht  werden  konnten.  Ist  aber  diese  Voraus- 
setzung nicht  vorhanden  und  würde  dann  bei  der  Auslegung 
nur  auf  das  Wort  gesehen,  dann  träfe  ein,  dass  der  Buch- 
stabe todtet  und  nur  der  Geist  belebt.  Blosse  Wortstreite 
sind  nicht  Interpretationen,  und  wenn,  wie  bei  den  consii- 
tutionellen  Gesetzen,  eine  authentische  Interpretation  nicht 
ohne  Zusammenstimmen  der  sogenannten  gesetzgebenden 
Factoren  zu  Stande  kommen  kann,  so  ist  Wortklauberei 
und  sophistische  Deutelei  um  so  unwürdiger,  je  hoher  man 
die  Würde  der  Gesetzgebung  in  constitutionellen  Staaten 
stellt.  3ftl) 

2)  Das  blosse  Auslegen  eines  Gesetzes  ist  formell  et- 
was anderes  als  das  Erlassen  eines  neuen  Gesetzes.     Wäh- 
rend   aber    eine    authentische   Interpretation   bei   wirklich« 
Unklarheit    oder   Lückenhaftigkeit   des    Gesetzes   einerseits,* 
und  bei  der  Macht  des  Gesetzgebers,  diesen  Mängeln  nur" 
nach  eigener  Erkenntniss  abzuhelfen,  andererseits,    der  Ge- 
setzgebung sehr  nahe  kommt  und  im  Erfolg  wie  ein  neues 
Gesetz  wirkt,  darf  doch  dann,  wenn  die  Gesetzgebung  eine 
verschiedene  Factoren  inThätigkeit  versetzende  ist,  die  authen- 
tische Interpretation  von  keinem  dieser  Factoren  so  benutet 
werden,  dass  man  sagen  konnte:  „Im  Auslegen  seid  hübsch 
munter;  legt  ihr  nicht  aus,  so  legt  was  unter."    Denn  wenn- J 
gleich   eine   authentische  Interpretation  ohne  die  Ueberein-j 

-  Stimmung   aller  Gesetzgebungsfactoren   nicht  denkbar,    den- 
1  übrigen   Factoren    also    die    misbräuchlichen   Versuche   des 
T einen  von  ihnen  zu  paralysiren  möglich  wird,  so  ist  einmal 


„   0,351)   Viel-Castel)    a.  a.  O.,    V,    341.     Den\sy    Histoire   des   theorie9 
16. 
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ein  derartiges  Vorkommnisg  sehr  verletzend  für  den  Rechts- 
ginn  des  Volks  wie  für  die  Würde  der  Legislative,  dann  aber 
kann  blos  durch  die  ParaJysirung  des  Misbrauchs  doch 
nie  die  nothwendige  authentische  Interpretation  zu  Stande 
kommen. 

3)  Bei  constitutionellen  Gesetzen  sind  die  politischen 
Motive  das  Wichtigste.  Eine  Resolution,  ein  Vorschlag, 
ein  Beschluss,  sei  es  der  Regierung  oder  einer  Kammer, 
darf  nie  von  den  Motiven  getrennt,  das  constitutionelle  Ge- 
setz also  auch  nicht  ohne  Rücksicht  auf  die  Motive  authen- 
tisch interpretirt  werden  wollen.  Damit  bieten  sich  freilich 
grosse  Schwierigkeiten  dar,  weil  a)  trotz  entgegengesetzter 
Motive,  bewusst  oder  unbewusst,  wol  aber  auch  durch 
Vergleich,  ein  Gesetz  zu  Stande  gekommen  sein  kann  und 
es  ebendarum  undeutlich,  also  der  authentischen  Interpreta- 
tion bedürftig  wurde.  Man  wird,  wenn  die  frühem  poli- 
tischen Anschauungen  fortbestehen,  mit  der  authentischen 
Interpretation  sich  gerade  wieder  da  befinden,  wo  man  bei 
Erlassung  des  Gesetzes  war;  b)  der  Wechsel  in  den  poli- 
tischen Meinungen,  in  den  Majoritäten  und  in  den  mass- 
gebenden Persönlichkeiten  kann  zur  Folge  haben,  dass  sich 
die  Individualitaten  der  authentischen  Interpreten  zu  dem 
Gegenstand  der  Interpretation  in  einem  ganz  andern  Ver- 
haltniss    befinden   als   die  Schopfer   des  Gesetzes. 

4)  Von  der  Gesetzesinterpretation  sollte  es,  gar  in  constitu- 
tionellen Staaten,  nie  hcissen,  wieRayneval  in  seiner  Denkschrift 
(1856)  von  den  romischen  Zustanden  sagte:  „L'interpretation  de 
h  loi  remporte  sur  la  loi  elle-mßme."  352)  Solche  Verfassungs- 
interpretationen  würden,  selbst  wenn  sie  formell  authentische 
waren,  mehr  Uebles  stiften,  mehr  erbittern,  als  mancher  Ver- 
bssungsbruch,  der  ohnehin  materiell  in  ihnen  enthalten  sein 
könnte.  Auf  den  starr  doctrinaren  Rechtsstaats-Standpunkt 
aber  ist  es  auch  anzuwenden,  wenn  Dollinger  (Heidenthum 
and  Judenthum,  S.  775)  meint:  „Wo  der  scharf  legale 
Standpunkt  die  Oberhand  gewinnt,  pflegt  ohnehin  eine  eng- 
herzige Interpretation  sich  geltend  zu  machen,  welche  das 
Hohe  herabzuziehen  und   in  die  Bande  einer  leicht  handzu- 


352)  DoUinger,  Kirche  and  Kirchen,  S.  617. 
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habenden  Satzung  zu  schlagen  versucht,  dagegen  aber  das 
Kleine  erhebt  und  zu  einem  das  Leben  umspinnenden  Netze 
verarbeitet."  Auch  solche  authentische  Gesetzesinterpreta- 
tionen, welche  die  gesetzlichen  Bestimmungen  durch  künst- 
liche Mittel  gegen  deren  Geist,  z.  B.  in  den  Vollzugs- 
instructionen,  zu  Verwaltungsmaasregeln  verwandeln,  müssen 
verworfen  werden. 

Gehen  wir  nun  auf  die  authentische  Interpretation  näher 
ein,  so  ist  kein  Zweifel,  dass  eine  solche  mitunter  nothwendig 
wird,  z.  B.  wenn  ein  Verfassungsgesetz  die  Minister- 
verantwortlichkeit ausdrücklich  anerkennt,  über  die  Bedeu- 
tung und  Consequenzen  des  damit  ausgesprochenen  Princips 
abe*  die  Erklärung  des  Gesetzgebers  selbst  nothwendig 
wird.  Die  Annalen  der  constitutionellen  Gesetzgebung  wei- 
sen eine  Menge  von  authentischen  Interpretationen  nach.  35S) 
Die  doctrinäre  Auslegung  kann  natürlich  in  Fällen,  wo  es 
sich  um  öffentliches  Recht  handelt,  niemand  binden,  wenn- 
gleich kein  Richter,  falls  er  in  solchen  Dingen  zu  entschei- 
den hätte,  erst  eine  authentische  Interpretation  zu  verlangen 
verpflichtet  ist.  Doch  kann  sie  von  den  Gerichten  und  vor- 
züglich von  der  in  öffentlichen  Rechtssachen  zu  betheiligen- 
den Staatsanwaltschaft,  endlich  von  den  obersteu  Verwal- 
tungsbehörden sowie  von  den  Kammern  beantragt  werden. 

Die  authentische  Interpretation  als  Auslegung  des  Ge- 
setzes durch  den  Gesetzgeber  selbst  kann  nicht  an  die  ge- 
wöhnlichen wissenschaftlichen  Regeln,  welche  den  Misbrauch 
der  Auslegung  zu  beseitigen  sucheu,  gebunden  sein.  Der 
Gesetzgeber    ist   stets   souverän,    und    die   constitutionellen 


353)  Authentische  Interpretation  des  bairischen  Verfassungsrechts  ent- 
halten 2.  B.  1)  Gesetz,  die  Anwendung  und  Vollziehung  einiger  Bestim- 
mungen der  Beilage  VII  betr.,  vom  11.  September  1825  (Gesetzblatt, 
S.  81  fg.).  2)  Gesetz,  die  Bestimmung  des  §.  2,  Nr.  7  des  Tit.  III  der 
Verfassungsurkunde  vom  9.  März  1828  (Gesetzblatt,  S.  5  fg.)  betreffend. 
3)  Gesetz,  die  Bestimmung  des  §.  5,  Beilage  I  betr.,  vom  15.  August 
1828  (Gesetzblatt  S.  37).  4)  Gesetz,  die  Bildung  der  Kammer  der  Reichs- 
räthe  betreffend,  vom  9.  März  1828  (Gesetzblatt,  S.  9  fg.).  5)  Gesetz,  den 
§.  44,  Lit  C,  im  Tit  I  der  X.  Beilage  betreffend,  vom  23.  Mai  1846 
(Gesetzblatt,  S.  37  fg.).  Bei  allen  diesen  Gesetzen  ist  ihre  besondere  Be- 
deutung als  authentische  Interpretation  angeführt  und  die  Publication,  resp. 
Promulgation  eben  dieselbe,  wie  bei  einem  neuen  Gesetze. 
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Gesetzgebungsfactoren  sind  immer  nur  an  ihr  Gewissen  ge- 
bunden. Wie  sich  daher  die  authentische  Interpretation  zum 
Wortlaut  des  Gesetzes  verhalte,  sie  spricht  den  Sinn  des 
Gesetzgebers  aus  und  gilt  formell,  sobald  sie  in  der  verfas- 
sungsmässigen Form  des  Gesetzes  zu  Stande  gekommen  ist. 
Die  authentische  Interpretation  ist  daher  jedenfalls  selbst 
Gesetz  und  daher  unterscheiden  auch  die  Engländer  nur 
zwischen  „enacting  law",  womit  sie  eine  Bill  als  ein  neues 
positives  Gesetz  bezeichnen,  und  „declaratory  law",  wenn 
einem  neuen  Gesetze  blos  eine  auslegende  Form  gegeben 
wird. m)  Ganz  den  Charakter  eines  neuen  Gesetzes  wird 
eine  sogenannte  authentische  Interpretation  dann  haben,  wenn 
sie  entschiedene  Lücken  eines  bisherigen  Gesetzes  ausfüllt. 
Ueberhaupt  dürfte  die  Frage,  ob  die  authentische  Inter- 
pretation ein  neues  Gesetz  sei  oder  nicht,  vorzüglich  nur 
desshalb  bedeutend  sein,  weil  ohne  ausdrückliche  Bestim- 
mung ihr  im  erstem  Falle  nie,  im  letztern  immer  eine 
rückwirkende  Kraft  beigelegt  wird. 

Hier  ist  nun  vor  allem  zu  berücksichtigen,   dass  sich 
die  Frage  von    der   rückwirkenden   Kraft   der  Gesetze    er- 
fahrangsmässig  pracktisch  ganz  anders  Stellt,  als  theoretisch. 
Dass  der  Gesetzgeber   einem    Gesetze   rückwirkende  Kraft 
beilegen  dürfe,   ist  kein  Zweifel,  weil  es  aus  Gründen  der 
Gesetzgebungspolitik  mitunter  nothig  sein  kann;  dass  er  in 
diesen  Fällen  es  sogar  pflichtgemäss  thun  müsse,   nach  for- 
mellen Rechten  aber  auch  in  andern  Fällen  könne,  resp.  dass 
die  Beurtheilung  darüber,   ob   einer  jener  Fälle  vorhanden, 
nur  ihm,    dem  Souverän   unter   Einstimmung    der  Landes- 
vertretung zustehe,  kann  gleichfalls  nicht  bezweifelt  werden. 
Ist  aber   das  constitutionelle  Recht,  resp.  Amt  der  Landes- 
vertretung auch  deshalb  da,   damit  man  sich  der  Sympathie 
des  Volks  mit  einem  gesetzgeberischen  Gedanken  versichere, 
so   erscheint   auch    die   Gefahr    einer    misbräuchlichen   An- 
wendung der  gesetzgebenden  Gewalt  durch  Verleihung  rück- 
wirkender Kraft  an   ein  Gesetz   auf  das  denkbar  äusserste 
Minimum  reducirt. 

Ein  neues  Gesetz  mit  ausdrücklich  ihm  beigelegter  rück- 
wirkender Kraft  ist  demnach  thatsächlich  dasselbe,  wie  eine 


351)  Gentz,  Schriften,  II,  93. 
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authentische  Interpretation  eines  bestehenden  Gesetzes,  und 
sowie  die  Gesetzgebung  sich  des  Moments  bewusst  sein 
muss,  von  welchem  an  ein  neues  Gesetz  wirksam  werden 
soll,  so  wird  sie  auch  sich  bewusst  sein,  dass  ein  neues 
Gesetz  an  und  für  sich  erst  von  der  Publication  an,  eine 
authentische  Interpretation  aber  von  dem  Publicationsmo- 
ment  des  interpretirten  Gesetzes  an  wirksam  ist  und,  je 
nachdem  und  insoweit  das  erste  oder  das  zweite  beabsichtigt 
wird,  auch  zwischen  der  Form  eines  neuen  Gesetzes  oder 
der  einen  authentischen  Interpretation  wählen. 

Durch  den  Ausschluss  jeder  einseitigen  Willkür  des 
Souveräns  oder  seiner  Regierung  in  Fällen  der  Gesetzes- 
interpretation hat  demnach  die  Frage  von  der  authentischen 
Interpretation  diejenige  Bedeutung  verloren,  die  sie  rein 
vom  Standpunkt  des  romischen  Rechts  aus  hatte  und  noch 
hat.  Die  mit  den  Landständen  vereinbarten  Gesetze  be- 
kommen ohnehin  oft  nur  deshalb  eine  rückwirkende  Kraft, 
weil  z.  B.  die  Anwendung  des  alten  Gesetzes  auf  unter  sei- 
ner Herrrschaft  noch  begangene  Handlungen  oder  anhängig 
gemachte  Fälle  unter  der  Herrschaft  des  mildern  neuen 
Gesetzes  das  öffentliche  Rechtsgefühl  verletzen  könnte.  Wird 
dieses  Ziel  einfach  durch  eine  authentische  Interpretation 
erreicht,  so  ist's  gut.  Liegt  ein  neues  Gesetz  vor,  so  mag 
ihm  zu  gleichem  Zweck  rückwirkende  Kraft  zugesprochen 
werden.  Ueberhaupt  wird  die  ganze  Frage  bei  normalen 
ehrlich  constitutionellen  Zuständen  nur  sehr  geringe  Bedeu- 
tung haben.  In  unwichtigen  Fällen  entsteht  sie  gar  nicht, 
und  in  wichtigern  Fällen  gibt  es,  wenn  man  z.  B.  die  Fol- 
gen der  rückwirkenden  Kraft  einer  authentischen  Interpre- 
tation übersehen  hätte,  gerade  so,  wie  wenn  das  Nichtzu- 
rückwirken eines  neuen  Gesetzes  als  nachtheilig  erkannl 
worden  wäre,  Mittel  genug,  die  überhaupt  zu  beseitigendei 
Nachtheile  auch  nachträglich  aufzuheben. 

Nach  alledem  scheint  der  Schwerpunkt  der  Frage  übei 
die  authentische  Interpretation  constitutioneller  Gesetze  nich 
in  ihren  eigenthümlichen  Wirkungen,  sondern  darin  zu  be 
stehen,  was  zu  einer  authentischen  Interpretation  gehöre 
resp.  ob  überhaupt  und  wie  eine  solche  auch  dann  zu  Stand* 
gebracht  werden  könne,  wenn  die  Ansichten  der  verschie 
denen  Gesetzgebungsfactoren  über  den  Sinn  eines  bestehen 
den  Gesetzes  sich  nicht  vereinigen  lassen. 
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Die  französische  Verfassung  von  1814  hatte  noch  die 
napoleonische  Einrichtung,  dass  Gesetzinterpretationen  dem 
Staatsrath  zustanden.  Dumolard  stellte  in  der  am  30.  De- 
cember  1814  prorogirten  Kammer  den  Antrag,  im  Fall  der  Mei- 
nungsverschiedenheit zwischen  dem  Cassationshof  und  den 
Appellhöfen  die  Gesetzesinterpretation  dem  König  und  den 
beiden  Kammern  zu  übertragen.  356)  Es  war  einer  der  vie- 
len Fehler  der  Restauration,  dass  dieser  Proposition,  trotz 
grundlichster  Motivirung  und  Annahme  von  beiden  Kam- 
mern, nicht  entsprochen  wurde.  Allein  wenn  dies  auch  ge- 
schehen wäre,  so  würde  doch  der  Uebelstand  möglicher 
Meinungsverschiedenheit  zwischen  Krone  und  Standen  über 
den  Sinn  constitutioneller  Gesetze,  namentlich  der  Verfas- 
sung selbst,  fortbestanden  haben,  während  derselbe  durch 
die  erwähnte  napoleonische  Einrichtung  insofern  beseitigt 
scheint,  als  durch  den  Staatsrath  das  Staatsoberhaupt  solche 
Collisionen  entscheidet. 

Manche  deutsche  Verfassungen  haben  für  solche  Fälle 
formliche  Schiedsgerichte  966),  resp.  Staatsgeriohtshöfe,  und 
man  kann  gern  zugeben,  dass  die  Entscheidung  derartiger 
Falle  höchst  wünschenswerth  sei.  Dasselbe  gilt  aber  gewiss 
nicht  minder  von  allen  denjenigen  Fällen,  wo  über  die 
Notwendigkeit  eines  neuen  Gesetzes  oder  über  wesentliche 
Positionen  desselben  zwischen  Regierung  und  Ständen  eine 
anheilbare  Meinungsverschiedenheit  besteht. 

Wir  wollen  nicht  in  Abrede  stellen,  dass  gerichtliche 
Entscheidungen  in  Fällen  der  erstem  Art  schon  da  und 
dort  recht  gut  gewirkt  haben;  auch  darauf  keinen  grossen 
Werth  legen,  dass  es  nicht  logisch  wäre,  nur  in  Fällen  der 
erstem,  nicht  auch  in  denen  der  letztern  Art,  derlei  Ent- 
scheidungen zuzulassen.  Aber  bestimmend  ist  für  uns,  dass 
bei  dem  in  der  Hauptsache  gleichen  Wesen  authentischer 
Interpretationen  und  neuer  Gesetzgebungsacte  in  Verbindung 


355)  Duvergier  de  Hauranne,  a.  a.  0.,  II,  307.     Viel-Castel,  a.  a.  O., 

n,  143. 

356)  Verfassungsurkundo  von  Hessen,  §.  154.  Verfassungsurkunde 
des  Königreichs  Sachsen,  §.  153.  Sigmaringische  Verfassungsurkunde, 
§.  191.  Vgl.  auch:  Würtembergischer  Verfassungsentwurf  von  1817. 
Beschliiss  des  Deutschen  Bundes  vom  30.  October  1834.  Mohly  R.  von% 
Ministerverantwortlichkeit,  S.  14  fg. 
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mit  der  wahren  constitutionellen  Idee  der  Gesetzgebung-,  eine 
gerichtliche  Entscheidung  über  unvereinbare  Meinungsver- 
schiedenheiten zwischen  Regierung  und  Ständen  unc institu- 
tionell und  also  auch  durch  die  den  Constitutionalismus 
aufs  höchste  steigernde  Rechtsstaatsidee  niemals  gerechtfer- 
tigt sei.  Auch  darf  man  nur  bedenken,  dass,  wenn  das 
fragliche  Gericht  nach  politischen  Erwägungen  entscheidet, 
es  nicht  gerichtlich,  rechtsstaatlich  thätig  ist,  und  wenn 
seine  Entscheidung  ohne  solche  Erwägungen  erfolgen  sollte, 
der  authentischen  Interpretation  wie  dem  neuen  Gesetz  der 
constitutionelle  Geist,  die  constitutionelle  Sanction  fehlen 
müsste,  anderer  Unzuträglichkeiten  zu  geschweigen. 

Wir  kommen  demnach  zu  dem  wichtigen  Resultat,  dass 
bei  Meinungsverschiedenheiten  über  den  Sinn  bestehender 
Gesetze  wie  über  neue  Gesetze  nicht  die  Rechtsstaatstheorie, 
sondern  nur  das  grosse  politische  Princip  der  Transaction 
den  Ausschlag  geben  könne,  eine  Anschauung,  über  deren 
Richtigkeit  auch  z.  B.  in  England  niemand  in  Zweifel  ist. 

Wenn  aber  Bentham  sowol  für  die  Redaction  wie  für 
die  Kritik  eines  Gesetzes  den  Fremden  seiner  Unparteilich- 
keit wegen  dem  Einheimischen  vorzieht  86r) ,  so  kann  man 
eine  Prüfung  des  Werths  dieser  Ansicht  hier  ganz  unter- 
lassen, da  es  sich  hier  nicht  um  eine  Kritik  der  absoluten 
Güte  eines  bestehenden  Gesetzes,  sondern  um  dessen  mit 
der  Autorität  positiven  Rechts  wirklich  bekleideten  Sinn 
handelt. 

Man  könnte  jedoch  auch  geneigt  sein,  die  Frage  auf- 
zuwerfen, inwiefern  eine  Ständeversammlung  sich  selbst  nnd 
ihre  Nachfolgerinnen  durch  ihre  Beschlüsse,  also  auch  durch 
ihre  Auffassungen  des  Sinnes  eines  Gesetzes  zu  binden  im 
Stande  sei?  eine  Frage,  die  natürlich  auch  von  der  Regie- 
rung, resp.  dem  Souverän  selber  gelten  muss. S68)  Es  müsste 
hierbei  zu  erwägen  kommen: 

a)  dass  die  entscheidende  Majorität  oder  Einstimmigkeit 
nicht  selten  nur  das  Product  einer  momentan  siegreichen 
Partei   oder   einer  Coalition  von  Parteien  für  den  Augen- 


357)  Essai  sur  l'Espagne,  S.  11,  32,  38,  52. 

358)  Mohl,  R.  von,  a.  a.  O.,   S.  205  fg. 
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blick  und  „ad  hoc"  gewesen,    oft  nach   kurzer  Zeit  aber 
nicht  mehr  auf  denselben  Grundsätzen  zu  erzielen  ist; 

b)  dass  selbst  in  einer  und  derselben  Majorität  die  be- 
stimmenden Ansichten  wechseln,  um  so  mehr,  als  Sinn  und 
Tragweite  eines  Gesetzes  nicht  immer  von  allen  oder  den 
meisten  der  für  dasselbe  Stimmenden  erkannt  werden.  Die 
Möglichkeit,  den  Sinn  verschieden  aufzufassen,  muss  dann 
dazu  herhalten,  die  Meinungsänderung  zu  decken; 

c)  die  Ansichten  über  den  Sinn  des  Gesetzes  können 
schon  bei  dessen  Erlassung  auf  Seite  der  Majorität  verschie- 
den gewesen  sein,  ohne  dass  diese  Verschiedenheit  damals 
auch  schon  hervorgetreten  wäre. 

Allein  diese  Möglichkeiten  haben  alle  auf  unsere  Ent- 
j  Scheidung  über  die  Natur  der  authentischen  Interpretation 
i  constitutioneller  Gesetze  keinen  Einfluss.  Der  Souverän  und 
seine  Regierung  sind  als  solche,  ebenso  wie  der  Landtag  in 
seiner  Eigenschaft  als  politischer  Organismus,  unsterbliche 
Wesen  und  demnach  insoweit  unabhängig  von  dem  Wechsel 
der  Individualitäten  wie  vom  Wechsel  der  Ansichten  der 
letztern.  Die  Möglichkeit  und  Notwendigkeit  solcher 
Wechsel  ist  eine  unausbleibliche  Folge  der  menschlichen 
Seite  des  Staats  und  seiner  Einrichtungen,  ihrer  nur  durch 
Menschen  möglichen  Darstellung.  Es  ist  daher  auch  gar 
nicht  nöthig,  besonders  darauf  hinzuweisen,  dass  diese  Wech- 
sel ihre  guten  und  Übeln  Seiten  haben;  sie  gehören  wesent- 
lich zum  staatlichen  Leben  und  sind  gut  oder  schlecht,  je 
nachdem  sie  den  begründeten  Anforderungen  einer  richtigen 
Politik  entsprechen  oder  nicht. 

Dass  die  authentische  Interpretation  verfassungswidrig 
oktroyirter  Gesetze  oder  der  Erlasse  usurpatorischer  Re- 
gierungen der  Behandlung  nach  den  Ideen  des  Rechtsstaats 
gänzlich  entzogen  sein  müsse,  ergibt  sich  schon  daraus,  dass 
der  Gegenstand  der  Interpretation  in  diesen  Fällen  nicht 
innerhalb  der  Rechtsgrenzen  liegt.  8ö9) 


359)  Wir  müssen  hier  noch  eines  praktischen  Falls  gedenken,  der 
nicht  wenig  geeignet  sein  dürfte  zn  beweisen,  wie  wenig  die  gerühmte 
6esetze8sonveränetät  geeignet  ist,  sich  selber  zu  halten.  In  einem  deut- 
schen Lande  galt  über  Ansässigmachung  u.  s.  w.  ein  constitutionelles  Ge- 
setz, welches  aber  beim  Vollzug  so  enge  interpretirt  werden   konnte, 
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m.    Von  der  Gesetzesinitiative. 

Literatur:  1)  Ueber  Gesetzesinitiative  überhaupt:  Pu/en 
dorf,  Jus  nat.  lib.  VII,  c  6,  §.  12.  Waitz,  Grundzüge  der  Politik 
S.  54,  69.  Zachariae,  Vierzig  Bücher,  III,  237,  Bemal,  a.  a 
O.,  n,  72—92,  Hl  fg.,  184  fg.,  214,  284.  Stein,  a.a.O.,  S.  92 
96.  Held,  System,  II,  35,  485  fg.  Esshaver,  Grundlehre,  S.  140 
Malte-Brun,  a.  a..O.,  S.  204.  Proudhon,  Systeme  federatif,  S.  80 
82,  87.  Duvergür  de  Hauranne,  a.  a.  O.,  I,  117;  HI,  346,  359 
IV,  266.  Bentham,  Essai  sur  FEspagne,  S.  35,  u.  Tactique,  I,  72  fg 
Escher,  a.  a.  O.,  I,  65.  Murhard,  Die  Initiative  bei  der  Gesetz 
gebung.  Beleuchtung  der  Frage:  „Wer  soll  die  Gesetze  vorschla 
gen  u.  s.  w."  (Kassel  1833).  Frantz,  C,  Die  Quelle  alles  Uebels 
S.  46.  Gneist,  a.  a.  O.,  I,  142.  Lacombe,  a.  a.  O.,  I,  x,  137 
184.  May,  Verfassungsgeschichte,  I,  218.  Guizot,  Histoire  des  ori 
gines,  II,  418  fg.,  421  (in  England  tritt  die  Initiative  des  Parlament 
allmählich  an  die  Stelle  des  alten  Petitionsrechts).  Nordenflycht ,  « 
a.  O.,  S.  141,  170,  186,  188.  Viel-Caetel  (der  eine  „initiative  directe 
und  „indirecte"  unterscheidet),  a.  a.  O.,  III,  208  („La  force  d'initiativ 
qui  appartient  aux  aristocraties"),  228,  470,  485;  IV,  518,  521  fg. 
562,  565  fg.,  574,  586,  600;  V,  49,  50  fg.,  59  fg.,  66,  241 
258,  309,  393.  Die  spanische  Verfassung  vom  19.  März  1812 
(Art.  15,  131,  171)  gibt  die  Initiative  ausschliesslich  den  Cortes.  Das 
bairische   Gesetz  über  die  Initiative  vom  4.  Juni  1848  theilt  die  Ini- 


dass  das  Resultat  ein  der  Gewerbsfreiheit  diametral  entgegengesetztes  war. 
Als  nnn  nach  vielen  Jahren  die  Gewerbsfreiheit  immer  vernehmlicher  an- 
klopfte, Regierung  und  Kammern  aber  sich  nicht  sofort  einigen  konnten, 
so  fing  man  an,  das  alte  Gesetz  bei  Ansässigmachungen  im  Sinn  der  Ge- 
werbsfreiheit zu  interpretiren ,  was  freilich  die  Folge  hatte,  dass  die  Ge- 
meinden von  nun  an  mit  den  Nachtheilen  der  beschränkten  Ansässig- 
machung  von  der  freien  Ansässigmachung  auch  nun  die  Nachtheile  er- 
tragen müssen.  Der  Rechts-  und  der  Gerechtigkeitsstaat  werden  solche 
Erscheinungen  nicht  zu  erklären  vermögen.  Die  Noth,  die  politische,  und 
die  Schwierigkeit  einer  durchaus  neuen  social- politischen  Gesetzgebung 
deren  Unerquicklichkeit  für  einen  einzelnen  deutschen  Staat,  erkläret 
allein  die  Möglichkeit  und  das  formelle  Unbeanstandetlassen  derselben 
Die  Interpretationen  des  preussischen  Pressgesetzes  unter  dem  gegen 
wärtigen  Ministerium  sind  bekannt.  Und  wie  viel  Irreparables  kann  durcl 
administrative  Interpretation  geschehen,  bis  es  zu  einer  authentischer 
kommt? 
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tiative  zwischen  Krone  and  Kammern  unter  manchen  eigentümlichen 
Bestimmungen.  Vacherot  (La  democratie,  S.  357)  gibt  die  Initiative 
dem  „pouvoir  executif".  Chateaubriand  (De  la  monarchie  selon  la 
etorte,  Paris  1816,  S.  7  fg.)  u.  Constant,  B.  (a.  a.  O.,  I,  Q8  fg., 
191,  213  fg.,  301  fg.,  318,  Note  1),  halten  die  Gesetzesinitiative  für 
unverträglich  mit  der  Stellung  der  Krone.  —  2)  Ueber  das  Petitions- 
recht: Woniger,  Das  Petitionsrecht  und  die  preußische  Verfassung 
(Leipzig  1847).  Mohl,  R.  von,  Staatsrecht,  Volkerrecht  und  Politik, 
I,  223  fg.  May,  Verfassungsgeschichte,  I,  333  fg.,  362  fg.,  366, 
383.  Gneist,  a.  a.  O.,  I,  123,  132,  142,  145,  150.  VieLCastel, 
a.a.O.,  V,  299.  Guizot,  Histoire  des  origines,  II,  341,  353. 
Bemal,  a.  a.  O.,  I,  306.  —  3)  Ueber  das  Hecht  der  Amendements: 
Geuns,  J,  J,  van,  Het  recht  van  amendement  der  parlementaire  ver- 
gaderiDgen  etc.  (Utrecht  1863).  Tak,  J.  P.  B.,  Het  recht  van  amen- 
dement in  de  constitutionele  monarchie.  Akademisch  proefschrift  (Ley- 
den  1862).  Bentharn,  a.  a.  O.,  S.  21.  Guizot,  Histoire  parlemen- 
taire, I,  108,  212.  Viel-Castel,  a.  a.  O.,  V,  58,  60.  Dw  er  gier 
de  Uauranne,  a.  a.  O.,  in,  385,  400  fg.,  414.  May,  Das  eng- 
lische Parlament,  S.  250,  Vgl.  auch  Tchoung-Young,  XXVTH,  2, 
4;  XXIX. 

Auch  in  die  Frage  von  der  Gesetzesinitiative  hat  sich, 
wie  in  jede  selbst  scheinbar  vereinsamste  Detailfrage  des 
modernen  Staatsrechts,  der  Gegensatz  der  politischen  Mei- 
nungen und  Parteien  gemischt. 

Wir  constatiren  absichtlich  zuerst  diese  unleugbare,  aber 
oft  übersehene  Thatsache,  um  durch  dieselbe  mit  der  Un- 
zertrennlichkeit der  Rechts-  und  politischen  Frage  zugleich 
schon  im  Eingange  auch  für  die  Frage  von  der  Gesetzes- 
initiative die  Unzulänglichkeit  der  Rechtsstaatstheorie  zu  be- 
weisen. 

Gerade  die  Leidenschaft  der  politischen  Parteien,  meist 
ohne  klares  Wollen,  immer  aber  einseitig,  hat  in  der  Unter- 
suchung über  das  Recht  der  Gesetzesinitiative  nicht  nur 
den  wesentlichen  Pflichtcharakter  derselben,  sondern  auch 
den  Umstand  übersehen,  oder  doch  ungewürdigt  gelassen, 
dass  die  Gesetzesinitiative,  wie  jede  politische  Einrichtung, 
zweischneidig  ist,  d.  h.  ebenso  wenig  nur  gegen  das  Volk 
wie  nur  gegen  die  Regierung  wirksam  sein  könne. 

Jeder  Irrthum,    der  sich  in  diese  Frage  mischt,    muss 
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zu  irrthümlichen  Antworten  führen.  Eine  falsche  Anschauung 
von  dem  Wesen  der  Monarchie  kann  die  Ansicht,  als  ol 
die  Gesetzesinitiative  zu  den  wesentlichen  Prärogativen  dei 
Krone  gehöre,  sowenig  begründen,  wie  durch  die  falsche 
Annahme  einer  Volkssouveränetät  in  einem  monarchischen 
Staat  die  Gesetzesinitiative  als  ein  wesentliches  Recht  de« 
Volks  oder  seiner  Repräsentation  gerechtfertigt  werden 
konnte.  Und  doch  hat  die  Gesetzesinitiative  beiden  Rich- 
tungen dienen  müssen,  obgleich  die  Geschichte  eine  solche 
Verwendung  der  Frage  nicht  unterstützt.  Denn  in  den 
eigentlichen  Republiken  hatte  das  Volk  die  fragliche  Initia- 
tive nicht;  für  die  Gesetzesinitiative  als  wesentliche  Präro- 
gative der  Krone  aber  spricht  in  der  Geschichte  nichts  als 
das,  was  im  Princip  und  als  Princip  unsere  Zeit  verwirft, 
nämlich  der  Absolutismus  einerseits  und  die  mit  der  con- 
etitutionellen  Idee  unvereinbare  Theorie  vom  beschränkten 
Unterthanenverstand  andererseits.  Das  so  gern  hierfür  ci- 
tirte  Recht  des  europäischen  Mittelalters  weiss  nichts  davon 
und  kann  bei  dem  wesentlich  föderalen  Charakter  der  dem 
Absolutismus  vorausgegangenen  Zustände  nichts  davon  wis- 
sen, da  dasselbe  vom  Wesen  des  Vertrags  beherrscht  war. 
Auch  dem  ebenso  oft  als  Muster  aufgestellten  englischen 
Staatsrecht  ist  die  Behauptung  einer  ausschliesslichen  Prä- 
rogative der  Krone  auf  die  Gesetzesinitiative  fremd. 

Man  hat  die  Gesetzesinitiative  wol  auch  mit  einer  ma- 
teriellen Frage  der  Gesetzgebungspolitik  in  einen  wesent- 
lichen Zusammenhang  zu  bringen  gesucht  und  von  der  einen 
Seite  behauptet,  sie  müsse  der  Krone  gehören,  damit  nicht 
eine  zu  grosse  Veränderlichkeit  in  die  Gesetze  komme,  wäh- 
rend andererseits  behauptet  wurde,  sie  müsse  dem  Volk 
oder  seiner  Repräsentation  zustehen,  damit  der  Fortschritt 
nicht  zu  sehr  aufgehalten  werde.860) 


360)  „Dans  les  grands  secousses  des  societes,  une  tievre  d'ambition 
universelle,  souveraine,  impie,  saisit  quelquefois  les  hommes ;  ils  se  croient 
cn  droit  et  en  pouvoir  de  porter  la  main  sur  toutes  choses  et  de  reformer 
a  leur  gre  le  monde.  Kien  n'est  plus  insense*  ni  plus  vain  que  ces  vagues 
emportements  de  la  creature  humaine  qui,  traitant  de  chaos  le  grand 
Systeme  au  sein  duquel  sa  place  est  marquee,  tente  de  s'eriger  en  crea- 
teur,  et  ne  reussit  qu'a  porter,  partout  oü  eile  touche,  le  desordre  de  ses 
propres  reves.    L'Angleterre ,  en  1688,  ne  tomba  point  dans   cet  egare- 
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Es  wurde  dabei  sehr  vieles  übersehen,  namentlich  dass 
der  formelle  Gesetzgebungsact  viel  minder  wichtig  ist,  als 
die  lebendige  Kraft,  welche  ihn  veranlasst,  und  dass  der 
formelle  Bestand  lange  nicht  so  wichtig  sein  kann,  als  die 
lebendige  Kraft,  die  ihn  erfüllt.  Kein  Gesetzgebungsact 
ruft  abgestorbene  Einrichtungen  ins  Leben  zurück,  und  mit 
der  Aufhebung  eines  Gesetzes  sind  ebenso  wenig  dessen 
Wirkungen  vernichtet,  wie  mit  der  Erlassung  eines  neuen 
Gesetzes  allein  dessen  beabsichtigte  Wirkungen  versichert. 
Hatte  das  aufgehobene  Gesetz  Leben,  so  besteht  dasselbe 
fort;  hatte  das  neue  Gesetz  kein  Leben,  so  wirkt  es  nichts 
oder  in  einem  andern,  oft  Übeln  Sinn. 361)  Es  wurde  ferner 
übersehen,  dass  es  bei  neuen  Gesetzen  an  sich  von  geringer 
Bedeutung  sei,  wenn  die  beantragte  Neuerung  anderswo 
ohne  Nachtheil,  ja  vielleicht  mit  Nutzen  besteht.  Es  kann 
dies  unter  Umstanden  gerade  gegen  das  Gesetz  sprechen; 
denn  es  macht  z.  B.  einen  grossen  Unterschied,  ob  eine 
Einrichtung  da  oder  dort  gewohnt  ist  und  so  vertragen 
wird,  oder  ob  dieselbe  als  Neuerung  für  ein  Land  vorge- 
schlagen wird,  in  welchem  für  die  durch  das  Gesetz  abzu- 
ändernden Einrichtungen  starke  und  gerechte  Sympathien 
herrschen.  Selbst  die  sonstigen  Beziehungen  zwischen  dem 
Heimatlande  des  neuen  Gesetzes  und  dem  Lande,  wo  es 
eingeführt  werden  soll,  z.  B.  der  Umstand,  ob  das  erstere 
ein  fremder  selbständiger  Staat  oder  nur  ein  Theil  des  frag- 
lichen Staats  und  welches  in  beiden  Fällen  sein  Verhältniss  zum 
andern  Lande,  namentlich  ob  jenes  Heimatland  des  Gesetzes 


ment"  Gutzot,  Pourquoi  la  revolution,  S.  84;  s.  oben  Tbl.  III, 
S.  277.  Barrau,  a.  a.  O.,  S.  254.  Zaleukos,  der  Gesetzgeber  von 
Lokri,  gebot,  dass  jeder,  der  im  Rath  der  Tausend  auf  Abschaffung 
eines  seiner  Gesetze  antrage,  mit  der  Schlinge  um  den  Hals  reden 
müsse.  Erlange  er  nicht  die  Mehrheit,  so  solle  der  Strick  ange- 
zogen und  er  erdrosselt  werden.  Weber,  Allgemeine  Weltgeschichte,  II, 
198.  „Lacedemone  succomba  sous  rimmobilite  de  ses  lois.<(  Laurent,  a. 
a.  O.,  II,  278.  Ueber  die  Gefahren  von  Neuerungen,  selbst  in  der  Musik, 
Dichtung  und  im  Tanz  s.  Piaton,  Legg.,  VII,  7,  8,  9,  10.  Griechische 
Anschauungen  über  Veränderlichkeit  und  Uliveränderlichkeit  der  Gesetze 
bei  Hildenbrand,  a.  a.  O.,  I,  29.  Ueber  den  Ausdruck  „ewige  Gesetze" 
s.  B entkam,  Tactique  des  assemblees  legislatif,  II,  51  u.  Laurent,  a.  a.  O., 
II,  139. 

361)  Laurent,  a.  a.  O.,  III,  234.   Dolgoroukow,  La  verite  etc.,  S.  81  fg. 
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das  machtigere  ist  oder  nicht,  ob  sein  Volk  die  Neigung 
des  andern  Volks  hat,  sind  von  grosster  Bedeutung.  Allein 
sogar  die  Erscheinungen,  in  denen  sich  die  Sympathien  mit 
oder  die  Antipathien  gegen  ein  Gesetz  in  den  Völkern 
äussern,  sind  noch  in  keiner  Beziehung  gebührend  gewür- 
digt. Um  hier  nur  eins  hervorzuheben,  so  meint  man  oft, 
dass  der  Umschlag  der  öffentlichen  Meinung  immer  ausser- 
ordentlich schnell  erfolge,  die  Volker  also  wesentlich  wandel- 
süchtig seien,  während  gerade  das  Gegentheil  stattfindet. 
Zweckmässige  Gesetze  binden  und  begründen  schnell  sc 
viele  und  mächtige  Interessen,  dass  sie  noch  lange  Lebens- 
kraft haben,  wenn  sie  schon  längst  mächtig  von  neuern  In- 
teressen bekämpft  werden.  Der  grösste  Fehler  der  Gesetz- 
gebimg, seit,  die  Welt  steht,  war  der,  sich  von  der  Reform 
überholen  zu  lassen  und  ihr  erst  nachzuhinken,  ein  Fehler, 
den  nur  die  Faulheit  oder  Ueberschwänglichkeit  des  Neue- 
rungstriebes mitunter  entschuldigt.  Haben  aber  die  Volker 
oft  jahrhundertelang  unzweckmässig  gewordene  Gesetze  ge- 
tragen, so  hat  sicher,  ehe  endlich  der  Umschlag  wie  ein 
Blitz  zündete,  ein  langes  Wetterleuchten  stattgefunden. 
Wurde  längst  Beanstandetes  oder  gar  Verworfenes  lange 
ertragen,  so  erträgt  man  es  endlich  nicht  mehr,  wenn  das 
bessere  Princip  einen  entscheidenden  Lichtstrahl  auf  eine 
bisher  dunkel  gebliebene  Stelle  wirft.  Man  reibt  sich  die 
Augen  wie  geblendet  nach  langem  Schlaf,  und  es  wird  klar, 
dass  ein  längst  gehegtes  dunkles  Gefühl  das  Recht  auf  all- 
gemeine Anerkennung  habe.  Dass  der  Mensch  nach  sol- 
chem Erwachen  thätig  eingreift  und  sich  nicht  in  den  frü- 
hern Zustand  zurückversetzen  lassen  will,  das  ist  die  eigent- 
liche „vis  vitalis"  alles  Fortschritts. 

Das  leidenschaftliche  Streben  nach  schnellster  Verände- 
rung des  Rechts-  und  Gesetzcszustandes  362)  ist  immei 
natürlich,  aber  auch  anormal,  weil  das  Product  einer  klai 
gewordenen  Collision  zwischen  dem  herrschenden  sittlicher 
Gerechtigkeitsgedanken  und  der  bestehenden  krystallisirter 
Gerechtigkeitsidee,  dem  Gesetz.  Es  erscheint  aber  aucl 
keineswegs  als  eine  auschliessliche  Eigenschaft  der  Volker 


362)   Vattel,  a.  a.  O.,  I,  165  fg.     Eckenberg,  Ueber  Aufhebung  eine 
Staatsverfassung  (Leipzig  1860). 
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Auch  Monarchen  haben  es  gehabt  und  geübt,  denn  es  tritt 
stets  in  den  Völkern  oder  in  den  Monarchen  hervor,  je 
nachdem,  das  Vorhandensein  der  erwähnten  Collision  vor- 
ausgesetzt, die  erstem  oder  die  letztern  thatsächlich  die 
starkem  sind. 

Also  ist  anch  in  diesem  wichtigen  Punkte  von  der  for- 
mellen Rechtsstaatsidee  nichts  zu  hoffen;  die  Thatsachen 
sind  starker  als  das  formelle  Recht  Uebrigens  mögen  sich 
dies  namentlich  in  unsern  Tagen  die  Völker  und  ihre  Reprä- 
sentationen gleichfalls  gesagt  sein  lassen.  Die  Monarchie  hat 
ihre  innere  Berechtigung,  ihre  absoluten  Consequenzen,  und 
zwar  nicht  blos  im  Interesse  der  Dynastien  und  Monarchen, 
sondern  auch  in  dem  der  Völker.  Gesetze,  welche  in  blin- 
der Leidenschaft  gegen  diese  Berechtigung  und  ihre  Con- 
sequenzen durchgesetzt  werden,  und  zwar  selbst  dann,  wenn 
niemand  an  die  Vernichtung  der  Monarchie  oder  an  die 
Auflösung  des  Staats  denkt  oder  diese  will,  werden  obige 
Collision  seinerzeit  nicht  minder  herbeiführen  wie  Gesetze, 
welche  in  tiefer  Verblendung  die  Consequenzen  der  mensch- 
lichen Freiheit  ignoriren.  Centrum  und  Peripherie  bedingen 
sich  gegenseitig.  Ein  unsicheres,  schlecht  geordnetes  Cen- 
tram hat  ebenso  wenig  eine  sicher  und  wohlgeordnete  Pe- 
ripherie, wie  eine  mangelhafte  Peripherie  ein  wohlsituirtes 
Centrum. 

Doch  gehen  wir  nun  auf  die  eigentliche  Frage  nach 
dem  Recht  der  Gesetzesinitiative  näher  ein! 

Initiative  kann  man  überhaupt  alles  nennen,  was  mit 
etwas  den  ersten  Anfang  macht,  für  etwas  den  ersten  An- 
8tos8  gibt.  Man  muss  daher  auch  eine  doppelte  Initiative 
unterscheiden,  nämlich  eine  innere,  Initiative  des  Gedankens, 
und  eine  äussere,  Initiative  der  That.  Es  ist  klar,  dass 
diese  beiden  Initiativen  durchaus  nicht  immer  in  einer  und 
derselben  Person  zusammenfallen. 

Die  Initiative  des  reinen  Gedankens  ist  nichts  Juristi- 
sches und  kann  auch  in  keiner  Weise  dazu  gemacht  werden; 
wol  aber  wird  sie  einigermassen  von  juristischer  Bedeutung, 
wenn  die  entsprechende  That  nachfolgt,  wie  dies  z.  B.  aus  der 
Strafbarkeit  der  intellectuellen  Urheberschaft,  aus  dem  Ein- 
fluss  des  verbrecherischen  Willens  auf  die  richterliche  Be- 
urtheilung  der  That  hervorgeht.    Die  äussere  Initiative  oder 
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der  erste  Beginn  einer  That  hat  nach  der  Natur  des  Recht 
immer  einen  juristischen  Charakter. 

Der  Begriff  der  Gesetzesinitiative  muss  demnach  gleich 
falls  doppelt  aufgefasst  werden,  nämlich: 

I.  als  der  erste  Moment,  in  welchem  ein  bestimmte 
gesetzgeberischer  Gedanke  geistig  entsteht;  und 

IL  als  die  erste  äussere  Bethätigung  einer  bestimmte! 
gesetzgeberischen  Idee,  welche  übrigens  nicht  nur  in  den 
ersten  Anfang  eines  jeden  wahren  Gewohnheitsrechts  liegt 
sondern  auch  rucksichtlich  des  eigentlichen  Gesetzesrecht 
in  sehr  verschiedenen  Formen  aufzutreten  vermag. 

Schon  jetzt  kann  man  folgende  Sätze  aufstellen: 

1)  dass  die  Initiative  unter  I  ohne  die  Initiative  unte 
II  so  gut  wie  nicht  vorhanden  wäre.  Der  gesetzgeberisch« 
Gedanke  muss  nämlich  wenigstens  in  irgendeiner  Form  mit 
getheilt  oder  aufbewahrt  werden;  dass 

2)  gleichviel  ob  der  Ruhm,  nur  aus  eigener  Initiativ« 
zu  handeln,  z.  B.  für  eine  Regierung,  ein  zweifelhafter  ist 
oder  nicht,  niemanden,  der  zuerst  eine  gesetzgeberische  Idee 
hat,  die  Priorität  des  Gedankens  abgesprochen  oder  vorent- 
halten werden  könne;  dass  folglich 

3)  derjenige,  der  zuerst  den  Gedanken  hat,  denselben 
auch  zuerst  auszusprechen,  also  durch  eine  Art  äusserer 
Initiative  geltend  zu  machen  berechtigt  sei; 

4)  dass  es  ferner  im  Interesse  des  Staats  selbst  liege, 
dass  jeder,  der  einen  guten  Gedanken  für  den  Staat  hat, 
denselben  nicht  blos  aufbewahre,  sondern  auch  kundgebe, 
und  zwar,  bei  der  grossen  Bedeutung  der  Form  oder  Re- 
daction  für  jedes  Gesetz,  auch  gerade  in  derjenigen  Form 
oder  Redaction,  welche  er  für  die  geeignetste  hält;  dass 
weiter 

5)  die  befehlenden  Formen  des  Gesetzes  selbst  bei  blossen 
Anträgen,  oft  jedenfalls  bei  Verbesserungsanträgen,  unver- 
meidlich sind,  das  Gesetz  selbst  aber  weder  von  der  Prio- 
rität des  Gedankens,  noch  von  der  Initiative  der  That,  noch 
von  den  formellen  Worten,  sondern  von  der  Sanction  ab- 
hängt, indem  die  juristische  Autorität  nur  auf  dieser  beruht; 
dass  endlich 

6)  ein  ausschliessliches  Recht  auf  die  innere  Gesetzes- 
initiative vernünftigerweise  so  wenig,    wie  ein  Monopol  des 
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Verstandes,  wol  aber  ein  solches  Recht  lediglich  auf  die 
äussere  Gesetzesinitiative  gedacht,  im  allgemeinen  jedoch 
keineswegs  als  der  Krone  oder  der  Regierung  wesentlich 
angenommen  werden  könne,  da  es  mit  dem  wirklichen 
Staatshoheitsrecht  der  Sanction  durchaus  nicht  nothwendig 
zusammenhängt  und,  abgesehen  von  andern  bedenklichen 
Folgen,  leicht  zu  einer  Collision  mit  dem  Princip  der  Ge- 
dankenfreiheit und  mit  dem  Rächte  der  freien  Meinungs- 
äusserung führen  könnte,  was  dem  Staate  selber  nur  nach- 
theilig sein  müsste. 

Ohne  Zweifel  wird  es  einen  grossen  Unterschied  machen,  ob 

1)  in  einem  Staat  überhaupt  formelle  Sanctionen  des 
Gesetzes,  also  eine  eigentliche  legislative  Thätigkeit  vor- 
kommt oder  nicht,  d.  h.  ob  die  Ordnung  vorzüglich  auf 
förmlichen  Gesetzen  oder  vielmehr  auf  Sitten  und  Gewohn- 
heiten beruht.  Uebrigens  wird  doch  auch  im  letztern  Fall 
eine  innere  und  eine  äussere  Initiative  nie  fehlen.  Erstere 
wird  demjenigen  zugeschrieben  werden  müssen,  der  zuerst 
den  Gedanken  von  der  rechtlichen  Notwendigkeit  der  frag- 
lichen Handlung  oder  Unterlassung  hatte ;  letztere  aber  dem- 
jenigen zufallen,  welcher  diesen  Gedanken  zum  ersten  mal 
wirklich  bethätigte. 

2)  Nicht  minder  verschieden  wird  es  wirken,  ob  ein 
Staat  monarchisch  beherrscht  ist  oder  nicht,  ob  und  in  wel- 
chem Grade  die  Staatseinheit  und  deren  Darstellung  durch 
die  physische  oder  juristische  Persönlichkeit  des  Souveräns 
vollkommen  ausgebildet,  bestimmt  und  auch  lebenskräftig 
ist.  Namentlich  dürfte  darauf  zu  sehen  sein,  wo  im  ge- 
gebenen Fall  die  eigentliche  letzte  oder  höchste  Autorität 
gesucht  wird,  ob  in  der  souveränen  Person  oder  in  etwas 
anderm  neben  oder  über  ihr?  Dabei  kann  wieder  der  Un- 
terschied, welcher  durch  theokratische,  parlamentarische  und 
andere  Elemente  unter  den  Staaten  begründet  wird,  von 
grosser  Bedeutung  sein.     Endlich 

3)  wird  sich  ein  sehr  wichtiger  Unterschied  ergeben  müs- 
sen ,  je.  nachdem  in  einem  Staat  das  organische  Regierungs- 
princip  herrscht  oder  nicht,  je  nachdem  ferner  infolge  des- 
sen die  individuelle  Freiheit  auch  durch  Rechtsformen  ge- 
sichert erscheint  oder  nicht. 

Wenn,    was    Tacitua,    Germania,    Kap.    14,    von    den 
Held.  m.  26 
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G-efolgsgefährten  erzählt:  „Blum  (principem)  defendere, 
tuen,  sua  quoque  fortia  facta  gloriae  ejus  adsignare,  prae- 
cipuum  8acramentum  esta  u.  3.  w.,  von  allen  Verhältnissen 
zwischen  den  Staatsangehörigen  und  ihrem  Fürsten  gesagt 
werden  konnte,  so  würde  der  Streit  über  die  Gesetzesinitia- 
tive wol  nie  entstanden  sein.  Aber  das  Gefolge  war  keim 
Staat;  frei  war  der  Eintritt  wie  der  Austritt  und  das  Ver- 
hältni8S  zwischen  Anführer  und  Gefährten  ein  rein  und 
höchst  ausschliesslich  persönliches. 

Auch  von  den  classischen  Republiken  ist  nicht  bekannt, 
dass  die  Gesetzesinitiative  Veranlassung  zu  principiellen 
Streitigkeiten  gegeben  hätte.  8ea)  Die  Magistratur  formulirte 
die  gesetzgeberische  Idee,  gleichviel  woher  der  erste  Ad- 
stoss  kam,  und  das  „calatis  comitiis"  versammelte  souve- 
räne Volk  entschied  auf  die  entsprechende  Rogation,  ob  es 
„legem  latam"  verwerfe  oder  annehme,  also  die  Sanction 
verweigere  oder  ertheile.  Die  bei  den  Römern  sich  finden- 
den Unterscheidungen  von  „lex,  legis  vicem  tenere,  aucto- 
ritas  senatus,  edicta  magistratuum,  concilia  prudentumu 
und  „mores"  enthalten  die  ganze  Geschichte  des  Schwankens 
des  Souveränetätsbegriffs  unter  einer  Verfassungsform,  welche 
wegen  schwacher  Entwicklung  der  Staatseinheitsform 
auch  stets  zu  einer  Art  von  Theilung  der  Souveränetät  ge- 
neigt war,  vorausgesetzt,  dass  die  einzige  einheitliche  Idee, 
die  ewige  Roma,  dabei  erhalten  blieb.  Das  „legem  ferre" 
war  an  sich,  gleich  dem  „edicere",  eine  Regierungs-  oder 
Verwaltungshandlung  und  geschah  also  kraft  der  Pflicht  des 
Amtes.  Welche  moralische  oder  materielle  Pression  auf 
das  Volk  in  seinen  verfassungsmässigen  Versammlungen  oder 
sonst  wirken  mochte,  seine  Sanction  war  es  doch  nur, 
worauf  die  gesetzliche  Autorität  beruhte.  Auch  gab  z.  B. 
jeder  römische  Bürger  bei  einem  „testamentum  publicum" 
die  Initiative  zu  einer  „lex  specialis"  in  seiner  Eigenschaft 
als  „civis  romanus",  also  kraft  aufhabender  Bürgerpflicht, 
und  dasselbe  gilt  eigentlich  auch  von  jeder  einzelnen  öffent- 
lichen Anklage,  welche,  bei  der  grossen  Allgemeinheit  der 
altern  Strafgesetze  und  bei  dem  unzweifelhaften  Einfluss  der 


363)  Ueber  die  Verhältnisse  in  den  griechischen   Republiken  s.   Voli- 
graff,  Politische  Systeme,  II,  69  fg. 
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Politik  auf  eine  das  Recht  pflegende  souveräne  Volksver- 
sammlung, in  detn  Urtheile  für  jeden  einzelnen  Fall  gleich- 
sam erst  eine  „lex  specialis46  hervorrief. 

Eine   machtige  wohlausgebildete  Aristokratie   wird  mit 
Eifersucht  in  allem,  was  die  Gesetzgebung  angeht,  sich  die 
Priorität  zu  wahren  suchen;    desgleichen  der  Absolutismus 
und  jede  Art  von  Despotismus.     Dabei  wird  man  sich  in 
der  Regel  gern  auf  gottliche  Eingebung  oder  auf  sonst  eine 
höhere  Autorität  beziehen,    um  so  jede  freie  Antheilnahme 
der  untergeordneten  Klassen  oder  des  ganzen  Volks,  jedes 
aus  diesen  hervorgehende  Verdienst   um  die  Gesetzgebung, 
möglichst  auszuschließen.    Dies  erscheint  um  so  natürlicher, 
ab  in  solchen  Staaten  das  Gesetz  nicht  um  des  Ganzen  als 
vielmehr  nur  um  der  Herrschenden  willen  vorhanden  zu  sein 
scheint    Unter  solchen  Umstanden  wird  eine  Gesetzesinitia- 
tive  im  Interesse  des  Ganzen  von  den  Herrschenden  nicht 
aasgehen  und  würde,  wenn  dennoch,  ihren  Träger  zum  Ver- 
rather stempeln.     Käme  sie  aber  von  Seite  der  Beherrsch- 
ten,   so  würden  ihre  Träger  nothwendig  als  Empörer  er- 
scheinen.   Die  Gedanken  sind  zwar  auch  hier  zollfrei;   aber 
sie  können  nur  als  Verbrechen  zur  That  werden. ,  Nichts- 
destoweniger suchen  sie  sich  doch  selbst  unter  diesen  Um- 
standen einen  freien  Durchgang  oder  wenigstens  eine  freie 
Stelle,   und  zwar  bald  unter  der  Aegide  der  Religion  oder 
der  höhern  Intelligenz,    der  freiwilligen  Armuth,    bald  mit 
den  Mitteln  der  rohen  Gewalt,   in  der  Regel  aber  nur,   um 
die  Herrscher  zu  wechseln,  nicht  die  Art  der  Herrschaft. 

In  den  europäischen,  von  den  germanischen  Völkern 
gebildeten  Culturstaaten  kam  früher,  wie  bereite  bemerkt 
wurde,  das  Recht  der  Initiative  nicht  in  Frage.  Soweit  das 
Recht  nicht  Gewohnheitsrecht  oder  mehr  autonomisch  denn 
fürstlich,  nicht  mehr  particular  als  einheitsstaatlich,  nicht 
mehr  patrimunial  oder  feudal  als  politisch,  nicht  mehr  pa- 
ciscirt  als  von  der  staatlichen  Einheitsidee  getragen  war, 
soweit  und  nur  soweit  konnte  die  fürstliche  Gewalt  frei 
gesetzgebend  thätig  werden.  Fürst  und  Stände,  Lehnsherr 
und  Vasallen,  Lehen  und  Allod,  Städte  und  ländliche  Be- 
sitzungen bildeten  alles  zusammen  das  bunte  Conglomerat 
der  politischen  Gesellschaft  des  Mittelalters,  wo  jeder  vor- 
und  zur  Geltung  brachte,  was  .und  wie  es  ihm  möglich  war. 

26# 
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Erst  mit  einfer  gewissen  Vollendung  der  staatlichen  Einher 
konnte  von  eigentlichen  Gesetzen  und  von  den  Antheilei 
gesprochen  werden,  welche  Fürst  und  Volk  an  dem  Gesetz 
gebungswerk  zu  nehmen  berechtigt,  resp.  verpflichtet  seien 
In  Frankreich  hing  die  Hauptentwickelung  ab  von  den 
Kampfe  zwischen  dem  Konigthum  und  dem  Feudalismus 
zwischen  dem  Absolutismus  und  den  „&ats"  und  Paria 
menten.  Solange  dieser  Kampf  unentschieden  blieb,  schwankt 
auch  das  ganze  Gesetzgebungsrecht,  bis  sich  in  Ludwig  XIV 
der  Staat  so  vollständig  verkörperte,  dass  er  sagen  konnte 
„Der  Staat  bin  ich."  Von  einer  Gesetzgebungsinitiativ 
ist  daher  in  Frankreich  erst  seit  der  grossen  Revolution  di 
Rede,  und  zwar  natürlich  nur  in  Verbindung  mit  dem  Con 
stitutionalismus,  dessen  so  vielfach  falsche  Auffassungen  aucl 
auf  unsere  Frage  bestimmend  einwirken  mussten. 

In  England  hängt  die  Entwickelung  ab  von  dem  Kampfe 
des  Volks  für  seine  hergebrachten  Freiheiten  mit  den  abso- 
lutistischen Tendenzen  des  Königthums,  wie  sie  namentlich 
unter  den  Tudors  und  Stuarts  in  der  Absicht,  den  Absolu- 
tismus zum  Staatsprincip  zu  machen,  hervortraten.  In  Eng- 
land entstand  zuerst  der  Begriff  der  Prärogative,  und  zwar  sowol 
einerseits  für  die  Krone  wie  andererseits  für  das  Parlament. 
Während  man  noch  unter  der  zweiten  Restauration  in  Frank- 
reich die  Gesetzesinitiative  geradezu  „la  prerogative  royale" 
nannte,  wurde  sie  in  England  als  Abkömmling  des  Rechts 
der  Petition  und  der  Amendements  in  den  wichtigsten  Fäl- 
len der  Gesetzgebung  und  dem  Rechte  nach  eine  unbe- 
strittene Prärogative  des  Parlaments,  namentlich  des  Unter- 
hauses. Es  ist  klar,  dass  manche  Seiten  der  englischen 
Verfassung,  z.  B.  die  Zweifelhaftigkeit  des  eigentlichen  Sitzes 
der  Staatssouveränetät,  die  Verbindung  jedes  Ministeriums 
mit  der  Parlamentsmajorität  u.  s.  w.  auch  der  Gesetzesini- 
tiative in  diesem  Lande  einen  eigentümlichen  Charakter 
.geben  müssen.  3fl4) 

Auch  in  Deutschland  hängt  die  Frage   nach  der  Ge- 


364)  Fischel,   a.  a.  O.,    S.  120,  429.    Mohl>    R.  von,  Geschichte  dei 

Literatur,  III,  8.     May,  Verfassungsgeschichte,  I,  188,  357.  Derselbe,  Das 

englische  Parlament,  S.  238,   246.     Fast  überall  wird   in  Beziehung   au" 
Gesetzesreform  England  mit  Rom  verglichen. 
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setzesinitiative  wesentlich  mit  der  Einführung  des  Constitu- 
tionalismu8  und  mit  dessen  Verhältniss  zu  dem  sogenannten 
monarchischen  Princip,  also  auch  mit  den  verschiedenen 
und  wechselnden  Auffassungen  beider  zusammen,  wobei  sich 
natürlich,  bald  mit  bald  ohne  Kritik,  französische  und  eng- 
lische Nachahmungen  bemerkbar  gemacht  haben.  Es  wur- 
den in  dieser  Beziehung  drei  Hauptansichten  bei  uns  wie 
anderwärts  geltend  gemacht,  nämlich: 

1)  Die  Gesetzesinitiative  ist  ein  ausschliessliches  und 
wesentliches  Staatshoheitsrecht,  gehört  also  in  monarchischen 
Staaten  zu  den  wesentlichen  Prärogativen  der  Krone.  366) 

2)  Die  Gesetzesinitiative  passt  durchaus  nicht  für  die 
Krone,  und  zwar  sowol  im  Interesse  der  Autorität  der 
Krone  selbst,  als  auch  im  Interesse  der  Selbständigkeit  der 
Volksvertretung. 

3)  Die  Gesetzesinitiative  muss  zwischen  Krone  und  con- 
stitationellem  Korper  getheilt  sein.866) 

Geht  man  nun  auf  eine  genauere  Untersuchung  unsers 
Gegenstandes  ein,  so  ergibt  sich  zunächst,  dass,  wie  unsere 
Verhältnisse  gegenwärtig  liegen,  die  Gesetzesinitiative  nur 
mit  Rücksicht  auf  die  Reform  des  im  gegebenen  Fall  vor- 
handenen Zustandes  der  Gesetzgebung  sich  äussern,  also 
eine  Erklärung,  Abänderung,  Ergänzung  eines  Gesetzes  und 
besonders  die  Befriedigung  des  Gesetzbedürfnisses  für  Dinge, 
welche  bisher  noch  der  gesetzlichen  Ordnung  entbehrten, 
zum  Gegenstande  haben  muss. 

Aus  der  Natur  der  Staatsgewalt  und  der  Hoheitsrechte, 
sowie  aus  dem  absoluten  Bedürfniss  einer  irgendwie  einheit- 
lichen Darstellung  derselben  ergibt  sich  ferner,  dass,  wenn 
die  Gesetzesinitiative  ein  wesentliches  oder  absolutes  Ho- 
heitsrecht sein  soll,  sie  auch  untheilbar  ist  und  folglich  die 
eben  angeführte  dritte  Ansicht  nicht  aufrecht  erhalten  wer- 


365)  „Haec  conditio  superiorum  est,  ut  quiequid  faciunt,  praeeipere 
▼ideantur."     Quinctilian,  Declam.,  3,  15. 

366)  Vgl.  ausser  dem  oben  citirten  bairischen  Gesetz:  Preussische  Ver- 
fassungsurkunde, Art.  46.  Königlich  sächsische  Verfassungsurkunde,  §§.  94, 
9o.  Diese  Th  ei  Jung  rechtfertigt  sich  zunächst  aus  dein  Standpunkte  con- 
»titutioneller  Transaction,  aber  nur  für  so  lange,  als  die  Ärage  über  die 
Zuständigkeit  der  Gesetzesinitiatiye  nicht  unzweifelhaft  entschieden  ist. 
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den  kann.  Es  ist  aber  auch  jetzt  schon  einzusehen,  dass 
die  Gesetzesinitiative  nur  dann  ein  wesentliches  und  würdi- 
ges Hoheitsrecht  sein  konnte,  wenn  ihren  Acten  stets  wirk- 
liche Autorität  innewohnte,  d.h.  wenn  sie  nicht  nur  ein  for- 
melles Recht,  sondern  durch  ihren  Gebrauch  selber  zum 
Gesetz  würde. 

Nun  kann  allerdings  ein  grosser  Zwischenraum  sein  von 
dem  ersten  Moment  des  Gefühls  eines   Bedürfnisses,    dass 
etwas  im  Interesse  des  Staats  und  wie  es  durch  Gesetz  zu 
ordnen  sei,  bis  zu  dessen  ersten  vereinzelten  oder  in  grossem 
Massen  auftretenden  Aeusserungen   und  von  da  wieder  bis 
zu    einer   genauen   Formulirung    des    fraglichen    Gedankens 
nach  gründlicher  Erwägung  aller  einschlägigen  Verhältnisse, 
endlich   von   hier  aus  bis  zu  dem  Ausspruche  des  Staats- 
oberhaupts, dass  überhaupt  und  zwar  in  der  auf  verfassungs- 
mässigem Wege  festgestellten  Weise  dem  Bedürfniss  abge- 
holfen werden  soll.    Es  ist  ferner  nicht  zu  übersehen,    dass 
ohne  Initiative  auf  Seiten  der  Krone  oder  der  Stände  leicht 
der  Fall  eintreten  kann,  dass  das  fragliche  Bedürfniss  lange 
ohne  gesetzliche  Ordnung  bleibt,   dass  aber  ohne  Initiative 
der  Stände  jedenfalls    die  Krone   nicht   rechtlich   zum   Er- 
greifen   der   Initiative    gezwungen    werden    kann,    während 
umgekehrt   die  Stände   immer    auf  die  von  der  Krone   er- 
griffene Initiative  einzugehen  verpflichtet  sind.    Es  ist  ferner 
in  Anschlag  zu  bringen,    dass  bei  umfangreichern  Gesetzen, 
wie  bei  solchen,  welche  nur  der  Regierung  mögliche  Kennt- 
nisse voraussetzen,    die  ausschliessliche  Initiative  der  Land- 
stände nicht  wohl  denkbar  ist,    dass  die  letztern,  resp.  ihre 
Majorität   keineswegs   immer   mit   der   herrschenden   öffent- 
lichen Meinung  identisch  sind,    dass  die  eigentliche  Formu- 
lirung des  Gesetzes  unter  allen  Umständen  nur  das  Werk 
Einzelner  sein  kann,   und  dass  endlich  die  Krone  entweder 
das  Recht  eines  absoluten  Veto  hat  oder,  wenn  nicht,  keine 
eigentliche  Monarchie  oder  doch  eine  auf  andere  Nationen 
nicht    analog    anwendbare   Anomalie    vorhanden    wäre    und 
jedenfalls,    wenn    man    die   Sache  nur  juristisch  betrachtet, 
das  juristische  Kronrecht  des  absoluten  Veto   das  juristische 
Recht    der    Parlamentsinitiative    unwirksam    zu   machen    im 
Stande  ist. 

Wenn   man  diese  Gedanken  weiter  verfolgt,    so   muss 
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man  unausbleiblich  über  das  Gebiet  des  eigentlichen  Staats- 
rechts hinauskommen  und  zwar  entweder  in  das  Gebiet  des 
wirklichen  Staatsunrechts  oder  doch  in  das  Gebiet  der 
ausserhalb  dem  Rechte  liegenden  politischen  Mächte,  der 
moralischen  und  unmoralischen  Druckkräfte,  Motive  u.  s.  w. 
Man  kann  zwar  nachweisen,  wie  und  warum  der  einzelne 
gegebene  Fall  sich  so  und  nicht  anders  gestaltete;  allein  je 
weniger  dabei  die  Consequenzen  der  Rechtsstaatsidee  wirk- 
sam waren,  desto  weniger  können  sie  für  die  Rechtslehre 
von  der  Initiative  belehrend  sein. 

Es  wurden  oben  die  Voraussetzungen  angegeben,  unter 
denen  allein  die  Gesetzesinitiative  als  ein  wesentliches  Staats- 
hoheitsrecht, resp.  als  wesentliche  Kronprärogative  aner- 
kannt werden  konnte  und  müsste.  Es  fragt  sich  demnach 
jetzt  nur  darum,  ob  eine  solche  Gesetzesinitiative  heutzu- 
tage, unter  den  Verhältnissen  eines  wirklich  constitutionellen 
Staats,  von  Seiten  der  Krone  auch  durchgeführt,  ob  die 
Krone  die  in  diesem  Rechte  hegende  Pflicht  gegen  den  Staat 
allein  auf  sich  nehmen  und  erfüllen ,  ob  sie  die  damit  auf 
sich  genommene  Verantwortung  allein  tragen,  ob  sie  endlich 
den  Unterschied  dieser  Initiative  von  dem  unbestreitbaren 
Petitionsantrags-  und  Amendementsrecht  der  Kammern 
durchführen  könne? 

Die  Geschichte  der  Gesetzgebungsinitiative  seit  dem  Be- 
ginn des  constitutionellen  Lebens  auf  dem  Continent  hat  be- 
I    diesen,   dass   alle  diese  Fragen  durch  ihre  Verbindung  mit 
|     den  politischen   Parteigegaisätzen    die    grösste   Wichtigkeit 
F     erhielten.     Wenn  man  den  ehrlichen  Willen  hat,  der  Ord- 
nung und  der  Freiheit  in  allen  Fallen  gleichmässig  im  rech- 
ten Mass   gerecht  zu  werden,    so  dürfte   sich   auch  dieser 
Streit  und  zwar  im  Interesse  beider  leicht  schlichten  lassen. 
Es  kommt  nur  darauf  an,  auch  hier  über  das  Verhältniss 
zwischen  Krone,    Regierung    oder   Ministerium    einer-   und 
Parlament  oder  Volk  andererseits  die  rechte  Vorstellung  zu 
haben  und  zur  Geltung  zu  bringen. 

Vor  allem  ist  zu  berücksichtigen,  dass  in  einem  con- 
stitutionellen Staate  der  Glaube  an  die  Autorität  der 
Regierung  und  die  persönliche  Neigung  der  Staatsangehö- 
rigen für  die  gerade  regierende  Person  des  Souveräns,  und 
zwar  ganz   besonders  rücksichtlich  der  zahlreichsten  Volks- 
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klassen,  sehr  wünschenswerte,  in  gewissen  Situationen  des 
Staats  sogar  durcb  nichts  ersetzbare,  immer  aber  sehr  be- 
deutende Mächte  sind.  Aber  theils  darf  dieser  Glaube  und 
diese  Liebe  nicht  sowol  nur  an  der  Dynastie  im  ganzen, 
noch  weniger  an  der  Person  eines  Ministers  hängen,  wenn 
sie  der  Autorität  des  regierenden  Fürsten  selbst  nicht  mehr 
schädlich  sein  sollen,  theils  darf,  wie  nun  einmal  unsere  Völ- 
ker und  Staaten  sind,  die  Existenz  und  das  fortschreitende 
Gedeihen  des  Staats  nicht  allein  von  diesem  Glauben  und 
von  dieser  Liebe  abhängen,  sondern  ist,  sammt  diesem  Glau- 
ben und  dieser  Liebe  selber,  durch  die  politische  Intelligenz 
und  Charaktertüchtigkeit  des  ganzen  oder  doch  des  mass- 
gebenden Theils  des  Volks  bedingt.  Wenn  mit  der  An- 
nahme eines  principiellen  Gegensatzes  zwischen  Krone  und 
Volk,  Ministerium  und  Parlament,  nun  und  nimmermehr  von 
einer  bessern  Zukunft  des  Constitutionalismus  oder  der  Staa- 
ten durch  den  Constitutionalismus  gesprochen  werden  kann, 
so  dürfte,  wenn  und  solange  dieser  Gegensatz  besteht,  eine 
endgültige  Entscheidung  über  das  Recht  der  Gesetzesinitia- 
tive weder  möglich,  noch,  wie  sie  auch  ausfiele,  dem  Staate 
förderlich  sein. 

Nun  wird  aber  heutzutage  kein  Vernünftiger  glauben, 
dass  für  alle  nöthigen  und  wirklichen  Gesetzesvorschläge 
nicht  nur  der  erste  Gedanke,  sondern  auch  sogar  die  eigent- 
liche Gesetzesform  wirklich  allein  von  dem  Fürsten,  und 
wäre  er  der  allerbegabteste,  ausgehe ;  kein  Vernünftiger  wird 
nur  deshalb,  weil  er  dies  glai^t,  dem  Fürsten  persönlich 
ergeben  sein.  Die  Gesetzesinitiative  der  Krone  muss  daher 
in  vielen  Fällen  ganz  oder  theilweise  als  eine  thatsächliche 
Unwahrheit  erscheinen.  Umgekehrt  wird  man,  eben  weil 
man  weiss,  dass  die  Initiative  von  den  Ministern,  von  einer  ' 
Camarilla  oder  überhaupt  nicht  vom  Souverän  selbst  aus- 
ging, den  letztern  gute  Gesetze  weniger  danken,  schlechte 
Gesetze  mehr  zur  Last  legen.  Ueberhaupt  wird  auf  das 
Lob  oder  den  Tadel  der  Gesetze  der  Umstand,  wer  dazu 
die  Initiative  gegeben,  keinen  oder  nur  sehr  geringen  Ein- 
fluss  üben. 

Auch  der  von  England  adoptirte,  in  der  Praxis  aber 
allenthalben  oft  direct  und  indirect  durchbrochene  Grund- 
satz,   die  Person    des  Souveräns   nicht   in  die  Parlaments- 
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Verhandlungen  zu  mischen,  wird,  wenn  man  nur  den  wahren 
Sinn  desselben  in  Anschlag  bringt,  mit  der  Behauptung  der 
Gesetzesinitiative  als  einer  ausschliesslichen  Kronprärogative 
unvereinbar  sein  und  also  zur  Unwahrheit  werden,  da,  wenn 
man  nicht  auf  anderm  Wege  den  Willen  des  Königs  wüsste, 
dieser  jedenfalls  in  der  Initiative  vor  aller  Welt  zu  Tage 
treten  muss.  Betrachtet  man  aber  die  Minister  als  die 
eigentlichen  Träger  der  Initiative,  so  kann  dieselbe  noch  viel 
weniger  die  Natur  einer  wesentlichen  Kronprärogative  be- 
anspruchen, weil  unter  jener  Voraussetzung  entweder  gar 
kein  monarchischer  Thron  vorhanden  oder,  wenn  doch,  nicht 
der  Träger  der  Krone,  sondern  das  Volk  oder  sein  Par- 
lament als  der  eigentliche  Souverän  zu  betrachten  wäre. 

Die  Absicht,  der  Krone  nichts  vergeben  zu  wollen,  ist 
in  Beziehung  auf  wahrhafte  wesentliche  Kronrechte  voll- 
ständig und  namentlich  in  Zeiten  gerechtfertigt,  in  denen  die 
Volker  ihren  Kronen,  obgleich  diese  den  Volkern  die  ge- 
rechten Anforderungen  zu  erfüllen  geneigt  sind,  den  Stolz 
und  die  Geringschätzung  zurückerstatten  zu  müssen  glau- 
ben, welche  früher  von  oben  herab  auf  sie  gefallen  waren. 
Allein  man  darf  auch  nicht  die  Ansicht  haben,  dass  der  Krone 
dnrch  Dinge  genützt  werde,  welche  nicht  dem  Staate  als 
Ganzes  frommen. 

Aus  den  bisherigen   Entwickelungen   ergibt  sich,    dass 
und   wie  in  den  drei  oben  erwähnten  Hauptansichten  über 
die  Gesetzesinitiative  Wahrheit  und  Irrthum  gemischt  sind. 
Die  erste  ist  richtig,  insofern   sie  von  dem  Gedanken  aus- 
geht, dass  die  Geltung  einer  Norm  als  Gesetz  von  der  Sanc- 
tion   des    wirklichen    Souveräns    abhänge.      Da    aber   diese 
Sanction  mit  der  Thatsache  des  ersten  Gedankens  eines  Ge- 
setzes,   seiner  Ueberlegung    durch    die    verfassungsmässigen 
Organe  und  der  ersten  Formulirung  seines  Ausdrucks  36r)  in 
keinem  wesentlichen  Causalnexus  steht,  so  ist  auch  das  Irr- 
thümliche  dieser    Ansicht  erwiesen..    Die  zweite  jener  An- 
sichten ist  insofern  richtig,  als  sie  davon  ausgeht,  dass  einer- 
seits die  Krone  rechtlich  nicht  irren  kann,  andererseits  jede 
Correctur    oder   Abweisung    eines  durch    die   Initiative  der 


367)  Djese  gehört  noch   in   das  Stadium    der   dem  eigentlichen   Ge- 
*etzgebungsacte,  der  Sanction,  vorausgehenden  Verhandlungen. 
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Krone  entstandenen  Antrags  als  gegen  die  Autorität  der 
Krone  laufend  erscheinen  müsste.  Allein  auch  bei  der  Sanc- 
tion  ist  die  Krone  nicht  materiell  unfehlbar,  da  selbst  der 
besten  Gesetze  Erfolg  immer  mehr  vom  Vollzug  und  vom 
guten  Willen  der  Bürger,  als  von  den  Worten  des  Gesetzes 
abhängt.  Die  Selbständigkeit  des  Parlaments  kann  aber 
jedenfalls  nie  so  weit  gehen,  ein  wesentliches  Recht  der 
Krone  sich  anzueignen,  und  wenn  die  Gesetzesinitiative  wirk- 
lich ein  solches  wäre,  so  könnte  das  Bedürfhiss  der  Selb- 
ständigkeit des  Parlaments  es  doch  niemals  rechtfertigen,  ein 
derartiges  Recht  der  Krone  zu  entziehen.  Die  dritte  An- 
sicht ist  jedenfalls  insoweit  falsch,  als  ein  und  dasselbe  Recht 
seiner  Substanz  nach  nicht  getheilt  werden,  also  auch  nicht 
im  gleichen  oder  verschiedenen  Umfang  mehrern  Persönlich- 
keiten zustehen  kann.  Richtig  ist  es  aber,  dass  die  Aus- 
übung der  Gesetzesinitiative,  als  eine  politische  Amtspflicht, 
sowol  dem  Ministerium  wie  dem  Landtag,  jedem  von  sei- 
nem Standpunkt  aus,  zugetheilt  werden  könne,  natürlich  un- 
beschadet dem  Kronrechte  der  Sanction.  868) 

Hier  dürfte  nun  der  Schlüssel  zur  endgültigen  Lösung 
der  ganzen  Streitfrage  gefunden  sein. 

Bei  aller  verfassungsmässigen  Beschränkung  der  englischen 
Monarchen  als  solcher  findet  sich  doch  in  England  eine  eigen- 
thümliche  Mischung  von  der  Macht  der  Persönlichkeit  des  Mon- 
archen mit  der  Macht  des  Gesetzes,  des  Parlaments,  des  Volks 
auf  Grundlage  der  lebendigen  Idee  der  Einheit  des  Staats 
und  seiner  einheitlichen  Darstellung  durch  die  Monarchen.  So 
erklärt  es  sich,  dass  trotz  der  Macht  des  englischen  Par- 
laments bis  zur  Stunde  eine  Reihe  sonst  unerklärlicher  Grund- 
sätze unverbrüchlich  festgehalten  wurde,  z.  B.  dass  das  Par- 
lament nur  vom  König  berufen  und  ohne  den  König  nichts 
ist,  dass  alle  Gewalt  des  Parlaments  vom  König  abgeleitet 
und  das  Ministerium  wie  das  Parlament,  ja  selbst  die  Oppo- 
sition, nur  im  Dienste  des  Königs  thätig  ist.  M9)  Die  An- 
wendung auf  den  Gebrauch  der  Gesetzesinitiative  seitens  des 
Parlaments  gibt  sich  von  selbst.     Wie  sehr  sich  nun  auch 


368)  Wir  sind  demnach   von  der  in  unserm  System  des  Verfassungs- 
rechts, Thl.  II,  S.  35  n.  485  fg.,  aufgestellten  Ansicht  abgegangen. 

369)  „Her  Majesty  Opposition. u 
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die  Verfassung  anderer  Staaten  von  der  englischen  unter- 
scheidet, so  sind  doch  die  Kammern  wesentlich  grosse  ver- 
fassungsmässige Berathungsorgane  für  den  Staat.  Eine 
gleiche  Bedeutung  haben  die  Ministerien,  welches  auch  da- 
neben noch  ihre  weitere  Aufgabe  sei.  Kammern  wie  Mini- 
sterien befinden  sich  in  einer  besondern  Lage,  vermöge  wel- 
cher sie,  jedes  in  seiner  Weise,  zur  Wahrnehmung  der  Be- 
dürfnisse des  Landes,  zur  Erkenntniss  der  öffentlichen  Mei- 
nimg, zur  Formulirung  entsprechender  Gesetzesanträge  be- 
fähigt erscheinen.  Beide  sind  in  ihrer  Art  Träger  einer 
organischen  Staatseinrichtung  zur  Mitwirkung  bei  der  in 
dem  Souverän  concentrirten  Gesetzgebungshoheit,  und  bil- 
den in  dieser  Beziehung  nur  ein  Ganzes,  sofern  Ministerium 
und  Landtagsmajorität  übereinstimmen.  Die  Minister  kön- 
nen dem  König  stets  Anträge  zur  Sanction  unterbreiten, 
Gesetzesanträge  aber  nach  vorgängiger  Abgebung  des  Gut- 
achtens des  Staatsrates  und  nach  erfolgtem  zustimmenden 
Beschluss  der  Kammern.  Beides  muss  durch  die  Ministerien 
insofern  vorbereitet  werden,  als  sie  nicht  nur  mit  den  Vor- 
schlägen für  dje  Bedürfhisse  des  Staats  in  ihren  Ressorts 
hervorzutreten  haben,  sondern  auch  alle  Gesetze,  für  welche 
sie  die  eigentlichen  sachkundigen  Behörden  sind,  entwerfen 
müssen.  Die  Aufgabe  der  Kammern  ist  gewissermassen  die- 
selbe; aber  sie  haben  andere  Mittel  der  Wahrnehmung;  die 
Stellung  ihrer  Glieder  ist  eine  ganz  andere,  und  ihre  Be- 
ziehungen zum  Souverän  sind  weder  unmittelbar  noch  un- 
unterbrochen. Die  specielle  Sachkenntniss  ist  bei  ihnen 
nicht  die  Hauptsache,  und  die  gesammte  Organisation,  ihre 
Cömpetenz  im  grossen  Ganzen,  die  Art  ihrer  Thätig- 
keit  u.  8.  w. ,  dies  alles  ist  wesentlich  anders.  Dennoch  er- 
scheint kein  Grund  gegeben,  ihnen  principiell  das  Recht, 
ihre  Anträge  sofort  in  Gesetzesform  zu  stellen,  abzusprechen. 
Ist  dieses  Recht  der  Hauptsache  nach  doch  schon  in  dem 
allgemein  unbestrittenen  Recht  der  Stellung  von  Amen- 
dements enthalten.  Als  Organe  der  Gesetzgebung  in  ihrer 
Art,  wie  die  Ministerien  es  in  ihrer  Art  sind,  also  beide 
nicht  als  Gesetzgeber,  arbeiten  Minister  und  Stände  solange 
miteinander  an  dem  Gesetz,  bis  sie  entweder  zur  Verein- 
barung ihrer  Meinungen  oder  zur  Ueberzeugung  von  der 
Unmöglichkeit  einer  solchen  Vereinigung  gelangt  sind.   Was 


/ 

/ 
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früher  z.  B.  zwischen  dem  Konig  und  Ministerium  vorge- 
gangen, erscheint  staatsrechtlich  gleichgültig.  Der  Beschluss 
des  Landtags  aber  wird  in  beiden  Fällen  dem  Souverän 
vorgelegt,  gleichviel  ob  er  durch  die  Initiative  des  Mini- 
steriums oder  der  Kammern  hervorgerufen  wurde.  Und  eben 
weil  die  Berathungen  der  Kammern  für  einen  Beschluss  der- 
selben und  dieser  wieder  für  die  Entstehung  eines  Gesetzes 
verfassungsmässig  wesentlich  nothwendig  ist,  so  kann  die 
zuvor  darüber  von  Seiten  des  Souveräns  oder  des  Mini- 
steriums gehegte  Ansicht  bei  der  Frage,  oh  das  Gesetz 
sanctionirt  werden  soll  oder  nicht,  unmöglich  deshalb  mass- 
gebend werden,  weil  sie  eben  früher  bestanden  hat. 

Wenn  ohne  Zweifel  die  Sanction  das  Gesetz  erst  macht 
und  in  den  Folgen  der  Verwerfung  eines  Gesetzesvorschlags 
durch  die  Kammern  zwar  eine  Schranke,  nie  aber  eine  Thei- 
lung  dieses  Rechts  der  Sanction  gefunden  werden  kann,  so 
versteht  es  sich  doch  von  selbst,  dass,  gleichwie  für  das 
Recht  der  Petition,  der  Anträge  und  Amendements,  so  auch 
für  die  Gesetzesinitiative  der  Kammern  zweckmässige  Bestim- 
mungen über  deren  Gebrauch  wünschenswert^  erscheinen. 
Die  in  vielen  Ländern  bestehenden  besondern  Gesetzgebungs- 
ausschüsse beurkunden  die  Einsicht,  dass  für  umfangreichere 
Gesetze  die  gewöhnliche  Verhandlungsform  der  constitutio- 
nellen  Korper  nicht  geeignet  ist  und  es  inuss  von  dem  rich- 
tigen Takt  der  Volksvertreter  verlangt  werden,  dass  sie  das 
Recht  der  Initiative  in  Fällen,  die  sich  nach  der  Natur  des 
fraglichen  Gesetzes  und  dem  Wesen  der  Constitution  eilen 
Korper  nicht  dazu  eignen,  auch  nicht  misbrauchen  werden. 

Die  Stände  haben  demnach,  wie  die  Minister,  ein  Man- 
dat zu  Gesetzesvorschlägen  innerhalb  ihrer  Competenz  und 
der  ihnen  eigenthümlichen  Formen,  welche  sie  nach  ihrer 
Fähigkeit  un£  ihrem  Gewissen  ausüben  mögen.  Als  Stände 
stehen  sie  unter  keinem  Ministerium,  und  es  ist  daher  auch 
nicht  einzusehen,  warum  sie  der  Zustimmung  des  Ministeriums 
bedürfen  sollten,  um  dem  König  einen  verfassungsmässig  be- 
schlossenen Initiativantrag  unterbreiten  zu  können.  Ist  dies 
geschehen,  so  mag  der  König  Ministerium  und  Staatsrath 
darüber  vernehmen,  die  Entscheidung  bleibt  immer  nur 
bei  ihm. 

Der  auch  von  uns  getheilten  Ansicht  von  der  politischen 
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Bedenklichkeit  einer  ausschliesslichen  Eronprärogative  der 
Gesetzesinitiative  konnte  man  das  Postulat  der  Einheit  der 
Executive,  zu  welcher  die  Gesetzesinitiative  gehöre,  ent- 
gegensetzen wollen.  Wir  haben  uns  längst  darüber  aus- 
gesprochen, dass  nach  unserer  Ansicht  die  Einheit  der  Staats- 
gewalt noch  eine  viel  grössere  ist  und  dass  sie  über  jeder 
Unterscheidung,  auch  über  der  zwischen  Executive  und  Le- 
gislative, bestehe.  Aber  unsere  Ansicht  über  die  Gesetzes- 
initiative befindet  sich  hiermit  nicht  im  Widerspruch,  da  bei 
dem  Gebrauche  oder. bei  der  Ausübung  der  Staatsgewalt 
unter  allen  Umstanden  mehreres  zusammenwirken  muss  und 
nur  das  entscheidende  letzte  Wort  ein  Act  der  Souveränetat, 
also  integrirender  Bestandtheil  der  Kronrechte  sein  kann. 


IV.    Von  den  sogenannten  constituirenden  Ver- 
sammlungen. 

Von  einer  Constituante  87°)  oder  verfassunggebenden  Ver- 
sammlung kann  niemals  die  Rede  sein,  und  ist  auch  eigent- 
lich noch  nicht  die  Rede  gewesen  in  dem  Sinn,  als  ob  durch 
eine  solche  alles,  was  zur  Verfassung  eines  Staats  im  all- 
gemeinen gehört,  gegeben  oder  geordnet  werden  könnte. 
Nicht  einmal  in  dem  Sinn  kann  der  Ausdruck  gebraucht 
werden,  als  ob  durch  eine  derartige  Versammlung  auch  nur 


370)  Held,  System  des  Verfassungsrechts,  Tbl.  II,  S.  83  fg.  Escher, 
a.  a.  O.,  I,  63,  65.  Carne,  Ätudes  (Paris  18f>5),  I,  89  fg.,  120  fg.,  160, 
165.  Lameth,  A.t  Histoire  de  la  Constituante.  Gallois,  Histoire  de  la 
Convention  nationale.  Duveryier  de  Hauranne ,  a.  a.  0.,  I,  159,  318. 
Pensey,  Henrion  de,  Histoire  des  assemblees  nationales  en  France  depuis 
l'itablissement  de  la  Monarchie.  Norcffnflycht ,  a.'a'.  O.,  S.  340.  Buchez, 
Histoire  de  l'assemblee  Constituante  (2.  Aufl.,  5  Thle.,  Paris  1846).  Der- 
selbe, Histoire  de  l'assemblee  legislative  (2.  Aufl.,  2  Thle.,  Paris  1848). 
Juste,  77i.,  Histoire  du  Congres  national  de  Belgique  etc.  (2  Thle.,  Brüs- 
sel 1850;  neue  Ausgabe,  ebend.  1861.  Eine  deutsche  Uebersetzung  da- 
von erschien  in  2  Bänden,  Brüssel  1850 — 51).  Proudhon,  Systeme  fede- 
ratif,  S.  119  fg.  Frantz,  C,  Die  Quelle  alles  üebels,  S.  56.  Lacombe, 
a.  a.  O.,  I,  92.  Lamartine,  A.  de,  Histoire  des  Constituantes  (4  Thle., 
Paris  1855).  Ueber  die  Geschichte  des  deutschen  Parlaments  s.  Zopfl, 
Deutsches  Staatsrecht,  I,  §.  181  fg. 
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eine  in  allen  ihren  Bestandteilen  durch  und  durch  neue, 
von  allem  Vorhandenen  und  Hergebrachten  gänzlich  abstra- 
hlende und  dennoch  lebensfähige  und  absolut  tadellose  37i) 
Charte  zu  Stande  gebracht  werden  konnte. 

Wol  aber  ist  der  Begriff  einer  constituirenden  Versamm- 
lung begründet: 

1)  wenn  es  sich  darum  handelt,  ein  durch  übermäch- 
tigen Einheitsdrang  getriebenes,  aber  irgendwie  zersplittertes 
Volk  politisch  oder  staatsrechtlich  einheitlich  zu  organisiren 
und  so  der  vorhandenen  Einheitskraft  die  entsprechende 
Form  zu  geben;  oder,  wenn  ein  Volk,  nachdem  es  durch 
Secession  zur  Selbständigkeit  gelangt,  nunmehr  als  ein  eige- 
nes staatliches  Volk  organisirt  werden  soll; 

2)  wenn  ein  Volk  mit  dem  Willen  und  der  Kraft  zur 
Behauptung  seiner  unveränderten  staatlichen  Selbständigkeit 
aus  eipem  Zustande,  in  welchem  die  althergebrachten  Ein- 
richtungen wegen  ihrer  zähen  Unveränderlichkeit  unerträg- 
lich und  deshalb  mit  den  Anforderungen  der  Zeit  in  extreme 
Opposition  gerathen  sind,  befreit,  durch  ein  grosses  orga- 
nisches Werk  die  Gegenwart  mit  der  Vergangenheit  ver- 
söhnt und  erstere  selber  zukunftsfähig  gestaltet  werden  soll. 3r2) 

Da  in  beiden  Fällen  unwiderstehliche  innere  Gründe  für 
eine  solche  constituirende  Thätigkeit  vorhanden  sein  können, 
das  formelle  Recht  derselben  aber  immer  mehr  oder  minder 
entgegenstehen  wird,  so  erkennt  man  schon  jetzt],  dass  man 
in  derlei  Fällen  mit  der  Rechtsstaatstheorie  nicht  weit  kom- 
men kann.  Sie  wird  nicht  einmal  dazu  hinreichen,  eine 
Versammlung  mit  der  erforderlichen  Autorität  zu  Stande  zu 


371)  Dampmarün  gab  der  Assemblee  Constituante  die  Schuld  von 
allem  Unglück  Frankreichs,  indem  er  ihr  namentlich  vorwarf:  „de  n'avoir 
pas  compris  avec  Opimius,  consul  de  l'ancienne  Rome,  que,  semblable  au 
corps  humain  qui  ne  peut  pas  exister  sans  quelques  humenrs,  les  corps 
politiques  ne  peuvent  exister  sans  quelques  abus."  Duvergier  de  Hauranne 
a.  a.  0.,  II,  299. 

372)  Darüber,  dass  ähnliches  wie  constituirende  Versammlungen  auch 
im  Alterthum  vorkam,  s.  Mommaen,  I,  256.  Die  Antipathie  gegen  Octroyi- 
rungen  ist  in  unsern  Tagen  ebenso  mit  der  Feindschaft  gegen  den  Abso- 
lutismus, wie  die  Antipathie  gegen  constituirende  Versammlungen  mit  der 
Feindschaft  gegen  die  politische  Betheiligung  des  Volks  am  Gesetzgebungs- 
werk'verbunden. 
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bringen,  indem  hierzu  die  Berufung  aer  bisher  in  öffentlichen 
Angelegenheiten  zugezogenen  Versammlungen  seitens  des 
Souveräns  wol  kaum  genügen  dürfte. 

Es  ist  aber  aus  beiden  Fällen  erkennbar,  dass  sie  kei- 
neswegs absolut  nothwendig  mit  einer  Revolution  oder  mit 
revolutionären   Absichten    zusammenhängen   müssen,   indem 
sogar  formelle  Rechtsgründe  für  den  einen  wie  den  andern  Fall 
vorhanden  sein  können;  dass  ferner  die  nächste  Aufgabe  con- 
stftuirender  Versammlungen  wol  immer  die  Beseitigung  vor- 
handener Hindernisse  sein  werde  und  dass,  je  mehr  sie  wirk- 
lich in  dieser  Beziehung  gethan   haben,   desto  weniger  dies 
ein  Vorwurf  für  sie  sein  könne;   dass  endlich  der  Umfang 
der  Thätigkeit   einer   sogenannten    „  Constituante "    nie   „a 
priori4'  für  alle  gleich  bestimmt  und  dass  sogar  die  verfas- 
sungsmässige Repräsentation   eines  Landes  in  den  unter  2) 
erwähnten  Fällen  eine  Aufgabe  bekommen  kann,  welche  der 
einer   constituirenden   Versammlung   ziemlich    nahe    kommt. 
Letzteres  wird  z.  B.  dann  der  Fall  sein,  wenn  nach  längerer 
Vernachlässigung    der  Durchführung   gewisser   in   der  Ver- 
fassung bereits  begründeten  Principien,  z.  B.  der  Trennung 
der  Justiz  von  der  Verwaltung,  der  Ministerverantwortlich- 
keit,  der  Freiheit  der  Person  und  des  Eigenthums,    deren 
Durchführung    durch   eine   entsprechende   Organisation   der 
Aemter,  durch  ein  Gesetz  über  Ministeranklage   und  durch 
ein  ganzes  System  politisch -socialer  Gesetze  über  Heimats- 
and Armenrecht,  Ansässigmachung  und  Verehelichung,  Ge- 
weihs- und  Handelsfreiheit  u .  s.w.  endlich  unvermeidlich  wird. 37  8) 
Es  kann  daher  sehr  fraglich  sein,    ob  Tocqueville  (La 
democratie,  I,  121)  von  dem  englischen  Parlament  mit  Recht 
gesagt   hat,    dass    es   immer    constituirend    sei;    aber    ohne 
Zweifel  sollte  eine  Volksrepräsentation  immer  constituirend 
sein ,    damit    ausnahmsweise    constituirende    Versammlungen 
unnöthig  werden,  d.  h.  sie  sollte  stets  ohne  todte  Zwischen- 
perioden im  lebendigen  Fortschritt  das  wirkliche-  neue  Leben 
organisch  in  den  Staat  einordnen  und  das  leblos  gewordene 
Alte  organisch  ausscheiden. 


373)  Die  preussiscbe  Volksvertretung  wurde  sogar  im  Jahre  1848 
als  „Versammlung  zur  Vereinbarung  der  preussischen  Verfassung"  be- 
zeichnet 
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Constituanten  in  ausserordentlichen  Fällen,  d.  h.  Cor 
stituanten  in  dem  gewöhnlichen  Sinne  des  Worts,  werdei 
wie  schon  bemerkt  wurde,  mit  den  im  Moment  ihrer  Not! 
wendigwerdung  bestehenden  formell  verfassungsmässige 
Autoritäten  wol  nur  selten  vollständig  zusammenfallen,  we 
diese  selbst  zum  grössern  Theil  die  Schuld  tragen,  wann 
man  zur  Berufung  einer  Constituante  greifen  musste.  Soga 
in  dem  Fall,  dass  jene  bisherigen  Autoritäten  in  abge 
schwächter  und  abschwächender  Weise  an  der  Constituant 
theilnehmen,  wird  der  Rechtsstaatsidee  und  durch  sie  dei 
Staat  nur  wenig  gedient  sein. 

Die  Autorität  der  constituirenden  Versammlungen  be 
ruht  wesentlich  nicht  auf  dem  bisherigen  formellen  Recht 
gegen  welches  ja  vorzüglich  die  Thätigkeit  derselben  gehe; 
soll,  sondern,  wenigstens  der  Hauptsache  nach,  auf  der  po 
litischen  Zweckmässigkeit  ihrer  Zusammensetzung."  Dies 
erscheint  aber  bedingt  durch  ihr  Verhältniss  nicht  zu  de: 
juristisch-formellen,  sondern  zu  den  politisch-reellen  Macht 
potenzen  des  Staats ;  ihr  Erfolg  hängt  ab  von  dem  richtige: 
Verhältniss  ihrer  Beschlüsse  zur  Lebensfähigkeit  des  Her 
gebrachten  wie  der  neuen  Anforderung,  wobei  freilich  aucl 
die  auswärtigen  Verhältnisse,  die  Verhältnisse  mitverbündete 
oder  doch  mitsystematisirter  Staaten  niemals  ausser  Ansät 
bleiben  dürfen. 

Jede  Versammlung,  welche  grosse  organisatorisch 
Durchführungen  zu  machen  hat,  namentlich  aber  Consti 
tuanten  im  eigentlichen  Wortsinn,  befinden  sich  in  einei 
nach  allen  Richtungen  hin  sehr  schwierigen  Lage.  Dem 
sie  sind  in  der  Regel  nicht  denkbar  ohne  eine  sehr  allge- 
meine grosse  und  tiefe  politische  Aufregung,  ohne  die  ge 
waltigsten  und  leidenschaftlichsten  Gegensätze  der  Interessei 
und  Meinungen,  ohne  chaotische  Auflösung  und  zweifelhaft* 
Neugestaltung. 

Die  Aufregung  der  Zeit  und  die  dabei  gebotene  Eil« 
gewähren  schon  an  und  für  sich  nur  sehr  geringe  Garantie! 
für  entsprechende  Zusammenstellung  der  Constituanten,  nocl 
weniger  für  ihre  Thätigkeit,  am  wenigsten  für  deren  Er 
folg.  8r4)       Uebermässige    Zurückhaltung    oder    zu    gross 


374)  „On  ne  fonde  pas  an  gouvernement  en  un  jour,  (Tun  coup,  p* 
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Uebersturzung  werden  auf  der  einen  und  der  andern  Seite 
nicht  fehlen;  die  fremden  Einwirkungen  aber  können  leicht 
geradezu  fatal  werden.  Unruhige  Zustande  sind  einer  pro- 
duktiven Gesetzgebung  ebenso  hinderlich  wie  einer  zerstö- 
renden forderlich,  und  selbst  die  berechtigtste  Zerstörung 
Etat,  wenn  es  nach  ihr  nicht  zum  neuen  Aufbau  kommt, 
nur  das  Chaos  nach  sich. 

Es  erscheint  demnach  weder  blos  als  etwas  absolut 
Zufälliges,  noch  als  etwas  absolut  Werthloses  oder  gar 
Schlechtes,  dass  mit  sehr  wenigen  Ausnahmen  die  constitui» 
renden  Versammlungen  bisher  der  Hauptsache  nach  nur 
Abklärungs-  und  Uebergangsmomente  bezeichnen.  Dabei 
constituirten  die  einen  mehreres  und  dauernd,  die  andern 
wenigeres  und  nur  vorübergehend.  Ein  bestimmtes  Mass, 
was  sie  sollten  und  konnten,  ist  weder  zu  bestimmen,  noch 
würde  dessen  Bestimmung  einen  andern  als  blos  doctrinären 
Werth  haben.  Es  hängt  alles  von  denselben  Factorcn  des 
Lebens  der  Staaten  ab,  welche  auch  im  Stande  sind,  die 
Thatigkeit  der  regelmässigen  Volksrepräscntation  so  zu  stei- 
gern, dass  sie  der  grossten  Thatigkeit  einer  sogenannten 
Constituante  nahe,  wenn  nicht  gleichkommt. 

Nach  unserer  Auffassung  des  Wesens  der  constituiren- 
den  Versammlungen  hat  die  Geschichte  schon  lange  vor 
der  französischen  Revolution  ähnliche  Erscheinungen  aufzu- 
weisen. 

Als  man  in  England  mit  den  alten  feudal-aristokratischen 
Einrichtungen  nicht  mehr  auskommen  konnte,  berief  man 
Notabein  375)  aus  den  übrigen  Standen.  Eine  Art  von  con- 
stituirender  Thatigkeit  ist  der  Anfang  der  englischen  „eom- 
monere",  die  durch  die  organische  Verbindung  mit  den  Pairs 


h  bagnette  de  ce  qn'on  appelle  le  ponvoir  constituant."     Ouizot^  Hiatoire 
parlementairc,  I,  321. 

375)  Vgl.  unser»  Aufsatz  „Notabein"  im  Staats -Lexikon.  Dazu: 
Notabein  in  England:  Fischel,  a.  a.  <).,  S.  378.  In  Russland:  Statut  über 
die  Gubernial-  und  Districts- Institution  von  Neujahr  1864.  Im  Kirchen- 
staat: Dollin g er,  Kirche  und  Kirchen,  S.  009.  In  Frankreich:  Schaeffrr, 
a.  a.  0.,  IV,  6,  208,  344.  Auch  in  Cunada  und  Indien  fanden  1864  No- 
fcbeln Versammlungen  statt. 
Held.  in.  27 
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nach  und  nach  zu  einem  constituirenden  Glied  des  Parla- 
ments werden. 

Aehnliches  geschah  in  Frankreich,  wo  man  gleichfalls 
weder  mit  den  mittelalterlichen  Pairs  und  „etats"  376)  noch 
mit  dem  absoluten  Konigthum  ausreichte.  Man  berief  zu 
verschiedenen  malen  Notabein,  welche  sich  aber  weder  mit 
den  erstem  noch  mit  den  letztern  vereinigten  und  wegen 
der  Art  ihrer  Berufung  wie  wegen  ihrer  Persönlichkeiten 
und  Thätigkeit  niemals  populär  wurden.  So  schleppte  sich 
das  „ancien  regime u  fort,  bis  die  letzte  Notabelnversamm- 
lung  die  „assemblee  Constituante "  und  mit  ihr  die  erste 
nach  Alleinherrschaft  des  dritten  Standes  strebende  Consti- 
tuante erzeugte.377) 

In  Deutschland  schlafen  die  mittelalterlichen  Landstande 
ein  oder  werden  aufgehoben.  Der  Absolutismus  scheint  un- 
beschränkt alles  für  immer  zu  überwuchern.  Da  werden  die 
Fürsten  selber,  durch  Noth  und  Einsicht  gedrängt,  consti- 
tuirend.  Aber  die  Velleitäten  des  fürstlichen  Absolutismus 
sind  im  Anfang  noch  zu  stark;  die  Thatsache  der  vom  Für- 
sten octroyirten  Verfassungen  zählt  mit  zu  den  Hindernissen 
ihrer  lebensfrischen  Verwirklichung.  Wir  haben  oben  gesehen, 
wie  sich,  z.  B.  in  der  Frage  über  die  Interpretation  solcher 
octroyirter  Verfassungen,  der  juristische  Doctrinarismus  im 
antipopulären  Sinn  breit  machen  konnte. 37b)  Man  glaubte 
ihn  um  dieser  Richtung  willen  nähren  zu  dürfen  und  über- 
sah, dass  auch  der  doctrinäre  Rechtsstaat  eine  doppelte 
Schneide  habe,  deren  andere  Seite  er  seiner  Zeit  gewiss 
gleichfalls  vorkehren  werde.  Dass  letzteres  bereits  gesche- 
hen, ist  bekannt.  Aber  noch  nicht  ist  erkannt,  dass  der 
Staat  weder  durch  den  antipopulären,  noch  durch  den  po- 
pulären   Gebrauch    der    Rechtsstaatstheorie    als    ausschliess- 


376)  Warnkönig  u.  Stein,  Französische  Staats-  und  Rechtsgeschichte, 
I,  §.  169  fg.,  236  fg. 

377)  Ueber  die  Fehler  wie  unzweifelhaften  Verdienste  der  assemblee 
Constituante  s.  Duvergier  de  Hauranne,  a.  a.  O.,  I,  224. 

378)  Dass  auch  constituirende  Gesetzgeber  materiell  umstürzend  han- 
deln können,  beweist  nicht  nur  die  Geschichte  des  Kaisers  Joseph,  son- 
dern auch  manches  Beispiel  des  Alterthums.  Vgl.  z.,B.  über  Lykurgos: 
Lerminier,  Histoire  des  legislations,  I,  107  fg. 
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les  Staatsprincip  etwas  gewonnen  hat.  Die  durch  den 
dernen  Constitutionalismus  in  Deutschland  eingeführten 
inde  wurden  trotz  manches  feudalen  Beiwerks  den  Regie- 
igen bald  widerwärtig,  ohne  durch  ihre  liberalen  Ele- 
nte  die  deutschen  Volker  nachhaltig  zu  befriedigen.  Ge- 
ig es  auch  mitunter,  den  feindlichen  Gegensatz  zwischen 
ilk  und  Regierung  zu  losen,  so  erwiesen  sie  sich  doch 
solut  ungenügend  für  die  wichtigste  Angelegenheit  der 
atechen  Nation,  für  die  entsprechende  Gestaltung  der 
irischen  Einheitsform.  In  der  Stunde  der  Gefahr  griff 
in  auch  1848  in  Deutschland  zu  den  Notabein,  aus  denen 
i  geschichtlich  jüngste  Constituante,  das  Frankfurter  Par- 
oent,  hervorgeht.  Aber  dasselbe  war  ebenso  wenig  reif 
m  Constituiren  wie  Deutschland  zum  Constituirt werden, 
e  deutsche  Nation  ist  der  Prometheus  unter  den  Völkern. 
i  hat  die  Flamme  der  Nationalitat  vom  Himmel  genom- 
•n,  ist  dafür  an  den  unfruchtbaren  Fels  der  politischen 
rrissenheit  geschmiedet  und  scheint  verurtheilt,  dass  ihr  der 
der  der  Verzweiflung  das  Herz  ausfresse.  Wir  wissen 
iht,  wie  lange  das  währen  und  wie  es  enden  soll;  allein 
her  ist  es  nicht  die  Rechtsstaatstheorie,  welche  Rettung 
ngen  kann;  und  wie  jeder  deutsche  Fortschritt  in  der 
litik  nur  mit  der  Achtung  vor  dem  Recht  möglich  ist, 
wird  nur  jenes  Recht  Achtung  verdienen,  welches  mit 
gern  Fortschritt  im  Einklang  steht.  Weder  der  Erfolg 
ch  der  Miserfolg  constituirender  Versammlungen  wird  auf 
1  doctrinären  Rechtsstaatsbegriff  allein  zurückzuführen  sein. 


Hat  der  Richter  die  Verfassungsmässigkeit  der 
Gesetze  und  Verordnungen  zu  prüfen? 

Eine  Menge  von  Fragen  über  den  Grund,  den  Beginn 
d  das  Ende  der  Wirksamkeit  der  Gesetze  ist  unbestritten, 
igegen  herrscht  grosser  Streit  darüber,  ob  und  inwiefern 
3  Richter,  ehe  und  bevor  sie  eine  Publication  der  Staats- 
walt  wirklich  anwenden,  deren  Verfassungsgemässheit  zu 
üfen  hätten?   ■ 

Die  Streitfrage   wird   sehr   verschieden  gestellt,    indem 

27* 
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man  bald  von  dem  Rechte  der  richterlichen  Prüfung  aus- 
geht, wobei  wieder  die  Frage  entstehen  könnte,  ob  der 
Richter  auch  auf  dieses  Recht  zu  verzichten  befugt  sei, 
bald  den  Charakter  der  richterlichen  Pflicht  urgirt  und  da- 
mit wol  auch  zu  einer  besondern  Verantwortlichkeit  der 
Richter  gelangen  kann. 

In  der  letztern  Auffassung  sieht  man  gern  eine  hohe 
Consequenz  des  Rechtsstaatsprincips  und  verweist  wol  auch 
auf  die  weltberühmt  gewordenen  Kämpfe,  welche  in  Eng- 
land zwischen  den  Gerichten  und  den  politischen  Gewalten 
geführt  wurden,  dann  auf  jene  Unabhängigkeit  des  ameri- 
kanischen Richters,  der  an  kein  Gesetz  gebunden  ist,  wenn 
er  es  für  verfassungswidrig  erkennt,  resp.  dies  vorgeben 
will.  879)  Dabei  ist  es  aber  nicht  allein  ein  gewisses  doctri- 
näres  Vergnügen,  die  Rechtsstaatstheorie  in  möglichster 
Vollendung  durchzuführen,  sondern  auch  der  geheime  oder 
offen  ausgesprochene  Wunsch,  in  den  Gerichten  eine  für 
alle  Fälle  ausreichende  Hülfe  gegen  jeden  Versuch  einer 
Verfassungs Verletzung,  namentlich  einer  Verletzung  verfas- 
sungsmässiger Unterthanrechte ,  also  eine  unfehlbare  Ver- 
fassungsgarantie zu  gewinnen. 

Ist  bei  dieser  Auffassung  nicht  nur  das  in  ihr  liegende 
Utopische,  sondern  auch  namentlich  jene  Einseitigkeit  zu 
beklagen,  dass  man  glaubt,  mit  der  Verfassungsmässigkeit 
der  Gerichte  allein  durchkommen  und  die  Verwaltungs- 
behörden, wenn  nicht  entbehren,  doch  durch  das  Prüfungs- 
recht der  Gerichte  vollständig  abhängig  machen  zu  kön- 
nen 38°),  so  erscheint  es  noch  bcklagens weither,  dass  man 
sich  bis  zur  Stunde  noch  nicht  einmal  dartber  klar  gewor- 
den, wie  die  Frage,  welche  Erlasse  der  Staatsgewalt  ein 
Beamter  in  einem  constitutionellen  Staat  zu  vollziehen  das 
Recht  und  die  Pflicht  habe,  ganz  anders  zu  beantworten 
sei,  je  nachdem  der  Staat  eine  wahre  Monarchie  ist  oder 
auf  irgendeiner  Volkssouveränetäts-Gcwaltentheilungs-  oder 
sonstigen  Theorie,  z.B.  von  fingirten  Souveränetäten,  wie  des 
Gesetzes,  des  Richteramts  u.  s.  w.  beruht. 


379)  Mohly  R.  von,  Zeitschrift  für  die  auswärtige  Rechtswissenschaft, 
1&35,  S.  23. 

380)  Held,  System,  II,  331. 
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Daher  kommt  es  namentlich,  dass  man,  selbst  getauscht 
und  wieder  tauschend,    englische  Beispiele  citirte,    während 
in  England    niemand   an   unsere    doctrinäre    Trennung   von 
Justiz  und  Administration  denkt,    wie  dies  z.  B.  schon  die 
(Kompetenz  des  Oberhauses  beweist,  während  ferner  in  Eng- 
land nicht  einmal  ein  eigentliches  Justizministerium  besteht 
und    überhaupt    daselbst    die    persönliche    Darstellung    der 
Staatsgewalt  und  die  Verbindung  der  Staatsverwaltung  mit 
der  Gesetzgebung,  des  Ministeriums  mit  dem  Parlament  und 
des  Parlaments  mit  der  Krone,  endlich  die  Verhältnisse  bei- 
der zum  Volke  so  eigenthümlicher  Natur  sind,  dass  die  da- 
mit in  Verbindung   stehenden  Erscheinungen  unmöglich  auf 
Lander  mit  ganz  andern  Zuständen  anwendbar  sein  können. 
Noch  viel  mehr  gilt  dies  von  dem  amerikanischen  Beispiel. 
Der  amerikanische  Richter  ist  für  einen  bestimmten  Juris- 
dictionsbezirk eines  einzelnen  sogenannten  Staats  vom  Volke, 
resp.  der  herrschenden  Partei  dieses  Staats  gewählt.    Will 
er,  was  regelmässig  der  Fall,   sein  Amt  behalten,  so  ist  er 
der  abhängigste  Mensch  von  der  Welt,    da  er  sich  in  allen 
Dingen  von  politischem  Beigeschmack   mit  seinen  Wählern 
halten   muss.     Beschliesst  nun  der  (Jongress  in  Washington 
ein  Gesetz,    welches  der  fraglichen,   in  dem  einzelnen  Staat 
herrschenden  Partei  nicht  gefallt,    so  hat  zwar  der  Richter 
weder  das  Recht  noch  die  Pflicht,  es  unbeachtet  zu  lassen; 
aber  er  kann  und  wird  es  thun,  um  sein  Amt  zu  behaupten, 
da  eine  Verantwortung  nicht  von  ihm  verlangt  werden  kann. 
Diese    Erscheinung    hängt    demnach    nicht    sowol    mit    der 
eigenthümlichen   als  vielmehr  mit  der  unfertigen  Gestaltung 
aller   amerikanischen   politischen   Zustände   zusammen,    und 
sollte  es  keinem  vernünftigen  Menschen  einfallen,  das  Muster 
für  das  Gerichtswesen  im  ganzen  aus  England  oder  Ame- 
rika entlehnen  zu  wollen. 

Beschränken  wir  uns  nun  an  dieser  Stelle  lediglich  auf 
die  angeregte  Streitfrage,  so  haben  wir  darüber  nicht  nur 
eine  eigene  Literatur  381),   sondern  auch  schon  verschiedene 


381)  Dahtmann,  Rcchtsgutachten  der  Juristenfacultat  in  Tübingen,  die 
hannoverische  Verfassungsangelegenheit  betreffend,  S.  269  fg.  Ein  Gut- 
achten der  heidelberger  Juristenfacultat,  nach  welchem  die  Gerichte  zur 
Prüfung  der  Verfassungsmässigkeit    landesherrlicher  Erlasse    verpflichtet 
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praktische  Resultate.  88a)  Doch  hat  sich  im  ganzen  die 
Meinung  über  dieselbe  bisher  so  wenig  festgesetzt,  dass  so- 
gar die  ganze  Stellung  der  Gerichte  noch  keineswegs  allge- 
mein dieselbe  ist. 

Gehen  wir  aber  auf  die  Würdigung  der  Streitfrage 
selber  ein,  so  erhellt,  dass  sie  eigentlich  in  zwei  Fragen 
zerfallt,  nämlich: 

a)  Hat  der  Beamte  überhaupt  und  namentlich  der  Rich- 
ter zu  untersuchen,  ob  eine  Norm,  um  deren  Vollziehung 
es  sich  handelt,  wirklich  in  einer  vollziehbaren  Form  publi- 
cirt  worden  ist,  und  ob  diese  Publication,  die  Folge  einer 
allerhöchsten  Sanction,  auch  wirklich  echt  und  in  keiner 
Beziehung  formell  falsch  ist? 

b)  Hat  der  Beamte  überhaupt  und  namentlich  der  Rich- 
ter zu  untersuchen,  ob  die  formell  echte  Publication  auch 
dem  Gegenstande  derselben  nach  der  bestehenden  Verfassung 
entspricht;    ob  also  namentlich  ein  Gegenstand  der  Gesetz - 


sind,*  in  der  augsburger  Allgemeinen  Zeitung,  1861,  Hauptbl.  Nr.  64.  Die 
deutschen  Verfassungen,  Gesetze,  Verordnungen,  im  Vergleiche  mit  dem 
richterlichen  Prüfungsrecht,  in  der  Deutschen  Vierteljahrschrift,  1861, 
Heft  95,  S.  189  fg.  Mohl,  R.  von,  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik, 
I,  66  fg.,  74.  Bischof y  //. ,  Verfassung,  Gesetz,  Verordnung  und  rich- 
terliches Prüfungsrecht  u.  s.  w.,  in  der  Zeitschrift  für  Civilrecht  und 
Process,  Neue  Folge,  XVI,  XVII,  104  fg.,  448  fg.;  XVIII,  129  fg., 
302  fg.,  393  fg.  Nöllner,  Ueber  das  richterliche  Prüfungsrecht  der  Ver- 
fassungsmassigkeit landesherrlicher  Verordnungen  im  Groesherzogthum 
Hessen,  in  derselben  Zeitschrift,  XIX,  133  fg.  Schaffrath,  Gehört  auch 
die  Verfassungsmässigkeit  der  Gesetze  zum  Bereiche  der  richterlichen 
Entscheidung  (Dresden  1863).  Gneist,  R. ,  Soll  der  Richter  auch  über 
die  Frage  zu  befinden  haben,  ob  ein  Gesetz  verfassungsmassig  zu  Stande 
gekommen  (Berlin  1863).  Stein,  a.  a.  O.,  I,  117,  119  fg.,  129,  195. 
Proudhon,  a.  a.  O.,  S.  79.  Escher ,  a.  a.  O.,  II,  557.  Martin,  Der  Um- 
fang des  landesrichterlichen  Prüfungsrechts  hinsichtlich  des  Entstehens 
gültiger  Gesetze  u.  s.  w.  (Celle  1865). 

382)  Der  Juristentag  beschloss  zu  Wien  am  26.  August  1862  fast 
einstimmig,  dass  nach  seiner  Rechtsüberzeugung  „Verordnungen  und  Er- 
lasse des  Staatsoberhaupts  oder  der  Staatsregierung,  deren  Inhalt  nur  in 
Gesetzesform  mit  Standezustimmung  hätte  statuirt  werden  können,  für  den 
Richter  unverbindlich  sind".  Nach  §.  23  des  badischen  Polizeistrafgesetzes 
von  1863  wurde  zwar  die  Frage  des  richterlichen  Prüfungsrechts  nicht 
allgemein  entschieden,  aber  doch  den  Polizeirichtern  die  Befugnis« 
eingeräumt,  „die  gesetzliche  Gültigkeit,  nicht  aber  die  Notwendigkeit  und 
Zweckmässigkeit  polizeilicher  Verordnungen  und  Vorschriften  zu  prüfen". 
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gebung  auch  als  Gesetz  publicirt,  resp.  wirklich  in  den  ver- 
fassungsmässigen Formen  zu  Stande  gekommen  ist? 

Die  erste  Frage  muss  unbedingt  bejaht  werden.    Eine 
Norm,  welche  also  weder  vom  Minister  contrasignirt,  noch, 
wo  eine  besondere  Promulgntionsformel   für  die  Publication 
der  Gesetze    vorgeschrieben    ist,    mit   dieser   versehen    er- 
scheint,  kann  kein  Beamter  pflichtgemäss  vollziehen.    Thut 
er  es  doch,    so  handelt  er  pflichtwidrig  und  verfällt  jeden- 
falls den  Disciplinarvorschriften,  anderer  Folgen  zu  geschweigen. 
Naturlich  hat  er  sich  auch  im  Zweifelsfall  davon  zu  überzeu- 
gen, dass  die  formell  richtige  Publication  echt  ist,  dass  also 
die  Contrasignatur   vom  Minister   herrührt,    dass   die  Pro« 
mdgationsformel   dem  wirklichen  Zustandekommen  des  Ge- 
setzes   entspricht.      Unechtheiten   werden    freilich    in  diesen 
Beziehungen,  absichtlich  wenigstens,  selten  sein;  aber  sie 
kommen  vor.     So  hat  z.  B.  in  Dessau   im  Jahre  1864  der 
Landtag  den  Antrag  angenommen:   „Seit  dem  Schlüsse  des 
ersten    anhaltischen  Landtags    hat    die  Staatsregierung   eine 
Reihe  von  Gesetzen   mit  dem  Zusatz  publicirt,    dass  diesel- 
ben  nach    vorgenommenem   Beirath    des   Landtags   erlassen 
wurden,    obwol  der  Landtag  seine  verfassungsmässige  Zu- 
stimmung zum  Erlasse   derselben   versagt  hat.     Wir  tragen 
darauf  an,    der  Landtag  wolle  über  Mittel  und  Wege  zur 
Sicherung    der   ihm   verfassungsmässig  zustehenden  Mitwir- 
kung   beim    Erlasse    von    Gesetzen    beschliessen "    u.  s.  w. 
Wenn  daher  auch  der  Staatsdiener  ein  Recht  hat,  die  Echt- 
heit der  Publicationen  seiner  Regierung  zu  präsumiren,    so 
muss  er  doch  von  deren  Vollzug,  resp.  Anwendung  in  dem 
Augenblick  abstehen,    wo  er  deren  Falschheit  unzweifelhaft 
kennt.     Diese  Erkenntniss  wird  in  der  Regel  auch  ohne  be- 
sondere Prüfung  vorhanden  sein,    da  derlei  falsche  Publica- 
tionen  schnell  notorisch  werden  müssen.     Die  Absicht  einer 
Regierung  durch  solche  falsche  Publicationen,  also  bei  Ver- 
fassungsverletzungen ,    die  mit  der  erborgten  Form  der  Ver- 
fassungsmässigkeit verhüllt  werden  wollen,    die  Staatsdiener 
zu   täuschen,    ist  ebenso  verwerflich  wie  unweise   und  un- 
würdig.    Es  wäre  gewiss  vorzuziehen,    wenn  in  Fällen,   wo 
die    Regierung     eine    Umgehung    der     verfassungsmässigen 
Formen  für  nothig  hält,  dieselbe  dies  loyal  erklärte  und  zu 
einer    vielleicht   natürlichen  Anomalie    nicht   noch   das  Un- 
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natürlichste,  officielle  Unwahrheit  gegenüber  einer  unleug- 
baren Thatsache,  hohnenden  Misbrauch  der  verletzten  Rechts« 
formen  hinzufügte.  Praktisch  wird  die  Sache  freilich  auf 
dasselbe  hinauskommen,  nämlich  auf  eine  Collision  zwischen 
Gesetz  und  Politik,  zwischen  Amts-  und  Unterthanenpflicht 
einerseits  und  persönlichem  Interesse  wie  Bürgerpflicht  an- 
dererseits. Doch  da  Regierungen,  die  sich  stark  fühlen, 
in  geordneten  Verhältnissen  wol  nie  zu  einem  solchen  Ex- 
pediens  absichtlich  greifen  werden,  so  dürfte  dieser  Fall  von 
geringer  praktischer  Bedeutung  sein. 

Wichtiger  ist  der  in  der  zweiten  Frage  angedeutete 
Fall,  und  zwar  nicht  deshalb,  weil  auch  eine  Verordnung 
in  Gesetzesform  publicirt,  ein  Gegenstand  des  Verordnungs- 
rechts in  Gesetzesform  zu  Stande  gebracht  werden  könnte, 
sondern  deshalb,  weil  ein  Gegenstand  der  Gesetzgebung 
auf  dem  Verordnungsweg,  ein  Gegenstand  der  Verfassungs- 
gesetzgebung  auf  dem  Weg  einfacher  Gesetzgebung  normirt 
und  demgemäss  publicirt  worden  ist. 

Bei  Beantwortung  dieser  zweiten  Frage  scheinen  aber 
vor  allem  zwei  Unterscheidungen,  welche  gemacht  werden 
müssen,  zu  wenig  berücksichtigt  worden  zu  sein.  Es  muss 
nämlich  jedenfalls  einen  grossen  Unterschied  machen 

a)  ob  die  Frage  in  politisch  klaren  oder  in  politisch 
getrübten,  in  normalen  oder  anormalen  Verhältnissen  prak- 
tisch wird,  und 

b)  ob  die  Natur  des  Gegenstandes,  der  auf  dem 
Verordnungs  -  oder  einfachen  Gesetzgebungswege  normirt 
wurde,  als  Gegenstand  der  Gesetzgebung,  resp.  der  Ver- 
fassungsgesetzgebung im  allgemeinen  zweifelhaft  ist  oder 
nicht. 

Eine  dritte  eigentümliche  Situation  entsteht,  wenn  zu 
anormalen  Verhältnissen  auch  noch  die  Zweifelhaftigkeit  der 
Natur  des  Gegenstandes  hinzukommt. 

Die  Einsicht,  dass  der  Staat  in  Lagen  kommen  könne, 
in  welchen  die  Anwendung  der  gewöhnlichen  constitutionel- 
len  Gesetzgebungsformen  unmöglich  oder  doch  nur  zum 
Unheil  des  Staats  möglich,  ein  Gesetz  aber  nichtsdestowe- 
niger unumgänglich  nöthig  wäre,  hat  dazu  geführt,  dass 
viele  Verfassungen  der  Regierung  ausdrücklich  das  Recht 
einräumen,  in  solchen  Fällen  Gegenstände  der  Gesetzgebung 
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für  einige  Zeit  gültig  auf  dem  gewöhnlichen  Verordnungs- 
wege zu  normiren.  Es  sind  dies  die  sogenannten  erlaubten 
oder  verfassungsmässigen  Octroyirungen  von  Gesetzen,  die 
sogenannten  provisorischen  Gesetze.  In  vielen  Verfassungen 
ist  aber  von  dieser  Art  der  Gesetzgebung  nicht  die  Rede, 
und  unter  denjenigen  Verfassungen,  welche  desselben  aus- 
drucklich erwähnen,  ist  über  die  Voraussetzungen,  Formen 
und  Wirkungen  der  provisorischen  Gesetze  viel  Unterschied, 
weil  sie  bald  vollständiger  bald  lückenhafter  sind,  und  auch 
in  denjenigen  Punkten,  welche  sie  näher  bestimmen,  keines- 
wegs übereinstimmen. 

Die  Einrichtung  der  provisorischen  Gesetzgebung 883) 
ist  ein  ausdrückliches  Zugeständniss  der  Verfassung,  dass 
die  ordentlichen  Gesetzgebungsformen  in  manchen,  und  zwar 
gerade  in  sehr  kritischen  Momenten  nicht  -ausreichen.  Durch 
die  provisorischen  Gesetze  sucht  eine  Verfassung  manchen 
sonst  unvermeidlichen  formellen  Verletzungen  ihrer  eigenen 
Bestimmungen  zuvorzukommen;  sie  streckt  gleichsam  aus 
ihrem  festgepanzerten  Leib  ein  elastisches  Organ  heraus, 
mit  welchem  sie  in  ausserordentlichen  Fällen  dem  Bedürf- 
nis nachgehen  kann.  Allein  dies  rettet  den  Rechtsstaat 
durchaus  nicht.  Denn  einmal  muss  die  provisorische  Gesetz- 
gebungsbefugniss  dem  Souverän  zustehen,  auch  wenn  die 
Gesetze  sie  nicht  ausdrücklich  einräumen,  weil  er  sonst  sei- 
nen Pflichten  gegen  den  Staat,  vor  allem  faber  der  Pflicht 
der  Selbsterhaltung  desselben,  nicht  nachkommen  konnte. 
D*nn  erscheint  die  provisorische  Gesetzgebung  in  der  That 


383)  Ueber  provisorische  Gesetze  s.  Hincmar,  De  ord.  palat.,  XXXIII. 
Wahlcapitul.,  Art.  VI,  §.  2.  Held,  System  des  Verfassungsrechts,  II,  85  fg. 
Bluntscfäi,  Allgemeines  Staatsrecht,  I,  416.  Bischof  in  der  Deutschen 
Vierteljahrschrift,  1857,  Heft  3,  S.  148  fg.  Tocqueville,  La  demo- 
cratie,  I,  103.  Mommsen,  a.  a.  0.,  III,  176  fg.  Gneists  Rede  über  die 
preußischen  Pressverordnungen  vom  1.  Juni  1862  in  der  augsburger  All- 
gemeinen Zeitung,  1863,  Hauptbl.  Nr.  327,  S.  5416  fg.  Guizot,  Memoires, 
I,  117,  352.  Derselbe,  Histoire  parlementaire,  I,  51.  Nordenflycht,  a.  a. 
0.,  S.  197,  260.  Viel-Custel,  a.  a.  O.,  V,  394  fg.,  403.  Bischof,  H.,  Das 
Staatsnot h recht  in  geschichtlicher  und  dogmatischer  Entwickelung  (Stutt- 
gart 1859).  Vollgraff,  System  der  Rechtsphilosophie,  II,  §.  131.  Bairi- 
sches  Polizeistrafgesetzbuch  von  1861,  Art.  38.  Kaltenborn,  a.  a.  O.,  II, 
220  fg.     Mitiermaier  im   Archiv  für  civil.  Praxis,    1820,  III,  306. 
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schon  über  den  Grenzen  des  Rechtsstaats  hinaus.  Verwandt 
mit  der  Erklärung  des  Belagerungszustandes  384)  und  mit 
den  Staatsstreichen  886),  kann  sie  nämlich  sich  keineswegs 
an  die  für  sie  etwa  gegebenen  verfassungsmässigen  Schran- 
ken halten,  wenn  die  Umstände  dies  nicht  zulassen.  S86) 
Ihre  Begrenzung  rücksichtlich  ihrer  Formen  wie  ihrer  Ge- 
genstände kann  selber  wieder  nur  in  den  relativ  normalern 
Vorkommnissen  Platz  greifen.  Es  gibt  aber  im  Leben  der 
Staaten  Notwendigkeiten,  welche  jeder  vorausgehenden 
gesetzlichen  Normirung  spotten.  Die  provisorische  Gesetz- 
gebung muss  natürlich  sehr  verschieden  aufgefasst  werden, 
je  nachdem  man  festgeschlossene,  harmonisch  -  organische 
Staatszustände  oder  deren  Gegcntheil  vor  sich  hat.  Im 
letztern  Fall  kann  überhaupt  vom  Rechtsstaat  gar  nicht  die 
Rede  sein.  Im  erstem  Fall  aber  handelt  der  Staat,  resp. 
dessen  Regierung,  wenn  sie  die  bestehende  Harmonie  nicht 
böswillig  zu  losen  trachtet,  durch  das  provisorische  Gesetz, 
gleichviel  ob  es  ausdrücklich  für  zulässig  erklärt  ist  oder 
nicht,  ob  die  darüber  gegebenen  Verfassungsbestimmungen 
„in  concreto"  anwendbar  sind  oder  nicht,  also  mit  oder 
ohne  das  formelle  Recht,  nach  dem  uralten  Grundsatze, 
dass  die  Noth  kein  Gebot  kennt,  wie  ein  charakterfester, 
in  sich  selbst  einiger,  starker  Mann,  schnell  und  entschieden 
nach  den  Anforderungen  des  Augenblicks.  Daher  ist  auch 
für  den  Gebrauch  dieses  Staatsnothrechts  weniger  die  nur 
provisorische  Geltung  des  octroyirten  Gesetzes  als  das  Mo- 
tiv und  die  Art  seiner  Anwendung  entscheidend.  Die  Po- 
litik und  nicht  der  Rechtsstaat  ist  die  Hauptsache. 

Sehen  wir  nun  auf  die  unter  b)  hervorgehobene  Unter- 
scheidung, so  muss  gerade  in  ihr  der  Kern  der  Frage  von 
dem  richterlichen  Prüfungsrecht  "gefunden  werden.  Der 
Richter  soll  verpflichtet  sein,  Publicationen ,  welche  unzwei- 
felhaft  nicht   in    der  verfassungsmässigen  Form    zu   Stande 


384)  Stein,  a.  a.  0.,  I,  89.  Grundsätze  der  Realpolitik,  S.  100  fg., 
102.     Ueber  das  hohe  Alter  desselben:  Ba&tard-cTEstang,  a.  a.  O.,  I,  19. 

385)  Guizot,  Memoires,  I,  352. 

386)  Herr  von  Schmerling  gab  am  9.  März  1 865! im  Reicbsrath  zu. 
dass  der  Mangel  eines  Gesetzes  über  den  Belagerungszustand  eine  Lücke 
in  der  Gesetzgebung  sei.  Wir  glauben  aber,  dass  auch  in  dieser  Be- 
ziehung keine  Regierung  durch  ein  Gesetz  absolut  gebunden  werden  könne. 
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gebrachte  Normen  enthalten,  nicht  anzuwenden  und  in  zwei- 
felhaften Fällen  die  Befugniss  haben,  über  die  Frage,  ob 
nach  dem  Gegenstande  der  Verfügung  dieselbe  verfassungs- 
mässig entstand,  zu  entscheiden. 

Man  hat  übersehen,  dass  mit  der  Publication  einer  un- 
zweifelhaft   nicht   verfassungsmässig    zu    Stande   gebrachten 
Norm,  wie  mit  dem  Zweifel  über  die  Verfassungsmassigkeit 
derselben   die  Grenze  des  Rechtsstaats   schon  überschritten 
ist      Im  letztern  Fall  ist  die  Frage  entschieden  eine  poli- 
tische.     Ein  gewöhnlicher  Gerichtshof  kann  sie  nicht  ent- 
scheiden und  soll  es  auch  nach  seinem  ausser  dem  Parteileben 
stehenden  Charakter  nicht.  387)     Ein  politischer  Gerichtshof 
ist  aber  jedenfalls  etwas,    was  nicht  in  den  engen  Rahmen 
des  Rechtsstaats   geht.      Aber   auch    im    erstem   Fall   wird 
keine  Regierung   es  unterlassen,   die  politische  Notwendig- 
keit  als  Grund    für  die  Verfassungsverletzung   anzuführen, 
und   somit  wird  auch  hier  die  Frage  zu   einer   politischen. 
Man  spricht  in  solchen  Fällen  von  Usurpationen;    während 
man  aber  bei  diesen  immer  davon  ausgeht,   dass  diejenigen, 
welche  im  Staate  bleiben  wollen,    sich  auch  dem  Usurpator 
nach  vollendeter  Gewaltthat  zu  unterwerfen  und  dass  sogar 
die   restaurirte  legitime  Dynastie  die  Regierungshandlungen 
des  Usurpators,    soweit    sie    nicht    durch   die   Restauration 
selbst  aufgehoben  werden,  anzuerkennen  habe,  verlangt  man 
von  dem  Richter   und   nur  von  ihm,    nicht   auch    von  den 
übrigen  Staatsbeamten,    dass   er  solche  Usurpationen  unbe- 
dingt verwerfe.      Man  übersieht,    dass  die  Wacht  über  die 
Beobachtung  der  Verfassung  zunächst  den  Ständen  gebühre, 
und  dass  auch  eine  Ministerverantwortlichkeit  besteht.    Dies 
und  die  Verpflichtung  aller  Beamten  auf  Gesetz  und  Ver- 
fassung  ist    die   gerechtfertigte  Folge    der  Rechtsstaatsidee. 
Hat  aber  die  Regierung  bei  einem  Erlass  unzweifelhaft  die 
Verfassung   formell  verletzt,    so    ist  dies  ein  Beweis,    dass 
entweder  Gesetz  und  Verfassung   nicht   ausreicht   oder  die 
politische  Wirksamkeit  der  Stände   urld  die  Kraft  der  Mi- 
nisterverantwortlichkeit erlahmt  ist.     Wenn  nun  die  Usur- 
pation auch  noch  so  unzweifelhaft  wäre,    wie  könnte  man 


387)  Mommsen,  a.  a.  O.,  II,  115. 
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einem  vom  Volke  und  seiner  Repräsentation  verlassenen, 
durch  besondere  Diensteide  gebundenen,  vom  Amtseinkom- 
men nicht  unabhängigen  Stande,  allen  Beamten  oder  nui 
den  Richterbeamten  infolge  einer  Rechtsvorschrift  oder  einei 
Consequenz  des  Rechtsstaats .  die  Auflage  machen  wollen, 
der  Usurpation  allein  zu  widerstehen?  Die  Bedeutung  dci 
Verfassungsgarantien,  von  denen  wir  gleich  mehr  zu  spre- 
chen haben,  besteht  nicht  darin,  dass  sie  oft  oder  überhaupl 
zur  Anwendung  in  Collisionen  kommen,  sondern  darin,  dass 
solche  Collisionen  gar  nicht  entstehen.  Sind  sie  bereite 
entstanden,  dann  ist's,  gewöhnlich  wenigstens,  zu  spät.  Die 
Organisation  der  Volksvertretung  und  der  Aemter,  ihre 
ganze  Haltung  soll  Verfassungsverletzungen  verhindern.  So- 
bald diese  einmal  eingetreten,  sind  Parteigegensätze  hervor- 
getreten oder  sie  werden  dadurch  hervorgerufen.  Diese 
müssen  gelost  werden;  aber  richterliche  Entscheidungen  lo- 
sen sie  nicht. 

So  ist  also  auch  nach  diesem  Gesichtspunkte  unsere 
Frage  eine  wesentlich  politische,  wenn  man  von  der  doctri- 
nären  Behandlung  derselben  absieht  und  sie  in  das  Reich 
der  realen  Erscheinungen  versetzt.  Wir  wollen  nicht  in 
Abrede  stellen,  dass  in  einzelnen  aber  höchst  ausnahmswei- 
sen  Fällen  eine  richterliche  Entscheidung  so  imponirer 
konnte,  dass  die  Verfassungs Verletzung  beseitigt  wurde. 
Allein  in  grossen  und  mächtigen  Staaten  dürfte  selbst  aus- 
nahmsweise dies  kaum  vorkommen.  In  England  besteht  der 
formelle  Gegensatz  zwischen  Justiz  und  Verwaltung  nicht 
in  unserer  Weise.  In  Frankreich  ist  die„unite  du  pouvoir" 
Fundamentalprincip.  Ueberall  muss  es  natürlich  dem  Ge- 
wissen des  Beamten  überlassen  bleibeu,  ob  er  es  für  Pflicht 
hält,  seinen  Posten  zu  verlassen,  sein  Amt  aufzugeben  oder 
eine  usurpatorische  Massregel  aus  hohem  Gründen  in  An- 
wendung zu  bringen.  Aber  eiue  Rechtsvorschrift  dafür 
gibt  es  nicht,  und  i^enn  eine  solche  doch  versucht  würde, 
so  könnte  sie  nicht  nur  den  Staat  im  ganzen  noch' mehr  ge- 
fährden, sondern  auch  in  vielen  Fällen  „summum  jus  summa 
injuria"  sein.  Nicht  der  Rechtsstaat,  sondern  die  wahre 
politische  Bildung  des  Volks  und  namentlich  die  rechte  poli- 
tische Bildung  der  Volksvertreter  und  der  Beamten  gewähren 
die  möglichste  Sicherheit. 
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Es  ist  nicht  schwer,  noch  eine  andere  Frage  hierher  zu 
ziehen,  nämlich  die  von  der  Nullität  und  Anfechtbar- 
keit der  Gesetze,  namentlich  auch  der  Verfassungegesetze 
im  ganzen  und  in  einzelnen  Theilen.  Wir  haben  selbst  die- 
sem Gegenstand  im  System  des  Verfassungsrechts,  Thl.  11, 
S.  77  3*8)  eine  eingehendere  Betrachtung  gewidmet,  und  wenn 
wir  auch  von  der  Richtigkeit  der  dort  angegebenen  Rechts- 
satze heute  noch  überzeugt  sind,  so  können  wir  doch  nicht 
umhin,  den  politischen  Werth  derselben,  dieser  Consequen- 
zen  der  Rechtsstaatsidee,  sehr  gering  anzuschlagen.  Es  ist 
ohne  Zweifel  richtig,  dass  ohne  den  gesetzgeberischen  Wil- 
len auch  kein  Gesetz  denkbar  sei.  Allein  dies  reicht  für 
anormale,  juristisch  nicht  bestimmbare  und  ebendeshalb 
meist  sehr  kritische  Momente  nicht  aus,  und  wie  der  Sou- 
verän sich  gezwungen  sehen  kann,  die  verfassungsmässige 
Form  der  Gesetzgebung  durch  das  provisorische  Gesetz  zu 
umgehen,  so  kann  ein  Volk,  z.  1$.  weil  sein  Souverän  ent- 
flohen oder  in  dauernde  Gefangenschaft  gesetzt  ist,  in  die 
Notwendigkeit  kommen ,  ohne  den  verfassungsmässigen 
eigentlichen  Gesetzgeber,  den  Monarchen,  einstweilen  Gesetze 
zu  erlassen.  Was  kann  es  dann  nützen ,  wenn  solche  Gesetze 
vielleicht  später  von  einer  Seite  als  null  und  nichtig,  von 
der  andern  Seite  als  gültig  erklärt  werden?  Und  wenn  end- 
lich eine  Entscheidung  erfolgt,  kann  dieselbe  je  als  eine  rich- 
terliche, oder  muss  sie  nicht  vielmehr  stets  als  eine  politische 
gedacht  werden? 

Ein  Gesetz  ist  null  und  nichtig,  wenn  es  in  einer  Form 
oder  mit  einem  Inhalt  erlassen  wird,  wofür  nach  einer  aus- 
drücklichen Vorschrift  des  geltenden  Verfassungsrechts  Nich- 
tigkeit expresse  ausgesprochen  wird.  Es  soll  damit  gewissen 
Grundsätzen  oder  Grundeinrichtungen  der  Verfassung  ein 
Charakter  absoluter  Unabänderlichkeit  gegeben  werden.  Allein 
auch  die  Rechtsstaatsidee  kann  dem  Recht  diese  Kraft  nicht 
geben,  und  da  alles  Recht  wesentlich  veränderbar  ist,  so  kann  auch 
keine  rechtliche  Einrichtung  oder  Bestimmung  Mos  dadurch,  dass 
ein  Gesetz  jede  Abänderung  derselben  als  nichtig  erklärt,  unab- 
änderbar  werden.     Das  wirkliche  Bedürfhiss,  die  Macht  der 


388)  Vgl.  auch  Constctnt,  B.t  a.  a.  O.,  I,  326. 
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Umstände  spotten  aller  solcher  Clausein  und  die  formellen 
Grenzen  des  Rechts  sind  bei  ernstlichen  Collisionen  dessel- 
ben mit  dem  Bedürfhiss  entweder  schon  gebrochen  oder  sie 
halten  doch  nicht  aus.  Unsterblich  ist  nur  die  Idee  des 
Rechts,  nicht  die  concrete  Verwirklichung  derselben,  die 
infolge  ihres  Durchgangs  durch  den  Menschen,  also  ihrer 
Menschlichkeit  und  Unvollkommenheit  wegen,  stirbt,  indem 
sie  neues  gebiert.  Selbst  der  Satz,  dass  mit  den  allgemeinen 
geltenden  Rechtsgrundsätzen  und  anerkannten  Sittlichkeits- 
principien  im  Widerspruch  stehende  Gesetze  nichtig  seien, 
hilft  nicht  viel.  Denn  einmal  kann  bestritten  sein,  ob  ein 
Rechts-  oder  Sittlichkeitsprincip  allgemein  gilt  oder  ob  ein  Ge- 
setz mit  denselben  im  Widerspruch  steht.  Dann  ist  es  bekannt, 
dass  jene  Principien  nach  Volkern,  Parteien  und  Zeiten  sehr 
verschieden  sind,  und  dass  der  Wechsel  in  ihnen  sich  nur 
durch  zahllose,  oft  unendlich  feine  Abstufungen  vollzieht 
Es  genügt  zum  Beweise  hierfür  nur  auf  die  Entwicklungen 
der  Strafrechtsprincipien  hinzuweisen.  3SÖ)  Der  Rechts- 
bestand ist  an  und  für  sich  allerdings  wesentlich  erhaltend, 
sein  Charakter  ist  eine  gewisse  Unveränderlichkeit.  Aber 
ebendeshalb  kann  auch  der  Rechtsstaat  nicht  das  einzige 
oder  einseitig  dominirende  Princip  des  Staats  sein,  und  die 
Verwaltung,  zu  welcher  die  Gesetzgebungspolitik,  also  die  Be- 
wegung und  Reform  auch  im  Rechtsgebiete  zählt,  erscheint 
der  Aufrechthaltung  des  gesetzlichen  Bestandes  vollkommen 
ebenbürtig. 

Was  die  Anfechtbarkeit  der  Gesetze  betrifft,  so  scheint 
dieselbe  keinen  grössern  Werth  zu  haben.  Denn  es  ist  z.  B. 
meist  gar  nicht  zu  bestimmen,  ob  und  inwiefern  der  Wille  des 
Gesetzgebers  oder  der  mitwirkenden  Gesetzgebungsfactoren 
ein  durch  Gewalt,  Furcht  oder  Irrthum  wesentlich  bestimm- 
ter und  deshalb  mangelhafter  gewesen  ist.  Gewalt  und 
Furcht  infolge  moralischer  oder  äusserer  Pression  sind  be- 
grifflich sehr  verschieden,  obgleich  sie  praktisch  oft  gar 
nicht  unterschieden  werden  können.  Der  Irrthum  des  Ge- 
setzgeber^  aber  kann  nicht  nach  den  privat-  oder  strafrecht- 


389)  Um  auch  ein  einzelnes  Beispiel  anzuführen,  so  gedenke  man 
des  grossen  Umschlags  der  Ansichten  in  Bezug  auf  die  Strafbarkeit  des 
Raubes  und  Diebstahls. 
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liehen  Grundsätzen  über  die  Folgen  des  Irrthums  behandelt 
werden  wollen,  da  bei  jenem  das  Interesse  des  Staats  und 
nicht  die  personliche   Meinung   nur    als  solche   entscheiden 
nrass.    Sind  aber  in  Fällen,  wo  von  Vergewaltigung,  Furcht 
oder  Irrthum  des  Gesetzgebers  gesprochen  wird,  immer  auch 
anormale  Zustände  gegeben  und  die  Rechtsschranken  bereits 
als  unwirksam  oder  doch  ungenügend  erprobt,  so  muss  man 
noch  bedenken,  dass  in  einer  Zeit  rechtmässige  Einwirkung 
sein  kann,   was  in  einer  andern  rechtswidriger  Zwang  ist, 
dass  von   einem   Souverän    gar   nicht   angenommen    werden 
dürfe,   dass  er  blos  aus  Furcht  gegen  seine  Ueberzeugung 
einem  Gesetz  die  Sanction  ertheile  oder  sich  dabei  habe  irren 
können,  und   dass  die  Zurücknahme  einer  formell  gültig  er- 
theilten  Sanction  in  der  Kegel  für  die  Krone,  den  Staat  und 
das  Volk   mehr  Bedenkliches    haben   werde,    als   das  kluge 
Abwarten  des  zu  einer  verfassungsmässigen  Abänderung  ge- 
eigneten Moments.     Immer  wird  nicht  sowol   dem  formellen 
Recht,  als  vielmehr  der  rechten  Politik  die  eigentliche  Ent- 
scheidung bleiben,  die  dann  freilieb   auch   unter  Umständen 
zu  Gunsten  des  erstem  ausfallen  kann. 

Wir  können  nicht  umhin,  an  dieser  Stelle  noch  einen 
Blick  auf  die  sogenannten  Principien  der  Unabhängigkeit 
des  Richterstandes,  der  verfassungsmässigen  Rechtspflege, 
der  absoluten  Trennung  von  Justiz  und  Administration  u.  s.  w. 
zu  werfen.  svo) 


390)  Interessantes  Material  für  die  eigenth  um  liehe  Stellung  der  Justiz 
überhaupt  und  deren  geschichtliche  Entwicklung  in  Deutschland  ins- 
besondere: Chou-King,  Till.  4,  Kap.  19,  §.  13,  14,  21;  Kap.  27.  La 
Tahio,  Kap.  4.  Volney,  a.  a.  0.,  S.  287  (Türkei).  VoUgraff,  Politische 
Systeme,  II,  70  fg.,  144  fg.,  149  (Griechenland).  Nordenflycht,  a.  a.  O., 
S.  25  fg.,  103  (Schweden).  Unsern  Art.  „Souveränetät"  im  Staats-Lexi- 
kon, und  dazu  über  den  Zusammenhang  der  Souveränetät  mit  der  Aus- 
bildung der  Gerichtsbarkeit  s.:  Thudichum,  a.  a.  O.,  S.  2  fg.,  64  fg.  Du 
Cellier,  a.  a.  0.,  S.  67.  Voügraff,  Staats-  und  Rechtsphilosophie,  II,  151. 
Brasseur  de  ßourbourg,  a.  a.  O.,  II,  94.  Hallam,  Histoire  constitutionnellc, 
I,  12  (über  die  Bedeutung  der  von  Heinrich  II.  herstammenden  reisenden 
Konigsrichter  für  die  organische  Einheit  Englands).  Guizot,  Histoire  des 
origines,  I,  388  (Verbot  des  vierten  Concils  von  Toledo,  dass  die  west- 
gothischen  Könige  nicht  allein  richten  sollen).  Laurent ,  a.  a.  O.,  VII, 
5.35    („La  justice   germanique   n'est   autre   que    ce   que  dans    le  langage 
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Der  Grund  der  Eigentümlichkeit  der  Stellung  des 
Richters  liegt  einfach  in  seinem  Amt,  im  Interesse  des  gan- 
zen Staats  an  der  Aufrechthaltung  aller  begründeten  Rechte, 
in  der  nothwendig  ausschliesslichen  Verpflichtimg  des  Rich- 
ters auf  das  wirklich  geltende  Recht.  Die  Richteramts- 
thätigkeit  ist  demnach  eine  wesentlich,  andere  als  jede  son- 
stige politische  Thätigkeit,  und  dies  ist  auch  zu  allen  Zeiten 
und  bei  allen  Volkern  cinigermassen  erkannt  und  auch  zu 
einem  gewissen  Ausdruck  in  den  Gesetzen  und  Einrichtun- 
gen gebracht  worden. 

Wo  eine  gemeinsame  Rechtsbildung  und  Rechtspflege 
ist,  da  muss  aber  gleichzeitig  auch  eine  gemeinsame  Ver- 
waltung sein;  denn  ein  Gesammtwesen  mit  Autonomie  und 


moderne  on  appelle  la  souverainete  du  peuple").  Sempere,  a.  a.  O., 
S.  96  fg.,  100,  103  fg.,  191.  Ueber  das  Verhältniss  des  Monarchen  zur 
Rechtssprechung  selbst:  Dahn,  a.  a.  O.,  I,  189.  Graf  u.  Dietherr,  a.  a. 
O.,  S.  30.  Nordenßycht,  a.  a.  0.,  S.  25  fg.,  38.  Waitz,  Verfassungs- 
geschichte, IV,  403  fg.,  420  fg.  Blackstone,  a.  a.  O.,  I,  487  fg.  Lennep, 
J.  F.,  De  partibus  quas  reges  habuerint,  habeantque  etiam  nunc  in  admt- 
nistranda  justitia  (Amsterdam  1849).  Bastard- d Eistang,  a.  a.  O.,  II,  81. 
Ueber  die  Justizverfassung  verschiedener  Länder:  Hauff,  L.,  Die  Gerichts- 
verfassung der  sämmtlichen  deutschen  Staaten  u.  s.  w.  (Nürnberg  1860). 
Pfeiffer,  Die  Selbständigkeit  des  Richteramts  (Göttingen  1851).  Vnllgraff, 
Staats-  und  Rechtsphilosophie,  II,  203,  u.  Politische  Systeme,  IV,  248, 
663,  690.  Sempere,  a.  a.  O.,  S.  83  fg.,  93  fg.,  97.  Fischet,  a.  a.  O., 
S.  20  fg.,  31  fg.,  191  fg.  Lieber,  Fr.,  Ueber  die  Unabhängigkeit  der  Ju- 
stiz. Meyer,  J.  />.,  Esprit,  origine  et  progres  des  institutions  judiriaires 
des  prineipaux  pays  de  J'Europe  (6  Thle.,  Haag  1819—23).  Hallam, 
a.  a.  0.,  I,  348.  Chambrun,  a.  a.  O.,  S.  68  fg.  Mohl,  Geschichte  «to 
Literatur,  III,  236  (wo  eine  bedeutende  französische  Literatur  über  diesen 
Gegenstand  zu  finden  ist).  Be'cot,  De  1'organisation  de  la  justice  repres- 
sive aux  principales  epoques  historiques  (Paris  1860).  Viel-Castet,  a.  a.  O., 
III,  222  fg.  Villehardouin,  a.  a.  O.,  S.  142.  Gentz,  a,  a.  O.,  II,  22, 
76  fg.  Gneist,  a.  a.  0.,  I,  164  fg.  Buchez  et  Roux,  a.  a.  0.,  II,  275  fg. 
Duvergier  de  Hauranne,  a.  a.  0.,  III,  291 .  Die  spanische  Verfassung  vom 
19.  März  1812,  Art  242  fg.*  Wüstemann,  Prompt.,  S.  211  fg.  Lasteyrie, 
a.  a.  O.,  I,  123  fg.  („Aucun  fleau  n'est  plus  cruel  que  l'injustice  regn- 
Herement  administre").  Bastard -d*  Estang ,  a.  a.  O.,  II,  611,  616,  710. 
La/erriere,  a.  a.  0.,  II,  38.  Guizot,  MSmoires,  II,  205.  Gentz,  a.  a.  O., 
II,  76  fg.  Pardessus,  J.  M.,  Essai  historique  sur  1'organisation  judiciaire  et 
administrative  de  la  justice  depuis  Hugues  Capet  jusqu'a  Louis  XII.  (Pa- 
ris 1851).     Einher,  a.  a.  O.,  II,  557  fg. 


Von  einigen  besondern  Fragen  u.  s.  w.  433 

eigener  Jurisdiction  hat  auch  seine  eigene  Persönlichkeit  und 
Kraft,  also  'auch  seine  eigene  Verwaltung. 

Je  weniger  entwickelt  ein  Gesammtwesen,  desto  weuiger 
werden  auch  seine  Organisationen  für  Gesetzgebung,  Rechts- 
pflege und  Verwaltung  voneinander  geschieden  sein;  in  der 
beginnenden  Republik  wie  in  einer  Confoderation  wird,  gleich- 
wie im  vollendeten  Despotismus,  alles  allenthalben  oder  doch 
in  der  Hauptsache  von  einem  einzigen  Organismus  oder  Men- 
schen, von  der  Versammlung  der  Glieder  oder  vom  Despo- 
ten verrichtet  werden.  Auch  scheint  bald  die  Gewalt  und 
Verwaltung  die  Justiz  und  Gesetzgebung,  bald  letztere  die 
erstere  nach  sich 'zu  ziehen.  Oft  aber  findet  man  eine  Ver- 
bindung von  ihnen  allen,  wo  sie  in  der  That  nicht  vor- 
handen ist. 

Dies  gilt  ganz  besonders  von  dem  Selbstjudiciren  ger- 
manischer Konige  und  Fürsten.    Ein  solches  hat  von  Rechts 
wegen  nie  stattgefunden,  einzelne  Ausnahmen  bestarken  nur 
ab  widerrechtliche   oder  pactirte  Acte  die  Regel.     Die  ger- 
manischen Konige  haben  sich  stets  damit  begnügt,  als  Aus- 
gangspunkte aller  Autorität  der  Jurisdiction,  als  Quellen  des 
Rechtsschutzes  für  die  desselben  Bedürftigen,  als  Heger  und 
Schützer    der    Gerichte    und    als  Vollzieher   ihrer  Urtheile, 
demnach   als  Personificationen    des  Staats    und  der  Staats- 
kraft zu  erscheinen.    Sie  haben  in  streitigen  Fällen  nie  selbst 
Recht  gesucht  und  gefunden,  sondern  es  von  denen  schöpfen 
lassen,  die  es  kannten  und  als  solche  anerkannt  waren;   sie 
haben   die  organische   Kraft   der   gemeinsamen  Rechts  Über- 
zeugung in  Gewohnheiten  und  Gerichtspraxis  anerkannt,  und 
in  dem  Princip  der  Pairsgerichte  und  der  Pairsgesetzgebung 
die  beste  Bürgschaft  für  ein  solches  organisches  Rechtsleben 
erkannt.     Staatsgewalt  in  unserm  Sinn   gab  es  sowenig  wie 
fest   geschlossene   Staaten;    Gesetzgebung,  Richte rthätigkeit 
und  Verwaltung  liefen  oft  ineinander  über,  und  die  Könige 
waren  sowenig  auch  nur  eines  dieser  Zweige  der  öffentlichen 
Gewalt  mächtig  391),  dass  das  Reich  zerfiel  und  der  Abso- 
lutismus  der  Fürsten   sich   an    die  Stelle    der  zersetzenden 
Omnipotenz  des  freien  Volks  und  später  der  Lehnsmannen 


391)  Brunner,  77. ,  Das  gerichtliche  Exemtion erecht  der  Bsbenberger 
(Wien  1864). 
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setzte.  ^  Nun  drohte  die  Gesetzgebung  persönliche  Willkür, 
die  Verwaltung  ein  Mittel  der  Hauspolitik,  die  Jurisdiction 
ein  Mittel  dieser  Verwaltung  zu  werden.  Aber  die  innere 
Kraft  der  Verhältnisse  und  die  Gesundheit  der  Volker  ver- 
hinderte diese  Ausartung  und  so  musste  der  Absolutismus 
ein  Uebergang  werden  zu  einer  höhern  Staatenbildung  und 
zu  einer  bessern  Organisation  der  Staaten. 

Der  Con8titutionalismus  nach  seiner  wahren  Idee  ist 
nichts  als  der  Träger  der  innern  bessern  Organisation  der 
vollendetem  Staatenbildungen  unserer  Zeit.  Der  Staat  als 
Ganzes  wird  durch  ihn  zu  einer  organischen  Einheit,  und 
dieser  entspricht  die  Auffassung  des  Volkrf,  resp.  der  Volks- 
vertretung wie  des  Souveräns.  Dieser  soll  sammt  allen  Or- 
ganen des  Staats  mit  dein  Volk  und  seiner  Vertretung  eine 
grosse  lebensvolle  Einheit  darstellen.  Der  Souverän  vermag 
nach  dieser  Auffassung  als  Souverän  keinem  einzelnen,  nach 
dem  Princip  der  Arbeitsteilung  und  vorzüglich  zu  diesem 
Zweck  aber  auf  innere  Gründe  hin  ausgeschiedenen  Zweig  der 
Regierung  persönlich  genügend  vorzustehen,  selbst  wenn  er 
Specialist  des  Faches  wäre.  Als  Souverän  hat  er  nur  das  Ganze 
im  Auge  zu  behalten,  und  da  das  Ganze  für  den  Richterspruch 
nichts  thun  kann,  als  ihn  sanetioniren,  so  erfolgt  derselbe 
im  Namen  des  personificirten  Ganzen,  des  Souveräns.  Aus 
der  Frucht  des  Gesammtlebens,  dem  bestehenden  Recht  ge- 
schöpft, geht  er  mit  dem  Stempel  des  Gesammtwesens  in 
das  betreffende  Einzellehen  zurück.  Dasselbe  findet  auch 
bei  Gesetzgebungsvorschlägen  und  sonstigen  Verwaltungs- 
acten  der  Regierung  statt.  Der  Souverän  macht  sie  nicht 
selbst,  sondeni  lässt  sie  von  den  Fachmännern  ausarbeiten, 
vernimmt  über  deren  Zweckmässigkeit  und  namentlich  Ver- 
fassungsmässigkeit den  Ressortminister,  verlangt  über  die 
Entwürfe  wichtiger  Einzelgesetze  und  Verordnungen  das 
Gutachten  des  Staatsraths,  der  dieselben  vom  Standpunkt 
des  Staatsganzen  aus  zu  prüfen  hat,  und  gibt  ihnen,  wel- 
ches auch  seine  besondern  technischen  Kenntnisse  und  per- 
sönlichen Wünsche  seien,  den  Stempel  des  Gesammtwesens 
mit  seiner  Sanction  oder  Genehmigung. 

Gesetzgebung,  Justiz  und  Verwaltung  bezeichnen  dem- 
nach nur  natürliche  Mannichfaltigkeiten  im  Gesammtleben 
und  eine  ihnen  entsprechende  Arbeitsteilung  unter  zweck- 
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gemissen  besondern  Formen   für  jedes,  vorbehaltlich  ihrer 
hohem  Einheit  in  der  Regierung. 

Wenn  die  höchste  Regierungseinheit  im  Kampfe  gegen 
den  zersetzenden  Feudalismus  zu  einer  absolutistischen  Cen- • 
tralisation  aller  Zweige  der  Staatsgewalt  und  zu  deren  will- 
kürlicher Durchdringung  gelangte,  so  war  dies  seinerzeit 
ebenso  berechtigt,  wie  der  Absolutismus  Napoleon's  I.  ge- 
gen die  Frankreich  in  feindliche  Atome  auflosende  Revo- 
lution und  wie  der  vom  rechten  Mass  der  Freiheit  und  Ord- 
nung getragene  Constitutionalismus  mit  der  Scheidung  und 
naturgemässen  Einrichtung  der  Ressorts  gegen  den  alles  be- 
herrschen wollenden  persönlichen  Absolutismus. 

Der  Souverän  soll  und  kann  um  seiner  selbst  willen 
nicht  Richter  sein;  aber  der  Segen  des  selbständigen  Rich- 
teramts endet,  wo  der  Richter  selbst  die  Personification  der 
Staatsgewalt  sein,  Gesetze  geben,  Politik  in  seinem  Amte 
treiben  will  und  wo  für  die  unvermeidlichen  Grenzstreitig- 
keiten zwischen  der  Justiz  und  den  andern  Gebieten  kein 
Mittel  befriedigender  Entscheidung  gegeben  ist. 

Die  Anhänger  des  Rechtsstaats  scheinen  jedoch  auf  die 
durchaus  nicht  übereinstimmend  gemeinte  Unabhängigkeit 
des  Richterstands  jedenfalls  einen  zu  hohen  Werth  zu  legen. 
Wir  wollen  nicht  davon  sprechen,  dass  die  Erfahrung  be- 
weist, wie  Zeiten  grosser  politischer  Aufregung  gelehrte  und 
ungelehrte  Richter  mit  solcher  Gewalt  erfassen,  dass  ihre 
Urtheile  mehr  politische  Meinungsäusserungen  als  Rechts- 
sprüche im  Sinn  des  strengen  Rechtsstaats  sind.  Wir  wollen 
auch  auf  die  bekannten  Massregelungen  gegen  Richter  wie 
andere  öffentliche  Beamte  keine  zu  grosse  Bedeutung  legen, 
da  sie  wie  so  manche  Forderungen  einer  straffern  Anziehung 
der  Disciplinarvorschriften  u.  8.  w.  gleich  ihren  Ursachen 
wesentlich  vorübergehenden  Charakters  sein  müssen. 

Allein  wenn  es  gewiss  zweckmässig  und  nothwendig  er- 
scheint, durch  äussere  verfassungsmässige  Einrichtungen  den 
ordentlichen  Gang  der  Justiz  zu  verbürgen  und  die  Unab- 
hängigkeit der  Richterbeamten  für  ihr  Amt  zu  sichern, 
so  irrt  man  sich  doch',  wenn  man  glaubt,  dass  diese  Dinge 
durch  solche  Einrichtungen  geschaffen  und  unantastbar 
werden.  Abgesehen  von  Ausnahmezuständen,  welche  zu 
allen  Zeiten  die  ordentliche  Thätigkeit  der  Gerichte  unter- 

38* 
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brachen  SM),  dann  von  den  allgemeinen  menschlichen  Schwä- 
chen der  Richter,  welche  durch  eine  ungenügende  Besoldung 
derselben  noch  eine  besondere  Nahrung  bekommen,  so  scheint 
uns,  dass  Gesetze  auch  in  dieser  Beziehung  für  sich  allein 
nur  wenig  mehr  thun  können,  als  diese  oder  jene  äussern 
Hindernisse  einer  unabhängigen  Rechtspflege  zu  beseitigen. 
Die  Unabhängigkeit  der  Justiz  hängt  vielmehr  wesentlich  ab 

1)  von  den  zu  pflegenden  Gesetzen  selbst,  von  den  zu 
ihrer  Pflege  vorhandenen  Processgesetzen,  und  von  dem  Grade 
des  Rechtssinns  im  Volke.  Ein  Volk,  welches  für  eine  ob- 
jective  Rechtspflege,  weil  für  seinen  geltenden  Rechtszustand 
und  für  den  Process  kein  Verständniss  und  keine  Sympathie, 
also  mit  einem  Wort  keinen  Sinn  hat,  wird  leicht  dazu  kom- 
men, sammt  den  Richtern  mit  der  Justiz  mehr  Politik  als 
Rechtspflege  zu  treiben.  Der  Richter,  welcher  vom  Volk 
abhängig  ist,  erscheint  ebenso  wenig  unabhängig,  als  der 
von  der  Regierung  abhängige.  Das  Recht  muss  im  guten 
Sinn  populär,  das  heisst  in  seinen  Principien  verständlich, 
der  Process  einfach,  billig,  schnell  und  so  eingerichtet  sein, 
dass  Frivolitäten,  Chicanen  und  ähnliches  möglichst  unzu- 
lässig, die  Richter  aber  Männer  wohlverdienten  Vertrauens 
und  personlicher  Achtbarkeit  sind.  Es  muss  immöglich  wer- 
den, dass  man  sich  scheut,  vor  die  Schranke  des  Gerichts 
zur  Verteidigung  seines  Rechts  zu  treten,  dass  man  bei 
klarer  Schuld  durch  den  Process  Zeit  gewinnt,  dass  stumpfe 
uud  rohe  Menschen  sich  der  Processirleidenschaft  ergeben, 
um  die  Leere  und  Monotonie  ihres  Lebens  für  den  Preis 
ihres  Vermögens  mit  den  berauschenden  Aufregungen  eines 
Processes  zu  unterbrechen  und  für  ihren  dummen  Hoch- 
muth  eine  Befriedigung  darin  suchen,  am  Wirthstisch  ihrer 
Bauernschenke  über  ihren  Advocaten  in  der  Stadt,  vor 
dem  sie  in  der  Hoffnung  besser  bedient  zu  werden  kriechen, 
renommiren  zu  können; 

2)  von  der  Besetzung  der  Gerichte  und  der  ganzen  Bil- 
dung des  Riebterstandes.  Je  mehr  wir  gelehrter  Richter 
nie  ganz  werden  entbehren  können,  desto  mehr  ist  eine 
durch    und   durch   höhere  Bildung    desselben    nöthig.     Wir 

392)  Bastard-d Ettany,  a.  a.  O.,  I,  19.     Laferrieie,  a.  a.  O.,  II,  39  fg., 
48  fg.,  51.     Benthaw,  Essai  sur  l'Espagne,  S.  118. 


Von  einigen  besondern  Fragen  u.  s.  w.  437 

halten  dies  ffir  wichtiger  als  ein  vielgegliedertes  Instanzen- 
▼erhältniss.  Der  erste  Richter  ist  dem  Volk  am  nächsten, 
und  die  Oeffentlichkeit  und  Mündlichkeit  der  Verhandlun- 
gen, die  Erweiterung  des  Einflusses  der  innern  Ueberzeugung 
des  Richters  auf  die  Beweisführung  haben  sammt  der  Jury 
im  Strafprocess  und  der  Zuziehung  von  Kaufleuten  im  Han- 
delsprocess  die  Bedeutung  des  Instanzenzugs  schon  wesent- 
lich modificirt.  Gleichwie  der  constitutionelle  Staat  zum 
Ausschluss  aller  persönlichen  oder  Cabinetsjustiz  des  Sou- 
veräns zurückkehrte,  so  dürfte  er  auch  dazu  führen,  all- 
mählich immer  mehr  in  wichtigern  Dingen  Standes-  oder 
Schöffengerichte  wieder  einzuführen,  was  freilich  nur  infolge 
einer  grossen  socialen  Umgestaltung,  resp.  einer  neuen  Ord- 
nung unserer  neuen  socialen  Verhältnisse,  einer  nicht  min- 
der grossen  Veränderung  unserer  Rechtsgesetze,  namentlich 
der  bürgerlichen  und  processualen,  und  eines  gesteigerten  all- 
gemeinen Rechtssinns  geschehen  konnte,  infolge  dessen  das 
constitutionelle  Princip  der  Transaction  wenigstens  bei  zwei- 
felhaften Fällen  durch  Schiedsgerichte  aus  Standesgenossen 
eine  grössere  Rolle  zu  spielen  berufen  sein  konnte.  303) 

Diese  Aenderungen  sind  es,  von  denen  wir  uns  jene 
Besserung  unsers  Rechtslebens  versprechen,  ohne  welche 
die  Consequenzen  des  Rechtsstaats,  selbst  soweit  sie  voll- 
ständig berechtigt  wären,  nur  als  „petitiones  principii"  er- 
scheinen müs8ten.  Die  allenthalben  auf  dem  Gebiete  der 
Civilrechts-   und   Processgesetzgebung   erwachte  Thätigkeit 


393)  Constunt,  B.,  a.  a.  O.,  I,  323.  Die  spanische  Verfassung  vom 
19.  März  1812,  Art.  280  fg.  E$cher,  a.  a.  O.,  II,  569.  Schwarze,  Ge- 
schworenengerichte und  Schöffengerichte.  Wie  weit  herab  und  in  die 
kleinsten  Details  sich  das  Princip  der  Standesgerichte  früher  erstreckte, 
seigen  die  Beispiele  des  „Kolenberger  Gerichts"  und  der  „Unzüchter"  in 
Basel,  des  „Narrenraths"  in  Appenzell,  des  „grossmächtigen  Raths"  in 
Zug,  des  „Saugerichts"  u.  s.  w.  in  Bern  bei  Osenbrüggen,  Deutsche 
Rechtsalterthümer  aus  der  Schweiz,  Heft  1  (Zürich  1858).  Wie  die  Sache 
geschichtlich  liegt,  so  geschah  der  Uebergang  von  dem  feudalen  zer- 
setzenden Standeswesen  zur  allgemeinen  Rechtsgleichheit  durch  das 
römische  Recht  und  die  gelehrten  Gerichte.  Unserer  Zeit  wird  die  Auf- 
gabe gestellt  sein,  ohne  Rückfall  in  die  Auflösung  des  Feudalismus  und 
mit  zweckmässiger  Benutzung  der  gelehrten  Rechtswissenschaft  nationales 
Recht  und  nationale  Gerichte  zu  entwickeln.     . 
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beweist,  dass  im  Geiste  unserer  Zeit  die  Rechtfertigt! 
unserer  Grundansicht  liege  und  auch  erkannt  werde.  De 
handelt  es  sich  hier  um  eine  Aufgabe  für  Jahrhunderte,  u 
gewiss  haben  die  Volker  dabei  selber  das  Beste  zu  thi 
Die  Gesetzgebung  räumt  die  Hindernisse  weg  und  gibt  < 
entsprechende  Form.  Die  Bewegung  in  der  Freiheit  u 
die  Erfüllung  der  neuen  Formen  ist  die  Aufgabe  der  Volk 
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Begriff  und  Bedeutung  der  Verfassuugsgarantie;  äussere  und 
onere.  —  Von  einzelnen  Verfassungegarantien:  Die  erschwerenden  For- 
len  für  Abänderung  der  Verfassung;  die  landständischen  Ausschüsse; 
teschränkung  der  provisorischen  Gesetzgebung;  Rechte  des  Soureräns 
ir  Berufung  der  Stände;  die  Organisation  und  Stellung  der  Justiz;  die 
riitischen  Eide. 


I.    Im  allgemeinen. 

Jliin  stehendes  Kapitel  unserer  modernen  Staatsverfas- 
uigen,  der  Rechtestaatsidee  entwachsen,  sind  die  sogenann- 
jn  Verfassungsgarantien. 894) 

Man  übersieht  dabei  gewöhnlich,  dass  die  in  jeder  Idee 
egenden  gesunden  wie  kranken  Gedanken,  wenn  auch  in 
en  verschiedensten  Formen,  bewusst  oder  nicht,  sich  zu 
tlen  Zeiten  und  bei  allen  Volkern  geltend  gemacht  haben. 

Zu  allen  Zeiten  haben  nämlich  Volker  durch  künstliche 
istitutionen  das  zu  erreichen  gesucht,  was  sie  nur  selbst 
ätten  thun  können.  39a)    Allenthalben   findet  man  Einrich- 


394)  Held,  System,  II,  99  fg.  Zachariae,  Vierzig  Bücher,  III,  26, 
17  fg.;  VI,  260.  Escher,  a.  a.  O.,  I,  70  fg.  Duncker,  Sicherstellung  der 
Igemeinen  Grundgesetze  aller  Staatsvereine  (Berlin  1829).  Mohl,  R.  von, 
taatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik,  I,  391.  Hesperus,  1827,  Nr.  1—269. 
tcin,  Verwaltungslehre ,  I,  103.  Duvergier  de  Hauranne,  a.  a.  O.,  II, 
)5.     Proudhon,  a.  a.  O.,  S.  134.     Escher,  a.  a.  O.,  II,  107. 

395)  Zachariae,  Vierzig  Bücher,   III,  229. 
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tungen,  welche  den  besondern  Zweck  hatten,  den  bestehen- 
den Zustand  zu  Gunsten  der  Regierenden  gegen  widerrecht- 
liche Strebungen  des  Volks  oder  zu  Gunsten  des  Volks 
gegen  Gewaltacte  der  Regierungen  sicherzustellen.  896) 
Und  da  an  eine  Verwirklichung  des  organischen  Gesetzes 
niemals  von  beiden  Seiten  zugleich  ernstlich  gedacht  und 
die  Hand  angelegt  wurde,  so  sehen  wir  auch,  dass  in  der 
Regel  den  fraglichen  Einrichtungen  nur  nach  einer  Seite 
hin  Werth  beigelegt  wurde,  während  man  sie  von  der  an- 
dern Seite  auf  jede  «Weise  bekämpfte. 

In  der  einseitigen  Auffassung  der  öffentlichen  Ordnung 
oder  der  individuellen  Freiheit  liegt  die  relative  Berech- 
tigung einseitiger  Gegenmittel  ^  die  aber  in  dem  Augen- 
blick verwerflich  werden,  in  welchem  sie  nicht  zur  har- 
monischen Ausgleichung  zwischen  Ordnung  und  Freiheit, 
Gewalt  und  Recht,  also  zur  Herstellung  der  eigentlichen  j 
Garantie,  sondern  nur  dazu  benutzt  werden  wollen,  um  an 
die  Stelle  der  bisherigen  Einseitigkeit  eine  andere  zu  setzen.     . 

In  einer  solchen  Auffassung  läge  ein  kranker  Gedanke 
des  Rechtsstaats,  und  die  Wahlcapitulationen  des  deutschen 
Reichs  nebst  der  Geschichte  der  landständischen  Freiheiten 
und  des  aus  ihnen  hervorgegangenen  Fürstenabsolutismus 
beweisen,  dass  unter  einer  solchen  Auffassung  entweder  der 
Staat,  resp.  die  Ordnung  oder  die  Freiheit  Schaden  leiden 
müsse. 

Die  constitntionellen  Verfassungen  unserer  Zeit  enthal- 
ten zwar  manches  innerhalb  der  Rubrik  der  Verfassungs- 
garantien, was  auf  eine  organische  Erfassung  des  Staats 
hindeutet;  auch  ist  es  zulässig,  einige  der  besondern  Ver- 
fassungsgarantien mehr  zum  Schutze  gegen  willkürliche  Ver-  . 
letzung  der  Volksrechte  seitens  der  Regierung,,  andere  der- 
selben mehr  zum  Schutze  der  Regierung  gegen  Vergewalti- 
gung durchs  Volk  zu  deuten. 

Aber  ohne  Zweifel  ist,  wenn  man.  diese  Verfassungs- 
garantien doctrinär  auffasst,  nicht  nach  beiden  Richtungen 
mit  gleichem  Mass  gemessen,    und  während  es  überhaupt 


396)  S.  z.  B.  über  griechische  Verfassungsgarantien:  Vollgraff,  Po- 
litische Systeme,  II,  189.  Ueber  die  Bedeutung  des  Grossrichters  von 
Aragonien:  Sempere,  a.  a.  O.,   S.  152. 
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theoretisch  unrichtig  erscheint,  nur  nach  einer  Seite  hin 
Rechte  zu  schützen,  so  wird  dies  um  so  unrichtiger,  je 
mehr  die  stärker  beschützten  Rechte  praktisch  auch  ohne- 
hin die  starkern  sind  und  die  ganze  Einrichtung  der  Ver- 
fassungsgarantien  auch  als  nur  für  diese  Rechte  vorhanden 
betrachtet  und  benutzt  wird. 

Wenn  man  die  gewohnlichen  Ansichten  über  die  Ver- 
tassungsgarantien  untersucht,  so  muss  es  recht  auffallig 
werden,  wie  wenig  wirklich  wahre  und  praktische  Dinge 
und  wie  viel  Irrthümer  man  mit  den  üblichen  Darstellungen 
unsere  öffentlichen  Rechts  in  sich  aufnehmen  soll.  89r) 

Gleichwie  uns  bei  der  Behauptung,  keine  Gewalt  dürfe 
ohne  Controle  sein,  mit  dem  Gedanken  an  eine  in  bestimm- 
ten Einrichtungen  organisirte  Controle  die  Frage  kommen 
niuss:  „Quis  custodiet  custodes?"  so  kann  man  der  doctri- 
uären  Auffassung  der  Verfassungsgarantien  kaum  gedenken, 
ohne  zu  fragen:  „Was  garantirt  die  Garantien ?Cf 

Bedienen  wir  uns  eines  Gleiöhnisses !  Was  sind  die 
Garantien  eines  Gebäudes?  Antwort:  Ein  mildes'  Klima 
ohne  Erderschütterungen  und  Ueberschwemmungen,  zerstö- 
rende Gewitter  u.  s.  w. ,  dann  ein  fester  Boden  mit  entspre- 
chendem Fundament,  eine  gute  Bauart  mit  dauerhaftem  Ma- 
terial, und  namentlich  auch  eine  zweckmässige  Benutzung 
und  Unterhaltung.  Es  kann  zu  alledem  aus  besondern 
Gründen  noch  manches  hinzukommen,  z.  B.  Strebepfeiler 
für  das  Mauerwerk,  eiserne  Klammern  u.  dgl.  m.  Allein 
was  werden  solche  ausserordentliche  oder  besondere  Ver- 
sicherungsmittel selbst  bei  dem  gewöhnlichsten  Bau  nützen, 
wenn  es  an  den  ersterwähnten  allgemeinen  Bedingungen  sei- 
ner Dauerhaftigkeit  fehlt?  Und  nun  erst  bei  Gebäuden, 
welche  Aussergewöhnliches  leisten  sollen? 

397)  Wer  hat  darauf  gehört,  wenn  Martin  («Die  kurhessische  Ver- 
ordnnng  [Kassel  1851],  I,  62)  sagt:  „Jede  repräsentative  Verfassung,  ja 
jede  Staatsverfassung,  ist  dem  möglichen  Misbrauch  und  der  möglichen 
Gefahr  der  Zerstörung  nach  allen  Richtungen  hin  ausgesetzt  und  keine 
staatsrechtliche  Garantie  vermag*  ausreichend  dagegen  zu  sichern.  Wo 
sie  nach  der  Seite  der  Freiheit  reicht,  droht  Misbrauch  der  Freiheit,  wo 
sie  die  Staatsgewalt  stärkt,  kann  Misbrauch  der  Gewalt  entstehen;  wo  sie 
die  äussern  Sicherstellungen  gegen  beides  anhänft,  lässt  sie  Lähmung  ge- 
sunder Entwicklung  befürchten." 
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Auch  gestehen  wir,  dass  es  uns  noch  von  einer  andern 
Seite  aus  schwer  ist,  die  gewöhnliche  Anschauung  von  den 
Verfassungsgarantien  zu  theilen.  Wir  können  diejenigen 
Einrichtungen,  welche  ab  besondere  Verfassungsgarantien 
genannt  zu  werden  pflegen,  für  bekannt  voraussetzen. 
Aber  wodurch  unterscheiden  sich  dieselben  ihrer  garantiren- 
den  Bedeutung  nach  von  andern  constitutionellen  Einrich- 
tungen, als  dadurch,  dass  sie  jene  Bedeutung  nur  in  einem 
geringern,  nicht  in  einem  höhern,  verstärkenden  Grade  ha- 
ben? Oder  ist  denn  z.  B.  die  ganze  Volksrepräsentation, 
die  Art  ihrer  Zusammensetzung,  die  Noth wendigkeit  ihrer 
Berufung,  die  Summe  der  in  Bezug  auf  sie  dem  Souverän 
zustehenden  Rechte,  das  Wahlrecht,  das  Recht  der  juristisch 
unverantwortlichen  Redefreiheit,  die  Trennung  der  Justiz 
von  der  Administration  u.  s.  w.,  —  ist  nicht  dies  alles  auch 
garantirend  für  die  Verfassung  und  ihre  Integrität? 

Nach  unserer  Meinung  muss  die  ganze  Verfassung  als 
ein  organisch  zusammenhängendes,  also  verbundenes  und 
durch  das  organische  Gesetz  jeden  Theil  garantirendes 
Ganzes  betrachtet  werden,  welches  nicht  auf  der  Luft  oder 
auf  dem  Gerolle  doctrinärer  Gedanken,  sondern  auf  dem 
festen  und  stets  belebenden,  stets  productiven,  also  auch 
erneuernden  Boden  der  Gemüths-,  Verstands-  und  materia- 
listischen Sympathien  des  Volks  ruht,  aus  dem  es  organisch 
hervorgegangen  sein  soll.  Diese  Basis,  diese  Entstehungs- 
weise ist  auch  dann  vorhanden,  wenn  eine  Verfassung  in 
ihren  wesentlichen  Punkten,  z.  B.  in  ihrer  constitutionellen 
Eigenschaft,  neu  und  gleichsam  mit  einem  Schlag  entstan- 
den, aber  doch  nur  die  feierliche  Anerkennung  längst  schon 
berechtigter  Grundsätze  ist. 

Wir  wissen  wohl,  dass  „omne  exemplum  Claudicat44; 
allein  unser  Gleichniss  ist  gerade  um  so  mehr  berechtigt, 
je  mehr  die  Bausteine  eines  Verfassungswerks  Menschen 
und  nicht  todtes  Material  sind.  Was  dem  architektonischen 
Bau  Situation  und  Klima,  das  ist  dem  Staat  seine  Lage  im 
Staatensystem,  sein  Machtverhältniss  zu  den  andern  Staaten. 
Wenn  daher  von  äussern  Verfassungsgarantien  gesprochen 
wird,  so  sollte  man  vor  allem  erwägen,  dass  es  überhaupt 
und  namentlich  in  einem  Staatensystem,  wie  dem  europäi- 
schen,  äussere  Verfassungsgarantien  im  engern  und  weitern 
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Sinn  geben  müsse.  Eine  äussere  Verfassungsgarantie  im 
engem  Sinn,  d.  h.  wenn  ein  fremder  Staat  dieselbe  über- 
nommen hat,  erscheint  nur  als  ein  Rechtfertigungsgrund, 
wenn  der  mächtigere  Garant  zu  seinem  Vortheil  sich  in  die 
innern  Angelegenheiten  des  Garantirten  mischen  will,  als 
eine  Form  der  Protection,  die  gleich  ist  einer  Domination, 
also  der  Unselbständigkeit  des  letztern.  Der  systematische 
Zusammenhang  der  Volker  aber  soll  nur  jene  Beschränkung 
derselben  zur  Folge  haben,  welche  sich  aus  der  unabweis- 
baren freien  Vergesellschaftung  der  Völker  im  Interesse  eines 
jeden  derselben  ergibt.  Dieser  Zusammenhang  macht  die 
Selbständigkeit  jedes  einzelnen  davon  erfassten  Volks  notwen- 
dig, und  hierin  liegt  die  äussere  Verfassungsgarantie  im 
weitern  Wortsinn.  Das  Staatensystem  gewährt  nämlich 
nicht  nur  durch  sein  Volker-  und  internationales  Recht 
Sicherheit  für  die  Bestände  seiner  Staaten,  sondern  auch 
für  die  Aufrechterhaltung  und  organische  Fortbildung  ihrer 
Verfassungen,  theils  weil  es  selbst  die  Gemeinschaft  gewisser 
allgemeiner  Grundsätze  nothwendig  mächt,  theils  weil  ge- 
fährliche Gewaltausbrüche  in  einem  seiner  Staaten  den  all- 
gemeinen innern  Frieden  und  damit  die  allgemeinen  Interes- 
sen gefährden  konnten.  Diese  äussern  Garantien  sind  zwar 
weder  juristisch  zu  präcisiren  noch  so  durchzuführen  898); 
sie  liegen  gleichsam  in  der  Luft.  Aber  sie  sind  unvermeid- 
lich und  daher  mit  der  möglichsten  Selbständigkeit  der 
Staaten  ebenso  vereinbar,  wie  die  speciellen  äussern  Ver- 
fassungsgarantien es  nicht  sind.  Wohin  kommt  man  nun 
bei  jenen  mit  der  Rechtsstaatstheorie? 

Sehen  wir  aber  von  den  äussern  Verfassungsgarantien 
ab,  so  wird  gerade  die  tiefere  Betrachtung  der  sogenannten 
innern  Verfassungsgarantien  beweisen,  dass  diese  Frucht  der 
Rechtsstaatstheorie  ziemlich  hohl  ist. 


398)  Dennoch  können  sie  einigermassen  sogar  formelle  sein,  nämlich 
dann,  wenn  der  fragliche  Bestand  des  Staatensystems,  resp.  aller  seiner 
Glieder  anf  einem  formellen  Völkerrechtsact  ausdrücklich  beruht,  wie  z.  B. 
der  gegenwärtige  Bestand  Europas  noch  immer  grossentheils  auf  den  Be- 
sehmssen  des  Wiener  Congresses. 
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EL    Von  einzelnen  innern  Verfassungsgarantien. 

Schon  der  Umstand,  dass  die  Verfassungen  manchmal 
für  die  innevn  Verfassungsgarantien  gar  keine  besondere 
Rubrik  haben,  noch  mehr  die  Thatsache,  dass  sie  über  den 
Umfang  des  Begriffs  nicht  übereinstimmen,  konnte  bedenk- 
lich sein.  Wir  wollen  aber  dies  übergehen  und  nur  jene 
Einrichtungen  betrachten,  die  am  allgemeinsten  als  formelle 
innere  Verfassungsgarantien  gelten.     Hierher  zählen: 

a)  die  besonders  erschwerenden  Formen  für  Abände- 
rung bestehender  Verfassungsgesetze.  Allein  während  einer- 
seits nicht  einzusehen  ist,  warum  ein  Gesetz,  welches  nicht 
mehr  passend  erscheint,  am  Ende  deshalb  fortbestehen  muss, 
weil  die  betreffende  schwere  Form  nicht  erfüllt  werden 
konnte,  ist  andererseits  wohl  zu  beachten,  dass  der  Gegen- 
stand der  Verfassungsgesetze,  und  zwar  nach  Umständen 
in  sehr  wichtigen  Beziehungen,  keineswegs  allenthalben  der- 
selbe, und  abgesehen  hiervon,  die  Auffassung  dieser  soge- 
nannten Verfassungsgarantie  oft  eine  sehr  entgegengesetzte 
ist.  Die  einen  denken  nämlich  dabei  nur  an  die  Garantie 
der  monarchischen  Regierungsform,  die  andern  nur  an  die 
Unabänderlichkeit  eines  wegen  seiner  sogenannten  Frei- 
sinnigkeit, wegen  seines  demokratischen  Charakters  für  un- 
schätzbar und  unfehlbar  gehaltenen  Wahlgesetzes  u.  s.  w. 
Auf  dem  kühlen  Ruheplätzchen  des  Doctrinarismus  vergessen 
aber  alle,  dass  Usurpation  und  Revolution,  offene  wie  ge- 
heime, auffallende  wie  unbemerkte,  sich  gerade  an  diesen 
Dingen  am  wenigsten  stören,  stets  zuerst  dagegen  auftreten 
und,  wenn  glücklich,  sie  ohne  Rücksicht  auf  jede  besondere 
Garantie,  ja  sammt  dieser,  umstürzen,  während  die  einer 
solchen  entbehrenden  einfachen  Gesetze  oft  ungestört  fort- 
bestehen. Wir  leugnen  nicht,  dass  ein  gewisser  innerer 
Grund  für  die  Unterscheidung  von  einfachen  und  Verfas- 
sungsgesetzen besteht;  aber  derselbe  folgt  jedenfalls  nicht 
erst  aus  dem  Constitutionalismus  und  ist  in  dem  besondern 
constitu  tionellen  Sinn  nicht  nur  dem  englischen  Staatsrecht, 
sondern  selbst  der  franzosischen  Charte  unbekannt.399)    So- 


399)  Zachariae,  Vierzig  Bücher,  III,  229.     Die  vollkommenste  Bürg- 
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lange  die  staatliche  Rechtsordnung  überhaupt  besteht,  be- 
darf kein  Gesetz  einer  besondern  Garantie  gegen  recht- 
massige Abänderung,  und  wenn  jene  aufgehört  hat,  dann 
hilft  jede  durch  sie  gegebene  besondere  Garantie  begreiflich 
auch  nichts.  Letztere  ist  also  weder  eine  nothwendige  Con- 
sequenz  noch  ein  Stützpunkt  des  Rechtsstaats,  und  kann 
daher  auch  nicht  rückwärts  zur  Begründung  und  Rechtferti- 
gung der  Rechtsstaatstheorie  gebraucht  werden. 

b)  Die  landstandischen  Ausschüsse,  der  Fortbestand  des 
Landtagsvorstandes  für  die  Dauer  des  Nichtversainmeltseins 
der  Stände,  das  hier  und  da  ausnahmsweise  gestattete  Selbst- 
versammlungsrecht der  Stände,  die  Anrufung  des  Bundes- 
schutzes für  eine  Verfassung.  Allein  alle  diese  Einrichtun- 
gen haben  mit  dem  Rechtsstaat  nichts  zu  thun.  Sie  haben 
ihren  Grund  theils  in  den  Consequenzen  der  ständischen 
Competenz  und  einer  entsprechenden  Geschäftsführung  (wie 
z.  B.  die  StaatS8chuldentilgungscommissäre),  theils  in 
Ausnahmezuständen,  in  denen  das  normale  Rechtsgebäude 
nicht  ausreicht  und  rechtliche  Ausnahmen  vorgesehen  sind. 
Ob  diese  genügen,  hängt  weniger  von  ihnen  als  von  den 
Umständen  und  davon  ab,  wie  sie  gebraucht  werden. 

c)  Dasselbe  gilt  im  wesentlichen  von  den  verfassungs- 
mässigen Bestimmungen  der  sogenannten  provisorischen  Ge- 
setzgebung, rücksichtlich  welcher  wir  uns  auf  unsere  frühern 
Ausführungen  zurückbeziehen. 

d)  Auch  die  Rechte  des  Souveräns  bezüglich  der  Be- 
rufung der  Stände  u.  -s.  w.  sind  keine  besondern  Verfassungs- 
garantien. Ihre  Berechtigung  kann  nicht  aus  einer  abstracten 
Rechtsstaatstheorie,  sondern  nur  aus  den  Consequenzen  des 
organischen  Staats  mit  monarchischer  Form  entnommen 
werden. 

e)  Die  Unabhängigkeit  der  Justiz  und  deren  gesammte 
gute  Einrichtung  sowie  eine  Verantwortlichkeit  der  Minister 
sind  Dinge,  welche  mehr,  als  man  gewöhnlich  annimmt,  in 
jedem  einigermassen  wohlgeordneten  Staate  vorkommen, 
selbst  in  Despotien  sich  geltend  machen,  aber  durch  die 
richtige  Auffassung  des  Constitutionalismus  und  mit  ihr  nicht 


schaft  für  den  Constitutionalismus  findet  dieser  Schriftsteller  (a.  a.  O.,  III, 
'294)  in  den  Staatsschulden. 


446  Zehnter  Abschnitt. 

nur  manche  neue  Seite  gewonnen  haben,  sondern  wirklich 
wesentlich  verbessert  worden  sind.  Demnach  erscheinen  sie  so 
sehr  als  integrirende  Bestandteile  der  constitutionellen  Ver- 
fassungen, dass  kein  Grund  gegeben  ist,  sie  als  gleichsam 
ausserhalb  derselben  liegende  besondere  Garantien  zu  be- 
trachten/ und  es  dürfte  unzweifelhaft  sein,  dass,  wenn  die 
Verfassung  einmal  überhaupt  ins  Schwanken  gekommen  oder 
im  Fallen  ist,  auch  die  Gerichte  und  die  Ministerverant- 
wortlichkeit sie  nicht  halten,  ja  nicht  einmal  ihre  Verletzung 
heilen  können.  Die  Wiederbefestigung  einer  erschütterten, 
die  Heilung  einer  verletzten  Verfassung  kann  nicht  durch 
richterliche  Urtheile,  sondern  muss,  wenn  überhaupt  mög- 
lich, durch  eine  grosse  und  höchst  mannichfaltig  combinirte 
innere  Kraft  der  ganzen  Nation  erfolgen.  Nicht  der  for- 
melle Rechtsstaat,  sondern  der  materiell  rechte  Staat  ist 
das  Ideal  unserer  Zeit;  das  formelle  Recht  ist  eines  der 
vielen  Mittel  dazu.  Ist  es  zugleich  das  materiell  Gerechte, 
dann  erscheint  dies,  nicht  die  Form,  als  die  Hauptsache. 
Ein  Mittel  ist  aber  immer  nur  so  lange  gut,  als  es  nicht 
selbst  Zweck  sein  will.     (Siehe  hiervon  unten.) 

f)  Eine  besondere,  häufig  falsch  beurtheilte  und  meist 
überschätzte  Rolle  unter  den  formellen  Verfassungsgarantien 
spielen  die  schon  dem  grauesten  Alterthum  bekannten  400) 
sogenannten  politischen  Eide.  401) 


400)  Gesetze  des  Manu,  Buch  VII,  §.  54. 

401)  Held,  System,  II,  105  fg.  Ueber  politische  Eide  bei  den  Grie- 
chen 8.  Laurent^  a.  a.  O.,  II,  41  („dans  nn  age  oü  regnait  le  droit  dn 
plus  fort  (griechische  Heroenzeit),  les  hommes  sentaient  instinctivement 
qae  la  foi  des  serments  etait  le  seul  lien  de  l'ordre  social:  anssi  les 
dieux  eux-memes  ätaient  punis  de  leurs  parjures")  und  210,  Note  4  (Ly- 
sander  soll  gesagt  haben:  „II  faut  tromper  les  enfants  avec  des  osselets, 
les  hommes  avec  des  serments14).  Lerminier,  a.  a.  O.,  I,  194.  Ueber 
Eidesleistung  bei  den  Dayaks  auf  Borneo  s.  Das  Ausland,  1837,  Nr.  295, 
296.  Ueber  die  verschiedenen  politischen  Eide  im  allgemeinen:  Stäudlin, 
C.  F.,  Geschichte  der  Vorstellungen  und  Lehren  vom  Eide  (Göttingen 
1824).  Le  Gentil,  C,  Origines  de  droit,  S.  9  fg.,  88,  124  fg.,  215  fg. 
Cha9$an%  Essai  sur  la  symbolique  du  droit  (Paris  1847),  S.  365  („Ge- 
zwungener Eid  ist  Gote  leid",  „Serment  force  Messe  Dieu").  Locke, 
Origine  etc.  of  civil  government,  Kap.  12,  §.  3  („cependant  il  faut  ob 8 er- 
ver qu'encore  que  quoique  les  serments  de  fidelit^  lui  (au  roi)  soient 
pretes,  il  ne    lui   sont  pas  pretes   comme  au   Ugislateur  supreme,    mais 
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Die  Zahl  derselben  ist  sehr  gross.  Zu  ihnen  geboren 
nämlich  nicht  nur  der  Verfassungseid  des  Thronfolgers,  die 
besondern  Eide  des  Reichsvormunds,  der  Wahlmänner,  der 
Abgeordneten  und  aller  selbständigen  Staatsbürger,  sondern 
auch  der  Diensteid  des  Klerus,  der  Beamten  und  der  Fah- 
neneid des  Militärs,  namentlich  dann,  wenn  neben  ihnen 
nicht  noch  ein  besonderer  Verfassungseid  vorkommt.  Alle 
diese  Eide  waren  in  einer  Vielzahl  von  während  der  Feudal- 
periode üblichen  Eiden  vorgebildet. 

Man  weiss,  welche  ungeheuere  Bedeutung  der  Ableistung 
oder  Verweigerung  der  politischen  Eide  in  verschiedenen 
Zeiten  da  und  dort,  selbst  in  unsern  Tagen,  beigelegt  wurde 
und  noch  wird.  Es  braucht  nur  auf  die  Geschichte  der 
beeidigten  und  nichtbeeidigten  Priester  in  Frankreich,  auf 
die  Frage,  ob  die  Glieder  rein  wissenschaftlicher  Etablisse- 
ments derlei  Eide  zu  schworen  haben,  ob  das  Militär  den 
Verfassungseid  leisten  solle  u.  8.  w.  hingewiesen  zu  werden. 
Wir  zweifeln  nicht,  dass  die  Leistung  oder  Verweigerung 
solcher  Eide  zu  sehr  wichtigen  politischen  Demonstrationen 
benutzt  werden  kann.  Aber  wenn  schon  solche  überhaupt 
der  entschiedene  Beweis  für  das  Uebersteigen  der  Rechts- 
staatsgrenzen  sind,    so   beweist   die  Geschichte   mit   voller 


comme  a  celui  qui  a  le  pouvoir  souverain  de  faire  executer  leg  loi6 
faites  par  lui  conjointement  avec  d'autres.  La  lidelite  a  laquelle  on  s'en- 
gage  par  les  serments  n'etant  autre  chose  que  l'obeissance  que  Ton  pro- 
met  de  rendre  confonuement  aux  lois,  il  s'ensuit  que  quand  il  vient  a 
violer  et  a  mepriser  ces  lois,  il  n'a  plus  le  droit  d'exiger  de  l'obeis- 
sance etc.").  Lacombe,  a.  a.  0.,  T,  115.  Mohl,  R.  von,  Staatsrecht,  Völ- 
kerrecht u.  s.  w.,  I,  369.  Sempere,  a.  a.  O.,  S.  221,  225.  Nordenfycht, 
a.  a.  O.,  S.  244,  267.  Bentham,  Tactique,  II,  63  fg.  Laurent,  L'eglise, 
III,  101  fg.  Guizot,  Memoire* ,  11,  66;  Histoire  parlementaire,  I,  53. 
Derselbe,  Memoires  de  l'Academie  royale  de  Bruxelles,  V,  11,  13.  Gneüt, 
a.  a.  O.,  I,  301.  Proudhon,  Systeme  federatif,  S.  286  fg.  Die  Ansichten 
PrtvoBt-ParadoCs  im  Journal  des  Debats,  20.  April  1863.  Zachariae,  Vier- 
zig Bücher,  III,  106  n.  293.  Abel,  in  der  allgemeinen  Monatsschrift,  1852, 
S.  451.  Wichtige  Verhandlungen  über  diesen  Gegenstand  fanden  statt  auf 
den  Landtagen  von  Hannover  und  Hessen-Darmstadt  im  Februar  und  April 
1858,  fahrten  aber  nur  in  Hannover  dazu,  dass  die  besondere  Beeidigung 
der  Beamten  auf  die  Verfassung  aufgehoben  wurde.  Vilmar  u.  V.  von 
Strauts  sind  geradezu  für  die  Unverbindlichkeit  des  Verfassungseids  für 
Fürst  und  Volk. 
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Evidenz,  dass  der  Eid  keine  Verfassung  je  wirklich  garan- 
tirte,  wenn  sie  selbst  nicht  aus  hohem  Gründen  geachtet 
und  unverletzt  erhalten  wurde.  Jede  der  vielen  seit  dem 
Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  errichteten  französischen 
Verfassungen  wurde  von  denselben  Männern  beschworen, 
welche  die  Aufrechthaltung  ihrer  resp.  Vorgängerin  eidlich 
angelobt  hatten,  und  das  griechische  Militär  hat  vom  No- 
vember 1862  bis  Februar  1863  nicht  weniger  als  viermal 
auf  die  verschiedensten  Verfassungen  geschworen. 

Die  Geschichte  beweist  ferner,  dass,  wie  andere  Rechts- 
formen, so  auch  die  des  Eides  während  der  höchsten  Kraft- 
periode des  Feudalismus  sehr  wenig  ausgebildet  waren,  und 
dass  mit  dem  feudalen  Formalismus  auch  die  genauere  Be- 
stimmung der  Lehns-,  Huldigungs-  und  sonstigen  politischen 
Eide  in  demselben  Grade  wuchs,  in  welchem  die  Kraft  des 
Lehnwesens  schwand  und  sich  dasselbe  in  neuen  Lebens- 
formen verflachte. 

Alle  politischen  Eide  sind  wesentlich  promissorischer 
Art;  sie  begründen  bei  ungestörten  Rechtszuständen  nicht 
erst  die  unzweifelhaften  politischen  Pflichten,  sondern  sollen 
nur  eine  Sicherheit  mehr  für  deren  gewissenhafte  Erfüllung 
geben.  Setzen  wir  nun,  was  praktisch  nicht  gerechtfertigt 
wäre,  doch  wirklich  voraus,  dass  nämlich  sich  jeder  durch  einen 
solchen  Eid  für  gebunden  erachtete,  so  darf  nicht  vergessen 
werden,  dass  die  Stärke  des  Bandes  auf  der  Persönlichkeit, 
die  Gewissenhaftigkeit  der  Pflichterfüllung  auf  der  Ver- 
schiedenheit der  Gewissen  beruht,  und  dass  endlich  diejenige 
Pflicht,  welche  der  Einzelne  an  sich  für  höher  hält,  als  die 
beschworene,  doch  den  Sieg  über  die  letztere  in  Collisions- 
fällen  davontragen  wird.  Ob  eine  solche  Collision  vorhan- 
den ist,  hängt  gleichfalls  von  der  individuellen  Auffassung 
ab,  und  jeder  politische  Eid,  selbst  wenn  er,  was  thatsäch- 
lich  nicht  immer  der  Fall,  in  voller  Freiheit  geschworen 
wurde,  ist  als  mit  der  „reservatio  mentalis",  nicht  gegen 
höhere  Gewissenspflicht  gebunden  zu  sein,  geleistet  zu  er- 
achten. Natürlich  aber  wird  der  religiöse  Sinn  der  Zeit, 
der  fraglichen  Volksklasse  oder  einzelner  Individuen,  das 
Verhältniss  zwischen  Staat  und  Kirche  u.  s.  w.  von  Einfluss 
sein ;  allein  in  den  stets  unvermeidlichen  Collisionen  zwischen 
Recht  und  Religion,  Staat  und  Kirche  wird  auch  die  Colli- 
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sion  des  Eides  mit  andern  Pflichten  auf  eigentümliche  Weise 
wieder  hervortreten.  Dass  Noth  kein  Gebot  kenne,  muss 
sich  hier  ebenfalls  bewähren. 

Wir  wissen  wohl,  dass  bezüglich  der  fraglichen  Eide 
eine  Menge  von  Detailrücksichten  und  besondern  Betrach- 
tungen wie  Auffassungen  möglich  ist.  Wir  glauben  nicht 
auf  dieselben  eingehen  zu  müssen,  da  wir  durch  einige  all- 
gemeinere Untersuchungen  auch  zu  allgemeinern  Resultaten 
gelangen  werden. 

Vor  allem  drängt  sich  uns  die  ausnahmslose  Erfahrung 
auf,  dass,  welche  Folgen  auch  immer  an  den  Bruch  eines 
politischen  Eides  gebunden  erscheinen,  doch  nie  dieser  selbst, 
wenigstens  nicht  in  erster  Linie,  als  die  Ursache  dieser 
Folgen  erscheint,  und  dass  die  gewöhnlichen  besondern 
Wirkungen  eines  falschen  feierlichen  Eides  dabei  regel- 
mässig nicht  Platz  greifen.  Wir  brauchen  hierbei  nur  dar- 
auf hinzuweisen,  dass  der  Bruch  des  strengsten  Eides,  des 
Fahneneides,  wie  er  durch  Desertion  stattfindet,  wenigstens 
im  Frieden,  verhältnissmässig  so  gelinde  bestraft  wird,  dass 
der  Eid  in  der  Strafe  nicht  hoch  angeschlagen  erscheint. 

Ist  ein  Staatsangehöriger  vermöge  seiner  Stellung,  z.  B. 
als  Staatsdiener,  in  der  Lage,  nach  den  Bestimmungen  des 
Gesetzes  verschiedene  Eide  schwören  zu  müssen,  so  kann 
ohnehin  im  Falle,  wo  dieselben  miteinander  in  Collision  ge- 
rathen,  um  so  weniger  von  einer  Eides  Verletzung  gesprochen 
werden,  als  eine  Norm  darüber,  welcher  von  den  mehrern 
Eiden  in  einem  solchen  Falle  den  übrigen  vorgeht,  nicht 
vorhanden  und  auch  nicht  leicht  möglich  ist.  Wie  häufig 
solche  Collisioncn  bei  zu  Abgeordneten  gewählten  Staats- 
dienern nicht  nur  vorkommen,  sondern  auch  eclatant  wer- 
den, beweist  die  neueste  Geschichte  des  Constitutionalismus 
z.  B.  in  Prcussen.  Sie  fallen  mit  aufgeregten  politischen 
Zustanden,  mit  Verfassungswirren  zusammen,  sind  ein  Zei- 
chen unfertiger  Zustände,  ungenügender  Gesetze,  mangeln- 
der innerer  politischer  Einheit  und  müssen  es  lediglich  dem 
Gewissen  anheim  gestellt  lassen,  wie  der  Einzelne  z.  B.  seine 
Auffassung  der  staatsbürgerlichen  Pflicht  mit  der  seiner  Staats- 
dienerstellung auszugleichen  im  Stande  ist.  Ob  der  Beamte 
königlicher  oder  Staatsdiener  oder  königlicher  Staatsdiener 
officiell  heisst,  erscheint  dabei  ganz  gleichgültig. 
Held.  m.  29 
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Sehen  wir  nun  auch  noch  auf  den  gewöhnlichen  Inhalt 
der  politischen  Eidesformeln,  so  pflegt  in  denselben  ein  drei- 
faches Versprechen,  und  zwar  des  Gehorsams  gegen  die 
Gesetze,  der  Beobachtung  und  der  Aufrechterhaltung  der 
Staatsverfassung  und  der  Treue  gegen  den  Souverän  ver- 
bunden zu  werden. 

In  normalen  gesunden  Staatszuständen  besteht  zwischen 
diesen  drei  Positionen  ein  wirklicher  Unterschied  nicht. 
Denn  die  Verfassung  ist  auch  Gesetz,  die  Beobachtung  oder 
Aufrechterhaltung  der  Staatsverfassung  ist  wesentlich  auch 
Gehorsam  gegen  die  Gesetze  und  umgekehrt,  Stellung  und 
Gewalt  des  Souveräns  sind  gleichfalls  gesetzlich,  und  so 
enthalten  in  der  That  jene  drei  Positionen  nichts  anderes 
als  zusammengehörige  Consequenzen  des  staatlichen  Gesell- 
schaftsverhältnisses oder  der  politischen  Pflicht,  von  deren 
Erfüllung  auch  der  Souverän  nicht  ausgenommen  ist. 

Aber  Gesetze  und  Verfassungen  können  das  Leben  des 
Staats  nicht  erschöpfen  und  sind  jedenfalls  nichts  ohne 
Durchgang  durch  die  Menschen.  Ebenso  wenig  kann  der 
Souverän  unter  allen  Umständen  durch  förmliche  constitu- 
tionelle  Gesetze  gebunden  und  überhaupt  im  Stande  sein, 
alle  Anforderungen  zu  befriedigen,  es  allen  Leuten  recht  zu 
machen.  Gesetz  und  Verfassungsurkunde  können  die  Grund- 
ideen angeben,  von  denen  sie  ausgehen,  in  denen  sie  ihre 
höhere  sittliche  und  sonstige  Autorität  finden.  Auch  mögen 
sie  gewisse  zu  ihrer  Realisation  unentbehrliche  Einrichtungen 
in  sich  aufnehmen.  Allein  jedenfalls  hegt  die  Realisation 
jener  Ideen  nicht  in  den  geschriebenen  Urkunden,  die  ledig- 
lich als  ein  Mittel  hierzu  erscheinen.  Man  gedenke  nur 
z.  B.  der  allgemein  bekannten  Grundideen  unsers  Straf-  und 
Processrechts  und  vergleiche  damit  die  Wirklichkeit.  Ge- 
rade so  ist  es  mit  dem  in  den  politischen  Eiden  angelobten 
politischen  Gehorsam,  dessen  freie  und  volle  Erfüllung  nicht 
von  dem  in  den  Verfassungsgesetzen  ausgesprochenen  Grund- 
prineip,  sondern  von  einer  rechtlich  nicht  messbaren,  ja 
rechtlich  unfassbaren  Kraft,  von  Patriotismus  abhängt. 

Gleichwie  nun  zwischen  Himmel  und  Erde  vieles  ist 
und  ewig  bleiben  wird,  was  selbst  die  Weisesten  nicht 
ahnen,  oder  wofür  sie  in  ihrer  Weisheit  die  Ahnungsfäbig- 
keit  unbefangener  Gemüther   verloren  haben,    so  ist,    ganz 


Von  den  Verfassungsgarantien.  461 

abgesehen  von  dem  unter  allen  Umstanden  durch  die  con- 
stitutionelle  Gesetzgebung  nicht  zu  beseitigenden  freien  Ver- 
ordnungsrechte innerhalb  des  Verwaltungsgebiets,  zwischen 
Volk  und  Regierung  unendlich  vieles  und  wichtiges,  was 
keine  Weisheit  in  Gesetzesform  zu  fassen  vermag  und,  wenn 
sie  es  doch  versuchen  würde,  den  schlagenden  Beweis  der 
Unweisheit  des  Gesetzgebers  liefern  müsste. 

Zu  diesen  Dingen  rechnen  wir  alle  rein  sittlichen  und 
die  grossen  socialen  materialistischen  Mächte  und  besonders 
auch  die  Macht  der  Persönlichkeiten  mit  allen  sich  daran 
knüpfenden,  durch  kein  Gesetz  zu  bestimmenden,  zu  erzeu- 
genden oder  zu  bannenden,  also  unüberwindlichen  Sympa- 
thien und  Antipathien,  diese  Quellen  aller  ausserordentlichen 
historischen  Ereignisse  mit  ihren  die  Function  des  Gesetzes 
überflügelnden  oder  paralysirenden  Erfolgen. 

Eis  erscheint  demnach  wie  ein  instinctmässig  glücklicher 
Griff  innerhalb  der  fröstelnden  Atmosphäre  des  doctrinären 
sogenannten  reinen  Rechtsstaats,  dass  in  die  allgemeine  po- 
litische Eidesformel  neben  den  beiden  ersten  Positionen, 
welche  natürlich  auch  den  Gehorsam  gegen  nichtverfassung- 
rerletzende  Verwaltungsverfügungen  enthalten,  gleichsam  in 
einer  „gradatio  a  minori  ad  majus",  die  Treue  gegen  den 
Souverän  gesetzt  wird ;  denn  diese  letztere  Position  ist 
wesentlich  nichts  als  eine  Vindication  der  bei  jeder  Art 
von  Gewaltentheilung  absolut  notwendigen  Einheit  der 
gesainmten  Staatsregierung,  der  organischen  Einheit  des 
Souveräns  mit  dem  Staate  und  des  reellen  sittlich -persön- 
lichen Machtelements,  welches  unter  den  beiden  ersten  Vor- 
aussetzungen in  der  sympathetischen  Einheit  zwischen  Volk 
und  Regierung  besteht  und  aus  so  vielen  Gründen  durch 
die  Gesetze  nicht  ersetzt  werden  kann. 

Diese  letztere  Position  ändert  folglich  nichts  an  dem 
wahren  Wesen  des  verfassungsmässigen  Gehorsams,  der 
selbst  als  das  Minimum  patriotischer  Hingabe  an  den  Staat 
Dach  der  Idee  des  Constitutionalismus  nicht  nur  das  Postu- 
lat der  freien  Erfüllung,  sondern  auch  des  Bestehens  auf 
dem  eigenen  Recht  um  des  Staats  und  der  allgemeinen 
Rechtsordnung  willen  enthält.  Sie  verlangt  weder  persön- 
lichen Servilismus,  noch  schliesst  sie  willkürliche  Geltend- 
machung der  Individualität,  und  wäre  es  die  des  Souveräns, 

29* 
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gegen  das  feststehende  Minimum  der  gesetzlichen  Ansprüche 
ein.  Aber  sie  verlangt  auf  Grundlage  der  letztern  das 
sittliche,  also  einer  unendlichen  Steigerung  fähige  Mehr 
und  gibt  dem  abstracten  Gesetzbegriff  die  unentbehrliche 
Personification  und  dadurch  dem  personlichen  Elemente  die 
Anerkennung  seiner  politischen  Bedeutung  und  die  Möglich- 
keit der  rettenden  That  in  jenen  Fällen,  wo  die  gewöhn- 
lichen Gesetze  nicht  ausreichen. 

In  normalen  Zustanden  wird  demnach  keine  Collision 
zwischen  den  drei  Gliedern  des  politischen  Eides  entstehen; 
unter  anormalen  Verhältnissen  aber,  d.  h.  wenn  Regierung 
und  Gesetz  und  Verfassung  bereits  in  Collision  gerathen 
sind,  wird  der  politische  Eid  die  Collision  nicht  heben. 
Persönlichkeiten,  sittliche,  intellectuelle  und  materielle  Mächte 
werden  erst  in  die  nöthige  Harmonie  versetzt  werden  müs- 
sen, um  den  politischen  Eid,  wie  er  auch  gefasst  sein  mag, 
als  den  Ausdruck  einer  harmonischen  Auffassung  des  poli- 
tischen Verhältnisses  erscheinen  zu  lassen.  40*) 

Wer  möchte  die  Wahrheit  dieser  Behauptung  bezwei- 
feln, wenn  er  so  viele  Gesetze  ganz  erfolglos  oder  gegen 
den  Sinn  des  Gesetzgebers  wirksam  werden  sieht  und  die 
Macht  erkennt,  welche  Umstände  und  Persönlicheiten  gegen 
unzweifelhafte  Gesetzesbestimmungen,  selbst  bei  denjenigen 
Völkern  übten,  die  als  die  Hauptträger  der  constitutionellen 
Idee  erscheinen.  Nach  englischen  Gesetzen  ist  z.  B.  heute 
noch  die  Krone  Eigenthümerin  alles  in  ihrem  Gebiete  lie- 
genden Grund  und  Bodens,  während  in  der  That  nirgends 
grössere  Freiheit  des  Privatgrundeigenthums  besteht  als  in 
England.  Betrachtet  man  die  vielen  Bestimmungen  der 
englischen  Verfassung  über  die  Rechte  der  Krone,  so  schei- 
nen die  letztern  alle  nur  fingirt  und  lediglich  deren  Be- 
schränkungen reell.  In  der  That  aber  hatte  jeder  englische 
Souverän  stets  so  viel  Gewalt,  als  seine  Persönlichkeit  und 


402)  Es  hat'  sich  bei  der  Souveränetät  des  römischen  Volks  und  Ver- 
antwortlichkeit der  von  ihm  selbst  gewählten  Feldherren  ganz  organisch 
in  die  ganze  staatliche  Ordnung  eingefügt,  dass  die  Legionen  direct  nur 
dem  Feldherrn  schworen.  Was  ist  aber  aus  dem  Soldateneid  geworden, 
seit  die  Legionen  sich  allein  als  römisches  Volk  betrachten  konnten,  die 
Republik  zusammenstürzte  und  am  Ende  die  Legionen  selber  nicht  mehr 
aus  römischen  Bürgern  bestanden? 
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deren  Verhaltniss  zu  den  Umstanden  ihm  gewährten.  Und 
wenn  man  erwägt,  dass  es  kein  Gesetz  gibt,  welches  so 
glücklich  im  Ausdruck  und  so  vollständig  im  Inhalt  wäre, 
um,  abgesehen  von  politischem  Unverständniss  und  schlech- 
tem Willen,  fortwährend  unverletzt  und  nach  allen  Seiten 
genügend  vollkommen  durchgeführt  werden  zu  können, 
was  soll  allen  diesen  Unvollkommenheiten  gegenüber  er- 
gänzend, beruhigend,  heilend  wirken?  Wir  glauben,  nur 
der  sittliche  gute  Wille  von  Regierung  und  Volk  auf 
Grundlage  wahren  politischen  Verständnisses  im  Anschluss 
an  den  politischen  Credit  der  Persönlichkeiten.  So  kommt 
es,  dass  man  einem  Souverän  oder  einem  Ministerium  ge- 
genüber gar  keine  Verfassungsverletzung  findet  oder  sie 
leicht  hingehen  lässt,  nur  weil  man  den  leitenden  Persön- 
lichkeiten gegenüber  keine  Gefahr  fühlt,  ihnen  vertraut, 
das  Geschehene  als  unvermeidlich  vergibt  oder  gar  als  er- 
haben oder  gemeinnützig  hoch  rühmt,  während  andern  Per- 
sönlichkeiten gegenüber  noch  ein  viel  Wenigeres  genügt 
hätte,  um  die  heftigsten  Kämpfe  hervorzurufen. 

Fassen  wir  nun  unsere  Ansicht  über  die  politischen 
Eide  zusammen,  so  ist  sie  folgende: 

Besteht  Zweifel  über  das  Ob  und  Wie  einer  Pflicht, 
sodass  diese  gleichsam  durch  den  Eid  erst  überhaupt  oder 
einem  bestimmten  Umfange  nach  juristisch  begründet  wird, 
wenn  sie  auch  dem  sittlichen  Gefühl  oder  den  allgemeinen 
Ansichten  nach  schon  vorhanden  war,  dann  kann  ein  der- 
artiger Eid,  den  noch  dazu  die  Natur  der  Verhältnisse  und 
die  religiösen  Ansichten  der  Zeit  unterstützen,  in  der  Vor- 
aussetzung, dass  die  fragliche  Pflicht  einer  juristischen  Be- 
gründung fähig  ist,  so  lange  nothwendig  erscheinen,  bis  der 
Gegenstand  des  Eides  über  jeden  Zweifel  erhaben,  d.  h. 
ein  Theil  der  ganzen  politischen  Anschauung  des  Volks  ge- 
worden ist.  Fehlt  eine  dieser  Voraussetzungen,  so  halten 
wir  politische  Eide  weder  für  nothwendig  noch  für  nütz- 
lich, und  zwar  am  allerwenigsten,  wenn 

1)  der  zu  beschwörende  Zustand  ein  entschieden  noch 
undefinitiver,  das  herrschende  Princip  der  Regierung  eines 
Staats  noch  unentschieden  und  also  ein  unversöhnter  Gegen- 
satz der  politischen  Parteien  vorhanden  ist; 
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2)  wenn  auf  die  natürliche  Fortbildung,  resp.  Verände- 
rung sowol  in  dem  Schwörenden  als  auch  im  Staate  selbst 
keine  Rücksicht  genommen  werden  und  der  Eid  als  ein 
Mittel  der  absoluten  Unveränderlickeit  eines  gewissen  „Sta- 
tus quo"  dienen  soll; 

3)  wenn  es  an  einer  scharfen  Formulirung  des  Eides 
an  einer  unzweifelhaften  Erklärung  seines  Inhalts  und  ar 
dem  richtigen  Verständniss  desselben  seitens  des  Schwören 
den  fehlt. 


elfter  ;atiftymtt 

Minister  nnd  Ministerverantwortliehkeit.  *°*) 


Geschichtliches  zur  Entwickelung  des  modernen  Ministerbegriffs.  Ver- 
schiedenheiten. —  Frankreich,  England  und  Deutschland.  —  Die  Mini- 
terverantwortlichkeit.  Deren  Rechtfertigung  unter  bestimmten  Voraus- 
setzungen. 


Auch  das  Wort  „Minister"  hatte  eine  eigene  geschichtliche 
Entwickelung,  und  es  gehörte  eine  lange  Reihe  von  Jahr- 
hunderten dazu,  bis  mit  dem  Worte,  welches  den  Diener 
in  der  allerweitesten  Bedeutung  bezeichnet,  der  höchste  und 
wichtigste  aller  Diener,  das,  was  wir  jetzt  im  allgemeinen 
Minister  nennen,  „par  excellence"  bezeichnet  wurde. 

Jeder  Souverän  bedarf  der  Helfer,  und  diejenigen  von 
diesen,    welche   ihm  am  nächsten404)  stehen,    müssen  sich 


403)  Zu  der  im  Staats-Lexikon,  Thl.  10,  S.  64,  Note  24,  zusammen- 
gestellten Literatur  s.  noch:  Vattel,  a.  a.  O.,  I,  186.  Lamartine,  La 
France  parlementaire,  I,  118  fg.  Kaltenborn,  Die  Volksvertretung  und  die 
Besetzung  der  Gerichte  u.  s.  w.  (Leipzig  1864).  Zopfig  Deutsches  Staats- 
recht, II,  420.  Escher,  a.  a.  0.,  II,  249.  John,  R.  E,  Kritik  des  preus- 
sischen  Gesetzentwurfs  über  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  (Leipzig 
1863).  Escher,  a.  a.  O.,  II,  580  fg.  Esshaver,  a.  a.  O.,  S.  168.  Stein, 
a.  a.  O.,  I,  29,  95,  99  fg.,  274,  281  fg.,  291,  302  fg.,  321  fg.,  325  fg. 

404)  Ueber  das  Reichskanzlerthnm ,  in  welchem  von  je*  etwas  dem 
verantwortlichen  Ministerium  ähnliches  lag,  in  Frankreich:  s.  Bastard- 
fEstang,  a.  a.  0.,  II,  81  fg.;  in  England:  Oneist,  a.  a.  O.,  I,  128  fg., 
148,  151;  in  Deutschland:  Stumpf,   K.  Ä,  Die  Reichskanzler,  vornehmlich 
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daher  nothwendig  in  einer  ausgezeichneten  Stellung  befin- 
den. Aber  wie  gross  muss  die  Verschiedenheit  sein  zwischen 
den  obersten  Beamten  eines  Despoten,  die  nicht  etwa  sinn- 
bildlich blos  dessen  willenlose  Werkzeuge  sind,  und  den  ober- 
sten Beamten  eines  Souveräns,  der  mehr  Lehnsherr  als 
Staatsoberhaupt  ist?406)  Wir  wissen,  was  meistens  aus 
den  Vasallendiensten  und  Vasallendienern  geworden  ist  406) 
Entweder  modificirten  sie  sich  selbst  unter  Einwirkung  der 
eigenthümlichen  Gestaltungen  und  Ereignisse  zu  einem  höch- 
sten Rath  und  Vollzugsorgan  der  Krone  und  setzten  sich 
sowol  mit  der  letztern  als  auch  mit  dem  Volke  in  jenen 
Zusammenhang  und  Einklang,  wodurch  sie  als  eigentliche 
Staatsdiener  erscheinen,  wie  dies  in  England  geschah,  oder 
sie  thaten  dies  nicht.  Im  letztern  Fall  sehen  wir  bald  allent- 
halben mit  dem  absoluten  Furstenthum  eine  neue  Klasse 
von  Dienern  entstehen,  welche  die  Fürsten  in  der  Befreiung 
der  untern  Volksklassen  und  in  der  Vernichtung  des  Feu- 
dalismus unterstützen  und  als  fürstliche  Käthe,  Hofräthe, 
Geheimeräthe  nach  und  nach  das  feudale  Gesellschafts- 
und Staatsgebäude  vernichten  und  an  seine  Stelle  ein  künst- 
lich centralisirtes  bureaukratisches  Gebäude  des  ganzen 
öffentlichen  Dienstes  mit  einem  absolutistischen  Oberhaupte 
setzen.  4or) 


im  10.,  11.  u.  12.  Jahrhundert  (Innsbruck  1865).  Trendelenburg,  A.t  Fried- 
rich der  Grosse  und  sein  Grosskanzler  Cocceji  (Berlin  1862)  Merkwür- 
dige Bemerkungen  über  Minister  s.  im  Chou-King,  Thl.  1,  Kap.  2,  Kap.  5, 
§.  4  fg.;  Thl.  4,  Kap.  1,  Sect.  3,  §.  2;  Kap.  7;  Kap.  16,  §.  10;  Kap.  21, 
§.  6;  Kap.  26,  §.  3;  Kap.  30,  §.  5  fg.  („Die  Einheit  zwischen  Volk  und 
Regenten  soll  sich  auch  in  denjenigen  zeigen,  welche  beide  lieben").  La 
Tahio,  X,  16. 

405)  Es  ist  nicht  blos  bildlich,  wenn  der  orientalische  Despot  seine 
vornehmsten  Diener  nach  seinen  Sinnen,  Korpertheilen  oder  Kleidungs- 
stücken benennt  (Vollgraff,  Staats-  und  Rechtsphilosophie,  II,  §.  153  a). 

406)  Vgl.  Duncker,  Geschichte  des  Alterthums,  II,  344. 

407)  S.  nnsern  Art.*  „Staatsrath"  im  Staats -Lexikon.  Sehr  beleh- 
rend über  diese  Entwickelung  ist  Sempere,  Histoire  des  Cortes,  nament- 
lich S.  116, '117  fg.,  118  fg.,  121  (in  Spanien  gab  es  „conseillcrs  lies  nn 
constitutionnels"  im  Gegensatz  zu  den  schon  früh  vom  König,  namentlich 
auch  ans  dem  dritten  Stand,  aus  den  Gelehrten,  gewählten  Staatsräthen), 
123  fg.,   J29,   189,  192,   194  fg.,  196  fg.,   247.     Auch  das  Verschwimmen 
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Der  Constitutionalismus ,  dessen  Idee  die  Mutter  zuerst 
der  englischen  Staatseinrichtungen  gewesen,  hatte  in  Eng- 
land schon  frühe  408) ,  in  den  übrigen  europäischen  Staaten 
aber  erst  seit  Anerkennung  der  constitutionellen  Idee,  die 
Stellung  aller  öffentlichen  und  Staatsdiener  wesentlich  än- 
dern müssen.  Während  ein  Friedrich  der  Grosse  es  nicht 
unter  seiner  Würde  hielt,  sich  den  ersten  Diener  des  Staats 
zu  nennen,  sprach  man  doch,  ja  spricht  man  noch  da  und 
dort  von  den  fürstlichen  Dienern  und  hört  nur  mit  unge- 
neigtem Ohr  von  den  Staatsdienern.  Allein  wie  dem  auch 
sei,  schon  ein  oberflächlicher  Blick  auf  unsere  gegenwärti- 
gen Verhältnisse,  auf  die  pragmatischen  Rechte  der  Beamten 
und  deren  ganze  Stellung  beweist,  dass  in  ihrer  Situation 
zur  Regierung  eine  wesentliche  Veränderung  Platz  gegriffen.   • 

Dass  dies  auf  jene  obersten  Aemter,  die  man  dort 
Staatssecretariate ,  anderswo  Geheimerath  oder  Departe- 
mentsvorstandschaften,  wieder  wo  anders  und  zwar  gewöhn- 
lich Ministerien  nennt,  nicht  ohne  grossen  Einfluss  bleiben 
konnte,  versteht  sich  von  selbst. 

Die  Hauptveränderung  beruht  auf  der  Entbindung,  ver- 
fassungsmässigen Anerkennung  und  Organisation  eines  als 
activ  früher  unbekannten  Elements  des  öffentlichen  Lebens, 
des  Volks.  Besitz  und  Macht  gaben  im  Feudalstaate  dem 
selbstsüchtigen  Rath  der  „majores  et  sapientes"  den  Nach- 
druck und  Charakter  eines  Staatsraths;  Anstellung  und  per- 
sönliche Gunst  gewährten  dasselbe  dem  geheimen  Rath  des 
absoluten  Fürsten;  mit  hinreichender  eigener  Kraft  mochte 
sich  letzterer  auch  des  besten  Raths  entschlagen.  409) 

des  Hof-  und  Staatsdienstes   sowie  die  höhere   Auszeichnung  des  erstem 
ist  eine  sehr  charakteristische  Erscheinung. 

408)  Gneist,  a.  a.  O.,  I,  122  fg.,  127,  130  fg.,  152,  184,  152,  194, 
216,  233,  262,  276,  278,  285,  317  fg.  Noch  Karl  III.  von  Spanien  er- 
bcbien  nach  seiner  Gewohnheit  am  Fest  des  heiligen  Karl  auf  dem  Bal- 
kon seines  Palastes,  um  dem  Volk  jede  Bitte  zu  gewähren,  die  es  an  ihn  ' 
richten  mochte  und  die  gewöhnlich  in  der  Entlassung  eines  Ministers  oder 
in  dem  Erlass  einer  Steuer  bestand.     Buckle,  a.  a.  O.,  II,  135. 

409)  Duvergier  de  Hauranne,  a.  a.  0.,  IV,  523  fg.  Untergeben  kön- 
nen unsere  Staaten  durch  einseitiges  Uebermass  der  Freiheitsbestrebungen. 
Eine  dauernde  systematische  tyrannische  oder  despotische  Regierung  der- 
selben ist  für  immer  unmöglich  geworden,  die  Möglichkeit  einer  solchen 
also  auch  kein  Motiv  für  Ministerverantwortlicfikeitsgesetze. 
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Der  constitutionelle  Staat  schützt  jeden  Beamten  vor 
fürstlicher  Willkür,  verlangt  von  jedem  Beamten,  dass  er 
vor  allem  Gesetz  und  Verfassung  beobachte,  und  stellt  die 
ganze  Waltung  der  Regierung  unter  das  theilnehmende,  be- 
obachtende Auge  des  Volks,  resp.  seiner  Vertretung. 

Diese  Vertretung  ist's,  welche  Verletzungen  der  Ver- 
fassung zu  ahnden,  sie  ist's,  mit  welcher  jede  Regierung  im 
Einklang  zu  stehen  hat. 

So  wie  nun  die  wahre  Lage  eines  jeden  constitutio- 
nellen  Staats  weniger  von  constitutionellen  Formen  über- 
haupt oder  von  diesen  oder  jenen  besondern  constitutionellen 
Einrichtungen,  als  vielmehr  von  dem  Regierung  und  Volk 
durchdringenden  constitutionellen  Geist  abhängt,  in  dieser 
Beziehung  aber  sehr  verschiedene  Abstufungen,  selbst  bei 
einem  und  demselben  Volk  verschiedene  Strömungen  statt- 
finden und  abwechseln  können,  so  muss  auch,  abgesehen 
von  den  Folgen  der  concreten  Persönlichkeiten  und  aus- 
nahmsweisen  Zustande  und  Ereignisse,  die  Lage  der  Beam- 
ten überhaupt  und  die  der  Vorstande  der  obersten  Central- 
behörden,  der  Minister410)  insbesondere,  eine  sehr  ver- 
schiedene sein. 

Wir  meinen  hiermit  natürlich  nicht  gewisse  eigenthüm- 
liche  Verschiedenheiten,  wie  z.  B.  zwischen  Ministern  mit 
und  ohne  Portefeuille411),  zwischen  „ministre  d'etat"  und 
„ministre  ä  d^partement"  4I2),  zwischen  redenden  (Sprech- 
ministern) und  schweigenden  Ministern 413),  sondern  die 
Verschiedenheit  unter  den  eigentlichen  geschäftleitenden 
Ministern. 


410)  Vitrolles,  Du  ministere  dans  le  gouvemement  representatif  (Pa- 
ris 1815),  s.  Duvergier  de  Hauranne,  a.  a.  O.,  III,  337.  Silkm,  Le  mini- 
stere d'etat    (Paris   1631).     Vollyraff,    Politische    Systeme,    IV,    565   fg. 

Vattel,  a.  a.  O.,  I,  203  fg.,  207.  Gneist,  a.  a.  O.,  I,  125,  133,  190, 
233  fg.,  237,  263,  267,  269,  285,  332  fg.,  514,  u.  II  (2.  Aufl.),  391  fg. 
Fischet,  a.  a.  O.,  S.  151  fg.  Frantz,  G,  Die  Quelle  alles  üebels,  S.  170  fg.. 
172,  198  fg.     Guizot,  Memoires,  I,  184. 

411)  Gneist,  a.  a.  O.,    I,  330. 

412)  Viel-Castel,  a.  a.  O.,  III,  106.  Staatsministerium  im  Gegensatz 
zu  den  einzelnen  Ressortministerien. 

413)  Diese  mit  den  franzosischen  gegenwärtigen  Zustanden  zusam- 
menhängende Einrichtung  hat  sich   nicht  bewährt    und    fand   deshalb   im 
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Ueber  einige  Sätze  ist  das  oonstitutionelle  Staatsrecht 
aller  Staaten  einig,  z.  B.  darüber,  dass  Minister  überhaupt' 
wesentlich  nothwendig  sind  und  dass  ihre  Ernennung  dem 
Staatsoberhaupte  frei  zustehe.  4W) 

Eine  nicht  sehr  wichtige  Verschiedenheit  besteht  in  der 
Art  und  Zahl  der  Ministerien  oder  centralisirten  Verwal- 
tungszweige, obgleich  doch  auch  sie  mitunter  charakteristisch 
sein  kann.  So  ist  es  nicht  ohne  Bedeutung,  dass  England 
kein  eigentliches  Justizministerium,  desgleichen  kein  Cultus- 
oder  Unterrichtsministerium,  wol  aber  ein  standiges  Comite 
des  „Privy- Councils"  für  die  Nationalerziehung  hat416); 
die  Frage,  ob  ein  Marineministerium  oder  nicht,  kann  für 
einen  Staat  so  wichtig  sein,  dass  in  ihrer  Entscheidung  zu- 
gleich die  über  dessen  höchste  Politik  gefunden  werden 
muss,  und  wenn  Chateaubriand  das  Polizeiministerium  seiner- 
zeit „un  ministere  ne  dans  la  fange  revolutionnaire  de  l'ac- 
couplement  du  despotisme  et  de  Fanarchie "  416)  nannte,  so 
wird  das  Dasein  oder  Fehlen  eines  eigenen  Polizeimini- 
steriums, wenigstens  eines' solchen,  wol  als  sehr  bezeich- 
nend für  die  innern  Zustände  eines  Staats  zu  erachten  sein. 

Bezüglich  der  Stellung  eines  Ministeriums  ist  mani  dar- 
über einverstanden,  dass  dasselbe,  d.  h.  alle  Ministerien  zu- 
sammen, eine  starke  und  compacte  Einheit  bilden  müssen. 

Zwar  hat  es  nicht  blos  sogenannte  Coalitionsministerien 
oder  „unparlamentarische  Geschäftsministerien"  417),  sondern 
auch  Fälle  gegeben,  in  welchen  ein  und  dasselbe  Ministerial- 
departement  mehrere  officielle  Chefs  zugleich  hatte.  418) 


Jahre  1863  eine  Neugestaltung,  freilich  auch  aparter  Art,   statt.     S.  un- 
sern  Aufsatz  „Minister"  im  Staats-Lexikon. 

414)  Dies  gibt  selbst  St.  Mili,  wenigstens  bezüglich  seines  Obermini- 
sters zu.  S.  auch  Vacheroty  a.  a.  O.,  S.  361  fg.  ConsUtnt,  /?.,  a:  a.  O., 
I,  293.  Freilich  ist  dieses  Recht  selbst  wieder  theils  durch  besondere 
Verfassungsbestimmungen,  theils  naturgemäss  durch  die  Kegentenpflicht 
und  die  geringe  Zahl  der  wählbaren  Personen  beschränkt.  Stein,  a.  a. 
O.,  I,  153  fg.,  157. 

415)  Fischel,    a.  a.  O.,  S.  133  in  f.,  145  in  f. 

416)  Viel-Castei,  a.  a.  O.,  V,  244. 

417)  Guizot,  Histoire  parlementaire,  I,  151. 

418)  So  z.  B.  in  Russland  zur  Zeit  Capodistria's  und  in  England 
1782  unter  Lord  Rockingham.     Im  letztern  FaU  war  das  auswärtige  Amt 
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Allein  solche  Ausnahmsfälle  entsprechen  nur  abnormen 
Zustanden  und  sind  stets  vorübergehend.  Daher  wird  in 
England  neben  der  Volkstümlichkeit419),  in  Frankreich 
neben  dem  „eclat"  4t0)  Starke,  also  Einheit  des  Ministeriums 
verlangt.  421) 

IL 

Wenn  wir  nun  das  Eigentümliche  und  Wesentliche  der 
Stellung  eines  constitutionellen  Ministers  suchen  wollen,  so 
können  wir  zunächst  nicht  auf  diejenigen  Staaten  sehen,  die 
einer  selbständigen  Politik  gar  nicht  fähig  sind.  In  diesen 
Staaten  wird  die  Politik,  sei  es  in  wie  schonender  Form 
immer,  von  aussen  dictirt,  und  selbst  etwaige  innere  Verfas- 
sungsstreitigkeiten werden  ihren  Schlusstein  nicht  in  dem 
fraglichen  Lande  selber  finden  oder  auch  nur  suchen.  Be- 
trachten wir  aber  Staaten  mit  einer  eigenen  und  möglicher- 
weise grossen  Politik,  so  tritt  uns  das  Ministerium  nach 
constitutionellen  Principien  ideell  als  eine  äusserst  gross- 
artige Erscheinung  entgegen.  Jenen  Principien  entspräche 
es  nicht,  von  dem  Souverän  zu  verlangen,  dass  er  Univer- 
salgenie, noch  dass  er  gerade  für  jeden  kritischen  Moment 
im  Besitz  der  fraglichen  Specialkenntnisse  sei.  Das  Mini- 
sterium, welches  die  Einheit  nicht  nur  zwischen  Volk  und 
Krone  darstellen  und  nötigenfalls  zu  deren  Vermittelung 
hauptsächlich  dienen42*),  sondern  auch  die  Einheit  in  der 
ganzen  Verwaltung  trotz  der  Verschiedenheit,  resp.  Arbeits- 
theilung  verwirklichen  soll,  legt  den  Schultern  eines  jeden 


zwischen  zwei  Staatssecretäre,  Fox  und  Shelburne,  gleichsam  nach  Zonen 
der  politischen  Action  getheilt.  Memorials  and  correspondence  of  Jame* 
Fox  (London  1863). 

419)  May,  Englische  Verfassiingsgeschichte,  I,  388  fg. 

420)  Guizot,  Memoires,  I,  130. 

421)  Viel-Castel,  a.  a.  O.,  V,  243,  311.  Duvergier  de  Hauranne,  a. 
a.  0.,  III,  175  fg.  („Un  ministere  qui  a  deux  presidents,  Tun  de  nom, 
l'autre  de  fait,  n'en  a  reellement  point").  Guizot,  Memoires,  IV,  174.  Gilt 
dies  nicht  auch  vom  Staat?  Uebrigens  muss  man  sich  die  Möglichkeit 
von  Fällen  denken,  wo  das  „divide  et  imperabis"  auch  gegen  ein  Mini- 
sterium, sei  es  von  seiten  des  Souveräns,  sei  es  von  seiten  des  Volks, 
eine  gewisse  Berechtigung  hätte. 

422)  Duvergier  de  Hauranne,  a.  a.  O.,  I,  90  fg.,  104. 
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Ministers  eine  so  grosse  Fülle  von  Pflichten  und  Verantwort- 
lichkeit auf,  dass  zur  richtigen  Beurtheilung  ihrer  Stellung 
vor  allem  jede  kleinliche  Rücksicht,  Eitelkeit  u.  s.  w.  beiseite 
gelassen  werden  sollte.  428)  Sehen  wir  aber  auf  die  Wirk- 
lichkeit, so  bieten  sich  vorzüglich  England,  Frankreich, 
Oesterreich  und  Preussen  dar. 

In  England  4M)  scheint  der  die  Politik  leitende  Minister 
geradezu  alles  in  allem  zu  sein.  Aber  er  ist  es  nicht  durch 
sich,  auch  nicht  durch  den  Konig,  der  ihn  ernennt,  sondern 
durch  die  Majorität  des  Parlaments,  resp.  durch  seine  Popu- 
larität. Er  muss,  wie  jeder  Minister  in  diesem  Lande,  Glied 
des  Parlaments  sein  4a5)  und  ist  eigentlich  der  Träger  der 
Parlaments-,  resp.  Volkssouveränetat,  die  übrigens  sogar  bei 
der  grossten  Zahlenmajorität  ebenso  durch  die  Minister  selbst 
wie  durch  den  Einfluss  der  Krone  in  den  ministeriellen  Hand« 
langen  stets  nur  einigermassen  modificirt  hervortritt.  Der 
Wechsel  in  den  leitenden  politischen  Principien  bedingt  auch 
einen  Wechsel  in  der  Majorität  und  im  Ministerium,  wel- 
ches nicht  nach  den  personlichen  Sympathien  des  Souveräns, 
sondern  nach  den  Anforderungen  der  Situation,  resp.  deren 
Auffassung  seitens  der  entscheidenden  Majorität  besetzt  wird 
und  nicht  nur  im  Personal  der  Ministerien,  sondern  auch 
oft  in  der  nächsten  Umgebung  des  Souveräns  einen  Per- 
sonenwechsel zur  Folge  hat,  der  sich  bei  dem  nicht  bureau- 
kratischen  Charakter  der  englischen  Aemterorganisation  ver- 
hältnissmässig  leicht  vollzieht.  Der  aristokratisch -födera- 
listische Zug  im  englischen  Staatswesen  erklärt,  in  Verbindung 
mit  dem  englischen  Selfgovernmcnt,  diese  wie  auch  manche 
übele  Erscheinung,  namentlich  einen  gewissen  Nepotismus 
in  allen  Zweigen  des  öffentlichen  Dienstes  und  die  mangel- 


423)  Die  selbständige  Verftigungscompetenz  der  Ministerien  kraft 
„allerhöchsten  Befehls"  und  die  mitunter  vorkommende  ausserordentliche 
Competenz  desselben,  z.  B.  bei  Regentschaften,  sind  daher  weit  nicht  die 
wichtigsten  Dinge.     S.  Guizot,  Histoire  parlementaire,  II,  35. 

424)  Ueber  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Ministerverantwort- 
lichkeit in  England  s.:  Gneist,  I,  145,  216,  255.  May,  Englische 
Verfassungsgeschichte ,  I,  104  fg.  Guizot,  Histoire  des  origines,  II, 
377  fg.,  393. 

425)  Constant,  £.,  a.  a,  O.,  I,  218  fg. 
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hafte  Organisation  des  letztern  neben  einer  nicht  immer  läu- 
tern Ausbeutung  der  öffentlichen  Mittel,  wobei  übrigens, 
wie  z.  B.  die  Geschichte  gelegentlich  des  deutsch-dänischen 
Conflicts  bewiesen  hat,  die  personliche  Politik  des  Souveräns 
keineswegs  ohne  Einfluss  ist  4S6) 

In  Frankreich  sehen  wir  trotz  der  constitutionellen  For- 
men fast  das  gerade  Gegentheil.  Das  französische  Mini- 
sterium steht  zwischen  zweien  Mächten,  welche  ihm,  abge- 
sehen von  andern  Gründen,  jede  selbständige,  grosse,  orga- 
nische Thätigkeit  unmöglich  machen.  Der  eine  dieser  Gründe 
ist  das  Kaiserthum  mit  seiner  ganzen  wesentlich  in  dem  Kai- 
ser personificirten  eigentümlichen  Artung.  Mag  dieses  des 
gegenwärtigen  Frankreichs  vollständigster  und  getreuester 
Abdruck  sein,  mag  dieses  Frankreich  selber  sich  nicht  im 
wesentlichen  zu  ändern  vermögen,  dieser  Grund  der  vollen 
Unselbständigkeit  des  Ministeriums  in  Frankreich  muss  sei- 
ner Zeit  wegfallen,  und  steht  es  dem  Zufall  oder  der  Vor- 
sehung anheim,  ob  er  sich  durch  die  Nachfolge  fortsetze. 
Vorläufig  ist  jedenfalls  kein  Grund  vorhanden,  zu  befürch- 
ten, dass  sich  in  Frankreich  der  Satz  Volnexfs  (a.  a.  O., 
S.  757),  „moin8  les  rois  exercent  par  eux-mdmes  leur  pou- 
voir,  plus  ceux  qui  les  approchent  s'en  attirent  l'usage" 
verwirkliche.  Der  zweite  Grund  der  Unmöglichkeit  einer 
grossen  organisch-politischen  Wirksamkeit  der  Centralstellen 
in  Frankreich  liegt  da,  wo  er  gewiss  am  wenigsten  gesucht 
wird,  nämlich  in  der  dortigen  aufs  höchste  getriebenen  Bu- 
reaukratie.  4ar)  Dieser  Grund  ist  dauernd,  hängt  mit  der 
ganzen  Entwickelung  der  französischen  Nation  aufs  innigste 
zusammen,  hat  sich  stärker  bewiesen  als  alle  bisherigen  Re- 
volutionen, und  wird  durch  die  Decentralisations-  und  Self- 
governmentsideen  einer  kleinen  Zahl  Einsichtiger  bisher  ver- 
gebens bekämpft.  Die  Umstände  können  dem  Kath  eines 
Ministers  und  ihm  selbst  auch  dort  Bedeutung  geben;  die 
Majorität  der  Kammern  wird  auch  dort  eifrig  gesucht.  Aber 
der  Herrscher  tritt  doch  überall  so  sehr  hervor,  dass   der 


426)  Vgl.   über   frühere   Vorkommnisse    Welcker    im   Staats -Lexikon. 
IV,  3G7. 

427)  Tocquevitfr,  a.  u.  O.,  S.  70  fg. 
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Minister  hinter  ihm  verschwinden  muss,  und  die  Kammer- 
majoritat  4S8)  ist  bisher,  wenn  man  ihrer  auch  nicht  entbeh- 
ren konnte,  doch  stets  nur  eine  von  der  Regierung  gemachte 
gewesen.  Freilich  hat  Frankreich  auch,  wenngleich  nur  in 
kurzen  Zwischenräumen,  andere  Zeiten  gesehen.  Allein  in 
der  Restaurationsperiode  war  ein  constitutionelles  Mini- 
sterium theils  durch  die  Zwietracht  der  Kammern,  theils 
durch  den  König  und  seine  Camarilla,  das  „  ministöre  d'en- 
tresol",  unmöglich  4f  9),  und  in  der  Periode  des  Bürgerkönig- 
thums  that  dasselbe  die  revolutionäre  Partei  und  die  mit 
Taktlosigkeit  gepaarte  innere  und  äussere  Schwäche  des 
Julikönigthums.  43°)  Der  französische  Doctrinarismus  mit 
der  Gewaltentheilungstheorie  aber  war  es,  der  neben  dem 
„pouvoir  royal44  auch  von  einem  „pouvoir  ministeriel"  ge- 
sprochen hat. 43*) 

Die  geschilderten  Verhältnisse  in  England  und  Frank- 
reich sind  offenbar  mit  dem  Gesammtcharakter  beider  Na- 
tionen und  ihrer  politischen  Zustände  fest  und  dauernd  ver- 
wachsen. Deshalb  muss  auch  eine  Menge  von  Detailfragen 
über  die  Stellung  der  Minister,  welche  anderswo  grosse 
Wichtigkeit   erlangt   haben,    entweder    wegfallen    oder    von 


428)  Chateaubriand  in  Viel-Castel,  a.  a.  0.,  V,  243.  Duvergier  de 
Hauranne,  a.  a.  O.,  III,  399.  Vitrolles,  de,  a.  a.  O.,  gegen  welches  Pam- 
phlet Guizot  seine  Schrift  „Du  gouvemement  representatif  et  de  Petat 
aetuel  de  la  France"  (Paris  1816)  schrieb.    Vgl.  dessen  Memoires,  I,  136. 

429)  Deutsche  Vierteljahrschrift,  1857,  lieft  3,  S.  180.  Man  erinnere 
»ich  der  „chambre  introuvablc". 

430)  Aeussernngen  Guizot' 8  über  die  Bedeutung  der  Ministerien:  „La 
liberte  a  ses  ennuis  qu'il  fant  subir  pour  jouir  de  ses  bienfaits:  mais  dans 
le  nombre,  les  crises  ministerielles  ne  sont  pas  Tun  des  plus  graves,  ni 
des  plus  difticiles  a  surmonter"  (Memoires,  II,  294);  „Je  ne  crois  pas 
qu'nn  roi  soit  necessaire  partout,  ni  que  les  ministres  doivent  tout  regier'* 
(ebend.,  III,  164);  „Grosse  Männer  sind  nicht  «Instruments»,  sondern 
«allies  obliges,  qui  portent,  dans  le  serviee  royal,  une  forte  bien  que 
respectueuse  independunce»"  (Histoire  parlementaire ,  I,  lxxiii). 

431)  C<ni8tanty  /?.,  a.  a.  O.,  I,  292  fg.  Es  wird  wenig  nützen  nach 
einer  allgemeinen  rechtlichen  Formel  für  die  Stellung  des  Ministers  (ausser 
seiner  constitutionellen  Verantwortlichkeit)  zu  suchen.  Die  Hauptsache 
wird  immer  sein,  was  der  König  ist  und  gilt,  und  was  die  Volksrepräsen- 
tation ist  und  gilt,  und  wie  sich  diese  beide  zueinander  und  der  Minister 
ru  ihnen  verhält. 
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nur   sehr    untergeordneter    Bedeutung    erscheinen.     Anders 
ist's  in  Deutschland.     Während  man  sich  in  den  deutschen 
Mittel-  und  Kleinstaaten  um  viele  secundäre  Fragen,  z.  B. 
darüber,  ob  Minister  Eammermitglieder    sein  können   oder 
sollen,   ob   nach  constitutionellem  Staatsrecht  die  Minister- 
besoldungen desConsenses  der  Landstande  bedürfen432)  u.s.  w. 
streitet,    sehen  wir  in  Oesterreich  und  Preussen  den  Kampf 
des  Alten  mit  dem  Neuen  in  zum   Theil  verwandten,  zum 
Theil  wesentlich  verschiedenen,  im  Ganzen  aber  fast  gleich 
grossartigen  Formen.  In  Oesterreich  ist  bisher  unter  Schmer- 
ling's  Leitung  der  neue  Zeitgeist,   in   Preussen   unter  Bis- 
mark's    Anführung    der    patriarchalische    Absolutismus    in 
einer   etwas   constitutionellen   Modifikation    des   specifischen 
Preussenthums,   oben   geblieben.     In    beiden  Ländern   sind 
aber  viele,  welche  nicht  nur  meinen,   dass  zwischen  Staat 
und  Minister  ein  grosser  Unterschied  ist,  sondern  dass  man 
auch  oft  dem  Staate  am  besten  diene,  wenn  man  den  Mini- 
stern „guerre  pour  guerre"  zurückgebe.  4SS)    Beide  Staaten 
befinden  sich,   sowol   was  ihre   innern   Verhältnisse   angeht, 
als  auch  bezüglich  der  davon  nicht  zu  trennenden  deutschen 
Frage,  in  einer  grossen  Gärung,  so,  dass  sich  auch  die  Stel- 
lung der  Minister  und  der  Ministerien  in  denselben  erst  ab- 
klären muss.     Eine  Folge  dieser  Zustände  ist  es,   dass  in 
jenen  Staaten  äussere  und  innere  Politik  oft  scharf  getrennt 
werden  will  und  ein  Minister  in  der  einen  allmächtig,  in  der 
andern   ohnmächtig  ist,  dass  der  ganzen   Politik    derselben 
die  Einheit   und  in  wichtigen   Momenten   die  Energie    und 
Entschiedenheit  fehlt,  und  dass  namentlich  in  diesen  Staaten 
selbst  der  mächtigste  und  um  die  wirklichen  oder  eingebil- 
deten  Thronprärogative    verdienteste   Minister    es    erfahren 
muss,  dass  sein  Souverän  durch  eine  unmittelbare  Interven- 
tion bei  einem  andern  Souverän  ohne  ihn  negocirt,  so,  dass 
nicht  selten  die  Monarchen  einverstanden  und  ihre  Minister 
entzweit  sind,  und  umgekehrt.    Die  leidige  Zwitterstellung 


432)  Verhandlungen  des  würtembergischen  Landtags  von  1863.  Vgl. 
auch  Michaelis.  Fordert  nach  dem  constitutionellen  und  deutschen  Staats- 
recht die  Festsetzung  der  Ministerbesoldung  den  Consens  der  Landstände? 
in  Haimerly  Oesterreichische  Vierteljahrschrift,  VTIT,  229  fg. 

433)  Joh.  von  Müller  bei  Gentz,  a.  a.  O.,  IV,  36. 
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der  deutschen  Staaten  mag  eine  solche  Situation  oft  sogar 
als  wünschenswertJi  und  aus  momentanen  Verlegenheiten  be- 
freiend erscheinen  lassen,  principiell  muss  sie  verworfen 
werden.  Auf  dieselben  Ursachen  aber  geht  es  zurück,  dass 
um  die  Volkssache  hochverdiente  Minister,  welche  ihre  Stel- 
lung mit  den  deutschnationalen  Bestrebungen  der  Volker 
nicht  vereinigen  können,  impopulär  werden  und  so  für  das 
Land  verloren  gehen. 

Aus  alledem  ergibt  sich,  dass  trotz  aller  doctrinärer 
Schablonen  in  Wirklichkeit  die  Stellung  der  Minister  in  den 
Terechiedenen  Staaten  keineswegs  auch  nur  in  der  Haupt- 
sache dieselbe  ist. 

m. 

Aber  geht  denn  nicht  wenigstens  ein  gemeinsamer  und 
charakteristischer  Zug  durch  das  ganze  Ministerrecht  un- 
serer Zeit? 

Verantwortlichkeit  heisst  dieser  Zug,  der  sich  weit 
über  die  Grenzen  der  Ministerpalais  nach  und  nach  über 
das  ganze  Gebiet  des  constitutionellen  Staatslebens  zu  ver- 
breiten scheint  und  von  vielen  als  dessen  eigentlichster  Le- 
benshauch, als  die  wahre  „Krönung"  des  constitutionellen 
Gebäudes    betrachtet   wird.      Während    die    Ministerverant- 

Iwortlichkeit  fast  von  allen  Charten  im  Princip  anerkannt 
ist,  ventiliren  noch  die  Fragen  über  die  Verantwortlichkeit 
der  constitutionellen  Körperschaften  434)  und  der  den  Mini- 
sterien untergeordneten  Beamten.  435)  Selbst  Napoleon  III. 
mu88te   dem  Abgott  der  Zeit  in  seiner  eigenen  Verantwort- 


434)  Conetant,  B.,  a.  a.  O.,  I,  182.  May,  Englische  Verfassungs- 
geschichte, I,  269,  307  fg.,  369,  379.  J/oä/,  R.  v.,  Ministerverantwort- 
liehkeit,  S.  59. 

435)  Escher,  a.  a.  O.,  II,  580  fg.  Vattei,  a.  a.  O.,  I,  188.  Constant, 
&,  a.  a.  O.,  I,  90,  195.  Laboulaye,  Essai  sur  les  lois  criminelles  des 
Romains  concernant  la  responsabilitä  des  magistrats  (Paris  1845).  Mohl, 
IL  v.y  a.  a.  O.,  S.  55,  woselbst  auch  in  Note  10  die  ältere  Literatur. 
Antrag  der  ersten  badischen  Kammer  vom  15.  April  1864  „die  grossher- 
sogUche  Regierang  möge  den  Ständen  in  Bälde  einen  Gesetzentwurf  vor- 
legen, der  die  Privatanklage  gegen  öffentliche  Diener  wegen  Amtsvergehen 
gestatte."  üeber  die  Verhältnisse  in  Frankreich  s.  Toequevilley  Das  alte 
Staatswesen,  S.  64. 

Held.  ffl.  30 
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Kchkeit  dem  Volk  gegenüber  ein  Opfer  bringe«,  dessen 
Wertb  freilich  noch  ein  geringerer  als  ein  zweifelhafter  ge- 
nannt werden  mussL4M) 

Wir  glauben  nicht,  dasB  die  constituüonelle  Verant» 
wortlichkeit  der  Minister  die  der  Glieder  des  oonstitutionel- 
len  Korpers  zum  notwendigen  Correlat  haben  müsse,  and  zwar 
deshalb,  weil  für  diese  die  Verantwortlichkeit  nach  den  be- 
stehenden Gesetzen  nicht  nur  ausreicht,  sondern  auch  bei 
den  nur  auf  ihr  Gewissen  gestellten  politischen  Pflichten 
derselben  die  einzige  praktisch  mögliche  und  politisch  zu 
rechtfertigende  ist  Bleibt  das  die  Verfassung  verletzende 
Kammermitglied  damit  in  der  Minorität  und  wird  es  z.  B. 
zur  Ordnung  gerufen,  so  ist  das  Nothige  geschehen;  hat  es 
aber  die  Majorität  für  sich,  was  soll  dann  ein  gerichtlicher 
Process  ?  437)  Gegen  die  allgemeine  Beamtenverantwortlich- 
keit 4S8)  haben,  wir  uns  bereits  ausgesprochen439),  und   soll 


436)  S.  Baihie  bei  Vattel,  a.  a.  0.t  I,  187,  211. 

437)  Hier  mochte  unter  Umstanden  eine  Kammerauflösung  passen- 
der sein. 

438)  Vgl.  Tbl.  I,  S.  190,  443,  463  fg.,  über  Bureaukratie,  Staatsdienst 
und  Beamtenwesen:  Arnd,  a.  a.  0.»  S.  213.  Barante,  ConstitntioiieUe 
Fragen,  S.  144  fg.  Backofen,  a.  a.  O.,  S.  208.  Barran,  a.  a.  0.,  S.  117. 
Baatard-cTEstang,  a.  a.  O.,  I,  106  fg.,  120  fg.  Bentham,  Tactiooe,  II, 
117.  Bemal,  a.  a.  (X,  II,  336  fg.  Blackstone,  a.  a.  O.,  I,  496.  Buchez 
et  Roux,  a.  a.  0.,  I,  9.  Buckle,  a.  a.  O.,  I,  ii,  106  fg.,  109.  Bütau, 
Die  Behörden  in  Staat  und  Gemeinde  (Leipzig  1836).  Camoin  de  Vence, 
Magistratur  francaise,  son  action  et  son  influence  sur  l'etat  de  la  societe 
anx  diverses  epoques  (Paris  1861).  Carne,  Staatseinheit,  S.  119,  330. 
Chou-King,  Thl.  3,  Kap.  8,  Sect  2;  TU.  4,  Kap.  7,  §.  3  n.  13;  Kap.  9, 
§.  17;  Kap.  10,  §.  13;  Kap.  16,  §.  10;  Kap.  19,  §.  3,  15,  20;  Kap.  20, 
$.  16,  18  f&;  Kap.  21,  §.  10;  Kap.  26,  §.  3,  5  fg.  Consta*,  Ä,  a.  a.  O., 
I,  153.  Dahm,  a.  a.  O.,  II,  269,  Dfflnger,  a.  a.  O.,  S.  43,  465.  Deutsche 
Vierteljahrschrift,  Heft  76,  S.  157  fg.;  Heft  79,  S.  107  fg.;  Heft  92,  S.  1  %.; 
Heft  86,  S.  17.  Dollfuu,  Liberte  et  eentralisation  (Paris  1S59).  Dumcker, 
a.  a.  O.,  DL,  106,  643  fg.,  650  fg.  Dupont- White,  a.  a.  O.,  S.  155.  Der- 
$elbty  La  eentralisation  (Paris).  Du  Cettier,  a.  a.  O.,  S.  207.  Du+erfier 
de  Haurarme,  a.  a.  O.,  III,  291;  IV,  66.  Egfer,  E.,  Des  honneur»  psv 
blies  chez  les  Athemens  (Paris  1860).  Ferrari^  a.  a.  0M  S.  81.  Fi$che$\ 
a,  a.  0.,  &  4,  9,  132-  Fichte,  8*den,  S.  134»  174.  Fontarhch*,  a,  a.  O, 
S.  63  fg.,  73.  Geretner,  J.,  a,  a.  O.,  I,  169  fg.  Gfrorer,  a.  a.  O.^  I,  273, 
280.  Gönner,  N.  TL,  Der  Staatsdienst  ans  dem  Gesichtspunkte  des 
Rechts  und  der  Nationalökonomie  (Landshut  1808).     Quito*,  Cmljufiott 
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nur  noch  bemerkt  werden,  dass  wir  eine  gesetzliche  Fest- 
stellung der  Haftongspfiicht  des  Staats  für  rechtswidrige 
Amtshandlungen  seiner  Diener  dem  Staate  nützlicher  erachten 
würden,  als  jenes  Princip  der  allgemeinen  Beamtenverant- 
wortlichkeit, bei  dessen  Durchführung  die  Verlegenheiten, 
welche  auch  bezüglich  der  Ministerverantwortlichkeit  nicht 
txt  beseitigen  sind,  sich  ins  Unendliche  steigern  müssten.  44°) 


en  Europe,  8.  352.  Derselbe,  Histoire  des  origines,  I,  171.  Derselbe, 
Memoire»,  X,  189;  HI,  151»  164.  GuUlaff,  a.  a.  O.,  S.  55.  Held,  System, 
II,  140,  303  fg.  Huc,  a.  a.  O.,  I,  61  fg.  Humboldt,  W.  v.,  Ideen,  S.  29. 
Burter,  Innoeens  der  Dritte,  IV,  299.  Jolly,  a.  a.  0.,  I,  316  fg.  Kaiser, 
Französische  Verlassangsgesehichte,  S.  10,  22  fg.  Laurent,  Etudes,  IV, 
299.  Lqferriire,  a.  a.  0.,  I,  326  fg.,  333  fg.  May,  a.  a.  O.,  I,  in. 
Mulier,  CA.,  La  legitimite,  S.  237,  244.  Mill,  Die  Freiheit,  S.  157  fg.  Mo- 
deetinus  (L.  unic.  D.  princ,  48,  14).  Momtnsen,  a.  a.  O.,  III,  220.  Der- 
selbe, Denkschrift  aber  Preassens  standische  Verfassung,  §.  15.  Mohl,  R. 
«.,  Geschichte  der  Literatur,  II,  99;  III,  58,  198  fg.  Derselbe,  Staats- 
recht, Völkerrecht  und  Politik,  II,  1,  62  fg.  Nordenßycht,  a.  a.  0., 
S.  28,  129,  165.  Periz,  Leben  Stein's,  V,  516.  Platner,  Ueber  die 
historischen  Entwürfe  (Marburg  1852),  II,  52  fg.  Remusat,  a.  a.  0., 
S.  32,  422,  441  fg.  Reumont  in  der  Allgemeinen  Monatsschrift,  1853 
S.  S06.  Roth  v.  Schreckenstein,  Das  Patriciat,  S.  20,  38,  49,  54  fg.) 
59  fg.,  64,  67,  70  fg.,  81,  98,  110,  113  fg.,  124,  135  fg.,  141,  145,  148  fg., 
163,  206,  220.  Derselbe,  Reichsritterschaft,  I,  108  fg.,  119.  Sarway  in 
der  Zeitschrift  für  das  gesammte  Staatswesen,  1850,  S.  629  fg.  Schmitt* 
henner,  a.  a.  O.,  S.  502  (dazu  Deutsche  Vierteljahrschrift,  Heft  25,  S.  25). 
Staats-Lexikon,  IV,  459.  Thierry,  Dritter  Stand,  S.  175.  Tocqueville,  La 
democratie,  I,  78  fg.,  110,  149.  Derselbe,  Das  alte  Staatswesen,  S.  37  fg., 
46  fg.,  55,  106  fg.,  122  fg.,  228  fg.,  295,  300.  Vacherot,  a.  a.  O.  S.  246, 
366  fg.,  377  fg.,  394.  Viel-Caetel,  a.  a.  O.,  III,  259.  Vollgraff,  Poli- 
tische Systeme,  II,  136  fg.;  IV,  584  fg.,  643,  689.  Derselbe,  Staats-  und 
Rechtsphilosophie,  II,  §.  153  n.  S.  203,  274.  Waitx,  Verfassungsgeschichte, 
besonders  m  n.  IV,  5,  119,  391,  400,  416,  429,  445.  Der- 
selbe, Grundzüge  der  Politik,  S.  86  fg.  Weiske,  Rechtslexikon,  I,  722  fg. 
WaUon,  a.  a.  O.,  III,  131  fg.,  146,  161.  Zachariae,  H.  A.,  in  der  Zeit- 
schrift für  das  gesammte  Staatswesen,  XIX,  582  fg.  Zachariae,  Vierzig 
Bücher,  I,  145;  III,  272;  VI,  116  fg.,  126,  180,229,  236,  250,  264.  Vgl. 
auch  augsburger  Allgemeine  Zeitung,  1862,  Hauptblatt  Nr.  175,  S.  2908, 
u.  Kr.  200,  S.  3324,  Beilage  Nr.  203,  S.  3375.  Das  Ausland,  1828,  S.  26. 

439)  Die  Mittel,  welche  die  Verfassung  dem  Minister  gewahrt,  um 
der  Versuchung  zu  verfassungswidrigen  Handlungen  widerstehen  zu  können 
vermag  kein  Staat  allen  übrigen  Beamten  zu  gewahren. 

440)  Nach  englischem  Recht  erseheint  der  Beamte  nicht  blos  als  Be- 
vollmächtigter, sondern  auch  als  Vertreter  des  Königs,  als  eine  und  die* 
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Bleibt  also  die  MinisterverantwortlichkeiL  Aber  selbst 
in  dieser  Beziehung  welche  Verschiedenheit! 

In  Frankreich  gibt  es  keine  constitutionelle  Minister- 
verantwortlichkeit. Die  Minister  sind  dem  unverantwortlich- 
verantwortlichen  Kaiser  allein  responsabel,  wie  in  jedem  ab- 
solutistisch regierten  Staate. 

England  hat  in  Beziehung  auf  die  Ministerverantwort- 
lichkeit sich  mit  praktischem  Takt  jeder  doctrinären  Bestre- 
bung enthalten  und  den  Consequenzen  seines  in  der  Essenz 
mehr  aristokratischen,  also  republikanischen  oder,  wenn  man 
will,  föderalistischen  Staatssystems  gefügt.  Denn  offenbar 
muss  es  in  Bezug  auf  die  Fragen,  wem  ein  Minister  ver- 
antwortlich ist,  wofür  und  wie  diese  Verantwortlichkeit 
realisirt  wird,  einen  grossen  Unterschied  machen,  ob  eine 
entschiedene  Monarchie  vorhanden  ist  oder  nicht.  Im  er- 
stem Fall  kann  nämlich  neben  der  dienstlichen  Verantwort- 
lichkeit des  Ministers  gegen  den  Souverän  auch  noch  eine 
besondere  Verantwortung  desselben  gegen  den  constituüo- 
nellen  Körper  stattfinden,  der  nicht  selber  und  dessen  Ma- 
jorität auch  nicht  durch  das  ihr  entsprechende  Ministerium 
eigentlich  herrscht,  wol  aber  gleichsam  die  organische  Füh- 
lung des  Volks  zur  Regierung  darstellt,  oder,  wie  man  sich 
gewöhnlich  ausdrückt,  letztere  in  Bezug  auf  ihre  verfassungs- 
mässige  Haltung    überwacht.      Im   andern   Fall   ist   beides 


selbe  Person  mit  diesem.  Der  Konig  hat  demnach  bei  Misbräuchcn  der 
Amtsgewalt  direct  für  die  Entschädigung  aufzukommen,  indem  er  nicht 
durch  die  widerrechtliche  Handlung  des  Beamten,  sondern  durch  dessen 
Einsetzung  direct  verpflichtet  ist  Zachariae,  Vierzig  Bücher,  I,  99.  Haf- 
tungspflicht des  Staats  für  seine  Beamten  in  der  Zeitschrift  für  d.  Rechts- 
pflege in  Braunschweig,  1860,  S.  21  fg.  Memoires  de  l'academie  royale 
de  Bruxelles,  V,  11  fg.  Pözl,  Bairisches  Verfassungsrecht,  S.  82,  220. 
Zachariae  in  der  Zeitschrift  für  die  gesammte  Staatswissenschaft,  Jahrg.  19, 
Heft  3  u.  4,  S.  582  fg.  Zöpfl,  Deutsches  Staatsrecht,  II,  §.  520,  S.  801. 
In  den  deutschen  Gesetzen  ist  dieses  Princip  noch  nirgends  offen  aner- 
kannt und  haben  sich  die  Regierungen  bisher  damit  begnügt,  es  da  und 
dort  nicht  sowol  aus  Rechts-  und  Gerechtigkeitsgründen,  sondern  deshalb 
anzuerkennen,  weil,  wie  z.  B.  bei  Bankbeamten,  ohne  unbedingte  Haftung 
für  dieselben  die  Geschäfte  nicht  vortheilhaft  betrieben  werden  können. 
Vgl.  noch  Tocquetnlie,  La  democratie,  I,  124  fg.  Derselbe,  Das  alte 
Staatswesen,  S.  64.    Escher,  a.  a.  O.,  II,  111. 
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nicht  wohl  möglich.  Während  der  Satz,  der  Eonig  wähle 
seine  Minister  frei,  ein  Ausdruck  des  öffentlichen  Anstands- 
gefühls M1)  ist,  zweifelt  niemand,  dass  der  Konig  die  Füh- 
rer der  Majorität  regelmässig  wenigstens  ins  Ministerium 
nehmen  müsse,  und  was  daher  auf  dem  Continent  als  un- 
verträglich mit  der  Monarchie,  als  der  Ausfluss  revolutio- 
närer Tendenzen  und  als  nur  alleräusserstes  Mittel  in  be- 
sonders kritischen  Fällen  erscheint,  dessen  Gebrauch  noch 
dazu  auf  jede  Weise  maskirt  wird,  vollzieht  sich  bei  der  Dis- 
ciplin  der  englischen  Parteien  mit  dem  Wechsel  der  Majori- 
täten der  Wechsel  der  Minister  als  eine  vollständig  organische 
Lebensfunction  des  Staats.  442)  Solange  aber  das  Ministe- 
rium den  eigentlichen  Souverän,  das  Parlament  in  seiner 
Majorität,  für  sich  hat,  macht  sich  die  Verantwortung  sei- 
ner Politik  von  selbst  durch  die  Majoritätsbeschlüsse;  hört 
diese  auf,  so  ist  mit  dem  Wechsel  des  Ministeriums  alles 
geschehen,  was  man  nun  braucht.  So  erklärt  es  sich,  dass 
auf  die  Aeusserung  der  „Morning  Post",  das  1864  vom 
österreichischen  Abgeordnetenhause  gestellte  Verlangen  nach 
einem  Gesetz  über  Ministerverantwortlichkeit  sei  vernünftig 
und  selbstverständlich,  der  „Daily  Telegraph"  unter  Hinweis 
auf  die  englische  Praxis,  also  vom  englischen  Standpunkt 
aus,  mit  allem  Fug  einwendet,  dass  man  nicht  wohl  in 
irgendeinem  Staate  die  Minister  durch  ein  geschriebenes 
Gesetz  verantwortlich  machen  könne. 

Deutschland  bietet  auch  in  dieser  Beziehung  ein  höchst 
mannichfaltiges  Bild  dar.  In  den  Grosstaaten  ist  das  Prin- 
cip  der  Ministerverantwortlichkeit  anerkannt,  aber  noch 
nicht  durch  besondere  Gesetze  über  die  Ministeranklage 
ausgeführt,  sodass  schon  die  Frage  angeregt  wurde,  ob 
nicht  die  Anerkennung  des  Principe  allein  genüge,  um  die 
Minister  wegen  Verfassungsverletzungen  besonders  belangen 


441)  Montalembert,  a.  a.  O.,  S.  37. 

442)  In  Nordamerika  kann  das  Repräsentantenhaus  jeden  öffentlichen 
Beamten  vor  dem  Senat  anklagen.  Allein  dort  wird  noch  mehr  wie  in 
England  jede  politische  Verortheilung,  resp.  jeder  Wechsel  in  den  Leitern 
der  Politik  als  eine  Verwaltungsmassregel,  als  eine  natürliche  Fracht  des 
dortigen  politischen  Lebens  ■  and  des  Wechsels  seiner  Strömungen ,  denn 
als  ein  Rechtsact  betrachtet. 
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zu  können.  In  den  übrigen  deutschen  Staaten  findet  sich 
«ine  Menge  von  detailirten  Gesetzen  über  die  Minister- 
anklage; allein  je  wichtiger  und  schwieriger  die  Sache,  desto 
mangelhafter  erscheinen  die  Gesetze,  und  wenn  man  die 
zahlreichen  Octroyirungen  in  vielen  deutschen  Staaten  wür* 
digt443),  so  kann  man  nicht  glauben,  dass  die  Minister- 
verantwortlichkeit ein  besonders  wirksames  Mittel  gegen 
Verfassungsverletzungen  sei.  Nicht  einmal  über  die  aller- 
wichtigste  der  einschlagigen  Fragen,  nämlich  darüber,  ob 
die  Verantwortlichkeit  der  Minister  eine  rein  formell -juri- 
stische oder  ob  sie  zugleich,  ja  vorzüglich  eine  materiell- 
politische sein  solle,  ist  Gesetzgebung  und  Theorie  zur 
Uebereinstimmung  gelangt,  von  der  unbeschreiblichen  Ver- 
schiedenheit der  Ansichten  über  andere  Dinge,  z.  B.  wer 
die  Anklage  zu  stellen  habe,  wo  sie  anzubringen,  wie  sie 
zu  verhandeln  und  zu  entscheiden,  welches  die  Voraus- 
setzungen einer  straf  lichen  Verfassungsverletzung,  dann  wel- 
ches die  Hauptfalle  derselben  444)  und  im  Falle  der  Ver- 
urtheilung  die  Strafe  sei,  ob  der  Souverän  den  verurtheilten 
Minister  begnadigen  könne  u.  s.  w.,  gar  nicht  zu  sprechen. 
Bei  der  Unfertigkeit  der  österreichischen  Staatszustände 
überhaupt,  und  bei  der  trotz  aller  der  mächtigen  innern  Zu- 
sammenhangsgründe dieses  so  verschieden  zusammengesetz- 
ten Reichs  doch  fortbestehenden  Ungewissheit  über  die  Art 
seiner  dereinstigen  definitiven  Einigung,  ferner  bei  der  gleich- 
falls grossen  Unvollendung  des  constitutionellen  Staats  in 
Preussen  könnte  man  es  für  überflüssig  erachten,  das  deutsche 
Staatsrecht  bezüglich  der  Ministerverantwortlichkeit  noch 
näher  zu  betrachten.  446)  Wir  glauben  das  Gegentheil,  weil 
die  den  übrigen  deutschen  Staaten  gewährte  Müsse  zur 
Ausbildung  des  constitutionellen  Geistes  und  der  ihm  ent- 


443)  Zu  den  wenigen  Fällen  wirklich  erhobener  Ministeranklagen  in 
Deutschland  gehört  die  der  holsteinischen  Stände  gegen  den  Minister  von 
Scheele  im  Jahre  1856,  in  welcher  sich  das  Gericht,  das  Oberappell- 
gericht für  Holstein  und  Lauenborg,  ans  juristisch  schwer  au  rechtfertigen- 
den Gründen  für  incompetent  erklärte. 

444)  Mahl,  R.  v.,  a.  a.  O.,  S.  128, 135  fg. 

445)  Charakteristisch  ist,  dass  man  in  Oesterreich  an  die  Ausdeh- 
nung der  Ministerverantwortlichkeit  auf  die  Statthalter  f  in  Preussen  auf 
die  Bundestagsgesandten  gedacht  hat 
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sprechenden  Einrichtungen  bei  der  Intelligenz  der  betreffen- 
den Völker  und  dem  von  ihnen  bewahrten  praktischen  Takt 
nicht  werthlos  sein  kann. 

In  Deutschland  aber  hat  man  bisher  noch  nicht  daran 
gedacht,  ein  Ministerium  lediglich  für  den  Erfolg  seiner 
Politik  verantwortlich  zu  machen  446),  womit  es  zusammen- 
hingt, dass  man  sich  um  so  mehr  nur  zu  einer  juristischen 
Verantwortlichkeit  der  Minister  neigt,  je  mehr  in  den  deut- 
schen Staaten  die  Persönlichkeit  des  Souveräns  noch  her- 
vortritt. Auch  an  die  Verfolgung  der  Minister  wegen  klein- 
licher formeller  Verfassungsverletzungen  denkt  niemand,  und 
erfahrungsmassig  hat  man  selbst  bei  sehr  groben  Verletzun- 
gen letzterer  Art  davon  abgestanden.  Einsichtige  deutsche 
Staatsmänner  erkennen  ferner  an,  dass  die  Stände,  wenn 
sie  einen  Minister  wegen  Verfassungsverletzung  verfolgen, 
als  öffentliche  Ankläger  fungiren,  also  nur  pflichtgemäss  im 
Interesse  des  Staats,  «des  Volkes  wie  des  Souveräns,  han- 
deln. Parteirache,  Partei  Verfolgung  u.  8.  w.  sollen  mit  der 
Ministeranklage  nichts  zu  thun  haben.  Die  logische  Folge 
dee  Princip8,  dass  im  constitutionellen  Staate  kein  Recht 
ohne  Recht  verletzt  werden  soll  und  darf,  führt  bei  der 
notwendigen  juristischen  Unverantwortlichkeit  des  Souve- 
räns dazu,  den  Minister,  welcher  durch  Contrasignatur  des 
fraglichen  Regierungserlasses  die  Absicht  auf  Vollzug  einer 
Verfassungs  Verletzung  kundgibt,  dafür  verantwortlich  zu 
machen,  und  zwar  auch  im  Interesse  und  mit  dem  selbst- 
verständlichen Willen  des  Souveräns  selbst,  der  im, con- 
stitutionellen Staate  nicht  anders  denn  im  vollsten  Einklang 
mit  dem  ganzen  verfassungsmässigen  Bestand  gedacht  wer- 
den kann. 

Als  Hauptsache  erkennen  wir  aber  gerade  das,  was 
andere  für  die  Schwäche  des  deutschen  Systems  erkennen 
wollen,  nämlich  das  Princip,  dass  der  Minister  meist  nur  wegen 
einer  formellen  Verletzung  der  positiven  Gesetze,  und  zwar 


446)  Folgen  davon  s.  Nordenflycht,  a.  a.  0.,  S.  211.  Es  gibt  auch 
politische  Justizmorde  und  politische  Sundenbocke;  8.  ebend.,  S.  258  fg. 
Eine  traurige  Wahrheit  aber  ist's,  wenn  Lcuteyrie,  a.  a.  O.,  I,  22,  sagt: 
„Mais  c*est  le  propTe  de  la  faiblesse  de  sacrifier  ses  amis  a  ses  ennemis, 
ceux  qui  sont  deroues  a  ceux  qui  inquietent" 
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besonders  der  Verfassungsgesetze  einer  eigenen  Verantwor- 
tung sich  zu  unterstellen  habe,  neben  welcher  natürlich  noch 
die  allgemeine  civil-  und  strafrechtliche  Verantwortung  besteht. 
Eine  politische  Verantwortlichkeit  z.  B.  dafür,  dass  die 
Thätigkeit  des  Ministers  dem  Staate  schädlich  ist,  erscheint 
schon  deshalb  als  etwas  sehr  Bedenkliches,  weil  nicht  nur 
die  Ansichten  über  die  Nützlichkeit  und  Schädlichkeit  poli- 
tischer Massnahmen  sehr  verschieden  sein  können,  sondern 
auch  es  sich  erst  langsam  entscheidet,  ob  und  inwieweit 
etwas  dem  Staate,  diesem  ewigen  und  nur  langsam  sich 
entwickelnden  Wesen,  schädlich  oder  nützlich  sei,  sehr  oft 
aber  schnell  auf  ungeahnte  und  unbeabsichtigte  Weise  zum 
Guten  ausschlägt,  was  im  Anfange  ganz  anders  aussah  und 
umgekehrt, —  vom  Wechsel  in  den  Ansichten  zu  geschweige!!. 
Ein  Ministerium  für  den  politischen  Erfolg  verantwortlich  ma- 
chen, wäre  eine  um  so  grossere  Ungerechtigkeit,  je  weniger  die 
Minister,  wenigstens  allein,  den  Erfolg  in  Händen  zu  haben 
pflegen.  Eine  politische  Verantwortlichkeit  wäre  aber  fer- 
ner ein  Unding,  weil  die  Politik  nicht  Gegenstand  eines 
gerichtlichen  Verfahrens  und  Urtheils  sein  kann.  Verurthei- 
lung  einer  Politik  durch  das  politische  Urtheil  der  Nation 
und  Verurtheilung  einer  Politik  durch  einen  Richterspruch 
ist  zweierlei.  Der  Politik  scheint  uns  nur  die  dem  zur  An- 
klage Verpflichteten  zustehende  Erwägung  zuzufallen,  ob 
das  Wohl  des  Staats  im  gegebenen  Fall  eine  solche  Anklage 
rechtfertige.  Ebendeshalb  dürfte  allein  der  parlamentarische 
Korper  sich  zum  Ankläger  in  solchen  Fällen  eignen.  Die 
Anklage  selbst  muss  aber  entweder  vor  einem  Gericht  ge- 
stellt werden,  und  dann  kann  sie  nur  auf  eine  formelle  Ver- 
letzung der  bestehenden  Verfassung  gehen;  oder  sie  wird 
vor  einer  politischen  oder  administrativen  Behörde  gestellt, 
und  dann  mag  dieselbe  Gericht  heissen  oder  nicht,  der  Geist 
des  Verfahrens  wie  des  Urtheils  müssen  überwiegend  poli- 
tisch sein.  Im  ersten  Fall  ist  das  Gericht  entweder  ganz* 
objectiv,  oder  es  lässt  sich  selber  politisch  influiren,  sein 
Urtheil  wird  eine  entgegenstehende  politische  Ueberzeugung 
nicht  ändern  und  die  damit  übereinstimmende  nicht  beson- 
ders stärken.  Im  andern  Fall  aber  wird  beides  noch  viel 
mehr  gelten  und  gerade  dasjenige  fehlen,  was  namentlich, 
die  Consequenz  des  Rechtsstaats  ist,   richterliche  unabhän- 
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gige  Ueberzeugung  und  Wahrung  des  verletzten  Rechts 
durch  eineii  formlichen  Richterspruch.  Diese  Gründe  gegen 
eine  politische  Verantwortlichkeit  der  Minister  gewinnen 
jedoch  sehr  an  Gewicht,  wenn  man  beachtet,  dass  Minister» 
anklagen  regelmässig  nur  in  politisch  sehr  aufgeregten  Zei- 
ten stattfinden  werden,  und  dass  die  herrschende  Aufregung 
durch  das  Schauspiel  eines  politischen  Processes  nicht  be- 
schwichtigt wird.  Solche  Zeiten  eignen  sich  weder  für 
grosse  Gesetzgebungsthätigkeit,  noch  für  politische  Urtheile 
in  wichtigen  Fällen.  **7)  Sie  wollen  Sieg  der  einen  Partei 
über  die  andern  und  erniedrigen  die  Organe  des  Staats  für 
Parteizwecke.  Sie  bewegen  sich  schon  ausserhalb  des 
eigentlichen  Kreises  der  Gesetze  und  erzeugen  mehr  poli- 
tische Opfer  als  politische  Verbrecher,  wenn  sie  die  ordent- 
lichen Processformen  zur  Besiegung  der  Gegner  profaniren. 
Zur  Beseitigung  eines  misliebigen  Ministers  soll  die  Minister- 
anklage ebenfalls  nicht  dienen,  da  es  hierzu  andere  Mittel 
gibt;  und  wenn  man  endlich  noch  erwägt,  dass,  der  Staats- 
gerichtshof mag  zusammengesetzt  sein  wie  er  will,  der 
Process  gegen  einen  Minister  wegen  seiner  Politik  in  seinem 
Erfolg  desto  unabsehbarer  sein  muss,  je  verlässiger  und  un- 
abhängiger der  Gerichtshof  war^  so  glauben  wir  hinreichende 
Grunde  gegen  die  politische  Verantwortlichkeit  der  Minister 
vorgebracht  zu  haben. 

Freilich  scheint  auch  die  blos  juristische  Verantwort- 
lichkeit der  Minister  für  Verfassungsverletzungen  nicht  nur 
[  von  geringem  praktischen  Werth  zu  sein,  sondern  auch 
(  vieles  und  wichtiges  gegen  sich  zu  haben.  Denn  man 
[  konnte  es  unpassend  finden,  dass  der  Minister  processirt 
I  and  gestraft  wird,  während  er  nur  die  Befehle  des  Souve- 
I  räns  vollzog,  dass  also  der  Minister  getroffen,  der  Souverän 
aber  gemeint  wird;  man  konnte  Anstoss  nehmen  an  einer 
Einrichtung,  welche  so  schwierig  und  gefährlich  ist,  dass 
ihre  unentbehrliche  genaueste  gesetzliche  Normirung  fast 
zur  Unmöglichkeit,  ihre  Anwendung  fast  zu  einem  kritischen 
Ereigniss  für  den  Staat  werden  muss.  Zu  dem  allen  kommt 
noch,  dass  auch  eine  so  beschränkte  Anklage  nicht  ohne  poli- 


447)  Tocquevilie,  La  d&nocratie,  I,  127  fg.,  13p  fg.     Dollinger,  a. 
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tische  Erwägung  eines  politischen  Korpers  möglich*  dass 
sie  in  unwichtigen  Fällen  nie  erfolgen  und  in  wichtigen  Fal- 
len nie  eine  rein  juristische  Rechtsverletzung,  sondern  stets 
eine  Thatsache  zur  Veranlassung  haben  wird,  die  entweder 
wirklich  eine  überwiegend  politische  ist  oder  doch  dazu  ge- 
macht wird,  sodass  wir  wohl  oder  übel  die  juristische  Ver- 
antwortlichkeit zu  einer  politischen  werden  sehen.  Damit 
sind  wir  aber  auch  schon  wieder  über  die  normalen  Zn- 
stande hinaus,  und  anormale  Zustände,  wir  müssen  es  wie- 
derholen, werden  nicht  durch  Processirung  eines  Ministe- 
riums in  Ordnung  gebracht.  Der  Aberglaube,  dass  die  See 
zu  gewissen  Zeiten  ein  Opfer  brauche  und  sich  beruhige, 
wenn  sie  es  erhalten,  ist  verwerflich;  aber  noch  viel  übler 
wäre  es  zu  glauben,  dass  dem  Staat,  wenn  die  Wogen  sei- 
ner Volker  stürmisch  aufsteigen,  Ruhe  durch  ein  Opfer 
werde. 

Betrachten  wir  nun  einmal  die  wirkliche  Stellung  der 
Minister,  so  ist  es  ein  Ideal,  zu  sagen,  Krone,  Ministerium, 
Kammern  und  das  ganze  Land  sollten  nur  eine  harmonische 
Einheit  bilden.  Sie  werden  es  nie  vollkommen,  und  selbst 
unter  den  günstigsten  Verhältnissen  «steht  der  Minister,  ne- 
ben Staatsrath  und  Kammer»  der  oberste  verfassungsmässige 
Rath  der  Krone  und  ausschliesslich  das  oberste  Organ  des 
Vollzugs  des  souveränen  Willens,  zwischen  zweien  Feuern. 
Denn  es  ist  natürlich  und  deshalb  normal,  dass  der  Sou- 
verän die  Macht  der  Krone  nicht  nur  zu  erhalten,  sondern 
auch  möglichst  zu  erweitern  sucht  ***)  und  dass  die  verfas- 
sungsmässige Volks  Vertretung  desgleichen  für  ihre  eigene  Macht 
thut.    Persönliche  und  objective,  ehrliche  und  falsche  Gründe 


448)  Ein  Unglück,  dem  an  Grösse  nur  politische  Verschworungen  im 
Volke  gleichkommen,  ist  eine  geheime  Favoritenherrschaft  neben  oder 
über  dem  offiziellen  Ministerium.  Napoleon  I.  soll  über  den  sogenannten 
Friedensfänten  gesagt  haben,  die  Verbrechen  eines  Favoriten  „te  perdeot 
da**  les  droits  du  tröne".  Lama:  „Les  conseilters  privea  si  jaatemeat 
appeles  les  fleaux  des  xois."  Monthmer:  „Un  ministre  ne  peut  paa  füre 
le  bien  dans  nn  pays  oü  ce  sont  les  ministres  gui  courtisent  les  cour- 
tisans  et  non  les  conrtisans  qui  courtisent  les  ministres."  Vgl.  Sempera 
a.  a.  0.,  S.  288  fg.  FiW- Carte/,  a.  a.  O.,  V,  378.  Duvergier  de  Harn- 
ranne,  a.  a.  0.,  II,  .324.  Vgl.  auch  unsern  Aufsati:  „Minister«4  im 
Staats-Lexikon,  X,  62,  Note  21,  22. 


Minister  und  Ministsrverantwortlichkeit.  475 

«Der  Art  werden  sich  in  diese  Bestrebungen  mischen  und 
guter  Wille  nebet  richtiger  Erkenntnis«  stets  zur  entspre- 
chenden Ausgleichung  fuhren.  Zwischen  solchen  Bestre- 
bungen stehen  die  Minister  in  der  Mitte.  Die  Minister  sol- 
len sich  nicht  mit  dem  Königsmantel  decken,  und  doch  ist 
es  der  Wille  des  Staats,  der,  durch  den  Konig  ausge- 
sprochen, von  ihnen  vollzogen  werden  soll;  die  Minister 
sollen  nicht  nach  constitutioneller  Popularität  haschen,  und 
doch  müssen  sie  die  Majorität  der  Kammern  für  sich  haben 
und  die  Kraft  des  Widerstands  gegen  den  verfassungswidri- 
gen Willen  des  Souveräns  aus  dem  Dasein  des  constitutio- 
nellen  Körpers  entnehmen;  die  Minister  sollen  sich  nicht 
zwischen  Volk  und  Krone  stellen,  aber  sie  müssen  eben 
zwischen  beiden  stehen,  und  wenn  einmal  zwischen  ihnen 
der  Conflict  ausgebrochen  ist,  was  ein  Ministerium  nie 
machen,  sondern  höchstens  verhindern  konnte,  da  solche 
Conflicte  noch  ungelösten  Gegensätzen  entstammen,  dann 
muss  ein  Ministerium  auch  nothwendig  sich  für  die  eine 
oder  für  die  andere  Richtung  entscheiden,  folglich  gegen 
eine  der  beiden  Richtungen  Front  machen.  Der  Souverän 
bestimmt  äusserlich  frei  die  Minister,  welche  triftige  innere 
Gründe  auch  auf  deren  Wahl  influiren.  Er  sucht  vernünf- 
tigerweise in  normalen  Zuständen  solche  Persönlichkeiten, 
die  dem  Amt  gewachsen,  ihm  personlich  angenehm  und 
auch  in  einem  gewissen  Grade  populär  sind,  sodass  er  ihnen 
nicht  nur  die  Bewahrung  der  königlichen  Rechte,  sondern 
auch  deren  Aufrechthaltung  gegen  das  Volk  und  seine  Re- 
präsentation mit  Erfolg  anvertrauen  zu  können  glaubt.  Sind 
solche  Minister  klug  und  gerecht  in  der  Anerkennung  der 
Volksrechte  und  einem  vernünftigen  Portschritt  geneigt,  so 
werden  die  Kammern  in  normalen  Verhältnissen  mit  ihnen 
wohl  auskommen,  da  sie  einsehen,  dass  nicht  jeder  brillante 
Kammerredner  zum  Minister  taugt,  dass  das  Recht  der 
Krone  so  heilig  sein  muss  wie  die  Rechte  des  Volks,  und 
dass  man  mit  Ministern,  wie  die  geschilderten,  wol  zufrie- 
den sein  müsse« 

So  wie  nun  eine  Collision  auftaucht,  ist  dieses  Verhält- 
niss  gestört,  und  schon  eröffnet  sich  in  diesem  Moment  eine 
doppelte  Perspective,  indem  einerseits  die  Krone  an  Octro- 
virungen  und  verschiedene  Arten   ausserordentlicher   Mass- 
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regeln,  Kammer  und  Volk  an  Steuerverweigerung,  Wider- 
stand, Ministeranklage  denken.  Die  Ministeranklage  er- 
scheint demnach  wie  Steuerverweigerung  und  Widerstand 
als  ein  äusserstes  Nothstandsmittel  eines  Volks  gegen  eine 
verfassungswidrige  oder  dem  Wohl  des  Ganzen  gefährlich 
erscheinende  Regierung.  Die  praktischen  Engländer  wissen 
längst,  dass  die  parlamentarischen,  resp.  Volksrechte  des 
bewaffneten  Widerstandes  u.  s.  w.  nicht  einem  normalen 
Staatszustande  entsprechen,  und  dass  sie  überhaupt  nicht 
deshalb  in  das  englische  Staatsrecht  aufgenommen  wurden, 
um  wirklich  ausgeübt  zu  werden,  sondern  deshalb,  um  alles 
zu  vermeiden,  was  sie  zur  Anwendung  bringen  könnte.  449) 

Die  Ministeranklage  erscheint  demnach  unter  allen  Um« 
ständen  als  ein  auf  anormale  Verhältnisse  des  Staats  be- 
rechnetes Institut  und  findet  als  Folge  einer  formellen  Ver- 
fassungsverletzung, also  im  Sinne  einer  rein  juristischen  Vei* 
antwortlichkeit  ihre  Rechtfertigung  460) 

1)  darin,  dass  sie  ein  sehr  geeignetes  Mittel  ist,  nor- 
male Zustände  zu  erhalten,  indem  sie  Verfassungsconflicte 
möglichst  zu  vermeiden,  wirklich  eingetretene  aber  kräftig  zur 
Transaction  zu  drängen  hilft.  Die  Ministeranklage  als  ein 
verfassungsmässig  angeordnetes  und  wenngleich  nur  mangel- 
haft geordnetes  Institut  erhält  einmal  die  Minister  selber 
wachsam  gegen  sich  selbst ,  wahrt  sie  vor  nachlässigen  Unter- 


449)  Was  im  allgemeinen  über  die  Gefahr  nicht  vollzogener  Gesetze 
gesagt  wird,  gilt  also  nicht  von  der  Nichtanwendung  der  Ministeranklage, 
Ueber  jene  Gefahr  Tgl.  aber  Chou-King,  Thl.  4,  Kap.  20,  §.  15. 

450)  Alle  über  die  Details  eines  Ministeranklagegesetzes  bestehenden 
Meinungsverschiedenheiten  erscheinen  uns  als  minder  bedeutend  nnd  wer- 
den ihre  grosste  Bedeutung  verlieren,  sobald  man  von  der  politischen 
Verantwortlichkeit  der  Minister  abgeht  und  einsieht,  dass  das  Institut  dar 
Ministeranklage  nicht  das  geeignete  Terrain  ist,  um  grosse  politische  Ge- 
gensätze auszukämpfen.  Hierher  gehört  z.  B.  die  Fr,age,  ob  die  Anklage 
auch  wegen  fahrlässiger  Verfassnngs Verletzungen  stattfinde  (Mohl,  R.  jc^ 
a.  a.  O.,  S.  182  fg.),  ob  dem  Souverän  ein  Begnadigungsrecht  zustehe 
(Memoire«  de  l'academie  royale  de  Bruxelles,  V,  31.  May,  a.  a.  O.,  I, 
395.  Constant,  £.,  a.  a.  O.,  I,  80,  207,  422.  Escher,  a.  a,  O.,  II, 
258)  u.  8.  w.;  lauter  Fragen,  die  sich  überall  nur  nach  der  Einsicht  der 
Gesetzgebungsfactoren  und  den  concreten  Bedürfnissen  befriedigend  wer* 
den  lösen  lassen. 
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Bungen  und  einseitigem  verfassungswidrigem  Experi- 
mtiren  mit  dem  Volk,  vor  genialem  Ministerabsolutismus« 
e  unterstützt  aber  auch  mächtig  den  Minister,  wenn  er, 
»ichsam  als  die  körperliche  Vertretung  des  beschworenen 
ghtszustandes  in  amtlicher  Eigenschaft  mit  dem  Schilde 
r  verfassungsmässigen  Verantwortlichkeit  dem  persönli- 
en  Willen  des  nicht  verantwortlichen  Souveräns  entgegen- 
ten  zu  müssen  glaubt  Er  hält  so  durch  dasselbe  Recht, 
Jenes  ihn  und  die  Krone  selber  trägt,  das  Recht  des 
indes  aufrecht,  und  übt  durch  seine  Verantwortlichkeit 
le  Macht,  die  durch  seine  Person  zu  üben  weder  möglich 
ch  anständig  wäre.  Hierdurch  kommt  auch  eine  Einheit 
d  Stetigkeit  in  das  Ministerium,  die  sonst  undenkbar  wä- 
a;  eine  Einheit,  welche  innerhalb  der  Verfassungsmässig- 
it  die  grösste  Selbständigkeit  der  einzelnen  Ministerien 
lasst,  und  eine  Stetigkeit,  die  bei  allen  Einflüssen  des 
echsels  der  politischen  Strömungen  auf  den  Bestand  der 
ini8terien  doch  im  Durchschnitt  viel  grösser  ist  als  die 
etigkeit  in  den  lediglich  von  dem  absoluten  Herrscher- 
llen  abhängigen  Ministerien.  Diese  Ministerverantwort- 
hkeit  und  Ministeranklage  findet  aber 

2)  eine  weitere  Berechtigung  in  dem  Umstand,  dass 
unsern  Zeiten  die  Stellung  eines  Ministers  ohne  sie  gar 
cht  zeitgemäss  gedacht  werden  könnte.  Denn  wenn  der 
inister  und  in  ihm  gleichsam  die  gesammte  ihm  unter- 
jbene  Verwaltung,  resp.  Beamtenschaft  durch  sie  allein  die 
»thwendige  Sicherung  gegen  sich  selbst  und  gegen  die 
rone  erhält,  so  empfängt  letztere  und  der  Minister  wie 
les  Staatsamt  nur  durch  die  Verantwortlicheit  die  nöthige 
raft  gegen  die  Kammern,  resp.  das  Volk.  Indem  Krone 
id  Ministerium  die  Fahne  der  Verfassungsmässigkeit  ent- 
Iten  und  sich  in  dieser  Weise  feierlichst  den  bestehenden 
esetzen  gehorsam  erklären,  werden  die  Kammern  auch  in 
ren  reformatorischen  Bestrebungen  von  Ueberstürzungen 
>-  und  auf  dem  Wege  der  verfassungsmässigen  Reform 
^gehalten.  Dem  verfassungsmässig  handelnden  Minister 
swähren  aber  die  mit  seiner  besondern  Verantwortlichkeit 
irbundenen  Einrichtungen,  z.  B.  das  Recht  der  Niederlegung 
ines  Portefeuille  und  die  ihm  gesicherte  Pension,  jenen 
chutz,    ohne  welchen,    den  Principien  unsers  Staatsdiener« 
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rechts  entgegen,  die  Minister  allein  gerade  bei  ihrem  pflioht- 
gemässesten  Handeln  der  Willkür  ausgesetzt  waren.  Man 
konnte  auch  sagen,  die  Verantwortlichkeit  des  Ministers 
und  durch  diese  die  aller  ihm  untergebenen  Beamten  ist  in 
Bezug  auf  die  Verwaltung  nichts  anderes  als  Unverantwort- 
üchkeit  des  Richters  in  Bezug  auf  die  eigentliche  richter- 
liche Thätigkeit,  Beide  sind  nämlich,  so  sehr  sie  sich  ent- 
gegengesetzt zu  sein  scheinen,  die  Folgen  desselben  Postu- 
lats, nämlich  der  organischen  Einordnung  des  Staatsamts  in 
die  ganze  staatliche  Ordnung,  wonach  bei  dem  Verhältnisse 
welches  durch  eine  bestimmte  Rechtserrungenschaft  des 
Volks  zwischen  dieser  und  der  eigentlichen  Verwaltung  ent- 
stehen muss,  ebenso  die  Verantwortlichkeit  der  Minister 
als  der  Verwaltungsspitzen,  wie  die  Unverantwortlichkeit  des 
Richters  für  wahrhaft  richterliche  Functionen  sich  ergibt. 

3)  Die  Ministerverantwortlichkeit  und  Ministeranklage 
rechtfertigt  sich  endlich  vollkommen  dadurch,  dass,  wenn 
eine  formelle  Verfassungsverletzung  durch  ein  Ministerium 
stattgefunden  hat,  durch  welche  das  öffentliche  Rechtsbe- 
wu8St8ein,  die  Rechtsanschauung  einer  Nation  wirklich  ver- 
letzt worden  ist,  auch  eine  Sühne  eintreten  muss,  um  diese 
Verletzung  zu  heilen.  4fl)  Bei  der  besondern  Natur  dieser 
Verantwortlichkeit  oder  der  ihretwegen  möglichen  Rechts- 
verletzungen ist  es  natürlich,  dass  keine  der  gewöhnlichen 
Strafen  darauf  anwendbar  ist.  Treten  diese  ein,  soweit  die 
fragliche  Rechtsverletzung  unter  die  gewöhnlichen  Straf* 
gesetze  fällt,  so  kann  die  eigentliche  Strafe  bei  Verurtei- 
lung eines  Ministers  wegen  Verfassungsverletzung  denselben 
nur  gerade  an  seiner  Ministerstellung  treffen.  Der  Verbiet 
derselben,  mit  oder  ohne  Pension,  ja  eine  blosse  Misbilli- 
gung  seiner  Handlungsweise  werden,  wie  wenig  ihr  Eintritt 
unter  andern  Formen  oft  als  Strafe  zu  betrachten  sein  mag, 
stets  als  entsprechende  Strafe  erscheinen,  wenn  sie  in  der 
Form  eines  wirklichen  Strafurtbeils  eintreten.  So  aufgefasst, 
erscheint  die  Ministerverantwortlichkeit  und  Ministeranklage 


451)  „Les  fantes  sont  personnelles  et  l'expiation  doit  l'&tre."  Carni 
(Ätades ,  S.  103)  bat  dieses  Princip  nicht  minder  falsch  aufgefasst  als  die 
Constituante  ron  17S9. 


MiAittftf  sid  Minifterieraatwtrtlichkeit.  479 

ab  ein  in  die  Geseifte  selbst  aufgenommener  feierlicher  Pro- 
tist des  ganzen  Staate  gegen  jede  selbst  unter  den  Schwin- 
ge der  Wehsten  Gewalt  vorgenommene  Verletzung  dea 
Jfeohtsnstaade»,  der  mit  dem  Princip  der  Verfassungs- 
aiiocigkeit,  dea  verfassnagsiaassigen  Gehorsams,  der  Selb- 
ständigkeit dör  Justia  u-  s.  w.,  kurz*  mit  der  ganzen  prinei- 
pellen  Auflassung  de»  modernen  Staats  ebenso  wesentlich 
zasaoraenhangjt,  wie  der  Mangel  alles  dessen  mit  dem  abao- 
ktiatisch  regierten  unorganischen  Staat. 

Zur  Erhaltung  eines  normalen  Zustandes  gegen  die  Ver- 
suche Ton  Abnormitäten  erscheint  demnach  die  Minister- 
anklage unentbehrlich  und  ist,  wenn  dieselbe  auf  eine  juri- 
stische Verantwortung  wegen  formeller  Verfassungsverletzun- 
gen beschrankt  wird,  sogar  geeignet,  nicht  blos  als  Präser- 
vativ zu  wirken,  sondern  auch  einen  erst  anbrechenden  und 
noch  nicht  tief  gehenden  Conflict  zu  losen. 

Sind  aber  anormale  Zustände  bereits  eingetreten  und 
bedeutende  Conflicte  tief  begründet,  haben  letztere  schon 
grossere  Dimensionen  angenommen,  dann  halten  wir  den 
Zustand  eines  Staats  für  einen  Uebergangszustand  und  die 
Ministeranklage  selbst  nur  wegen  formeller  Verfassungsver- 
letzungen für  unnütz,  unanwendbar,  ja  schädlich.  Solche 
Zustande  sind  ein  Beweis,  dass  das  Institut  der  Minister- 
verantwortlichkeit noch  nicht  wirken  konnte,  was  es  wirken 
sollte;  und  was  es  in  normalen  Zuständen  nicht  vermochte, 
das  kann  es  noch  weniger  in  anormalen  ausrichten. 

Hieraus  ergibt  sich  aber  schliesslich,  dass,  wenn  man  die 
Ministerverantwortlichkeit  und  Ministeranklage  auf  die 
Rechtsstaatsidee  zurückführt,  diese  Idee  auch  in  dieser  Be- 
ziehung als  unzureichend  erscheint,  selbst  wenn  man  sie 
minder  einseitig  auffasst,  als  dies  gewöhnlich  geschieht.  Die 
Grenzconflicte  zwischen  Verfassung  und  Verwaltung  können 
auch  im  geordnetsten  Staatsleben  dazu  führen,  dass  der 
Minister,  der  nach  seiner  Ansicht  verfassungsmässig  han- 
delte, nach  andern  Ansichten  die  Verfassung  formell  verletzt 
hat,  und  die  gerichtliche  Anklage  wird  entweder  nicht  er- 
folgen, oder,  wenn  doch,  das  gerichtliche  Urtheil  die  Sache 
nicht  constutionell  entscheiden  und  die  Meinungsverschie- 
denheit losen.      Das  ganze  grosse  und  für  das  Leben  der 
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Staaten  so  wichtige  Gebiet  ausserordentlicher  Ereignisse  und 
Nothstande  fallt  unvermeidlich  ausserhalb  einer  verfassungs- 
massig geordneten  Ministerverantwortlichkeit,  und  es  be- 
wahrheitet sich  demnach  auch  hier,  was  schon  Goethe  in 
seinem  Wilhelm  Meister,  Kap.  18,  sagte:  „Es  waren 
verstandige,  geistreiche,  lebhafte  Menschen,  die  wohl  ein- 
sahen, dass  die  Summe  unserer  Existenz,  durch  Vernunft 
dividirt,  niemals  rein  aufgehe,  sondern  dass  immer  ein  wun- 
derlicher Bruch  übrigbleibe." 


Gleichheit  der  Gesetze  und  vor  dem  Gesetze.462) 


Liberte,  fraternit£,  egalite.  —  Von  der  Gleichheit.  —  Die  Gleichheit 
Tor  dem  Gesetze.  —  Gleichheit  der  Gesetze.  —  Verschiedene  Auffas- 
sungen der  letztem.  —  Doctrinärer  Unfug  mit  diesen  Principien. 

W  ir  haben  die  angeblichen  Principien  der  franzosischen 
Revolution:  „Liberty,  egalite,  fratcrnitö"  zum  ersten  mal 
officiell  affichirt  gesehen  über  dem  Thor  einer  französischen 
Grenzstadt  im  Jahre  1848.  In  kolossalen  Buchstaben  leuch- 
teten diese  räthselhaften  Worte  wie  Meteore  gegen  die  deut- 
schen Länder  hin,  in  welchen  man  nicht  mehr  erkannte, 
was  der  die  Grenze  überschritten  habende  Wanderer  ohne 
Neugier  sah,  nämlich  eine  Horde  verwilderter  Gefangenen- 
gesichter hinter  den  schwarzen  Eisengittern,  welche  über 
der  berühmten  Firma  der  Franzosischen  Revolution,  wie  die 
bitterste  Satire,  einen  Menschenzwinger  bildeten. 

Lassen  wir  vorerst  die  „libertö"  und  „fraterniti"  weg  und 
betrachten  nur  die  „egalite",  welche  sich  die  Deutschen  nach 


452)  Zachariae,  Vierzig  Bücher,  IV,  15  fg.,  23,  52  fg.  Tocqueville, 
Das  alte  Staatswesen,  S.  185  fg.  Napoleon  I.  sagt  in  Leu  Cases*  Memoi- 
res  de  St.-Helena,  V,  36,  es  handele  sich ;  nicht  um  Aufhebung  der  der 
Monarchie  unentbehrlichen  Aristokratie,  sondern  nur  um  „Vegaliti  a  tous 
pour  pretendre  et  obtenir".  Guizot,  Histoire  parlementaire ,  I,  308  fg.: 
„Un  droit  politique,  c'est  nne  portion  du  gouvernement  .. .  Tinegalite  en 
est  le  principe."  Vacherot,  La  demoeratie,  &  355.  Escher y  a.  a.  On 
U,  69  fg. 
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franzosischem  Muster  als  die  Gleichheit  der  Gesetze  und 
vor  dem  Gesetze  für  ihren  Gebrauch  zurechtgeschnittec» 
haben.  4M) 

Die  Idee  der  Gleichheit:  „le  sentiment  qu'en  France  do- 
mine tous   les  autres"  464),   in  welcher  Laboulaye  466)   den 
Triumph  der  modernen  Gesetzgebung  erklärt,  ist  nach  dem 
letztgenannten   Schriftsteller   auch    der  Grund,    warum  da? 
romische  Recht   wie  eine   „arche  sainte"   erscheine,  indem  < 
sich  durch  dasselbe  die  an  sich  unvergänglichen  Gleichheite- 
ideen in  den  ersten  Stürme»  der  barbarischen  Zeit  erhielten 
und  endlich  den  Feudalismus  entwurzelten.  *6*)     Brasseur  d$ 
Bourboura  findet,  dass  erst  mit  der  Entstehung  des  dritten 
Standes  im  Volk  die  Idee  der  Gleichheit  zu  tagen  begonnen 
habe  4ftr),  und  Laurent  468)  erklärt,  obgleich  er  dem  romi- 
schen Volk  auch   eine  gewisse  providentielle   Aufgabe  zur 
Herstellung  der  Gleichheit  zuspricht,  dennoch:  „La  deca- 
dence  de  l'antiquitö  est  une  terrible  lepon  d'egaliteV'    D+ 
pont-Wliite   sieht  in  der  „ögalite",    wie  in  der   „liberW  et 
fraternite",  Ideale  des  positiven  Fortschritts,  die  nicht  durch 
die  Revolution,  sondern  nur  durch  den  Staat  gedeihen  kön- 
nen, und  verlangt,  damit  die  Gleichheit  vor  dem  Gesetee 
etwas  sei.,    dass  der  Staat   den   Misbrauch   der  natürlichen 
Ungleichheiten  zu  verhindern  suche.  469) 

Wie  aber  der  Gedanke  einer  gewissen  Gleichheit  der 
Menschen  im  Staate,  resp.  gegenüber  dem  Gesetz,  so  ist 
auch  dqr  Gedanke  einer  natürlichen  Verschiedenheit  der 
Menschen,  resp.  einer  proportionellen  Gleichheit,  ein  uralter 
und  allgemeiner.  450)     Auch  von  einer  relativen  Gleichheit 


453)  Laferrüre,  Basal,  II,  54. 

454)  Dttvtrgier  de  Hauranne,  a.  a.  0.,  IV,  314.  J7eW,  Frankreich  an 
der  Spitze  der  Civilisation  (Würzburg  1863),  S.  36. 

455)  Recberches,  S.  99. 

456)  a.  a.  0.,  S.  62. 
45?)  «.  a.  O.,  II,  609. 

458)  fondes,  V,  «3. 

459)  «a.  a.  0.,  S.  40  fg.,  66. 

460)  Piaton,  Legg.,  VI,  5.  AristoteUe,  Politik,  III,  12;  V,l;  VH,  14. 
Cousin  tagte:  „Die  wahr*  Gleichheit  besteht  darin,  ungleiche  Wesen  auch 
ungleich  zu  behandeln1*  (VoUgragy  System  der  Beahtsphilosophi*,  II,  120), 
u.   Volney  (La  loi  naturelle,  Oeuvres  compl.,  S.  95) :  „Notre  langoa  rfs>  jas 
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s  man  sprechen,  sofern  gewisse  z.  B.  feudale,  unge- 
)  persönliche  und  Vermogensreehtaieerschiedenheiten  auf» 
en  worden  sind.  401) 

►er  Mensch  ist  so,  dass  er  für  die  Gleichheit  in  Diu- 
ih  wärmt,  die  ihm  gunstig  scheinen  und  die  er  nicht 
lass  er  dagegen  auch  die  ihm  günstige  Ungleichheit 
eidenschaft  gegen  jeden  verteidigt,  der  sie  um  der 
iheit  willen  bekämpft.  Der  Neid  gegen  solche,  die 
i  einer  bessern  Situation  befinden,  treibt  den  gewöhn« 
Menschen  so  weit,  jene  lieber,  und  wäre  es  um  den 
noch  grossem  Elends,  zu  sich  herabzuziehen,  als  mit 
ind  derselben  Kraft  es  zu  versuchen,  sich  zu  ihnen  zu 
m.  Nur  die  Liebe  hat  die  Kraft,  höheres  Verdienst 
s  zu  ertragen  4'2),  und  diese  Liebe  kann  nur  auf  der 
ntniss  beruhen.  Rechtsvorschriften  ersetzen  sie  nicht, 
y  erscheint  auch  hier  wieder  der  Rechtsstaat  ohnmäch- 
er  Fortschritt  nur  durch  politische  Bildung  bedingt. 
>ie  Wissenschaft  aber  hat  in  Bezug  auf  den  wahren 
iheitsbegriff  noch  wenig  Gutes  gethan.  Leuchtende 
tionen,  wie  z.  B.  die  über  Privilegium  von  E.  About46*): 
st  ein  erworbenes  Recht,  andern  Menschen  die  Aus* 
;  eines  natürlichen  Rechts  zu  untersagen",  sind  ebenso 
hend  wie  falsch,  und  die  Erfahrung  beweist  z.  B.  an 
Franzosen,  diesem  Hauptvolk  der  „ägalite",  dass  die 
>it  mit  der  Gleichheit  nicht  nur  nichts  gemein,  sondern 
die  Gleichheitsleidenschaft  nichts  dazu  beigetragen  hat, 
eidenschaft  nach  jeder  Art  von  Auszeichnung,  also  Un- 


propre pour  designer  ä  la  fois  l'identite  de  la  natare  et  la  diver- 
1a  forme  et  de  l'emploi.   C'est  une  egalite  proportioneile;  ejt  voila 

oi  j'ai   dit,   egaux  devant  Dien  et  dans  l'ordre  de  nature."    Vgl. 

)end.  (Les  ruines),  S.  35. 

1)  S.  z.  B.  Laboulaye,  a.  a.  0.,  S.  207. 

2)  Die  so  häufig  vorkommende  Nachsicht,  Entschuldigung,  ja  BUH- 
er  Schwachen  und  Fehler  hochgestellter  Personen  seitens  des  Volks 
an  aich  keine  höhere  Berechtigung  haben,  ala  der  den  Hohergestell» 
geläufige  Mangel  des  Verständnisses  der  guten  Eigenschaften  des 

Ein  Volk,  welches  nur  wahrhaft  gute  Eigenschaften  schätzt»  wird 
>a  den  hervorleuchtendsten  Trägern  derselben  f  esohaUt  werden« 

3)  Der  Fortechritt  in  politischer  und  nationmlökonomiaoher  Besser 
Uebersetat  von   W.  Heller  (Prag  1866),  9.  160. 

31* 
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gleichheit;  zu  mindern.  England  ist  das  Land  der  grossten 
und  allgemeinsten  Kreiheit  und  insofern  auch  der  reellen 
Gleichheit,  was  es  nicht  verhindert,  zugleich  das  Land  der 
grossten  Ungleichheiten  zu  sein.  404) 

Es  liegt  offenbar  eine  gewisse  vernünftige  Mässigung 
darin,  nur  von  der  Gleichheit  der  Gesetze  und  vor  dem 
Gesetze  zu  sprechen. 

Betrachten  wir  zuerst  die  Gleichheit  vor  dem  Gesetze, 
so  hängt  dieses  Princip  mit  der  modernen  Organisation  und 
Selbständigkeit  der  Gerichte  zusammen.  Namentlich  soll 
damit  der  Ausschluss  jeder  Art  von  privaten  Interessen  (Pa* 
trimonialju8tiz)  456)  und  von  Einwirkung  des  Souveräns  und 
der  Verwaltung  in  das  Gebiet  der  Justiz  bezeichnet  406)  und 
jede  Rücksicht  auf  Stand,  Rang,  Vermögen  der  Parteien, 
resp.  Angeschuldigten  unmöglich  gemacht  werden.  407) 

Dies  iöt  ohne  Zweifel  ein  grosses  und  treffliches  Prin- 
cip. 40ft)  Aber  neu  ist  es  nicht.  Der  Gedanke  ist  so  alt, 
wie  Mensch,  Staat  und  Recht,  wie  der  Begriff  eines  ge- 
rechten 'Richters.  Neu  ist  nur  die  äussere  Scheidung  der 
Justiz  von  allen  übrigen  Staatsverwaltungszweigen,  deren  be- 
sondere äussere  Stellung  und  deren  gleiche  amtliche  Ver- 
pflichtung für  alle  Fälle  ohne  Ansehen  der  Person  oder 
irgendeines  politischen  Interesses.  Es  liegt  darin  gewiss  eine 
vollständig   gerechtfertigte  Erweiterung   des   wahren  Kerns 


•464)  Dies  gilt  nicht  blos  von  dem  England  vor  der  Reformbill,  son- 
dern auch  von  dem  England  nach  derselben. 

465)  S.  unsern  Artikel  „Patrimonialgerichtsbarkeit"  im  Staate- 
Lexikon. 

466)  Laferriere,  a.  a.  0.  Ueber  Ausnahmsjustiz:  Constant,  f?.,  a.  a. 
0.,  I,  323. 

467)  Vgl.  Held,  Verfassungsrecht,  IT,  618  fg. 

468)  Diese  Gleichheit  ist's,  welche  auch  die  strengsten  Gesetze  er- 
träglich macht,  und  ohne  welche  selbst  die  mildesten  Gesetze  unerträglich 
werden.  Uebrigens  Ist  unsere  Zeit  offenbar  an  Gelegenheiten  viel  reicher 
geworden,  um  alle  personlichen  Verschiedenheiten  zurückzudrängen.  Als 
solche  erweisen  sich  nicht  blos  die  Kirchen  und  öffentlichen  Locali täten, 
Strassen,  Plätze  u.  s.w.,  sondern  auch  und  ganz  besonders  die  Verkehrs- 
anstalten. Und  wenn  wir  unsere  Moden,  die  modernen  Möbel,  die  Ar- 
chitektur u.  dgl.  m.  betrachten,  so  müssen  wir  erkennen,  dass  es  in  unsern 
Tagen  entweder  an  ausgeprägtem  Individualitäten  oder  an  der  Möglich- 
keit ihrer  Geltendmachung  mehr  als  zu  andern  Zeiten  fehlt 
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der  Rechtsstaatsidee.  Allein  gerade  der  Umstand,  das« 
neben  dem  Gebiete  der  Justiz  noch  andere  Gebiete  des 
öffentlichen  Lebens  sich  befinden,  beweist,  dass  mit  der 
Gleichheit  vor  dem  Gesetz  allein  dem  Staate  nicht  geholfen 
ist,  abgesehen  davon,  dass  dieselbe  gewisse  natürliche  Un- 
gleichheiten, wie  sie  z.  B.  aus  dem  „favor  defensionis"  oder 
auch,  je  nach  Umstanden,  aus  dem  ersten  Angriff  als  „favor 
aggressionis u  sich  ergeben  müssen,  nicht  aufhebt.  Soweit 
aber  die  Gleichheit  vor  dem  Gesetz  damit  identisch  ist,  dass 
niemand  seinem  ordentlichen  Richter  entzogen  werden  kann, 
so  wissen  wir  ja,  dass  es  oft  im  Interesse  der  Partei  selbst 
ist,  vom  ordentlichen  Richter  abgehen  zu  dürfen  (Perhor- 
rescenz),  und  dass  der  Staat  ausnahmsweise  in  Situationen 
kommen  kann,  in  denen  er  die  ordentliche  Gerichtsbarkeit 
zu  suspendiren  469)  gezwungen  wird.  Auch  darf  nicht  über- 
sehen werden,  dass  dieses  Princip  gleichfalls  zweischneidig 
ist  und  demgemäss  für  jeden  Staatsangehörigen  die  Pflicht 
enthält,  sich  seinem  ordentlichen  Richter  zu  unterwerfen. 

Was  soll  aber  die  Gleichheit  der  Gesetze  bedeuten? 
Offenbar  nicht  allein,  dass  der  Staat  an  und  für  sich  schon  von 
selbst  Gesetz  für  alle  seine  Angehörigen  und  wenigstens  die- 
ses Gesetz  für  alle  gleich  ist.  Der  selbst  durch  ausdrück- 
liche Verfassungsbestimmungen  mit  der  „Gleichheit  des  Ge- 
setzes oder  der  Gesetze"  verbundene  Sinn  ist  der,  dass  für 
alle  Theile  des  Staats  und  alle  Klassen  seiner  Angehörigen 
ein  und  dasselbe  Gesetz  in  jeder  Beziehung  bestehen,  also 
aller  Particularismus  und  Specialismus  der  Gesetze  auf- 
gehoben werden  soll.  47°)  Frankreich  ist  das  Land,  welches 
auch  in  dieser  Beziehung  am  weitesten  gekommen  zu  sein 
scheint.  Der  Particularismus  wenigstens  ist  dort  ganzlich 
geleugnet;  der  Specialismus  aber  besteht  doch  und  tritt*  nicht 
nur  in  den  verschiedenen  Codes,  sondern  auch  in  einer  Menge 
besonderer  standesrechtlicher  Ordnungen  hervor. 

Gleichheit  der  Gesetze  im  Sinne  einer»  absoluten  Uni- 
formitat  ist  das  Gegentheil  der  göttlichen  Weltschöpfungs- 


469)  Ueber  Ausnahmsgerichte:   Viel-Castel,  a.  a.  O.,  HI,  196  fg.,  203. 

470)  In  der  Sitzung  vom  29.  Mars  1865  hat  der  Senat  zu  Turin  die 
Gesetzesanification  für  das  gesammte  italienische  Königreich  mit  70  gegen 
34  Stimmen  angenommen. 
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wünscht,  von  ihm  gesucht  ist,  die  Verurtheilung  des  letz- 
tern zum  Gefängniss;  aber  wenn  sich  das  Gestohlene  nicht 
findet,  wenn  der  Dieb  vermögenslos  ist,  erhält  er  das  Ge- 
stohlene nicht  zurück,  und  doch  gewährt  die  Verfassung 
jedem  die  Sicherheit  seines  Eigenthums,  ein  Gesetz,  was 
nur  dann  gleich  wirksam  wäre,  wenn  es  auch  in  unserm 
Fall  sich  so  erwiese.  Nehmen  wir  noch  einen  andern 
praktischen  Fall!  Es  wird  einer  verwundet;  der  Gerichts- 
arzt ist  bequem  oder  unwissend;  infolge  dessen  beurtheilt 
er  die  Wunde  als  nicht  strafrechtlich,  weil  z.  B.  die  Krank- 
heit des  Verletzten  nicht  aus  der  Wunde,  sondern  von  an- 
dern zufälligen  Ursachen*  herrühre;  wie  ganz  anders  wird 
sich  die  Sache  unter  einem  energischen  und  kenntnissreichen 
Gerichtsarzt  stellen? 

Sicherlich  kann  die  Advocatur  und  das  Notariat  vieles 
zu  einer  grössern  materiellen  Rechtsgleichheit  beitragen. 
Noch  mehr  ist  von  der  Oeffentlichkeit  und  Mündlichkeit 
aller  civilen  und  strafrechtlichen  Gerichtsverhandlungen  zu 
erwarten.  Allein  auch  dann  thun  die  Gesetze  nicht  alles, 
nicht  einmal  das  Beste.  Die  Hauptsache  wird  immer  sein, 
dass  Richter,  Anwälte  und  Notare  auf  der  idealen  Hohe 
ihres  Standes  stehen  und  dessen  besondere  Bedeutung  für 
den  constitutionellen  Staat  begreifen,  dass  die  Völker  mit 
ihren  Rechtseinrichtungen  verwachsen  und  der  Rechtsweg 
nie  frivol  beschritten  werde.  Nicht  die  Gleichheit,  sondern 
die  Ungleichheit  der  Menschen  wird  deshalb  auch  hier  wie- 
der hervortreten,  und  zwar  um  so  mehr,  je  weniger  Richter, 
Anwälte  und  Notare  staatlich  beschränkt,  je  grösser  die 
Freiheiten  eines  Volks  sind.  Das  Gegengewicht  gegen  die 
hierin  liegenden  Gefahren  wäre  einerseits  ein  hohes  und 
starkes  Standesbewusstsein,  insbesondere  für  Rechtsanwälte 
und  Notare,  und  eine  vom  Stande  selbst  ausgehende  strenge 
Censur  gegen  ein  standeswidriges  Benehmen  seiner  Glieder, 
andererseits  eine  starke  und  wohlbegründete  öffentliche  Mei- 
nung, welche  auch  den  Parteien  selbst  frivole  Processe  un- 
möglich machte.  Zu  allem  dem  bietet  wol  die  richtige  Auf- 
fassung und  Durchführung  der  constitutionellen  Idee,  nicht 
aber  der  Rechtsstaat  bedeutende  Mittel. 

Uebrigens   ist   bereits    schon   hinreichender   doctrinärer 
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Misbrauch  mit  dem  Princip  der  Gleichheit  der  Gesetze  getrieben 
worden,  und  die  Folge  davon  war  mir  die  Hervorbringung 
wahrhaft  ungerechter  Ungleichheiten. 

So  war  die  Gleichheit  der^  Gesetze  das  goldene  Kalb, 
dem  man  in  der  Besteuerung  jedes  Einkommens  aus  Staats- 
amtern  unter  der  Fahne  des  Rechtsstaats  die  wahre  Idee 
des  Rechts  geopfert  hat.  Den  Kammern  wird  ein  be- 
stimmter Gehalts-  und  Pensionsetat  vorgelegt  und  danach 
von  den  Standen  das  Staatsbedürfniss  bemessen,  die  Summe 
der  nothigen  Mittel  bewilligt.  Der  Beamte  soll  demnach, 
wir  wollen  annehmen,  1200  Gulden  jährlichen  Gehalt  haben. 
Bringt  man  nun  die  Taxen  und  Stempelgebühren  auch  nicht 
in  Anschlag,  die  ihn  treffen,  so  muss  er  doch  davon  eine 
bedeutende  Steuer  zahlen,  er  hat  also  die  etatsmässigen 
1200  Gulden  wirklich  nicht.  Die  Beamtenbesoldungen  ge- 
hören zu  den  nothigsten  Staatsausgaben,  wofür  die  Steuern 
selbst  mitbestimmt  sind;  sie  werden  im  Lande  verzehrt  und 
tragen  einen  guten  Theil  der  Consumtionssteuern  mit,  und 
nun  werden  sie  doch  noch  direct  besteuert.  Der  Beamte 
trägt  ohne  jede  gerechte  Ausgleichung  am  meisten  die  Last 
der  fortwährenden  Preissteigerungen,  nachdem  fast  allent- 
halben die  Naturalbezüge  aufhorten,  er  versteuert  noch  dazu 
sein  Privatvermögen,  welches  er  oft  bei  der  Winzigkeit  sei- 
ner Besoldung  verzehrt,  wenn  es  nicht  schon  für  die  Vor- 
bereitung zum  Staatsdienst  aufgegangen  ist,  und  nun  doch 
eine  Besteuerung  des  Gehalts  selbst!  Ist  das  Gleichheit 
oder  gleiches  Recht? 

Man  hat  das  allgemeine  deutsche  Handelsgesetzbuch 
allen  Ernstes  als  ein  Privilegium  eines  besondern  Standes, 
eigene  Handelsgerichte  als  „fora  privilegiata",  demnach  als 
gegen  das  Dogma  der  Gleichheit  der  Gesetze  verstossend 
bekämpfen  zu  müssen  geglaubt,  und  verlangt  da,  wo  die 
besondere  akademische  Gerichtsbarkeit  noch  nicht  aufge- 
hoben ist,  deren  Aufhebung  aus  demselben  Grunde  immer 
dringender.  Hätte  man,  was  den  erstem  Punkt  .angeht, 
nicht  schon  durch  die  praktische  Erfahrung  belehrt  werden 
sollen?  Hunderte  von  Industriellen  drängten  sich  nämlich 
anfangs,  gewiss  nur  in  der  Idee,  dass  es  sich  um  ein  Standes- 
privilegium,  um  den  Eintritt  in  den  für  höher  geachteten 
Kaufmannstand   handelte,    zur  Anmeldung  ihrer  Firmen  in 
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folge  der  Aufhebung  der  akademischen  Gerichtsbarkeit  die 
Universitäten  entweder  noch  einzelne  Competenzen,  z.  B. 
ein  Vermittelungsamt  in  Civilsachen  und  eine  Disciplinar- 
gewalt  in  Strafsachen  behalten,  oder  es  ist  dies  nicht  ge- 
schehen. Im  letztern  Fall  ist  durch  die  Gleichheit  der  Ge- 
setze und  Gerichte  die  Ungleichheit  des  Rechts  in  vielen 
Fällen  eine  vollkommene,  im  erstem  Fall  dagegen  ist  die 
Ungleichheit  der  Gesetze  und  Gerichte  nur  in  anderer  Form 
feierlich  anerkannt.  Die  Civilpartei  muss  sich  in  Streitig- 
keiten mit  Studenten  die  vorgängige  Vermittelung  der  Uni- 
versitätsbehörde gefallen  lassen,  der  Student  kann  sich  über 
eine  nach  den  bestehenden  besondern  Bestimmungen  ge- 
rechtfertigte Beschlagnahme  seiner  Papiere  zu  Gunsten  des 
Gläubigers  nicht  beschweren.  In  Straffällen  ist  zwar  die 
Disciplinargewalt  der  Universität  nicht  stark  genug,  das 
Urtheil  des  Richters  gegen  einen  Studenten  zu  mildern, 
wol  aber  kann  sie  zu  der  richterlichen  Strafe  noch  eine 
disciplinare  hinzufügen. 

Wir  sehen  nirgends  eine  wahre  materielle  Gleichheit 
durch  die  äussere  Gleichheit  der  Gesetze,  welcher  stets  die 
innere  Ungleichheit  der  Menschen  trotzen  wird.  Der  Rechts- 
staat hat  mit  diesem  Princip  manche  durch  nichts  mehr  ge- 
rechtfertigte Ungleichheit  der  Gesetze  aus  früherer  Zeit  be- 
seitigt, und  das  ist  sein  Verdienst,  welches  er  übrigens  wie- 
der aufheben  würde,  wenn  er,  das  Vorhandensein  neuer  und 
nun  natürlicher  Ungleichheiten  leugnend,  deren  entsprechen- 
der freier  Gestaltung  und  Anerkennung  hindernd  entgegen- 
treten wollte. 


9xt\}t\)tittt  #bfd)tutt 

Vom  verfassungsmässigen  Gehorsam. 4ri) 

Begriff  des  Gehorsams.  —  Der  verfassungsmässige  Gehorsam  und  der 
aetive  und  passive  Widerstand.  Passiver  Gehorsam.  —  Einige  resumirende 
Schlnssätze  über  die  Bechtsstaatstheorie. 

L 

Auch  der  Begriff  des  verfassungsmässigen  Gehorsams, 
von  dem  ersten  und  zwar  sehr  doctrinären  Theoretiker  des 
Constitutionalismus,  von  Locke,  schon  aufgestellt,  ist  in  sei- 
ner gewöhnlichen  Auffassung  als  eine  Consequenz  des  Rechts- 
staatsgedankens zu  betrachten  und  als  solche  bisher  festge- 
halten  worden.      In   Verbindung    mit   demselben   steht   die 


471)  Ueber  die  verschiedenen  Arten  des  Gehorsams  und  des  Wider- 
stands gegen  die  Obrigkeit  seitens  des  Volks  s.  Piaton,  Legg.,  I,  12;  II, 
5,  8;  HI,  7,  8,  10,  15;  IV,  7;  V,  2;  VI,  9.  Musonius  bei  Denis,  a.  a. 
O.,  II,  118.  Plutarch,  Pnblicola,  Kap.  11.  Laurent,  L'eglise,  III,  53  fg. 
(Gehorsam  nach  der  Lehre  der  Jesuiten).  Buckle,  a.  a.  O.,  I,  336,  341, 
380,  430,  432  (blinder  Gehorsam).  Fischet,  a.  a.  O.,  S.  385  (passiver  Ge- 
horsam). Denis,  a.  a.  O.,  I,  208  fg.  (Servilität).  Held,  System,  I,  48, 
355;  II,  83,  221,  592,  594  fg.,  599.  Vollgraff,  Staats-  und  Rechtsphilo- 
sophie, II,  229  fg.,  234  (staatsbürgerlicher,  verfassungsmässiger  Gehorsam). 
Kox,  Ueber  den  Unterthangehorsam  bei  Fehr,  a.  a.  O.,  S.  178  fg.,  188. 
Jacob,  L.  üT. ,  Antimacchiavel,  oder  über  die  Grenzen  des  bürgerlichen 
Gehorsams  (Halle  1792).  Vattel,  a.  a.  O.,  I,  199  fg.  Oneist,  a.  a.  O.,  I, 
301.  Taine,  a.  a.  O.,  I,  xxxv,  xxxvii  (Pflichtgefühl!).  Frobel,  a.  a. 
O.,  II,  178.  Hume,  England,  VIII,  154.  Guizot,  Histoire  parle- 
mentaire,   I,  xx.     Consta*,  &,   a.  a.  0.,  I,  91  fg.,  352,  392.    Haüam, 
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ner  Lebenskraft  sein;  ist  aber  der  Staat  wesentlich  krank, 
so  werden  sie  denselben  nicht  heilen,  geschweige  retten. 

Wir  wollen  aber  in  diese  Sache  noch  etwas  tiefer  ein- 
gehen. Der  verfassungsmässige  Gehorsam  ist  eigentlich  erst 
seit  einer  Zeit  zu  einem  theoretischen  Staatsprincip  erhoben 
worden,  in  welcher  die  Bestimmung,  was  er  sei,  unendlich 
schwieriger,  die  Anwendung  desselben  nicht  minder  schwie- 
rig, aber  auch  desto  precärer  geworden  ist.  Vor  allem 
scheint  zu  erwägen,  dass  zwar  die  Minister  wegen  ihrer 
Verantwortlichkeit  so  gestellt  sind,  dass  sie  eine  verfassungs- 
widrige Zumuthung  zurückweisen  können.  Nicht  so  die 
übrigen  Beamten,  namentlich  die  Nichtjustizbeamten,  und  die 
andern  Staatsangehörigen.  Wie  steht  es  nun  mit  dem  ver- 
fassungsmässigen Gehorsam,  wenn  der  Souverän  oder  ein 
allmächtiger  Minister  ihren  personlichen  Willen  als  Verfas- 
sung geltend  machen  wollen;  wie,  wenn  die  Ansichten  der 
Krone,  des  Ministeriums  und  der  Volksvertretung  über  die 
Verfassungsmässigkeit  nicht  zusammenstimmen;  wie,  wenn 
mit  den  Ministern  auch  die  leitenden  Ansichten  wechseln 
und  heute  verfassungswidrig  wird,  was  gestern  verfassungs- 
mässig sein  sollte,  oder  umgekehrt? 

Es  ist  ganz  richtig,  dass  Dienst-  und  Verfassungseide 
nicht  einem  bestimmten  Ministerium  oder  Minister,  also  auch 
nicht  einer  bestimmten  personlichen  Politik,  sondern  dem 
Staate,  und  zwar  in  der  Person  des  Souveräns  geschworen 
werden;  dass  sich  der  Gehorsam  des  Bürgers  lediglich  auf 
seine  staatsbürgerliche,  der  des  Beamten  als  solchen  nor 
auf  seine  amtliche  Thatigkeit  bezieht;  es  ist  ferner  richtig, 
dass  Gehorsam,  Treue  und  Ergebenheit  heutzutage  um  des 
Staats  selber  willen  nicht  mehr  lediglich  individuell  und  ge- 
gen ein  bestimmtes  Individuum,  sondern  allgemein,  in  einem 
gewissen  Masse  gleich  und  objectiv,  d.  h.  auch  ohne  Rück- 
sicht auf  die  regierende  Persönlichkeit,  von  jedem  Staats- 
angehörigen   verlangt    und    geleistet    werden    müssen  47f); 


472)  Ueber  die  alte  germanische  Treue  s.  Waito,  a.  a.  O.,  II»  195, 
202,  217  fg.,  221,  225.  Es  gehört  zu  den  krankhaften  Sentimentalitäten 
unserer  Zeit,  stets  von  der  verlorenen  deutschen  Treue  au  schwärmen. 
Wir  glauben,  dass  die  Deutschen  noch  ebenso  treu  sind,  als  sie  es  sonst 
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dies  alles  hebt  jedoch  die  Schwierigkeiten  der  praktischen 
Durchführung  einer  Theorie  des  verfassungsmässigen  Ge- 
horsams nicht  auf. 

Man  legt  einen  grossen  Werth  auf  den  Unterschied 
eines  nur  passiven  und  eines  activen,  bewaffneten  Wider- 
standes. Ersterer  sei  nie  strafbar,  letzterer  müsse  gestraft 
werden,  wenn  ihn  nicht  gerade  die  politische  Pflicht  des 
nur  verfassungsmässigen  Gehorsams  rechtfertige.  Diejenigen, 
welche  das  Recht  des  thätigen  Widerstandes  auch  juristisch 
ordnen  wollten,  haben  es,  und  zwar  schon  seit  Locke ,  nur 
auf  die  allerschwersten  Fälle  der  Verfassungsverletzung  be- 
schränken zu  müssen  geglaubt  und  eine  Art  von  Kriegs- 
erklärung der  Krone  gegen  das  Volk,  eine  Abdication  des 
Souveräns  fingirt.  Damit  hatten  sie  freilich  anerkannt,  dass 
in  einem  solchen  Moment  der  Rechtsstaat  aufgehört  hat« 
In  dem  oben  citirten  Tübinger  Gutachten  heisst  es  von  dem 
Recht  des  Widerstandes,  und  zwar  nicht  allein  des  Unge- 
horsams, sondern  auch  des  thätigen  Widerstandes:  „dasselbe 
finde  nur  im  Falle  einer  Verletzung  der  Verfassung  oder 
einer  sonstigen  offenbaren  Gesetzesübertretung  von  Seiten 
der  Staatsgewalt  oder  einer  in  ihrem  Auftrage  handelnden 
Behörde,    aber  auch  in  diesem  Falle  nur  dann  statt,   wenn 


waren.  Aber  während  in  einer  Zeit,  wo  die  Fürsten  die  Staaten  waren, 
die  freie  Hingabe  und  Opferbereitschaft  gegen  die  Person  des  Souveräns 
als  die  grosste  politische  Tugend  erscheint,  muss  es  doch  natürlich  sein, 
dass  in  Zeiten,  wie  die  unserigen,  die  politische  Tugend  insofern  eine  Mo- 
dification  erlitt,  als  bei  ihr  stets  der  wirkliche  Staat  in  den  Vordergrund 
tritt.  Wir  wissen  nicht,  ob  wir  den  Staat  oder  den  Fürsten  mehr  be- 
klagen sollen,  wenn  in  einer  Zeit,  wie  die  unsere  es  ist,  für  den  erstem 
und  nur  für  ihn  ein  „devouement  ä  brides  abattues"  verlangt  wird  und  ein 
solches  gewissermassen  sogar,  wenn  nicht  für  die  Existenz  des  Staats, 
doch  für  den  geordneten  und  friedlichen  Bestand  unentbehrlich  ist.  Der 
Fürst,  der  alle  patriotischen  Gefühle  der  Nation  in  sich  vereinigt,  steht 
sicherlich  anders  da  als  derjenige,  der  nur  durch  die  persönliche  Ergeben- 
heit seiner  Getreuen,  durch  den  Drang  der  Noth  und  durch  bezahlte  Agen- 
ten regiert  Eine  erst  neuestens  erfundene  Art  von  „devouement"  sind 
die  „devouements  immobiles"  des  franzosischen  Deputirten  Latour-Dumou- 
Ün.  Einige  ausgezeichnete  Bemerkungen  über  die  Natur  der  Unterwürfig- 
keit unter  den  Willen  des  Souveräns  in  der  alten  Gesellschaft  bei  Toc- 
queoüle,  Das  alte  Staatswesen,  8.  139. 

Held.   m.  32 
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dadurch  ein  unersetzliches  oder  wahrscheinlich  unwieder- 
bringliches Recht  für  den  Widerstehenden  bedroht  oder  an* 
gegriffen  wird.  Dies  ist  auch  der  Fall,  wenn  dem  Unter* 
thanen  eine  rechtlich  oder  moralisch  unerlaubte  Handlung 
zur  Pflicht  gemacht  wird.  Endlich  wird  noch  vorausgesetzt, 
dass  der  Bedrohte  oder  Angegriffene  durch  ein  anderes 
Mittel,  z.  B.  Beschwerde  bei  der  hohem  Behörde,  sich  in 
seinem  Recht  nicht  zu  schützen  vermag." 

Es  ist  klar,  dass  nicht  sowol  der  Unterschied  zwischen 
passivem  und  activem  Widerstand,  als  der  zwischen  allge- 
meinem oder  nur  vereinzeltem  Widerstand  wichtig  ist«  Der 
vereinzelte  kann  auch  gegen  allgemeine,  wie  nur  gegen  rein 
persönliche  Rechtsverletzungen  vorkommen;  der  allgemeine 
natürlich  lediglich  wegen  allgemeiner  oder  doch  dafür  auf- 
gefasster  Rechtsverletzungen.  Bekanntlich  legen  die  Eng- 
länder ein  grosses  Gewicht  auf  ihr  verfassungsmässige! 
Recht  des  allgemeinen  bewaffneten  Widerstandes  gegen  Ver- 
letzung verfassungsmässiger  Rechte,  und  finden  die  Haupt* 
gaxantie  ihrer  Freiheiten  darin,  dass  das  ganze  Volk  stets 
bereit  sei,  seine  Rechte  auch  gegen  die  Krone  mit  den 
Waffen  zu  vertheidigen.  Wir  halten  dieses  Recht  für  etwas 
Aehnliches,  wie  z.  B.  die  Ministeranklage,  für  einen  feier* 
liehen  Protest  gegen  willkürliche  Verfassungswidrigkeit,  für 
einen  Ausdruck  der  organischen  Einheit  des  Engländers  mit 
seiner  Verfassung,  für  ein  wichtiges  Motiv,  die  Verfassung 
nicht  zu  verletzen,  für  den  Ausdruck  der  Möglichkeit  eines 
Staatsnothstandes  aus  innern  Gründen,  aber  nicht  für  ein 
in  den  idealen  Organismus  eines  Rechtsstaats  passendes  In- 
stitut Selbst  für  den  Nothstand  aber,  welcher  vom  Rechts- 
staat eximirt  ist,  kann  die  Ausübung  des  activen  bewaffneten 
Widerstandes  nur  dann  nicht  als  die  Existenz  des  Staats 
aufhebend  oder  doch  im  höchsten  Grade  gefährdend  be- 
trachtet werden,  wenn 

1)  das  fragliche  Volk  politisch  so  gebildet  ist,  dass  es 
nie  ein  Recht  gegen  die  Natur  des  Staate  verlangt  od« 
behaupten  will; 

2)  das  fragliche  Volk  in  Collisionsfallen  mit  der  Regie- 
rung, z.  B.  im  Streite  über  die  Verfassungsmässigkeit  eines 
Acts   oder   über  das  Vorhandensein  eines  die  Beobachtung 
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[er  verfassungsmässigen  Formen  nicht  zulassenden  Noth- 
tandes,  eine  Transaction  annimmt  und  ohne  Gefahr  für 
Xrdnung  und  Freiheit  annehmen  kann;  endlich  wenn 

3)  das  Volk  überhaupt  nur  in  den  alleräussersten  Fallen 
lie  Waffen  zu  ergreifen  bereit  ist,  die  Gewalt  derselben 
acht  weiter  als  zur  Beseitigung  der  Verfassungsverletzung 
inwendet  und  die  Waffen  nach  erreichtem  Ziel  unbeschadet 
ler  ganzen  öffentlichen  Ordnung  wieder  niederzulegen  ver- 
teilt. 

Unter  diesen  Voraussetzungen  erscheint  der  bewaffnete 
Widerstand  als  eine  gewaltthätige  Episode,  eine  Gewalts- 
Periode  eines  Staats,  welche  dessen  Rückkehr  in  die  rechtliche 
Ordnung  möglich  denken  lässt.  Aber  eine  in  der  Continuitat 
les  Rechtsstaats  mögliche  Erscheinung  ist  er  nie,  und  zwar 
nach  dann  nicht,  wenn  diese  Voraussetzungen  wie  die  frag- 
iche  Verfassungsverletzung,  beide  gleich  im  höchsten  und 
inzweifelhaftesten,  unbestrittensten  Masse  vorhanden  wären, 
ras  man  praktisch  nur  höchst  selten  annehmen,  also  auch 
acht  zur  Grundlage  einer  auf  Verwirklichung  berechneten 
allgemeinen  Rechtsinstitution  gebrauchen  könnte. 

Was  den  sogenannten  passiven  Widerstand  angeht,  so 
laben  wir  selbst  ehedem  auf  denselben  als  ein  Mittel  gegen 
perfassungswidrige  Handlungen  der  Regierungen  einen  um 
o  grössern  Werth  gelegt,  als  wir  meinten,  dass  dadurch 
eder  active  Widerstand  und  dessen  Ausartung  zur  Revol- 
ution und  folglich  auch  die  Unterbrechung  der  Continuitat 
ler  rechtlichen  Staatsordnung  vermieden  werden  könnte. 
Wir  haben  in  dieser  Beziehung  unsere  Meinung  geändert. 

Ein  allgemeiner,  nachhaltiger  friedlicher  Widerstand  ge- 
jen  eine  Regierungsmassregel  ist  nur  bei  einem  Volke  mög- 
ich,  in  welchem  das  Mass  der  Ordnung  und  Freiheit 
lerrscht  und  ein  hoher  Grad  harmonischer  Ausbildung  und 
Einheit  aller  sittlichen,  intellectuellen  und  materiellen  Kräfte 
rorhanden  ist.  Sittliche  Roheit,  mangelhafte  Intelligenz  und 
»rutaler  Reichthum  oder  misstimmte  Armuth  sind  immer 
rar  zu  offensiven  und  momentanen  Gewaltäusserungen ,  und 
nrar  nicht  gegen  das  Unrecht,  sondern  gegen  das  was  sie  dafür 
lalten,  zu  bringen,  und  werden  nur  gegen  jene  Handlungen 
ler  Regierungen  aufstehen,  welche  sie,  ob  recht  oder  un- 
echt,   ihren  Gegnern  für  vorteilhaft,   sieh  schädlich,    er- 
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achten.  47S)  Nun  wird  aber,  wenn  man  die  Sache  praktisch 
auffasst,  keine  Regierung  80  unwissend  und  unklug  sein, 
absichtlich  einen  allgemeinen  Erlass  zu  geben,  der  den  all- 
gemeinen passiven  Widerstand  eines  dazu  befähigten  Volks 
hervorruft.  Muss  sie  sich  doch  der  Durchführung  seitens 
ihrer  Organe  für  versichert  halten  und  fordert  diese  immer 
so  viele  Personen,  dass  schon  hiermit  der  Begriff  des  allge- 
meinen passiven  Widerstandes  wegfällt.  Dasselbe  muss 
auch  für  den  Fall  angenommen  werden,  wenn  nur  der  Wi- 
derstand einer  gewichtigen  und  soliden  Majorität,  ja  selbst 
einer  achtungswerthen,  die  Massen  nach  sich  ziehenden 
Minorität  in  Aussicht  stände.  In  solchen  Fällen  namentlich 
würde  sich  der  Unterschied  zwischen  activem  und  passivem 
Widerstand  ziemlich  verwischen,  da  bei  Zwangsversuchen 
der  Regierung  der  Uebergang  zwischen  ersterm  und  letzterm 
sich  leicht  vollzieht  und  bei  der  voraussichtlichen  Nieder- 
lage der  Regierung  auch  für  den  activen  Widerstand  eine 
Strafe  nicht  wohl  eintreten  kann.  Es  konnte  sich  demnach 
in  solchen  Fällen  nur  handeln,  entweder  um  einen  groben 
Irrthum  der  Regierung,  der  durch  den  Widerstand  corrigirt 
wird,  oder  um  eine  durch  den  Erfolg  gerechtfertigte  Spe- 
culation  derselben  auf  die  politische  Untüchtigkeit  des  Volks, 
oder  auf  die  Beweglichkeit  seiner  politischen  Meinung  und 
auf  die  Biegsamkeit  derselben  nach  dem  Regierungswillen, 
oder  endlich  um  einen  Kampf  politischer  Parteien,  der  in 
dieser  Form  zum  Austrag  kommt.  Aber  in«  allen  diesen 
Fällen  wie  in  dem  Fall  eines  ganz  passiven  allgemeinen 
Widerstandes  ist  nichts  mehr  vom  Rechtsstaat  da,  denn  in 
den  erstem  Fällen  ist  nicht  ein  klares  Recht  mächtig,  son- 
dern offener  Streit  darüber,  was  recht  sei,  und  in  dem  letz- 
tern Falle  ist  jedenfalls  eine  der  stärksten  Lebensarterien 
des  Staats  unterbunden,  gleichviel  worauf  sich  der  passive 
Widerstand  des  ganzen  Volks  unmittelbar  richtet.  Das  or- 
ganische Leben  des  Staats  steht  still,  und  es  kann  nur  da- 
durch wieder  in  Bewegung  gesetzt  werden,  dass  dieser 
Stillstand  endet  Auch  ist  noch  zu  bedenken,  dass  ein  Volk, 
welches  zu  einem  solchen  allgemeinen,  nachhaltigen  passiven 


473)  Leva$$mtrt  a.  a.  (X,  I,  393  fg. 
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Widerstand  fähig  ist,  weder  den  Staat  durch  denselben  in 
seiner  Existenz  gefährden  wollen,  noch  Erlasse  seiner  Re- 
gierung zu  Stande  kommen  lassen  kann,  welche  einen  sol- 
chen Widerstand  hervorrufen  müssten.  Wo  also  nach  prak- 
tischen Erwägungen  ein  allgemeiner  passiver  Widerstand 
gerechtfertigt  und  erfolgreich  wäre,  da  fehlt  es  an  dessen 
Voraussetzungen  bezüglich  der  Eigenschaften  des  Volks; 
und  wo  diese  vorhanden  sind,  da  werden  die  Veranlassun- 
gen zu  einem  solchen  Widerstand  fehlen.  Praktisch  fällt 
die  ganze  Frage  mit  den  Verfassungsstreitigkeiten  zusammen, 
und  diese  fallen  ausserhalb  der  Grenzen  des  Rechtsstaats. 

Anders  stellt  sich  wenigstens  auf  den  ersten  Blick  die 
Sache,  wenn  z.  B.  durch  die  widerrechtliche  Gewalt  der 
öffentlichen  Organe  des  Staats  ein  Bürger  oder  einzelne 
Bürger  zum  Widerstand  herausgefordert  werden.  Sind  diese 
widerrechtlichen  Gewaltanwendungen  oder  auch  nur  Forde- 
rungen die  vereinzelten  Erscheinungen  einer  allgemeinen 
Massregel,  oder  fühlt  sich  dadurch,  wenn  auch  jenes  nicht 
der  Fall,  das  ganze  Volk  in  seinen  Rechten  bedroht  und 
verletzt,  so  gehören  sie  unter  die  vorhin  erwähnten  Gründe 
eines  allgemeinen  Widerstandes.  Keine  Regierung  kann 
naturgemäss  den  Ungehorsam  ihrer  Beamten  gegen  ihre 
formell  legalen  Befehle,  den  Ungehorsam  der  Bürger  gegen 
die  entsprechenden  Amtshandlungen  ihrer  Beamten  dulden, 
falls  letztere  kraft  eines  sie  verpflichtenden  höhern  Auftrags 
handeln.  Fehlt  diese  Voraussetzung,  so  ist  natürlich  auch 
der  passive  wie  active  Widerstand  im  Fall  der  Noth  voll- 
kommen berechtigt  Und  eine  Abwehr  des  Unrechts  da,  die 
mit  dem  Princip  des  verfassungsmässigen  Gehorsams  und 
des  dar  au  8  folgenden  Widerstandsrechts  nichts  gemein  hat, 
da  sie  nicht  gegen  die  Regierung,  geschweige  gegen  den 
Staat,  sondern  rein  persönlich  gegen  den  sein  Amt  misbrau- 
chenden,  also  sich  selbst  ausserhalb  des  Amts  stellenden 
Beamten  geht.  Ist  aber  die  fragliche  Voraussetzung  da, 
80  muss  auch  bereits  ein  Verfassungsconflict  vorhanden  sein. 
Dadurch,  dass  der  Beamte  den  höhern  Befehl  vollziehen 
will,  beweist  er,  dass  er  dies  für  seine  Pflicht  hält;  andere 
Beamte  thun  vielleicht  das  Gegentheil.  Dadurch,  dass  der 
Bürger  widersteht,  passiv  oder  activ,  beweist  er,  dass  er 
sein  verfassungsmässiges  Recht  für  verletzt  hält.    Wie  ge- 


5Q2  Dreizehnter  Abschnitt 

fahrlieh  und  chicanöe  es  auch  erscheinen  mag,  der  Staat, 
resp.  die  Regierang  muss  den  Ungehorsam  der  einzelnen, 
der  immer  ein  partieller  Stillstand,  eine  theilweise  Unter* 
brechung  des  staatlichen  Lebens  ist,  zu  brechen  oder  den- 
selben auszuscheiden  suchen,  wenn  sie  es  nicht  vorzieht, 
sich  als  im  Irrthum  befindlich  zu  erklären  und  den  frag- 
lichen Erlass  zurückzunehmen.  Der  Rechtsstaat  aber  ist 
auch  hier  nicht  mehr  da,  politische  Erwägungen  allein  kön- 
nen entscheiden.  Die  Falle,  wo  ein  Beamter  seine  Amts- 
pflicht, ein  Burger  sein  Recht  nur  falsch  aufgefasst  hatte, 
begründen  kein  Institut  des  Widerstandes,  hier  kann  und  wird 
leicht  anders  geholfen  werden  können.  Während  aber  wahre 
oder  für  wahr  erachtete  Noth  nie  ein  Rechtsgebot  anerkennt, 
der  Nothstand  selber  ein  Zustand,  ein  „factum"  ist,  dessen 
rechtliche  Folgen  sich  nur  aus  der  Würdigung  des  concreten 
Falls  ergeben  und  wofür  die  allgemeinen  Strafgesetze  aus* 
reichen,  kann  keine  Verfassung  und  keine  verfassungs- 
mässige Regierung  ein  förmliches  Recht  des  Widerstandes 
des  Volks  anerkennen,  da  sie  hierdurch  die  Möglichkeit  der 
Zerreissung  der  staatlichen  Einheit,  der  Sistirung  des  staat- 
lichen Lebens  zugestände. 

Der  Versuch,  den  Inhalt  des  verfassungsmässigen  Ge- 
horsams zu  bestimmen,  ist  demnach  sehr  gefährlich,  theib  ! 
weil  sich  mit  den  herrschenden  Ansichten  über  das  We- 
sen des  staatlichen  Lebens  auch  der  Inhalt  dieses  Gehör»  ! 
sams  geändert  hat  und  wieder  ändern  wird,  theils  wdi 
auch  eine  noch  so  genaue  Bestimmung,  wie  sie  der  Rechts- 
staat anstreben  mag,  wahrhaft  staatswidrig  wäre.  Denn  der 
politische  Gehorsam,  die  Quelle  aller  allgemeinen  und  be- 
sondern politischen  Pflichten,  resp.  Rechte,  ist  als  freie, 
menschenwürdige  That  nichts  anderes  als  die  organische 
Function  der  gesellschaftlichen,  im  Staat  seine  höchste  einer 
(rechtlichen  Ordnung  fähige  Steigerung  empfangenden  Eigen- 
schaft des  Menschen.  Sein  Gehorsam  ist  der  mächtige  Zug 
zu  seinem  Staat,  der  selbst  den  ausnahmsweise  nöthigea 
Zwang  nicht  entehrend  für  ihn  werden  lässt.  Wo  er  nicht 
gehorcht  oder  gar  selber  Gewalt  braucht,  da  ist  er  nicht 
Bürger,  sondern  Fremder  4"),  Feind.    Entstehen  Coüisionen 


474)  Zo  TW.  I,  &  564:  Piaton,  VIII,  13.    Das  Nibelungenlied.    K*. 
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zwischen  ihm  und  dem  Staat  wegen  der  beiden  zustehenden 
Rechte,  so  ist  entweder  das  Recht  klar  und  auch  nach  der 
Lage  des  Staats  vollziehbar  oder  nicht.  Im  erstem  Fall 
kann  das  bestehende  Recht  doch  mit  Gerechtigkeit-  oder 
8xttUchkeitsanforderttngen  im  Widerspruch  stehen.  Dann  ist 
eine  politische  Coüision  vorhanden;  ebenso  bei  der  Unvoll- 
oebbarkeit  des  klaren  Rechts.  Ist  das  Recht  nur  unklar, 
so  bedarf  es  der  Interpretation ,  ist  es  politisch  unpassend, 
der  Reform,  ist  es  momentan  unvollziehbar,  einer  zweck- 
mässigen Ausnahmsmassregel.  Dies  hilft,  nicht  der  Wider- 
stand, der,  wenn  nicht  gerechte  Nothwehr,  stets  nur  eine 
Abnormität,  eine  Phase  politischer  Kämpfe  sein  wird,  deren 
Resultat  nicht  vorherzusehen  ist. 

Wie  ungenügend  aber  der  sogenannte  verfassungsmäs- 
sige Gehorsam  nach  der  strengen  Rechtsstaatstheorie  sein 
müsste,  ergibt  sich  schlagend  daraus,  dass  die  Gesetze  jene 
Dinge,  die  dem  Staat  die  wichtigsten  sind,  nicht  vorschreiben 
und  auch  nicht  vorschreiben  können.  Die  befruchtende  Trieb- 
feder des  politischen  Gehorsams,  politische  Erkenntniss  und 
politische  Charakterstärke,  Patriotismus  und  Selbstentsagung 
kann  kein  Gesetz  vorschreiben,  und  wenn  es  zur  äussern  Er- 
füllung einzelner  politischer  Pflichten  zwingen  kann,  so  ver- 
mag es  doch  niemals  die  tüchtige  Art  der  Erfüllung  zu  ver- 
bürgen. Der  Mangel  des  innern  staatlichen  Zugs  der  Bür- 
ger ist  viel  wichtiger  als  die  Nichterfüllung  einzelner  äusserer 
Pflichten  und  macht  die  Erfüllung,  auch  wenn  sie  vollstän- 
dig erzwungen  würde,  werthlos.  Dieser  innere  sympathe- 
tische Zug  des  Volks  zum  Staat  ist  auch  allein  die  aus- 
reichende Garantie  gegen  Verletzungen  der  Verfassung  und 
macht  jede  Art  des  Widerstandes  gegen  die  Staatsgewalt  ent- 
weder überflüssig  oder,  wenn  ein  solcher  Widerstand  doch 
einmal  nothwendig  wäre,  für  den  Staat  unschädlich. 

Der  Widerstand  gegen  die  Staatsgewalt  und  ihre  Or- 
gane gehört  daher,  in  allen  Fällen,  wo  er  eine  politische 
Bedeutung  hat,  wirklich  in  die  Reihe  der  Formen  für  Ver- 


ter,  K.  Th.,  Das  praktische  europäische   Fremdenrecht  (Frankfurt  1863). 
Hauser  in  der  deutschen  Gerichtsxeitang ,  1865,  Kr.  1,  3. 


504  Dreizehnter  Abschnitt 

fassungsstreitigkeiten4™),  ist  für  sich  allein  nie  ein  Mittel 
organischer  Beilegung  derselben  und  bildet  naturgemäss  die 
Grenze  des  Rechtsstaats.  Der  verfassungsmässige  Gehor- 
sam 476)  aber  erscheint  uns  als  das  „Minimum"  der  staats- 
bürgerlichen Hingabe  an  den  Staat,  ohne  welches  in  nor- 
malen Zuständen  das  nothwendige  „Majus"  nicht  möglich 
ist,  welches  aber  in  anormalen  Zuständen  absolut  unzu- 
reichend, ja  oft  nicht  einmal  anwendbar  erscheint  und  daher 
unter  allen  Umständen  ohne  das  „Majus"  für  den  Staat 
nicht  ausreicht.  4rr) 

n. 

Wir  schliessen  die  Betrachtung  über  den  verfassungs- 
mässigen Gehorsam,  indem  wir  noch  einige  Schlussätze  über 
den  Rechtsstaat  anfügen: 

1)  England  hat  ohne  Premirung  der  äussern  Trennung 
der  Justiz  von  d^r  Administration  den  gesunden  Kern  der 
Rechtsstaatsidee  am  weitesten  verwirklicht  und  doch  gerade 
in  den  allerwichtigsten  Dingen,  z.  B.  in  den  Grundlagen  der 
Nationalrepräsentation,  in  den  Wahlhandlungen,  nichts  we- 
niger   als    dem    Rechtsstaat    entsprechende    Einrichtungen. 


475)  Dies  gilt  auch  von  allen  den  Fällen,  wo  sich  jemand  in  seinem 
Widerstand  darauf  beruft,  man  müsse  Gott  mehr  gehorchen  als  den  Men- 
schen. Auch  der  Staat  ist  gottlich,  und  jede  Wahrheit  muss  durch  Men- 
schen hindurch.  „Les  actions  des  peuples  comme  Celles  des  individus 
doivent  etre  jugees  du  point  de  vue  humain,  les  desseins  de  Dieu  ne 
peuvent  ni  les  condamner  ni  les  absoudre."  Laurent,  Etudes,  I,  339. 
„Les  hommes  cherchent  en  vain  a  eleyer  leurs  interets,  leurs  passions  a 
la  hauteur  des  desseins  de  Dieu;  les  limites  de  leur  nature  ne  permettent 
pas  meme  la  destruction  complete  qu'ils  revent  dans  leurs  projets  de  ven- 
geance  ou  d'ambition."     Derselbe^  ebend.,  I,  343. 

476)  Die  mitten  in  den  schamlosen  Sitten  von  Paris  erfundene 
„libert£  decente"  scheint  auch  von  der  Idee  des  beschränkten  Unterthanen- 
verstandes  getragen  zu  sein.    So  schon  das  Wort,  so  faul  sein  Sinn. 

477)  Einer  besonders  wichtigen  Art  des  Widerstandes  wird  meist  gar 
nicht  gedacht,  es  ist  die  innere  Abwendung  vom  Staat  oder  seinen  Mass- 
regeln, die  sich  in  zahllosen  feinen  und  unfassbaren  Oppositionen  mani- 
festiren  kann  und  allmählich,  aber  sicher  wie  die  Dachtraufe  die  stärksten 
Institutionen  durchlöchert.  Die  Rücksicht,  welche  eine  auch  nur  halbwegs 
gute  Politik  hierauf  nehmen  muss,  würde  es  nicht  leicht  zu  einem  Act 
politisch  wichtigen  Widerstandes   kommen  lassen. 
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Frankreich  ist  bei  einer  ziemlich  weit  durchgeführten  Tren- 
nung der  Justiz  von  der  Administration  ein  reiner  absoluter 
Verwaltung88taat  und  Freussen  wird  trotz  aller  constitutio- 
nellen  Proteste,  wenn  es  auf  der  bisherigen  Bahn  seiner 
Politik  bleibt,  Oesterreich,  wenn  es  die  Staatseinheit  aller 
seiner  Theile  ernstlich  als  sein  höchstes  Ziel  verfolgt,  mit 
allem  Constitutionalismus  nicht  viel  weiter  kommen. 

2)  Es  ist  eine  ganz  falsche  Meinung,  als  ob  die  voll- 
kommen einseitige  Ausführung  der  Rechtsstaatsidee  die  un- 
vermeidlichen Collisionen  des  öffentlichen  Lebens  beseitigen 
würde;  im  Gegentheil,  sie  müssten  dadurch  vermehrt  wer- 
den, nicht  nur,  weil  gerade  das  Recht  eine  Essigmutter  von 
Controversen  ist,  sondern  auch  deshalb,  weil  die  Rechts- 
.staat8idee  das  beruhigende,  heilende  Element  solcher  Colli- 
sionen, die  Transaction,  ausschliesst  Unfähig,  den  Collisionen 
vorzubeugen,  würde  der  starre  Rechtsstaat  dazu  führen,  sie 
unheilbar  und  todlich  zu  machen.  Auch  alle  die  so  wich- 
tigen rein  socialen  und  volkerrechtlichen  Verhältnisse  ent- 
ziehen sich  naturgemäss  der  Bestimmtwerdung  nach  den 
Consequenzen  des  Rechtsstaats,  während  sie  selbst  Staat 
und  Recht  am  meisten  bestimmen. 

3)  Die  Rechtsstaatsidee  hat  weiter  das  Uebele,  dass 
sie,  ein  Kind  oder  doch  nächster  Verwandter  des  Romanis- 
mus, die  Völker  leicht  glauben  macht,  als  ob  die  Gesetze 
für  die  Freiheit  und  das  Wohlbefinden  der  Volker  thun 
konnten,  was  diese  selbst  thun  müssen.  Unsere  Volker  sind 
in  mancher  Beziehung  besser  als  sie  der  Rechtsstaat  gelten 
lassen  will,  und  darum  passt  die  Rechtsstaatsidee  in  ihrer 
Einseitigkeit  nicht  auf  sie.  Eine  falsche  Theorie  scha- 
det wol  nicht  gleich,  wenn  gesündere  Verhältnisse  in  der 
Wirklichkeit  sie  Lüge  strafen.  Allein  sie  kann  nach  und 
nach  schädlich  werden,  wenn  sich  das  Terrain  ihrer  Geltend- 
machung erweitert  und,  trotz  ihrer  ehrlich -guten  Tendenz, 
unlautere  Elemente  sich  immermehr  ihrer  zu  ihren  Zwecken 
bemächtigen. 

4)  Wir  haben  im  Verlaufe  viele  Beispiele  gegeben,  dass 
die  Rechtsstaatsidee  nicht  ausreicht,  dass  viele  ihrer  Haupt- 
prineipien  falsch  aufgefasst  und  nur  unvollkommen  realisirt 
werden;  dass  sogar  den  vernünftigsten,  strengsten  und  in 
ihrem    Vollzug    genauest    überwachten    Gesetzen   sich   eine 
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Unzahl  von  Fällen  entzieht.478)  Allein  selbst  der  gesunde 
Kern  der  Rechtsstaatsidee  kann  immer  nur  in  ganz  normalen 
staatlichen  Zustanden  einigermassen  realisirt  werden,  freilich 
auch  dann  ohne  das  ganze  staatliche  Leben  zu  erschöpfen. 
Die  Logik  einer  gesunden  Politik  entwickelt  ihre  Sätze  am 
den  gegebenen  Erscheinungen,  nicht  diese  aus  der  Logik 
eines  einseitigen  Princips.  Gehen  wir  ober  alle  unsere  be» 
stehenden  Staaten  durch,  so  müssen  wir  erkennen,  dass  in 
allen  zu  viel  Anormales  sich  gegenwärtig  findet,  als  dasi 
man  nicht  die  besondere  Qualifieation  derselben  zu  einer 
höhern  Verwirklichung  des  Rechtsstaatsgedankens  für  eine 
„petitio  principii"  halten  müsste.  47*)  ^England  steht  vor 
einer  grossen  innern  Krise,  welche  der  Collision  seines  ge- 
genwärtigen Gesammtrechtsbestandes  mit  unzweifelhaften  Re- 
formforderungen entwachsen  muss.  Wann  sie  eintritt,  ist  eine 
Frage  der  Zeit,  und  der  Rechtsstaat  wird  sie  nicht  ent- 
scheiden. Der  ganze  gegenwärtige  Zustand  Frankreichs  ist 
den  höchsten  Ideen  unserer  Zeit  gegenüber  anormal.  Bei  der 
Bewegung,  welche  durch  die  deutsche  Idee  in  die  deutschen 
Volker  gekommen  ist  und  wol  hier  und  da  auszuschnaufen 
scheint,  aber  wol  nie  mehr  ohne  höhere  Befriedigung  zur 
Ruhe  kommen  wird,  ist  der  gegenwärtige  Bestand  aller  deut- 
schen Staaten,    sowie   er  ist,    kein  definitiver480)    und  der 


478)  So  waren  z.  B.  in  Preassen,  trotz  des  dort  herrschenden  Schal- 
Zwangs,  von  den  1864  in  die  preussische  Armee  eingestellten  66700  Mann 
Ersatzmannschaften  nicht  weniger  als  5358  Mann  ohne  allen  Sehn  lunter. 
rieht.  Wie  verträgt  sich  aber  mit  der  Idee  des  Rechtsstaats  die  Herab- 
setaung  des  *Zinsfusacs  für  Staatspapiere,  die  Devalvation  der  Landes- 
münze,  gewisse  Massregeln  gegen  Stiftungen  und  Gemeinden  u.  8.  w.  Di» 
Verfassung  garantirt  die  Unverletzlichkeit  alles  nicht  dem  Staat  direet 
gehörigen  Eigenthums,  und  die  politische  Notwendigkeit  oder  was  man 
dafür  hält  und  dazu  macht,  entscheidet  doch  am  Ende  allein. 

479)  Eine  solche  „petitio  principii"  ist  die  Rechtsstaatsidee  noch  in 
einer  andern  Beziehung.  Quelle  nnd  Ziel  aller  Gesetze,  alles  Rechts  und 
Garantie  des  ganzen  Rechtszustandes  wie  Rechtslebens  liegen  alle  ausserhalb 
der  Rechtsstaatsidee,  die  demnach  nicht  den  Charakter  eines  Princips  hat 
und  ohne  das  wahre  Staatsprincip  bodenlos  wäre. 

480)  In  allen  europäischen  Ländern  erscheinen  die  alten  politischen 
Autoritäten  mehr  oder  minder,  überall  in  eigenthümlicher  Weise,  entsetzt, 
modificirt  oder  doch  bedroht,  und  die  etwa  an  ihre  Stelle  getretenen 
neuen  Autoritäten   noch    nicht  oder   nnr  unvollständig  zur   Geltung  ge- 
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»ehtsstaat  wird  diesem  grössten  Bedürfniss  unserer  Nation 
ine  Befriedigung  bringen.  Genügt  doch  das  Recht  nicht, 
i  auch  nur  den  Charakter  des  Deutschen  Bundes  und  seine 
rfgen  für  die  Glieder  festzustellen.  Nicht  einmal  darüber 
.  man  einig  geworden,  was  z.  B.  bezüglich  des  Verhält- 
iges zwischen  Souverän  und  Kammern  Recht  des  Bundes, 
incip  für  alle  Bundesglieder  ist,  und  hat  in  dem  jetzigen 
oment  die  Verwirrung  der  Rechtebegriffe  eine  solche  Hohe 
reicht,  dass  durch  den  Rechtsstaat  sicher  nicht  geholfen 
•rden  kann,  da  seine  Vorbedingungen  gänzlich  fehlen.481) 

5)  Der  Rechtsstaat  als  einziges  Staatsprincip  würde  der 
ersuch  sein,  den  Staat  rein  mathematisch  zu  construiren. 
de  rechtliche  Ordnung  hat  etwas  Mathematisches,  und  man 
inn  daher,  wie  des  Rechts,  so  auch  der  Mathematik  im 
aate  nicht  ganz  entbehren.  Aber  ein  menschliches  gesell- 
haftliches  Leben  nur  nach  mathematischen  Regeln  ist  un- 
oglich. Eine  Handelsgesellschaft  ist  gewiss  derjenige  Ver- 
d,  bei  welchem  mathematische  Berechnung  die  grösste 
olle  spielt,  und  doch,  wie  viel  hängt,  abgesehen  von  andern 
cht  mathematisch  zu  berechnenden  Dingen,  von  den  Per- 
mlichkeiten  der  Gesellschafter  sogar  in  der  Actiengesefl- 
haft  ab? 

Richtig  und  ewig  wahr  an  der  Rechtsstaatsidee  ist  der 
•aktische  und  sittliche  Werth  des  Rechts  als  einer  der 
esentlichen  Grundlagen  des  Staats,  also  auch  die  Wahrheit 
58  Satzes,  dass  die  entsprechende  Ausbildung  und  Erweite- 
mg  des  Rechts  und  des  Rechtsgebiets  eine  Hauptaufgabe 


mimen.  Es  ist  in  Beziehung  auf  die  Politik  eingetreten,  was  man  in 
ir  Geschichte  so  oft  bei  grossen  religiösen  Umgestaltungen  beob- 
ibten  kann. 

481)  Das  sogenannte  deutsche  Bundesindigenat  beweist,  dass  selbst 
r  den  kleinsten  Deutschen  der  einzelne  deutsche  Staat  zu  klein  sei,  und 
sr  Art.  14  der  Bundesacte  bestätigt,  dass  gewissen  Verhältnissen  nur 
inz  Deutschland  zur  Unterlage  dienen  sollte.  Wir  setzen  hinzu:  Bios 
r  ein  vergrössertes  Oesterreioh  und  Prenssen  ist  selbst  der  kleinste 
Hitsche  Staat  noch  immer  au  gross  und  einer  Annectiruugspolitik  der 
rosstaaten  gegenüber  vollkommen  berechtigt;  für  die  Verwirklichung 
ner  wahren  Beform  Deutschlands  aber  können  auch  die  deutschen 
rosstaaten  nicht  zu  gross  erscheinen. 
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des  Staats  sei,  an  deren  Losung  alle  nach  ihren  Kräften, 
jeder  namentlich  durch  ein  gesetzmässiges  Lieben,  durch  die 
Beachtung  des  Gesetzes  gegen  seine  Mitbürger  und  durch 
Behauptung  seines  eigenen  Rechts  um  des  Rechts  willen  ge- 
gen jede  Verletzung  mitzuwirken  habe.  Richtig  ist  ferner, 
dass  die  Competenz  unserer  Gerichte  noch  nicht  vollständig 
dem  Gebiete  der  verfassungsmässigen  Rechte  entspricht,  und 
dass  dieses  Gebiet  selbst  nicht  den  neuen  Verhältnissen  ent- 
sprechend ausgedehnt  und  ausgefüllt  worden  ist.482)  Rieh* 
tig  ist  weiter,  dass  ein  innerer  Grund  besteht,  vermöge  des- 
sen die  Richterthätigkeit  und  Richterstellung  eine  andere  ist, 
als  die  der  übrigen  Staatsdiener.  Allein  falsch  wäre  es,  im 
Verfertigen,  Vollziehen  und  Aufrechthalten  von  Gesetzen  im 
Sinne  des  constitutionellen  Staatsrechts  die  ganze  Aufgabe 
des  Staats  zu  finden,  oder  den  Fortschritt  desselben  nur  in 
einer  fortwährenden  Schwächung  der  Administration  oder  in 
der  Einengung  ihres  Gebiets  erkennen  zu  wollen;  unrichtig 
ferner,  die  äussere  Selbständigkeit  des  Richterstandes  für 
Administrativbeamte  unzulässig  zu  halten  und  zu  glauben, 
dass  es  möglicherweise  gar  keine  Sachen  mehr  geben  könne, 
die  entweder  administrative  und  Rechtssache  zugleich,  in 
gleichem  oder  verschiedenem  Masse ,  oder  von  zweifelhaftem 
Charakter   wären 4M) ,    also    keine    Competenzconflicte   und 


482)  Eine  Kritik  des  Kant- Fichte' sehen  Standpunkts,  welcher  die 
Rechtsidee  von  ihren  natürlichen  und  ethischen  Grundlagen  loszureissea 
sucht  nnd  für  den  Rechtsstaat  die  Strafrechtstheorie  von  der  absoluten 
Gerechtigkeit  aufstellte,  s.  (Schliephake)  in  der  Zeitschrift  für  die  gesammte 
Staatswissenschaft,  Jahrg.  21,  Heft  1  u.  2.  Indem  der  Verfasser  des 
fraglichen  Aufsatzes  (üeber  die  Notwendigkeit  wesentlicher  Umgestaltung 
des  Strafvollzugs  und  der  Strafgesetzgebung  nach  den  neuesten  For- 
schungen) das  wahre  Wesen  der  Strafe  in  der  Besserung  des  verbreche- 
rischen Willens  findet,  kommt  er  auf  unser  Princip  alles  menschlichen  und 
staatlichen  Fortschritts,  auf  die  Hebung  und  Verbreitung  der  wahren  Bil- 
dung hinaus. 

483)  Unrichtig  wurde  es  auch  sein,  die  privatrechtliche  Gleichstellung 
der  Ausländer  mit  den  Inländern  als  einen  Ausfluss  der  Rechtsstaatside« 
zu  betrachten  und  diese  also  mit  den  sogenannten  Menschenrechten  in 
Verbindung  zu  setzen.  Der  eigentliche  Rechtsstaat  müsste  vielmehr  zu 
einer  grossen  Isolirung  der  einzelnen  Völker  führen,  wie  sie  dem  Alter* 
thum  geläufig  war. 


Vom  Terfftfanngsmässigen  Gehorsam.  509 

keine  streitigen  Sachen  mehr  vorkommen  konnten,  in  denen  die 
Entscheidung  mehr  oder  minder  von  politischen  Rücksichten 
abhinge;  unrichtig  endlich,  anzunehmen,  als  ob  die  hiermit 
verbundenen  Misstande  überhaupt  oder  gar  nur  durch  äussere 
Einrichtungen,  besondere  Namen  für  dieselben  u.  s.  w.  ge- 
hoben werden  konnten.  Für  administrativ-contentiöse  Sachen 
verlangen  wir  entweder  die  gewöhnlichen  Gerichte,  welche 
unter  Zuziehung  von  Sachverstandigen  und  unter  Mitwir- 
kung einer  tüchtigen  Staatsanwaltschaft  zur  Entscheidung 
solcher  Sachen  uns  vollkommen  geeignet  erscheinen,  oder 
eine  wohlbesetzte  und  selbständig  gestellte  Verwaltungs- 
behörde, welche  unter  Zuziehung  von  Rechtskundigen  die 
Sachen  dieser  Art  erledigt.  Für  Competenzconflicte  wird 
stete  eine  besondere  Behörde,  wie  sie  sich  bereits  in  vielen 
Staaten  findet  und  aus  Justiz-  und  Verwaltungsbeamten  zu- 
sammengesetzt ist,  das  beste  sein. 

6)  Es  wird  in  unsern  Tagen  gern  und  oft  auf  die  stol- 
ien  Monumente  der  Wohlthätigkeit,  des  Cultus  und  des 
Unterrichts  hingewiesen,  mit  denen  das  Mittelalter  heute 
noch  unsere  Zeit  bereichert  hat.  Aber  dieselben  sind  nicht 
Producte  des  mittelalterlichen  Staats,  sondern  im  Gegentheil 
des  thatkräftigen  freiwirksamen  individuellen  oder  gesell- 
schaftlichen Gemeinsinns.  Verlangen  nun  unsere  Zeiten  in 
dem  oben  angedeuteten  Masse  eine  Erweiterung  des  Rechts- 
gebiets und  eine  Steigerung  des  Rechtsschutzes,  so  erfor- 
dern sie  noch  viel  mehr  eine  Erweiterung,  Steigerung  und 
Vertiefung  des  wahren  Gemeinsinns ,  worauf  jede  constitu- 
tionelle  Wahrheit,  jede  allgemeine  Durchführung  derselben, 
einzig  und  allein  beruht.  Selfgovernment,  durchgehende  Be- 
'  theiligung  populärer  Kräfte  am  Gericht  wie  bei  der  Verwal- 
tung, Verminderung  und  Auf  hehung  des  gegenwärtigen  Uebels 
grosser  stehender  Heere  im  Frieden  u.  s.  w.,  dies  alles  be- 
ruht lediglich  auf  der  zeitgemässen  Hebung  des  Gemein- 
sinns, der  ethischen  Bürgertugend.  Was  Gesetze  in  diesen 
Lebensbeziehungen  der  modernen  Staaten  thun  können,  ist 
nichts  als  durch  zeitgemässe  Einrichtungen  und  Vorschriften  der 
entsprechende  Ausdruck  für  die  Wirksamkeit  jener  eigentlichen 
politischen  Lebenskraft  zu  werden.  Die  Gesetze  können  diese 
und  ein  bestimmtes  Mass  derselben  nicht  herbefehlen,  son- 
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dem  nur  anerkennen,  was  schon  da  ist.  ***)  Am  aller- 
wenigsten aber  würde  der  Zustand  unserer  Staaten  zulassen, 
cfass  die  politische  Indifferenz  oder  eine  staatswidrige  Em- 
pfindung sich  hinter  die  stets  nur  negativen,  nie  productiven 
Grenzen  der  formellen  Erfüllung  positiver  Rechtsvorschriften 
verberge  und  verschanze. 

7)  Wenn  uns  aber  der  verfassungsmässige  Gehorsam  im 
gewöhnlichen  Sinn  als  das  ungenügende  Minimum  staats- 
bürgerlicher Hingabe  an  den  Staat  erschien,  so  müssen  wir 
auch  sagen,  dass  das  Wenigste,  was  die  Träger  der  öffent- 
lichen Gewalt  dem  Volke  bieten  können,  die  Heflighaltung 
und  Gewährung  des  klaren  und  unzweifelhaften  Rechts  und, 
für  den  Fall  der  Zweifelhaftigkeit,  die  Uebung  einer  wahren 
Gerechtigkeit  ist. 


484)  Das  Gesetz   kann  das    Nöthige    sagen,    aber  nicht  immer  du 
sofort  Mögliche.     Guizot,  Histoire  parlementaire,  II,  24. 


1  dem  Verhältniss   der  individuellen  Freiheit 
staatlichen  Ordnung  (Allgemeine  Rechte,  Ur- 
bte,   Menschenrechte  und  politische  Pflichten) 
im  allgemeinen. 


Literatur.  —  I.  Bedeutung  der  Frage  nach  dem  Verhältniss  zwischen 
t  und  Individuum.  Der  Streit  darüber  dauert  noch.  Ursachen 
schweren  Kämpfe  darüber:  die  Verblendung  der  Leidenschaft  und 
Eitelkeit  Folgen  der  fraglichen  Irrthümer,  das  göttliche  Recht  des 
ten  und  des  Individuums»  die  Constituirung  des  Staats  nur  auf  Grund 
allgemeinen  Menschen-  und  Bürgerrechte.  II.  Der  wahre  Kern  der 
;e.  III.  Nähere  Betrachtung  des  Verhältnisses  zwischen  Staat  und 
viduum.  Der  Mensch  ist  bei  seiner  Geburt  frei  und  gesellig  zugleich, 
ihm  angeborene  Recht  kann  nur  das  Recht  der  Gesellschaft  sein,  in 
heF  er  geboren  wird.  Der  Constitutionalismus  ist  ein  Mittel  zur 
isation  der  in  dem  sogenannten  Urrecht  liegenden  sittlichen  Postulate. 

Inhalt  des  Freiheitsbegriffs  ist  nicht  zu  erschöpfen.  Innere  und 
ere  Freiheit.  „Jura  quaesita."  Die  Freiheit  der  rein  innerlichen 
ränge  im  Menschen.     IV.  Die  modernen  Verfassungsgesetze  über  die- 

Gegenstand.  Die  allgemeinen  politischen  Rechte  und  Pflichten* 
schenrechte  und  Ausländer.  Die  menschliche  und  politische  Freiheit 
lie  Gabe  aller  Culturstaaten  an  alle  Menschen.  V.  Unterschied  zwi» 
n  Einheimischen  und  Fremden.  VI.  Die  politische  Macht  des  Staats 
die  verschiedenen  politischen  Stellungen  seiner  Angehörigen.  Gleich- 
gkeit  der  Recht-  und  Pflichtstellung.  VII.  Die  allgemeine  verfas- 
smässige  Freiheit  und  die  allgemeinen  politischen  Pflichten.  VIII.  Der 
i8sungsmässige  Gehorsam,  die  den  Gesetzen  entsprechende  Haltung. 
Steuerpflicht  und  der  Kriegsdienst  IX.  Die  rein  passive  Betheiliguag 
öffentlichen  Leben  und  die  Anforderung  der  freien  geselligen  Indr- 
alität  auf  active  Betheiligung.  Ausschluss  der  Frauen.  Das  allge- 
ie  politische  Wahlrecht.  X.  Das  allgemeine  politische  Wahlrecht  als 
artsrecht  Dessen  Schranken.  Recht  auf  Arbeit  XL  Die  verschie- 
m  Arten  activer  Betheiligung  am   öffentlichen  Leben  oder  der  öffent» 
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liehen  Dienste.  Staatsdienst  nnd  aasgezeichnete  Bürgerdienste  (Selfgovern- 
ment).  XII.  Ausführung  des  vorigen  Punkts  nach  den  verschiedenen  Zu- 
ständen in  England,  Frankreich  nnd  Deutschland. 
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S.  78  fg.     Bentham,   Essai  sur  l'Espagne  (Freiheit  ist  gleich  Sicher- 
heit), S.  69.     Remusat,  a.  a.  0.,  S.  36,  330  fg.,  350  fg.     BonM, 
„La   revolution    qui    a  commence    par    la    declaration    des    droits  de 
Phomme  ne  finira  que  par  la    declaration    des  droits  de  Dien."     Ein. 
zelne  interessante  Aeusserungen  über  diesen  Punkt  siehe  noch  bei:  Guizot, 
Histoire  des  origines,  II,  77.     Derselbe,  Memoires,  I,  208.     Dupont' 
White,  a.  a.  0.,  S.  24,  186.     Stern,  a.  a.  O.,  S.  287  fg.      Vach- 
rot,  a.  a.  0.,  S.  5.     Waüon,  a.  a.  0.,  I,  390.     Treüschke,  H.  «, 
Historisch  politische  Aufsatze  (Leipzig  1865),  S.  596  fg.     „La  liberte 
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passage,  eile  leur  ouvre   la  porte",   Motto    einer  im  Jahre    1830  ge- 
krönten Preisschrift  von  Philarel  Chasles   über  die  Frage:  „Quelle  t 
ete^  Finfluence   du  gouvernement   representatif  depuis  quinze  annees  es 
France,  sur  notre  litterature  et  nos  moeurs."     Dieselbe  ist  vollständig 
in  deutscher  Uebersetzung  abgedruckt  im  Ausland,    1830,  S.  655  ffr 
Vgl.    auch    Bonne,    Preussisches    Staatsrecht,    2.    Aufl.,    I,    n,   8, 
30  fg.,  44,  50,  57,    76,  79,  117  fg.,    136  %.,    162.     Gerber,  t, 
Grundzüge  eines  Systems   des   deutschen   Staatsrechts   (Leipzig    1865), 
S.  42  fg. 
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ru  den  Eigenthümlicbkeiten  des  modernen  Staats  zählt 
die,  dass  die  Frage  nach  dem  Verhältniss  zwischen 
und  Individuum  als  eine  nicht  blos  theoretische,  son- 
zugleich  praktische  Grundfrage  betrachtet  wird,  für 
3  man  in  der  Wissenschaft  nach  einer  möglichst  schar- 
santwortung  und  in  den  Gesetzen  nach  dem  der  letz- 
ntsprechenden  bestimmtesten  Ausdruck  sucht, 
[ichtsdestoweniger  wurde  der  uralte  Streit  über  die  Gren- 
vrischen  individueller  Freiheit  und  staatlicher  Beherr- 
5  noch  keineswegs  geschlichtet.  Dieser  Streit  ist 
immer  noch  in  den  Formen  fürchterlicher  blutiger 
fe  aufgetreten,  indem  sich  in  allen  grossen  Revolutio- 
6)  vorzüglich  das  Streben  nach  einer  entsprechenden 
regulirung  der  beiden  Gebiete  ausdrückt.  Dass  die 
biedenheit  der  Meinungen  zu  solchen  bittern  Kämpfen 
,  hatte  seinen  Hauptgrund  darin,  dass  man  bisher 
ndziel  des  Ringens  für  Freiheit  oder  Ordnung  nur  in 
ernichtung  des  Gegners  erkannte.  Zu  dieser  Verblen- 
der  Leidenschaft  gesellte  sich  noch  die  Verblendung 
itelkeit,  welche  wähnte,  erst  die  neue  Zeit  habe  diese 
Ifrage  aufgeworfen 486)  und  sei  zu  deren  letztinstan- 
,  definitiver  Entscheidung  berufen. 
Erklärlich  müssen  wir  alle  diese  Irrthümer  trotz  ihrer 
)heit  finden. 

)enn  einmal  hat  die  Geschichte  gelehrt,  dass  die  ein- 
>  Geltendmachung  der  Gewalt,  auch  wenn  es  im  Na- 
les  Staats  geschähe,  zu  einem  Zustand  führen  müsste, 
Despotismus  genannt,  die  wahrhaft  menschliche  Exi- 
,  die  Freiheit  innerhalb  des  dem  Menschen  absolut  noth- 
gcn  Staats,  unmöglich  machen  würde.  Gegen  einen  sol- 
Feind  gäbe  es  keinen  Pardon.  Der  Kampf  mit  ihm 
sin  Kampf  um  die  menschliche  Selbsterhaltung  und  konnte, 


5)  In  einer  Stelle  seiner  „Miserables"  nennt  Victor  Hugo  die  Bero- 
n  „die  Roheiten  des  Fortschritts". 

6)  Hierher  gehört  namentlich  die  behauptete  Originalität  der  Prin- 
von  1789.  Vgl.  Torrcs- Caiccdo ,  Les  principe«  de  1789  en  Arne- 
Paris  1864). 

Dl.  33 
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wie  die  in  dieser  Beziehung  mit  der  Logik  vollständig  über- 
einstimmende Erfahrung  lehrt,  nur  mit  der  Vernichtung  des 
Gegners  enden. 

Fürs  andere  ergibt  sich  aus  der  Erfahrung,  dass  die 
einseitige  Geltendmachung  des  individuellen  Freiheitsdranges 
zur  Auflosung  aller  menschlichen  Gesellschaftsbande,  na- 
mentlich auch  der  staatlichen,  führen  müsse,  und  so  auf  der 
entgegengesetzten  Seite  genau  derselbe  Nothstand  eintreten 
würde,  wie  im  vorigen  Fall,  und  zwar  der  Hauptsache  nach 
mit  denselben  Wirkungen,  d.  h.  derjenige  oder  diejenigen, 
welche  sich  von  der  Notwendigkeit  geordneter  staatlicher 
Verbindung  für  ihre  Zwecke  überzeugt  hielten,  würden  für 
dieselbe  so  lange  kämpfen,  bis  entweder  sie  oder  jener 
feindselige  Individualgeist  vernichtet  wäre.  4ö7) 

Dass  Volker  lange  schwere  Kämpfe,  in  denen  bald  das 
eine,  bald  das  andere  Extrem  oben  zu  sein  schien,  führen  konn- 
ten, ohne  unterzugehen,  dient  zum  Beweise  einiger  schon  früher 
aufgestellter  Behauptungen,  namentlich,  dass  die  theoretischen 
Begriffe  von  Despotismus  und  Anarchie  niemals  praktisch 
vollkommen  verwirklicht  waren  oder,  was  dasselbe  ist,  dass 
Despotismus  und  Anarchie  insofern  relative  Begriffe  sind, 
als  sie  nicht  überall  und  zu  allen  Zeiten  als  solche  und  in 
gleichem  Masse  empfunden  werden,  und  dass  in  der  Katar 
des  Menschen  unüberwindliche  Hindernisse  gegen  die  Auf- 
richtung eines  vollkommenen  Despotismus  wie  gegen  die 
Herstellung  einer  vollkommenen  Anarchie  liegen  müssen. 
Aus  den  erwähnten,  nicht  selten  tausendjährigen  Kämpfen 
der  Volker  erhellt  aber  noch  weiter,  dass,  entweder  infolge 
von  Siegen  oder  von  Waffenstillständen  wegen  Ermüdung 
beider  Theile,  längere  oder  kürzere  Perioden  der  Ruhe  ein- 
traten, über  welche  sich  sogar,  wenigstens  für  das  minder 
scharfe  Auge,  der  Schein  einer  nachhaltigen  Befriedigung 
verbreiten  mochte. 

Was  die  gerügte  Verblendung  der  Eitelkeit  betrifft,  so 
erklärt  sie  sich  theils  aus  der  lange  Zeit  sehr  mangelhaften 
Behandlung  der  Staatswissenschaften  und  der  damit  in  Ver- 


487)  Wir  brauchen  nicht  zu  sagen,  dass  diese  Kämpfe  weder  immer 
mit  ehrlichen  Waffen  noch  mit  ehrlichen  Motiven  geführt  und  nicht  Mos 
aus  Irrthum  Nothstande  angenommen  wurden,  die  keine  waren. 
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bindong  stehenden  höchst  unvollkommenen  politischen  Er- 
kenntnis«, theils  aus  der  verblendenden  Kraft  der  Leiden- 
schaft, theils  aus  der  jeder  Zeit,  wie  jedem  Menschen  eige- 
nen Sacht  nach  Originalität,  theils  endlich  aus  dem  Um- 
stand, dass  in  der  That  heutzutage  der  Kampf  zur  Grenz- 
regulirung  zwischen  den  Gebieten  der  persönlichen  Freiheit 
und  der  staatlichen  Ordnung  nicht  nur  in  ganz  neuenTTor- 
men,  sondern  auch  von  einer  wesentlich  neuen  Operations- 
basis aus  geführt  werden  muss. 

Sind  demnach  die  gerügten  Irrthümer  wol  erklärlich,  so 
erscheinen  sie  darum  weder  kleiner  noch  gar  gerechfertigt. 
Ihre  Folgen  sind  die  unglücklichsten. 

Bald  wird  von  dem  alleinigen  gottlichen  Recht  des 
Staats  und,  in  den  Monarchien,  des  Fürsten  ausgegangen, 
dieses  dann  allen  Vollzugsorganen  des  Staats,  beziehungs- 
weise des  fürstlichen  Willens,  selbst  bis  auf  die  aller- 
niedrigsten  herab,  dem  Volke  gegenüber  wie  ein  „character 
indelebilis"  mitgetheilt  und  so  der  freien  menschlichen  Persön- 
lichkeit nach  Bedarf  alle  und  jede  Berechtigung  abge- 
sprochen, dagegen  das  Allerübertriebenste  zugemuthet.  Bald 
nimmt  man  das  göttliche  Recht  des  Individuums  zum  allei- 
nigen Ausgangspunkt,  anerkennt  nur  die  individuelle  Frei- 
heit als  berechtigt,  und  leugnet  am  Ende  den  Staat  in  dem  • 
selben  Athemzug,  in  welchem  man  von  ihm  alles  verlangt. 

Im  erstem  Fall  begnügt  man  sich  nicht  damit,  dass  in 
Collisionsf allen  die  Anforderungen  des  Gemeinwesens  denen 
seiner  einzelnen  Glieder  vorgehen,  sondern  erkennt  die  in- 
dividuelle Berechtigung  überhaupt  nicht,  oder  nur  mit  Wi- 
derwillen, im  möglichst  geringen  Grad  und  selbst  dann 
nicht  als  ein  höheres  absolutes  Princip,  sondern  nur  aus 
Gnade  an,  vergisst  aber  dabei,  dass  man  selbst  in  der  aller- 
wichtigsten  und  rechtlich  höchsten  Stellung  immer  nur 
Mensch  sei,  dass  man  nur,  als  und  weil  Mensch,  sich  in 
einer  rechtlichen  Stellung  befinde,  und  dass  man  aus  keinem 
andern  allerletzten  Grunde  die  Rechte  seiner  Stellung  haben 
könne,  als  aus  welchem  jeder  Mensch  Mensch  ist  und  die 
mit  seiner  Stellung  verbundenen  Pflichten  haben  muss.  Im 
andern  Fall  wird  ignorirt,  dass  man,  was  man  ist,  nur  in 
und  durch,  jedenfalls  nicht  ohne  die  Gesellschaft  sei;  dass 
ohne  die  letztere  der  Begriff  des  Rechts,    auch  des  aller- 
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individuellsten,  gar  nicht  hätte  entstehen  können;  dass  man 
keine  Freiheit  für  sich  als  Mensch  beanspruchen  dürfe,  die 
man  andern  Menschen  abspricht;  dass  der  Staat  ebenso 
wenig  nur  durch  rein  personliche  Willkür  entstanden,  wie 
das  menschliche  Wesen,  und  dass  der  Widerwille  gegen  das 
natur-  und  vernunftnothwendige  Dasein  und  die  entspre- 
chende Entwicklung  des  Staats  ebenso  unberechtigt  sein 
müsse,  wie  der  gegen  das  ebenfalls  natur-  und  vernunft- 
nothwendige Dasein  und  die  entsprechende  Entwickelung 
des  einzelnen  Menschen,  indem  nach  der  doppelten  Natur 
des  letztern  diese  beiden  Dasein  und  Entwickelungen  sich 
absolut  gegenseitig  bedingen. 

So  kommt  es  denn  auch,  dass  man  wirklich  eine 
Menge  von  verkehrten  Dingen  praktisch  zu  machen  ver- 
sucht hat. 

Hierher  gehört  der  Versuch,  einen  Staat  lediglich  durch 
die  Festsetzung  von  Menschen-  oder  allgemeinen  und  glei- 
chen politischen  Rechten  zu  constituiren,  während  derselbe 
längst  schon  bestand  und  durch  die  alleinige  Betonung 
dieser  Rechte  höchstens  hätte  aufgelost  werden  können. 
Die  Geschichte  der  franzosischen  Revolution  zeigt  uns,  wie 
ein  grosses,  altes  und  mächtiges  Volk  auf  diesem  Wege 
eine  verhältnissmässig  lange  Zeit  dem  anarchischsten  Des- 
potismus zum  Opfer  fiel.  Auch  das  einseitig  principielle 
Ausgehen  der  ganzen  Staatsdoctrin  und  der  ihr  folgenden 
Gesetzgebung  von  der  menschlichen  Freiheit  und  die  Idee, 
als  wenn  der  Fortschritt,  resp.  der  Staatszweck  allein  in 
der  fortwährenden  Ausdehnung  der  Freiheit  auf  Kosten  der 
Ordnung  bestehe,  sind  hierher  zu  rechnen. 

Je  weniger  derlei  Dinge  der  wahren  Natur  der  Sache 
entsprachen,  desto  grosser  musste  die  dadurch  verursachte 
Verwirrung  der  Begriffe  und  der  leitenden  Politik  werden. 
Menschen-,  Ur-  und  Grundrechte,  politische  Rechte,  sitt- 
liche Pflichten  und  politische  Verbindlichkeiten  aller  Art 
wurden  bunt  durcheinandergeworfen,  Staatsformen  und  Re- 
gierungsprincipien ,  historische  Staatenentstehungsmomente 
und  absoluter  Rechtsgrund  und  Zweck  des  Staats  wie  sei- 
ner Gewalt  miteinander  verwechselt,  und  so  unter  Anwen- 
dung einer  oft  ganz  unverstandenen  fremden  Terminologie 
und  unkritischer  Nachahmung  der  Vorgänge  bei  andern  V61- 
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kern  48g),  welche  auf  den  eigentümlichsten  Totalentwicke- 
langen  derselben  beruhten,  ein  Wirrwarr  erzeugt,  der  hier 
den  damit  verbundenen  Constitutionalismus  discreditirte, 
dort  zu  verzweifelten  auf  Abhülfe  des  Uebelstandes  berech- 
neten Theorien  führte.  Nach  den  mitunter  vorkommenden 
Auffassungen  muss  auch  die  Rechtsstaatstheorie  in  einem 
gewissen  Sinne  den  letztern  zugezählt  werden.489) 

Niemand  wird  anstehen,  zuzugeben,  dass  die  Anhänger 
der  mittelalterlichen  feudalen  Ordnung  und  des  aus  ihr  her- 
vorgegangenen die  Neuzeit  inaugurirenden  Staatsabsolutis- 
mus vielfach  auch  die  durch  den  Fortschritt  der  Zeiten  ge- 
rechtfertigten neuen  Freiheitsbestrebungen  lediglich  im  In- 
teresse der  hergebrachten  Herrschaft  einseitig  und  selbst- 
süchtig verketzerten  und  in  Banden  schlugen.  Nach  dem 
ewigen  Gesetz  der  Extreme  musste  leider  die  Zeit  kommen,  in 
welcher  die  entbundene  Freiheit  den  Herrschenden  und  der 
Herrschaft  das  von  ihnen  Empfangene  wo  möglich  mit  Zin- 
sen zurückerstattete.  490)  Dort  hat  die  Herrschaft,  hier  die 
Freiheit  gegen  sich  selbst  gewüthet,  und  da  wir  noch  an 
den  Folgen  dieses  selbstmörderischen  Gegensatzes  laboriren, 
so  ist  auch  unsere  Zeit  noch  krank  genug. 

Es  wurde  in  den  frühern  Theilen  dieses  Werks  nach- 
gewiesen, dass  Ordnung  und  Freiheit  eins  sind,  dass  keine 
von  beiden  allein  und  absolut  sein  könne,  dass  die  Pflicht 
der  Freiheit   ebenso    auf  die  Ordnung   wie   die  Pflicht  der 


488)  Wer  konnte  z.  B.  übersehen,  dass  Deutschland  und  die  deutschen 
Völker,  als  das  frankfurter  Parlament  viele  Monate  mit  den  sogenannten 
Grundrechten  verbrachte,  sich  in  einer  ganz  andern  Lage  befanden  denn 
Frankreich  und  die  franzosische  Nation,  resp.  ihre  Repräsentation,  als 
diese  vor  allem,  und  noch  dazu  sehr  schnell,  eine  „declaration  des  droits 
de  l'bomme"  publiciren  zu  müssen  glaubte. 

489)  Gegen  die  .ßaAr'sche  Theorie  vom  Rechtsstaat  ist  nun  auch 
Gerber,  a.  a.  O.,  S.  43,  und  an  vielen  andern  Steilen  aufgetreten.  Wir 
haben  das  neueste  Werk  Gerber's  soeben  erst  erhalten  und  zwar  nach- 
dem der  Druck  dieses  Theils  unsers  Werks  bereits  bis  hierher  vor- 
geschritten war. 

490)  Zu  oben  Thl.  II,  S.  352,  Note  290:  Chron.  Helv.,  Buch  5, 
Kap.  16  (ein  Bauernaufstand  in  Alemannia  992).  Gneüt,  a.  a.  O.,  I, 
150.  Laurent,  Ätudes,  VIII,  504.  Roth  von  Schreckenstein,  Das  Patriciat, 
S.  166,  373.  Jörg,  Bauernkrieg,  S.  416.  Hegel,  C,  in  der  allgemeinen 
Monatsschrift,  1852,  S.66  5. 
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Ordnung,  auf  die  Freiheit  gehe.    Daher  kann  aus  der  Ord-^ 
nung  nie  die  .Unfreiheit,    sondern  muss  im  Gegentheil  di^ 
schützende  Schranke,   kann  aus  der  Freiheit  nicht  die  Ord- 
nungslosigkeit,    sondern  muss  die  lebendige  Erfüllung   der 
Ordnung   und    deren  Biegsamkeit   wie  Bildsamkeit  hervor-    i 
gehen.    Ein  absolutes  Mass  der  Freiheit  und  der  politischen 
Rechte   und  Pflichten,    für  alle  Menschen  und  alle  Zeiten 
gleich,    ist  weder  für  einen  einzelnen  Staat,    noch  für  eine 
Mehrheit  von  Staaten  etwas  anderes  als  eine  Utopie. 

IL 

Scheiden  wir  den  Irrthum  von  den  herrschenden  Ideen 
unserer  Zeit  aus,  so  besteht  der  wahre  Kern  derselben 
nicht  darin,  dass  überhaupt  Freiheit  und  Ordnung  ist,  oder 
darin,  dass  Menschen  frei  und  gebunden  sind,  sondern 
darin,  dass: 

1)  unsere  Zeit  auf  eine  ihr  eigenthümliche  und,  wenn 
man  die  höhern  und  lauterem  Bestrebungen  ins  Auge  fasst, 
im  Vergleich  zu  frühern  Zeiten  viel  vollkommenere  Weise 
es  versucht,  die  Ordnung  frei  und  die  Freiheit  geordnet  zu 
machen,  und  dass  infolge  dessen 

2)  der  Mensch  als  solcher,  demnach  jeder  Mensch, 
auch  im  Staate  frei  sein  und  nie  ein  Mensch  durch  seine 
Stellung  im  Staat  irgendein  specielleres  oder  gar  person- 
liches Interesse  infolge  seiner  Anerkennimg  und  Beschützung 
durch  den  Staat,  irgendeine  Empfindung  oder  sittliche  An- 
schauung als  solche,  irgendein  materielles  Machtelement,  sei 
es  ein  inneres  oder  äusseres,  als  rechtlich  über  dem  Staat 
stehend  betrachten  soll. 

Wir  glauben,  dass  unsere  Zeit  ein  wohlbegründetes 
Recht  habe,  auf  diese  Principien  stolz  zu  sein,  nicht  als  ob 
sie  selbe  erfunden  hätte,  denn  das  Alterthum  ahnte  sie,  und 
das  Mittelalter  war  schon  theilweise  an  ihre  Verwirklichung 
gegangen,  da  sie,  die  nothwendige  Consequenz  des  christ- 
lichen Humanitätsprincips  für  jede  weltliche  Gesellschaft, 
damals  schon  nicht  ohne  alle  Ausführung  bleiben  konnten, 
sondern  weil  sie  diese  Principien  bei  allem  von  ihr  damit 
verbundenen  Irrthum  doch  immer  noch  klarer  erfasst  und 
vollkommener  zu  realisiren  versucht,  als  irgendeine  Zeit 
vor  ihr. 
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Letzteres  geschah  vor  allem  durch  die  Vernichtung  je- 
ner mittelalterlichen  Rechtseinrichtungen  oder  vielmehr  Ge- 
waltschöpfungen, 'durch  welche  jene  Zeit  den  Kastensonde- 
rungen491)  und  der  Unfreiheit  der  Alten  Welt  ziemlich  nahe 
kam,  also  durch  die  Ueberwindung  einer  der  organischen 
Staatseinheit  entgegenstehenden  Rechtsungleichheit 492),  dann 
aber  und  ganz  vorzüglich  durch  die  förmliche  Anerkennung 
der  persönlichen  Freiheit  als  ein  verfassungsmassiges  Grund- 
princip,  sowie  durch  die  Gewähr  eines  gesetzlichen  Schutzes 
derselben  gegen  willkürlichen  Gebrauch  der  Staatsgewalt 
oder  sonst  einer  staatswidrigen  thatsächlichen  Uebermacht 
(Gleichheit  der  Gesetze  und  vor  dem  Gesetze).493) 

in. 

Das  Verhältniss  zwischen  Staat  uud  Individuum  soll 
nun  von  diesem  Standpunkt  aus  etwas  näher  'betrachtet 
werden. 

Wenn  der  Mensch  auch  noch  so  oft  für  sich  allein  be- 
trachtet werden  will,  der  Mensch  für  sich  allein  ist  immer 
eine  ,,petitio  principii44.  Wie  er  in  absoluter  Gesellschafts- 
losigkeit  wol  mit  Moral  und  Moralpflichten,  nie  aber  mit 
Rechtsbefugnissen  und  Rechtspflichten  gedacht  werden  könnte, 
so  dürfte  man,  wenn  man  ihn  bei  seiner  Geburt  für  sich  allein 
denken  wollte,  auch  nicht  sagen,  dass  mit  ihm  Rechte  ge- 
boren, dass  ihm  Rechte  angeboren  seien.  Der  Mensch  bei 
seiner  Geburt  wird  von  der  Gesellschaft  in  die  Gesellschaft 
gebracht,  oder,  wenn  man  will,  mit  der  Geburt,  wie  später 
mit  jedem  Augenblick,  den  er  in  der  Gesellschaft  verbleibt, 
bringt  er  sich  gleichsam  selber  jener  Gesellschaft  dar,  in 
welcher  er  geboren  ist  oder  lebt.  Was  und  wie  er  ist,  als 
er  geboren  wurde,  erscheint  allerdings  nicht  als  die  un- 
mittelbare Gabe  seines  Staats,   obgleich  der  mittelbare  Ein- 


491)  Zu  TM.  II,  S.  95,  sub  III:  Brotonne,  Civilisation  primitive, 
S.  217  fg.,  275  fg.,  430  fg.     Fröbel,  a.  a.  O.,  II,  32,  70. 

492)  Man  vgl.  Fritzii,  P.,  De  nobilitate  politica  sive  civili  ejusque 
praerogativis  et  privilegiis  (Jena  1614). 

493)  Legg.  Cnuti  saeculares :  1.  „Imprimis  jastae  lege»  erigantur  et 
injustae  deprimantur  et  abjiciantar,  reetae  leges  diviti  et  pauperi  tenean- 
tnr"  etc.  (Kolderup-Rosenvingc'Bche  Ausgabe),  S.  34.    Ludovicit  II,  legg.  3. 
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fluss  desselben  und  vieler  anderer  Dinge  selbst  auf  die  per- 
sonliche Artung  des  Neugeborenen  ebenso  gewiss  wie 
geheimnissvoll  und  niemals  genauer  zu  bemessen  ist.  Aber 
was  und  wie  er  es  findet,  die  Ordnung  um  sich  herum,  der 
Schutz  oder  das  Recht,  also  auch  die  äussere  Freiheit, 
das  ist  Gabe  des  Staats.  Es  liegt  im  gottlichen  Welt- 
schopfungsplan,  dass  der  Staat  sich  naturgemäss  in  den 
aufeinanderfolgenden  Generationen  perpetuirt,  und  es  er- 
scheint folglich  nur  als  normal,  demjenigen  Staat  anzuge- 
hören, in  welchem  man  geboren  wurde  oder  welchem  die 
Aeltern  zugehoren.  Ist  dies  wenigstens  in  der  Regel  für 
die  Jugend  entscheidend,  so  ergibt  sich,  dass  der  Neuge- 
borene dem  Staat  so,  wie  dieser  ist,  sofort  als  Mensch  und 
mit  der  Aussicht,  dereinst  ein  selbständiges  Glied  desselben 
zu  werden,  zuwächst,  und  dass  er  den  Gesammtrechtszu- 
stand  des  Staats  annimmt,  wie  er  ihn  findet,  mit  der  selbst- 
verständlichen Reservation,  sich  dereinst  frei  entscheiden  und 
seine  Persönlichkeit  mit  in  die  Wagschale  des  öffentlichen 
Lebens  werfen  zu  können.  Mensch  ist  er  nicht  durch  den 
Staat,  aber  auch,  wie  er  es  ist,  nicht  ohne  ihn.  Dagegen 
hatte  der  Staat  wol  schon  lange  ohne  ihn  bestanden  und 
würde  auch  ohne  ihn  noch  länger  fortbestehen.  Dass  der 
Mensch  frei  und  gesellig  zugleich  ist,  erscheint  als  absolute 
gottliche  Weltordnung,  dass  aber  bestimmte  Individualitäten 
bestimmten  Staaten  zuwachsen,  setzt  stets  eine  besondere 
providentielle  Fügung  voraus.  Der  Neugeborene  gleicht 
dem  Fremden,  der  das  gastliche  Dach  und  seine  Ordnung 
nimmt,  wie  sie  sind494);  er  muss  daher  den  Staat  vorerst 
nehmen,  wie  er  ihn  findet.  Anerkennt  der  Staat  jeden 
„Menschen  als  solchen  für  berechtigt,  so  bietet  er  dieses 
Recht  auch  jedem  Neugeborenen.  Verbindet  der  Staat  mit 
der  Geburt  verschiedene  Grade  der  Freiheit  oder  gar  die 
Unfreiheit,  so  erhält  der  Neugeborene  als  Wiegengabe  von 
Seiten  des  Staats  Privilegien  oder  Sklaverei.  Der  Mensch 
findet  also  bei  seinem  Eintritt  ins  Leben  auch  schon  die 
geltenden   Ansichten   über   die   Consequenzen   seiner   allge- 


494)  Ueber  deutsches  Gast-  und  Hausrecht  vgl.:  Grimm  y  Rechtsweis- 
thümer,  I,  846;  II,  6.  Pippiniy  Legg.,  11.  Dahn,  Procop.,  S.  111, 
Note  3.  Vgl.  auch   Lidth  de  Jeude,  J.  L.  vany  De  domicilio  (Utrecht  1833). 
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meinen  menschlichen  oder  besondern  gesellschaftlichen  Na- 
tur in  positiven  Rechtseinrichtungen  und  Rechtssätzen  nie- 
dergelegt. 

Demnach  ist  Menschen-,  Ur-,  Grund-  oder  angebore- 
nes Recht  entweder  kein  Recht,  sondern  ein  philosophisches, 
rittliches  Postulat,  oder  es  ist  ein  Recht  und  kann  dann 
lichts  anderes  als  das  Recht  der  bestehenden  Gesellschaft, 
les  Staats  sein,  in  welchem  man  geboren  wird.  495) 

Hat  nun  das  geltende  Recht  mit  dem  Princip  der  allge- 
nein-menschlichen  Freiheit  jenes  sittlich-vernünftige  Postulat 
ler  menschlichen  Natur  zu  einem  positiven  Rechtssatz  er- 
toben  und  demselben  die  nöthigen  Rechtsschutzmittel  bei- 
gegeben, so  gehört  das  betreffende  Recht  zu  den  angebore- 
len  Rechten  jedes  Staatsangehörigen  und  hat  insofern  ganz 
lieselbe  rechtliche  Natur,  wie  jedes  nach  der  Verfassung 
les  Landes  etwa  bestehende  besondere  und  den  Gliedern 
ler  besondern  Kreise  gleichfalls  angeborene  Recht.  Darum 
und  z.  B.  die  da  und  dort  noch  sich  findenden  Geblüts- 
*echte  des  Adels  auch  angeborene  Rechte  und  ruhen,  wenn 
nan  allein  von  dem  juristischen  Recht  oder  der  Rechtsstaats- 
heorie  ausgeht,  auf  demselben  tiefen  Grunde,  wie  die  allge- 
neinsten  Rechte.  Es  ist  daher  nur  vollkommen  consequent, 
wenn  in  England  nicht  blos  die  allgemeinen  verfassungs- 
nässigen  Freiheitsrechte  der  Staatsbürger,  sondern  auch  das 
iecht  des  legitimen  Thronfolgers  auf  die  Nachfolge  in  die 
£rone  „birth-rights"  genannt  werden. 

Aus  Vorstehendem  ergibt  sich  aber  zunächst: 

1)  dass  der  formelle  Constitutionalismus  nicht  die 
Quelle,    sondern   nur   ein  Mittel  für   die  genauere   Bestim- 


495)  Vgl.  z.  B.  Gentz,  a.  a.  O.,  II,  42.  Scnmüthenner,  Ideales  Staats- 
echt,  S.  558.  Rönne,  Preussisches  Staatsrecht,  2.  Aufl.,  Thl.  1,  Abth.  2, 
3.  3,  Note  1,  welche  diesen  Punkt  im  wesentlichen  gleich  auffassen. 
Sicht  entgegensteht,  wenn  Guizot,  Memoires,  I,  169,  von  zweien  Ideen 
spricht,  welche  den  Charakter  der  modernen  Civilisation  bilden,  nämlich: 
,11  y  a  des  droits  uni verseis,  inherents  a  la  seule  qualite  d'homme,  et 
lue  nul  regime  ne  peut  legitimement  refnser  a  nnl  homme ;  —  ii  y  a  des 
Iroits  individuels  que  derivent  du  seul  merite  personnel  de  chaque  homme, 
Sans  egard  aux  circonstances  exterieures  de  la  naissance,  de  la  fortune  ou 
la  rang,  et  que  tont  homme  qui  les  porte  en  lui-meme  doit  etre  admis 
i  deployer." 
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mang  und  den  wirksamem  Schutz  allgemeiner  Menschen- 
und  ;Unterthanenrechte  sei.  Wol*  aber  liegt  die  Quelle 
derselben  in  der  constitutionellen  Idee,  oder  noch  tiefer  in 
den  Grundlagen  der  letztern. 

2)  Die  durch  die  Verfassung  und  constitutionellen  Ge- 
setze anerkannten  und  gewährleisteten  Rechte  der  Menschen 
sind  eigentlich  nichts  als  die  principielle  Anerkennung  der 
allgemeinen  freien  .Menschennatur,  verbunden  mit  der  An- 
führung einiger  nach  unsern  Verhältnissen  besonders  wich- 
tiger Consequenzen  derselben,  um  im  Interesse  aller  und 
eines  jeden,  also  auch  im  Interesse  des  Staats,  die  Betäti- 
gung der  individuellen  Freiheit  in  den  fraglichen  Richtungen 
mit  jenen  rechtlichen  Grenzen  zu  umgeben,  welche  sowol 
für  wie  gegen  den  sich  frei  Bewegen  wollenden  den  nothi- 
gen  Schutz  gewähren. 

Hieraus  folgt: 

a)  Sowenig  man  den  Begriff  der  Souveränetät 4*6)  oder 
des  Eigenthums  durch  die  Aufzählung  der  darin  enthaltenen 
Befugnisse  erschöpfen  kann,  sowenig  ist  es  möglich,  den 
materiellen  Inhalt  der  menschlichen  Freiheit  und  deren  Gren- 
zen für  alle  Völker  und  alle  Zeiten  gültig  festzustellen.  Das 
gegenwärtig  allgemein  gültige  Mass  derselben  und  deren 
Grenzen  ergeben  sich  vorzüglich  aus  dem  Verhältniss  un- 
serer Zeit  überhaupt  und  eines  jeden  Volks  insbesondere 
zum  feudalen  und  absolutistischen  Princip.  Innerhalb  dieses 
allgemeinen  Rahmens  kann  eine  grosse  Mannichfaltigkeit 
unter  den  fraglichen  Gesetzen  der  verschiedenen  Staaten 
bestehen,  theils  nach  dem  in  denselben  realisirten  Grad 
richtiger  Auffassung  der  menschlichen  Wesenheit  und  des 
Verhältnisses  /wischen  Staat  und  Individuum,  theils  nach 
der  Art  und  dem  Umfang,  wie  die  Grenze  zwischen  beiden 
gezogen  wird.  Denn  es  ist  wol  nicht  zu  viel  behauptet, 
wenn  wir  sagen,  dass  selbst  ein  nicht-  oder  doch  nur  zum 
Schein  constitutioneller  moderner  Culturstaat  heutzutage 
ohne  Anerkennung  und  Aufrechthaltung  allgemeiner  mensch- 


496)  Gut  sagt  Gerber,  a.  a.  O.,  S.  22:   „Souveränetät.  .  .  bezeichnet 

nur  eine  Eigenschaft  der  Staatsgewalt nämlich  deren  Unabhängigkeit 

(rechtliche)    von    einer  ausser   ihr   stehenden  Staatsgewalt."     Vgl.   oben 
Thi.  II,  S.  509  fg. 
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Hoher  Freiheitsrechte  gar  nicht  bestehen  kann  49r) ,  während 
bekannt  ist,  wie  verschieden  die  Verfassungen  die  Grenzen 
für  die  einzelnen  besondern  Betätigungen  der  individuellen 
Freiheit  ziehen,  —  von  der  Verschienheit  in  der  Durchfuhrung 
der  Principien  und  in  den  reellen  Garantien  derselben  zu 
geschweigen. 

b)  Die  grosse  Bedeutung  der  unter  2)  bezeichneten  An- 
erkennung wird  dadurch  nicht  aufgehoben,  dass  die  Ge- 
schichte der  Entwickelung  der  Menschenrechte  mit  einer 
Menge  von  Irrthümern  in  der  Ausbildung  unsers  Constitu- 
tionalismus  innigst  verbunden  ist.  498)  Zugleich  aber  ist 
leicht  einzusehen,  dass  die  rechtlich  anerkannten  allgemeinen 
Menschenrechte  die  rein  innerliche  oder  geistige  Freiheit 
weder  verleihen,  noch  beschränken,  ja  dass  sie  ohne  solche 
Freiheit  nichts  nützen  können.  Denn  der  Werth  jeder  Frei- 
heit zur  äussern  Bewegung  und  Bethätigung  der  Indivi- 
duen ist  bedingt  durch  den  davon  gemachten  Gebrauch, 
bei  dem  Menschen  also  von  dem  Grad  seiner  innern  Be- 
freiung. Dieser  kann  begreiflich  für  einzelne  Menschen  wie 
ganze  Volker  in  verschiedenen  Momenten  ein  verschiedener 
sein.  Auch  muss  gewürdigt  werden,  dass  das  Resultat  der 
Freiheit  eines  Volks  im  ganzen  ein  anderes  sein  müsse,  als 
wenn  man  blos  auf  eine  beliebige  grössere  oder  kleinere 
Zahl  Einzelner  als  solcher  sieht.  Die  Verhältnisse,  welche 
uns  durch  die  Zusammenfassung  grosser  freier  Menschen- 
massen in  friedlicher  Ordnung  eine  Menge  von  unschätz- 
baren individuellen  Befreiungen  und  Entwickelungen  mög- 
lich machten,  mussten  aber  auch  eine  grosse  Zahl  neuer 
Beschränkungen  aller  Art  mit  sich  bringen.  Solche  ergeben 
sich  z.  B.  von  selbst  aus  dem  gänzlichen  Mangel  einer 
systematischen  Unfreiheit",  indem  die  nöthigen  Leistungen 
der  Unfreien  nun  von  Freien  vorgenommen  werden  müssen. 
Allein  man  sollte  es  schon  für  ein  um  keinen  Preis  zu  theuer 


497)  Die  neuen  Reformen  in  Kassland  geben  hierfür  schlagendes 
Zeugniss. 

498)  Dies  besonders  gegen  Anfeindungen  der  Menschenrechte,  die 
•ich  nur  an  die  Greuel  hängen,  welche  geschichtlich  mit  der  ersten  „de- 
claration  des  droits  de  rhomme"  verbunden  sind.  Vgl.  z.  B.  Bentham, 
Tactique,  II,  257  fg. 
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erkauftes  Glück  erachten,  von  der  Notwendigkeit  des  de- 
müthigenden  Anblicks  der  Sklaverei  entbunden  zu  sein; 
und  da  auch  bei  der  Freiheit  der  Misbrauch  den  Gebrauch 
nicht  aufhebt,  so  erscheinen  die  allgemeinen  Freiheitsrechte 
immer  als  ein  nicht  leicht  zu  überschätzendes  Gut.  Schon 
an  und  für  sich,  dann  aber  auch  nach  dem  historischen 
Moment  ihrer  Einführung  in  das  Verfassungsrecht,  sind  sie 
jedoch  nicht  sowol  das  Ende,  als  vielmehr  die  unerschöpf- 
liche Basis  neuer  Entwickelungen.  So  erkannt  wird  eine 
Nation  sie  als  das  Palladium  ihres  Fortschritts  schätzen  und 
heilig  halten;  so  werden  sie  das  Bett  sein,  in  welchem  der 
wahre  Fortschritt  von  Jahrtausenden  bequem  dahinfliessen 
und,  wenn  er  es  ausgefüllt,  die  nothigen  Erweiterungen 
stets  ohne  gewaltthätige  Evolutionen  hervorbringen  wird. 
Ohne  diese  Voraussetzungen  aber  werden  sie,  gleich  zahl- 
losen Anerkenntnissen  sittlicher  Wahrheiten  in  alten  und 
neuen  Gesetzen,  nur  ein  Zeichen  sein,  dass  die  Fähigkeit 
unserer  Volker  zur  That  hinter  ihrem  Erkennen  und  Wollen 
zurückgeblieben  ist. 

c)  Die  bezeichnete  Natur  der  allgemeinen  Menschen- 
rechte ist  der  Grund,  warum  sie  nicht  selber  wie  „jura 
quaesita"  4g9)  erscheinen,  und  zwar  auch  dann  nicht,  wenn 
und  insofern  sie  in  den  betreffenden  Verfassungsgesetzen 
ausdrücklich  anerkannt  und  näher  bestimmt  sind.  ö0°)  Ein 
,  jus  quaesitum"  hat  jeder  insofern,  als  eine  bestimmte  Frei- 
heitsbethätigung  desselben  innerhalb  der  concreten  gesetz- 
lichen Grenzen  zu  einer  bestimmten  Berechtigung  geführt 
hat.  Die  Veränderung  in  der  principiellen  Anerkennung 
der  menschlichen  Freiheit,  sowie  in  Bezug  auf  die  einzelnen 
Consequenzen  derselben,  also  deren  gesetzliche  Begrenzung, 


499)  Vgl.  hierüber  Christiansen,  Ueber  erworbene  Rechte,  1856.  Ger- 
ber, a.  a.  O.,  S.  35  fg.:...  „sind  darunter  allein  diejenigen  Befugnisse 
zu  verstehen,  in  denen  eine  im  objeetiven  Rechte  enthaltene  Willensmög- 
lichkeit durch  irgendeinen  Vorgang,  sei  dieser  ein  Rechtsgeschäft,  eine 
sonstige  rechtsbegründende  Thatsache  oder  ein  Gesetz,  als  concret  be- 
stimmte Rechtszuständigkeit  eines  individuellen  Subjects  realisirt  wor- 
den ißt." 

500)  Zachariae,  H.  A.,  Rechtsgutachten  in  Sachen  der  Grafen  von 
Stolberg-Wernigerode,  S.  127. 
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bleibt  stets  Sache  des  Staats,  d.  h.  der  verfassungsmässigen 
Gesetzgebung.  Es  gibt  also  auch  kein  „jus  quaesitum" 
gegen  gesetzliche  Erweiterungen  oder  Beschränkungen  der 
individuellen  Freiheitsrechte.  An  der  gefassten  Quelle  mag 
jeder  schöpfen.  Was  er  aus  ihr  in  sich  aufgenommen,  das 
ist  sein,  sonst  nichts.  Von  einem  ausschliesslichen  und  un- 
veränderlichen Recht  des  Volks  ohne  die  Regierung  oder 
im  Gegensatz  zu  ihr  kann  begreiflich  auch  hier  vom  Stand- 
punkte des  organischen  Staats  aus  nicht  gesprochen  werden. 
Aber  es  ist  nur  natürlich,  dass,  je  weniger  ein  wirklicher 
Gegensatz  zwischen  Volk  und  Regierung  oder,  was  dasselbe 
ist,  eine  fremdartige  Abgrenzung  zwischen  beiden  besteht, 
desto  weniger  auch  Collisionen  über  diesen  Gegenstand  zum 
Vorschein  kommen  können. 

d)  Alle  die  fraglichen  Rechte  müssten  selbstverständlich 
sehr  illusorisch  sein,  wenn  man  sie  als  rein  innerliche  oder 
geistige  Berechtigungen,  als  Recht  auf  die  Freiheit  der  in- 
nern  Vorgänge  im  Menschen  betrachten  wollte.  Seiner  Na- 
tur nach  ist  der  Staat  gar  nicht  im  Stande,  diese  Art  von 
Freiheit  zu  begrenzen.  Wollte  er  es  doch,  so  würde  er 
das  Unmögliche,  das  ihm  Naturwidrige  wollen.  Es  ist  da- 
her noth wendig,  sich  unter  den  fraglichen  Rechten  stets  in 
die  Aussenwelt  tretende  Bethätigungen  der  menschlichen 
Freiheit  zu  denken.  Dabei  soll  nicht  geleugnet  sein,  dass 
der  Staat  mittelbar  eine  grosse  Macht  auch  auf  die  Ideen 
und  Empfindungen  zu  üben  vermöge,  und  dass  er  diese 
Macht  sogar  unmittelbar  in  den  Formen  der  Theokratie  und 
der  Staatsreligionen  zu  bethätigen  versucht  hat  und  mitunter 
noch  versucht.  Ein  Staat  ferner,  dessen  gesammtes  Wesen  ent- 
schieden auf  die  Freiheit  oder  auf  die  Servilität  gestellt  ist, 
wird  auch  in  der  einen  oder  andern  Richtung  geistig  wir- 
ken. Allein  die  rein  geistige  Freiheit  konnte  doch,  wie  mit 
tiefer  Empfindung  seiner  Zeit  ein  unsterbliches  deutsches 
Gedicht  sagt,  auch  im  Sklaven,  wie  eine  vollständig  servile 
Gesinnung  z.  B.  in  einem  Gliede  des  herrschenden  Standes 
vorhanden  sein.  Kommt  auch  der  Antrieb  zur  Ordnung 
der  Freiheit  und  zur  freien  Erfüllung  der  Ordnung  immer 
zunächst  von  innen  aus  den  Volkern  heraus,  so  ist  doch 
beides  nur  insofern  rechtlich  vorhanden,  als  es  in  die  Ge- 
setze übergegangen  ist,  und  wenn  man  erwägt,  wie  oft  die 
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Gesetze,    d.  h.   der  normirende  Gesammtwille   oder  dessen 
Organ,    fehlgegriffen  haben  und  wie  oft  die  Satzungsgewalt 
misbraucht  worden  ist,  so  sollte  man  der  modernen  Rechts- 
bildung  das  Verdienst  nicht  bestreiten,    dass  sie  in  Aner> 
kennung  eines  hohem  Gerechtigkeitsprincips  eine  rechtliche 
Ordnung  für  Dinge  von  der  höchsten  humanitären  Wichtig- 
keit versuchte,  für  welche  die  Alte  Welt  und  das  Mittel- 
alter  nur  die  Herrschaft  der  Gewalt  und  Willkür  in  Ver- 
bindung  mit   stumpfen    oder   masslosen  Empfindungen   und 
jedenfalls    nicht    das    Princip    der    menschlichen    Gleichheit 
hatte   oder   doch  zu  behaupten  und   durchzuführen  wusste. 
Man  gestattet,  dass  unsere  Zeit  sich  sehr  viel  darauf  zugute 
thue,  eine  täglich  steigende  Menge  unscheinlicher,  aber  desto 
bedeutenderer  Werthe,    die  sonst  als  solche  unerkannt  oder 
misbraucht,  misachtet  waren,  zum  Vortheil  der  gesammten 
Cultur    in    ihren    eigentlichen  Rang    eingesetzt    zu    haben; 
aber  man  will  noch  immer  nicht  recht  einsehen,    dass  auch 
der  Staat  um  so  reicher  werden  muss,   je  reichlicher  und 
freier,  ihre  Centripetalität  vorausgesetzt,  die  zahllosen  Schatze 
sich  entfalten  können,  die  in  der  unendlichen  Mannichfaltig* 
keit   der   sämmtlichen    ihm   angehorigen  Individuen    enthal- 
ten sind. 

IV. 

In  Beziehung  auf  eine  Vielzahl  von  Consequenzen  der 
principiellen  Anerkennung  der  menschlichen  Freiheit  sind 
die  Gesetze  der  modernen  verfassungsmässigen  Staaten  im 
wesentlichen  einverstanden.  In  Bezug  auf  andere  Rechte 
sind  sie  nicht  übereinstimmend.  Auch  herrscht  rücksichtüch 
fast  aller  in  Frage  kommender  Rechte  über  deren  Bedeutung 
und  nöthige  Begrenzung  oder  über  das  Mass  der  Freiheits- 
rechte noch  grosse  Meinungsverschiedenheit.  Nur  zu  oft 
halten  Regierungen  auch  jetzt  noch  Concessionen  in  die- 
ser Richtung  für  nothwendige  Uebel,  für  etwas  Abge- 
drungenes, was  man  nur  gewähre,  um  grösseres  Uebel  zu 
vermeiden,  interpretiren  deshalb  auch  womöglich  alle  ein- 
schlägigen Gesetze  wie  Ausnahmen  aufs  engste,  und  scheuen 
überhaupt  leichter  zu  Ausnahmemassregeln  als  zu  allmähli- 
cher Erweiterung  und-  vollständigerer  Durchführung  der 
um  einmal  doch  unvermeidlichen  Principien  geneigt.     Auf 
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der  andern  Seite  sind  die  Volker  mit  keinem  Mass  zufrie- 
den, träumen  von  einer  grenzenlosen  Freiheit  und  halten 
jede  Beschränkung  für  Abnormität  und  Ungerechtigkeit. 
Es  scheint  demnach  fürs  erste  noth wendig  zu  sein,  dass 
wir  das  Princip  der  allgemeinen  menschlichen  Freiheit  und 
die  in  Anerkennung  desselben  erfolgten  gesetzlichen  Bestim- 
mungen über  einige  der  wichtigsten  allgemeinen  Freiheits- 
rechte in  ihrem  Verhältniss  zum  Staate,  und  namentlich  zu 
den  eigentlichen  politischen  Rechten  und  Pflichten,  etwas 
angehender  prüfen. 

Damit  der  Staat  ein  Organismus  sei ,  ist  noth  wendig, 
das*  er  aus  freien  Menschen  im  ewigen  Zusammenhang  der 
Generationen  bestehe,  und  dass  jeder  Mensch  im  staatlichen 
Organismus  an  derjenigen  Stelle  sich  befinde,  welche  er  frei 
;  auszufüllen  vermag. 

Schon  in  dem  Zusammenhang  der  Generationen  liegt 
ebenso  die  unüberwindliche  Unmöglichkeit  einer  absoluten 
Freiheit  der  Individualität,  wie  in  jeder  Freiheit  der  Indi- 
vidualität die  Anerkennung  und  Geltendmachung  der  Man- 
niehfaltigkeit.  Da  jeder  Mensch,  weil  frei,  nun  auch  staat- 
lich geboren  ist,  so  sind  mit  den  angeborenen  personlichen 
Freiheitsrechten  auch  die  allgemeinen  politischen  Pflichten 
gleichzeitig  angeboren.  Und  sofern  politische  Kechte  zur 
Erfüllung  dieser  Pflichten  oder  gleichsam  als  Aequivalente 
für  deren  Leistung  gegeben  sind,  erscheinen  auch  derlei 
Rechte  als  angeborene. 

Man  kann  demnach  in  dem  oben  angegebenen  Sinn 
nicht  nur  von  angeborenen  Menschenrechten  sprechen,  son- 
dern muss  auch  einsehen,  dass  wenigstens  für  die  Staats- 
angehörigen diese  Menschenrechte  sich  praktisch  zugleich 
als  angeborene  politische  Rechte,  als  Mittel  und  Aequi- 
valente für  die  gleichfalls  angeborenen  politischen  Pflichten 
erweisen.  Ä01)  Und  sofern  die  besondern  politischen  Pflich- 
ten auch  von  besondern  Fähigkeiten,  die  immer  zum  Theil 
Wenigstens  angeboren  sein  werden,  bedingt  sind,  können 
Selbst  solche  ausgezeichnete  politische  Pflichten  gewisser- 
maßen als  angeborene  bezeichnet  werden.602) 

501}  Einen  ähnlichen  Gedanken  finden  wir  bei  Gerber,  a.  a.  0.,  S.  46. 
502)  Wey,  F.,  Manuel   des  droits  et  des  devoirs  (Dictionnaire  demo- 
ciatiqiie).   . 
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Denn  die  Menschenrechte  an  sich,  die  ja  nichts  anderes 
sind  als  einzelne  bestimmte  Consequenzen  des  anerkannten 
höhern  Humanitätsprincips ,  bestehen  in  ihrer  gesetzlichen 
Ordnung  für  den  Ausländer  ebenso  gut  wie  für  den  In- 
länder, und  zwar  mit  nur  wenigen,  im  ganzen  nicht  sehr 
bedeutenden  Unterschieden,  die  noch  dazu  täglich  durch 
neue  Staatsverträge  vermindert  werden.  Sowenig  kann  der 
moderne  Culturstaat  der  Gewalt  dieses  Princips  sich  ent- 
ziehen, dass,  wenn  in  einem  Staate  das  bestehende  Recht 
gegebenenfalls  nicht  ausreicht,  die  Unfähigkeit  des  Staats, 
gegen  jenes  Princip  zu  Verstössen,  selber  die  Regel  ersetzt. 
So  ist  es  z.  B.  allgemeines  Rechtsprincip  geworden,  dass 
überall  reine  Statusfragen  nach  den  Gesetzen  des  Wohnorts 
beurtheilt  werden.  Würden  diese  aber  einen  mit  dem  Hu- 
manitätsprincip  des  modernen  Culturstaats  unverträglichen 
Status  begründen,  z.  B.  die  Sklaverei,  so  wäre  selbst  das 
volkerrechtliche  Privilegium  des  Herrn  auf  Exterritorialität 
nicht  stark  genug,  um  gegen,  ja  selbst  mit  dem  Willen  des 
fraglichen  Individuums  dessen  angeborenen  Status  der  Skla- 
verei in  seinen  Consequenzen  behaupten  zu  können.  Ob 
die  Gabe  der  Freiheit  dem  Befreiten  nach  dessen  momen- 
tanen Ansichten  als  ein  Glück  erscheint  oder  nicht,  ist  in 
dieser  Beziehung  gleichgültig,  da  keiner  Sklave  sein  soll 
und  der  Staat  keinen  als  Sklaven  erkennen  kann.  Natür- 
lich greifen  besondere  Rücksichten  dann  ein,  wenn  ein 
Staat,  welcher  bisher  die  Sklaverei  als  eine  besondere  In- 
stitution hatte,  diese  aufhebt. 

Weil  also  die  Gesetze  aller  Culturstaaten  wenigstens  in 
der  Beziehung  wesentlich  gleich  sind,  dass  sie  jedem  Men- 
schen ohne  Rücksicht  auf  seine  Nationalität  gewisse  Rechte 
gewähren  müssen  und  Ausnahmen  davon  gar  nicht  gewäh- 
ren können,  darum  sind  die  Menschenrechte  der  Hauptsache 
nach  nicht  das  Geschenk  eines  einzelnen  Staats  an  seine 
Angehörigen,  sondern  die  Gabe  aller  Culturstaaten  an  alle 
Menschen  ohne  Ausnahme.  Die  Unterschiede,  welche  ma- 
teriell in  dieser  Beziehung  zwischen  IJinheimischen  und 
Fremden  Ä03)  bestehen,  sind  an  sich  der  Hauptsache  nach 
weder  Bevorzugungen  noch  Zurücksetzungen,  können  unter 


603)  Zn  oben  Thl.  I,  S.  564:  Blackstone,  a.  a.  0.,  I,  299;  II,  57  fg. 
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verschiedenen  Umstanden  für  beide  beides  sein,  und  erklären 
rieh,  wenn  nicht  aus  der  Verschiedenheit  der  Gesetzgebun- 
gen, aus  der  natürlichen  Verschiedenheit  zwischen  der  Stel- 
lung der  Einheimischen  und  der  Fremden. 

V. 

Unter  allen  Umstanden  wird  aber,  selbst  bei  der  höchst- 
möglichen  Gleichstellung   der  Fremden    mit  den  Einheimi- 
schen in  Beziehung  auf  Individual-   oder  allgemeine  Men- 
schenrechte,  ein  Unterschied  zwischen  denselben  übrigblei- 
ben.    Den  besondern  verfassungsmässigen  Schutz  nämlich, 
den  der  Einheimische   in  Beziehung   auf  alle  diese  Rechte 
geniesst,  kann  der  Fremde  nicht  in  Anspruch  nehmen.    Für 
unsere  Zeit  ist  demnach  eben  dieser  constitutionelle  Schutz  die 
juristisch-praktische  Pointe  der  Menschenrechte,  indem  er  allein 
jenen  hohen  Grad  von  Sicherheit  gewährt,   auf  welchen  wir 
nach  den  herrschenden  Ansichten  und  bestehenden  Einrich- 
tungen   den    höchsten    Werth    zu    legen    gewohnt    sind.  &04) 
Sofern  nun  der  Inländer,  ohne  alle  Rücksicht  auf  besondere 
personliche  Fähigkeiten  zu  ausgezeichneten  politischen  Stel- 
lungen und  entsprechenden  Leistungen,    vermöge  seiner  all- 
gemeinen geselligen  Natur   den  Gesetzen  des  Staats  gehor- 
chen und  vermöge  seiner  allgemeinen  menschlichen  Gattungs- 
eigenschaften Blut    und   Gut    dem   anerkannten    Bedürfnisse 
des  Staats  widmen  muss,  erscheint  jene  vor  dem  Ausländer 
ihn    besonders    auszeichnende    verfassungsmässige    Garantie 
als    das   wichtigste   Aequivalent 606)    und   folglich    auch    als 
unentbehrliches  Mittel   zur  Erfüllung   der   erwähnten  allge- 
meinsten politischen  Pflichten. 

Hierin,  beziehungsweise  in  der  vollen  Staatsangehörig- 
keit, ist  aber  zugleich  die  Quelle  aller  und  jeder  besondern 
politischen  Berechtigung  und  Verpflichtung  zu  suchen.  Der 
Fremde  muss  sich  zwar  auch  den  Gesetzen  des  Landes  sei- 


504)  Hoffmann ,  Die  staatsbürgerlichen  Garantien  oder  über  die  wirk- 
samsten Mittel,  Throne  gegen  Empörungen  und  die  Bürger  in  ihren  Rech- 
ten zn  sichern  (Stuttgart  1828),  Thl.  1. 

505)  Auch  die  sogenannten  bürgerlichen  Rechte  (im  Gegensatz  zu  den 
politischen  Rechten)  müssen  hierher  gezahlt  werden. 

Held.   III.  34 
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nes  Aufenthalts  unterwerfen  und  selbst  gewisse  Abgaben 
zahlen.  Allein  dies  thut  er  nicht  im  Gefühle  seiner  Au- 
gehörigkeit an  den  Staat,  auch  nicht  um  der  Fühlung  die- 
ses Staats  willen.  Dies  durfte  er  nicht  einmal,  weil  er 
noch  einem  andern  Staat  vollständig  angehört.  Der  Fremde 
thut  vielmehr  dies  alles  nur  seiner  eigenen  persönlichen  In- 
teressen wegen,  keine  Linie  weiter,  als  diese  es  erheischen, 
niemals  zum  Nachtheil  seines  eigenen  Staats.  Der  Ein- 
heimische aber  ~  gehorcht  dem  Gesetze  des  Landes  um  des 
Gesetzes  und  um  seiner  selbst  willen.  Im  Gohorsam  gegen 
das  Gesetz  handelt  er  nur  nach  seiner  eigenen  besten  Ueber- 
zeuguug,  überwindet  den  Versuch,  überzeugungsungetreu  zu 
werden,  und  erfüllt  zugleich  die  präjudiciellstc  und  allge- 
meinste der  öffentlichen  Pflichten.  Selbst  wenn  er  nur  wie 
der  Fremde  indirecte  Steuern  oder  überhaupt  weniger  als 
dieser  an  Steuern  bezahlte,  so  fühlt  er  doch,  dass  er  damit 
nicht  allein  momentan  sich  selber  nütze,  sondern  auch  seinem 
politischen  Wesen  und  Interesse  diene,  dass  er  etwas  den 
grössten  wie  ausgezeichnetsten  politischen  Leistungen  der 
Patrioten  seines  Landes  Homogenes  gethan  habe  und  unter 
Umständen  zu  einer  ähnlichen  oder  gleichen  Höhe  politischer 
Bedeutsamkeit  sich  erschwingen  könne. 

VI. 

Eine  politische  Macht  vermag  nur  die  Gewalt  des  Staats 
für  dessen  Zwecke  zu  gewähren.  Es  kann  demnach  eine  solche 
Macht  der  Staatsangehörige  nur  zur  Ausübung  anvertraut 
erhalten  haben.  Die  Stellung  des  Souveräns  im  monar- 
chischen Staat  muss,  weil  derselbe  den  Staat  selbst  personi- 
ficirt  darstellt,  natürlich  eine  eigenthümliche  sein.  ö06)  Wurde 
aber  die  Macht  des  Staats  in  der  Form  eines  wirklichen 
Staatsamts  *°7)  zur  Ausübung  übertragen,  so  handelt  es  sich 


506)  Seine  Aufgabe  ist  das  Regieren  oder  staatsgemässe  Verwal- 
tung im  Sinne  der  beschränkten  oder  unbeschränkten  Ausübung  aller  in 
der  Staatsgewalt  liegenden  Machtvollkommenheiten.  Wir  haben  diesen 
Gedanken  schon  früher  nnd  namentlich  in  unserni  Aufsatz  „Regierung" 
im  Staats-Lexikon  ausgesprochen.  Vgl.  dazu  Gerber,  a.  a.  O.,  S.  25  f<?., 
71  fg. 

507)  Gerber,  a.  a.  0.,  S.  104  fg. 
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Verwaltung  im  weitern  oder  engern  Sinn  des  Worts.  Wird 
ich  die  Macht  des  Staats  in  der  Form  einer  unmittelbaren 
iciligung  populärer  Elemente  an  der  Verwaltung  Leuten 
dem  Volke  anvertraut,  z.  B.  indem  man  Vereinen,  Cor- 
tionen,  localen  Gemeinden,  den  Erwählten  des  Volks 
i  Theil  der  Verwaltung  überwies  oder  sie  zu  wichtigen 
in  der  Ausübung  der  Staatsgewalt  zuzog,  z.  B.  als 
:srepräsentation  zur  Verwaltung  der  Gcsetzgcbungs- 
;it,  als  Jury  oder  technische  Beisitzer  zur  Verwaltung 
Justiz,  als  besondere  Rathscollegien  zur  Verwaltung  des 
ttlichen  Unterrichts,  der  Handelsindustrie  und  Land- 
hschaftsinteressen,  so  kann  man  dafür  den  jetzt  so  all- 
ein im  Gebrauch  befindlichen  Ausdruck  Selfgovernmcnt 
nwendung  bringen. 

Jeder  aber,  der  eine  gesellschaftliche  oder  politische 
3tion  mit  dem  rechten  Geist  verrichtet,  verwaltet  damit 
i  jene  Seite  seiner  eigenen  Kraft  und  Persönlichkeit, 
he  man  die  gesellschaftliche  nennen  kann.  Und  da  kein 
seh  wie  nicht  ohne  Freiheit,  so  auch  nicht  ohne  gesel- 
Kräftc  und  Bedürfnisse  geboren  wird,  da  ferner  poli- 
te  Pflichten  ohne  politische  Rechte  nicht  zu  denken  sind, 
:ann  darüber  kein  Zweifel  übrigbleiben,  dass  nebst  den 
onlichen  Freiheitsrechten  und  politischen  Pflichten  auch 
ische  Rechte  in  dem  vorhin  angegebenen  Sinn  angeboren 

müssen,  oder,  dass  in  dem  Menschen  mit  dem  Mo- 
te,  wo  er  in  den  Staat  tritt,  alle  diese  Verhältnisse  von 
rt  und  zugleich  gegeben  sind,  dass  aus  Gründen  der 
luten  Menschennatur  keines  derselben  wirklich  ohne  das 
Te  denkbar  und  eigentlich  jedes  von  ihnen  dasselbe, 
lieh  die  Pers5nlichkeit  Ä08),  nur  in  verschiedenen  Be- 
iingen ist. 
Der  Mensch,  selbst  Product  der  Gesellschaft  und  durch 

geselliges  Wesen  ihr  immer  homogen,  kann  von  der- 
m  unmöglich  blos  Rechte  verlangen  wollen;  und  muss 
3  Recht  in  oder  durch  die  Gesellschaft  auf  einer  Pflicht 
in  dieselbe  beruhen.  Man  kann  sogar  die  Rechte  und 
ihten  des  Ausländers  auf  diesen  Grundsatz  zurückbringen. 


>08)  Vgl.   an sern  Artikel  „Person"  im  Staats-Lexikon. 
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Dagegen  darf  auch  die  Gesellschaft,  bei  ihrer  Bedingtheit 
durch  die  menschliche  Freiheit,  von  ihren  Angehörigen  nicht 
blos  die  Leistung  von  Pflichten  verlangen.  Und  wie  die 
Gesellschaft  fortwährend  bildend  auf  den  Menschen,  gestal- 
tend auf  seine  Schöpferkraft,  also  gleichsam  fortzeugend, 
erziehend  wirkt,  so  wirkt  in  ununterbrochener  Wechsel- 
beziehung die  individuelle  Freiheit  jedes  Gliedes  fortbildend 
und  gestaltend  auf  den  Inhalt  und  die  Formen  des  gesell- 
schaftlichen Daseins. 

Von  Geburt  aus,  seinem  Wesen  nach,  ist  demgemäss 
der  Mensch  berufen,  eine  organische,  also  Rechts-  und 
Pflichtstellung  zugleich  in  der  Gesellschaft  und  im  Staat  zu 
haben.  Das  und  so  ist  sein  Geburtsrecht.  Was  er  daraus 
macht,  ist  vorzüglich  die  That  seiner  Freiheit. 

Wie  sich  jene  Stellung  im  einzelnen  gestalte,  hängt 
nämlich  von  dem  Verhältniss  seiner  Persönlichkeit  zum  Staat 
ab.  Durch  die  verschiedeneu  Umstände  oder  Umgebungen 
der  Geburt  fallen  den  Menschen  die  Mittel  zur  Bethätigung 
ihrer  individuellen  Freiheit  nach  Art  und  Mass  sehr  ver- 
schieden zu.  Gleiches  gilt  von  denjenigen  Mitteln,  welche 
Art  und  Mass  der  gesellschaftlichen  Stellungen  bedingen. 

Diese  Verschiedenheit  aufheben,  beseitigen  oder  nach 
einem  bestimmten  Princip  im  voraus  gestalten  zu  wollen, 
wäre  Unsinn.  Alles,  was  in  dieser  Beziehung  geschehen  ist 
und  geschehen  kann,  erscheint  gegen  dasselbe  Princip  ge- 
richtet, dem  es  dienen  soll,  nämlich  gegen  die  Freiheit.  B  e- 
sondere  angeborene  politische  Rechte  können  sich  daher  nur 
aus  dem  Standpunkt  eines  überwiegenden  Bedürfnisses  der 
Gesellschaft  überhaupt  6ü9)  oder  in  einem  bestimmten  Sta- 
dium ihrer  Entwicklung  oder  aus  der  herrschenden  Auf- 
fassung solcher  Bedürfnisse  rechtfertigen  Ä1°)  und  wenigstens 


509)  So  ist  das  angeborene  Recht  der  Thronfolge  eine  Consequeni 
des  geblütsmonarchischen  Staats. 

510)  Nachdem  die  französische  Revolution  alle  Privilegien  und  Titel, 
also  den  Adel  gänzlich  aufgehoben  hatte,  geschah  seit  Napoleon  I.  man- 
ches zu  dessen  Wiederherstellung.  Nicht  nur  wurden  die  alten  Titel 
nach  Möglichkeit  wiedereingeführt,  sondern  auch  neue  Titel  in  Menge 
geschaffen.  Die  auch  von  Napoleon  III.  verfolgte  Idee  ist  Schöpfung 
eines  zu  Recht  bestehenden  Adels  auf  Grund  des  im  Kaiserreich  erwor- 
benen Ruhms,  des  vom  Kaiserreich  erworbenen  Reichthums  und  des  Rechts 
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nicht  die  Kraft  haben,  persönlich  Befähigte  davon  auszu- 
schliessen,  oder  das  Individuum  selbst  gegen  seinen  Willen  an 
diese  angeborene  besondere  politische  Stellung  zu  binden. 
Nicht  einmal  die  angeborene  allgemeine  Staatsangehörigkeit 
►    kann  eine  absolute  Fessel  der  Freiheit  des  Individuums  sein. 

VII. 

Fassen  wir  nunmehr  auch  das  Individuum  in  seinem 
Verhältniss  zu  dem  concreten  Staat,  dem  es  nach  erlangter 
Willensselbständigkeit,  also  mit  freiem  Willen  angehört,  auf, 
so  ist  es  nur  natürlich,  dass  wegen  der  vollständigen  staat- 
lichen Angehörigkeit  wenigstens  der  geringste  Grad  von 
Leistungen  an  den  Staat  einem  jeden  nach  seinen  Fähig- 
keiten abverlangt  werden  muss  und  dass  die  Staatsangehörig- 
keit 8ammt  diesen  Leistungen  die  Grundlage  jeder  politischen 
Stellung  sei  und  das  Minimum  der  dem  Staat  zu  gewähren- 
den Pflichten  enthalte. 

So  stellen  sich  zuerst  neben  die  allgemeinen,  durch  die 
Staatsgesetze  eigenthümlich  begrenzten  und  für  die  Staats- 
angehörigen verfassungsmässig  ausdrücklich  verbürgten  Aus- 
flüsse der  individuellen  Freiheit  die  eben  hierdurch  gleich- 
falls geordneten  und  gesicherten  allgemeinen  Ausflüsse  der 
staatlichen  Gesellschaftlichkeit. 

Gewährt  die  Verfassung  Mass  und  Schutz  der  erstem, 
so  gibt  die  freie  Individualität  der  Einzelnen  das  Mass  und 
eine  Garantie  der  letztern.  Wenn  jene  in  den  verfassungs- 
mässigen Sicherungen  münden,  so  gehen  diese  von  der  Man- 
nichfaltigkeit  der  freien  Sphären    der   Einzelindividualitäten 


der  Erstgeburt  (Louis  Napoleons  Gesammelte  Werke,  Auflage  von  1854, 
S.  51).  Im  Jahre  1858  waren  unter  den  160  Senatoren  106,  unter  den 
256  Mitgliedern  des  gesetzgebenden  Korpers  124  Adeliche.  Bezeichnend 
für  den  französischen  Gleichheitssinn  ist  folgende  neue  und  neueste  Lite- 
ratur: Cnmy  Chunely  La  noblesse  et  les  titres  nobilitaires  dans  la  societe 
chretienne;  Grange,  de  la,  De  la  noblesse  coramc  Institution  imperiale; 
ferner:  De  la  noblesse  dans  ses  rapports  avec  nos  moeurs  et  nos  institu- 
tions;  Du  retablissement  legal  de  la  noblesse;  Les  nobles  et  les  vilains 
du  temps  passe;  La  grammaire  heraldique.  Paris  besitzt  sogar  eine  eigene 
Anstalt  zur  Anfertigung  von  Ahnen-  und  Familienbildern  aller  Zeiten. 
S.  auch  Montalembert,  a.  a.  O.,  S.  72,  101. 
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aus.  Und  wie  jene  es  nur  mit  den  allgemeinen  Consequen- 
zen  der  menschlichen  Natur  zu  thun  haben,  so  beziehen  sich 
diese  auch  nur  auf  solche  Leistungen,  welche  regelmässig 
„in  quali"  jeder  Private  oder  doch  regelmässig  jedermann 
gewähren  kann,  sodass  hier,  wenigstens  vom  Rechtestand- 
punkt aus,  nur  die  quantitative  Verschiedenheit  in  Frage 
kommt,  während  die  immer  denkbaren  und  höchst  wichtigen 
qualitativen  Verschiedenheiten  von  jenem  Standpunkt  aus 
zurücktreten. 

vm. 

Man  kann  die  allgemeinen  Pflichten  der  sämmtlichen 
Staatsangehörigen,  soweit  sie  rein  rechtlich  gefasst  werden 
können,  in  dem  Gehorsam  gegen  das  Gesetz,  wenigstens 
für  den  normalen  Verlauf,  zusammenfassen.  In  der  gesetz- 
lichen Ordnung  dieser  Pflichten  liegt  eine  unserer  Zeit  un- 
entbehrliche und  in  der  That  unschätzbare  Form  der  An- 
erkennung der  individuellen  Freiheit  seitens  des  Staats. 

Das,  was  jedes  Individuum  für  den  Staat  thun  kann, 
ist  vor  allem:  eine  den  Gesetzen  durchaus  entsprechende 
Haltung  in  allen  rechtlichen  Beziehungen  des  öffentlichen 
und  privaten  Verkehrs  (die  Straf-,  Civil-  und  Processgesetze 
sind  dazu  da,  äusserstenfalls  diese  Haltung  zu  erzwin- 
gen) ön);  ferner  die  Unterstützung  des  Staats  mit  dem  pri- 
vaten Vermögen  im  Fall  des  Bedarfs;  endlich  die  Leistung 
der  nöthigen  Kriegsdienste. 

Was  die  Steuern  angeht,  so  besteuert  der  Staat  eigent- 
lich nicht  8owol  die  Person,  als  vielmehr  das  Vermögen, 
ein  Grundsatz,  der,  abgesehen  von  seiner  Zweckmässigkeit, 
durch  die  ganze  Geschichte  mit  allen  Spuren  der  persön- 
lichen Freiheit  verbunden  erscheint,  indem  Kopfgelder,  Per- 
sonalsteuern u.  dgl.  häufig  mehr  ein  Zeichen  der  Unfreiheit 
oder  der  bürgerlichen   Erniedrigung  ö12)   sind.     Der  Grund- 


511)  Ueber  den  sogenannten  verfassungsmässigen  Gehorsam  vgl. 
nachträglich  Rönne,  a.  a.  O.,  I,  II,  lt>3,  Note  1.     Gerber,  a.  a.  O.,  S.  199. 

512)  Vgl.  z.  B.  über  die  „aerarii":  Patili,  a.  a.  O.,  8.  h.  v.  „De 
meine  que  le  champ  sonmis  au  tribnt  u  moinß  de  valeur,  dit  Tertollien 
(Apolog.  13),  aiiisi  les  hommes  qni  paient  sur  leur  tete  perdent  leur  prix, 
car  oVst  une  mar  quo  dVscIavage."    Laurvntj  Etudes,  II,  108,  Note  1.  Siehe 
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Batz  ist  aber  nicht  nur  von  jeher  als  ein  sehr  zweckmässiger 
erkannt  worden  613),  sondern  auch  gerecht,  denn  die  Person 
ist  selbsten  ein  Factor  des  staatlichen  Lebens  und  hat  schon 
für  sich  allein  ein  Recht  auf  den  Staat,  den  sie  bereichert. 
Das  Vermögen  kann  aber  besteuert  werden  ohne  jede  Rück- 
sicht auf  die  concrete  Persönlichkeit.  Sei  der  Besitzer  Frau 
oder  Mann,  Kind  oder  selbständig,  handlungsfähig  oder 
nicht,  es  kann  und  muss  zum  Bedtirfhiss  des  Staats,  der 
ihm  Schutz  gewährt,  beigezogen  werden,  und  dies  dürfte  nur 
in  solchen  Fällen  nicht  zu  geschehen  haben,  wo  ein  Ver- 
mögen, wenn  auch  nicht  im  Eigenthum  des  Staats,  doch, 
wie  bei  öffentlichen  Stiftungen,  staatlichen  oder  gemeinnütz- 
lichen Zwecken   dient.  ö14)     Dass  ein  Gleiches  rücksichtlich 


auch  Kronke,  Abhandlungen  über  Staat*  wirtschaftliche  Gegenstände, 
IV,  146.  Rau,  Lehrbuch  der  politischen  Ockouoniie,  3.  Anil.,  Tbl.  3, 
Abth.  2,   §.  421. 

513)  Vgl.  L.  7,  pr.  D.  (39,  4).  Tit  Cod.  de  cursu  publ.  (12,  51), 
L.  18,  §.  21  D.  (50,  4).  L.  6,  §.  4,  5.  L.  18,  §.  35.  L.  27,  §  3 
D.  (7,  1).  L.  39,  §.  5  de  leg.,  I.  L.  unic;  §.  3  D.  (43,  10).  Die  ganze 
cigcuthüoi  liehe  und  bisher  noch  unerklärte  Natur  der  Real  lasten  beruht 
auf  der  in  denselben  wiederkehrenden  besondern  Art  und  Weise,  wie  im 
deutschen  Recht  des  Mittelalters  die  politischen  und  privatreehtlichen  Ele- 
mente ungeschieden  verbunden  sind,  und  wie  im  Laufe  der  Zeiten  unter 
'Jen  eigentümlichen  Entwicklungen  Deutschlands  öffentliche  Hechts- 
bestandtheile  überhaupt  oder  doch  in  einer  bestimmten  Richtung  zu  pri- 
vatreehtlichen sich  gestalteten  und  umgekehrt.  Durch  die  Ueccption  des 
römischen  Kechts,  mit  welcher  der  Kampf  eines  neuen  Elements,  des 
fürstlichen  Absolutismus,  um  ausschliessliche  politische  Herrsehaft  beginnt, 
musste  die  Verwirrung  der  Verhältnisse  und  Begriffe  in  demselben  Mass 
für  die  doctrinäre  Auffassung  steigen,  in  welchem  sie  in  der  praktischen 
Wirklichkeit  sich  abklärte.  In  diesen  Sätzen  finden  wir  den  Haupt- 
schlüssel  für  die  gesummte  Geschichte  und  Dogmatik  des  einheimischen 
Rechts.  Derselbe  ist  noch  nicht  gebraucht  worden,  und  hierin,  nicht  in 
den  von  Stein,  L.,  a.  a.  O.,  S.  vu,  angegebenen  Gründen,  erkennen  wir 
die  Ursache,  warum  die  germanistischen  Studien  keine  wärmere  Aufnahme 
mehr  finden*  Es  fehlt  ihnen  der  systematische  oder  wahrhaft  organische 
Grundgedanke  und  Zusammenhang,  die  lebendige  Verbindung  mit  der 
Gegenwart,  die  vertrauenerweckende  Verheissuug  einer  nationalen  Zukunft! 

514)  Dieser  Grundsatz  ist  so  nat  urgent  äss,  dass  man  ihn  allenthalben 
findet.  So  sind  z.  B.  die  Mönche  und  Nonnen  in  den  buddhistischen  und 
Taoklösterii  Chinas  von  allen  Abgaben  frei.  Allerdings  findet  bich  auch 
nicht  minder  allgemein  verbreitet,  was  man  bei  uns  Amortisation  und 
Säcularisation  nennt.     Vgl.  /.  B.  Das  Ausland,  1837,  Nr.  262. 
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der  Beamtenbesoldungen  stattfinde,  wurde  bereits  früher  er- 
wähnt. Unsere  Zeit  hat  aber  neben  dem  Prineip  der  all- 
gemeinen Besteuerung  aueh  das  der  proportionell  glei- 
chen Besteuerung  feierlich  in  den  Gesetzen  anerkannt  und 
die  leicht  einzusehende  Unmöglichkeit,  durch  Gesetze  mit 
mathematischer  Genauigkeit  dieses  Prineip  zu  verwirk- 
lichen, ändert  an  seiner  Trefflichkeit  nichts. 

Kriegsdienste,  wie  jede  directe  active  Betheiligung  an 
dem  öffentlichen  Leben,  verlangt  der  Staat  direct  nur  von 
dem  dazu  befähigten  Mann615),  und  es  gehört  zu  den 
Eigentümlichkeiten  des  modernen  Staats,  dass  er  auch  in 
dieser  Beziehung  den  Inhabern  der  Staatsgewalt  gesetzliche 
Grenzen  gegen  das  Uebermass  zu  ziehen  sucht.  Das  Weib 
ist  von  dieser  Last  nicht  frei;  aber  es  wird  von  ihr  nur  in- 
direct  berührt,  indem  die  Mutter  auf  den  Sohn,  die  Braut 
auf  den  Bräutigam  verzichten  muss.  Dem  Weib  ist  die 
Freiheit  vom  Kriegsdienst,  weil  die  natürliche  Unfähigkeit 
dazu,  angeboren.  Beim  Mann  findet  das  Gegentheil  statt. 
Wie  jeder  naturgemässe  Dienst,  so  ist  der  Waffendienst  ein 
wesentlicher  Bestandtheil  der  Mannesehre  in  der  Gesell- 
schaft. Freilich  erscheint  die  nach  den  fast  allenthalben 
herrschenden  Conscriptionsgesetzen  versuchte  Durchführung 
des  an  sich  richtigen  Grundsatzes  eine  sehr  mangelhafte. 

IX. 

Nun  sind  wir  aber,    wenigstens  nach  der  Meinung  vie- 
ler, am  Ende  der  allgemeinen,   von  jedem  dazu  befähigten 


515)  Die  immer  häutigere  Verwendung  von  Frauen  zu  vorherrschend 
mechanischen  öffentlichen  Diensten,  wie  die  hier  nicht  näher  zu  kriti- 
sirende  schriftstellerische  und  manche  ähnliche  Thätigkeit  der  Frauen  be- 
gründen keine  Ausnahmen  von  diesem  Prineip.  Denn  wenn  man  auch  von 
den  Behauptungen  absieht,  dass  „das  weibliche  Geschlecht  stet*  principiell- 
reactionär  und  die  Bildung  gerade  der  sogenannten  gebildetsten  Frauen 
in  der  Regel  sehr  mangelhaft  und  verkehrt  sei",  so  muss  man  doch  er- 
kennen, dass  Berufsrichtungen,  wie  die  angegebenen,  stets  nur  mit  dem 
Aufgeben  oder  doch  Zurückdrängen  der  sittlichen  und  natürlichen  An- 
forderungen des  Geschlechts  und  daher  auch  mit  dem  Vorbehalt  verbun- 
den sind,  sobald  als  möglich  sich  wieder  dem  angeborenen  Beruf  de» 
Weibes  hinzugeben.     S.  oben  Thl.  III,  S.  135  fg. 


Von  dem  Verhältnis«  der  individuellen  Freiheit  «.s.w.    537 

Staatsangehörigen  „in  qualiu  gleich,  „in  quanto"  proportio- 
nell  zu  fordernden  und  gesetzlich  zu  ordnenden  Leistungen. 

Untersuchen  wir  dieselben  etwas  genauer,  so  werden 
wir  finden,  dass  sie  alle  in  ihrer  rein  formell  gesetz- 
lichen Erfüllung  nichts  anderes  sind,  als  überwiegend 
passive  Betheiligungen  am  öffentlichen  Leben.  Steuern 
und  sonstige  Naturalleistungen  an  den  Staat  kommen  nicht 
als  personliche  Leistungen,  als  politische  Handlungen  in  Be- 
tracht. Sie  werden  auch  von  Fremden  gemacht,  und  wenn 
man  darauf  Gewicht  legt,  dass  gewisse  Arten  von  Steuern 
nur  den  Inländer  treffen  können,  so  nähert  sich  der  Fremde 
möglicherweise,  z.  B.  als  Grundbesitzer,  auch  in  dieser  Be- 
ziehung sehr  dem  Inländer,  während  es  leicht  kommen 
kann,  dass  er  „in  quanto"  mehr  leistet  als  viele  Inländer. 
Nicht  blos  das  alte  System  der  Landsknechte  aber,  sondern 
auch  manche  zum  Theil  den  frühesten  geschichtlichen  Zeiten 
bekannte  Erscheinungen  unserer  Tage,  wie  z.  B.  gemiethete, 
gekaufte  und  geworbene  Truppen,  Fremdenlegionen,  Sub- 
sidienzahlungen  u.  s.  w.  beweisen ,  dass  man  ohne  person- 
liche Kriegsdienstleistungen  Unterthan  sein  kann,  der  Re- 
sultate unserer  Conscriptionsgesetze,  des  Grundsatzes  der 
Stellvertretung  u.  s.  w.  zu  geschweigen. 

Genügt  eine  solche  rein  passive,  durch  Gesetze  genau 
begrenzte,  jede  Geltendmachung  der  Individualität  in  den 
Staatsangelegenheiten  abschliessende  politische  Pflichtsphäre 
dem  menschlichen  Wesen? 

Wir  sagen  entschieden:  Nein.  In  einer  gewissen  Art 
haben  dies  selbst  Staaten  mit  den  freiheitsfeindlichsten  Ke- 
gierungsprineipien  anerkannt.  Denn  was  bedeutet  es  anders, 
wenn  über  die  gesetzliche  Vorschrift  hinausgehende  patrio- 
tische Thaten  innerhalb  des  Gebiets  der  allgemeinen  Steuer- 
und  Kriegsdienstpflicht  besonders  gerühmt  und  ausgezeichnet 
werden,  oder  wenn  Leute,  die  einen  Hauptgegenstand  der 
Privatrechtssphäre,  das  Privatvermögen,  zu  einer  grossen 
politischen  Bedeutung  erheben,  wie  z.  B.  die  Begründer  ge- 
meinnütziger Stiftungen  oder  grossartige  Fabrikunternehmer, 
der  höchsten  Ehren  gewürdigt  werden?  Solche  Männer,  wie 
gemeine  Soldaten,  die  sich  durch  eine  kriegerische  Gross- 
that  auszeichnen,   potenziren  auf  diese   Weise  eine  einfache 
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oder  untergeordnete  Persönlichkeit  zur  höchsten  staatlichen 
Bedeutung. 

Es  ist  die  Macht  der  besondern  Individualität,  die  sich 
über  das  niedere  oder  mittlere  Normalmass  ihrer  Situation 
erhebt  und,  ohne  zu  allgemeinen  principiellen  Einrichtungen 
Veranlassung  geben  zu  können,  doch  von  einem  Princip 
Zeugnies  gibt,  welches  allen  allgemeinen  Masstaben  zum 
Trotz  sich  geltend  macht. 

Die  dem  Menschen  angeborene  Staatlichkeit  erfordert 
demnach  wirklich  wegen  des  Princips  der  freien  Individua- 
litat ebenso  die  principielle  Anerkennung  einer  activen  Be- 
theiligung des  Individuums  tun  öffentlichen  Leben  durch 
staatliche  Einrichtungen,  wie  die  Anerkennung  des  Grund- 
satzes seitens  der  Individuen,  dass  der  Staat  eine  solche 
active  Betheiligung  oder  Geltendmachung  des  Individuellen 
in  den  allgemeinen  Angelegenheiten  immer  nur  vom  Stand- 
punkt der  allgemeinen  politischen  Pflicht  aus  zulassen  könne. 

Gleichwie  es  nun  eine  Frage  der  Politik  ist,  die  nur 
nach  den  Gesammtzuständen  eines  jeden  concreten  Staats 
politisch  richtig,  d.  h.  zweckmässig  beantwortet  werden 
kann,  ob  man  in  gewissen  Fällen  um  des  Staats  willen  eine 
Ausnahme  von  der  allgemeinen  Kriegsdienstpflicht  machen 
will,  z.  B.  für  die  Kleriker,  für  ausgezeichnete  und  dem 
Staat  anderweitig  nützlichere,  zu  andern  Zwecken  notwen- 
digere Jünglinge  u.  s.  w.,  oder  oh  man  aus  ähnlichen  Grün- 
den bestimmte  Vermögen,  z.  B.  zu  kleine,  von  gewissen  direc- 
ten  Steuern  frei  erklären  wolle:  so  wird  es  zunächst  nur 
eine  politische  Frage  sein,  wie  weit  gegebenenfalls  das  an 
sich  unleugbare  Princip  der  activen  Betheiligung  jedes  Bür- 
gers an  den  öffentlichen  Angelegenheiten  von  Seiten  des 
Staats  realisirt  werden  könne  ? 

Der  Staat  gibt  weder  Privatvermögen  noch  Kraft  und 
Verstand,  es  zu  erwerben  und  zu  erhalten.  Er  gibt  nicht 
Gestalt,  Muth  oder  sonst  eine  Eigenschaft,  welche  die  per- 
sönliche Fähigkeit  zum  Kriegsdienst  gewährt.  Er  gibt  ebenso 
wenig  die  besondern  Fähigkeiten,  welche  die  segenreiche 
allgemeine  oder  besondere  Betheiligung  an  den  öffentlichen 
Angelegenheiten  erheischt.  Er  kann  zu  alledem  beitragen; 
aber  je  mehr  das  Individuum  frei  sein  will    und  soll,  desto 
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mehr  muss  es  selber  dazu  thun.  Man  darf  Staat  und 
Volk  auch  hier  nicht  auseinanderreissen.  Denn  die  Regie- 
rungen gehen  aus  den  Volkern  hervor;  und  wie  eine  wirk- 
liche politische  Lebensfähigkeit  des  Volks  seine  Regierung 
von  selbst  drängen  wird,  dass  sie  ihm  das  entsprechende 
Mass  activer  Betheiligung  gestattet,  so  muss  eine  tüchtige 
Regierung  ihr  Volk  drängen,  auf  dass  es  zu  einer  solchen 
Bethätigung  immer  tauglicher  werde. 

Ist  der  Staat  in  Bezug  auf  die  materiellen,  intellectuel- 
len  und  sittlichen  Bestrebungen  seiner  Bevölkerung  zweck- 
mässig eingerichtet,  gibt  er  jedem  einzelnen  nach  Thunlich- 
keit  freien  Spielraum,  sich  in  jeder  dieser  drei  Richtungen 
höchst  möglich  frei  zu  entwickeln;  enthält  er  sich  jedes  un- 
gerechtfertigten Hindernisses  in  diesen  Beziehungen,  so  thut 
er,  was  man  von  ihm  verlangen  kann.  Das  übrige  ist  Sache 
der  Vorsehung,  des  Einzelnen  und  seiner  Freiheit,  der  zahl- 
reichen und  mannichfaltigen  gesellschaftlichen  Verbände  in 
ihrer  freien  Wirksamkeit. 

Die  Natur  selbst,  also  die  gottliche  Weltordnung,  hat 
schon  in  dieser  Beziehung  etwas  Entscheidendes  gethan,  in- 
dem sie  die  ganze  Hälfte  der  Menschheit  aus  geschlecht- 
lichen Gründen  nicht  zu  den  öffentlichen  Diensten  berief,  und 
erscheint  der  durch  die  Gesetze  sanetionirte  Ausschluss  des 
weiblichen  Geschlechts  von  der  unmittelbaren  Anthcilnahme 
an  den  öffentlichen  Geschäften  als  eine  unvermeidliche  Con- 
sequenz  der  menschlichen    Freiheit    selbst.  616)     Der   Staat 


516)  Durch  die  Candidatur  St.  Mill's  um  einen  Parlamentssitz  ist  die 
Frage  von  der  politischen  Gleichstellung  der  Frauen  mit  den  Mannern 
aus  den  engen  Räumen  der  Literatur  auch  für  uns  gewissermassen  in  das 
praktische  öffentliche  Leben  hinausgetreten.  Deshalb  finden  wir  uns  ver- 
anlasst, der  Sache  hier  nochmals  einige  kurze  und  hoffentlich  drastische 
Worte  zu  widmen.  Durch  die  sogenannte  politische  Emancipation  der 
Frauen  würde  einmal  eine  gewisse  unvermeidliche  Unnatürlichkeit, 
nämlich  der  Ausschluss  einer  Anzahl  von  Männern  von  der  activen  Be- 
theiligung am  öffentlichen  Leben,  ins  Ungeheuerliche  gesteigert,  da  die 
Frauen  alle  nur  gegen  ihre  weibliche  Natur  sich  direct  activ  am  öffent- 
lichen Leben  betheiligen  können.  Dann  würde  fürs  zweite  die  bei  einer 
allgemeinen  direkten  Betheiligung  des  Volks  an  den  Staatsangelegenheiten 
gleichfalls  unvermeidliche  Untüchtigkci t  ausserordentlich  vermehrt,  da 
nur  solche  Frauen  wirklich  politisch  activ  auftreten  würden,   welche  vom 
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aber  genügt  dem  natürlichen  Drang  des  freien  Mannes,  an 
den  öffentlichen  Geschäften  thätigen  Antheil  zu  nehmen,  im 
möglichst  vollendeten  Mass,  wenn  er  dafür  Bedingungen 
setzt,  welche  zu  erfüllen  jedem,  der  die  für  eine  erspriess- 
liche  Antheilnahme  nothwendigen  Eigenschaften  besitzt,  leicht 
ist,  oder  welche  diejenigen,  die  auf  seine  Thätigkeit  einen 
grossen  Werth  legen  zu  müssen  glauben,  leicht  für  ihn  er- 
füllen können.  Ein  Recht,  zu  dessen  Realisation  die  Be- 
fähigung fehlt,  ist  eine  Demüthigung  und  muss  seinen  Trä- 
ger mit  sich  selbst  in  Zerwürfhiss  setzen.  Gerade  die  Vor- 
gänge bei  der  Wahl  St.  MüVs,  der  bekanntlich  jede  der 
üblichen  Auslagen  für  die  Wahl  weigert,  beweisen  aber, 
dass  hier  gleichfalb  die  Association  noch  eine  grosse  Zu- 
kunft haben  kann,  intern  sie  dem  Mann  des  Vertrauens 
hilft,  auch  die  gesetzlichen  Bedingungen  zu  erfüllen. 

Der  angeborene  Grad  der  politischen  Berechtigung  rich- 
tet sich  demnach  gleichfalls  nach  den  vorhandenen  Rechts- 
zuständen und  nach  dem  Verhältniss,  in  welches  sich  der 
Mann  durch  seine  freie  Wirksamkeit  zu  denselben  versetzt. 

Dass  jeder  Mann  activer  Bürger  nicht  nur  sein,  son- 
dern auch  gesetzlich  als  solcher  gelten  sollte,  ist  ohne  Zwei- 
fei  das  richtige  Ideal  617),  welches  dem  Staat  und  allen  sei- 
nen Gliedern  vorschweben  muss.  Ob  überhaupt  und  in 
welchem  Masse  es  realisirt  sei,  hängt  natürlich  wiederum 
von  den  bestehenden  Gesetzen  ab. 

Nach  einer  gegenwärtig  sehr  weit  verbreiteten  Theorie 
läuft  die  zuletzt  besprochene  Frage  praktisch  der  Haupt- 
sache nach  auf  das  allgemeine  politische  Wahlrecht  hinaus.618) 


Standpunkt  der  Frauentngend  und  Frauenwürde,  sei  es,  weil  sie  ihren 
Beruf  verfehlten  oder  nicht,  keineswegs  als  die  besten  oder  auch  nur  als 
die  bessern  zu  betrachten  wären. 

517)  Piaton,  Logg.,  I,  449;  III,  9,  87,  88. 

518)  Held,  System,  IIj,  459,  Note  1.  Wir  werden  unten  in  einem 
besondern  Abschnitt  über  die  politischen  Wahlen  auf  diesen  Gegenstand 
zurückkommen.  Hier  sei  nur  erwähnt,  dass  Boissy-d'.Anyla»  im  Jahre 
1817  den  Unterschied  zwischen  dem  „droit  d'etre  represente",  welches 
jedem  „citoyen"  zustehe,  und  der  „fonetion  d'elire  les  representants M, 
welche  nur  unabhängigen  und  gebildeten  Bürgern  übertragen  werden 
könne,  erfand;  dass  dagegen  R.  Consta nt  in  seiner  Schrift:  „l'rincipes  de 
politique"   (Paris  1815)    den   später    von   ihm   selbst  wieder  aufgegebenen 
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Wir  wollen  an  dieser  Stelle  noch  keinen  besondern  Nach- 
druck darauflegen,  dass  es  sich  hier,  wie  bei  allen  öffentlichen 
Verhältnissen  zum  Staat,  zunächst  um  die  Bethätigung  einer 
Pflicht  handele,  für  welche  bei  ihrer  Allgemeinheit  sich  vor- 
züglich nur  das  Recht,  Repräsentanten  zu  wählen,  natur- 
gemäss  darbietet.  6iy)  Wir  wollen  ferner  kein  grosses  Ge- 
wicht darauf  legen,  dass  die  bisherige  Erfahrung  beweist, 
wie,  wenn  man  nur  auf  die  Wahlprocedur  und  nicht  auf  die 
gesammten  politischen  Zustände  eines  Staats  sieht,  je  all- 
gemeiner das  Wahlrecht,  desto  grösser  der  von  allen  Seiten 
damit  getriebene  Misbrauch  gewesen  ist.  Wir  gestchen  fer- 
ner zu,  dass  eine  Menge  von  positiven  Beschränkungen  der 
politischen  Wahlfähigkeit  höchst  willkürlicher  und  ungeeig- 
neter Art  besteht,  und  dass  eine  fortwährende  Verallgemeine- 
rung der  politischen  Wahlfähigkeit  die  nothwendige  Con- 
sequenz   des    organischen   Fortschritts   im    Staatsleben   sein 


Grundsatz  aussprach,  das  active  und  passive  Wahlrecht  könne  nur  dem 
„proprietaire  foncier"  zustehen.  Vgl.  Duvergier  de  Hauranne,  a.  a.  O., 
II,  524;  IV,  57. 

519)  Bemerkenswerth  ist  übrigens,  wie  allenthalben  ein  Drängen  sich 
kundgibt,  die  Fähigkeit  zum  Geschworenenamt  zu  erweitern.  Gerade  der 
Umstand,  dass  dieses  Drängen  von  den  bisherigen  besehrankten  Geschwo- 
renenkreisen ausgeht,  gibt  Zeugniss  für  den  Pflichtcharakter  dieses  wich- 
tigen politischen  Amts,  für  die  durchaus  nicht  exklusive  und  nach  mög- 
lichst allgemeiner  Reparation  verlaugende  Natur  der  politischen  Pflicht. 
Man  sieht  hieran  deutlich,  dass,  wer  den  Fortschritt  in  der  Verallgemeine- 
rung der  activen  Anthcilnahme  des  Bürgers  am  öffentlichen  Leben  findet, 
erkennen  muss,  wie  dieser  nicht  ohne  das  Pflichtpriucip  möglich  ist. 
Durch  dessen  Anerkcnnnng  allein  werden  sich  die  Völker  von  ihrem  An- 
theil  an  der  Schuld  schlechter  Regierungen  frei  machen  (Consta/,  a.  a. 
O.,  I,  146  fg.)  und  die  Möglichkeit  des  wahren  „gouvernement  libre"  mit- 
begründen helfen  (Guizot,  Histoire  parlemeutaire,  I,  cxi  fg.).  Worin 
übrigens  das  Pflichtelement  bei  den  politischen  Wahlen  bestehe,  ist  sehr 
einfach  zu  sagen,  nämlich  im  Gegentheil  der  Selbstsucht  und  in  der 
Selbsterkenntuiss.  Die  Verallgemeinerung  des  Wahlrechts  darf  demnach 
auch  nicht  als  Mittel  zur  Erreichung  irgendeines  Zwecks  verlangt  werden, 
der  nicht  Zweck  des  Staatsganzen  ist  und  nicht  berechtigt  sein  kann,  als 
solcher  geltend  gemacht  zu  werden.  Dies  gilt  namentlich  gegen  La  solle' e 
Lehre,  dass  der  Arbeiterstand  zuerst  nach  dem  allgemeinen  Wahlrecht 
zu  streben  habe,  um  dadurch  den  Staat  zu  Massregeln  zwingen  zu  kön- 
nen, infolge  welcher  er  dem  Stand  eine  associationsmässige  Anthcilnahme 
an  der  Gross produetion  gewähre. 
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muss.  Wir  wollen  endlich  hier  noch  unerwogen  lassen,  wie 
gar  viele  Dinge,  z.  B.  die  ganze  Zusammensetzung  des 
repräsentativen  Körpers,  die  Anordnung  der  Wahlkreise, 
die  Mittelbarkeit  oder  Unmittelbarkeit,  Oeffcntlichkeit  oder 
Heimlichkeit  der  Wahlen,  die  besondern  Requisite  der  acti- 
ven  und  passiven  Wahlfähigkeit  u.  s.  w.  auf  den  Ausfall  der 
Wahlen  vielleicht  einen  grossem  Einfluss  üben  können,  als  die 
relative  Ausdehnung  der  Wahlfähigkeit,  und  wie  viele  an- 
dere Momente  es  noch  sind,  welche  die  noch  wichtigere 
Thätigkeit  der  Gewählten  bestimmen. 

Aber  hat  denn  der  Mensch  bloß  deshalb,  weil  er  in 
einem  Staat  geboren  ist,  seine  Ansichten  über  seine  eigene 
politische  Wahlbefahigung  den  im  Staat  bestehenden  Gesetzen 
entgegen  als  Gesetz  aufzustellen?  Oder  ist  das  Princip  der 
Unzulässigkeit  der  Interessen-  und  ständischen  Vertretun- 
gen, welches  man  aus  Gründen  der  organischen  Staatseinheit 
gegen  die  historisch  hergebrachten  Stände  und  Interessen 
mit  Recht  geltend  gemacht  hat,  nicht  auch  gegen  neue  In- 
teressen und  ständische  Bildungen  anwendbar?  Oder  genügt 
überhaupt  nicht  der  Grundsatz  der  organischen  Reform  und 
des  Gebrauchs  der  dazu  vorhandenen  constitutionellen  Ein- 
richtungen, um  den  Erwerb,  resp.  die  entsprechende  Er- 
weiterung des  Rechts  der  activen  politischen  Anthcilnahme 
für  die  dazu  geeigneten  Kräfte  nach  und  nach  zu  er- 
möglichen? 62°) 


Man  sagt,  wenn  nicht  von  einem  angeborenen  allge- 
meinen Wahlrecht  wie  von  einem  unanfechtbaren  Dogma 
göttlichen  Rechts  ausgegangen   werde,    so  könnten  gewisse 


520)  Je  weniger  es  den  nordamerikanischen  Radicalen  damit  Ernst 
sein  kann,  wenn  sie  die  Beseitigung  der  aus  der  Emanicipation  der 
Schwarzen  entstammenden  unberechenbaren  Verlegenheiten  dadurch  für 
möglich  erklären,  dass  man  diesen  Negern  das  Wahlrecht  gebe,  je  ge- 
wisser hinter  diesem  Vorschlag  ganz  andere  Ziele  als  die  politische 
Gleichstellung  der  Neger  verborgen  sind,  desto  unwürdiger  erscheint  das 
Spiel  mit  diesen  unglücklichen  Opfern  des  gemeinsten  cmlisirten  Egois- 
mus und  mit  dem  Wahlrecht  selbst  Der  Präsident  Johnson  hat  sich 
entschieden  dagegen  ausgesprochen. 
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Klassen  nie  und  nirgends  zu  einer  activen  Betheiligung  am 
öffentlichen  Leben  gelangen.  Wir  können  es  überhaupt  noch 
für  eine  offene  Frage  halten,  ob  dasselbe  bei  dem  wol  zu 
allen  Zeiten  verhältnissmässig  niederem  politischen  Bildungs- 
grad der  grossen  Massen  für  diese  selbst  unmittelbar  6S1) 
nützlich  wäre,  namentlich  dann,  wenn  in  den  Klassen  der 
wirklich  activen  Staatsbürger  und  in  den  Reihen  ihrer  Re- 
präsentanten auch  nur  einigermassen  jener  allgemein  staat- 
liche Geist,  die  ganze  organische  Lebens-  und  Einheitsidee 
herrscht,  von  welcher  jeder  wahre  Fortschritt  bei  uns  ab- 
hängt. Allein  die  politischen  Wahlen  beruhen  nothwendig 
auf  positiven  Gesetzesnormen,  die  man  findet  und  nicht 
bringt.  Sind  die  Gesetze  so,  dass  durch  eigene  Thätigkeit, 
also  durch  die  entsprechende  Selbstentwickelung  des  Indi- 
viduums nach  seiner  politischen  Seite,  jedem  der  Erwerb 
dieser  positiv  begrenzten  Fähigkeit  für  sich  allein  oder  durch 
Association  möglich  ist,  so  erscheint  der  angeborenen  ge- 
sellschaftlichen und  auch  nach  activer  Bethätigung  streben- 
den menschlichen  Natur  Genüge  gethan.  Auch  hier  muss 
sich  die  freie  Individualität  in  ihrer  ganzen  Thatkraft  mit 
der  gesellschaftlichen  Individualität  verbinden,  damit  die  eine 
die  andere  wechselseitig  so  steigere,  wie  es  für  das  volle 
organische  Leben  in  und  mit  dem  Staat  möglich  und  noth- 
wendig ist.  Hiermit  haben  wir  gesagt,  was  das  Gesetz 
thun  kann  und  muss,  und  was  jeder  Einzelne  zum  Beweise 
seiner  activen  Befähigung  selbst  hinzuzuthun  hat.  Nur 
hierin  sehen  wir  aber  auch  jene  Begrenzung  der  Folgen  der 
Geburt,  welche  letztere  mit  dem  Princip  der  persönlichen 
Freiheit  vereinbar  erscheinen  lässt.  Würde  jeder  schon  ver- 
möge seiner  Geburt  zur  activen  Antheilnahme  an  den  öffent- 
lichen Geschäften ,  und  wäre  es  auch  nur  in  der  Form  der  poli- 
tischen Wahlf  ahigkeit,  vollberechtigt  sein,  so  hätten  wir  nichts 
anderes  als  einen  unendlich  verflachten  und  ebendarum  fau- 
len Geburtsstand,  dem  die  Vortheile  eines  geschlossenen  Ge- 


521)  Wir  meinen,  in  ihrem  besondern  Interesse,  wie  dieses  nicht  sel- 
ten im  Gegensatz  zum  Interesse  des  Staats  oder  der  andern  Klassen  ge- 
dacht und  als  ein  besonderes  Interesse  aufgefasst  wird.  Bei  richtiger  Auf- 
lassung des  Staatsinteresses  und  des  Verhältnisses  jedes  Sonderiiiteresses 
zu  demselben  muss  sich  freilich  die  Sache  gans  anders  stellen. 
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burt88tandes  abgehen  und  alle  Nachtheile  des  Geburtsstandee 
im  höchsten  Masse  anhängen  müssten. 

Es  konnte  eingewendet  werden,  dass  mit  der  Begrün- 
dung des  Wahlrechts  durch  die  Geburt  und  mit  dessen  da- 
durch gegebenen  Verallgemeinerung  auch  der  Begriff  eines 
besondern  Standes  ausgeschlossen  wäre. 

Allein  diese  Ansicht  beruht  auf  einer  Täuschung.  Man 
braucht  nicht  die  widernatürlichen  Consequcuzcn  des  allge- 
meinen angeborenen  Wahlrechts,  z.  B.  die  Wahlfähigkeit 
der  Frauen6**)  hervorzuheben,  um  zu  zeigen,  dass  auch 
ohne  sie  immer  noch  eine  Menge  von  Menschen  keinen 
activen  Antheil  an  den  öffentlichen  Geschäften  nehmen  kann. 
So  erfordert  selbst  die  allgemeinste  politische  Wahlfähigkeit 
Unbestrittenermassen  ein  gewisses  reiferes  Alter.  Der  Staat 
kann  hier  nicht  individualisiren,  sondem  muss  generalisircn. 
Wer  dieses  ja  nicht  zu  niedrig  zu  greifende  Alter  6*8)  nicht 
erreicht  oder  noch  nicht  hat624),  gelangt  auch  nicht  oder 
noch  nicht  zur  Ausübung  des  politischen  Wahlrechts.  Wäre 
dieses  schon  durch  die  Geburt  allein  erworben  6*6),  so 
müsste  dieser  allgemeine  Grund  der  Wahlunfähigkeit  hin- 
wegfallen.  ***)  Man  wende  uns  nicht  ein,  das  sei  die  Sache 
„ad  absurdum44  getrieben.     Denn  es  gibt  Dinge,    die  man 


522)  S.  über  B entkam:  It.  v.  A/oÄ/,  Geschichte  der  Literatur,  III,  624. 

523)  „Mobiles  adolescentiuni  animi  praematuris  honoribus  ad  super- 
biam  non  sunt  extollendi."  Tacito8y  Annales,  IV,  17,  3.  Vgl.  VollgraJF, 
Staats-  und  Rechtsphilosophie,  II,  §.  35. 

524)  Frau  und  Kinder  als  Grunde  einer  frühem  Wahlfähigkeit  im 
Vergleiche  zu  Hagestolzen  s.  bei  Duvergier  de  Hauranne ,  a.  a.  0., 
III,  375. 

525)  In  der  Blütezeit  des  Ritterthums  konnte  man  zwar  ritterbürtig 
geboren  sein,  die  Ritterwürde  selbst  aber  erwarb  auch  der  Kaiser  erst 
durch  einen  besondern  Act,  der  die  personliche  Fähigkeit  dazu  cousU- 
tirtc.  Je  mehr  die  Geburt  in  den  Vordergrund  trat,  desto  tiefer  sank  das 
Ritterthum. 

526)  RoUin-Jaecgtieminsy  De  la  reforme  electoraie  (Brüssel  1865), 
S.  50.  „L/älection  appartient  aux  institutions ;  eile  est  un  fait  introdait 
dans  le  gouvemement ,  et  non  l'exercice  d'un  droit  qui  le  precede. . . . 
La  chambre  est  un  ponvoir  et  non  une  representation,  eile  n'existe  que 
par  la  charte,  eile  n'exprime  que  sa  propre  opinion,  qui  n'est  par  neces- 
8airement  cellc  de  la  nation. .  .  ."  Royer-CoUard  bei :  Viel-Castel,  Histoiro 
de  la  restauration,  IV,  535. 
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nicht  anders  mit  Erfolg  bekämpfen  kann,  als  indem  man 
sie  „ad  absurdum4'  deducirt.  Die  Wahlfahigkeit  also,  auch 
die  allerallgemeinste,  wird  für  jedes  Individuum  erst  erwor- 
ben, wenngleich  die  Grundbedingung  derselben,  die  „con- 
ditio sine  qua  nonu,  und  der  Spielraum  sie  zu  erwerben, 
erstere  durch  die  menschlich  -  männliche  Geburt,  letztere 
durch  den  Staat  geboten  wird. 

Hier  zeigt  sich  auch  wieder  die  ausserordentliche  Be- 
deutung, welche  die  sogenannten  social-politischen  Zustände 
und  Gesetze,  namentlich  das  Ansässigmach ungs-,  Verehe- 
lichungs  - ,  Gemeinde  - ,  Association  - ,  Landwirthschafts  -, 
Handels-  und  Gewerbsrecht  haben  müssen  und  wie  sie  mit 
dem  Princip,  dass  jeder  personlichen  Tüchtigkeit  der  Weg 
zum  activen  Bürgerrecht  freistehen  müsse,  eng  verbunden 
sind.  «0 

Uebrigens  wird  selbst  das  am  allermeisten  verallgemei- 
nerte Wahlrecht  immer  noch  gewisse  andere  Schranken  un- 
vermeidlich finden.  ***)  Hierher  gehört  z.  B.  die  Entrich- 
tung einer  wenn  auch  noch  so  geringen  directen  Steuer 
als  Bedingung  der  politischen  Wahlfähigkeit.  Nicht  das 
„quantum",  sondern  das  „quäle"  der  Steuer  ist  hier  das 
Entscheidende,  und  zwar  deshalb,  weil  auch  nach  praktischen 
Erfahrungen  nur  die  directe  Steuer,  das  directe  Leisten  an 
den  Staat,  im  Durchschnitt  Gewähr  für  eine  bewusste  Füh- 
lung des  Staats  gibt.  ***)  Indirecte  Steuern  mögen  finan- 
ziell unentbehrlich  sein,  sie  mögen  so  bequem  und  reichlich 
gedacht  werden  können,    dass  sie  in  Verbindung  mit  dem 


527)  Mit  Recht  weist  Rollin-Jaecquemins  auf  den  Unterschied  hin, 
der  durch  das  Vorhandensein  oder  Nichtvorhandensein  einer  sehr  zahl- 
reichen Arbeiterbevölkerung,  namentlich  wegen  der  Unsicherheit  ihrer  Be- 
schäftigung, entsteht  (a.  a.  0.,  S.  54  fg.). 

52S)  Nach  dem  durch  die  griechische  Nationalversammlung  im  No- 
vember 1864  beschlossenen  Wahlgesetz  ist  freilich  jeder  Wähler,  der  ge- 
boren ist  und  Wahler  sein  will,  da  infolge  des  Mangels  ordentlicher  Ge- 
burts-  und  Sterbelisten  alle  andern  Bestimmungen  ebenso  werthlos  sind, 
wie  der  ganze  griechische  Constitutionalismus. 

529)  Einen  unglücklichen  Versuch,  die  freie  Wahl  unter  einem  ge- 
wissen Census  mit  Wahlern  von  Rechts  wegen,  d.   h.  vom  Konig   oder 
Gesetz  ernannt,  zu  verbinden,  s.  bei  Duvergier  de  Bauranne ,  a.  a.  O.,  III, 
376,  4S0. 
Held.  DI.  35 
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eigentlichen  Staatsgut  für  den  normalen  Bedarf  vollkommen 
hinreichen;  sie  mögen  selbst  so  eingerichtet  werden,  dass 
die  schon  seit  Ende  des  17.  Jahrhunderts  68°)  seitens  der 
Literatur  fast  einstimmig  über  ihre  Ungerechtigkeit  erhöbe* 
nen  Beschwerden  ö81)  möglichst  beseitigt  erschienen.  Aber  di- 
recte  Steuern  sind  das  grosste  politische  Bedürfniss  dei 
Staats.  Je  mehr  dieser  ihren  Ertrag  finanziell  entbehren, 
je  leichter  er  sie  durch  eine  andere  Einnähmequelle  ersetzen 
konnte,  ein  desto  grosseres  politisches  Bedürfniss  ist  ihr 
Bestand.  Denn  sie  6St)  und  ein  gewisses  Mass  von  Staats* 
schulden  63S)  bilden  einen  Kitt  der  Staatsgesellschaft,  der 
wenigstens  für  eine  grosse  Masse  von  Staatsangehörigen 
gar  nie  entbehrt  werden  könnte.  Man  möchte  sie  fast  ver- 
körperte ethische  Bande  nennen.  Unsere  indirecten  und  di- 
recten  Steuern  sind  gewissermassen  dasselbe,  wie  in  den 
Feudalzeiten  die  Leistungen  der  Hintersassen  und  Hörigen 
im  Verhältniss  zu  den  Kriegs-  und  Gerichtsdiensten  der 
Freien  und  Vasallen.  Nur  die  letztern  waren  direetc  Lei- 
stungen, und  daher  hatten  auch  nur  ihre  Träger  das  Recht 
der  activen  Betheiligung  an  den  öffentlichen  Angelegenhei- 
ten. 684)    Während  aber  jetzt  schon  durch  die  Verallgemei- 


530)  Von  Boisguillibert,  Lo  detail  de  la  France  (1697),  Thl.  % 
Kap.  8,  S.  225. 

531)  Lasalle ,  Die  indirecte  Steuer  u.  s.  w.,  eine  Vertheidigangf- 
rede  u.  s.  w.  (Zürich- 1863),  S.  1  fg. 

532)  Das  heisst  nicht  blos  die  gegenwärtig  üblichen  direeten  Steuern, 
sondern  was  überhaupt  als  solche  betrachtet  werden  kann,  wie  z.  B.  Mi* 
litär-  und  Staatsdienst  oder  sonstige  unmittelbare  an  den  Staat  gemachte 
Leistungen  der  Bürger  als  solche,  und  was  noch  zukünftig  der  direkten 
Besteuerung  unterworfen  werden  sollte. 

533)  Aber  nicht,  weil  sie  nicht  bezahlt  oder  die  Bürger  wegen  ihrer 
Betheiligung  daran  durch  ihre  Interessen  an  gewisse  Zustände  gebunden 
werden  sollen.  Ersteres  wäre  ja  Unrecht,  und  bekanntlich  gibt  es  sehr 
verschiedene  Arten  der  Bezahlung,  und  letzteres  hält  gegen  das  Geseti 
der  Bewegung  nicht  Stand,  sondern,  weil  in  der  Staatssehuld  der  Begriff 
der  besondern  und  ewigen  Persönlichkeit  des  Staats  höchst  scharf  und 
greifbar  hervortritt. 

534)  Dass  in  dieser  Beziehung  alle  directen  Steuern  gleich  stehen 
und  das  politische  Wahlrecht  namentlich  nicht  durch  das  Ortsbürgerrecht 
bedingt  sein  solle,  hat  die  würterabergische  Abgeordnetenkammer  in  der 
Sitzung  vom  4.  Juli  1865  anerkannt. 
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nerung,  resp.  grossere  Mannichfaltigkeit  und  durch  die  klei- 
nen Betrage  der  directen  Steuern  jeder  leicht  zu  einer  un- 
mittelbaren Verbindung  mit  dem  Staat  gelangen  kann, 
musste  deren  Aufhebung  allmählich  zu  einem  Hinter - 
sossenthum  führen,  welches  eben  seiner  Allgemeinheit  we- 
gen um  vieles  übler  wäre,  als  das  mittelalterliche  es  ge- 
wesen. Ä86) 

Würde  man  demnach  noch  andere  Ausscheidungsgründe, 
z.  B.  wegen  erklärten  Bankrotts,  verlorener  bürgerlicher 
Ehre«  ausschliesslichen  Lebens  durch  Armenunterstützung, 
Bestechens  und  Bestochenseins,  Mangels  der  Elementarbil- 
dung, namentlich  der  Fähigkeit  zum  Lesen  und  Schreiben, 
welche  letztere  als  Voraussetzung  des  „suffrage  univcrscl" 
von  St  AfcV/,  und  als  Consequenz  desselben  von  Napo- 
leon III.  zwar  nicht  vor  seiner  Erwählung  durch  das  „vote 
universel",  wol  aber  später  ganz  besonders  betont  wurde6*6), 
sich  auch  gänzlich  wegdenken,  so  müsste  man  dennoch 
selbst  in  dem  am  meisten  verallgemeinerten  politischen  Wahl- 
recht lediglich  auf  Grund  der  Geburt  einen  Geburtsstand 
erkennen,   der   gerade  mit  seinem  eigenen  Ausgangspunkt, 


535)  Schon  im  frühesten  Mittelalter  galt  dieser  Grundsati,  freilich  in 
einer  unsern  Zeiten  sehr  fern  liegenden  Form  und  Bedeutung.  Denn  die 
directen  Leistungen  an  den  Staat  waren,  die  bekannten  freiwillig  gezwun- 
genen Geschenke  u.  dgl.  ni.  ausgenommen,  Kriegs-  und  Gerichtsdienste. 
Diese  wurden  vorherrschend  dem  Grundbesitz  auferlegt,  nicht,  weil  er 
für  besonders  conservativ  gehalten  worden  wäre,  sondern  weil  er  wenig- 
stens auf  dem  platten  Lande  und  für  die  rein  germanische  Bevölkerung 
das  ronüglichste  Vermögensobject  war.  Ein  eigenes  Vermögen  musste 
aber  auch  deshalb  die  „conditio  sine  qua  nonu  für  die  politische  Voll- 
berechtigung nach  dem  ganzen  Charakter  der  ältesten  Rechtspacta  sein, 
weil  es  allein  den  Gehorsam  gegen  das  Gesetz  oder  „pactum",  eventuell 
die  Leistung  der  «twa  verwirkten  Bussen  gewährleistete.  S.  Dr.  CW/ier, 
a.  a.  O.,  S.  106. 

536)  Vgl.  auch  ltolliH-Jaecquetniwt,  a.  a.  O.,  S.  61  fg.  In  einem  Be- 
richt des  französischen  Senats  über  die  Frage  des  obligatorischen  Volks- 
unterrichts  vom  Mai  1861  fand  sich  die  Monstrosität,  dass  das  französische 
Volk,  welches  doch  durch  sein  Votum  Napoleon  zum  Kaiser  gemacht  hatte, 
dieses  „vote  universel"  nicht  infolge  der  Februartage  und  der  zweiten  Re- 
publik, sondern  „par  la  grace  de  Napoleon  III."  besitze.  Nichts  beweist 
mehr  den  |Werth  der  Rech tscontinui tat,  als  die  Verlegenheiten,  welche, 
dem  Bedürfniss  derselben  gegenüber,  ihre  Unterbrechung  bereitet. 

35* 
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der  menschlichen  Freiheit,  selber  im  schärfsten  Widerspruch 
Stande  und,  wenn  man  sich  auch  anfangs  über  seinen  Cha- 
rakter als  Geburtsstand  tauschen  könnte,  doch  im  Verlaufe 
zu  allen  Folgen  eines  solchen  führen  müsste.  Wenn  übri- 
gens ohne  Zweifel  unsere  Besteuerungssysteme  noch  inso- 
fern sehr  mangelhaft  sind,  als  zwischen  directen  und  indi- 
recten  Steuern  kein  rechtes  Verhaltniss  besteht  und  das 
System  der  directen  Besteuerung  noch  keineswegs  die  mög- 
liche Erweiterung  vollständig  gefunden  hat,  so  besteht  doch 
schon  darin  ein  Fortschritt,  dass  heutzutage  directe  und  in- 
directe  Steuern  nicht  nach  Geburtsständen  geschieden  sind 
und  der  Eintritt  in  irgendeine  directe  Steuerklasse  niemand 
unmöglich,  ja  nicht  einmal  schwer  gemacht  ist.  Denn  ohne 
Zweifel  liegt  hierin  eine  Art  von  Versöhnung  zwischen  den 
unfreien  Momenten,  mit  denen  uns  die  Geburt  umgibt,  und 
der  Freiheit,  die  uns  mit  der  Geburt  gegeben  ist. 

In  dieser  Weise  hoffen  wir  den  Satz,  dass  keine  be- 
stimmte politische  Pflicht  ein  allgemeines  oder  besonderes 
Geburtsrecht  sein  könne,  bewiesen  und  ihn  mit  der  not- 
wendigen Consequenz  der  gesellschaftlich  freien  Natur  des 
Menschen,  der  activen  Betheiligung  an  den  allgemeinen  An- 
gelegenheiten, in  Einklang  gesetzt  zu  haben. 

Da  mit  den  vorstehenden  Ausführungen  auch  dem  oft 
als  Geburtsrecht  angeführten  und  sehr  verschieden-  und 
misgedeuteten  sogenannten  Recht  auf  Arbeit 68r)  seine  wahre  , 
Bedeutung  im  allgemeinen  angewiesen  sein  dürfte,  so  kön- 
nen wir  nunmehr  zu  einer  übersichtlichen  Gliederung  des 
Verhältnisses  zwischen  Staat  und  Individuum  übergehen, 
worauf  dann  eine  detaillirte  Betrachtung  der  einzelnen  Haupt- 
begriffe und  Verhältnisse  folgen  wird. 

XI. 

Wir  haben,  ausgehend  von  unserer  Auffassung  des 
menschlichen  Lebens  und  der  Natur  des  Staats,  sowie  ihres 
Verhältnisses   zueinander,   wonach  der  Staat  der  höchst  po- 


537)  Vgl.  dazu   Vattel,  in  der  neuesten  Aasgabe  von  Pradier-Fodcriy 
I,  244,  Note  1  fg. 
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nzirte  Mensch,  der  Mensch  der  höchst  individualisirte  Staat 
1  sein  bestimmt  ist,  bereits  gefunden: 

1)  Die  in  Anerkennung  der  menschlichen  Freiheit  und 
eselligkeit  sich  ergebenden  positiv  anerkannten  und  be- 
reuten Ausflüsse  der  erstem  mit  einem  besondern  ver- 
ssungsmässigen  Schutz  derselben  für  den  Inländer 6M), 
omit  einzelne  positive  Begünstigungen  der  Inländer  in  ße- 
ig  auf  die  Ausdehnung  der  individuellen  oder  privaten  und 
xrialen  Freiheit  in  Verbindung  stehen  können.  Diesen 
echten  entsprechend  fanden  wir  die  Pflicht  des  Gehorsams 
egen  die  Gesetze  im  allgemeinen  und  die  Erfüllung  der 
asetzlichen  Vorschriften  über  Besteuerung  und  Militärpflicht 
«besondere. 

2)  Die  dem  reifen  Mann,  als  der  zur  freien  politi- 
;hen  Bethätigung  der  gesellschaftlichen  Individualität  in 
m  allgemeinsten  Formen  ausschliesslich  befähigten  Person- 
shkeit,  und  zwar  unter  der  Bedingung,  dass  er  den  posi- 
ven  gesetzlichen  Erfordernissen  genüge,  eingeräumte  poli- 
sche Wahlfähigkeit. 

Die  Mannichfaltigkeit  der  Menschen  nach  Art  und  Grad 
rer  Befähigung  in  Verbindung  mit  dem  ihr  entsprechen- 
;n  fein  organisirten  Wesen  des  modernen  Staats  konnte 
doch  unmöglich  bei  diesen  sehr  generellen  Verhältnissen 
ehen  bleiben.  Das  Bedürfniss  der  Gesellschaft  und  die 
edürfhisse  der  Einzelnen  kamen  sich  auch  hier  wieder  auf 
dbem  Wege  entgegen. 

Eis  sind  in  dieser  Hinsicht  besonders  zwei  Erscheinun- 
jn  auffallend.  Sobald  nämlich  das  Bedürfniss  vorhanden 
t,  dass  eine  Mehrzahl  von  Staatsangehörigen  aus  den  Dien- 
en für  den  Staat  einen  eigenen  Lebensberuf  macht,  findet 
ch  auch  die  entsprechende  Anzahl  von  Leuten,  welche 
esen  Beruf  frei  ergreifen  und  auf  jeden  andern  eigent- 
ihen  Lebensberuf  verzichten.  6S9)     Die  zweite   hierher  ge- 


538)  Hierin  liegt  demnach  auch  allein  das  speciüsch  -  juristische 
r  Sache. 

539)  Es  ist  nur  ein  geistreiches  Wortspiel  von  sehr  leicht  miszuver- 
»hender  Art,  wenn  St.  MM  Bureaukratie,  Aristokratie  und  Monarchie 
\  identisch   bezeichnet  und  ihnen  allein  die  Demokratie    entgegensetzt; 

a.  O.,  S.  133  fg. 
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hörige  Erscheinung  ist,  dass  unter  den  übrigen  Staatsange- 
hörigen bald  das  Gefühl  und  dann  auch  das  Bewusöteein 
entsteht,  wie  ihre  Befähigung  zur  activen  Betheiligung  am 
öffentlichen  Leben  durchaus  nicht  ganz  gleich  sei,  und  wie 
die  Verschiedenheit  derselben  sich  nicht  nur  auf  das  Mass, 
sondern  auch  auf  die  Art  ihrer  politischen  Leistungen  er- 
strecken sollte.  640) 

In  einem  jeden  höher  ausgebildeten  Staate  werden  diese 
beiden  Erscheinungen,  nur  durch  die  geschichtlichen  Grund- 
lagen und  durch  die  Bedürfnisse  und  herrschenden  Ideen 
des  Augenblicks  modificirt,  nebeneinander  vorkommen.  Sie 
stehen  mit  dem  allgemeinen  politischen  Wahlrecht  in  ver- 
schiedenen intimen  Verbindungen,  indem  dasselbe,  wenn 
nicht  auch  für  die  Auswahl  aus  den  dem  Dienst  des  Staats 
aus  Lebensberuf  siph  bestimmt  habenden  Personen,  doch  für 
die  Auswahl  der  zu  ausgezeichneten  öffentlichen  Diensten 
am  meisten  Befähigten  wirksam  wird  und  gerade  hierin  den 
eigentlichen  Schwerpunkt  findet. 

Zwischen  diesen  beiden  Arten  ausgezeichneter  öffent- 
licher   Dienstleistung A41)    bestehen    übrigens    noch    manche 


540)  Der  im  politischen  Leben  so  gefahrliche  Neid  gegen  öffentliche 
Erfolge  wird  theils  dadurch  gemindert,  dass  diese  als  Folge  ehrenhafter 
Anstrengung  erscheinen  (MUl,  a.  a.  O.,  S.  74),  theils  und  mehr  noch  aber 
dadurch,  dass  je  ausgezeichneter  die  Stellung  im  Staat,  desto  mehr  6m» 
Pfliehtprincip  zur  Wirksamkeit  und  Anerkennung  gelangt. 

541)  Man  kann  sagen,  dass  gleichwie  die  historische  Aristokratie 
durch  ausgezeichnete  politische  Leistungen  entstand  und  durch  den  Weg- 
fall der  letztern  ihren  Boden  verlor,  die  modernen  ausgezeichneten  Dienst- 
leistungen auch  eine  Art  oder  eigentlich  zwei  Arten  von  Aristokratien 
begründen.  Die  Träger  der  letztern  sind  also  auch  einer  ähnlichen  Ver- 
irrung  ausgesetzt,  wie  die  historische  Aristokratie,  nämlich  der  Ver- 
suchung, ihre  Stellung  nur  im  eigenen,  nicht  im  staatlichen  Interesse  aus- 
zubeuten und  sie  aus  demselben  Grund  zu  verlieren,  aus  welchem  es  ihnen 
gelang,  dem  historischen  Adel  seine  politischen  Privilegien  zu  entwinden. 
Einigcrmassen  hat  sich  dieser  Process  schon  zwischen  den  beiden  neuen 
Aristokratien  vollzogen,  wenn  man  das  Umsichgreifen  des  sclfgovernroen- 
talcn   Elements    gegenüber    dem  buroaukratischen    betrachtet     Allein  ein 

'grosser  Unterschied  besteht  doch  zwischen  der  historischen  und  den  bei- 
den modernen  Aristokratien.  Abgesehen  von  der  entwickelten  und  sicher- 
gestellten Macht  der  Kronen,  der  Staatseinheit  und  der  Volksrechtc,  so 
fehlt  den  modernen  Aristokratien  die  Fundirung  auf  Grundbesitz,  die  Erb- 
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lere  Verschiedenheiten.  So  verlangt  der  eigentliche  Staats- 
rat eine  formliche  mit  dem  ganzen  Wesen  des  Staats  im 
iklang  stehende  Aemterorganisation,  sowie  eine  materiell 
itandige  Versorgung  von  Seiten  des  Staats,  von  Seiten  des 
Spiranten  dagegen  eine  lange  und  meist  kostspielige  Vor- 
eitung  für  seinen  künftigen  Beruf;  er  verlangt  ferner 
e  gewisse  Selbständigkeit  des  Beamten,  die  Berücksicht- 
ig berechtigter  Sonderverhältnisse  innerhalb  des  von  den 
setzen  gewährten  Spielraums,  die  genaue  Befolgung  der 
1  den  Vorgesetzten  ertheilten  formell  legalen  Befehle, 
lheit  der  Disciplin  und  der  Leitung  in  jeder  Branche, 
chtfertigung  des  Beamten  durch  den  Nachweis,  compe- 
zmässig  gehandelt  zu  haben,  unter  Umständen  Haftung 
\  Staats  für  schuldhafte  Anwendung  oder  Nichtanwendung 
-  Amtsgewalt  d42),  dauernde  Verbindung  des  Beamten  mit 
n  Amt,  constitutionelle  Verantwortlichkeit  der  Chefs  aller 
zelnen  Verwaltungszweige. 

Die  erwähnte  organische  Einordnung  des  Staatsamts  in 
\  gesammte  öffentliche  Leben  führt  aber  nothwendig  zu 
*  Forderung,  dass  die  beamtenmässige  Verwaltungsthätig- 
t  mit  den  ausgezeichneten  populären  Elementen  des  Amts- 
sises  in  den  verschiedenen  Zweigen  der  Amtstätigkeit  in 
sprechende  Verbindung  trete  und  so  thätig  werde. 

Die  von  den  ausgezeichneten  populären  Elementen  zu 
stenden  öffentlichen  Dienste  sind  ohne  besondere,  nament- 
i  gelehrte  Vorbereitung  und  neben  jedem  andern  Lebens- 
*uf  denkbar.     Die  Vocatiou  dazu  ist  unmittelbar  entweder 

Hülferuf  des  Staats  oder  ein  Vertrauensvotum  der  Mit- 
rger.  643)  Die  Functionen  sind  innerhalb  der  gesetzlichen 
enzen    lediglich    aufs   Gewissen    der    Berufenen    gestellt, 


ikeit  und  überhaupt  jene  Selbständigkeit,  welche  dccentralisirend  zu 
ken  vermag  und  die  Bedeutung  der  Individualität  zurücktreten  lasst. 
sere  Zeit  verlangt   in   allem   freie  Massonwirkung ,  und  wenn   sie  auch 

Einflusö  ausgezeichneter  Persönlichkeiten  nicht  ausschliesst,  so  kann 
doch  eine  rechtliche   Fortnulirung   einer   politischen  Herrschaft  derscl- 

in  eigenem  Interesse  nie  gestatten. 

542)  Vgl    Gerber,  a.  a.  O.,  S.  199. 

543)  In  Zeiten  wie  die  unserigen  dürfte  es  eine  hochwichtige  poli- 
he  Maxime  sein,  dass  sich  die  Regierungen  der  Initiative  zur  Einrich- 
g  selfgovernmentaler  Organe  am  allerwenigsten  begeben  sollten. 
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welche  sich  übrigens  regelmässig  durch  irgendeine  besondere 
Sachverständigkeit  auszeichnen  werden.  Die  Dienstleistung 
ist  wesentlich  unentgeltlich  und  entweder  für  eine  bestimmte 
Zeitperiode  von  selbst  wiederkehrend,  oder  fjir  einzelne 
Acte  besonders  verlangt.  Sofern  das  allgemeine  Wahlrecht 
besteht,  um  zu  den  allerwichtigsten  der  hier  angedeuteten 
Functionen  die  geeignetsten  zu  erwählen,  also  für  diesen 
Zweck  das  Mittel  sein  soll,  kann  wol  kein  Zweifel  mehr 
sein,  dass  jenes  Wahlrecht  seinem  Wesen  nach  eine  schwere 
politische  Pflicht  ist.  Denn  nicht  dass  so  oder  so  viele 
wählen,  sondern  dass  tüchtig  gewählt  werde,  erscheint  als 
die  Hauptsache,  und  wenn  man  ausnahmsweise  wol  auch 
einen  grossem  Werth  auf  die  Zahl  der  an  den  Wahlen  sich 
Betheiligenden  legt,  so  geschieht  dies  nicht  deshalb,  weil 
man,  von  dem  Geburtsrecht  ausgehend,  die  Wahl  für  ein 
verzichtbares  Recht  hält,  sondern  darum,  weil  man  sich  von 
der  Wahlthätigkeit  wie  überhaupt  von  der  ganzen  politischen 
Haltung  derjenigen  nichts  versprechen  zu  dürfen  glaubt, 
welche  nicht  von  ihrem  Pflichtgefühl  zur  Wahl  getrieben 
werden. 

Deshalb  konnte  aber  auch  jede  besondere  Begrenzung 
der  passiven  Wahlfähigkeit  in  Wegfall  kommen,  sobald 
man  überzeugt  sein  dürfte,  die  active  Wahlfähigkeit  nach 
dem  ihrem  Zweck  entsprechenden  richtigen  Princip  geordnet 
zu  haben. 

Um  jedoch  nochmals  auf  den  Unterschied  zwischen  den 
beiden  angegebenen  Arten  ausgezeichneter  öffentlicher  Dienste 
zurückzukommen,  so  wollen  wir  nicht  übersehen  haben,  dass 
sich  dieselben  in  manchen  Punkten  einander  auch  nähern. 
So  ist  z.  B.  die  Form  der  Uebertragung  eines  eigentlichen 
Staatsamts  allerdings  in  der  Regel  eine  andere  als  die  der 
Uebertragung  ausgezeichneter  öffentlicher  Dienste.  Nichts- 
destoweniger können  Ernennung  durch  den  Souverän,  durch 
Wahl,  durch  ein  Zusammenwirken  beider,  wie  die  Entschei- 
dung durch  das  Los  für  beide  Arten  öffentlicher  Dienste 
vorkommen.  So  bestimmt  z.  B.  das  Gesetz  die  Geschwo- 
renenfähigkeit  und  das  Los  die  Jury  für  den  concreten  Fall; 
der  Feldherr  kann  in  besonders  schwierigen  Momenten  statt 
seines  Befehls  die  Würfel  entscheiden  lassen,  wen  eine  be- 
sonders gefährliche  Angriffshandlung  trifft;    nach  den  mei- 
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sten  Verfassungsgesetzen  hat  der  Souverän  ein  oft  sogar 
sehr  ausgedehntes  Recht  zur  Ernennung  von  Gliedern  der 
Nationalrepräsentation,  während  der  letztern  das  Recht  zur 
Besetzung  gewisser  Staatsämter  oder  doch  ein  mächtiger 
Kipfln^  auf  dieselben  zusteht;  wie  viele  selfgovernmentale 
Leistungen  endlich  auf  der  Wahl  der  Mitbürger  beruhen, 
so  ernennt  doch  der  Souverän  nicht  selten  ausschliesslich  zu 
solchen  Functionen  (z.  B.  zu  denen  der  ungelehrten  Han- 
delsrichter), oder  es  steht  ihm  mindestens  die  Bestätigung 
zu.  Auch  die  Unentgeltlichkeit  und  das  Vorübergehende 
oder  Periodische  solcher  ausgezeichneter  populär -politischer 
Leistungen  erleidet  manchmal  thatsächlich  so  viele  Ausnah- 
men und  Modificationen,  dass  daraus  eine  Vergeltlichkeit 
und  Stabilität  wird,  die  diesen  Eigenschaften  des  Staatsamts 
nicht  viel  nachgibt,  während  im  letztern  auch  viele  Mo- 
mente enthalten  sind,  welche  an  die  Unentgeltlichkeit  urid 
an  das  Vorübergehende  der  selfgovernmentalen  Dienstleistun- 
gen erinnern.  Wie  lange  muss  man  in  der  Regel  unent- 
geltlich dienen,  bis  man  es  auch  nur  zum  niedrigsten  Ge- 
halte bringt?  Wie  lange  dauert  es,  bis  der  Gehalt  den 
Mann  und  seine  Familie  anständig  ernährt?  Vielleicht  ist 
in  Summa  und  verhältnissmässig  für  die  Erhaltung  der  Be- 
amten nicht  weniger  deren  Privatvermögen  erforderlich,  als 
für  die  Leistung  der  öffentlichen  Bürgerdienste  das  Privat- 
vermögen der  Bürger.  Auch  die  dauernde  Verbindung  des 
Staatsbeamten  mit  dem  Amt  ist  bekanntlich  nur  das  Gegen- 
theil  einer  Verbindung  auf  bestimmte  Zeit  und  hängt  von 
dem  Bedürfhiss  des  Staats,  der  sich  in  dem  Willen  des 
Souveräns  ausspricht,  ab.  Beide  Dienstgattungen  berühren 
sich  ferner  darin,  dass  die  Functionen  theils  auf  die  be- 
stehenden Gesetze  und  Verordnungen,  theils  auf  das  Ge- 
wissen gestellt  sind.  Während  aber  dem  letztern  im  Kreise 
der  eigentlichen  Amtstätigkeiten  von  Tage  zu  Tage  ein 
grösserer  Spielraum  eingeräumt  wird  544),  verlangt  man  von 
dem  gebildeten  Bürger  bei  Ausübung  öffentlicher  Functio- 
nen immer  mehr  die  Kenntniss  und  die  Beachtung  der  be- 
stehenden Gesetze.     Zu  allem  dem  stehen  auch  noch  einige 


544)  Man    gedenke    der    principiellen    Reformen    des    ganzen    Be- 
iweisr  echte. 
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Arten  des  öffentlichen  Dienstes,  wie  z.  B.  das  öffentliche 
Lehramt,  gewisse  Gemeinde-  und  Corporationsdienste,  der 
Kriegsdienst  (mit  Ausnahme  des  Kriegsministeriums),  die 
höhern  Hofdienste,  das  Notariat  und  die  Advocatur  und, 
infolge  gewisser  Verhältnisse  zwischen  Staat  und  Kirche, 
selbst  viele  Kleriker  zwischen  dem  eigentlichen  Staatsdienst 
und  der  organisirtcn  gesteigerten  selfgovernmentalen  Thätig- 
keit  des  Burgers  mitteninne.  Und  während  der  Staats- 
diener zugleich  Wähler  und  wählbar  ist  für  die  Volksreprä- 
sentation, sehen  wir  den  Staatsbürger  infolge  besonderer 
politischer  Stellungen  dem  Staatsdiener  gleichgestellt  und  in 
der  Landwehrpflichtigkeit  sogar  vielen  streng  militärischen 
Vorschriften  unterworfen. 

Wir  könnten  den  im  vorigen  Absatz  angeregten  Ge- 
danken noch  weiter  ausführen,  verzichten  aber  darauf,  weil 
wjr  unsern  Zweck,  nämlich  den,  überall  neben  der  Verschie- 
denheit auch  die  höhere  Einheit  im  Staate  nachzuweisen, 
soviel  nöthig  auch  hier  erreicht  haben  dürften. 

XU. 

Natürlich  aber  ist  in  Beziehung  auf  den  ganzen  Cha- 
rakter und  die  gesammte  Organisation  sowol  des  eigent- 
lichen Staats-  und  öffentlichen  Dienstes,  als  auch  der  self- 
governmentalen öffentlichen  Dienstleistungen,  ferner  bezüg- 
lich des  Verhältnisses  zwischen  beiden  unter  den  Völkern 
unserer  Culturwelt,  ein  sehr  vielfacher  und  bedeutender 
Unterschied,  welcher  mit  der  gesummten  eigentümlichen 
social-politischen  Entwickelung  und  Artung  derselben  zu- 
sammenhängt. 

England  hat  von  der  Feudalperiode  trotz,  ja  wegen  und 
gegen  den  Absolutismus  seiner  frühern  Dynastien,  ein  gewisses 
selbständiges  locales  Leben,  mit  eigener  Verwaltung  unter 
aristokratischer  Führung  bis  auf  unsere  Tage  sich  erhalten. 
Aber  an  die  Stelle  der  zersetzenden  Wirksamkeit  des  Con- 
tinental en  Feudalismus  tritt  durch  die  fränkisch-romanische, 
centralisirende  Richtung  6*5),  welche  der  englische  Feudalis- 


545)  Ueber  den  Charakter  der  normannischen  Eroberung  England*  t>. 
Taine,  a.  a.  O.,  I,  103. 
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mus  schon  durch  Wilhelm  den  Eroberer  erhalten  und  das 
englische  Königthum  durch  seinen  absolutistischen  Charakter 
behauptet  hatte,  eine  höhere  und  starke  Einheit,  die  der 
englischen  Nation.  Auch  in  England  war  die  Jurisdiction 
der  Stab,  an  welchem  das  moderne  Königthum  den  zer- 
setzenden Feudalismus  umrankte  und  erstickte,  und  zwar 
geschah  es  in  der  Form  der  reisenden  Königsrichter,  wo- 
durch die  englische  Krone  das  ganze  Land  mit  einer  ein- 
heitlichen Jurisdiction  erfasste.  Daneben  aber  ruht  die  Ver- 
waltung nach  allen  Details  lediglich  in  der  Hand  der  localen 
Verbände,  die  ihre  massgebende  Einheit  in  den  Beschlüssen 
des  Parlaments  und  in  dem  ganzen  gemeinen  Rechte  Eng- 
lands finden.  Ein  Beamtenstand,  eine  Aemterorganisation 
oder  etwas  wie  unsere  Trennung  der  Verwaltung  von  der 
Justiz ,  besteht  in  England  nicht  64°),  und  der  Unterschied 
zwischen  eigentlichen  Amts-  und  selfgovernmentalen  Dien- 
sten ist  daselbst  auf  den  geringsten  Grad  reducirt,  indem 
streng  genommen  die  letztern  die  erstem  verschlingen  oder 
doch  dominiren.  Eine  Stelle  im  Parlament  ist  daher  des 
Engländers  höchste  politische  Ambition,  und  man  muss  ge- 
stehen, dass,  wenn  er  dieselbe  seinen  Wählern  theuer  be- 
zahlt, er  dafür  auch  von  der  Nation  hohe  Vergeltung  zu 
erwirken  versteht.  *47)  In  England  beherrscht  kein  höheres 
allgemeines  Princip  das  System  der  politischen  Wahlen,  es 
wäre  denn,  dass  man  ihre  Bestimmung,  Werkzeug  einer 
grossen  Geblütsaristokratie  zu  sein,  für  ein  solches  nähme. 
Mit  Hülfe  ihres  kolossalen  Reichthuins,  einer  verhältnissmässig 
bedeutenden  Intelligenz  und  patriotischen  Gesinnung,  verbun- 
den mit  einer  energischen  und  kein  Opfer  scheuenden  Ueber- 
nahme  aller  öffentlichen  Dienste,  beherrscht  diese  durch 
zweckmässige  Mittel  für  ihre  Popularität  sorgende  Aristo- 


546)  Milly  a.  a.  0.,  S.  100  fg.  Dagegen  hat  es  bei  seinen  wenigen 
Aemtern  freilich  unverhältnissmässig  viele,  hochklingende  Sinecuren,  von 
denen  manche  bekannt  sind.  Es  gehört  dazu  aber  auch,  als  minder  bekannt, 
die  Stelle  dos  Präsidenten  der  Board  of  Audit  (Obcrrechnungsamt). 

547)  England  ist  das  Land  der  Nationalsubscriptionen  für  grosse  und  < 
verdiente   Männer;   es   richtet   dieselben    auch    sehr   zweckmässig  so    ein, 
dass  die  Begeisterung   des  Landes    auch  demjenigen   oder  dessen  Familie 
zugute  kommt,  der  sie  hervorgerufen. 
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kratie  das  Volk  und  die  Krone  und  erscheint  als  eine  höchst 
merkwürdige  Mischung  von  Geschlechts-  und  Amtsadel. 
Die  nicht  rastende  Parlamentsreformidee  hängt  bewusst  oder 
unbewusst  mit  den  wesentlichsten  Veränderungen  in  all  die- 
sen Dingen  zusammen,  und  dies  sowie  die  noch  vorhandene 
Kraft  der  gegenwärtigen  Zustände  erscheint  als  der  Grund, 
warum  jede  Verwirklichung  jener  Idee  Schwierigkeiten  un- 
terliegt, welche  man  sich  weder  von  einer  einseitig  doctri- 
nären  Auffassung  der  politischen  Wahlrechte,  noch  vom 
Standpunkte  unserer  continentalen  Verhältnisse  aus  denken 
kann.  Ä48) 

Frankreich  hat  in  seinem  Siege  über  den  Feudalismus 
nicht  das  rechte  Mass  zu  halten  gewusst.649)  Die  von  dem 
germanischen  Element  6*°)  noch  übrige  locale  und  corpora- 
tive  Selbständigkeit,  die  Basis  alles  Selfgovernments,  ver- 
schwand in  der  Umarmung  des  absolutistisch  centralisiren- 
den  Königthums  661)  und  einer  nur  auf  die  Exhauriruog 
ihrer  Leute  ausgehenden  Hofnoblesse.  65*)     Die   Revolution 


548)  MilVs  persönlicher  Charakter,  die  geringe  Zahl  wissenschaftlieh 
schreibender  Publicisten  in  England,  die  Verbindung  der  Ideen  Milts  mit 
der  Reformangelegenheit ,  sein  trefflicher  Stil  und  nicht  die  Art  seiner 
positiven  Vorschläge,  sondern  die  Thatsache,  dass  er  solche  gemacht,  sind 
die  nicht  unwichtigen  Gründe  einer  Berühmtheit,  die  in  einem  andern 
Lande,  unter  andern  Umständen  wahrscheinlich,  wenn  entstanden,  doch 
nicht  so  hoch  gestiegen  wäre. 

549)  Vollgraff,  System  der  Staats-  und  Rechtsphilosophie,  II,  704, 
Note  6. 

550)  lieber  dessen  Verhältnis s  zum  romanischen  Volkselement  s.  Leo, 
Vorlesungen,  I,  334.  Roth  von  Schreckenstein ,  Reichsritterschaft,  I,  90. 
Schmidt-  Weissen/ eis ,  Geschichte  der  französischen  Revolutionsliteratur, 
S.  311  fg.  Unter  den  Franzosen  ist  über  den  Werth  und  die  Reste  des 
germanischen  Elements  heftiger  Streit,  indem  die  einen,  z.  B.  der  be- 
rühmte Guerard,  das  Blut  des  Sikambers  bis  auf  den  letzten  Tropfen  ans 
den  Adern  der  Franzosen  hinaushaben  will,  während  z.  B.  Gerard ,  in 
seiner  neuen  Geschichte  der  Franken  (Paris  18G4)  die  bessere  Zukunft 
von  der  Herrschaft  des  germanischen  Geistes  und  seiner  Einrichtungen 
abhängig  erklärt  Vgl.  noch  Taine,  a.  a.  O.,  I,  12,  18,  48,  50.  Laurent, 
a.  a.  O.,  VIII,  144. 

551)  Ueber  den  orientalischen  Despotismus  in  Frankreich  um  die 
Mitte  des  18.  Jahrhunderts  s.  Buckle ,  a.  a.  O.,  I,  u,  219.  Dazu  Lastet/- 
r»>,  a.  a.  0.,  I,  10. 

552)  Dass    Frankreich  nie  in  einem   bessern  Sinn   aristokratisch  ge- 


Von  dem  Verhältniss  der  individuellen  Freiheit  u.s.      v 

war  darum  nicht  minder  absolutistisch  centralisirend,  weil 
sie  das  alte  Konigthum  vernichtete.  In  der  Beseitigung  der 
historischen  Provinzial  -  und  Diöcesanverbände,  sowie  in  deren 
Ersetzung  durch  eine  rein  schematische,  also  mechanische 
Departementseintheilung  zerstörte  sie  den  letzten  Rest  eines 
geschichtlichen  Bodens  selfgovernmentaler  politischer  Thä- 
tigkeit.  Das  Napoleonische  Gemeindegesetz,  welches  alle 
localen  Verbände  gleichsam  zu  willenlosen  Pelotons  eines 
aufgestellten  Heeres  machte,  brachte  nur  die  Ordnung  in 
die  That  der  Revolution.    In  Frankreich  66s)  hat  der  Staats- 


wesen, 8.  bei  Remusat,  a.  a.  O.,  S.  177  fg.,  439.  Guitot,  Memoire*, 
I,  111,113.  Ueber  die  Demoralisation  und  Käuflichkeit  der  sogenannten  ho- 
hem Klassen  in  Frankreich  nach  der  Restauration  sowie  die  damalige  Nei- 
gung zur  Skandalliteratur  s.  Das  Ausländ,  1828,  S.  10  fg.,  14  fg. 

Ö53)  Ueber  den  franzosischen  Nationalcharakter  haben  wir  in  unserer 
Schrift:  „Frankreich  an  der  Spitze  der  CWilisation tt  (Würzburg  1863), 
S.  22  fg.,  uns  ausgesprochen.  Als  Nachtrag  hierzu  eine  kleine  Aehren- 
lesel  Ueber  den  verzweifelten  Zustand  der  öffentlichen  Meinung  und  des 
öffentlichen  Geistes  in  Frankreich  s. :  Revue  de  deux  mondes,  1850,  S.  881. 
Grundsätze  der  Realpolitik,  S.  210.  Guitot,  Memoires,  I,  142.  Derselbe, 
Histoire  parlementaire,  I,  326   fg.,  329,  386,  422  fg.,  433,  435,  449,  451, 

454,  459.  Taine,  a.  a.  O.,  III,  625.  Viel-Castel,  a.  a.  O.,  IV,  533. 
Chambrun,  a.  a.  O.,  I,  260.  —  Namentlich  über  den  Mangel  des  Rechts- 
sinns: Dm  Cellier,  a.  a.  O.,  304  fg.  Duvergier  de  Hauranne,  a.  a.  O.,  I, 
387,  441.  —  Ueber  den  Mangel  wahrer  Gleichheit:  Untersuchungen  über 
das  europäische  Gleichgewicht  (C.  Frantz),  S.  14  fg.  Guitot,  Histoire 
parlementaire,  I,  cxxvu.  Es  wurde  bereits  als  charakteristisch  hervor- 
gehoben, dass  Frankreich  eine  eigene  sogenannte  adeliche  Literatur  be- 
sitzt, wie  kaum  ein  Volk  der  Erde.  Ganz  neue  Erscheinungen  dieser 
Art  sind  z.  B. :  Bibliotheque  heraldique  de  la  France  par  Guigard  (1864, 
kostet  16  Fr.).  La  Chenaye-Desbois  et  Badier,  Dictionnaire  de  la  Noblesse 
(3.  Aufl.).  —  Ueber  französische  Demoralisation  in  verschiedenen  Rich- 
tungen: Untersuchungen  über  das  europäische  Gleichgewicht,  S.  81,  394, 
418  fg.  Proudhon,  Systeme  federatif,  S.  171  fg.,  178,  312.  Hans  Koster, 
Briefe  an  L.  Tieck,  herausgegeben  von  Holtet,  s.  Beilage  zur  augsburger 
Allgemeinen  Zeitung,  1864,  Nr.  325,  S.  5277.  Taine,  a.  a.  O.,  I,  xxxn, 
xxxvn,  90  fg.,  95  fg.,  102,  201,  208,  494,  496;  II,  226,  449,  541,  545; 
III,  20  fg.,  71,  92  fg.,  94  fg.,  103,  127,  130,  149,  153,  196,  283,  42a 
Guitot,  a.  a.  O.,  II,  239,  244.     B.  Constant,  a.  a.  O.,  I,   155,  157,  454, 

455,  Note  2.  Odilon-Barrot,  a.  a.  O.,  S.  146,  154  fg.,  160,  169.  Lamar- 
tine, tu  a.  O.,  I,  157.  Raymond,  W.y  Etudes  sur  la  Htterature  du  second 
Empire    (Berlin,  London   u.  Basel  1861),  S.   24,   50,  55,  57,   153,   190, 
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dienst  6ft4)  das  Selfgovernment,  der  Dienst  für  den  persön- 
lichen Willen  des  Staatsoberhaupts  den  Staatsdienst  ver- 
schlungen. Während  in  England  das  Selfgovernment  zum 
förmlichen  Staatsdienst  im  Interesse  der  herrschenden  Ari- 
stokratie sich  gestaltete,  wurde  in  Frankreich  der  Staats- 
dienst zn  einer  Maschine  für  den  persönlichen  Herrscher- 
willen des  Kaisers.  56ft)  Dort  keine  Verantwortlichkeit  ge- 
gen die  Krone  oder  das  Volk,  trotz  der  prätendirten  Volks- 
souveränetat und  der  Prärogative  der  Krone,  hier  keine 
Verantwortlichkeit  gegen  den  Staat  als  organisches  Ganze, 
beziehungsweise  gegen  die  Nationalrcpräsentation,  trot»  oder 
vielmehr  wegen  der  verfassungsmässigen  Verantwortlichkeit 
des  Kaisers  selbst.  Sogar  Ludwig  XIV.  konnte  nicht  mit 
grÖ8serm  Recht  sagen:  „Der  Staat  bin  ich",  als  Napo- 
leon III.  In  dem  keineswegs  neuen  Rufe  566)  aller  reinem 
und  höhern  Intelligenzen  dieses  Landes  nach  Dccentralisa- 
tion  6ft7)  liegt  der  Protest  der  absolut  berechtigten  Idee  des 
Selfgovernment«  gegen  einen  Zustand,  der  um  so  staats- 
widriger erscheinen  muss,  je  mehr  er  einerseits  von  einer 
tiefen  Krankheit  der  ganzen  Nation  Zeugniss  gibt,  anderer- 
seits durch  eine  einzelne  und  vielleicht  einzige  Persönlichkeit 
bedingt  ist 


226.    Die  Namen  der  neuen  und  neuesten  französischen  Skandalliterator 
würden  allein  Bände  füllen. 

554)  „Le  d&ir  universel  et  immodere  des  emplois  public*  est  la  pire 
des  maladies  sociales."  Montctlembert ,  de>  L'Avenir,  S.  85.  Frankreich 
zählt  gegenwärtig  allein  500000  Functionärs  der  „  centralisation  admini- 
strative". Proudhon,  La  revolution  sociale,  S.  17.  Dabei  findet  eine  solche 
Aemtercumulation  in  den  höchsten  Chargen  statt,  dass  Besoldungen  bis 
zu  250000  Frs.  entstehen  und  etwa  60  Personen  zusammen  5 — 6  Millionen 
beziehen. 

555)  „C'cst  qn'au  fond  la  France  s'adore  elle-meme  dans  la  personne 
de  Napoleon;  eile  retrouve  en  lui,  41ev6s  ä  la  plus  haute  puissance,  tes 
qnalites  et  ses  defauts."  La  libert4  religicuse,  S.  68.  Eine  Art  von  Recht- 
fertigung des  napoleonisr.hen  Imperialismus  bei  Frubel^  Politik,  II,  254  fg., 
353  fg.,  397. 

556)  Viel-Castel,  a.  &.  ().,  V,  462,  464  fg. 

557)  Odilon- Barrot,  La  centralisation!  In  der  Session  des  Jahres  1865 
bestand  im  Corps  legislatif  ein  eigener  Ausschuss  für  die  Decentralisations- 
fragc,  in  welchem  sehr  lebhafte  Verhandlungen   stattfanden. 
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Deutschland  oder  vielmehr  die  deutschen  Staaten  hal- 
ten, wenngleich  in  sehr  verschiedener  Weise,  zwischen  dem 
englischen  und  franzosischen  Extrem  einigermaasen  die  Mitte. 
Es  kann  bestritten  werden,  ob  eine  Vielzahl  von  deutschen 
Einrichtungen  für  grosse  Weltstaaten  passen  und  in  solchen 
Staaten  ähnliche  gute  Wirkungen  haben  würde.  Auch  ge- 
denken wir  nicht  zu  bestreiten,  dass,  selbst  abgesehen  von 
der  angeregten  Frage,  in  den  deutschen  Staaten  noch  vieles 
sehr  unvollkommen  ist.  Allein  immer  bleibt  wenigstens  so 
viel  Gutes  übrig,  dass  man  sagen  muss,  Deutschland  habe 
sich  auch  in  dieser  Beziehung  als  das  Land  der  Mitte  und 
der  Vermittelung  der  Extreme  erwiesen.  Wie  Deutschland 
keine  Volksrepräsentation  will,  welche  das  Konigthum  zum 
Schein  oder  zur  Lüge,  und  kein  Konigthum,  welches  die 
Volksrepräsentation  zu  einer  Unwahrheit  inachen  müsste,  so 
will  es  kein  englisches  Selfgovernment  und  keine  franzö- 
sische allmächtige  und  doch  absolut  unselbständige  Aem- 
terhierarchie.  Hierin  liegt  ein  unbestrittenes  Verdienst,  weil 
eine  grosse  politische  Wahrheit.  Das  deutsche  Princip  einer 
lebensvollen  organischen  Darstellung  des  Staats  und  einer 
ihr  entsprechenden  Verbindung  zwischen  der  selbstlebendi- 
gen Form  der  Staatseinheit  und  deren  innerer  Erfüllung 
führt  nothwendig  zu  einer  vom  organischen  Staat  getrage- 
nen Einrichtung  der  Aemter,  wie  zu  einem  von  der  Staats- 
idee erfüllten  Selfgovernment,  und  zwar  in  der  Art,  dass 
die  Uebergängc  zwischen  beiden  am  Ende  so  unmerklich 
werden  sollen,  dass  ein  Gegensatz  oder  eine  Feindschaft 
unter  ihnen  nicht  bestehen  kann.  Diese  deutsche  Idee, 
welche  offenbar  den  gesellschaftlichen  Grundgedanken  der 
Transaction  zur  Basis  hat,  muss  auch  der  Ausgangspunkt 
für  die  grossen  Gesetzgebungsarbeiten  werden,  welche  der 
entwickeltere  Constitutionalismus  z.  B.  für  Ansässigkeits-, 
Gemeinde-,  Vereins-  und  Gewerbswesen  verlangt  und  welche, 
indem  sie  dem  einzelnen  Theile  Deutschlands  in  allen  innern 
Angelegenheiten  einen  hohen  Grad  von  unabhängiger  Thätig- 
keit  gestatten,  eine  bessere  Einheit  Gesammtdeutschlands  an- 
bahnen zu  helfen  im  Stande  wären. 

Da  nun  unter  allen  Umständen  der  ausgezeichnetere 
öffentliche  Dienst  immer  unter  einer  der  beiden  zuletzt  be- 
trachteten Formen    vorkommen   muss,    so    ergeben  sich  zu 
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den  unter  1)  und  2)  betrachteten  Erscheinungen  als  weit 
Folgen  des  Verhältnisses  zwischen  Staat  und  Individuum 

3)  der  eigentliche  Staatsdienst  und 

4)  die  auf  einer  hohem  politischen  Befähigung  beruh 
den  ausgezeichneten  politischen  Dienstleistungen  bürgerlic 
oder  doch  in  dieser  Beziehung  nur  als  Burger  betrachte 
Personen,  die  Selfgovernmentalthätigkeit. 

In  den  nachfolgenden  Abschnitten  soll  jede  dieser  v 
Klassen  von  Verhältnissen  um  der  wichtigsten  Fragen  v 
len  näher  gewürdigt  werden,  soweit  dies  nicht  bereits  sei 
früher  geschehen  ist. 


3fanfcl)tttrr  &bfd)iutt 

m  den  wichtigsten  einzelnen  Freiheitsrechten 
insbesondere. 


I.  Einleitung.  Die  Geselligkeit.  Wissenschaftliche  Klassifikation  der 
Inen  Freiheitsrechte.  Die  Bedeutung  einer  formlichen  gesetzlichen 
kennung.  II.  Die  Geburt  und  die  Kindheit.  Das  Recht  auf  Erhal- 
des  Lebens.  III.  Die  Familie.  Erziehung.  Recht  des  Unterrichts, 
praktischen  Fragen  bezüglich  der  sogenannten  Unterrichtsfreiheit. 
Schule.  Lehrer  und  Lehre.  IV.  Verhältniss  von  Staat  und  Kirche 
>ehule.  V.  Berufsfreiheit.  Die  freie  Wahl  der  Religion,  der  Ehe- 
i,  der  Verehelichung  und  Ansassigmachung,  sowie  des  Wechsels  des 
zur  Ausübung  des  Berufs.  Die  persönlichen  Freiheitsrechte  und  die 
men  des  Strafrcchts  wie  des  Strafprocesses.  Ausartungen  der 
rechts-  und  Strafprocessreformideen.  VI.  Die  Unverletzlichkeit  des 
tvermögens.  Verbot  dinglicher  Abhängigkeit,  Aufhebung  von  Mono- 
nnd  Regalien.  Gewerbs-  und  Handelsfreiheit  VII.  Vcrsammlungs- 
Vereinsrecht.     VIII.  Auswanderungsfreiheit. 


£  asst  man  alle  sogenannten  allgemeinen  Menseben-  oder 
jerrechte,  alle  die  von  den  Verfassungen  besonders  er- 
aten  oder  sonst  in  den  Gesetzen  enthaltenen  allgemeinen 
heitsrechte,  resp.  Schranken  der  individuellen  Freiheit 
n  die  öffentliche  Ordnung  und  der  letztern  gegen  die 
;re,  gleichsam  mit  einem  einzigen  Blick  zusammen,  so 
i  man  erkennen,  wie  der  an  sich  so  trocken  lautende 
itf  der  Geselligkeit  den  ganzen  Menschen  und  das 
e  menschliche  Leben  ergreift  und  sich  von  den  beschei- 
teu,  kleinsten,  nur  auf  die  gewöhnlichsten,  wesentlich- 
i.  in.  36 
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sten  oder  engsten  Beziehungen  berechneten  Kreisen,  in  de- 
nen er  sich  um  so  mehr  ethisch  vertieft,  bis  zu  den  gröss- 
ten  und  auffallendsten  Verhältnissen  der  Menschheit  erhebt, 
um  in  ihnen  seine  ungeheuere  Expansivkraft  allseitig  zu  be- 
tätigen. Wir  erkennen  oder  fühlen  doch,  um  dasselbe  mit 
andern  Worten  zu  sagen,  dass  wir  alle  den  ganzen  Segen 
mit  dem  Fluch  unsere  Ichs,  Antrieb  und  Ziel  alles  unsere 
Strebens,  Freud  und  Leid,  Tugend  und  Schuld  zum  guten 
Theil  den  zahllosen  engern  und  weitern,  festern  und  schwä- 
chern, nöthigern  oder  minder  nöthigen,  einfachen  oder  com- 
plicirten  Strängen  verdanken,  durch  welche  wir  mit  andern 
zusammenhängen,  also  gesellschaftliche  Verhältnisse  bilden, 
dass  demnach,  während  die  letztern  durch  die  Freiheit  ihren 
menschenwürdigen  Charakter  erhalten,  die  Freiheit  selbst 
durch  sie  ihren  Inhalt  und  ihr  Ziel  erhält. 

Noch  eine  andere  Bemerkung  kommt  uns  bei  der  allge- 
meinen Uebersicht  der  fraglichen  Verhältnisse,  Rechtsein- 
richtungen u.  s.  w.  Man  wird  nämlich  nicht  umhin  können, 
für  die  Einzelbetrachtung  derselben  sich  eine  gewisse  Ord- 
nung, also  einen  leitenden  oder  systematischen  Gedanken 
zu  suchen.  Aber  welches  ist  die  rechte  Ordnung,  der  syste- 
matische Gedanke?  Kann  man  vielleicht  chronologisch  ver- 
fahren  und  die  geschichtlich  altern  den  andern  vorangehen 
lassen?  Dies  ist  nicht  möglich,  da  wenigstens  für  die  niebt 
unfreien  Klassen  immer  die  Freiheit  und  deren  natürliche 
Ausflüsse  fast  alle  zu  gleicher  Zeit  bestanden  und  die  Ver- 
schiedenheit der  Zeiten  und  Volker  in  dieser  Beziehung 
mehr  nur  in  dem  Masse  der  Freiheiten  oder  in  den  wenig- 
stens theilweise  mit  den  Zeiten  sich  ändernden  Formen  ihrer 
Manifestation,  als  darin  bestanden  haben,  dass  die  einen 
Freiheiten  überhaupt  oder  da  und  dort  früher,  die  andern 
später  gekommen  wären. 

Vielleicht  würde  sich  aber  eine  Ordnung  ergeben, 
wenn  man  von  den  wichtigern  Freiheitsrechten  zu  den  min- 
der wichtigen  oder  umgekehrt  ginge,  vielleicht  auch,  wenn 
man  natürlichere  und  künstlichere,  unmittelbare  und  mittel- 
bare, allgemeinere  und  minder  allgemeine  Freiheitsrechtc 
unterschiede? 

-Wir    halten   auch    von   diesen   Standpunkten   aus   eine 
wissenschaftliche  Klassifikation  nicht  möglich,  und  zwar  theils 


Von  den  wichtigsten  einzelnen  Freiheitsrechten  u.s.w.     563 

leshalb,  weil  alle  die  fraglichen  Rechte  wesentlich  miteinan- 
Ier  zusammenhängen,  sodass  wenigstens  keines  das,  was 
59  sein  soll,  ohne  alle  übrigen  sein  kann,  theils  weil  die 
»gegebenen  Ordnungs-  oder  Eintheilungsmomentc  sehr  re- 
ativer  Art  sind,  es  also  von  dem  Individuum  oder  von  dem 
jegebenen  Fall  abhängt,  ob  eine  der  gesetzlich  besonders 
geordneten  Freiheitsconsequenzen  unter  diesen  oder  jenen 
Sintheilungs-,  resp.  Ordnungsgrund  falle. 

Wie  ihre  gemeinsame  Quelle,  die  freigesellige  mensch- 
iche  Persönlichkeit,  eins  ist,  so  bilden  alle  die  fraglichen 
fechte  eine  Einheit  unauflösbar  verbundener  Glieder,  Es 
cann  der  eine  oder  andere  dieser  Ausflüsse  des  menschlichen 
(Veseiis  bald  mehr,  bald  minder  gesetzlich  ausgebildet,  nach 
ler  Cultur  des  einzelnen  Volks  in  vollkommuern  oder  dürf- 
:igcrn  Formen  realisirbar  sein;  es  kann  auch  geschehen, 
lass  wirklich  eine  einzelne  Consequenz  erst  in  einem  be- 
stimmten geschichtlichen  Moment  zum  Bewusstsein  oder  in- 
folge erweiterter  Ansichten  über  Freiheit  und  Geselligkeit 
su  einer  förmlichen  gesetzlichen  Anerkennung  gelangt,  — 
lie  Grundlage  aller  dieser  Rechte  war,  ist  und  bleibt  ewig 
ind  überall  dieselbe,  und  sie  müssen  daher  allenthalben, 
wie  für  jeden  geschichtlichen  Moment,  ein  untrennbares 
uranze  bilden,  dessen  nähere  Betrachtung  man  beginnen 
sann,  wo  man  will. 

Wenn  nun  aber  ohne  Zweifel  die  Geschichte  des  Con- 
ititutionalismus  auch  in  dieser  Beziehung  eine  Menge  von 
[rrthümern  aufweist,  wozu  namentlich  die  Meinung  gehört, 
ils  ob  das  verfassungsmässige  Anerkennen  einer  bestimmten 
mantastbaren  persönlichen  Freiheitssphäre  jede  Nothwendig- 
teit,  also  auch  Möglichkeit  einer  ausserordentlichen  Be- 
schränkung derselben  definitiv  beseitige,  oder  als  ob  ein 
solcher  Zustand  der  Freiheit  die  entsprechende  politische 
Haltung  und  Thätigkeit  der  Bürger  ersetzen  und  überflüssig 
nachen  könnte,  so  gebührt  doch  dem  Constitutionalismus 
inter  allen  Umständen  das  Verdienst,  die  persönliche  Frei- 
leit  als  verfassungsmässiges  Rechtsprincip ,  als  eine  der 
flauptgrundlagen  unserer  staatlichen  Ordnungen  anerkannt 
and  gesichert  und  dadurch  das  Verhältniss  zwischen  Frei- 
heit und  Ordnung  wenigstens  für  normale  Zustände  wohl- 
tätig geordnet  und  die  Unordnung  wie  die  Suspension  der 

86* 
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Freiheiten  als  anormale  und  darum  wesentlich  vorübergehende 
Zustande  charakterisirt  zu  haben. 

Man   denke   sich   nur   einen   Augenblick    unsere   Lage 
ohne  die  constitutionelle  Ordnung.     Offenbar  ist  gerade  der 
Individualismus  668)    gegenwärtig    die    empfindlichste    Seite 
unserer  Volker  oder  tritt  doch  wenigstens  in  manchen  Din- 
gen als  sehr  empfindlich  hervor,    nachdem  er  zu  lange  ver- 
letzt worden  war.      Der  Staat,    welcher  ehedem  nur  in  der 
Person  des  Fürsten  zu  bestehen  schien,    wird  nun  so  ob- 
jectiv  aufgefasst,  dass  Rechtsverletzungen  durch  Uebergriffe 
der  Staatsgewalt  oder  ihrer  Mandatare  nicht  die  geringste 
Milderung  dadurch  erhalten,  dass  man  sie  auf  den  rein  per- 
sönlichen Willen  des  regierenden  Herrn  zurückbringt.     Und 
das  Gesetz  der  Extreme  hat  nicht  selten  dazu  geführt,  mich 
die  objective  Bedeutung   der  Monarchie  zu  vergessen    und 
den  Fürsten,    dessen  Wille  sonst  allein  Recht  war,    als  die 
einzige  Person  im  Staat  hinzustellen,    die   gar   kein  Recht 
und  nur  Pflichten  oder  deren  Rechte  keinen  Anspruch  auf 
Schutz   und  Erhaltung   hätten.      Jedenfalls   aber   ist    unser 
ganzes    Leben    öffentlicher,     durchsichtiger  569),     und    zu- 
gleich unendlich  bewegter,  an  zahllosen  Wechselbeziehungen 
reicher  56°)  und  der  Staat  selbst  alles  dessen  so   bedürftig 
geworden,  dass  ohne  einen  festen  und  sichern  Rahmen  einer 
auch  unter  der  Firma  des  Staats  unantastbaren  Freiheit  un- 
sere Gesammtverhältnisse  geradezu  unmöglich  sein  müssten. 
Wir  wollen  nun  die  Betrachtung  dieser  Rfechte  in  der 
Weise  versuchen,  dass  wir  sie  mit  dem  gewöhnlichen  Laufe 
der  Entwickelung   des  Menschen   thunlichst  in  Verbindung 
setzen. 

II. 

Wenig  scheint  es   und  ist  m  der  That  doch  sehr  viel, 
was  vor   und  bei  der  Geburt  des  Menschen    und   für  .die 


558)  Remusat,  a.  a.  O.,  S.  381. 

559)  Vollgraf,  Politische  Systeme,  III,  51  fg. 

560)  Dies  erkannte  schon  Volney  (a.  a.  O.,  S.  609):  „La  facilite  ou 
hi  difficulte  des  Communications  et  assooiations  (communications  des  idees, 
sensations,  passions  et  associations  selon  les  lois  de  Sympathie,  ou  d'in- 
te>£t,  variables  dans  leur  application)  forme  ce  qu'on  appelle  Ja  libertä 
cirile  et  politique." 
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auer  seiner  Kindheit  von  Seiten  des  Staats  geschieht,  wenn 
an  nur  die  Aufzählung  einer  recht  stattlichen  Reihe  von 
izelnen  Freiheitsrechten  im  Kopfe  hat.     Der  Staat  aner- 
nnt  den  „nasciturus44,    wenn  es  sich  um  dessen  Vortheil 
ndelt,    und  stellt  den  ausnahmslosen  Grundsatz  auf,    dass 
8    keinem    Grunde  jemand    anders    denn  vollständig   frei 
id  infolge  dessen   auch  mit  dem  Rechte  der  vollkommen 
den  individuellen  Ent Wickelung  geboren  werde.     Bei  der 
auflöslichen  Verbindung,    wie   sie   zwischen  dem  Begriff 
r  Person  und  dem  des  Vermögens  besteht,   ist  ein  dop- 
lter  Fall  denkbar.     Es  kann  nämlich  einmal  ein  Kind  da 
;n,    welches  nichts  als  das  nackte  Leben  hat,    also  weder 
sltcrn  noch  Vermögen  oder  was  die  Stelle  des  Vermögens 
rtritt.      Jeder  Staat  ist   verpflichtet,    wenn   nicht  andere 
ilfe   ihm  zuvorkommt,    entweder  mittelbar,    z.  B.   durch 
le  gesetzliche  Verpflichtung  der  Gemeinde  ft61)   oder  nö- 
genfalls  selbst  unmittelbar  durch  seine  Organe,  ein  Leben 
retten,   welches  die  Vorsehung  in  dieser  unverschuldeten 
ilflosigkeit  ihm  in  den  Schos  gelegt  hat.  ft62)      Und  bei 
r  Verlassenheit  eines  solchen  Kindes,  bei  seiner  Unfahig- 
it ,    sich  je  über  eine  Verletzung  seines  Rechts    auf  das 
ben   zu  beklagen,    ist  die  Verpflichtung  des  Staats  nur 
ie   um  so   heiligere  und  grössere.     Der  Staat  muss  dem 
igen  Leben  einen  Ersatz  für  die  Familie  bieten,    soweit 
i  solcher  von  ihm  gewährt  werden  kann;  das  Unmögliche 
rf  man  auch  hier  vom  Staate  nicht  verlangen.     Die  ver- 
uedenen  Systeme  zur  Unterbringung  von  Findlingen  aber 
rden  sich  nicht  wohl  über  einen  einzigen  Leisten  schlagen 
sen.     Denn  offenbar  ist  es  etwas  anderes,   wenn  auf  dem 


561)  Zu  Thl.  II,  S.  36,  Note  38:  Bahr,  a.  a.  O.,  S.  18  fg.,  55.    Ba~ 
•/.,  Die   Gesammtrechtsverhältnisse  im  römischen  Recht  (Marburg  u. 

pzig  1864),  §.  1.'    Salkowski,  Bemerkungen  zu  der  Lehre  von  den  juri- 
2hen  Personen  (Leipzig  1863).     Escher,  a.  a.  0.,  I,  23  fg.,  37  fg. 

562)  lieber  das  Recht  aufs  Leben:  Belgisches  Gesetz  vom  30.  Juli 
1  über  die  Kosten  des  Unterhalts  gefundener  und  verlassener  Kinder, 
ler  Zeitschrift  für  auswärtige  Rechtswissenschaft,  1835,  S.  479  fg. 
ry,  F.,  Sur  la  part  legitime  de  la  charite  privee  de  la  bienfaisance 
lique  (Brüssel  1852).  Die  englische  Zeitimgsrubrik  „Death  from 
vation".     Mommsen,  a.  a.  0.,   III,  486.     Zachariae,  Vierzig  Bücher, 

363  fg.      . 
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platten  Lande  oder  in  kleinen  Städten  nnr  vereinzelt  vor- 
kommende Findlinge  in  Frage  stehen,  als  wenn  an  die 
massenhafte  Aussetzung  von  Kindern  aus  Liederlichkeit  oder 
Noth  in  den  grossen  Weltstädten  gedacht  wird.  Das  Elend 
der  Findling8häu8er  scheint  zur  Vermeidung  noch  grossem 
Elends  eine  unvermeidliche  Folge  der  Calamität  grosser 
Weltstädte.  66S) 

in. 

Der  andere  Fall  betrifft  alle  Geburten,  welche  Familie 
und  also  auch  etwas  Vermögen  haben.  Sofern  nicht  der 
Geborene  sofort  ein  Sonderrecht  erwirbt,  dessen  Schutz  in 
irgendeiner  Weise  dem  Staat  obliegen  kann,  wird  er  voll- 
ständig der  Familie  überlassen,  welche  ihn  zu  pflegen,  seine 
Entwicklung  zu  leiten,  seine  Ausbildung  möglichst  zu  for- 
dern hat.  Dies  ist  die  Pflicht  der  Familie,  welche  nicht 
nur  die  Natur  mit  sich  bringt,  sondern  auch  der  Staat  aus- 
drucklich anerkennt.  Infolge  dieser  Anerkennung  gewährt 
er  auch  den  Kindern  Schutz  gegen  misbräuchliche  Anwen- 
dung der  Familiengewalt,  überwacht  die  Vormünder  u.  s.  w., 
dies  alles  freilich  nur  für  die  äussersten  Nothfälle,  da  er 
nicht  daran  denken  kann,  die  ethische  Kraft  der  Familien- 
bande durch  rechtliche  Vorschriften  zu  ersetzen. 

Mit  der  Erziehung  ist  auch  der  erste  Unterricht  der 
Familie  oder  ihrem  Stellvertreter  überlassen.  Wann  beginnt 
denn  der  Unterricht?  Gewiss  nicht  erst  mit  der  Schule, 
sondern  ohne  Zweifel  schon  mit  den  ersten  einfachsten  Din- 
gen, die  das  Band  seiner  Mutter  absieht  oder  demselben 
gelehrt  werden.  Aber  es  kommt  eine  Zeit,  wo  man  ein 
Mehreres  lernen  muss,  die  Zeit  der  Schule,  die  natürlich 
nicht  mit  besonderm  und  hoherm,  sondern  mit  den  allge- 
meinsten und  niedrigsten  Kenntnissen  beginnt. 

Gibt  es  ein  Recht  auf  die  Schule?  Gibt  es  ein  Recht 
auf  eine  gewisse  Einrichtung  und  Dauer  der  Schule  im 
Sinne  des  primären  Unterrichts?    Wer  hat  dies  Recht,  der 


563)  Zu  Neuyork  wurden  nach  offiziellen  Polizeiberichten  im  Jahre 
1864  allein  4633  verlassene  Kinder  aufgebracht  und  theilweiso  (die  vaga- 
bundirenden)  in  Besserungsanstalten  untergebracht. 
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Staat,  die  Aeltern  oder  das  Kind?  Oder  gibt  es  nur  eine 
Pflicht  zur  Schale,  und  wenn  dies,  ist  sie  erzwingbar,  ent- 
geltlich oder  nicht?  Und  um  noch  einige  andere  Fragen 
zu  berühren,  wer  hat  die  Schulte  einzurichten,  den  Lehrer 
zn  setzen,  zu  controliren,  oder  wer  kann  Lehrer  sein,  wem 
kann  man  seine  Kinder  anvertrauen,  was  muss  der  Lehrer 
lehren,  was  der  Schüler  lernen? 

Offenbar  hängt  die  sogenannte  Unterrichtsfreiheit  mit 
allen  diesen  und  noch  vielen  andern  Fragen  zusammen  und 
ist  auch  mit  ihnen  mehr  oder  minder  vollständig  in  Verbin- 
dung gesetzt  worden. 

Praktisch  scheint  sich  aber  die  Sache  in  folgende  Haupt- 
fragen zusammenzudrängen: 

a)  Welches  ist  das  Recht  und  die  Pflicht  der  Aeltern 
und  ihrer  Stellvertreter  in  Bezug  auf  die  Unterrichtung  der 
Kinder? 

b)  Wer  hat  die  Kosten  des  öffentlichen  Unterrichts  zu 
tragen? 

c)  Wem  gehört  die  oberste  Leitung  und  Aufsicht  über 
denselben? 

Zu  a)  Noch  nie  hat  man  ernstlich  den  Unsinn  so  weit 
jetrieben,  die  Ansicht  der  Kinder  über  den  Schulbesuch  für 
nassgebend  zu  erklären.  Mit  wenigen  Ausnahmen  werden 
Binder  gegen  die  Schule,  wenigstens  gegen  das  Arbeiten 
n  der  Schule  und  für  dieselbe  stimmen.  Dies  ist  aber  ge- 
rade ein  Beweis  für  die  in  der  Schule  liegende  absolute 
)ildende  Kraft  oder  für  die  Selbstüberwindung,  welche  die 
Schule  fordert.  Und  da  die  Aufgabe  des  Menschen  die 
Ausbildung  aller  Fähigkeiten  im  höchst  möglichen  Grade 
st,  so  kann  es  auch  kein  angeborenes  Recht  zum  Nichts - 
ernen,  Nichts  wissen,  Nichtskönnen  geben;  im  Gegentheil, 
las  Kind  hat  ein  Recht,  selbst  gegen  seinen  Willen  so  er- 
logen zu  werden,  wie  es  nach  den  gegebenen  Verhältnissen 
lie  höchst  mögliche  Ausbildung  aller  seiner  Fähigkeiten  ver- 
angt.  Und  diesem  Recht  entspricht  die  Pflicht  der  Aeltern 
md  Vormünder,  nach  Kräften  dazu  beizutragen.  Diese 
iVahrheit  ist  schon  oft  genug  ausgesprochen;  wahrschein- 
ich  ist  sie  zu  einfach  und  klar,  gewiss  ihre  Erfüllung  zu 
chwer  und  zu  verschieden  aufzufassen,  als  dass  sie  bisher 
uit  dem  nöthigen  Nachdruck  hätte  durchschlagen  können. 
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Natürlich  aber  werden  die  Pflichten  der  Aeltern  und  Vor- 
münder nie  weiter  gehen,  als  ihr  Verstand  und  ihre  Ver- 
mögensverhältnisse es  erlauben.  Auch  müssen  deren  Pflich- 
ten und  die  damit  verbundenen  Rechte  in  demselben  Masse 
zwangsweise  sich  zu  manifestiren  aufhören,  in  welchem  die 
Kinder  selbständig  werden  und  ihre  eigenen  Pflichten  zur 
allseitigen  Ausbildung  nicht  nur  begreifen  lernen,  sondern 
auch  wirklich  üben.  Wir  halten  es  für  gleich  unthunlich, 
Aeltern  durch  directen  Zwang  zur  Sendung  ihrer  Kinder  in 
die  Schule  zu  veranlassen,  wie  von  denselben  Schulgeld  zu 
verlangen,  wenn  ihnen  das  Vermögen  dazu  fehlt.  Fälle, 
in  denen  die  Aeltern  lediglich  aus  schmuzigen  Gründen  die 
Kinder  vom  Schulbesuch  abhalten  oder  trotz  ihres  Vermö- 
gens das  Schulgeld  weigern,  werden  stets  nur  ausnahms- 
weise vorkommen  und  weder  durch  Unterrichtszwang,  noch 
durch  Unterrichtsfreiheit,  weder  durch  Unentgeltlichkeit  noch 
durch  Entgeltlichkeit  des  Unterrichts  beseitigt,  beziehungs- 
weise vermehrt,  sondern  nur  durch  den  allgemeinen  Fort- 
schritt der  wahren  Intelligenz  und  der  Einsicht  ihrer  Be- 
deutung für  das  öffentliche  Leben  beseitigt  werden  können. 
Hier  zeigt  sich  wieder  die  rettende  Kraft  anerkannter  und 
geordneter  Freiheit  und  allgemeiner  politischer  Befähigung 
des  Menschen.  Fühlt  sich  nämlich  dieser  gehoben  in  seiner 
politischen  Qualität,  treibt  ihn  ein  richtiges  Ehr-  und  Pflicht- 
gefühl, auf  die  active  Betheiligung  am  öffentlichen  Leben 
Werth  zu  legen,  so  wird  er  noch  selbst  in  reifern  Jahren 
die  Lücken  des  frühern  Unterrichts  cinigermassen  auszu- 
füllen, jedenfalls  aber  dafür  zu  sorgen  wissen,  dass  seine 
Kinder  in  ihrer  Jugend  nicht  die  Aneignung  jener  allge- 
meinsten Kenntnisse  unterlassen,  ohne  welche  nach  unsern 
Verhältnissen  jede  Sicherheit  im  öffentlichen  Auftreten  feh- 
len müs8te.  Wer  die  Gesetze  und  politischen  Verhandlun- 
gen nicht  lesen,  seine  eigene  Wahlstimme  nicht  selber  schrei- 
ben kann,  der  ist  keines  Schritts  in  der  politischen  Welt 
sicher  664),  wenn  auch  der  Mangel  der  elementarsten  Kennt- 


564)  Dies  ist  der  Grund,  warum  die  Rechtsvorschrift  des  Nachweise«! 
genossenen  Elementarunterrichts  als  Bedingung  der  politischen  Wahlfähig- 
keit, resp.  drs  vollen  Bürgerrechts  gebilligt  werden  niuss.  Denn  bei  der 
allgemeinen  Möglichkeit   eines   solchen   Unterrichts  kann  jener   Nachweis 
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sse  nicht  die  Folge  einer  unüberwindlichen  Charakterfaul- 
it  wäre. 

So  wirken  schon  in  dieser  ersten  Frage  die  Rechte  des 
aats,  der  Kinder  und  ihrer  Aeltern  mit  den  Bürgerpflich- 
q  der  letztern  und  den  Entwickelungen  des  Pflichtgefühls 
der  Jugend  selbst  zusammen.  Allein  eben  aus  dem  Um- 
mde,  dass  nur  sehr  wenige  das  Vermögen  haben,  den 
»thigen  Unterricht  ihren  Kindern  allein  ertheilen  zu  lassen, 
Igt,  abgesehen  von  sonstigen  gegen  den  Hausunterricht 
rechenden  Gründen,  dass  eine  Association  zum  Zweck 
*r  nothigen  Unterrichtsanstalten  stattfinden  muss.  Hier 
etet  sich  zuerst  die  Localgemeinde  oder  ein  bestimmter 
keil  einer  grossem  Localgemeinde  als  das  natürlichste  Ge- 
llschaftselement für  den  primären  Unterricht  dar,  für 
>here  und  besondere  Unterrichtsanstalten  die  Vereinigung 
ehrerer  Ortsgemeiuden  oder  der  District,  und  für  noch 
>hcrc  Lehranstalten,  die  keinen  centralen  Charakter  haben, 
e  Verbindung  mehrerer  Districte  oder  die  Provinz.  Hier 
tsteht  nun  in  Verbindung  mit  dem  allgemeinen  Recht  der 
•eiheit,  Unterricht  zu  gemessen  oder  nicht,  die  Frage,  ob 
an  die  Gemeindeglicdcr  auch  gegen  ihren  Willen,  wenn 
cht  zur  Beschickung  der  Schule,  doch  zur  Zahlung  der 
treffenden  Beiträge  zwingen  könne?  Ferner  ob  der  Staat 
>erhaupt  für  die  mangelnden  Gemeindemittel  einzustehen 
,be? 

Die  Beantwortung  dieser  und  ähnlicher  Fragen  mag 
genblicklich  eine  Regierung  beschäftigen  und  muss  natür- 
h  immer  im  Sinne  einer  gesunden  Politik  entschieden  wer- 
n.  Allein  sie  kann  nie  allgemein  gültig  nach  einem  soge- 
nnten  Princip  geschehen  und  würde,  wenn  es  doch  ver- 
cht  werden  sollte,  nichts  nützen.  So  stellt  sich  z.  B.  das 
»dürfniss  öffentlicher  Lehranstalten  sehr  verschieden,  je 
chdem    Stiftungen    und    Privatunternehmungen    Einzelner 


;h  weniger,  als  ausserdem  der  Fall  sein  würde,  für  den  Werth  und  die 
•htung  der  politischen  Thätigkeit  der  Bürger  eine  Garantie  geben,  da 
itischer  Charakter  und  politische  Intelligenz,  abgesehen,  dass  sie  in 
schiedenen  Zeiten  und  von  verschiedenen  Seiten  keineswegs  gleich  auf- 
asst  werden,  nicht  allein,  oft  gar  nicht  auf  dem  Genuas  oder  den 
kchten  eines  solchen  Unterrichts  beruhen. 
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oder  einer  Gesellschaft  dem  Bedürfhisse  zuvorkommen 
oder  nicht;  und  so  weit  der  Begriff  einer  öffentlichen  Lehr- 
anstalt, so  nützüch  jede  öffentliche  Lehranstalt  wenigstens 
mittelbar  für  alle  Staatsangehörigen,  so  förderlich  sie  für 
die  engern  localen  Kreise  ist,  so  kann  doch  jedenfalls  der 
Kostenaufwand  für  die  höhern  oder  speciellern  Lehranstal- 
ten nicht  unter  denselben  Gesichtspunkt  fallen,  wie  der  für 
die  Primär-  oder  Elementarschulen. 

Die  Schule  ist  eine  Einrichtung,  welche  nachhaltig 
wenigstens  ihr  eigentliches  Leben  nur  aus  dem  Geiste  des 
Volks  selbst  bekommen  kann.  Hat  es  in  dieser  Beziehung 
andere  Zeiten  gegeben,  so  darf  nicht  übersehen  werden, 
dass  eben  jene  Zeiten  anders  geworden  sind.  Die  Staats- 
gesellschaft kann  mittelbar  durch  die  Gesammtheit  ihrer 
Einrichtungen  und  den  Geist  ihrer  Verwaltung  auf  die  all- 
gemeinste Frequentation  des  öffentlichen  Unterrichts  wirken, 
sie  kann  das  geistige  Brot  dem  Unvermögenden  noch  we- 
niger verweigern  als  das  leibliche.  Aber  sie  kann  in  dem 
Zwangsunterricht  für  die  Schule  kein  Princip  aufstellen, 
ohne  mit  dem  Grundprincip  ihres  ganzen  Lebens,  dem 
der  organischen  Spontaneität,  in  Widerspruch  zu  gerathen, 
und  ebenso  wenig  kann  sie  von  dem  allgemeinen  Grundsatz 
der  proportionell  gleichen  Beitragspflicht  zu  allen  öffent- 
lichen Lasten  bei  dem  Bedürfnisse  des  Staats  für  den 
öffentlichen  Unterricht  eine  Ausnahme  zulassen  (siehe  unten 
zu  b).  660) 


5G5)  Ueber  die  Notwendigkeit  des  Unterrichts,  sowie  darüber,  dass 
die  Armuth  des  Unterrichts  nicht  minder  bedürftig  sei  als  der  Reichthum, 
wegen  Zahlungsunfähigkeit  also  davon  nicht  ausgeschlossen  werden 
sollte  u.  s.w.,  das  heisst  eigentlich  über  den  sittlichen  Kern  der  Sache 
dürfte  kaum  ein  ernstlicher  Streit  sein.  Die  Frage  stellt  sich  daher  so, 
ob  und  inwiefern  durch  das  öffentliche  Recht  Zwangspflicht  zum  Unter- 
richt und  Unentgeltlichkeit  desselben  festgesetzt  werden  will,  kann  und 
soll.  Diese  rein  politische  Frage,  welche  das  Alterthum  gleichsam  nega- 
tiv mit  dem  Verbot  des  politisch  wichtigen  Unterrichts  für  die  Sklaven 
und  selbst  für  die  nicht  herrschenden  Klassen,  und  zwar  ganz  consequent, 
beantwortete,  wird  hier  zum  Theil  nach  den  allgemein  anerkannten  Prin- 
cipien  nur  insofern  verschieden  beantwortet  werden,  als  das  Verhältnis* 
zwischen  Unterricht  und  politischer  Befähigung,  der  Begriff  der  letztern 
und  die  Auffassung  des  Constitutionalismus,  sowie  die  Unterrichtssysteme 
verschieden  sind  und  als  man  entweder  die  Verbesserung  und  Verbreitung 
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Die  Schale  muss  als  eins  der  wichtigsten  Mittel  für 
alle  personlichen  und  gesellschaftlichen  Zwecke,  sowie  ge- 
gen die  Krankheiten  der  Gesellschaft,  nicht  nur  gepredigt, 
sondern  auch  in  diesen  Eigenschaften  erkannt  werden.  Dies 
ist  aber  im  Verhältniss  zu  unserer  Frage  nicht  etwa  eine 
„petitio  principii",  weil  man  vielleicht  sagen  konnte,  wer 
die  Schule  nicht  beschickt,  wer  für  sie  nichts  zahlt,  der 
könne  sie  auch  nicht  erkennen  oder  gehe  von  einer  ent- 
gegengesetzten Ansicht  aus;  auch  habe  die  Jugend  ohnehin 
in  diesen  Dingen  noch  keine  eigene  Ansicht.  Denn  unser 
Verlangen  steht  gerade  dahin,  die  Schule  so  einzurichten 
und  zu  besetzen,  dass  sie  jene  Eigenschaften  in  einem  gar 
nicht  zu  verkennenden  Grade  haben  muss.  Aeltern  und 
Kinder  aus  der  grossen  Masse  mögen  sich  auch  zu  einer 
solchen  Schule  anfangs  in  wenigen  vereinzelten  Fällen  passiv 
verhalten,  dies  dürfte  aber  für  keinen  Staat  von  erheblicher 
Bedeutung  und  von  Dauer  sein,  wenn  diejenigen,  welche 
sich  in  irgendeiner  Weise  zur  Leitung  ihrer  Volker  oder 
doch  zur  Ausübung  eines  bestimmenden  Einflusses  auf  de- 
ren Geschicke  berufen  erachten,  in  Beziehung  auf  Einrich- 
tung und  Besetzung  der  Schulen  die  richtige  Activität  ent- 
wickeln. 

Zu  b).  Das  Vorhandensein  tüchtiger  öffentlicher  Ele- 
mentarunterrichtsanstalten ist  für  den  Staat  im  ganzen,  also 
auch  für  jeden  seiner  Angehörigen  wichtiger  denn  Gerichte 
oder  sonstige  öffentliche  Anstalten.  Bei  dem  Eintreten  der 
allgemeinen  Intelligenz  in  den  Kreis  der  entscheidenden 
Factoren  des  öffentlichen  Lebens,  wie  dies  unbestreitbarer- 
massen  durch  die  modernen  Staatsverfassungen  begründet 
ist,  hat  die  öffentliche  Schule  eine  Bedeutung  gewonnen, 
welche  sie  wenigstens  in  dieser  Art  und  Allgemeinheit  frü- 
her nie  und  nirgends  besessen.  Die  segenreichen  Wirkun- 
gen aller  öffentlichen  Unterrichtsanstalten  äussern  sich  aber 
übereinstimmend  in  doppelter  Weise,  nämlich  entweder  ganz 
allgemein  durch  ihr  Dasein  und  ihre  allgemeinen  Wirkungen, 


des  Unterrichts  als  Mittel  des  staatlichen  Fortschritts ,  oder  diesen  als 
Mittel  der  erstem,  oder  endlich,  wie  wir,  beide  in  unauflöslicher  Ver- 
bindung und  Wechselwirkung  sich  denkt 


572  Fünfzehnter  Abschnitt. 

oder  besonders,  d.  h.  in  dem  Gebrauch,  den  die  Einzelnen 
davon  machen. 

Hieraus  rechtfertigt  sich,  dass  der  Volksunterricht  eini- 
germassen  allgemeine  Staatslast,  also  auch  von  allen  pro- 
portioneil gleich  zu  tragen  sein  muss,  während  abgesehen 
davon,  ob  der  Staat  oder  die  Ortsgemeinde  oder  sonstige 
Localverbände  und  in  welchem  Masse  sie  direct  oder  sub- 
sidiär für  die  Kosten  der  öffentlichen  Lehranstalten  einzu- 
stehen haben,  jeder,  der  zu  seinem  persönlichen  Vortheil 
für  sich  oder  die  Seinen  Gebrauch  macht,  mit  Recht  dafür 
noch  etwas  besonderes  entrichten  soll.  Das  Schulgeld  ist 
für  die  Schule,  was  die  gerichtlichen  Processkosten  für  die 
Rechtspflege.  Dem  Unvermöglichen  müssen  auch  die  Schul- 
gelder, mit  welchen  man  übrigens  niemals  die  Schule  be- 
zahlt zu  haben  glauben  darf,  bis  zur  Besserung  seiner  Ver- 
mögensverhältnisse gestundet  werden. 

Zu  c).  Lehrer  und  Lehre  gehören  zusammen.  Ersterer 
ist,  selbst  wenn  nach  einer  allgemeinen  Schablone  dressirt, 
etwas  überwiegend  Individuelles,  letztere,  wenngleich  durch 
die  Persönlichkeit  des  Lehrers  bedingt,  etwas  überwiegend 
Übjectives.  Lehrer  und  Lehre  bedürfen,  wenn  sie  tüchtig 
sein  sollen,  der  Freiheit  mindestens  ebenso  sehr  wie  das 
Lernen.  Die  Leitung  des  Unterrichts  kann  daher  keine 
polizeilich -administrative  Abhängigkeit  desselben  bedeuten; 
aber  ebenso  wenig  eine  vollständige  und  ausschliessliche 
Unterwerfung  desselben  unter  rein  confessionelle  Rücksich- 
ten. Der  Staat  ist  nicht  ohne  Religion;  aber  der  freie  Staat 
muss  ohne  Confession  sein.  Die  Kirche  ist  nicht  ohne 
Staat,  aber  sie  muss  confessionell  sein.  Die  confessionelle 
Freiheit  der  Kirche  verlangt,  dass  der  Staat  die  confessio- 
nellen  Schulen  erhalte  und  auch  die  Schuloberaufsicht  in 
der  Verwaltung  so  einrichte,  dass  die  Schulen  einer  jeden 
Confession  von  Beamten  derselben  Confession  beaufsichtigt 
werden.  Die  Mehrheit  von  Confessionen  in  einem  und  dem- 
selben Staate  steigert  auf  der  einen  Seite  die  Zahl  der 
möglichen  Collisionen  zwischen  Staat  und  Kirche,  während 
sie  auf  einer  andern  Seite  deren  Ausbruch  vielleicht  er- 
schwert und  ihre  Beilegung  erleichtert.  In  mancher  Be- 
ziehung gilt  dasselbe  von  dem  Falle,  wo  ein  Theil  der  Be- 
völkerung   eines   Staats   in   religiösen   Dingen   unter   einem 
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auswärtigen  Kirchenoberhaupt  steht,  welcher  Umstand  die 
staatsrechtliche  Stellung  der  betreffenden  Kirche  nicht 
principiell  besonders  bestimmen  darf,  aber,  neben  manchen 
Inconvenienzen  für  den  Staat,  den  grossen  Vortheil  mit  sich 
bringt,  dass  die  religiöse  und  folglich  die  ganze  persönliche 
Freiheit  niemals  dem  Staate  zum  Opfer  werden  kann. 


IV. 

Bekanntlich  gehört  das  Verhältniss  von  Staat  und  Kirche 
zur  Schule,  besonders  zur  Volksschule,  gerade  jetzt  zu  den- 
jenigen Fällen,  gelegentlich  welcher  die  Collisiouen  zwischen 
Staat  und  Kirche  am  häufigsten  zum  Ausbruch  kommen. ftö6) 
Die  modernen  Gesellschaftsprincipien  haben  sich  sainint  einer 
Menge  alten  Grolls  auf  dieses  Verhältniss  geworfen.  Worte, 
und  wären  es  auch  sogenannte  principielle,  werden  hier 
wenig  thun,  imd  die  Erfahrung  lehrt,  dass,  während  von 
beiden  Seiten  unter  der  Fahne  der  Freiheit  und  aller  höch- 
sten Güter  der  Menschen  gefochten  wird,  niemand  mehr 
leidet  als  diejenigen,  um  deren  unveräusserliches  Menschen- 
recht,  das  menschenwürdige  Erzogenwerden,  es  sich  han- 
delt. Herrenrechte,  nicht  höhere  Pflichten,  Herrschafts- 
interessen, nicht  Freiheitsrechte  spielen  nur  zu  oft  dabei  die 
Hauptrolle,  als  wenn  in  der  Behauptung  providentiell  ange- 
wiesener Herrschaftsrechte  nicht  zugleich  die  Einräumung 
unverzichtbarer  und  unveränderlicher  Pflichten  läge. 

Aber  was  wissen  denn  die  Kinder,  ja  selbst  die  meisten 
Aeltern  von  Dingen,  wie:  freie  Kirche  und  freier  Staat, 
freie  Kirche  im  freien  Staat,  freier  Staat  in  freier  Kirche, 
freie  Kirche  durch  den  freien  Staat,  freier  Staat  durch 
die  freie  Kirche?  Wir  meinen:  im  besten  Fall  so  viel  Richti- 
ges, dass  zwischen  zweien  Gewalten,  die  keinem  gemein- 
samen irdischen  Richter  unterworfen  sind  und  sein  können, 


666)  Troplong,  Du  pouvoir  de  l*etat  sur  l'enseignement  d'apres  l'an- 
cien  droit  public  francais  (Paris  1844).  Tocqueville,  Das  alte  Staatswesen, 
S.  125  fg.,  187,  190,  303,  310.  Mohl,  Geschichte  der  Literatur,  N,  161, 
183,  188,  191  fg.,  200  fg.,  233.  Kaltenhorn,  a.  a.  O.,  T,  347.  Kaiser, 
Schweizerisches  Staatsrecht,  I,  131. 
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Competenzconflicte  vorgekommen  sind  und  immer  vorkom- 
men werden,  und  dass  sich  dieselben  demnach  n  allen  sol- 
chen Vorkommnissen  vertragen  müssen.  In  der  That  gibt 
es  zur  Lösung  derartiger  Conflicte  kein  anderes  Mittel,  als 
dieses  Resum^  eines  unbefangenen  gesunden  Sinnes.  Auch 
für  die  Ünterrichtsfrage  wissen  wir  keine  andere  Losung. 
Nicht  einmal  eine  Trennuug  des  religiösen  und  des  übrigen 
Unterrichts  mit  Unterstellung  lediglich  des  erstem  unter 
kirchliche,  des  letztern  unter  weltliche  Oberaufsicht  halten 
wir  für  thunlich  oder  auch  nur  für  möglich,  theils  aus  in- 
nern  Gründen,  weil  wie  der  Mensch,  so  auch  6eine  ganze 
Erziehung  und  der  ganze  Unterricht  in  ihrer  Einheit  be- 
trachtet und  geleitet  werden  müssen,  und  wenigstens  in  einer, 
nämlich  der  obersten  Instanz  der  Unterrichtsleitung,  diese 
Einheit  auch  dargestellt  sein  muss,  theils  weil  jene  Trennung 
selbst  in  den  untern  Instanzen  nicht  wirklich  durchgeführt 
werden  kann.  667) 

V. 

Für  viele  ist  die  Elementar-  oder  Primärschule  die  erste 
und  letzte  eigentliche  Schule.  Zwar  können  später  noch 
besondere  Schulen  kommen,  z.  B.  Sonntagsschuleu,  gewerb- 
licher, landwirtschaftlicher  Unterricht  u.  s.  w.  Allein  dann 
ist  der  besondere  Beruf  schon  entschieden,  und  manche  be- 
sondere Berufe  erhalten  einen  spätem  besondern  Unterricht 
gar  nicht  mehr.  Jedenfalls  setzt  dieser  die  Wahl  des  Be- 
rufs 660)  voraus  und  kann  auch  mehr  dem  freien  Willen  des 
Jünglings  anheimgestellt  werden. 


567)  Die  von  uns  unter  III.  c)  vorgeschlagene  Trennung  der  Ober- 
aufsicht über  die  Schulen,  welche  nach  der  Natur  der  Schule  keine  poli» 
zeiliche  oder  administrative  Unfreimachung  der  Lehre  und  Lehrer  enthal- 
ten kann  und  nach  welcher  in  den  Mittel-,  resp.  Centrale  teilen  der  Ver- 
waltung diese  Oberaufsicht  nach  den  Confessioncn  getheilt  werden  soll, 
hebt  natürlich  die  Einheit  der  Staatsgewalt,  resp.  Regierung  nicht  auf, 
wovon  die  „jura  circa  sacra  et  in  sacrau  jedes  Monarchen  hinreichend 
Zeugniss  geben.  Eben  jene  Trennung  beseitigt  aber  auch  den  letzten 
Grund  für  eine  Scheidung  des  religiösen  von  dem  übrigen  Unterricht.  Durch 
sie  und  durch  die  Einräumung  des  Vorsitzes  in  dem  Ortsschulrath  an  den 
Ortspfarrer  dürfte  der  badische  Schulgesctzconllict  allein  zu  einem  wenig- 
stens äusserlichen  Abschluss  zu  bringen  sein. 

568)  Fröbel,  a.  a.  0.,  II,  50  fg.    Held,  System,  I,  120  fg.;  II,  580. 
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Der  Beruf  entscheidet  sich  regelmässig  in  der  Periode 
des  Primarun tcrricht8 ;  manchmal  ist  er  schon  vor  ihr  ent- 
schieden; seltener  erst  nach  ihr.  Hier  begegnen  wir  nun 
dein  Princip  der  freien  Berufswahl,  während  wir  wissen, 
dass  die  Bestimmung  des  Berufs  der  Kinder  eine  Sache  der 
Aeltcrn  sei  M9),  die  mit  der  älterlichen  Erzichungsau  fgabe 
in  nothwendiger  Verbindung  steht.  Die  Aeltern  also  wüh- 
len pflichtgemäss  den  Beruf  des  Kindes,  und  das  Kind  folgt 
pflichtgemäss  der  Entscheidung  der  Aeltern.  Aeltern  und 
Kinder  können  sich  gegen  diese  Pflichten  nicht  nur  ab- 
sichtlich schwer  versündigen,  sondern  auch  bei  allem  guten 
Willen  gewissenhafter  Erfüllung  sehr  täuschen.  Aeltern 
können  etwas  aus  gewissen  Wahrnehmungen  für  den  inner- 
sten Beruf  eines  Kindes  halten,  was  vielleicht  das  gerade 
Gegentheil  davon  ist,  und  selbst  scheinbar  sehr  entschieden 
auftretende  Neigungen  der  Kinder  haben  sich  oft  trügerisch 
erwiesen.  Wo  ist  hier  Freiheit,  wo  Wahrheit?  Und  doch 
ist  etwas  von  beiden  da,  jedenfalls  gegenwärtig  viel  mehr, 
als  es  früher  möglich  gewesen.  Staat  und  Gesellschaft  er- 
kennen nämlich  kein  angeborenes  oder  dem  Reichthum  aus- 
schliessliches Vorrecht  auf  Unterricht  überhaupt  oder  auf 
eine  besondere.  Art  des  Unterricht  an,  und  noch  weniger 
einen  Ersatz  der  nothigen  Fähigkeiten  und  Kenntnisse  durch 
Geburt  oder  Reichthum,  am  allerwenigsten  die  unabänder- 
liche Bestimmtwerdung  des  Berufs  durch  die  Geburt.  ö7°) 
Auf  diese  Weise  ermöglicht  unser  gegenwärtiger  Zustand 
eine  grössere  Freiheit  und  eine  stärkere  Berücksichtigung 
der  individuellen  Eigenschaften  in  der  Wahl  des  Berufs  der 
Aeltern  für  ihre  Kinder  und,  im  Fall  eines  Misgriffs  von 
ihrer  Seite,  dessen  leichtere  Hebuag.  Offenbar  ist  dieser 
Znstand  im  Vergleich  zu  den  entgegengesetzten  Anschauun- 
gen anderer  Zeiten  ein  bedeutender  Fortschritt  der  Freiheit, 
eine  grosse  Steigerung  der  Wahrheit.  Aber  für  sich  allein 
würde  das  moderne  Recht  auch  in  dieser  Beziehung  fast 
werthlos  erscheinen  müssen. 

Damit  die  Freiheit  des  Berufs  einen  praktischen  Wcrth 


569)  Barran,  a.  a.  O.,  S.  117.  < 

570)  Hatte  dies  doch  schon  Herr  von  Montbel,  einer  der  Exminister 
Karl'fl  X.,  anerkannt    Müller,  CA.,  a.  a.  O.,  S.  244. 
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erhalte,  muss  grundsätzlich  anerkannt  sein,  dass  jeder  den 
gewählten  Beruf  auch  ausüben  und  mit  einem  allenfallsigen 
Wechsel  des  Berufs  auch  in  der  Ausübung  wechseln  darf. 

Hier  werden  übrigens  nothwendig  gewisse  Momente  zn 
berücksichtigen  sein.  Denn  einmal  ist  der  Mensch  bei  den- 
jenigen seiner  Leistungen,  welche  eine  gesellschaftliche  Be- 
deutung haben,  auch  von  der  Nachfrage  abhängig.  Fürs 
zweite  wählt  eine  Menge  von  Menschen  ihren  Beruf  nur 
negativ,  d.  h.  sie  entscheiden  sich  für  denjenigen  Beruf,  von 
dem  sie  sich  am  wenigsten  abgestossen  fühlen.  Diejenigen, 
welche  nach  den  sich  darbietenden  Aussichten  auf  Erfolg 
wählen,  sind  schon  die  Ueberlegtern.  Endlich  wählen  viele 
gar  nicht,  sondern  lassen  die  bestehenden  Verhältnisse  wir- 
ken. 6n)  In  allen  diesen  Fällen  von  einem  erhabenen  Frei- 
heitsrecht oder  von  einem  edeln  Freiheitsgebrauch  sprechen 
zu  wollen,  wäre  eine  Thorheit,  eine  Arroganz  oder  eine 
Unredlichkeit.  Leute,  welche  nicht  tiefer  mit  ihrem  Beruf 
verwachsen  sind,  müssen  sichs  gefallen  lassen,  nicht  weiter 
frei  zu  sein,  als  ihre  Abhängigkeit  von  der  Nachfrage  es 
gestattet.  Die  Gesellschaft  thut  genug,  wenn  sie  jeden  ge- 
währen lässt,  durch  das  Verhältniss  zwischen  Angebot  und 
Nachfrage  die  Freiheit  dem  natürlichsten  Gesetz  zu  ihrer 
Regulirung  anheimstellt,  durch  zweckmässige  social-politiscbe 
Gesetze  die  übrigen  Interessen  der  Freiheit  und  Ordnung 
aussöhnt  und  äusserstenfalls  keinen  gegen  seinen  Willen 
verhungern  lässt.  Das  übrige  muss  das  Individuum  und 
die  Freiheit  selber  thun.  Gesellschaftlich  berechtigt  ist  nur 
die  Arbeit  ö7"2),   deren  die  Gesellschaft  bedarf,  und  zwar  in 


671)  Aehnliche  Erscheinungen  finden  sich  anch  in  Beziehung  auf  den 
sogenannten  Beruf  ganzer  Völker.  Je  mehr  sieb  solche  über  ihren  Bern^ 
der  oft  mit  einer  sogenannten  traditionellen  Politik  oder  mit  der  Begrün- 
dung der  Macht  eines  Volks  zusammenhängt,  tauschen  können,  und  je 
länger  sie  sich  häufig  gar  nicht  um  ihren  besondern  Beruf  kümmern, 
desto  entschiedener  muss  auch  ihnen  ein  Recht  auf  einen  Wechsel  ihrei 
Berufs,  resp.  auf  eine  entsprechende  Aenderung  ihrer  Politik  zuge- 
sprochen werden. 

572)  Ueber  die  Umwandlung  der  Zünfte  mit  ihren  Jurandes  aus  Trä- 
gern der  Freiheit  der  industriellen  Arbeit  in  privilegirte  Monopolisten  des 
als  vom  König  verkäuflich  gedachten  Rechts  auf  Arbeit  oder  zu  arbeiten 
(seit  dem  Anfang  des  IC.  Jahrhundorts),  s.  Tocqueville,  Das  alte  Staats- 
wesen,  S.  121. 
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ler  Art  und  in  dem  Masse,  wie  sie  sie  braucht.  In  dem 
llgemeinen  Bedürfhiss  liegt  der  verlassigste  Regulator  der 
Ugemeinen  Arbeitsangebote.  Der  Staat  als  solcher  ist  kein 
Lßsecurant  jeder  beliebigen  individuellen  Richtung;  aber  er 
ann  den  Individualitäten  die  entsprechende  Richtung  geben 
nd  darf  der  gemeinnützigen  und  nothwendigen  Arbeit  Lohn 
nd  Anerkennung  nicht  weigern.  Für  sich  allein  zu  arbei- 
3n,  ist  nicht  gesellschaftlich.  Jedenfalls  mag  eine  Arbeit, 
ie  der  Arbeiter  nur  für  sich  selbst  braucht,  er  sich  auch 
ur  selber  zahlen.  Die  Meinungsverschiedenheit  des  Arbei- 
ers  und  der  Gesellschaft  über  den  gesellschaftlichen  Werth 
er  Arbeit  kann  nur  das  Leben  selbst  ausgleichen.  Uebel- 
tanden,  welche  sich  z.  B.  infolge  von  Uebergangsstadien 
wischen  entgegengesetzten,  die  Gesellschaft  beherrschenden 
deen  ergeben,  hat  der  Staat  mit  weiser  Politik  nur  die  Ge- 
ährlichkeit  zu  benehmen. 

Es  gibt  aber  auch  solche,  in  denen  eine  unwidersteh- 
iche  innere  Berufsrichtung  lebt,  welche-  dieselbe  gegen  alle 
lindernisse  verfolgen  und  endlich  auch  siegreich  durch- 
etzen.  Diese,  der  Zahl  nach  immer  die  wenigsten,  wer- 
ten, vom  Standunkt  der  Berufsfreiheit  aus,  dem  Staate 
;eine  Verlegenheiten  bereiten.  Ihr  Beruf  wird  sie  schon  in 
inem  hohen  Grade  befriedigen,  und  sie  werden  ihn  meist 
lit  solchem  Erfolg  betreiben,  dass  ihren  in  der  Regel  be- 
cheidenen  Forderungen  verhältnissmässig  leicht  genügt  wer- 
en  kann.  Die  Berufsfreiheit  wird  daher  dem  Staat  in  ders- 
elben Grade  keine  Verlegenheiten  machen,  in  welchem  die 
reie  Wahl  der  Berufe  nicht  ein  leeres  Wort,  sondern  eine 
batsachliche  Wahrheit  ist.  Dabei  darf  übrigens  nicht  un- 
rwogen  bleiben,  dass  auch  bei  ursprünglich  nicht  frei  er- 
rufenem Beruf  später  eine  Ratihabition  eintreten  kann, 
reiche  den  Mangel  der  freien  Wahl  ersetzt.  67S) 

Mit  der  Berufsfreiheit  hängen  noch  mehrere  andere 
Hgemeine  Freiheitsrechte  näher  zusammen  oder  können 
och  gerade  in*  Verbindung  mit  ihr  zweckmässig  betrachtet 
rerden. 


573)  Volle   Freiheit    der    Berufswahl   besteht   in    China.     Huc,  Das 
linesische  Reich,   II,  50.      Selbst  das    indische  Kastensystem  gestattet 
nige  Freiheit. 
Held.    m.  37 
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Wir  meinen  hiermit  die  freie  Wahl  der  Religion  nach 
eingetretenem  Unterscheidungsalter,  und  zwar  ohne  dass 
der  Religions-  oder  Confessionswechsel  mit  rechtlichen  Nach- 
theilen verbunden  wäre;  ferner  die  freie  Wahl  des  Ehe- 
gatten, welches  Recht  die  Ergänzung  des  von  den  A  eitern 
grundlos  verweigerten  Consenses  durch  das  Gericht  zur 
Folge  haben  muss;  dann  die  Freiheit,  sich  überhaupt  zu 
verehelichen  und  an  demjenigen  Orte  niederzulassen,  wel- 
cher der  Ausübung  des  ergriffenen  Berufs  am  günstigsten 
erscheint,  infolge  dessen  aber  auch  die  Freiheit,  diesen  Ort 
beliebig  zu  wechseln  674);  endlich  die  Beseitigimg  einer 
Menge  von  Strafen  oder  strafprocessualen  Einrichtungen, 
welche  in  ihrer  Einwirkung  auf  die  Persönlichkeit  oder  das 
Vermögen  die  Freiheit  überhaupt  und  die  Berufsfreiheit  ins- 
besondere wenn  nicht  absolut  vernichten,  doch  wesentlich 
benachtheiligen. 

Zu  den  Strafen  gehört  namentlich  die  Todesstrafe,  die 
Vermogensconfiscation,  absolut  menschenwidrige  und  für 
immer  infamirende  oder  ruinirende  oder  gar  auf  die  Nach- 
kommen übergehende  Strafen  und  die  Landesverweisung. 

Denn  der  Staat  kann  nicht  nehmen,  was  er  nicht  ge- 
geben, es  wäre  denn,  dass  er  ohne  dasselbe  nicht  bestehen 
kann. 

Die  frühern  rauhen  Zeiten  lassen  die  Todesstrafe 676) 
in  einem  ganz  andern  Lichte  sehen,  als  in  welchem  wir  sie 
erblicken.    Wenn  infolge  der  geschichtlichen  Entwickelungen 


574)  Auch  der  fast  unerschöpfliche  Begriff  der  Verkehrsfreiheit, 
namentlich  in  Beziehung  auf  Gewerbe  und  Handel,  also  auch  die  Besei- 
tigung vieler  herkömmlicher  Hindernisse,  z.  B.  der  Reisefreiheit,  der  Waa- 
rensendungen  n.  s.  w. ,  wie  Pässe ,  Mauthen ,  Wasserzölle  u.  s.  w.  gehören 
hierher.  Ueber  die  Gewerbefreiheit  s.  Oentz,  a.  a.  0.,  II,  27,  30.  Co* 
stant,  B.,  a.  a.  O.,  I,  356. 

575)  Ueber  die  Todesstrafe:  Guizot,  De  la  peine  de  mort  en  mattere 
pol.  (Paris  1822).  Derselbe,  Histoire  parlementaire,  I,-  149.  Mommsen,  a. 
a.  O.,  III,  176  fg.  Augustinus,  De  civit  Dei,  Buch  1,  Kap.  21.  Zacka- 
riae,  Vierzig  Bücher,  IV,  342.  Viel-Castel,  a.  a.  0.,  III,  189  (schon  das 
ofte  Denken  und  Wünschen  der  Todesstrafe  stumpft  gegen  sie  ab).  Gm- 
stant,  B.,  a.a.O.,  I,  328  fg.  Bemal,  a.a.O.,  II,  269.  Mittermaier,  C.  J., 
Die  Todesstrafe  nach  den  Ergebnissen  der  wissenschaftlichen  Forschungen, 
der  Fortschritte  der  Gesetzgebung  und  der  Erfahrungen  (Heidelberg  1862). 
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die  Todesstrafe  auf  uns  gekommen  ist,  so  mag  bei  der  Fort- 
wirkung früherer  Zustande  die  Frage  berechtigt  sein,  ob 
der  Augenblick  eingetreten,  wo  die  Existenz  des  Staats 
durch  die  Beseitigung  der  Todesstrafe  nicht  gefährdet,  die 
Forterhaltung  derselben  also  auch  nicht  länger  Existenzbedin- 
gung für  den  Staat  sei?  Dem  concreten  Staat  gegenüber 
erscheint  demnach  die  Aufhebung  der  Todesstrafe  als  eine 
Frage  der  politischen  Zweckmässigkeit.  Allein  ebendes- 
halb muss  die  Aufhebung  dieser  Strafe  eine  Sache  des  Fort- 
schritts und  wird  für  jeden  Staat  nur  eine  Frage  der  Zeit 
sein.  Kann  doch  keine  staatliche  Einrichtung  eine  absolute 
Berechtigung  für  alle  Zeiten  und  Volker  beanspruchen! 
Am  allerwenigsten  aber  dürfte  in  Zeiten,  in  welchen  so  vie- 
les zur  Grcnzregulirung  zwischen  Staat  und  Kirche  ge- 
schehen ist,  es  dem  Staat  gestattet  sein,  die  Rechtfertigung 
oder  Beseitigung  der  Todesstrafe  aus  religiösen  Gründen  zu 
versuchen,  wenn  auch  die  Ansichten  über  das  Verhältniss 
des  Christenthums  zur  Todesstrafe  selbst  innerhalb  der  christ- 
lichen Kirche  minder  entgegengesetzter  Natur  wären,  als  sie 
es  wirklich  sind.  676) 

.    Gleiches   gilt   von   politisch  oder  moralisch  tödtenden, 
die  Rehabilitation  rechtlich  absolut  abschliessenden  67r),  in- 


576)  Man  hat  bereits  schon  fast  allenthalben  die  Todesstrafe  nur  auf 
die  allerschwersten  gemeinen  Verbrechen  beschränkt,  und  selbst  da  häufig 
den  Vollzug  derselben  'durch  Begnadigung  verhindert  und  äusserstenfalls 
in  die  Gefängnisshofe  verwiesen.  Ausfuhrliche  Verhandlungen  über  Auf- 
hebung der  Todesstrafe  fanden  neuestens  in  dem  italienischen  Parlament 
und  in  der  französischen  Nationalversammlung,  hier  infolge  eines  An- 
trags der  -Opposition  zu  Art.  11  des  Adressentwurfs  auf  Beseitigung  der 
Todesstrafe,  statt.  J.  Favre  schloss  seine  famose  Rede  gegen  die  Todes- 
strafe mit  den  Worten:  „Nein,  durch  Menschenopfer  kann  die  Gottheit 
nicht  geehrt,  die  Gesellschaft  nicht  gerächt  werden.  Die  frühern  Jahr- 
hunderte mochten  dies  wol  lehren;  der  Ruhm  unserer  Zeit  wird  darin  be- 
stehen zu  zeigen,  dass  es  köstliche  Guter  göttlichen  Rechts  gibt,  und  diese 
Guter  sind  das  Leben  und  die  Freibeit  des  Menschen. "  Bekanntlich 
wurde  der  Antrag  in  dem  Corps  legislatif  mit  212  gegen  25  Stimmen  ver- 
worfen. Nach  unserer  Ansicht  liegt  in  der  Todesstrafe  etwas  Verwandtes 
mit  dem  Princip  der  Wilden,  den  Feind  wie  jedes  Hinderniss  rücksichts- 
los zu  vernichten. 

577)  Durch  eine  besondere  allerhöchste  Vorordnung  wurde  z.  B.  in 
Baiern  die  Aufhebung  der  entehrenden  Straffolgen  geordnet 

37* 
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famirenden  Strafen  678),    und  wir  zweifeln  nicht,    dass  eine 
Zeit  kommen  werde,    in  welcher  man  über  alle  derartigen 
Strafen   oder   gesetzlichen  Straffolgen   nicht   minder   streng 
urtheilen  werde,    als  wir  über  die  frühern  qualificirten  To- 
desstrafen, Verstümmelungen,  Prügelstrafe  u.  s.  w.  urtheilen. 
Gleichwie  die  Gesetze,   welche  die  Vollziehung  der  Todes- 
strafe  der  unbeschränkten  Oeffentlichkeit  entziehen,    dieser 
Strafe  selbst  den  Todesstoss  gegeben  haben,  so  liegt  in  der 
allgemeinen  Beseitigung  gewisser  Ehrenstrafen,  wie  z.  B.  des 
öffentlichen  Ausstellens  am  Pranger,  des  Brandmarkens  u.  s.  w. 
ein  verdammendes  Urtheil  über  alle  Ehrenstrafen.    Wenn  es 
dem  freien  Menschen  in  der  Strafe  zugerechnet  wird,    dass 
er  die  Gesetze  verletzte,   so  muss  auch  auf  die  Freiheit  ge- 
rechnet werden,    dass  er  sich  corrigire.     Bleibt  doch  dem 
Staate  für  jeden  Wiederholungsfall  seine  Strafgewalt  unbe- 
nommen;   nie  aber  wird  es  für  den  Staat  einen  starkern 
Rechtfertigungsgrund  der  Strafgewalt  geben,   als  die  Besse- 
rung des  Verbrechers.     Kann  der  Staat   für   diese   direct 
nicht  alles,  oft  nur  weniges  thun,  so  darf  er  doch  jedenfalls 
mit  seiner  Strafe  nicht  das  thun,    wodurch  die  Besserung 
zu  einer  absoluten  Unmöglichkeit  würde.     Wir  halten  da- 
für,   dass  es  am  besten  wäre,  den  Verbrecher  nach  erstan- 
dener  Strafe   in  Beziehung   auf  seine  Ehrenhaftigkeit   dem 
Urtheil   seiner  Mitbürger   zu    überlassen.      Wir  halten  dies 
für  um  so  zulässiger,  als  schon  die  nun  fast  allgemeine  Oeffent- 
lichkeit der  Criminalprocedur,    verbunden  mit  Mündlichkeit 
und  Jury  dem  Publikum  eine  viel  grossere  Möglichkeit  gibt, 
den  Grad  der  Ehrenhaftigkeit  eines  Verbrechers  zu  bestim- 
men.   Die  Folgen  des  Verbrechens  gar  auf  die  Kinder  über- 
tragen  wollen,    hiesse   den   schlimmsten  Grad   angeborener 
Unfreiheit  sanctioniren.    Auch  Vermogensconfiscationen  679), 
womit  weder  ein  zweckmässiges  System  von  Geldstrafen  für 


578)  Humboldt,  W.y  a.  a.  O.,  S.  141  fg.  Dolgoroukow,  a.  a.  0., 
S.  178.  Constanty  B.y  a.  a.  0.,  I,  79.  Wahlberg,  W.  J£,  Die  Ebren- 
folgen  der  strafgerichtlichen  Verurtheilung  (Wien  1864). 

579)  Ueber  Vermögensconflscaticm :  Viel-Castel,  a.  a.  0.  (kann  trott 
ihrer  Unzulässigkeit  auf  indirectem  Wege  stattfinden),  III,  189;  IV,  392, 
405,  415.  Constant,  #.,  a.  a.  O.,  I,  115.  Gonzenbaeh  in  der  Zeitschrift 
für  deutsches  Recht  und  deutsche  Rechtswissenschaft,  Bd.  17,  Heft  2, 
S.  250. 


Von  den  wichtigsten  einzelnen  Freiheitsrechten  u.s.w.    581 

gewisse  Reate,  noch  die  Confiscation  der  zur  Ausübung  des 
Verbrechens  gebrauchten  Gegenstände  gemeint  ist,  erschei- 
nen als  verwerflich,  theils  weil  sie  die  Freiheit  der  Persön- 
lichkeit über  jedes  Mass  hinaus  binden  können  und  Unschul- 
dige bis  in  ferne  Generationen  mittreffen  müssen ,  theils  weil 
de  gar  keine  Gleichmässigkeit  der  Strafe  zulassen  und  den 
Staat  durch  das  Verbrechen  zu  bereichern  scheinen. 

Die  Landesverweisung  68°)  als  Strafe  gegen  Inländer 
ist  ein  doppeltes  Unrecht,  weil  sich  durch  dieselbe  der  Staat 
derjenigen  zu  entledigen  sucht,  die  ihm,  wie  er  ihnen,  an- 
geboren sind,  und  dann,  weil  der  Staat  andern  Staaten  seine 
Verbrecher  zusendet,  was  nicht  einmal  im  Kriege,  geschweige 
im  volkerrechtlichen  Stande  des  Friedens  gerechtfertigt  wer- 
den könnte.  Auch  gibt  diese  Strafe  gleichfalls  kein  gerech- 
tes Mass,  was  theils  aus  der  grossen  Verschiedenheit  der 
in  Frage  stehenden  Interessen,  theils  aus  der  Verschieden- 
heit des  Nationalgeistes  der  Völker,  theils  endlich  aus  dem 
verschiedenen  Grade  der  Anhänglichkeit  der  Individuen  an 
die  Heimat  erhellt 

Den  angegebenen  Consequenzen  des  modernen  Freiheits- 
begriffs für  das  materielle  Strafrecht,  zu  welchen  auch  ge- 
hört, dass  das  Polizeistrafrecht  den  Verwaltungsbeamten 
entzogen  und  den  Gerichten  übergeben  worden  ist,  stehen 
nicht  minder  wichtige  Einwirkungen  desselben  auf  das  for- 
melle Strafrecht  oder  den  Strafprocess  zur  Seite. 

Die  unsere  Zeit  beherrschenden  Freiheits-  oder  Huma- 
nitätsideen haben  unsern  Strafprocess  geradezu  umgestaltet, 
und  der  Excess  dieser  Ideen  war  nahe  daran,  ihn  sammt 
dem  Strafrecht  selbst  umzustülpen.  Denn  als  Excess  er- 
scheint es,  wenn  manche  jedes  Verbrechen  nur  als  eine  un- 
freie menschliche  Verirrung,  als  ein  unverschuldetes  Unglück, 
oder  als  eine  nicht  strafbare  Geistesstörung  betrachtet  wis- 


580)  Ueber  Landesverweisung,  Exil,  Deportation,  Ezpatrürung,  Ver- 
bannung u.  s.  w.  s.  Waitz,  Verfassungsgeschichte,  IV,  423,  425,  437  fg. 
Holtzendorf,  F.  o.,  Die  Deportation  als  Strafmittel  in  alter  nnd  neuer  Zeit 
(Leipzig  1859)-  Weit,  F.  H.t  De  poena  deportationis  (Amsterdam  1852)« 
Laurent,  £tudes,  II,  157,  242  fg.  Constant,  &,  a.  a.  O.,  I,  151.  Müller, 
A.,  Die  Uebereinkunft  deutscher  Bundesstaaten  vom  15.  Juli  1851  wegen 
gegenseitiger  Uebernahme  der  Ausgewiesenen  und  Heimatlosen  (Gothaer 
Convention),  Stuttgart  1861.  Unser  Aufsatz  „Verbannung" im Staats-Lexikon. 
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sein  und  dann  doch,  freilich  nicht  consequent,  durch  alle 
erdenklichen  Mittel,  z.  B.  Unvollständigkeit  des  Thatbestan- 
des  u.  8.  wM  um  die  Strafe  herumkommen  wollten.  Exce- 
dirend  erscheinen  nicht  minder  diejenigen,  welche  in  dem 
Verbrechen  nichts  als  eine  Initiativhandlung  erkennen,  m*o- 
durch  ihre  eitle  sentimental- krankhafte,  zärtliche  Humanität 
für  den  Verbrecher,  ohne  alle  Rücksicht  auf  den  Staat  und  die 
Leiden  des  Verletzten,  in  Scene  gerufen  wird;  anderer  noch 
corrupterer  Dinge  zu  geschweigen. 

Es  wurde  jedoch  auch  noch  in  mancher  andern  Hinsicht 
mit  dem  Strafprocess  Unfug  getrieben,  der  sich  wenigstens 
theilweise  aus  den  himmelschreienden  Ausständen  früherer 
Perioden  erklärt.  Man  versetze  sich  in  die  Zeit  zurück,  wo 
die  Verhaftung  681)  als  ein  dringender  Verdachtsgrund  der 
Schuld  galt582),  obgleich  sie  ohne  jede  weitere  Prüfung  verfügt 
werden  konnte.  688)  Bekanntlich  braucht  man  zu  diesem 
Zweck  nicht  bis  zu  den  berüchtigten  „lettres  de  cachet44 
zurückzugehen.  Die  Zeiten,  wo  Dccennien  von  Unter- 
suchungsarrest keine  Seltenheit  waren  und  dieser  Arrest  in 
sympathetischer  Verbindung  mit  der  Wirksamkeit  der  Ge- 
fängnisswärter als  das  wichtigste  Processmittel  erschien, 
Anklage  und  Untersuchung,  ja  selbst  oft  das  Urtheil  in 
einer  Person  vereinigt  waren,  die  „praesumptio  doli"  und 
die  „absolutio  ab  instantia"  florirte  und  weder  das  Haus*84), 


581)  Uebcr  willkürliche  Verhaftung:  Mohl,  Geschichte  der  Lite- 
ratur, III,  175.  Fölix,  in  der  Zeitschrift  für  auswärtige  Rechtswissen- 
schaft, 1831,  S.  341  fg.  Garne,  Staatseinheit,  S.  441,  wonach  das  Recht 
der  willkürlichen  Verhaftung  im  17.  Jahrhundert  in  Frankreich  als  mit 
dem  Königthum  in  dem  Masse  unzertrennlich  erschien,  dass  Anna  von 
Oesterreich  für  ein  Verbrechen  hielt,  es  einen  Tag  lang  auch  nur  dem 
Namen  nach  aufzugeben. 

582)  Greenleaf,  On  evidence,  III,  123,  bei  Lieber,  a.  a.  O.,  S.  47. 

583)  Spuren  des  „Habeas  corpus"  in  deutschen  Weisthümern  s.  bei 
Grimm,  Weisthümer,  I,  827,  828,  832,  846;  II,  22,  38,  152. 

584)  Ueber  Mausfrieden:  Cicero:  „Nil  domo  sua  sanetius,  nil  reli. 
gione  munitins."  Grimm,  Deutsche  Rcchtsalterthümer ,  II,  689  fg.  Ben- 
Unk,  F.  F.,  De  domus  sanetitate  (Leyden  1830).  Laurent,  ätudes,  VII, 
548.  Dollinger,  Heidenthum,  S.  672.  Fwstel  de  Coulanges,  La  cite"  an- 
tique  (Paris  1864;,  Thl.  1.  Zachariae,  Vierzig  Bücher,  I,  125  fg.  Lie- 
ber, a.  a.  O.,  S.  43  fg.  Hcld%  System,  II,  574.  Duncker,  a.  a.  Ö.,  II, 
446.    Buxtore,  a.  a.  O.,  S.  277  fg.    Mundt,  a.  a.  0.,  S.  365  fg.     Der  Ko- 
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noch  der  Brief Ä86)  irgendein  Geheimniss  bewahren  konnten, 
liegen  alle  unsern  Tagen  nicht  fern.  Die  Reform  des  Straf- 
proeesses  hat  in  diesen  Dingen  viel  verbessert ;  sie  ist  übri- 
gens keineswegs  von  Misverständnissen  frei.  Hierher  ge- 
bort die  Meinung,  als  ob  der  gegenwärtige  Strafprocess  we- 
gen Trennung  der  Anklage,  Untersuchung  und  des  Urtheils 
auf  den  privatrechtlichen  Grundsätzen  des  Civilprocesses 
aufgerichtet  sei,  also  nicht  von  dem  politischen  Princip  der 
Inquisition  beherrscht  werde;  als  ob  ferner  die  Oeffentlich- 
keit  eine  absolute  und  nur  zur  Controle  der  Richteramts- 
thätigkeit,  nebenbei  etwa  auch  zur  Befriedigung  frivoler 
Neugier  und  gemeiner  Skandalsucht,  nicht  aber  zur  mög- 
lichst vollkommenen  Reproduction  des  fraglichen  Verbrechens 
vor  dem  durch  seine  Pairs  urtheilenden  Volk  und  zur  klar- 
sten Feststellung  der  Beziehungen  des  Angeschuldigten  zur 
That  dienen  sollte;  als  ob  ferner  That  und  Rechtsfrage  und 
die  Beurtheilung  beider,  oder  die  juristische  und  die  poli- 
tische Erwägung,  unter  allen  Umständen  vollständig  zu 
scheiden  seien  u.  s.  w.  Wie  dem  aber  sei,  so  wird  niemand 
verkennen  können,  dass  der  jetzige  Strafprocess,  ohne  in 
irgendeiner  Beziehung  von  dem  frühern  übertroffen  worden 
zu  sein,  unsern  gegenwärtigen  so  mächtigen  humanen  Zeit- 
ideen mehr  entspricht,  und  dass  in  dessen  Einrichtungen  die 
stärkste  Anerkennung  und  Sicherstellung  der  allgemeinen 
menschlichen  Freiheitsrechte  durch  den  Staat  gefunden  wer- 


ran  befiehlt:  „Du  sollst  nicht  ausforschen  die  Geheimnisse  der  Häuser 
der  Gläubigen."  Bekannt  ist  das  englische:  „My  house  is  my  Castle." 
Ein  Sprichwort  aus  dem  Lande  von  Liege  aber  sagt:  „Pauvre  homme  en 
sa  maison  est  roi."  Memoires  de  l'Academie  royale  de  Bruxelles  (1829)» 
V,  6. 

585)  Das  Briefgeheimniss  ist  wol  der  geringste  Grad  der  Freiheit 
der  Meinungsmittheilung,  seine  Verletzung  daher  auch  das  Gefahrlichste 
und,  wenn  sie  bei  den  öffentlichen  Yerkehrsanstalten  anvertrauten  Briefen 
geschieht,  einzelne  Ausnahmsfälle,  wie  z.  B.  bei  unzweifelhaften  Ver- 
brechern abgerechnet,  das  Ungerechteste.  Ueber  das  „cabinet  noir"  s- 
Viel-Castel,  a.  a.  O.,  V,  312.  Stephan,  Geschichte  der  preussischen 
Post  u.  8.  w.  (Berlin  1859).  Germain,  Du  secret  des  lettres  (Paris  1828)* 
E.  Pelletan  nennt  die  Verletzung  des  Briefgeheimnisses  eine  Verfolgung 
der  Opposition  „sous  enveloppe"  (Sitzung  des  Gesetzgebenden  Körpers 
vom  14.  Juni  1865). 


584  Fünfzehnter  Abschnitt. 

den  muss,    wenngleich   auch    sie   weder  unfehlbar   genannt 
werden,  noch  jeden  Misbrauch  absolut  ausschliessen  können. 

VI. 

Zur  Freiheit  der  Person  vom  Standpunkt  der  Berufs- 
freiheit aus  kann  aber  auch  das  Princip  der  Unverletelich- 
keit  alles  Privateigentums,  resp.  dessen  nur  auf  Grund  des 
Gesetzes  rechtlich  mögliche  Antastbarkeit,  noch  in  manchem 
ganz  besondern  Sinn  gerechnet  werden.  6*6) 

Unter  diesen  Gesichtspunkt  gehören  nämlich  alle  Ge- 
setze, welche,  freilich  nur  in  consequenter  Durchführung 
des  Princips  der  personlichen  Freiheit,  die  mittelalterlichen, 
halb  privat-,  halb  öffentlich-rechtlichen  Abhängigkeiten  des 
Vermögens  beseitigen  und  die  Wiedererrichtung  derselben 
für  alle  Zukunft  verbieten.  Diese  Gesetze  Ä87)  werden  viel- 
leicht andere  und  härtere  Vermögensbeschränkungen  nicht 
verhindern,  aber  doch  in  Verbindung  mit  der  Gesammtheit 
unserer  Zeitverhältnisse  die  Folge  haben,  dass  nicht  leicht 
ein  ganzes  dauerndes  System  von  sogar  auf  die  Nachkommen 
übergehenden  Unfreiheitsverhältnissen  entstehen  kann.  Gerade 
an  dieser  Stelle  lässt  sich  aber  so  recht  schlagend  nach- 
weisen, wie  bei  allen  wirklich  guten  Gesetzen  Freiheit  und 
Ordnung  miteinander  Hand  in  Hand  gehen.  Denn  einerseits 
war  die  Aufhebung  der  mittelalterlichen  Abhängigkeitsver- 
hältnisse nicht  nur  ein  Postulat  der  Freiheit,  sondern  auch 
der   unumgänglich  nothwendigen    allgemeinen  unmittelbaren 


586)  Du  Cellier,  a.  a.  0.,  S.  106.     Fröbel,  a.  a.  O.,  II,  56.     Lockt, 
a.  a.  O.,  S.  188  fg. 

.  587)  Den  modernen  Erweiterungen  der  Vermögensfreiheit  gegenüber 
haben  wir  ohnehin  eine  Menge  von  gesetzlichen  Beschränkungen,  welche 
frühere  Zeiten  nicht  kannten,  z.  B.  durch  Forst-,  Wasser-,  Agricultur- 
gesetze  u.  s.  w.  Selbst  die  Vermögenssteuern  und  was  man  im  speci- 
fißchen  Sinn  Expropriation  nennt,  ferner  die  Güterzusanimenlegungs-, 
Amortisations-  und  ähnliche  Gesetze  zählen  hierher.  Allein  dies  wie  noch 
vieles  andere,  was  die  Vermögensfreiheit  heutzutage  beschränkt  und  frü- 
her nicht  beschränkte,  unterscheidet  sich  von  den  Vermögensbeschrän- 
kungen vergangener  Zeiten  durch  die  genaue  gesetzliche  Bestimmung,  wo- 
durch administrative  oder  sonst  willkürliche  Anwendung  der  Staatsgewalt 
ausgeschlossen  und  die  Freiheit  des  Vermögens  viel  besser  versichert  ist. 
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Staatsangehörigkeit,  und  andererseits  wird  die  neuerworbene 
Freiheit  durch  das  Gesetz  sofort  wieder  beschränkt,  indem 
es  ihr  unmöglich  ist,  selbst  wenn  sie  wollte,  die  frühern 
Verhältnisse  wieder  zu  begründen. 

Es  gehören  weiter  hierher  die  vielen  neuen  Gesetze  zum 
Schutz  des  Autorrechts,  durch  welche  eine  sehr  fühlbare 
Lücke  unsers  frühern  Rechtsbestands  ausgefüllt,  den  Schrift- 
stellern die  materiellen  Früchte  ihrer  literarischen  Arbeit  bes- 
ser gesichert  und  dem  allgemeinen  Gerechtigkeitsgefühl 
unserer  Zeit  mehr  Rechnung  getragen  wird. 

Ferner  zählt  hierher  die  Aufhebung  oder  Beschränkung 
einer  Menge  von  Regalien ö8ä),  Monopolen  und  Privile- 
gien. 589)  Diese  sind  freilich  theilweise  früher  schon  werthr 
los  und  mitunter  sogar  nachtheilig,  theilweise  durch  andere 
ähnliche  Rechte  ersetzt  oder  doch  vertreten  worden. 

Regalien  z.  B.  fanden  ihren  eigentlichen  Entstehungs- 
und Rechtfertigungsgrund  in  der  Beseitigung  des  frühern 
Systems,  nach  welchem  der  freie  Mann  die  Bedürfnisse  des 
Staats,  namentlich  Gerichts-  und  Heerdienste,  „in  natura u 
geleistet  hatte;  ferner  in  dem  Mangel  einer  anerkannten  all- 
gemeinen Steuerpflicht.  Sie  sind  demnach  eine  wesentlich 
feudale  Schöpfung  und  erscheinen  dem  Anerkenntniss  jener 
Pflicht  gegenüber  als  unnöthig.  Trotzdem  sehen  wir  nicht 
selten  an  Stelle  der  frühern  Fiscalregalien  neue  getreten  in 
der  Gestalt  gewisser  Rechte,  an  deren  regalen  Charakter 
nur  wenige  denken.  Denn  die  Regalität  des  Tabacks,  das 
Monopol  des  Lottos,  des  Salzverkaufs  u.  s.  w.  sind  jeder- 
mann auffällige  fiscalische  Befugnisse;  nicht  so  z.  B.  die 
Staatsbanken.  Diese  sind,  wenn  sie  recht  betrieben  werden 
sollen,  trotz  der  Staatsdienerstellung  ihrer  Vorstände  und  übri- 
gen Beamten,  immer  wesentlich  Handelsgeschäfte,  wie  sie  auch 
unter  den  besondern  Handelsgesetzen  stehen.  Dies  hat  aber 
nothwendig  wichtige  Folgen.  So  fordert,  um  von  vielem 
nur  eins  zu  sagen,  die  Natur  des  Handelsgeschäfts  in  Bezug 
auf  die  damit  in  Geschäftsverbindung  tretenden  Persönlich- 


588)  Vgl.  unsere  Aufsätze  „Hoheitsrechte  und  Regalien"  im  Staats- 
Lexikon. 

589)  Auch  das  Verbot  dei  Ertheilung  von  Moratorien  durch  den  Sou- 
verän zählt  hierher. 
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keiten  und  deren  Geschäftsverhältnisse,  dann  bezüglich  der 
geschäftlichen  Unternehmungen  der  Bank  selbst,  ihrer  Ma- 
nipulationen, ihres  Baarbestandes,  eine  gewisse  Discretion, 
welche  um  einer  rein  doctrinären  Verfolgung  des  Princips  der 
Oeffentlichkeit  willen  nicht  gebrochen  werden  darf,  wenn  die 
Bank  nicht  aufhören  soll,  ein  Handelsgeschäft,  also  Bank  zu  sein. 
Es  können  daher  selbst  die  betreffenden  Vorlagen  an  die 
Stände  nur  summarisch  erfolgen,  und  zwar  auch  dann,  wenn 
in  den  zu  ihrer  Prüfung  niedergesetzten  Commissionen  nur 
die  einsichtsvollsten,  sachkundigsten  Männer  sässen  und  un- 
ter denselben  niemand  wäre,  der  wegen  seiner  eigenen  Spe- 
culationen  auf  die  Bank  oder  mit  ihr  besondern  Grund  hätte, 
jene  Discretion  für  sich  zu  wünschen. 

Die  Gewerbsfreiheit  69°)  und  die  Freiheit  des  Handels, 
welche  so  wenig  wie  irgendeine  andere  Freiheit  absolut  un- 
begrenzt sein  können,  dürfen  natürlich  auch  den  fiscalischen 
Gerechtigkeiten  der  einzelnen  Staatsindividualität  gegenüber 
den  Anspruch  eines  absoluten  und  ausnahmslosen  Princips 
nicht  machen.  So  hat  man  z.  B.  von  unbegrenzter  Han- 
delsfreiheit gesprochen,  weil  gewisse  Zölle  aufgehoben  wor- 
den sind,  während  andere  Gebühren,  welche  fortbestanden 
oder  statt  des  aufgehobenen  Zolls  eingeführt  wurden,  den 
durch  die  Zollfreiheit  entstandenen  Ausfall  decken  müssen. 
Niemand  wird  aber  behaupten  wollen,  dass  um  der  Gewerb- 
freiheits-  oder  Freihandelstheorie  willen  ein  Staat  seine  Exi- 
stenz in  Frage  stellen  darf,  und  dass  es  keine  Fälle  mehr 
gebe,  wo  gewisse  Handels-  und  Gewerbsbeschränkungen 
sich  aus  dem  richtig  verstandenen  Princip  der  Selbsterhal- 
tung eines  Staats  ergeben  müssen. 

Allein  bei  und  trotz  alledem  liegt  in  der  Aufhebung 
zeitungemäss  gewordener  fisealischer  Rechte,  wie  in 
der  Beseitigung  der  frühern  Processprivilegien  des  Fiscus 
um  so  mehr  ein  grosses  Verdienst,  als  dieselben  in  ihrer 
Ausübung  nicht  nur  höchst  chicanös,  sondern  auch  ungleich 
wirkten  und  das  bescheidenste  Selbstgefühl  eines  tüchtigen 
Mannes  entweder  gar  nicht  aufkommen  Hessen  oder  doch 
tief  verletzten. 


590)  Gcwerbsbeschrankungen  bei  Piaton,  Legg.,  VIII,  12. 
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VII. 

Im  innigsten  Verband  mit  allen  persönlichen  Freiheits- 
rechten steht  auch  das  Versammlungs-  und  Vereinsrecht.  591) 

Man  hat  zwischen  Versammlungen  und  Vereinen  immer 
einen  grossen  Unterschied  gemacht,  und  namentlich  die  letz- 
tem für  politisch  wichtiger  und  polizeilich  gefährlicher  ge- 
halten. 

Selbstverständlich  werden  nur  Versammlungen  und  Ver- 
eine von  politischem  Charakter,  gleichviel  ob  ihr  Zweck 
direct  oder  ineftreet  (social)  ein  politischer  ist,  besonderes 
Interesse  darbieten.  Die  übrigen  Versammlungen  und  Ver- 
eine, oder  vielleicht  richtiger  gesagt,  die  Versammlungen  und 
Vereine,  soweit  sie  nicht  direct  oder  indireet  einen  politischen 
Charakter  haben,  werden  von  den  Gesetzen  eigentlich  nur 
der  Vollständigkeit  wegen  oder  vielleicht  nur  deshalb  be- 
sonders erwähnt,  damit  diese  Gesetze  über  Versammlungs- 
und  Vereinsfreiheit  nicht  blos  von  Beschränkungen  sprechen. 
Man  hat  den  Gesetzen  aus  dieser  Haltung  einen  Vorwurf 
gemacht,  obgleich  doch  hier  wie  bei  allen  Detailgesetzen 
über  die  allgemeinen  Rechte  und  Freiheiten  nichts  anders 
geschehen  konnte.  Denn  während  die  Gesetze  ehedem  von 
dem  Princip  der  Beschränkung  ausgingen  und  dann  diejenigen 
Fälle  oder  Persönlichkeiten  nannten,  die  und  wieweit  sie 
den  gesetzlichen  Verboten  und  Geboten  nicht  unterworfen, 


591)  Ueber  Vereins-  nnd  Versammlungs  wesen:,  Schümann,  De  co- 
mitiis  Atheniensium  (Greifswald  1819).  Creutzer,  a.  a.  0.,  S.  156.  Momm- 
sen,  a.  a.  O.,  III,  494.  Piutarch,  Lyk.,  Kap.  6.  Stein,  a.  a.  O.,  I, 
520  fg.,  und  in  der  österreichischen  Vierteljahrschrift,  1862,  S.  141  fg. 
Lacombe,  a.  a.  O.,  I,  231.  Klimrath,  Ucbor  das  franzosische  Gesetz  vom 
10.  April  1834,  die  Vereine  betreffend,  in  der  Zeitschrift  für  auswärtige 
Rechtswissenschaft,  1835,  S.  44  fg.  Vollfreies  Associationsrecht  in  China 
nach  IIuc,  a.  a.  0.,  II,  51  fg.,  92,  200  fg.  Zu  den  mittelalterlichen  Asso- 
ciatiousformen:  Sempere,  a.  a.  O.,  S.  134,  151,  163.  Ucbcr  die  erste 
öffentliche  politische  Versammlung  in  England:  Buckle,  a.  a.  0.,  I,  373, 
422.  Stubenrauch,  Statistische  Darstellung  des  Vereinswesens  im  Kaiser- 
thum  Oesterreich  (Wion  1858).  Neumann,  •/.,  Vereinsrecht  und  Vereins- 
gesetz. Ein  Vortrag  (Berlin  1862).  Escher,  a.  a.  O.,  II,  97.  Stein,  a.  a. 
O.,  I,  520.     Guizot,    Histoire  parlementaire,  II,  210  fg. 
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also  frei  sein  sollten,  gehen  unsere  Gesetze  von  dem  Princip 
der  Freiheit  aus  und  enthalten  nur  Bestimmungen  darüber, 
wann,  inwieweit  und  für  wen  die  principielle  Freiheit  nicht 
stattfinde. 

Man  könnte  darüber  streiten,  welche  von  beiden  For- 
men die  bessere.  Denn  die  erstere  Form  gestattet  fortwäh- 
rend eine  Steigerung  und  Erweiterung  der  Freiheit,  während 
die  letztere  gerade  zum  Gegentheil  zu  führen  scheint.  Aber 
dem  ist  nicht  so.  An  und  für  sich  bestimmt  keines  der 
beiden  Principien  allein  die  Richtung  des  nächsten  Schritts, 
der  durch  die  Veränderung  des  Gesetzes  gemacht  werden 
konnte.  Würde  z.  B.  im  ersten  Fall  wirklich  zu  viele  Frei- 
heit in  den  Ausnahmen  enthalten  sein,  so  müsste  die  Reform 
auf  weitere  Beschränkungen  gehen,  während  sie,  wenn  im 
zweiten  Fall  zu  wenig  Freiheit  wäre,  auf  Vermehrung  der- 
selben drängen  würde.  Etwas  aber  liegt  immer  darin,  ob 
man  von  der  Freiheit  oder  von  der  Unfreiheit  ausgehe,  und 
dieses  Etwas  wird  in  beiden  Fällen  ein  wohlberechtigtes 
sein,  wenn  der  vom  Gesetz  gewählte  Ausgangspunkt  zur 
Bezeichnung  dient,  dass  der  entgegengesetzte,  weil  bisher 
einseitig  verfolgte  Standpunkt  aufgegeben,  der  neue 
Standpunkt  aber  nicht  geneigt  sei,  in  die  Einseitigkeit  sei- 
nes überwundenen  Gegners  zu  verfallen. 

Versammlungen  sind  an  sich  vorübergehende  Vereini- 
gungen und  zwar  mit  oder  ohne  Grundlage  eines  bestehen- 
den dauernden  Vereins.  Vereine  sind  dauernde  Vereinigun- 
gen von  Menschen  mit  oder  ohne  Versammlungen.  Da  eine 
Menge  von  ohnehin  bereits  anerkannten  Vereinen,  z.  B.  die 
localen,  ständischen,  kirchlichen  Vereine  und  also  auch 
die  entsprechenden  Versammlungen  ihrer  Glieder  zu  den 
Vereinszwecken,  hier  nicht  besonders  in  Frage  kommen  kön- 
nen, so  scheint  die  Pointe  der  meisten  Gesetze  über  Ver- 
sammlungs-  und  Vereinsfreiheit  darauf  zu  gehen,  die  Ver- 
bindung sonst  nicht  organisirter  oder  organisirbarer  Kräfte 
zu  hindern,  die  vermöge  ihrer  oppositionellen  Haltung  der 
bestehenden  Regierung  gefährlich  werden  könnten. 6tta)   Denn 


592)  Napoleon  111.,  in  einem  Aufsatz  über  die  personliche  Freiheit  in 
England,  findet  in  dem  englischen  Vereins-  und  Versammlungsrecht  die 
Grundbedingung  jeder  parlamentarischen  Regierung,  weil  durch  dasselbe 
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die  Gefährlichkeit  der  Hyperloy alitat,  'wenn  auch  nicht  für 
das  momentane  Regime,  wol  aber  für  den  Staat  im  ganzen, 
scheint  bisjetzt  noch  kein  weiteres  Bedenken  hervorgerufen 
zu  haben,  als  dass  man  vor  der  Indiscretion  gewisser  „de- 
voues  a  brides  abattues"  sich  zu  schützen  suchte. 

Eine  Opposition,  welche  sich  nur  gesetzlicher  Mittel 
bedient,  kann,  wie  die  Meinungsverschiedenheit  überhaupt, 
weder  im  allgemeinen  verboten,  noch  wegen  ihrer  Richtung  ge- 
gen eine  concrete  Regierung  und  deren  Massregeln  allein 
als  staatsgefahrlich  betrachtet  werden.  Die  Repräsentanten- 
korper  aber  können  für  sich  das  Monopol  der  Opposition 
um  so  weniger  ausschliesslich  beanspruchen,  als  sie  aus  dem 
Volk  hervorgehen  und  wenigstens  den  moralischen  Rückhalt 
unzweifelhaft  im  Volke  haben  müssen.  Auch  ist  klar,  dass 
in  dem  Begriff  der  Opposition  keine  bestimmte  politische 
Richtung  liegt.  Die  Opposition  kann  nicht  nur  liberal,  son- 
dern auch  reactionär  sein,  und  nicht  immer  hat  die  Regie- 
rung eine  Opposition  für  feindlich  erachtet,  welche  osten- 
sibel ihr  entgegentrat.  Verschworungen  aber,  auch  wenn 
sie  nicht  verboten,  sind  ebenso  absolut  staatswidrig,  wie  die 
Verheimlichung  politischer  Vereinigungen  b9Z)  und  Verhand- 
lungen gegen  die  Regierung.  Geheime  Verbindungen  oder 
Verschworungen  weisen  entweder  darauf,  dass  ihr  Zweck, 
oder  darauf,  dass  der  Staat  schlecht  sei.  Epidemisch  ge- 
wordenes Conspirationswesen  ist  ein  sicheres  Zeichen  unauf- 
haltsamen Untergangs  eines  Staats.  *94) 

Die  Absicht  politischer  Vereine  und  Versammlungen, 
der  Regierung  etwas  zu  verheimlichen,  und  die  Sendung  un- 
geeigneter Polizeiemployer8  *96)    in    die    politischen  Ver- 


der  politische  Rohstoff  in  Hunderten  von  Versammlungen,  Zweckesseu, 
Clubs  u.  s.  w.  gereinigt  werde,  bis  er  unter  das  parlamentarische  Walz- 
werk komme.  Uns  scheint  diese  Auffassung  nicht  englisch  und  überhaupt 
nicht  richtig. 

593)  Vgl.  z.  B.  schon  Lothar.,  I,  Legg.,  4,  5.  Windischgrätz ,  C.  D.% 
Objections  aux  societes  secretes  etc.   (London  1788). 

594)  Proudkon,  Systeme  federatif,  S.  190. 

595)  Naudet,  Sur  la  police  chez  les  Romains,  Memoire  lu  dans  la 
seance  du  15.  Mai  1843  (Memoires  de  l'Academie  des  sciences  morales  et 
politiques,  IV,  795),  definirt  la  police:  „La  surveillance  continuellement 
exercee   par   la  puissance  publique   sur  la  sürete  des ,  personnes  et  des 
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Sammlungen  sind  die  beiden  grössten  Fehler,  welche  in  die- 
ser Beziehung  gemacht  werden  können.  Wie  es  aber  mit 
den  meisten  Gesetzen  über  politische  Freiheiten  geht,  so  be- 
kommen auch  die  Versauimlungs-  nnd  Vereinsgesetze  immer 
erst  in  politisch  aufgeregten  Momenten ,  auf  welche  sie  wol 
auch  meistens  berechnet  sind,  eine  besondere  Bedeutung, 
also  in  Augenblicken,  in  denen  ein  loyaler  Gesetzesvollzug 
von  keiner  Seite  durchgeführt  und  wol  auch  kaum  beabsich- 
tigt werden  kann.  Auch  dürfte  der  Werth  eines  solchen 
nur  ein  sehr  geringer  sein,  indem  man  durch  denselben  doch 
in  der  Hegel  nicht  die  Hauptsache  erfassen  wird. 

Um  sich  zu  überzeugen,  wie  wenig  die  fraglichen  Ge- 
setze Durchgreifendes  und  Nachhaltiges  vermögen,  wenn  sie 
sich  nicht  auf  tiefere  Gründe  stützen,  darf  man  nur  die  so 
oft  wiederholte  geschichtliche  Thatsache  in  Erwägung  zie- 
hen, dass  Gesellschaften  jahrhundertelang  geheim  fortbestan- 
den, die  offen  und  ohne  gesetzlich  verfolgt  zu  Sein,  sicher 
nicht  fortbestanden  hätten.  War  ihnen  ja  sogar  das  Ver- 
ständnis8  ihrer  Geheimworte  und  Zeichen  verloren  gegangen. 
Auch  befinden  sich  die  Menschen  oft  unbewusst  in  einer 
Menge  von  Vereinen,  die  deshalb,  weil  sie  keine  besondern 
Satzungen  haben,  nicht  schwächer  wirken,  und  denen  man 
durch  Gesetze  sowenig  ankann,  wie  der  geselligen  Natur 
des  Menschen  überhaupt.  Gemeinsames  Erdulden,  gemein- 
sames St§eben  erzeugt  Verbindungen  ohne  Statute,  die  ge- 
gebenenfalls sich  allen  Gesetzen  entgegen  in  ihrer  Einheit 
bethätigen  werden.  Unsere  Zeit,  welche  Arbeiter  und  Hand- 
lungscommis,  Kellner  und  Näherinnen  in  ihren  socialen  In- 
teressen einmüthig  hat  handeln  sehen,  —  von  den  industriellen, 
landwirtschaftlichen,  forstlichen  Vereinen,  von  denen  der 
Apotheker,  Lehrer,  Subalternbeamte  u.  s.  w.  nicht  zu  reden,  — 
muss  erkennen,  dass  eine  associrende  Kraft  schon  früher  da 
war,  die  in  unserer  Zeit  nur  in  eine  neue  Phase  tritt;  dass 
der   Unterschied   zwischen    politischen   und   nichtpolitischen 


choses,  daiis  l'interet  de  ebaeun;  interet  direct,  si  la  protection  s'applique 
a  des  proprietes  privees,  a  des  droits  individuels;  indirect,  et  non  moins 
essentiel,  si  eile  garantit  le  domainc  de  Fetal,  ou  les  pouvoirs  du  gon- 
rernement;  car  chaeun  est  interesse  a  la  conservation  de  ce  qui  appar- 
tient  a  tous,  comme  au  maintien  de  ce  qui  assure  la  paix  de  tous.u 
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Verbindungen  höchstens  „a  potiori"  genommen,  und  eine 
Verbindung  oft  ganz  von  selbst  aus  der  einen  Art  in  die 
andere  übergehend  und  dann  wieder  in  die  frühere  Art  zu- 
rückgehend gedacht  werden  kann;  dass  endlich  die  grossere 
politische  Wichtigkeit  nicht  unbedingt  den  Vereinen,  die  ge- 
ringere den  Versammlungen  gehöre,  sondern  dass  beides  von 
den  Umstanden  abhänge,  indem  je  nach  diesen  selbst  eine 
einzige  Versammlung  die  Wichtigkeit  aller  bestehenden  Ver- 
eine aufwägen  kann. 

Versammlungen  und  Vereine,  welche  gegen  die  ver- 
fassungsmässige Function  der  Gesetze  und  ihre  Organe  ge- 
richtet sind,  welche  die  Neutralisirung  oder  Vernichtung  der 
bestehenden  Autoritäten  beabsichtigen,  können  von  keiner 
Regierung  zugelassen  werden.  Doch  mag  jede  Regierung 
vor.  allem  auf  zweckmässige  Gesetzgebung  und  gute  Ver- 
waltung bedacht  sein  und  unter  allen  Umständen  für  den 
Fall  eines  innern  Kriegs  sich  vorsehen,  dass  ihr  der  Sieg 
bleibe.  Wo  aber  Krieg  ist,  da  hat  der  normale  Staatszu- 
stand aufgehört.  Waffen  reizen  zum  Krieg,  und  deshalb 
sind  bewaffnete  politische  Versammlungen  um  so  weniger 
zu  dulden,  als  bei  ihnen  jede  Disciplin  fehlt,  welche  das 
ausserdienstliche  bewaffnete  Herumgehen  des  Militärs  we- 
nigstens nicht  häufiger  lebensgefahrlich  werden  lässt.  Allein 
auch  hier  sind  die  Grenzen  schwach  und  unbestimmt.  Was  ist 
Waffe?  Was  sind  politische  Versammlungen,  und  wer  ent- 
scheidet diese  Fragen?  Jugendwehren,  Schützenvereine, 
Turnerbünde  —  wie  soll  man  mit  diesen  Vereinen  bei  stren- 
ger Interpretation  der  gewöhnlichen  Vereinsgesetze  auskom- 
men? Und  doch  dürfte  die  Zeit  kommen,  wo  man  der- 
selben mehr  bedarf,  als  der  Versammlungs-  und  Vereins- 
gesetze. 

So  hätte  denn  gerade  ein  Freiheitsrecht,  auf  welches 
ganz  besonderer  Nachdruck  gelegt  zu  werden  pflegt  und 
eine  Art  von  Gesetzen,  um  die  man  sich  am  meisten  be- 
müht und  bekämpft  hat,  aufs  neue  Zeugniss  gegeben  von 
Freiheit  und  Ordnung,  aber  auch  von  der  Werthlosigkeit 
beider  ohne  ihre  organische  Verbindung  und  von  der  Un- 
zulänglichkeit der  Rechtsstaatstheorie. 
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vm. 


Noch  übrigt  ein  weiteres  Freiheitsrecht,  welches  man 
zweckmässig  in  Verbindung  mit  der  Berufsfreiheit  oder  mit 
der  ganzen  vollen  Entwickelung  des  Menschen  betrachten 
kann.    Es  ist  das  Recht  der  Auswanderung.  *96) 

Theorie  und  Gesetzgebung  sind  in  dieser  Beziehung 
sehr  verschieden,  was  nach  den  mannichfaltigen  Rücksichten, 
von  welchen  man  möglicherweise  ausgehen  kann,  sehr  na- 
türlich ist.  Damit  soll-  nicht  gesagt  sein,  dass  bei  den 
theortischen  Darstellungen  des  Auswanderungsrechts  und  bei 
Feststellung  desselben  in  den  Gesetzen  immer  nach  allen 
Seiten  hin  die  gebührenden  Rücksichten  genommen  worden 
wären. 

Vor  allem  darf  man  nicht  übersehen,  dass  Auswande- 
rung und  Einwanderung  zueinander  in  mannichfaltigen  Be- 
ziehungen stehen. 

Die  Alte  Welt  kannte  weder  die  eine  noch  die  andere 
als  natürliche  Functionen  eines  grossartigen  Volkerzusam- 
menlebens, als  ein  Mittel,  frei  und  ohne  Einbusse  an  der 
Freiheit  denjenigen  Staat  zu  verlassen,  der  den  entschei- 
dendsten Zügen  der  Individualitat  nicht  entspricht,  und  dem- 
jenigen Staat  sich  zu  assimiliren,  der  die  fragliche  Befriedi- 
gung gewährt.  Je  mehr  einer  im  antiken  Staat  war,  desto 
weniger  wurde  er  durch  die  Lostrennung  von  ihm.  Die 
freiwillige  Expatriirung  galt  der  schwersten  Strafe  gleich, 
und   keine  Art   von   Naturalisation   vermochte   den  Mangel 


596)  Ueber  Auswanderung:  Piaton,  Legg.,  VI,  15.  Mommsen,  a. 
a.  O.,  III,  494.  Sempere,  a.  a.  O.,  S.  162.  Zachariae,  Vierzig  Bücher, 
1,79;  III,  297;  V,  240.  Blackstone,  a.  a.  0.,  I,  238.  Vollgraff,  Politische 
Systeme,  III,  191;  IV,  521.  Röscher ,  \V.t  Colonien,  Colonialpolitik  und 
Auswanderung  (Leipzig  1859).  Rottmann,  E.  F.,  Die  Lehre  von  der  Äus- 
nnd  Einwanderung  im  Königreich  Baiern  (Würzlmrg  1862).  Legoyt,  A., 
L'emigration  europeenne,  son  importance  etc.  (Paris  1862).  Duval,  •/«/., 
Histoire  de  l'emigration  europeenne,  asiatique  et  africaine  au  19e  siede 
(Paris  1863).  Müller,  A.,  Die  deutschen  Auswanderung^,  Freizügigkeits- 
und Heimatsverhältnisse  (Leipzig  1841).  Gessler,  in  der  Zeitschrift  für  das 
gesammte  Staatswesen,  1862.     Laurent,  a.  a.  O.,  II,  157. 
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ies  Eingeboren8eins  zu  ersetzen.  6y7)  Nichtsdestoweniger 
inden  wir  Ein-  und  Auswanderungen  häufig  genug  auch  in 
ler  alten  Welt,  und  zwar  von  den  grossen  Völkerwande- 
rungen in  Asien,  Amerika  und  Europa698)  an  bis  zu  den 
nindest  bedeutenden  Erscheinungen  dieser  Art. 

Sehen  wir  von  den  eigentlichen  Völkerwanderungen  ab, 
k>  kannte  das  Alterthum  vorzüglich  zwei  Gründe  zur  Aus- 
scheidung einzelner  Theile  der  Bevölkerung,  nämlich  ent- 
weder religiöse  und  politische  Intoleranz  6M) ,  oder  Ueber- 
rölkerung. 

Den  ersten  Grund,  für  welchen  auch  die  christliche 
lera  viele  traurige  und  mit  nachtheiligen  Folgen,  namentlich 
^ur  den  ausscheidenden  Staat  selbst  begleitete  Fälle  aufzu- 
weisen hat  w>0),  sehen  wir  zum  Beispiel  in  der  Auswande- 
•ung  der  Juden  aus  Babylon  ßcl)  wirksam.  Zahlreiche  Bei- 
spiele für  den  zweiten  Grund  hat  insbesondere  die  grie- 
chische Geschichte  aufzuweisen.  Die  Griechen,  Meister  in 
ler  Colonisation ,  haben  durch  diese  die  Welt  mit  griechi- 
scher Bildung  und  Freiheit  bereichert  und  geistig  den  elas- 
tischen „orbis  terrarum"  gegründet,  erfüllt  und  beherrscht, 
len  äusserlich  darzustellen  der  romischen  Tapferkeit  und 
Disciplin  überlassen  war.  Uebrigens  kennt  die  Zeit  der 
klassischen  Republiken  auch  unfreiwillige  Auswanderungen, 
Verbannungen,  Vertreibungen  einzelner  politischer  Person- 
ichkeiten  sammt  ihrem  Anhang.  Das  gemeinsame  Schick- 
sal aller  auf  diese  Weise  Expatriirter  ist  das  mit  Ausland 
gleichbedeutende  Elend.  Wf) 


597)  Selbst  Reisen  ins  Ausland  waren  verboten  {Laurent,  II,  157),  in 
3hina  z.  B.  bei  Todesstrafe. 

598)  Das  neueste  Werk  hierüber  ist  Pallmann,  Reinh.,  Geschichte 
ler  Völkerwanderung  von  der  Gothenbekehrung  bis  zum  Tode  Ala- 
ich's  (Gotha  u.  Weimar,  1863  —  64),  Tbl.  1  u.  2.  Wenig  bekannt  ist: 
,Abrege  historiqne  de  la  grandc  Emigration  des  peuples  barbares  (Briis- 
lel  1817). 

599)  Laurent,  a.  a.  0.,  II,  242  fg. 

600)  Man  gedenke  z.  B.  der  Auswanderung  der  Juden  aus  Italien, 
ler  Mauren  aus  Spanien,  der  Hugenotten  ans  Frankreich,  der  Puritaner 
ms  England  u.  s.  w. 

001)  Dullinger,  a.  a.  0.,   S.  39. 

602)  Curtius,  o.  a.  O.,   I,  178,  232,  234,  248. 

Held.  ni.  38 
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Im  Alterthum  entschied  demnach  einzig  und  allein  ent- 
weder das  einseitig  aufgefasste  Interesse  einer  Parteiherr- 
schaft, oder  das  anerkannte  Interesse  des  Staats.  Im  ersten 
Fall  ist  von  keiner  Auswanderung  die  Rede,  sondern  nur 
von  gewaltthätiger  Vertreibimg.  Im  andern  Fall  ist  auch 
niemals  alles  in  Freiheit  abgegangen  und  bestimmte  jeden- 
falls nur  das  Interesse  des  Haupt-  oder  Mutterstaats  die 
Auswanderung. 

Ein  Freiheitsrecht,  auszuwandern  oder  durch  Einwan- 
derung dem  neuen  Staate  vollkommen  assimüirt  zu  werden, 
ist  dem  ganzen  Alterthum  ein  gar  nicht  denkbarer  Begriff. 
Denn  ihm  erscheint  die  nationale  politische  Freiheit  als 
alles;  und  diese  Freiheit  stirbt  ausserhalb  der  Grenze  des 
antiken  Staats.  Dazu  kommt,  dass  der  antike  Staat  häufig 
auf  eine  bestimmte  Zahl  von  Bürgern  oder  Geschlechtern 
gegründet  und  derselben  bedürftig  ist;  dass  er  wol  durch 
ausnahmsweise  Vergünstigungen  die  unentbehrliche  Zahl 
vermittels  Einwanderung  zu  gewinnen  sucht  und  nur  die 
ihm  unerträgliche  Ueberzahl  ausscheidet.  Dieses,  wie  die 
Festhaltung  aller  seiner  Glieder  unter  der  nöthigen  Zahl, 
geschieht  mit  der  verzweifelten  Kraft  der  Selbsterhaltung. 
Wo  aber  diese  Gründe  fehlen,  wie  z.  B.  in  den  orientali- 
schen Despotien,  da  sind  es  andere  und  darum  nicht  min- 
der strenge  Gründe,  namentlich  religiöse,  welche  selbst  unter 
Androhung  der  Todesstrafe  Einwanderung  wie  Auswande- 
rung unmöglich  zu  machen  suchen. 

Dennoch  ist  stets  und  überall  gewandert  worden,  wobei 
freilich  die  Absicht  oder  doch  die  Hoffnung  auf  dereinstige 
Rückkehr  in  das  Land  der  Geburt  regelmässig  als  das  letzte 
Ziel  aller  Wanderungen  erscheint. 

Es  ist  eine  eigenthümliche  Sache  um  die  Auswande- 
rung. Sie  kann  ein  freiwilliger  oder  gezwungener  Erobe- 
rungszug eines  ganzen  Volks  wie  einzelner  Theile  eines 
solchen  mit  oder  ohne  dauernden  Wechsel  der  Heimat  und 
ebenso  gut  die  Verstossung  einzelner  Menschen  in  die  elend 
machende  Fremde  sein.  Landesverweisung,  freiwillige  Ex- 
patriirung  als  schwerste  Strafen  fallen  nicht  selten  mit  der 
politischen  Gewaltsausstossung  der  schwächern  Partei  durch 
die  stärkere  mehr  oder  minder  entschieden  zusammen,  und 
der  Auszug  der  überwundenen  politischen  Partei  (politische 
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Emigration)  kann  ebenso  oft  mit  der  Auswanderung  eines 
bestimmten  Theils  des  Volks  identisch  sein. 

Die  neue  Zeit,  welche  ihre  theoretischen  politischen 
Principien  ebenso  gern  wie  unkritisch  dem  classischen  Alter- 
thum  entlehnte,  wenigstens  insoweit  dieselben  nicht  dem 
Christenthum  entnommen  wurden,  zeigt  im  Mittelalter  der 
Hauptsache  nach  eine  grosse  Verwandtschaft  der  Anschauungen 
über  das  Auswanderungswesen  mit  denen  des  Alterthums. 603) 

Das  frankische  und  das  deutsche  Reich  gewährten  aller- 
dings einen  hohen  Grad  von  Freizügigkeit  innerhalb  ihrer 
Grenzen.  Allein  diese  wurde  durch  die  Ausbildung  und 
immer  höhere  Entwickelung  der  localen  Autonomien,  der 
feudalen  Territorien  unterbrochen  und  schien  mit  der  Aus- 
bildung der  mittelalterlichen  Souveränetät,  resp.  Landes- 
hoheit verloren.  604)  Je  kleiner  im  Mittelalter  ein  Territo- 
rium, desto  feindseliger  schloss  es  sich  selbst  gegen  seinen 
nächsten  und  nächstverwandten  Nachbar  ab,  und  während 
es  nichts  über  seine  Grenzen  Hess,  eignete  es  sich  die  Habe 
des  in  seinen  Grenzen  gestorbenen  Fremden  an.  Die  Uni- 
versalität, welche  die  Kirche  vorzüglich  ideell  anstrebte  und 
durch  eine  Fiction  Roms  als  „communis  origo"  der  Chri- 
sten, durch  ihre  Hospitien  auch  bethätigte,  welche  ferner 
in  der  Idee  des  Römischen  Reichs  deutscher  Nation  auch 
eine  politische  Grundlage  erhielt,  wurde  besonders  durch 
die  grossen  Entdeckungen  des  15.  Jahrhunderts,  durch  den 
Ungeheuern  Volkerverkehr,  durch  Handel  und  Wandel  u.  s.  w. 
erst  reell  begründet.  Wollen  wir  jetzt  auf  die  Sache  etwas 
näher  eingehen,  so  muss  zuerst  der  Gegenstand  genauer 
abgegrenzt  werden. 

Aus-  und  Einwanderung  als  persönliche  Freiheitsrechtc 
enthalten  die  Befugnisse,  den  Staat,  dem  man  bisher  ange- 


603)  Exil  bei  Lothar,  I,  Legg.,  4. 

604)  Ueber  Freizügigkeit  8.  z.  B.  Grimm,  Weissthümer,  I,  8,  817; 
II,  3,  20,  27,  45,  46,  50,  58,  60,  68,  74,  83,  84,  92,  112,  113,  116,  120, 
122,  123,  125.  Ueber  Wildfangsrecht  und  droit  d'aubaine  (Drallgast), 
cbend.,  I,  833,  837;  II,  3,  31,  5,  42,  44,  124,  153,  226.  Uebor  „Luft 
macht  eigen4':  ebend.,  I,  816,  824,  826,  834,  845;  II,  29,  31,  38.  43,  44, 
55,  Iüj,  156,  163.  Ueber  Nachsteuer,  ebend.,  II,  3.  Ueber  Abzugsgeld, 
ebend.,  I,  817. 
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horte,  frei  verlassen  und  dem  Staat  seiner  eigenen  Wahl 
sich  frei  anschliessen  zu  können.  Volkerwanderungen,  Ver- 
treibung einzelner  Volksmassen,  politische  Emigrationen,  An- 
legung von  Colonien  u.  s.  w.  gehören,  wie  wichtig  sie  auch 
seien,  nicht  in  den  Kreis  dieser  Untersuchung.  Wenn  nun 
Uhland  über  das  alte  gute  würtemberger  Recht  singt: 

Das  Recht,  das  jedem  offen  lässt 
Den  Zug  in  alle  Welt, 
Das   uns    allein  durch  Liebe   fest 
Am  Mutterboden  halt  — 

wenn  ferner  ein  legitimistischer  Royalist  schon  im  Jahre 
1814  als  achtes  und  hauptsächlichstes  Verfassungsprincip 
angibt,  dass  man  seinem  Vaterlande  müsse  entsagen  kön- 
nen °°6),  so  mochten  wir  sagen,  das  Recht  der  freien  Aus- 
wanderung sei  das  „jus  eminens"  des  freien  Individuums 
gegen  den  concreten  Staat. 

Bei  den  grossen  Ereignissen,  welche  den  Uebergang 
aus  dem  Mittelalter  in  die  Neuzeit  charakterisiren,  erscheint 
es  ganz  begreiflich,  dass  die  Gesetzgebung  jener  Periode 
im  Vergleich  zum  eigentlichen  Mittelalter  schon  manche  be- 
deutende Milderungen  enthält.  Die  „glebae  adscriptio", 
welche  ehedem  den  Hörigen  vor  den  personlich  vollständig 
Unfreien  bedeutend  bevorzugt  erscheinen  lassen  musste, 
später  aber  den  meisten  bei  den  veränderten  Verhältnissen 
zur  unerträglichen  Last  wurde,  erscheint  gemildert  und  ver- 
liert mit  der  Aufhebung  aller  personlichen  Unfreiheit  nach 
und  nach  den  grossten  Theil  ihrer  Bedeutung.  Mit  der 
Aufhebung  des  strengen  Zunftverbandes  sinkt  ein  Haupt- 
erschwerungsgrund der  freien  Wanderung.  Seit  die  Luft 
nirgends  mehr  eigen  machte,  verminderte  sich  auch  der 
Reiz,  dahin  zu  fliehen,  wo  die  Luft  frei  machen  sollte.  Auf 
den  Messen  dominirt  der  Fremde,  und  ausserdem  begnügt 
man  sich,  von  den  ins  Ausland  zurückgehenden  Nachlassen 
der  Fremden  oder  von  den  ins  Ausland  mitgenommenen 
Vermögen  der  Auswanderer  gewisse  nicht  sehr  bedeutende 
Abzüge  („gabellae")  zu  machen. 

605)  Ducancel  in  seiner  Schrift:  De  la  Constitution  non  ecrite  du 
royaume  de  France  (Paris  1814),  bei  Duvergier  de  Hauranne,  a.  a.  0., 
II,'  146. 
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Allein  zu  einem  allgemeinen  gleichen  Princip  über  die- 
sen Gegenstand  ist  man  bis  zu  dieser  Stunde  noch  nicht 
gekommen.  Die  Gesetze  gehen  bald  von  dem  Princip  der 
freien  Auswanderung  aus,  bald  thun  sie  das  nicht.  Auch 
im  erstem  Fall  finden  mehr  oder  weniger  gesetzliche  Be- 
schränkungen statt,  die  mitunter  so  weit  gehen,  dass  von 
der  Freiheit  zum  Auswandern  nur  wenig  übrigbleibt.  Im 
andern  Fall  wird  erlaubte  und  unerlaubte,  ja  mitunter  sogar 
strafbare  Auswanderung  unterschieden,  die  erlaubte  Aus- 
wanderung an  viele  lästige  Bedingungen  geknüpft  und  hier 
und  da  selbst  bei  grösserer  die  Interessen  des  Landes  ge- 
fährdender Ausdehnung  der  Auswanderung  sogar  an  die 
unnatürlichsten  Verhinderungs-,  resp.  Zwangsmassregeln  ge- 
dacht. 606) 

Nach  unserer  Meinung  kann  auch  bei  Ordnung  dieses 
Rechts  niemals  blos  von  der  Freiheit  oder  lediglich  von  der 
Unfreiheit,  sondern  es  muss  von  beiden  zugleich  ausgegan- 
gen werden. 

Auswanderung  und  Einwanderung  bilden  oft  einen 
grossartigen  Nivellirungsprocess  der  Existenzbedürfnisse  und 
Existenzangebote  zwischen  Ländern  und  Völkern.  Jeder 
Staat  hat  gegen  sich  selbst,  gegen  die  ihm  verbleibenden 
Angehörigen,  selbst  gegen  die  zur  Auswanderung  entschlos- 
senen, gewisse  Pflichten,  resp.  Rechte,  die  ebenso  bei  der 
Auswanderung,  wie  bei  der  Einwanderung  in  Betracht 
kommen  und,  da  wenigstens  in  der  Regel  zwei  Staaten  als 
interessirt  erscheinen,  von  diesen  verschieden  aufgefasst,  wol 
aber  auch  durch  besondere  Verträge  gleichmässig  unter 
ihnen  geordnet  sein  können. 

Die  zwangsweise  Beschränkung  der  Auswanderung,  in 
welcher  wir  immer  nur  das  antike  Princip,  wenn  auch  ver- 
schieden abgeschwächt  erkennen,  halten  wir  für  ebenso  un- 
richtig, wie  die  zwangsweise  Veranlassung  derselben.  Das 
Gleiche  gilt  natürlich  auch  von  der  Einwanderung.  Denn 
jeder  Staat  hat  das  Recht  und  die  Pflicht,  zur  Erhaltung 
oder    zu   der   wünschenswerthen   Mehrung   seines   Bevölke- 


606)  Letzteres  ist  neuerdings  namentlich  in  Mecklenburg  geschehen. 
Man  vgl.  z.  B.  die  desfallsigen  Landtags  Verhandlungen  von  1857. 
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rnngsstandes  alles  zu  thun,  was  er  kann,  aber  immer  unter 
Vorbehalt  der  Freiheit.  Drängt  diese  nicht  selbst  zur  Aus- 
wanderung, so  soll  der  Staat  nie  einen  unmittelbaren  Zwang 
in  dieser  Richtung  üben.  Dem  Drang  auszuwandern  aber 
gegenüber  kann  heutzutage  kein  Staat  zu  liberal  sein  und, 
wenn  er  in  demselben  eine  Gefahr  für  sich  erblickt,  anders 
als  mittelbar  eine  Abhülfe  versuchen. 

Vermögensabzüge  wegen  Auswanderung  sind  positive 
Ungerechtigkeiten.  Denn  die  Dauer  der  dem  Staate  zu 
machenden  Leistungen  muss  ausschliesslich  von  der  Dauer 
der  Staatsangehörigkeit  abhängen  und  das  Privatvermögen 
des  Auswandernden  unter  dieselben  Gesichtspunkte  gestellt 
werden,  wie  das  des  Fremden.  Selbst  die  Anwendung  der 
Retorsion  607)  dürfte  gerade  in  diesem  Fall  am  allerwenig- 
sten gerechtfertigt  erscheinen. 

Die  Beschränkung  der  Auswanderung  wegen  noch  nicht 
geleisteter  Militärpflicht  muss  nach  denselben  Grundsätzen 
beurtheilt  werden.  Denn  entweder  zahlt  der  Auswandernde 
einen  Stellvertreter,  was  einem  Vermögensabzug  vollständig 
gleichkommt,  oder  er  hat  dazu  das  Vermögen  nicht,  und 
dann  ist  ihm  die  Auswanderung  so  gut  wie  verboten.  Es 
sprechen  übrigens  gegen  diese  Beschränkung  der  Auswan- 
derungsfreiheit noch  andere  Rechts-  und  Klugheitsgründe. 
Denn  der  Jüngling  tritt  eigentlich  erst  mit  dem  Alter  der 
Militärpflichtigkeit  in  den  Staat  und  leistet  den  Waffendienst 
weniger  für  das,  was  er  bereits  vom  Staat  empfangen,  als 
vielmehr  für  das,  was  ihm  der  Staat  von  nun  an  erst  ge- 
währen wird.  Und  was  ist  ein  Soldat  werth,  der  ohne 
allen  Patriotismus,  und  dazu  noch  mit  einem  ganz  anders- 
wohin gelenkten  Geist,  unter  Hemmimg  aller  seiner  Lebens- 
plane,  möglicherweise  sogar  gegen  das  Land  seiner  Sehn- 
sucht und  Hoffnungen,  dienen  muss?  Jedenfalls  ist  eine 
Grundidee  unserer  Zeit,  nämlich  die,  dass  alle  Leistungen 
an  den  Staat  möglichst  freie  Emanationen  des  Gemeinsinns 
sein  sollen,  und  die  dieser  Idee  entsprechenden  Neigungen 
unserer  Zeit,  von  dem  gewöhnlichen  Conscriptionssystem 
ab-  zur  allgemeinen  Kriegsdienstpflicht  und  dadurch  zu 
einer  zeitgemässen  Verbindung  des  Berufskriegsdienstes  mit 


607)  Vgl  unsern  Artikel  „Selbsthülfe"   im  Staats-Lexikon. 
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der  Idee  der  Nationalheere  überzugehen,  im  schroffsten  Ge- 
gensatz zu  einer  solchen  Beschränkung  der  Auswanderungs- 
freiheit. 

Eine  unzweifelhaft  begründete  Beschränkung  der  letz- 
tern besteht  aber  darin,  dass  der  Staat  sein  Mögliches  thun 
muss,  um  die  ihm  verbleibenden  Angehörigen  vor  den 
Nachtheilen  zu  bewahren,  welche  die  einseitige  Veränderung 
der  Situation,  wie  sie  durch  den  Auswandernden  vermittels 
der  vollendeten  Thatsache  der  Auswanderung  vollzogen  wer- 
den würde,  zur  Folge  haben  könnte.  So  würde  der  inlän- 
dische Gläubiger  dem  nun  ausländischen  Schuldner  gegen- 
über sich  mit  seinen  Forderungen  offenbar  in  einer  ungün- 
stigem Lage  befinden.  Es  muss  ihm  also  wenigstens  Ge- 
legenheit geboten  werden,  sein  Recht  noch  unter  den  alten 
Verhältnissen  geltend  zu  machen.  *°8) 

Wir  halten  diese  Beschränkung  für  die  einzige  dem 
Staat  nothwendige  und  seiner  würdige. 

Als  eine  Pflicht  eines  jeden  Staats  aber  erkennen  wir 
noch  die,  seine  Unterthanen  möglichst,  und  zwar  auch  nach 
erklärter  Auswanderungsabsicht,  gegen  trügerische  Auswan- 
derungsunternehmer,  lügenhafte  Vorspiegelungen  in  der 
Fremde  winkender  Vortheile,  Benachtheiligung  bei  Abschluss 
der  AusWanderungs  -  und  Ueberfahrtsverträge  u.  s.  w.  zu 
schützen.  «09) 

Hiermit  halten  wir  alles  für  gethan,  was  der  Staat  di- 
rect  in  Beziehung  auf  die  Auswanderung  thun  kann.  Ge- 
währt er,  was  der  Mensch  braucht  und  nur  im  Entgangs- 
fall  ausserhalb  der  Heimat  suchen  muss,  so  wird  die  Aus- 
wanderung niemals  für  ihn  gefährliche  Dimensionen  anneh- 
men.    Auch   an  der  etwa  benöthigten  Einwanderung  wird 


608)  Dies  ist  die  Aufgabe  des  Staats,  nicht  aber,  dass  er  den  Aus- 
wanderer unbedingt  zur  Erfüllung  seiner  etwaigen  Verbindlichkeiten 
gegen  die  Einheimischen  anhalte.  Diese  können  es  ja,  namentlich  bei  in- 
solventen  Schuldnern,  für  besser  halten,  ihn  abziehen  zu  lassen,  ohne  dass 
er  zahlte.  Naturlich  aber  kann  die  Auswanderung  nicht  als  Mittel,  sich 
einer  öffentlichen  Pflicht  zu  entziehen,  ein  Verbrechen  ungestraft  zu  be- 
gehen oder  der  Strafe  zu  entgehen,  gebraucht  werden. 

609)  Vgl.  Müller,  A.,  Die  deutschen  Auswanderungs-,  Freizügigkeits- 
und Heimate  Verhältnisse  (Leipzig  1841).  Bülow>  A.  t>.,  Auswanderung  und 
Colonisation  im  Interesse  des  deutschen  Handels  (Berlin  1849). 
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es  unter  jener  Voraussetzung  nicht  fehlen.  Gewährt  er  es 
aber  nicht,  so  will  er  vielleicht  auf  qine  jedenfalls  verwerf- 
liche Art  durch  mittelbaren  Zwang  die  Auswanderung  ver^ 
hindern.  Wie  dem  aber  sei,  das  Schiff  wird  nicht  dadurch 
gerettet,  dass  man  die  Ratten  mit  Gewalt  zurückhält,  welche 
es  verlassen  wollen.  Eine  Beschränkung  der  Auswande- 
rung da,  wo  dieselbe  dem  Staat  noth wendig  oder  wün- 
schenswerth  geworden,  wäre  ohnehin  ein  Unsinn. 

Die  angegebenen  Grundsätze  gelten  bereits  der  Haupt- 
sache nach  in  mehrern,  und  zwar  auch  in  deutschen  Staa- 
ten. Die  deutsche  Zerrissenheit  ist  aber  nicht  allein  die 
mittelbare  Ursache  der  kolossalen  Dimensionen,  welche  die 
deutsche  Auswanderung  bereits  angenommen  hat,  sondern 
lastet  auch  als  ein  schwerer  Fluch  auf  den  deutschen  Aus- 
wanderern. Deutschland  hat  infolge  dessen  unberechenbare 
sittliche  wie  materielle  Kräfte  verloren,  und  wahrend  die 
Deutschen  in  der  Fremde  die  Civilisation  begründen  oder 
doch  durch  Tugenden  sich  auszeichnen,  geschieht  beides 
ohne  Vortheil  oder  Ruhm  für  das  Mutterland.  Selbst  die 
Schnelligkeit,  mit  welcher  der  Deutsche  in  der  Fremde  seine 
angeborene  Nationalität  abzustreifen  gewohnt  ist,  hängt  mit 
der  politischen  Zerrissenheit  Deutschlands  zusammen,  und 
wie  diejenigen,  die  sich  am  schleunigsten  ihrer  Nationalität 
entledigen,  der  geringere  Verlust  für  Deutschland  sind,  so 
scheinen  auch  gerade  diese  in  der  Regel  am  besten  aus- 
wärts zu  gedeihen. 

Wir  haben  die  Auswanderungsfreiheit  das  ,  jus  eminens" 
der  freien  Individualität  gegen  den  Staat  genannt;  wir 
könnten  sie  auch  ein  „flebile  beneficium"  nennen.  Denn 
entweder  findet  die  Auswanderung  ohne  Schmerz  über  die 
Trennung  vom  Vaterlande  statt,  und  dann  ist  es  traurig 
genug,  dass  es  so  kommen  musste,  weil  entweder  der  Aus- 
wanderer für  den  Staat,  oder  dieser  für  den  Auswanderer 
nicht  das  rechte  Herz  gehabt  hat.  Wenn  aber  dies  nicht 
so  eigentlich  der  Fall  war,  sondern  trotz  des  beiderseitigen 
guten  Willens  es  zu  keinem  rechten  Verständniss  zwischen 
beiden  kommen  konnte,  da  muss  es  eine  Folge  der  mensch- 
lichen Freiheit  sein,  auf  einem  für  den  Staat  gefahrlosen 
Weg  Befriedigung  und  Rettung  zu  suchen.  Dies  ist  der 
Weg  der  freien  Auswanderung. 
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Sowie  nun  schon  die  Abgeschlossenheit  des  antiken 
taats  und  seine  Aus-  und  Einwanderungsverbote  zugleich 
tit  dem  ganzen  antiken  Verkehrs-  und  Staatenverbindungs- 
esen  zusammenhängt,  so  ist  das  Princip  der  freien  Wan- 
erung  nicht  nur  die  Folge  unserer  humanen  und  politischen 
rrundanschauungen,  sondern  auch  der  allein  unsern  Ver- 
ehre- und  internationalen  Verhältnissen  entsprechende  Aus- 
ruck des  Charakters  unserer  Zeit.  61t>)  Und  wir  behaupten 
eradezu,  dass  das  Recht  der  freien  Auswanderung  von 
ien  personlichen  Freiheitsrcöhten  das  gesetzlich  am  wenig- 
en beschränkte  sein  müsse,  weil  die  thatsächlichen  Schran- 
en  die  zahlreichsten  sind  und  ihnen  gegenüber  das  Recht  der 
.uswanderung  meist  ein  verzweifeltes  ist,  der  moderne  Staat 
ber  kein  Recht  auf  eine  selbständige  Persönlichkeit  haben 
ann,  die  ihm  nichts  freiwillig  gewähren  und  von  ihm  nichts 
erlangen  will. 

Von  der  Freiheit  der  religiösen  6H)  und  politischen 
[einungen  ö12),    namentlich  von  der  Freiheit,    dieselben  in 


G10)  Das  Vermögen  wandert. 

611)  Ueber  Religions-  und  Gewissensfreiheit:  Strure,  Geschichte 
»s  allgemeinen  Staatsrechts,  S.  218.  Constant,  B  ,  a.  a.  O.,  I,  128  fg., 
(3  („II  y  a  de  la  religion  au  fond  de  toutes  choses"),  141  fg. 
,L'aiitorite  ne  doit  jamais  proscrire  une  religion,  meme  qtiaud  eile  la 
oit  dangereiise").  La  liberte  religieuse  et  la  legislation  actuelle,  in  den 
:udes  contemporaines  (Paris  1860).  Simon,  Jul.,  Sur  la  liberte  de  con- 
ienoe.     Derselbe,  La  religion  naturelle.     Taylor,  E.,  The  book  of  rights, 

constitutional  acts  etc.  affecting  civil  and  religious  liberty  in  England 
ondon  1833).  Fischet,  a.  a.  O.,  S.  67  fg.  Colberg,  C.  Fr.,  Juris  refor- 
andi  princip.  in  German.  histor.  (Halle  1851).  Vattel,  a.  a.  O.,  I, 
1  fg.  Noodt,  Du  ponvoir  des  souverains  et  de  la  liberte  de  conscience 
id.  du  latin  par  «/.  Barbeyrac  (Amsterdam  1714).  Held,  System, 
,  578. 

612)  Ueber  Meinung»-  und  Meinungsäusserungsfreiheit:  Piaton,  Legg., 
I,  12.  Con8tant,  B.,  a.  a.  O. ,  I,  255  fg.  Laurent,  L'eglise,  III, 
►6,  112.  Dupont-  White,  a.  a.  O.,  S.  220  fg.  Thiers:  „Une  opinion 
iprimee  se  signale  presque  toujours  par  un  poignard."  Tocqueville ,  Das 
te  Staatswesen,  S.  178  fg.:  „Es  gibt  Zeiten,  wo  man  durch  Zwangs- 
issregeln  gegen  Schriftsteller  den  Fortgang  der  Gedanken  hemmen  kann, 
dere,  wo  man  ihn  dadurch  beschleunigt."  Ueber  Stillschweigen: 
l  silence,   par  uu   pretre   du  diocesc.    Agon.      Guizot,  Memoires.     „Le 
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irgendeiner  Form  aus  dem  Geiste  des  Autors  in  alle 
Welt  auswandern  zu  lassen,  oder  Thatsachen  aus  ihren 
engen  localen  Grenzen  in  weitere  Kreise  zu  übertragen,  wird 
der  nächste  Abschnitt  besonders  handeln. 


silence,  garde  par  complaisance  pour  son  propre  penchant,  passe  aisc- 
ment  pour  trahison"  (in,  235).  „Le  silence  des  peuples  est  la  lecon  des 
rois." 
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Literatur.  I.  Was  ist  die  Presse?  Unwahrheiten  hinsichtlich  der 
Pressfreiheit  Die  Presse  ist  nie  absolut  frei  zu  machen.  Sie  ist  weder 
absolut  gut,  noch  absolut  schlecht.  Unterschied  zwischen  der  wissen- 
schaftlichen und  der  Tagespresse.  Gewalt  der  Presse.  Die  Presse  und 
die  öffentliche  Meinung.  Der  erste  deutsche  Juristentag  und  die  Anfor- 
derungen an  eine  rechtlich  geordnete  Pressfreiheit  II.  Die  Redefreiheit 
Deren  Misbrauch  in  den  parlamentarischen  Verhandlungen. 

Literatur.  I.  Ueber  die  Presse  und  zwar  Schriftsteller- 
bedrängnisse: Cicero  ad  fam.,  6,  7.  Mommsen,  a.  a.  0.,  III, 
455.  Censur:  Mommsen,  a.  a.  O.,  III,  454  (Cäsar's  Censur  gegen 
oppositionelle  Schriftsteller).  Oentz,  a.  a.  0.,  II,  35  fg.  Hoffmann, 
Z.,  Geschichte  der  Buchercensur  (Berlin  1810).  Wiesner,  Denkwür- 
digkeiten der  österreichischen  Gensar  (Stattgart  1847).  Viel-Castel, 
a.  a.  O.,  V,  405  fg.,  408  fg.,  420,  423.  Einiges  interessante  Mate- 
rial findet  sich  auch  im  Aasland,  1830,  S.  1103,  1259,  1287.  Ge- 
schichtliches. Censor  vor  Erfindung  der  Typen:  Desmaze,  a.  a. 
O.,  S.  71.  Beschränkung  der  Meinungsäusserung  und  des  Tadels  der 
Regierung  im  14.  Jahrhundert.  Sempere,  a.  a.  O.,  S.  132.  „Cou- 
pable  de  sedition  par  parole"  (Concordat  deVothem  von  1331  in  den 
Memoires  de  l'Academie  royale  de  Broxelles,  V,  18,  20  fg.).  Milton 
gegen  die  Gensar  bei  Taine,  a.  a.  O.,  II,  363,  374  fg.  Die  eng- 
lische Presse  unter  Elisabeth:  Hallam,  Histoire  constitutionnelles ,  I, 
360.  Entstehung  der  Buchercensur  in  Frankreich  1547:  Laferriere, 
a.  a.  O.,  I,  283.  Sklaverei  der  französischen  Presse  im  18.  Jahrhun- 
dert: Buckle,  a.  a.  O.,  I,  n,  208  fg.,  221,  233.  Die  englische  und 
französische  Presse  im  17.   and  seit  dem  19.  Jahrhundert:  Buckle,  a. 
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a.  O,,  I,  ii,  88,  97.     Duvergier  de  Hauranne,  a.  a.  O.,  II,  238  fg.; 
IV,   183  fg.     Constant,    B.,  Questions   bot   la   legislation    actuelle  de 
la  presse  en  France   (Paris    1817).     Bemusat,   a.   a.  O. ,   S.    268  fg. 
Gueroult,   a.  a.  O.,   S.  363.     Zunahme  der  Tagespresse  and  Oeffent- 
lichkeit  der  englischen  Parlamentsdebatten  (1710),  sowie  deren  Verviel- 
fältigung durch  den  Druck  (1742):   Taine,  a.  a.  O.,  III,  420.    BuckU, 
a.  a.  O.,    I,  374,    423  fg.,  427.     Blum,   Ein  russischer  Staatsmann 
(Heidelberg  1857),  I,  31.     Cironi,  Piero,  Die  nationale  Presse  in  Ita- 
lien von   1828  —  60    und   die  Kunst   der  Rebellen.     Aus   dem    Italie- 
nischen übersetzt    von   L.  Assing  (Leipzig  1863).     Piaton,  Legg.,  I, 
7;  VII,  9,   19.     Ueber  griechische   Komödie    und   ihr  Verhältniss  zur 
Journalistik.     Röscher,  a.  a.  O.,  S.  300  fg.      Vollgraff,   Systeme,  II, 
107    fg.     Chinesische   Censur:    Guzlaff,    a.    a.    O.,   S.  516,   u.    Huc, 
a.  a.  O.,  II,   46   fg.,   57  fg.      Laurent,    Etudes,    II,   463.      Ueber 
romische  Press-,  Zeitungs-  und  Censur  Verhältnisse:     Pauli,   s.  v.  Acta. 
Schmidt,  A.,   Geschichte  der  Denk-  und  Geistesfreiheit   während  de« 
1.   Jahrhunderts   der    romischen   Kaiserzeit,    S.    105.      Vollgraff,  Sy- 
steme, II,  302  fg.     (Bekannt  sind:  Juvenal,  Sat.,  2,  63,  „dat  veniam 
cor  vis,  vexat  censura  columbas"   und    Tacitus,   „Rara  temporum  feli- 
citas,  ubi  sentire  quae  vis  et  qnae  sentias  dicere".)    Das  Ausland,  1833, 
S.  553  fg.  (englisches  Journalwesen).     Cucheval-Clamgny,  Histoire  de 
la  presse  en  Angleterre  et  aux  Etats -unis  (Paris   1857).     Hatin,  E.f 
Histoire    politique    et    litt^raire   de    la   presse    en   France   etc.     (Parii 
1859),  Tbl.   1.      Ueber    die    revolutionäre   Presse   zwischen    1830  o. 
1840:  Kaltenborn,  Die  deutschen  Einheitsbestrebungen,  I,  §.   14,  15. 
II.    Ueber  Pressfreiheit:    Ueber   Kant,  ».  Staats  -  Lexikon ,  VIII, 
92.     La  liberte   de  la  presse  et  la  force  publique  im  Censeur,  Bd.  5, 
Abth.  3  (Paris   1815).     Die  verschiedenen  Schriften  von  B.  Constant, 
a.  a.  O.,   I,   125,    441  fg.,   501    fg.;    II,   1  fg.      Welcher,  C.  TL, 
Die  vollkommene  und  ganze  Pressfreiheit  (Freiburg  1830).     Bentham, 
Essai  sur  FEspagne,   S.   20  fg.,    70,   165,    170  fg.     De   rAutoeratie, 
de  la  presse  et  des  moyens  d'organiser  son  action  etc.,  par  G.  L.  B. 
(Haag   1834).     Buy 8,    J.   Th.,    De  jure,   cogitata   communicandi ,  ex 
jur.  comun.  prineipiis  regendo  (Amsterdam   1850).     Dupont-White,  a. 
a.  O.,  S.  223  fg.     Montalembert,  De  Favenir,  S.  94,  156,  174,  181. 
Vollgraff,    Politische  Systeme,    III,    234.       Viel-Castel,    III,    444, 
473;  V,  242,  409.     Bdmusat,   a.  a.  O.,  S.  375  fg.     Escher,  a.  a. 
O.,   II,    80,    601.     Laurent,   Van  Espen.,   S.    112  fg.     Mohl,  Ge- 
schichte der  Literatur,  III,   175  fg.,  624    (wo  sich  ein  sehr  schlagen- 
des Beispiel  für  die  Pressfreiheit  findet).     Vorwort  zu  den  Briefen  des 
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/tmui*.  Duvergier  de  Hauranne,  a.  a.  O.,  I,  349;  IV,  75  fg.,  78, 
247,  368.  Gentz,  a.  a.  O.,  II,  28  fg.,  43  fg.,  46,  53  fg.,  105, 
113.  May,  Verfassungsgeschiclite ,  I,  362.  Lamartine,  La  France 
pariementaire,  I,  158.  Guizot,  Memoire*,  I,  175  fg.;  III,  209  fg.  Der- 
selbe,  Hietoire  parlementaire,  I,  1  fg.,  107  fg.,  130  fg.  Carni, 
Etudes,  I,  274.  Fischel,  a.  a.  O.,  S.  80  fg.  Hohes  Alter  der  Press- 
freiheit wie  Journalistik  in  China:  Huc,  a.  a.  O.,  II,  54  fg.  Vgl. 
aber  dazu  Gfrörer,  Urgeschichte,  I,  275.  Lorbeer,  J.,  Grenzlinien 
der  Rede-  und  Pressfreiheit  nach  englischem  Recht  (Erlangen  1851). 
Vattel,  a.  a.  O.,  I,  319  fg.  Mül,  a.  a.  O.,  S.  12,  15,  45,  81, 
193.  Ilf.  Ueber  Autorrecht:  Laboulaye,  E.,  et  Guiffrey,  G., 
La  propriete'  litteraire  au  18e  siecle  etc.  (Paris  1859).  Champagnac, 
Gast,  de,  Etüde  sur  la  propriete  litteraire  et  artistique  etc.  (Paris 
18C0).  Afareschal,  JuL,  Du  droit  hereditaire  des  auteurs  et  des 
erreors  du  congres  de  Bruxelles  (Paris).  Guiroult,  Etudes,  S.  173, 
191,   197. 

A.    Fressfreiheit. 

Was  ist  die  Presse?  Lassen  wir  nicht  nur  alle  Ueber- 
8ch wenglichkeiten ,  sondern  auch  jede  allegorische  Deutung 
beiseite,  so  ist  die  Presse  an  und  für  sich  ein  Gewerbe, 
dessen  gegenwärtige  Betriebsweise  (wir  sagen  wohlbedacht 
nicht  Bedeutung)  sich  von  der  zur  Zeit  ihrer  Erfindung  und 
lange  danach  mehr  unterscheidet,  als  die  vervielfältigte  Mit- 
theilung durch  die  Guttenberg'schen  Typen  von  den  frühern 
Arten  allgemeiner  Mittheilung.  Die  Presse  ist  ein  Gewerbe, 
welches  jetzt  Millionen  Menschen  durch  eine  Beschäftigung 
materiell  ernährt  und  Milliarden  täglich  die  unentbehrlichste 
geistige  Nahrung  bietet;  sie  ist  ein  Gewerbe,  welches 
grosse  Werke  gerade  in  hinreichender  Zahl  vervielfältigt, 
dass  sie,  obgleich  sie  nicht  gesucht  werden,  doch  nicht  ver- 
loren gehen  können,  und  unbedeutende  Dinge,  wie  bedeu- 
tende Thatsachen  so  zahllosemal  und  schnell  vervielfältigt, 
dass  erstere  manchmal  eine  vorübergehende  Wichtigkeit  be- 
kommen, letztere  wenigstens  nicht  lange  ihre  Wichtigkeit 
behaupten.  Die  Presse  ist  ein  Gewerbe,  welches  jeder  ohne 
Ausnahme  mit  Leidenschaft  frei  verlangt,  soweit  er  seiner 
bedarf,  insbesondere  um  andere  zu  zwingen,  dem  er  aber 
gegen  sich  die  engsten  Fesseln  anzulegen  trachtet;   ein  Ge- 
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werbe,  ohne  welches  ein  organischer  Staat,  eine  allgemeine 
Betheiligung  an  den  Staatsangelegenheiten,  eine  öffentliche 
Meinung  Unmöglichkeiten  wären,  und  durch  dessen  Thätig- 
keit  alle  diese  Dinge,  freilich  oft  auch  auf  eigenthümliche 
Weise,  in  Frage  gestellt  werden;  ein  Gewerbe,  dessen  Be- 
urtheilung  in  keiner  Weise  nach  gleichen  Principien,  wie 
bei  andern  Gewerben  stattfindet,  und  welches  oft  mit  dem- 
selben Grunde  eine  Erfindung  des  Teufels  wie  des  Himmels 
beste  Gabe  genannt  wird. 

Doch  wie  gelangt  man  auf  dem  Wege  der  personlichen 
und  Berufsfreiheit  zur  Presse? 

Der  Mensch  muss  über  alle  Dinge,  die  ihn  angehen, 
eine  Meinung  haben  oder  doch  wenigstens  zu  einer  solchen 
zu  gelangen  suchen.  Die  innere  Meinung  des  Menschen 
ist  an  sich  absolut  frei.  Auch  für  den  Weg,  sie  zu  ge- 
winnen, muss  dem  selbständigen  Menschen  Freiheit  gewahrt 
werden,  und  dies  setzt  wieder  folgerichtig  die  Freiheit  der 
Aeusserung  der  Meinung  voraus.  Die  geistige  Meinungs- 
freiheit ist  demnach  in  jeder  Beziehung  werthlos  ohne  das 
Recht  der  freien  Bethätigung.  Und  wie  sich  die  innere 
Meinung  vorzüglich  auf  die  allgemeinsten  Interessen,  also 
auf  Religion  und  Politik  beziehen  muss,  wenn  sie  andere 
interessiren  will,  so  muss  natürlich  auch  die  Bethätigung 
der  innern  Meinung,  deren  Mittheilung  an  andere,  gerade 
auf  diese  Dinge  sich  beziehen.  Als  Mittel  der  allgemeinsten 
Mittheilung  erscheint  die  Rede  und  vor  allem  die  Presse. 
Zu  den  Eigentümlichkeiten  der  letztern  gehört,  dass  sie 
regelmässig  für  die  allgemeine  Mittheilung  der  Gedanken 
und  Thatsachen  durch  den  Druck  die  gewerbliche  Hülfe 
verlangt. 

Bleiben  wir  zuerst  bei  der  Presse,  so  scheint  es  ein 
ebenso  dankbares  wie  leichtes  Thema  zu  sein,  ihre  wunder- 
baren guten  oder  Übeln  Wirkungen  sowol  auf  religiösem 
als  politischem  Gebiet  nachzuweisen.  Wir  wollen  vor  allem 
erst  constatiren,  dass  jedenfalls  ohne  Presse  keine,  auch 
nicht  die  orthodoxeste  Religionsgesellschaft,  keine,  auch 
nicht  die  conservativste  oder  reactionärste  Regierung  heut- 
zutage mehr  bestehen  könnte.  Die  Presse  ist  schon  seit 
Jahrhunderten  in  fortwährend  steigendem  Grad  mit  der 
Essenz  aller  unserer  Lebensverhältnisse  so  unauflöslich  ver- 
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banden,  dam  das  Bedürfhiss  nach  ihrer  Thätigkeit  wol  noch 
zu-,  nie  abnehmen  kann.  Auch  hat  die  Presse  allen  den 
entgegengesetztesten  kirchlichen  wie  politischen  Richtungen 
bisher  mit  gleicher  Bereitwilligkeit  gedient,  wenn  sie  dazu 
hinreichende  Freiheit  hatte  und  lange  nur  mittelbar  durch 
die  Verbreitung  der  Ideen  und  namentlich  der  mathemati- 
schen, philosophischen,  naturwissenschaftlichen  und  histo- 
rischen Studien  auf  die  religiösen  und  politischen  Ideen  ge- 
wirkt, wie  sie  es  noch  thut  und  ewig  thun  wird. 

Man  wird  finden,  dass  die  gewöhnlichen  Communica- 
tionsmittel  der  Menschen  stets  in  einem  analogen  Zustand 
sich  befinden,  wie  die  Mittel  des  geistigen  Verkehrs,  des 
geistigen  Zusammenkommens.  Die  Presse  ist  für  den  Ideen- 
austausch und  für  die  Mittheilung  der  Thatsachen  nichts 
anderes,  als  was  der  Schienenweg  für  die  übrigen  Ver- 
kehrszwecke, und  beide  unterstützen  sich  gegenseitig  aufs 
beste. 

Sollte  es  nicht  schon  hiernach  albern  erscheinen,  die 
übrigen  Verkehrsmittel  ununterbrochen  vermehren  und  all- 
gemeiner zugänglich  machen,  die  Presse  aber  beschränken 
zu  wollen?  Oder  wäre  dies  nicht  eine  neue,  noch  uner- 
kannte oder  doch  ungewürdigte  Weise,  dem  Materialismus 
zu  fröhnen?  Sollte  es  ferner  nicht  jetzt  schon  wenigstens 
sehr  müssig  und  unwissenschaftlich  erscheinen,  vom  Nutzen 
oder  Schaden  solcher  unentbehrlich  gewordener  freier  Er- 
findungen des  menschlichen  Associations-  und  Freiheitstriebes 
zu  disseriren,  bei  denen  am  Ende  doch  nur  der  Gebrauch 
und  die  Vorsehung  entscheidet?  Kann  man  wissenschaftlich 
zu  einem  andern  Resultat  gelangen,  als  dass  die  Presse  wie 
die  Locomotive  zu  derjenigen  Stellung  berechtigt  sei,  welche 
sie  sich  wirklich  errungen  haben? 

Wir  wollen  trotzdem  die  Sache  etwas  näher  unter- 
suchen. 

Es  gibt  in  Beziehung  auf  die  Lehre  von  der  Pressfrei- 
heit  drei  grosse  Unwahrheiten,  nämlich: 

1)  die  Annahme  oder  der  Wunsch  einer  absoluten  Frei- 
heit oder  Unfreiheit  der  Presse; 

2)  die  Behauptung,  dass  die  Pressfreiheit  absolut  gut 
oder  absolut  schlecht  sei; 

3)  die  Nichtbeachtung  des  Unterschieds  zwischen  der 
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wissenschaftlichen  und  der  Tagespresse,    oder  vielmehr  die 
gewohnliche  falsche  Auffassung  dieses  Unterschieds. 

Begreiflicherweise  steigert  sich  jede  dieser  Unwahrheiten 
durch  die  Verbindung  mit  den  andern  und  erzeugt  zugleich 
neue  Unwahrheiten. 

Zu  1).  Das  Drucken  ist  schon  für  sich  allein  an  eine 
Vielzahl  von  Voraussetzungen  gebunden.  Es  ist  selbst  in 
den  bescheidensten  Verhältnissen  ein  Gewerbe,  welches  ein- 
grösseres Betriebskapital  erfordert.  61Z)  Ausserdem  müssen 
grossere  Werke  Verleger,  Journalunternehmungen  ein  Pu- 
blikum suchen.  Rein  wissenschaftliche  Bestrebungen,  na- 
mentlich wenn  sie  nicht  auf  ein  Honorar  sehen,  werden  in 
dieser  Beziehung  die  grösste  Freiheit  haben,  d.  h.  leicht 
einen  Verleger  finden.  Die  Tagespresse  aber  inuss  für  ihr 
Publikum  schreiben,  und  das  genügt,  um  sie  unter  allen 
Umstanden  sehr  beschränkt  erscheinen  zu  lassen.  Handlan- 
gen, durch  die  Presse  begangen,  die  den  gewöhnlichen 
Strafgesetzen  anheimfallen,  werden  dadurch  nicht  straffrei, 
dass  sie  durch  die  Presse  begangen  worden  sind,  sollen 
aber  auch  nur  für  denjenigen  strafbar  werden,  der  sich  zu 
ihrer  Begehung  der  Presse  bediente,  also  nur  für  den  Autor. 

Demnach  erscheint  auch  ohne  Präventivmassregeln  und 
besondere  Repressivgesetze  die  Presse  durchaus  nicht  ab- 
solut frei.  614)  Infolge  dessen  ist  das  Vorhandensein  einer 
Censur  nicht  gleichbedeutend  mit  absoluter  Unfreiheit  und 
die  Beseitigung  der  Censur  mit  gesetzlicher  Reprimirung 
speeifischer  Pressvergehen  nicht  gleich  absoluter  Freiheit  der 
Presse,  sondern  Censur  und  Repressivgesetz  bezeichnen  ver- 
schiedene Arten  und  Grade  relativer  Freiheit  oder  Unfrei- 
heit, verschiedene  Standpunkte  gesetzlicher  Beschränkung 
oder  Ordnung  eines  politisch  hochwichtigen  Freiheitsrechts. 

Längst  hat  man  sich  von  der  Unzulässigkeit  der  Cen- 


613)  Dies  sowie  die  Abhängigkeit  der  Journalistik  vom  Publikum 
hat  Proudkon,  Systeme  federatif,  S.210,  übersehen. 

614)  Auch  ist  sie  besteuert  So  wies  Kuranda  in  der  Sitzung  des 
österreichischen  Abgeordnetenhauses  vom  27.  April  18G5  nach,  dass  für 
Stempelsteuer,  Postporto  und  Inseratstempel  der  Staat  allein  von  der 
Presse  eine  Abgabe  von  1,150000  Fl.  erhebe.  Und  die  Pflicht-  und  Frei- 
exemplare u.  s.  w.? 
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snr  und  wenigstens  V(>n  der  Bedenklichkeit  aller  sonstigen 
Prävcntivmassrcgeln  überzeugt.  Je  länger  und  ausgiebiger 
sie  gewirkt  haben,  desto  kolossaler  ist  die  Wirkung  eines 
censurwidrigen  Presserzeugnisses,  welches  allen  polizeilichen 
Vorsichtsmassregeln  zum  Trotz  dennoch  seinen  Weg  in  die 
Druckerei  und  von  da  ins  Publikum  fand,  und  keine  Wach- 
samkeit der  Welt  ist  im  Stande,  solche  Eindringlinge  un- 
möglich zu  machen.  Auch  erscheinen  Censur  und  sonstige 
Präventivmassregeln  mit  den  übrigen  Principien  des  freien 
Staats  unserer  Zeit  unvereinbar.  Vielleicht  kommt  noch  die 
Zeit,  in  der  man  sich  von  der  Unzulässigkeit  wie  Unzuläng- 
lichkeit besonderer  Pressrepressivmassregeln  überzeugt. 6l5) 
Die  Schwierigkeiten  der  Pressgesetzgebung  und  die  höchst 
problematischen  Resultate  der  darauf  verwandten  Bemühun- 
gen werden  sammt  der  Praxis  der  Gerichte  und  deren  poli- 
tischen Erfolgen  nach  und  nach  wol  auch  dazu  führen.  616) 
Denn  nicht  die  Presse,  sondern  die  Situationen  bestimmen 
die  Jfenschen ,  nehmen  also  den  unter  andern^  Situationen 
wichtigsten  Pressproducten  jede  Bedeutung  und  erheben  die 
unter  andern  Situationen  unbedeutendsten  Pressproducte  zu 
wichtigen  Ereignissen.  Während  ferner  in  aufgeregten  Zei- 
ten nichts  übrigbleibt  als  entweder  durch  Bestrafiing  zwei- 
felhafter Pressdclicte  zu  reizen  oder  durch  deren  Nicht- 
bestrafung  das  Ansehen  der  Gesetze  zu  untergraben,  sind 
in  abgespannten  und  indifferenten  Zeiten  die  Schriftsteller 
ohnehin  desto  mehr  vom  Publikum  verlassen,  je  weniger  sie 
indifferent  erscheinen.  Regierungen  ohne  sichere  Basis  aber 
müssen  jene  Presse  am  meisten  fürchten,  welche  am  wenig- 
sten jene  Schranken  überschreitet,  die  durch  Gesetze  gezo- 
gen werden  können,  und  sehen  sich  daher,  wenn  sie  die 
Presse  nicht  freigeben  wollen,  gezwungen,  dieselbe  gänzlich 


61  ö)  Miraheau,  der  Erfinder  des  Pressn'pressiv9ystems,  bei  Duvergier 
de.  Hauranne,-  a.  a.  O.,  I,  05.  Auch  Gentz  (a.  a.  O.,  II,  55  fg.)  sieht  die 
Unmöglichkeit  eines  genügenden  Pressrepressivgesetzes  ein.  Vgl.  noch 
('»fiff/rr/i/,  #.,  bei  VU'l-Ca.stel,  a.  a.  O.,  V,  367,  412.  Hartmann,  L.,  Das 
<iesctz  über  die  Presse  vom  12.  Mai  1851  n.  s.  w.  erläutert  (Berlin  1865). 
616)  Thntsache  ist,  dass  in  Pressprooessen  das  Publikum  regelmässig 
für  den  Angeklagten  Partei  nimmt,  und  zwar  aus  einer  Art  von  Priwip, 
und  dass  im  besten  Fall  die  Zeitungen  feiner  und  vorsichtiger,  dann  aber 
uueh  gerade  durch  ihr  Schweigen  nur  desto  beredter  werden. 
Held.    m.  39 
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dem  Gebiet  des  Rechts   und   der  Gesetze   zu   entziehen  und 
unter  die  Willkür  der  Verwaltung  zu  stellen.     Auch  genügt 
ein   Blick   in    die    neuesten  und   freisinnigsten   Pressgesetze, 
dass    eine    den  Anforderungen    des  Rechtsgesetzes    entspre- 
chende scharfe  Bestimmung  besonderer  Pressdelictc   zu  den 
grössten,    ja  unüberwindlichen   Schwierigkeiten    gehört    und 
infolge  dessen  derlei  Gesetze  selbst  wider  Willen  das  thnu, 
was  ein  Gesetz   am  wenigsten  thun  sollte,    nämlich  dass  sie 
den  Richter   zwingen,    Politik  zu  treiben,   und  den  Vcrwal- 
tungsbeamten ,     manchmal    sogar    den    Diplomaten  617)    zu 
spielen. 

Wie  wenig  die  Presse  absolut  frei  sei,  lässt  sich  auch  noch 
nach  andern  Seiten  hin  beweisen.  Wir  wollen  nicht  davou 
reden,  dass  die  Literatur  einer  jeden  Epoche  überhaupt  der 
Abdruck  der  herrschenden  social-politischen  Ideen,  also  von 
diesen  beherrscht  ist  und  die  Zahl  der  wirklich  genialen 
und  in  ihrer  selbständigen  Freiheit  originellen  Schriftsteller 
um  so  kleiner  erscheinen  muss,  je  geringer  die  Zahl  der 
wirklich  genialen  Originalgedanken  sein  kann. fil8)  Aber 
darauf  müssen  wir  aufmerksam  machen,  dass  die  Unfreiheit 
der  Presse  durchaus  nicht  allein  von  dem  herkommt,  was 
man  gewohnlich  die  Regierung  nennt.  619)  Denn  auch  eine 
herrschend  gewordene  politische  Partei  kann  mit  oder  ohne 
die  Regierung  jede  oder  doch  ihre  Presse  so  dominiren, 
dass  dieselbe  auch  aus  diesem  Grunde  unfrei  ist.  Dies  ist 
z.  B.  gegenwärtig  in  England  der  Fall,  wo  Lord  Palmerston 
die  ganze  englische  Presse  „am  Schnürchen  hält".  Als 
eins  der  wesentlichsten  Requisite  der  freien  Presse  erscheint 
daher  die  innere  und  die  äussere  Unabhängigkeit  der  Lite- 
raten. 


617)  Man  denke  der  Pressprocesse  auf  Veranlassung  fremder  Ge- 
sandten wegen  Verunglimpfung  ihrer  Nation  oder  Regierung,  resp.  den 
Ein  flu  ss,  welchen  das  Verhältnis»  zwischen  den  fraglichen  behlen  Nationen, 
ihre  Macht  u.  s.  w.  schon  auf  die  Anhängigmachung  solcher  Proces?« 
üben  muss. 

618)  Remusat,  a.  a.  O.,  S.  66  fg.    Carlyle  hei  Tarne,  o.  a.  O.,  IV,  275. 

619)  Naturlich  kann  der  Staat  die  Presse  nie  misbrauchen,  wol  aber 
eine  bestimmte  Regierung,  resp.  ihr  Ministerium  ebenso  gut  wie  eine  Oppo- 
sition, in  deren  Begriff  demnach  durchaus  nicht  ohne  weiteres  das  Mo- 
nopol Hegt,  die  öffentliche  Meinung  irreleiten  zu  wollen. 
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Zu  2).  Es  ist  ganz  gleichviel,  ob  man  die  Presse 
überhaupt  oder  die  Pressfreiheit  insbesondere  für  absolut 
gut  oder  absolut  schlecht  hält.  Oberflächliche,  liberale, 
optimistische  Anschauungen  über  die  Presse  sind  hinreichend 
bekannt.  Pessimistisch  urtheilt  über  dieselbe  z.B.  kein  geringerer 
als  der  berühmte  Bischof  von  Orleans,  Herr  von  Dupanloup, 
welcher  in  so  reichlichem  Masse  von  der  Presse  und  ihrer 
Freiheit  Gebrauch  machte.  Derselbe  sagt  in  seinem  Werke, 
„De  Peducation",  I,  24:  Die  Pressfreiheit,  wie  sich  die 
„libertinagc  dVsprit"  nenne,  habe  Frankreich  seine  intellcc- 
tuelle  und  moralische  Kraft  genommen.  Die  Vergangenheit 
habe  ohne  sie  ihre  grossen  Männer  gehabt,  während  die 
Gegenwart  mit  ihr  keine  solchen  besitze.  Die  Pressfrcibeit 
sei  die  Unfreimachuug  der  Geister,  eine  über  schwache  Ein- 
sichten ausgeübte  tyrannische  Gewalt,  der  die  weltliche  Ge- 
sellschaft unterlegen  sei  und  woran  selbst  die  „soeiete  spi- 
rituelle" leide.  Der  berühmte  Kirchenfürst  hat  freilich  nicht 
erklärt,  ob  die  grossen  Männer  von  ehedem  nur  auf  Rech- 
nung des  Mangels  der  Pressfreiheit  zu  setzen  seien  und  ob 
unser  Mangel  an  grossen  Männern,  wobei  Herr  von  Du- 
panloup  in  allzu  grosser  Bescheidenheit  sich  selbst  nicht  in 
Ansatz  bringt,  gerade  auf  Rechnung  der  Pressfreiheit  zu 
setzen  sei?  Allerdings  fallen  die  durch  den  Einfluss  nach 
aussen  glänzendsten  Zeiten  Frankreichs  nicht  unter  das  Re- 
gime der  Pressfreiheit;  sicherlich  kann  aber  derselben  auch 
jene  Schwäche  der  Einsicht  nicht  zugerechnet  werden.  Von 
einem  Sturz  der  weltlichen  Gesellschaft  endlich  scheint,  der 
geistigen  oder  geistlichen  gegenüber,  unsere  Zeit  weiter  ent- 
fernt zu  sein  als  irgendeine  andere. 

Jedenfalls  ist  die  Presse  oder  der  Gebrauch  der  Press- 
freiheit nicht  immer  deshalb  schlecht,  weil  man  sie  so  nennt. 
Denn  was  die  einen  als  unvergleichlich  gut  preisen,  wird 
von  den  andern  als  ebenso  schlecht  verworfen,  und  Partei- 
lcidenschaft  und  Parteiverfolgung ,  Demagogeneinfluss  62°), 
Freigeisterei,  Intoleranz,  Reactionspanik  621)  und  dergleichen 
Dinge  hat  es  auch  ohne  die  Presse  schon  genug  gegeben. 


620)  Chou-King,  Tbl.  4,  Kap.  12,  §.  21;   Kap.  15,  §.  18. 
C21)  Ableitung  des  Wortes  Panik,  panisch,  bei   VoUyraff,  Politische 
Systeme,  II,  164. 
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Darum  ist  auch  die  Presse  nicht  gut  und  nicht  schlecht, 
weil  sie  eine  Regierung  tadelt  oder  lobt.  Wenn  aber  durch 
die  Presse  das  Regieren  einige  eigenthümliche  Schwierige 
keiten  bekommen  hat,  so  ist  es  durch  dieselbe  auch  in 
mancher  Beziehung  erleichtert  und  ohne  sie  jedenfalls  un- 
möglich. ö22) 

Auch  öffentliches  Lob,  wie  öffentlicher  Tadel  einzelner 
hoch-  und  höchstgestellter  Personen  geben  keinen  Anhalts- 
punkt, die  Presse  gut  oder  schlecht  zu  nennen.  Wenn  je- 
doch die  sogenannten  conservativen  Kreise  vorzuglich  dem 
Tadel  von  Personen  in  ausgezeichneter  Stellung  als  einen 
Grund  zur  Verwertung  der  Pressfreiheit  anführen,  so  sollten 
sie  sich  zuerst  die  präjudicielle  Frage  vorlegen,  ob  denn  die 
ausgezeichnete  Stellung  dieser  Persönlichkeiten  für  einen 
gesunden  politischen  Sinn  hinreichend  begründet  erscheine 
und  gerade  in  dem  Fall  der  Bejahung  dieser  Frage  an  die 
Aeusserung  Beaumarchais*  im  Figaro  denken:  „II  n'y  a  que 
les  petita  esprits  qui  redoutent  les  petits  ecrits."  6'23) 

Einen  besonders  schweren  Grund  zur  Verurtheilung  der 
Pressfreiheit  will  man  darin  finden,  dass  durch  sie  die  Presse 
selbst  die  grössten  und  unsittlichsten  Skandale  an  den  Tag 
bringe,  allgemein  verbreite  und  so  die  natürliche  Skandal- 
sucht des  Pöbels  nähre.  Allein  dass  Aergerniss  in  die  Welt 
kommen  inusste,  war  schon  längst  bekannt,  ehe  jemand  an 
die  Presse  dachte,  und  wenn  man  die  Verhinderung  der 
Verbreitung  des  Skandals  überhaupt  bezwecken  will,  so  muss 
man  auch  über  alle  Üeffentlichkeit,  sowol  über  die  der  Volks- 
versammlungen, als  auch  über  die  der  Gerichte  und  der  reprä- 
sentativen Körper  den  Stab  brechen.  Die  Oeffentliclikeit  gehört 
aber  zur  Essenz  des  politischen  Lebens,  und  bei  der  Schwierig- 
keit, sie  gesetzlich  zu  begrenzen,  dürfte  es  um  so  nöthiger  sein, 
ihre  gesetzliche  Begrenzung  auf  die  äusserste  Nothdurft  zu 
beschränken,  als  erfahrungsgemäss  dem  wirklichen  Interesse 
der  Publicität  gegenüber  alle  solche  Schranken  nicht  Stich 
halten.  Das  Vertuschen  öffentlicher  Skandale  aber  war 
stets,  wie  das  häufige  Hervorziehen  derselben  und  das  all- 
gemeine Vergnügen  daran,  ein  Zeichen  staatlicher  Schwäche, 


622)  Lamartine,  La  France  parlement,  I,  183. 
(523)   Ckrntmt,  a.  a.  O.,  8.  xiv  fg. 
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und  ewig  bleibt  es  wahr,  dass  derjenige  Fleck  faul  sein 
müsse,  der  kein  Betasten  leidet.  624) 

So  wäre  die  freie  Presse  violleicht  deshalb  doch  noch 
zu  verwerfen,  weil  sie  den  mysteriösen  Nimbus  der  Diplo- 
matie, hinter  welchem  sich  statt  höherer  Einsichton  oft  nur 
höhere  Rathlosigkeit  und  ähnliches  versteckt,  durchbricht 
und  manchmal  die  nur  zu  fein  angelegten  Spinnongewebe 
zerreisst.  In  der  That  ist  die  Presse  oft  in  solchen  Dingen, 
selbst  wenn  gut  unterrichtet,  sehr  indiscret.  Allein  ihrer  In- 
discretion  musste  immer  eine  andere  vorausgegangen  sein.625) 

Zu  alledem  beweist  die  Erfahrung,  dass  die  grössere 
Freiheit  626)  die  Presse  nicht  schlechter  gemacht  hat  627), 
wie  dass  auch  eine  schlechte  Presse  häufig  Gutes  wirke62**); 
denn:  „es  ist  ein  Geist  des  Guten  in  dem  Uebcl,  zog'  ihn 
der  Mensch  nur  achtsam  da  heraus"  629);  und  höchst  geist- 
reich ist  es,  freie  Staaten  mit  grossartigen  Schiffen  zu  ver- 
gleichen, die  mitten  in  dem  Stünnenleben  auf-  und  abstei- 
gen und  von  denselben  Wogen,  die  sie  bekämpfen,  getragen 
und  befördert  werden.  63°) 

Es  ist  behauptet  worden,  von  dem  Wunsche  unbe- 
dingter Pressfreiheit  gelte  der  alte  Satz:  „Scelera  ipsa  ne- 
fasuue  hac  mereede  placentcc,  und  nur  die  Stille  und  das 
Schweigen  seien  die  Quellen  grosser  Thaten  r'31),  die  Tri- 
büne dagegen  (und  natürlich  auch  die  freie  Presse)  die 
windigen  Symbole  der  Neuzeit  im  Leben  der  Staaten.  Mit 
Recht  sagt  aber  der  vielerfahrene  Guizot  in  seinen  Memoi- 
ren (II,  191)):  es  gebe  zwei  Arten  der  That,  die  den  Men- 
schen gefallen  und  die  sich  ihrer  mit  Gewalt  bemächtigen, 
das  Geheiinniss  und  die  Oeffentlichkeit,  das  Stillschweigen 
und  der  Lärm. 


624)  Shakspeare,  Heinrich  V. 

625)  Guizot,  Memoires,  V.  255. 

626)  Je  grosser  die  Freiheit  der  Presse,  desto  geringer  der  Reiz  und 
folglich  auch  die  Macht  des  Verbotenen. 

627)  Lamartine,  a.  a.  O.,  I,  177. 

628)  Shakspeare ,  a.  a.  O. 
620)   Guizot,  a.  a.  O.,  V,  100. 

630)  Gent:,  a.  a.  O.,  II,   105. 

631)  Clemens,  a.  a.  O.,  S.  87. 
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Aber  lassen  wir  von  allen  diesen  Einwürfen  ab  imd 
fragen  ernstlich:  wenn  und  soweit  die  bezeichneten  Uebel 
wirklich  sind,  fehlen  sie  ohne  die  Presse? 

In  China  gibt  es  auch  ohne  Presse  eine  öffentliche  Mei- 
nung und  eine  Opposition.  Gützlaff 632)  erzählt  uns  einen 
Fall,  wo  die  Unzufriedenheit  des  chinesischen  Volks  im 
Jahre  827  v.  Chr.  sich  in  bösen  Witz-  und  Stachelworten 
gegen  ihren  Kaiser  Li-Wang  äusserte.  Die  dagegen  auf- 
gebotene Strenge  führte  nur  dazu,  dass  das  Volk  im  stillen 
murrte.  Ein  weiser  Staatsmann  bemerkte,  es  sei  besser, 
der  öffentlichen  Meinung  in  Schriften  und  Reden  ihren  Lauf 
zu  lassen,  denn  sie  gleiche  einem  Bergstrom,  der,  wenn 
man  sein  Wasser  künstlich  aufstaue,  zuletzt  mit  Gewalt 
durchbreche ;  wenn  man  ihm  dagegen  ein  tieferes  Bett  grabe, 
ohne  Schaden  abfliesse.  Li-Wang  folgte  nicht  und  wurde 
vertrieben.  6SS) 

Die  Quellen  des  romischen  Rechts  beweisen,  dass  selbst 
die  mächtigsten  romischen  Kaiser  in  der  Zeit  des  vollendet- 
sten Despotismus  vor  personlichen  Beleidigungen  nicht  ge- 
sichert waren. 684)  Und  Cäsar's  Censur  und  die  Schrift- 
stellerbedrängnisse der  damaligen  Zeit  beweisen  63&),  dass 
gewisse  Dinge  durchaus  nicht  wesentlich  mit  der  Presse 
zusammenhängen.  Die  Geschichte  beweist  ferner,  dass  durch 
einen  unpolitischen  Gebrauch  der  Freiheit  der  Meinungs- 
äusserung ein  Volk,  dem  man  helfen  will,  nur  aufgewiegelt, 
und  dass  ein  Volk,  dem  man  überhaupt  nicht  helfen  kann, 
durch  keine  Ausdehnung  der  Meinungsfreiheit  gerettet  wird, 
dass  aber  auch  unter  dem  strammsten  Absolutismus  und  der 
strengsten  Censur  manches  Pressproduct  unstrafbar  erschien, 
welches  unter  dem  Constitutionalismus  bei  ziemlich  fort- 
geschrittenem Liberalismus  gerichtlich  verfolgt  wurde. 636)  Die 


A.  a.  O.,  S.  53.     O/rörer,  Urgeschichte,  I,  152. 

633)  Vgl.  noch  Huc,  Das  chinesische  Reich,  II,  46  fg. 

634)  S.  namentlich  die  L.  unica  Cod.  si  quis  imperatori  malc- 
dixerit. 

635)  Mommsen,  a.  a.  0.,  III,  454  fg. 

636)  Letzteres  findet  seinen  Grund  darin,  dass  das  Besondere  der 
durch  die  Presse  oder  die  öffentliche  Rede  begangenen  Handlungen  niehi 
juristisch  bestimmbar  ist,  sondern  lediglich  in  ihrem  Vorhiiltniss  zur  poli- 
tischen Situation  und  zu  den  politischen  Parteion  beruht. 
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Geschichte  beweist  ferner,  dass  es  Zeiten  gibt,  wo  man 
durch  Zwangsmas8regcln  gegen  Schriftsteller  und  Drucker 
den  Fortgang  der  Gedanken  hemmen  kann,  andere,  wo  man 
ihn  dadurch  beschleunigt,  keine,  wo  man  ihn  vernichtet. 
Auch  hat  jede  Zeit  ihr  Bedürfniss  nach  allgemeiner  Mit- 
theilung auf  die  ihr  eigene  Weise  befriedigt.  Die  Wirk- 
samkeit der  alten  Komödie  übertraf  in  mancher  Beziehung 
selbst  die  höchste  Wirksamkeit  unserer  Tagespresse.  6;,?) 
Der  Orient  hat  heute  noch  in  den  Erzählern,  die  man  auf 
allen  öffentlichen  Plätzen  findet,  einen  fast  ebenbürtigen  Ver- 
treter der  Presse.  638)  Und  wenn  ein  an  den  Despotismus 
gewöhnter  vornehmer  Perser  den  Eindruck,  den  Pitt  und 
Fo.v  als  Parlamcntsredner  auf  ihn  gemacht,  so  beschreibt: 
„Wie  zwei  bengalische  Papageiensch wärme,  die,  auf  zwei 
einander  gegenüberstehenden  Bäumen  sich  wiegend ,  zur 
grossen  Ergötzlichkeit  der  Zuschauer  mit  Geschrei  einander 
anfallen",  so  muss  man  doch  bedenken,  was  in  den  elasti- 
schen Republiken  die  Itede  wirken  konnte,  wenn  ein  tüch- 
tiger Redner  die  Macht  des  Eindrucks  seiner  Persönlich- 
keit mit  der  Fülle  seiner  Gedanken  verband. 

Ohne  die  freie  Presse  gibt  es  aber  heutzutage  kein  po- 
litisches Ehrgefühl,  welches  überhaupt  nur  mit  der  Öffent- 
lichkeit verbunden  ist,  keine  öffentliche  Meinung,  weil  kein 
unser n  Verhältnissen  entsprechendes  Mittel  ihres  Ausdrucks; 
und  wenn  wir  auch  nicht  gemeint  sind,  den  ungeregelten 
Rechtszüstand  der  europäischen  Staaten  während  des  Mittel- 
alters aus  dem  Mangel  an  Mitteln  für  allgemeine  und  leichte 
Puhlication  von  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  erklären, 
so  sind  wir  doch  überzeugt,  dass  ohne  Presse,  und  zwar 
ohne  zeitgemässen  Fortschritt  in  der  Presse,  jede  geordnete 
Verwaltung  unserer  Staaten  eine  Unmöglichkeit  wäre. 

Ucbrigens  ist  die  Ansicht,  als  ob  dem  Alterthum  mit 
seinem  Mangel  der  Buchdruckerkunst  deshalb  ein  Vorzug 
gebühre,    weil    werthlose   Werke   nicht   copirt  und   deshalb 


G37)  Laurent,  a.  a.  O.,  II,  463. 

li'JS)  Audi  ilio  Propheten  {DolUntjer ,    a.  a.  O.,  S.  801    i'^.),    «lie  I)«-r- 
wfcehe,    Bettler  it.  s.  w.    ersdio.incn   oft   als   <1ic  Vertreter   der  freien  Moi- 
ngsäussening.     S.  auch  J/i7/,  a.  a.  O.,  S.  52. 


im 
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auch  den  künftigen  Geschlechtern  nicht  überliefert  wurden, 
schon  von   Volney  genügend  widerlegt  worden.  63v) 

Eine    unbefangene    Betrachtung    der    Gesamwtzustände 
unserer  gegenwärtigen  Staaten  wird  aber  auch  ergeben,  da« 
keiner  derselben  deshalb   glücklicher  sei,    wTeil  seine  Presse 
weniger  frei,  also  auch  unwirksamer  und  dürftiger  ist.    Von 
allen  Tagespressen  ist  die  englische  die  grösste  und  frcieste. 
Erst   nach   langen   Kämpfen    kam    man    in  England    dahin, 
den    Schriftsteller    auch     in    Beziehung    auf    seiue    schrift- 
stellerische  Thätigkeit    unter    kein  sogenanntes   Pressgesetz, 
sondern  nur  unter  die  allgemeinen   Civil-   und   Strafgesetze 
des  Landes    zu    stellen.      Die    einzige,    infolge    der   Libell- 
gesetze noch  bestehende  und  in  jedem  andern  Lande  höchst 
gefährliche    Ausnahme    verliert    auf   englischem   Boden   und 
wenigstens  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  ein  gute 
Theil  ihres  Gifts  und  dürfte  am   längsten  bestanden  haben. 
Der   praktische  Engländer   aber    würde   lachen,    wenn  man 
ihm  über  den  Nutzen   oder  Schaden  der  Presse   etwas  vor- 
deinonstriren   wollte.      Die  Meinung  des  Volks   zu   kennen, 
muss  jede  Regierung  bestrebt  sein.      Ist    eine    solche    ent- 
schieden vorhanden,  so  wird  eine  freie  Presse  jeden  Zweiflet 
darüber  unmöglich  machen;    ist  dieselbe  nicht   entschieden, 
so    kann    man    sich    darüber    mit   der  Presse   ohne    Zweifel 
ebenso,  aber  nicht  mehr  täuschen,  als  ohne  sie.     Die  Tiefe, 
Energie,  Nachhaltigkeit  und  Verbreitung  einer  im  Volk  be- 
stehenden Meinung    ist    oft  wichtiger,    als    der   Gegenstand 
derselben  es   an  sich   wäre.      Und  gerade  über  jene    Dingt 
gibt  die  Presse  sichere  Anzeichen,  die  sonst  fehlen.     Darum 
bleibt  es   auch  ewig   wahr,    dass    die  Weisheit   eines  recht- 
mässigen Fürsten  darin  bestehe,   seine  Völker  ihre  Meinung 
äussern    zu    lassen  fi4°),    und    so    erklärt    sich    denn    auch, 
warum  selbst  unter  dem  Panier  der  Freiheit  inaugurirte  lie- 
gicrungen  häufig   die  Presse  in  demselben  Masse   knechten, 
in  wrelchem  sie  sich  nicht  als  rechtmässig  fühlen.      Die  eng- 
lische Pressfreiheit  findet  statt,  obgleich  der  Engländer  sehr 
viele  Zeitungen  und  sonst  nichts  liest,    obgleich  die  Presse 


t>39)  A.  u.  O.,  S.  505). 

i»-U>)   Ctitttwi    dt;    C'jsscrtjuts    bei    Dnoargier    dv    IJaurannv,    a.    a.   U, 

in,  um. 
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England  den  grössten  Einfluss  hat  und  obgleich  die  eng- 
che  Presse  selbst  in  nicht  sehr  liberalen  Zeiten  eine  bei- 
iellose  Freiheit  hatte,  wie  dies  z.  B.  die  bekannten  Briefe 
übet?*  an  den  Herzog  von  Wellington  und  an  das  eng- 
chc  Parlament  selbst  beweisen.  641) 

Gehen  wir  auf  eine  Betrachtung  von  Frankreich  über, 

sind  die  französichen  Presszustände  zu  bekannt,  als  dass 
ir  sie  erst  zu  schildern  brauchten.  Die  französische  Presse 
eht  unbedingt  unter  der  Verwaltung,  der  sie  einzig  und 
lein  ihre  Dienste  weihen  sollte.  Durch  die  entfernteste, 
enn  selbst  nicht  beabsichtigte  Opposition,  ja  durch  die 
ibedeutendsten  Aeusserungen ,  welche  der  Verwaltung  in- 
scret  oder  nicht  genug  taktvoll  erscheinen,  entsteht  eine 
ituation,  für  welche  administrative  Verwarnungen  und 
:hwcre  Strafen  verfügende  Bescheide,  die  in  ihren  Wir- 
lugen  bis  zur  vollständigen  Vermogensconfiscation  führen 
innen,  den  eigentlichen  Kern  bilden,  der  von  zahllosen 
^ausgehenden  und  nachfolgenden  Chicanen  umgeben  ist. 
war  wird  nicht  mehr,  wie  in  der  Mitte  des  18.  Jahrhun- 
3rt8,  den  Schriftstellern  bei  Todesstrafe  verboten,  von  den 
inauzen  zu  sprechen.  642)  Aber  es  kommen  Dinge  vor, 
ic,  wenn  nicht  so  blutig,  doch  verhältnissmässig  ebenso 
irbarisch  sind.  Wir  wollen  nur  einige  der  merkwürdigsten 
•wähnen.  In  derselben  Sitzung  des  Gesetzgebenden  Kör- 
3rs,  in  welcher  Ollivier  der  Regierung  zurief,  dass  die  De- 
okratie  ohne  die  Freiheit  die  Sklaverei  aller  sei  6I3),  er- 
lärte  der  damalige  Minister  des  Innern  liillaud,  ein  Journal 
*i  desto  unbequemer  und  könne  um  so  weniger  geduldet 
erden,  je  gemässigter  es  sei  und  je  mehr  es  darauf  achte, 
ch  nicht  vou  dem  Boden  des  Gesetzes  zu  entfernen.  Nach 
ner  Erzählung  von  J.  Favre  in  der  Sitzung  desselben  Kor- 
irs  hatte  das  Tribunal  vou  Yvctot  ein  Individuum  wegen 
hrenkränkung  zu  zwei  Jahren  Gefängniss  verurtheilt,  weil 
i  dem  Maire  vorgeworfen,  dass  man  bei  ihm  schwerer 
utritt  erhalte,  als  bei  dem  heiligen  Vater  in  Rom.  Und 
er  bekannte  Paradol  wird  verurtheilt  und  eingesperrt,  weil 


041)  S.  Das  Ausland,  1828,  Nr.  90  fg.  u.  130  fg. 

042)  Buckle,  a.  a.  ü.,  I,  n,  221. 
04Ö)  Am  10.  Juli  18G0. 
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er  drucken  Hess,  Frankreich  gleiche  einem  Mann,  der  am 
Fenster  steht  und  in  das,  was  auf  der  Strasse  vorgeht, 
dermassen  vertieft  ist,  dass  er  nicht  darauf  Acht  geben  kann, 
was  in  seinehn  eigenen  Hause  geschieht.  Solche  Thatsachcn 
sprechen  und  dürften  in  der  Charakteristik  der  Zeit  auch 
dem  Gelehrten  deshalb  nicht  verloren  gehen,  weil  sie  ihm 
nur  durch  die  Journale  bekannt  wurden. 

In  Deutschland  ist,  trotz  einer  gerade  in  dieser  Be- 
ziehung aus  ebenso  traurigen,  wie  leicht  begreiflichen  Grün- 
den grössern  Thätigkeit  des  Deutschen  Bundes,  die  Lage 
der  Presse  eine  sehr  verschiedene.  Der  Bund  hat  in  der 
Pressgesetzgebung  wie  überall,  wo  er  eine  grossere  Thätig- 
keit entfaltete,  seinen  polizeilichen  Charakter  nicht  verleug- 
net. 644)  In  den  einzelnen  deutschen  Staaten  ist  eine  Menge 
von  Pressgesetzen  bereits  vorhanden  und  fortwährend  in  der 
Umarbeitung  begriffen. 646)  Im  ganzen  kann  man  sagen, 
dass  die  deutsche  Presse  der  Freiheit  näher  steht  als  der 
Unfreiheit,  dass  sie  durch  keine  Censur  gebunden  ist,  da- 
gegen eigene  Pressrepressivgesetzc  zu  berücksichtigen  hat 
und  meistens  durch  eine  besondere  Pressjury  M6)  geschützt 
erscheint.  Auch  von  den  englischen  Libellgesetzen  weiss 
man  nichts  in  Deutschland.  Im  übrigen  aber  tragen  die 
deutschen  Pressgesetze  meist  den  Stempel  einer  wenngleich 
wohlmeinenden,  doch  beschränkten,  halben  Auffassung  und 
eignen  sich  durch  die  allen  besondern  Presstrafgesetzen 
unvermeidliche  Unbestimmtheit ,  Undeutlichkeit ,  manchmal 
Willkürlichkeit  der  Pressverbrechens-  und  Vrergehensbegritfe, 
wie  durch  eine  grosse  Elasticität  der  Strafen  nicht  recht  zu 
einer  eigentlichen  richterlichen  Procedur.  Auch  hat  die 
Erfahrung  bewiesen,  was  alles  im  diametral  entgegengesetz- 
testen Sinn  aus  einem  und  demselben  Pressgesetz  entnommen 


644)  Der  letzte  ßundesbeschlnss  in  dieser  Beziehung  ist  der  vom 
6.  Juli  1854,  allgemeine  Bestimmungen  zur  Verhinderung  des  Misbrauchs 
der  Presse  betreffend. 

645)  So  hat  z.  B.  die  neuere  hairischo  Strafgesetzgebung  eine  bedeu- 
tende Anzahl  von  Bestimmungen  des  Presstrafgesetzes  aufgehoben,  resp. 
in  sich  aufgenommen. 

646)  lieber  die  Jury  in  ihrer  Beziehung  zur  Presse  und  zu  politischen 
Vergehen  überhaupt   s.  Constant,  a.  a.  O.,  I,  93  fg. 
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werden  konnte.  Natürlich  muss  das  Verhältniss  zwischen 
Volk  und  Regierung  auf  die  gesetzliche  Ordnung  und  den 
Zustand  der  Tagespresse  den  grössten  Einfluss  üben,  und 
es  hat  sich  in  Deutschland  wie  anderwärts  gezeigt,  dass  in 
allen,  selbst  in  (Jen  höchsten  Collisionen  die  Freiheit  der 
Presse  nicht  nur  bestehen,  sondern  auch  sie  allein  der  Presse 
einen  Werth  verleihen  kann;  dass  sie  zur  Selbstwehr  desto 
nöthiger  ist,  je  weniger  die  öffentliche  Gewalt  constituirt 
oder  doch  zur  Ertheilung  des  Rechtsschutzes  befähigt  er- 
scheint, und  dass  Gesetze,  die,  wie  die  Pressgesetze,  nur 
von  dem  politischen  Geist  der  bei  ihrer  Erlassung  herr- 
schenden Partei  getragen  werden  können,  für  Zeiten  innerer 
Collisionen  oder  einer  andern  politischen  Richtung  nicht 
ausreichen. 

Zu  3)  Schon  im  Jahre  1817  hob  Bonald  hervor,  dass 
der  Einfluss  grosserer  Schriften  bedeutender  sei,  als  der  der 
Journale  6*7),  folglich  auch  für  die  erstem  die  Censur  eher 
gefordert  werden  müsse,  als  für  die  letztern.  648)  Seit  die- 
ser Zeit  hat  freilich  die  Journalistik  an  Umfang  unendlich 
zugenommen,  ohne  deshalb  einflussreicher  geworden  zu  sein. 
Denn  die  Wirksamkeit  der  Journalistik  hängt  von  ganz  an- 
dern Dingen  ab,  als  von  ihrem  Umfang.  Wenn  aber  eine 
wirklich  staatliche,  d.  h.  weit  sehende  Politik  den  ersten 
Satz  BonahVs  unbedingt  anerkennen  wird,  so  stellt  sich  die 
Sache  in  Beziehung  auf  die  von  Bonald  gezogene  Schluss- 
folgerung  ganz  anders.  Muss  nämlich  die  Censur  als 
IVäventivmassregel  überhaupt  verworfen  werden,  so  kann 
sie  auch  nicht  in  einem  Fall  nothwendiger  sein  als  im  an- 
dern. Gerade  aber  bei  grössern  wissenschaftlichen  Schritten 
tritt  die  Verwerflichkeit  der  Censur  am  schlagendsten  her- 
vor, da  jede  Beschränkung  der  wissenschaftlichen  Forschung 
an  sich  unmöglich  und  der  Versuch,  die  Publication  ihrer 
Resultate  zu  hindern,  von  jedem  denkbaren  Standpunkt  aus 
ein  schreiendes  Unrecht  ist. 

Der  menschliche  Gedanke  ist  unter  allem  Eigenthum  das 


G47)  Schw<trzk<ipj\  Ueber  politische  Zeit-  und  IntelligenzblFitter  u.s.  w. 
(Gotha  1802).  Derselbe,  Ueber  politische  und  gelehrte  Zeitungen,  Mess- 
relationen  u.  s.  w.  (Frankfurt  180*2). 

♦US)  Duveryier  de  Ilaurannc,  a.  a.  O.,  IV,  83. 
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eigenste  und  von  einem  absolut  unermesslichen  Werth. 
Dieser  Werth  ist  bedingt  durch  die  Mittheilung,  die  folglich 
unbeschränkt  frei  sein  muss.  Das  ist  das  Recht  der  Men- 
schen und  der  Menschheit,  der  zwischen  beiden  liegende 
Staat  kann  daran  nichts  andern.  649)  Hängt  auch  die  Ge- 
sammtlagc  eines  jeden  Culturvolks  und  jeder  seiner  Cultur- 
fortschritte  keineswegs  ausschliesslich  von  dem  Umfang 
des  Wissens  seiner  ausgezeichnetsten  Männer,  von  der 
Richtung,  welche  dieses  Wissen  nimmt,  und  ganz  besonders 
von  der  Ausdehnung,  in  welcher  dieses  Wissen  verbreitet 
ist,  und  von  der  Freiheit,  mit  der  es  alle  Klassen  der  Ge- 
sellschaft durchdringt,  ab  6Ä0) ,  weil  die  materiellen  unil 
religiös-sittlichen  Potenzen  als  dem  Wissen  ebenbürtige  be- 
trachtet werden  müssen,  so  ist  doch  gewiss,  dass  auch  die 
letztem  von  dem  Wissen  oder  von  der  Erkenntniss  mitbe- 
stimmt, geläutert  und  gesteigert  und  ohne  dieselbe,  ohne 
deren  glcichmässige  Förderung,  nicht  Träger  des  wahren 
Fortschritts  sein  können. 

Das  Verhältniss  zwischen  wissenschaftlicher  Freiheit  und 
Staatsgewalt  war  zu  verschiedenen  Zeiten  sehr  verschieden 
und  oft  unter  den  scheinbar  verschiedensten  Verhältnissen 
wirklich  dasselbe. 

Es  ist  z.  B.  die  nothwendige  Folge  einer  überwiegen- 
den theokratischen  Richtung,  dass  Aufklärung  und  Volks- 
wohlstand, wenn  nicht  als  feindliche,  doch  als  absolut  unter- 
geordnete Dinge  erscheinen.  Wenn  nichtsdestoweniger 
Reichthum  und  Wissenschaft  die  active  Kraft  der  herrschen- 
den Theokratie  ausmachen,  andererseits  nur  in  dem  passiven 
Glauben  der  Volksmassen,  deren  etwaige  Erkenntniss  und 
Rcichthümcr  für  die  Cultur  brach  gelegt  sind,  das  Correlat 
der  theokratischen  Herrschaft  gesucht  werden  muss,  so  ist 
leicht  an  dem  Schicksal  der  Theokraticn  zu  erkennen ,  dass 
sie  durch  die  unnatürliche  Lahmlegung  der  Energie  der  freien 
Forschung,  wie  dieselbe  aus  verschiedenen  Gründen  für  Herr- 
schende und  Beherrschte  erfolgen  musste,  zu  Grunde  ge- 
gangen sind. 


C40)  Uttizot,   Civilisation    cn  Europe,   S.  352.     Derselbe y   Histoire  des 
origines,  I,  30  fg.      Vtdlyntff^  Politische  Systeme,  111,  50,  Note  0. 
G50)  Wie  Buckle  will,  n.  a.  O:,  I,  102  fg.,  218  fg.,  334  fg. 
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In  den  classischen  Republiken  sollte  man  den  höchsten 
Grad  der  Freiheit  wissenschaftlicher  Forschung  anzunehmen 
geneigt  sein.  Allein  das  verkehrte  System  der  Staatsreli- 
gionen führte  genau  zu  denselben  Resultaten,  was  nicht 
ausschliesst,  dass  diese  antiken  Freistaaten  den  Fortschritt 
der  Menschheit  in  ihrer  Art  wesentlich  befördert  haben. 
Die  dem  herrschenden  Regime  gefährliche  wissenschaftliche 
Grösse  eines  Sokrates  entging  der  Censur  so  wenig,  als 
das  Kunstgenie  eines  Zeuxis,  und  ohne  eine  formliche  Press-, 
resp.  Schriftencensur,  wie  sie  unter  (Jdmr  bestand,  wurden 
ohne  Zweifel  schon  während  der  Glanzperiode  der  römi- 
schen Republik  staatsgefährliche  wissenschaftliche  Forschun- 
gen controlirt. 

Die  Universalität  der  Wissenschaft  muss  immer  in  dem- 
selben Grade  staatswidrig  erscheinen,  als  der  Staat  sich 
isolirt  und  als  sein  Regiment  nur  auf  den  Augenblick  oder, 
wenn  auf  die  Dauer,  auf  Unveränderlichkeit  speeulirt. 

Aus  diesem  Gesichtspunkt  erklären  sich  auch  die  ver- 
schiedenen Schicksale  der  literarischen  Bestrebungen  vom 
Mittelalter  an  bis  auf  unsere  Zeit. 

Solange  die  Kirche  die  einzige  organisirte  und  alles 
beherrschende  Universalmacht  war,  erscheint  die  Wissen- 
schaft ausschliesslich  kirchlich  und  unter  dem  Vorbehalt  der 
Kirchlichkeit  •  im  hohen  Grade  frei.  Die  Universalität  der 
Kirche  garantirtc  ihr  auch  eine  universelle  Wirksamkeit. 

Im  dem  Kampfe  zwischen  Papstthum  und  Kaiserthuin 
tritt  der  Gegensatz  zwischen  der  bisherigen  Begrenzung  der 
Forschung  und  dem  Princip  der  Freiheit  derselben  zuerst 
hervor.  Der  erste  Sieg  der  weltlichen  Wissenschaftlichkeit 
und  einer  vom  religiösen  Dogma  freien  Forschung  lag  schon 
in  der  Gleichstellung  des  romischen  Rechts  mit  dem  kano- 
nischen als  akademischer  Lehrgegen&tand ,  wenn  man  nicht 
die  Äufrcchthaltung  gewisser  nicht  absolut  heidnischer  oder 
dafür  geachteter  germanischer  Rechtsanschauungen  und  Ein- 
richtungen gegen  das  romische  und  kanonische  Recht  als 
geschichtlich  frühere  Vindicationen  der  nationalen  Denk-  und 

o 

Gefuhlsfrciheit  annehmen  will.  661) 

651)  S.  z.  B.  die  weltlichen  Folgen  der  unebenbürtigen  Ehen,  die 
Ordalien.  S.  unsere  Artikel  über  „Misheirath"  und  „Ordalien"  im 
Staate-Lexikon. 
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Als  nächste  Stufe  erscheint  nach  jahrhundertelangen 
Kämpfen  die  Anerkennung  der  freien  Forschung,  für  die 
Protestanten  selbst  auf  religiösem  Gebiet,  die,  durch  die 
Anerkennung  der  Reformation  besiegelt,  sogar  in  katholi- 
schen Ländern  mit  dem  Versuch  einer  gewissen  nationalen 
Färbung  des  Katholicismus  662)  und,  merkwürdigerweise, 
allenthalben  mit  einem  höcht  ausgebildeten  Fürstenabsolutis- 
mus zusammenhängt. 

Die  gegen  die  römische  Kirche  gewonnene  Freiheit  der 
wissenschaftlichen  Forschung  wurde  durch  deren  Unterwer- 
fung unter  den  Absolutismus  des  Staats  reichlich  ausge- 
glichen. 663)  Dagegen  konnte  die  universelle  Tendenz  der- 
selben, wenn  man  auf  den  damaligen  sehr  beschränkten 
weltlichen  Geisterverkehr  Rücksicht  nimmt,  keinesweirs 
vernichtet  waren.  Die  Befreiung  von  der  römischen  Ober- 
herrschaft in  weltlichen  Dingen,  welche  die  Staatsbeherrscher 
der  freien  Forschung  verdankten,  benutzten  sie  wol  auch  zu 
dem  Versuch,  die  Wissenschaft  ihrem  Dienste  unbedingt  zu 
unterwerfen.  Man  kann  nicht  sagen,  ob  die  Wirkungen  der  ge- 
walttätigsten Verfolgungen  oder  die  Einflüsse  mancher  könig- 
licher Gönnerschaften  6*4)   mehr  zu  beklagen  gewesen  sind. 

Mit  dem  Geiste  der  Freiheit  überhaupt  haben  aber  die 
germanischen  Völker  auch  den  Geist  der  freien  Wissenschaft 
bewahrt.  Man  fühlte  mehr,  als  man  es  wusstc,  was  man  die- 
sem Geiste  verdanke.  Und  wenn  man  von  Seiten  der  Re- 
gierungen nicht  umhin  konnte,  um  der  Selbsterhaltuug,  um 
des  Glanzes,  um  des  Sieges  willen  gewissen  wissenschaft- 
lichen Forschungen,  die  man  nicht  für  staatsgefährlich  hielt, 
Förderung  und  freien  Spielraum  zu  gewähren,  so  niusste 
man  mit  Gewissheit  den  Tag  kommen  sehen,  an  welchem 
erkannt  wurde,  dass  die  Wissenschaft  nur  eine  und  ihr 
Geist  einer  und  derselbe  sei,  den  man  nicht  auf  einer  Seite 
in  Fesseln  schlagen  könne,  wenn  er  auf  der  andern  er  folg- 
reich wirken  solle. 

Mit  Recht  sagt  Guizot  655),  der  wissenschaftliche  Geist 

052)  Das  ist  die  Bedeutung    des  sogenannten  Gallicanismus. 

053)  ftuckle,  a.  u.  Ü.,  I,  n,  157  fg. 

054)  Buckle,  a.  a.  <).,  I,  II,  102  fg.,  181  fg.,  211  fg.,  247. 

055)  Mcmoircs,  II,  05. 
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sei,  wie  der  der  Kunst,  eine  freie  und  stolze  Macht,  die 
nur  dann  mit  Hingebung  ihre  Schatze  spende,  wenn  sie  sich 
geachtet  sieht  in  ihrer  Würde  und  Freiheit. 

Seit  dem  Bruche  der  absoluten  Staatsgewalten  hat  die 
Freiheit  der  wissenschaftlichen  Forschung  sehr  wechselvolle 
Schicksale  gehabt.  Es  hat  Zeiten  gegeben,  wo  die  Ver- 
zweiflung an  der  politischen  Gegenwart  und  Zukunft  fast 
nur  im  Gebiet  der  Kunst  und  Poesie  Freiheit  und  Bewe- 
gung des  Gedankens  suchte,  und  diese  Freiheit  vorzüglich 
auch  dazu  benutzte,  um  das  Gebiet  der  speculativen  Staats- 
wissenschaften zu  vermeiden. 

Selbst  in  den  letzten  Decennien,  in  welchen  sich  das 
Princip  der  Pressfreiheit  namentlich  für  wissenschaftliche 
Producte  eine  Geltung  erkämpft  hatte,*  welche  often  anzu- 
greifen nur  wenige  wagten,  finden  sich  noch  zahlreiche 
Schwankungen,  bei  denen  freilich  nicht  dircete,  wol  aber 
zahlreiche  indirecte  Beschränkungen  und  Verfolgungen  der 
freien  Forschung  eine  Hauptrolle  spielen. 

Wir  sehen  hierbei  gänzlich  ab  von  den  rein  kirchlichen 
Folgen  dem  Dogma  entgegenlaufender  wissenschaftlicher  Pu- 
blicationen.  Denn  die  hier  nöthige  Freiheit,  welche  die 
kirchliche  Autorität  des  Schriftstellers  nicht  gewähren  zu 
können  glaubt,  muss,  nach  den  Principien  des  modernen 
Staatsrechts,  in  dem  Autor  selber  liegen  und  von  dem  Staat, 
der  sich  zur  Kirche  ins  rechte  Verhältniss  gestellt  hat,  ge- 
währt werden.  Das  Verhältniss  des  Autors  zu  seiner  eige- 
nen Kirchenautorität  ist,  solange  diese  ihre  Kompetenz  nicht 
überschreitet,  lediglich  seine  Sache.  Die  unter  jenen  beiden 
Voraussetzungen  und  nur  unter  ihnen  mögliche  Freiheit  ist 
die  einzige,  welche  der  Staat  gewähren  kann.  Alles  übrige 
muss  er  dem  Gewissen  der  einzelnen  und  der  freien  Wirk- 
samkeit der  anerkannten  religiösen  Verbände  überlassen. 

Dass  es  nicht  mit  der  formellen  Erklärung  der  Press- 
freiheit abgethan  sei,  lehrt  unsere  Zeit,  welche  hier  und  da 
Zustände  aufweist,  in  denen  sogar  eine  anständige  Censur 
vielen  wünschenswerther  erscheint  als  das  Wort  Pressfrei- 
heit. Dass  aber  der  Geist  der  Freiheit  die  Kraft  habe,  un- 
ter Umständen  sogar  der  Presse  entbehren  zu  können,  be- 
weist die  Thatsache,  dass  man  Dinge,  die  wegen  Gebunden- 
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heit  der  Presse  nicht  gedruckt  werden  können,   durch  zahl- 
lose Hände  schriftlich  vervielfältigt.  6ft6) 

Wo  die  Energie  des  Selbstdenkens  und  der  Mitthei- 
lung, die  Sehnsucht  nach  Aufklärung  und  Mitgctheiltcrhal- 
ten  so  stark  ist  wie  in  unsern  Tagen,  da  wird  man  auch 
durch  drakonische  Gesetze  keinen  Gedanken  binden  und 
keine  allgemeine  Mittheilung  hindern,  wol  aber  durch  den 
Versuch  dazu,  wie  durch  jeden  Druck  aufs  Leben,  den 
Gegendruck  nur  steigern. 6Ö7)  Verdauken  doch  viele  Bücher 
ihre  mitunter  unverdiente  Berühmtheit,  ja  ihr  Gelesenwer- 
den, dem  Umstände,  dass  sie  verboten  wurden,  womit  frei- 
lich nichts  über  ihre  Wirksamkeit  gesagt  ist,  weil  diese  immer 
mehr  von  objeetiven  Gründen  abhängt. 

Da  unsere  Zeit  die  eben  bemerkte  Energie  in  einem 
hohen  Grade  besitzt608),  so  scheint  uns  die  Freierklärung 
der  Presse  in  dem  Sinne,  dass  dieselbe  wie  jede  andere 
Thätigkeit  lediglich  den  allgemeinen  zeitgemäss  eingerich- 
teten Civil-  und  Strafgesetzen  unterworfen  ist,  nur  eine 
Zeitfrage  zu  sein.  Die  Einheit  und  Freiheit  der  Wissen- 
schaft muss  für  alle  wissenschaftlichen  Publicationen  dazu 
führen,  und  da  eine  für  das  praktische  Bedürfniss  hin- 
reichend bestimmte  Grenze  zwischen  wissenschaftlichen  und 
nichtwissenschaftlichen  Pressproducten  unmöglich  gezogen 
werden  kann,  so  wird  man  auch  von  einer  besondern  Ge- 
setzgebung für  die  Tagespresse  um  so  mehr  absehen  müs- 
sen, je  entschiedener  die  früher  von  uns  gegen  dieselbe  auf- 
geführten Gründe  im  Leben  sich  bestätigen  werden.  Ein 
Hauptgrund  für  unsere  Ansicht  scheint  uns  aber  noch  darin 
zu  liegen,  dass  die  Isolirung  der  Völker,    wie  sie   seit  der 


056)  Als  die  „Propos  de  Labienus4'  in  Paris  oonfiscirt  waren,  wurden 
sie  schnell  durch  Hunderte  von  Händen  vervielfältigt  und  verbreitet. 

657)  „Une  opinion  n'est  forte  que  des  droits  qu'on  lui  refuse  et  non 
pas  de  ceux  qu'on  lui  aecorde."     Lamartine ,  a.  a.  O.,  I,  97. 

658)  Diese  Energie  kann  sich  übrigens  nach  dem  verschiedenen 
Charakter  der  Völker  auch  verschieden  zeigen.  So  wird  z.  B.  bei  einem 
Volke  die  Kncrgie  der  öffentlichen  Meinung  vorzuglich  durch  Rechtsver- 
letzungen hervorgerufen  (Deutschland),  während  bei  einein  andern  Volke 
(Frankreich)  die  Energie  nur  durch  Erregung  der  politischen  Leiden- 
schaften geweckt  wird. 
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Lostrennung  der  europäischen  Nationalitäten  aus  dem  mittel- 
alterlichen, päpstlich- kaiserlichen  Weltkreis  erfolgte,  immer 
mehr  weicht.  Selbst  die  Verschiedenheit  der  Sprachen  exi- 
stirt  für  die  wissenschaftliche  Welt  nur  noch  in  einem  ge- 
ringen Grade,  und  eine  aus  ihrer  Heimat  etwa  verbannte 
wissenschaftliche  Forschung  würde  nicht  allein  leicht  anders- 
wo Aufnahme,  sondern  auch  von  da  aus  zahllose  Wege 
finden,  in  die  Heimat  zurückzukehren.  Von  den  Märtyrern 
der  Wissenschaft  gilt  aber  dasselbe,  wie  von  denen  des 
Glaubens.     Ihr  Martyrium  ist  die  stärkste  Propaganda. 

Bei  alledem  sollen  aber  noch  einige  Punkte  nicht  über- 
sehen werden,  nämlich: 

a)  Was  wir  von  der  Pressfreiheit  gesagt  haben,  gilt, 
wie_  von  allen  verfassungsmässig  anerkannten  Freiheiten,  nur 
für  normale  Staatszustände.  Sowie  demnach  in  gewissen 
Staatsnothständen  die  Freiheitsrechte  überhaupt  mannich- 
faltig  modificirt  oder  suspendirt 659)  werden  können,  so  auch 
die  von  uns  verlaugte  Pressfreiheit.  Es  ist  Sache  einer 
richtigen  Politik,  hier  das  Rechte  zu  treffen.  Bei  dem  in 
solchen  Fällen  unvermeidlichen  allgemeinen  Uebelbefinden 
werden  auch  hier  nicht  leicht  Misgriffe  ausbleiben. 

b)  Hat  ein  fürstliches  Mäcenatenthum  die  freie  For- 
schung häufig  mehr  geschädigt  als  gefordert,  so  sind  durch 
dasselbe  doch  auch  viele  literarische  Publicationen  von 
wissenschaftlichem  Werth  allein  möglich  geworden.  Bei 
einem  richtigen  Verhältniss  zwischen  Volk  und  Regierung 
wird  das  erstere  die  Krone  nicht  beneiden,  dass  derselben 
die  Möglichkeit  gegeben  ist,  auch  für  die  Wissenschaft 
Grosses  zu  thun.  Wenn  aber  das  Volk  den  Anspruch 
erhebt,  selbstthätig  an  den  öffentlichen  Angelegenheiten  sich 
zu  betheiligen,  so  steht  der  Wissenschaft  der  Anspruch  an 
das  Volk  zu,  dass  auch  dieses  sich  durch  lebhaften  Antheil 
an   ihren  Arbeiten   hervorthup.  6ft0)     Und  wenn  das  Volk  es 


659)  Vgl.   Viei-Ctutel,  a.  a.  Ü.,  V,  386,  393. 

660)  Dies  geschieht  z.  B.  durch  reichliche  Dotirung  der  Universitäten 
oder  Zuschüsse  zu  ihren  eigenen  Einnahmen,  mehr  noch  durch  das  all- 
gemeine Interesse  an  den  wissenschaftlichen  Publicationen  der  Gelehrten. 
Selbst  für  Pflege  und  Förderung  der  Kunst  finden  sich  in  mehrern  deut- 
schen Staaten    schon  standige   Etatsposten.     Dass  in   Griechenland  Kunst 
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626  Sechzehnter  Abschnitt. 

tadelt,  dass  Fürsten  mitunter  die  Wissenschaft  zu  ihrem 
Höfling  zu  machen  suchten,  so  darf  es  selbst  nicht  verlan- 
gen, dass  mau  seine  Verehrung  vor  der  Wissenschaft  mit 
feilem  Sykophantenthum  erkaufe.  Wie  gross  in  dieser  Be- 
ziehung und  wie  entscheidend  wiederum  die  Aufgabe  der 
politischen  Bildung  sei,  wie  mächtig  der  Einfluss  der  Volks- 
achtung vor  wahrer  Wissenschaftlichkeit  in  das  ganze  System 
des  Selfgovernments,  z.  B.  durch  Forderung  und  durch  Ge- 
brauch des  öftentliehen  Unterrichts,  durch  die  Haltung  in 
den  öffentlichen  Wahlen  u.  s.  w.  eingreife,  springt  von  selbst 
in  die  Augen. 

Uebrigens  haben  wir  noch  ein  paar  andere  Irrthümer 
über  die  Presse  zu  erwähnen,  nämlich: 

1)  die  Idee,  als  ob  die  Presse,  ihre  Vertreter,  eine 
selbständige  Gewalt,  etwa  nach  Analogie  der  Gewaltenthei- 
lung im  Staat,  wären.  661)  So  halten  sie  einige  z.  B.  für 
den  souveränen  Richter  der  Staatsgewalten,  andere  für  den 
Träger  der  öffentlichen  Vernunft,  und  müssen  solche  An- 
sichten um  so  gefährlicher  werden,  je  mehr  durch  die  Ein- 
führung fingirter  Souveränetäten  über  der  personificirten 
Souveränetät  ins  Staatsrecht  die  staatsrechtlichen  Begriffe  in 
Verwirrung  gerathen.  Die  Presse  kann  eine  Macht  sein 
durch  die  Macht  der  Meinung,  die  sie  vertritt.  Diese  Macht 
ist  aber  entweder  nur  eine  Bestätigung  der  bestehenden 
Ordnungen,  oder  sie  ist  die  Macht  des  auf  die  Veränderung 
des  Bestehenden  drängenden  Bedürfnisses.  So  ist  die  Presse 
das  Organ  der  beiden  grossen  Richtungen  des  öffentlichen 
Lebens  und  kann  folglich  keine  besondere  bereits  consti- 
tuirte  Gewalt  sein.  Eine  subversive,  also  ausser  dem  Staat 
stehende  Presse  wird  stets  nur  als  ein  überwundener  oder 
siegreicher  Feind,  resp.  als  Vertreter  secessionistischer  oder 
annexionssüchtiger  Tendenzen  erscheinen. 

2)  Die  Ansicht,  als  ob  die  Presse  identisch  wäre  mit 
öffentlicher  Meinung  ß62)  und  als  ob  die  Macht  und  Freiheit 


und  Dichtung  wie  öffentliche  Dienste  betrachtet  wurden,  siehe,  nach  Hee- 
ren, bei  Dupont-  White,  a.  a.  O.,  S.  155. 

661)  Guttut,  M^moires,  I,  45  fg.,  50. 

662)  Ueber    öffentliche    Meinung:    Zachariae,    Vierzig    Bucher,    III, 
208   fg.,    213;    V,    19.     MiU,    a.    a.   O.,    S.    118.      Fischer,    G.   E.y  De 
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der  Presse  mit  der  Macht  und  absoluten  Freiheit  der  öffent- 
lichen Meinung  zusammenfalle.  Denn  einmal  hat  in  der 
That  me  und  nirgends  eine  Regierung  ohne  Unterstützung 
der  öffentlichen  Meinung  bestanden.  Die  öffentliche  Mei- 
nung unserer  Tage  denkt  man  sich  gern  als  etwas,  was 
sich  „in  der  Ehre  der  Verfassungstreue  und  in  der  Schmach 
des  Verfassungsbruchs  über  sich  selbst  erhoben"  hat.  66S) 
AHein  nicht  überall  ist  dies  selbst  jetzt  der  Charakter  der 
öffentlichen  Meinung,  und  noch  weniger  kann  man  sagen, 
dass  die  öffentliche  Meinung  allenthalben  jeder  Versuchung 
widersteht  und  gegen  jeden  Rechtsbruch  ebenso  stark 
ist,  wie  gegen  Rechtsbrüche,  welche  die  populären  Frei- 
heiten betreffen.  Zweifelsohne  hat  aber  der  Absolutismus 
und  Despotismus,  da  wo  sie  stark  waren,  auch  eine  öffent- 


notione  opinionis  publicac  (Jena  1831).  Camve,  Ueber  das  Recht,  die 
Weise  und  die  wichtigsten  Gegenstande  der  öffentlichen  Beurtheilung 
(1835).  Berncd,  a.  a.  O.  („La  raison  publique  n'est  pas  la  raison  ab* 
solue"),  I,  428;  II,  298  fg.  Untersuchungen  über  das  europäische  Gleich- 
gewicht („Dasjenige  politische  System  ist  verloren,  welches  keinen  andern 
Gott  hat  als  die  sogenannte  öffentliche  Meinung"),  S.  388.  Viel-Caatel, 
a.  a.  O.,  III,  131  („La  crainte  de  l'opinion  qui  est  peut-etre  la  plus 
irresistible  des  terreurs"),  IV,  533;  V,  62,  410.  Hullam,  Histoire  con- 
stitutionnelle ,  I,  121  („Vouloir  arretcr  le  cours  de  l'opinion  publique, 
c'est  livrer  un  combat  aux  eleruens  dechaines").  Tarne,  a.  a.  O.,  III,  73, 
625.  Bentham,  Tactique,  II,  70  fg.  Bückte,  a.  a.  O.,  I,  431,  435  fg. 
Ctntsin  bei  Vollgraff,  Staats-  und  Rechtsphilosophie,  II,  219. („a  toute 
epoque  il  y  a  eu  un  certain  esprit  general  etc.")  u.  §.  101.  Carne,  Etü- 
de», I,  37,  274  („La  conscience  politique").  Derselbe,  Staatseinheit, 
S.  359.  Remusat,  a.  a.  0.,  S.  380  („La  raison  d'etat,  c'est  la  raison  ge- 
nerale etc.u).  May,  Verfassungsgesohichte,  I,  270  fg.,  304,  343  fg., 
356  fg.,  362.  Ueber  den  „esprit  public"  s.  Revue  des  deux  mondes, 
1850,  S.  881.  Die  öffentliche  Meinung  als  Meinung  einer  herrschenden 
Mehrheit  s.  MM,  St.,  Die  Freiheit,  S.  92,  118.  Chambrun,  a.  a.  O.,  un- 
terscheidet gewissermassen  zwischen  „opinion  publique  und  esprit  public" 
(I,  260,  262  fg.).  Ueber  das  Verhältniss  des  Despotismus  zur  öffentlichen 
Meinung  und  Moral:  Waitz,  Th.,  Anthropologie,  I,  444.  Vgl.  noch  Tor- 
queville,  La  demoeratie,  I,  65,  148.  Kluber,  Acten,  VIII,  164.  Guizot 
setzt  die  erste  officielle  Anerkennung  der  Macht  der  öffentlichen  Meinung 
in  England  auf  den  12.  August  1297  (Histoire  des  origines,  II,  119). 
Eine  sehr  wichtige  Aeusserung  dieses  Schriftstellers  über  den  Werth  der 
öffentlichen  Achtung  für  jedes  Regime:  Memoires,  II,  95. 

C63)  So  z.  B.  Rieht,  iri  seinem  Vortrag  über  „Volk  und  Verfassung". 
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liehe  Meinung,  und  zwar  nicht  blos  eine  rein  passive,  für 
sich  gehabt  und  dieselbe  als  Macht  auch  zu  Zeiten  fungirt, 
wo  es  keine  Presse  gab.  Als  sogenannte  sechste  Gross* 
macht  war  sie  ohnehin  im  Alterthum  unmöglich,  da  die 
Alte  Welt  ebenso  wenig  eine  gleichberechtigte  Coexisteu 
mehrerer  Staaten  wie  aller  im  Staate  gestattete.  664)  Auch 
darauf  wird  ein.  besonderes  Gewicht  gelegt,  als  ob  der  Ta- 
del des  Volks  gegen  die  Regierung  durch  Benutzung  der 
Presse  wesentlich  zur  öffentlichen  Meinung  gehöre  und  die 
Presse  allein  hierzu  geeignet  sei.  Denn  einerseits  beweist 
ein  solcher  Tadel  allein  an  und  für  sich  noch  nichts  und 
ist  deshalb  auch  noch  keine  Macht;  andererseits  ist  ein 
solcher  Tadel  stets  vorgekommen  und  hat  es  an  Mitteln  zo 
seiner  Verbreitung  nie  und  nirgends  gefehlt.  Offenbar  aber 
ist  die  Presse  häufiger  der  Träger  aller  möglichen  politischen 
Meinungsverschiedenheiten  als  der  Meinungseinheit.  Besteht 
die  letztere,  was  auch  neben  und  über  aller  Meinungsver- 
schiedenheit möglich  ist,  so  wird  sie  wol  am  deutlichsten, 
aber  nicht  immer  am  frühesten  in  der  Presse  hervortreten. 

Nichtsdestoweniger  bleiben  wir  bei  unserer  vorhin  be- 
gründeten Meinung  von  der  Unentbehrlichkeit  der  Press- 
freiheit und  halten  es  nicht  für  nothwendig,  uns  noch  auf 
eines  falschen  Liberalismus  gewiss  nicht  verdächtige  Schrift- 
steller, wie  Ancillon  66Ä),  oder  auf  verschiedene  einseitige 
Schilderungen  der  Vortheile  der  Buchdruckerei  zu  bezie- 
hen. 66ft)  Ebenso  wenig  halten  wir  es  für  nothwendig,  uns 
gegen  die  Annahme  zu  verwahren,  als  ob  wir  irgendeine 
Art  von  Pressfrechheit  oder  Pressarmseligkeit  zu  billigen 
gedächten,  oder  als  ob  wir  vielleicht  der  Ansicht  Volneifi 
folgten  und  die  Weltgeschichte  in  zwei  Hälften  theilten,  die 
durch  die  Erfindung  der  Buchdruckerkunst  geschieden  wer- 
den. 667) 

Von  allen  besondern  Beschränkungen  der  Pressfreiheit 
würden  wir  aber  diejenigen  als  die  übelsten  verwerfen  müs- 


664)  Die  öffentliche  Meinung  spielte  sogar  auf  dem  Wiener  Cougresi 
eine  Rolle;  siehe  z.  B.  Kluber,  Acten,  VIII,  164. 

665)  Dupont- White,  a.  a.  O.,  S.  224. 

666)  Condorcet,  a.  a.  O.,  S.  113. 

667)  Volney,  a.  a.  O.,  S.  569. 
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sen,  welche  gleichsam  auf  Umwegen  zum  Ziele  zu  gelangen 
Sachen  668),  und  wäre  es  auch,  dass  dieselben  in  der  Form 
ministerieller  Pressbureaux  oder  auch  literarischer  Bureaux 
ins  Werk  gesetzt  werden  wollten.  669)  Der  Constitutiona- 
lismus  würde  für  eine  solche  Einrichtung  keine  Rechtferti- 
gung bieten.  Denn  wenngleich  die  englischen  Verhältnisse, 
nach  denen  die  Minister  ihre  eigenen  Pressorgane  haben, 
wie  so  viel  Englisches,  bei  uns  nicht  kurzweg  nachgeahmt 
werden  können,  so  ist  doch  klar,  dass  der  für  die  Staats- 
regierung nöthige  Zusammenhang  mit  dem  in  der  Presse 
sich  äussernden  Gang  der  öffentlichen  Meinung  viel  zweck- 
mässiger auf  andere  Weise  hergestellt  werden  kann.  Wir 
sprechen  natürlich  von  normalen  Verhältnissen;  denn  wenn 
durch  die  Abnormität  der  Situation  eine  Regierung  sich 
gezwungen  sieht,  factiosen  subversiven  Tendenzen  gegen- 
über alle  diejenigen  Mittel  zu  gebrauchen,  die  unter  der 
Voraussetzung  normaler  Verhältnisse  nur  einer  politischen 
Partei  wohl  anstehen,  so  wird  sie  sich  auch  der  Presse  be- 
dienen müssen,  dann  aber  freilich  etwaige  besondere  (ge- 
heime) Fonds  nicht  auf  dem  ordentlichen  Wege  constitutio- 
neller  Verwilligung  zu  erwirken  suchen. 

Man  konnte  uns  aber  noch  einwenden,  dass  es  jeden- 
falls Recht  und  Pflicht  der  Regierung  sei,  gegen  eine  schlechte 
Presse  aufzutreten.  Wir  sind  damit  vollkommen  einver- 
standen; nicht  aber  mit  dem  weitern  Folgesatze,  dass  dem- 
nach die  Regierung  eine  gute  Presse  begründen  oder  die 
vorhandene  gute  Presse  subveniren  müsse.  Denn  was  ist 
eine  gute  Presse?  Wer  entscheidet  über  die  Güte  dersel- 
ben? Wir  behaupten  geradezu,  dass  die  Staatssubventionen 
die  Presse   entweder   schlecht  machen,    wenn    sie   es  noch 


668)  Z.  B.  durch  einen  ungeregelten  Einfluss  der  Polizei  bei  Voll- 
riehnng  des  Pressgesetzes  (in  Baiern  besteht  eine  sehr  loyale  Verordnung 
über  die  directiven,  den  Vollzug  des  Pressgesetzes  betreffenden  Ver- 
ordnungen vom  14.  Juni  1859),  durch  den  Einfluss  der  Verwaltung  auf 
die  Presszustände  n.  s.  w. 

669)  S.  die  Verhandlungen  des  preussischen  Abgeordnetenhauses  von 
1862  u.  t865.  Hierher  gehören  die  „geheimen  Fonds",  welche  leider 
mitunter  sind,  was  sie  E.  Pelletan  in  der  Sitzung  des  „Corps  legislatif" 
Tom  14.  Juni  1865  nannte,  eine  „Civilliste  der  Corruption".  Vgl.  noch 
ober  die  „Fonds  secrets"  Lamartine,  a.  a.  0.,  II,  314  fg. 
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nicht  war,  oder  unwirksam,  oder  gegen  die  Absicht  des 
Subvenienten  wirkend.  Von  jeder  officiellen  Presse  gilt, 
was  Taim  (a.  a.  O.,  II,  223)  sagt:  „Wenn  ein  Geflüster 
durch  das  Volk  geht,  so  schreien  alle  officiellen  Stimmen 
vergebens.44  Zudem  beweist  die  Erfahrung,  dass  die  Zahl 
der  absolut  schlechten  Pressproducte  verhältnissinässig  ge- 
ring ist.  Wenn  auch  für  derlei  Schandblätter  an  vielen  Or- 
ten die  Abonnenten  nicht  fehlen  würden,  so  mangeln 
glücklicherweise  die  Unternehmer.  Menschen,  die  so  voll- 
kommen alle  Scham  und  Scheu  verloren  haben,  dass  sie 
ihre  Verkommenheit  selbst  durch  die  Presse  aller  Welt 
offenbaren,  sind  selten.  Hat  sich  aber  ein  solches  Subject, 
nachdem  es  aus  jedem  Consortium  ehrbarer  Leute  verbannt, 
an  einem  Ort  niedergelassen,  so  schwebt  es  wie  ein  Aas- 
geier über  der  bürgerlichen  Gesellschaft.  Er  scheut  sich, 
ihr  offen  zu  begegnen,  und  diese  duckt  sich,  wenn  sie  sei- 
nen Flügelschlag  fühlt.  Der  ausgestossene,  vogelfreie  Press- 
pirat befindet  sich  in  einer  ähnlichen  Lage,  wie  ehedem  der 
ehrlose  Schauspieler,  —  er  riskirt  nichts  mehr.  Und  so  sucht 
er  sich  furchten  zu  machen  und  terrorisirt  mit  Hülfe  der 
Skandalsucht,  der  niedern  Leidenschaften  und  der  indivi- 
duellen Feindschaften  eine  feige  Gesellschaft.  Nichts  kann 
hiergegen  weniger  helfen,  als  besondere  Presstrafgesetze. 
Und  wie  eine  solche  Presse  nur  durch  eine  unehrenhafte 
Association  ihr  Leben  fristen  kann,  so  vermag  nur  eine 
ehrenhafte  Association,  die  stillschweigend  schon  in  der 
Nichtabnahme  des  Blattes  besteht,  die  schlechte  Presse  un- 
möglich zu  machen. 

Man  hat  gesagt,  das  einzig  unfehlbare  Mittel  gegen 
eine  schlechte  Presse  sei  eine  gute.  Wir  sagen,  das  einzige 
Mittel  «gegen  die  schlechte  Presse  bestehe  in  der  wahren 
politischen  Bildung,  also  Intelligenz  und  Charakterstarke 
des  Volks,  welche  eine  schlechte  Presse  unmöglich  macht 
und  die  Existenzbedingungen  einer  guten  Presse  gewahr- 
leistet. 67°) 


670)  Die  rechte  politische  Bildung  wird  sich  hier  auch  insofern  be- 
währen, als  sie  die  Zugänglichkeit  für  schlechte  Motive  und  Persönlich- 
keiten vermindert  und  das  Verständniss  des  Rechten  und  Guten  er- 
leichtert. 
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Das  neueste  Pressgesetz  ist  das  griechische  vom  Sep- 
tember 1864,  welches  in  Art.  14  bestimmt:  „Jeder  kann 
seine  Ideen  mündlich  wie  schriftlich  durch  die  Presse  unter 
Beobachtung  der  Gesetze  des  Landes  veröffentlichen ;  die 
Presse  ist  frei;  die  Censur,  sowie  jede  vorgreifende  Mass- 
regel ist  verboten;  desgleichen  die  Beschlagnahme  von  Zei- 
tungen und  andern  gedruckten  Abhandlungen  sowol  vor  als 
nach  ihrer  Veröffentlichung.  Ausnahmsweise  ist  jedoch  die 
Beschlagnahme  derselben  nach  ihrer  Veröffentlichung  wegen 
eines  Angriffs  auf  die  christliche  Religion  oder  wegen  Be- 
leidigung des  Königs  gestattet Nur  ein  griechischer 

Staatsbürger  kann  der  Herausgeber  einer  Zeitung  sein.44 
Wir  legen  keinen  grossen  Werth  auf  griechische  Gesetz- 
gebungsproduete.  Dagegen  halten  wir  es  für  höchst  be- 
deutend, dass  der  erste  deutsche  Journalistentag  folgende 
Sätze  als  die  nothwendigen  Grundlagen  einer  rechtlichen 
Presse  aufgestellt  hat: 

1)  Strenge  Ausschliessung  jeder  Präventivmassregel,  ins- 
besondere jeder  Art  von  Concessionen,  desgleichen  der  Ein- 
reichung von  Pflichtexemplaren  vor  der  Herausgabe  eines 
Presserzeugnisses  und  der  Cautionen; 

2)  strenge  Ausschliessung  jedes  administrativen  Ermes- 
sens, insbesondere  jeder  Art  von  Verwarnungen  und  darauf 
gegründeter  Unterdrückung  eines  Blattes ,  Ausschliessung 
jeder  polizeilichen  Beschlagnahme; 

3)  vollständige  Unabhängigkeit  der  Gerichte,  volle 
Oeffentlichkeit  und  Verweisung  der  Pressprocesse  vor  die 
Geschworenengerichte ; 

4)  Anwendung  der  allgemeinen  Strafgesetze  und  Rechts- 
grundsätze (z.  B.  hinsichtlich  der  Haftbarkeit)  auch  auf  die 
Presse  unter  Ausschluss  jeder  Art  von  Specialgesetzgebung. 

Und  dass  im  Anschluss  hieran  die  ständige  Deputation  des 
deutschen  Juristentags  eine  ihrem  Wortlaut  nach  nur  den 
letzten  dieser  Beschlüsse,  indirect  auch  noch  den  dritten 
derselben  berührende  Gesetzgebungsfrage  aufgestellt  hat, 
nämlich  „fordert  es  die  noth wendige  Freiheit  der  Presse 
und  genügt  es  der  Rücksicht  auf  die  öffentliche  Sicherheit, 
dass  bei  den  mittels  der  Presse  verübten  strafbaren  Hand- 
lungen die  allgemeinen  Strafgesetze  und  Strafrechtsgrund- 
sätze ausnahmslos  zur  Anwendung  kommen,   oder,  sollen 
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in  gewissen  Hauptpunkten  (eventuell  in  welchen?)  Ausnah- 
men stattfinden,  und  welche  Ausnahmen  sind  im  Interesse 
der  noth wendigen  Freiheit  der  Presse  erforderlich  und  zu- 
gleich ohne  Nachtheil  für  die  öffentliche  Sicherheit  zulässig, 
resp.  im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit  geboten?"  671) 
Denn  offenbar  liegt  selbst  in  dieser  Gesetzgebungsfrage 
die  Anerkennung  unsers  Princips,  und  kann  dabei  die  Fest- 
stellung einzelner  Ausnahmen  getrost  der  politischen  Er- 
wägung und  den  praktischen  Erfahrungen  überlassen  werden. 


B.    Redefreiheit. 

Die  Rede  6r2)  ist  die  ältere  Schwester  der  Presse.  Als 
letztere  noch  nicht  bestand,  musste  jene,  selbst  nach  Aus- 
bildung einer  Schriftsprache,  die  Stelle  der  Presse  vertreten. 


671)  Ein  Gutachten  über  diese  Frage  vom  Professor  Dr.  Glaser  in 
Wien  enthalt  Nr.  11,  12  u.  14  der  deutschen  Gerichtszeitung  von  1865. 

672)  Ueber  Redefreiheit:  Hobbes:  „Die  Demokratie  ist  nichts  als 
eine  Aristokratie  von  Rednern,  manchmal  auch  nur  die  Monarchie  eines 
einzigen  Redners.  Denis,  a.  a.  O.,  II,  172.  Hammer- Pur gsta  11,  Geschichte 
der  schonen  Redekünste  u.s.w.  (Leipzig  1818).  Timon,  Corm.  Etudes  sur 
les  orateurs  parlament.  (7.  Aufl.,  4  Thle.,  Paris  1839).  Lahuel,  //.,  Les 
orateurs  de  la  Grande-Bretagne  depuis  le  regne  de  Charles  I.  (Paris  1841). 
Pelletan,  E.,  Du  droit  de  parier,  Lettre  a  M.  lmhaus  (Paris  1862).  IM- 
her,  Fr.,  Vorhalle  zum  akademischen  Studium  (Halle  1863),  S.  129  fg., 
208  fg.  Guizot,  Histoire  des  origines  (zur  Geschichte  der  englischen 
Redefreiheit),  II,  413.  Gomtant,  a.  a.  O.,  I,  77.  MM,  a.  a,  O.,  S.  21  fg., 
72  fg.  May,  a.  a.  O.,  II,  400  fg.  Fischel,  a.  a.  O.,  S.  80  fg.  Montalem- 
bert,  De  l'avenir,  S.  150  fg.  Viel- Gastet,  a.  a.  O.  (grosser  Redner  und 
grosser  Staatsmann  ist  nicht  dasselbe),  HI,  188  fg.  Remusat  („L'eloquence 
aussi  devrait  etre  representee  un  bandeau  sur  les  yeux"),  a.  a.  O.,  S.  180. 
Ueber  Rede  und  Phrase:  Chou-King,  Thl.  4,  Kap.  17,  §.  7;  Kap.  20,  §.  16; 
Kap.  24,  §.  8;  Kap.  26,  §.  3;  Kap.  27,  §.  18.  Lun  Yu,  I,  3;  II,  "l8;  IV* 
24;  V,  4.  Piaton,  Legg.,  IV,  8,  12.  Griechische  Sophisten  und  römisch« 
Declamatoren:  Denis,  Histoire  des  theories,  II,  192  fg.  Röscher,  Thu- 
kydides,  S.  247,  Greiner ,  Uebersichtliche  Darstellung  der  alten  Staaten- 
theoretik  (Leipzig  1863),  S.  11.  Vollgraff,  Systeme,  II,  106.  Wie  unbe- 
sonnene Reden  dem  besten  Recht  schaden:  Staats  -  Lexikon,  1,  448.  Eine 
Art  von  Redecensur  durch  den  Na-ion  s.  bei  G/rorer,  a.  a.  O.,  I,  275. 
Ueber  den  Werth  der  Rede:   Gurtius,  Griechische  Geschichte,  I,  278,  285. 
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ie  Zunge  spielt  daher  selbst  in  den  Mythen  der  Alten  Welt 
ne  grosse  Rolle;  so  hängt  z.  6.  die  Zunge  Buddha's  weit 
sraus,  vielleicht  um  seinen  und  seines  Volks  weitreichen- 
m  Cultureinfluss  anzudeuten.  Ein  grossartiges  Bild  findet 
ch  in  der  mexicanischen  Culturheroensage ,  nach  welcher 
•uetzalcoatel,  wenn  er  Gesetze  geben  wollte,  einen  Aus- 
ifer  auf  den  Gipfel  des  von  ihm  bewohnten  Berges  Cotci- 
pek  (Berg  des  Schreiens)  stellte,  dessen  Stimme  dreihundert 
[eilen  weit  gehört  wurde.  67S) 

Der  Bedeutung  der  Beredsamkeit  wurde  bereits  im  Vor- 
ehenden  Erwähnung  gethan.  Sie  ist  die  unmetrische  Rede 
ihrer  höchsten  Steigerung. 

Die  Beredsamkeit  setzt  keinen  besondern  Bildungsgrad 
Draus  und  entwickelt  sich  selbst  unter  den  rohesten  Verbält- 
ssen,  wenn  man  dem  entsprechenden  Geschmack  Rech- 
mg  trägt,  oft  in  wunderbarer  Vollendung.  Der  Geist 
ahrer  Beredsamkeit  ist  etwas  Geniales*,  und  selbst  in  un- 
rer  Zeit  hat  man  die  Erfahrung  gemacht,  dass  ein  Volk, 
elches  nie  Gelegenheit  hatte,  die  öffentliche  Beredsamkeit 
iszubilden,  dennoch  schnell  in  derselben  excellirte.  674) 

In  sehr  vielen  Beziehungen  gilt  von  der  Rede  dasselbe, 
ie  von  der  Schrift.  Die  „Aristokratie  der  Lungen"  ö76) 
b  oft  nicht  besser  als  die  der  Feder,  und  wenn  Rede  wie 
shrift  jedes  auch  seine  eigene  Bedeutung  hat,  so  gilt  doch 
ieder  von  beiden,  dass  Schmähungen  die  Argumente  der- 
nigen  sind,  die  sonst  keine  andern  Argumente  haben  6TÖ), 
ld  dass  der  wahre  und  würdige  Reiz  in  der  Sympathie 
ine  Phrase  liege.  örr) 

Die    besondere   Bedeutung    der    Beredsamkeit    besteht 


673)  Müller,  Urreligion,  S.  577,  581. 

674)  So  z.  B.  die  Portugiesen.    Das  Ausland,  1828,  S.  165. 

675)  Volney,  a.  a.  O.,  S.  575.  Derselbe  Schriftsteller  sucht  auszu- 
hren,  dass  überhaupt  das  Schicksal  der  Völker  von  der  Akustik  des 
iaU  und  von  der  Lunge  der  Sprechenden  (wozu  noch  die  Ohren  der 
5renden  hätten  gerechnet  werden  können)  abhänge,  dass  deshalb  Ver- 
mmlnngen  über  500  Köpfe  „des  cohnes"  seien  und  man  den  Menschen 
cht  sowol  das  Sprechen  als  vielmehr  das  Stillschweigen  lehren  sollte, 
jend.,  S.  574  —  577. 

676)  Laurent,  a.  a.  0.,  III,  88. 

677)  Guizot,  Memoires,  I,  308. 


634  Sechzehnter  Abschnitt. 

nicht  nur  in  der  personlichen  Wechselwirkung  zwischen  dem 
Redner  und  seinen  Hörern,  sondern  auch  und  vielmehr  in 
jener  Verkörperung  eines  bedeutungsvollen  Moments,  der 
aus  der  höchst  gesteigerten  und  gleichsam  „ad  hunc  actum" 
aufs  höchste  concentrirten  Individualität  des  Redners  heraus 
an  die  mächtigsten  Empfindungen  der  Hörer  appellirt,  in- 
dem er  diese  selber  reflectirt.  Daher  die  grosse  Verschie- 
denheit der  Beredsamkeit  nach  Situation  und  Persönlich- 
keiten, so  wie  die  Möglichkeit,  mit  sehr  verschiedenen  Mit- 
teln gleiche  und  mit  gleichen  Mitteln  verschiedene  Erfolge 
zu  erzielen. 

Die  Rede  war  und  ist,  gleich  der  Schrift  und  dem 
Druck,  Gegenstand  würdigsten  Gebrauchs  und  unwürdig- 
sten Misbrauchs.  Beide  haben  ihre  eigenen  wie  geinein- 
samen Gefahren  und  Verdienste;  und  wenn  es  wahr  ist, 
dass  oft  eine  grössere  Masse  guter,  stiller,  nicht  auffallender 
Thaten  dazu  gehört,  um  den  nachtheiligen  Erfolg  einer 
brillanten,  aber  innerlich  schlechten  Rede  zu  paralysireo, 
als  dazu,  um  den  Inhalt  einer  bedeutenden  guten  Rede  aus- 
zuführen, so  ist  nicht  minder  wahr,  dass  eine  tüchtige  Rede, 
namentlich  in  kritischen  Momenten,  schnellere  und  gross- 
artigere Erfolge  erzielen  kann,  als  dies  durch  irgendein  an- 
deres Mittel  zu  denken  ist. 

Die  Geschichte  hat  gleich  viele  merkwürdige  Beispiele 
von  der  Allmacht  678)  wie  von  der  Ohnmacht  679)  der  Be- 
redsamkeit aufzuweisen ;  desgleichen  von  dem  schnellen 
Wechsel  der  Stimmungen  der  Hörer.  68°)  Die  Lösung  die- 
ser manchmal  räthselhaftcn  Erscheinungen  ist  ebenso  wenig 
in  der  Natur  der  Beredsamkeit,  wie  die  anderer  ähnlicher  Er- 
scheinungen in  der  Natur  der  Presse,  sondern  in  tiefern 
Gründen,  im  Menschen,  zu  suchen.  Darum  ist  es  auch 
nicht  allgemein  richtig,  wenn  man  sagt,  ein  Redner  sei,  so- 
bald er  die  „rostra"  verlassen,  ein  abdicirter  König,  das 
heisst:  Nichts.  Es  wird  nämlich  von  seiner  Rede  oder  viel- 
mehr  von  dem,    was  er  und  seine  Hörer  vor  der  Rede  ge- 


678)  Perikles;  Demosthenes! 
079)  Socrates'  Vertheidigungsrede! 

680)  Eine  unvergleichliche  Darstellung  dieses   Vorgangs  findet  sich  in 
Shahpeare's  Cäsar. 
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wesen,  abhängen,  was  sie  nach  der  Rede  sind.  Denn  das- 
selbe laut  gesprochene  Wort,  was  in  der  Ebene  spurlos 
verhallt,  kann  in, den  Schneehöhen  der  Alpen  ein  Flockchen 
loslosen,  was  zur  thal verschüttenden  Lavine  anwächst;  und 
das  Zauberwort,  was  in  einem  Munde  Wunder  wirkt,  kann 
vernichtend  auf  den  Sprecher  zurückfallen,  der  nicht  einge- 
weiht ist. 

Sowenig  demnach  der  Macht  der  Rede  ein  Mass  ge- 
setzt werden  kann,  sowenig  mag  man  hoffen,  durch  be- 
sondere Redestrafgesetze  die  Gefahren  ihrer  Freiheit  zu  ver- 
meiden. 681) 

Die  Redefreiheit  steht  demnach  unter  den  allgemeinen 
Strafgesetzen,  die  in  den  besondern  Vereins-  und  Versamm- 
lungsgesetzen ihre  natürliche  Ergänzung  finden. 

Was  aber  die  parlamentarische  Beredsamkeit  betrifft, 
so  hat  gerade  bei  ihr  eine  besondere  Erfahrung  stattgefun- 
den. Kritische  Momente  nämlich  ausgenommen,  in  denen 
wahre  Beredsamkeit  der  unschätzbare  Bundesgenosse  poli- 
tischer Grosse  ist,  wurden  die  repräsentativen  Versammlun- 
gen allenthalben  schnell  gleichgültig  gegen  Persönlichkeiten, 
deren  einziges  Verdienst  in  einer  wenn  auch  geistreichen  Rede- 
fertigkeit bestund.  Die  grössere  politische  Reife  bedarf 
ernsterer  Beschäftigungen  als  Redenhalten  und  Redenhö- 
ren. 682)  Unter  allen  Umständen  aber  dürfte  sich  für  die 
parlamentarische  Redefreiheit  der  englische  Grundsatz  em- 
pfehlen, von  jedem  Redner  anzunehmen,  dass  er  alles,  was 
er  auch  sagte,  nur  im  Interesse  des  öffentlichen  Wohls  ge- 
sprochen habe.  Ein  Misbrauch  der  Redefreiheit  zu  dem 
Zwecke   persönlicher  Verunglimpfung  wird   ohnehin  nur  in 


681)  Aber:  „Ein  Volk,  das  frei  discutirt,  ist  ein  Volk,  das  da  lebt 
und  fortschreitet;  ein  Volk,  das  nicht  discutirt,  ist  ein  Volk,  das  dahin- 
stirbt oder  sich  im  Schatten  verkriecht  und  nur  den  Augenblick  abwartet, 
um  einen  Schlag  auszuführen "  (  Verhaegen,  Präsident  der  belgischen 
Kammer);  und:  „Wenn  König  Jakob  I.  die  heftigsten  Redner  des  Unter- 
hauses in  die  gemeinen  Gefängnisse,  die  oppositionellen  Lords  aber  in 
den  Tower  sperrte,  so  blieben  doch  ihre  Gründe  frei,  um  fortzuwirken" 
(Dahlmann  in  seiner  Geschichte  der  englischen  Revolution). 

682)  „Quand  les  grands  interets  des  peuples  et  les  grandes  passions 
des  hninmes  sont  cn  jeu,  les  debats  speculatifs  les  plus  ingeuieuz  sont 
une  gtierre  de  luxe  qui  ne  change  rien  an  cours  des  evenements."  Gui- 
zot,  Memoires,  I,  138,  181.     Vgl.  auch  Mill,  a.  a.  0.,  S.  124. 
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Zeiten  und  unter  Umstanden  einige  politische  Bedeutung 
bekommen,  wo  der  gesetzliche  oder  verfassungsmässige  Zu- 
stand des  Landes  gebrochen  oder  in  Frage  gestellt  ist  und 
eine  gerichtliche  Verfolgung  der  fraglichen  Aeusserungen 
um  so  bedenklicher  werden  würde,  als  Politik  und  Recht, 
öffentliche  Pflicht  und  persönliche  Berechtigung,  allgemeine 
und  Parteiinteressen  nirgends  gefahrlicher  collidiren  können, 
als  in  solchen  Fällen.  Jedenfalls  werden  für  normale  Ver- 
hältnisse die  gewöhnlichen  Gesetze  zum  Schutze  gegen  un- 
zweifelhafte Ehrenkränkungen  genügen  und  besondere  Ge- 
setze gegen  parlamentarische  Injurien  die  anormalen  Zu- 
stände nicht  beseitigen.  Minister  und  Abgeordnete  sollen 
sich  gegenseitig  die  Achtung  gewähren,  welche  ihre  Stellung 
im  Staat  ihnen  verbürgen  mu&s,  und  es  ist  nicht  nur  ihre 
Pflicht,  sich  aus  parlamentarischen  Gründen  nicht  zu  duel- 
liren,  sondern  auch  jeden  Grund  zu  vermeiden,  der  ein  Duell 
provociren  oder  gar  das  Duell  als  Mittel  zu  politischen 
Zwecken  erscheinen  lassen  könnte. 


Siebenter  ^bfdjmtt 

Von  den  allgemeinen  Unterthanenpflicliten,  nament- 
lich von  der  Kriegsdienst-  und  Steuerpflicht. 


Einleitung.  I.  Die  Kriegsdienstpflicht  Standpunkt  Die  verschie- 
denen Perioden.  Die  frühere  Zeit  und  die  Gegenwart.  Irrthümer  des 
19.  Jahrhunderts;  der  Friedensstand  ist  thatsächlich  nicht  der  normale, 
der  Constitutionalismus  hat  die  Armeeorganisation  noch  nicht  erfasst 
Ursachen.  Der  militärische  Geist  Was  kann  den  Widerspruch  lösen? 
II.  Die  allgemeine,  proportionell  gleiche  Steuerpflicht.  Ist  diese  schwerer 
als  die  Kriegsdienstpflicht?  Verbindung  beider  Pflichten.  Die  Idee  der 
allgemeinen  proportioneil  gleichen  Steuerpflicht  ist  etwas  absolut  Natur- 
gemäßes uud  hat  in  der  That  immer  und  überall  gegolten.  Ihr  Aus- 
druck war  verschieden.  Wovon  derselbe  abhängt?  Die  Despotien;  die 
classischen  Republiken ;  das  Mittelalter,  Deutschland,  England,  Frankreich. 

JMachdem  wir  den  allgemeinsten  Begriff  der  politischen 
Verpflichtung,  nämlich  den  des  Gehorsams 688)  gegen  die 
Gesetze  und  alles,  was  den  Gesetzen,  in  ausserordentlichen 
Fällen  aber  der  Situation  und  dem  Bedürfniss  des  Staats 
am  meisten  gemäss  ist,  in  frühern  Abschnitten  bereits  er- 
örtert haben,  bleiben  noch  zwei  besonders  wichtige  Aus- 
flüsse dieses  Gehorsams,  die  Militär-  684)  und  Steuerpflicht, 
näher  zu  erörtern. 


683)  „Dans  son  acceptation  la  plus  etroite  ordre  signifie  obeissance." 
Mill,  a.  a.  O.,  S.  25,  46,  89,  91. 

684)  Vgl.  Zachariae,  Vierzig  Bücher,  VI,  179,  271  fg.     Bemal,  a.  a. 
O.,  II,  285  fg. 
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A.     Die  Kriegsdienstpflicht. 

Solange  die  Welt  steht,  war,  abgesehen  von  verschie- 
denen Zuständen  äusserster  Entartung  oder  Verzweiflung, 
das  Tragen  der  Waffe  Ca5)  und  ihr  Gebrauch  im  Interesse 
der  Gesellschaft686)  ausschliesslich  die  Pflicht  und  die  Ehre 
des  freien  Mannes.  687) 

Der  doppelte  Standpunkt,  der  der  Pflicht  und  der  Ehre, 
und  die  Unzertrennlichkeit  beider,  ist  besonders  zu  betonen. 
Denn  von  diesem  Standpunkte  aus  müssen  auch  alle  Ausnahmen 
von  der  Waffenpflicht,  welche  nicht  auf  der  persönlichen 
Unfähigkeit  zur  Pflicht  und  Ehre  zugleich  oder  wenigstens 
zu  einem  von  ihnen  beruhen,  betrachtet  und  können  sie  nur 
aus  höhern  Pflichten  und  Ehren  gerechtfertigt  werden.  6M) 
Die  Geschichte  beweist,  dass  z.  B.  das  Priestertlium  in 
heidnischen  wie  christlichen  Zeiten  ausäerordentlichenfalls 
sogar  seine  höhern  Pflichten  und  Würden  mit  denen  des 
Kriegers  zu  verbinden  wusste.  689) 


G85)  Waffonverbote  8.  bei  Grimm,  Weissthümer,  II,  6,  14,  58,  83, 
99,  157. 

686)  Ueber  die  engen  Beziehungen  und  innigen  Wechselwirkungen 
zwischen  dem  Kriegswesen  und  der  Verfassung  eines  Staats:  Vnllgraf, 
Staats-  und  Rechtsphilosophie,  II,  §.  39.  Ueber  das  Verhältniss  des  Com 
stitutionalismus  zum  Kriegswesen  insbesondere:  Constant,  B.,  a.  a.  0.,  I, 
106  fg.  Duvergier  de  Hauranne ,  a.  a.  O.,  IV,  291  fg.,  295  fg.  6W<f, 
Histoire  parlementaire,  I,  74  („Tout  injpöt  d'hommes  doit  chaque  annec 
etre  vote  par  la  chambre,  comme  los  impöts  d'argent",  ebend.  S.  83). 
Mommsen,  a.  a.  O.,  III,  49.     Zachariae,  Vierzig  Bücher,  VI,  290  fg. 

687)  Das  Gegentheil,  z.  B.  die  weiblichen  Truppen  in  Afrika,  die 
Sklavenheere  und  der  Uebergang  der  Waffen  in  die  Hand  der  Gladiatoren, 
die  Einstellung  Fremder  in  die  Legionen  u.  s.  w.  beurkundet  stets  den 
Verfall.  Die  Tugend  des  Mannes  und  die  Kriegstüchtigkeit  bezeichnen 
die  Griechen  und  die  Römer  mit  demselben  Wort,  nämlich  die  erstem 
mit  a?cTrf,  die  letztern  mit  virtus.     Dahn,  Procop.,  S.  144. 

688)  Die  Pflicht  und  Ehre  der  Waffen  wird  z.  B.  von  der  bairischen 
Verfassung  von  1818  hervorgehoben.  S.  auch  Zachariae,  Vierzig  Bücher, 
VI,  277.  Dass  Ehren  und  Pflichten  identisch,  erklärt  auch  Blackstone,  a. 
a.  O.,  I,  496. 

689)  Ueber  die  friedliche  Richtung  der  Kirche  und  deren  Verhältniss 
zum  Krieg  und  Kriegerstand  s.  Laurent,  a.  a.  0.,  VII,  199,  267  fg. 
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Es  ist  natürlich,  dass  das  ein  Volk  oder  eine  ganze 
;it  beherrschende  Humanitatsprincip  und  die  darauf  be- 
hende Fundamentalordnung  des  Staats  auch  für  Krieg  und 
riegerstand  massgebend  sein  müssen.  69ü) 

Als  Zeichen  einer  verhältnissmässigen  Gesundheit  des 
aats  der  Alten  Welt  erscheint  es ,  wenn  Sklaven  691)  und 
remde  vom  Kriegsdienst  ausgeschlossen  und  nur  im  äusser- 
en Nothfall,  wie  z.  B.  neuestens  auch  in  Amerika,  be- 
affnet  werden.  Eine  Folge  des  antiken  Staats  ist  aber  auch 
e,  dass  sowol  nach  aussen  6W)  wie  nach  innen  69S)  nicht 
»r  Friedenszustand,  sondern  der  Kriegszustand  der  normale 
b  und  dass  der  Kriegerstand  entweder  mit  dem  herrschen- 
»n  Stande  ganz  zusammenfällt  und  dann  kein  besonderer 
erufsstand  ist  6y4),  oder  als  ein  Berufsstand  eine  besondere 
ld  zwar  ausgezeichnete,  wenn  auch  nicht  immer  die  erste 
lasse  bildet.  696)  In  beiden  Fällen  erscheint  der  Krieger- 
and als  ein  erblicher,  der  mitunter  nach  verschiedenen 
Waffengattungen  wieder  in  sich  selbst  gegliedert  ist.  Wäh- 
nd  aber  im  erstem  Falle  das  Volk  in  den  Comitien  und 
n  procinctu"  eines  und  dasselbe  ist,  der  Staat  also  auf  dem 
orum,  wie  im  Lager  sich  vorfindet,  wird  im  andern  Fall 
e  Kriegerkaste  nur  eine,  wenn  auch  mitunter  die  höchste 
lasse  des  Volks  bilden. 

Söldlinge,  eine  schon  sehr  früh  auch  im  Alterthum, 
imentlich  bei  handeltreibenden  Völkern* am  frühesten  vor- 
kommende Erscheinung  696),  müssen  stets  als  eine  Entartung 
ier  Unfertigkeit  von  Staat  und  Volk  betrachtet  werden.697) 


690)  Zachariae,  Vierzig  Bücher,  VI,  290  fg. 

691)  Mameluk,  d.  h.  Kriegssklave.  Volney,  a.  a.  O.,  S.  136  fg., 
19  fg.,  152  fg. 

692)  Wegen  der  Welthenrschaftsidee. 

693)  Wegen  der  Sklaverei. 

694)  Vgl.  über  Siam  Das  Ausland,  1837,  S.  153. 

695)  Diese  wird  dann  auch  einen  besondern  technischen  Charakter 
inehmen  und  ihn  behaupten,  wenn  die  übrigen  Klassen  gleichfalls  kriegs- 
enatpflichtig  sind.  Vgl.  über  das  römische  Kriegswesen:  Vollyraff,  Poli- 
5che  Systeme,  II,  329  fg. 

696)  Laurent,  a.  a.  O.,  I,  504;  II,  243,  385;  III,  34.  S.  auch  Pla- 
n,  Legg.,  I,  630. 

697)  Ouizot,  Histoire  des  origines,  II,  67   (über  die  Soldtruppen  der 
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Jedoch  muss  sich  die  Sache  sehr  verschieden  gestalten,  je 
nachdem  Einheimische  oder  Fremde  in  Sold  genommen  wer- 
den, und  im  letztern  Fall,  je  nachdem  den  allgemeinen  herr- 
schenden Ansichten  gemäss  der  Fremde  überhaupt  gestellt 
ist,  endlich,  je  nachdem  es  sich  um  eine  Wehrkraft  für  die 
höchsten  Interessen  des  Landes  oder  für  ferner  liegende  In* 
teressen,  z.  B.  in  den  Colonien  698),  handelt.  6") 
In  dem  christlichen  Europa  sehen  wir 

a)  während  der  ersten  Periode  die  Waffenpflicht  und 
Waffenehre  als  das  höchste  Gut  des  freien  Mannes.  Sie  ent- 
spricht dem  ursprünglichen  normalen  Zustand,  dem  des 
Kriegs  gegen  die  unbezähmte  Natur  und  gegen  den  wilden 
Mitmenschen.  Nach  erfolgter  fester  Ansiedelung  wird  die- 
ser Zustand  nach  und  nach  anormal  und  das  ehemalige 
höchste  Gut  einer  Menge  von  Menschen  unerträglich.  70°) 

b)  In  der  zweiten  Periode  ist  die  Waffenpflicht  Recht 
und  Ehre  des  Ritters.  701)  Die  Unmöglichkeit  der  Sklaverei 
und  die  in  den  übrigen  Ständen  liegenden  Freiheitskeime 
bringen    Ministerialen    und    Städter    zur  Ehre  der  Waffen, 


normanischen  Könige  in  England).  Nordenflycht,  a,  a.  0.,  S.  153  (über 
eine  eigentümliche  Verbindung  von  Werbung,  Conscription  und  Lehns- 
dienst). 

698)  Montalembert,  a.  a.  O.,  S.  12. 

699)  So  muss  z.  'S.  England  gegenwärtig  allein  in  Indien  ein  euro- 
päisches Heer  von  65000  Mann  halten.  Bei  dieser  Gelegenheit  zwei 
Bemerkungen:  a)  England  thut  auch  in  Indien  nichts  für  dieses  Land, 
sondern  alles  nur  für  die  Engländer  und  namentlich  für  die  englische 
Aristokratie.  Sein  Verhältniss  zu  den  Colonien  ist  kaum  wesentlich  bes- 
ser als  das  Roms  zu  seinen  Provinzen.  Cultur,  Humanität  u.  s.  w.  ist 
alles  Geschäft,  b)  Wenn  das  englische  Parlament  der  Souverän  ist,  dann 
ist  es  in  Bezug  auf  Indien  jedenfalls  ein  sehr  bedenklicher  Souverän, 
denn  einmal  versteht  es  wenig  oder  nichts  von  den  indischen  Zuständen, 
und  dann,  was  noch  übler,  zeigt  es  ein  sehr  geringes  Interesse  daran. 
Denn  die  Einbringung  des  indischen  Budgets  ist  jährlich  der  letzte  mini- 
sterielle Act  der  Session  und  findet  regelmässig  vor  leeren  Bänken  statt, 
obgleich  es  gegen  47  Millionen  Pfund  beträgt. 

700)  Held,  System,  I,  131.  Aehnliche  Erscheinungen  wie  bei  den 
Deutschen  finden  sich  schon  bei  den  Celten  und  dann  bei  den  Römern. 
Vgl.  Mammaen,  a.  a.  O.,  II,  79;  III,  219  fg.  Ein  neueres  Beispiel:  Blum, 
Ein  russischer  Staatsmann,  I,  68. 

701)  Ueber  Heerfolge  s.  Grimm  ^  Weissthümer,  I,  846;  II,  2,  3,  15, 
21,  23,  65,  83,  84. 
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selbst  der  ritterlichen.  Demnach  bestehen  die  Heere  in  vasalli- 
tischen  Reiterscharen  und  stadtischem  Fussvolk.  Und  wenn 
der  reisige  Bürger  durch  seine  Wehrhaftigkeit  in  den  stad- 
tischen Freiheiten  das  „scnünarium"  der  allgemeinen  poli- 
tischen Freiheiten  bewahrte,  so  hat  das  Kitterthum  durch 
die  allmähliche  Aufnahme  der  Ministerialrat  in  seine  Reihen 
fast  ebenso  viele  befreit,  wie  durch  die  Knechtung  des  Bauern- 
standes unfrei  gemacht.  Die  Entartung  dieser  Zustande 
zeigt  sich  im  Verfall  der  stadtischen  Bürgerwehren,  in  dem 
wegelagernden  Ritter  von  Stegreif,  in  der  höchsten  Poten- 
zirung  des  Söldnerthums  durch  das  Condottieri-  und  Lands- 
knechtsunwesen. 7t>*) 

c)  Die  dritte  Periode  charakterisirt  sich  durch  das  Sy- 
stem der  mit  dem  Fürstenabsolutismus  innigst  verbundenen, 
besoldeten,  stehenden  Haustruppen.  Der  Fürst  ist  für  sie. 
noch  mehr  als  in  dem  gewöhnlichen  Sinn  dieser  Zeit  der 
Staat.  Der  an  den  Höfen  unterdessen  acclimatisirte  ehemalige 
Feudaladel  sieht  in  dem  Monopol  der  Offizierstellen  den 
zeitgemässen  Ersatz  desRitterthums;  der  gemeine  Soldat  ist 
in  der  Regel  gepresst;  die  ewigen  Kriege  sind  äusserlich 
wenigstens  nur  Oabinetskriege. 

Wir  müssen  schon  an  dieser  Stelle  eine  kurze  Bemer- 
kung einflechten.  Die  geschichtliche  Entwickelung  des  Mi- 
litärwesens auf  dem  europäischen  Continent  war  nämlich 
nach  dem  Angegebenen  der  Art,  dass  je  mehr  sich  die  staat- 
liche Gesellschaft  räumlich  erweiterte,  desto  mehr  das  Mili- 
tärwesen entweder  desorganisirend  oder  unorganisch  zum 
Staate  sich  verhält.  Denn  im  Anfang  der  ersten  Periode, 
bei  den  kleinen  Familien-  oder  Stammstaaten,  in  welche  da- 
mals die  germanische  Nation  zerfiel,  erscheint  der  Kriegs- 
dienst am  meisten  organisch  geordnet.  Aber  schon  in  der 
Zeit  des  fränkischen  Konigthums  erhoben  sich  grosse  Schwie- 
rigkeiten und  selbst  die  Hauptfrage,  ob  nämlich  eine  krie- 
gerische Unternehmung  den  Staat  als  solchen  angehe,  oder 
ob  sie  nur  eine  Privatsache  des  Königs  sei,  ist  schon  damals 


702)  Eine  treffliche  Schilderung  der  deutschen  Söldnerbanden  im 
IG.  Jahrhundert  findet  sich  unter  dem  Titel:  „Georg  von  Frundsbcrg"  in 
di»r  Österreichischen  Revue  von  18C4. 

Held.    III.  41 
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in  vielen  Fällen  bestritten  gewesen  und  nicht  definitiv  ent- 
schieden worden.  In  der  zweiten  Periode,  der  des  vollen- 
deten und  herrschenden  Feudalismus,  muss  es  auffallen,  dass 
je  mehr  das  personliche  Verhältniss  zwischen  Lehnsherrn 
und  Vasallen  in  allen  seinen  Consequenzen  genau  bestimmt 
und  verclausulirt  wurde,  je  ausgedehnter  ferner  das  unter 
einem  gemeinsamen  obersten  Lehnsherrn  stehende  Gebiet 
war,  desto  schwächer  der  Verband  und  desto  desorgani- 
sirender  er  für  alle  einheitliche  Action,  namentlich  auch  für 
die  militärische  gewesen  ist.  Dieser  desorganisirende,  iso- 
lirende  Einfluss  des  Feudalismus  auf  das  Kriegswesen  äussert 
sich  in  zahlreichen,  sonst  unerklärlichen  Erscheinungen,  z.  B. 
in  der  isolirenden  Kampfmethode,  welche  ohne  Zweifel  mit 
eine  Hauptursache  der  vielen  welthistorischen  Niederlagen 
des  Ritterthums  gegen  die  Bauern  gewesen  ist;  ferner  in 
dem  Zwang,  den  die  Vasallen  gegen  ihren  Lehnsherrn  zn 
üben  vermochten  und  der  an  die  Stelle  des  intimsten  Freund- 
schaftsbandes nicht  selten  die  bittersten,  in  lange  blutige 
Kriege  ausartenden  Feindschaften  setzte;  in  dem  rücksichts- 
losen oder  politisch  -tendentiösen  Verlassen  des  Anführen 
selbst  unter  den  kritischsten  Verhältnissen  nach  Ablauf  der 
pactirten  Dienstzeit  oder  wegen  einer  wirklichen  vielleicht  auch 
nur  vorgegebenen  Nichterfüllung  einer  Vertragsbedingung; 
in  dem  Mangel  einer  strammen  Disciplin,  der  sich  schon  durch 
die  Saumseligkeit  manifestirte,  mit  der  man  an  dem  angegebenen 
Sammelplatz  einzutreffen  pflegte  u.  s.  w.  Selbst  eine  nur 
oberflächliche  Kenntniss  des  regelmässigen  Verlaufs  der  Rö- 
merzüge, sowie  der  übrigen  kriegerischen  Unternehmungen 
des  Reichs  genügt,  unsere  Behauptung  vollständig  gerecht- 
fertigt erscheinen  zu  lassen.  Die  dritte  Periode  überwindet 
den  zersetzenden  Drang  des  Feudalismus,  aber  nur  durch 
ein  anderes  Extrem,  nämlich  durch  eine  ganz  unorganische 
Verbindung  des  Militärwesens  mit  dem  Staate.  Freilieb, 
sofern  in  dieser  Zeit  der  Fürst  der  Staat  und  sein  absoluter 
Wille  das  Gesetz  war,  hat  auch  das  Militärwesen  dieser 
dritten  Periode  einen  einigermassen  organischen  Charakter. 
Dem  Ganzen  gegenüber  aber  erscheinen  die  damaligen  mili- 
tärischen Zustände  höchst  anorganisch  und  besteht  unter 
den  verschiedenen  Staaten  nur  insofern  ein  Unterschied,  als 
der  Grad  des  Absolutismus   in  denselben   ein  verschiedener 
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war.  Am  übelsten  gestaltete  sich  demnach  die  Sache  in 
Frankreich,  wo  mehr  als  irgendwo  die  ganze  Last  des 
Kriegs  ohne  den  geringsten  Antheil  an  der  Ehre  desseiben  auf  dem 
Bauernstände  haftete.  70S)  Und  wenn  wir  z.  B.  in  Preussen 
ähnliche  Verhältnisse  sahen,  ohne  dass  dieselben  so  unglück- 
liche Folgen  gehabt  hätten,  wie  in  Frankreich,  so  beruht 
dieser  Unterschied  hauptsächlich  auf  den  verschiedenen  Wir- 
kungen eines  blind  gewordenen  und  eines  aufgeklärten  Ab- 
solutismus. 

Die  französische   Revolution    inaugurirt   auch   in  dieser 
Beziehung  eine  neue  Periode,  nämlich 

d)  Die  Periode  der  Idee   der  Nationalbewaffnung.     Am 
Eingang   dieses   Zeitabschnitts    schlagen    wilde  Volkshaufen 
und    Sansculotten   die   Elite    der    franzosischen    königlichen 
Truppen,  wie  die  Heere  der  deutschen  Fürsten.     Selbst  was 
man  nach  dem  alten  System  militärische  Treue  nannte,  war 
schwankend  und  unsicher  geworden  und  erscheint  dieses  Sy- 
stem weniger  durch  jene  Niederlagen,   als  vielmehr  dadurch 
gebrochen,   dass  in  dem  Geiste  .des  Soldaten  noch  ein  an- 
deres Ergebenheitsgefühl,  als  das  gegen  seinen  persönlichen 
Chef  aufzutauchen   begann.     Das    von  Napoleon  erfundene 
Conscriptionssy8tem  ist  ein  System  der  Transaction  des  Al- 
ten und  des  Neuen.     Es  soll  durch  dasselbe  das  Princip  der 
allgemeinen   gleichen  bürgerlichen  Pflicht  und  des   blos  ge- 
setzlichen Gehorsams  mit  dem  alten  das  Militär  vollkommen 
isolirenden  System  verbunden  werden.  Aber  schon  einmal  schlug 
eine   Nationalbewaffnung,  die   deutsche,  conscribirte  Heere, 
die  französischen,  und  hat  das  mit  der  Conscription  verbun- 
dene System  eines  zahlreichen  stehenden  Heeres  von  Berufs- 
soldaten neuestens  durch  das  schweizer  Heerwesen  und  noch 
mehr  durch  die  Erfahrungen   des  vierjährigen  grossen  nord- 
amerikanischen Kriegs  einen  starken  Riss  bekommen.    Es  ist 
ttns  wohl  bekannt,  dass  bei  der  Eigentümlichkeit  der  letzt- 
genannten Länder  von   ihren  Einrichtungen*  unter  ganz  an- 
dern Umständen  nicht  leicht  Gebrauch  gemacht  werden  kann. 
Allein  es  scheint  unsere  Zeit  gerade  in  dieser  Beziehung  von 


703)  Vgl.  TocqueviUe,  Das  alte  Staatswesen,  S.  145  fg.,  150  fg.    Jörg, 
Der  Bauernkrieg,  S.  416. 

41* 
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einer  Idee  beherrscht  zu  sein,  die  machtiger  ist  als  alle  un- 
ter unsern  Culturvolkcrn  bestehenden  Verschiedenheiten.  Und 
diese  Idee  ist  die  der  Nationalbewaflhung,  der  man  schon  in  allen 
unsern  Staaten  durch  die  Einrichtung  der  Landwehr  oder 
der  Nationalgarden  Rechnung  tragen  zu  müssen  geglaubt  hat 
Allein  gerade  die  Erfahrung,  dass  diese  Landwehr  oder 
Nationalgarden  in  ihrer  gewöhnlichen  Einrichtung  nicht 
genügten  und  dass  jeder  Versuch,  sie  mit  der  conscribirten 
Truppe  zu  verbinden,  fehlgeschlagen  hat,  beweist,  dass  man 
entgegengesetzte  Systeme  nicht  verbinden  kann  und  dass  halbe 
Massregeln  für  die  Dauer  nirgends  taugen. 

Die  frühere  Zeit  forderte  Cabinctsjustiz ,  Cabinetsfinan- 
zen,  Cabinetskriege  und  also  auch  Cabinetssoldaten.  Unsere 
Zeiten  können,  ^wenigstens  bei  cönsequenter  Durchführung 
des  constitutionellen  Princips,  nur  nationale  Kriege  haben 
und  fordern  deshalb  auch  nationale  Armeen.  In  Frankreich 
ist  der  Krieg  selbst  so  national,  dass,  wenn  er  einmal  enga- 
girt,  derselbe  zur  Nationalsache  und  selbst  der  absoluteste 
Herrscher  dadurch  ein  constitutioneller  geworden  zu  sein 
scheint.  Trügen  nicht  alle  Zeichen  der  Zeit,  so  hat  sich 
doch  in  dieser  Beziehung  auch  in  Frankreich  manches  ge- 
ändert. Aber  ohne  Zweifel  that  das  parlamentarische  Eng- 
land einen  Ungeheuern  Fehlgriff,  als  es  sich  in  den  Krim- 
krieg einliess,  und  noch  mehr,  als  es  sich  zu  diesem  Zweck 
mit  Frankreich  alliirte.  Nur  der  Umstand,  dass  die  eng- 
lischen Truppen  ausschliesslich  Werbetruppen,  konnte  die  un- 
heilvollen Wirkungen  dieses  „faux  pas"  einigermassen  mindern. 

Täglich  mehren  sich  die  Stimmen  für  eine  Umgestal- 
tung des  Militärwesens  im  Sinne  der  Nationalbewaffnung. m) 
Und  wenn  dabei  viel  Verfrühtes  und  sonst  Unverständiges, 
vielleicht  auch  Uebelwollendes  mit  unterläuft,  so  darf  doch 
nicht  übersehen  werden,  dass  gegenüber  dem  zunehmenden 
Gefühl  und  Bewusstsein  der  Anforderungen  des  organischen 
Staats  das  Streben  nach  allmählicher  Anbahnung  nationaler 
Bewaffnung  ein  conservatives  genannt  werden  muss,  sobald 
es  von  Ueberschlagungen  und  Unkenntniss  des  militärischen 
Wesens  frei  ist. 


704)  Selbst  im  „corps  legislatif"  ist  die  Minorität  um  mehrere  Köpft 
gestiegen,  als  es  sich  um  die  Verminderung  des  stehenden  Heeres  hu- 
delte (1865). 
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Der  Staat  des  19.  Jahrhunderts  scheint  uns  vorzüglich 
an  zwei  zum  Theil  alten  Uebelständen  und  Irrthümern  zu 
laboriren,  nämlich 

1)  daran,  dass  der  Friedensstand  nicht  als  der  normale 
so  recht  praktisch  werden  will  706)  und 

2)  dass,  in  Verbindung  hiermit,  die  constitutionclle  Idee 
und  was  an  constitutioncllen  Einrichtungen  vorhanden  ist, 
für  den  Soldaten  nicht  bestehe. 

Es  gehört  sicher  zu  den  erfreulichsten  Erscheinungen 
unserer  Zeit,  dass  trotz  des  zunehmenden  Bedürfnisses  des 
Friedens  70<l)  und  der  wachsenden  Neigung  zu  ihm,  trotz 
der  Ungeheuern  Steigerung  der  Kriegsmaschinen,  einerseits 
die  kriegerische  Tüchtigkeit  unserer  Völker  nicht  im  min- 
desten abgenommen  hat,  andererseits  der  Gedanke,  Men- 
schenleben nicht  unnütz  zu  vergeuden  7or),  immer  mäch- 
tiger wird. 

Aber  wir  brauchen  nicht  die  Phrase  von  den  stehenden 
Heeren  als  „der  Pest  der  neuern  Geschichte" 708),  noch  die 
statistischen  Zusammenstellungen  der  unerschwinglichen  Sum- 
men für  die  Militärbcdürfnisse  70<J)  zu  wiederholen,  um  das 
Elend  unserer  stehenden  Heere  als  eine  unleugbare  That- 
sache  annehmen  zu  können.  Die  Hauptursuchen  davon 
liegen : 

a)    in    der   zum  Theil    unnatürlichen    Zusammensetzung 


705)  Durand,  Ferd.,  Des  tendances  paeifiques  de  la  societe  euro- 
peenne  et  du  röle  des  arme  es  dans  l'avcnir   (Paris  1841). 

706)  Der  Krieg  hat  stets  eiue  gewisse  Verwilderung  in  seinem  Ge- 
leitc. Aber  weder  können  unsere  Kriege  solange  dauern,  noch  einen  so 
starken  Einfluss  auf  die  Gesammtverhältnisse  üben,  dass  die  vorherr- 
schende Friedenstendenz  unserer  Cultnrwelt  auf  die  Dauer  überwunden 
würde. 

707)  In  dieser  Beziehung  muss  namentlich  der  preussischen  Kriegs- 
fühning  gegen  Dänemark  hohes  Lob  gespendet  werden. 

708)  Rödinger,  a.  a.  O.,  S.  6. 

709)  F.  Garridt),  ein  spanischer  Nationalökonom,  hat  berechnet,  dass 
sich  der  Ertrag  aller  Steuern  der  49  Staaten  Europas  auf  etwas  mehr  als 
10000  Millionen  Francs  belaufe,  wovon  jährlich,  abgesehen  von  der  Ver- 
zinsung der  öffentlichen  Schuld,  5000  Millionen  für  die  stehenden  Heere 
aufgehen,  während  für  die  Pflege  des  öffentlichen  Unterrichts  in  guuz 
Europa  nur  125  Millionen  aus  jener  Steuersumme  verwendet  werden. 
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oder  in  den  geschraubten  innern  Zuständen  unserer  Staaten, 
infolge  welcher  ein  grosses  stehendes  Heer  für  die  Erhal- 
tung des  „Status  quou  nothwendig  ist.710)  Man  vergegen- 
wärtige sich  z.  B.  den  augenblicklichen  Zustand  Frankreichs 
und  das  Verhältniss  seiner  Regierung  zu  den  compacten 
Menschenmassen  der  städtischen  Bevölkerungen,  namentlich 
zu  Paris;  unter  allen  Umständen  aber  dürfte  Algier  ein  sehr 
disparates  Annexum  von  Frankreich  sein.  Man  denke  fer- 
ner an  Russland  und  Polen,  Oesterreich  und  Venetien,  Ita- 
lien und  manche  sogenannte  annectirte  Provinz  desselben. 
Manchmal  können  es  sogar  glorreiche  Traditionen  sein, 
durch  die  ein  Staat  mit  den  Anforderungen  des  Fortschritte 
in  heftige  Collisionen  gelangt  und  das  stehende  Heer,  den 
Träger  dieser  Traditionen,  um  so  mehr  als  unveränderliche 
Existenzbedingung  betrachtet,  je  weniger  man  mit  oder  ohne 
Schein  von  Recht  den  Weg  verlassen  zu  können  glaubt, 
den  solche  Traditionen  vorzeigen  (Preussen!) 

b)  In  einer  bisweilen  auch  aus  den  unter  a)  bezeich- 
neten Verhältnissen  sich  ergebenden  krankhaft  rastlosen  Ex- 
pansion und 

c)  in  dem  europäischen  Staatensystem  und  den  daraus 
erwachsenden  Anforderungen  an  die  Selbsterhaltung,  welche 
die  Entwafihung  oder  die  Einführung  der  National bewaff- 
nung  von  Seiten  eines  einzelnen  Staats  nicht  zulässt  und 
z.  B.  in  Deutschland  durch  die  unnatürliche  Organisation 
des  Bundes  und  deren  Folgen  noch  sehr  gesteigert  wird.711) 

Man  hat  mit  Recht  gesagt,  dass  wir  durch  unsern  be- 
waffneten Frieden  und  bei  den  häufigen  kostspieligen  Mobil- 
machungen die  meisten  Uebel  des  Kriegs  tragen,    ohne  sei- 


710)  Westenbery,  B.  O.,  De  ope,  quam  vis  militaris  offerre  possit  in 
sedandis  seditionibus  civilibus  (Leyden  1851).  S.  auch  das  bairische  Ge- 
setz vom  4.  Mai  1851,  das  Einschreiten  der  bewaffneten  Macht  zur  Er- 
haltung der  gesetzlichen  Ordnung  betreffend. 

711)  Washington  erwiderte,  als  bei  Bcrathung  der  ersten  Constitu- 
tion der  Vereinigten  Staaten  der  Vorschlag  gemacht  wurde,  das  stehende 
Heer  auf  G000  Mann  zu  beschränken:  „er  gebe  diesem  Vorschlag  seine 
volle  Zustimmung,  jedoch  unter  der  Bedingung,  dass  die  Verfassungs- 
urkunde auch  andern  Regierungen  untersage,  die  Vereinigten  Staaten 
mit  einer  grössern  Macht  zu  bekriegen."  Zachariae ,  Viersig  Bücher, 
IV,  20.  • 
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ner  Vortheile  theilhaftig  zu  werden  7ia);  dass  insbesondere 
▼iele  Staaten,  die  trotz  ihrer  schlagfertigen  Armeen  nie  zur 
Action  gelangen,  die  moralische  Kraft  ihrer  Armeen  riski- 
ren.  Aber  die  Idee  der  organischen  Einheit  der  Mensch- 
heit, welche  unserm  Völkerrecht,  und  die  organische  Volks  - 
einheitsidee ,  welche  unserm  gesammten  öffentlichen  ßecht 
zu  Grunde  liegt,  ist  eben  noch  zu  viel  Idee.  Die  Unvoll- 
kommenheit  ihrer  Realisation  in  dem  einen  der  angegebenen 
beiden  Kreise  ist  die  nothwendige  Folge  gleicher  Unvoll- 
kommenheit  im  andern  Kreise.  Es  ergibt  sich  hieraus  von 
selbst,'  wo  der  Fortschritt  hege,  und  dass  der  Uebelstand 
unter  1)  zunächst  durch  die  betreffenden  einzelnen  Völker, 
durch  ihren  Fortschritt  auf  dem  Wege  innerer  organischer 
Entwickelung  allmählich  immer  mehr  gehoben  werden  könne, 
dass  aber  dabei  das  Zusammenwirken  aller  in  einem  Völker- 
system stehenden  Staaten  stattfinden  müsse. 

Was  den  unter  2)  erwähnten  Uebelstand  angeht,  so 
treffen  wir  hier  auf  einen  Widerspruch  in  den  Ansichten, 
der  sich  auch  in  den  Erscheinungen  abspiegelt.  Die  einen 
nämlich  halten  überhaupt  Recht  und  Gerechtigkeit  nicht  für 
Sache  des  Soldaten,  für  unvereinbar  mit  seinem  Stand  71S), 
während  die  andern  das  gerade  Gegentheil  als  wesentliche 
Eigentümlichkeit  des  wahren  militärischen  Geistes  anprei- 
sen. 7i*y 

Beide  Ansichten  Hessen  sich  vielleicht  insofern  vereini- 
gen, als  die  erstere  bezüglich  des  Verhältnisses  des  Soldaten 
zu  den  bürgerlichen  Gesetzen  und  Autoritäten,  die  zweite 
bezüglich  seines  Verhältnisses  zu  den  militärischen  Gesetzen 
und  Obern  recht  hätte.  71ft) 


712)  Zackariae,  a.  a.  0.,  III,  70. 

713)  Proudhon,  La  guerre  etc.,  I,  167  fg. 

714)  „L'esprit  militaire,  c'est  1'esprit  de  l'obeissance  et  de  respect,  de 
disciplinc  et  de  devouement,  l'une  des  gloires  de  l'humanite  et  le  gage 
necessaire  de  l'honneur  comme  de  la  sürete  des  nations."  Guizot,  Me- 
moire«, I,  174. 

715)  Ueber  das  Verhältniss  zwischen  Subordination  und  Gesetz  s. 
Mommsen,  a.  a.  O.,  III,  191.  Wie  tief  musste  aber  der  Geist  des  römi- 
schen Bürgerthums  schon  gefallen  sein,  als  Cäsar  bei  dem  Aufstand  der 
Legionen  in  Campanien  die  Meuterei  dadurch  besiegte,  dass  er  die  Meu- 
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Allein  damit  wäre  für  diesen  Widerspruch  nicht  eine 
Losung,  sondern  nur  eine  andere  Formel  gegeben.  Und 
wenn  wir  unsere  Verhältnisse  etwas  genauer  betrachten,  so 
besteht  dieser  Widerspruch  wirklich. 

Es  ist  charakteristisch,  dass  schon  die  fränkischen  Kö- 
nige eine  Menge  von  Capitularien  716)  geben  mussten,  um 
die  feindliche  Haltung  der  Heere  im  eigenen  Land  zu  unter- 
drucken. Der  Soldat  im  Krieg  scheint  mitunter  etwas  Com- 
munist  rl7)  und  selbst  im  Frieden  eine  Welt  „a  part" 
zu  bilden.  Und  damit  er  letzteres  thue,  ist  so  viel  auf  ver- 
schiedenen Wegen  versucht  worden,  dass  es  unmöglich  ganz 
erfolglos  bleiben  konnte. 

Der  Constitutionalismus  war  bisjetzt  noch  nicht  im 
Stande,  diesen  Widerspruch  zu  losen.  Sonst  hatten  die 
Hau8truppen  die  Bestimmung,  durch  Gewalt  gegen  Volk 
und  Adel  das  auf  kriegerischein  Wege  zu  erzielen,  was  auf 
friedlichem  Wege  die  Legisten  anstrebten.  Nur  der  Fürst 
und  was  zu  ihm  gehorte,  war  der  Staat,  und  sowie  Zahl 
und  Glanz  der  bewaffneten  Schar  die  Macht  und  Bedeutung 
des  feudalen  und  absoluten  Staats  718)  bezeichnete,  so  hangt 
unser  ganzes  gegenwärtiges  Militärsystem  noch  mit  Resten 
jener  Zeit  zusammen.  Hierher  gehört  z.  B.  die  besondere 
Militärgerichtsbarkeit  in  Dingen,  welche  den  Diqnst  nicht 
betreffen,  das  Tragen  von  Waffen  und  Uniform  ausser 
Dienst,  die  Hoffähigkeit  der  Offiziere  und  selbst  die  Vor- 
liebe, mit  welcher  manche  Fürsten  nicht  nur  in  Uniform  er- 


terer  nicht  mehr  als  „Kameraden'*,  sondern  als  „Bürger"  ailredete.   Mumm- 
*<>n,  a.  a.  O.,  III,  432?  Vgl.  oben  S.  89. 

7 IG)  Auch  Grund-  und  Gesetzbücher  hiessen  capitulare,  z.  B.  das  der 
ersten  Handelscompagnie,  der  X  in  Venedig:  capitulare  du  Fondaco  dei 
Tedeschi,  dass  alle  Gesetz«»  dieser  Gesellschaft  von  12G8  bis  Schluss  des 
15.  Jahrhundert«  enthält.  Allgemeine  Zeitung.  1865,  Beilage  Nr.  110, 
S.  1787. 

717)  Die  ausserordentliche  Anstrengung  des  Kriegers  erzeugt  in  den 
Ruhestunden  eine  gewisse  Abspannung,  seine  rauhe  Lage  einen  gewissen 
Neid,  die  sicher  mit  Ilauptfactoren  der  bei  gemeinen  Soldaten  nicht  sel- 
tenen communistischen  Auffassungen  sind,  die  übrigens  freilich  aus  andern 
Gründen,  auch  anderweit,  z.  B.  in  den  Reihen  der  Sammler,  vorkommen. 

718)  Znchariae,  Vierzig  Bücher.  III,  131   fg. 
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scheinen,    sondern  auch  ihre  oberste  Kriegsherrlichkeit  be- 
tonen. 719) 

Daher  besteht  aber  auch  jener  Widerspruch  nicht  allent- 
halben in  gleichem  Mass  und  erscheint  in  Verbindung  mit 
andern  Gründen  oft  unter  sehr  verschiedenen  Formen.  Man 
vergleiche  z.  B.  Stellung,  Bedeutung  und  den  ganzen  Cha- 
rakter der  Armee  in  Preussen  mit  der  von  Oesterreich  und 
mit  beiden  wieder  die  von  Baiern.  Natürlich  hat  auch  das 
Heer  nach  dem  politischen  Gewicht,  der  Geschichte  und 
den  Existenzbedingungen  des  Staats  eine  sehr  verschiedene 
Bedeutung.  So  braucht  z.  B.  England  seine  Armee  wie 
seine  Flotte  vorzüglich  nur  zum  Schutze  seines  auswärtigen 
Handels,  resp.  seiner  Colonieu.  72°)  Das  englische  Werb- 
system, die  ausserordentliche  Strenge  der  Disciplinarstrafen 
und  die  Käuflichkeit  der  Offizierstcllen  daselbst  erklären 
sich  nur  aus  den  angegebenen  Verhältnissen  in  Verbindung 
mit  dem  aristokratischen  Geiste  der  englischen  Verfas- 
sung. m)  Die  höchste  Einheit  der  österreichischen  Volker 
und  das  Mittel  des  Zusammenhalts  des  buntgemischten  Kai- 
seretuats  besteht  in  der  österreichischen  Armee,  die  jedoch  eben 
wegen  jener  eigenthümlichen  Verbindung  der  österreichischen 
Erblande  einen  eigenen  speeifisch  soldatischen  und  ebenso 
wenig  aristokratischen  wie  demokratischen  Charakter  hat. 
Preussen  wurde,  was  es  ist,  durch  den  Krieg;  der  preus- 
sische  Soldat  betrachtet  sich  als  den  Nachfolger  früherer  er- 
obernder Heere  und  ist  mit  der  herrschenden  Aristokratie, 
wenn  auch  nur  zur  linken  Hand,  doch  unauflöslich  verbunden. 


719)  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  in  einem  monarchischen  Staat 
der  Konig  auch  oberster  Kriegsherr  sei.  Ist's  ja  selbst  der  Präsident  in 
der  Republik.  Aber  in  der  besondern  Betonnng  dieser  Kriegsherrlichkeit 
liegt  stets  ein  Protect  gegen  die  Consequenzen  der  wahren  constitutionel- 
lon  Idee  und  gegen  die  Absicht  oder  Möglichkeit  ihrer  entsprechenden 
Verwirklichung. 

720)  Fisrhet,  a.  a.  (>.,  S.  159  fg. 

721)  Ans  einem  der  herrlichsten  Beispiele  christlicher  Selbstverleug- 
nung und  Disciplin,  welches  ein  englisches  Regiment  gelegentlich  eines 
Sebiflsbrticbs  gegeben  {MonUilemhert,  a.  a.  O.,  S.  12),  lässt  sich  für  unsere 
Frage  nichts  entnehmen.  Das  englische  Heer  ist  gleichfalls  eine  aristo- 
kratische Prähendenanstalt,  wie  die  Hochkirche. 
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In  den  deutseben  Mittel-  und  Kleinstaaten  wird  der  solda- 
tische Geist  entweder  "leicht  zur  Caricatur  oder  neigt  sich, 
was  bei  der  Wirkungslosigkeit  seiner  Stellung  natürlich, 
freilich  aber  auch  nicht  von  allgemeinerer  Bedeutung  ist, 
mehr  dem  bürgerlichen  Charakter  zu. 

Nach  alledem  erscheint  offenbar  die  Idee  des  constitutio- 
nellen  Staats  in  unser  Heerwesen  noch  nicht  eingedrungen,  ge- 
schweige in  demselben  durchgedrungen.    Etwas  davon  zeigt 
sich  in  England  insofern,  als  dort  nur  das  Parlament  form- 
liche Kriegserklärungen  erlassen  kann  und  eine  Armee  über- 
haupt,  wenigstens  verfassungsmässig  wenn  auch  nicht  that- 
sächlich,    nur  insoweit  besteht,    als  sie  jährlich  vom  Parla- 
ment   bewilligt    wird.      Wollte    man    noch  darüber   hinweg- 
gehen,   dass    dies    alles    einen    allmächtigen    Minister    nicht 
hindert,    unter  irgendeinem  Titel  Krieg  zu   führen  722),    so 
hat  die  englische  Militärorganisation  doch  die  grossen  Män- 
gel, dass  die  englische  Armee  ein  Stiefkind  der  Nation  ist,  dass 
sie  keine  eigentlichen  Traditionen  hat,  dass  sie  nicht  aus  dem 
Volk  hervorgeht,    wie  sie  nicht  im  Volke  steht,    und  dass 
sie   als    eine    dräuende    Gefahr    der  Freiheit    stets    nur   mit 
Mistrauen  betrachtet  wird.     Frankreichs  Armeeverhältnisse 
haben  insofern  etwas  Constitutionelles  an  sich,  als  am  Ende 
die  Armee    stets    mit    der  Nation    und  die  Nation    mit  der 
Armee   gegangen   ist.      Allein  die   Grundidee   dieses   Bünd- 
nisses zwischen  Armee  und  Volk  in  Frankreich  hat  mit  der 
organischen  Staatsidee  nichts  gemein,  und  so  erklärt  es  sich 
in  Verbindung   mit   den   Grundsätzen    des    zweiten   Kaiser- 
reichs,   warum  Napoleon  III.   zu   dem    unconstitutionellsten 


722)  Wir  haben  oben  bemerkt,  dass  nicht  selten  von  Seiten  der  Krone 
hinter  dem  Rucken  eines  Constitution  eilen  Ministers  oder  neben  demselben 
eine  besondere  Politik  in  auswärtigen  wie  innern  Angelegenheiten  ver- 
folgt wird.  Es  muss  aber  auch  constatirt  werden,  dass  Minister  durch 
die  Fassung  der  zur  Sanction  an  die  Krone  gebrachten  Vorlagen  oder 
durch  die  Interpretation  und  den  Vollzug  der  sanetionirten  Gegenstände 
gegen  oder  ohne  die  wirkliche  Ansicht  der  Krone  handeln  können.  Ersteres 
ist  am  häufigsten  und  zwar  da,  wo  und  wann  der  Constitutionalismus  nicht 
durchgedrungen,  letzteres  da,  wo  und  wann  die  Krone  gegen  die  Volks- 
repräsentation  zu  sehr  zurücktritt.  Was  in  Fällen  möglich  ist,  wo  ein 
Minister  die  letztere  ganz  beherrscht,  ergibt  sich  von  selbst. 
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aller  Militarsysteme  gelangte,  nämlich  zu  dem,  die  ganze 
Armee  möglichst  aus  Berufssoldaten  zusammenzusetzen.  7*s) 
In  Deutschland  hat  man  eine  im  Jahre  1848  häufig  dem 
Constitutionalismus  gemachte  Concession,  nämlich  die  Be- 
eidigung des  Militärs  auf  die  Verfassung  schnell  wieder  zu- 
rückgenommen, was  wir  an  und  für  sich  allein  r24)  bei  un- 
sern  Ansichten  über  die  politischen  Eide  wenig  beklagen 
können.  726)  Und  je  mehr  z.  B.  die  Armeen  von  Preussen 
und  Oesterreich  als  die  constituirenden  Organe  der  betref- 
fenden Staaten  erscheinen,  desto  weniger  kann  man  sie  con- 
stitutionell  nennen.  Ueberhaupt  halten  wir  die  Sympathien 
einer  Armee  für  revolutionäre  Volksbewegungen  den  Sym- 
pathien derselben  für  Usurpationen  und  reactionäre  Bestre- 
bungen als  ganz  gleich  werth  und  die  Organisation  einer 
kriegerischen  Truppe  durch  den  Corpsgeist  so  lange  für 
unorganisch,  als  Regierung  und  Volk  getrennt  und  die  Ar- 
mee, zwischen  beide  gestellt,  für  eins  von  ihnen  sich  zu 
entscheiden  gezwungen  ist.  Bei  einer  tief  sitzenden  Krank- 
heit des  Staats  kann  seine  Wehrkraft  wol  stark,  nicht  aber 
gesund  sein. 

Man  hat  das  Volk  durch  sogenannte  Volksheere  heben 
zu  können  geglaubt.  726)  Allein  wäre  auch  das  häufige 
Motiv  für  die  Bevorwortung  der  Volksheere  nicht  der  grobe 
Irrthum,  als  wenn  sie  wohlfeiler  wären,  oder  ein  vielleicht 
noch  üblerer  Beweggrund,  —  so  müsste  man  dieses  Mittel 
schon  deshalb  verwerfen,  weil  die  unsern  Zeiten  unentbehrliche 
Disciplin  und  technische  Ausbildung  den  Volksheeren  fehlt.727) 


723)  Man  hat  nicht  mit  Unrecht  von  Prätorianern  gesprochen.  Vgl. 
Mommsen,  a.  a.  O.,  III,  150. 

724)  Das  heisst  ohne  Berücksichtigung  der  dabei  vorherrschenden 
etwa  reactionären  Principien. 

725)  Eine  andere  Concession,  die  Aufhebung  der  besondern  Militär- 
gerichtsbarkeit in  nicht  dienstlichen  Sachen,  ist  in  mehrern  deutschen 
Staaten  unterdessen  vorbereitet  und  gewährt  worden.  Wir  müssen  sie  als 
ebenso  nothwendig  wie  werthvoll  erkennen. 

726)  Ueber  Bürgerwehr  und  Monarchie  s.  7/se,  Die  Politik  der  deut- 
schen Grossmächte  (Berlin  1861),  S.  109. 

727)  Was  die  amerikanischen  Heere  Amerikanern  gegenüber  geleistet, 
kann  um  so  weniger  in  Frage  kommen,  als  einmal  die  Verhältnisse  Ame- 
rikas keine  Analogie  zulassen,   und  als   fürs   zweite  der  lange  Widerstand 
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Denn  der  Krieg  ist  ohne  Zweifel  eine  Kunst  und  Wissen- 
schaft geworden,  und  es  erscheint  unmöglich,  wenn  es  sich 
um  die  höchsten  Güter  handelt,  auf  den  Standpunkt  der 
Barbarei  zurückkehren  und  den  Krieg  nach  Art  der  Wilden  füh- 
ren zu  wollen,  während  alle  übrigen  menschlichen  Thätigkeiteo 
eine  solche  ausserordentliche  Ausbildung  erlangt  haben,  wie 
dies  gegenwärtig  bei  uns  der  Fall  ist.  Bei  der  zu  jeder 
kriegerischen  Operation  am  allermeisten  nothwendigen  Ein- 
heit der  Handlung  versteht  sich  das  Postulat  der  militä- 
rischen Disciplin  von  selbst. 

Uebrigens  sind  auch  manche  gegen  die  Volksheere  ge- 
machten Einwendungen  wenn  nicht  gänzlich  unbegründet, 
doch  mitunter  sehr  übertrieben.  So  würde  z.  B.  auch  bei 
einem  Volksheere  der  Souverän  oberster  Kriegsherr  ver- 
bleiben und  der  Uebergang  unsers  gegenwärtigen  Systems 
zu  einem  andern  jedenfalls  nicht  grösser  und  schwieriger 
sein,  als  es  ehedem  der  Uebergang  vom  nationalen  Heer- 
bannsystem zu  dem  der  feudalen  Ritterdienste  und  von  die- 
sem wieder  zu  dem  gegenwärtigen  System  gewesen  ist. 

Trotzdem  stehen  wir  nicht  an,  zu  behaupten,  dass  ein 
starkes  und  geübtes  Kriegsheer  auch  bei  uns  die  Bedingung 
eines  sichern  Friedensstandes  sei  728)  und  für  einen  gesun- 
den Staat  ewig  bleiben  werde;  denn  der  allgemeine  ewige 
Friede  ist  ein  Ideal  729),  dem  man  sich  ohne  eine  tüchtige 
Armee  auch  nicht  um  eine  Linie  nähern  kann.  Wir  ge- 
stehen ferner  zu,  dass  ohne  Einheit  des  Befehls,  der  Orga- 
nisation und  der  Disciplin  eine  tüchtige  Armee  nicht  denk- 
bar ist  und  dass  demnach  die  genannten  Eigenschaften  einer 
tüchtigen  Armee  nicht   ausschliesslich,    ja  nicht  einmal  vor- 


des  Südens  sich  vorzüglich  ans  der  Führung  seiner  Truppen  durch  euro- 
päische Offiziere  erklärt.  Uebrigens  scheint  es,  als  ob  Amerika,  wo  alles 
im  Fluge  geschieht,  nicht  nur  in  Bezug  auf  die  Staatsschulden,  sondern 
auch  in  Beziehung  auf  Blutopfer  in  wenigen  Jahren  sich  den  alten  Staa- 
ten Europas  fast  gleichgestellt  habe. 

728)  „Si  pacera  vis  para  bellum.1'     S.  auch  Gentz,  a.  a.  O.,  II,  18. 

729)  Diese  Idee  lag  im  Wesen  des  römischen  Kaiserthums  deutscher 
Nation,  und  wenn  sie  Heinrich  IV.  von  Frankreich  aufzunehmen  suchte, 
so  geschah  es  sicher  nicht  um  einer  Utopie,  sondern  um  der  Verlegung 
des  Schwerpunkts  Europas   von  Deutschland  nach  Frankreich  willen. 
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zugsweise  die  Frucht  des  Despotismus  sein  können  r8°),  und 
zwar  um  so  weniger,  als  sie  sieb  nur  im  Geleit  einer  Füh- 
rung zu  finden  pflegen,  welche  sich  durch  Intelligenz,  wie 
durch  Gefühl  und  Sorgfalt  für  die  Soldaten  auszeichnet.  Wenn 
nun  trotzdem  das  System  der  stehenden  Heere  schon  längst 
verworfen  ist  7S1),  wenn  selbst  das  preussische  Landwehr- 
System  eine  Folge  dieser  Verwerfung  erscheint  782)  und  un- 
sere* ganze  Zeit 733)  immer  stärker  mit  der  angeblichen 
Aeusserung  eines  preussischen  Generals  sympathisirt:  „In 
einem  wohlgeordneten  Lande  müsse  man  nicht  wissen,  wo 
der  Bürger  aufhört  und  der  Soldat  anfängt"  —  wie  soll  der 
vorhandene  Widerspruch  gelost  werden? 

Napoleon  III.  sagt  in  seiner  Geschichte  der  Vergangen- 
heit und  Zukunft  des  Geschützwesens  (1846):  „Nur  das 
Gefühl  eigener  Ehre  und  Würde  macht  gute  Soldaten." 
Dies  ist  richtig.  Wenn  aber  ein  solches  Gefühl  in  unsern 
Zeiten  nicht  mehr  ausschliesslich  durch  die  rein  persönliche 
Ergebenheit  gegen  das  Staatsoberhaupt  geweckt  oder  doch 
erhalten  werden  kann,  wodurch  soll  es  hervorgerufen,  wor- 
auf gerichtet  werden? 

Wir  antworten,  durch  die  Bürgerwürde  und  auf  den 
Staatsdienst.  784) 

730)  Wie  Zarhariae^  Vierzig  Bücher,  III,  142  meint.  So  auch  ebend., 
131  fg. 

731)  Humboldt,  Ideen,  S.  48—53. 

732)  Ruehie  r.  Lilienstern  y  Die  deutsche  Volksbewaffnung  u.s.w.  (Ber- 
lin 1815). 

733)  Die  in  neuester  Zeit,  namentlich  in  der  bairischen,  badischen 
und  würtem bergischen  Volksrepräsentation  aufgetauchten  Heeresreform- 
vorschläge  sind  bekannt.  Wir  können  dieselben  hier  nicht  näher  prüfen, 
müssen  aber  sie  als  Zeichen  einer  immer  weiter  um  sich  greifenden  Zeit- 
idee erkennen  und  den  Wunsch  aussprechen,  es  möge  hier  nicht  gehen 
wie  bei  den  meisten  grossen  reformatorischen  Ideen,  welche  erfahrungs- 
geniüss  bisher  weniger  durch  die  Einsicht  als  durch  die  Noth  Aufnahme 
fanden.  Hat  doch  selbst  CobJen  gestanden,  dass  nur  die  schlechten  Kar- 
toffeln die  Korngesetze  zum  Fall  gebracht  haben. 

734)  Die  mannichfachen  Beschränkungen  der  Militärhoheit  durch  die 
Verfassung  in  Bezug  auf  Organisation,  Ergänzung,  Präaentstand,  Verwen- 
dung u.s.w.  der  Armee,  sowie  die  duich  die  ständische  Bewilligung  des 
Militäretats  begründeten  rechtlichen  Schranken  derselben,  genügen  dem- 
nach nicht,  um  das  Heer  selbst  zu  einem  organischen  Lebenstheil  des 
Staats  zu  machen. 
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Hierin  allein  scheint  uns  die  Möglichkeit  der  Losung 
des  fraglichen  Widerspruchs  zu  liegen,  und  von  hier  aus 
kommen  wir  unbeschadet  des  naturlichen  Unterschieds,  der 
in  der  ganzen  Lage  einer  Armee  durch  die  Verschiedenheit 
der  Staatsformen  und  infolge  derselben  durch  die  Verschie- 
denheit des  Verhältnisses  des  Volks  und  der  Armee  zum 
Souverän  entstehen  muss786),  zu  folgenden  beiden  Haupt- 
sätzen : 

a)   Das  Heer  ist  die  Organisation  der  Wehrkraft  eines 
Landes,    geleitet  durch   die  Intelligenz,    beseelt  durch   den 
Glauben  und  das  sittliche  Gefühl.     Eigentlicher  Zweck  des 
Heeres  kann  nie  die  Aufrechthaltung  der  inncrn  Ordnung  des 
Staats    sein.      Wenigstens    wurde    eine    solche  Verwendung 
desselben    als    unwiderleglicher  Beweis    eines   unorganischen 
Staatszustands  und  also  auch  der  Unmöglichkeit  erscheinen, 
das  Heer  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  organisch  in  das 
Ganze  einzuordnen.  Zweck  des  Heeres  ist  demnach,  durch  sitt- 
lich beseelte  und  intelligent  geleitete  kriegerische  Kräfte  die 
in  den   feindlichen  Kriegskräften  entgegentretenden  Hinder- 
nisse   und    Gefahren    der    Selbsterhaltuug    und    organischen 
Stellung  eines  Staats  im  Verhältniss  zu  andern  Staaten  zu 
beseitigen.  Die  dem  organischen  Staat  zu  Grunde  liegende  Idee 
des  Selfgovernments   muss   demnach   auch  in  die   Organisa- 
tion  der  Wehrkraft  hineindringen.      Es  besteht  also  in  Be- 
ziehung auf  diese  dieselbe  Anforderung,    wie  in  Beziehung 
auf  den  Staatsdienerstand,  nämlich:   Wenig  zahlreiche,  aber 
möglichst  ausgezeichnete  und  wohlbezahlte  Cadres,  nament- 
lich  in   den   technischen  Waffen,    ferner  ein   treffliches  und 
vollständiges  Kriegsmaterial   und   dazu   ein  Volk  in  Waffen, 
d.  i.  nicht  ein  reines  Volksheer,   sondern  eine  Mischung  je- 
ner Cadres  mit  dem  Volk,    wie  dies   überhaupt  im  ganzen 
Staatsdienst  stattfinden  soll  und  eigentlich  auch  immer  statt- 
gefunden   hat,    sodass  es  sich   mehr  um   das  richtige   Ver- 
hältniss der  Mischung,    als  um  diese  selbst  handelte.     Nur 
nach    unserm  Princip  wird  überhaupt    der  Kriegsdienst  die 
Pflicht    und   die  Ehre   zugleich  sein   und   das   richtige  Ver- 
hältniss  zwischen  den   beiden  Bedeutungen  hergestellt  wer- 

735)  Laateyrie,  a.  a.  O.,  I,  194.     Uebcr  den  Werth   der  Freiheit  im 
Heerwesen:  Stern,  a.  a.  O.,  S.  178. 
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den  können.  Die  Ungleichheit  und  also  Ungerechtigkeit 
des  mit  ;dem  Conscriptionssystem  verbundenen  Losens  wird 
hierdurch  ebenso  beseitigt,  wie  ein  Berufszwang,  welcher 
das  Gegentheil  der  Beruftfreiheit  ist,  und  eines  Stellvertre- 
tnng8systems,  welches,  ein  umhüll ter  Menschenkauf,  gegen 
alle  modernen  Principien  verstösst. 

b)  Sobald  aber  der  Mann  im  Dienst  ist,  befindet  er 
sich,  wenigstens  jedem  Angriff  gegenüber,  im  Nothstand. 
Im  Krieg  befindet  sich  der  ganze  Staat  und  die  gesammte 
Armee  in  diesem  Zustand,  und  darum  ist  der  Soldat  be- 
waffnet, damit  er  für  den  Staat  kämpfe.  Unsere  zahmen 
Zeiten  machen  das  Verbot  des  Waffentragens  im  allgemeinen 
überflüssig.  Rathlich  wäre  nur,  dem  Soldaten  das  Waffen- 
tragen ausser  Dienst  zu  verbieten,  da  er  nicht  leicht  vom 
Nothstand  seines  Berufs  so  überrascht  werden  dürfte,  dass 
er  nicht  Zeit  hätte,  die  Waffen  anzulegen.  Aus  der  an- 
gegebenen Situation  erklärt  sich  aber  auch,  dass  der  mili- 
tärische Befehl  'sich  zwar  nur  auf  Militärisches  erstrecken 
soll,  in  dieser  Beziehung  aber  ein  unbedingter  oder  abso- 
luter sein  muss.  m) 

Diesen  beiden  Principien  gegenüber  erscheinen  die  übri- 
gen constitutionellen  Fragen,  z.  B.  über  die  Beeidigung  der 
Armee  auf  die  Verfassung,  über  den  Einfluss  der  Volks- 
vertretung auf  die  Armee  Verhältnisse,  über  die  Stellvertre- 
tung in  der  Armee  737),  entweder  als  Gelegenheiten,  wie  sie 
die  constitutionellen  Formen  massenhaft  bieten,  um  Partei- 
gegensätze und  ähnliches  zum  Ausdruck  zu  bringen,  oder 
als  Mittel,  auf  eine  zeitgemässe  Reform  des  Armeewesens 
hinzusteuern. 

Die   neuesten   hierhergehörigen  Gesetze   sind   die   neue 


736)  Die  Strenge  der  Diseiplin  im  Heere,  resp.  auf  dem  Kriegszuge 
ist  ein  absolutes  Postulat  der  Situation  und  daher  allen  Zeiten  und  Bil- 
dungsgraden gemeinschaftlich.  Vgl.  Tacittts,  Germania,  Kap.  7.  Wo  sie 
fehlt,  da  ist  auch  kein  Erfolg.     Man  denke  der  Fendalheere. 

737)  Nordcnflycht,  a.  a.  O.,  S.  146,  156.  Es  ist  auch  die  Frage  auf- 
geworfen worden,  ob  die  grossere  Gefährlichkeit  des  Fuss-  oder  Keiter- 
dienstes  eine  Hechts  frage  sei?  (Zachariae,  Vierzig  Bücher,  VI,  276.) 
Wir  müssen  diese  Frage  verneinen,  da  überhaupt  die  Gefahr  „facti"  und 
deren  Grosse  nie  vorausbestimmt,  ein  allgemeiner  Durchschnittsmasstab 
aber  nicht  gefunden  werden  kann. 
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preussische  Heeresorgauisation  und  das  neue  belgische  Re- 
krutirungsgesetz  vom  Jahr  1863.  Bei  letztem  ist  der  über- 
wiegende Einfluss  der  französischen  Einrichtungen  nicht  zu 
miskennen.  Nun  wurde  zwar  geäussert,  Klagen  über  die 
Ungerechtigkeit  des  Conscriptionssystems  seien  unerhört738), 
und  wir  geben  zu,  dass  letzteres  gegen  früher  vielen  eine 
Wohlthat  scheinen  konnte.  Aber  dem  ist  nun  nicht  mebr 
so,  und  stille  wie  laute  Klagen,  die  man  nicht  hört  und  er- 
hört, haben  sich  wenigstens  da  in  Menge  ergeben,  wo  die 
Grundsätze  des  organischen  Staats  inneres  Leben  erhielten. 
Was  aber  das  neue  preussische  System  angeht,  dem 
bisjetzt  die  verfassungsmässig  nothwendige  Anerkennung  der 
Volksvertretung  fehlt,  so  kann  es  einer  gewissen  Richtung 
der  Politik  entsprechend  genannt  und  sogar  zugegeben  wer- 
den, dass  es  einige  Schattenpartien  des  bisherigen  preussi- 
schen  Landwehrsystems  beseitigt.  Ob  jene  politische  Rich- 
tung eine  nothwendige  sei,  das  kann  für  Preussen  ver- 
fassungsmässig nur  durch  Regierung  und  Volksvertretung 
entschieden  werden.  Jedenfalls  aber  kann  sie  nur  eine 
vorübergehende  sein,  und  demnach  würden  wir  die  fragliche 
Heeresorganisation ,  wenn  sie  auch  nicht,  wie  wir  fürchten 
müssen,  die  Selbständigkeit,  ja  die  Fortexistenz  Deutsch- 
lands als  solchen  im  Interesse  der  Machterweiterung  Preus- 
sens  bedrohte,  doch  für  die  Dauer  deshalb  nicht  billigen 
können,  weil  sie  im  Vergleich  zu  dem  bisherigen  Zustand 
nichts  enthält,  was  die  Trennung  zwischen  Armee  und  Civil- 
stand  verminderte.  r39) 


B.    Die  allgemeine,  proportioneil -gleiche  Steuer- 

pflicht. 

Ehe  auf  diesen  Gegenstand  r40)  eingegangen  wird,  könn- 
ten wir  nachträglich  noch  die  Frage  aufwerfen,   welche  von 


738)  Zachariae,  Vierzig  Bucher,  VI,  283,  Note  2. 

739)  Zu  Thl.  II,  S.  711,  Note  537:  Lustkandl,  a.  a.  O.,  S.  181  fg. 
Comtant,  #.,  a.  a.  O.,  I,  242  fg.,  336  fg.,  393.  Escher,  a.  a.  O.,  I,  52. 
Zachariae,  Vierzig  Bücher,  III,  70;  VI,  179,  271  fg. 

740)  Vgl.  unten  die  Lehre  von  der  Conipetenz  der  Volksrepräseu- 
tation    in    Beziehung    auf   den    Staatshanshalt.     Lefebure  de   la  Bollande, 
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den  beiden  allgemeinsten  politischen  Pflichten,  die  Kriegs- 
dienst- pder  die  Steuerpflicht,  die  schwerste,  die  social  und 
politisch  wichtigste  sei? 

Wir  denken,  es  lasse  sich  diese  Frage  nicht  für  alle 
Zeiten  und  Volker  gleich  beantworten.  So  ging  z.  B.  der 
Stand  der  Gemeinfreien  im  germanischen  Mittelalter  an  der 
allgemeinen  Heerbannpflicht  zu  Grunde,  und  schätzten  sich 
seine  Angehörigen  mit  wenigen  Ausnahmen  glücklich,  durch 
irgendein  personliches  mit  Abgaben  verbundenes  Abhängig- 
keiteverhaltniss  die  Befreiung  von  der  Freiheit  und  deren 
höchster  Ehre,  von  der  Last  des  Kriegsdienstes  erkaufen  zu 
können.  Das  Misverhältniss  der  fränkischen  Staatsanlage 
zu  dem  Grade  der  staatlichen  Entwickelung  der  Völker  er- 
zeugte jenes  Misverhältniss  zwischen  Ehre  und  Pflicht,  bei 
welcher  die  Masse  der  Menschen  auf  die  Ehre  verzichtet, 
wenn  durch  die  Erfüllung  der  Pflicht  die  Existenz  in  Frage 
gestellt  wird.  Die  ausserordentliche  Wichtigkeit,  welche 
Karl  der  Grosse  nach  dein  Inhalt  seiner  Heer-  und  Gerichts- 
banngesetze auf  die  Erhaltung  des  gemeinen  freien  Standes 
legte,  beweist,  wo  er  die  Gefahren  für  diesen  Stand  er- 
kannte, und  dass  er  die  Ungeheuern  Folgen  seines  Untergangs 
ahnte.  Es  mindert  nichts  an  seiner  Grösse,  dass  er  das  die  frän- 
kische Reichsschöpfung  zermalmende  Rad  der  Entwickelungen 
nicht  aufzuhalten  vermochte.  Um  noch  ein  anderes,  und  zwar 
ein    ganz    modernes    Beispiel    anzuführen,    so    würde    ohne 


Tratte  general  des  droits  d'aides  (Paris  1761).  Hüllmann,  Deutsche  Fi- 
nanzgeschichte des  Mittelalters  (Berlin  1805).  Klock,  Tractatus  jurid. 
polit.  polem.  historic.  de  aerario  (Nürnberg  1631).  Choppin,  R.,  De  do- 
inanio  Franciae,  Lib.  III  (Paris  1605).  Hoffmann,  Die  Lehre  von  den 
Steuern  (Berlin  1840).  Lang,  K,  H,  Historische  Entwickelung  der  deut- 
schen Steuer  Verfassung  (Berlin  1793).  Humjer,  Geschichte  der  Abgaben 
(Dresden  1783).  Schimmelpfenniy ,  Fr.  O.,  Die  preussischen  directen 
Steuern  (Berlin  1859),  2  Tille.  Oneist,  R.,  Das  englische  Grundsteuer- 
system (Berlin  1859).  Hüllmann,  K,  D.,  Ursprünge  der  Besteuerung  (Köln 
1818).  Grimm,  Deutsche  Weissthümer,  I,  814;  II,  7.  Ueber  die  Finanz- 
verhältnisse des  west-  und  ostromischen  Reichs:  Lasteyrie,  a.  a.  O.,  I, 
8  fg.  Dahn,  Procop.,  S.  289  fg.  Wenn  aber  Quizot  (Histoire  parlemen. 
taire,  I,  146)  von  einer  „paternite"  bei  der  Steuererhebung  spricht,  so  sei 
uns  gestattet,  auf  einige  merkwürdige  Stellen  in  den  Gesetzen  des  Manu 
(Binrh  VIT,  §§.  129,  137—140)  zu  verweisen. 

Held.   III.  42 
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Zweifel  den  meisten  Engländern,  und  zwar  gerade  denen 
von  der  arbeitenden  Klasse,  gewiss  eine  von  Jugen4  au^  m>~ 
litärische  Erziehung  und  eine  allgemeine  Kriegsdienstpflicht 
nicht  gefallen  und  von  denselben  sicher  die  verhältnissmassig 
höchsten  Steuersätze  vorgezogen  werden. 

Es  ist  aber  auch  offenbar  ein  grosser  innerer  wie 
äusserer  Unterschied  zwischen  den  Leistungen  von  Blut 
und  denen  von  Gut.  Um  nur  einige  Momente  hervorzu- 
heben, so  ist  mit  dem  Gelde  nicht  leicht  jemand  in  Ver- 
legenheit, wohin  er  es  zu  thun  habe,  wol  aber  manchmal 
mit  einem  Sohne;  mit  den  grossten  Steuerbeiträgen  erwirbt 
niemand  höhere  Ehre,  wol  aber  mit  dem  Kriegsdienst;  das 
als  Steuer  hingegebene  Geld  scheint  verloren  und  sich  nicht 
einmal  zu  rentiren,  der  Soldat  kehrt  zurück  oder  verbessert 
seine  Lage.  Selbst  der  grösste  Verschwender  wird  es  nie 
als  Beruf  erkennen,  dem  Staat  etwas  zu  zahlen;  'verlangt 
letzterer  nichts,  so  gibt  er  ihm  auch  nichts,  —  zum  Militär- 
dienst dagegen  kann  ein  Beruf  treiben;  die  Zahl  und  die 
Verwendung  der  Militärkräfte  kann  verfassungsmässig  genau 
begrenzt  werden,  was  mit  den  Geldkräften  jedenfalls  nur  in 
einem  geringern  Grad  möglich  ist;  Militärdienste  werden 
bezahlt,  Steuerleistungen  natürlich  nicht;  erstere  dauern  für 
den  Nichtberufssoldaten  nur  kurze  Zeit,  letztere  so  lange 
als  das  Vermögen.  Auch  kann  es  Umstände  geben,  unter 
denen  dieselbe  Leistung  ganz  anders  gewürdigt  wird,  als 
unter  andern  Umständen.  So  wird  derjenige,  der  kein 
eigentliches  Vermögen  hat  und  dessen  ganzes  Vermögen 
vielleicht  ein  kräftiger  Sohn  ist,  die  Militärpflicht  ganz  an- 
ders beurtheilen  als  derjenige,  dessen  Existenz  durch  den 
Eintritt  des  Sohns  in  die  Armee  erleichtert  wird. 

Wir  halten  es  für  gleichgültig,  welche  von  beiden  La- 
ston man  im  allgemeinen  für  die  schwerere  oder  wichtigere 
halte.  Es  scheint  uns  alles  auf  die  einzelnen  Fälle  anzu- 
kommen. Als  sehr  wichtig  aber  betrachten  wir  es,  dass 
beide  Lasten  bei  uns  principiell  stets  zusammen  miteinander 
vorkommen,  soweit  dies  möglich  ist.  Der  Staat  kann  sie 
beide  nicht  entbehren,  weil  es  sich  um  die  Durchführung 
der  allgemeinen  Beitragspflicht  zu  den  Staatsbedürfhissen 
handelt  und  weil  der  Staat  oft  nur  durch  die  eine  oder  an- 
dere   der   beiden  Lasten    seine  Angehörigen    in    die  directe 
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istungsverbindlichkeit  gegen  sich  versetzen  kann.  Dies 
schient  z.  B.  für  den  Kriegsdienstunfahigen  durch  die 
Steuerung  des  Vermögens,  für  den  Vermögenslosen  durch 
f  Beiziehung  zum  Kriegsdienst. 

Die  Verbindung  beider  Lasten  halten  wir  aber  für  noch 
thwendiger  deshalb,  weil  sie  einander  in  den  dazu  be- 
iigten Personen  gleichsam  ergänzen  und  nur  in  ihrer  Ver- 
ldung  die  ganze  Persönlichkeit  dauernd  politisch  erfas- 
i.  Denn  im  Militärdienst  tritt  die  personliche,  in  der 
euer  die  realistische  Seite  der  allgemeinen  Staatsangeho- 
fkeit  hervor.  r4!) 

An  einer  frühern  Stelle  wurde  von  uns  zugegeben,  dass 
5  allgemeine  und  proportioneil  gleiche  Steuerpflicht  eine 
r  grossten  Errungenschaften  unserer  Zeit  sei.  Wenn  wir 
n  auch  auf  einzelne  ungegründete  Ausnahmen  von  diesem 
ineip,  wie  sie  selbst  in  Deutschland  noch  vorkommen, 
r  die  Dauer  wenigstens  kein  grosses  Gewicht  legen  und 
dere  Ausnahmen,  z.  B.  zu  Gunsten  von  Stiftungen  für 
gemeine  Zwecke,  gar  nicht  als  Ausnahmen  anerkennen, 
müssen  wir  doch  zugleich  darauf  aufmerksam  machen, 
ss  wir  den  erwähnten  Satz  nicht  im  gewöhnlichen  Sinn 
rstehen. 

Wir  behaupten  nämlich:  die  allgemeine  proportioneil 
siehe  Beitragspflicht  aller  Staatsangehörigen  ist  etwas  so 
solut  Naturgemässes  und  sich  von  selbst  Verstehendes, 
ss  sie  in  der  That  von  jeher  und  überall  gegolten  hat. 
ie  Eigentümlichkeit  unserer  Zeit  in  dieser  Beziehung  be- 
jht  nur:  einmal  in  unsern  eigentümlichen  Begriffen  von 
n  allgemeinen  Bedürfnissen,  dann  in  der  Art,  wie  jetzt 
e  allgemeine  proportioneile  Gleichheit  aufgefasst  wird,  und 
dlich  darin,  dass  sie  ein  Rechtsgrundsatz  aller  consti- 
tionellen  Verfassungen  geworden  ist. 

Wir  sagten   also,    das  Princip  der  allgemeinen  verhält- 


741)  Beides  Üel  zusammen,  als  der  Kriegsdienst  auf  eigene  Kosten 
r  Verpflichteten  geleistet  wurde.  Steuerfreiheit  war  die  nothwendige 
>nsequenz  davon;  aber  ebendeshalb  ist  sie  gegenwartig  unzulässig,  denn 
essante  ratione  cessat  effectus". 

42* 
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nissma8sig  gleichen  Besteuerung  sei  ein  allgemein -mensch- 
liches, also  auch  allgemein-politisches.  Der  Ausdruck  des- 
selben wird  daher  unter  allen  Umständen  abhängen 

1)  von  dem  herrschenden  Humanitätsgesetz; 

2)  von  dem  Verhältniss,  in  welches  sich  die  herrschen- 
den Klassen  zu  jenem  Gesetz,  resp.  zu  den  übrigen  Klassen 
gesetzt  haben,  oder  mit  andern  Worten,  von  den  geltenden 
Ansichten  über  die  Gleichheit  und  über  diejenigen  Factoren, 
von  welchen  die  Proportion  abhängt;  endlich 

3)  von  den  vielen  Uebergangszuständen  zwischen  Ein- 
heitsstaat und  Conföderation  oder  Staatenmehrheit,  von  wel- 
chen namentlich  der  Begriff  des  allgemeinen  Bedürfnisses 
abhängt  und  für  welche  besonders  das  germanische  Mittel- 
alter und  die  deutsche  Gegenwart  reichliche  und  nächst- 
liegende Beispiele  darbietet. 

Man  sagt  freilich,  noch  in  der  ersten  Kaiserzeit  habe 
der  romische  Bürger  keine  Art  von  Auflagen  getragen,  und 
bezieht  sich  gern  auch  auf  den,  weil  überall  wiederholten, 
darum  nicht  angezweifelten  und  den  politisch  schlechtesten 
Neigungen  schmeichelnden  Satz,  die  Deutschen  hätten  nie 
gesteuert;  jede  Steuer  sei  eine  vertragsweise  Concession  ge- 
wesen, und  bis  zur  Aufhebung  des  Reichs  habe  eine  andere 
allgemeine  Rechtsanschauung  nicht  durchdringen  können. 
Allein  alle  diese  Sätze  behaupten  in  ihrer  Einseitigkeit  zu 
viel  und  also  nichts.  Denn  wo  wäre  bei  solchen  Grundsätzen 
in  Rom  und  Deutschland  der  Staat  möglich  gewesen? 

Die  Idee  der  Steuer,  wie  die  des  öffentlichen  Dienstes, 
kann,  in  Verbindung  mit  dem  Princip  der  menschlichen 
Freiheit,  erstere  nicht  als  blosse  Kraftabzüge,  letztern  nicht 
als  maschinenmässige  Arbeit  erscheinen  lassen,  sondern  mnss 
verlangen,  dass  beide  geordnete  und  freie  politische  Functio- 
nen seien.  Der  Mensch  ist  durch  sie  Bürger  im  allgemein- 
sten Sinn,  übt  in  ihrer  Leistimg  eine  gesellschaftliche  Ge- 
sammtwirksamkeit.  In  der  Gesammtwirksamkeit  liegt  der 
Grundgedanke  der  ganzen  staatlichen  Haltung,  wie  der  aus- 
gezeichneten öffentlichen  Dienstleistungen,  der  allgemeinen 
Steuer-  wie  Militärdienstpflicht.  Letztere  erscheinen  dem- 
nach nur  als  die  gewöhnlichsten  Formen  für  die  politische 
Pflichtübung  oder  für  die  Realisation  der  Idee  der  Gesammt- 
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Wirksamkeit. r4*)  Und  während  diese  Idee  immer  dieselbe 
ist  und  alle  Arten  und  Ordnungen  oder  Formen  ihrer  Rea- 
lisation gleich  beherrscht  oder  beherrschen  soll,  können 
diese  doch  sehr  verschieden  sein.  Ein  eigentlicher  Unter- 
schied besteht  also  nur  insofern ,  als  die  Idee  der  freien  ge- 
ordneten bürgerlichen  Gesammtwirksamkeit,  abgesehen  von 
den  besondern  Formen  ihrer  Bethätigung,  in  verschiedenem 
Masse  oder  in  verschiedenen  Kreisen,  oder  gar  nicht  mehr 
oder  noch  nicht  vorhanden  ist. 

Dass  diese  Gesammtwirksamkeit  sich  sehr  verschieden 
äussern  müsse,  erhellt  namentlich  aus  dem  Umstand,  dass 
jeder  Staat  immer  irgendeine  Art  eigenen  Vermögens,  und 
wären  es  nur  die  Früchte  glücklicher  Kriege,  wie  Tribute,  oder 
die  gesammelten  Beiträge  der  Unterthanen,  besitzt.  Es  muss 
aber  einen  grossen  Unterschied  machen,  ob  das  Staatsactiv- 
vermogen  ganz  oder  theilweise  sofort  nach  seinem  Erwerb 
unmittelbar  wieder  unter  den  einzelnen  Staatsbürgern  ver- 
theilt,  resp.  ob  ihnen  wenigstens,  z.  B.  durch  die  Verkei- 
lung des  eroberten  Landes  und  sonstiger  Beute,  der  directe 
Genuss  und  Gebrauch,  und  zwar  ohne  besondern  Entgelt 
eingeräumt  wird,  oder  ob  dies  nicht  geschieht  und  der  Staat 
nur  durch  seine  allgemeinen  Einrichtungen  die  öffentlichen 
Leistungen  seiner  Angehörigen  vergilt.  Im  erstem  Fall, 
der  bisher  wenigstens  nur  bei  kleinern  und  eine  kleine  An- 
zahl von  eigentlichen  Staatsbürgern  umschliessenden  Ge- 
meinwesen ohne  hohe  Cultur  vorgekommen  ist,  wird  der 
Staat  in  jedem  Moment  des  Bedürfnisses  gleichsam  neu  aus 
der  Summe  seiner  Vollbürger  reproducirt  und*  gehen  die 
Vortheile  wie  Nachtheile  seiner  Thätigkeit  sofort  wieder  auf 
seine  einzelnen  Glieder  über.  Es  ist  ein  ausserordentlich 
frischer  Lebensprocess,  der,  wenn  man  nicht  seine  kurze 
Dauer  und  sonstigen  Schattenseiten  würdigt,  beneidenswerth 


742)  Es  gibt  bekanntlich  noch  andere  allgemeine,  dem  Staat  unmit- 
telbar und  „in  natura "  zu  machender  Dienste  und  Leistungen  im  Krieg 
and  Frieden,  welche  unsere  Zeit  gleichfalls  gesetzlich  regnlirt  hat,  z.  B. 
Einquartierung,  Vorspann  u.  s.  w.  Wir  glaubten  uns  mit  Recht  hier  nur 
auf  die  wichtigsten  öffentlichen  Leistungen  beschränken  zu  dürfen,  da  die 
über  diese  geltenden  Grundsätze  auch  für  die  minder  wichtigen  mass- 
gebend sind. 


i 


662  Siebzehnter  Abschnitt. 

erscheint.  Im  andern  Fall,  bei  grossem  altern  Staaten  mit 
erweitertem  Bürgerrecht  findet,  das  umgekehrte  Verhältnis* 
statt  und  die  Erfahrung  lehrt,  dass  die  einseitige  Festhal- 
tung des  einen  wie  des  andern  Processes  zu  den  unnatür- 
lichsten Verhältnissen  führte. 

Betrachten  wir  nun  «die  wichtigsten  geschichtlichen  Er- 
scheinungen, so  treten  uns  zuerst  die  morgenländiscben 
Despotien  entgegen.  In  ihnen  erscheint  der  Staat  durch 
das  Ueberwiegen  theokratischer  Momente  verhüllt  und  durch 
den  Despotismus  in  seinem  wahren  Leben  vernichtet.  Sie 
kennen  keine  freie  Gesaumitwirksamkeit.  Alles  ist  in  ihnen 
Eigenthum  des  Despoten;  Mensch  und  Vermögen  gelten 
beide  nur  als  Sachen,  und  Staatsvermögen  ist  nur  das,  was 
sich  im  Schatz  des  Despoten  befindet.  Um  diesen  zu  fül- 
len, wird  alles  genommen,  was  man  will  oder  kann,  und 
das  mit  List  Abgeschwindelte  oder  mit  Gewalt  Genommene 
ist  verloren.  Auch  hier  scheiuen  die  Verhältnisse  lediglich 
durch  das  Fatum  beherrscht.  Das  Fatum  wirft  dem  einen 
die  Huld  des  Despoten  sammt  unermesslichen  Schätzen  oder 
doch  mit  der  Vollmacht,  sie  zu  gewinnen,  in  den  Schos, 
dem  andern  seinen  eigenen  Kopf.  Der  Wechsel  zwischen 
beiden  Situationen  ist  der  schnellste.  Und  was  der  Despot 
und  seine  Trabanten  und  Satrapen  nehmen,  das  scheint  das 
Fatum  genommen  zu  haben.  Leben  und  Vermögen  sind 
nichts  als  Geschenke  des  Augenblicks,  von  dem  Vorsichti- 
gen sorgfältig  versteckt,  von  den  übrigen  möglichst  schnell 
im  brutalen  Genuss  verzehrt.  Wenngleich  aber  jedes  rich- 
tige Verhältniss  zwischen  Freiheit  und  Ordnung  fehlt,  so 
herrscht  doch  ein  sehr  hoher  Grad  von  Gleichheit,  freilieb 
der  Sklaverei,  und  die  Proportion  gibt  sich  von  selbst,  so- 
weit sie  nicht  durch  den  Willen  des  Despoten  und  durch 
den  Mangel  organischer  Ordnung  alterirt  ist. 

In  den  classischen  Republiken  ist  das,  was  wir  Staats- 
vermögen nennen,  „res  populi".  Daher  heisst  bei  ihnen 
der  Staat  „civitas"  und  nicht  „respublica".  Die  in  diesen 
Staaten  am  vollständigsten*  als  social-politisches  Institut  aus- 
gebildete Sklaverei  begründet  zwischen  dem  wenig  zahlrei- 
chen „populu8u  und  der  unendlich  zahlreichern  Unfreiheit 
eine  ungeheuere  Ungleichheit,  die  aber  theoretisch  durch 
die  Fiction  des  alten  Rechts  beseitigt  wird,  als  ob  die  Skia- 
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ren  nur  Sachen  seien.  Diese  Sklaven  thun  den  grössten 
rheil  aller  productiven  industriellen  und  agricolen  Arbeit; 
aber,  soweit  sie  nicht  Staatssklaven,  nur  für  ihre  eigenen 
Herren,  denen  dadurch  die  vollste  Müsse  für  die  politische 
Arbeit  des  Kriegs  und  des  Forums  bleibt.  In  dieser  Ar- 
beit liegt  hre  bürgerliche  Gesammtwirksamkeit,  und  für 
üeselbe  gehört  ihnen  ausser  aller  politischen  Ehre  auch 
jeder  sachliche  Nutzen  des  Staatsguts.  Sie  sind  gleichsam 
die  Staatsdiener  und  alle  Souveräne  zugleich,  indem  sie  durch 
ien  öffentlichen  Dienst  sich  selber  dienen.  Und  wie  man 
heutzutage  nur  subsidiär,  d.  h.  soweit  das  Staatsgut  nicht 
reicht,  dem  Staat  steuert,  so  zahlte  damals  der  Staat  nur 
subsidiär,  d.  h.  soweit  die  politische  Selbsttätigkeit  der 
Bürger  nieht  genügte.  743)  Dieses  System  wurde  allenthal- 
t>en  schnell  wurmstichig.  Selbst  in  den  kleinen  griechischen 
Freistaaten  musste  man  bald  den  Kriegern  Sold  und  dem 
Polk  für  sein  Erscheinen  in  den  Volksversammlungen  Prä- 
tenzgelder  geben.  In  dem  sich  schnell  vergrossernden  Rom 
iber  enthielt  sich  die  Plebs  bald  der  regelmässigen  Ver- 
sammlungen auf  dem  Forum,  blieb  aus  den  Legionen  weg 
ind  verlangte  „panem  et  Circenses",  gerade  wie  ein  ent- 
arteter Geburtsadel,  blos  weil  ihre  Angehörigen  als  Römer 
geboren  waren.  Nachdem  'die  Republik  mehrmals  und  am 
Snde  immer  hänfiger  durch  despotische  Dictaturen  unter- 
jochen worden  war,  gelangte  man  zum  Kaiserthum,  wel- 
ches sich  auch  in  Beziehung  auf  das  Steuerwesen  in  dem- 
selben Mass  dem  orientalischen .  Despotismus  näherte,  in 
«reichem  es  sich  von  der  Republik  entfernte.  Wurden  an- 
fänglich allenthalben  die  republikanischen  Erinnerungen  ge- 
schont, so  fing  man  doch  bald  an,  aus  dem  Staatsschatz 
gerade  denjenigen  zu  geben,  welche  nicht  mehr  die  min- 
leste  Gesammtwirksamkeit  für  das  Ganze  bethätigten,  bis 
endlich  sogar  der  Begriff  des  Staatsschatzes  in  dem  kaiserl- 
ichen Aerar  aufgegangen  war.  Uebrigens  hatte  selbst  die 
Republik  schon  in  den  Provinzen  nur  nach  despotischen 
Grundsätzen   geherrscht   und  dieselben  einfach  ausgesogen. 


743)  Dazu  diente  das  „aerarium",  dessen  geheimsten  Theil,  das 
,aerarium  sanctius",  soweit  noch  etwas  da  war,  schon  Cäsar  ohne  wei- 
eres  wegnahm. 
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Man  hatte  ihnen  genommen,  was  sie  besassen,  und  gab 
ihnen  dafür  Lasten  jeder  Art.  Höchstens  dachte  man  dar- 
auf, sie  solange  als  möglich  ergiebig  zu  erhalten,  eine  Idee, 
welche  bei  der  Selbstsucht  der  Herrschaft,  bei  dem  schnellen 
Wechsel  der  von  Rom  gesandten  Provinzialvorstände  und 
deren  Streben,  möglichst  schnell  mehr  sich  als  Rom  zu  be- 
reichern, endlich  bei  dem  geringen  nationalökonomischen 
Verständniss  jener  Zeiten;  in  jeder  Beziehung  nur  äusserst 
schwache  Wirkungen  äussern  konnte.  Nachdem  aber  fremde 
Söldlinge  in  die  Legionen  aufgenommen,  ja  schon  während 
des  nominellen  Bestandes  der  Republik  ganze  Legionen  aus 
ihnen  gebildet  worden  waren  r44),  auch  das  bürgerliche 
Selfgovernment  von  einer  förmlichen  Beamtenthätigkeit  voll- 
ständig verdrängt  war,  erscheint  nach  Untergang  des  alten 
Patriciats  und  Begründung  des  neuen  Amtsadels  die  von 
Seiten  der  Römer  gestellte  Forderung  der  Freiheit  von  öffent- 
lichen Lasten  als  das  Verlangen  eines  gänzlich  unmotivirten 
Privilegiums,  etwa  wie  die  in  Deutschland  seitens  des  Adels 
nach  Beseitigung  der  ritterlichen  Kriegsdienste  behauptete  Ab- 
gabenfreiheit. Erst  die  allgemeine  Sklaverei  des  spätem 
Kaiserthums,  durch  welche  auch  das  alte  „aerarium",  die 
Staatskasse,  zu  einer  Kasse  der  römischen  Stadtcommune, 
sämmtliche  Staatseinkünfte  aber  mit  dem  kaiserlichen  Fiscus 
confundirt  wurden  r*5),  machte  alles  wieder  so  ziemlich  gleich; 
aber  diese  Gleicheit  war  nicht  die  der  Freiheit  oder  der 
natürlichen  Proportion,  sondern  der  Fäulniss,  des  Todes. 

In  Deutschland  finden  wir  ursprünglich  Verhältnisse, 
die  mit  denen  der  classischen  Republiken  verwandt  sind. 
Jeder  freie  Mann  thut,  was  er  kann,  und  dies  ist  bei  allen 
ziemlich  dasselbe.  Er  thut  es  für  sich,  wie  für  das  Ganze, 
da  in  so  kleinen  selbständigen  Gemeinwesen,  wie  die  Fa- 
milien, Klane,  Tribus  es  waren,  die  Fühlung  zwischen  In- 
dividuum und  Ganzem  eine  sehr  nahe,  deutliche  und  un- 
unterbrochene ist,  die  Interessen  des  Ganzen  und  die  des  Ein- 
zelnen aber  nicht  leicht  auseinanderzuhalten  sind.  Der 
Sklave  dient  nur  seinem  Herrn,  nicht  dem  Gemeinwesen. 
Gleichheit   besteht  nur  für  die  freigeborenen   waffenfähigen 


744)  Mommsen,  a.  a.  O.,  III,  300. 

745)  Vgl.  Pauli,  s.  v.  vectigalia.     . 
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Manner;  für  Frauen,  Kinder  und  Greise  aber  doch  auch 
insofern,  als  diese  nicht  minder,  wenngleich  meist  nur  mittel- 
bar, für  das  Gemeinwesen  thun,  was  sie  können.  Konige 
besitzen  einen  ihnen  eigenen  Hort;  die  Leistungen  der  freien 
Männer  für  das  Gemeinwesen  geschehen  auf  eigene  Kosten, 
gewähren  aber  auch  das  Recht,  sich  aus  den  Fruchten  der 
Leistungen  direct  bezahlt  zu  machen.  Das  fränkische  Kö- 
nigthum  hat  wenigstens  für  seine  germanischen  Untergebe- 
nen im  wesentlichen  wenig  geändert.  Rath,  Gericht  und 
Krieg  sind  auf  Grund  allgemeinen  Bedürfnisses  und  allge- 
meinen Consenses  entweder  Sache  des  Ganzen  oder  der  be- 
treffenden einzelnen  selbständigen  Kreise.  So  sehr  ver- 
schwimmen noch  Gesellschaft  und  Individuum  miteinander, 
dass,  wie  schon  erwähnt,  die  Unterscheidung  zwischen  pri- 
vaten und  öffentlichen  Fehden,  ja  selbst  zwischen  einer  pri- 
vaten und  öffentlichen  Unternehmung  des  Königs  häufig 
zweifelhaft  bleibt,  und  die  früher  bemerkte  Zuchtfosigkeit  der 
Heere  auf  den  Zügen  durch  Freundesland  ist  in  jenen  Zei- 
ten nicht  allein  die  Folge  eines  auch  heutzutage  noch  vor- 
kommenden kriegerischen  Uebermuths  oder  einer  eigenen 
Art  von  Communismus,  sondern  auch  des  mangelhaften  Zu- 
sammengewachsenseins der  Reichstbeile  und  des  Strebens  der 
einzelnen  Krieger  nach  Selbsterhaltung  oder  Selbstbezahlt- 
machung.  Denn  was  derlei  Erscheinungen  heutzutage  er- 
klärt, die  Trennung  des  Heeres  vom  Volk,  des  Soldaten 
vom  Bürger,  existirte  damals  nicht  und  ebenso  wenig  die  ge- 
genwärtige Einheit  wenigstens  der  meisten  staatlichen  Völker. 
Auf  diese  erste  Periode  folgte  die  des  Gegensatzes  zwi- 
schen Reichseinheit  und  feudaler  Vielheit.  Die  Einheit  des 
Reichs  borgte  den  germanischen  Freiheitsgedanken  nunmehr 
von  dem  Feudalismus,  und  das  Kaiserthum  wurde  zu  einer 
obersten  Lehensherrlichkeit;  die  territoriale  Entwicklung 
dagegen  borgte  den  staatlichen  Einheitsgedanken  vom  Reich 
und  machte  den  Landesherrn  zum  Kaiser  in  seinem  Terri- 
torium. Der  Kaiser  konnte  einige  Steuern  ausschreiben; 
aber  es  hing  vom  guten  Willen  ab,  ob  sie  gezahlt  wurden. 
Die  Landesherren  hatten  die  Reichssteuern  zu  erheben,  aber 
die  Stände  ihrer  Territorien  machten  ihnen  dieselbe  Oppo- 
sition, wie  sie  dem  Kaiser.  Landessteuern  von  Rechts  we- 
gen   gab    es   nicht,    weil  keinen  Landesstaat.      Der  Vasall 
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leistete  Dienste  und  Abgaben  für  das  empfangene  Lehen 
und  weiter  nichts.  r46)  Der  Hintersasse  aber  entrichtete  für 
Grundstücke,  Gerichtsbarkeit  und  Schutz  seinem  Grund-, 
Gerichts-  und  Schutzherrn,  und  nur  ihm,  Zinse  und  Dienste. 
Natürlich  standen  die  Leistungen  der  Vasallen  wie  der  Hinter- 
sassen in  einer  gewissen  Proportion  zu  dem,  was  sie  von 
den  Herren  erhalten  hatten.  Aber  die  von  den  Herren 
verfolgten  Ziele  und  ihre  bald  ohnmächtige,  bald  unbe- 
schrankt-mächtige Stellung  führte  schnell  zu  einer  solchen 
Fälschung  der  richtigen  Proportion,  dass  diejenigen,  welche 
am  meisten  erhalten  hatten,  am  wenigsten  leisteten  und  um- 
gekehrt. Ueberall  wiederholt  sich  dasselbe  Misverhältniss, 
in  welchem  sich  vom  Standpunkt  einer  politischen  Einheit 
aus  Reich  und  Reichsstande  befanden.  Es  fehlte  demnach 
auch  jede  Gesammtwirksamkeit ,  theils  weil  jedes  einzelne 
Besitzthum  entweder  ein  eigenes  Territorium  bildete  oder 
doch  bilden  wollte  und  die  Bildung  der  Territorien  im  fort- 
währenden Fluss  sich  befand,  theils  weil  jede  organische 
Gesammtwirksamkeit  in  dem  fortwährend  zersetzenden  Par-. 
ticularismus  und  in  dem  Streben  auch  der  kleinsten  Herren, 
ihre  Leute  möglichst  unfrei  zu  machen,  untergehen  musste. 

So  befinden  wir  uns  in  der  Uebergangsperiode  zwischen 
dem  feudalen  und  modernen  Staat.  Ihr  Gang  ist  im  allge- 
meinen bekannt,  und  sucht  Tocquemlle  747)  die  damaligen 
Zustände  wenigstens  für  England  und  Frankreich  dadurch 
zu  schildern,  dass  er  sagt:  „In  England  sei  im  18.  Jahr- 
hundert der  Arme,  in  Frankreich  aber  der  Reiche  steuerfrei 
gewesen.  Dort  habe  die  Aristokratie  die  schwersten  Lasten 
auf  sich  genommen,  damit  man  ihr  das  Regiment  überlasse; 
hier  habe  sie  in  der  Eigenschaft  einer  Kaste  die  Steuerfrei- 
heit für  sich  behauptet,  um  sich  dadurch  über  den  Verlust 
ihrer  politischen  Grosse  zu  trösten." 

Sehen  wir  hierbei  zuerst  auf  England,  so  ist  es  gan* 
richtig,  dass  daselbst  die  Aristokratie  für  ihre  politische 
Herrschaft  grosse  Opfer  bringt.   Allein  damit  ist  weder  diese 


746)  Eine   Analogie    zwischen  Lehn-    und   Staatsdienst   bei    Loyieau, 
Oflices,  II,  231,  s.  Laferriere,  a.  a.  O.,  I,  333  fg. 

747)  Das  alte  Staatswesen  und  die  Revolution,  S.  120  fg. 
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Herrschaft  gerechtfertigt,  noch  richtig  begrenzt;  denn  die 
Herrschaft  der  englischen  Aristokratie  748)  ist  keineswegs 
nur  eine  politische,  sondern  zugleich  eine  social  -  realistische 
und  eine  moralisch-religiöse,  und  in  keiner  dieser  drei  Rich- 
tungen sollte  die  Herrschaft  mit  Geld  erkauft  werden.  Wenn 
aber  unter  Armen  die  Vermögenslosen  verstanden  werden, 
so  ist  die  Freiheit  derselben  von  Steuerpflicht  kein  beson- 
derer Ruhm  für  das  England  des  18.  Jahrhunderts,  da  zu 
allen  Zeiten  und  bei  allen  Völkern  der  Grundsatz  gegolten 
hat:  „Wo  nichts  ist,  da  hat  der  Kaiser  das  Recht  verloren.44 
Zugleich  muss  der  englischen  Aristokratie  selbst  ein  grosser 
Theil  der  Schuld  an  der  Vermögensunselbständigkeit  der 
Mehrzahl  ihrer  Landsleute  zugeschrieben  werden,  und  end- 
lich hat  sich  dieselbe  auf  ebenso  mannichfaltige  Weise  wie 
im  reichlichen  Mass,  z.  B.  durch  die  Ausbeutung  der  Colo- 
nien  und  das  Monopol  der  Colonialämter,  durch  den  aus- 
schliesslichen Besitz  der  reichen  Pfründen  der  Hoch- 
kirche u.  s.  w.  ihre  politischen  Leistungen  wohl  vergelten 
lassen,  von  dem  hauptsächlich  auf  Rechnung  der  herrschenden 
Aristokratie  zu  setzenden  Misverhältniss  zwischen  England 
und  Irland  gar  nicht  zu  sprechen.  Auch  dass  die  weit 
überwiegende  Menge  der  Staatseinnahmen  durch  indirecte, 
also  gerade  von  den  Aermsten  am  meisten  getragene  Ab- 
gaben erzielt  wird,  darf  nicht  vergessen  werden.  Wie 
aber  dem  sei,  immer  ist  es  anzuerkennen,  dass  das  Princip 
der  verhältnissmässig  gleichen  und  ausnahmslos  allgemeinen 
Besteuerung,  diese  natürliche  Folge  des  modernen,  jeden 
Mann  zur  unmittelbaren  Antheilnahme  am  öffentlichen  Leben 
berufenden  Staats,  sammt  einer  freien  einheitsstaatlichen 
Verwaltung  in  England  zuerst  zum  Durchbruch  und  zu 
grundgesetzlicher  Anerkennung  gekommen.  England  ist 
übrigens  in  der  Weiterentwickelung  dieses  Princips  nicht 
vorwärts  gegangen,  und  eine  wirklich  reale  englische  Zu- 
kunftspolitik wird   keine   wichtigere  und  schwierigere   Auf- 


748)  Die  englische  Aristokratie  besteht  allerdings  nicht  blos  aus  den 
i  —  500  Lords,  sondern  auch  aus  vielen  Tausenden  grundbesitzender  Fa- 
ailieri.  Deshalb  ist  es  aber  doch  nicht  richtig,  wenn  Montalembert  (a.  a. 
).,  S.  95)  sagt,  dass  diese  aristokratischen  Familien  „ administrent  le  pays 
ien  i»Ius  qu'ils  ne  lc  gouvernent". 
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gäbe  haben  als  die,  den  richtigen  Weg  zu  finden,  durch 
welchen  die  Zunahme  seines  industriellen  und  agricolen  Pro- 
letariats verhindert  und  dasselbe  zu  einer  entsprechenden 
politischen  Activität  befähigt  werde. 

In  Frankreich  wurde  der  Feudalismus  gebrochen,  ehe 
er  sich  natürlich  ausgewachsen  oder  ausgetobt  hatte.  Dem 
infolge  dessen  nach  der  Anschauung  des  Mittelalters  in  sei- 
ner politischen  Bedeutung  vernichteten  Adel,  der  aber  immer 
noch  ein  dem  Fürstenabsolutismus  gefährliches  und,  wenn 
ihm  zugewandt,  nützliches  Element  werden  konnte,  liese 
man  alle  Rechte,  welche  nach  der  damaligen  Auffassung 
mit  der  Souveränetät  verträglich  waren,  namentlich  ihre 
mittelalterlichen  Vermögensrechte  gegen  ihre  Angehörigen, 
ferner  die  Monopole  der  Hofdienste  und  der  Offiziers- 
Chargen.  Während  aber  das  Belassen  von  Vermögens- 
rechten, welche,  wie  z.  B.  alle  realen  Zins-,  Zehnt-  und 
Dienstrechte,  ihrer  eigenthümlichen  Natur  nach  aus  einer 
Verbindung  öffentlich-  und  privatrechtlicher  Momente,  so- 
wol  auf  Seiten  der  Berechtigung  wie  Verpflichtung,  erkannt 
und  ertragen  werden  konnten,  als  ein  unnatürlicher  Ana- 
chronismus erscheint,  war  die  vom  Staat  ausgehende  rück- 
sichtslose Belastung  der  gemeinen  Leute  eine  fürchterliche 
Ungerechtigkeit. 749)  Denn  diese  Leute  mussten  an  ihre 
Herren  diejenigen  Lasten  fortentrichten,  welche  aus  quasi- 
politischen Verhältnissen  entstanden  waren,  obgleich  die  poli- 
tische Seite  des  Verhältnisses  in  Wegfall  gekommen;  und 
sie  mussten  daneben  allein  sämmtliche  öffentliche  Lasten  des 
Staats  tragen,  bevor  letzterer  nur  angefangen,  sich  um  ihre 
Bedürfhisse  zu  kümmern.  Jene  Lasten  wurden  um  so  un- 
erträglicher, als  häufig  ihr  Sinn  verloren  gegangen  und  ihre 
Leistung  unter  den  veränderten  Verhältnissen  eine  tödliche 
Verletzung  alles  Selbstgefühls  war,  als  sie  ferner  von  auf 
eigener  Bereicherung  erpichten  Verwaltern  schonungslos  er- 
presst  und  dabei  keine  jener  Rücksichten  mehr  beobachtet 
wurde,  welche  bei  dem  frühern  quasi -politischen  Charakter 
des  Verhältnisses  sich  geltend  machen  mussten;   als   endlich 


749)  Tocqueville ,  a.  a.  O.,  S.  145  fg.,  150.     Collin  de  Plancy,   Dictio- 
naire  feodal,  Thl.  2,     s.  v.  taille. 
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allgemein  bekannt  war,  wie  die  Früchte  aller  dieser  zahl- 
losen, ununterbrochenen,  unersättlichen  Erpressungen,  soweit 
sie  nicht  zur  betrügerischen  Bereicherung  der  Verwalter 
dienten,  im  sinnlosesten  Luxus  am  sittenlosesten  Hofe  ver- 
prasst  wurden.  76°)  So  mussten  die  französischen  Land- 
gemeinden zu  Grunde  gehen  und  die  Steuerprivilegien  natur- 
gemäss  sich  gegen  die  Privilegirten  selber  wenden.  Unter- 
dessen hatte  der  Absolutismus  noch  einen  andern  privilegir- 
ten Stand  entwickelt,  nämlich  den  zahllosen  Stand  der  Be- 
sitzer öffentlicher  Aemter,  welcher,  bei  der  Käuflichkeit  der 
Aemter,  aus  den  wohlhabendem  Klassen  der  Stadtbürger 
hervorging.  Dieser  Stand  war  gleichfalls  von  Steuern  frei, 
und  da  derselbe  bald  nur  einer  unbegrenzten  Fürstenwillkür 
diente,  so  sehen  wir  Frankreich  schnell  von  allen  Seiten  her 
dem  Ruin  zugetrieben.  Bei  alledem  aber  bestand  doch  eine 
gewisse  Gleichheit  der  Besteuerung,  eine  Behauptung,  die 
nicht  dadurch  beseitigt  werden  kann,  dass  man  etwa  an- 
führt, dass  auch  in  der  „societas  leonina"  761)  der  Löwe 
sicherlich  alles  nur  als  den  nach  dem  Princip  proportioneller 
Gleichheit  ihm  zukommenden  Theil  betrachte.  Denn  die 
„noblesse  de  la  robeu  sah  in  der  Steuerfreiheit  nur  die  ge- 
rechte Ausgleichung  der  von  ihr  für  die  öffentlichen  Aemter 
bezahlten 762),    oft  enormen    Kaufsummen.     Der  Adel  aber 


750)  Basttird-ct Estang,  a.  a.  O.,  I,  106  fg.  Vgl.  dazu:  Ammianus,  Mar- 
ceüinusy  XXII,  4.     Laurent,  Etudes,  IV,  299,   Note  1. 

751)  Ueber  den  Charakter  der  alten  französischen  Magistratur  und 
besonders  über  die  Erziehung  der  Söhne  in  den  magistratischen  Familien 
vgl.  ausser  dem  öfter  citirten  Werk  von  Bastard  cTEstang  noch  Jolly,  a. 
a.  O.,  I,  316  fg.  Ueber  die  Bedeutung  der  Noblesse  für  die  Amtscan- 
didatur  s.  Montalembert,  a.  a.  O.,  S.  88.  Kaiser,  a.  a.  0.,  S.  10.  Zacha- 
riae,  Vierzig  Bücher,  VI,  235. 

752)  Während  Frankreich  gegenwärtig  138000  öffentliche  Beamte  hat, 
die  dem  Staat  jährlich  200  Millionen  Francs  kosten,  soll  das  Amtseigen- 
thumskapital  schon  unter  Colbert,  1664,  daselbst  schier  500  Millionen  aus- 
gemacht haben.  Tocqueviüe,  La  democratie,  I,  149,  u.  Derselbe,  Das  alte 
Staaswesen,  S.  122.  Damals  wurden  Aemter,  zum  Theil  schädlicher  Art, 
massenhaft  errichtet,  die  verkauften  Aemter  wieder  eingezogen  und  dann 
aufs  neue  verkauft,  namentlich  auch  die  municipalen  (vgl.  Tocqueville^  a. 
a.  O.,  S.  48,  106  fg.,  300).  Vergebens  erklärten  die  „etats":  „Qui  vend 
oftice,  vend  justice,  ce  qui  est  chose  infame"  (ebend.,  8.  123).  Man  vgl. 
noch    über  den  französischen   Aemterkauf:    Bastard  cTEstang,  a.  a.  O.,  I, 
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mochte,  je  mehr  er  seinen  unaufhaltsamen  Ruin  sah  und 
den  Cult  der  im  Konig  vermenschlichten  Gottheit  als  die 
erste  und  kostspieligste  Pflicht  betrachten  konnte,  desto 
mehr  in  den  Steuerprivilegien  nur  eine  gerechte  Application 
des  proportionellen  Gleichheitsprincips  sehen.  Ging  doch 
alles,  auch  das  durch  Steuerfreiheit  Ersparte,  in  den  Anfor- 
derungen des  Hoflebens  wieder  auf  und  erschien  dem  Steuer- 
privilegium  als  einem  blossen  Ehrenrecht  die  damalige  Zeh 
noch  nicht  so  feindlich.  Endlich  mussten  viele  Leistungen, 
hofische  und  vasallitische,  die  uns  bis  ins  Lächerliche  zu 
gehen  scheinen,  bei  dem  damals  noch  un vernichteten  Jun- 
kerstolz den  damit  Belasteten  als  eine  schwerere  Bürde,  als  ein 
grosseres  Opfer  gegen  den  im  Souverän  nicht  personificirten, 
sondern  in  demselben  allein  bestehenden  Staat  erscheinen, 
denn  die  Leistung  von  Steuern.  Wir  finden  demnach,  trotz 
aller  Ungeheuerlichkeit  dieser  Fälle,  in  denselben  doch  nicht 
eine  absolute  Negation  der  allgemeinen  proportionell- glei- 
chen Leistungsverbindlichkeit  gegen  den  Staat,  und  zwar  um 
so  weniger,  als  sich  eine  fast  antike  Verachtimg  gegen  die 
„vilains"  763),  die  arbeitende  Klasse,  infolge  ihrer  Leibeigen- 
werdung  eingeschlichen  hatte  und  dadurch  jedes  Mass  pro- 
portioneller  Gleichheit  ™)  unmöglich  geworden  war.  Diese 
Zustände  gehen  demnach  gleichfalls,  und  zwar  vollkommen 
richtig,  theils  aus  einem  alterirten  Begriff  der  Humanität, 
theils  aus  einer  aller  organischen  Entwickelung  entfremdeten 
despotischen  Staatseinrichtung  hervor.    Die  Verarmung  des 


106,  120.  Du  Ceüier,  a.  a.  O.,  S.  207.  Lafemere,  a.  a.  O.,  I,  327, 
336  fg.  (mit  dem  Kauf  des  öffentlichen  Amts  war  auch  eine  Nobilitirnng 
verbunden).  Remusaty  a.  a.  O.,  S.  32.  Die  Werke  von  Loyteau  n.  (rtnyof 
über  „les  Offices"  (s.  Laferriere,  a.  a.  O.,  I,  327).  Constanty  B.,  a.  a.  (X, 
I,  153  fg.  Ueber  den  Aemterhandel  in  China:  Gütslaff,  Das  Leben  des 
Tao-kuang,  S.  55.  Vgl.  auch  Held,  System,  II,  323  fg.  Ueber  Anwart- 
schaftenertheilung  s.  Staats  -  Lexikon ,  IV,  459.  Gneist,  a.  a.  O.,  I,  298. 
Zachariae,  Vierzig  Bücher,  VI,  231  fg.  Unter  Ludwig  XIV.  gab  die 
Function,  das  Amt,  für  die  Ehrenbezeigungen  den  Vorrang  vor  der  Ge- 
burt.    Thierry,  Der  dritte  Stand,  S.  175. 

753)  Collin  de  Pfancy,  a.  a.  O.,  8.  v.  serv,  vilain. 

754)  Uebrigens  soll  im  Jahre  1355  sogar  der  König  Kopfsteuer  be- 
zahlt haben.  Schlosser,  Geschichte  des  13.  u.  14.  Jahrhunderts,  I,  504, 
Note. 
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reichsten  Landes,  die  Creditlosigkeit  der  glänzendsten  Re- 
gierung ,  die  Ohnmacht  altehrwürdiger  Stände,  die  Vergeb- 
lichkeit wiederholter  Notablen  Versammlungen  geben  hiervon 
Zeugniss  und  sind,  mit  dem  heillosen  und  unversöhnlichen 
Gegensatz,  der  durch  die  unwirtschaftlichen,  unsittlichen 
und  unvernünftigen  Steuerprivilegien  und  Steuerüberbürdun- 
gen,  sowie  durch  ihre  Wirkungen  in  der  Nation  entstand,  die 
schlagendsten  Erklärungsgründe  nicht  nur  der  französischen 
Revolution  überhaupt,  sondern  auch  und  vielmehr  ihres 
fürchterlichen  Verlaufs,  ihrer  theilweisen  Unfruchtbarkeit  und 
ihrer  noch  bestehenden  Nachwirkungen.  r5ft) 

In  Deutschland  eröffnet  sich  uns  ein,  trotz  mancher 
Aehnlichkeiten  doch  höchst  eigentümliches  Bild.  Es  ist, 
als  ob  die  englische  und  französische  Entwicklung  zu  glei- 
cher Zeit,  aber  in  verschiedenen  Kreisen  bei  uns  stattgefun- 
den hätte.  760)  Die  Aristokratie  untergräbt  im  Kaiserthum 
das  Königthum  und  macht  dabei  freilich  auch  den  deutschen 
Einheitsstaat  unmöglich.  Dagegen  vernichtet  das  Königthum 
in  der  Form  der  Landeshoheit  die  feudale  Aristokratie,  aber 
nicht  so,  als  ob  deshalb  die  Freiheit  in  Deutschland  unter- 
gegangen wäre.  Von  einem  Reichssteuerwesen  kann  höch- 
stens auf  dem  Papier  die  Rede  sein;  aber  auf  demselben 
Papier  sollte  es,  wie  die  Reichsmatrikel  ausweisen,  nach 
dem  Princip  der  proportioneilen  Gleichheit  geordnet  sein. 
Unterdessen  war  Deutschland  durch  die  Landeshoheit  in 
Tausend  von  Territorien  mit  allen  erdenklichen  Staatsformen 
zerfallen.  76r)  Man  hat  gesagt,  die  Deutschen  seien  für  das 
Selfgovernment  reif,  weil  sie  mehr  als  tausend  Jahre,  und 
zwar  gerade  die  Zeit  der  Macht  und  Grösse  Deutschlands 


755)  Tocyueville,  a.  a.  ü.,  S.  105  fg.,  120,  132  fg.,  146. 

756)  Einzelne  Dinge,  z.  B.  die  principielle  Käuflichkeit  aller  öffent- 
lichen Aemter,  kennt  Deutschland  nicht.  Ebenso  wenig  ein  das  Auf- 
fommeii  der  Bureaukratie  hinderndes  Selfgovernment. 

757)  Auch  in  Spanien  gab  es  nicht  blos  bildlich,  sondern  wirklich  poli- 
iscli-sooiul  ho  viele  Könige  als  sogenannte  „ricos  hombres".  Sempere,  a.  a.O., 
5.  15**.  Im  Jahre  1793  bestanden  in  Deutschland  324  landeshohe  und 
1475  riMchsfreie  Territorien.  Unter  den  erstem  waren  4  Erzbisthümer, 
;9  Biüthünier,  61  Keiehsprälaturen ,  1  Johannitvrmeister  und  51  Reichs- 
taute. 
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hindurch,    mit    dieser    politischen    Lebensform    zugebracht 
hätten.     Wir  mochten    die  Reife   des  deutschen  Volks  für 
Selfgovernment    aus    dem    angegebenen    Grunde    nicht   ent- 
nehmen;   denn  abgesehen   von   andern  Dingen,   so  war  das   i 
mittelalterliche,    wie    das    gegenwärtige   Selfgovernment  der  I 
Deutschen  nicht  die  Selbstregierung  nach  den  Gesetzen  einer 
hohem  nationalen  Einheit,   sondern  vielmehr  nur   nach  dem 
Gesetz  der  Isolirung  eines  jeden,  auch  des  kleinsten  Gemein- 
wesens.    In    den  einzelnen    grossem  Territorien    sehen  wir 
auf  die   Vernichtung  des  Feudalismus  bald  eine  durchgrei- 
fende Nachahmung  nicht   englischer,    sondern  französischer 
Zustände,   auf  das  Extrem  der  feudalen  Zersplitterung  ein 
System  unbedingter  Centralisation  unter  absoluter  Fürsten- 
gewalt folgen.     Bekanntlich   ging  diese   Nachahmung  selbst 
in  den  kleinem  Territorien  bis  zu  einer  carikirten  Wieder- 
holung von  Versailles  u.  s.  w.   Allerdings  waren  innerlich  die 
Verhältnisse  doch  andere;    denn  die  meisten  Territorien  er- 
scheinen viel  zu  klein,   als  dass  nicht  die  Fürsten  die  Lei- 
den des   Volks  hätten    sehen  und   auf  deren  Abhülfe  den- 
ken   müssen.      Der    patrimoniale    Charakter   der    deutseben 
Territorien  gab  daher  auch  der  Landeshoheit  einen  wahrhaft ' 
patriarchalischen  Charakter,   der  vieles  versöhnte,   während 
er  in  einem  Grosstaat  nur   als  Lüge    oder  Anmassung  er- 
scheinen konnte. 

Als  die  ewigen  Kriege  abbrachen  und  im  Anfang  dieses 
Jahrhunderts,  nach  Auflosung  des  Reichs,  in  den  zu  wirk- 
lichen Staaten  „de  jure"  gewordenen  deutschen  Staaten 
zwischen  den  hergebrachten  historischen  Verhältnissen  und 
den  unzweifelhaften,  unüberwindlichen  modernen  Staatsideen 
eine  entschiedenere  Abklärung  stattfand,  da  musste  die  un- 
befangene Einsicht  in  die  wahren  Bedürfnisse  der  Zeit  zur 
Anerkennung  des  Princips  der  proportioneil  gleichen  Bethei- 
ligung an  den  öffentlichen  Lasten  in  einer  der  Gegenwart 
entsprechendem  Weise  hindrängen. 

Aber  noch  war  der  Bruch  mit  der  Vergangenheit  kein 
vollständiger.  Die  deutsche  Bundesacte  will,  dass  die  Me- 
diatisirten  in  Bezug  auf  die  Steuern  zu  den  Privilegirtesten 
gerechnet  werden  und  von  gewissen  Steuern  sogar  absolut 
frei  sein  sollen,  nimmt  also  noch  Steuerprivilegien  an.  Der 
Bund   ist  unterdessen    der   innern    politischen  Entwickelang 
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Deutschlands  fremd  geblieben  oder  er  hat  vielmehr  nur  als 
Hinderniss  an  derselben  theilgenommen.  So  erscheint  der 
politische  Fortschritt  der  deutschen  Volker  lediglich  in  die 
Hand  der  einzelnen  Staaten  gelegt,  die  durch  die  Unbeweg- 
lichkeit  der  Bundesgrundlagen  nicht  gehindert  sein  können, 
Bestimmungen  der  letztem,  welche  mit  dem  Gesetz  der 
natürlichen  Fortbildung  im  Widerspruch  stehen,  aufzuheben. 
So  erklärt  es  sich,  wie  mit  oder  ohne  Einwilligung  der  Me- 
diatisirten,  die  wichtigsten  Bestimmungen  des  Art.  14  der 
Bundesacte  seit  dem  Jahre  1848  in  den  meisten  deutschen 
Staaten  aufgehoben  worden  sind.  Selbst  von  dem  Stand- 
punkt aus,  dass  es  sich  nur  um  Ehrenrechte  handele,  kön- 
nen wir  kein  Stcuerprivilegium  billigen.  Ob  dem  deutschen 
Adel  überhaupt  und  den  Mediatisirtcn  insbesondere  eine  aus- 
gezeichnete sociale  Stellung  gebühre,  das  hängt  von  dem 
Verhältnisse  ab,  welches  frei  zwischen  dem  Adel  und  den 
übrigen  Klassen  des  Volks  besteht.  Die  Gesetze  können 
dem  Adel,  so  wie  er  ist,  keine  ausschliesslichen  Vorrechte  ge- 
währen, ohne  ihm  nicht  selber  mehr  zu  schaden  als  zu 
nützen.  Die  besondern  Ehren  aber,  die  das  Gesetz  gewähren 
kann,  gewährt  es  einzig  und  allein  durch  die  Uebertragung  oder 
Ueberlassung  ausgezeichneter  politischer  Pflichten,  und  ein 
Steuerprivileg  als  Ehrenrecht,  dem  keine  besondere  poli- 
tische Pflicht  entspräche,  würde  ein  durch  nichts  gerecht- 
fertigter, nach  allen  Seiten  schädlicher  Anachronismus  ge- 
nannt werden  müssen.  7ftö) 

Die  Idee  der  allgemeinen  proportionellen  Steuerpflicht 
hat  demnach  wirklich  stets  und  überall,  selbst  unbewusst, 
bestanden,  wenn  sie  auch  meist  sehr  schlecht  ausgeführt  und 
oft  so  entstellt  wurde,  dass  man  sie  selbst  nicht  mehr  zu 
erkennen  vermag.  7ft9)     Natürlich  kann  auch   diese  Idee  nie 


758)  Vgl.  unsern  Artikel  „Standesherren"  im  Staats-Lexikon. 

750)  Man  konnte  sagen,  dass  eine  nur  in  persönlichen  Leistungen 
bestehende  Beitragspflicht  mehr  dem  Föderalismus  entspreche  und  daher 
der  Geltung  der  Uebermacht  und  dem  Wechsel  in  derselben  günstig  sei; 
dass  eine  allein  in  Steuern  bestehende  politische  Beitragspflicht  der  abso- 
luten oder  despotischen  Centralisation  am  meisten  verwandt  sei,  und  dass 
endlich  eine  richtige  Verbindung  beider  Beitragsarten  nach  dem  Priucip 
proportioneller  Gleichheit  dem  organischen    Staat   vorzüglich  zusage.     In 
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vollkommen  realisirt  werden,  theils,  weil  sich  die  Factor«» 
der  Besteuerung  immer  ändern,  theils,  weil  die  Durchführung 
der  Idee  wesentlich  von  mathematischen  Berechnungen  be- 
dingt ist,  und  die  Mathematik  in  Beziehung  auf  menschliche 
Dinge  stets  fehlbar  sein  muss.  Wenn  aber  ohne  Zweifel  die 
indirecten  Steuern,  selbst  die  sogenannten  progressiven,  dai 
entschiedenste  Gegentheil  proportioneller  Gleichheit  sind,  so 
erhellet,  dass  die  Erweiterung  des  Systems  der  directen  Be- 
steuerung auch  aus  noch  andern  als  den  früher  angegebene! 
Gründen  ein  Postulat  der  Zeit  sei. 

Man  könnte  sich  versucht  fühlen,  den  Wcrth  des  Prin- 
cips  der  allgemeinen  proportioneilen  Stcuerpflicht  deshalb  n 
beanstanden,  weil  nach  einem  alten  und  erwiesenen  Satz7W) 
der  Nationalökonomie  alle  Stcucrungleichheitcn  sich  nach 
und  nach  ausgleichen,  oder  die  Steuerüberbürdungen  auf  die 
Nicht-  oder  Minderbesteuerten  sich  überwälzen.  Allein  die 
Erfahrung  hat  auch  bewiesen,  dass  trotz  dieser  Ausgleichung 
oder  Ueberwälzung,  die  natürlich  desto  auffallender  sein 
muss,  je  grosser  die  Ungleichheit  oder  die  Ueberbürdnng 
ist,  die  Finanzen  der  Staaten  zu  Grunde  gingen,  dass  also 
jede  Gegenwart  schwer  litt,  ohne  dass  die  Zukunft  gewann, 
Nach  diesem  Satz  kann  die  Zeit  unvermeidliche  UnvoD- 
kommenheiten  in  der  Ausführung  des  Princips  der  allgemeinen 
und  proportionell-gleichen  Besteuerung  theilweise  heilen,  die 
jedenfalls  nur  sehr  langsam  wirkende  Heilkraft  der  Zeit  aber 


der  gesetzlich  geordneten  Steuerpflicht,  welche  stets  ein  Zeichen  der 
Freiheit  and  Einheit  ist,  liegt  aber  von  selbst  nicht  nur  die  Einheit  de* 
Staatshanshalts,  sondern  auch  die  Controle  des  Volks,  resp.  seiner  Ver- 
tretung über  dessen  gesammte  Führung  und  die  Pflicht  der  Stcuervcnril- 
ligung  für  die  unzweifelhaften,  resp.  anerkannten  Bedürfnisse  des  Staats. 
Allerdings  sind  in  neuerer  Zeit  die  Steuern,  namentlich  in  einigen  Staa- 
ten, sehr  gestiegen.  Ein  Arbeiter  mit  einem  kleinen  Hans,  der  im  Jahr« 
1864  in  Preussen  circa  40%  Thlr.  an  Steuern  entrichtete,  zahlte  1865 
über  53  Thlr.,  was  circa  19  Procent  seines  Bruttoeinkommens  ausmachte. 
Ohne  jedoch  hier  auf  Details  eingehen  zu  können,  dürfte  doch  die  Be- 
hauptung richtig  sein,  dass  unter  unsern  Verhältnissen,  bei  der  fortwährend 
steigenden  Steuerkraft,  nicht  sowol  die  Höhe  der  Steuern  als  vielmehr  der« 
Willkürlichkeit,  Ungleichheit  und  Ungleichmässigkeit  die  grössere  Gefahr 
für  Ordnung  und  Freiheit  wäre.     Vgl.   JFaite,  a.  a.  O.,  IV,  91  fg. 

760)  Derselbe  wurde  unsers  Wissens    zuerst    von    Bois-Guiliibert  ia 
dem  oben  citirten  Werk  aufgestellt    Vgl.  Las  alle  y  a,  a.  0.,  S.  31,  33. 
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bei  unserm  schnellen  Gang  der  Entwickelung  ein  richtiges 
Steuerprincip  nicht  überflüssig  machen.  In  der  allgemeinen 
proportioncllen  Steuerpflicht  erkennen  wir  daher  ein  dem 
yernünftigen  Mass  der  individuellen  Freiheit  nach  den  Anfor- 
derungen der  Gegenwart  entsprechendes  und  bei  vernünftigem 
Gebrauch  der  Freiheit  dem  Staat  auch  in  seinem  ewigen  Ver- 
lauf heilsames  Princip.  Das  allenthalben  sich  kundgebende 
Streben  nach  einer  organischen  Systematisirung  aller  Steuern 
und  das  entschiedene  Auftreten  der  Idee,  auch  in  die  directen 
Steuern  dieselbe  Beweglichkeit  zu  bringen,  welche  in  der  Na- 
tur ihrer  gemeinsamen  Quelle,  des  Einkommens  selbst,  liegt, 
ist  uns  ein  Zeichen,  dass  die  Arbeit  des  Fortschritts  auch  in 
dieser  Beziehung  noch  im  Gang  sei. 

Nachdem  wir  unsere  Ansichten  über  den  eigentlichen 
Staatsdienst,  soweit  es  hier  nöthig,  gelegentlich  in  unsern 
frühern  Ausführungen  niedergelegt,  auch  von  den  unter  4) 
hervorgehobenen  ausgezeichneten  politischen  Diensten  schon 
bei  Würdigung  des  Princips  des  Selfgovernments  gehandelt 
haben,  ausserdem  aber  von  ihnen  in  der  nächstfolgenden 
Darstellung  des  constitutionellcn  Organismus,  in  welchem 
Sie  ihren  Schwer-  und  Höhepunkt  finden,  des  Nähern  zu 
sprechen  haben  werden,  so  unterlassen  wir,  an  dieser  Stelle 
besondere  Ausführungen  über  diese  beiden  Kategorien  von 
politischen  Verhältnissen  zu  geben. 


43* 
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L  Strittige  und  nichtstrittige  Punkte.  II.  Bedeutung  des  constitntio- 
nellen  Organismus.  Grundgedanke.  Fremde  Muster.  III.  Consequenzea 
aus  jenen  Grundgedanken:  der  constitutionelle  Organismus  bat  stets  dei 
ganzen  Staat  im  Auge  zu  behalten;  das  Princip  seiner  Tbätigkeit  ist  die 
politische  Pflicht;  ein  sich  überlebt  habendes  Regierungssystem  ist  eine 
üble  Basis  für  den  Constitutionalismus;  der  Einfluss  der  Persönlichkeit« 
ist  nicht  gänzlich  auszuschliessen;  kein  Einfluss  einzelner  Klasseu;  Erhal- 
tung und  Veränderung;  der  Geist  der  Einheit  und  der  Trennung;  die 
politische  Pflicht  und  die  einzelnen  Einrichtungen;  die  Macht  des  consti- 
tutionellen  Körpers;  dessen  Eigenschaft  als  Staateorgan;  normale  Zu- 
stände; Competenz  der  Volksvertretung;  das  organische  Gesetz.  IV.  Feh- 
ler in  der  Auffassung  und  Darstellung  des  repräsentativen  Körpers.  Eng* 
land.  V.  Frankreich.  VI.  Deutschland.  VII.  Consequenzen  des  orga- 
nischen Staatsgedankens :  der  constitutionelle  Körper  ist  an  die  Gesetze 
gebunden;  Gesetze  können  nicht  ohne  Mitwirkung  der  Stände  gegeben 
oder  geändert  werden;  der  constitutionelle  Körper  ist  nach  dem  Gesell 
der  organischen  Einheit  einzurichten  und  stets  gegen  das  Ganze  verpflich- 
tet; seine  Pflichterfüllung  kann  nicht  erzwungen  werden;  er  kann  nicht 
verwalten  und  ist  ohne  Wahlen  unmöglich.  VIII.  Die  Constitutionen*! 
Einrichtungen  sollen  durch  die  Kraft  der  Gesetze  wirksam  werden.  Die 
einfachem  Mittel  sind  den  complicirtern  vorzuziehen.  Kein  Verzicht  auf 
verfassungsmässige  Rechtsübung,  resp.  Pflichterfüllung.  Wofür  der  Land- 
tag stimmen  muss? 

I. 

Uehen  wir  nun  zur  Darstellung  und  Beurtheilung  der 
besondern  constitutionellen  Einrichtungen  oder  der  soge- 
nannten constitutionellen  Organismen  selber  über,  und  ver- 
setzen wir  uns  in  die  ungeheuere   und  wechselvolle  Masse 
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er  hierher  gehörigen  geschichtlichen  Erscheinungen  und  der 
amit  verbundenen  Ansichten,  Klagen  und  Wunsche,  so 
omint  es  uns  fast  vor,  als  wenn  in  eine  babylonische  Ver- 
-irrung  noch  die  erste  Ordnung  zu  bringen  wäre. 

Wol  sind  es  einige  Dinge,  über  welche  alle  insofern 
n verstanden  zu  sein  scheinen,  als  die  einen  sie  wie  unver- 
leidliche  Uebel  dulden,  die  andern  wie  unübertreffliche  Gü- 
x  erhalten  zu  müssen  glauben. 

Sieht  man  auf  die  constitutionelle  Praxis,  so  scheinen 
erade  diese  Dinge  die  Nebensachen  zu  sein.  Man  streitet 
eh  wenigstens  nicht  mehr  viel  um  sie  und  die  Folge  davon 
t,  dass  die  andern  Dinge,  um  welche  allein  oder  doch  am 
itzigsten  gekämpft  wird,  als  die  Hauptsachen  hervortreten. 

Nichtsdestoweniger  sind  die  letztern  deshalb  allein  noch 
icht  [die  Hauptsachen;  denn  in  den  Streit  um  sie  rankt 
ich  immer  noch  der  Streit  um  die  erstem  hinein.  Kann 
aan  nämlich  diese  nicht  mehr  angreifen,  so  ist  es  doch 
nöglich,  bei  andern  Gelegenheiten,  durch  Geltendmachung 
rerschiedener  Ansichten  über  dieselben,  sie  vielleicht  in  ihrer 
Wurzel  anzupacken.  Auch  lassen  sich  derlei  geduldete  oder 
jrrungene  constitutionelle  Dinge  von  der  Gegenseite  zu 
S wecken  verwenden,  auf  die  sie  nicht  von  allen  berechnet 
«raren,  oder  wofür  sie  nicht  nach  der  Ansicht  aller  be- 
rechtigt sind. 

So  ist  z.  B.  kein  Streit  mehr  darüber,  dass  eine  con- 
jtitutionelle  Verfassung  nicht  ohne  Volksrepräsentation,  und 
liese  nicht  ohne  Wahl  möglich  sei;  dass  ferner  der  Volks- 
vertretung bezüglich  aller  wichtigen  Staatsangelegenheiten 
am  des  Staats  willen  eine  Competenz  zustehe,  diese  ihr 
demnach  als  politische  Pflicht  obliegen  müsse.  Aber  was 
ist  denn  alles  aus  dieser,  auf  der  einen  Seite  schmerzhaft 
ertragenen,  auf  der  andern  Seite  triumphirend  gepriesenen 
Volksrepräsentation  zu  machen,  je  nachdem  die  Fragen: 
Wer  ist  activ  und  passiv  wahlfähig?  Wie,  wann,  wie  oft, 
in  welchen  Kreisen  sollen  die  Wahlen  stattfinden?  Welches 
ist  die  Grenze  der  ständischen  Competenz  u.s.w.  beantwortet 
werden?  Und  wie  müssen  sich  der  Schmerz  der  Duldung 
und  der  Uebermuth  des  Siegs  bei  Ventilirung  dieser  Fragen 
kundthun?  Wie  verschieden  kann  selbst  bei  einem  friedlichen 
Verlauf  dieser  Kämpfe  der  Ausgang  sein? 


678  Achtzehnter  Abschnitt. 

Auch  täusche  man  sich  ja  nicht,  meinend,  es  könne 
durch  eine  recht  vollständige  und  deutliche  Redaction  der 
Verfassungsgesetze  das  Vorkommen  solcher  Kämpfe  ver- 
mieden werden.  Denn  eine  Gesetzesrcdaction  dieser  Art 
wäre  geradezu  unmöglich,  und  wenn  auch  ein  Gesetz  über 
diesen  oder  jenen  Punkt  jede  Streitigkeit  abschnitte,  so  be- 
ruhen doch  die  bezeichneten  Kämpfe  auf  natürlichen,  nie  gänz- 
lich über  wind  baren  Gegensätzen,  die  selbst  nach  längerer 
Ruhe  immer  wieder  erwachen  und  die  Gelegenheit  zum  Aus- 
bruch, welche  die  sorgfältige  Redaction  des  Gesetzes  ver- 
hindert, unfehlbar  anderswo  suchen  und  finden  würden. 
Schon  über  die  Benennung  des  constitutionellcn  Organis- 
mus: ob  Parlament?  Nationalversammlung?  Legislatur? 
Landtag?  Reichstag?  u.  8.  w.  entbrennt  der  Streit,  an  wel- 
chen sich  wol  auch  sofort  die  Controvcrse  anschliesst,  ob 
die  Landtage  und  die  Kammern  Corporationcn  seien  oder 
nicht  ? 

Wir  legen  auf  derartige  Streitfragen  an  sich  keinen 
Werth.  Wol  aber  können  die  Motive  solcher  Streitigkeiten 
und  die  Resultate  derselben  von  der  grössten  Wichtig- 
keit sein. 

Nur  natürlich  aber  muss  es  erscheinen,  dass  der  ganze 
Gegensatz  zwischen  Feudalismus  und  Absolutismus  einerseits 
und  den  modernen  Ideen  andererseits,  wie  der  zwischen 
allem  Bestehenden  und  allem  ihm  entgegen  Werden  wollen- 
den sich  auf  den  Kampf  um  die  Gestaltung  und  Weiter- 
entwickelung  des  constitutionellcn  Körpers  geworfen  hat. 
Auch  dürfte  es  weniger  die  Constitutionen e  Idee  selbst  sein, 
die  man  als  Gegenstand  des  Streits  zu  betrachten  hätte. 
Denn  wer  möchte  die  Wahrheit  der  organischen  Staatsidee 
ernstlich,  offen  und  direct  bestreiten?  Dagegen  kann  man  theils 
über  die  Consequenzen  derselben  für  die  formelle  Darstel- 
lung, theils  über  das  Mass  der  Competenz  der  Volksreprä- 
sentation,  sowol  „in  abstracto"  als  auch  gegebenenfalls,  ver- 
schiedener Meinung  sein,  woraus  natürlich  schon  Streit  ent- 
stehen muss.  Dann  kann  sich  aber  auch  gerade  hinter  die 
eben  bezeichneten  Streitgründe  am  besten  ein  der  organischen 
Staatsidee  entgegenlaufender  einseitiger  Frcihcits-  oder  Herr- 
schaftstrieb verstecken. 

Unsere  Zeit  verlangt   von  der  Krone    und  den  Regie  - 


I 

i 
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rungsorganen,  von  den  hergebrachten  Ständen  und  von  der 
Masse  des  Volks  Dinge,  die  sie  meistens  noch  nicht  lang 
und  jedenfalls  nicht  alle  gewohnt  sind,  und  wenn  viele  daran 
zweifeln,  ob  von  den  Tugenden  früherer  Zeiten  noch  etwas 
vorhanden,  darüber  ist  nicht  zu  zweifeln,  dass  die  fehler- 
haften politischen  Handlungen  und  Unterlassungen  der  frü- 
hem Zeit  mit  ihren  Wirkungen  noch  mächtig  in  unsere  Tage 
hereinreichen. 

Die  Literatur  über  unsern  Gegenstand  ist,  selbst  wenn 
man  reine  Parteischriften  für  einzelne  Zwecke,  Flugschriften 
für  den  Augenblick  und  die  Legionen  von  Bänden  land- 
ständischer Verhandlungen  ungezählt  lässt,  eine  fast  unüber- 
sehbare. Und  wenn  es  nicht  unsere  Absicht  sein  kann,  nur 
Altes  zu  reproduciren,  so  scheint  unter  solchen  Umständen 
Neues,  was  zugleich  einen  Werth  hat,  kaum  geschrieben 
werden  zu  können.  Dennoch  muss  es  eine  Totalanschauung 
des  Constitutionalismus  geben,  die  dadurch,  dass  sie  nicht 
in  die  Irrthümer  der  bisherigen  Theorien  verfällt,  ohne  die 
*  in  ihnen  enthaltenen  Wahrheiten  aufzugeben  oder  unent- 
wickelt zu  lassen,  im  ganzen  eine  neue  und  eine  berechtigte 
ist.  Nachdem  wir  im  Eingang  dieses  Theils  gezeigt  haben, 
was  der  Constitutionalismus  nicht  sei,  und  wem  also  auch 
die  constitutionellen  Einrichtungen  nicht  zu  dienen  hätten, 
gelingt  es  uns  vielleicht  jetzt,  gelegentlich  der  Auffassung 
der  wichtigsten  constitutionellen  Einrichtung,  in  positiver 
Weise  das  wahre  Wesen  des  Constitutionalismus  festzustellen. 

IL 

Die  Volksvertretung,  sofern  sie  nicht  selbst  der  verfas- 
sungsmässige Souverän  oder  doch  vollständig  dessen  Reprä- 
sentant sein  soll,  oder  endlich  thatsächlich  im  Lauf  der  Ge- 
schichte etwas  ähnliches  anerkanntermassen  (wie  z.  B.  in 
England)  geworden  ist,  muss,  und  dies  ist  die  erste  An- 
forderung, so  angeordnet  sein,  dass  sie  in  organischer  Ver- 
bindung mit  dem  Volk  und  der  Regierung,  also  auch  mit 
dem  Souverän,  den  Staat  in  seiner  höchsten  normalen 
organischen  Lebensthätigkeit  erkennen  lässt.  Sie  ist  also 
nicht  der  einzige,  wol  aber  ein  unentbehrlicher  Träger  der 
organischen  Staatsidee  in  einer  unserer  Zeit  entsprechenden 
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Form,  die  weder  einer  seccssionistischen  Selbständigkeit  pri- 
vilegirter  Stände,  Hoch  einer  blinden  Unterwerfung  nicht- 
privilegirter  Klassen  entspricht  und  allgemeine  Freiheit  un- 
ter allgemeiner  Ordnung,  Gehorsam  gegen  das  Gesetz  seitens 
aller,  Selbstbetätigung  der  politischen  Einsicht  und  des 
politischen  Charakters  durch  alle  und  zwar  durch  jeden  an 
seinem  Platz  verlangt. 

Man  mochte  sagen,  dass  in  dem  constitutionellen  Or- 
ganismus alle  Verschiedenheiten,  localc,  sociale  und  stän- 
dische, soweit  sie  gegensätzlich,  aufgehen,  dass  ihm 
gegenüber  Gegensätze  gar  nicht  vorhanden  seien,  oder  doch 
gerade  in  ihm  ihre  Ausgleichung  finden  sollten. 

Dies  ist  der  Grundgedanke,  der  aller  gesetzlichen  An- 
ordnung über  die  Einrichtung  des  constitutionellen  Körpers 
und  seine  Competenz,  über  die  Wahlfähigkeit  und  die  Ein- 
richtung der  Wahlen  u.  8.  w.  unterliegen  muss  761),  und  der 
auch  dann  besteht,  wenn  die  Verhältnisse  seiner  Realisation 
in  dem  einen  Lande  minder  günstig  sind  als  in  dem  andern, 
und  wenn  man  überhaupt  vollkommen  zugibt,  dass  er  nie 
ganz  realisirt  werden  kann.  Denn  durch  den  constitutio- 
nellen Organismus  wird  der  Bürger  an  seiner  staatlichen 
Seite  erfasst  und  jedes  speciellere  Interesse  dem  Ganzen 
dienstbar  gemacht  und  untergeordnet.  Da  aber  der  Gegen- 
satz zwischen  dem  Individuellern  und  Allgemeinem  ein 
ewiger  ist,  so  kann  derselbe  zwar  in  einem  geschichtlichen  Mo- 
ment für  die  gegebenen  Fälle  eine  sehr  vollständige  Aus- 
gleichung gefunden  haben,  während  das  Leben  immer  wie- 
der neue  Verhältnisse  und  mit  ihnen  neue  Gegensätze  zwi- 
schen dem  Speci ellern  und  dem  Allgemeinem  schafft,  die 
dann  wieder  aufs  neue  ausgeglichen  werden  müssen.  Und 
gerade  darin  liegt  ein  ungeheuerer  Werth  der  constitutio- 
nellen Formen.     Denn   indem  man  sich  auf  die  angegebene 


761)  Es  ist  also  immer  wieder  der  Gedanke  der  Transaction.  Natür- 
licherweise wird  die  Ausgleichung  in  jedem  gegebenen  Fall  nach  Lage 
der  Dinge  eine  besondere  Färbung  erhalten.  So  konnte  z.  B.  Beckard  in 
der  Sitzung  der  Deputirtenkammer  vom  14.  März  1840  die  Transartion 
„la  derniere  parole  de  revolutions  qui  iinissent"  und  Lamartine  sie  „la 
premiere  parole  des  majorites  qui  se  retrouvent"  nennen.  Lamartine ,  a. 
».  O.,  II,  321. 
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Weise  sowol  der  Natürlichkeit,  also  auch  der  Berechtigung 
jener  Gegensätze,  wie  der  Notwendigkeit  und  Möglichkeit 
ihrer  Ausgleichung  und  der  besondern  Zweckdienlichkeit 
des  Constitutionalismus  dazu  bewusst  wird,  muss  mit  der 
Ausbreitung  der  constitutionellen  Idee  auch  die  Achtung 
der  constitutionellen  Formen  steigen  und  mit  deren  zweck- 
gemässer  Anwendung  die  Gefährlichkeit  der  fraglichen  Ge- 
gensätze sich  vermindern. 

Eine  lange  und  vielseitige  Erfahrung  hat  bewiesen,  dass 
constitutionelle  Doctrinen  und  die  mit  ihnen  gemachten 
praktischen  Versuche,  sowie  politische  Persönlichkeiten  in 
ihrer  Losgerissenheit  von  jenem  Grundgedanken  wenn  nicht 
schädlich,  doch  nur  von  geringem  Werth  gewesen,  dass  sie 
zu  keinen  sichern  Resultaten  gelangten  und  von  den  wirk- 
lichen Verhältnissen  nicht  immer  mit  Unrecht  verspottet 
worden  sind. 

Aus  jenem  Grundgedanken  ergibt  sich  aber  weiter, 
dass,  wenn  die  gesammte  Einrichtung  des  constitutionellen 
Organismus  und  dessen  Recht  nicht  das  Product  einer  all- 
mählichen geschichtlichen  Entwickelung  sind,  der  Gesetz- 
geber, der  sie  erst  schaffen  soll,  doch  nur  die  Wehemutter 
der  geschichtlich  gewordenen  Verhältnisse  sein  darf,  oder 
dass  er  das  Rechte  nur  insoweit  trifft,  als  er  dies  ist.  Wi- 
drigenfalls haben  die  betreffenden  Gesetze  kein  inneres  Le- 
ben, keine  Kraft  des  Bestandes  und  wirken  jedenfalls  nicht 
Constitutionen.  Daher  der  so  zweifelhafte  Erfolg  vieler  con- 
stitutioneller  Wahlgesetze,  der  häufige  Wechsel  der  Gesetze 
über  den  constitutionellen  Organismus,  das  unsichere  Herum- 
tasten zwischen  einer  Menge  von  Formen  u.  8.  w. 

Ist  die  constitutionelle  Idee  so  weit  in  einem  Volke 
entwickelt,  dass  besondere  Einrichtungen  zu  ihrer  Verwirk- 
lichung nicht  mehr-  verweigert  werden  können;  muss  sie 
also  entweder  zum  ersten  mal  in  verfassungsmässige  Formen 
gebracht  oder  an  diesen  infolge  ihrer  Weiterentwickelung 
eine  entsprechende  Veränderung  vorgenommen  werden,  so 
möge  man  nur  nichts  erfinden,  sondern  das  wirklich  Vor- 
handene suchen  und  finden  762),    nur  nichts  Fremdes  nach- 


762)  „Der  Mensch  kann  in  der  Wissenschaft  oder  Religion  nur  das 
Falsche  erfinden,  und  alle  Wahrheiten,  die  er  entdeckt,  sind  blosse  That- 
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ahmen,  sondern  die  fremden  Erfahrungen  auf  die  eigenen 
Verhältnisse  anwenden.  Denn  es  wäre  das  Gegentheil  eines 
wahrhaft  constitutionellen  Korpers,  wenn  man  denselben  für 
sich  allein,  etwa  wie  ein  Kunststück  denken  müsste,  dessen 
Werth  nur  in  der  künstlichen  Arbeit  bestände',  wenn  man 
ihn  also  nicht  so  mit  dem  Gesammtcharakter,  den  Gesammt- 
zuständen  und  Einrichtungen  eines  Volks  in  Verbindung 
setzte,  dass  er,  von  diesen  getragen  und  sie  alle  durchdrin- 
gend erschiene.  Wie  überall,  so  ging  auch  in  der  Ent- 
wickelung  der  Staats  Wissenschaften  „das  Abstracte  und  All- 
gemeine dem  Concreten  und  Speciellcn  .voraus".  76S)  In 
der  That  ist  selbst  der  erste  constitutionelle  Schriftsteller, 
Locke,  wesentlich  doctrinär  und  der  schon  früher  gelegent- 
lich der  Rechtsstaatstheorie  von  uns  bekämpfte  Doctrinaris- 
mus,  das  Abstracte  und  Allgemeine  in  der  constitutionellen 
Theorie,  die  Richtung,  der  wir  auch  hier  wieder  entgegen- 
treten. 

III. 

Es  ergeben  sich  übrigens  aus  unserm  Grundgedanken 
noch  folgende  wichtige  Sätze: 

1)  Die  Volksrepräsentation  muss  in  jeder  ihrer  poli- 
tischen Functionen,  ebenso  wie  jeder  einzelne  Bürger  und 
Beamte,  ja  wie  der  Souveräne  selbst,  natürlich  in  der  ihr 
entsprechenden  eigenen  Art,  stets  den  ganzen  Staat  im  Auge 
haben,  nur  das  Interesse  des  ganzen  Staats  als  entscheidend 
erkennen.764)  Sie  ist  daher  so  einzurichten,  dass,  welche 
Freiheit  immer  zur  Geltendmachung  individueller  Ansichten 
und  speciellerer  Interessen  durch  die  Verhandlungen  selbst 
gewährt  wird,    in  den  Beschlüssen  der  Volksrepräsentation 


Sachen  oder  Gesetze,  die  vom  Schopfer  ausstrahlen."  Bei  Carey,  H.  C, 
Die  Grundlagen  der  Socialwissenschaft,  deutsche  Uebersetzung  (München 
1863),  I,  7. 

763)  Carey,  a.  a.  O.,  S.  7. 

764)  Das  wahre  öffentliche  Beste  ist  daher  die  einzige  gerechtfertigte 
Consequenz  in  der  Politik,  und  ihm  gegenüber  gibt  es  auch  für  keine 
Kammer  ein  „a  priori"  absolutes  Princip.  Einen  geschichtlichen  Beweis 
hierfür  wie  für  die  unvermeidliche  Einwirkung  der  Persönlichkeit  s.  bei 

Viel-Ca*tel,  a.  a.  0.,  IV,  229  fg.,  519. 
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lediglich  das  Wohl  des  Ganzen  durchzuschlagen  vermag. 
Eine  Volksrepräsentation  ist  demnach  dann  am  besten  ge- 
ordnet, wenn  sie  nach  den  gegebenen  Verhältnissen  mit  der 
höchst  möglichen  Sicherheit  zu  solchen  Beschlüssen  kommen 
muss.  Auf  diese  Weise  wird  aber  ersichtlich,  dass  der 
wahre  Constitutionalismus  mit  dem  wahren  Selfgovernment 
vollständig  identisch  ist,  indem  die  Volksrepräsentation  in 
dem  Kreise  ihrer  Thätigkeit  ebenso  wie  der  constitutionelle 
Fürst  und  die  constitutionelle  Beamtenwelt ,  von  demselben 
Princip  beherrscht  werden,  wie  die  kleinern  selfgo veramen- 
talen Kreise  und  so  alle  zusammen  unter  sich  in  organischer 
Einheit  das  Leben  des  Staats  darstellen.  Und  wenngleich 
die  Gesetze  des  Manu  und  die  Schriften  Montalembert's  viele 
Tausende  von  Jahren  auseinanderliegen  und  vielleicht  durch 
andere  Gründe  mehr  noch  als  durch  diesen  grossen  Zeit- 
raum unvereinbar  sind,  so  hat  doch  der  erstcre  (Buch  7, 
§.  44)  mit  dem  Satze:  „Qu'il  (le  roi)  fasse,  nuit  et  jour, 
tous  ses  efforts  pour  dompter  ses  organes;  car  celui  qui 
maitri8e  ses  organes  est  seul  capable  de  soumettre  les 
peuples  ä  son  autorite",  einen  Schein  von  der  richtigen 
Auffassung  der  höchsten  Aufgabe  des  Konigthums  in  einem 
menschenwürdigen  Staat,  der  letztere  (a.  a.  O.,  S.  346) 
in  der  Behauptung,  dass  Selfgovernment  im  edelsten  Wort- 
sinn das  „empire  de  soi  qui  fait  la  gloire  des  grands  peuples 
et  des  grands  caract&res"  sei,  die  tiefste  und  universalste 
Anschauung  vom  Selfgovernment  niedergelegt,  und  jeder  von 
ihnen  für  die  ewige  und  allgemeine  humane  Natur  des  Con- 
stitutionalismus Zeugniss  gegeben.  Das  Selfgovernment  er- 
scheint demnach  als  die  freie  Herrschaft  und  Bethätigung 
des  Höhern,  Allgemeinern  über  das  Niedrigere,  Speciellere. 
Im  einzelnen  Menschen  ist  es  die  thatkräftige  Herrschaft 
des  Gemeinsinns  über  den  Egoismus,  der  sich  politisch  zu- 
erst in  der  Localgemeinde  äussert,  als  Gemeinsinn  der  Lo- 
calgemeinde  im  District  oder  Canton,  als  Gemeinsinn  dieser 
in  der  Provinz  oder  dem  Kreise  wirksam  wird,  beim  Staats- 
bürger, resp.  bei  den  localen  und  territorialen  Unterabthci- 
lungen  des  Staats  aber  immer  von  dessen  höchsten  Anfor- 
derungen wieder  beherrscht  sein  muss.  Wenn  daher  den 
constitutionellen  Collegien  jener  Corporationen  die  Berathung 
und  Beschlussfassung  über  die  particularen ,    und  bei  ihrer 
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ständischen  Zusammensetzung  auch  über  ,die  specialen  In- 
teressen zusteht,  so  können  deren  Beschlüsse  formell  doch 
nie  decisive  sein,  sondern  müssen  von  der  Genehmigung  des 
Staats  abhängen,  der  sie  nach  ihrem  Verhältniss  zu  seiner 
Einheit  zu  prüfen  hat  und,  soweit  jene  Particularitäten  und 
Specialitäten  berechtigt  sind,  selbe  auch  unterstützt.  So 
trägt  denn  der  Staat  wieder  zu  den  Kreisbedürfnissen,  der 
Kreis  zu  den  Districtsbedürfnissen ,  der  District  zu  den  Be- 
dürfnissen der  Localgemeinde ,  diese  zu  den  Bedürfnissen 
ihrer  Angehörigen  bei. 

2)  Das  Wesen  oder  der  Geist  der  Function  des  con- 
stitutionellen  Organismus  ist  demnach,  wie  bei  jeder  poli- 
tischen Function,  die  politische  Pflicht,  zu  deren  Erfüllung 
alle  Berechtigungen  gegeben  sind.  Da  übrigens  diese  Berech- 
tigungen so  eingerichtet  sein  müssen,  dass  ohne  sie  die  Er- 
füllung der  fraglichen  Verpflichtungen  nicht  möglich  wäre, 
so  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  es  auch  Pflicht  der 
constitutionellen  Organismen  und  ihrer  Glieder  sei,  auf  der 
Unverletzterhaltung  dieser  Rechte  zu  bestehen  und,  falb 
deren  Umfang  zur  Erfüllung  der  fraglichen  Pflichten  nicht 
hinreicht,  auf  entsprechende  Erweiterung  derselben  zu  drin- 
gen. Da  nun  die  politischen  Pflichten  der  Volksvertretung 
auf  das  Gewissen  der  Volksvertreter  gestellt  sein  müssen, 
so  ist  leicht  einzusehen,  warum  ein  etwaiger  Kampf  um  die 
ßethätigung  dieser  Pflichten  gewohnlich  in  der  Form  der 
Geltendmachung  der  zu  ihrer  Erfüllung  gegebenen  Rechte 
geführt  wird.  Und  wie  die  Nichtübereinstimmung  zwischen 
Regierung  und  Volksvertretung  über  die  Erkenntniss  des 
organischen  Staatsprincips  und  über  die  Mittel  seiner  Reali- 
sation, oder  der  Gegensatz  organischer  und  unorganischer 
Tendenzen,  ehrlicher  und  unehrlicher,  möglicher  und  un- 
möglicher Absichten,  jene  Kämpfe  immer  zu  sehr  bedenk- 
lichen Erscheinungen  macht,  in  denen  sich  übrigens  seihst 
die  heterogensten  Elemente  allmählich  abklären  können,  so 
wird  unter  andern  Umständen  die  Erweiterung  der  Rechte 
der  Volksrepräscntation  zum  Zweck  der  politischen  Pflicht- 
erfüllung weder  im  unrechten  Masse  verlangt,  noch  auf 
eine  gemeinschädliche  Weise  verweigert  werden.  Es  gibt 
demnach  auch  kein  absolutes  Princip  für  die  gesetzliche 
Einrichtung  der  Volksrepräscntation,    es  wäre  denn,    dass 
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inan  den  oben  gegebenen  Grundgedanken,  nach  welchem 
überall  alles  von  den  vorhandenen  Verhältnissen  abhängt, 
als  ein  absolutes  Princip  im  Sinne  der  Gemeingültigkeit  be- 
trachten wollte. 

3)  Ein  Regierungssystem,  welches  dadurch,  dass  es 
sich  selbst  überlebt  hat,  wenn  überhaupt  noch,  nur  demora- 
lisirend  wirken  kann,  ist  eine  üble  Vorschule  für  den  Con- 
stitutionalismü8  und  ein  Volk,  bei  welchem  ein  solches  Re- 
gierungssystem längere  Zeit  bestehen  konnte,  ein  wenig  ge- 
eignetes Substrat  für  eine  Nationalrepräscntation. 

4)  Trotz  aller  Objectivität,  welche,  personlichen  oder 
überhaupt  specielleru  Interessen  und  Rücksichten  gegenüber, 
von  einer  tüchtigen  Volksvertretung  verlangt  werden  muss, 
können  doch  bei  deren  gesetzlicher  Anordnung  wie  bei  ihrer 
Thätigkeit  keineswegs  alle  persönlichem  und  speciellern 
Rücksichten  gänzlich  ausgeschlossen  werden.  Und  sie  sollen 
es  auch  nicht.  Denn  einmal  ist  alles,  ehe  es  von  allgemei- 
ner staatlicher  Bedeutung  wurde,  früher  einmal  von  einer 
speciellen  Bedeutung  gewesen,  und  die  Erfahrung  lehrt, 
dass  vieles,  was  einmal  eine  allgemeine  staatliche  Bedeutung 
erlangt  hatte,  diese  Bedeutung  wieder  verlor.  Die  wahre 
Idee  des  SelfgovernmentS  macht  zwar  weder  rein  locale 
Angelegenheiten  zu  allgemeinen,  noch  die  allgemeinen  durch 
die  localselfgovernmentale  Durchführung  zu  localen.  Allein 
eine  scharfe  Ausscheidung  des  Speciellern  und  Universellen 
wird  weder  möglich  noch  nöthig  sein,  wenn  die  Behandlung 
der  fraglichen  Angelegenheiten  im  rechten  Geiste  stattfindet, 
und  sie  wird  nichts  nützen,  wenn  es  an  diesem  Geist  fehlt. 
Bei  dem  Uebergange  aber,  der  mit  einer  Sache  stattfindet, 
wenn  sie  aus  einer  speciellern  zu  einer  universellem  wird 
und  umgekehrt,  wird  ohnehin  der  Moment  lange  unent- 
schieden bleiben,  in  welchem  der  fragliche  Uebergang  sich 
gänzlich  vollzogen  hat.  Fürs  zweite  muss  noch  gewürdigt 
werden,  dass  auch  in  dem  constitutionellen  Organismus  und 
ihm  gegenüber  alles  durch  Persönlichkeiten  hindurchgeht, 
in  Persönlichkeiten  sich  vollzieht.  Es  ist  demnach  keine 
leere  Phrase,  dass  Persönlichkeiten  nicht  selten  Principien 
gleichstehen,  wozu  wir  noch  die  Bemerkung  machen,  dass 
häufig  Persönlichkeiten,  die  nichts- weniger  als  Principien 
sind,    durch  die  Umstände,    durch   die  Parteien  u.  s.  w.  zu 


(586  Achtzehnter  Abschnitt 

Principien  gemacht  werden.  Da  dies  niemals  zu  verhindern 
ist,  so  scheint  es  richtig,  dass  personliche  Rücksichten  durch 
kein  Gesetz  von  der  Thätigkeit  der  constitutionellen  Korper 
vollkommen  ausgeschlossen  werden  können. 

5)  Das  Zusammensehen  und  Zusammenstehen  einzelner 
Klassen  gegen  eine  andere,  um  einen  entscheidenden  Ein- 
fluss  auf  die  Beschlüsse  der  Volksrepräsentation  zu  üben, 
ist  gegen  den  gesunden  constitutionellen  Grundgedanken. 
Dasselbe  gilt  von  gesellschaftlichen  Interessen,  und  ver- 
stehen wir  hier  unter  Klassen  und  Interessen  lebendige 
Factoren  in  der  staatlichen  Gesellschaft,  unzweifelhafte  In- 
teressen von  allgemeinerer  Bedeutung.  Unter  dieser  Voraus- 
setzung kann  man  sogar  sagen,  je  mehr  solcher  Klassen 
oder  Interessen  und  je  fester  sie  sich  gegen  eine  oder  meh- 
rere andere  nur  für  ihre  eigenen  Interessen  verbinden,  desto  übler 
ist  ein  solcher  Zustand,  desto  mehr  verstösst  er  gegen  die 
Aufgabe  einer  wahren  Nationalrepräsentation,  denn  desto 
entschiedener  sucht  er  das  Volk  in  eine  einseitige  Rich- 
tung zu  drängen,  desto  mehr  schneidet  er  die  Möglichkeit 
eiuer  organischen  Ausgleichung  zwischen  Freiheit  und  Ord- 
nung ab. 

6)  Die  unveränderte  Erhaltimg  des  Bestehenden  oder 
dessen  Abänderung  ist  eins  so  wenig  als  das  andere  Pflicht 
der  Volksvertretung.  Die  Trefflichkeit  derselben  kann  dem- 
nach auch  weder  nach  dem  einen  noch  nach  dem  andern 
beurtheilt  werden.  Daraus  folgt,  dass  keins  von  beiden, 
auch  kein  bestimmtes  Mass  des  einen  oder  andern,  als 
Grundgedanke  der  Einrichtung  der  Volksvertretung  vorzu- 
schweben hat.  Diese  muss  vielmehr  so  getroffen  sein,  dass 
die  Volksvertretung  befähigt  ist,  im  rechten  Moment  än- 
dern zu  helfen,  was  im  Interesse  des  Staats  abgeändert 
werden  muss,  und  für  die  Erhaltung  jedes  Zustandes  so 
lange  zu  wirken,  als  er  im  Interesse  des  Staats  erhaltens- 
werth  ist. 

7)  Der  constitutionelle  Organismus  erscheint  gleichsam 
als  das  verfassungsmässige,  mit  den  Generationen  sich  immer 
neu  erzeugende  Organ,  als  das  freie  Element  im  öffentlichen 
Recht,  als  Repräsentant  des  von  der  politischen  Pflicht  be- 
seelten Pactelements,  indem  er  durch  seine  Sympathie  das 
Bestehende  aufrecht  erhält  und  das  Werdende  mit  der  all- 
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gemeinen  Zustimmung  versieht.  Daraus  folgt  aber  auch, 
dass  bei  politischen  oder  öffentlich-rechtlichen  Collisionen, 
bei  denen  der. Geist  der  Trennung  sich  mächtiger  erweist, 
als  der  der  Einheit,  die  organische  Function  der  Volksver- 
tretung aufhören  muss  und  der  Staat  entweder  zerfällt  oder 
einer  Gewaltherrschaft  verfällt.  Letzteres  ist  auch  dann 
der  Fall,  wenn  zwar  der  Wille  zur  Einheit  besteht,  aber 
der  Wille  oder  die  Fähigkeit  zur  organischen  Erfüllung 
dieser  Einheit  abgeht. 

8)  Was  wir  oben  von  der  politischen  Pflicht  als  der 
Seele  der  Function  des  constitutionellen  Organismus  gesagt 
haben ,  gilt  ohne  irgendeine  Ausnahme  von  allen  denselben 
betreffenden  gesetzlichen  Anordnungen,  also  von  der  Er- 
nennung einzelner  Glieder  desselben  durch  die  Krone,  von 
der  rechtzeitigen  Ausschreibung  der  Wahl  wie  von  ihrer  Lei- 
tung, von  der  verfassungsmässigen  oder  ausserordentlichen 
Einberufung  der  Stände,  von  dem  Einfluss  der  Krone  auf 
die  Bestimmung  der  Directoren,  von  den  Vorarbeiten  der 
Ministerien  für  die  den  Ständen  zu  machenden  Vorlagen, 
von  dem  gesammten  Gebrauch  der  Wahlberechtigung,  von 
der  Initiative,  von  der  Verabschiedung,  Vertagung  und  Auf- 
lösung der  Kammern  u-  s.  w.  Der  Umstand  aber,  dass  alle 
diese  Pflichten,  oder  doch  wenigstens  die  meisten  und  wich- 
tigsten derselben,  auf  das  Gewissen  der  Verpflichteten  ge- 
stellt sein  müssen,  führt  zu  der  Erkenntniss,  dass  die  Ge- 
setze auch  in  diesen  Beziehungen  nur  eine  negative  Wirk- 
samkeit haben,  nur  formelle  Grenzen  ziehen  können  und 
weder  diese  materiell  ausfüllen,  noch  die  Art  der  materiellen 
Ausführung  garantiren,  noch  endlich  auch  hier  die  materielle 
Wirksamkeit  der  Persönlichkeiten  und  Umstände  über  die 
formellen  Grenzen  hinaus  hindern  können.  766) 


765)  Gewiss  sind  z.  B.  die  Geschäftsordnungen  viel  wichtiger,  als 
die  meisten  Theoretiker  es  annehmen.  Allein  was  helfen  alle  Geschäfts- 
ordnungen, wenn  das  Interesse,  die  Spannkraft  einer  Session  lahm  ge- 
worden und  es  unmöglich  ist,  eine  anständige  Zahl  von  Mitgliedern  bei- 
sammen zu  halten  (zu  einer  Sitzung  des  englischen  Unterhauses  genügen 
40  Mitglieder!),  wenn  es  an  den  "nöthigen  Vorarbeiten  fehlt,  wenn  man 
mit  den  wichtigsten  Vorlagen  bis  zum  Moment  der  Ermüdung  des  Land- 
tags wartet?  u.  s.  w.. 
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9)  Die  Volksvertretung  soll  und  muss  eine  Macht  sein. 
Dass  sie  eine  solche  ist,  beweist  ihre  Wirksamkeit,  gleich- 
viel ob  sie  eine  hemmende  oder  eine  fordernde.  Selbst  in 
ihrer  unzweifelhaften  Machtlosigkeit  wurde  ein  sehr  mäch- 
tiges Moment  gefunden  werden  müssen,  indem  diese  der 
Beweis  wäre,  dass  es  dem  Staat  oder  der  constitutionellen 
Einrichtung  aus  irgendeinem  Grund  an  dem  constitutio- 
nellen Geist  fehlte  und  dadurch  eine  Nation  unwiderstehlich 
zur  Selbsterkenntniss,  zu  der  Einsicht  gedrangt  wurde,  dass 
sie  nur  zwischen  Verfall  oder  Fortschritt  zu  wählen,  und 
was  sie,  falls  sie  den  Fortschritt  wählte,  zu  thun  habe. 
Das  Mass  und  die  besondeie  Art  der  Macht  der  Volks- 
repräsentation hängt  natürlich  von  den  Umständen  und  Per- 
sönlichkeiten ab.  Ein  Volk  aber,  dem  es  mit  seiner  mon- 
archischen Staatseinrichtung  Ernst  ist,  weil  es  die  vollen- 
detste staatliche  Einheitsform  will,  ihre  Vortheile  kennt  und 
hoher  schätzt  als  die  damit  verbundenen  U.nvollkoininen- 
heiten,  wird  und  kann  getrost  den  Umständen  es  überlassen, 
welches  Mass  moralischen  Einflusses  seine  Vertretung  nach 
innen  und  nach  aussen  übt,  welche  moralischen  Eroberungen 
sie  durch  ihre  Einwirkung  auf  den  Regierungswillen  des  Sou- 
veräns macht.  Wie  aber  ein  solches  Volk  an  keine  prak- 
tische Durchführung  der  Gewaltentheilungstheorie  denken 
kann,  so  darf  es  sich  auch  in  den  Momenten  des  hochst- 
gesteigerten  Einflusses  seiner  Repräsentation  nicht  verleiten 
lassen,  die  materielle  Gewalt  der  letztern  der  juristisch-for- 
mellen Souveränetät  des  Monarchen  als  gleich  an  die  Seite 
zu  setzen  oder  als  höher  überzuordnen.  766) 

10)  Die  repräsentativen  Körper  müssen  nothwendig 
Organe  der  Staatsgewalt,  Organe  zur  Ausübung  der  Staats- 
gewalt, eine  eigenthümliche  Art  von  Staatsämtern  sein. 
Wenn  St.  MM  (a.  a.  O.,  S.  41)  sagt,  eine  Repräsentativ- 
verfassung sei  ein  Mittel,  die  Intelligenz  und  Ehrbarkeit, 
welche   in   dem  Gemeinwesen  vorhanden,    sowie  die  höhern 


766)  In  diesem  Sinne  ist  es  richtig,  wenn  Lamartine  (La  France  par- 
lementaire,  I,  105)  sagt:  „QuYst-ce  que  le  pouvoir? . . . .  le  pouvnir,  c'e*t 
nous  aussi."  Darum  erkennt  auch  Uuizot  als  die  Grundbedingungen  eines 
„regime  politiqne  legal'*:  „la  libre  disoussion  prealable  et  l'observation 
fidele  de  la  loi"  (Memoire?,  III,  187). 
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Charaktereigenschaften  der  ausgezeichnetsten  Persönlichkei- 
ten in  die  Lage  zu  versetzen,  um  mehr  unmittelbar  einen 
Druck  auf  die  Regierung  zu  üben,  so  haben  wir  diesen  Ge- 
danken viel  früher  schon  in  unserm  System  des  Verfassungs- 
rechts (I,  376,  und  II,  435)  auf  das  entschiedenste  ausge- 
sprochen und  an  einer  andern  Stelle  (ebend.,  S.  378)  uns 
bestimmt  dahin  geäussert,  dass  die  verfassungsmässig  ge- 
ordnete Volksvertretung  ein  Organ  der  Gesammtstaatsver- 
fassung  und  demnach  dem  Staat  untergeordnet,  dass  ihre 
Rechte  und  Freiheiten  nur  die  Mittel  ihrer  organischen 
Thatigkeit,  welche  in  der  Erfüllung  ihrer  staatlichen  Ver- 
pflichtung bestehe,  seien.  Wenn  übrigens  derselbe  Gedanke 
schon    früher,    z.  B.   in    der  Einleitung    zu   der  baierischen 

Verfassungsurkuude  vom  Jahre  1818:  „Eine  Standschaft 

berufen,  um  in  öffentlichen  Versammlungen  die  Weisheit 
der  Berathung  zu  verstärken,  ohne  die  Kraft  der  Regierung 
zu  schwächen",  ausgesprochen  ist,  so  beweist  dies  nur,  dass 
diesem  Gedanken  vermöge  seiner  Natürlichkeit  eine  absolute 
Berechtigung  innewohnt,  während  aus  den  entgegengesetzten 
Auffassungen  des  Constitutionalisnius,  bei  aller  Verschieden- 
heit ihrer  Motive  und  Zwecke,  erhellen  inuss,  wie  sie  sich 
säuimtlich  von  der  wahren  Staatsidee  entfernt  haben  und 
selbst  durch  den  höchsten  Aufwand  doctrinärer  Mittel  nicht 
gerettet  werden  können. 

Es  lässt  sich  aber  die  praktische  Berechtigung  dieses 
Princips  nocli  aus  einigen  ganz  naheliegenden  Gründen  be- 
weisen. Wo  weder  eine  Volks-  noch  eine  Parlaments- 
souveränetät  im  Gegensatz  zu  dem  persönlichen  Staatsober- 
haupt, wo  ferner  weder  eine  Gewaltentheilung  mit  mehrern 
souveränen  „Pouvoirs",  noch  eine  Einheit  der  Staatsgewalt 
ohne  politisches  Leben  im  Volke  besteht  und  man  also  we- 
der durch  nationale  Uebung,  noch  durch  ein  mit  der  libe- 
ralen Doctrin  im  unlösbaren  Widerspruch  stehendes  abso- 
lutes Verwaltungssystem  über  die  Consequenzen  der  an- 
gedeuteten falschen  Principien  hinwegkommen  kann,  da  ist 
für  die  Stellung  des  constitutionellen  Körpers  eine  andere 
als  die  von  uns  behauptete  Auffassung  unmöglich.  Ohne 
diese  würde  die  Landesvertretung  wenigstens  ebenso  gut 
den  centrifugalen  wie  den  centripetalen  Kräften  zu  dienen 
im  Stande   sein.      Der  Staat   beruht   aber   auf  der  Centri- 

Held.   111.  44 
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petalität  und  kann  nur  in  dem  Masse  fortschreiten,  in  wel- 
chem die  höchste  centripetale  Kraft,  d.  h.  alle  politische 
Intelligenz  und  Charaktertüchtigkeit,  seinem  Dienst  sich  zu- 
wendet. Auch  wird  der  Constitutionalismus  nur  von  diesem 
Gesichtspunkt  aus  selber  ein  Mittel  sein,  die  politische  In- 
telligenz und  Charaktertüchtigkeit  in  den  Völkern  zu  stei- 
gern. Deshalb  haben  auch  von  jeher  Wähler  und  Gewählte, 
ehrlicher-  und  unehrlicherweise,  sich  nicht  minder  auf  ihre 
politische  Pflichtstellung  berufen,  als  die  Regenten,  und  wie 
häufig  die  Thatsachen  die  Annahme  begründen,  dass  die 
Volksvertretungen  unserer  Anschauung  von  der  Aufgabe 
des  constitutionellen  Korpers  nicht  entsprachen,  so  muss 
doch  die  Rechts  vermuthung,  dass  sie  den  höchsten  Grad 
der  politischen  Tüchtigkeit  des  Volks  vertreten,  als  ein 
Axiom  des  modernen  Staatsrechts  betrachtet  werden.  Uebri- 
gens  beweist  die  Erfahrung,  dass  diese  Vermuthung  sehr 
wohl  begründet  ist.  Denn  erscheint  die  Volksvertretung 
untüchtig,  so  ist  dies  die  Folge  entweder  schlechter  Ge- 
setze oder  schlechter  Wahlen,  was  beides  bei  einem  tüchtigen 
Volk  für  die  Dauer  wenigstens  nicht  möglich  ist.  Die  Erfahruug 
beweist  ferner,  dass  die  politische  Tüchtigkeit  in  mancher  Bezie- 
hung eine  eigene  Sache  sei,  die  durchaus  nicht  mit  dem  Masstab 
anderer  Tüchtigkeiten  gemessen  oder  auf  demselben  Wege 
wie  andere  Brauchbarkeiten  erworben  wird.  Aus  dem  Ver- 
hältniss  der  verfassungsmässig  geordneten  Landesvertretung 
zu  den  wirklich  vorhandenen  ccntripetalen  Kräften  ergibt 
sich  aber/  endlich,  warum  der  Constitutionalismus  bald  schein- 
bar höchst  disparat  zusammengesetzte  Staaten  mehr  organisch 
geeint  und  scheinbar  sehr  einheitliche  Staaten  desorganisirt, 
bald  unter  einem  andern  System  mächtigere  Staaten  ge- 
schwächt und  kleinere,  sonst  ohnmächtige  Staaten  stärker 
gemacht  hat. 

11)  Es  liegt  in  der  Natur  constitutioneller  Körper,  dass 
sie  nur  in  normalen  Verhältnissen  eine  normale  Thätigkeit 
zu  entwickeln  vermögen.  Je  weiter  die  Ausnahmszustände 
um  sich  greifen,  desto  problematischer  werden  die*  Resultate 
der  Wahlen,  desto  zweifelhafter  wird  die  Frage,  wo  das 
Wohl  des  Staats  und  sein  Schwerpunkt  liege,  was  centri- 
petal  und  wohin  die  politische  Kraft  zu  dirigiren  sei?  Kein 
Gesetz  ist  so,    dass  das  wirkliche  Leben  keine  Ausnahmen 
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hervorriefe.  Ein  ausnahmsweises  Abgehen  von  der  gesetz- 
liehen Regel,  z.  B.  in  der  Staatsverwaltung,  wird  in  sonst 
gesunden  Verhältnissen  keinen  bedenklichen  anormalen  Zu- 
stand herbeiführen.  Geschieht  letzteres  doch,  so  hat  man 
sich  eben  über  den  wirklichen  Zustand  getauscht  7<J7),  ihn 
für  gesund  genommen,  während  er  krank  war.  Es  werden 
dann  dieselben  Übeln  Verhältnisse  eintreten,  wie  wenn  die 
dem  Gesetz  entgegenlaufende  Ausnahme  nur  von  der  einen 
Seite  zur  Regel  erhoben  werden  wollte.  Für  die  bei  einem 
wahrhaft  constitutionellen  Leben  unvermeidlichen  politischen 
Meinungsverschiedenheiten  und  wirklichen  politischen  Par- 
teien aber  kann  der  constitutionelle  Organismus  nach  seiner 
wahren  Idee  nur  das  höhere  Einigungsmittel  sein.  Dient 
er  nicht  hierzu,  so  muss  dies  als  ein  Zeichen  genommen 
werden,  dass  die  fragliche  Meinungsverschiedenheit  keine 
wahrhaft  politische,  die  Parteien  also  auch  keine  politischen 
Parteien  seien,  oder  dass  der  Constitutionalismus  vom  Volk 
überhaupt  nicht  verstanden,  für  dasselbe  also  auch  wenig- 
stens in  unsern  Formen  nicht  geeignet  sei. 

12)  Sowenig  man  für  alle  Zeiten  und  Volker  gleich 
gültig  im  Detail  angeben  kann,  was  eine  allgemeine  An- 
gelegenheit sei,  ebenso  wenig  kann  man  zum  voraus  be- 
stimmen, zu  welchen  einzelnen  Angelegenheiten  die  Volks- 
vertretung vermöge  ihres  Wesens  zugezogen  werden  müsse. 
Nach  den  gegebenen  Umständen  wird  man  deren  Zuziehung 
bald  wesentlich,  bald  nützlich,  bald  vielleicht  nur  anständig, 
und  umgekehrt  bald  unmöglich,  bald  unnütz  oder  schädlich, 
bald  unanständig  finden  müssen.  Die  Hauptfrage  wird  im- 
mer die  sein,  welches  Gewicht  dem  verfassungsmässigen 
Beschluss  der  Volksvertretung  beigelegt  werden  solle.  Wir 
haben  schon  früher  nachgewiesen,  dass  und  inwiefern  den 
Standen  ein  „votum  decisivum"  gebühre.  Es  bleibt  dem- 
nach nur  die  Frage,  ob,  um  einen  höchst  ungeeigneten, 
aber    allgemein    recipirten   Ausdruck    zu    gebrauchen,    den 


767)  Man  kann  die  Gesetze  überhaupt  mit  dem  Knochensystem  ver- 
gleichen. Bezeichnen  die  mehr  ausgebildeten  Knochensysteme  höhere  Ord- 
nungen, so  ist  doch  auch  bei  diesen  das  Leben  von  dem  Mark  in  den 
Knochen  bedingt.  Das  Mark  der  Gesetze  ist  deren  Harmonie  mit  dem 
Leben. 

44* 
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verfassungsmässigen  Beschlüssen  der  Volksvertretungen  ge- 
genüber, dem  Souverän  ein  absolutes  Veto  einzuräumen  sei 
oder  nicht.  Eine  Mittelmeinung  will  das  Veto  nur  gegen 
zwei  aufeinanderfolgende  gleichlautende  Parlamentsbeschlüsse 
geben,  verweigert  es  aber,  wenn  das  Parlament  den- 
selben Beschluss  zum  dritten  mal  fasst.  Man  hat  die  Frage 
natürlich  mit  dem  sogenannten  monarchischen  Princip  in 
Verbindung  gebracht  und  von  einer  Seite  behauptet,  dass 
das  absolute  Veto  des  Monarchen  keine  andern  Schranken 
haben  könne,  als  seinen  Willen.  Dabei  wurde  freilich  über- 
sehen, einmal,  dass  bei  der  Abweisung  eines  Regierungs- 
postulats  seitens  der  Stände  das  absolute  Veto  und  also  der 
personliche  Wille  des  Souveräns  gar  nicht  mehr  anwendbar 
sein  können,  ausser  in  der  Form  einer  Verfassungsverletzung; 
dann,  dass  der  persönliche  Wille  des  Souveräns  stets  in  den 
Schranken  des  Gesetzes  gedacht  werden  muss,  und  dass  die 
historisch  positiven  Erscheinungen  des  Staatsrechts  für  die 
Beantwortung  unserer  Frage  das  verschiedenartigste  Ma- 
terial darbieten.  Denn  einmal  wurde  das  fragliche  Veto 
von  den  verschiedenen  Verfassungen  sehr  verschieden  be- 
stimmt, ohne  dass  man  sagen  könnte,  das  monarchische 
Princip,  was  man  auch  darunter  versteht,  sei  durch  die 
eine  oder  durch  die  andere  Form  des  Veto  mehr  gefördert 
oder  geschädigt  worden.  Dann  hat  man  auch  von  dem  absolut 
unbeschränkten  Veto  in  vielen  Staaten  nur  sehr  selten  oder 
gar  nicht  Gebrauch  gemacht,  was  im  Resultat  eben  dahin 
führt,  als  wenn  dieses  Veto  gar  nicht  bestände,  und  inwiefern 
dies  darauf  hinweist,  dass  das  Recht  des  absoluten  Veto 
bei  jeder  Anwendung  etwas  sehr  Gefährliches  sein  dürfte, 
so  kann  nicht  bezweifelt  werden,  dass  ein  blos  suspensives 
Veto  noch  viel  gefährlicher  wäre.  Es  scheint  uns  auch 
hier  alles  nicht  sowol  von  Theorien,  als  vielmehr  von  den 
Gesammt Verhältnissen  und  von  dem  Gebrauch  des  fraglichen 
Rechts  abzuhängen.  Jedenfalls  aber  wollen  wir  darauf  auf- 
merksam machen,  dass,  wenn  dringende  praktische  Bedürf- 
nisse dazu  führen,  die  Frage  von  der  Vorzüglichkeit  des 
absoluten  oder  suspensiven  Veto  zu  ventiliren,  die  normalen 
Zustände  entweder  schon  wesentlich  verletzt  oder  doch  be- 
droht sein  werden.  Eine  dauernde  Hebung  solcher  Mis- 
stände   möchte   aber    wol   niemals    durch   die  Entscheidung 
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der  Theorie    zwischen  absolutem  und  subsidiärem  Veto  zu 
erzielen  sein. 

13)  Wie  die  constitutionellen  Körper  aus  dem  prak- 
tischen Versuch  der  Verwirklichung  des  organischen  Ge- 
setzes hervorgehen,  so  muss  auch  ihre  ganze  Thätigkeit 
ohne  irgendeine  Ausnahme  auf  der  Erhaltung  und  Weiter- 
entwickelung jenes  Gesetzes  beruhen.  Begreiflich  wird  die 
Art  und  die  Grösse  der  einzelnen  Staaten  der  Errei- 
chung dieser  Aufgabe  in  verschiedener  Weise  hindernd  und 
fördernd  sein.  So  ist  z.  B.  in  den  kleinern  Staaten  weni- 
ger politisches  Sclbständigkeitsbewusstsein ,  aber  eine  stär- 
kere staatliche  Fühlung  und  die  Möglichkeit  einer  verhält- 
nissmässig  zahlreichern  Repräsentation.  Das  gerade  Gegen- 
theil  findet  in  den  grössern  Staaten  statt,  und  müssen  daher 
in  diesen  alle  constitutionellen  Einrichtungen  gleichsam  mehr 
verdichtet  und  verinnerlicht,  die  constitutionellen  Beziehun- 
gen mehr  unmittelbar  gemacht  werden.  Hierdurch  wird  selbst  in 
den  grössten  Staaten  die  Möglichkeit  gegeben  sein,  das  in 
den  zerstreuten  Persönlichkeiten  liegende  Kapital  an  poli- 
tischer Intelligenz  und  Charaktertüchtigkeit  für  den  Staat 
nützlich  zu  organisiren.  Die  Staats  Wissenschaften  sind  in 
dieser  Beziehung  hinter  der  Naturwissenschaft,  namentlich 
der  Chemie  unserer  Zeit  zurückgeblieben,  und  es  dürfte 
nicht  zu  früh  sein,  jetzt,  wo  man  selbst  die  kleinsten  Werthe 
nützlich  zu  verwenden  weiss,  vor  dem  Hochverrath  an  der 
Menschheit  zu  warnen,  der  in  der  ewigen  politischen  Mund- 
todterklärung  der  Völker  liegen  müsste.  Aus  dem  An- 
gegebenen erhellt  aber  auch ,  dass  die  sogenannte  gute  Ge- 
sinnung, d.  h.  die  Uebereinstimmung  mit  der  gerade  herr- 
schenden Parteirichtung,  keine  Basis  für  die  Zusammen- 
setzung oder  Thätigkeit  des  constitutionellen  Organismus 
sein  könne.  Hat  man  doch  durch  die  gute  Gesinnung  selbst 
die  schwersten  Verbrechen  rechtfertigen  zu  können  geglaubt, 
eine  Erscheinung,  die  wir  nicht  etwa  deshalb  anführen, 
weil  der  Constitutionalismus ,  insofern  er  zum  einseitigen 
Rechtsstaat  führte,  dieselbe  unmöglich  machen  könnte,  son- 
dern weil  er  Höheres  als  der  Rechtsstaat  gewähren  muss 
und  Verbrechen  nie,  sonstige  Rechtsverletzungen  aber  nur 
im  wahren  Nothstand  rechtfertigt.  Der  absolute  Masstab 
für   eine  Volksvertretung    ist   demnach    stets   der   Grad   der 
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Verwirklichung  des  organischen  Gesetzes.  Darum  und  weil 
entweder  die  Repräsentation  selbst  das  Volk  nicht  mehr  zu 
vertreten  fähig  ist,  oder  weil  dieses  sich  nicht  mehr  von 
ihr  vertreten  lassen  will,  kann  eine  Volksvertretung  heute 
noch  organisch  sein,  die  es  morgen  nicht  mehr  ist.  Es 
kann  aber  auch  der  entgegengesetzte  Fall  eintreten  und 
morgen  organisch  werden,  was  es  heute  nicht  war.  Und 
gleichwie  z.  B.  das  Staatswohl  für  einseitige  Herrschafts- 
interessen, so  muss  auch  das  organische  Gesetz  nicht  selten 
zum  Deckmantel  für  desorganisirende  Bestrebungen  dienen. 
Freilich  kommt  in  allen  diesen  Dingen  sehr  viel  auf  die 
Ansichten  und  Umstände  an,  und  wird  eine  und  dieselbe 
Thatsache  von  verschiedenen  Seiten  uud  unter  verschiede- 
nen Umständen  auch  ohne  Selbstsucht  ganz  verschieden  be- 
urtheilt  werden.  Am  Ende  entscheidet  es  sich  in  der  Ge- 
schichte, wo  gegebenenfalls  die  wahre  politische  oder 
organische  Kraft  gelegen  ist  und  wie  lange  diese  anhielt, 
um  nach  ihrer  Erschöpfung  einer  andern  den  Platz  einzu- 
räumen. 

IV. 

Wir  glauben  nicht  zu  übertreiben,  wenn  wir  sagen, 
dass  bisher  bei  Auffassung  und  Darstellung  des  repräsenta- 
tiven Organismus  sehr  grosse  Fehler  begangen  wurden. 
Die  grossten  derselben  sind,  dass  man  entweder  ein  System 
erfand,  dem  alle  reale  Unterlage  fehlte  und  welches  also 
gleichsam  in  der  Luft  schwebte,  oder  dass  man  einen  viel- 
leicht an  sich  gesunden  Gedanken  ohne  Rücksicht  auf  die 
wirklichen  Verhältnisse  bis  zu  einem  absurden  Aeussersten 
trieb,  oder  dass  man  selbst  ehrlicherweise  die  ganze  Sache 
verkehrt  anpackte,  unehrlicherweise  aber  den  beabsichtigten 
wirklichen  Ausgangs-  oder  Zielpunkt  verschwieg  oder  über- 
ging- 

Was  namentlich  den  letztern  Fehler  betrifft,  so  muss 
man  doch,  ehe  gesagt  werden  kann,  wie  der  repräsentative 
Organismus  zusammengesetzt  sein,  wann  er  einberufen  wer- 
den, welche  Competenz  er  haben,  wie  lange  er  tagen 
soll  u.  s.  w.,  wissen,  wofür  er  da  ist.  Die  zahllosen  Strei- 
tigkeiten über  alle  einzelnen  Punkte  erklären  sich  aber, 
ganz  abgesehen  von  einer  rein  doctrinären  Construction  der 
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constitutionellen  Einrichtungen,  meist  daher,  dass  man  gar 
keinen,  oder  nur  einen  unbestimmten,  oder  einen  nicht  osten- 
sibeln,  namentlich  einen  revolutionären  oder  reactionären 
Ausgangs-  und  Zielpunkt  hatte  und  bei  Einführung  consti- 
tutioneller  Formen,  resp.  bei  der  Annahme  derselben,  sowol 
von  Seiten  der  Reaction  wie  der  Revolution,  einer  im  ge- 
gebenen Augenblick  unwiderstehlich  sich  geltend  machenden 
Kraft  wich,  die  man  häufig  nicht  verstand,  wol  aber  seiner 
Zeit  in  dem  betreffenden  Gegner  zu  vernichten  hoffte. 

Man  übersah  namentlich,  dass  in  dem  sogenannten 
Musterland  der  constitutionellen  Einrichtungen  die  Frage 
nach  der  Bedeutung  und  Competenz  des  Parlaments  theo- 
retisch wenigstens  eine  offene  geblieben  war,  indem  daselbst 
zwar  die  sogenannten  Prärogativen  der  Krone  und  die  des 
Parlaments  einigermassen  feststehen,  nirgends  aber  die  Ab- 
sicht hervortritt,  dieselben  aus  irgendeinem  abstracten  Be- 
griff der  Monarchie  oder  der  Volkssouveränetät  abzuleiten, 
für  alle  denkbaren  Fälle  unabänderlich  festzustellen  und  den 
Einwirkungen  des  praktischen  Bedürfnisses  zu  entziehen.  ™) 
Man  übersah,  dass  in  England  ein  Zustand,  in  welchem  sich 
Krone  und  Regierung  feindlich  vom  Parlament  trennen,  als 
Kriegszustand  betrachtet  wird;  dass  das  Parlament  thatsäch- 
lich  souverän,  staatsrechtlich  jedoch  einzig  und  allein  von  der 
Krone  ausgehend  ist,  und  dass  sich  das  Verhältniss  zwischen 
Krone,  Parlament  und  Volk  um  so  mehr  in  jedem  gegebenen 
Falle  gleichsam  erst  neu  gestaltet,  als  das  Parlament  nur 
theilweise  aus  dem  Volk  hervorgeht,  als  jenes  auch  die 
eigentliche  Regierung  enthält  und  als  auch  die  durch  Wahl 
zu  besetzenden  Parlamentssitze  grösstenteils  in  der  Hand 
derselben  Aristokratie  sich  befinden,  welche  das  Haus  der 
Lords  bildet.  Es  ist  in  der  That  eine  merkwürdige  Er- 
scheinung, wie  in  England  das  Unterhaus  an  Bedeutung  das 
Oberhaus  überwiegt,  obgleich  beide  Häuser  fast  gänzlich 
von  einer  und  derselben  Aristokratie  erfüllt  sind;  wie  fer- 
ner die  Parlamentsmajorität  die  Ministerien  besetzt,  während  die 


768)  Ueber  den  föderativen  Charakter  der  englischen  Aristokratie  8. 
Held,  Legitimität,  S.  31,  Note  2.  Montesquieu,  Esprit,  Buch  8,  Kap.  5. 
Eine  Analogie  zwischen  den  gegenwärtigen  englischen  Zuständen  und  denen 
zur  Zeit  der  Karolinger  zieht  Lazteyrie,   a.  a.  0.,  S.  270. 
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Minister  nur  von  der  Krone  ernannt  werden  können,  und 
wie  der  die  Politik  leitende  Minister  doch  mit  einer  gewissen 
Selbständigkeit  zwischen  Krone  und  Parlament  stehen  kann, 
wenn  er  sich  auf  eine  öffentliche  Meinung  stützt,  welche  die 
Zusammensetzung  des  Parlaments  und  die  Politik  seiner  Ma- 
jorität, nicht  aber  das  Parlament  selbst  und  auch  nicht  des- 
sen aristokratischen  Charakter  unpopulär  findet.  Mit  dem 
Volk  und  der  Krone  ist  das  englische  Parlament  alles;  ohne 
das  Volk  ist  es  nichts  und  ohne  die  Krone  möglicherweise 
eine  mächtige,  im  äussersten  Fall  kriegführende  und  dann 
aus  dem  normalen  Rechtszustand  herausgetretene  oder  her- 
ausgedrängte Partei.  Die  englische  Verfassung  kennt  kein 
rechtliches  Mittel,  im  Fall  der  Meinungsverschiedenheit  zwi- 
schen Volk,  Parlament  und  Krone,  die  Einheit  unter  ihnen 
herzustellen.  Nach  englischem  Staatsrecht  ist  das  Volk  sou- 
verän, das  Parlament  unabhängig  und  unverantwortlich,  das 
königliche  Veto  ein  absolutes  und  unbedingtes.  Die  Her- 
stellung der  Einheit  unter  den  genannten  drei  Factoren  des 
öffentlichen  Lebens  geschieht  daher  jedesmal  mit  vollster 
rechtlicher  Freiheit  auf  innerlichen  Wegen,  und  hängt 
das  Wie?  immer  von  den  jedesmaligen  Umständen  ab.  Wir 
haben  in  England  Parlamente  mit  der  Zustimmung  oder  doch 
Zulassung  des  Volks  dem  absoluten  Willen  des  Souveräns 
sich  fügen  sehen ;  wir  finden  Parlamente,  deren  Bestrebungen 
durch  die  Einheit  zwischen  Krone  und  Volk  paralysirt  und 
deren  Ansehen  infolge  dessen  sehr  herabgedrückt  wurde; 
wir  finden  Souveräne,  die  sich  vollständig  dem  Parlament 
fügten,  Parlamentsmajoritäten,  die  durch  die  Minister  gegen 
die  persönliche  Ansicht  des  Souveräns  regierten,  und  da- 
gegen wol  auch  solche,  die  sich  gegen  ihre  eigene  Ansicht 
der  vom  Volk  getheilten  Ansicht  der  Krone  fügten.  Die 
Kronprärogativen  selbst  gelten  wesentlich  als  formelle  Rechte; 
sie  werden  heilig  gehalten,  sogar  wenn  sie  längst  alle  innere 
Bedeutung  verloren  haben,  immer  aber  unter  der  sich  von 
selbst  verstehenden  Bedingung,  dass  die  Rechte  des  Volks, 
resp.  die  Prärogativen  des  Parlaments  nicht  minder  unver- 
letzt erhalten  werden.  Ob  diese  Gegenseitigkeit,  welche  an 
das  Treueverhältniss  zwischen  Lehnsherrn  und  Vasallen  er- 
innert, im  gegebenen  Fall  materiell  vorhanden  oder  ob  sie 
aus  höhern  Gründen  der  Politik  als  vorhanden  anzunehmen 
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sei,  darüber  entscheidet  der  Moment.  Die  englische  Ge- 
schichte weist  uns  viele  Beispiele  auf,  in  denen  sich,  trotz 
einer  äusserlich  scharfen  Collision  zwischen  Volk,  Parlament 
und  Krone,  eine  Transaction  ohne  besondere  Formen  vollzog, 
bei  welcher  der  eine  oder  der  andere  Theil  nur  leidend  er- 
scheint, in  der  That  aber  eine  momentane  Nachgiebigkeit 
möglicherweise  unter  einem  Protest  stattfindet,  welche,  un- 
beschadet späterer  gerechterer  Ausgleichung ,  grosseres  Uebel 
verhindert.  In  dieser  Beweglichkeit  und  Biegsamkeit  inner- 
halb äusserlich  unantastbarer  Formen,  in  diesem  Ineinander- 
verwachsensein  von  Volk,  Parlament,  Regierung  und  Krone, 
liegt,  bei  der  ganzen  eigentümlichen  Artung  der  Verhält- 
nisse Englands  und  des  Charakters  seines  Volks,  eine  grosse 
politische  Trefflichkeit,  aber  auch  etwas  absolut  Unnach- 
ahmbares. 


Man  übersah  ferner,  dass  in  dem  Mutterland  des  eonstitu- 
tionellen Formalismus,  in  Frankreich,  damals,  als  man  zuerst 
an  die  Begründung  constitutioneller  Einrichtungen  ging,  ab- 
gesehen von  einer  gewissen  Vorbereitung  einiger,  verhältniss- 
mässig  weniger  Geister  durch  die  Werke  von  Montesquieu, 
Voltaire  und  Rousseau,  die  realen  Verhältnisse  und  Zustände 
von  Land  und  Volk  das  directe  Gegentheil  einer  Vorbildung 
zum  Gebrauche  constitutioneller  Formen  darboten.  Die  Idee 
des  Constitutionalismus,  die  in  ihren  mittelalterlichen  Trä- 
gern (General-  und  Provinzialständen ,  Notabein  u.  s.  w.) 
discreditirt  und  vernichtet  war,  tauchte  schon  in  den  Schrif- 
ten Montesquieu^  nur  nach  englischen  Musterbildern  auf,  zu 
deren  Verwirklichung  aber  in  Frankreich  geradezu  alles  Ma- 
terial fehlte.  Jede  nationale,  ja  selbst  alle  bureaukratische 
Initiative  bis  zu  der  der  Minister,  war  todtgeschlagen;  als 
Freiheit  galt  nur  noch  die  Möglichkeit  der  Willkür;  eine 
Pflicht  des  Souveräns  gegen  das  Volk  gab  es  nicht,  und  der 
Monarch  war  allein  von  Rechts  wegen  das  Mass  aller  Dinge, 
welches,  da  es  nicht  ausreichen  konnte,  überall,  wohin  es 
nicht  reichte,  die  Masslosigkeit  legitimirte.  Volk  und  Sou- 
verän waren  beide  gleichmässig  zur  organischen  Transaction 
unfähig  geworden.     Die   beste  Massregel  der  Krone   brach 


698  Achtzehnter  Abschnitt. 

sich  an  dem  unerbittlichen  Odium  des  Despotismus,  die  ver- 
nünftigste populäre  Anforderung  an  dem  sterilen  Felsen  der 
alten  Legitimität.  Man  kann  von  einer  extremen  Idee  (also 
von  der  des  Königthums  Ludwig's  XIV.)  auf  das  entgegen- 
gesetzte Extrem  (die  Idee  der  Volkssouveränetät)  verfallen. 
Aber  was  anders  ist  es,  einer  neuen  extremen  Idee  sich  zu- 
wenden, was  anders,  die  nöthigen  Opfer  zur  Realisation 
bringen?  Als  der  alten  französischen  Monarchie  in  der 
schuldlosen  Person  Ludwig's  XVI.  das  Haupt  abgeschlagen 
war,  da  erschien  auch  der  einzige  Messer  und  Regulator  der 
zahlreichen  so  beweglichen  Nation  vernichtet  und  es  begann 
mit  dem  unnatürlichsten  Terrorismus  jene  fürchterliche  Mags- 
losigkeit  der  revolutionären  Ideen,  die,  von  Napoleon  I. 
mehr  abgeleitet  als  moderirt,  während  der  Restaurationszeit 
in  den  unvereinbaren  Extremen  des  alten  Legitimismus  und 
des  revolutionären  Republikanismus  hervortrat  und,  nur 
wenig  abgeschwächt,  die  franzosische  Charte  sauimt  ihren 
Strebepfeilern  oder  Garantien  wie  auf  einem  noch  dazu  un- 
terminirten  Gerolle  errichtet  erscheinen  lässt.  Ein  im  Sinne 
des  Legitimismus  restaurirtes  Prankreich  wäre  eine  Utopie 
gewesen;  das  constitutionelle  restaurirte  Frankreich  war  ein 
Potemkin'sches  Dorf.  Die  meisten  Einrichtungen  der  Charte 
erscheinen  wie  Decorationen  und  der  Pact  zwischen  Volk 
und  Krone  war  ein  Provisorium,  bei  welchem  beide  Theile 
in  möglichster  Schnelligkeit  zum  Gegentheil  von  dem  zu  ge- 
langen hofften,  was  sie  dem  andern  Theil  eingeräumt  hatten; 
ein  Waffenstillstand,  der  den  im  Geiste  bereits  vorschweben- 
den Kämpfen  nicht  präjudiciren  sollte.  Und  dabei  ist  es  bis 
zur  Stundd  im  wesentlichen  geblieben.  Ehe  nicht  die  fran- 
zösische Nation  in  Masse  zu  einer  freigeordneten,  von  wah- 
rem Gemeinsinn  beseelten  Antheilnahmc  an  öffentlichen  Ge- 
schäften, namentlich  durch  Emancipation  der  Communen  und 
eine  längere  Schule  selfgovernmentalen  Lebens  herangezogen 
ist,  wird  es  auch  nicht  anders  werden,  schon  weil  es  nicht 
möglich  erscheint,  mit  einer  politisch  gefesselten  und,  wenn 
entfesselten,  zu  einer  organischen  politischen  Thätigkeit  un- 
befähigten Masse  von  nahezu  40  Millionen  Seelen  eineu 
organischen  Staat  zu  construiren.  Wir  halten  die  Idee  der 
Decentralisation  den  Regierungsideen  Napoleon's  III.  nicht 
absolut  fremd.     Allein   der  Ruf  der  intelligenten  Opposition 
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nach  Decentralisation  wird  die  Plane  Napoleon's  nicht 
ändern,  die  Einführung  decentralisirender  Administrativmass- 
regeln nicht  beschleunigen,  sondern  wahrscheinlich  eher  ver- 
zögern, und  zwar  um  so  mehr,  je  weniger  diese  Kufe  in  der 
Wüste  Oasen  nachzuweisen  im  Stande  sind,  auf  denen  der 
Baum  eines  wahren  selfgovernmentalen  Lebens  gepflanzt 
werden  konnte.  Wenn  aber  in  neuester  Zeit  das  Haupt- 
hinderniss  eines  befriedigenden  Zustandes  Frankreichs  in  dem 
Napoleonischen  Regiment  und  das  Ilauptmittel  besserer  Zu- 
stande in  der  Schliessung  der  Revolutionsperiode  und  Wie- 
derherstellung der  legitimen  Thronfolge,  namentlich  in  einer 
Fusion  der  altern  und  jungem  Bourbonenlinie  gefunden  wer- 
den will,  so  haben  wir  diese  Ideen  an  dieser  Stelle  nicht 
näher  zu  prüfen,  dürfen  aber  wol  die  Ueberzeugung  aus- 
sprechen, dass  bei  allem  Werthe  der  Wiederherstellung  der 
Recht8continuität  in  der  Thronfolge  Frankreich  nicht  ge- 
holfen werden  kann,  wenn  im  Wesen  und  in  der  Haltung 
des  französischen  Volks,  sowie  in  den  Regierungsprincipien 
der  alten  und  neuen  Bourbonen  gleichfalls  eine  ununter- 
brochene Continuität  beabsichtigt  werden  Sollte.  Jedenfalls 
dürften  die  Erlebnisse  von  Volk  und  Dynastie  seit  der  gros- 
sen Revolution  allein  die  nöthige  innere  Umwandlung  beider 
nicht  begründen  und  eine  solche  nur  durch  eine  Reihe  heroi- 
scher Anstrengungen  und  grosser  Opfer,  von  denen  kein 
einzelner  befreit  werden  könnte,  zu  erwarten  sein. 

VI. 

In  Deutschland  wurde  durch  die  grosse  politische  Zer- 
splitterung eine  Centralisation  wie  die  französische  aus- 
geschlossen. Selbst  das  absolute  und  bekanntlich  sehr  cen- 
tralisirende  Particularfürstenthum  war  durch  den  rechtlichen 
Fortbestand  des  Reichs  auch  in  dem  Auge,  seiner  unmittel- 
baren Unterthanen  stets  einigermassen  abhängig  geblieben. 
Eine  gewisse  Gemeinde-  und  Provinzialselbständigkeit  er- 
hielt sich,  bei  dem  lebhaften  Bewusstsein  einer  engern  loca- 
len  Zusammengehörigkeit,  mit  dem  Gedanken  ihrer  recht- 
lichen Unzerstörbarkeit.  Die  Freiheit  ging  niemals  gänzlich 
unter,  und  wenn  sich  ihr  ein  Kreis  zu  yerschliessen  schien, 
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that  sich  ihr  stets  wieder  ein  neuer  Kreis  auf.  Man  gedenke 
der  Entwickelung  des  dritten  Standes  und  seiner  Erhebung 
gerade  durch  das  bureaukratische  Element,  ganz  besonders 
aber  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft.  Der  Satz  „Ge- 
treuer Herr,  getreuer  Knecht"  lebt  in  den  neuen  Verhält- 
nissen fort  und  konnte  durch  die  Nachahmungen  französischer 
Muster  nicht  überwunden  werden.  Wenn  auch  im  be- 
schränkten Mass  und  in  engen  Grenzen,  blieb  das  Volk  ein 
Factor  der  öffentlichen  Angelegenheiten,  und  niemals  haben 
deutsche  Fürsten  die  Pflicht,  im  allgemeinen  Interesse  zu 
regieren,  als  das  Princip  ihrer  Regentenhandlungen  abge- 
leugnet. Dies  und  die  religiöse  Toleranz  sind  zum  Theil 
auch  Verdienste  der  Schwäche  des  deutschen  Reichs  und 
der  politischen  Zersplitterung  Deutschlands,  woraus  übrigens 
hervorgeht,  dass  bei  uns  nicht  nur  französische,  sondern 
auch  englische  Zustände  unmöglich  sind. 

Der  Deutsche  will  eine  genaue  Bestimmung  der  Ver- 
hältnisse zwischen  Souverän,  Regierung,  Volk  und  Parlament, 
eine  Neigung,  die  bis  zu  einem  gewissen  Grad  ihr  Gutes 
hat,  über  diesen  hinaus  aber  politisch  sehr  gefährlich  ist 
Wenn  nämlich  eine  solche  genaue  Bestimmung  nicht  nur  die 
bei  uns  ganz  unzulässige  Unbestimmtheit  dieser  Verhältnisse, 
wie  sie  in  England  besteht,  ausschliesst ,  sondern  auch  die 
freie  Erfüllung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  und  die  nöthige 
Beweglichkeit  und  Biegsamkeit  derselben  unmöglich  machen 
und  das  ganze  staatliche  Leben  in  den  Gesetzen  erschöpft 
erkennen  wollte,  so  müssten  wir  sie  schlecht  und  ihre  Wirk- 
samkeit eine  nachtheilige  nennen. 

Offenbar  muss  die  eigene  Macht  der  Volksvertretung  in 
Deutschland,  wie  überall,  auf  etwas  anderm  beruhen,  ab 
z.  B.  die  der  Regierung,  des  Souveräns,  der  sogenannten 
Executive  u.  s.  w.  Uns  scheint,  als  ob  sie  mit  derselben 
innern  Pression  zusammenfalle,  welche  allenthalben  zur  Ein- 
führung constitutioneller  Verfassungen  führte.  Wollen  die 
constitutionellen  Körper  sich  nicht  nachsagen  lassen,  daa* 
auch  in  Beziehung  auf  die  constitutionellen  Verfassungen  der 
Erwerb  leichter  gewesen,  als  die  Erhaltung,  so  raäaqen  sie, 
jeder  ihnen  feindlichen  Tendenz  entgegen,  sich  selbäi 
halten,    indem    sie    nicht    blos   die  Formen  pflegen    und 
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jichsam  einen  formellen  Cult  des  Constitutionalismus  üben, 
ndern  auch  jenen  imponirendcn  Geist  bewahren,  dem  sie 
tsprungen  sind. 

Dieser  Geist  kann  aber  nur  der  organische  Staats- 
danke sein,  der  nach  unsern  Verhältnissen  nicht  anders 
\  durch  die  constitutionellen  Korper  Gestalt  bekommt, 
eser  Geist  ist  es  demnach  auch,  den  jedes  Glied  des  con- 
tutionellen  Korpers  ohne  Ausnahme,  wenn  es  ihn  noch 
;ht  hat,  sich  aneignen,  oder  dem  es  vielmehr,  da  er  von 
bst  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  stets  sich  zu  accomo- 
en  suchen  soll. 

VII. 

Dieser  organische  Staatsgedanke  hat  eine  Reihe  von 
«entliehen  Folgen  für  die  ganze  Anschauung  von  den 
nstitutionellen  Einrichtungen.  Aus  ihm  ergeben  resp.  be- 
lügen sich  nämlich  folgende,  zum  Theil  schon  früher  auf- 
stellte Sätze : 

1)  Der  constitutionelle  Korper  muss,  wie  jede  politische 
ltorität,  und  je  hoher  gestellt  man  sich  ihn  denkt,  desto 
ihr  an  die  bestehenden  Gesetze  gebunden  sein.  Wie  diese 
;  Basis  des  Throns,  so  sind  sie  auch  die  Grundlage  für 
5  ganze  Existenz  und  Thätigkeit  der  Nationalrcpräsen- 
ion.  Will  man  die  letztere  aber  als  eine  vorzüglich  refor- 
itorisch  wirksame  Körperschaft  auffassen,  so  folgt  aus 
m  angegebenen  Grundsatz,  dass  die  constitutionellen 
•ganismen  auch  jede  Veränderung  nur  in  der  vom  Gesetze 
rgezeichneten,  also  selbst  wieder  organischen  oder  geord- 
ten  Weise  anstreben. 

2)  Bei  der  Bedeutung  des  Gesetzes  in  einem  wirklich 
gjanischen  Staat  kann  an  den  bestehenden  Gesetzen  in  kei- 
r  Weise,  also  weder  mittelbar,  noch  unmittelbar,  weder 
rch  Aufhebung,  noch  durch  Zusätze  oder  irgendeine  Art 
n  Veränderung,  ohne  die  organische  Mitwirkung  der  Volks- 
rtretung  etwas  anders  gemacht  werden.  Verfassungs-,  Fi- 
nz-  und  einfache  Gesetze  stehen  sich  in  dieser  Beziehung 
dlkommcn  gleich  und  versteht  es  sich  von  selbst,  dass, 
m  wirklichen  oder  dafür  geachteten  Staatsnothständen  ab- 
sehen, auf  dem  Wege  der  Verordnung  keine  Verletzung 
eses  Grundsatzes  stattfinden  darf.     Nach   dem  constitutio- 
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nellen  Staatsrechte  erscheinen  die  Verordnungen  als  Mittel 
zur  Lebensbethätigung  der  feststehenden  organischen  Ord- 
nung und  überhaupt  zur  Ergänzung  der  letztern,  sofern  das 
Gesetz  nicht  gesprochen  hat  oder  eine  gesetzliche  Anord- 
nung unmöglich,  beziehungsweise  ungeeignet  wäre.  Darüber 
aber,  ob  die  Ausübung  des  Verordnungsrechts  formell  inner- 
halb der  Schranken  des  Gesetzes  und  materiell  nach  dem 
Geiste  desselben,  in  Staatsnothständen  aber  nach  dem  orga- 
nischen Staatsgedanken  stattgefunden  habc,'muss  den  Stan- 
den ein  Recht  der  Prüfung  und  der  Entscheidung,  nöthigen- 
falls  sogar  der  Anklage  gegen  die  verantwortlichen  Chefs 
der  verschiedenen  Verwaltungszwcige  zustehen,  indem  ohne 
dasselbe  die  unter  1)  und  2)  gegebenen  Grundsätze  zur  Illu- 
sion werden  müssten.  Da  ferner,  bei  allem  denkbaren  Par- 
•  ticularismus,  die  Einheit  des  Staats  auch  eine  einheitliche 
Organisation  und  folglich  Gesetze  für  das  ganze  Gemeinwesen 
voraussetzt,  so  ergibt  sich 

3)  dass  die  Zusammensetzung,  Einrichtung,  Thätig- 
keit  u.  s.  w.  der  constitutionellen  Korper  von  dem  Gesetz 
der  organischen  Einheit  des  Ganzen  beherrscht,  der  consti- 
tutionelle  Organismus  selbst  aber,  da  er  allein  weder  das 
Ganze,  noch  seine  Personifikation  ist,  gegen  dieses  ver- 
pflichtet sein  muss.  Also  dem  Staat  ist  die  Nationalreprä- 
sentation  und  natürlich  auch  jedes  ihrer  Glieder  verpflichtet, 
und  die  staatsgemässe  Uebung  dieser  Pflicht  erscheint,  je- 
dem der  nicht  selbst  der  Staat  ist  gegenüber,  als  Recht 
Kann  demnach  im  constitutionellen  Staat  niemand,  auch  der 
Souverän  nicht,  sagen,  dass  er  der  Staat  sei,  können  folg- 
lich die  Pflichten  der  Volksvertretung  nie  blos  Pflichten  ge- 
gen die  Pprson,  resp.  personlichen  Ansichten  des  Souveräns 
sein,  so  ist  während  des  Versammeltseins  der  Landtage  in 
Dingen,  welche  zu  deren  Pflichtübung  gehören,  eine  staat- 
liche Willensäusserung  entweder  überhaupt  im  gegebenen 
Fall  noch  nicht  möglich,  oder  nur  in  den  übereinstimmen- 
den Ansichten  des  Souveräns  und  der  Volksvertretung  ge- 
geben. Trotzdem  bleibt  der  Souverän  stets  die  personliche 
Darstellung  des  Staats  und  seiner  Gewalt  und  demnach  auch 
Gegenstand  aller  derjenigen  Rücksichten,  die  mit  der  über- 
zeugungstreuen Pflichterfüllung  der  Volksvertreter  vereinbar 
und  durch  die  Stellung  des  Souveräns  vorgeschrieben  sind. 
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4)  Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  Pflicht- 
erfüllung seitens  der  Volksrepräsentation  und  ihrer  Glieder 
höchstens  äusserlich  erzwungen  werden  konnte,  dann  aber 
werthlos  sein  müsste.  Das  Wesentliche  ist  die  Art,  wie  die 
fraglichen  Pflichten  innerlich  aufgefasst  werden.  Ihre  Er- 
füllung beruht  also  auf  der  freien  Ueberzeugung  einsichtiger 
und  ehrlicher  Männer  über  das,  was  dem  Staat  nöthig  oder 
nützlich  sei,  und  deshalb  muss  die  Erfüllung  der  fraglichen 
Pflichten  lediglich  aufs  Gewissen  der  Volksvertreter  ge- 
stellt 8  ein. 

5)  Da  der  Sanctionsact  mit  logischer  Notwendigkeit 
dem  Souverän  gebührt,  beziehungsweise  ein  solcher  dem 
Staat  unentbehrlich,  und  derjenige,  der  ihn  zu  ertheilen  hat, 
heisse  er  König  oder  Präsident,  Träger  der  Staatsgewalt  ist, 
da  ferner  der  Vollzug  aller  Gesetze  und  aller  innerhalb  und 
ausserhalb  der  Gesetze  nothigen  Staatsverwaltungshandlungen 
ein  einheitlicher  sein  muss,  so  würde  jede  eigentliche  Ver- 
waltungsthätigkeit,  namentlich  auch  die  Ernennung  der  Be- 
amten, unpassend  für  die  Volksvertretung  sein.  Das  Aus- 
arbeiten umfassender  Gesetzesvorschläge,  sogar  die  allei- 
nige Prüfung  derselben  durch  die  Stände,  würden  nicht 
minder  unpassend  erscheinen,  und  sonach  verbleibt  den  letz- 
tern vorzüglich  eine  den  Verhältnissen  entsprechende 
Mitberathung  der  Gesetze  und  die  entscheidende  Abstimmung 
über  dieselben  sammt  der  Wahrung  des  ganzen  organischen 
Staatsbestandes,  letzteres  namentlich  durch  die  in  einem  hö- 
hern Sinn  geübte  Controle  der  Verwaltung.  Endlich  muss 
den  Ständen  die  Pflicht  und  das  Recht  zustehen,  in  jeder 
Beziehung  das  treue  Organ  der  wahren  öffentlichen  Mei- 
nung, die  Stimme  der  Bedürfhisse  und  Wünsche  des  Volks 
zu  sein,  falls  aus  den  Umständen  zu  entnehmen  ist,  dass  die- 
selben von  der  Regierung  gar  nicht  gekannt  oder  unrichtig 
erkannt  sind.  Gerade  den  oft  rein  personlichen  und  des- 
halb momentanen  Auffassungen  der  öffentlichen  Bedürfnisse 
durch  den  Souverän  und  die  massgebenden  Lenker  seiner 
Regierung  gegenüber  erscheint  eine  solche  Stimme  im  Inter- 
esse des  Staats  unentbehrlich. 

6)  Da  endlich  der  Constitutionen^  Organismus  nicht  das 
ganze  Volk  umfassen  kann  und  seiner  Idee  nach  auch  nicht 
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umfassen  soll,  so  ist  ein  constitutioneller  Korper  ohne  Wah- 
len unmöglich. 

vni. 

Gehen  wir  nun  auf  das  Amt  oder  die  pflichtgemäße 
Competenz  der  constitutionellen  Korper  noch  etwas  naher 
ein,  so  kommen  wir  zu  folgenden  Sätzen: 

1)  Die  constitutionellen  Einrichtungen,  der  politischen 
Lebenskraft  der  Nation  entsprossen,  sollen  auch  durch  diese 
Kraft  in  der  gesetzlichen  Ordnung  und  unbeschadet  der 
staatlichen  Einheit  verwirklicht  werden.  Wenn  daher  von 
allen  Verfassungen  die  Berufung  der  Volksvertretung  inner- 
halb gewisser  Perioden  vorgeschrieben  und  für  ausserordent- 
liche Fälle  dem  Souverän  immer  zuständig  ist,  so  erscheint 
ein  Selbstversammlungsrecht  behufs  ihrer  Pflichterfüllung 
nicht  nur  überflüssig,  sondern  auch  unzulässig.  Das  Selbst- 
versammlungsrecht der  mittelalterlichen  Landstände  war,  wie 
das  „jus  armorum"  und  noch  manches  ähnliche  Recht  der- 
selben, ein  Rest  des  Feudalismus,  ein  Zeichen  des  noch  un- 
entwickelten organischen  Staatsgedankens.  Heutzutage  würde 
das  Recht  der  Selbst  Versammlung  der  Landtage  ein  Zeichen 
sein,  dass  die  Regierung  ihre  Pflicht  nicht  erfüllte,  oder 
dass  man  ihr  nicht  mehr  traute,  oder  dass  der  Souverän 
aufgehört  habe,  als  der  einheitlich  persönliche  Durchgangs- 
punkt des  öffentlichen  Lebens  zu  fungiren,  oder  dass  die 
Landstände  selber  etwas  anderes  als  ihre  Pflichterfüllung  an- 
strebten. In  allen  diesen  Fällen  wäre  die  staatliche  Ord- 
nung bereits  in  Frage  gestellt,  der  normale  Zustand  auf- 
gehoben, die  Herrschaft  des  Gesetzes  beendigt  und  das  un- 
begrenzte Gebiet  des  Waltens  factischer  Notwendigkeiten 
eröffnet. 

2)  Es  genügt  nicht,  dass  die  Landtage  sich  jeder  Com- 
petenzüberschreitung  und  Competenznichtausübung  gegen 
ihre  eigene  Natur,  die  Regierung  jeder  Verschleppung  ge- 
gen ihre  besondere  Aufgabe  enthalte.  Für  eine  gedeihliche 
Wirksamkeit  der  Volksrepräsentation  ist  nicht  blos  die  un- 
unterbrochene Ausgleichung  der  Meinungen  zwischen  allen 
den  bestimmenden  Factoren  der  öffentlichen  Angelegenheiten 
(Krone,  Ministerium,  Staatsrath,   besondern  Gesetzgebungs- 
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commissionen),  sondern  auch,  und  vorzüglich,  die  Beachtung  des 
Grundsatzes  nöthig,  dass  die'  einfachem  Mittel,  wenn  sie 
nur  gesetzlich  sind  und  Aussicht  auf  Erfolg  haben,  stets 
den  complicirtern  vorzuziehen  seien.  Deshalb  darf  auch  die 
Nationalrepräsentation  nicht  so  isolirt  werden,  dass  jede  Art 
von  Verbindung  mit  der  Krone  ausgeschlossen  wäre,  und 
ebenso  ist  es  die  Pflicht  der  Volksvertreter  wie  der  Regie- 
rung, in  geeigneter  Weise  die  Verbindung  zwischen  ihnen 
beiden  ununterbrochen  aufrecht  zu  erhalten.  Die  Minister 
dürfen  also  ebenso  wenig  die  Thätigkeit  der  Kammern 
durch  Wegbleiben,  ungerechtfertigtes  Stillschweigen,  Ver- 
weigerung der  erforderlichen  Aufklärungen  u.  s.  w.,  wie  die 
Kammern  die  Thätigkeit  der  Regierung  z.  B.  dadurch,  dass 
sie  sich  absichtlich  oder  aus  Nachlässigkeit  stimmunfähig 
machen,  hindern. 

3)  Die  Landtage  haben  kein  Staatsverwaltungs-,  auch 
nicht  das  eigentliche  Gesetzgebuugs  - ,  folglich  auch  kein 
Gnadenrecht.  Demnach  steht  weder  ihnen,  noch  ihren  Mit- 
gliedern ein  Verzicht  auf  den  Gebrauch  eines  Rechts  zu, 
welches  ihnen  nur  zur  Erfüllung  ihrer  Pflichten  gegeben  ist. 
Den  Landständen  muss  folgeweise  jede  nur  personliche 
Rücksicht,  jedes  nur  speciellere  Interesse,  sofern  Persön- 
lichkeit und  Specialinteresse  nicht  mit  den  allgemeinen  In- 
teressen zusammenfallen,  fremd  bleiben. 

4)  Infolge  der  Stellung  ihrer  Pflichten  aufs  Gewissen 
aber  müssen  Volksvertretung  und  Volksvertreter  für  ihre 
Beschlüsse  und  Aeusserungen,  beziehungsweise  Abstimmung 
unverantwortlich  sein  und  bei  der  unauflöslichen  Verbin- 
dung zwischen  Recht  und  Politik,  Verfassung  und  Ver- 
waltung, ist  es  unvermeidlich,  dass  die  Nationalrepräsen- 
tatiou,  wo  es  nöthig  ist,  entweder  auch  auf  höhere  politische 
Erwägungen  eingehe,  oder  der  Thätigkeit  der  Regierung 
allein  das  Feld  überlasse. 

5)  Aus  dem  Pflichtprincip  und  der  Idee  des  organischen 
Staats  ergibt  sich,  dass  die  Kammern  bei  allen  Gesetzen 
für  das  dem  Staat  Nothige  und,  soweit  es  nach  gesunden 
politischen  Grundsätzen  möglich  ist,  auch  für  das  demselben 
Nützliche,  Ehrenvolle,  Anständige  stimmen  müssen.  Ihre 
Freiheit  besteht  demnach  vorzüglich  in  der  Untersuchung  und 
Beurtheilung  dreier  Fragen,  nämlich: 

Held.    iii.  45 
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a)  Was  ist  sofort  und  absolut  nöthig? 

b)  Was  ist  nützlich  u.  8.  w.,  und  inwieweit  können  nicht 
gerade  absolut  nothige  Dinge  erreicht  werden? 

c)  Welches  sind  die  zu  den  fraglichen  Zwecken  geeig- 
neten Mittel,  und  wie  viel  kann  auf  jeden  derselben  verwen- 
det werden? 

Natürlich  bleiben  die  Stande  auch  bei  JBeurtheilung  und 
Untersuchung  dieser  Fragen  an  ihre  Pflicht  gebunden,  welche 
aber  juristisch  nicht  vollständig  begrenzt  werden  kann.  Man  hat 
den  unter  5)  angegebenen  Grundsatz  bisher  meistens  nur  für  Fi- 
nanzgesetze aufgestellt.  Allein  er  gilt  auch,  unbeschadet  aller 
Eigenthümlichkeiten  der  Finanzgesetze  769),  für  alle  Gegen- 
stande landständischer  Berathung  und  Beschlussfassung.  Er 
enthält  aber  noch  von  selbst  den  bekannten  constitutionellen 
Grundsatz,  dass  die  Stände  ihre  Zustimmung  nicht  an  Be- 
dingungen knüpfen  dürfen,  einen  Grundsatz,  der  übrigens 
in  der  Allgemeinheit,  in  welcher  er  mitunter  aufgefasst  wird, 
jedenfalls  unrichtig  ist.  Sehen  wir  nämlich  von  den  we- 
sentlichen Bedürfnissen  des  Staats,  über  welche  in  der 
Regel  nur  dann  Streit  sein  wird,  wenn  überhaupt  noch  un- 
gelöste Gegensätze  feindselig  n  afein  anderplatzen,  ab,  so  lassen 
sich  leicht  viele  Fälle  denken,  in  denen  die  Zustimmung  der 
Stände  gar  nicht  anders  als  bedingt  erfolgen  kann,  so  z.  B. 
wenn  eine  nicht  nothwendige  Ausgabe  „ä  conto"  etwaiger 
zukünftiger  Ueberschüsse  bewilligt  wird.  Sehen  wir  aber 
auf  den  gewöhnlichen  Fall,  der  zur  Aufstellung  des  frag- 
lichen Grundsatzes  Veranlassung  gab,  nämlich  die  Abhängig- 
machung  der  Steuerverwilligung  von  einer  Veränderung  des 
Ministeriums,  so  wird  man  sich  in  allen  einschlägigen  Fällen 
schon  mehr  oder  minder  einem  Verfassungskampf  genähert 
haben  und  mit  dem  doctrinären  Rechtssatz,  dass  eine  solche 
Bedingung  zulässig  sei  oder  nicht,  den  Streit  wol  niemals 
heben. 


769)  Vgl.   Fricker  in  der  Zeitschrift  für  die  gesammte  Staatswissen- 
schalt,  XVII,  G36  fg. 
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I. 

JJass  der  constitutionelle  Körper  für  sich  eine  Einheit 
sein  müsse,  ist  unbestritten  und  auch  bei  dem  sogenannten 
Zweikammersystem  nicht  blos  durch  das  mitunter  vorkom- 
mende Durchzählen  durch  die  beiden  Häuser,  sondern  aucb 
durch  die  wesentliche  Gleichstellung  der  letztem,  wie  durch 
das  Princip  anerkannt,  dass  nur  ein  übereinstimmender  Be- 
schluss der  beiden  Kammern  einen  Beschluss  der  Volksver- 
tretung erzeuge.  Freilich  gibt  es  keinen  schlagendem  Be- 
weis, dass  die  nöthige  und  präsumirte  Einheit  nicht  vor- 
handen, als  wenn  die  Beharrlichkeit  der  Meinungsverschie- 
denheit beider  Kammern  einen  solchen  Beschluss  unmöglich 
macht.   Und  wenn  nun  verschiedene  Mittel  ergriffen  wurden, 
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um  trotz  dieser  Meinungsverschiedenheit  dennoch  einen  for- 
mell einheitlichen  Beschluss  zu  erzielen,  so  muss  man  bei 
unbefangener  Beurtheilung  zu  dem  Schluss  gelangen,  dass 
entweder  überhaupt  der  Grundgedanke  des  Zweikammer- 
systems ein  falscher  ist,  oder  dass  er  gegebenenfalls  un- 
anwendbar, die  fragliche  Versammlung  für  denselben  nicht 
geeignet,  oder  dass  endlich  jene  Mittel  nicht  gerecht  und 
deshalb  auch  in  ihren  Resultaten  dem  Staat  nicht  forder-: 
lieh  sein  können. 

Es  kann  ferner  nicht  bestritten  werden,  dass  jedem 
System  mehrerer  Kammern  die  Idee  einer  berechtigten,  also 
nicht  willkürlichen  oder  feindseligen,  sondern  organischen 
Verschiedenheit  unterliegen  müsse. 

II- 

Ausser  diesen  unbestrittenen  Grundsätzen  sind  nun  vor 
allem  einige  wichtige  Thatsachen  zu  constatiren,  nämlich: 

1)  Dass  mit  Ausnahme  weniger  kleiner  und  durch  ihre 
ganze  Entwickelung  nicht  massgebender  Staaten  das  Zweikam- 
mersystem überall  besteht.  Dies  gilt  selbst  von  Nordamerika. 
Der  einzige  Versuch,  der  in  letzterm  Lande,  und  zwar  in 
Pennsylvanien  unter  Beistimmung  Franklin's,  mit  dem  Ein- 
kammersystem gemacht  wurde,  scheiterte,  was  Tocqueville 
(La  demoeratie,  I,  102)  veranlasst  zu  sagen,  das  Zwei- 
kammersystem sei  ein  Axiom  unserer  politischen  Wissen- 
schaft geworden.  Es  dürfte  übrigens  hier  schon  darauf 
Rücksicht  genommen  werden  müssen,  dass  die  Frage,  ob 
Ein-  oder  Zweikammersystem  sich  unter  Umständen  sehr 
verschieden  stellen  werde.  77ü)  Denn  offenbar  wird  sie  eine 
ganz  andere  Bedeutung  haben,  wenn  es  sich  um  die  Orga- 
nisation der  Vertretung  eines  reinen  und  vollständig  durch- 
gebildeten Einheitsstaats,    als    um    die  eines  andern  Staats 


770)  Nicht  einmal  über  die  offizielle  Bezeichnung  jedes  der  beiden 
Häuser  ist  man  einig,  und  der  Umstand,  dass  dieselbe  bei  einem  und  dem- 
selben Volk  öfters  schon  gewechselt  wurde,  bezeichnet  keineswegs  eine 
Neigung  zu  Wortstreitigkeiten,  sondern  ein  Schwanken  in  den  Grund- 
anschau  ungen,  welches  sich  sammt  bedeutungsvollen  Parteigegensätzen 
hinter  den  Wortstreit  versteckt. 


710  Neunzehnter  Abschnitt 

handelt.  Wenn  man  die  Begriffe  Particularisuius  und  Föde- 
ralismus so  weit  als  möglich  fasst,  so  wird  der  Particula- 
rismus  innerhalb  des  Einheitsstaats  und  die  Selbständigkeit 
eines  Territoriums  innerhalb  des  Föderalismus,  verwandte 
Erscheinungen  hervorrufen.  Namentlich  wird  die  Selbständigkeit 
innerhalb  der  engern  Grenzen  ebenso  eine  gewisse  Vertre- 
tung dem  grössern  Ganzen  gegenüber,  wie  dieses  seine 
Vertretung  allen  Particularitaten  gegenüber  fordern.  Inner- 
halb der  Begriffe  des  Particularismus  und  Föderalismus  aber 
sind  unendliche  Abstufungen  möglich,  die  ihre  äussersten 
Ruhepunkte  in  dem  vollendeten  Einheitsstaat  und'  in  der 
Mehrheit  vollständig  unabhängiger  Staaten  finden,  oft  aber 
nach  nur  scheinbarer  und  kurzer  Ruhe  durch  die  Entstehung 
anfänglich  politisch-unbedeutender  Particularitaten,  oder  nicht 
auf  die  Dauer  berechneter  Volkerverbindungen,  infolge 
neuer  Centralisations-  oder  Decentralisationstendcuzen  eine 
neue  Reihe  von  Bewegungen  und  Uebergängen  beginnen. 
Auf  diese  Weise  hängen  Fragen  zusammen,  an  deren  innere 
Zusammengehörigkeit  nur  selten  gedacht  wird,  z.  B.  ob  ein 
Particularismus  zulässig,  also  auch  politisch  zu  repräsentiren 
und  infolge  dessen  eine  eigene  Vertretung  desselben  in  oder 
neben  der  des  Ganzen  erforderlich  sei?  m)  Ferner  ob  und 
inwiefern  Decentralisation,  Selfgovernment ,  lpcale  Selbstän- 
digkeit unter  die  eben  angegebene  Frage  falle  oder  nicht? 
Ob  weiter  und  inwiefern  z.  B.  bei  einem  föderalen  Zustand 
eine  Sache  eine  auswärtige  oder  innere  Angelegenheit  sei,  und 
ob  die  Repräsentation  überhaupt  oder  welcher  Zweig  der- 
selben sich  damit  zu  beschäftigen  habe  u.  8.  w.  Natürlich 
müssen  für  die  Repräsentation  eines  föderalistischen  Ganzen 
andere  Rücksichten  platzgreifen,  als  für  die  eines  Theils 
desselben  rücksichtlich  seiner  besondern  Angelegenheiten, 
oder  als  für  die  Repräsentation  eines  reinen  Einheitsstaats. 
Praktisch  werden  sich  jedoch  diese  Unterscheidungen  sehr 
schwer  machen  lassen,  weil  zwischen  einem  organisch  decen- 
tralisirten  Einheitsstaat  und  einem  organisch  einheitlichen 
Föderalismus  „ceteris  paribus"  kein  recht  haltbarer  Unter- 
schied  besteht,   indem  die  Verschiedenheit  der  Ausdehnung 


771)  S.  Vierter  Abschnitt,  S.  209  fg. 


Zusammensetzung  der  Volksvertretung.  711 

er  Theile,  wie  sie  gewöhnlich  stattfindet,  an  sich  nur  etwas 
actisches  ist.  Der  Constitutionalismus  verlangt  also  auch 
1  dieser  Beziehung  eine  möglichst  genaue  Bestimmung  dar- 
ber, wo  gegebenenfalls  der  Staat  sei,  wo  also  auch  das 
lopuläre  Einheitsorgan,  die  Volksrcpräsentation,  placirt  wer- 
en  müsse.  Politische  Körper,  bei  denen  diese  Frage  nicht 
estimmt  zu  beantworten  ist,  mögen  eine  Art  von  Reprä- 
entation  nach  constitutionellem  Muster  wol  aufstellen; 
Hein  diese  werden  nicht  zur  organischen  Fortbildung  des 
Itaats,  der  ja  noch  ungewiss  ist,  sondern  vor  allem  und  in 
Virklichkeit  nur  zur  Herausstellung  des  Staats  dienen  und 
ntweder  den  ihnen  zugemutheten  Staat  wirklich  zu  Stande 
»ringen  oder  den  Staat  dahin  zu  verlegen  helfen,  wo  er 
ach  den  gegebenen  Verhältnissen  natürlich  sein  kann  und 
rill.  Uebrigens  können  theoretisch  unbestimmte  und  unbe- 
timmbare  Verhältnisse  der  angegebenen  Art  durch  die  rea- 
en  Verhältnisse  so  gerechtfertigt  sein,  dass  sie  mit  diesen 
mge  fortbestehen,  und  dass  gerade  das  Schwankende  des 
Verhältnisses  zwischen  Vertretung  und  Einfluss  des  Ganzen, 
ind  Vertretung  und  Einfluss  der  Theile,  als  der  weitern  or- 
;anischen  Entwicklung  vorzüglich  günstig  erscheint. 

2)  Dass,  obgleich  bisher  die  angegebenen  Standpunkte 
toch  sehr  wenig  gewürdigt  worden  sind,  der  Streit  über 
[ie  Vorzüglichkeit,  resp.  innere  Berechtigung  des  Ein-  oder 
Zweikammersystems  noch  von  sehr  verschiedenen  andern 
Standpunkten  aus  geführt  wird  und  auch  von  diesen  aus 
toch  keineswegs  abgeschlossen  ist. 

3)  Dass  allgemein,  wohl  oder  übel,  anerkannt  ist,  wie 
;egenwärtig  unter  beiden  Systemen  das  populäre  oder, 
rie  man  gewöhnlich  sagt,  das  demokratische  Element  das 
ntschiedene  Uebergewicht  habe,  dass  also  bei  dem  Zwei- 
Lammersystem  die  gewählte  oder  die  Volkskammer,  bei  dem 
Einkammersystem  die  vom  Volk  gewählten  Bestandteile 
tntscheiden  und  demnach  in  unsern  Staaten  das  Meiste  auf 
las  Wahlgesetz  ankomme.  r72) 


772)  Die  Bezeichnung  der  beiden  Kammern  als  Ober-  und  Unterhaus, 
Srste  und  Zweite  Kammer  müsste  demnach,  wenn  die  Grösse  des  Einflusses 
\s  Bezeichnungsgrund  gälte,  geradezu  gewechselt  werden.  Die  Bezeich- 
ung   Erste  und  Zweite    Kammer   rechtfertigt  sich  aber   auch  aus   histo- 
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in. 

Sehen  wir  auch  hier  wieder  zuerst  auf  England  und 
Amerika,  welches  letztere  aus  sehr  begreiflichen  Gründen 
die  englischen  Einrichtungen  äusserlich  am  ersten  nachahmte, 
so  haben  wir  in  England  ein  controlirendes  und  bei  der 
Gesetzgebung  mitwirkendes  Unterhaus,  welches  jünger  ist 
als  das  Oberhaus,  dessen  Bestandteile  anfangs  in  einer  Ver- 
sammlung mit  den  Lords  tagten  und  erst  später  als  ein 
besonderes  Haus  von  denselben  sich  absonderten;  dann  ein 
Oberhaus,  welches  legislativ,  rechtsprechend  und  verwaltend 
zugleich  ist.  In  den  amerikanischen  Staaten  erscheint  aber 
ein  englisches  Oberhaus  so  unmöglich,  wie  das  englische 
Unterhaus 7r3),  und  das  in  denselben  herrschende  Zwei- 
kammersystem ist  seinem  innern  Wesen  nach  von  dem  eng- 
lischen ebenso  verschieden,  wie  das  Zweikammersystem  des 
amerikanischen  Unionscongresses.  Bei  dem  englischen  Par- 
lament 774)  muss  aber  neben  der  geschichtlichen  Priorität 
des  Oberhauses  besonders  der  grosse  Unterschied  auffallen, 


risclien  Gründen  da  nicht,  wo  beide  Kammern  gleichzeitig  durch  die  Ver- 
fassung eingeführt  wurden.  Beide  Bezeichnungen  widersprechen  endlich 
dem  Princip  der  Gleichstellung  beider  Kammern.  Auch  andere  Bezeich- 
nungen, wie  z.  B.  Herren-  und  Abgeordnetenhaus,  Reiehsrath  und  Volks- 
rath  bieten  bedenkliche  Seiten  dar.  Doch  mag  jede  dieser  Bezeichnungen 
gelten,  wo  sie  nicht  beanstandet  ist.  Eine  Bezeichnung  beider  Kammern, 
die  zu  gar  keiner  Beanstandung  Veranlassung  geben  könnte,  ist  ebenso 
unmöglich,  als  eine  solche  Construction  derselben,  und  muss  iu  dem  er* 
stern  Umstand  eine  besondere  Schwierigkeit  des  Zweikammersystems  ge- 
funden werden,  die  naturgemäss  aus  der  Schwierigkeit  einer  allerseits 
befriedigenden  Construction  zweier  Häuser  hervorgeht.  Zwei  Häuser,  die, 
wie  in  England,  auf  demselben  Princip  beruhen,  können  zwar  historisch 
werden,  sind  aber  nicht  durch  eine  Charte  zu  machen. 

773)  In  Amerika  ist  überhaupt  die  ganze  formelle  Seite  der  Verfas- 
sung von  so  untergeordnetem  Werth,  dass  man  sie  mehr  zu  ertragen  als 
zu  tragen  scheint.  Die  Haltung  der  Repräsentanten  entspricht  der  ge- 
ringen Achtung  d<js  Volks  vor  der  Repräsentantenstellung ,  während  die 
der  Staatssenatoren  besser  und  geachteter  ist.  Unter  diesen  Umständen 
erscheint  auch  die  amerikanische  Wahlcorruption  in  einem  eigenen  Lichte. 

774)  Schon  die  „Magna  charta"  von  1215  war  die  Grundlage  des  Zwei- 
kammersystems in  England.  Guizot,  Histoire  des  origines,  II,  96.  Vgl. 
noch  ebend.,  S.  295  fg.,  308,  364. 
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der  zwischen  der  Competenz  beider  Häuser  besteht.  Dieser 
Unterschied  nämlich  und  der  Umstand,  dass  im  wesent- 
lichen derselbe  Adel  das  Unterhaus  dominirt,  der  die  Sitze 
des  Oberhauses  füllt,  erklären  es,  dass  die  beiden  Häuser 
nicht  verschiedene  Principien  vertreten,  sondern  die  grossen 
politischen  Hauptrichtungen  in  dem  einen  der  beiden  Häuser 
so  gut  wie  in  dem  andern  gleich  stark  vertreten  sein  kön- 
nen 775)  und  dass  mit  dem  Uebergewicht  des  Unterhauses 776) 
bei  Gesetzgebungs-  und  Geldfragen  über  das  Oberhaus  noch 
keine  Herrschaft  des  erstem  über  das  letztere  begründet  ist, 
da  jenes  Uebergewicht  durch  die  Jurisdictions  -  und  Ver- 
waltungscompetenz  des  Oberhauses  wieder  ausgeglichen  wird. 
Das  englische  Parlament  ist  überhaupt  keine  Volksvertre- 
tung im  continentalen  Sinn,  weder  seinem  Ursprung,  noch 
dem  Mass  und  der  Art  seiner  Competenz  nach.  Man  muss 
geradezu  von  allen  üblichen  constitutionellen  Theorien,  von 
unserer  Geschichte  und  Gegenwart  abstrahiren,  falls  man 
England  und  sein  Parlament  verstehen  will.  Wenn  man 
aber  ohne  Zweifel  die  Hauptbedingung  des  englischen  Zwei- 
kammersystems in  seinem  geschichtlichen  Gewordensein,  in 
seiner  sympathetischen  Beziehung  zum  englischen  Volk  und 
namentlich  in  der  Popularität  des  englischen  Adels  finden 
muss,  wenn  man  ferner  die  zwar  bisher  wenig  erfolgreichen, 
aber  immer  wieder  auftauchenden  Reformbestrebungen,  die, 
wiewol    nur    auf   das    Unterhaus    abzielend  77r),    auch    das 


775)  Deshalb  ist  der  Uebergang  aus  dem  Unterhaus  ins  Oberhaus 
weder  mit  einem  Wechsel  der  politischen  Richtung  verbunden,  noch  iden- 
tisch mit  einer  politischen  Quiescenz. 

776)  Ueber  das  Unterhaus:  Blackstone,  a.  a.  O.,  I,  275.  Fischet, 
S.  18  fg.,  53,  377  — 50LJ  fg.  Guizot,  Civilisation  en  Europe,  S.  356  fg. 
Escher,  II,  290.     Gneist,  a.  a.  O.,  I,  137,  169. 

777)  In  der  Unterhaussitzung  vom  1.  März  1860  brachte  Lord  John 
Russell  wieder  einmal  eine  Bill  zur  Reform  des  Wahlrechts,  resp.  Unter- 
hauses ein,  y^on  der  er  äusserte,  dass  durch  sie  ein  ansehnlicher  Theil  der 
arbeitenden  Klassen  „in  den  Tempel  der  Verfassung"  eingeführt  werde. 
Die  Bill  wurde  verworfen.  In  der  Sitzung  des  Unterhauses  vom  11.  Mai 
1864  wurde  gleichfalls  eine  Bill  auf  Ausdehnung  des  parlamentarischen 
Wahlrechts  (von  Herrn  Baines)  auf  die  hochstbestcuerten  Arbeiter  in  den 
Burgflecken  eingebracht  und  mit  272  gegen  216  Stimmen  verworfen,  ob- 
gleich   Gladstone    dieselbe  als   eine   Forderung  der  Billigkeit   bezeichnete 
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Oberhaus  treffen  und  nach  und  nach  das  ganze  bisherige 
englische  Regierungssystem  umgestalten  müssen,  nicht  über- 
sehen kann,  so  bleibt  doch,  wie  tadelnswerth  man  die  jetzige 
Zusammensetzung  des  Unterhauses  und  das  Verhältniss  zwi- 
schen beiden  Häusern  finden  mag,  eine  wunderbare  That- 
sache  übrig,  nämlich  die  der  allgemeinsten  Nachahmung  des 
Systems  zweier  Häuser,  die  unmöglich  auf  blosser  Gedan- 
kenlosigkeit oder  auf  direct  unconstitutionellen  Absichten 
beruhen  kann. 

IV. 

Bei  der  Untersuchung  und  Beurtheilung  über  das  Zwei- 
kammersystem pflegt  man,  wenigstens  für  die  europäischen 
monarchischen  Völker,  von  der  erblichen  Pairie  auszugehen. 
Es  ist  klar,  dass  dieser  Ausgangspunkt  für  Republiken  nicht 
passt,  es  wäre  denn,  dass  man  noch  da  und  dort  in  Re- 
publiken ein  politisch  besonders  berechtigtes  Patriciat  vor- 
fände. 

Während  nun  einige  das  Zweikammersystem  durch  eine 
„pairie  hereditairc"  bedingt  m),  letztere  aber  nur  in  Eng- 
land (ausserdem  etwa  noch  annähernd  in  Oesterreich  und, 
durch  die  Mediatisirten ,  auch  in  Deutschland)  für  möglich 
halten  77y),  sind  andere  der  Meinung,  dass  das  Zweikammer- 
system nicht  von  einer  „pairie  hereditaire"  abhänge,  oder 
dass  eine  erbliche  Pairie,  wenn  nicht  überall,  doch  meistens 
möglich  sei.  7Ö°)  Auch  Guizot  ist  der  letztern  Meinung  und 
verlangt  eine  Pairie  um  jeden  Preis,    weil  die  grossen  poli- 


und  das  Ministerium  die  ganze  Frage  als  eine  offene  behandelte.  Die  un- 
erledigte Reformfrage  geht  als  eine  bedenkliche  Erbschaft  auf  das  neue 
Parlament  über. 

778)  „C'est  au  sein  du  gouvernement  feodal  que  la  Pairie  prit  nais- 
sance"  Rogron. 

779)  Crime,  Etudes,  II,  182:  „Une  pairie  hereditaire  n'a  gnere  de 
vio  possible  en  ce  siecle  qu'en  Angleterre,  parceque  l'air  brftannique  est 
tellement  impregne  d'aristocratie ,  qu'il  suftit  a  trän s former  et  a  veillir 
pour  ainsi  dire  toutes  les  existences  nouvelles."  Mill  freilich  bezeichnet 
den  englischen  Volkstypus  anders  (a.  a.  O.,  S.  100  fg.). 

780)  S.  z.  B.  für  Frankreich:  Chambrun,  a.  a.  O.,  S.  312  f&, 
323  fg.,  340. 
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tischen  Gewalten  nar  entweder  durch  Wahl  oder  Erblich- 
keit entstehen  und  die  constitutionelle  Monarchie  beide  Prin- 
cipien  verbinden  müsse.  Denn  wenngleich  die  Abneigung  gegen 
das  Princip  der  Erblichkeit  eines  der  stärksten  Gefühle  der 
Revolutionsmänner  sei,  so  müsse  man  es  doch  als  eins  jener 
Principien  betrachten,  durch  welche  die  von  dem  Menschen 
gemachten  Gesetze  mit  den  providentiellen  Anordnungen 
Gottes  über  die  menschlichen  Gesellschaften  in  Einklang 
gebracht  werden.  In  einem  andern  Werke  leitet  derselbe 
berühmte  Staatsmann  und  Schriftsteller  die  Notwendigkeit 
zweier  Kammern  davon  ab,  dass  (nach  Pascal)  eine  Einheit, 
die  nicht  Mehrheit,  Tyrannei  sei.  In  dem  erstcitirten  Werk 
fahrt  Guizot  weiter  fort,  es  erscheine  als  eine  von  der  Vernunft 
geahnte,  von  der  Erfahrung  bestätigte  und  nur  von  den  Geg- 
nern der  Monarchie  geleugnete  Wahrheit,  dass  in  einer 
repräsentativen  Monarchie  eine  erbliche  Kammer  eine  Ga- 
rantie der  Stabilität  und  Freiheit,  eine  Schule  gesetzniässigen 
Regiments  und  gemässigter  Opposition  sei.  781) 

Gründe  und  politische  Zweckmässigkeitsrücksichtcn,  wie 
die  von  Guizot  angeführten,  haben  ohne  Zweifel  etwas 
Wahres.  Sie  mögen  für  Frankreich,  für  einen  bestimmten 
geschichtlichen  Moment  sogar  vollkommen  berechtigt  ge- 
wesen sein.  Ob  aber  aus  ihnen  die  absolute  Berechtigung 
des  Zweikammersystems  gefolgert  werden  könne,  das  ist 
eine  andere  Frage. 

Hören  wir  noch  einige  andere  Ansichten,  so  will  La- 
martine  nur  eine  einzige  Kammer;  ein  bedeutender  neuerer 
Schriftsteller,  dessen  Name  uns  entfallen  ist,  erachtet  eine 
noch  so  schlechte  Erste  Kammer  für  besser,  wie  keine; 
Zachariä  (K.  S.)  782)  hat  die  originelle  Idee,  das  Zwei- 
kammersystem sei  nichts  als  die  staatsrechtliche  Darstel- 
lung des  in  der  steten  Erneuerung  der  Menschheit  her- 
vortretenden, gleichzeitigen,  gegensätzlichen  und  doch  freund- 
lichen Unterschieds  des  Alters  und  der  Jugend.  Nach 
Tocquevilltfs  Urtheil  wäre  das  Zweikammersystem  in  Ame- 
rika keineswegs   die  Folge  der  Absicht,    eine  erbliche  und 


781)  Guizot,  Memoires,  II,  226  fg.,  u.  Histoire  des  origines,  II,  15. 

782)  Vierzig  Bücher,   II,   109.     Vgl.    dazu   ebend.,   S.   161,  177  fg.; 
III,  248. 
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eine  Wahlkammer,  oder  eine  aristokratische  und  eine  demo- 
kratische Corporation  zu  schaffen;  auch  hätten  die  Ameri- 
kaner nicht  beabsichtigt,  in  der  Ersten  Kammer  der  Regie- 
rung einen  Halt  zu  geben  und  der  Zweiten  Kammer  die  In- 
teressen und  Leidenschaften  des  Volks  zu  überlassen;  die 
einzigen  Vortheile  des  gegenwärtigen  nordamerikanischen 
Zweikammersystems  beständen  in  der  Theilung  der  gesetz- 
gebenden Gewalt,  in  der  Mässigung  der  Bewegung  der  po- 
litischen Versammlungen  und  in  der  Schöpfung  eines  ober- 
sten Tribunals  für  die  Revision  der  Gesetze.  r88) 
Vor  allem  scheint  es  uns  schon  jetzt  klar, 

1)  dass  blos  wegen  der  ohnehin  sehr  mannichfaltigen 
Verschiedenheiten,  welche  da  und  dort  theils  geschichtlich, 
theils  willkürlich  oder  positiv  zwischen  den  beiden  Häusern 
bestehen  784),  die  Einführung  des  Zweikammersystems  nir- 
gends nöthig  ist.  Das  Princip  der  Stellvertretung  für  die 
Pairs,  das  Institut  der  Pairessen,  welches,  selbst  die  blü- 
hendste Jugend  der  betreffenden  Damen  angenommen,  an 
sich  stets  eine  Antiquität  ist  und  auch  durch  die  Ideen 
St.  MüF 9  über  die  politische  Emancipaüon  der  Frauen  nicht 
wiederbelebt  werden  kann,  der  Gedanke'  eines  persönlich 
erblichen  oder  dinglichen  Rechts  auf  Sitz  und  Stimme  im 
Parlament,  die  Befuguiss,  in  jedem  Augenblick  vom  König 
Audienz  zu  verlangen  u.  s.  w.,  dies  alles  ist  historische  Bei- 
gabe der  englischen  Pairie,  aber  ebenso  wenig  Grund  für 
die  Unvermeidlichkeit  eines  Oberhauses,  wie  der  Anspruch 
auf  Diäten  und  der  Vorrang  bei  Finanzvorlagen  für  die 
Notwendigkeit  eines  Unterhauses.  Und  je  mehr  diese  und 
ähnliche  Dinge  wegen  ihres  geschichtlichen  Zusammenhangs 
mit  den  grossen  Entwicklungen  der  englischen  Verfassung 
für  England  haben,  resp.  hatten,  desto  bedeutungsloser,  ja 
unverständlicher  müssten  sie  für  andere  Länder  erscheinen. 

2)  Dass  "die  Erblichkeit,  wenn  sie  die  von  Guizot  an- 
gegebene Bedeutung  hätte,  auch  in  andern  Dingen  als  in 
der  P airschaft   vorkomme,    beziehungsweise    dass   die  Pairs 


783)  A.  a.  0.,  I,  102.     S.  auch  Held,  System,  II,  470. 

784)  Vgl.  s.  B.  Blackstone,  a.  a.  O.,  I,  294,  297,  425  (Stellvertretung 
der  Pairs,  deren- Audienzrecht  beim  Konig;  Finanz  vorlagen  kommen  zu- 
erst ans  Unterhaus  u.  s.  w.). 
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wegen  des  Princips  der  Erblichkeit  allein  nicht  eine  eigene 
Vertretung  beanspruchen  konnten;  dass  einQ  Theilung  der 
gesetzgebenden  Gewalt,  d.  h.  des  formellen  Gesetzgebungs- 
acts  wenigstens  in  der  Monarchie  unmöglich,  und  scharf 
genommen  selbst  in  der  Republik  nicht  denkbar  ist;  dass 
manche  Staaten,  deren  rechtliche  Anerkennung  als  souveräne 
Gemeinwesen  besteht,  aus  ganz  naturlichen  Gründen  über- 
haupt zwei  Kammern  einzurichten  gar  nicht  im  Stande  sind ; 
dass  es  physisch  und  geistig  junge  Pairs,  physisch  und  gei- 
stig alte  Commoners  gebe  und  demnach  sämmtliche  bisher 
erörterte  Erklärungen  des  Zweikammersystems  jedenfalls 
dessen  absolute  Notwendigkeit  oder  Vortrefflichkeit  zu  be- 
gründen nicht  im  Staude  sind.  r86) 


V. 

Eine  andere  Auffassung  des  Zweikammersystems  wäre 
folgende:  Gemeinde  und  Stand,  die  naturgemässen  Gliede- 
rungen von  Land  und  Volk,  verhalten  sich,  wenigstens  nach 
den  gegenwärtig  herrschenden  Ansichten,  einigermassen  wie 
Erblichkeit  und  persönlicher  Wille,  Staat  und  individuelle 
Freiheit,  angeborene  Verhältnisse  und  freie  Selbstbestim- 
mung.    Diese  naturgemässe  Gliederung   und    ihre  wechsel- 


785)  Der  Begriff  der  Pairschaft  ist  überhaupt  ein  mittelalterlicher. 
Der  Souverän  unserer  Zeit  duldet  «Je  eine  Pairs,  kann  im  Staat  nicht  sei- 
nesgleichen haben,  und  unter  den  Staatsangehörigen  selbst  findet  neben 
manchen  relativen  Pairsschaften  die  Gleichheit  des  Standes  der  Staats- 
angehörigkeit statt.  Ein  erbliches  politisches  Realrecht  kann  hergebracht 
sein,  aber  nicht  octroyirt,  und  wenn  doch,  nie  so  recht  volksthümlich  wer- 
den, gleichwie  der  Begriff  einer  Volksvertretung  mit  einer  solchen  ange- 
borenen Berechtigung  schwer  vereinbar  ist.  Die  Unabhängigkeit  und  Er- 
ziehung der  Pairs  mag  in  vielen  Beziehungen  eine  andere  sein,  als  in  den 
übrigen  Familien,  dass  sie  eine  grössere  und  bessere  sein  müsse,  ist  nicht 
zu  erweisen.  Vielleicht  dürften  aber  Fragen,  wie:  Was  verschafft  den 
Eintritt  in  die  Klasse  der  Pairs?  oder:  Gibt  jeder  grosse,  oder  doch  jeder 
geschlossene  Grundbesitz,  und  welche  Grösse,  welche  Art  seiner  Geschlos- 
senheit u.  s.  w.  die  Pairie  ?  Fragen ,  welche  für  die  Pairie  ebenso  präju- 
diciell,  wie  das  Princip  der  politischen  Pflicht  absolut  sein  müssen,  mehr 
Schwierigkeiten  bereiten,  als  die  seeundäre  Frage  des  Ein-  und  Zwei- 
kammersystems. 
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seitige  Beziehung  ist  nur  durch  das  Zweikammersystem  zur 
Geltung  zu  bringen  und  erscheint  das  erbliche,  stetige  an- 
geborene Element  in  der  Erblichkeit  der  Pairie,  das  andere 
in  der  Wahl  der  Abgeordneten  ausgedrückt.  Praktisch 
kann  man  die  Sache  dann  auch  als  eine  Conseqnenz  der 
Gleichberechtigung  des  Princips  der  Erhaltung  und  des 
Princips  der  Veränderung  auffassen.  Derselbe  Gedanke 
konnte  auch  noch  in  der  Form  ausgesprochen  werden:  der 
Staat  sei  eine  Art  von  Conföderation  zum  Sclfgovernment 
berufener  Kreise;  diese  Kreise  seien  die  mit  der  entspre- 
chenden Autonomie  versehenen  einfachen  oder  verbundenen 
Localgemeinden  (Ortsgemeinde,  Distriets-  und  Kreisge- 
meinde) und  die  gleichfalls  autonomen  Volksunterabtheilun- 
gen  oder  Stände;  diesen  Sonderkreisen  gegenüber  erfordere 
das  Ganze  gleichfalls  eine  Vertretung,  und  so  sei  das  Zwei- 
kammersystem vollständig  gerechtfertigt,  indem  eine  Erste 
Kammer  die  Vertretung  der  Stände  und  Gemeinden,  eine 
Zweite  die  des  ganzen  Staats,  resp.  Volks  zur  Aufgabe 
haben  müsse. 

Indem  wir  uns  zunächst  auf  unsere  vorhin  unter  II  mit 
IV  gegebenen  Bemerkungen  beziehen  und  aus  ihnen  ent- 
nehmen lassen,  ob  und  inwiefern  unter  gewissen  Umstanden 
eine  solche  Auffassung  gerechtfertigt  sein  könne,  müssen 
wir  doch  von  dem  auch  dieser  Auffassung  regelmässig 
zu  Grunde  liegenden  Standpunkt  aus  dieselbe  verwerfen. 
Denn  wenn  man  selbst  davon  absehen  wollte,  dass  die  ge- 
wöhnlich mit  dem  Begriff  eines  autonomen  Standes  verbun- 
denen Ansichten  heutzutage  ebenso  veraltet,  wie  die  mittel- 
alterlichen Stände  gebrochen  und  neue  Stände  noch  unfertig 
und  ohne  entsprechende  Organisation  sind;  wenn  man  fer- 
ner auf  die  naheliegende  Versuchung  nicht  eingehen  wollte,  zu 
fragen,  warum  denn  der  ganze  Staat,  also  das  Oberste,  durch 
ein  Unterhaus,  das  Stetigste  durch  eine  wechselnde  Wahlkam- 
mer, dagegen  die  Unterabtheilungen  des  Staats  durch  ein 
Oberhaus  und  das  stets  im  Wechsel  Begriffene,  die  socialen 
Gliederungen,  durch  eine  erbliche  Pairie  vertreten  werden 
sollen,  —  so  bleibt  doch  immer  die  Alternative,  dass  entweder 
der  Standpunkt  falsch  ist,  von  dem  diese  Auffassung  aus- 
geht, oder  dass  der  Standpunkt  richtig  ist,  die  Auffassung 
jedoch  ihm  nicht  entspricht.    Wir  glauben  uns  aber  nicht  zu 
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tauschen,  wenn  wir  sagen,  dass  diese  Auffassung  bisher, 
regelmässig  wenigstens,  vom  Staat  als  einer  organischen  Ein- 
heit, also  nicht  von  irgendeiner  klaren  und  anerkannten 
TTorm  des  Föderalismus  ausgeht.  Wenn  man  nun  die  Be- 
deutung des  Constitutionalismus  und  seiner  Einrichtungen 
für  den  Staat  würdigen,  beziehungsweise  die  begründeten 
Anforderungen  eines  Staats  auf  seinem  Wesen  entsprechende 
constitutionelle  Einrichtungen  richtig  erkennen  und  ehrlich 
betriedigen  will,  so  ist  der  hier  in  Rede  stehende  Ausgangs- 
punkt gewiss  vollkommen  richtig;  aber  es  ist  eine  unzweifel- 
hafte Verirrung,  dass  man  trotz  dieses  richtigen  Ausgangs- 
punkts zu  einer  Auffassung  des  constitutionellen  Organismus 
kam,  welche  von  dem  föderativen  Princip  beherrscht  ist, 
oder  dieses  doch  wenigstens  dem  des  Einheitsstaats  gleich- 
berechtigt an  die  Seite  stellt.  Zwar  stehen  wir  gar  nicht 
an,  den  organischen  Einheitsstaat  selbst  in  einem  gewissen 
Sinn  eine  Conföderation  zu  nennen.  Allein  weder  dies, 
noch  der  Umstand,  dass  zwischen  Einheitsstaat  und  Con- 
föderation fortwährend  Uebergänge  stattfinden  (wie  oben 
gezeigt  wurde),  hebt  den  Unterschied  zwischen  beiden  auf. 
Denn  das  Princip  der  Conföderation  ist,  äusserlich 
wenigstens  und  formell,  der  freie  Wille  der  Glieder, 
wie  dringend  auch  innerlich  die  Conföderation  mo- 
tivirt  sein  mag.  Bei  dem  Einheitsstaat  dagegen 
ist  die  dringende  Nothwendigkeit  der  Verbindung 
zum  Gesetz  für  alle  Glieder  geworden,  denen  es 
dann  überlassen  bleiben  muss,  dieses  Gesetz  frei 
zu  erfüllen.  Die  constitutionelle  Repräsentation  des  Ein- 
heitsstaats muss  demnach,  mit  Ausschluss  jeder  selbständigen 
und  gleichen  Berechtigung  aller  Specialitäten,  Product  und 
Organ  jener  lebendigen  staatlichen  Einheit  sein.  Eine  Na- 
tionalrepräsentation, welche  nach  der  besprochenen  Auf- 
fassung gebildet  wäre,  müsste  also  entweder  das  Gestand- 
niss  enthalten,  dass  es  noch  an  der  nöthigen  organischen 
Einheit  des  Staats  fehlt  und  Land  und  Volk  mehr  gegen- 
satzliche und  im  verbundene  Theile,  als  eine  geeinigte  Man- 
nichfältigkeit  seien,  oder  sie  müsste  trotz  jener  doctrinären 
Auffassung  praktisch -organisch  einheitlich  wirken  und  dann 
ohne  Zweifel  selber  zu  einer  entsprechenden  Veränderung 
ihrer  nun  veralteten  Einrichtung  sich  hinneigen. 
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VI. 


Nachdem  schon  Gentz  786)  den  Satz  aufgestellt  hatte: 
„Zwei  Principien  constituircn  die  moralische  und  intelligente 
Welt,  das  eine  ist  das  des  immerwährenden  Fortschritt», 
das  andere  das  der  notwendigen  Beschränkung  dieses  Fort- 
schritts", glaubte  man  namentlich  in  neuester  Zeit  die  ab- 
solute Notwendigkeit  oder  Vorzüglichkeit  des  Zweikammer- 
systems dadurch  begründen  zu  können ,  dass  man  auf  den 
Kampf  zwischen  Bestehendem  und  Werdendem r8r),  zwischen 
Erhaltung  und  Entwicklung  7ö8)  verwies  und,  weil  beide 
Richtungen  an  sich  vollständig  gleichberechtigt  und  die  Ein- 
seitigkeit wie  Ueberschlagung  in  jeder  derselben  zu  ver- 
hindern sei,  zwei  Kammern  mit  im  wesentlichen  gleichen 
Rechten  als  gleichsam  sich  von  selbst  verstehend  annahm. 

Dieser  Begründung  des  Zweikammersystems  steht  ent- 
gegen: 

1)  dass  eine  wahre  Volksrepräsentation,  welche  die 
harmonische  Einheit  zwischen  Regierung,  Volk  und  Ver- 
tretung verlangt,  überhaupt  nur  möglich  ist,  wenn,  wie  in 
der  Regierung  und  in  dem  Volk,  so  auch  in  dem  constitu- 
tionellen  Korper  selbst,  der  Geist  der  harmonischen  Staats- 
einheit, des  lebendigen  Friedens,  herrscht.  Dieser  Geist  ist 
im  constitutionellen  Korper  nur  dann  möglich,  wenn  er  we- 
nigstens in  der  Majorität  seiner  Glieder  mächtig  ist.  Das 
Recht  und  das  rechte  Mass  von  Sein  und  Werden,  Er- 
halten und  Entwickeln,  soll  demnach  entweder  in  jedem 
Glied  der  Volksvertretung  bereits  auf  einen  hohen  Grad  der 
Erkenntniss  und  Ausgleichung  gebracht  sein,  oder  doch 
durch  die  Versammlung  und  die  Verhandlungen  selbst  auf 
denselben  erhoben  werden. 

2)  Dass  nicht  abzusehen  ist,  warum  jede  der  fraglichen 
beiden  Richtungen  isolirt  durch  ein  besonderes  Haus  ver- 
treten werden  soll.  Wäre  doch  immer  denkbar,  dass  es 
auch  in  einem   einzigen  Hause  an   der  genügenden  Vertre- 


786)  A.  a.  O.,  III,  xlix  fg.;   IV,  176. 

787)  Remusat,  a.  a.  O.,  S.  213. 

788)  Rödinger,  a.  a.  Ü.,  S.  14  ig.     Röntie,   a.  a.  O.,  I,  ii,  239. 
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ig  beider  Richtungen  nicht  fehlte,  namentlich  wenn  das- 
be  entsprechend  eingerichtet  würde.  Da  nun  einerseits  die 
Qstitutionelle  Idee  in  ihrer  Verwirklichung  überhaupt  nicht 
solut  von  einer  einzelnen  formellen  Einrichtung  und  am 
»nigsten  von  einer  bestimmten  Art  derselben,  also  auch 
:ht  nur  von  dem  Ein-  oder  Zweikammersystem  abhängen 
nn,  da  ferner  das  Zweikammersystem  aus  verschiedenen 
runden  gegebenenfalls  ebenso  unmöglich  sein  kann,  wie 
derswo  und  aus  andern  Gründen  das  Einkammersystem, 

ferner  der  zur  Rechtfertigung  des  Zweikammersystems 
letzt  erwähnte  Grundgedanke  aber,  wenn  überhaupt  rich- 
k  auch  für  die  Zusammensetzung  eines  einzigen  Hauses  mass- 
bend  sein  muss  und  in  ihr  zu  verwirklichen  ist,  so  fol- 
rn  wir,  dass  diese  Grundanschauung  entweder  unrichtig 
er  doch  das  zu  beweisen  nicht  im  Stande  ist,    was  durch 

bewiesen  werden  soll. 

Man  konnte  freilich  fragen,  wie  das  Gleichgewicht  zwi- 
aen  Erhalten  und  Verändern,  dessen  Notwendigkeit  wir 
rigens  für  jeden  Staat  anerkennen,  in  einem  einzigen  Hause 
rgestellt  werden  soll? 

Wir  antworten:  Zunächst  handelt  es  sich  nicht  sowol 
i  die  Herstellung  dieses  Gleichgewichts  innerhalb  des  re- 
isentativen  Körpers,  sondern  innerhalb  des  ganzen  Staats. 
>ht  freilich  Krone  und  Volk  gleichsam  im  Parlament  auf^ 
e  in  England,  dann  ist  das  Parlament  der  Staat  und  die 
eichgewichtsfrage  vorzüglich  auf  das  Parlament  be- 
lränkt.  In  andern  Staaten  dagegen,  wo  eine  solche  Fu- 
»n  nicht  staatfindet,  erscheint  die  Krone  mit  ihrem  Mini- 
irium  und  Staatsrath,  sowie  das  Volk  mit  seiner  Unab- 
ngigkeit  von  der  Vertretung,  als  selbständige  neben  der 
ztern  stehende  Gleichgewichtsfactoren,  deren  Wirksamkeit 

der  Totalität  des  staatlichen  Lebens  eine  sehr  mannich- 
tige  und  freie,  auch  niemals  voraus  zu  berechnende  sein 
iS8.  Wollte  man  aber  auch  von  alledem  absehen,  so 
nn  das  fragliche  Gleichgewicht  jedenfalls,  wenn  und  so- 
>it  es  durch  zwei  Kammern  herzustellen  ist,  durch  Ein- 
;htungen,  die  vielleicht  minder  gewohnt,  aber  keineswegs, 
instlicher  als  das  Zweikammersystem  sind,  auch  in  einem 
ause  hergestellt  werden.  Denn  was  durch  die  Selbstän- 
gkeit  zweier  Häuser  trotz  der  grossen  zwischen  ihnen  be- 
leld.  in.  46 
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stehenden  Verschiedenheiten,  namentlich  in  Beziehung  auf 
die  Zahl  und  den  innern  Werth  der  Stimmen,  geschieht, 
das  kann  auch  durch  die  Selbständigstellung  der  beiden 
Richtungen  in  einem  einzigen  Hause  geschehen. 

Wenn  es  aber  auch  noch  so  nöthig  wäre,  den  beiden 
Richtungen  die  fragliche  Selbständigkeit  zu  gewähren,  so 
scheint  es  uns  doch  nicht  möglich,  durch  Gesetze  in  dieser 
Beziehung  viel  thun  zu  können.     Denn 

1)  In  der  That  sind  immer  beide  Richtungen,  unter 
normalen  Verhältnissen,  in  jeder  Kammer  vertreten.  Fehk 
es  hieran,  so  ist  dies  die  Folge  bestehender  grosser  Ab- 
normitäten, was  neue  Abnormitäten  hervorruft,  denen  ge- 
genüber die  bisherigen  Gesetze  keine  Garantie  gewähren 
werden.  Auch  ist  Erhalten  und  Verändern  nicht  immer 
dasselbe;  ein  Oberhaus  kann  revolutionär  werden  gegen 
einen  ihm  widerwärtigen  liberalen  Bestand,  ein  Unterbau 
reactionär  gegen  eine  illiberale  Restauration.  Auch  ausser- 
dem aber  besteht  keine  Notwendigkeit,  dass  immer  nur  die 
eine  Richtung  in  dieser,  nur  die  andere  in  jener  Kammer 
die  Majorität  habe. 

2)  Der  Adel,  auf  welchen  rücksichtlich  der  Ersten 
Kammer  besonders  gesehen  wird,  ist  in  seinem  gegenwärti- 
gen Zustand  durchaus  nicht  absolut  regierungsergeben  und 
selbständig  zugleich.  Seine  Alleinherrschaft  in  England  und 
seine  politische  Ohnmacht  in  den  meisten  freien  Staaten  des 
Continent8  beweisen  dies  hinreichend.  Bei  den  echten  Ver- 
tretern des  Zweikammersystems  wird  nun  die  Idee  des 
Oberhauses  stets  mit  der  der  erblichen  Pairie  verbunden 
sein.  Je  mehr  aber  ein  Oberhaus  dem  mittelalterlichen  Ge- 
danken der  erblichen  Pairie  ergeben  ist,  desto  weniger  passt 
es  in  den  modernen  Staat,  am  allerwenigsten  dann,  wenn 
von  dieser  Pairie  nur  noch  das  Phlegma,  die  Prätention  auf 
Grund  historischer  Traditionen  und  nichts  von  dem  ehe- 
maligen realen  Machtelement  mehr  vorhanden  ist.789)  Wenn 


789)  „Lea  races  douees  de  facultas  supeneures,    comnie   les  grands 

"genies,  ne  sont  places  au-dessus  des  autres  peuples  et  des  autres  nomine» 

que  parce  qu'ils  ont  de   plus  grands   devoirs   a  remplir." . . .   „La  supärio- 

rite  de  peuples,   comme  celle  des    individus,    impose  des   devoirs  piatot 

qu'elle  ne  donne  des  Privileges."    Laurent)  a.  a.  O.,  I,  353;  II,  19.    „Cest 
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wir  aber  in  allen  Oberhäusern  neben  den  erblichen  Pair- 
schaftselementen  noch  manche  andere  vertreten  sehen,  so 
müssen  wir  erkennen,  dass  jede  Erweiterung  des  Oberhau- 
ses über  die  erbliche  Pairschaft,  jede  Vermehrung  der  Stirn- 
men  in  demselben,  der  Ausschluss  der  Stellvertretung  und 
die  Aufnahme  repräsentirender  Pairs  (wie  z.  B.  der  irischen 
und  schottischen  ins  englische  Oberhaus)  ebenso  viele  wioh- 
tige  Schritte  in  der  Richtung  zum  Einkammersystem  hin 
sind.  **>) 

3)  Zu  den  in  Vorstehendem  erwiesenen  vielen  Unwahr- 
heiten, welche  absichtlich  oder  gewohnheitsmässig  mit  der 
Vertheidigung  des  Zweikammersystems  verbunden  werden, 
gehört  aber  als  die  allerwichtigste  noch  die,  dass  jenes 
durch  das  Zweikammersystem  angeblich  allein  herzustellende 
Gleichgewicht  bisher  thatsächlich  irgendwo  bestanden  habe. 
Denn  es  wird  wol  niemand  es  bestreiten  wollen,  dass  gegen- 
wärtig und  schon  längst  das  Unterhaus  an  Macht  und  Ein- 
flu8S  allenthalben  weit  über  dem  Oberhause  steht.  Man 
hat  den  Grund  dieser  Erscheinung  überall,  nur  nicht  am 
rechten  Ort  gesucht  und  deshalb  auch  noch  nicht  gefunden. 
Die  einen  erklären  sie  aus  den  fortwährenden  Finanzver- 
legenheiten der  Staaten,  die  andern  aus  der  Schwäche  der 
Regierungen  gegen  das  revolutionär-demokratische  Unwesen; 
wieder  andere  aus  der  unfehlbaren  höhern  Intelligenz  der 
Zweiten  Kammern  oder  weil  diese  grössere  Vermögens- 
massen, bedeutendere  Interessen  repräsentiren  u.  8.  f.,  und 
doch  ist  die  Sache  ganz  natürlich,  wenn  man  einfach  an 
den  verschiedenen  falschen  doctrinären  Grundgedanken  des 


le  but  des  lois  politiques  d'obliger  les  classes  superieures  a  meriter 
et  a  obtenir  la  confiance  des  autres  classes  de  Ja  societl."  Laüy-  Toten- 
dal  bei  Duvergier  de  Hauranne ,  a.  a.  O.,  IV,  56.  „La  domination  d'une 
classe  sur  les  autres  classes,  qu'elle  soit  aristocratique  ou  democratique, 
c'est  la  tyrannie."  Guizot,  Memoires,  I,  111.  Ueber  den  verderblichen 
Einfluss  des  Gewaltbesitzes  s.  i/itf,  a.  a.  0.,  S.  148,  161  fg. 

790)  In  der  That  hat  sich  neuestens  in  Baiern  eine  Stimme  ver- 
nehmen lassen,  welche  zwar  eine  Reform  der  Ersten  Kammer  will,  diese 
aber  nur  in  einer  Verkleinerung  derselben  findet,  wonach  ledigUch  der 
grosse  und  geschlossene  historische  Grundbesitz  in  derselben  sitzen  und 
sammt  den  Prinzen  des  königlichen  Hauses  sämmtliche  lebenslängliche 
Mitglieder  aus  demselben  ausgeschiedeu  werden  sollen. 

46* 
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Zweikammersystems  festhält.  Denn  sie  stimmen  alle  darin 
miteinander  überein,  das?  der  Fortschritt  und  die  allgemeine 
Vertretung  zum  Wesen  der  Unterhauser,  Erhaltung  und 
Sonderzwecke  dagegen  zu  dem  der  Oberhäuser  gehöre.  Da- 
mit ist  in  Zeiten,  welche  sich  nach  langem  Stillstand  durch 
das  Streben,  Versäumtes  nachzuholen,  nach  langer  feudaler 
Zerbröckelung  durch  ein  Ringen  nach  grossartiger  orga- 
nischer Gesammtwirk8amkeit,  also  Einheit,  charakterisiren, 
jedem  der  beiden  Häuser  seine  Stellung  angewiesen,  und 
je  mehr  jedes  derselben  historisch  begründet  werden  will 
und  folglich  die  angegebenen  Aufgaben  als  die  seinigen  er- 
kennt, desto  höher  muss  trotz  aller  gesetzlichen  Gleichstel- 
lung, ja  trotz  vieler  Ehrenauszeichnungen  der  Ersten  Kam- 
mer, die  reale  Macht  des  Unterhauses  über  der  des  Ober- 
hauses stehen.  Also  nicht  die  Verschiedenheit  des  Altera, 
der  Intelligenz,  der  Selbständigkeit  7ttl),  des  Vermögens  und 
der  repräsentirten  Steuerkraft  u.  s.  w.  sind  die  Gründe  der 
Machtverschiedenheit  beider  Häuser;  die  überwiegende  Be- 
deutung der  Zweiten  Kammern  liegt  in  ihrer  universellem 
Basis  und  Tendenz,  in  ihrer  grossem  Harmonie  mit  der 
Gesammtheit  der  Zeitverhältnisse,  in  ihrer  grössern  Sym- 
pathie mit  den  allgemeinsten  Zeitbedürfnissen,  in  ihrer  aus- 
schliesslichen und  ungetrübten  Bedeutung  als  Repräsentation 
des  ganzen  Staats.  Dazu  kommen  dann  noch  allerdings 
andere,  mehr  zufällige  Gründe  in  einzelnen  Staaten.  Solche 
sind  z.  B.  auf  dem  (kontinent  der  unleugbare  Verfall  des 
mittelalterlichen  Adels,  wenigstens  in  seiner  Eigenschaft  ab 
ein  besonderer  politischer  Stand,  und  im  Gegensatz  dazu 
der  frische  Aufschwung  der  in  bürgerlicher  Freiheit  ent- 
bundenen Volker.  Bildung,  Intelligenz  und  Gemeinsinn  sind 
so  sehr  bürgerliche  Eigenschaften  geworden,  dass  der  ein- 
sichtige Adeliche  auf  irgendeine  Weise  in  den  bürgerlichen 
Rahmen  eintreten  muss,  wenn  er  jene  Eigenschaften  in  einem 


791)  Selbständigkeit  ist  an  sich  ein  sehr  relativer  Begriff,  ebenso  ihr 
Mass  und  Werth.  Wenn  man  aber  das  Volk  und  die  ans  seiner  Wahl 
hervorgegangenen  Repräsentanten  für  so  unselbständig  erachtet,  wart* 
hält  man  ein  besonderes  Gegengift  gegen  sie  für  absolut  noth wendig? 
Und  wenn  die  Wähler  lenksam  sind,  warum  daraus  die  Notwendigkeit 
einer  erblichen  Pairie  ableiten,  statt  ihre  Lenkung  in  einem  wahrhaft 
staatlichen  Sinn  zu  übernehmen? 
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esondern  Grad  erwerben  und  bethätigen  will.  Auch  er- 
cheint  die  Erste  Kammer  meistens,  der  geschraubten  In- 
dessen der  Mehrzahl  ihrer  Glieder  wegen,  von  der  Krone, 
&  selbst  von  den  wechselnden  Ministerien  in  anderer  Art 
ber  nicht  minder  abhängig  als  die  Zweite  Kammer.  79a) 

Wenn  wir  es  aber  überhaupt  nicht  für  eine  besonders 
»eneidenswerthe  Aufgabe  erachten  können,  stets  nur  als 
Jemmschuh  tiguriren  zu  sollen  793),  und  wenn  die  unzweifel- 
iafte  Uebermacht  der  Unterhäuser,  mit  der  Unfähigkeit  der 
)berhäuser  für  diese  Aufgabe,  auch  deren  Ueberflüssigkeit 
ür  dieselbe  beweist,  so  mögen  das  Volk  und  das  Unter- 
iau8  der  von  uns  bezeichneten  Gründe  ihrer  überwiegenden 
Bedeutung  wohl  eingedenk  sein;  sie  mögen  diese  Gründe 
oit  einem  Wort  in  ihrer  Staatsgemässheit,  in  ihrer  Pflicht 
ur  den  ganzen  Staat  erkennen  und  nie  vergessen,  dass  jede 
Abweichung  von  diesen  Gründen  entweder  eine  Verschlech- 
erung  des  Staats  oder  eine  gerechte  Verminderung  ihres 
Einflusses  und  ihrer  Bedeutung,  die  dann  nothwendig  an 
ndere  repräsentative  Bildungen  übergehen  müssten,  zur 
'olge  haben  würde. 


792)  Die  überwiegende  Bedeutung  der  Wahlkammern  ist  demnach 
slbst  ein  Zeichen  der  Richtung  unserer  Zeit  zum  Einkammersystem. 
alt  man  an  dem  Princip  fest,  dass  beide  Kammern  gleich  wiegen  sollen, 
ad  nimmt  man  an,  dass  dies  irgendwo  wirklich  der  Fall,  so  bleibt  nur 
ie  Alternative,  dass  sie  sich  durch  ihre  gleiche  Kraft  bei  Meinungsver- 
;hiedenheit  vollständig  paralysiren,  sonach  etwas  Neues  gar  nicht  zu 
tande  kommen  kann,  oder  dass  die  innere  Berechtigung  des  Gegen- 
Äiides  beide  Häuser  gleich  stark  erfasst  und  demnach  bestimmt,  in  welch 
itsterm  Fall  wieder  factisch  nur  ein  Haus  vorhanden  wäre.  Die  factische 
[oglichkeit  aber,  mit  einem  von  zweien  Häusern  trotz  des  Widerspruchs 
es  andern  Hauses  fortzuregieren,  beweist  die  Unmöglichkeit  einer  Reali- 
ttion  der  constitutionellen  Idee  aus  formellen  oder  materiellen  Granden, 
[so  jedenfalls  einen  vorübergehenden  Zustand. 

793)  Jeder  Adel  entstand  zuerst  dadurch,  dass  man  sich  an  die  Spitze 
•r  wichtigsten  Bedürfnisse  der  Zeit  oder  des  zeitgemässen  Fortschritts 
teilte.  Die  Erhaltung  desselben  ist  also  dadurch  bedingt,  dass  man  stets 
n  dieser  Spitze  bleibt.  Die  besondere  politische  Stellung  des  Adels 
msste  demnach  stets  als  eine  ausgezeichnete  Pflichtstellung  im  Verhält- 
iss  zum  Staatsganzen  betrachtet  werden,  für  welche  der  grosse  ge- 
ehlossene  Grundbesitz  als  eines  der  tauglichen  Mittel,  aber  nicht  als  un- 
shlbares  Spectncum  erscheinen  kann. 
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VII. 

Betrachten  wir  noch  die  wichtigsten  gegenwärtigen 
Staaten  in  Beziehung  auf  unsere  Frage,  so  ist  in  England 
das  Uebergewicht  des  Unterhauses  eine  historische  Errungen- 
schaft, die  übrigens  keineswegs  infolge  eines  Kampfes  gegen 
das  Oberhaus  gemacht  wurde.  Denn  da  jenes,  wie  dieses, 
einer  und  derselben  Aristokratie  angehört,  welche  in  jedem 
der  beiden  Häuser  auf  eigene  Art  herrscht  794) ,  so  kann 
man  in  der  Anerkennung  des  überwiegenden  Eiuflusses  des 
Unterhauses  eine  jener  zeitgemässen  Wendungen  erkennen, 
welche  die  englische  Aristokratie  selber  nahm,  um  auch  unter 
den  veränderten  Zeitverhältnissen  sich  ihrer  Herrschaft  zu 
versichern.  Dass  sich  das  Oberhaus  bedeutende  Juris- 
dictions-  und  Verwaltungscompetenzen  reservirte,  wurde 
früher  schon  bemerkt.  Die  englische  Pairie,  welche  etwas 
über  450  Kopfe  zählt,  ist  keineswegs  sehr  alt;  kaum  eine 
Familie  (Howard)  kann  sich  eines  Titels  rühmen,  der  älter 
wäre  als  die  Reformation;  die  Pairschaft  wird  vom  Staat 
nicht  dotirt,  und  der  Konig  hat  das  formell  unlimitirte 
Recht  der  Pairscreirung.  Der  Engländer  nimmt  an  dieser 
letztern  königlichen  Prärogative  keinen  Anstoss,  weil  er 
weiss,  der  Konig  werde  und  könne  sie  nicht  verfassungs- 
widrig gebrauchen  und  habe  sie  vorzüglich  als  Gegengewicht 
gegen  die  praktische  Unmöglichkeit  der  Anwendung  des 
theoretisch  unbestrittenen  absoluten  Veto  oder  als  äusserst« 
Mittel   gegen   die  Pairie   selbst,    wie  z.  B.  das  Recht  der 


794)  Für  die  Beurtheilung  des  englischen  Oberhauses  ist  besonder! 
die  eigenthümliche  sociale  Stellung  des  hohen  englischen  Adels  und  teil 
Verhältniss  zur  Gentry  wie  zu  dem  sogenannten  Gentlemanthum  wichtig. 
Vgl.  Jolly,  a.  a.  O.,  II,  75.  Montalembtrt,  a.  a.  O.,  S.  28,  69,  204.  W> 
denbrugk,  a.  a.  0.,  S.  32.  Mundt,  a.  a.  O.,  S.  270  fg.,  277.  Tkierrf, 
Der  dritte  Stand,  S.  176  fg.  Staats -Lexikon,  IV,  395,  410.  Tocquevilk 
Das  alte  Staatswesen,  S.  97.  Blackstone,  a.  a.  O.,  I,  12.  Blwtischli,  a.  t. 
O.,  I,  90.  Zaehariae,  Vierzig  Bücher,  III,  187.  Wenn  nach  einer  Mit- 
theilung vom  Jahre  1857  in  der  Gesammtzahl  der  englischen  Peers  nv 
118  sich  befinden,  deren  Titel  älter  sind  als  die  Regierung  Georg'«  IE, 
so  gingen  doch  auch  alle  übrigen  aus  der  Gentry,  d.  h.  dem  kleines 
Adel  und  höhern  Bürgerstand  [mit  Grundbesitz  hervor,  so,  dass  die  Gen- 
tilität  der  Namen  viel  älter  ist  als  deren  Peerschaft. 
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Auflösung  gegen  die  Comnioners;  weil  ferner  der  Krone  und  der 
Pairie  gegenüber  das  Parlament  als  ein  Ganzes  erscheint 
und  überhaupt  in  England  eine  Furcht  vor  Verfassungs- 
verletzungen und  daraus  hervorgehenden  politischen  Krisen 
nicht  besteht. 

Das  französische  Oberhaus,  der  Senat,  ist  ein  Organ 
des  kaiserlichen  Willens«  Jeder  Senator  empfangt,  die  ihm 
sonst  zugewendeten  Einnahmen  aus  Aemtern  und  Titeln  un- 
gerechnet, jährlich  30000  Francs.  Der  Kaiser  allein  ernennt 
die  Senatoren,  deren  Würde  demnach  von  der  öffentlicher 
Staatsämter  sich  nur  durch  den  höhern  Grad  der  Abhängig- 
keit unterscheidet.  795)  Die  Geschichte  des  Senats  aus  dem 
ersten  Kaiserreich,  seine  unbedingte  Hingebung  an  Napo- 
leon I.  im  Glück  ist  ebenso  bekannt,  wie  sein  Verrath  oder, 
wenn  man  will,  sein  Verlassen  des  Kaisers  im  Unglück. 
Hat  aber  selbst  der  ausschliesslich  vom  Kaiser  ernannte  und 
besoldete  französische  Senat  im  Jahre  1862  ein  bischen  Op- 
position zu  machen  gewagt,  so  beweist  dies  nichts  für  den 
ausschliesslich  conservativen  Beruf  der  Ersten  Kammer, 
nichts  für  die  Notwendigkeit  oder  Nützlichkeit  des  Zwei- 
kammersystems. Der  Senat  ist  dem  Kaiserreiche  nöthig, 
um  den  äussern  Schein  einer  Repräsentativverfassung  voll- 
ständig herzustellen ,  um  die  populären  Freiheitsbestrebungen 
und  eine  etwaige  Opposition  in  dem  Gesetzgebenden  Körper 
zu  contrebalanciren,  um  sich  Partisanen  zu  schaffen  oder 
seine  bisherigen  Parteigänger  zu  belohnen.  Die  französische 
Nationalvertretung  ist  als  solche  nichts;  in  keinem  Lande 
aber  würde  sich  gegenwärtig,  ohne  die  angegebenen  beson- 
dern Zwecke  der  Krone,  das  Einkammersystem  vollkomme- 
ner rechtfertigen,  als  gerade  in  Frankreich.  Die  erwähnte 
Opposition  trägt  übrigens  jedenfalls  zum  Beweise  bei,  dass  die 
Freunde  des  Despotismus  oft  ebenso  unzuverlässig  sind  wie 
dieser  selbst,  und  dass  in  dem  Wesen  einer  politischen  Cor- 
poration, selbst  der  unfreiesten,  etwas  liege,  was,  wenn  nur 
noch  ein  Funke  Leben  da  ist,  sich  zur  Opposition  gegen 
den  Despotismus  und  zur  Allianz  mit  den  nach  Freiheit  rin- 
genden Kräften  hinneigen  muss. 

In  Spanien  ist  eine  am  17.  Juli  1857  erlassene  Reform 


795)  Duvergier  de  Hauranne,  a.  a.  0.,  II,  168. 
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der  Verfassung  vom  Jahre  1845  durch  Gesetz  vom  Jahre 
1864  wiederaufgehoben  und  dadurch  die  Verfassung  vom 
Jahre  1845  in  ihrer  Integrität  wiederhergestellt.  Das  ein- 
zige Neue  dabei  ist  eine  provisorische  Bestimmung  in 
Betreff  des  Senats  oder  Oberhauses.  Nach  der  Verfassung 
vom  Jahre  1845  war  nämlich  die  Senatorswürde  nicht  allem 
undotirt,  sondern  auch  rein  persönlich,  also  auch  nicht  erb- 
lich, und  wurde  lediglich  durch  königliche  Uebertragung 
verliehen.  Die  fragliche  provisorische  Bestimmung  verfügt, 
dass  die  spanischen  Granden,  welche  200000  Realen  Renten 
haben  und  nicht  Unterthanen  eines  fremden  Staats  sind,  mit 
dem  Alter  von  30  Jahren  sofort  das  Recht  erlangen,  in 
den  Senat  zu  treten.  Der  Unterschied  zwischen  diesen  bei- 
den Systemen  springt  in  die  Augen,  und  dürfte  es  nicht 
schwer  sein,  in  dem  ersten  wie  in  dem  zweiten  System  eine 
tendenziöse  Einseitigkeit  zu  erkennen,  die  mit  den  Anforde- 
rungen des  organischen  Staats  schwer  zu  vereinbaren  ist. 

In  Deutschland  findet  eine  grosse  Verschiedenheit  statt, 
einmal  weil  mehrere  Staaten  nur  ein  Haus  haben,  dann 
weil  die  verschiedenen  Oberhäuser  auch  sehr  verschieden 
eingerichtet  sind,  weiter,  weil  noch  immer  ein  paar  kleine 
Staaten  entweder  gar  keine  oder  eine  noch  entschieden 
mittelalterliche  Standschaft  besitzen,  endlich,  weil  die  über- 
wiegende Bedeutung  des  Unterhauses  noch  nicht  allgemein 
anerkannt  oder  verwirklicht  ist.  Letzteres  findet  sich  z.  B- 
in  Preussen,  wo  ein  Ministerium  vorzüglich  durch  die  Unter- 
stützung des  Herrenhauses  regiert,  während  es  mit  dem 
Hause  der  Abgeordneten  in  einem  Conflict  sich  befindet, 
der  mit  diesem  Ministerium  wol  nie  gelost  werden  dürfte. 
Das  preussische  Herrenhaus  796)  besteht  aus  den  Prinzen 
des  königlichen  Hauses,  welche  der  Konig,  sobald  sie  in 
Gemässheit  der  Hausgesetze  die  Grossjährigkeit  erreicht 
haben,  in  die  Erste  Kammer  zu  berufen  sich  vorbehalten 
hat;  dann  aus  erblich  berechtigten  Mitgliedern,  sei  es,  dass 
diese  Erblichkeit  ihnen  schon  durch  die  Verordnung  vom 
12.  October  1854  oder  durch  besondere  königliche  Ver- 
ein ung  erworben  wurde;    endlich  aus  lebenslänglichen  Mit* 


796)  Rönne,  a.  a.  O.,  I,  n,  244. 
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gliedern,  denen  der  König  infolge  einer  an  ihn  geschehenen 
verordnungsmässigen  Präsentation  oder  wegen  Innehabung 
eines  der  vier  grossen  Landesämter,  oder  endlich  aus  be- 
8onderm  Vertrauen  (Kronsyndici)  die  Berufung  als  lebens- 
längliche Herrenhausmitglieder  ertheilt.  Offenbar  ist  der 
Wille  des  Königs  für  die  Zusammensetzung  des  Herren- 
hauses in  Preussen  entscheidend.  Im  Jahre  1858  umfasste 
das  Herrenhaus  229  Glieder,  darunter  4  Herzoge,  23  Für- 
sten, 3  Prinzen,  84  Grafen,  24  Freiherren,  55  Adeliche  und 
36  Bürgerliche.  Erblich  waren  davon  nur  66,  und  unter 
den  Nichterblichen  befanden  sich  neben  28  Vertretern  der 
Städte  10  Vertreter  der  Familien  verbände  und  78  Reprä- 
sentanten des  adelichen  Grundbesitzes.  Aus  allerhöchstem 
Vertrauen  Berufene  waren  darunter  30,  von  denen  13  Kron- 
syndici. Auch  in  den  übrigen  deutschen  Oberhäusern  do- 
minirt  im  ganzen,  mit  oder  ohne  königliche  Berufung,  der 
adeliche  Grundbesitz. 

VHI. 

Zu  den  Gründen,  welche  gegen  das  Zweikammersystem, 
resp.  eine  grundbesitzende  Adelskammer  neben  dem  Volks- 
hause sprechen,  gehört,  wenigstens  auf  dem  Continent,  vor- 
züglich noch  fürs  erste  die  so  häufig  falsche  Auffassung 
der  Bedeutung  des  Grundbesitzes,  namentlich  des  grossen 
geschlossenen  oder  adelichen  797)?  und  fürs  andere  nicht  so- 
wol  die  Unpopularität  des  Adels  an  sich,  als  vielmehr  der 
Umstand,  dass  der  continentale  Adel,  etwa  mit  Ausnahme 
des  österreichischen  798),  als  ein  politisch  besonders  berech- 
tigter Stand  im  guten  Sinn  des  Worts  populär  zu  sein 
nicht  verdient.  Wir  werden  gleich  auf  diesen  Punkt  zu- 
rückkommen müssen  und  wollen  vorläufig  nur  die  Thatsache 


797)  Die  ehemalige  Hauptbedeutung  des  adelichen  Grandbesitzes,  die 
Guts-  und  Gerichtsherrlichkeit,  worin  eine  „publica  quVsi  auctoritas"  lag, 
ist  jedenfalls  mit  der  Grand-  und  Bodenentlastung  unwiederbringlich  ver- 
loren. Damit  fehlt  aber  auch  der  höhere  Sinn  der  Geschlossenheit  des 
Grandbesitzes  und  sonach  jede  Ursache  zu  einer  besondern  staatsrecht- 
lichen Bevorzugung  des   grossem  Grundbesitzes  überhaupt. 

798)  Oesterreich  hat  noch  Adeliche,  welche  viele  Meilen  Landes  be- 
sitzen and  bis  za  einer  Million  Steuern  bezahlen. 
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constatiren,  dass  man  entweder  bereits  von  dem  grund- 
besitzenden  Adel  als  demHauptbestandtheil  der  Ersten  Kammer 
Abstand  genommen  hat,  wie  z.  B.  in  Frankreich,  oder  schon 
lange,  wie  z.  B.  in  Baiern  und  Baden  7"),  auf  eine  zeit- 
gemässe  Reform  der  Oberhäuser  bedacht  ist.  Eine  solche 
Reform  erscheint  da  am  notwendigsten,  wo,  wie  z.  B.  in 
Baiern,  durch  eine  principielle  Reform  der  Wahlgesetze  für 
die  Zweite  Kammer,  das  bisherige  System  zerrissen  wurde, 
ohne  dass  die  Erste  Kammer  entsprechend  reformirt  worden 
wäre.  Wir  wissen  zwar,  dass  die  meisten  Verfassungen 
auch  der  Ersten  Kammer  gewisse  formelle  Mittel  des  Wider- 
stands gegen  Reform  versuche  gewähren,  müssen  aber  dabe 
den  Rath  aussprechen,  dass  man  wegen  lange  gelungener 
Abwendung  der  Reform  sich  nicht  der  Meinung  hingebe, 
als  wenn  dieselbe  für  immer  aufzuhalten  wäre.  Denn  die 
Gesetze  des  Lebens  müssen  sich  erfüllen,  und  wenn  sich 
die  Volker  bei  ehrlicher  Geneigtheit  zu  zeitgemässer  Reform 
oft  mit  bescheidenen  Abschlagszahlungen  genügen  lassen, 
so  muss  eine  zu  lange  verhaltene  Reform  die  Gefahr  nahe 
legen,  dass  man  durch  keine  verspätete  Concession  mehr 
Zufriedenheit  erweckt.  Es  mag  dies  auch  den  Volkern  selbst 
gefährlich  sein;  einem  zeitungemäss  gewordenen  Stand  muss 
es  die  Vernichtung  bringen,  die  leicht  weiter  greift,  als 
blos  zur  Beseitigung  politischer  Vorrechte.  Die  Unter- 
lassung einer  zeitgemässen  Reform  der  Ersten  Kammer 
kann  auch  weder  durch  deren  Schwierigkeit,  noch  dadurch 
gerechtfertigt  werden,  dass  ja  ohnehin  auf  diese  Kammer 
nichts  ankomme.  Denn  die  Schwierigkeit  einer  nothwen- 
~"- — Tilgen  Aufgabe  befreit  'nicht  von  der  Pflicht  ihrer  Lösung.* 
Soll  aber  eine  Erste  Kammer  bestehen,  so  muss  sie  auch 
ihr  volles  Gewicht  haben,  und  eben  weil  sie  es  nicht  mehr 
hat,  darum  muss  sie  reformirt  werden.  Bestehen  zwei  Kam- 
mern, so  wollen  wir,  dass  keine  der  andern  an  Macht  über- 
legen sei,  weil  wir  der  Ansicht  sind,  dass  keine  Kammer 
an  der  Ohnmacht  der  andern  zu  wahrer  Macht  erwachsen 
könne  und  solle.     Das  Oberhaus  darf  nicht  daran  denken, 


799)   Die   betreffenden  Reformvorschläge   wurden  von   BtuntocMi  im 
Februar  1864  eingebracht. 
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mittelalterliche  dynastische  Tendenzen  verfolgen  zu  können, 
nachdem  es  durch  seine  Verbindung  und  Gleichstellung  mit 
dem  Hause  der  Gemeinen  zu  einem  wirklich  volksrepräsen- 
tativen Körper  geworden.  Krone,  und  Regierung  können 
nicht  die  Absicht  haben,  den  Adel  im  feudalen  Sinn,  den 
sie  durch  den  Anschluss  an  das  Volk  gebrochen,  nun  auch 
zur  Vernichtung  der  Freiheit  des  bisher  mit  ihnen  verbün- 
deten Volks  verwenden  zu  wollen;  der  Adel  kann  nicht 
daran  denken,  sich  zum  Werkzeuge  einer  solchen  Politik  zu 
erniedrigen,  und  die  Aufgabe  der  Völker  kann  nicht  sein, 
die  Regierungen  zu  einer  solchen  Politik  zu  nöthigen,  die 
rein  geschichtlichen  Erinnerungen  und  socialen  Eigentüm- 
lichkeiten seines  Adels  zu  leugnen  oder  zu  verletzen,  oder 
eine  Krone  zu  vernichten,  mit  deren  Hülfe  es  von  den  feu- 
dalen Fesseln  befreit  wurde.  Ein  constitutionelles  Ober- 
haus, wenn  es  einmal  bestehen  soll,  kann  nicht  die  Absicht 
haben,  nochmals  das  Schicksal  des  mittelalterlichen  Ritter- 
standes zu  wiederholen,  der  zuerst  alles  und,  nachdem  er 
sich  überlebt,  nichts  mehr  war,  sondern  es  soll  aus  dem 
wirklichen  Leben  hervorgehen  und  lebendig  auf  dasselbe 
zurückwirken. 

IX. 

Man  hat  wol  auch  noch  andere  als  die  bereits  ange- 
führten Zweckmässigkeitsgründe  für  das  Zweikammersystem 
beizubringen  gesucht,  z.  B. : 

1)  Es  sei  höchst  wünschenswerth ,  bedeutende  sociale 
Gegensätze  nicht  in  einer  und  derselben  Versammlung,  in 
welcher  die  wichtigsten  und  die  verschiedenen  Klassen  sehr 
verschieden  treffenden  Gegenstände  verhandelt  werden,  zu 
verbinden,  da  sie  hierdurch,  wenn  nicht  öfters  erst  hervor- 
gerufen, jedenfalls  auffallender,  bitterer,  unversöhnlicher  wer- 
den könnten,  indem  entweder  aus  verschiedenen  Rücksichten 
eine  unnatürliche  Zurückhaltung  stattfinden  müsste,  oder  bei 
vollständig  freier  Ausdrucksweise  zweckgefährdende  Ver- 
letzungen nicht  ausbleiben  könnten.  Wir  sind  gerade  der 
entgegengesetzten  Ansicht.  Denn  wie  unsere  gegenwärtigen 
Verhältnisse  sind,  so  gibt  es  eine  Menge  wichtiger  Stel- 
lungen, in  denen  die  grössten  socialen  Gegensätze  zurück- 
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treten  müssen.  Man  denke  sich  nur  die  Wirkungen  der  Colle- 
gialität  und  der  Unterordnung  in  der  Beamtenbierarchie. 
Auch  beweist  die  Erfahrung  in  England,  wo  die  socialen  Gegen- 
sätze die  grössten  und  ZJusammenstösse  derselben  durch  das 
Zweikammersystem  gewiss  nicht  gehindert  sind,  dass  solcher 
Gegensätze  wegen  das  Zweikammersystem  nicht  nothwendig 
ist.  Endlich  sind  wir  der  Meinung,  dass  sociale  Gegensätze 
überhaupt  hervortreten  sollen,  damit  sie  gelost  werden,  d.  h. 
nicht  damit  die  socialen  Verschiedenheiten  aufhören,  sondern 
damit  die  sociale  Feindschaft  ende.  Dies  wird  aber  desto 
weniger  möglich  sein,  je  mehr  man  die  verschiedenen  Klas- 
sen in  den  wichtigsten  staatsbürgerlichen  Functionen  von- 
einander trennt  und  jene  objective  Würdigung  unmöglich 
macht,  welche  am  meisten  zur  Ausgleichung  feindseliger  Ge- 
gensätze dienlich  ist. 

2)  Es  sei  zu  befürchten,  dass  der  imponirende  Einfluss 
und  die  Anwesenheit  der  Prinzen,  der  Grossen  des  Reichs  u.s.w. 
die  Gemeinen  an  der  freien  Meinungsäusserung  verhindere« 
Wir  müssen  aber  bekennen,  dass  wir  das  Pflichtgefühl  und 
die  Selbständigkeit  der  Abgeordneten,  also  auch  den  Werth 
ihrer  Wirksamkeit  nicht  hoch  anschlagen  konnten,  wenn 
dem  wirklich  so  wäre.  Und  wie  wenig  wir  in  der  Erfüllung 
der  Anforderungen  des  öffentlichen  Anstandes,  in  dem  aus- 
nahmslosen Gebrauch  polirter  Formen,  einen  Nachtheil  für 
die  Selbständigkeit  der  Meinung  und  für  ihre  Wirksamkeit 
erkennen  können,  so  hoch  müssen  wir  es  anschlagen,  dass 
manche  im  Schose  des  Zweikammersystems  wuchernde  falsche 
Grösse,  des  Ober-  wie  des  Unterhauses,  durch  das  Einkam- 
mersystem auf  das  rechte  Mass  gebracht  werden  würde. 

3)  Die  Gemeinen  würden  lediglich  unter  ihresgleichen 
gern,  weil  unv erdächtigt,  conservativ,  die  Pairs  nur  in  den 
vier  Wänden  ihres  Hauses  gern,  weil  nicht  misdeutet,  liberal 
sein  können;  auch  könne  man  den  einer  entgegengesetzten 
Richtung  angehörigen  Standesgenossen  vor  socialen  oder 
Standesgegnern  nicht  leicht  mit  Freiheit  selbst  bittere,  nütz- 
liche Wahrheiten  sagen.  Allein  diese  Ansicht  beruht,  wenn 
nicht  überhaupt  nur  auf  Gewohnheit,  doch  auf  Selbsttäuschung, 
und  wenn  sicherlich  auf  das  Gewohnte,  sogar  auf  Täu- 
schungen und  Vorurtheile  von  Seiten  der  Politik  Rücksicht 
genommen  werden  muss,   so   kann  doch  daraus  nichts  für 
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eine  principieUe  Losung  der  Frage  über  das  Ein-  oder  Zwei- 
kammersystem entnommen  werden.  Könnte  man  doch  auch 
sagen,  dass  durch  die  Gegenwart  sympathetischer  Glieder 
der  Pairie  die  conservative  Richtung  einer  Abgeordneten- 
minoritat  und  umgekehrt  an  Kraft  gewänne  u.  s.  w.  Uebri- 
gens  werden  ja  alle  Verhandlungen  beider  Häuser  von  dem 
Princip  einer  sehr  ausgedehnten  Publicität  beherrscht;  nach 
kurzen  Umwegen  gelangt  doch  alles  an  seine  Adresse  und 
muss  jedes  Parlamentsmitglied  sich  stets  bei  seiner  ganzen 
Thätigkeit  als  „in  conspectu  totius  reipublicae"  denken. 
Gegenseitige  Feindschaft  oder  Freundschaft  der  socialen 
Klassen  ist  anti-  Constitutionen  und  darf  durch  keine  con- 
stitutionelle  Einrichtung  besiegelt  werden. 

4)  Durch  das  Zweikammersystem  würden  überhaupt 
mancherlei  gehässige  Persönlichkeiten  vermieden.  Allein 
reine  Persönlichkeiten  sind  überhaupt  in  jeder  Art  parlamen- 
tarischer Verhandlungen  gewissenhaft  zu  vermeiden,  und  Per- 
sönlichkeiten,  die  selber  Principien  sind,  sollen  nicht  ver- 
mieden werden.  Beide  Regeln  werden  aber  gerade  aus 
Rücksicht  auf  die  Gegenwart  derjenigen  Klassen,  welchen 
die  fraglichen  Persönlichkeiten  angehören,  leichter  zu  beob- 
achten sein. 


Können  wir  auch  aus  den  letztangegebenen  Gründen- 
nichts  allgemein  zu  Gunsten  des  Zweikammersystems  Ent- 
scheidendes entnehmen,  so  sprechen  gegen  dasselbe  erfah- 
rungsmässig  noch  folgende  praktische  Gründe: 

1)  Die  beharrliche  Weigerung  eines  Hauses,  dem  Be- 
schlüsse des  andern  beizutreten,  hebt  die  Möglichkeit  eines 
verfassungsmässigen  Landtagsbeschlusses  auf.  80°)  Das  für 
gewisse  Fälle  da  und  dort  vorkommende  Durchzählen  durch 
beide  Häuser  ist  auch  eine  unzweifelhafte  Concession  an 
das  Einkammersystem.  801)     Eine  derartige  Weigerung  aber 


800)  Mau  gedenke  des  Principe  der  „itio  in  partes"! 

801)  So  bestimmt  z.  B.  die  nassauische  Verfassung  vom  25.  Novem- 
ber 1851,  §.  11:  „Für  alle  Verhandlungen,  welche  die  Festsetzung  des 
jahrlichen  Staatsbedarfs  (Budget),  die  Aufbringung  der  zu  dessen  Deckung 
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tische  Zurücksetzung  begründen.  Hat  also  ein  froher  poli- 
tisch ausgezeichneter  Stand  seine  politische  Bedeutung  ver- 
loren, so  kann  er  durch  die  Pairie  allein  als  Stand  nicht 
aufrecht  erhalten  werden.  Die  Pairie  ist  zwar  der  Haupt- 
sache nach  an  den  grossen  geschlossenen  und  politisch  ver- 
erblichen Grundbesitz  gebunden.  Aber  wer  denkt  heutzutage 
daran,  dass  die  Errichtung  von  Fideicommissen  und  die 
Nachfolge  in  dieselben  wesentlich  vom  Standpunkte  der  po- 
litischen Pflicht  aus  aufgefasst  werden  müssen,  und  wer 
möchte  ernstlich  behaupten,  dass,  bei  der  gewöhnlichen  Auf- 
fassung der  sogenannten  politischen  Bedeutung  des  grossen 
Grundbesitzes,  der  Staat  durch  Aufrechthaltung  der  Fidei- 
commisse  als  politische  Institution  mehr  gewänne,  als  wie 
durch  das  Aufgeben  derselben? 

5)  Das  Zweikammersystem  zwingt  zu  einer  grossen 
Verschleppung  der  Verhandlungen,  die  um  so  nachtheiliger 
ist,  je  mehr  regelmässig  das  Oberhaus  den  Beschlüssen  des 
Unterhauses  sich  anschliesst,  oder  aus  jedenfalls  bekannten 
und  nicht  immer  staatlich  berechtigten  Gründen  (wegen  der  , 
oben  bezeichneten  guten  Gesinnung  oder  aus  Standesinter- 
essen) widerstrebt.  Wenn  jeder  Einsichtige  für  die  Ent- 
wickelung  des  organischen  Staats  vermittels  der  Constitution 
nellen  Formen  die  grösste  Gefahr  in  zu  lange  andauernden 
Sessionen  erkennen  muss,  so  wird  ein  neuer  Grund  gegen 
das  Zweikammersystem  anerkannt  werden  müssen. 

6)  Die  Ehrenauszeichnungen  des  englischen  Oberhauses 
sind  historisch  begründet,  vom  Volke  geachtet  und  ver- 
standen, durch  die  der  Einfachheit  des  Unterhauses  bei- 
gelegte Wichtigkeit  mehr  als  ausgeglichen.  Auf  dem  Con- 
tinent  fehlt  dies  alles  und  ist  dadurch  die  mit  dem  Zweikam- 
mersystem verbundene  Höherstellung  des  Oberhauses  bei  der 
überwiegenden  Bedeutung  des  Unterhauses  zu  einer  geschmack- 
losen und  verletzenden  Nachahmung  geworden. 

7)  Betrachtet  man  das  Oberhaus  als  eine  Vertretung 
speciellerer  und  particularerer  Interessen,  so  übersieht  man, 
dass  diese  in  den  Districts-,  Provinzial-  und  Standesvertre- 
tungen zur  Geltung  kommen  können  und  dass  über  ihre 
allgemeine  Bedeutung  immer  nur  die  Gesammtreprasentation 
entscheiden  kann,  von  jenem  Standpunkt  aus  also  dem 
Oberhause  ein  „votum  decisivum"   ohne   Widerspruch  mit 
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dem   Wesen    der    Nationalrepräsentation    nicht    eingeräumt 
werden  konnte. 

XI. 

Wenn  man  über  die  Frage,  ob  Ein-  oder  Zweikammer- 
system? zu  einer  endlichen  Entscheidung  kommen  will,  so 
wird  vorzüglich  die  politische  Lebensfähigkeit  des  Adels 
oder  dessen  Charakter  als  politischer  Stand  geprüft  werden 
müssen.  Denn  nach  unsern  gegenwärtigen  Verhältnissen  ist 
es  einerseits  klar,  dass  mit  dem  Einkammersystem  jede  be- 
sondere Standesvertretung  aufhören  müsste  und  dass  anderer- 
seits die  ganze  Streitfrage  eine  andere  Färbung  bekommt, 
wenn  an  eine  solche  besondere  Vertretung  des  Adels  gar 
nicht  gedacht  wird. 

Die  Meinungen  über  den  Werth  oder  die  Notwendig- 
keit eines  Adels  überhaupt,  über  die  Voraussetzungen  des- 
selben, über  sein  Verhältniss  zum  Constitutionalismus  und 
zur  Monarchie  gehen  unendlich  auseinander  und  durchein- 
ander. *02)  Nach  der  gewöhnlichsten  Ansicht  ist  ein  mit 
reichem  geschlossenen  Grundbesitz  versehener  alter  Geblüts- 
adel wegen  seiner  durchaus  conservativen  Interessen  und 
verschiedener  eigentümlicher  Familieneinrichtungen  der  natür- 
liche und  selbständige  80S)  Vertreter  der  erhaltenden  Rich- 
tung und  infolge  dessen  der  wahre  Kern  einer  sie  vertreten- 
den Ersten  Kammer.  804) 


S02)  Zu  oben  Thl.  II,  S.  175,  350  fg.  u.  Note  290:  Tocqueville,  Das 
Alte  Staatswesen,  S.  81,  143.  Rodinger,  a.  a.  O.,  S.  107,  170  fg.  Fischel, 
a.  a.  O.,  S.  17,  36  fg.,  57.  Montalembert ,  S.  68  fg.,  93,  95.  Remu$at,  a. 
a.  O.,  S.  432  fg.,  436,  438.  Barante,  de,  Des  commnnes  et  de  l'aristo- 
cratie  (Paris  1821).  Gueroult,  a.  a.  0.,  S.  351.  Oouet,  A.,  La  noblesse 
de  nos  jours  (Paris  1864).  Oneüt,  a.  a.  0.,  I,  135.  Zachariae,  Vierzig 
Bücher,  III,  176  fg.,  187.  FranU,  Die  Quelle  alles  Uebels,  S.  58  fg. 
Ditstel,  Allgemeine  Monatsschrift,  1852,  S.  699.  Ueber  Reorganisation 
des  Adels:  Held,  System,  II,  643.  Zachariae,  Vierzig  Bücher,  IV,  172  fg. 
Tocqueville,  La  democratie,  I,  4  fg.     Klüber,  Acten,  VI,  452  fg. 

803)  Viel-Castel,  a.  a.  0.,  V,  68.  Vorländer,  Ueber  das  sittliche  Prin- 
cip  der  Volkswirtschaft  u.s.w.  in  der  Zeitschrift  für  die  gesammte  Staats- 
wissenschaft, XIII,  Heft  1,  S.  9  fg.  Zachariae,  Vierzig  Bücher,  VI,  102, 
147,  152,  157  fg.;  VII,  10  fg.  Tocqueville,  La  democratie,  I,  3.  Blum, 
a.  a.  O.,  II,  91. 

804)  „Point  de  noblesse,  point  de  roi.u    Vgl.  Constant,  B.,  a.  a.  O., 

Held.  m.  47 
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So  scheut  man  sich  denn  wirklich  nicht,  auch  noch  in 
unsern  Zeiten  die  Dinglichkeit  einer  bestimmten  politischen 
Qualität  zu  behaupten  und  einer  bestimmten  Art  von  Be- 
sitztum einen  Geist  beizulegen,  der  nur  der  des  Menschen 
sein  kann.  806)  Betrachten  wir  die  Sache  etwas  näher,  so 
ist  es  unwahr,  dass  Sondergrundeigenthum  immer  und  über- 
all die  Grundlage  einer  wahrhaft  politischen  Stellung,  die 
Voraussetzung  einer  richtigen  Ausgleichung  der  Freiheit  und 
der  bürgerlichen  Pflichten  sei.  Selbst  bei  Volkern  mit  sehr 
ausgebildeten  demokratisch  -  republikanischen  Ideen  findet 
sich  nichts  ähnliches,  da  bei  ihnen  die  Idee  des  „ager  pn- 
blicus"  überwiegt  und  die  Bürgerwürde,  das  bürgerliche 
Verdienst  den  entsprechenden  Antheil  an  jenem,  also  nicht 
der  Grundbesitz  die  politische  Stellung  gewährt.  Die  über- 
wiegende politische  Bedeutung  des  Sondergrundeigenthum* 
ist  eine  rein  feudale  Erscheinung,  die  aber  richtig  verstan- 
den etwas  ganz  anderes  bedeutet,  als  gewöhnlich  angenom- 
men wird.  Denn  nachdem  den  feudalen  Latifundien  ein 
gemeinfreies  Grundeigentum  vorausgegangen  war,  welches 
eine  wirkliche  Staatshoheit  über  sich  nicht  anerkannte,  ent- 
wickelte der  Feudalismus  das  grossere  Grundeigentimm  selbst 
zur  Idee  eines  Territoriums,  eines  Staatsgebiets,  wobei  dann 
kein  Staatszustand,  sondern  höchstens  ein  Bundesverhältniss 
wenigstens  factisch  noch  möglich -war,  falls  nicht  der  ganze 
Feudaladel  gebrochen  wurde.  In  allen  diesen  Erscheinun- 
gen tritt  mehr  die  isolirende  als  die  gesellige  Natur 
des  Grundeigentums  hervor,  und  erscheint  der  Grundeigen- 
tümer keineswegs  von  dem  Charakter  einer  jeden  politi- 
schen Stellung,  dem  der  Pflicht,  erfüllt  und  geleitet.  Wo 
freilich  ein  Mobiliarvermögen  nicht  besteht,  oder  wo  es  von 
geringem  Werth  ist,  oder  wo  der  Staat  noch  keine  Mittel 
hat,  auch  das  Mobiliarvermögen  zu  seinen  Bedürfhissen 
gleichmässig  herbeizuziehen,  da  ist  eine  besondere  politische 
Bedeutung  des  Grundeigenthums  begründet,    die  aber  dann 


I,  35  fg.  u.  248  fg.  (derselbe  nimmt  seine  frühere  Meinung  von  der  allei- 
nigen Berechtigung  des  Grundbesitzes  zu  politischen  Stellungen  zurück). 
Fischel,  a.  a.  0.,  S.  41  fg. 

805)  Seneca,  Ep.  44:    „Quis  est  generosus?  ad   virtutem   bene  a  na- 
tura compositus animus  facit  nobilem.a 
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in  einer  dem  Grundeigenthum  innewohnenden  beson- 
Qualification  desselben,  sondern  in  den  Umstanden  ihre 
che    findet.      Wenn    das    Grundeigenthum    mit   der 
ietshoheit   des  Staats  in  Verbindung  gebracht  wird, 
>llte  man  nicht  vergessen,    dass  das  Mobiliareigen- 
a  mit  dem  Staatsschatz  verwandt  sei  und  dass  beide 
nthumsarten   sich   wechselseitig   bedingen   und   steigern 
en.     Der  Versuch,    auch  das  Mobiliarverinogen  als  die 
idlage    politischer    Verpflichtung    zu    betrachten,     tritt 
a  sehr  früh,    z.  B.  in  den  Heerbannsordnungen  Karl's 
Grossen  hervor,    und  wenn  in  der  Unbeweglichkeit  der 
idstücke    ein    besonderes    politisches    Element    erkannt 
en   wollte,    so    durfte  ein  solches  nicht  minder  in  der 
illigkeit   des  Mobiliarvermögens    gefunden    werden.      In 
land  wie  in  Amerika  hat  z.  B.  die  Association  des  klei- 
Kapitals  in  Form  von  Actiengesellschaften  viele  bedeu- 
e   politische   Unternehmungen    hervorgebracht,    und    es 
:  zu  hoffen,    dass  auch  auf  diese  Weise  noch  eine  un- 
chenbare  Steigerung  der  politischen  Bedeutung  des  Mo- 
rvermögens   stattfinde.      Sonst  war   die  Geschichte  der 
lanischen  Volker  vorzüglich   eine  Geschichte  der  adeli- 
i  Familien,  an  deren  Stammbäumen  sie  hing.    Jetzt  lebt 
Geschichte  in  den  Volkern,    welche  die  ihnen  werthen 
ambäume  bewahren  und  auch  ohne  solche  die  verdiente 
terblichkeit    gewähren,    Unsterblichkeit    ohne  Verdienst 
i   dem   ältesten  Stammbaum  verweigern  wird.     Die  be- 
lern   Familieneinrichtungen    der    regierenden    Dynastien 
ihen    auf  den  politischen  Anforderungen  des  monarchi- 
n  Staats,  nicht  auf  den  Anforderungen  eines  geschlosse- 
Privatgrundeigenthunis ,    einer  erblichen  politischen  Be- 
gung,    eines  besondern  äussern  Glanzes.     Sonst  mochte 
auf  Fortpflanzung  und  geschlossene  Güter  beschrankter 
ng  nach  Unsterblichkeit  berechtigt  sein,  als  einzelne  Fa- 
en    allein    den  Staat  trugen    oder   aus    sich  selbst  noch 
Staat  zu  entwickeln  hoffen  durften.      Heutzutage  wäre 
innatürlich,    nach  allen  Seiten  nachtheilig,    also  Staats- 
rig.      Unsere  Zeit   fordert   im  Interesse   des  Staats  die 
[istmögliche   Entwickelung   und    Geltendmachung  jeder 
igkeit,  und  nimmt  den  Mann    wie  er  ist.     Wenn  aber 
Einfluss  der  Geburt  niemals   vollständig  wird  paralysirt 

47* 
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werden  können,  wenn  zufolge  der  durch  die  Geburt  ge- 
gebenen Verhältnisse  mannichfache  Ungleichheiten  stets  be- 
stehen müssen,  so  wird  ein  wahrer  Fortschritt  nimmer 
möglich  sein,  falls  bei  den  Einrichtungen  des  Staats  über- 
sehen wird,  dass  politische  Fähigkeit  oder  Autorität  jedem 
nur  in  dem  Mass  gebühre,  nach  welchem  er  in  Proportion 
zu  den  angeborenen  Gaben  auch  selbst  zeugend,  politisch 
productiv  ist.  806) 

Der  historische  Adel  Europas  hatte  ohne  Zweifel  eine 
Periode  grossen  Verdienstes  um  die  Cultur,  um  die  natio- 
nale Ausbildung  der  Völker,  um  ihre  Selbständigkeit,  sogar 
um  ihre  geistige  Bildung.  807)  Es  ist  eine  Nachwirkung 
davon,    dass  selbst  sehr  viele  Menschen  dem  Adel  als  aol- 


806)  Es  ist  hervorgehoben  worden,  dass  in  Amerika,  wo  die  Wahl- 
corruption  wo  möglich  noch  grosser  als  in  England,  die  Mitglieder  d«r 
Volkswahlkammern  wenig  geachtet  seien,  während  die  Mitglieder  da 
englischen  Unterhauses  trotz  des  Wahlunfugs  („des  Dunstes  der  Wahlen") 
hochgeachtet  seien.  Man  führt  diesen  Unterschied  darauf  zurück,  daii  ii 
Amerika  keine  Gentry  bestehe,  die  englischen  Unterhausmitglieder  aber 
aus  der  Gentry  genommen  werden.  Dies  gebe  dem  englischen  Unteihtui 
seinen  aristokratischen  und  hochgeehrten  Charakter,  und  somit  sei  de? 
Adel  als  politisch  bevorzugter  Stand  nothwendig,  wenn  die  Wahlhäuter 
selbst  Achtung  gemessen  sollten.  Allein  einmal  ist  die  Gentry  kein  Adel, 
wenn  auch  die  Quelle  fortwährender  Erneuerung  des  englischen  Adeb; 
zweitens  hat  sie  kein  besonderes  Recht  auf  Unterhaussitze,  sondern  man 
gewählt  werden  und  wird  gewählt,  nicht  wegen  des  historischen  Charak- 
ters ihrer  Familien,  auch  nicht  blos  wegen  der  Corruption,  sondern  weil 
sie  auf  der  Höhe  des  nationalen  Fortschritts  der  englischen  Nation,  n 
der  Spitze  aller  nationalen  Unternehmungen,  aller  localen  Verwaltung« 
steht.  Sie  wird  aus  denselben  Gründen  gewählt,  aus  welchen  das  Recht 
des  Oberhauses  ein  unbeanstandetes  ist.  Sie  wird  auch  bei  allen  künf- 
tigen Reformen  des  Parlaments  überwiegend  bleiben,  solange  sie  in  ihrer 
bisherigen  Richtung  zeitgemäss  mit  fortschreitet. 

807)  Ein  deutscher  Ritter,  Eike  v.  Repyow,  schuf  in  seinem  Sachsen- 
spiegel das  erste  Monument  eines  gemeinsamen  deutsch-nationalen  Rechts- 
bewusstseins,  und  wenn  dem  Ritterthum  gewiss  eine  bedeutende  Stelle  in 
unserer  ganzen  Culturgeschichte  zukommt,  so  war  selbst  die  Verwandlung 
des  Landadels  in  einen  Hofadel  von  der  grössten  Wichtigkeit,  indem  sie 
den  Fürsten  jene  Macht  und  jenen  Glanz  verlieh,  wodurch  es  möglich 
wurde,  die  feudale  Zersplitterung  zu  überwinden,  grossere  Massen  von 
Ländern  und  Völkern  staatlich  zu  verbinden  und  sie  so  durch  die  Ueber- 
gangsperiode  des  Absolutismus  einem  freiem  staatlichen  Zustande  mzo- 
f ühren. 
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shem,  auch  den  personlich  unwürdigen  Gliedern  desselben, 
gewisse  Ehrenauszeichnungen  gewahren;  denn  blosse  Servi- 
lität  gegen  den  Adel  wäre  nur  die  Folge  einer  von  ihm  mit- 
verschuldeten Entartung  der  niedern  Klassen  und  seines 
eigenen  Verfalls,  der  die  Servilität  ermuthigte.  Dieser  histo- 
rische Adel  ist  da  und  dort  ziemlich  ausgestorben  und, 
«renn  nicht  zu  einem  Proletariat  808) ,  doch  zu  etwas  ganz 
mderm  geworden,  als  er  ehedem  gewesen;  anderswo  hat 
»r  sich  fortwährend  erneut  und  zwar  äusserlich,  indem  er 
msgezeichnete  Elemente  der  andern  Stände  an  sich  zog, 
ind  innerlich,  indem  er  die  neuen  politischen  Pflichten  nicht 
rar  übernehmen  wollte,  sondern  auch  zu  ihrer  Uebernahme 
ich  fähig  machte. 

So  ist  namentlich  der  englische  Adel  verhältnissmässig 
>opulär  geblieben  und  frei  von  jenen  Erfordernissen  des 
nonarchischen  Adels,  welche  nach  der  Ansicht  Momm8en98 
n  altersgrauem  Zauber,  vollständiger  Abhängigkeit  von  der 
Regierung  und  gänzlicher  Bedeutungslosigkeit  bestehen.  Der 
englische  Adel  ist  selbst  die  Regierung,  und  dies  gibt  sei- 
len Gliedern  eine  reelle  Bedeutung,  die  des  Nimbus  des 
alters  nicht  bedarf.  Der  englische  Adel  war  der  Vermittler 
sines  Ereignisses,  dessen  Folgen  für  England  wichtiger  ge- 
wesen, als  die  Translation  des  romischen  Kaiserthums  auf 
He  Ostfranken  für  Deutschland.  Und  wenn  wir  die  höchste 
Englische  Aristokratie  in  Kloaken-  oder  Gossenkanalcommis- 
lionen  eifrigst  wirksam  sehen,  so  mochten  wir  schier  be- 
iaupten,  dass  ihr  politischer  Eifer  sie  sogar  zu  weit  treiben 
tonne.  Die  englische  Nation  erträgt  die  politische  Aus- 
zeichnung ihrer  Aristokratie  auch  noch  aus  dem  Grunde 
eichter,  weil  in  England  keine  mächtige  Burcaukratie  das 
ansehen  der  Krone  oder  die  Thätigkeit  des  Parlaments  in 
len  Hintergrund  drängen  kann  und  die  englische  Aristo- 
kratie manche  wahrhaft  aristokratische  Elemente  der  Bu- 
•eaukratie  in  sich  trägt,  ohne  zugleich  manche  nichtaristo- 
cratische  Züge  derselben  zu  theilen.    Kann  und  muss  trotz- 


808)  Wir  verstehen  hier  unter  Proletariat  durchaus  nichts  Ehren- 
•ühriges,  sondern  lediglich  die  Gesammtheit  derjenigen,  welche  von  der 
land  in  den  Mund,  „au  jour  le  jour"  leben,  also  namentlich  kein  Unab- 
längigkeit  gewahrendes  Vermögen  besitzen. 
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dem  nach  den  Anforderungen  der  organischen  Fortbildung 
auch  in  England  vieles  anders  werden,  so  dürfte  dem  con- 
tinentalen  Adel  mit  wenigen  Ausnahmen  die  Anlage  abzu- 
sprechen sein,  je  ein  englischer  Adel  werden  zu  können, 
und  selbst  eine  sehr  ausgedehnte  selfgovernmentale  Ent- 
wicklung und  eine  vollständige  Reorganisation  des  Adels 
eine  gewisse  bureaukratische  Aristokratie  bei  uns  niemals 
überflüssig  werden  lassen. 

Man  hat  den  österreichischen  Adel  mit  dem  englischen 
verglichen.  Allein  bei  der  grossen  Verschiedenheit  zwischen 
den  staatlichen  Gesammtverhältnissen  beider  Länder  kann 
die  politische  Stellung  des  Adels  in  denselben  nur  dem  ober- 
flächlichen Blick  als  eine  verwandte  erscheinen.  Denn  wie 
das  römische  Patriciat  von  der  grossartigen  Idee  der  ewi- 
gen weltbeherrschenden  ,,Romau  beseelt  war,  so  erscheint 
der  englische  Adel  von  der  Idee  der  Einheit  und  Macht 
Englands  bestimmt.  Einen  österreichischen  Adel  gibt  et 
noch  nicht,  sondern  erst  ebenso  viele  Adel  als  Kronlande. 
Der  österreichische  Föderalismus  fusst  noch  nicht  auf  wah- 
rem Selfgovernment,  sondern  auf  der  Verschiedenheit  der 
Nationalitäten;  er  ist  vorherrschend  particularistisch ,  theil- 
weise  secessionistisch ,  und  hierauf,  nicht  auf  der  hervor- 
ragenden Stellung  in  der  Reichseinheit,  gründet  sich  über- 
wiegend der  Einfluss  des  österreichischen  Adels,  so  zwar, 
dass  wenigstens  in  manchen  Kronlanden,  das  Alter,  der 
Reichthum,  die  Pflege  der  Kunst  und  der  Industrie  nicht 
im  Stande  sind,  dem  mit  der  Reichseinheit  sympathisiren- 
den  Theil  des  Adels  eine  grosse  politische  Bedeutung  zu 
geben. 

Der  preussische  Adel  809),  wie  der  Adel  im  ganzen 
Norden  und  Osten,  lebt  noch  von  den  Resten  feudaler  Er- 
innerungen und  Besitze,  sowie  in  Verbindung  mit  den 
Ueberbleibseln   des  absoluten  Königthums.  81°)      Daher  die 


809)  Im  Jahre  1861  sollen  allein  bei  der  Regierang  in  Düsset- 
dorf beinahe  tausend  Adels verleihnngsgesuche  eingelaufen  sein.  Wir  köo-, 
nen  in  der  Rekrutirung  des  Adels  auf  diesem  Weg  keine  geeigneten  Ele- 
mente für  einen  besondern  politisch -berechtigten  Stand,  für  eine  zeit- 
gemässe  Reform  oder  Reorganisation  des  Adels  entdecken. 

810)  Eine  Regierung,  welche  etwas  bewirken  will,  muss  natürlich  bei 
dem  Zweikammei  System   auf  diejenige  Kammer  sich  stützen,  welche  die 
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eigentümliche  Erscheinung,  dass  er  sich  mit  der  Bureau- 
kratie  und  dem  Volk  gleichzeitig  im  Kampf  befindet.  Von 
dem  preussischen  Junkerthum  geht  jene  scharfe  Sonderung 
der  Stande  aus,  die,  obgleich  das  Gesetz  nur  wenige  eigent- 
liche Standesunterschiede  kennt,  an  sich  sociale  Gegensatze 
zu  politischen  Standesgegensätzen  macht.  Wir  haben  hier 
ebenso  wenig  zu  würdigen,  ob  und  inwiefern  die  gegenwär- 
tigen Weltconstellationen  und  Preussens  Verhältniss  zu  den- 
selben die  bisherige  sogenannte  traditionelle  preussische 
Politik  noch  länger  noth wendig  machen  und  ob  folglich,  im 
Bejahungsfalle,  das  Junkerregiment  noch  länger  fortgeführt 
werden  muss;  ob  endlich  eine  solche  Politik  für  Deutsch- 
land oder  auch  nur  für  Preussen  dauernde  und  wirklich 
werthvolle  Erfolge  hervorzubringen  vermöge.  Aber  die 
Ueberzeugung  müssen  wir  aussprechen,  dass  Gegensätze, 
wie  sie  jetzt  in  der  preussischen  Nation  bestehen,  entweder 
gelöst  werden  oder  zur  Auflösung  der  Nation  führen  müs- 
sen und  dass  eine  fortdauernde  politische  Privilegirung  des 
Adels  nicht  zur  organischen  Lösung  des  Uebelstandes  fuh- 
ren kann. 

Demnach  ist  die  Stellung  des  Adels  in  den  genannten 
Staaten  eine  sehr  verschiedene;  sie  beruht  in  jedem  Staat 
auf  den  ihm  höchst  eigentümlichen  Verhältnissen  und  kann 
von  keinem  andern  Staat,  wenn  sie  auch  nachahmungswür- 
diger wäre,  als  sie  es  meistens  ist,  nachgeahmt  werden. 
Mit  Ausnahme  von  England  scheint  kein  Staat  Grund  zu 
haben,  seinen  Adel  mit  dessen  gegenwärtiger  durch- 
schnittlichen Gesinnung  als  einen  politisch  besonders  werth- 
vollen  Factor  betrachten  zu  müssen,  da  er  sich  allenthalben 
gerade  nur  auf  das  stützt,  was  er  verlieren  muss,  um  zu 
einer  politischen  Rolle  befähigt  zu  werden,  und  immer  noch 


mächtigere  ist  oder  doch  ihr  als  solche  erscheint.  So  werden  die  beiden 
Kammern  zu  Verkörperungen  zweier  entgegengesetzter  Parteien,  die  Re- 
gierungen aber  zu  Parteiregierungen.  Pas  Gewicht  der  Krone  macht  jetzt 
das  preussische  Herrenhaus  stark  genug,  um  die  Beschlüsse  des  Abgeord- 
netenhauses lahm  zu  legen.  Der  Kampf  der  entgegengesetzten  Kräfte  ist 
noch  unentschieden.  Mag  er  aber  entschieden  werden,  wie  er  will,  wird 
daraus  eine  wirkliche  Machtgleiehheit  der  beiden  Kammern  hervorgehen? 
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dasjenige  verachtet,  dessen  Hochachtung  die  Bedingung  einer 
gedeihlichen  politischen  Thätigkeit  ist. 

In  den  übrigen  europäischen  Staaten,  wie  auch  in  den 
mittlem  und  kleinen  Staaten  Deutschlands,  besteht  der  Adel 
entweder  nur  als  eine  besondere  sociale  Klasse  ohne  erwäh- 
nenswerthe  politische  oder  sonstige  rechtliche  Auszeichnung, 
oder  er  befindet  sich  im  Besitz  einer  Pairie,  die  keine  Pairie 
ist  oder  jedenfalls  nur  für  wenige  die  Stelle  einer  frühem 
Pairschaft  vertreten  soll.  Uebersieht  man  auch  die  bürger- 
lichen Elemente  der  betreffenden  Oberhäuser,  so  erscheint 
dennoch  eine  solche  Pairie  lediglich  als  ein  Experiment  mit 
geduldeten  Reminiscenzen  und  mit  der  Nachsicht  gegen  po- 
litische Inferiorität  aus  irgendeiner  Art  von  Pietät.  Em 
constitutioneller  Organismus  mit  einer  solchen  Pairie  ist 
entweder  eine  Übergangserscheinung  oder  der  Träger  eines 
nicht  zu  billigenden  Balancirungssystems.  Denn  im  letztern 
Fall  erscheint  die  gesunde  Idee  der  Transaction  gefälscht 
Wir  erkennen  gern  an,  dass  es  überall  im  Adel  ausgezeich- 
nete Ehrenmänner  und  wol  auch  bedeutende  politische  Ca- 
pacitäten  gebe,  und  erklären  frei  unsere  Sympathie  für  wahr- 
haft adeliche  Sitte,  sofern  man  darunter  etwas  Veredeltes 
und  Veredelndes  versteht.  Allein  unter  unsern  Verhältnissen 
können  alle  diese  Dinge  weder  überhaupt  noch  in  einem 
besondern  Masse  Monopole  des  Geburtsadels  sein  und  ha- 
ben in  ihrer  Beschränkung  auf  den  Adel  oder  vielmehr, 
wenn  nur  als  adeliche 'Eigenschaften  mit  politischer  Bedeu- 
tung anerkannt,  grosse  Gefahren  in  ihrem  Geleite.  811) 

Wol  ruinirt  ein  Volk  sich  und  den  Staat,  wenn  es  er- 
habene politische  Pflichten  für  einem  jeden  Menschen  an- 
geborene persönliche  Rechte  hält  und  dadurch  die  politische 
Pflicht  zur  individuellen  Privatsache  macht;  aber  der  Adel 
ruinirt  sich  und  nicht  minder  den  Staat,  wenn  er  seine  erb- 
lichen Rechte  zu  politischen  Ansprüchen  und  seine  poli- 
tische Stellung  zu  erblichem  Recht,  zu  seinem  Monopol 
macht  und,  da  er  ja  nicht  souverän  ist,  den  ganzen  Gegen- 
stand  der   Familiennachfolge   lediglich   als  Privatsache    be- 


811)  Bentham,  Essai  aar  l'Espagne,   S.  37. 
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trachtet.  Es  genügt  nicht,  dass  der  Adel  nicht  mehr  daran 
denkt,  selbst  souverän  werden  zu  wollen;  er  schadet  schon 
genug,  wenn  er  den  Staat  soweit  möglich  als  seine  Privat- 
sache betrachtet,  und  der  Schaden  muss  begreiflich  um  so 
grösser  sein,  je  ausgezeichneter  die  politische  Stellung  des 
Adels  ist. 

Man  hat  gesagt,  die  Zersplitterung  Deutschlands  sei 
der  Grund  der  Unvolksthümlichkeit  des  deutschen  Adels, 
namentlich  im  Vergleich  mit  dem  englischen.  Allein  in 
Frankreich  ist  keine  Zersplitterung,  und  der  Adel  ist  doch 
unvolksthümlich.  Die  deutsche  Zersplitterung  kommt  auch 
zum  grossen  Theil  auf  Rechnung  der  separatistischen  Nei- 
gungen des  Reichsadels ;  und  wenn  dieselbe  von  dem  Landes- 
adel nicht  ins  Unendliche  fortgesetzt  wurde,  so  war  dies 
nicht  sein  Verdienst.  Der  Adel  soll  ferner  auch  dadurch 
herabgekommen  sein,  dass  Bürgerliche  zur  Bekleidung  der 
höchsten  Stellen  im  Heer  und  im  Staatsdienst  zugelassen 
wurden.  Aber  der  Adel  war  nicht  nur  von  «diesen  Stellen 
nie  und  nirgends  ausgeschlossen,  sondern  wurde  sogar  ge- 
gen die  seine  frühern  Privilegien  aufhebenden  Gesetze  that- 
sächlich  noch  lange  den  Bürgerlichen  vorgezogen,  und  wenn 
dies  nicht  mehr  geschieht,  so  ist  daran  nicht  allein  eine 
höhere  Gewissenhaftigkeit  im  Vollzug  der  Gesetze,  sondern 
vorzüglich  der  Umstand  schuld,  dass  der  Adel  den  fort- 
schreitenden Anforderungen  an  den  öffentlichen  Dienst  jeden- 
falls verhältnis8mässig  nicht  im  höhern  Mass  entspricht,  als 
die  bürgerlichen  Bewerber. 

Mit  unserm  Adel,  so  wie  er  ist,  d.  h.  ohne  eine  durch- 
greifende, mehr  innerliche  als  äusserliche  Reorganisation, 
kann  eine  absolute  Notwendigkeit  des  Zweikammersystems, 
beziehungsweise  einer  erblichen  Pairie  ebenso  wenig  be- 
gründet, wie  da,  wo  dasselbe  oder  die  Pairie  aus  welchem 
Grund  immer  populär  ist  und  also  wirklich  organisch  fun- 
girt,  beziehungsweise  Träger  eines  lebendigen  Verhältnisses 
zwischen  dem  Staat  als  Ganzem  und  dessen  berechtigten 
Besonderheiten  ist,  verworfen  werden.  Während  aber  in 
letzterm  Fall  ein  Beweis  liegt,  dass  der  Adel  sich  selbst 
fortwährend  zeitgemäss  reorganisirte,  möchte  die  Frage  nach 
der  Möglichkeit  der  Reorganisation  eines  zeitungemäss  ge- 
wordenen  Adels,    da   sie  mit   dessen   innerer  Lebensfähig- 
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keit    zusammenhängt,    im    allgemeinen    schwerlich    zu    be- 
jahen sein. 

Es  wurde  zwar  auch  behauptet,  dass  die  frühere  Macht 
des  Adels  auf  dem  starken  Trieb  der  politischen  Gemein- 
wesen nach  Isolirung  beruht  habe  und  demnach  mit  diesem 
Trieb  in  Wegfall  kommen  müsse.  Allein  dieser  Grund  zur 
Erklärung  des  Verfalls  des  Adels  ist  der  allerschwächste. 
Denn  bekanntlich  fand  schon  im  Mittelalter  unter  dem  Adel 
der  verschiedenen  Länder  eine  Art  von  Standesgenossen- 
schaft statt,  die  oft  stärker  war  als  das  besondere  staat- 
liche Band  der  Einzelnen,  und  die  Rolle  des  historischen 
Adels  ist  einzig  und  allein  deshalb  ausgespielt,  weil  die  un- 
vergessenen Prätentionen  früherer  Zeiten  nicht  mehr  durch 
Leistungen  ausgeglichen  werden,  zu  denen  er  früher  allein 
befähigt  oder  doch  berufen  war.  Der  Adel  mochte  noch 
herrschen,  obgleich  er  die  Mittel  seiner  ehemaligen  Herr- 
schaft verloren  und  die  zu  einer  Herrschaft  in  unsern  Ta- 
gen nicht  gewonnen  hat.  Da,  wo  der  Adel  noch  herrscht, 
geschieht  es  nicht  in  seiner  Eigenschaft  als  Feudaladel,  son- 
dern als  die  erste  Volkskraft.  In  diesem  Fall  erscheinen 
aber  auch  Ruhe  und  Bewegung,  Erhaltung  und  Reform  we- 
der überhaupt,  noch  in  der  Bildung  und  Haltung  der  beiden 
Häuser  einander  entgegengesetzt.  Der  Kampf  der  Gegen- 
sätze findet  nur  vor  den  Thüren  des  Parlaments  statt  und 
hört  auf,  sobald  sich  diese  geöffnet;  der  Uebertritt  von 
einem  Hause  in  das  andere  ist  weder  die  Ursache  noch  die 
Folge  politischer  Meinungsänderung. 

Ohne  Zweifel  ist  der  Besitz,  welcher  nicht  selbst  sou- 
verän sein  kann,  geneigt,  sich  zu  unterwerfen  und  in  ge- 
wissen Fällen  die  Ordnung  selbst  „k  tout  prixu  zu  unter- 
stützen. Allein  dies  gilt  von  jedem  Besitz.  Es  ist  conser- 
vative  Politik,  recht  viele,  selbst  ganz  kleine  Besitze  zu 
machen,  und  Napoleon  III.  hat  sehr  klug  dahin  gewirkt, 
durch  die  allgemeinste  Betheiligung  an  der  Rente  die  Be- 
sitzerzahl möglichst  zu  vermehren.  Wäre  nun  aller  Con- 
servatismus  gut  und  aller  Besitz  conservativ,  wäre  ferner 
eine  scharfe  Grenze  zwischen  dem  conservativen  und  nicht- 
conservativen  Besitz  nicht  zu  ziehen,  so  müsste  das  Zwei- 
kammersystem nicht  mehr  den  Gegensatz  des  Adels  und 
der  Bürgerlichen,    oder  des  grossen  grundbesitzenden  Adels 
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und  aller  übrigen,  sondern  den  der  Besitzenden  und  Nicht- 
besitzenden verwirklichen.  Aber  wer  ist  denn  überhaupt 
ohne  Besitz?  Heutzutage  pflegt  man  den  Arbeiterstand  als 
den  besitzlosen  zu  bezeichnen,  obgleich  viele  Arbeiter  mehr 
besitzen  als  sie  brauchen,  und  deshalb  reicher  sind  als  viele, 
die  mehr  besitzen.  Die  Interessen  des  Arbeiters  sind  an- 
dere als  die  der  übrigen  Klassen,  aber  gewiss  in  ihrer  Art 
nicht  minder  conservativ.  Der  Arbeiter  wird  nie  in  ein 
Oberhaus  wollen ;  in  die  Zweite  Kammer  will  man  ihn  auch 
nicht  gelangen  lassen,  und  doch  wird  eine  Zeit  kommen, 
wo  ihm  eine  politische  Vertretung  nicht  verweigert  werden 
kann  und  wo  man  erkennen  wird,  dass  diese  nur  in  dem 
Einkammersystem  entsprechend  zu  gewähren  ist. 


xn. 

Wir  kommen  nun  zu  folgenden  Resultaten: 

1)  Auf  dem  Continent  fehlt  es  an  allen  Mitteln  für 
eine  geschichtliche  Begründung  des  Zweikammersystems. 
Namentlich  waren  die  Reichs-  und  Landstände  dreifach  ge- 
gliedert. Wollte  man  davon  ausgehen ,  dass  die  Prälaten 
und  die  Ritterschaft  regelmässig  den  Städten  gegenüber  eine 
Einheit  bildeten,  so  müsste  man  lieber  sagen,  dass  sie  bei 
der  Unbedeutendheit  der  dritten  Curie  alles  waren.  Auch 
die  geschichtliche  Entwickelung,  wie  das  Material  des  eng- 
lischen Zweikammersystems,  ist  dem  Continent  fremd. 

2)  Die  gewöhnlichen  Gründe  für  die  absolute  Not- 
wendigkeit des  Zweikammersystems  sind  ohne  Ausnahme 
nicht  stichhaltig.  Freilich  ebenso  die  gewöhnlichen  Gegen- 
gründe. Die  von  dem  Zweikammersystem  erwarteten  haupt- 
sächlichsten Vortheile,  Garantie  einer  reifern  Berathung  und 
gesetzmässigen  Verfahrens  und  einer  zwischen  dem  Thron 
und  der  Volkskammer  vermittelnden  Autorität,  Hessen  sich 
auch  durch  andere  Einrichtungen,  z.  B.  durch  eine  ausge- 
zeichnete Besetzung  des  Staatsraths,  durch  besondere  Gesetz- 
vorberathungscommissionen,  erreichen. 

3)  Ob  Ein-  oder  Zweikammersystem,  erscheint  über- 
haupt nicht  als  eine  allgemeine  principielle  Frage  des  Con- 
stitutionalismus,   sondern  vorzüglich  als  eine  Frage  der  Po- 


748  Neunzehnter  Abschnitt 

litik  nach  den  Verhaltnissen  jedes  concreten  Staats.  81f) 
Denn  ein  Princip,  welches  überhaupt  nicht  in  jedem  Staat, 
oder  nicht  wesentlich  gleich  realisirt  werden  kann,  ist  kein 
wahres  Princip. 

4)  Wo  das  bestehende  Zweikammersystem  populär, 
d.  h.  wirklich  organisch  ist,  da  soll  an  demselben  nicht  ge- 
rüttelt werden.  Aber  weder  das  System  selbst,  noch  ein 
bestimmter  Ausdruck  desselben  kann  auf  eine  absolute  Un- 
veränderlichkeit  Anspruch  machen.  8,a)  Es  ist  daher  Sache 
der  organischen  Thätigkeit  und  Gesammtwirksamkeit  der 
Kammern  und  Regierungen,  auf  die  Fortschritte  der  Zeit 
wachsam  und  rechtzeitig  zu  den  entsprechenden  Reformen 
geneigt  wie  vorbereitet  zu  sein.  814) 

5)  Die  da  und  dort  zwischen  den  beiden  Häusern  be- 
stehenden Rechts  Verschiedenheiten,  meist  gleichsam  Denk- 
steine vergangener  Zeiten  und  ausserdem  unmotivirte  Nach- 
ahmungen, dürfen  niemals  auf  die  Einheit  des  ganzen 
repräsentativen  Organismus  und  auf  die  Gleichheit  der  bei- 
den Kammern  obliegenden  Pflichten  einen  störenden  Ein- 
flus8  üben. 

6)  Das  Zweikammersystem  ist  bei  Staaten  von  mehr 
föderativem  Charakter  das  unentbehrliche  Mittel  einer  ent- 
sprechenden Vertretung  berechtigter  Besonderheiten  gegen- 
über dem  Ganzen.  In  wirklichen  Einheitsstaaten,  selbst  mit 
starker  Decentralisation  und  ausgebildetem  wirklichen  Self- 
government,    dürfte,    unter  der  Voraussetzung  einer  hohen 


812)  Dies  scheint  auch  die  Meinung  Kaltenborn's  zu  sein.  S.  des- 
sen Einleitung  in  das  Constitutionen e  Verfassungsrecht  (Leipzig  1863), 
S.  81  fg. 

813)  Von  unserer  früher  (im  System  des  Verfassungsrechts,  II, 
469  fg.)  ausgesprochenen  Ansicht  über  das  Ein-  oder  Zweikammersystem 
gehen  wir  demnach  nur  insofern  ab,  als  „das  Bedürfniss  eines  wahren 
Gleichgewichts  zwischen  dem  jeweilig  vorhandenen  rechtlichen  Bestände 
und  dem  reformatorischen  Elemente  in  allen  allgemeinen  Staatsangelegen- 
heiten "  das  Zweikammersystem  nicht  absolut  begründet,  obgleich  es  be- 
steht und  auch  durch  das  Zweikammersystem  befriedigt  werden  kann. 

814)  Wenn  man  die  Thl.  II,  S.  197,  von  Escher  (a.  a.  O.)  ausgespro- 
chene Ansicht  mit  seinen  Aeusserungen  zu  Gunsten  eines  Zweikammer- 
systems mit  erblicher  Pairie  vergleicht,  so  dürfte  derselbe  in  der  Haupt- 
sache unsere  Meinung  theilen. 
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Verwirklichung  der  von  uns  aufgestellten  wahren  constitu- 
üonellen  Idee  in  den  Völkern,  die  Zukunft  dem  Einkammer- 
system gehören.  Ohne  diese  Voraussetzung,  in  welcher 
allein  die  Möglichkeit  eines  weitern  politischen  Fortschritts 
liegt,  gestatte  man  uns,  auch  von  dem  Zweikammersystem 
keine  besondern  Hoffnungen  hegen  zu  können. 

7)  Ist  das  Zweikammersystem  einmal  begründet,  so  er- 
scheint die  Uebermacht  eines  Hauses  über  das  andere, 
gleichviel  welches,  als  gegen  die  besten  Rechtfertigungs- 
gründe des  Zweikammersystems. 

8)  Eine  zeitgemässe  Reorganisation  des  historischen 
Adels  oder,  was  dasselbe,  die  Ausbildung  eines  neuen,  in- 
nerlich berechtigten  politischen  Adels  im  Geleit  einer  durch 
den  Fortschritt  der  Association  vermittelten  neuen  Stande- 
gliederung, könnte  den  gegenwärtigen  Standpunkt  in  Be- 
ziehung auf  die  vorliegende  Frage  wesentlich  verändern. 
Je  zweifelhafter  aber  diese  Eventualität,  desto  weniger  lässt 
sich  im  Hinblick  auf  dieselbe  etwas  Bestimmtes  sagen.  Von 
selbst  aber  versteht  es  sich,  dass  mit  unserer  Ansicht  über 
das  Zweikammersystem  und  den  historischen  Adel  weder 
an  dessen  sociale  Eigenthümlichkeit,  noch  an  seine  erhalte- 
nen Rechte  und  Titel,  soweit  sie  mit  der  Existenz  unserer 
Staaten  und  ihrer  Verfassungen  vereinbar  sind,  getastet  wer- 
den soll.  Auch  ist  natürlich  der  Adel  von  keinem  poli- 
tischen Bürgerrecht  ausgeschlossen,  und  wenn  derjenige 
Theil  desselben,  welcher  grossen  fideicommissarischen  Besitz 
hat  und  deshalb  namentlich  auch  eine  entsprechende  Rege- 
lung seiner  Verhältnisse  zu  den  Ortsgemeinden  vom  Staat 
verlangen  kann,  die  tiefere  Bedeutung  des  Familienfidei- 
conimisses  für  eine  politische  Stellung  gebührend  würdigt, 
wenn  die  Fideicommissare  die  Seele  ihrer  Situation  in  der 
besondern  Pflicht  für  den  Staat  erkennen  und  bethätigen, 
dann  wird  ihm  auch  ein  grosser  und  wohlbegründeter  Ein- 
fluss  auf  die.  politischen  Wahlkreise  und  folglich  die  ent- 
sprechende besondere  politische  Vertretung  niemals  fehlen. 
Gesetzliche,  der  Sympathien  der  Völker  entbehrende  Sonder- 
stellungen werden  für  sich  allein  weder  dem  Adel  helfen, 
noch  ihn  befähigen,  eine  besondere  Hülfe  des  Staats  zu 
sein. 


Jroanjtgjter  &bfdjttttt. 

Von  den  constitntionellen  Wahlen  und  Wahlgesetzen 
im  allgemeinen. 
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Üb  man  die  Thatsache  der  überwiegenden  Bedeutung 
>r  Wahlkammern  oder,  für  den  vollendeten  Einheitsstaat 
enigstens,  die  künftige  Herrschaft  des  Einkammersystems, 
ler,  für  mehr  föderative  politische  Einheiten,  die  Noth- 
endigkeit  gewählter  Staaten  Vertreter,  ins  Auge  fasst,  die 
edeutung  der  politischen  Wahlen  wird  immer  die  einer 
•ganischen  Thätigkeit,  einer  politischen  Pflichterfüllung 
in.  ö16) 

Sehen  wir  nur  auf  die  Landtagswahlen  in  einem  Staat, 
>  wird  man  bei  ihrer  Würdigung  gleichfalls  nicht  von  der 
jsserlichen  Unification  einer  Masse  von  Ländern  und 
[enschen,  sondern  von  der  innerlichen,  organischen  Eini- 
ang  oder  von  dein  Streben  danach  als  Quelle  und  Ziel- 
rnkt  dieser  Wahlen  ausgehen  müssen. 


815)  MM,  a.  a.  O.,  S.  235,  237,  312.  Unter  den  neuern  Engländern 
scheint  vorzüglich  Carlyle  als  Vertreter  des  Pflichtprincips  und  der  ent- 
tieid enden  Bedeutung  des  Gewissens  und  Glaubens.  Vgl.  Taine,  a.  a. 
,  IV,  238  fg.,  besonders  S.  291,  296,  301,  307. 
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Weil  dieses  die  Quelle  und  der  Zielpunkt  aller  con- 
stitutionellen  Wahlen  sein  muss,  darum  überwiegt  die  Be- 
deutung der  Wahlgesetze  und  Wahlkammern,  darum  hat 
unsere  Meinung  von  der  unter  gewissen  Voraussetzungen 
zukünftigen  Berechtigung  des  Einkammersystems  eine  innere 
Berechtigung. 

Es  ist  natürlich  noth wendig,  dass  die  Wahlen  selbst, 
die  Wahlfähigkeit,  die  Wahlhandlungen  gesetzlich  geord- 
net sind. 

Die  Wahlgesetze  haben  für  die  Theilnahme  des  Volks 
an  den  öffentlichen  Angelegenheiten  eine  ähnliche  Bedeutung, 
wie  die  Thronfolgegesetze  für  die  Staatsform. 

Die  Wahlgesetze  bilden  einen  Theil  des  gesammten  ge- 
setzlichen Bestandes  und  sollen,  wie  alle  Gesetze,  mit  der 
Gesammtüberzeii^ung  der  Nation  um  so  mehr  harmoniren, 
als  dadurch,  nach  der  gegenwärtigen  Lage  unserer  Verhält- 
nisse, die  Harmonie  der  Volker  mit  den  übrigen  Gesetzen 
mehr  als  durch  die  Details  ihres  Inhalts  bedingt  erscheint 

Wahlgesetze  können  so  wenig  wie  andere  Gesetze  un- 
fehlbar sein  oder  Unabänderlichkeit  beanspruchen.  Ob  sie 
fehlbarer  und  abänderlicher  als  andere  Gesetze  seien  oder 
nicht,  wäre  müssig  zu  untersuchen,  da  alles  von  der  Bewe- 
gung und  Kraft  des  Lebens,  vom  Verhältniss  des  fraglichen 
Gesetzes  zu  diesem  abhängt. 

Jede  Frage  über  die  Einrichtung  der  constitutionellen 
Wahlgesetze  muss  auf  den  organischen  Staat  überhaupt  und 
dann  darauf  zurückgebracht  werden ,  wie  weit  in  dem  frag- 
lichen Staat  die  organische  Idee  bereits  realisirt  und  in  wel- 
cher Weise  sie  noch  hoher  zu  verwirklichen  sei. 

Es  muss  durch  die  Verschiedenheit  in  der  Art  der  Eini- 
gung der  Staaten,  dann  durch  die  Verschiedenheit  ihrer  Ver- 
fassungen mancher  bedeutende  Unterschied  entstehen.  Par- 
ticular- autonome  Bestände,  namentlich  wenn  sie  von  einer 
bedeutenden  secessionistischen  Kraft  getrieben  sind,  hindern 
die  freie  einheitliche  Darstellung  des  Ganzen  und  machen 
dieses  entweder  zu  einem  unwahren  oder  zu  einem  nur 
mechanischen  Einheitsstaat.  Es  kann  dieses  Verhältniss  in 
unendlichen  Abstufungen  gedacht  werden,  die  sich  noch  sehr 
vermehren,  wenn  man  erwägt,  dass  die  verschiedenen  par- 
ti ciliaren  Kreise  eines  und  desselben  Staats  zu  der  Einheit«- 
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idee,  also  auch  zu  den  übrigen  Theilen,  in  verschiedenem 
und  sogar  wechselndem  Verhältniss  stehen  können.  Der  Par- 
ticularismus ,  der  die  Tendenz  nach  eigener  staatlicher  Selb- 
ständigkeit verloren  hat,  wird  der  organischen  Einheit  des 
Ganzen  nicht  nur  unschädlich,  sondern  sogar  forderlich  sein. 
Ausserdem  muss  aber  die  Unification  des  Staats  im  Sinn 
einer  organischen  Einigung  mit  der  Ueberwindung  des  Par- 
ticulari8mus  und  des  gerne  sich  ihm  anhängenden  unbe- 
schränkt autonomen  Specialismus  Hand  in  Hand  gehen, 
wenn  nicht  das  gerade  Gegentheil  einer  Einheit  und  eines 
Organismus  entstehen  soll. 

Alle  Verschiedenheiten  der  Verfassungsformen  lassen 
sich  auf  den  Unterschied  eines  monarchischen  Staats  und 
eines  Staats  mit  Volkssouveränetät  zurückbringen.  Im  letz- 
tern Fall  ist  immer  eine  Art  von  Aristokratie  die  verfassungs- 
mässige und  zwar  künstliche  Personifikation  des  Staats,  der 
Präsident  nur  der  Geschäftsführer.  Die  lebende  Generation 
hat  auch  hier  alle  politischen  Rechte  lediglich  um  der  Pflich- 
ten für  den  ganzen  Staat  willen,  ebenso  der  Präsident,  welcher 
in  dieser  Art  von  Staaten  die  physische  Einzelpersönlichkeit 
in  der  höchsten  Potenz,  die  Geschäftsführung  für  den  Staat 
darstellt.  Das  Volk  wählt  diesen  Geranten  seiner  Pflichten, 
wie  jeden  seiner  Beamten,  die  alle  zusammen  seine,  des  verfas- 
sungsmässigen Souveräns,  Repräsentanten  sind.  Seinen  souve- 
ränen Willen  übt  das  souveräne  Volk  naturgemäss  und  in 
Plenarversammlungen.  Wählt  es  für  laufende  oder  sonstige 
Geschäfte  besondere  Persönlichkeiten  oder  lässt  es  solche 
kraft  Erbrechts  eintreten,  so  geht  der  Charakter  derselben 
in  den  wirklicher  Beamten  über,  neigt  sich  aber  im  letztern 
Fall  gleichfalls  naturgemäss  zur  Erbaristokratie,  von  welcher 
leicht  ein  Schritt  zur  Geblütsmonarchie  führt.  Jene  Reprä- 
sentanten haben  nichts  gegen  die  Regierung  zu  repräsen- 
tiren,  nichts  an  der  Regierung  zu  controliren.  Denn  die  Regie- 
rung gebührt  dem  Volk,  also  ihrem  Mandanten,  der  souverän  ist 
und  sie  selber  controlirt.  Sie  ersparen  einfach  dem  Souverän 
jene  Arbeiten,  welche  den  Kreis  ihrer  Competenz  bilden, 
und  sind  ihm  dafür  verantwortlich.  Ebendeshalb  kann  aber 
auch  die  Magistratur  und  jede  Art  von  Volksausschüssen 
nicht  als  vom  Volk  getrennt  angesehen  werden.  Ihre  Glie- 
Heid.  m.  48 
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der  bleiben  immer  auch  Glieder  des  souveränen  Volks,  wes- 
halb man  von  ihnen  sagen  inuss:  „Plures  sustinent  persona*.'* 

Es  wird  daher  einleuchten,  dass  in  wirklichen  Repu- 
bliken, namentlich  je  demokratischer  sie  sind,  von  einer 
Volksvertretung  und  von  repräsentativen  Körpern  im  eigent- 
lichen Sinn  des  Worts,  also  auch  von  Wahlen  dazu,  nickt 
wohl  die  Rede  sein  kann.  Es  ergibt  sich  hieraus  aber  auch 
ein  Rückschluss  auf  das  Zweikammersystem.  Denn  insofern 
föderalistische  Staaten  als  Ganze  Republiken  im  grossem 
Masstab  wären,  d.  h.  die  Glieder  einer  Föderation  unter- 
einander in  einem  ähnlichen  Verhältniss  stünden,  wie  die 
vollberechtigten  Glieder  einer  Republik,  könnte  weder  ein 
auf  den  Föderalismus  gebautes  Zweikammersystem  gedacht, 
noch  irgendeine  der  beiden  Kammern  für  sich  allein  als  eine 
wahre  Staatsrepräsentation  betrachtet  werden. 

Constitutionen^  Wahlen,  nicht  die  constitutionelle  Idee, 
welche  als  organisches  Gesetz  zur  Herstellung  organischer 
Staatseinheiten  auch  in  zusammengesetzten  politischen  Kor- 
pern wirksam  sein  muss,  beschränken  sich  daher  nicht  hl<* 
geschichtlich,  sondern  auch  logisch  und  praktisch,  streng  ge- 
nommen, nur  auf  monarchische  Einheitsstaaten,  weil  in  diesen 
allein  die  souveräne  Staatspersönlichkeit  zu  einem  vollen* 
deten  und  unzweifelhaften  formellen  Ausdruck  gekommen 
ist;  oder  richtiger,  eine  wahre  Volksrepräsentation  ist  nur  in 
dem  Mass  vorhanden,  als  eine  einheitsstaatliche  Monarchie 
gegeben  ist.  Und  während  die  Monarchie  alsStaatseinheitsfonn 
die  vollendetste  ist,  gibt  die  Volksrepräsentation  unter  der 
Bedingung  ihres  wahrhaft  staatsorganischen  Charakters  die- 
ser formellen  Einheit  den  nach  unsern  Verhältnissen  voll- 
kommensten und  mannichfaltigsten  lebendigen  Inhalt.  *") 

IL 

Man  kann  und  muss  an  vollendeten  Monarchien  mit 
repräsentativen    Einrichtungen    im    Verhältniss     zu    anders 


816)  Da  aber  in  jeder  staatlichen  Einheit  dauernd  oder  vorüber 
gehend,  stetig  oder  wechselnd,  durch  Wahl  oder  Geblütsfolge  etwas  ?m 
einem  monarchischen  Element  sich  findet,  so  ist  in  dem  Masse,  als  die* 
der  Fall,  in  jedem  Staat  auch  eine  Volksrepräsentation   möglich. 


Von  den  eon  st  itu  tion  el  len  Wahlen  u.  ».  w.  7«">5 

Staatszuständcn  die  Lebhaftigkeit  des  politischen  Treibens, 
den  Keichthum  der  politischen  Kräfte,  die  Ordnung  in  der 
Mannichfaltigkeit  der  politischen  Beziehungen  und  Betheili- 
gungen und  die  bei  alledem  iutacte  Einheit  auch  in  der 
Form  des  Staats  bewundern,  vorausgesetzt,  dass  alle  diese 
Dinge  keine  Fictionen  oder  „petitiones  principii",  sondern 
wirklich  vorhanden  sind.  Dieselben  werden  aber  weder 
durch  die  Erfassung  und  Aufstellung  der  constitutionellou 
Idee  seitens  Einzelner  noch  durch  die  Einführung  con- 
stitutioneller  Formen  ohne  weiteres  gegeben  und  auch  die 
coustitutionellen  Wahlen  sind  nur  eins  der  vielen  Mittel,  ihr 
wirkliches  Dasein  zu  bethätigen,  nicht  sie  zu  schaffen.  Die 
wahre  constitutionelle  Idee  und  die  ihr  entsprechenden  For- 
men dienen  demnach  zur  Befreiung  oder  Entbindung  und 
zur  Forderung  des  in  einem  Staat  vorhandenen  Materials 
von  wahrhaft  organischer  Qualität. 

Der  Mensch  sieht  zunächst  nur  auf  sich  selbst.  Für 
sich"  und  seine  Interessen  will  jeder  Freiheit,  Forderung, 
Unterstützung.  In  diesem  Sinn  entsteht  das  erste  Streben 
nach  politischem  Gewicht;  in  diesem  Sinn  denkt  der  Mensch, 
nachdem  er  dieses  und  seine  Früchte  errungen,  lieber  an 
Herrschaft,  als  an  politische  Pflichterfüllung  und  möchte 
die  oft  mühsam  errungene  politische  Bedeutung,  wäre  es 
auch  nur  um  der  Eitelkeit,  viele  sagen  um  der  Ehre  willen, 
so  allgemein  als  möglich  bemerkbar  werden  lassen.  Dies 
erscheint  auf  den  ersten  Blick  als  eine  schlechte  Unterlage 
für  eine  organische  politische  Thätigkeit.  Allein  es  ist  an 
sich  unvermeidlich  und  corrigirt  sich,  wie  die  entgegen- 
gesetzte einseitige  Richtung,  nämlich  ein  schwachmüthiges 
Vergessen  der  Selbstberechtigung  mächtigern  Potenzen  ge- 
genüber, gerade  durch  die  freilebendige  Gesammtwirksam- 
keit  des  Ganzen,  durch  die  gleichen  Bestrebungen  aller 
Uebrigen,  durch  eine  Einsicht  oder  durch  das  Gefühl  der 
wenn  auch  noch  so  entfernten  Betheiligung  des  Staats  an 
jedem  Einzelinteresse  und  jedes  Einzelinteresses  am  Staats- 
interesse, resp.  durch  eine  entsprechende  Betheiligung  eines 
jeden  an  den  allgemeinen  Angelegenheiten  und  umgekehrt. 
Wir  sind  durchaus  nicht  der  Ansicht,  dass  die  Theilnahme 
des  Staatsangehörigen  am  öffentlichen  Leben  mit  dem  „suf- 

48« 
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frage  universel"  8l7)  und  die  des  Staats  an  den  Einzel- 
existenzen mit  den  Rücksichten  auf  die  politisch  Vollberech- 
tigten beginne  und  mit  der  formellen  Erfüllung  der  consti- 
tutionellen  Vorschriften  ende.  Hiermit  wären  nur  die  Grenzen 
des  Rechtsstaats  wieder  angezeigt,  die,  falls  sie  selbst  etwas 
bedeuten  sollen,  einen  tiefern  Grund  voraussetzen,  und  weil 
der  Rechtsstaat  selbst  nur  Mittel  zum  Zweck  sein  kann,  einem 
hohem  Ziel  dienen  müssen.  Selbst  als  Ausdruck  der  Rechts- 
staatsidee wäre  der  fragliche  Gedanke  zu  eng,  indem  der 
Staat  jedem  seiner  Angehörigen,  ob  Staatebürger  oder  nicht, 
und  jeder  Staatsangehörige  dem  Staat,  wäre  er  constitutio- 
ne!] oder  nicht,  vieles  und  unberechenbares  leistet.  Sehen 
wir  aber  nur  auf  das,  was  man  gewöhnlich  die  politische 
Wirksamkeit  nennt,   so  ordnet  die  Gesellschaft,   wie  sie  die 


817)  Ueber  allgemeines  Stimmrecht:  Mahl,  K.  v.,  Staatsrecht,  Volker- 
recht  und  Politik,  II,  i,  292  fg.  Held,  System,  I,  271  fg.,  421.  DerteB*, 
Staat  und  Gesellschaft,  II,  503  fg.  Remusat,  Ch.  de,  Les  elections  dt 
1863  en  France  in  der  Revue  des  deux  mondes,  Bd.  46,  Juli  1862, 
S.  257  fg.  Broglie,  de,  La  diplomatie  du  snffrage  universel  (Paris).  R~ 
musson,  B.  de,  Le  christianisme  et  lc  suffrage  universel  (Paris  1863). 
Deutsche  Vierteljahrschrift,  1862,  Heft  2,  S.  134  fg.,  148.  May,  a.  t. 
O.,  I,  280  (Stimmen  für  dasselbe  seit  1818  in  England).  Lasteyrie,  a-  ». 
O.,  I,  195,  200  („alors",  d.  h.  zur  Zeit  Hincmar's,  „comme  aujourd'hnl  il  t 
avait  beaueoup  d'objections  et  peu  d'arguments  contre  le  snffrage  uni- 
versel'1). Escher,  a.  a.  O.,  II,  199.  Rodinger,  a.  a.  O.,  S.  123,  14ü. 
Zopfl,  Das  Staatsrecht,  I,  559.  Constant,  B.,  a.  a.  O.,  I,  201  (antike  und 
moderne  Autoritäten).  Viel-Castel ,  a.  a.  O.,  V,  354,  365.  Barante,  Cou- 
stitutionelle  Fragen,  S.  12  fg.  Yacherot,  a.  a.  O.,  S.  292  („dans  uiw 
veritable  demoeratie  tout  citoyen  est  magistrat  comme  il  est  electeur"!- 
Ferrey,  a.  a.  O.  (Disciplinirung  des  „suffrage  universel"  zur  firzielong 
der  Majorität,  s.  darüber  Forcade  in  der  Revue  des  deux  mondes,  1863). 
Duvergier  de  Hauranne,  a.  a.  O.,  I,  350  fg.  Guizot,  Menioires,  I,  165 
(sieht  das  „suffrage  universel"  schon  in  der  unbeschränkten  Urwablfreiheit: 
desgleichen  der  Legitimist  Ch.  Müller,  a.  a.  O.,  S.  140—145,  welcher  die 
Wahl  auf  die  Localgemeinden  gründet,  drei  Wahlen  will  und  die  Wahl« 
nach  socialen  Interessen  verwirft).  Guizot,  Histoire  parlementaire,  I,  211 
Vgl.  auch  unsern  Aufsatz:  „Plebiscit"  im  Staats -Lexikon.  Der  gegen- 
wärtig in  Griechenland  regierende  Konig  Georgios  wurde,  da  man  t'm 
Volksabstimmung  für  zu  gefährlich  und  zeitraubend  hielt,  sogar  dor;b 
blosse  Acclamation  anerkannt,  s.  auch  Walter,  Das  Rechtsstaatsgesett, 
I,  377,  Note  1. 
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Freiheit  eines  jeden  Einzelnen  durch  das  Princip  der  Frei- 
heit für  alle  normirt,  sogar  die  stärkste  politische  Ambition 
dadurch,  dass  sie  die  möglichst  allgemeine  Betheiligung  am 
öffentlichen  Leben  nicht  nur  als  Grundsatz  anerkennt,  son- 
dern auch  durch  einzelne  bestimmte  Einrichtungen  ihr  einen 
verfassungsmässigen  Bestand  gibt. 

Der  letztern  Grundeinrichtung  konnte  möglicherweise 
entgegengehalten  werden,  dass,  wenn  nach  ihr  die  Erblich- 
keit ausgeschlossen  und  die  politische  Thätigkeit  wie  Gel- 
tung als  etwas  rein  Persönliches  betrachtet  werde,  die  Sache 
doch  im  wesentlichen  auf  dasselbe  hinauskomme.  Denn 
wenn  früher  nach  den  Ansichten  und  Zuständen  des  Mittel- 
alters nicht  nur  zweifelhafte,  sondern  auch  wirkliche  poli- 
tische Verdienste  durch  die  Erblichmachung  ihrer  Beloh- 
nungen zu  einem  politischen  Ewiggeld  für  die  Nachkommen 
ausgemünzt  worden  seien,  so  beweise  die  Erfahrung,  dass 
auch  der  grösste  Liberalismus  es  gelegentlich  nicht  unter- 
lassen habe,  seine  politische  Bedeutung  möglichst  auszubeuten. 
So  richtig  dies  ist  und  so  oft  auch  unter  der  Herrschaft 
des  Constitutionalismus  weniger  das  Verdienst  des  Mannes, 
vielleicht  nicht  einmal  seine  personliche  Ueberzeugung  (wenn 
er  eine  hat),  sondern  die  von  ihm  gewählte  Parteifarbe,  und 
zwar  für,  wie  gegen  ihn,  entscheidet,  so  gross  ist  da,  wo 
nicht  der  erbliche  Grundbesitz  allein  herrscht  und  zugleich 
beide  Parteirichtungen  allein  vertritt  (wie  gegenwärtig  in 
England),  der  Unterschied  zwischen  beiden  Formen,  und 
zwar  einfach  deshalb,  weil  die  politische  Ueberzeugung  in 
der  ersten  Form  nur  höchst  ausnahmsweise  frei  sein  und 
sich  entwickeln  kann,  in  der  zweiten  Form  aber  nur  ebenso 
ausnahmsweise  unfrei  sein  und  sich  äussern  muss. 

Und  es  ist  ein  grosser  Vorzug  des  constitutionellen 
Systems,  dass  es,  die  Freiheit  und  die  active  Betheiligung 
am  öffentlichen  Leben  .in  möglichster  Allgemeinheit  aner- 
kennend, der  Verschiedenheit  der  Befähigung  thuulichste 
Rechnung  trägt,  indem  es  nach  ihr  das  Mass  der  aufzu- 
legenden politischen  Pflichten  oder  der  politischen  Thätig- 
keit jedem  Einzelnen  zutÜeilt.  Es  ist  schon  unendlich  viel 
gewonnen,  wenn  dem  kleinsten  Vermögen,  wie  der  beschei- 
densten socialen  Stellung,  in  Verbindung  mit  der  persön- 
lichen  Fähigkeit   des  Individuums,    in  Durchführung    eines 
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vernünftigen  Freiheits-  und  Gleichheitspriucips  jede  Steige- 
rung und  Erweiterung  ganz  rechtmässig  ermöglicht  ist.  Und 
wie  ein  Vermögen,  welches  immer  klein  bleibt  (dies  wird 
stets  bei  der  Masse  der  Fall  sein),  auch  immer  nur  einen 
geringen  privatrechtlichen  Spielraum  ausfüllen  kann,  so  wird 
auch  die  Wirksamkeit  einer  politischen  Fähigkeit,  die  immer 
klein  bleibt,  nie  einen  grossen  politischen  Spielraum  aus- 
füllen können.  Wir  leugnen  nicht  die  ungerechte  Abnutzung 
und  unverdiente  Unmöglichwerdung  politischer  Grossen  81*), 
nicht  die  schwindelhafte  Geltung  politischer  Armseligkei- 
ten. 819)  Allein  auch  in  der  Geschichte  der  parlamentari- 
schen Namen  ist  Gerechtigkeit.  Die  erwähnten  Verkehrt- 
heiten, oft  nur  ein  Strafgericht  für  die  politische  Armselig- 
keit des  Volks  selbst,  liegen  nicht  in  dem  Wesen  des 
Constitutionalismus,  sondern  in  der  Untüchtigkeit  oder  Un- 
reife des  Volks,  in  dem  von  verschiedenen  Seiten  getriebenen 
Misbrauch  der  constitutionellen  Einrichtungen. 

Es  gibt  in  einem  geordneten  Staat  keine  politischen 
Nullen,  wol  aber  Klein-  und  Minuszahlen,  und  erscheint  e* 
nur  gerecht,  dass  die  Minus  nichts,  die  politischen  Klein- 
zahlen  leicht  wiegen.  Wer  schwerer  wiegen  will,  mache 
sich  selbst  schwerer;  die  Freiheit  gibt  der  Staat  dazu.  Der 
Mann,  der  ohne  Selbstüberhebung  sich  durch  eigene  Energie 
emporgehoben,  ist  das  ehrenvollste  Bild  unserer  Zeit,  weil 
keiner  durch  die  Gesellschaft  verhindert  ist,  ein  solcher 
Mann  zu  sein.  Die  angeborene  Ungleichheit  der  Gaben  hat 
der  Staat  nicht  zu  verantworten  und  kann  sie  durch  kein 
Gesetz  beseitigen.  Bei  den  Anforderungen  an  den  Staat 
muss  man  dem  Walten  der  Vorsehung,  wie  der  individuellen 
Kraft  auch  ihren  Antheil  überlassen  und  bedenken,  dass 
beides  nicht  nach  Gesetzen  zu  bemessen,  also  auch  die 
Gesetze  nicht  nach  ihm  einzurichten  sind  und  der  Staat  so- 
wenig   wie    der  Einzelne    daran    denken    könne,   selbst    die 


818)  .,Ce  qu'il  taut  conclure,  c'est  que  les  entrainements  ne  >o»t  pu 

des  raisons,  c'est  que   les  popularites    ne  sont   pas  des  preuves,    c'est  que 

l*»s  lois  d'enthotiMasme    ne  sont    trop    Nuuvent    que    des    lois    de   pa5$ion." 

,  /" 7 rthie,  a.  a.  Ü.,  J,  200. 

blo»  , 

T    «19)  Ueber  politische  Popularitätshascherei  s.  Carlt/le  bei   Tat'ne,  s.a. 

**    V,  245. 
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orsehung  zu  spielen  und  die  Wirksamkeit  der  individuellen 
Gräfte  zu  ersetzen.  82°) 

HI. 

Man  könnte  geneigt  sein,  schon  hier,  und  zwar  gerade 
US  den  ebengeniachten  Erwägungen,  das  ganze  constitutio- 
ne System  blos  der  Notbwendigkeit  von  Wahlen  halber 
ber  den  Haufen  zu  werfen. 

Denn  entweder  wählen  wenige,  die  man  für  politisch 
ewichtig  hält,  und  dann  ist  die  allgemeinste  formelle  consti- 
iitionelle  Thätigkeit  nicht  möglich;  oder  es  wählen  viele, 
nd  dann  ist  die  blos  in  dem  Wählen  bestehende  politische 
Tätigkeit  eine  gar  zu  geringe,  bei  der  Qualification  der 
fassen  und  der  Unvermeidlichkeit  des  Majoritätsprincips 
ber  auch  der  Qualität  nach  kaum  besser  als  schlecht. 

Gegen  das  Wählen  weniger  Gewichtiger  spricht  nicht 
jr,  dass  in  der  gesetzlichen  Bestimmung  der  Gewichtigkeit 
gentlich  schon  eine  allgemeine  Wahl  liegt,  Volkswahlen 
so  dann  gar  nicht  nothwendig,  ja  nicht  möglich  sind  und 
?mnach  von  einer  Verwirklichung  der  Repräsentatividee 
cht  die  Rede  sein  kann,  sondern  auch,  dass  durch  die 
jrherige  Peststellung  der  politischen  Gewichtigkeit  die 
eltendmachung  und  Anerkennung  der  Persönlichkeiten  aus- 
schlössen und  Stand,  Vermögen,  Amt,  höhere  Stelluug  in 
»r  Gemeinde  u.  s.  w.,  also  lauter  dem  Charakter  eine 
peciellerc  Richtung  gebende  Gründe  der  politischen  Wahl- 
ihigkeit  entscheidend  wären.  Man  müsste  in  consequenter 
erfolgung  dieses  Princips  sogar  dazu  kommen,  jede  Wahl 
lszuschliessen,  indem  man  die  Voraussetzung  der  erforder- 
shen  Gewichtigkeit  so  steigerte,  dass  nur  diejenigen,  und 
arar  alle  Personen  in  den  constitutionellen  Körper  gelangten, 
eiche  das  gesetzliche  Gewicht  hätten. 

Für  das  Wählen  Vieler  sprechen,  ausser  den  eben 
egen  das  Wählen  Weniger  angeführten  Gründen,  einmal 
nsere  oben  (III,  320  fg.')  gegebenen  Entwickelungen  über 


820)  Carhfle  über  die   Bedeutung  eminenter  Persönlichkeiten  in  der 
cbchichtv  bei   Taine,  a.  a.  O.,  IV,  265,  316. 
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die  wahre  Natur  des  Majoritätenprincips8*1),  ganz  besonders 
die  vereinigte  Wirksamkeit  der  öffentlichen  Gesammtthatig- 
keit  und  der  Gesammtsituation,  welche  die  Menschen  ebenso 
oft  lehrte,  das  Aeusserste  in  der  Knechtschaft  zu  erdulden, 
wie  ein  grosses  Freiheitsmass  ohne  Excess  zu  ertragen.  B7X) 
Der  erfahrene  und  kalt  urtheilende  Guizot  erklart  entschie- 
den, dass  die  Wahlen  im  ganzen  genommen  wahrer  sind, 
als  man  gewöhnlich  glaubt,  dass  selbst  der  Wille  und  die 
Geschicklichkeit  der  Gewalt  nur  einen  secundären  Einfluss 
auf  dieselben  zu  üben  vermöge  und  dass  die  Wahlen  davon 
abhängen,  woher  der  Wind  weht  und  welche  Richtung  die  Er- 
eignisse den  Geistern  geben.823)  Der  geistreiche  und  gründliche 
Duvergier  de  Hauranne  824)  legt  selbst  dem  schlechtesten 
wie  verfälschtesten  Wahlprincip  die  Bedeutung  bei,  ein 
Hinderniss  zu  sein  gegen  gewisse  Niedrigkeiten  der  Führung 
und  der  Sprache  und  ein  Mittel  moralischer  Superioritit 
der  Gewählten  über  alle  diejenigen,  welche  ihre  Stellung 
lediglich  dem  „bon  plaisir"  verdanken.  825) 

Es    wurde    von   uns    schon  an   einer  andern   Stelle  ***) 
darauf  aufmerksam  gemacht,    dass  die  gewöhnliche  Einthei- 


821)  Die  Wirksamkeit  „der  Furcht,  die  einzigen  zu  sein,  die  an  etwas 
festhalten"  s.  Tocqueville,  Das  alte  Staatswesen,  S.  182.  Derselbe*  La  df- 
raocratie,  I,  307  fg.     Escher,  a.  a.  O.,  II,  189  fg.,  213. 

822)  Zachariae,  Vierzig  Bücher,  I,  132. 

823)  „Les  elections,  ä  les  prendre  dans  leur  ensemhle,  sunt  presinie 
toujours  plus  vraies  que  ne  Ie  croit  une  meliance  interessee  ou  badaudr. 
La  volonte  et  le  savoir-faire  du  pouvoir  n'y  cxercent  qti'nne  iiifluenw 
seoondaire.  Ce  qui  fait  reellement  les  clcctions,  Jc'est  le  vent  qui  souffle 
et  l'impulsion  que  les  evcnements  impriment  aux  esprits."  Guizut,  Me- 
moires,  I,  155. 

824)  „Le  principe  electif,  quelque  attenue,  quelqne  vicie  qu'il  puis»? 
etre,  met  obstacK*  a  certaines  indignites  de  conduitu  et  de  langage,  et 
donne  aux  corps  qui  en  proeedent,  meme  a  un  tres  faible  degre  une  graude 
superiorite  morale  sur  ceux  qni  relevent  seulcment  du  bon  plaisir."  [)u- 
»ergier  de  Hauranne,  Histoire  du  gouvernement  parlemcntaire,  II,  85. 

825)  Gegen  die  Ueberzeugung,  namentlich  von  höherer  Intelligenz, 
gibt  es  nie  eine  entscheidende  Majorität,  wol  aber  für  die  politisch»» 
Thätigkeit. 

826)  Bei  Haxthause»,  a.  a.  O.,  II,  60.  Ueber  den  Werth  der  Freiheit 
s.  .}facaulay>  Gesänge  über  das  alte  Rom,  I,  40  (bei  Taine,  a.  u.  O., 
IV,  197. 


Von  den  constitutionellen  Wahlen  u.  s.  w.  761 

lang  der  Wahlsysteme  in  allgemeine  und  beschränkte  weder 
nach  der  gewöhnlichen  Auffassung  derselben  richtig,  noch 
irgendwie  ausreichend  sei,  indem  der  Charakter  eines  Wahl- 
gesetzes noch  von  ganz  andern,  zum  Theil  sogar  wichtigern 
Unterscheidungen  bestimmt  werde.  Dass  wir  nicht  daran 
denken,  verschiedene  Resultate  der  Wahlgesetze  nach  ihren 
Unterscheidungen  „a  priori46  und  als  unumgänglich  anzu- 
nehmen, versteht  sich  ohnehin  von  selbst,  da  auch  bei  den 
Wahlgesetzen  die  Hauptsache  von  der  Art  ihrer  praktischen 
Durchführung,  resp.  von  deren  Gebrauch  abhängt.  Uebri-  ' 
gens  wollen  wir  gern  zugestehen,  dass  die  meisten  theore- 
tisch hervorzuhebenden  Unterschiede  der  Wahlsysteme  we- 
nigstens insofern  auf  die  erwähnte  gewöhnliche  Eintheilung 
derselben  hinausgehen,  als  sie  entweder  mit  der  Freiheit, 
resp.  grössern  Erweiterung  der  Wahlberechtigung  und  ihrer 
Ausübung  oder  mit  dem  Gegentheil  zusammenhängen. 

Der  grösste  Irrthum,  welcher  theoretisch  und  praktisch 
in  Beziehung  auf  diesen  Gegenstand  gemacht  wurde,  besteht 
jedoch  in  dem  Mangel  einer  entschiedenen  Betonung  des 
innern  Wesens  aller  politischen*  Wahlrechte  als  Rechte 
zur  Ausübung  einer  auf  das  Gewissen  gestellten 
Pflicht  gegen  den  Staat.  Man  hat  übersehen,  dass  nur 
durch  dieses  Princip  gewisse  fast  unbestrittene  Einrichtun- 
gen, z.  B.  die  Abhängigkeit  der  Bildung  der  Wahlkreise  827), 
der  Convocation  der  Landtage,  der  Dauer  ihrer  Sitzun- 
gen u.  8.  w.  von  der  verfassungsmässigen  Regierungswillens- 
äusserung  des  Souveräns,  erklärt  und,  etwa  entgegenstehen- 
den Ansichten  zum  Trotz,  vernünftigerweise  aufrecht  erhalten 
werden  könnten. 

Nach  dem  Gang  unserer  Entwicklung  und  bei  der 
grossen  bereits  im  Fluss  befindlichen  socialen  Umgestaltung 
erklärt  es  sich  aber,  dass  den  Wahlgesetzen  insofern  die 
höchste  Wichtigkeit  beigelegt  und  sie  den  Thronfolgegesetzen 
gleichgestellt  werden,  als  eine  fortwährende  Erweiterung  der 


827)  Interessantes  Material  über  diesen  Gegenstand  gibt  die  kleine 
Schrift:  Andtaw,  H.  i\,  Die  badischen  Wirren  im  Lichte  der  Landes- 
verfassung und  der  ßundesgesetze,  1865.  Uebrigens  dürfte  auch  in  dieser 
Beziehung  die  Würdigung  der  Zahlen  allein  nicht  genügen. 
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Wahlberechtigung  828)  und  Steigerung  der  Freiheit  bei  Aus- 
übung der  Wahlhandlungen  für  unverweigerliche  Anforde- 
rimg der  Zeit,  und  zwar  beide  zusammen,  betrachtet  wer- 
den. Geschieht  dies  im  feindseligen  Gegensatz  gegen  die 
Regierung,  oder  wollte  man  überhaupt  Restrictionen  beider 
Freiheiten  nur  gegen  die  Regierung  und  ihre  Partisanen 
zulassen,  so  würde  dies  nicht  minder  ein  Beweis  mangelnder 
organischer  Einheit  sein,  als  wenn  die  ungemessene  Aus- 
dehnung der  Wahlbefugniss  oder  deren  etwaige  Beschrän- 
kungen nur  darauf  berechnet  wären,  die  freie  Action  der 
Wählerschaften  zu  unterbinden.  W9) 


IV. 

Betrachten  wir  nun  wieder  die  wichtigsten  Erscheinun- 
gen in  dieser  Beziehung,  und  zwar  zunächst  nur  im  allge- 
meinen, so  werden  wir  von  der  Wahlberechtigung  und  der 
Freiheit  ihrer  Bethätigung  in  den  bedeutendsten  constitutio- 
nellen  Staaten  zu  hundein  haben. 

In  England  fehlt,  was  das  active  Wahlrecht  angeht, 
jede  Verbindung  mit  den  herrschenden  Ideen  unserer  Zeit.  830) 
Die  Parlamentsreformbill  hat  an  dem  ganz  veralteten  System 
wenig  geändert.  Man  erkennt  dies  am  besten,  wenn  man 
erwägt,  dass  es  gegenwärtig  noch  in  England  45  Wahl- 
flecken mit  535,388  Einwohnern  gibt,  welche  1 1 8  Mitglieder 
ins  Unterhaus  wählen,  sodass  auf  7165  Seelen  1  Abgeord- 
neter fällt;  dass  es  ferner  59  Orte  mit  782,545  Einwohnern, 
also  durchschnittlich  mit  13762  Seelen  gibt,  die  kein  einziges 


828)  Man  kommt  daher  in  uiisern  ^Tagen  oft  auf  frühere,  unterdessen 
aufgehobene  Wahlgesetze  wieder  zurück.  So  hatte  z.  B.  das  spanisch? 
Ministerium  im  Juni  1865  die  Absicht,  das  liberalere  Wahlgesetz  vom 
18.  Juli  1857  wieder  in  Vorschlag  zu  bringen.  Dieses  macht  die  active 
Wahlfähigkeit  von  der  Entrichtung  einer  '200  Realen  (27  Fl.)  betrübenden 
Steuer  abhängig, 

829)  Der  Wechsel  der  politischen  Strömungen  ist  unvermeidlich  und 
wirkt  naturgemäss  zunächst  auf  die  Wahlgesetze.  Die  Berechtigung 
des  Wechsels  aber  und  seiner  Wirkungen  auf  die  Wahlgesetze  ist  nach 
den  im  Text  gegebenen  Sätzen  zu  bemessen. 

830)  Wir  können  deshalb  mit  Guüot,  Histoire  des  origines,  II,  226, 
230,  272  t*^.,  275,  nicht  übereinstimmen. 
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Mitglied  zu  wählen  haben;  dass  ferner  Manchester  und 
Liverpool  mit  801917  Seelen  nur  4  Vertreter  ins  Parlament 
schicken,  denen  wieder  118  in  75  Plätzen  mit  437388  Seelen 
gewählte  Parlamentsmitglieder  gegenüberstehen;  dass  end- 
lich der  kleine  Flecken  Honiton  mit  3300  Einwohnern  2  Mit- 
glieder, also  ebenso  viele,  wie  Manchester  wählt  u.  s.  w. 
Die  officiell  auftretenden  neuern  Reform bestrebungen  sind  in 
der  Kegel  nichts  weniger  als  radical.  Dass  sie  dennoch 
von  der  Parlainentsmajorität  beharrlich  verworfen  werden, 
beweist,  wie  tief  selbst  anscheinend  unbedeutende  Verände- 
rungen in  den  ganzen  englischen  Staatsorganismus  einschnei- 
den müssen,  wie  schwierig  bei  einer  durch  und  durch  ge- 
wordenen Verfassung  theilweisc  Veränderungen  auf  dem 
Wege  der  Gesetzgebung  sind  und  wie  sehr  die  Majorität 
des  englischen  Parlaments  die  Mangelhaftigkeit  des  gegen- 
wärtigen Systems  den  Schwierigkeiten  und  Folgen  jeder 
erheblichem  Veränderung  vorzieht.  83!)  Der  Umstand  aber, 
dass  auch  die  bisherige  Opposition  oder  die  Minorität,  würde  sie 
heute  ans  Ruder  kommen,  bezüglich  der  Parlamentsreform 
keine  von  der  Haltung  der  gegenwärtigen  Parlamentsmajo- 
rität wesentlich  verschiedene  Haltung  einnehmen  dürfte,  be- 
weist aufs  neue,  dass  im  englischen  Parlament  trotz  seines 
Zweikammersystems  zeither  ein  Gegensatz  aristokratischer  und 
demokratischer  Elemente  und  Ansichten  nicht  dargestellt,  son- 
dern das  ganze  englische  Parlamentswesen  eine  der  Haupt- 
sache nach  nur  aristokratische  Einrichtung  sei.  832) 

Grösser  als  irgendwo  ist  dagegen  in  England  die  Frei- 
heit der  Ausübung  der  Wahlberechtigung,  aber  so  be- 
schaffen, dass  sie  nur  denjenigen  zum  Siege  führt,  der 
oder  dessen  Partisanen  die  meisten  und  stärksten  Stimmen 
und  Arme  bezahlen  können.  Wenn  man  die  englischen 
Wahlhandlungen  auch  noch  so  rücksichtsvoll  beurtheilt,  so 
geht  es  einem  doch  wie  bei  dem  Anschauen  eines  Stier- 
gefechts, —  man  erkennt,  dass  der  ganze  Unfug  in  hohem 
Grade  national  ist,  kann  sich  aber  nicht  überreden,  dass  er 


831)  Ueber  englische  Gesetzgebung  s.  Afttcauhty,  History  of  England, 

IV,  84  fg. 

832)  Die    verwerfenden    Urthoile   von    TJuikeray    u.    Carlylc   über   dir 
englische  Aristokrutie  s.  bei    Tainc,  a.  a.  (.).,  IV,   110  fg.,  334  fg. 
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sittlich  oder  politisch  ehrenvoll  sei.  Und  gewisse  Dinge, 
welche  das  spanische  Stiergefecht  einigermassen  nobilitiren, 
fehlen  der  brutalen  englischen  Boxerei.  Der  englische  Ari- 
stokrat gibt  dem  Mob  bei  der  Wahl  „panem  et  Circenses". 
Die  enorme  Kostspieligkeit  jeder  Neuwahl  macht  eine  solche 
der  souveränen  Aristokratie  ebenso  unangenehm,  wie  dem 
Pöbel  wünschenswerth.  Daher  hält  auch  das  herrschende 
Regime  an  der  siebenjährigen  Wahlperiode  fest,  und  thun 
die  Parlamente  das  Möglichste,  wenn  auch  nicht  immer 
politisch  Gerechtfertigte,  um  Auflösungen  zu  vermeiden. 
So  ist  die  lange  Wahlperiode  in  England  eine  Ursache  der 
Schwäche  des  Parlaments  gegen  die  scheinbar  ohnmäch- 
tige Krone,  die  ebendadurch  eine  juristisch  nicht  messbare, 
aber  darum  nicht  minder  grosse  Macht  zu  üben  in  Stand 
gesetzt  wird. 

Das  englische  Unterhaus  oder  die  Wahlkammer  hat 
übrigens  noch  eine  andere  grosse  Eigenthümlichkeit  an  sich. 
Erfahrene  und  berühmte  Engländer  sprechen  es  nämlich  ge- 
radezu aus,  dass  das  Haus  der  Commoners  gar  keine  Volks- 
vertretung, sondern  Englands  eigentlicher  Souverän  sei. 8M) 
Dies  muss  übrigens  sehr  „cum  grano"  aufgenommen  wer- 
den. In  England,  wo  man  zwar  nichts  von  einem  monar- 
chischen Princip  in  der  bei  uns  so  häufigen  Auffassung 
oder  im  Sinn  eines  politischen  Schlagworts  weiss  und  eher 
von  einem  juristisch  nicht  definirbaren,  aber  gleichsam  im 
Blut  des  Volks  liegenden  dynastischen  Princip  sprechen 
könnte,  ist,  erwähntermassen ,  doctrinär  und  verfassungs- 
mässig eigentlich  alles  souverän,  die  Krone,  das  Parlament, 
jedes  einzelne  Haus  desselben,  das  Volk.  Diese  Souvera- 
netät  ist  so  beschaffen,  dass  die  Punkte,  in  welchen  alle 
diese  Factoren  des  öffentlichen  Lebens  zugleich  souverän 
sind,  die  ausschliesslichen  Prärogative  der  einzelnen  an 
Wichtigkeit  weit  übertreffen.  Und  in  Wahrheit  fehlt  es  der 
englischen  Verfassung  an  einem  fixen  und  ausschliesslichen 
Punkt  der  Souvcränetät,  in  weichein  Mangel  sich  jedoch 
nach   englischer  Anschauung  nur  das  constitutionelle  Trans- 


833)  May,  a.  a.  O.,  I,  225  fg.,  381.  Fwchel,  a.  a.  O.,  S.  405  fg., 
438.  .Vi//,  a.  a.  O.,  S.  104,  114.,  Dasselbe  behauptet  von  Schottland: 
Buckle,  II,  281,  295.     Ueber  die  sogenannten  Artikellords  ebend.,  11,265. 
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actionsprincip  auf  der  Grundlage  einer  starken  organischen 
Einheit  aller  jener  Factoren  ausspricht.  Offenbar  darf  man 
diese  englischen  Auffassungen  ebenso  wenig  auf  ihrer  ganzen 
Entwicklung  nach  verschiedene  continentale  Erscheinungen, 
wie  den  Masstab  der  letztern  auf  die  englischen  Verhältnisse 
anwenden.  Aber  eine  doppelte  Reformbewegung  in  Eng- 
land zeigt,  dass  dieses  in  vielen  Beziehungen  glänzendste 
Staatswesen  die  Entwickelung  der  fraglichen  Verhältnisse 
durchaus  noch  nicht  für  abgeschlossen  erachte.  Diese  bei- 
den Reformbewegungen  entsprechen  den  beiden  grössten 
politischen  Ideen  unserer  Zeit,  nämlich  einmal  der  Idee  des 
Rechtsstaats  und  der  fortschreitenden  Erweiterung  der  acti- 
ven  Antheilnahme  des  Volks  an  den  öffentlichen  Angelegen- 
heiten des  Staats,  dann  der  Idee  einer  gleichmäßigen  Stei- 
gerung der  Intelligenz,  der  Kraft,  der  Selbständigkeit  der 
Verwaltung  und  ihrer  organischen  Einfügung  in  das  ganze 
Staatsleben.  Darum  geht  die  eine  dieser  Bewegungen  auf 
eine  systematische  Ordnung  und  Erweiterung  des  politischen 
Wahlrechts,  die  andere  auf  Vermehrung  und  höhere  Tüch- 
tigkeit der  Beamten,  also  auf  Beseitigung  des  Systems  der 
aristokratischen  Sinecuren,  der  Aemterbesetzung  nach  dem 
Princip  des  aristokratischen  Despotismus  und  der  sonstigen 
daran  hängenden  vielen  Uebelstände.  Jeder  Schritt  in  einer 
dieser  beiden  Richtungen  muss  das  bisherige  Verhältniss  der 
genannten  Factoren  zueinander  verändern.  Es  wäre  auch 
nicht  möglich,  ohne  die  grösste  Gefahr  nur  in  einer  der 
genannten  beiden  Richtungen  vorzugehen,  und  die  Intensi- 
vität  der  lieformbestrebungen  ist  bei  ihrer  ununterbrochenen 
Lebhaftigkeit  und  fortwährender  Zunahme  nicht  zu  bezwei- 
feln. Beide  Bewegungen  werden  nicht  ruhen,  bis  sie  hin- 
reichend befriedigt  sind,  um,  wenn  auch  vielleicht  erst  nach 
Jahrhunderten,  neuen  Bewegungen  Platz  zu  machen.  Ihre 
Unterdrückung  halten  wir  für  unmöglich;  ihr  Uebermass 
aber  oder  die  Unfähigkeit  des  englischen  Volks  -zu  ihrer 
allmählichen  Durchführung  müsste,  wie  in  den  Ursachen, 
so  auch  im  Resultat,  der  Unterdrückung  gleichkommen, 
irgendeine  Art  des  zum  Despotismus  neigenden  Absolutis- 
naus sein.  Ohne  Zweifel  treffen  die  beiden  Reformbewegun- 
gen die  zwei  faulsten  Flecken  der  öffentlichen  englischen 
Zustände  äusserlich  an  der  Wurzel,  und  die  auswärtige  Po- 
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litik,  welche  Engbind  seit  Decennien  fuhrt,  gleicht  einem 
Ausschlag  der  Innern  Krankheiten.  Die  englische  Wahl- 
bestechung ist,  je  gröber  und  kolossaler,  ein  desto  schlagen- 
derer Beweis  der  alten  Wahrheit,  dass  Machtmonopole  die 
Besitzenden  wie  die  davon  Ausgeschlossenen  um  so  mehr 
demoralisiren,  je  grösser  die  Macht  und  je  menschen  widriger 
das  Monopol  ist,  welches  in  Frage  steht. 

Möchte  die  englische  Aristokratie  das  „caveant  consu- 
les",  was  täglich  dringender  in  ihre  Ohren  klingt,  nicht 
überhören. 

Bei  dieser  Gelegenheit  sei  es  uns  gestattet ,  den  ge- 
wöhnlich sehr  enge  gefassten  Begrift*  der  Wahlbestechung 
nach  seinem  wahren  Umfang  zu  bezeichnen.  Bestechung  ist 
uns  gleich  Simonie  und  besteht  in  jeder  Verfolgung  eines 
Zwecks  durch  seiner  Natur  entgegenstehende  Mittel,  oder 
in  der  Benutzug  eines  jeden  Mittels  auf  eine  seiner  Natnr 
widersprechende  Weise.  Ob  daher  eine  negative  oder  po- 
sitive, eine  vorausgehende,  gleichzeitige  oder  nachfolgende, 
eine  directe  oder  indirecte,  eine  mehr  in  materialistischen 
oder  eingebildeten,  idealen  Dingen  bestehende  Bestechung, 
eine  Bestechung  zum  Handeln  oder  zur  Unterlassung  statt- 
findet, das  Wesen  einer  politischen  Bestechung  wird  immer 
darin  bestehen,  dass  man  zur  Geltendmachung  individuell 
Zwecke  auf  Kosten  des  Allgemeinen  die  bürgerliche  Pflicht 
durch  Anregung  persönlicher  Interessen,  sei  es  mit  privaten 
oder    öffentlichen    Mitteln,    zurückdrängt.034)      Bestechung 


834)  Vgl.  Sempcrv,  a.  a.  O.,  S.  149  fg.,  204  (unter  Karl  V.  verlangen 
die  Städte,  dass  kein  Curtesdeputirter  bei  Todesstrafe  für  sich  oder 
die  Seinen  vom  Konig  Gnaden  oder  Gratiticationen  annehme).  Bernau 
a.  a.  Ö.,  1,  307.  Dollinyer,  Kirche  und  Kirchen.  Stuiienßifvht ,  a.  a.  0.. 
S.  123,  125.  Ueher  englische  Wahleorruption  s.  ausser  den  Parlament*- 
aeten:  Hlavkfttone%  a.  a.  O.,  I,  331.  May,  a.  a.  O.,  I,  226  fg.,  247  fg., 
310  fg.  Oneist,  a.  a.  U.,  I,  257.  Die  letzte  gegen  die  Wahlcorruptum 
in  England  im  Parlament  eingebrachte  Bill  ist  von  Brottyhattt,  d.  d. 
23.  Juni  18C4.  Derselbe  führt  an,  dass  bei  den  letzten  Wahlen  ein  Can- 
dida t  in  einem  einzigen  Burgtieeken  mit  3000  Wählern  18000  Pfd.  St.  an 
Bestechungsgeldern  ausgegeben  habe.  Nach  einer  ganz  neuen  MittheilmiK 
kostet  die  Neuwahl  eines  Parlaments  in  England  jedesmal  2 — 3  Millionen 
Pfd.  St.,  also  24 — 36  Millionen  Guldenr  welche  Summe  zum  allcrgrossten 
Theil  anf  500—600  Familien  fällt. 
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bei  den  constitutioncllen  Wahlen  ist  demnach  nur  eine  ein- 
zelne Anwendung  des  allgemeinen  Begriffs,  der  an  tausen- 
den  durch  die  Gesetze  nicht  fassbaren  Fäden  hängt.  Man 
kann  nur  die  allergröbsten  und  äusserlichsten  Bestechungs- 
arten durch  besondere  Gesetze  verbieten,  aber  selbst  diese 
kaum  hierdurch  verhindern,  da  sie  auch  dann  leicht  verhüllt 
werden  können,  namentlich  wenn  sie  gleichsam  in  dns  System 
der  herrschenden  Politik  passen.  Der  Werth  ausdrücklicher 
gesetzlicher  Verbote  der  Wahlbestechung  liegt  daher  weni- 
ger in  dem  Einfluss,  den  sie  wirklich  auf  die  Leitung  der 
Wahlhandlungen  üben,  als  vielmehr  in  einem  ausdrücklichen 
und  feierlichen  Protest  zu  Ehren  der  politischen  Pflichtnatur 
der  Wahlen  gegen  jede  simonistische  Ausbeutung  der  Wahl- 
berechtigung. 886) 

V. 

Frankreich  hat  seit  siebzig  Jahren  fast  alle  nur  denkbaren 
politischen  Wahlsysteme  in  gesetzlicher  Geltung  gehabt  und 
prakticirt.  Trotzdem  ist  der  Zustand  dieses  grossen  Landes 
im  wesentlichen  stets  der  gleiche  geblieben.  Auf  der  zeit- 
weise glatten  Oberfläche  einer  scheinbaren  innern  Befriedi- 
gung sahen  nur  Wenige,  nicht  aber  die  Masse,  die  in  der 
Tiefe  sich  vorbereitenden  Stürme,  welche  in  Gewaltausbrü- 
chen die  Nation  immer  wieder  auf  einen  unconstitutionellen 
Zustand,  wenn  auch  nicht  der  Form,  doch  dem  Wesen  nach, 
zurückwarfen.  Keins  der  bisherigen  Wahlsysteme  war  ganz 
allgemein  populär  und  keins  konnte  es  sein,  weil  nichts  all- 
gemein Populäres  einem  Volk  entwachsen  kann,  welches 
über  die  Hauptfragen  seiner  Organisation  keine  einheitliche 


835)  Die  Häufigkeit  der  Wahl  unterschleife  in  England  schon  im  An- 
fang de9  15.  Jahrhunderts  belegt  Guizot,  Histoire  des  origines,  II,  424. 
Aach  in  Nordamerika  hat  eine  sehr  plumpe  Wahlcorruption  ungeheuere 
Dimensionen  angenommen.  Im  Jahre  1857  wurden  allein  60  Petitionen 
gegen  Wahlbestechungen  bei  dem  englischen  Unterhaus  eingereicht,  und 
die  Berichte  der  bei  jeder  Sitzung  vielbeschäftigten  Wahluntersuchungs- 
comites  sind  voll  der  ekelhaftesten  Details.  Kine  eigentümliche  Ansicht 
über  diesen  Punkt  s.  bei  Zachariae,  Vierzig  Bücher,  III,  232  fg.  Das 
belgische  Abgeordnetenhaus  hat  in  der  Sitzung  vom  27.  Juli  1865  alle 
Wahlausgaben,  welcher  Art  und  ku  welchem  Zeitpunkt  sie  erfolgt  seien, 
für  alle  Zukunft  verpönt. 
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Meinung  oder  für  die  Durchführung  einer  solchen  keine 
Ausdauer  hat,  keine  wahrhaft  politischen  Parteien  und  keine 
Parteiorganisation  kennt;  welches,  auf  seine  Unüberwindlich- 
keit sündigend  und  den  Werth  einer  gewissen  nationalen 
Einigung  überschätzend,  innere  gewaltsame  Umwälzungen 
geringachtet,  mit  seiner  Geschichte,  soweit  sie  eine  organische 
Ordnung  zuliess,  absolut  gebrochen  haben  will  und  von  ihr  nur 
das  nimmt,  was  durch  Waffengewalt  „gloire"  gibt;  welches 
sich  unter  der  Prätention  des  Monopols  idealer  Bestrebun- 
gen mehr  als  ein  anderes  Volk  der  Welt  durch  seine  mate- 
riellen Interessen  binden  lässt  und  dabei  so  beweglich  ist, 
dass  die  heute  noch  scheinbar  grösste  Popularität  einer  po- 
litischen Einrichtung  oder  massgebenden  Persönlichkeit  mor- 
gen schon  durch  ganz  heterogene  Dinge  übersandet  oder 
wie  von  einer  Springflut  weggespült  wird. 

Frankreich  befindet  sich  gegenwärtig  im  Besitz  der 
denkbar  ausgedehntesten  politischen  Wahlberechtigung  oder 
des  „suffrage  universel",  und  zwar  in  Verbindung  mit  dem 
System  der  directen  Wahlen.  Wie  die  Sache  liegt,  so  ist 
das  franzosische  Stimmrecht  das  Mittel,  alle  geistige  Supe- 
riorität  und  politische  Unabhängigkeit  durch  die  gegentei- 
ligen Elemente  zu  zwingen  und  den  Schein  einer  Massen- 
antheilnahme  zu  erwecken  an  einem  Regiment,  dem  es  nicht 
gelingt,  einen  ehrlichen  Mann  von  entgegengesetzter  poli- 
tischer Meinung  zu  gewinnen.  ö36)  Das  politische  Wahl- 
recht gleicht  einer  Pflanze,  deren  Frucht  mehr  von  dem 
Boden  als  von  etwas  anderm  bedingt  ist.  Darum  haben 
schon  sehr  beschränkte  Wahlrechte  die  trefflichsten  Früchte 
getragen;  der  franzosischen  Nation  aber  hat  das  „suflroge 
universel"  bis  zur  Stunde  mcht  einmal  den  geringsten  Grad  einer 
ständischen  oder  localen  Selbständigkeit,  einer  freien  Tribüne 
und  Presse,  oder  auch  nur  der  Unabhängigkeit  des  Richter- 
amts, zu  bringen  vermocht.837)     Aus  dem  Boden  des  firan- 


836)  Guuot  (Histoire  parlementaire,  II,  285  fg.)  nennt  das  „suffrege 
universel u:   „un  pur  instrunient  de  destruetion". 

837)  Dabei  sollen  weder  die  Resultate  der  neuesten  Gemeinderatac- 
wahlen,  noch  der  Anfang  der  Oeflentlichkeit  für  die  Sitzungen  der  Ge- 
meinderäthe,  die  Bewegung  für  das  Coalitions-  und  Versammlungsrecht, 
oder  gar  das  Decentralisationsniauifest  von  Nancy  übersehen  sein.    Allein 
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zösischen  „auftrage  universell  konnte,  gar  wenn  man  die 
Art  seiner  Handhabung  mit  in  Ansatz  bringt,  nur  ein  Abso- 
lutismus entstehen,  der  die  unvermeidlichen  Gegensätze,  in 
die  er  verfallen  muss,  mit  dem  Gesetz  seiner  Entstehung, 
dem  Massengewicht  und  der  „vis  inertiae"  nicht  zu  lösen, 
sondern  nur  so  lange  als  möglich  zu  beschönigen  sucht,  da 
er  ihre  Grunde  nicht  beseitigen  kann. 

Das  französische  „sufirage  universell  hat  aber  noch 
eine  andere  bisher  keineswegs  hinreichend  gewürdigte  Seite. 
Es  ist  nämlich  das  gefährlichste- Geschenk,  welches  Napo- 
leon III.  seinem  Lande,  so  wie  es  gegenwärtig  ist,  machen 
konnte.  Man  glaube  ja  nicht,  dass  die  Art  und  Weise,  wie 
Napoleon  III.  dieses  Wahlsystem  lediglich  als  Hebel  seiner 
persönlichen,  beziehungsweise  dynastischen  Plane  gebraucht 
und  mißbraucht  hat,  dasselbe  im  Auge  der  grossen  Masse 
der  Bevölkerung  discredidirt  hätte. "  Es  schmeichelt  einer 
der  mächtigsten  Triebfedern  des  französischen  Nationalcha- 
rakters, der  französischen  Gleichheitsmanie;  und  wenn  man 
sicher  den  Misbrauch  desselben  auch  in  Frankreich,  soweit 
man  ihn  einsieht,  tadelt  und  verabscheut,  so  trifft  dies  von 
Seiten  der  überwiegenden  Mehrzahl  nicht  das  System  des 
„vote  universel",  sondern  den  Mann,  der  es  misbrauchte. 
Ganz  abgesehen  davon,  ob  und  inwiefern  die  Mehrzahl  der 
Franzosen  ihren  allgemeinen  oder  besondern  Interessen  mit 
diesem  System  gedient  erachten,  erkennen  sie  in  demselben 
doch  den  Kern  einer  allgemeinen  politischen  Berechtigung, 
die  Möglichkeit  für  jeden,  selbst  zu  den  bedeutendsten  po- 
litischen Rollen  zu  gelangen,  und  erscheinen  so  auf  der  poli  - 
tischen  Arena  genau  als  dasselbe  Volk,  welches  der  Ansicht 


nach  der  bisherigen  Geschichte  Frankreichs  dürfte  einiger  Zweifel  dar- 
über, ob  man  diese  Erscheinungen  als  entschiedene  Anfänge  einer  innern 
organischen  Gestaltung  und  nicht  vielmehr  nur  als  neue  Formen  unfrucht- 
barer Opposition  gegen  die  bestehende  Regierung  zu  betrachten  habe,  ge- 
stattet sein,  ein  Zweifel,  der  nicht  einzelne  leitende  Persönlichkeiten,  son- 
dern die  Nation  in  ihrem  social -politischen  Gesammtzustand  treffen  soll. 
Was  die  Decentralisation  betrifft,  so  ist  bekanntlich  der  Gesetzentwurf 
über  die  Erweiterung  der  Competenzsphäre  der  „Conseils  generaux"  aus 
dem  „Corps  legislatifu  bereit«*  schon  wieder  zurückgezogen  worden. 
Ueber  das  erwähnte  Decentralisationsmanifest  s.  die  augsburger  Allgemeine 
Zeitung,  1865,  Hauptblatt  Nr.  227,  S.  3G85. 

Held.   Ul.  19 
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ist,  dass  in  jeder  Patrontasche  der  Marschailstah  steckt*. 
Wenn  sie  daher  auch  eine  Regierung  oder  ein  Regiemngs- 
prineip  beseitigt  wünschen  sollten,  welches  sie  gerade  durch 
dieses  Wahlsystem  rücksichtslos  nach  dem  einen  alles  be- 
herrschenden und  mit  gleichsam  fatalistischer  Notwendig- 
keit egoistischen  Willen  lenkt,  so  würden  sie  doch  jedem 
Regime  unversöhnliche  Feinde  werden,  welches  die  allge- 
meine Wahlfähigkeit  einzuschränken  gedächte.  Eine  ganz 
besondere  Satisfaction  für  die  grossen  Massen  nach  der  ge- 
genwärtigen Lage  der  Dinge  scheint  aber  darin  zu  liegen, 
dass  durch  dieses  Wahlsystem  die  so  viel  beneidete  Bour- 
geoisie nicht  nur  gelähmt,  sondern  ihres  ganzen  unmittelba- 
ren frühern  Einflusses  beraubt  wurde.  Solange  nun  die 
Welt  steht,  lag  in  jeder,  wenn  auch  innerlich  begründetsten 
Restriction  einer  formellen  Freiheit  aus  dem  sehr  begreif- 
lichen Grunde,  weil  die  Notwendigkeit  einer  solchen  Re- 
striction ein  Misverhältniss  zwischen  der  gesetzlichen  Frei- 
heit und  der  Fähigkeit  dazu  beweist,  der  unüberwindlich 
bitter-widerliche  Geschmack  der  Reaction.  Und  wie  es  eine 
erste  Regel  der  Politik  ist,  zeitgemässe  Freiheiten  nicht  län- 
ger als  es  nöthig,  zu  verweigern,  so  steht  dieser  Regel 
ganz  ebenbürtig  die  zweite  zur  Seite,  Freiheiten  nicht  zu 
früh  zu  gewähren.  Die  grösste  Weisheit  der  Politik  liegt 
in  der  Erkenntniss  dieser  Regeln;  der  grösste  politische 
Charakter  aber  in  der  Neigung,  das  grösste  politische  Glück 
in  der  Möglichkeit,  sie  zu  befolgen.  Man  erkennt  hieran, 
wie  manche  Staaten  in  einen  „circulus  vitiosus"  gekommen 
und  warum  oder  wie  lange  sie  nicht  im  Stande  sind,  den- 
selben zu  brechen.  Wenn  aber  die  Franzosen  ihr  gegen- 
wärtiges Wahlsystem  auch  nur  zu  ihrer  Knechtung  erhalten 
haben  und  es  behufs  ihrer  Befreiung  entweder  ganz  anders 
als  bisher  ausfüllen  oder  wenigstens  auf  einige  Zeit  weg- 
werfen müssten,  so  bleibt  doch  immer  der  Wunsch,  die  in 
dem  „vote  universel"  liegende  politische  Freiheit,  ohne  dass 
sie  für  imperialistische  Nebenzwecke  gefälscht  wird,  zu 
behaupten.  Sie  zurückzunehmen,  würde,  abgesehen  von 
einem  schnell  vorübergehenden  Moment  allgemeiner  Ermat- 
tung, in  Frankreich  das  gefährlichste  Experiment  sein,  am 
gefährlichsten  für  den,  welchen  eine,  wenn  auch  nur  ober- 
flächliche freie  Hingabe  der  Nation  im  Gegensatz  zum  herr- 
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sehenden  System  an  die  Spitze  gerufen  hätte.  Demnach 
ist  für  die  nächste  Zukunft  in  Frankreich  für  jeden,  der 
zur  Leitung  seiner  Regierung  berufen,  die  einfache,  aber 
traurige  Losung  gegeben:  Entweder  mit  einem  stark  ge- 
fälschten „sufirage  universel44  fortregieren,  oder  gar  nicht 
regieren. 

Das  unconstitutionelle  Wesen  des  fraglichen  Wahl- 
systems steigert  sich  noch,  wenn  man  das  Verhältniss  der 
beiden  französischen  Kammern  zueinander  und  die  Grund- 
satze der  Verfassung  über  politische  Verantwortlichkeit  in 
Anschlag  bringt.  Die  Glieder  des  „Corps  ldgislatif"  sind 
zwar  in  der  Form  des  „sufirage  universel"  auf  die  person- 
liche administrative  Verantwortlichkeit  der  Maires  und 
Präfecten  hin,  resp.  auf  deren  mit  ebenso  unbegrenzter  wie 
seichter  Hingabe  gegen  den  Kaiser  gemachten  Vorschlag, 
eigentlich  von  letzterm  selbst  ernannt,  bekommen  aber  keine 
Diäten;  der  Senat  ist  ohne  die  Umständlichkeit  einer  Wahl 
vom  Kaiser  entweder  aus  den  Reichsten  genommen,  oder, 
und  zwar  der  Mehrzahl  nach,  aus  solchen  Personen  gebildet, 
welche  das  zweite  „Empire44  auf  mehr  als  bedenklichen 
Wegen  reich  gemacht  hat.  Dies  ist  im  Vergleich  zu  andern 
Staaten  eine  formlich  umgekehrte  Welt,  da  die  Senatoren 
zwar  keine  Diäten,  wohl  aber  sehr  bedeutende  Dotirungen 
empfangen.  Während  jedoch  die  Nichtbezahlung  der  De- 
putirten  deren  Popularität  nicht  heben  kann,  muss  die  Do- 
tirung  der  Senatoren  sie  zum  Gegentheil  nicht  nur  eines 
volksvertretenden  Korpers,  sondern  auch  einer  Pairie  machen. 
Denn  die  grossere  finanzielle  Unabhängigkeit  der  Pairs  war 
und  ist  auch  jetzt  noch  allenthalben  ein  Hauptgrund  ihrer 
Popularität;  dagegen  mochte  es  nicht  unbegründet  sein,  zu 
sagen ,  dass  gegenwärtig  in  Frankreich  derjenige  von  der  Pairie 
nicht  am  fernsten  sei,  der  aus  Eitelkeit  oder  finanzieller  Zer- 
rüttung am  meisten  der  senatorischen  Dotation  bedürftig  ist 
und  Recht  und  Freiheit  am  wohlfeilsten  verkauft.  Erwägt 
man  also,  dass  die  Deputirten  keine  Diäten  bekommen  und 
trotz  der  Wahlform  meist  vom  Kaiser  ernannt  sind,  so 
mochte  man  geneigt  sein,  in  dem  „Corps  tegislatif"  mehr 
von  einer  Pairie  als  von  einem  Volkshaus  zu  erkennen.  Und 
wenn  Cäsar  Augustns  (also  nicht  Julius  Cäsar),  der  sich 
den  kaiserlichen  Reif  von  einem  feilen  Senat  anbieten  und 

49* 
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dessen  Annahme  von  dein  Volk  in  seinen  zur  blossen  Ko- 
mödie gewordenen  allgemeinen  Comitien  bestätigen  Hess, 
lange  und  glücklich  regierte,  sich  wol  auch  darüber  getrö- 
stet haben  mag,  dass  er  die  Aera  des  Verfalls  des  könig- 
lichen Volks  der  Römer  inaugurirte,  so  wird  es  sich  bei 
dem  Versuch  der  Wiederholung  dieses  Experiments  nur 
darum  fragen,  ob  die  Verhältnisse  auch  wirklich  dieselben 
sind.  Wir  wollen  diese  Frage  nicht  beantworten  und  be- 
züglich derselben  nur  soviel  sagen,  dass  sie  theilweise  sehr 
ähnlich,  niemals  aber  dieselben  sein  können^  Möchte  das 
französische  Volk  in  energischem,  aber  geordnetem,  also 
massvollem  Freiheitssinn  das  Seine  dazuthun,  auf  dass  die 
Stimme  der  Männer  im  Gesetzgebenden  Körper,  welche 
nicht  Empörung  und  Umwälzung,  sondern  die  vom  Kaiser 
selbst  versprochene  Krönung  des  Gebäudes  im  Sinn  ein« 
gesetzlich  geordneten  Rechts-  und  Freiheitszustandes  fordern, 
die  Unklarheit  oder  traurige  Klarheit  der  gegenwärtigen  Zu- 
stände beseitige  und  Frankreich  jene  eruste  Würde  wieder- 
gebe, welche  nicht  die  Beunruhigung  der  ganzen  Welt,  son- 
dern nur  die  gesetzliche  Freiheit  einem  Volk  gewähren  kann, 
welche  aber  sicherlich  in  dem  Regiment  des  Julikönig- 
thums  mit  seiner  rechtlich  schwachen  Grundlage,  mit  seiner 
spiessbürgerlich  gewordenen  Bourgeoisie,  mit  seinem  der 
Erhebung  zum  Thron  nie  ohne  Furcht  und  innem  Vorwurf 
gedenkenden,  eine  Art  habsburgischer  Hauspolitik  treiben- 
den König  und  dessen  doctrinär  -  liberalen ,  bureaukratiscb- 
ahsolutistisch-centrali8irenden  Ministerien  gleichfalls  nicht 
gelegen  war. 

VI. 

Deutschland  bietet  natürlich  auch  in  dieser  Beziehung 
eine  unerschöpfliche  Musterkarte  eigenen  und  fremden  Fa- 
brikats. 

Von  fast  unberührt  erscheinenden  patriarchalisch -abso- 
lutistischen Zuständen  und  mittelalterlich -ständischen  Ver- 
hältnissen an,  durch  alle  möglichen  Abstufungen  und  Ver- 
bindungen von  Censussy8temen,  Standes-  und  Interessen- 
vertretungen hindurch,  bis  zu  einem  sehr  verallgemeinerten 
und  freien  Wahlrecht  hinauf,  bieten  sich  fast  alle  möglichen 
Formen  uns  dar,    die  dann  noch  durch  eine  Menge  anderer 
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Verschiedenheiten,  z.  B.  in  Beziehung  auf  die  Unmittelbar- 
keit oder  Mittelbarkeit,  auf  die  Oeffentlichkeit  oder  Heim- 
lichkeit der  Wahl,  auf  die  passive  Wahlfähigkeit  u.  s.  w., 
ausserordentlich  vielfach  modificirt  werden. 

In  Preussen  besteht  seit  Jahren  ein  verzweifelter  Kampf; 
Oesterreich  ist  noch  nicht  einmal  dazu  gekommen,  irgend- 
eine Art  von  politischer  Einheit  des  Ganzen  in  seinem 
Reichsrath  darzustellen.  Die  deutschen  Mittel-  und  Klein- 
staaten sind  weder  durch  sich  selbst,  noch  durch  den  Ein- 
fluss  von  Oesterreich  und  Preussen,  sondern  nur  durch  die 
Zwietracht  beider  in  der  Ausbildung  der  constitutionellen 
Freiheiten,  also  auch  in  der  Entwickelung  der  Wahlfreihei- 
ten vorwärts  geschritten  und  leben  überhaupt  eine  so  zwei- 
felhafte Existenz,  dass  sie  ihre  liberalen  Wahlgesetze  wie 
ihre  sonstigen  politischen  Freiheiten  nicht  recht  gemessen 
können.  83rt)  Ist  doch  die  Freude  an  dem  Zusammengehen 
der  beiden  deutschen  Grossmächte  der  siamesische  Zwillings- 
bruder der  Furcht  vor  Reaction.  Uebrigens  war  das  Jahr 
1848  für  die  deutschen  Staaten  alle  von  grosser  Wichtig- 
keit, für  die  Grosstaaten,  indem  es  trotz  alles  Sträubens  feind- 
licher Kräfte  dem  Constitutionalismus  Bahn  brach  und  we- 
nigstens im  allgemeinen  die  Anerkennung  der  Berechtigung 
der  constitutionellen  Idee  herbeiführte,  für  die  Mittel-  und 
Kleinstaaten,  indem  es  den  beschränkten  Umfang  der  con- 
stitutionellen Freiheiten  erweiterte  und  durchschnittlich  freiere 
Wahlgesetze  brachte.  Allerdings  ist  namentlich  über  die 
letztern  noch  nicht  das  letzte  Wort  gesprochen,  und  fehlt 
es  besonders  in  mehrern  Ländern  au  irgendeiner  Art  syste- 
matischer Verbindung  der  Grundgedanken  der  beiden  Häu- 
ser. Nichtsdestoweniger  dürfen  die  erwähnten  Fortschritte 
nicht  unterschätzt  werden.  Denn  die  constitutionellen  Ent- 
wicklungen der  Mittel-  und  Kleinstaaten  haben  Oesterreich 
und  Preussen  trotz  ihrer  Grossmächtigkeit  unwiderstehlich 
mit  sich  fortgerissen  und  mit  dem  Fortschritt  des  germani- 
schen politischen  Elements  das  deutsche  Wesen  auch  in  den* 


S!}8)  Man  spricht,  immer  nur  von  den  kurhessischen  Zuständen.  Allein 
man  braucht  nicht  weit  ab  von  Kurhessen  zu  greifen,  um  mehrere  deut  ehe 
Staaten  /u  linden,  in  welchen  ein  nicht  minder  schwerer  Kampf  über  den 
foiKuitiitionalisiums  stattfindet,  als  in  Kurhessen  und  Preussen. 
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jenigen  Staaten   gerettet,    deren  Politik   nicht  immer  ihren 
wahren  Schwerpunkt  im  Deutschthum  erkennt. 

In  Preussen  sind  es  theils  particuläre,  theils,  und  zwar 
offenbar  in  Verbindung  damit,  standische  Gegensätze,  welche 
eine  so  grosse  Spaltung  wie  die  gegenwärtige  in  der  innere 
und  äussern  Politik  hervorgerufen  haben. ö39)  Und  je  mehr  es 
scheint,  als  ob  sich  selbst  die  Opposition  der  Regierung  in  Betreff 
der  Annexionsgelüste  zu-  oder  nur  wegen  Erfolglosigkeit 
der  gegenwärtigen  Politik  ihr  abneigte,  je  -mehr  also  der 
Eroberungs-  und  Militärstaat,  folglich  auch  das  absolute 
Konigthum  in  der  ganz  unhistorischen  Verbindung  mit  einem 
an  die  Armee  sich  anlehnenden  Junkerthum  hervortritt, 
desto  grösser  wird  vorläufig  wenigstens  die  Gefahr  für  einen 
wahren  Constitutionalismus,  für  eine  wirkliche  Volksrepri- 
sentation,  desto  precärer  der  Werth  der  Selbständigkeit  und 
der  constitutionellen  Entwickelung  der  deutschen  Mittel- 
staaten für  Deutschland  und  für  Preussen  selbst  sein. 

OesteiTeichs  in  jeder  Beziehung  so  verschiedene  Terri- 
torien haben  sicher,  nach  der  gegenwärtigen  Weltlage  näm- 
lich, einen  tiefen  und  mächtigen,  .wenngleich  von  den  mei- 
sten mehr  gefühlten  als  gekannten  Grund  der  Zusammen- 
gehörigkeit. Allein  wenn  man  auch  noch  so  sehr  den 
bestehenden  Verhältnissen  und  den  herrschenden  Ansichten 
Rechnung  trägt,  so  ist  es  doch  etwas  anderes,  die  Not- 
wendigkeit dieser  Zusammengehörigkeit  zu  behaupten,  etwas 
anderes,  zu  verlangen,  dass  diese  Zusammengehörigkeit  eine 
einheitsstaatliche  und  in  diesem  Sinn  eine  constitutione^ 
sein  müsse.  Von  der  Entscheidung  dieser  Frage  scheint  uns 
die  Zukunft  Oesterreichs  abzuhängen.  Der  nun  suspendirte 
lieichsrath  verdient  gewiss  bei  der  kurzen  Dauer  eonstitu- 
tioneller  Lebensformen  in  Oesterreich  alle  Anerkennung;  allein 


839)  Dies  erklärt  auch  die  in  den  Verhandlungen  sich  ausprägende 
höchst  gereizte  Stimmung,  sowol  auf  den  Ministerbänken,  wie  auf  den 
Abgeordnetensitzen.  Trotz  der  sehr  ehrenwertben  Haltung  des  Hause» 
der  Abgeordneten  wird  man  doch  sagen  müssen:  „Iliacos  intra  muros  pec- 
catur  et  extra."  Wie  aber  Herr  v.  Bismark  die  Verabschiodungsrede  mit 
dem  von  ihm  selbst  feierlich  anerkannten  Princip  der  Transaction  ver- 
einbaren kann,  ist  uns  wenigstens  ein  Räthsel,  für  welches  wir  eine  Lö- 
sung als  unmöglich  halten  müssen. 
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er  ist  thatsächlich  doch  mir  ein  Rumpfparlament,  und  seine 
Beschlüsse  hatten  für  bedeutende  Theile  des  österreichischen 
Territoriums  immer  den  auf  das  historische  Recht  gegründeten 
Widerstand  der  Nationalitäten  gegen  sich.  Oesterreich  hat  sehr 
weise  eine  grosse,  und  zwar  nicht  blos  äusserliehe,  sondern 
auch  in  gewisser  Beziehung  innerliche  Einheit  in  die  Armee 
gebracht;  allein  die  österreichische  Heeresorganisation  ist 
nicht  für  ewige  Zeiten  fertig;  es  wird  sich  darum  fragen, 
ob  die  Einheit  des  Heeres  oder  die  Verschiedenheit  der 
Nationalitaten  das  stärkere  Element  ist,  ob  die  erstere  zur 
Einheit  der  Nationalitäten,  die  letztere  zur  Auflösung  des 
Heeres  in  seinem  gegenwärtigen  Bestand  führt,  ob  Oester- 
reichs  Finanzlage  ein  solches  Heer  noch  auf  längere  Zeit  ge- 
stattet und  ob  namentlich  in  stürmischen  Zeiten  der  tiefe 
Grund  der  Zusammengehörigkeit  auch  fortan  sich  stark  ge- 
nug erweist,  um  wenn  auch  nicht  den  Einheitsstaat,  doch 
eine  solche  Einheit  des  gegenwärtigen  Länderbestands  zu 
begründen,  dass  eine  starke  Einheit  der  Armee  möglich  ist. 
Aber  bei  alledem  ist  der  Territorialbestand  Oesterreichs 
doch  immer  derart,  dass  die  demselben  von  aussen  und  von 
innen  drohenden  Gefahren  ein  stehendes  Heer  verlangen, 
welches  die  Kräfte  des  Staats  unverhältnissmässig  in  An- 
spruch nimmt.  Es  muss  sowol  in  Beziehung  auf  die  innere 
Pacification  als  auch  bezüglich  der  nationalökonomischen 
und  finanziellen  Hebung  des  Reichs  eine  unmöglich  schnell 
zu  vollziehende,  sehr  grosse  Veränderung  vor  sich  gehen, 
wenn  das  Militärbedürfniss  desselben  nicht  blos  zu  einem 
factischen,  sondern  auch  declarirten  Staatsbankrott  führen 
soll.  Selbst  eine  stramm  angezogene  Föderativ  Verfassung 
oder  eine  bundesstaatliche  Einheit  scheint  sehr  schwierig,  da 
gerade  die  wichtigsten  Kronländer  darauf  bestehen,  dass  sie 
mit  den  übrigen  Bestandteilen  des  Reichs  nur  durch  das 
Band  der  Personalunion  verbunden  sind,  und  da  bei  der 
grösstraöglichen  Verschiedenheit  des  Charakters,  der  Sprache, 
der  Bildungsart  und  Bildungsstufe  der  der  österreichischen 
Monarchie  angehörigen  Völker  ein  höherer,  organischer  Ein- 
heitsgrund, als  jene  mehr  gefühlte  Notwendigkeit  des  Zu- 
saiumenhaltens,  für  jetzt  wenigstens  noch  nicht  besteht. 

Die  übrigen   deutschen  Staaten   sind   trotz   ihrer  recht- 
lich   vollständigen    Souveränetät    einer    ganz    selbständigen 
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Politik  nicht  fähig.  Denken  sie  auch  nicht  an  auswärtige 
Allianzen,  so  müssen  sie  doch  zwischen  Oesterreich  und 
Preussen  hin-  und  herschwanken;  und  da  diese  sogenannten 
deutschen  Grosstaaten  zugleich  europäische  Mächte  sind, 
ihr  grosserer  deutscher  Länderbesitz  aber  sowenig  ihre 
rechtliche  Stellung  bestimmen,  wie  ihr  Charakter  als  euro- 
päische Staaten  von  ihrer  Eigenschaft  als  deutsche  Bundes- 
genossen geschieden  werden  kann,  so  ist  es  unvermeidlich, 
dass  diejenigen  von  den  übrigen  deutschen  Staaten,  welche  auf 
ihre  Selbständigkeit  halten,  auch  auf  eigene  Rechnung  eine 
eigene  Rolle  in  der  europäischen  Politik  zu  spielen  suchen. 
So  ist,  nur  von  einer  andern  Seite,  aufs  neue  dargethau, 
dass  ein  politisch  selbständiges  und  starkes  Deutschland  mit 
Oesterreich  und  Preussen,  so  wie  sie  gegenwärtig  sind,  resp. 
mit  ihrer  bisherigen  Politik,  unmöglich  sei.  Natürlich  hat 
dieser  Zustand  einen  grossen  Einfluss  auf  die  constitutio- 
nellen  Körperschaften.  Während  nämlich  die  Ersten  Kam- 
mern der  das  Zweikammersystem  aufstellenden,  also  grossem 
deutschen  Staaten,  den  an  die  Idee  der  deutschen  Einheit 
bald  ehrlich,  bald  unehrlich,  bald  bewusst,  bald  unbewusst 
sich  anlehnenden  Liberalismus  der  Volkshäuser  nicht  theilen 
und  im  Gegensatz  hierzu  wesentlich  particularistisch  sein  zu 
müssen  glauben,  obgleich  sie  sonst  mit  der  deutschen  Einheit 
sympathisiren  möchten  und,  gerade  wenn  sie  eine  Zukunft 
haben  wollen,  es  auch  sollten,  ist  die  bei  jeder  wichtigem 
Gelegenheit  gegen  die  Sonderinteressen  des  Landes  ver- 
stossende  Idee  der  deutschen  Nationalcinheit  auch  in  den 
Zweiten  Kammern  nicht  stark  genug,  um  selbst  ganz  un- 
motivirte  particularistisehe  Tendenzen  und  aus  der  Fremde 
reeipirte  unpassende  Einrichtungen  zu  überwinden.  Der 
Oonstitutionalismus  hat  den  deutschen  Staaten ,  jedem  für 
sich,  Zerklüftung  oder  Befriedigung  gebracht  und  bezüglich 
des  deutschen  Wesens  nicht  viel  weiter  als  zu  Versuchen 
geführt,  die  eben  bezeichneten  Ucbelständc  zu  überwinden. 
Deutschland  hat  noch  nicht  einmal  jenen  Grad  von  Rechts- 
einheit, welcher  mit  einem  vernünftigen  Particularisinus  voll- 
ständig vereinbar  wäre  und  welcher,,  bei  allen  Mängeln  der 
betreffenden  Rechtsziiständ«',  der  Stolz  des  Engländers  und 
Franzosen,  weil  das  Produet  einer  lange  fortgesetzten  natio- 
nalen That    ist.      Gerade    so   verhält,   es   sich  mit  den  in  im- 
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sern  Tagen  vielleicht  noch  wichtigern  social  -  politischen  und 
mit  den  specifisch  constitutionellen  Einrichtungen.  Daher 
jene  Mannichfaltigkeit  der  Wahlgesetze,  daher  die  Unsicherheit 
und  die  Schwankungen  in  ihren  Frincipien.  Denn  das  Ge- 
fühl, ein  fertiger,  jedoch  nicht  lebensfähiger  Theil  eines  zwar 
unfertigen,  aber  allein  lebengewährenden  Ganzen  zu  sein, 
nimmt  der  Gesetzgebung  eines  jeden  Landes  die  Macht  einer 
bewii8Sten  und  zu  oberst  berechtigten  nationalen  Einheit  und 
entzieht  den  Gesetzen  den  bestimmten  und  dauerhatten  Cha- 
rakter einer  dieser  Einheit  entsprechenden  Eigenthümlichkeit. 
.  Ein  solcher  Zustand  niuss  etwas  Provisorisches  an  sich  ha- 
ben und  kann  demnach  für  die  wissenschaftliche  Behandlung 
nur  wenige  feste  II altpunkte  darbieten. 

Während  aber  England  seit  anderthalb  Jahrhunderten, 
Frankreich  seit  circa  achtzig  Jahren  von  der  Volkssouveränetät 
ausgehen  und  jedes  derselben  zu  eigenthümlichen  Resultaten 
gelangte;  während  in  Frankreich  Senat  und  gesetzgebender 
Korper  als  constitutionelle  Wesen  nichts,  in  England  das 
Unterhaus,  das  aristokratische,  alles,  nur  keine  Volksvertre- 
tung sein  soll,  dort  aber  die  Opposition  zunächst  englische 
Resultate  anstrebt,  obgleich  alles  Material  dazu  fehlt,  und 
die  Reformbestrebungen  in  England,  soweit  sie  ehrlich, 
ihrem  letzten  Grunde  nach  so  entschieden  demokratischer 
Natur  sind,  dass  einer  der  gefeiertsten  Vertreter  derselben, 
Sc.  Mill,  in  seinem  öfter  erwähnten  Werk  des  Königthums 
oder  der  Krone  in  dem  nach  seiner  Ansicht  wahren  Reprä- 
sentativstaat als  eines  besondern  Factors  des  staatlichen  Le- 
bens fast  nur  zu  dem  Zweck  Erwähnung  thut,  dass  sie  den 
ersten,  alle  übrigen  Minister  ernennenden  Minister,  obgleich 
auch  ihn  thats  ach  lieh  das  nach  seiner  Idee  einkammerige 
Parlament  wähle,  officiell  ernenne,  —  hat  sich  doch  ein  na- 
tionaler Zug  erhalten,  der  den  deutschen  Constitutionalismus 
von  jeder  andern  nationalen  Gestaltung  der  organischen 
Staateidee  unterscheidet.  Es  ist  dies  der  Zug,  dem  ange- 
stammten Fürstenthum  diejenige  Stelle  zu  gewähren,  resp. 
zu  lassen,  welche  die  Consequenz  der  wahrhaft  monarchi- 
schen Staatsform  sein  muss,  ein  Zug,  der,  welches  auch  das 
künftige  »Schicksal  der  deutschen  Einheitsbestrebungen  sein 
mag,  bleiben  wird,  wenn  nicht  eine  fürchterliche  Revolution 
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mit   sämmtlichen  Grundlagen    des   gegenwärtigen  Bestandes 
auch  den  deutschen  Nationalcharakter  umstülpt. 

Eine  gewisse  Bescheidenheit  des  deutschen  National- 
charakters, welche  auch  die  deutschen  Fürsten  theilen  und 
selbst  den  Absolutismus  stets  inoderirte,  hat  von  jeher  in 
das  Verhältniss  zwischen  Krone  und  Volk,  Regierung  und 
Parlament  einen  eigenthümlichen  herzlichen  Ton  gebracht 
Wir  meinen  nicht  jene  Bescheidenheit,  welche  die  einzige 
Tugend  derjenigen  ist,  die  keine  andere  Tugend  haben,  nicht 
jenen  Mangel  alles  nationalen  Selbstgefühls,  der  bei  dem 
ersten  mal,  wo  Deutschland  in  dem  Rathe  der  Volker  eine 
eigene  uud  entscheidende  Stimme  führte,  wegen  der  arm- 
seligen paar  tausend  Gulden  feilscht,  die  seine  anständige 
Repräsentation  gekostet.  Wir  meinen  jene  Bescheidenheit, 
die  in  allen  Dingen  die  Mutter  des  rechten  Masses  ist.  Sie 
tritt  sogar  in  dem  preussischen  Verfassungskampf  hervor, 
wo  beide  Theile  wenigstens  das  Princip  der  Transaction 
feierlichst  anerkannten,  und  würde  bei  normalem  Verlauf 
sicher  auch  die  grossten  politischen  Veränderungen  über- 
leben. Dieser  Geist  der  Mässigung  hat  es  selbst  in  den  nicht- 
deutschen Ländern  Oesterreichs  nicht  zu  einer  allgemeinen 
Empörung  kommen  lassen  und  bisher,  einzelne  Unterbre- 
chungen abgerechnet,  immer  noch  das  Princip  der  .Verhand- 
lung in  Kraft  behalten. 

Wir  erkennen  hierin  einen  grossen  Vorzug,  von  dem 
nur  zu  wünschen  ist,  dass  Volker  und  Regierungen  ihn  wohl 
verstehen  und  nützen. 

Aus  alledem  ergibt  sich  aber: 

1)  Es  gibt  kein  unfehlbares  und  unvcrfälschbares  Wahl- 
gesetz, um  so  weniger,  als  bei  Aufstellung  jedes  Principe  für 
die  Wahlfähigkeit  von  allgemeinen  Präsumtionen  ausgegan- 
gen werden  muss  (Guizot,  Histoire  des  origines,  II,  231). 

2)  Die  politische  Wahlfähigkeit  fordert  im  allgemeinen 
politische  Intelligenz  und  Charaktertüchtigkeit  84°)  und  es 
ist  in  jedem  Staat  Sache  der  politischen  Weisheit,  die  Gren- 
zen zu  erkennen  und  zu  bestimmen,  bis  zu  welchen  diese 
Eigenschaften  als  im  gehörigen  Mass  vorhanden  angenommen 
werden  können. 


840)  Rollin-Jaecquemins,  a.  a.  O.,  S.  87. 
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3)  Der  Geist  unserer  Zeit  drängt  unwiderstehlich  nach 
Erweiterung  der  politischen "  Wahlfähigkeit  wie  des  Self- 
governments,  und  soll  dieser  Geist  nicht  zum  Genius  der  Zer- 
störung unserer  Culturstaaten  werden,  so  müssen  die  Regie- 
rungen und  die  Bürger,  beide  soweit  es  an  ihnen  ist,  zur 
iunern  organischen  Constituirung  der  Staaten  und  zur  wah- 
ren politischen  Ausbildung  und  Führung  aller  ihrer  Glieder 
mit  den  höchsten  Anstrengungen  zusammenwirken  841),  aber 
rechtzeitig.  Denn  es  gibt  keinen  unglücklichem  Schöpfungs- 
inoment  für  ein  Wahlgesetz,  als  eine  aufgeregte  Zeit.  842) 

Nach  diesen  allgemeinen  Bemerkungen  und  Resultaten 
gehen  wir  zur  Einzelbetrachtung  mehrerer  besonders  wich- 
tiger Fragen  in  Betreff  des  constitutionellen  Körpers  über. 


841)  MM,  a.  a.  O.,  S.  38,  42. 

842)  Viel-Castel,  IV,  520. 


<£mun&mmmiflftfr  ^bfdjnttt. 

Von  der  Gompetenz  der  Volksvertretung.  ***) 

I.  Von  der  Conipeten/  der  Volksvertretung  im  allgemeinen.  II.  Die 
Ge6etzgebungscompetenz  derselben.  A.  Im  engem  Sinn.  B.  Verhältnis* 
der  Volksvertretung  zur  Rechtspflege.  III.  Der  Staatshaushalt  und  dw 
auswärtigen  Angelegenheiten.  A.  Der  Staatshaushalt  und  die  ßetheiligung 
an  seiner  Ordnung.  B.  Competenz  der  Volksrepräsentation  in  Betreff  der 
auswärtigen  Angelegenheiten.  IV.  Soustige  Competenzen  der  Vulks  Vertretung. 

I.     Von  der  Competenz  der  Volksvertretung  im 
allgemeinen. 

Jj8  wurde  bereits  als  nicht  zum  Wesen  des  Constitu- 
tionalismus  gehörig  nachgewiesen,  dass  der  repräsentative 
Körper  das  Volk,  oder  die  Regierung,  oder  der  Souverän 
sei.  Im  Gegentheil,  er  soll  keines  von  diesen,  aber  ebenso 
wenig  soll  eines  von  ihnen  ohne  ihn  sein.  Auch  nach  der 
Volkssouveräuetätstheorie  kann  der  repräsentative  Körper 
nicht  Souverän  sein.  Denn  einmal  ist  er  nicht  das  Volk 
selbst,  und  fürs  zweite  kann  er  leicht  mit  diesem  in  Wider- 
spruch stehen.  Noch  weniger  wäre  zu  wünschen,  dass  er 
einem  meinungslosen  Volk  gegenüber  als  Souverän  gelte, 
weil  er  dann  nur  als  eine  moderne  Form  für  die  von  jeher 
schlechteste  Regierungsart,  die  Oligarchie,  erschiene.  Der  reprä- 
sentative Körper  ist  möglicherweise  ein  mächtiges  Agens 
der  Regierung.  Aber  selbst  in  der  demokratischsten  Ver- 
fassung vermöchte  er  nicht  zu  regieren,  da  seine  ganze  Or- 
ganisation den  Anforderungen  eines  verwaltenden  Organis- 
mus widerstrebt.      Er   hat   demnach    auch    keine   Executive, 

843)  Vgl.  Held,  System,  II,  513  ig. 
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weil  er  sie  absolut  nicht  haben  kann.  In  der  Monarchie 
können  diese  Ansichten  ohnehin  keinem  Bedenken  unter- 
liegen. Die  Republik  hat  aber  stete  Mittel  und  Wege  ge- 
sucht, die  Anforderungen  der  Verwaltung  und  Executive 
mit  ihrer  schwerfälligen  Verfassungsforni  zu  verbinden  und 
in  der  Kegel  es  erfahren ,  dass  die  Befriedigung  dieser  An- 
forderungen nicht  leicht  ohne  Annäherung  an  die  Monarchie 
möglich  sei. 

Der  repräsentative  Körper  ist  das  unentbehrliche  Mittel 
zu  einer  organischen  Gesammtwirksamkeit  des  Volks  in  den 
öffentlichen  »Angelegenheiten.  Wir  meinen  hier  unter  Volk 
die  Gesamintheit  der  Staatsangehörigen  ohne  irgendeine 
Ausnahme.  Denn  mittelbar  wenigstens  und  durch  das  con- 
stitutionelle  Beschwerderecht  selbst  unmittelbar  ist  die  Volks- 
vertretung auch  mit  denjenigen  Staatsangehörigen  verbunden, 
denen  keine  active  Theilnahme  an  den  Wahlhandlungen  zu- 
steht, und  der  constitutionelle  Gebrauch,  die  Persönlichkeit 
des  Souveräns  nicht  in  die  Parlamentsverhandlungen  zu 
mischen,  würde,  selbst  wenn  er  seltener  verletzt  und  mate- 
riell gerechtfertigter  wäre,  nicht  dazu  führen  können,  das 
persönliche  Staateoberhaupt  und  den  repräsentativen  Körper 
als  voneinander  getrennt  betrachten  zu  dürfen. 

Man  kann  und  soll  die  Competenz  des  repräsentativen 
Körpers  rechtlich  zu  begrenzen,  d.  h.  zu  bestimmen  und 
gegen  jedes  Attentat  zu  schützen  suchen.  Aber  man  muss 
sich  bewusst  sein,  dass  eine  Vorherbestimmung  seines  mate- 
riellen Einflusses  unmöglich  ist,  und  dass  dieser  die  wei- 
teste verfassungsmässige  Competenz  ebenso  überschreiten, 
wie  zu  schwach  sein  kann,  um  auch  nur  die  dürftigste  ver- 
fassungsmässige Competenz  auszufüllen.  Die  Volksrepräsen- 
tation ist  ein  Organismus  der  Staatsgewalt  im  weitesten 
Sinn  des  Worte.  Ihre  Aufgabe  ist,  in  ihrer  Weise  an  der 
Regierung  des  Staats  theilzunehmen.  Sie  ist  bestimmt,  nicht 
nur  wesentlich  zur  Zusammenfassung  der  politischen  Intelli- 
genz und  Charaktertüchtigkeit  der  ganzen  Nation  in  den 
öffentlichen  Angelegenheiten,  zur  Herstellung  des  politischen 
Gesammtwillens  zu  dienen  844),   sondern   auch  steigernd  auf 

844)  Das   englische  Unterhaus    hat  kein   Recht,    Beamte  abzusetzen. 
Aber  *eiii<*  Censur  hai   im  Juli  1865  den  Lordkanzler,  das   erste  Mitglied 
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jene  Eigenschaften  des  Volks  zurückzuwirken  und  selbst  dem 
Ausland  gegenüber  die  Macht  der  Gesammtkraft  zur  Gel- 
tung zu  bringen. 

Das  Wesen  der  Volksrepräsentation  und  der  Stellung 
ihrer  Glieder  kann  demnach  in  der  That  nur  die  politische 
Pflicht  sein.  ö46)  Die  Analogie  corporativer  oder  individuel- 
ler Privatrechte  muss  verworfen  werden.  Es  gibt  folglich 
auch  keinen  Verzicht  auf  ihre  Competenz,  sondern  nur  die 
Erklärung  entweder  der  Unfähigkeit  zu  ihrer  Ausübung, 
oder  der  Unmöglichkeit  derselben.  ö4Ä)  Da  die  Stande  nach 
der  Natur  ihrer  Aufgabe  eine  höhere  Instanz  üb$r  sich  nicht 
haben  können,  so  muss  die  fragliche  Erklärung  gerade  so, 
wie  die  Ausübung  ihrer  normalen  Competenz,  als  eine  ledig- 
lich auf  das  Gewissen  gestellte  Pflichtübung  betrachtet 
werden.  847) 

Versteht  man  unter  Staatsverwaltung  im  weitesten  Sinn 
des  Worts  die  gesammte  individuelle  Lebensthätigkeit  des 
Staats  oder  die  Gcsammtheit  aller  politischen  Lebensex isteu- 
zen  und  Functionen,    so  kann  man,  abgesehen  vom  blossen 


des  Ministeriums  und  zugleich  das  Haupt  des  gesammten  englischen  Ricli- 
terstandes,  Grossiegelbewahrer  und  Präsidenten  des  Oberhauses,  vom  Woll- 
sack vertrieben,  wegen  Nachlässigkeit  im  Dienst  und  eines  Mangels  au 
Vorsicht,  der  geeignet  war,  die  Verwaltung  eines  hohen  Staat  samt*  in 
Miscredit  zu  bringen. 

845)  MUl%  a.  a.  0.,  S.  41  fg.     Rollin- Jaecquemiw,  a.  a.  O.,  S.  62. 

846)  Ein  besonderes  Mittel  zur  Erfüllung  der  Pflichten  der  Volks- 
vertretung sind  auch  die  parlamentarischen  Untersuchungscommissionen. 
Pflegen  diese  die  parlamentarischen  Untersuchungen  zu  begraben,  so  ver- 
dienen sie  den  Namen  „commissions  d'enterrement",  den  sie  unter  Ludwig 
Philipp  erhalten  hatten. 

847)  Eine  notwendige  Folge  hiervon  ist,  dass  die  Mitglieder  einer 
Volksvertretung,  für  ihre  politische  Thätigkcit  als  solche,  nicht  besonders 
gerichtlich  verantwortlich  gemacht  werden  können.  Vgl.  J/i//,  a.  a.  0., 
S.  111,  269,  297,  300.  Guhot,  Histoire  des  origines,  II,  415.  Escher,  a. 
a.  0.,  II,  232.  Vorgänge,  wie  die  Annahme  des  Antrags  von  Seiten  des 
preussischen  Herrenhauses ,  'die  Abgeordneten  für  ihre  im  Parlament  ge- 
machten Aeusserungen  den  ordentlichen  Gerichten  verantwortlich  zu  er- 
klären, oder  wie  die  Forderung  eines  Abgeordneten  wegen  solcher  Aeus- 
serungen durch  einen  Minister,  liegen  jedenfalls  ausserhalb  der  Sphäre 
eines  normalen  verfassungsmässigen  Lebens  und  sind  ebendeshalb  auch 
wichtiger,  als  wegen  ihres  unconstitutionellen  oder  rechtswidrigen  Cha- 
rakters. 
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Vollzug,  die  Verwaltung  im  engern  Sinn  des  Worts  und  die 
Gesetzgebung  unterscheiden.  Gewöhnlich  erkennt  man  den 
Schwerpunkt  der  ständischen  Thätigkeit  in  der  Mitwirkung 
zur  Gesetzgebung,  wobei  natürlich  auch  der  durch  Gesetze 
zu  ordnende  Staatshaushalt  mit  inbegriffen  ist. 

Der  repräsentative  Körper  kann  ebenso  wenig  Gesetze 
geben  wie  verwalten.  Seine  Function  besteht  darin,  dass  er 
der  Verwaltung  die  Decharge,  den  Gesetzesvorschlägen  nach 
entsprechender  Berathung  die  Zustimmung,  in  beiden  Fällen 
also  eine  Art  von  Anerkennung  gibt,  die  man,  im  Vergleiche 
zu  der  einheitlichen  nur  in  der  Regierung  liegenden  Sanction 
durch  den  Souverän,  die  selfgovernmentale  Sanction  nennen 
konnte.  ö48) 

Die  entsprechende  pflichtgemässe  Function  ist  natürlich 
im  Fall  des  Zweikammersystems  für  jede  der  beiden  Kam- 
mern dieselbe;  ebenso  für  jede  Art  ständischer  Thätigkeit. 
Namentlich  findet  bei  der  Steuerbewilligungsfrage  dasselbe 
Pflichtprincip  statt.  Aus  dem  Angegebenen  folgt  aber 
schliesslich  noch,  dass,  wer  immer  im  Besitze  derjenigen  Mit- 
tel ist,  von  denen  die  vollständige  Pflichterfüllung  der  Stände 
abhängt,  auch  verbunden  sein  muss,  diese  Mittel  zu  diesem 
Zweck  den  Ständen  zu  gewähren. 


II.     Die  Gesetzgebungscompetenz. 

A.    Im  engern  Sinn.  849) 

Ueberblickt  man  an  der  Hand  der  Geschichte  die  ge- 
sanimte  Thätigkeit  der  Menschen  zur  Herstellung  ausdrück- 
licher Satzungen  für  die  äussere  Ordnung  ihrer  gesellschaft- 


848)  „C'est  le  droit  et  l'honneur  des  pays  libres,  de  ne  recevoir  de 
lois  que  lorsque  tont  le  monde,  la  niajorite  s'entend,  est  convaineu  de 
leur  necessite."  ....  „II  ne  sufüt  qne  Vordre  ait  des  garantier,  il  faiit 
qu'on  y  croit."     Ouizot,  Histoire  parlenientaire,  II,  421,  426. 

849)  Zu  der  früher  über  Gesetze  und  Gesetzgebung  angeführten  Lite- 
ratur s.  noch:  liüvhof,  //.,  Das  Nothrecht  der  Staatsgewalt  in  Gesetz- 
gebung und  Regierung  (Giessen  1860).  Schmid,  lieinh.^  Die  Herrschaft 
der  Gesetze  nach  ihren  räumlichen  und  zeitlichen  Grenzen  (Jena  1863). 
Gerber ,  a.  a.  O.,  S.  136  fg.     Ueber  Gesetz  und  Vertrag:   Vattel,  a.  a.  O., 
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liehen  Beziehungen,  so  bietet  sich  eine  Mehrzahl  sehr  allge- 
meiner und  doch  verschiedener  Auflassungen  dieses  Ge- 
sehäfts  dar.  j 

Auf  den  ersten  Blick  freilich  möchte  man  sich  versucht  , 
sehen,  alle  Gesetze  in  solche,  welche  nur  für  den  oder  die  I 
Gesetzgeber,  dann  in  solche,  welche  nur  für  diejenigen  he-  | 
stimmt  sind,  deneu  sie  verliehen  werden,  und  endlich  in  i 
solche  cinzutheilen,  die  für  beide  gegeben  sind. 

Solche  und  ähnliche  Dinge  mögen  manchen  geistreub 
erscheinen,  sind  es  aber  ebenso  wenig  wie  wahr.  Denn  je- 
der Gesetzgeber  steht  einigermassen  unter  den  höhern  natür- 
lichen und  sittlichen  Gesetzen  seines  eigenen  Wesens  und 
seines  Volks,  und  kann  daher  nie  ein  Gesetz  geben,  wel- 
sches nicht  in  vielen  Beziehungen  für  ihn  oder  die  Herr- 
schenden und  für  die  Gehorchenden  zugleich  gelten  müsste. 
Deshalb  wird  auch  jedes  Gesetz  einigermassen  auch  für 
diejenigen  wirksam  werden,  gegen  die  es  vorzüglich  be-  j 
rechnet  ist,  resp.  auch  gegen  den,  für  welchen  es  beab- 
sichtigt war.  Aber  das  Mass  ist  verschieden,  in  welchem 
die  Gesetze  für  die  einen  und  gegen  die  andern  sind.  So 
ist  z.  B.  in  den  Republiken  eine  sogenannte  juristische  Per- 
son Souverän;  die  einzelneu  dieselbe  bildenden  physischen 
Persönlichkeiten  sind  es  nicht,  wiewol  sie  sich  gern  dafür 
halten  und  ausgeben.  Denn  in  der  That  weiden  sie  bei  ge- 
sunden Zuständen  weniger  frei  und  unabhängig  sein,  wie 
die  freien  Angehörigen  einer  Monarchie,  weil  in  der  Repu- 
blik das  Ganze  gegen  die  einzelnen  eifersüchtiger  ist  und 
von  dein  Patriotismus  grössere  Opfer  fordern  muss.  Die 
Gesetze,  welche  die  Republik  zu  Gunsten  des  Staats  hat. 
müssen  demnach  auch  gegen  die  Glieder  der  souveräneu 
Person  gehen,  da  diese  nur  dadurch,  dass  sie  sich  mit  den 
stärksten  Banden  verbinden,  sich  gleichsam  selbst  zum  Staat 
oder  zum  Herrscher  und  auf  diese  Weise  nun  auch  gegen 
alle  andern  Gesetze  machen  können.  In  der  Monarchie,  wo 
der  Monarch  die  Personification  des  Staats  und  seiner  Gewalt 


I,  241.  Mammaen,  a.  u.  O.,  I,  73.  J/i//,  a.  a.  O.,  S.  119  fg.,  verlang 
eine  Gesetzredactionsconimission,  was  unsern  GesetzgebiiiigsaustfchiutetM. 
entspricht,  „pour  representer  Telement  d'hitelligeiice",  wogegen  das«  Par- 
lament „relement  «1«»  volonte"    darstelle. 
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ist,  wird  dessen  Herrschaft  ebenso  wenig  Boden  und  Be- 
stand haben,  wenn  er  nicht,  wie  weit  auch  immer  sein  per- 
sönlicher Wille  die  formelle  Geltung  eines  Gesetzes  bedingen 
mag,  wenigstens  gewisse  Gesetze  gibt  oder  anerkennt,  denen 
er  selbst  unbedingt  gehorcht. 

Es  ist  also  in  der  That  nur  das  Mass  verschieden  und 
gibt  es  zwei  Extreme,  innerhalb  deren  sich  die  Menschheit 
in  dieser  Beziehung  stets  bewegt  hat,  indem  für  die  einen 
die  Gesetze  nur  um  der  Herrschaft  und  für  die  andern  nur 
um  der  Freiheit  willen  da  zu  sein  scheinen.  Wie  unbegreif- 
lich dies  vielen  vorkommen  mag,  so  erklärt  es  sich  dooh 
theils  aus  der  Neigung  der  Menschen  zu  den  Extremen  des 
Despotismus  und  der  Anarchie,  theils  aus  der  unrichtigen 
Auffassung  der  concreten  Erscheinungen,  nach  welchen  in 
Wirklichkeit  keins  der  beiden  Extreme  irgendeinmal  voll- 
kommen realisirt  worden  ist.  Demnach  muss  sich  auch  die 
Gesetzgebung  zwischen  diesen  beiden  Extremen  bewegen, 
wobei  sie  jedoch,  trotz  des  Ziels  der  rechten  Mitte,  in  dem  un- 
endlichen Kreislauf  der  Ursachen  und  Wirkungen  bald  mehr 
dem  Despotismus,  bald  mehr  der  Anarchie  sich  zu  nähern 
scheinen  wird. 

Wie  das  ganze  Wesen  und  Leben  eines  Menschen  nur 
in  seiner  Einheit  und  nie  richtig  zu  erkennen  ist,  wenn  man 
einen  einzelnen  Moment  herausnimmt,  oder  'getrennt  von  den 
übrigen  zum  Ausgangspunkt  einnimmt,  so  verhält  es  sich  ja 
auch  mit  dem  Rechtsleben  eines  Volks.  Nichtsdestoweniger 
ist  Recht  und  Gesetzgebung  bisher  vorherrschend  in  jener 
falschen  Weise  behandelt  worden  und  haben  gerade  die  hier- 
her gehörigen  wissenschaftlichen  Arbeiten  nicht  nur  das 
grossere  Publikum  für  sich,  sondern  auch  den  grossem  Ein- 
fluss  auf  das  Leben  gehabt.  85°)  In  den  frühern  Perioden 
der  Staatswissenschaften  war  es  freilich  umgekehrt.  Allein 
entweder  kümmerte  sich  das  grosse,  damals  nur  aus  Gelehr- 
ten bestehende,  politisch  denkende  und  thätige  Publikum 
vorerst  wenig  um  die  praktische  Anwendung  der  allgemeinen 
Theorien,    oder   hielt  sie   unter  den  gegebenen  Umstanden 


850)  Ueber  die  Unsnlänglichkeit  der  Geaetxe  8.  noch:   Tocqueviüe,  La 
democratie,  I,  145. 
Held.  m.  60 
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diese  die  natürliche  Evolution  und  Ordnung  der  im  Moment 
bestimmenden  freien  Kräfte  ihrer  Nationen  waren,  oder  ab 
solche  angenommen  wurden;  dagegen  war  die  prätendirte 
gottliche  Autorität  der  spätem  romischen  Imperatoren  so 
werthlos,  wie  die  der  demoralisirten  orientalischen  Despoten, 
weil  ihr  absoluter  gesetzgeberischer  Wille  als  Ursache  oder 
Wirkung  eines  so  sehr  geschwächten  Causalnexus  der  Frei- 
heit und  Ordnung  erscheint,  dass  in  jedem  Augenblick  der 
Ring  zu  reissen  droht  und  somit  das  allgemeine  Princip  des 
Causalnexus  auf  andere  Weise  wieder  in  sein  Recht  einge- 
setzt wird. 

Unsere  Zeit  perhorrescirt  den  Despotismus  und  die 
Anarchie  in  einem  so  hohen  Grad,  dass  beide  nur  in  einem 
verschwindenden  Mass  vorkommen  können.  Denn  unsere 
Verhältnisse  ertragen  weder  das  eine  noch  das  andere.  Wir 
wollen  Verhältnisse,  die  wir  ertragen  können.  Diese  Ver- 
hältnisse sind  geworden;  sie  sollen  erhalten  werden  und  ge- 
steigert, und  die  Gesetze  müssen  demnach  als  Wirkungen 
und  Ursache  diesem  Gewordensein  und  Werdensollen  ent- 
sprechen. Ein  der  richtigen  Erkenntniss  entsprechendes 
unzweifelhaftes  Bedürfhiss  verlangt  daher,  dass  unsere  Ge- 
setzgebung in  Erfüllung  des  Causalnexus  solche  Ringe 
bilde,  die  von  beiden  Extremen  möglichst  gleich  entfernt 
sind. 

Sehen  wir  auf  die  Menschen,  so  sind  es  die  normalen 
Menschen,  welche  in  ihren  Neigungen  am  meisten  die  Mitte 
zwischen  Despotismus  und  Anarchie  zu  halten  geeignet  and, 
die  weder  durch  absolutes  Nichtgehorchen,  noch  durch  ab- 
solutes Alleinbefehlen  sich  in  der  Welt  bethätigen  zu  müs- 
sen glauben,  also  auch  weder  für  ein  herrschendes  Indivi- 
duum oder  für  eine  herrschende  Klasse,  noch  gegen  diesel- 
ben zu  viel  zu  thun  geneigt  sind,  da  für  sie  die  Herrschaft 
wie  die  Freiheit  eigentlich  in  nichts  andern  als  in  dem 
Gesetz  der  Mitte,  in  der  richtigen  Vermittelung  der  Extreme, 
in  der  Transaction  über  streitige  Grenzpunkte,  über  das 
Verhältnis  zwischen  Gestern  und  Heute  besteht. 

Diese  Mitte  soll  auch  die  Gesetzgebung  halten  und  von 
ihr  gehalten  werden.  Die  Tendenz  hierzu  war  und  ist  stets 
dagewesen,  aber  nicht  immer  im  rechten  Mass  zur  Geltung 
gekommen.     Das  Gesetz  wollte  entweder  zu  viel  oder  zu 
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wenig,  und  es  wurde  dies  aus  Unverstand  geduldet,  musste 
demnach  Mis-  und  Unverstand  hervorrufen;  oder  das  Gesetz 
wollte  das  Rechte,  und  dies  wurde  nicht  geduldet,  weil 
nicht  verstanden,  was  dann  das  Unrechte  zu  der  gesetzlichen 
Geltung  bringen  musste.  Bei  einem  solchen  Causalnexus 
konnte  die  Aufeinanderfolge  der  Extreme,  d.  h.  mehr  despo- 
tischer und  mehr  anarchischer  Zustände,  nicht  fehlen. 

Das  Gesetz  fordert  seinem  Wesen  nach  freie  Erfüllung. 
Diese  verlangt  freies  Verständniss  des  Gesetzes  oder  ein 
dasselbe  ersetzendes  Gefühl  dafür;  endlich  einen  solchen  In- 
halt des  Gesetzes,  dass  es,  je  mehr  empfunden  oder  verstan- 
den, desto  freier  erfüllt  werden  kann. 

Wie  verhalten  sich  nun  zu  diesen  Postulaten  die  dem 
Constitutionalismus  eigentümlichen  Einrichtungen  für  die 
Gesetzgebung? 

Uebergehen  wir  die  alten  und  allbekannten  Sätze  von 
der  nothwendigen  Einheit  der  legislatorischen  Gedanken  und 
ihrer  Ausarbeitung,  von  der  Unfähigkeit  vielköpfiger  Korper 
zur  eigentlichen  Gesetzgebung  sammt  den  zahlreichen  dafür 
vorgebrachten  Gründen.  Denn  Mangel  an  Einheit,  wie  Einheit 
sind  an  sich  weder  constitutione!!,  noch  unconstitutionell,  oder 
richtiger,  erstere  wird  nicht  Constitutionen  durch  das  Vorhan- 
densein einer  Charte,  letztere  nicht  unconstitutionell  wegen 
des  Mangels  einer  solchen.  Bei  einigermassen  umfassenden 
Gesetzen  aber  war  niemals  ein  grosser  Korper,  auch  in  den 
1  demokratischsten  Republiken  nicht,  in  dem  Sinn  Gesetz- 
geber, dass  alles,  was  zur  Abfassung  des  Gesetzes  gehorte, 
von  ihm  als  Korper  gemacht  worden  wäre.  Während  da- 
her nicht  behauptet  werden  kann,  ein  Gesetz  müsse  deshalb 
gilt  oder  schlecht  sein,  weil  es  von  einem  Einzigen  aus- 
schliesslich gemacht,  oder  weil  bei  seiner  Erlassung  in 
irgendeiner  Weise  von  Seiten  einer  grossem  Körperschaft 
mitgewirkt  wurde,  so  steht  wenigstens  für  unsere  Zeit  die 
Thatsache  fest,  dass  in  constitutioneller  Weise  zu  Stande 
gebrachte  Gesetze  durchschnittlich  angenehmer  empfunden 
und  besser  erfüllt  werden  als  andere,  resp.  dass  andere  Ge- 
setze wenigstens  von  den  meisten  selbst  ohne  Rücksicht  auf 
die  Qualität  ihres  Inhalts  nur  schmerzlich  empfunden  und 
nur  gezwungen  erfüllt  werden  würden. 

Wir   legen   auch   keinen  Werth  auf  die  mitunter  vor- 
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kommende  Acusserung,  dass  im  Volk  eine  Menge  von 
Rechtskenntnissen  oder  doch  ein  höherer  Gerechtigkeitssinn 
liege,  der  nur  durch  die  constitutionelle  Mitwirkung  seiner 
Vertreter  bei  der  Gesetzgebung  gebührend  verwerthet  werde. 
Wir  verlangen  weder  das  eine  noch  das  andere,  weder  im 
Volk  noch  in  den  Kammern,  in  einem  Mass,  wodurch  der 
Krone  und  der  Regierung  ein  unverantwortlicher  Mangel 
der  Befähigung  für  ihre  Aufgabe  vorgeworfen  würde.  Aber 
wir  verlangen  eine  Rechtskenntniss  und  einen  Rechtssinn  des 
Volks  und  der  Kammern  in  einer  besondern  ihnen  natur- 
gemäss  eigenthümlichen  Art.  Volk  und  Kammern  können 
und  sollen  nämlich  eine  besondere  Kenntniss  haben  von  den 
mannichfaltigsten  und  feinsten  Fäden  des  Causalnexus  zwi- 
schen dem  Gesetz  und  den  allgemeinsten  wie  besondersten 
Zuständen;  sie  sollen  wissen,  was  Ursache  und  Folge  ihres 
Rechts,  beziehungsweise  ihrer  Verhältnisse  für  das  Recht  ist 
und  sein  muss.  862) 

Und  dies  kann  auch  das  Volk  und  seine  Repräsentation 
am  besten  wissen  und  letztere  deshalb  selbst  einzelne  kurze 
Gesetzesvorschläge  (Initiative)  machen.  Es  kann  ferner  un- 
ter allen  Umständen  durch  die  Volksrepräsentation  der  Ge- 
setzgebung jener  Charakter  der  Rechtzeitigkeit  und  Freiheit 
gegeben  werden,  durch  welchen  sie  nicht  zu  früh  oder  zu 
spät,  also  nicht  extrem  und  nur  organisch,  wie  eine  spon- 
tane Thätigkeit  des  lebenden  Gemeinwesens  wirksam  er- 
scheint. Wo  es  sich  aber  um  umfangreiche  Gesetze  han-» 
delt,  die  einem  grossen  und  lebendigen  Rechtssystem  gehö- 
rig eingepasst  werden  sollen,  da  kann  das  Volk  und  seine 
Vertretung  nur  die  Fühlung  der  allgemeinen  Anschauungen 
und  Bedürfnisse  darstellen  und  hat  weiss  Gott  genug  zu 
thun,  wenn  es  dies  in  gehöriger  Objectivität  vollführen  wilL 
Eine  weit  vorgeschrittene  Civilisation,  die  durch  eine  Menge 
ausgebildeter  Gesetze  nicht  sowol  viele  Freiheiten,  als  viel- 
mehr vielen  Schutz  für  die  Freiheiten  gibt  und  eine  Menge 
von  Fachmännern  in  den  öffentlichen  Dienst  bringt,  muss 
bei  einer  so  vielverzweigten  Sache,  wie  ein  jedes  grössere 
Gesetz   es   ist,    dem  Drange   individueller   Geltendmachung 


852)  Dies  allein  kann  der  Sinn  von  MilTs   „sanetion  nationale"  sein. 
A.  a.  O.,  S.  119. 
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selbst  dann  ein  gewisses  Mass  auflegen,  wenn  die  unge- 
heuere Zahl  der  politisch  Berechtigten  bezüglich  der  un- 
mittelbaren Antheilnahme  an  dem  Gesetzgebungswerk  auch 
auf  die  bescheidenste  Zahl  von  Volksvertretern  reducirt 
wäre.  Die  Bethätigung  jener  Fühlung  ist  demnach 
die  Hauptaufgabe  der  Volksvertretung  bei  der  Ge- 
setzgebung; daraufhin  muss  die  Zusammensetzung  der 
Volksrepräsentation,  also  auch  namentlich  das  Wahlgesetz, 
berechnet  sein.  Das  Mehr  und  Besser  ist  gewiss  nicht  aus- 
geschlossen, allein  es  darf  nicht  für  jedes  Glied  der  Kam- 
mer verlangt  werden,  wird  sich  ohne  Zweifel  im  nothigen 
Mass  überall  finden,  und  kann  man  sich  um  so  mehr  mit 
der  von  uns  bezeichneten  Hauptaufgabe  getrosten,  als  sie, 
den  zahlreichen  individuellen  Richtungen  der  Kammergenos- 
een  gegenüber,  genug  zu  thun  haben  wird.  Der  eigentliche 
Gesetzgeber,  verstehe  man  darunter  den  Verfasser  oder  den, 
der  die  Sanction  ertheilt,  gehört  nicht  in  die  Kammer;  be- 
züglich des  letztern  ist  dies  unbestritten;  was  aber  den  Re- 
dactor  des  Gesetzes  betrifft,  so  ist  er  entweder  ein  gesetz- 
geberisches Genie,  oder  nicht.  Im  erstem  Fall  kann  er  die 
Kammer,  im  andern  Fall  die  Kammer  ihn  zu  der  Arbeit  des 
Gesetzentwurfs  nicht  gebrauchen.  Wohl  aber  braucht  die 
Kammer  solche  Männer,  welche  eine  Gesetzgebung  prüfen^ 
kritisiren  und  amendiren,  d.  h.  nicht  doctrinär,  parteiisch, 
eitel  mäkelnd  bekritteln,  sondern  in  vorzüglichem  Mass  nkch- 
der  fraglichen  Fühlung  beurtheilen. 

Will  man  die  Idee  des  organischen  Staats  festhalten 
und  muss  man  den  Constitutionalismus  bei  richtiger  Auf- 
fassung als  ein  zu  ihrer  Verwirklichung  geeignetes  Mittel 
erkennen,  will  man  endlich  dabei  das  vernünftige  Mass  des 
Möglichen  einhalten,  so  gibt  es  darüber,  ob  ein  bestimmtes* 
Gesetz  die  nothwendige  und  richtige  Folge  der  Verhältnisse 
sei  und  demnach  auch  die  Ursache  des  Fortschritts  sein 
könne,  kein  vollständiges  Urtheil  ohne  das  Volk,  beziehungs- 
weise ohne  dessen  politische  Jury,  die  Volksrepräsenta- 
tion. 863)     Somit  beruht  die  constitutionelle  Mitwirkung  der 


853)  Es  hat  Zeiten  ohne  eigentliche   Gesetze   gegeben,   in  denen  die 
Sitte  die  Stelle  der  Gesetze  vertrat  und  von  welchen  im  Hinblik  auf  an 
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Repräsentation  weder  auf  einer  blos  doctrinären  Consequenx 
der  constitutionellen  Idee,  noch  auf  einer  theoretischen  Fol- 
gerung einer  der  Regierung  entgegenstehenden  oder  über- 
geordneten Volkssouveränetat,  sondern  auf  einem  praktischen 
Bedürfhiss  des  ganzen  Staats,  in  welchem  durch  eine  allge- 
meine oder  doch  sehr  weit  gehende  Anerkennung  der  politi- 
schen Befähigung  des  Volks  jede  Absolutsetzung  des  per- 
sonlichen Gesetzgeberwillens  unmöglich  ist  und  durch  das 
Princip  der  standischen  Mitwirkung  bei  den  in  ihre  Com- 
petenz  fallenden  Gesetzgebungsacten  auch  formell  ausge- 
schlossen wird. 

Das  verneinende  Urtheil  der  Volksrepräsentation  macht 
demnach  die  Geltendwerdung  der  betreffenden  gesetzgeberi- 
schen Idee  unmöglich.  Dies  ist  der  höchste  Höhepunkt  der 
constitutionellen  Pflichtwaltung  bei  der  Gesetzgebung.  Min- 
der bedeutende  Dinge,  durch  welche  diese  Pflicht  gleichfalls 
bethätigt  werden  kann,  z.  B.  Bitten,  Beschwerden,  Anträge, 
Amendements,  müssen  demnach  dem  constitutionellen  Orga- 
nismus unter  Beobachtung  der  gesetzmässigen  Form  gleich- 
falls zustehen.  864) 

In  Beziehung  auf  die  letztern  Formen  zur  Ausübung 
constitutioneller  Pflichten  gehen  in  der  Praxis  wie  in  der 
Literatur  die  Ansichten  um  so  mehr  auseinander,  je  mehr 
in  denselben  gegensätzliche  politische  Richtungen  verborgen 
sinfl.  Die  Bitte  öö6)  ist  die  erste  und  natürlichste  Form,  in 
welcher  ein  bisher  unbeachtetes,  schwächeres,  jüngeres  In- 
teresse von  dem  formell  rechtmässigen  Bestand  die  nach 
seiner  Ueberzeugung  materiell  berechtigte  Anerkennung  sucht. 


k  Gesetzen  reiche  und  doch  gesetzlose  Zeiten  mit  einem  gewissen  Neide 
gesagt  wird,  dass  die  Sitte  starker  gewirkt  habe,  als  die  strengsten  ge- 
setzlichen Verbote  und  Gebote.  Wir  haben  hier  keinen  Vergleich  zwi- 
schen rohen,  kräftigen  und  verbildeten,  demoralisirten  Zeiten  und  Völkern 
zu  ziehen.  Unsere  Zeiten  und  Volker  sind  weder  das  eine  noch  das  an* 
dere,  können  aber  jedenfalls  ohne  Gesetze  nicht  bestehen.  Die  constitu- 
tione! le  Gesetzgebung  scheint  uns  nun  das  Mittel,  die  Kraft,  welche  ohne 
förmliche  Gesetze  Ordnung  zu  schaffen  vermag,  mit  den  Vorzügen  guter 
förmlicher  Gesetze  zu  verbinden. 

854)  Ueber  Interpellationen,    namentlich  auch  deren   Verhältniss  zur 
Initiative  s.  Guizot,  a.  a.  0.,  II,  202  fg. 

855)  Fischet,  a.  a.  0.,  S.  100.    Stein,  a.  a.  O.,  I,  105,  121,  148  fg. 
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Sie  ist  eine  Art  der  freien  Meinungsäusserung  mit  dem 
praktischen  Ziel,  die  Meinung  zur  Geltung  zu  bringen.  Die 
Beschwerde  866)  ist  die  mildeste  und  unentbehrlichste  Form, 
um  in  Fällen  wirklicher  oder  vermeintlicher  Verletzung  eines 
juristisch  begründeten  Rechts  ohne  Gewalt  die  Wiederauf- 
hebung des  verletzenden  Zustandes  zu  erlangen.  Jede  Civil- 
klage  ist  demnach  eine  Beschwerde,  und  muss  das  Be- 
schwerderecht so  weit  gehen  als  das  Gebiet  der  Rechte,  der 
Rechtsverletzungen  und  der  rechtlichen  Autoritäten.  Kein 
geselliges  Verhältniss  mit  einiger  Ordnung,  also  auch  mit 
Subordination,  ist  ohne  Recht  der  Bitte  und  Beschwerde, 
für  dessen  Ausübung  übrigens  bestimmte  Formen  vorge- 
schrieben sein  können,  denkbar.  Der  Antrag  erscheint  sei- 
nem Wesen  nach  als  eine  Bitte  und  bekommt  eine  beson- 
dere Bedeutung  durch  den  verfassungsmässigen  Einfluss  der 
Volksrepräsentation  auf  die  Gesetzgebung.  Geht  er  näm- 
lich von  letzterer  mit  dem  Zweck  aus,  die  Regierung  zu 
einer  Gesetzesvorlage  in  einer  bestimmten  Richtung  zu  ver- 
anlassen, so  ist  er  eine  Bitte  um  ein  Gesetz.  Man  sollte 
gar  nicht  zweifeln  können,  dass  der  Volksrepräsentation 
dieses  Mittel  ihrer  Pflichterfüllung  frei  zustehen  müsse. 
Das  Zweikammersystem  in  Verbindung  mit  einem  Initiativ- 
gesetz, welches  namentlich  jeder  Kammer  in  Beziehung  auf 
die  Organisation  der  andern  die  Gesetzesinitiative  entzieht, 
hat  die  Frage,  ob  eine  Kammer  in  Dingen,  bezüglich  deren 
ihr  keine  Initiative  zusteht,  das  Recht  der  Anträge  gewährt 
werden  müsse,  zur  Streitfrage  gemacht.  Ist  nun  Autrag 
und  Initiative  eins,  so  muss  jene  Frage  verneint  werden. 
Ist  aber  die  Bitte  um  eine  Gesetzvorlage  und  der  Vorschlag 
eines  Gesetzes  in  Gesetzesform  zweierlei,  so  kann  jene  Frage 
nur  bejaht  werden.  Und  dieser  letztern  Ansicht  sind  wir. 
Man  mag  unter  der  Herrschaft  des  Doctrinarismus  und  fal- 
scher Theorien  die  Bedeutung  der  Gesetzesinitiative  und  die 
darüber  erlassenen  Gesetze  zu  hoch  gewerthet  haben,  zwi- 
schen Antrag  auf  Vorlage  eines  Gesetzentwurfs  durch  die 
Regierung  und  Vorschlag  eines  vollständig  entworfenen  Ge- 
setzes  wird   immer   ein   merklicher  Unterschied   sein,    und 


856)  Blackstone,  a.  o.  0.,  I,  248.     Stein,  a.  a.  0.,  I,  110,  113,  116, 
128  fg.,  132,  139,  146. 
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wenn  in  letzterer  Beziehung  nicht  nur  Sohicklichkeitsruck- 
sichten,  sondern  auch  die  Consequenz  des  Zweikammer- 
systems jeder  Kammer  in  Beziehung  auf  die  Organisation 
der  andern  die  förmliche  Gesetzesinitiative  entziehen  mussten, 
so  kann  doch  keiner  Kammer  in  irgendeiner  Beziehung  die 
Würdigung  des  staatlichen  Gesammtinteresses  verboten  und 
die  Stellung  einer  Bitte  an  die  Regierung  um  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfs  zur  Reform  der  andern  Kammer  im  staat- 
lichen Gesammtinteresse  ausgeschlossen  werden.  Soll  der  frag- 
liche Antrag  ein  Antrag  der  Nationalrepräsentation  sein,  so 
bedarf  er  ohnehin  der  Zustimmung  der  durch  den  Antrag 
selbst  in  ihrer  bisherigen  Zusammensetzung  bedrohten  Kam- 
mer, die  nach  unserer  Meinung  besser  thun  würde,  den 
fraglichen  Antrag,  wenn  wohl  begründet,  anzunehmen,  wenn 
nicht  begründet,  mit  guten  Gründen  zu  widerlegen,  als  den- 
selben aus  einem  solchen  formellen  Grunde  abzuweisen. 
Das  Amendement  ist  vorzüglich  die  Anwendung  der  Idee 
der  Initiative  auf  Gesetze,  welche  nicht  aus  der  standischen 
Initiative  hervorgingen  oder  ihrer  Art  und  ihres  Umfang« 
wegen  aus  derselben  nicht  wohl  hervorgehen  konnten.  Es 
erscheint  demnach  natürlich,  dass  das  Recht  der  Amende- 
ments, welches  geschichtlich  dem  der  standischen  Gesetzes- 
initiative meist  vorherging,  wenigstens  so  weit  gehen  muss, 
wie  das  der  Initiative,  und  dass  durch  dasselbe  die  Initia- 
tive auch  da  factisch  geübt  werden  kann,  wo  sie,  wenn 
gleich  nicht  durch  das  Gesetz,  doch  durch  die  Natur  der 
Sache  für  den  ganzen  Gesetzvorschlag  unmöglich  gewesen 
wäre. 

Damit  nun  die  Volksvertretung  ein  Gesetzesproject  nach 
ihrer  von  uns  festgestellten  Aufgabe  richtig  würdigen  könne, 
muss  derselben  erforderlichenfalls  jede  ihr  nöthig  erschei- 
nende Auskunft  nach  Möglichkeit  gegeben  und  das  Recht 
der  eigenen  Untersuchung  relevanter  thatsächlicher  Verhält- 
nisse zugestanden  werden.  Jene  Möglichkeit  ist  lediglich 
nach  dem  Masstab  echter  Loyalität  zu  bemessen.  Sie  er- 
fordert jedenfalls  die  Gegenwart  der  betreffenden  Minister 
oder  ihrer  Stellvertreter  **7),  an  welche  auch  ausserdem  über 


857)  Ueber   die   landständischen    Regierungscommissäre    8.   Smpere, 
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interessante  Gegenstände  Fragen  gerichtet  werden  können. 
£8  hat  in  einigen  Kammern  über  das  Verhältniss  der  Mi- 
nister und  Ministerialcommissäre  zu  dem  Kaminerdirectorium 
und  der  Geschäftsordnung  bezüglich  einzelner  nicht  bereits 
normirter  Punkte  heftige  Auftritte  gegeben.  Die  Bedeutung 
.derselben  liegt  .nicht  in  einer  absoluten  Wichtigkeit  der  be- 
.treffenden  Streitpunkte,  sondern  in  den  hinter  denselben 
stehenden  Motiven  des  Streits.  Parlamentarischer  Takt  und 
politische  Leidenschaftslosigkeit  werden  es  nie  zum  Skan- 
dal kommen  lassen;  ohne  sie  wird  kein  Gesetz  den  Skandal 
verhindern. 

Die  Volksrepräsentationen  sind  nach  alledem  wirklich 
keine  eigentlichen  Gesetzgeber,  keine  moderne  Form  für  die 
.Manu,  Zoroaster  u.  s.  w.  des  Alterthums,  und  wer  sich  für 
einen  solchen  hält,  der  bleibt  am  besten  aus  der  Kammer. 
Sie  sind  aber  auch  nicht  das  „profanum  vulgus"  im  Heilig- 
thum  der  Themis,  sondern  Versammlungen  von  Leuten,  die 
das  können,  was  sie  sollen,  und  deren  Können  in  unsern 
Tagen  für  die  Gesetzgebung  unentbehrlich  ist. 

Natürlich  entscheidet  auch  hier  der  Gebrauch.  Aber 
dieser  selbst  ist  ja  nur  ein  Glied  in  der  grossen  Kette  der 
Ursachen,  welche  Wirkungen,  und  der  Wirkungen,  welche 
Ursachen  sind.  Dass  der  geflügelte  Kreis  nicht  rückwärts, 
sondern  vorwärts  sich  bewege,  hängt  davon  ab,  ob  er  von 
den  rechten  Ideen  bewegt  werde.  Diese  aber  sind  selbst, 
sammt  der  Fähigkeit,  durch  sie  bewegt  zu  werden,  die 
Früchte  wahrer  politischer  Bildung. 


B.    Verhältniss  der  Volksvertretung  zur  Rechtspflege.  8S8) 

Mit  der  Gesetzgebung  als  Rechtsschopfung  aufs  innigste 
verwandt  und    verbunden   ist   die   Justiz   als   Rechtspflege. 


a.  a.  0.,  S.  211,  220.  Mill,  a.  a.  0.,  S.  118.  Guizot,  Memoires,  I,  180  fg. 
Letzterer  nennt  die  Stellang  derselben,  sofern  sie  in  den  Kammern  die 
von  der  Regierung  ausgehenden  Gesetzesvorschläge  unterstützen  sollen, 
eine  ,,fausse  et  faible  Situation  qui  denote  l'enfance  du  gouvernement 
representatif". 

858)  Ueber  die  Stellung  der  Richter  s.  noch  Miü,  a.  a.  0.,  S.  210  fg. 
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Diese,  und  zwar  nicht  einmal  im  Sinn  der  Urtheilsfallung, 
sondern  im  Sinn  einer  obersten  Warte  des  ganzen  Rechts- 
zustandes, eines  obersten  Schutzes  der  Richterthätigkeit  und 
höchstens  einer  Ergänzung  derselben  im  Fall  des  politischen 
Bedürfnisses,  wurde  von  jeher  als  das  vorzüglichste  Souve- 
ränetatsrecht betrachtet  und  konnte  das  eigentliche  Urtheil- 
finden  mit  der  Gesetzgebung  um  so  leichter  zusammenfal- 
len 869),  je  unvollständiger  die  Gesetze,  je  selbständiger  die 
Rechtskreise  und  je  entschiedener  Gesetzgebung  und  Juris- 
diction die  gemeinsamen  Functionen  der  politisch  vollberech- 
tigten Klassen  gewesen  waren. 

Die  in  der  Natur  der  Sache  begründete  eigentümliche 
Aufgabe  und  Stellung  der  Gerichte  nach  unserm  Recht  ist 
noch  in  einem  gewissen  Zusammenhang  mit  jenen  histori- 
schen Erscheinungen,  denen  sie  sich  auch  durch  die  Zu- 
ziehung populärer  Elemente  zum  Richteramt  86°)  noch  mehr 
nähert,  und  wenn  ein  absolutes  Staatsregiment  die  Unab- 
hängigkeit der  Gerichte  anders  versteht  als  ein  wahrhaft 
constitutionelles,  so  wird  doch  auch  das  erstere  niemals  diese 
Unabhängigkeit  im  Princip  negiren. 

Das  constitutionelle  System  hat  aber  diese  Unabhängig- 
keit zu  einem  f  ormlichen  Verfassungsprincip,  zu  einer  Haupt- 
säule eines  verfassungsmässigen  Staatszustandes  gestempelt 
und  damit  die  Aufnahme  der  wichtigsten  Grundsätze  der 
Organisation  der  Gerichte  in  die  Charten  verbunden. 

Der  Richter  ist  demnach  in  Ausübung  seiner  Compe- 
tenz  von  dem  constitutionellen  Korper  ebenso  unabhängig, 
wie  von  der  Regierung  oder  Verwaltung.  Allein  die  Juris- 
diction steht  nicht  nur  überhaupt  insofern  unter  der  Controle 
der  Stande,  als  diese  den  Etat  des  Justizministeriums  zu 
willigen  haben  und  die  Ausführung  der  betreffenden  aus- 
drücklichen Gesetze  seitens  der  Regierung  beachten,  son- 
dern auch  insofern,  als  sie  über  die  Rechtspflege,  die  j* 
auch  ein  Zweig  der  Staatsverwaltung  ist  und  auf  welche  der 
Regierung,  allen  Gesetzen  zum  Trotz,  immer  ein  grosser 
Einflus8  zustehen  wird,  im  grossen  Ganzen  wachen. 


859)  Man  gedenke  auch  der  Heiiaea. 

860)  MM,  a.  a.  0.,  S.  312  fg. 
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Es  hat  Zeiten  gegeben,  in  denen  eine  absolute  Regie- 
rung sich  machtig  genug  fühlte,  eine  grosse  Unabhängigkeit 
der  Gerichte  und  Richter  zu  gestatten,  vielleicht  auch  ein 
populär  machendes,  die  Härten  des  Absolutismus  ausglei* 
ehendes,  also  gleichsam  constitutionelles  Element  darin  wenn 
nicht  erkannte,  doch  ahnte.  Die  Einführung  des  Constitu- 
tionalismus  und  die  dadurch  entstehenden  Collisionen  mit 
dem  Volk  bestimmten  die  ehedem  absolute  Regierung  infolge 
dessen  zu  einer  entgegengesetzten  Politik.  Die  vermeintlich 
verlorene  Gewalt  sollte  durch  den  Einfluss  auf  den  Richter- 
Stand  ersetzt  werden,  und  glaubte  man  dieses  Ziel  unbe- 
schadet des  Princips  der  Unabhängigkeit  der  Richter  und 
gewisser  formaler  Garantien  derselben  sicher  und  ohne 
Rechtsverletzung  durch  die  Consequenzen  des  Staatsdiener- 
verhältnisses, durch  administrative  Massregelungen  und  durch 
politische  Rücksichten  bei  Besetzung  der  Richterstellen  er- 
reichen zu  können. 

Die  Depravation  und  Corruption  des  Richterstandes  auf 
solchen  Wegen  ist  zu  einer  schweren  Klage  mancher  Kam- 
mer geworden;  hatte  sie  dazu  eine  Competenz? 

Wir  bejahen  diese  Frage  ohne  jedes  Bedenken. 

Ein  politisch  gemassregelter  Richterstand  ist  die  In- 
fragestellung des  gesammten  personlichen  Freiheitsgebiets, 
demnach  die  Negation  des  einen  Grundprincips  des  durch 
den  Constitutionalismus  anzustrebenden  organischen  Staats. 
Ein  solcher  Richterstand  ist  die  lebendige  Rechtsunsicherheit, 
die  Verlegung  der  personlichen  und  wechselnden  Verwal- 
tungspolitik  in  das  nur  durch  ein  constitutionelles  Gesetz 
abzuändernde  objective  und  stetige  Gebiet  der  bestehenden 
Rechte,  eine  Fälschung  derselben  durch  ihre  Priester,  eine 
Beugung  der  Gesetze  nach  den  personlich  aufgefassten  An- 
forderungen der  Verwaltung  ohne  die  Rechtfertigung  eines 
wahren  Nothstandes,  der  Beinfrass  an  den  Grundlagen  der 
Verfassung,  der  Rostfleck  am  Schwert  der  Gerechtigkeit. 

Gesetz  und  Recht,  Gerichts-  und  Richterunabhängigkeit 
sind  nicht  alles  im  Staat,  aber  im  modernen  oder  freien  Staat  ist, 
für  normale  Zustände,  alles  ohne  sie  nichts.  Oder  wo  wäre 
ohne  sie  auch  nur  die  Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit  der 
Volksvertretung,  da  der  administrative  Einfluss  auf  die  Justiz, 
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Vergleicht  man  den  gegenwärtigen  Staat  in  Bezug  auf 
das  Staatsfinanzwesen  und  auf  die  Ordnung  seiner  auswär- 
tigen Beziehungen  mit  dem  frühem  Staat,  so  weiss  man 
nicht,  was  man  mehr  anstaunen  soll,  die  Grosse  des  Unter- 
schieds, oder  die  Schnelligkeit,  mit  welcher  die  kolossale 
Veränderung  vor  sich  gegangen  ist. 

Wir  glauben ,  dass  auf  .keinem  Gebiet  des  staatlichen 
Lebens  ein  grosserer  Unterschied  zwischen  einer  noch  sehr 
nahe  liegenden  Vergangenheit  und  unserer  Gegenwart  be- 
merkt werden  kann,  und  sind  darauf  gefasst,  dass  man  uns, 
die  wir  die  Langsamkeit  aller  durchgreifenden  staatlichen 
Entwickelungen  so  oft  behauptet  und  scharf  betont  haben, 
des  Irrthums  und  zugleich  des  Widerspruchs  mit  uns  selbst 
zeihen  wird,  da  die  zauberhafte  Schnelligkeit,  mit  welcher 
sich  die  beiden  grossten  Neuerungen  unserer  Zeit,  das  Staats- 
haushaltswesen und  die  Behandlung  von  Fragen  der  auswär- 
lleld.  m.  bV 
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tigen  Politik  geändert  haben,  weder  übersehen  werden  kann, 
noch  von  uns  übersehen  worden  ist. 

Ein  solcher  Einwand  scheint  um  so  begründeter,  als 
jene  Veränderungen  entschieden  mit  dem  Constitutionalismus 
zusammenhängen  und  dieser,  abgesehen  von  England,  meist 
nicht  über  ein  halbes  Jahrhundert,  in  einigen  Staaten  kaum 
ein  Jahrzehnt  alt  ist  und  demnach  die  fragliche  grosse 
Veränderung  gleichsam  auf  die  Stunde  angegeben  werden 
kann. 

Wir  sagten,  es  scheine  so.  Denn  die  constitutionelle 
Idee,  rücksichtlich  deren  wir  bewiesen  zu  haben  glauben, 
dass  sie  von  jeher  und  allenthalben  bestand  und  auch  eini- 
germassen  in  den  äussern  Einrichtungen  hervortrat,  hat  von 
jeher  auch  auf  den  Staatshaushalt  gewirkt  und  nach  Mass- 
gabe ihrer  Kraft  zeitgemäss  dieselben  Folgen  gehabt  wie 
jetzt.  Es  dürfte  nicht  schwer  nachzuweisen  sein,  dass  auch 
die  heutige  Ordnung  des  Staatsfinanzwesens  und  die  Ver- 
waltimg der  äussern  Politik  ihre  Hauptkraft  nicht  von  und 
in  den  modernen  constitutionellen  Formen,  sondern  durch 
die  constitutionelle  Idee  haben.  Denn  die  hierher  zielenden 
constitutionellen  Einrichtungen,  über  deren  Charakter  und 
Ausdehnung,  namentlich  was  die  Rechte  der  Volksrepräsen- 
tation betrifft,  man  noch  keineswegs  im  Keinen  ist  und  noch 
manche  Entwickelungen  vorhersehen  kann,  sind,  wie  sie 
sind,  nichts  anderes  als  die  der  uralten  politischen  Frei- 
heitsidee nach  unsern  gegenwärtigen  Zuständen  und  allge- 
meinen Einrichtungen  entsprechenden  oder  dafür  geachteten 
Formen. 

Um  diese  Behauptungen  zu  beweisen ,  ist  es  noth wendig, 
das  Staatshaushaltswesen  und  die  Leitimg  der  auswärtigen 
Politik  getrennt  zu  betrachten. 


A.    Der  Staatshaushalt  nnd  die  Betheiligug  der  ftlksrertretug 
an  seiner  •rdnong. 

Die  natürliche  Verschiedenheit  des  ewigen  Gemeinwe- 
sens des  Staats  oder  der  auf  der  Ewigkeit  des  Staats  be- 
ruhenden Eigenschaften  und  Bedürfnisse  seiner  Glieder  und 


Von  der  Competeni  der  Volksvertretung.  gQ3 

des  vorübergehenden  vergänglichen  Wesens  des  Menschen 
und  der  von  dem  Moment  abhängigen  Eigenschaften  und 
Bedürfhisse  des  Staats  erklärt  ebenso  eine  Verschiedenheit 
aller  Subjecte  und  Objecte  des  Vermögens,  je  nachdem  oder 
insoweit  sie  unter  den  ersten  oder  zweiten  Gesichtspunkt 
fallen,  wie  eine  gewisse  Einheit  aller  Subjecte  und  Objecte 
eines  Gemeinwesens  und  ein  lebenvolles  Zusammenwirken 
derselben  nach  den  drei  Zeitrichtungen. 

Es  erscheint  als  ein  Beweis  der  Verschiedenheit  nicht 
minder  als  der  Einheit,  dass  die  Bedürfnisse  des  Gemein- 
wesens und  die  der  Einzelnen  sich  ebenso  wie  deren  Mittel 
wechselseitig  bedingen  und  dass  die  Ausscheidung  der  bei- 
derseitigen Vermögen  sowenig  wie  die  der  öffentlichen  und 
privaten  Persönlichkeit  so  absolut  geschehen  konnte,  dass 
das  besondere  Staatsvermögen  ohne  Interesse  für  die  Staats- 
angehörigen, das  besondere  Vermögen  der  letztern  ohne  In- 
teresse für  den  Staat  sein  konnte,  oder  doch  sollte.  Die 
einfache  Ftfsthaltung  der  richtigen  Begriffe  von  Persönlich- 
keit und  Vermögen  und  des  richtigen  Verhältnisses  beider 
zueinander  muss  allein  schon  zur  Begründung  dieser  Sätze 
genügen. 

Daher  kommen  auch  die  beiden  hauptsächlichsten  Sy- 
steme, welche  sich  in  dieser  Beziehung  finden,  der  Haupt- 
sache nach  auf  das  gleiche  Resultat  hinaus. 

Denn  entweder  dominirt  der  Gemeinwesensbegriff  in  der 
Art,  dass  er  ein  Sondervermogen,  wenigstens  eins  von  er- 
heblicher Bedeutung,  gar  nicht  zulässt,  in  welchem  Falle 
dann  das  Gemeinwesen  gehalten  ist,  sein  Vermögen  zu  Son- 
dernutzungen zu  vertheilen,  damit  die  Glieder  die  Mittel 
haben,  zu  existiren  und  im  Gesammtinteresse  zu  wirken. 
Dieses  ist  das  System  nicht  nur  vieler  roher  Volker,  in  de- 
ren kleinen  selbständigen  Horden  Waffen  und  Jagdgeräthe 
gleich  dem  erlegten  Wild  und  der  eroberten  Beute  Gemein- 
gut sind,  sondern  auch  der  classischen  Republiken,  des 
mittelalterlichen  staatlichen  oder  fürstlichen  Obereigenthums 
an  allem  Grund  und  Boden  oder  des  Feudalismus  vom 
Kaiserthum  bis  zur  kleinsten  Grundherrlichkeit  herab,  in- 
folge welch  letztern  Systems  aller  Immobiliarbesitz  ein  leih- 
artiger geworden  war.  Zunächst  von  der  politischen  Idee 
des  Mittelalters  beherrscht,  entartet  dieses  System  dadurch, 

51  • 
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dass  im  Herrenrecht  die  politische- Pflicht,  im  Herrenbesitz 
dessen  Abhängigkeit  von  den  Anstrengungen  der  Angehöri- 
gen vergessen  wurde. 

Der  die  untern  Massen  endlich  befreiende  Absolutismus 
selbst  ist  es,  welcher  unter  Beihülfe  einer  den  Bodennutzern 
gewährten,  weil  nicht  zu  weigernden,  Erblichkeit  das  ganze 
System  sammt  der  Macht  des  Feudalismus  zerbricht,  dabei 
aber,  in  der  Consequenz  eines  einseitigen,  also  falschen 
Princips,  mehrere  bedeutende  Fehler  begeht,  indem  er  gleich- 
sam zur  Versöhnung  der  Feudalherren  und  um  sie  auf  eine 
andere  Weise  an  sich  zu  ketten,  denselben  ihre  Güter  ab 
steuerfreie  Privatgüter  lässt  und  sie  gerade  hierdurch,  bei 
aller  Absicht,  sie  zu  begünstigen,  thatsächlich  schädigt,  in- 
dem er  sie  von  der  organischen  Fühlung  des  Staats  aus- 
schliesst,  dann,  indem  er  selbst  einen  grossen  Theil  jenes 
Guts,  was  er  noch  als  Feudalherr  unter  den  frühem  Um- 
ständen, also  nach  den  Ansichten  späterer  Zeiten  wol  auch 
durch  usurpatorische  Annexionen,  nie  ohne  Hülfe  seiner 
Leute  oder  höhere  Verleihung  gewonnen,  als  Domänen,  und 
zwar  mit  vorherrschend  privatrechtlichem  Charakter,  aus 
dem  organischen  Verband  des  Ganzen  auszuscheiden  sucht, 
freilich  ohne  es  auch  nur  seinen  Landständen  gegenüber 
vollständig  zu  können,  oder,  da  er  ja  selbst  der  Staat  ist, 
es  rein  privatrechtlich  zu  verwenden;  endlich,  indem  er, 
eben  weil  selbst  der  Staat,  seine,  d.  h.  des  Fürsten  und  des 
Staats  Bedürfhisse  und  Einnahmequellen  confundirt.  Diese 
Fehler  sind  deshalb  nicht  minder  gross,  weil  sie  nach  den 
Zeitverhältnissen  natürlich  erscheinen.  Und  sie  sind  es, 
welche  das  System  der  altorientalischen  Despotenpolitik  mit 
den  grossen  Staatsschätzen,  oder  das  des  beginnenden  König- 
thums  wilder  Volker  mit  dem  königlichen  Hort  und  eine  ziemlich 
rohe  Populationspolitik  wenigstens  einigermassen  wieder  zur 
Erscheinung  bringen,  die  Unzulänglichkeit  einer  solchen  Po- 
litik aber  bald  durch  eine  freilich  auch  selbstsüchtige' Be- 
günstigung der  Naturwissenschaften,  namentlich  in  der  Form 
der  ALchemie  und  Goldmacberei,  später  der  neuauftauchen- 
den Nationalökonomie  und  Finanzsysteme  eingestehen. 

Oder  es  dominirt  der  Begriff  des  Sondervermogens, 
welcher  Fall  mit  dem  ersten  System  insofern  eigenthümlich 
verbunden    sein    kann,     als    dem    fraglichen    Gemeinwesen 
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gegenüber  nur  die  Vermögen  der  dasselbe  bildenden  kleinern 
Gemeinwesen,  z.  B.  Familien,  Stamme,  „qua"  Sondervermögen 
betrachtet  werden,  während  möglicherweise  innerhalb  der 
letztern  selbst  auch  ein  ausgebildetes  und  einigermassen  er- 
wähnenswerthes  Sondervermögen  nicht  besteht.  So  wer- 
den dann  die  gemeinsamen  Bedürfnisse  aus  jenen  Sonder- 
vermögen befriedigt  861),  in  welche  dann  auch  jede  gemein- 
schaftliche Errungenschaft  sofort  „pro  rata"  als  Eigen thum 
übergeht. 

Man  sieht  leicht,  dass  die  beiden  bezeichneten  Systeme 
nicht  nur  miteinander  verbunden  sein  können  (es  wird  auch 
im  letztern  Fall  das  Oberhaupt  der  Verbindung  ein  Sonder- 
vermögen zur  Behauptung  seiner  Stellung  und  demnach  von 
allgemein  politischer  Bedeutung  erwerben  müssen),  sondern 
auch  vorzüglich  nur  durch  die  festere  oder  laxere  Einheit 
der  fraglichen  Gemeinwesen,  durch  die  Art  und  den  Grad 
des  Rechtsbewusstseins  und  der  Ausscheidung  des  öffent- 
lichen und  privaten  Rechts  unterschieden  sind.  Daher  wer- 
den auch  die  Resultate,  wenn  man  nicht  auf  den  Einfluss 
der  herrschenden  Ideen  über  Freiheit  und  politische  Pflicht 
und  über  das  Verhältniss  zwischen  beiden  sieht,  im  wesent- 
lichen dieselben  sein. 

Daraus  ergibt  sieb,  dass  der  Charakter  unserer  Staats- 
haushaltsverhältnisse, also  deren  Eigentümlichkeit  im  Ver- 
gleich zu  andern  Zeiten  und  Völkern,  im  wesentlichen  be- 
ruhen müsse: 

a)  auf  dem  verhältnissmässig  grössern  Umfang  unserer 
Staaten  und  dem  höhern  Grad  ihrer  Einigung,  namentlich 
wenn  man  darauf  sieht,  dass  selbst  in  den  classischen  Re- 
publiken die  Zahl  derer,  die  activ  den  Staat  ausmachten, 
eine  verhältnissmässig  sehr  geringe  war; 


861)  Die  unter  solchen  Umstanden  üblichen,  sogenannten  freiwilli- 
gen Geschenke  an  das  Oberhaupt  entsprechen  der  ganzen  Unfertigkeit 
des  Staats  und  Königthums.  Denn  wenn  sie  unzweifelhaft  eine  Einnahme- 
quelle bildeten,  so  Ist  es  auch  klar,  dass  sie  sowol  für  den  Konig  als 
auch  für  seine  Leute  die  übelsten  Seiten  einer  Einnahme,  resp.  Abgälte 
hatten,  nämlich  die  Unbestimmtheit  und  die  Abhängigkeit  der  Leistung 
überhaupt,  wie  der  Grosse  nach,  von  thatsächlichen  Machtverhältnissen. 
Einem  schwachen  Konig  konnte  man  ohne  Gefahr  auch  nichts  geben, 
einem  mächtigen  nichts  weigern. 
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b)  auf  unsern  viel  entwickeltem  Rechteerkenntnissen  und 
auf  der  bedeutend  schärfern  Ausscheidung  des  öffentlichen 
und  privaten  Rechts; 

c)  auf  der  ausdrücklichen  rechtlichen  Garantie  der  in- 
dividuellen Freiheit  und  verfassungsmässigen  Nonnirung 
aller  politischen  Verpflichtungen; 

d)  auf  der  Beherrschtwerdung  unserer  Staaten  und  des 
ganzen  öffentlichen  Lebens  durch  das  Gesetz  der  organi- 
schen Einheit; 

oder  mit  einem  Wort,  auf  dem  Abschluss,  welchen  die 
politische  und  gesellschaftliche  Entwickelung  unserer  Cul- 
turstaaten  durch  die  gegenwärtig  herrschenden  politischen 
Principien,  durch  die  Gesammtheit  der  denselben  entspre- 
chenden Einrichtungen  und  durch  den  Bildungsgrad  der 
Volker  erlangt  hat. 

Mit  dem  Punkt  unter  a)  ist  das  Postulat  der  Einheit 
des  Staatshaushalts,  und  zwar  nach  jeder  Richtung,  sowol 
was  die  Substanz  als  die  Verwaltung  desselben  betrifft, 
möglichst  genau  festgestellt  und  begrenzt.  Alle  Bedürfnisse 
und  Mittel  dafür  bilden  ein  unzertrennliches  Ganze;  es  gibt 
nur  eine  Staatskasse,  nur  eine  Staatsfinanz  Verwaltung,  nur 
eine  Staatshaushaltsordnung,  resp.  nur  ein  Staatshaushalts- 
gesetz, in  welches  durch  die  Mitwirkung  der  Stände  Leben 
und  Credit,  durch  entsprechende  Finanzperioden  eine  zweck- 
mässige Beweglichkeit  gebracht  und  die  Verwendung  der 
öffentlichen  Gelder  zu  andern  als  allgemein  anerkannten 
Gemeinsamkeitsbedürfhissen  soviel  als  möglich  beseitigt 
wird. 

Letzteres  wird  auch  durch  den  Punkt  b)  unterstützt 
Denn  weil  jede  individuelle  oder  locale  Freiheit  dem  Ganzen 
gegenüber  rechtlich  anerkannt  und  begrenzt  ist,  so  können 
auch  die  allgemeinen  und  die  verschiedenen  Arten  der  be- 
sondern Bedürfnisse  auseinandergehalten  werden.  *62)  Was 
unmittelbar  in  der  Hand  des  Staats,  dient  zunächst  nur  ihm 
und  durch  ihn  den  Einzelnen;  was  unmittelbar  in  der  Hand 


862)  Das  constitutionelle  Steuerrecht  ist  im  wesentlichen  auf  dieselbe 
Grundlage  basirt,  wie  das  constitutionelle  Expropriationsrecht.  So  ver- 
standen ist,  die  im  Princip  falsche  Theorie  Locke's  (a.  a.  O.,  Kap.  10, 
§.  5)  richtig. 
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der  Privaten,  dient  zunächst  nur  ihnen  und  durch  sie  dem 
Staat.  Unsere  Verhältnisse  fordern  mit  der  Freiheit  ebenso 
ein  ausgebildetes  Sondereigenthum  und  dessen  subsidiäre 
directe  Beiziehung  zu  den  öffentlichen  Bedurfhissen  (indirect 
muss  es  ohnehin  selbst  wider  den  Willen  des  Eigenthümers 
auf  die  Gesammtheit  wirken),  wie  mit  dem  fertigen  Staat 
dessen  eigene  Vermögensrechte  und  eine  nur  subsidiär  di- 
recte Beiziehung  seiner  Mittel  zu  besondern  nur  indirect 
allgemeinen  Bedürfnissen  (mittelbar  dient  ohnehin  auch  das 
Staatsvermögen  jedem  Privaten).  Die  Beisteuer  des  Priva- 
ten zu  den  öffentlichen  Bedürfnissen  ist  sowenig  Willkür, 
wie  seine  Staatsangehörigkeit  Gnade,  und  die  Befriedigung 
der  öffentlichen  Bedürfnisse  durch  den  Staat  ist  sowenig 
Gnade,  wie  sein  Charakter  überhaupt  Willkür. 

Mit  dem  Punkt  s'ub  c)  ist  die  durch  ausschliessliche 
Freiheitsprivilegien  und  ausschliessliche  Belastung  unver- 
meidliche organische  Todtlegung  einer  sich  überlebt  haben- 
den Aristokratie  und  der  noch  nicht  zum  Leben  gekomme- 
nen grossen  Volksmassen  ausgeschlossen.  Dieser  Ausschluss 
ist  die  Folge  der  allgemeinen  Freiheitsrechte  und  der  allge- 
meinen politischen  Pflichten.  Innerhalb  des  gesetzlichen 
Rahmens  bestimmt  die  individuelle  Fähigkeit  den  Inhalt  der 
Freiheit  und  der  Pflicht.  Die  Allgemeinheit  beider  ist  dem- 
nach bedingt  durch  ihre  Verhältnissmässigkeit;  diese  ist  aber 
wiederum  das  Gegentheil  der  Willkür. 

Der  Punkt  unter  d)  krönt  und  vollendet  diese  Princi- 
pien  durch  das  Hereinziehen  der  Staatshaushaltsordnung  in 
den  Kreis  der  Gesetzgebung,  also  der  constitutionellen  Mit- 
wirkung des  Volks  oder  seiner  Repräsentation,  von  welcher 
Mitwirkung  bei  der  Untrennbarkeit  aller  Theile  des  Staats- 
haushaltswesens natürlich  kein  Punkt  ausgenommen  sein 
kann. 

Wenn  man  nun  das  finanzielle  Elend  der  grössten  und 
reichsten  Staaten  vor  gar  nicht  langer  Zeit  und  der  nicht- 
constitutionellen  Staaten  jetzt  noch  sieht,  wenn  man  die 
Verbesserung  der  verzweifelten  österreichischen  Finanzen, 
welche  der  erste  mangelhafte  Versuch  des  Constitutionalis- 
mus  mit  sich  brachte,  würdigt,  so  möchte  man  dennoch  ge- 
neigt sein,  sich  jener  plumpen  Auffassung  des  Constitutio- 
nalismu8  hinzugeben,  die  wir  bereits  oben,  III,  139  fg.,  als 
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verwerflich  bezeichnet  haben.  Und  doch  ist  diese  Auffas- 
sung gewiss  nicht  mehr  berechtigt,  als  wenn  man  die  Ent- 
stehung des  die  germanische  Welt  tausend  Jahre  beherr- 
schenden Feudalismus  auf  die  Geldverlegenheiten  der  Ko- 
nige, beziehungsweise  der  Grossen  basiren  wollte.  Wider- 
sprechen doch  jener  Anschauung  schon  die  preussischen 
Finanzverhältnisse,  deren  Glanz  aus  der  Zeit  des  strammsten 
Absolutismus  datirt  und  bisjetzt  wenigstens  selbst  durch 
einen  andauernden  und  sehr  bittern  Verfassungsconflict  nicht 
getrübt  werden  konnte.  Wenigstens  die  Möglichkeit  eines 
geordneten  Staatshaushalts  und  eines  bedeutenden  Credit« 
kann  man  dem  absoluten  Staat  nicht  durchaus  absprechen, 
vorausgesetzt  nämlich,  dass  er  seine  Finanzen  nach  der  Idee 
des  wahren  Constitutionalismus  ordnet  und  verwaltet. 

Also  die  Macht  der  constitutionellen  Idee  ist  es,  woher 
unsere  bessern  Staatsfinanz  Verhältnisse  kommen,  einer  Idee, 
die  auch  ohne  constitutionelle  Formen  von  jeher  schon  da 
und  dort  einigermassen  mächtig  war  und  die  der  Volks- 
repräsentation bei  ihrer  Betheiligung  an  der  Ordnung  des 
Staatshaushalts  nicht  minder  vorschweben  muss,  als  der  von 
ihr  beschränkten  Regierung. 

In  dieser  Idee  liegt  folgeweise  auch  die  Antwort  auf 
die  Frage,  welches  die  Rechte  der  repräsentativen  Körper 
in  Beziehung  auf  den  Staatshaushalt  seien? 

Vor  allem  muss  klar  sein,  dass  die  Stände  zur  Erthei- 
lung  von  Gnaden  auch  in  diesem  Ressort  nicht  berechtigt 
sein  können.  Sie  selbst  geben  ja  nichts,  was  nicht  jeder 
Unterthan  gleich  dem  Staat  gibt.  Sie  warten  gegen  den 
Staat  ihrer  Pflichten  und  sind  insofern  berechtigt  gegen 
jeden,  der  nicht  der  Staat  ist.  Am  wenigsten  passt  hier 
die  Annahme  eines  Gegensatzes  zwischen  Volk  und  Regie- 
rung. Denn  die  Regierung  selbst  ist  ja  nur  die  naturge- 
mässe  Leitung,  ihr  Träger  ein  Organ  des  Staats;  sie  selbst 
hat  kein  privates  oder,  dem  Ganzen  gegenüber,  specielles 
Interesse.  Sie  bekommt  also  nichts,  wie  z.  B.  ein  Privater, 
der  durch  eine  Gabe  bereichert  wird.  Was  sie  bekommt, 
ist,  wie  was  sie  hat,  des  Staats,  und  jeder  Einzelne  empfangt 
davon  nur  von  Staats  wegen.  Hierüber  zu  wachen  ist  der 
Stände  Pflicht  und  Recht.  .  Sowie  aber  das  Staatsvermögen 
für   jeden  Einzelnen   seiner   politischen   Eigenschaft    wegen 
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vorhanden  gedacht  werden  muss,  so  die  öffentliche  Leistung 
jedes  Einzelnen  des  Ganzen  wegen.  Hierdurch  erhält  die 
Leistung  jene  Würde,  die  der  Freiheit  noth wendig  ist,  und 
das  Staatsvermögen  jene  Heiligung,  ohne  welche  es  wie 
Privatgut  seines  Besitzers  erschiene. 

Eine  weitere  Folge  der  constitutionellen  Idee  ist  aber, 
dass  die  Betheiligung  der  Volksvertretung  an  der  Ordnung 
und  Verwaltung  des  Staatshaushalts  nicht  nur  für  dessen 
staatsgemasse  Führung  seitens  der  Regierung,  sondern  auch 
für  die  staatsgemässe  Leistung  des  Volks  eine  Garantie  sei. 
Nur  wo  sie  beides  gleichmässig  ist,  wird  sie  es  auch  für 
das  eine  oder  andere  im  Fall  des  Bedürfnisses  sein.  Die 
staatsgemässe  Führung  des  Staatshaushalts  durch  die  be- 
treffenden Regierungsorgane  fordert  aber,  a)  dass  kein  Theil 
des  Staatshaushalts  der  ständischen  Mitwirkung  entzogen  sei. 
Auch  den  winzigsten  Säckel  wiröt  du  mit  nichts  zu  füllen 
im  Stande  sein,  wenn  er  eine  noch  so  kleine  Oeffnung  hat, 
über  die  du  nicht  Herr  bist. Ö6S)  Ferner,  b)  dass  bei  der  Con- 
tinuität  fies  Staatshaushalts  auch  eine  Continuität  der  stän- 
dischen Mitwirkung  eintrete.  Eine  ständige  Commission  ist 
hier  unentbehrlich  und  bei  der  Art  ihrer  Aufgabe  für  die 
constitutionellen  Einrichtungen  ebenso  unbedenklich,  wie  das 
System  ständiger  Commissionen  in  andern  Beziehungen  sich 
als  höchst  gefährlich  erwiesen  hat.  c)  Die  gesetzliche  Fest- 
stellung des  Budget  würde,  wenn  auch  ausserordentliche 
Ereignisse  dasselbe  nicht  so  oft  alterirten  8M) ,  ohne  gewis- 
senhafte Nachweisung  der  wirklichen  Einnahmen  und  Aus- 
gaben werthlos  sein.  Endlich  d)  die  Finanzperioden  dürfen 
nicht  so  lange  sein,  dass  die  Controle  der  Stände  zur  blos- 
sen Illusion  würde.  866) 

863)  Es  ist  dies  einer  derjenigen  Punkte,  welche  bei  der  Frage  nach 
einer  Staatspapiergeld-Emission  wol  zn  würdigen  wäre  und,  für  den  Fall 
der  Bejahung  dieser  Frage,  die  Notwendigkeit  besonderer  Vorsichts- 
massregeln  nahe  legt. 

864)  Frankreich  hat  jetzt,  verbunden  mit  dem  System  der  sogenann- 
ten provisorischen  Uebertragungen ,  neben  einem  ordentlichen  und  ausser- 
ordentlichen Budget,  auch  noch  ein  departementales,  ein  rectificatives  und 
ein  complementäres  Budget,  d.  h.  es  hat  gar  keinen  constitutionellen  Haus- 
halt, obgleich  auch  in  Bezug  auf  ihn  die  constitutionelle  Form  gewahrt 
werden  will. 

865)  Wenn  die  kurzem  Finanzperioden    den  Stauden    eine  grossere 
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Finanzpostu]at8  für  absolut  staatswidrig  betrachtet,  nur  die 
Alternative  eines  Verfassungsconflicts,  beziehungsweise  einer 
Octroyirung  87°)  mit  den  in  ihrem  Geleit  befindlichen  unver- 
meidlichen Uebeln  oder  ein  Stillstand  des  Regierungsorga- 
nismus  eintreten.  871) 

Gleichwie  sich  die  Stande  und  die  Regierungen  bei  den 
Verhandlungen  über  die  Budgetsätze  auf  dem  ausgedehnte- 
sten Felde  politischer  Transaction  befinden,  so  finden  wir 
uns,  wenn  eine  solche  Transaction  über  die  Frage  der  staat- 
lichen Notwendigkeit  eines  Postulats  nicht  gelang,  ausser- 
halb des  constitutionellen  Rechts,  denn  nothwendige  Staats- 
ausgaben können  nicht  verweigert  werden.  Der  Constita- 
tionalismus  gestattet  aber  auch  nicht,  dass  die  Regierung 
den  Standen  ihre  Ueberzeugung  aufzwinge.  Das  constitu- 
tionelle  Recht  oder  das  Gesetz  reicht  demnach  nicht  mehr 
aus.  Und  da  die  Erfahrung  lehrt,  dass  auch  Ministerwech- 
sel und  Kammeraufiosungen  den  Conflict  nicht  immer  lösen, 
so  besteht  die  Möglichkeit  desselben  fort  Die  beiden  Sei- 
ten der  Alternative  sind  an  sich  gleich  übel.  Gegebenen- 
falls kann  die  eine  übler  sein  als  die  andere,  und  welche  es 
dann  ist,  hängt  von  den  Umständen  ab.  Der  nächste  Er- 
folg entscheidet  darüber,  welches  das  kleinere  Uebel  sei, 
sowenig,  wie  überhaupt  in  staatlichen  Fragen.  Aber  die 
Transaction  gehört  so  sehr  zur  Essenz  des  organischen 
Staatslebens,  dass  sie  auch  bei  solchen  Conflicten,  wenn  der 
Staat  über  ihnen  nicht  untergeht,  in  irgendeiner  Form  ein- 
mal erfolgen  muss,  gezwungen  oder  frei,  ausdrücklich  oder 
stillschweigend.  Ein  entschiedener  Sieg  eines  Theils  schwächt 
ihn  selbst  wie  den  Gegner  und  ist  daher  staatswidrig.  Die 
Hartnäckigkeit  des  Conflicts  aber,  deren  Folge  ein  solcher 
Sieg  ist,  erscheint  stets  als  ein  Zeichen  noch  unvermittelter 
unorganischer  Gegensätze  im  Staat.  Es  handelt  sich  also 
darum,    ob  man  einsichtig  und  ehrlich  den  Constitutionalis* 


870)  Eine  Octroyirung  liegt  auch  darin,  wenn  die  Regierung  oho» 
ein  ständisch  verbilligtes  Budget  fortregiert,  gleichviel,  ob  sie  ihr  Budget 
auf  dem  Verwaltungsweg  publicirt  oder  nicht,  ob  sie  sich  dabei  auf  die 
Zustimmung  eines  der  beiden  Häuser  stützt. 

871)  Ueber  die  ganz  eigenthümliche  SteUung  der  Finanzbeamten  in 
politischen  Krisen  s.  Guizot,  Histoire  parlementaire,  I,  68. 
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mus  will,  oder  das  Gegentheil,  den  Sieg,  dessen  man  aber 
in  einem  solchen  Fall  wenigstens  sicher  sein  muss,  und  zwar 
nicht  blos  für  den  Moment,  sondern  nachhaltig.  Bei  rich- 
tiger Einsicht  und  ehrlichem  constitutionellen  Willen  kann 
demnach  die  Transaktion  höchstens  eine  Frage  der  Zeit 
sein;  ohne  jene  Voraussetzungen  ist  jeder  Verfassungscon- 
flict  nur  eine  Frage  der  Uebermacht,  nicht  des  bessern 
Rechte. 

Es  dürfte  nicht  ohne  Interesse  sein,  auch  bei  dieser 
Gelegenheit  auf -die  Unzulänglichkeit  der  Rechtestaatstheorie 
hinzuweisen. 

Die  rechtsstaatliche  Grundlage  des  Staatshaushalts  ist 
das  verfassungsmässig  mit  den  Ständen  vereinbarte  und  ge- 
setzlich festgestellte  Budget.  .  Aber  was  hilft  die  regel- 
massige Feststellung  eines  ordentlichen  Budgets,  selbst  bei 
zweckmässig  kurzen  Finanzperioden,  in  einer  Zeit,  wo  nicht 
nur  der  Ertrag  der  Einnahmeposten  unerwartet  steigen,  das 
Bedürfniss  für  manche  Ausgabeposten  sich  vermindern,  son- 
dern auch  jeder  Augenblick  bedeutende  ausserordentliche 
Ausfalle  im  Ertrag  der  Einnahmequellen  und  grosse  ausser- 
ordentliche Ausgaben  bringt,  namentlich  in  Staaten,  die 
nach  ihrer  ganzen  Situation,  besonders  infolge  ihrer  Ab- 
hängigkeit von  unberechenbaren  äussern  Constellationen,  un- 
abwendbar in  eine  Lage  versetzt  werden  können,  die  in 
.  Schnelligkeit  die  ungeheuersten  Summen  in  Anspruch  nimmt 
und  consumirt.  Alle  europäischen  Grosstaaten  befinden  sich 
in  dieser  Lage,  und  da  sie  für  alle  Mittel-  und  Kleinstaaten 
tonangebend  sind,  so  befinden  die  letztern  sich  gleichfalls 
in  Mitleidenschaft.  Reichen  nun  die  budgetmäßigen  An- 
sätze nicht  aus,  so  ist  in  Ansehung  des  Geldpunkts  ein  ähn- 
licher Fall  vorhanden,  als  wenn  die  Stände  zu  einem  von 
der  Regierung  für  absolut  nothwendig  erachteten  Zweck 
die  erforderlichen  Mittel  nicht  bewilligt  hätten.  Soll  nun 
eine  Regierung  infolge  der  so  entstandenen  Noth  und  der 
Collision  derselben  mit  dem  gesetzlich  festgestellten  Budget, 
wenn  sie  auch  nach  Erschöpfung  des  verfassungsmässig  an- 
greifbaren Reservefonds  doch  selbst  die  nothigen  Mittel 
auftreiben  konnte,  so  gebunden  sein,  dass  sie,  falls  sie  die 
Sache  den  Ständen  zu  unterbreiten  nicht  im  Stande  wäre, 
statt-  zu  einer  würdigen  und  energischen  That  zu  schreiten. 
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zu  faulen  diplomatischen  Mitteln  greifen  müsste?872)  Mittel- 
und  Kleinstaaten  scheinen  in  dieser  Beziehung  etwas  gün- 
stiger gestellt,  da  sie,  weniger  gefürchtet,  auch  minder  ge- 
fährdet sind.  Für  die  Dauer  aber  besteht  dieser  Schein 
nicht;  sie  werden  in  den  mächtigen  Strudel  gezogen  und 
nur  durch  feste  Allianzen,  die  dann  verhältnissmässig  die- 
selben ausserordentlichen  Anstrengungen  fordern,  ihre  staat- 
liche Existenz  zu  retten  vermögen.  Ganz  isolirte  Mittd- 
und  Kleinstaaten,  die  in  keiner  Weise  Combattanten  sind  in 
dem  Ringen  grosser  Volker  nach  Entwicklung,  trifft  un- 
vermeidlich das  traurige  Los,  von  diesen  Entwickelungen 
unbarmherzig  verschlungen  zu  werden,  sobald  sie  für  die- 
selben als  Hinderniese  erscheinen,  wenn  auch  dieses  Hinder- 
niss  nur  in  ihrer  Neutralität  und  in  dem  Streben  nach  Er- 
haltung ihrer  Selbständigkeit  bestände.  Einige  Verfassungen 
haben  die  Rechtsstaatsidee  solchen  Ereignissen  gegenüber 
dadurch  zu  retten  versucht,  dass  sie  der  ständigen  Staato- 
schuldentilgungscommission  des  Landtags  für  ausserordent- 
liche Fälle  das  Recht,  beziehungsweise  die  Pflicht  übertra- 
gen, in  die  Contrahirung  von  Staatsanlehen .  zu  willigen. 
Man  kann  sagen,  dass  auf  diese  Weise  die  Zuverlässigkeit 
eines  sogenannten  provisorischen  Gesetzes  für  Finanzsachen 
an  eine  besondere  Bedingung  geknüpft  ist.  Wenn  es  aber 
schon  bedenklich  erscheint,  in  der  Zustimmung  einiger  we- 
niger ständischer  Schuldentilgungscommissare  einen  Ersatz 
für  die  ständische  Zustimmung  zu  erkennen,  so  bleibt  im- 
mer die  Frage  übrig,  was  zu  geschehen  habe,  wenn  diesel- 
ben nicht  consentiren?  Man  mag  demnach  den  Rechtsstaat 
noch  so  weit  ausspitzen,  er  reicht  doch  nicht  hin. 

Es  wurde  schon  auf  das  sogenannte  constitutionelle 
Princip  hingewiesen,  dass  die  Stände  ihre  Verwilligungen 
an  keine  Bedingungen  knüpfen  dürften.      Wir  fragen  nun, 


872)  Was  ganz  anderes  ist  das  Ueberscbreiten  der  festgestellten  Budget* 
sätze  durch  die  Verwaltung  und  die  nachträgliche  Erholung  stündlicher 
Genehmigung.  Ohne  wohlbegründete  Noth  sollte  ersteres  nie  geschehen; 
denn  so  selbstverständlich  die  Indemnisation  in  wohlmotivirten  Fällen  er 
scheint,  und  so  leicht  sie  unter  normalen  Verhältnissen  auch  in  anders 
Fällen  gegeben  wird,  so  bleibt  sie  immer  eine  bedenkliche  Sache,  nicht 
wegen  der  Verantwortlichkeit  für  die  Minister,  wohl  aber  wegen  der 
Gefährdung  des  öffentlichen  Vertrauens  und  des  Credit«  für  den  Staat 
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ob  die  Unbestrittenermassen  zulässige,  ja  gesetzlich  not- 
wendige Yerwilligung  zu  einem  bestimmten  Zweck,  die  An- 
weisung bestimmter  Einnahmequellen  für  einen  bestimmten 
Ausgabeposten,  nicht  sogar  ganz  formell  eine  ausdrückliche 
Bedingung  sei?  Man  kann  dem  Doctrinär  gratuliren,  der 
in  einem  solchen  Princip  einige  Beruhigung  findet;  der 
praktische  Staatsmann  kann  dasselbe  möglicherweise  einmal 
als  Vertheidigungsmittel  benutzen,  als  Princip  wird  es  ihm 
werthlos  sein.  Denn  wer  kann,  abgesehen  von  den  vorhin 
angeführten  Fällen,  die  Mitglieder  der  Kammern  verhindern, 
„mentaliter"  bedingt  zu  stimmen,  also  die  beabsichtigten, 
aber  gesetzlich  nicht  zulässigen  Bedingungen  in  der  Art  des 
Votums  geltend  zu  machen?  Offenbar  geht  der  Satz  von 
dem  praktischen  Satz  aus,  den  Ständen  kein  formelles 
Zwangsrecht  gegen  den  Souverän  und  dessen  Regierung  ein- 
zuräumen. Die  Stände  sollen  nicht  sagen  dürfen,  wir  be- 
willigen diesen  oder  jenen  Budgetsatz,  wenn  man  uns  dies 
oder  jenes  bewilligt,  oder,  wir  wollen  zwar  bewilligen,  aber 
nicht  diesem,  sondern  einem  andern  Ministerium.  873)  So 
mischt  sich  die  Furcht  vor  dein  Parlamentarismus  und  vor 
Verletzung  des  sogenannten  monarchischen  Princips  in  diese 
Frage.  Wenn  es  aber  gegen  den  Parlamentarismus  und 
gegen  den  Antimonarchismus  kein  anderes  Mittel  gibt,  so 
dürfte  der  erstere  nicht  aufzuhalten  und  die  Monarchie  nicht 
zu  retten  sein.  Die  Veränderung  eines  Ministeriums  kann 
ohne  Zweifel  Lebensfrage  eines  Staats  sein,  ohne  dass  da- 
bei auch  nur  im  entferntesten  ein  Attentat  auf  die  Monar- 
chie beabsichtigt  würde.  Es  kann  im  Gegentheil  die  An- 
sicht aller  Einsichtigern  sein,    dass  die  Veränderung  gerade 


S73)  Man  konnte  der  Meinung  sein,  dass  wenigstens  bestimmte  nicht 
wesentliche  Ausgabeposten  einem  gewissen  Ministerium  verweigert  wer- 
den konnten,  namentlich  solche,  deren  Yerwilligung  ein  sogenanntes  Ver- 
trauensvotum des  Landes  enthielten.  Dies  geschah  z.  B.  seitens  des 
preussischen  Abgeordnetenhauses  in  der  Sitzung  vom  26.  Mai  1865  ge- 
legentlich der  für  geheime  Ausgaben  im  Interesse  der  Polizei  geforderten 
35000  ^Thlr.  Allein  der  Minister  bezeichnete  diesen  Posten  sofort  als 
einen  unentbehrlichen  und  die  Verweigerung  desselben  als  einen  Staats- 
streich von  unten.  Also  nicht  einmal  die  Frage  von  der  Notwendigkeit 
einer  Ausgabe  ist  immer  so  entschieden,  dass  die  Pflicht  der  unbedingten 
Yerwilligung  „a  priori"  genau  festgestellt  werden  könnte. 
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im  Interesse  der  Monarchie  nöthig.  Dieser  Ansicht  Geltung 
zu  verschaffen,  scheinen  uns  aber  den  Ständen  viel  bedeu- 
tendere Mittel  als  die  Knüpfung  einer  Geldbewilligung  an 
die  Veränderung  des  Ministeriums  zu  Gebote  zu  stehen, 
und  zwar  finden  wir  dieselben  in  dem  moralischen  Gewicht 
der  Volksrepräsentation.  Ist  dieses  schwer  genug,  so  wird 
es  geachtet  werden,  und  es  wäre  nicht  nur  überflüssig,  son- 
dern auch  unpassend,  ein  unter  allen  Umständen  anerkann- 
tes Bedürfniss  nur  unter  der  ausdrücklichen  Bedingung  emei 
Ministerwechsels  befriedigen  zu  wollen.  Ist  aber  das  mo- 
ralische Gewicht  der  Volksvertretung  zu  leicht,  so  werden 
auch  Bedingungen,  selbst  wenn  sie  nicht  verboten  wären, 
nichts  frommen.  Jedenfalls  kann  das  fragliche  Verbot  Ver- 
fassungsconflicte  und  Verletzungen  der  Rechtscontinuhü 
nicht  hindern. 

(Jeberhaupt  legen  wir  bei  der  wesentlich  politischen 
Natur  der  Stellung  der  Volksrepräsentation  auf  die  recht- 
liche Begrenzung  ihrer  Competenz  keinen  so  grossen  Wertk 
Man  hat  gegenwärtig  meistens  die  Ansicht,  dass  die  Stände 
ihre  Competenz  auf  Kosten  der  Krone  ungebührlich  zu  er 
weitern  trachten,  und  wenn  diese  Ansicht  gegenüber  des 
mitunter  unrichtigen  Anschauungen  von  dem  innern  Wesen 
der  Kronprärogative  sehr  oft  unbegründet  war,  so  ist  sie, 
wenn  man  nicht  auf  die  Früchte  der  Staatssouveränetät*- 
idee,  sondern  einer  Volkssouveränetät  (in  monarchischen 
Staaten)  sieht,  auch  schon  oft  begründet  gewesen.  Allem 
man  sollte  nicht  übersehen,  dass  die  Zeiten  sich  auch  an- 
dern können,  und  dass  es  der  Krone  sehr  wünschenswert!* 
sein  kann,  wenn  eine  loyale  Volksrepräsentation  auch  eine 
entsprechend  ausgedehnte  Competenz  hat.  Es  kehrt  eben 
immer  wieder  der  Beweis  zurück,  dass  das  constitutionelle 
Leben  nicht  den  Gegensatz,  sondern  die  mannichfältige  Ein- 
heit von  Krone,  Repräsentation  und  Volk  verlangt.  Uebri- 
gens  muss  einer  zweckmässigen  rechtlichen  Begrenzung  da 
ständischen  Competenz  doch  immer  der  Werth  beigelegt 
werden,  dass  sie  wie  jede  rechtliche  Schranke  zugleich  ein 
rechtliches  Schutzmittel  ist  und  im  Fall  eines  Attentats  ge- 
gen dieselbe  sowol  der  Krone  als  auch  der  Volksvertretung 
durch  unverbrüchliches  Festhalten  am  Recht  Gelegenheit 
zur  Bewirkung  mächtiger  moralischer  Eindrucke  gewährt. 
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Wenn  aber  Karl  der  Grosse  personlieh  mit  seinen 
Reichsstanden  verhandelte  und,  während  niemand  an  eine 
gesetzliche  Grenznormirang  dachte,  gewissermassen  allmäch- 
tig, jeder  seiner  Nachfolger  dagegen  machtlos  war;  wenn  ferner 
auch  bei  den  Landständen  des  Mittelalters  nicht  das  formelle 
Recht,  sondern  das  politische  Bedürfhiss  entschied  und 
äusserlich  die  Rechtscontinuität  in  der  Form  stets  wieder- 
holter Verträge  salvirt  wurde:  so  sind  wir  nicht  gewillt, 
manche  hieraus  gezogene  Analogien  für  unsere  Zeit  zuzu- 
lassen. Eins  jedoch  war  und  ist  richtig,  nämlich  dass  ein 
organisches  politisches  Leben  und  Wirken  nicht  nur  eine 
gewisse  Festigkeit,  sondern  auch  eine  gewisse  Elasticität 
verlangt,  dass  die  der  erstem  Anforderung  entsprechende 
Rechtsordnung  im  besten  Fall  die  zweite  Anforderung  nicht 
befriedigen  kann,  und  dass  in  ausserordentlichen  Fällen  die 
elastische  Kraft  mehr  Rettung  verheisst  als  die  starre. 

Aus  dem  Verhältniss  der  Volksvertretung  zu  dem 
Staatshaushalt  als  Ganzem  erhellt,  dass  das  Wesen 
desselben,  sein  Schwerpunkt,  nicht  in  dem  sogenannten 
Recht  der  Steuerverwilligung,  resp.  Steuerverweigerung, 
liege.  874)  Denn  es  liösse  sich  ganz  gut  denken,  dass  ein 
Staat,  oder  doch  eine  bestimmte  Regierung  einige  Zeit  lang 
der  Steuerverwilligung,  ja  selbst  der  Steuern,  gänzlich  ent- 
behren konnte,  wie  die  Erfahrung  beweist,  dass  in  vielen 
Staaten  die  durch  Steuern,  wenigstens  durch  die  directen, 
aufgebrachten  Summen  im  Verhältniss  zum  ganzen  Staats- 
bedürfhi8S  so  unbedeutend  sind,  dass  die  Steuerverwilligung 
finanziell  auch  nur  als  Nebensache  erscheint.  876)      Sogar 


874)  Vgl.  Guizot,  Histoire  des  origines,  n,  318  fg.,  368.  Am  aller- 
wenigsten sollten  dies  diejenigen  behaupten,  welche  den  Constitutionalis- 
mus  schon  in  den  germanischen  Wäldern,  also  in  einer  steuerlosen  Zeit 
finden.  Denn  daran,  dast  die  Verhandlungen  in  den  alten  Volksversamm- 
lungen auf  die  persönlichen  Leistungen  des  Volks,  namentlich  für  den 
Kriegsdienst  auf  Kosten  jedes  freien  Mannes ,  demnach  auf  dasjenige  hin- 
ausgingen, was  damals  die  Steuern  vertrat,  denken  wol  die  meisten  nicht. 

875)  In  Baiern  z.  B.  betrugen  die  sammtlichen  directen  Steuern  pro 
1861  und  1862  in  runder  Summe  9,426500  FL,  während  der  Ertrag  der  in- 
directen  Steuern  sich  auf  mehr  als  21,534000  Fl.  und  die  Einnahme  aus 
den  Staatsgütern,  Regalien  u.  s.  w.  sich  auf  circa  21  Millionen  belief. 

Held.    m.  52 
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der  Fall  liesse  sich  denken,  dass  durch  die  Hohe  des  im- 
mittelbaren Staatsvermogens  und  durch  die  dauernde  Ver- 
willigung  indirecter  Steuern  neue  Steueranlagen  überflüssig 
wären.  Wenn  aber  auf  diese  Weise  die  Thätigkeit  der 
Volksvertretung  bezüglich  des  Staatshaushalts  theilweise 
rechtswidrig  ausgeschlossen  und  eine  budgetlose  Regierung 
vorhanden  wäre,  oder  ohne  Verfassungsverletzung  eine  Ver- 
einfachung ihrer  Thätigkeit  stattfände,  so  müssto  in  beiden 
Fällen  nach  der  von  uns  festgestellten  Bedeutung  der  Volks- 
vertretung für  den  Staatshaushalt  als  Ganzes  die  Function 
derselben  nothwendig  nur  noch  wichtiger  werden.  Eine 
merkwürdige  Bestätigung  dieser  Ansicht  bieten  die  gegenwärti- 
gen preussischen  Verhältnisse.  Der  Verfassungsconflict  dauert 
daselbst  fort,  der  Gegensatz  zwischen  dem  Hause  der  Ab- 
geordneten und  der  Regierung  wird  immer  schroffer,  und 
dennoch  können  beide  nicht  voneinander,  und  selbst  die  so 
bestrittene  und  in  ihrer  Wirksamkeit  fast  nur  negative  Budget- 
thätigkeit  des  Abgeordnetenhauses  ist  für  den  preussischen 
Staatshaushalt  dennoch  von  der  grössten  Wichtigkeit. 

Nach  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  ist  aber  ent- 
schieden eine  der  wichtigsten  Seiten  der  ständischen  Thätig- 
keit in  Beziehung  auf  den  Staatshaushalt  ihre  Betheilignng 
am  Staatsschuldenwesen.  In  England,  wo  man  es  praktisch 
findet,  einen  verfassungsmässigen  Scheinmonarchismus  mit  einer 
doctrinären  Allmacht  auszurüsten,  ist  alles  königlich,  die  Oppo- 
sition, die  Hoflieferanten  und  selbst  jene  Pfeife  Taback,  die 
ihren  für  gewöhnliche  Menschen  unrauchbaren  Inhalt  den  Un- 
geheuern auf  dem  Taback  liegenden  Abgaben  verdankt.  Aber 
die  Staatsschulden  sind  daselbst  ebenso  wenig  wie  da  kö- 
niglich, wo  der  positiv  geltende  Absolutismus  die  Kronen 
noch  mit  der  alten  Macht  bekleidet.  Nicht  einmal  einen 
Antheil  an  den  Staatsschulden  lässt  man  dem  Konigthum 
zukommen;  sie  gehören  allein  dem  Staat,  dem  Volk.  Man 
ahnt  nicht,  ein  wie  starkes  Zugeständniss,  dass  der  Monarch 
nicht  der  Staat  sei,  und  eine  wie  deutliche  Anerkennung, 
dass  das  Volk  auch  ein  activer  politischer  Factor  sei,  in 
diesem  einzigen  Zuge  liege. 

Die  ungeheuere  Hohe  der  Staatsschulden,  die  Schnellig- 
keit,  mit  welcher  die  bisher  darin  zurückgebliebenen  Staat» 
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den  altern  Staaten  nachgekommen  876),  die  rapide  Zunahme 
derselben  in  allen  Staaten  seit  der  franzosischen  Revolution, 
die  perennirenden  und  gleichfalls  eher  zu-  als  abnehmenden 
Deficits  sind  ebenso  allgemein  bekannt,  wie  die  Absorbirung 
vieler  Gütermassen,  die  man,  wie  z.  B.  das  Kirchengut,  die 
Staatsgüter  u.  s.  w.,  als  ihrem  Wesen  nach  für  unveräusser- 
lich und  nur  in  den  alleräussersten  Nothständen  für  an- 
greifbar zu  betrachten  gewohnt  war.  England  zahlt  be- 
kanntlich jährlich  über  400  Millionen  Gulden  an  Staats- 
schuldenzinsen. Man  hält  die  Staatsschulden  für  leins  der 
conservativsten  Elemente  unserer  Staaten,  und  wenn  wir 
dies  auch  in  einem  gewissen  Sinn  zugeben  und  je  nach  dem 
Zweck  der  Staatsschuld  zwischen  Staatsschuld  und  Staats- 
schuld wohl  unterscheiden,  so  können  wir  doch  nicht  um- 
hin, entschieden  auszusprechen,  dass  die  Ueberhandnahme 
der  Staatsschulden  in  unsern  Tagen  zum  guten  Theil  auch 
aus  krankhaften  Zuständen  sich  erklärt,  dass  sie  theilweise 
die  Folge  der  mangelhaften,  mit  den  Prätentionen  unserer 
Zeit  in  gar  keinem  Verhältniss  stehenden  politischen  Intelli- 
genz und  Charaktertüchtigkeit  sei.  87r)  Insofern  muss  ein 
weiteres  Ueberhandnehmen  der  Staatsschulden  nicht  nur  sei- 
ner Zeit  unvermeidlich  einen  allgemeinen  materiellen  Ruin, 
sondern  auch  eine  immer  weiter  greifende  Demoralisation 
mit  sich  führen.  878) 


876)  Nordamerika  hat,  die  Schulden  der  secessionistischen  Staaten 
ungerechnet,  in  wenigen  Jahren  nahebei  3000  Millionen  Dollars  Schulden 
gemacht.  Freilich  hatte  es  auch  im  Jahre  1860,  gegen  acht  Ballen  im 
Jahre  1784,  5,198007  Ballen  Baumwolle,  a  400  Pfundj,  zu  liefern  ver- 
mocht und  wenn  diese  riesenhafte  Baumwollenproduction  von  nun  an 
wol  abnehmen  wird,  so  gibt  es  andere  Productionsquellen  für  dieses 
Land,  welche,  ohne  den  Fluch  der  Sklaverei,  die  Lücke  schnell  ausfüllen 
werden. 

877)  Ueber  die  Gefahren  und  Uebel  der  Staatsschulden:  Conttant,  B., 
a.  a.  O.,  I,  117  fg. 

878)  Es  liegt  etwas  Apathisches,  Faules  und  Unredliches  in  unserer 
ziellosen  Häufung  der  Staatsschulden.  Dem  gegenüber  erscheint  der  un- 
terdessen bekannt  gewordene  Plan  des  Redacteurs  des  neuyorker  „Herald", 
Herr  Gordon  Bennett,  der,  an  sich  schon  praktisch,  noch  mancher  prak- 
tischen Modifikation  fähig  ist  und  darin  besteht,  die  ganze  nordamerika- 
nische Staatsschuld  in  einem  Jahre  abzutragen,  jedenfalls  in  einem  sehr 
Tortheilhaften  Licht,   namentlich  wenn  man  bedenkt,   dass  in  dem  seines 

52* 


i 


820  Eixnmdzwansigfter  Abschnitt. 

Man  sucht  die  fortlaufende  Vermehrung  der  Staatsschul- 
den zu  rechtfertigen  theils  durch  die  Unfähigkeit  des  Lau-1 
des  zu  höhern  Steuern,  theils  durch  ausserordentliche  Aut- 
gabeposten, theils  durch  die  Behauptung,  die  lebende  Gene- 
ration sei  nicht  verpflichtet,  für  die  kommenden  Generationen 
die  Lasten  allein  zu  tragen. 

Würdigen  wir  diese  Gründe  in  umgekehrter  Reihen- 
folge. 

In  einem  Staat  gibt  es  nie  eine  Generation;  da  er  sick 
fortwährend  aus  sich  selbst  regenerirt,  so  sind  stets  mehrere 
Generationen  gleichzeitig  vorhanden.  Wollte  man  aber 
hiervon  auch  absehen,  so  spricht  gegen  den  letzten  Grund, 
a)  dass  die  Gegenwart  die  Errungenschaften  der  ganzen 
Vergangenheit  geniesst,  also  schon  in  dieser  Beziehung  nicht 
auf  sich  allein  steht  und  für  die  Zukunft  nach  Möglichkeit 
thun  sollte,  was  die  Vergangenheit  für  sie  gethan  hat  oder 
hätte  thun  sollen;  b)  dass,  was  in  einer  bestimmten  Zeit 
dem  Staat  für  sein  dauerndes  Wesen  geschieht,  den  folgen- 
den Zeiten  zugute  kommen  muss  und  der  Antheil  der  Ge- 
nerationen an  den  Staatslasten  mathematisch  nicht  berechnet 
werden  kann,  das  angegebene  Princip  demnach  leicht  dam 
fuhrt,  dass  keine  Generation  mehr  etwas  Wesentliches  für 
den  Staat  thut;  c)  dass  jede  Zeit  ihre  eigenen  Lasten  be- 
kommt, und  wenn  die  neuern  Zeiten  fast  plötzlich  ungewöhn- 
liche Anstrengungen  hervorrufen,  mit  ziemlicher  Bestimmt- 
heit vermuthet  werden  muss,  künftige  Zeiten  würden  andere 
nicht  minder  grosse  Anstrengungen  verlangen;  d)  dass  ei 
eine  von  den  verschiedensten  Umständen  abhängige,  also 
nicht  bestimmt  zu  beantwortende  Frage  ist,  ob  eine  von  um 
gemachte  Ausgabe  den  kommenden  Zeiten  gleichgültig, 
schädlich  oder  nützlich  sein  werde,  jener  Behauptung  dem- 
nach die  ebenso  gültige  entgegengesetzt  werden  kann,  da« 
es  keiner  Generation  zusteht,  eine  kommende  ohne  ihren 
Willen  zum  Schuldner  zu  machen.  Es  versteht  sich  von 
selbst,    dass  es  auch   ausnahmsweise  ausserordentliche  und 


Selfgovernments  wegen  so  sehr  gerühmten  England  rom  Jahre  1853— €0 
stur  Tilgung  der  in  runder  Summe  800  Millionen  Pfd.  St  betragenden  euf- 
lischen  Staatssehuld,  für  deren  Reduction  ein  eigenes  Scheinamt  (board) 
besteht,  nur  676856  Pfd.  St  6%  Sh.  eingegangen  sind. 
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nicht  schnell  wiederkehrende  und  wenn  auch  im  ganzen, 
doch  nicht  in  einzelnen  bestimmten  Einrichtungen  nachwir- 
kende Ursachen  gibt,  aus  welchen  die  Contrahirung  einer 
Staatsschuld  trotz  der  angeführten  Gründe  gerechtfertigt 
erscheint. 

Was  den  mittlem  Grund  angeht,  nämlich  das  häufige 
Vorkommen  ausserordentlicher  Ausgaben  betrifft,  so  zeigt 
die  Erfahrung,  dass  man  manches  nur  deshalb  dazu  rech- 
nete, um  die  Kammern  gutwillig  zu  den  verlangten  Summen 
zu  stimmen.  Nach  und  nach  gehen  derlei  Ansätze  in  das 
ordentliche  Budget  über.  Aber  weder  eine  wirklich  ausser- 
ordentliche Natur  der  Ausgabe,  noch  weniger  ihre  falsche 
Bezeichnung  als  solche  berechtigt  für  sich  allein,  sie  durch 
Anlehen  zu  decken.  Denn  auch  ausserordentliche  Bedürf- 
nisse kommen  zu  allen  Zeiten  vor;  desgleichen  eine  Politik, 
welche  zu  dem  angegebenen  Zweck  eine  ihrer  Natur  nach 
ordentliche  Ausgabe  zunächst  nur  als  ausserordentliche  ein- 
fuhrt. Keine  Zeit  kann  zum  voraus  und  einseitig  gegen  die 
künftigen  Generationen  über  solche  Dinge  abrechnen,  und 
gewiss  ist  nur,  dass  jede  Zeit  für  jedes  wirkliche  öffentliche 
Bedürfhiss,  sei  es  ein  ordentliches  oder  ausserordentliches, 
thun  muss,  was  sie  kann. 

Betreffs  des  ersten  Grundes  wird  die  Unmöglichkeit 
einer  höhern  Steuerbelastung  hier  und  da  und  meist  wol 
insofern  nachgewiesen  werden  können,  als  eine  Regierung 
oder  eine  Dynastie  ihre  Existenz  oder  doch  ihre  Popula- 
rität durch  die  Vermehrung  der  Steuern  mit  oder  ohne 
Grund  für  gefährdet  halten  kann.  Aber  man  betrachte  ein 
Land,  dem  man  keinen  Kreuzer  Steuern  mehr  zumuthen  zu 
dürfen  glaubt,  wie  viel  Geld  es  hat  bei  der  friedlichen  Inva- 
sion eines  nationalen  Festes  oder  bei  der  kriegerischen  Inva- 
sion eines  siegreichen  fremden  Heeres;  man  erwäge,  wie 
oft  ein  ganz  sinnloser  Luxus  dem  Staatsbedürfhiss  gegen- 
über als  Notwendigkeit  figuriren  muss  und  wie  viel  steuer- 
bares Gut  gelegentlich  der  Fassionen  gerade  seitens  der  Ver- 
mögendem defraudirt  wird. 

Erscheint  demnach  ohne  Zweifel  eine  unverhältniss- 
massig  hohe  Staatsschuld  in  vielen  Fällen  als  Folge  poli- 
tischer Untüchtigkeit  des  Volks,  so  muss  sie  auch  wegen 
der  zwischen  den  einheimischen  wie  fremden  Gläubigern  und 
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dem  Staat  entstehenden  mannichfaltigen  Beziehungen  manche 
demoralisirende  Folgen  haben.  Wir  können  uns  hier  nicht 
darauf  einlassen,  das  Verhältniss  nach  allen  Seiten  zu  prü- 
fen. Es  genügt,  eine  aus  den  angegebenen  Gründen  bedeu- 
tend angewachsene  Staatsschuld  als  Zeichen  politischer 
Charakteruntüchtigkeit  der-  Volker  und  folglich  als  ein 
schwer  zu  überwindendes  Uebel  bezeichnet  zu  haben.  Wir 
fügen  nur  bei,  dass  eine  Menge  von  Staatsausgaben,  also 
auch  von  Staatsschulden  hinwegfallen  würden,  wenn  Private 
durch  Association,  wenn  Gemeinden,  Districte  u.  8.  w.  ach 
selber  helfen  und  Dinge  verrichten  mochten,  die  sie,  wenn 
nicht  besser,  doch  ebenso  gut  wie  der  Staat  verrichten 
konnten.  Ein  vernünftiges  Selfgövernment  würde  eine  Menge 
von  Lasten  auf  kleinere  Kreise  vertheilen  und  durch  die  un- 
mittelbare Fühlung  der  daraus  erwachsenden  Vortheile  sie 
leichter  tragen,  Vermogensdefraudationen  aber  aus  einer 
Menge  von  Gründen  unendlich  schwieriger  machen. 

Mit  dem  Staatshaushalt  stehen  noch  eine  Menge  anderer 
wichtiger  Fragen  in  Verbindung.  Hierher  gehört  vor  allem 
die  Frage  nach  dem  Verhältniss  der  fürstlichen  Domänen 
oder  Kammergüter  zum  Staatshaushalt,  dann  die  weitere 
Frage,  welche  Rechte  der  Regierung  in  Beziehung  auf  da 
Staatsgut  und  namentlich  in  Beziehung  auf  den  Territorial- 
bestand zuzusprechen  seien. 

Was  die  erste  Frage  angeht,  so  haben  wir  uns  darüber 
bereits  an  einem  andern  Orte  des  Nähern  ausgesprochen.87*] 
Das,  was  die  organische  Stellung  des  Souveräns  als  solchen 


879)  S.  uns  er  n  Aufsatz  über  die  geschichtliche  Entwicklung  d« 
deutschen  Thronfolgerechts,  in  Aegidfs  Zeitschrift  für  deutsches  Stattt- 
recht  und  deutsche  Verfassungsgeschichte  (Berlin  1865),  Heft  1,  S.  91  ff. 
Dazu:  Frantz,  Preussens  Staats-  und  Domänengüter  (Jena  1864).  Reg- 
scher,  A.  L^  Der  Rechtsstreit  über  das  Eigenthum  an  den  Domänen  d« 
Herzogthums  Sachsen -Meiningen.  Gegen  Zöpfl  und  Zachariae  (Leipzig 
1865).  Ammann,  Aug.,  Die  Hofgüter  im  Königreich  Würtemberg  und  die 
fürstlichen  Domänen  in  den  hohenzollenTschen  Landen  (Stuttgart  1865). 
Die  neueste  Collision  über  die  Domänen  hat  wahrend  1865  in  Kurhetfei 
stattgefunden,  wo  die  Regierung  das  Privateigenthum  der  Landeaherrschaft 
an  diesen  Gütern  behauptet.  Ueber  das  Verhältniss  des  Steuerrechts  zu 
den  Domänen  s.  Vollgraff,  Politische  Systeme,  IV,  238  fg.,  442  fg.  Vgl. 
auch  jymm'  Aufsatz  „Thronfolge"  im  Staats-Lexikon. 
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zum  Land  und  die  Einheit  des  Staatshaushalts  erfordert, 
kann  nicht  zweifelhaft  sein.  Sind  aber  gegebenenfalls  die 
Rechtsfragen  zweifelhaft  und  strittig,  so  wird  der  Staat  stets 
eine  Transaction  verlangen,  gleichwie,  wenn  das  klare  und 
unbestrittene  Recht  staatswidrig  wäre,  dieses  mit  den  Anfor- 
derungen einer  staatsgemässen  Ordnung  transigiren  müsste. 
Was  die  zweite  Frage  angeht,  so  gilt  fast  allenthalben  der 
Grundsatz,  dass  Veräusserungen  von  Staatsgut  und  von 
unzweifelhaften  Gebietsteilen  der  Regierung  nur  mit  stan- 
discher Zustimmung  gestattet  seien.  Die  Veräusserung  von 
Staatsgut  ist  lediglich  eine  Finanzfrage,  wenn  sie  auch 
indirect  verschiedene  andere  politische  Beziehungen  haben 
kann.  88°)  Bei  der  Einheit  des  ganzen  Staatshaushalts  ver- 
steht sich  die  Mitwirkung  der  Stände  bei  derartigen  Ver- 
äusserungen von  selbst.  Gebietsabtretungen  aber,  falls  sie 
nicht  zweifelhaftes  oder  strittiges  Gebiet  zur  Grenzreguli- 
rung  881)  oder  die  Erfüllung  unvermeidlicher  Friedenstractate 
sind,  haben  nur  eine  untergeordnete  finanzielle  Bedeutung. 
Bei  ihnen  tritt  die  erste  Aufgabe  des  Staats,  Erhaltung  sei- 
ner Integrität,  seine  Pflicht,  mit  dem  Lande  die  dazu  ge- 
hörigen Leute  zu  schützen  und  sie  keiner  fremden  Staats- 
gewalt zu  überlassen,  in  den  Vordergrund.  882)  Hier  wird 
es  freilich  keines  Beweises  bedürfen,  dass  die  Mitwirkung 
der  Stände  unentbehrlich  ist.  Allein  welchen  grossen  Unter- 
schied wird  es  machen,  ob  der  fragliche  Landestheil  in  inni- 
ger organischer  Verbindung  mit  dem  Ganzen  gewesen  oder 
nicht,  und  welche  sonderbare  Erscheinungen  zeigt,  den 
sich  naturgemäss  darbietenden  Grundsätzen  gegenüber,  das 
wirkliche  Leben?  Piemont  hat  die  Wiege  öeiner  politischen 
Selbständigkeit,  den  Kern  der  Kraft  seiner  bisherigen  poli- 
tischen Stellung  gegen  eine  zweifelhafte  Allianz  und  noch 
zweifelhaftere  Neuerwerbungen  mit  Bewilligung  seiner  Volks- 


880)  Uebrigen9  muss  constatirt  werden,  dass  bezüglich  der  Ansichten 
über  den  Werth  nnd  namentlich  über  die  Selbstrcgie  von  Staatsgütern 
aowol  ans  finanziellen  wie  wirtschaftlichen  Gründen  Jn  unserer  Zeit  ein 
bedeutender  Umschlag  stattfindet. 

881)  Hierher  gehört  auch  die  Beseitigung  von  Enclaven  und  Con- 
dom* natverhaltnissen. 

882)  Vgl.  Vattel,  a.  a.  0.,  I,  238. 


/ 
/ 
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Vertretung  verhandelt,  eine  Erscheinung,  die  in  unsern  Zei- 
ten wol  auch  deshalb  besonders  auffallend  ist,  weil  man 
übersieht,  dass  viele  Dynastien  nicht  mehr  im  Besitz  ihrer 
ursprünglichen  Herrschaften  sind,  oder  dass,  wenn  doch, 
diese  meist  nur  noch  für  die  Alterthumsliebhaber  Bedeutung 
haben.  In  England  aber,  diesem  Lande  der  vielen  uner- 
klärlichsten Widersprüche,  dem  Lande,  welches  mit  dem 
entwickeltsten  Selfgovernment  auch  die  meisten  Staatsschul- 
den hat,  und  dessen  Widersprüche,  je  unlösbarer  dem  Doc- 
trinari8mus,  desto  losbarer  dem  Leben  sind,  in  England  be- 
steht weder  ein  Gesetz,  noch  ein  constitutionelles  Herkom- 
men, welches  die  Zustimmung  des  Parlaments  zur  Abtretung 
irgendeines  Landtheils  nothig  macht,  es  wäre  denn ,  dass  die 
Gesetze  Englands  in  jenen  Gebietsteilen  eingeführt  waren, 
oder  dass  das  Parlament  bezüglich  derselben  Gesetze  ge- 
geben hätte.  Da  aber  britische  Unterthanen,  wenn  sie  sich 
in  einem  neuentdeckten  Gebiet  niederlassen,  die  Gesetze 
Englands  von  selbst  mitbringen,  so  beschränkt  sich  that- 
sächlich  die  Freiheit  der  Krone  in  dieser  Beziehung  auf  neu 
abgetretene  oder  eroberte  Gebiete,  bezüglich  welcher  das 
Parlament  noch  kein  Gesetz  gegeben  und  in  welchen  sich  bri- 
tische Unterthanen  noch  nicht  niedergelassen  haben.  So 
scheint  auch  hier  der  Satz  des  alten  germanischen  Rechts, 
dass  der  Besitzer  politischen  Grundeigenthums  über  die  von 
ihm  ueuerworbenen  Güter  einseitig  verfügen  könne,  wie  so 
viele  andere  frühere  germanische  Rechtsanschauungen,  ge- 
wahrt, aber  doch  von  dem  Genius  des  fortgeschrittenen  orga- 
nischen Staatslebens  zeitgemäss  erfüllt. 

Wir  können  nicht  umhin,  am  Schluss  noch  einige  all- 
gemeine Bemerkungen  zusammenzustellen: 

1)  Die  Finanzfrage  ist  nicht  in  jedem  Staate  dieselbe. 
Dies  gilt  namentlich  auch  von  den  Staatsschulden.  In  letz- 
terer Beziehung  ist  es  ganz  besonders  wichtig,  ob  ein  Staat 
noch  eine  bedeutende  Masse  unentbundener  Nationalreich- 
thumsquellen  besitzt  oder  nicht.  Im  erstem  Fall  hinterlässt 
er  den  kommenden  Generationen  mit  den  zu  seiner  Erhal- 
tung gemachten  Schulden  auch  die  Mittel  ihrer  Tilgung. 
Ohne  Zweifel  erscheint  aber  die  Freiheit  als  die  ergiebigste 
Reichthu  ins  quelle,  wenn  sie  ein  wirkliches  Bedürfniss,  des 
rechten  Masses  fähig,    zugleich  Mutter   und  Kind  des  Ge- 
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meinsinns  ist.  88S)  Ohne  diesen  Gemeinsinn  ist  auch  das 
reichste  Volk  als  Volk  arm  und  nährt  das  Unkraut  chimä- 
rischer Finanzplane,  die  eher  das  Elend  verrathen,  als  ihm 
abhelfen.  Nur  mit  diesem  Gemeinsinn  kann  man  sagen, 
dass  jedem  Staat  dasjenige,  was  ihm  nothwendig,  auch  mög- 
lich sei. 

2)         „Das  ist  das  wandelbare  Volk,  dess  Liebe 
In  seinen  B  out  ein  liegt,  wer  diese  leert, 
Erfüllt  ihr  Herz  gleich    sehr  mit  bittrem  Hass"  884): 

—  und  so  hat  man  die  Liebe  des  Volks  durch  die  ab- 
sichtliche oder  unabsichtliche  Lüge  des  „gouvernement  k 
bon  marche44  zu  gewinnen  gesucht,  worüber  selbst  ein  De- 
mokrat vom  reinsten  Wasser  8ö6)  sagt,  dass  es  ein  Traum 
der  falschen  Demokratie  sei,  der  Hand  in  Hand  gehe  mit 
der  Anarchie  der  Schule  der  Individualisten.  Es  wird  wol 
immer  so  bleiben  mit  dem  Beutel,  wie  mit  dem  Traum, 
wenn  man  nicht  einsieht,  dass,  was  man  für  den  Staat  thut, 
sich  selbst  gethan  ist,  und  dass  also  für  sich  selbst  am  mei- 
sten gethan  ist,  wenn  für  den  Staat  das  meiste  geschieht. 
Allein  natürlich  muss  dies  für  alle  proportionell  gleich  sein, 
und  so  kehrt  das  Princip  der  allgemeinen  gleichen  Besteue- 
rung mit  einem  neuen  Licht  wieder,  indem  es  als  die  wirk- 
liche Bedingung  einer  freien  Hingabe  an  den  Staat  er- 
scheint, weil  ohne  dasselbe  die  Vergeltung  des  Staats  für 
die  Leistungen  zu  diesen  im  verkehrten  Verhältniss  steht, 
das  heisst  der  Staat  demjenigen  am  wenigsten  geben  müsste, 
der  ihm  das  meiste  gibt,  um  denen  das  Nöthige  geben  zu 
können,  die  ihm  nichts  geben,  und  umgekehrt.  Nur  bei  dem 
Princip  der  allgemeinen  proportionell  gleichen  Besteuerung 
kann  sich  der  Staat  in  seinen  ganzen  Haushalt  von  jedem 
hineinsehen  lassen.  Der  Staat  ist  keine  Lotterie,  kein  lucra- 
tives  Assecuranzgeschäft,  wo  Millionen  zahlen  müssen,  damit 
einige  wenige  gewinnen,  sondern  er  ist  eine  solide  wechsel- 


883)  May,  Verfassungsgeschichte,  I,  230,  268,  379,  387.     Viel-Castel, 
V,  421,  491.     Vollgraff,  Politische  Systeme,  I,  75. 

884)  Shakspeare,   Richard    II.     Uebersetzt    von    Schlegel    u.    Tieck, 
I,  136. 

885)  Vacherot,  a.  a.  0.,  S.  328. 
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sigwerdung  der  germanischen  Volker  und  vorzüglich  durch 
die  Fixirung  der  Franken  innerhalb  der  ehemals  romischen 
Provinzen  kommt  zum  Hort  und  zur  beweglichen  Beute  das 
eroberte  Land  und  das  reiche  königliche  Hausgut.     Die  Ca- 
pitularien  beweisen,  dass  zwischen  beiden  wohl  unterschieden 
wurde  und  dass  die  politische  Bedeutung  des  letztern,  wie 
die  Ansässigkeit  das  Nomadenthum,  so  auch  die  Bedeutung 
des   Horts   überwog.     Allein   wenn    die   Ansässigmachung, 
namentlich  in   Gallien,    viele  neue  Motive    innigen   Zusam- 
menhaltens zwischen  dem  Anführer   und    seinen  Gefährten 
mit  sich  brachte,  so  war  sie  doch  auch  ein  neuer  und  mach» 
tiger  Grund    und  Mittel  centrifugaler  Bestrebungen.     Das 
Material  des  sogenannten  fränkischen  Reichs  war  selbst  für 
die   laxeste   politische  Verbindung   noch  immer  zu  spröde. 
Ja,  um  die  Hausgüter  unmittelbar  für  die  königlichen  Be- 
dürfhisse und  Regierungszwecke  verwenden  zu  können,  muss- 
ten  sie  nach  allen  Seiten  wie  Ballast  oder  Nothanker  aus- 
geworfen werden,  das  Schiff  des  germanischen  Königthums 
zu  retten.     Statt  aber  die  Kräfte  der  Theile  zu  einem  ein- 
heitlichen Zusammenwirken  herbeizuziehen,  stärkten  die  Ko- 
nige auf  diese  Weise  nur  die  secessionistischen  Kräfte.  Diese 
wurden  in  Frankreich  nach  dessen  Trennung   von  Deutsch- 
land durch  List  und   Gewalt   mit  Hülfe    des  dominirenden 
romanischen  Elements  niedergeschlagen  und  es  entstanden  nach 
und  nach  die  grosste  staatliche  Einheit,  das  glänzendste  Kö- 
nigthum  und  die  schlechtesten  Finanzen,  indem  die  Conse- 
quenzen  des  Despotismus  den  Staatshaushalt  ruinirten,  weil 
die   Entwickelung   der   Kräfte    des   Volks   hinderten.     Der 
Reichthum  Frankreichs  und  die  einigermassen  bessere  Ord- 
nung seiner  Finanzen  sind,  Hand  in  Hand  gehend,  nicht  die 
Frucht  der  Revolution   und   der   verschiedenen  in  und  seit 
ihr   herrschenden  Formen    der   Regierung,    beziehungsweise 
Formen  des  Despotismus,  sondern  trotz  ihnen  die  Folge  der 
unüberwindlich  nebenher   gehenden  modernen  Freiheitsprin- 
cipien.    In  Deutschland  haben  idealistische  Kaiser  das  Haus- 
und Reichsgut  mit  vollen  Händen  dahingegeben ,  die  Kaiser 
der  Zeit  des  Verfalls  des  Reichs  nur  auf  Vermehrung  ihrer 
Hausgüter  gedacht.     Beides  "war  in  seiner  Art  consequent, 
zeitgemäss,    aber   kein  -Staatshaushalt.    Die  grossen  Kaiser 
der  drei  ersten  Dynastien  mochten  sich  als  Herren  der  Welt 
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rühmen  und  erkennen,  dass  das  Reich  kein  Staat,  die  Tu- 
genden eines  Staatsfinanzmanns  nicht  die  eines  Herrn  der 
Welt  seien.  Und  wie  hätten  sie,  die  Kaiser,  der  andere  ebenbür- 
tige Theil  des  grossen  Doppelgestirns  dieser  Zeit,  des  Papst- 
thoms  und  des  Kaiserthums,  sein  können,  wenn  die  Päpste  die 
höchsten  Gaben,  die  geistlichen  Gnaden,  in  unerschöpflicher 
Machtfülle  über  die  ganze  Welt  ausstreuten,  und  sie  nicht  mit 
gleicher  Freigiebigkeit  und  Unerschöpflichkeit  die  weltlichen 
Gaben  gespendet  hätten?  Mit  dem  Verfalle  des  Kaiserthums  tritt 
in  Deutschland  die  Periode  des  steigenden  Glanzes  der  Lan- 
deshoheit ein.  Nicht  mehr  die  Welt,  sondern  das  bescheidene 
Hauegut  einer  Dynastenfamilie  wollte  und  konnte  die  Krone 
des  Reichs  tragen,  und  so  beginnt  nothwendig  die  Zeit,  in 
welcher  das  deutsche  Staatsgut  vorzüglich  aus  dem  landes- 
fürstlichen Hausgut  und  den  bewilligten  Beten  der  Land- 
stände bestand.  Alte  Ideen  von  der  Bedeutung  des  Für- 
stenthums  und  Nachahmung  franzosischer  Muster  führten 
unter  vollständigem  Vergessen  der  Bedeutimg  des  Volks, 
seines  Antheils  an  dem  Erwerb  und  der  Erhaltung  jener 
Güter,  sowie  ihrer  Ableitung  vom  Reich,  zu  einem  um  so 
schlechtem  Haushalt,  je  weniger  derselbe  von  der  Idee  sei- 
ner Bestimmung  für  den  Staat  getragen  wurde.  Der  Ge- 
danke, dass  die  Dynastie  der  Staat  sei 888),  führte  zur  Will- 
kür in  der  Ausbeutung  des  Landes  und  die  Behauptung  der 
feudalen  Reminiscenzen  seitens  der  Landstände  hinderte  die 
richtige  Auffassung  und  die  Einheit  der  Finanzverwaltung. 
Die  ewigen  Geldverlegenheiten  brachten,  wie  in  Frankreich, 
so  auch  in  Deutschland  fortwährende  Münzdevalvationen  mit 
sich,  die  ohne  den  Staat  zu  bereichern,  das  Elend  der  Vol- 


888)  Wenn  man  von  der  grenzenlosen  Verschwendung  an  den  Höfen 
in  jenen  Zeiten  liest,  so  glaubt  man  sich  im  Reiche  der  Fabeln,  oder  be- 
greift doch  nicht,  wie  dies  möglich  war.  Allein  die  Erklärung  hiervon, 
wie  von  dem  sonst  unbegreiflichen  Einschlafen  der  Landstände,  liegt  eben 
darin,  dass  der  Fürst  damals  wirklich  zum  Staat  geworden  war  und  als 
Staat  galt.  Ist  es  mit  der  Verwendung  der  öffentlichen  Gelder  gegen- 
wärtig in  Frankreich  wesentlich  anders?  Und  Hesse  sieh  nicht  eine  kom- 
mende Zeit  denken,  in  welcher  man  eine  Menge  von  jetzt  schon  als 
Verschwendung  erkannten  oder  dann  erst  als  solche  erscheinenden  Aus- 
gaben z.  B.  für  öffentliche  Bauten,  nur  dadurch  wird  erklären  können, 
dass  man  findet,  sie  wurden  für  und  durch  den  Staat  gemacht? 
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Wir  antworten  zunächst  mit  einer  andern  Frage:  Kann 
ihr  ein  solcher  Einfluss  abgesprochen,  und  wenn,  kann  er 
ihr  wirklich  entzogen  werden? 

Die  zuerst  aufgeworfene  Frage  hängt  nicht  blos  mit 
allgemeinen  constitutionellen  Doctrinen  oder  mit  dem  Partei- 
streben nach  Ausdehnung  der  Regierungs-  oder  Volksge- 
walt zusammen.  Denn  selbst  sehr  entschiedene,  und  zwar 
sachkundige  Liberale  halten  dafür,  dass  es  mit  der  soge- 
nannten Repräsentativhoheit  im  Vergleich  zu  andern  Ho- 
heitsrechten eine  eigentümliche  Sache  sei.  891)  Einmal 
nämlich  erfordere  die  Vertretung  des  Staats  nach  aussen  die 
höchste  Einheit  und  Schnelligkeit  des  Handelns  („rapienda 
est  occasio,  quae  benignius  responsum  praebet")  tw) ;  fürs  an- 
dere vertrage  die  diplomatische  Action  weder  überhaupt  die 
Publicität,  noch  jenes  nicht  selten  pöbelhafte  Dareinfahren, 
welches  bei  Einmischung  der  Volksvertretung  unvermeidlich 
sei.  Das  richtig  verstandene  Interesse  und  die  Würde  des 
Staats  drängten  folglich  zum  Ausschluss  der  Kammern  von 
diesen  Geschäften.  Dazu  kommt,  dass  häufig  von  dem  star- 
kern Gegner  sogenannte  geheime  Artikel  unwiderstehlich 
auferlegt,  oder  dass  die  Geheimhaltung  gewisser  im  Noth- 
stand  nicht  zu  beseitigender  Artikel  verlangt  und  für  den 
Staat  nothwendig  werden  kann  und  dieses  oft  äusserste 
Mittel  der-  Selbsterhaltung  keinem  Staat  entzogen  werden 
darf,  während  die  Nichtbetheiligung  der  Kammern  an  der- 
artigen Artikeln,  beziehungsweise  deren  spätere  Nichtan- 
nahme  als    das  einzige  Mittel  erscheint,    sich  von  solchen 


and  Völkerverträge:  Duvergier  de  Hauranne,  a.  a.  O.,  I,  305  fg.  OuuOty 
Cmlisation  en  Europe,  S.  312.  Die  spanische  Verfassung  vom  19.  Min 
1812,  Art.  172,  5,  6.  Eine  interessante  Schrift  ist:  Histoire  parlemen* 
-taire  du  traite  de  paix  du  10  avril  1839,  entre  la  Belgique  et  la  Hol- 
lande (Brüssel  1858),  2  Thle.  (Publicat.  de  la  commiss.  royale  d'histoire). 
Geschichtliches  bei  Waitz,  a.  a.  0.,  IV,  17,  21,  22.  Dahn,  a,  a.  O, 
8.  102,  und  Derselbe,  Die  Konige,  II,  107.  Unsern  AufsaU:  „Völker 
vertrage"  im  Staats-Lexikon. 

891)  „C'est  8urtout  pour  paraitre  avec  avantage  ris-a-ris  des  6tran- 
gers  qu'une  nation  a  besoin  d'nn  gouTernement  unique."  Tocquevüle,  Li 
democratie,  I,  138  fg.,  150,  156.  S.  auch  Montalembert,  a.  a.0.,  S.  207  fg., 
a.  oben  Thl.  III,  S.  148,  Note  149. 

892)  Zachariae,  Vierzig  Bücher,  V,  56. 
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peinlichen   und   nur   abgenothigten  Artikeln   wieder   frei  zu 
machen. 

Dass  die  letztern  Gründe  nicht  gerade  aus  der  Rück- 
sicht  auf  die  Würde  des  Souveräns    oder  des  Staate  sich 
ergeben,    ist  klar.     Befindet  sich  der  Staat  in  einem  Noth- 
stand,    vermöge  dessen  er  seiner  Volksvertretung  nicht  den 
ganzen  Inhalt  abgeschlossener  Verträge  mittheilen  kann,    so 
fehlt  es  entweder  an  der  wahren  politischen  Tüchtigkeit  der 
Volksvertretung,  und  dann  wird  ihre  Bedeutung  für  die  innern 
Angelegenheiten  nicht  günstiger  sein  als  für  die  äussern;  oder 
es  ist  dem  nicht  so   und  folglich  ein  cigenthümlicher  Noth- 
stand  vorhanden,   in  welchem  Falle  natürlich  wiederum  die 
Noth  kein  Gebot  kennt.  Wäre  aber  eine  Regierung  durch  Be- 
zugnahme auf  den  Dissens  der  bei  dem  Abschluss  des  Vertrags 
nicht  betheiligten  Kammern  im  Stande,  sich  von  ihr  odiosen 
eingegangenen  geheimen  Verpflichtungen  wieder  zu  befreien, 
so  würde  sie  wenigstens  in  der  Regel  besser  gethan  haben, 
wenn  sie  die  Autorität  der  Volksrepräsentation  vor  Abschluss 
des  Vertrags   zur  Abwendung  der  fraglichen  Zumuthungen 
benutzt   hätte.     Was  die  diplomatische   Action  betrifft,  so 
halten  wir  die  Diplomatie  in  ihrer  hergebrachten  Form  der 
Hauptsache  nach  für  veraltet.  893)   Diese  Ansicht,  für  welche 
namentlich  in  den  neuesten  Zeiten  die  Haltung  der  ameri- 
kanischen  und   schweizerischen   Diplomatie    spricht,    findet 
ihre  Bestärkung  besonders  in  der  allgemeinen  Verurtheilung 
der  alten  Diplomatie  und  in  dem  Widerspruch  ihrer  Hal- 
tung  mit   den   mächtigsten   Ideen   unserer   Zeit.      Für   die 
möglichste  Einheit  und  Schnelligkeit  der  diplomatischen  That 
genügt  im  Fall  des  Bedürfnisses  dasselbe  ,  jus  eminens"  der 
Regierungen,    welches  in  der  Form  der  provisorischen  Ge- 
setzgebung bekannt  und  unbestritten  ist.    Denn  an  eine  Mit- 
wirkung   der  Stände   bei    den  Verhandlungen    wird   ebenso 
wenig  gedacht,    wie  an  eine  Mitwirkung  derselben  bei  .den 
Gesetzgebungsvorarbeiten     der    Ministerien;     und    was    die 
Publicität  angeht,  so  ist  eine  solche  immer  nur  für  die  ab* 
geschlossenen  Verträge,    resp.  für  die  beiderseitig  vollkem- 


893)  „Los  vrais   plenipotentiaires   des   peuples,  ce  sont  lears  grands 

liouimes;   les   vraies   alliances,  ce   sont  les   idees."  Lamartine,  a.  a.  O., 
II,  313. 
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men  festgestellten  Vertragsentwürfe  verlangt  worden.  Ge- 
heime Artikel ,  um  noch  einmal  auf  diese  zurückzukommen, 
halten  wir  aber  für  ebenso  unzulässig,  wie  geheime  Verbin- 
dungen überhaupt  und  namentlich  mit  dem  Ausland.  Die 
Eingehung  geheimer  Artikel  seitens  des  Souveräns  allein 
und  seiner  Regierung  mit  dem  Souverän  eines  andern  Lan- 
des ist,  natürlich  falls  ihr  Gegenstand  in  die  Competenz  der 
Stände  fiele,  wenn  die  Artikel  zum  Nachtheil  seines  Landes 
sind,  ein  Sieg  des  Gegners  ohne  Aufgebot  der  äussersten 
Kraft,  errungen  durch  Mangel  in  der  Energie  der  Selbst- 
erhaltung und  ohne  Zweifel  in  kürzester  Frist  seinem  Inhalt 
nach  bekannt  und  desto  gefährlicher,  je  mehr  der  Mangel 
der  Gewissheit  luisstimmender  Furcht  Spielraum  gewährt 
Geschieht  die  Erfüllung  unter  lügenhaftem  Schein,  wie  z.B., 
als  ob  sie  dem  Benachteiligten  abgezwungen  wäre,  so  ist 
die  Sache  nicht  b.esser.  Nicht  einmal  das  Urtheil  über 
Vortheil  und  Nachtheil  oder  über  das  geringere  Uebel  kann 
sich  abklären,  und  die  oft  in  einer  ehrlichen  Niederlage 
ruhende  moralische  Kräftigung  geht  verloren.  Selbst  der 
Sieger  kommt  dabei  um  seinen  besten  Schmuck. 

Es  muss  jedoch  zugegeben  werden,  dass  man  auf  dem 
Weg  solcher  Reflexionen  nicht  zu  einer  allgemein  gültigen 
Entscheidung  kommen  kann.  Bekannt  ist,  dass  die  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  einen  Hauptgegenstand  der  Auf- 
merksamkeit und  Thätigkeit  des  englischen  Parlaments  wie 
des  amerikanischen  Congresses  bilden.  Auch  die  franzö- 
sische Repräsentation,  deren  ganze  Freiheit  der  politischen 
Meinungsäusserung  in  die  spanischen  Stiefel  der  Adress- 
debatte eingeschlossen  sein  soll,  hat  bei  dieser  Gelegenheit 
jüngst  auf  die  auswärtigen  Angelegenheiten  vorzüglichen 
Nachdruck  gelegt.  Die  Repräsentationen  von  Preusscn  und 
Oesterreich  sind  zu  sehr  mit  sich  und  ihren  Landesange- 
legenheiten beschäftigt,  als  dass  sie  auf  die  auswärtigen  Ver- 
hältnisse schon  grosses  Gewicht  legen  konnten,  obgleich  bei 
der  gegenwärtigen  Lage  Deutschlands  die  deutsche  Frage 
für  sie,  wie  für  die  übrigen  deutschen  Staaten  auch  dann, 
wenn  nicht  mehrere  Bundesglieder  zugleich  europäische 
Mächte  wären,  in  mancher  Beziehung  als  eine  Frage  der 
auswärtigen  Politik  erscheinen  müsste. 

In   der   Glanzperiode    der   classischen  Republiken   ent- 


Von  der  Competenz  der  Volksvertretung.  835 

schied  das  Volk,  weil  souverän,  auch  über  alle  Fragen  der 
auswärtigen  Staatsangelegenheiten;  in  den  ersten  germani- 
schen Zeiten  zwingt  das  Volk  die  Könige  zu  Kriegszügen 
und  weigert  seine  Beihülfe  zu  Privatunternehmungen  des 
Königs.  Die  Vasallen  entschieden  über  die  Gerechtigkeit 
von  Angriffskriegen,  und  die  Stände  des  Mittelalters,  na- 
mentlich die  deutschen  Reichsstände  und  die  Landstände  in 
den  Territorien,  zählen  das  „jus  foederum  extraneorum", 
welches  ihnen  vorbehaltlich  ihrer  Reichspflichten  zusteht,  zu 
ihren  stolzesten  Machtvollkommenheiten.  Beides  ist  ohne 
Consequenz  für  unsere  Verhältnisse;  denn  die  alleinige  und 
vollständige  Souveränetät  des  herrschenden  Volks  in  den 
classischen  Republiken  war  ebenso  unbestritten,  wie  die  Un-  > 
bestimmtheit  der  Souveränetät  und  die  Unausgeschiedenheit 
des  öffentlichen  und  privaten  Rechts  im  deutschen  Mittel- 
alter unbestreitbar  ist. 

Der  Constitutionalismus  hat  auch  in  dieser  Beziehung 
keine  Gleichförmigkeit  unter  den  verschiedenen  Verfassungen 
hervorgebracht. 

Greifen  wir  die  Sache  einmal  ganz  objectiv  an,  und 
bringen  wir  die  Resultate  unserer  Untersuchungen  mit  den 
herrschenden  Ideen  unserer  Zeit  in  Verbindung. 

Was  sind  äussere,  was  innere  Angelegenheiten? 

Wir  behaupten: 

a)  dass  der  Begriff  einer  äussern  oder  auswärtigen  An- 
gelegenheit in  vielen  Fällen  nicht  einmal  feststeht,  indem 
selbst  nach  den  positiven  Verfassungen  wenn  nicht  alle, 
doch  viele  Angelegenheiten  einen  gemischten  Charakter  ha- 
ben. 894)  Man  muss  dann  von  relativ  äussern  und  innern 
Angelegenheiten  sprechen.  Dies  war  und  ist  z.  B.  bei  allen 
föderativen  Zuständen  der  Fall,  von  den  rohesten  an  bis  zu 
den  feinstausgebildeten.  Man  denke  sich  nur  das  Deutsche 
Reich  und  den  Deutschen  Bund.  Es  kann  etwas  im  Ver- 
hältniss  zum  Reich  und  zur  Bundeseinheit  eine  innere,  im 
Verhältniss  zum  Territorium  eine  äussere  Angelegenheit  sein, 
und  umgekehrt.  Selbst  in  dem  organischen  Einheitsstaat 
kann  ähnliches  stattfinden,  indem  etwas,  was  durch  seine^ 
Repartirung  auf  die  verschiedenen  selfgovernmentalen  loca- 


81)4)  Vgl.  unsern  Aufsatz  „Politik"  im  Staats-Lexikon. 
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len  Kreise  gleichsam  ausser  den  Staat  tritt,  im  Verhältniss 
zum  fraglichen  Kreise  eine  innere  Angelegenheit  ist,  und 
umgekehrt.  Sehen  wir  aber  nur  auf  den  üauptfall,  nämlich 
auf  die  nothwendig  doppelte  Situation  eines  conföderirten 
Staats,  so  bestimmt  sich  das  Verhältniss  desselben  zu  den 
auswärtigen  Angelegenheiten  zunächst  durch  die  Art  der 
Confoderation.  Ist  diese  nämlich  selbst  Staat,  d.  h.  im  Be- 
sitz der  wesentlichen  Hoheitsrechte  über  alle  Bundesglieder, 
so  wird  der  einzelne  sogenannte  Staat  weder  im  Verhältniss 
zu  den  Mitstaaten,  noch  zu  fremden  Staaten  rechtlich  selb- 
ständig in  auswärtige  Beziehungen  treten  können.  Ist  aber 
die  Confoderation  nicht  Staat,  so  wird  das  Gegentheil  recht- 
lich zulässig  sein,  wobei  jedoch  immer  eine  absolute  recht- 
liche Freiheit,  namentlich  zu  Kriegserklärungen  gegen  die 
Mitstaaten,  in  Wegfall  kommen  muss.  Praktisch  wird  frei- 
lich alles  darauf  ankommen,  ob  und  inwiefern  die  Rechts- 
idee des  Bundes  klar  formulirt  und  mit  den  realen  Verhalt- 
nissen im  Einklang  ist. 

Hier  tritt  aufs  neue  der  Unterschied  zwischen  Gross- 
und Nichtgrosstaaten  stark  hervor.  Dieser  Unterschied  wird 
natürlich  modificirt,  je  nachdem  der  Kleinstaat  sich  in  einer 
Confoderation  befindet  oder  nicht  und  welcher  Art  im  ersten 
Fall  die  Confoderation  rechtlich  und  thatsächlich,  welches 
das  Verhältniss  zwischen  der  Thatsache  und  deui  Rechts- 
prineip  ist;  dann,  je  nachdem  die  Confoderation  auf  innera 
Nothwendigkeitsgründen  beruht  und  diesen  entsprechend  ge- 
ordnet, oder  nur  eins,  beziehungsweise  keins  von  beiden  der 
Fall  ist;  ferner  je  nachdem  die  Macht  der  Glieder  im  we- 
sentlichen gleich  und  ihre  Stellung  gegen  das  Ausland  die- 
selbe ist  oder  nicht  u.  s.  w. 

Das  Charakteristische  aller  derartiger  Verhältnisse  ist 
eine  gewisse  Unbestimmtheit  und  Flüssigkeit,  die  sich  in 
fortwährenden,  oft  lange  nur  innerlichen  Ueber gangen  und 
folglich  in  einem  Schwanken  der  Politik  manifestirt.  Um 
hier  ein  ganz  neues  Beispiel  zu  erwähnen,  so  darf  man  nur 
an  die  Frage  denken,  ob  die  Secessionisten  Rebellen  oder 
kriegführende  Macht  waren.  Ein  anderes  Beispiel  bietet 
Deutschland  dar.  Bisher  gab  es  nämlich  keine  auswärtige 
deutsche  Politik,  weil  die  deutsche  Nation  als  Ganzes  kein 
anerkannter  selbständiger  Factor  der  grossen  Weltangelegen- 
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heiten  war.  Nichtsdestoweniger  sass  Herr  von  Beust  als 
anerkannter  Vertreter  des  Deutschen  Bundes,  der  diesmal 
gleichbedeutend  war  mit  der  deutschen  Nation,  sammt  den 
besondern  Vertretern  von  Oesterreich  und  Preussen  in  ihrer 
Eigenschaft  als  europäische  Mächte  und  als  solche  gegen 
den  Bund  gestimmt,  „qua"  deutsche  Mächte  aber  trotzdem 
und  selbst  wider  ihren  Willen  durch  den  ersten  deutschen 
Bundestagsgesandten  vertreten,  in  den  letzten  londoner  Con- 
ferenzen,  und  unter  den  damaligen  Verhältnissen 
schlug  seine  Stimme,  getragen  von  der  öffentlichen  Meinung 
Deutschlands,  so  durch,  dass  selbst  Oesterreich  und  Preussen 
ihre  frühern  Protokollsympathien  aufgeben  mussten.  Nicht 
das  formelle  Recht,  dessen  Unbestimmtheit  alles,  nur  keine 
sichere  Entscheidung  zulässt,  sondern  lediglich  die  Macht 
der  Umstände  liess  damals  die  Stimme  des  deutschen  Volks 
zur  Geltung  kommen  und  drängte  zur  Befreiung  der  nord- 
albingischen  Herzogthümer,  während  das  Zurückdrängen  des 
Bundes  und  der  Bundestruppen  seitens  der  beiden  Gross- 
staaten wieder  den  Sieg  der  entgegengesetzten  Politik,  der 
Streit,  ob  Execution  oder  Occupation,  die  Unbestimmtheit 
und  Kraftlosigkeit  der  Rechtszustände,  der  Gedanke  der 
Eroberung,  das  Provisorium  und  was  daran  hängt,  das  vor- 
läufige Unterliegen  der  deutschen  Idee  beurkunden. 

Man  muss  erkennen,  dass  auch  Staatensysteme  Mö)  und 
vorübergehendere,  laxere  Staatenverbindungen,  wie  Allianzen 
und  die  Einheit  in  einem  Volkersystem,  ähnliche,  wenngleich 
minder  auffällige  Folgen  mit  sich  bringen.  Es  erscheint 
demnach  schon  aus  diesem  ersten  Grund  eine  Rechtsdoctrin 
über  die  verfassungsmässige  Ordnung  der  Antheilnahme  des 
Volks  an  den  öffentlichen  Angelegenheiten  um  so  mehr  kaum 
möglich  und  jedenfalls  zwecklos,  als  nicht  selten  das  Urtheil 
über  den  Charakter  einer  Angelegenheit  als  auswärtiger  oder 
innerer  von  der  durch  den  Moment  bestimmten  allgemeinen 
Ansicht  abhängt,  als  ferner  eine  und  dieselbe  Sache  heute 
und  diesen  eine  auswärtige,  morgen  und  jenen  eine  innere 
sein  kann,  und  diejenige  Meinung,  welche  die  überwiegende 
Kraft  hat,  sich  auch  geltend  machen  wird,  ob  das  Gesetz 
es  will  und  dafür  Formen  vorschreibt  oder  nicht,    während 

895)   Oentz,  a.  a.  O.,  II,  19. 
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andernfalls  gerade  hier  alle  gesetzlichen  Bestimmungen  wir- 
kungslos sind. 

b)  Dass  auch  abgesehen  von  den  verschiedenen  Banden, 
durch  welche  Staaten  miteinander  verbunden  sein  können 
und  müssen,  äussere  und  innere  Angelegenheiten  gar  nicht 
getrennt  werden  können,  vielmehr  jede  innere  Staatsange- 
legenheit auch  eine  äussere,  jede  äussere  auch  eine  innere  sei 
und  sein  müsse.  Die  gegenwärtigen  so  lebhaften  Verhand- 
lungen über  die  Monroedoctrin ,  resp.  über  interventions- 
recht oder  Nichtintervention,  beweisen  jedenfalls,  dass  sehr 
viele  an  sich  rein  innere  Vorgänge  in  einem  Staat  die 
höchste  Aufmerksamkeit  des  ganzen  Auslands  auf  sich  ziehen, 
die  lebhafteste  Action  der  auswärtigen  Diplomatie  veran- 
lassen und  demnach  sowol  für  den  betreffenden  Staat  selbst, 
als  auch  für  die  iuteressirten  fremden  Staaten  äussere  und 
innere  Angelegenheiten  zugleich  sind.  Der  Unterschied 
zwischen  äussern  und  innern  Angelegenheiten  löst  sich  da- 
her in  den  Unterschied  der  Mittelbarkeit  oder  Unmittelbar- 
keit auf,  womit  die  fragliche  Angelegenheit  für  den  einen 
Staat  zuerst  eine  innere  oder  eine  äussere,  und  umgekehrt, 
das  eine  oder  das  andere  für  die  fremden  Staaten  ist. 

Innere  Kräftigung  staatlicher  Völker  wirkt  nothwendig 
auf  eine  gesunde  Expansion  derselben,  also  auch  nach  aussen. 
Innere  Krankheiten  veranlassen  leicht  die  Hypertrophie  un- 
edler oder  schlechter  Theile  und  das  Zusammenschrumpfen 
der  edeln  Theile;  dabei  eine  krankhafte  Expansion,  sodass 
auch  hier  Folgen  nach  aussen  nicht  ausbleiben  können. 
Die  Schlüsse  aus  diesen  Erscheinungen  ergeben  sich  von 
selbst. 

Die  nahe  und  eigentümlich  durchsichtige  Coexistenz 
der  europäischen  Staaten  aber  gestattet  schon  für  sich  allein 
keine  scharfe  Trennung  äusserer  und  innerer  Angelegenhei- 
ten, und  die  Erfahrung  unserer  Tage  beweist,  dass  ein  ähn- 
liches Gesetz  nicht  nur  für  sämmtliche  Länder  des  neuen 
Welttheils  Amerika,  sondern  auch  für  die  Beziehungen  zwi- 
schen Europa  und  Amerika,  ja  zwischen  Europa  und  allen 
übrigen  Welttheilen  täglich  mehr  sich  fühlbar  macht. 

Man  hat  die  Frage  aufgeworfen,  ob  die  auswärtigen 
oder  die  innern  Angelegenheiten  den  ersten  Rang  behaupten. 
Nachdem    Gentz    in    seinem    berühmten    Sendschreiben   an 
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Friedlich  Wilhelm  III.  sich  folgendcrmassen  geäussert  hatte : 
„Nach  der  Natur  der  Dinge  sollte  das  Vcrhältniss  des  Staats 
zu  andern  Staaten  nur  den  zweiten  Rang  behaupten;  aber 
bei  der  Lage,  in  welcher  Europa  sich  befindet  (16.  Nov. 
1797),  bei  der  wechselseitigen  engen  Verbindung,  die  das 
Völkersystcm  dieses  Welttheils  seit  einigen  Jahrhunderten 
gestiftet,  bei  der  unvermeidlichen  Einwirkung  eines  Staats 
auf  den  andern,  die  dies  wohlthätige  und  gefahrvolle  System 
geschaffen  hat,  sind  die  auswärtigen  Verhältnisse  eines  Reichs 
die  wesentliche  Bedingung  seiner  innern  Wohlfahrt  und 
fast  ohne  Ausnahme  die  erste  Quelle,  woraus  sein  Glück 
oder  sein  Verderben  herfliesst,  geworden"  896),  hat  man 
gern  die  auswärtigen  Angelegenheiten  für  die  wichtigern 
gehalten,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  gerade  gelegentlich 
ihrer  der  Mangel  der  thatsächlichen  Selbständigkeit  des 
Staats  am  stärksten  hervortrat,  was  seinen  Grund  bald  in 
dem  verfassungsmässigen  Ausschluss  der  Mitwirkung  des 
Volks,  bald  darin  gefunden  hat,  dass  manche  Regierung 
selbst  mit  feindseligen  fremden  Regierungen  grossere  Sym- 
pathien hatte,  als  mit  den  Wünschen  und  Ansichten  ihres 
Volks.  Nach  unsern  frühern  Bemerkungen  konnten  solche 
Erscheinungen  eine  Mitwirkung  des  Volks  bei  auswärtigen 
Angelegenheiten  auch  im  Interesse  der  innern  Staatsange- 
legenheiten nicht  gerade  als  schädlich  erscheinen  lassen. 

Uebrigens  geben  wir  zu,  dass  für  jeden  Staat  Momente 
eintreten  können,  wo  eine  auswärtige  Angelegenheit  so  sehr 
mit  der  Selbsterhaltungsfrage  zusammenfällt,  dass  sie  an 
Wichtigkeit  jeder  andern  Staatsangelegenheit  vorgeht.  Aber 
erscheint  sie  denn  ebendeshalb  für  diesen  Staat  nicht  im 
höchsten  Sinn  des  Worts  als  eine  innere  Frage?  Oder 
kann  denn  z.  B.  die  Einmischung  in  auswärtige  Staatsan- 
gelegenheiten, die  Anzettelung  von  innern  Verwickelungen  in 
fremden  Staaten  zu  dem  Zweck,  das  unruhige  Blut  auswärts 
zu  beschäftigen  und  von  revolutionären  Explosionen  abzu- 
lenken, nicht  ebenso  eine  innere  Existenzfrage  sein,  wie 
z.  B.  das  Gegentheil,  die  Zurückziehung  von  den  auswärti- 
gen Angelegenheiten,    das  Unterlassen  einer  früher  gewohn- 


896)   Uentz,  o.  a.  O.,  II,  16  fg. 


340  Einundzwanzigster  Abschnitt. 

ten  Geltendmachung  des  Einflusses,  der  veränderte  Ton 
in  den  diplomatischen  Actenstücken  die  nothwendige  Folge 
der  drückendsten  aller  inncrn  Angelegenheiten ,  der 
Schwäche,  ist? 

Aber  das  sind  doch  jedenfalls  anormale  Zustände,  und 
zwar  nicht  minder,  als  wenn  ein  Staat  es  versuchen  wollte 
und  müsste,  die  Existenz  auswärtiger  Angelegenheiten  zu 
leugnen  oder  für  dieselben  blind  zu  weiden.  Die  Stellung 
nach  aussen  ist  die  Probe  der  innern  individuellen  Tüchtig- 
keit eines  politischen  Gemeinwesens  und  die  Achtung  nach 
aussen,  jedes  braven  Bürgers  grösste  Sehnsucht,  das  unver- 
meidliche Correlat  der  innern  politischen  Achtbarkeit.  Oder 
sollte  das,  was  der  Stolz  der  Familie,  der  Gemeinde,  jeder 
Standesgenossenschaft  und  socialen  Verbindung  ist  und  sein 
muss,  der  erhabensten  und  universalsten  Gesellschaft  ab- 
gehen? Es  ist  klar,  dass  die  äussere  Anerkennung  und  die 
innere  Würde  dazu  nicht  voneinander  getrennt  werden  kön- 
nen und  demnach  auch  die  eine  so  viel  werth  sei  als  die 
andere. 

Wenn  doch  eine  Rangordnung  zwischen  innerm  Werth 
und  äusserer  Geltung  sein  müsste,  so  halten  wir,  falls  es 
sich  um  einen  einzelnen  Menschen  handelt,  allerdings  die 
innere  Würdigkeit  für  das  höhere  Moment.  897)  Allein  diese 
Rangordnung  passt  nicht  auf  den  Staat,  der  jedem  seiner 
Glieder  schuldet,  nicht  dass  sie  würdig  seien,  sondern  dass 
in  ihnen  überall  dem  Vaterland  die  gebührende  Würde  ge- 
währt werde.  Bei  dem  Staat  darf  daher  auch  nicht  die 
innere  Würdigkeit  als  in  der  Zeit  der  äussern  vorangehend, 
sondern  muss  beides  als  gleichzeitig  gedacht  werden.  Da- 
her haben  auch  z.  B.  junge  Staaten  stets  gegen  jede  Probe- 
zeit protestirt  und  mussten  es,  wie  überhaupt  jede  bedingte 
oder  provisorische  Existenz  staatswidrig  ist,  wenngleich  be- 
greiflicherweise das  Recht  bestehender  Staaten  nicht  bestrit- 
ten werden  kann,  im  eigenen  Interesse  eine  Probezeit  oder 
sonstige  Bedingungen  der  Anerkennung  neu  entstandenen 
Staaten  zu  setzen,   gleichwie  auch  die  praktische  Erfahrung 


897)  „Nou8  voulons  tous  qu'il   (te  gouvernement)    soit  fort  au-dedans, 
pour  etre  national  et  imposant  au-dehors."      Lamartine,  a.  a.  O.,  II,  318. 
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lehrt,  dass  man  in  seinem  eigenen  Interesse  Staaten  recht- 
lich definitiv  begründete,  die  in  sich  keineswegs  die  Be- 
dingungen innerer  Würdigkeit  oder  eines  selbständigen  Be- 
standes trugen  und  eigentlich  nur  durch  die  wechselseitige 
Eifersucht  der  sie  gründenden  oder  protegirenden  mächti- 
gem Staaten,  wie  der  Sarg  Mohammed's  zwischen  Himmel 
und  Erde,  so  zwischen  Sein  und  Nichtsein  schwebend  ge- 
halten werden. 

Die  Unzertrennlichkeit  der  innern  und  äussern  Staats- 
augelegenheiten lässt  sich  übrigens  noch  von  einer  andern 
Seite  schlagend  nachweisen.  Denn  es  ist  unbestritten, 
dass  auch  das  Budget  des  auswärtigen  Ministeriums  die  Ge- 
nehmigung der  Stände  bedarf.  Die  regelmässige  Verbindung 
dieses  Ministeriums  mitdem  Ministerium  des  regierenden  Hauses, 
die  verschiedenen  gesetzlichen  Beschränkungen,  resp.  Pflich- 
ten der  Glieder  der  regierenden  Dynastie  in  Bezug  auf  Ver- 
ehelichung, Gründung  eines  eigenen  Ilofhalts  und  Wahl 
ihrer  Umgebung,  Erziehung  der  Kinder,  Reisen  ins  Aus- 
land u.  s.  w.  geben  für  jene  Einheit  gleichfalls  Zeugniss. 
Dazu  kommt  aber  noch,  dass  jeder  mit  dem  Ausland  ein- 
gegangene Vertrag  einigermassen  seinen  Vollzug  im  Inland 
finden  muss,  und  dass  die  zu  seiner  Verhandlung  und  Ab- 
Schliessung  gebrauchten  diplomatischen  Agenten,  die  Minister 
und  die  ratiiieirenden  Souveräne  dabei  keinen  Augenblick 
von  den  Gesetzen  ihres  Staats  entbunden  sein  konnten.  Je- 
der auswärtige  Vertrag  wird  nun  entweder  im  Nothstand 
geschlossen  sein  oder  nicht.  Im  letztern  Fall  oder  soweit 
überhaupt  die  Noth  nicht  zwang,  kann  er  nur  nach  den 
Landesgesetzen  abgeschlossen,  resp.  für  das  Land  verbind- 
lich werden.  Sind  die  Gesetze  bei  Abschluss,  beziehungs- 
weise vor  und  bei  Publication  desselben  beobachtet,  oder 
bezieht  sich  der  Vertrag  auf  einen  Gegenstand,  dessen  Ord- 
nung die  Gesetze  der  Regierung  freigelassen,  so  hat  er 
selbstverständlich  die  formelle  Sanction  des  Rechtsstaats  und 
damit  allein  freilich  nur  das  Minimum  der  Autorität,  wenn 
er  sonst  gegen  die  öffentliche  ^feinung  geht.  In  der  Regel 
werden  aber  Staatsverträge,  und  zwar  nicht  blos  Friedens- 
schlüsse, resp.  Kriegserklärungen,  sondern  auch  Zollverträge 
und  dergl.,  einen  Gegenstand  der  landständischen  Competenz 
berühren.     Das  Staatsgut,    die  Staatsfinanzen,    das  Gebiet, 
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verfassungsmässige  Einrichtungen  und  garantirte  allgemeine 
Unterthanrechte  werden  in  Frage  kommen,  und  dann  dürfte 
ein  streng  verfassungsmässiges  Vorgehen  der  Regierung,,  be- 
ziehungsweise die  Harmonie  mit  der  Nationalvertretung  um 
so  nothwendiger  seinr  je  schwerer  der  auswärtige  Druck  ist, 
unter  welchem  der  fragliche  Staat  sich  befindet. 

Wir  glauben  nun,  von  abnormen  Zuständen  und  un- 
selbständigen Staaten  absehend,  folgende  Hauptsätze  auf- 
stellen zu  müssen: 

1)  Die  Initiative,  resp.  der  Antrag  zu  Staatsverträgen, 
resp.  zu  Verhandlungen  mit  auswärtigen  Mächten  kann  so- 
wol  von  der  Regierung,  als  auch  von  der  Volksvertretung 
ausgehen.  Nach  der  Natur  der  Sache  wird  regelmässig  das 
erstere  geschehen. 

2)  Die  Verhandlungen  zum  Zweck  der  Ordnung  aus- 
wärtiger Angelegenheiten  können  heutzutage  nicht  ohne  ge- 
bührende Rücksicht  auf  die  Gesetze  der  betreffenden  Volker 
und  auf  die  herrschende  öffentliche  Meinung  geführt  werden. 
Denn  die  letztere,  von  welcher  gegenwärtig  die  Gewähr  der 
Durchführungsmittel,  nämlich  von  Gut  und  Blut  abhängt, 
und  die  mit  derselben  Bedeutung  hinter  den  Diplomaten 
steht,  mit  welcher  ehedem  nur  Kanonen  und  Bajonnete 
hinter  denselben  standen,  bestimmt  von  beiden  Seiten  den 
Grad  des  Nachdrucks  der  Gründe. 

3)  Gegenstand  und  Subject  der  auswärtigen  Negocia- 
tion  sind  rücksichtlich  der  dieselben  beherrschenden  Princi- 
pien  im  wesentlichen  gleich,  da  für  den  Staat  jede  solche 
Angelegenheit  eine  staatliche  und  jeder  Contrahent  ein  eben- 
bürtiger ist. 

4)  Unter  diesen  Voraussetzungen  fordert  die  Negocia- 
tion  ferner  eine  Einheit,  Freiheit  und  Würde,  vermöge  wel- 
cher sie  nur  im  Auftrag  des  Souveräns  durch  seine  verant- 
wortliche Regierung  geführt  werden  darf.  Dynastische 
Gründe  und  Interessen,  sofern  sie  nicht  in  dem  betreffenden 
Staat  selbst  als  staatliche  anerkannt  sind,  dürfen  nicht,  na- 
mentlich nicht  durch  besondere  Mandatare  und  gar  gegen 
den  officiellen  Regierungsvertreter  oder  hinter  ihm,  selbst 
nicht  in  besondern  Artikeln,  geltend  gemacht  werden. 

5)  Kein  Staat  hat  ein  Recht,  das  von  dem  andern  Con- 
trahenten  verlangte,    weil  demselben  nöthige  Geheimniss  zu 


Von  der  Competenz  der  Volksvertretung.  §43 

brechen,  wenn  er  es  versprochen.  Von  selbst  versteht  sich 
das  Geheimniss  der  diplomatischen  Verhandlungen  nur  so 
lange,  als  der  günstige  Erfolg  derselben  es  erheischt;  also 
jedenfalls  nur  bis  zum  fertigen  Abschluss.  In  wirklichen 
Noth-  oder  Selbsterhaltungsfällen  gilt  aber  für  den  Staat 
kein  Versprechen  der  Bewahrung  des  Geheimnisses  seitens 
seiner  diplomatischen  Agenten. 

6)  Der  Diplomat  ist  Beamter  des  Staats,  den  er  folg- 
lich in  seiner  organischen  Totalitat  auffassen  muss.  Er  thut 
seine  Pflicht,  wenn  er  nach  bestem  Willen  und  Gewissen 
die  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  günstigsten  Bedin- 
gungen erwirkt,  und  so  kann  es  vorkommen,  dass  die  Er- 
zielung gewisser  unmittelbar  nur  dynastischer  Vortheile  zu- 
gleich als  das  dem  Staat  Günstigste  erscheint. 

7)  Keine  Regierung  hat  ein  Recht,  sich  neben  dem  ver- 
öffentlichten Vertrag  zu  geheimen  Artikeln  zu  verpflichten; 
und  wenn  der  Gegenstand  derselben  auch  nicht  an  die  Mit- 
wirkung der  Volksvertretung  gebunden  wäre,  so  würde  ihre 
Eingehung  dennoch  nicht  anzurathen  sein.  Denn  es  ist 
nicht  würdig,  dem  Volk  ein  Bruchstück  als  das  Ganze  vor- 
zulegen, und  die  Geheimhaltung  der  Artikel  beweist,  dass 
sie  den  Vertrag  selbst  entweder  ganz  illusorisch  machen 
oder  doch  wesentlich  modificiren.  Geheime  Artikel  bestäti- 
gen entweder  eine  starke  Scheidewand  zwischen  Regierung 
und  Volk,  oder  machen  sie  auffallender,  oder  ziehen  sie  erst 
und  legen  dem  Ausland  gegenüber  eine  Schwäche  bloss,  die 
für  den  Staat  wie  für  die  Regierung  demüthigend  ist.  Sie 
veranlassen  falsche  Gerüchte  und  ein  das  öffentliche  Leben 
vergiftendes  Mistrauen,  während  sicherlich  irgendwo  ein 
Flavius  lauert  oder  eine  Indiscretion.  eintritt,  wodurch  das 
Geheimniss  gelüftet  wird,  wenn  auch  nicht  ohnehin  jedes 
Geheimniss  seine  Zeit  hätte. 

8)  Reine  constitutionelle  Regierung  ist  durch  einen  ab- 
geschlossenen Staatsvertrag  weiter  gebunden,  als  a)  dass  sie, 
sobald  derselbe  einen  Gegenstand  der  Gesetzgebung  betrifft, 
ihn  der  ßerathung  und  Beschlussfassung  der  verfassungs- 
mässigen Stände  unterbreitet  und  nur  im  Zustimmungsfall 
publicirt,  resp.  vollzieht,  und  b)  dass  sie  ihn  nur  dann  und 
insoweit  erfüllt,  als  sie  ihn  unbeschadet  ihrer  Selbständigkeit 
erfüllen   kann.     Diese  beiden  Punkte  bilden  sich  von  selbst 
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verstehende  Vorbehalte,  und  wenn  der  Nothstand  mitunter 
eine  Regierung  zwingen  kann,  durch  eine  gegen  dieselben 
verstossende  Nachgiebigkeit  einen  Zeitgewinn  zu  suchen,  so 
steht  doch  das  Princip  fest,  dass  auch  Regierungen  nie  ver- 
sprechen sollen,  was  sie  nicht  halten  können. 

9)  Aus  den  vorstehenden  Sätzen  erhellt  aber,  dass  den 
auswärtigen  Verhältnissen  gegenüber  die  gesetzliche  Bestim- 
mung der  ständischen  Competenz  nur  Nebensache,  der  po- 
litische Takt  der  Volksvertretung  dagegen  die  Hauptsache 
ist  898),  und  dass,  wenn  eine  frühere  Politik  in  logischer 
Festhaltung  des  absoluten  Fürstenthums  die  Stimme  ihrer 
Volker  in  den  auswärtigen  Angelegenheiten  nicht  laut  wer- 
den lassen  wollte  8*9),  die  Consequenz  des  organischen  Staats 
nunmehr  dazu  führen  muss,  in  den  auswärtigen  Angelegen- 
heiten das  Gewicht  der  Volkssyrapathien  geltend  zu  machen. 
Und  in  der  That  ist  es  nicht  schwer  einzusehen,  dass  selbst 
solche  Regierungen,  welche  den  Einfluss  der  Volksvertre- 
tung möglichst  beschränken  zu  müssen  glauben,  auch  in 
die  Lage  kommen  können,  denselben  in  ihren  eigenen  Angele- 
genheiten überhaupt  und  insbesondere  bezüglich  der  auswär- 
tigen Verhältnisse  möglichst  ausdehnen  zu  müssen. 


IV.    Sonstige  Competenzen    der  Volksvertretung. 

Die  verschiedenen  Verfassungsurkunden  geben  den  re- 
präsentativen Körpern  und  ihren  Gliedern  noch  eine  Menge 
anderer  Competenzen,  welche  im  ganzen  entweder  die  Folge 
der  bisher  erörterten  Hauptcompetenzen  sind  oder  sich  aus 
der  Bedeutung  der  Volksvertretungen  als  Organismen,  resp. 
aus  der  Mitgliedschaft  in  denselben  ergeben. 

Im  Detail  weichen  die  Charten  mannichfach  voneinander 
ab,  und  hat  dabei  manche  Willkürlichkeit  und  darüber  schon 
viel  Streit  stattgefunden. 


898)  Guizotj  Memoires,  I,  114. 

899)  Man  gedenke  der  unseligen  Folgen,  welche  die  Cabinetspoliük 
Ludwig's  XVI.  und  seiner  Nachfolger,  namentlich  die  Hoffnung  auf  fremde 
Hülfe  und  deren  Annahme  gehabt  hat. 
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Wir  halten  es  für  überflüssig,  auf  diese  Dinge  näher 
einzugehen.  Denn  wie  jede  Competenz,  so  hängt  auch  die 
der  repräsentativen  Korper  im  ganzen  wie  im  einzelnen  da- 
von ab,  was  man  aus  ihr  macht  und  was  die  Umstände  aus 
ihr  machen  helfen.  Sie  wird,  was  sie  gilt,  durch  den  poli- 
tischen Gesammtgeist  ihrer  Träger  und  durch  das  Verhält- 
niss  der  Umstände  und  Persönlichkeiten  zu  ihrem  Gegen- 
stand. So  kann  die  scheinbar  unwichtigste  Competenz  zu 
einem  Focus  der  grossartigsten  Erscheinungen  werden,  und 
umgekehrt.  Dies  sollte  viel  mehr  beachtet  sein,  als  ge- 
wöhnlich geschieht.  Nicht  der  doctrinäre  Rang,  sondern 
derjenige  Bang  entscheidet,  den  eine  Frage  in  einem  ge- 
gebenen Moment  durch  die  Verhältnisse  und  Menschen  be- 
kommt, und  der  in  einem  andern  Moment  und  unter  andern 
Umständen  auch  ein  ganz  anderer  sein  kann. 

Alle  Competenzbestimmungen  der  repräsentativen  Kor- 
per stehen,  wie  ihre  Thätigkeit,  unter  dem  Gesetz  des  ein- 
heitlichen und  lebendigen  Organismus  des  Staats. 


Einige  Hauptfragen  des  constitntionellen  Wahl- 
rechts. 


I.  üeber  die  Wahlfreiheit  im  allgemeinen.  —  Directe  nnd  indirecte 
Gründe  der  Schmälerung  und  Aufhebung  dieser  Freiheit.  Beeinflussung 
der  Wahlen  durch  die  Regierung.  —  Oeffentliche  oder  geheime  Wahl«. 
—  Enthaltung  von  der  Ausübung  des  Wahlrechts.  —  Freiheit  der  Wahl- 
annahme. II.  Vertretung  der  Minoritäten;  das  vote  plural  oder  doable 
St.  MM.  III.  Wahlen  nach  Interessen,  Ständen,  Local verbänden.  IV.  Di- 
recte und  indirecte  Wahlen.  V.  Dauer  der  Wahlperioden.  VI.  Neu- 
wahlen ;  die  Frage  von  der  totalen  oder  partiellen  Erneuerung  der  WaW- 
kammern.  VII.  Parlamentsusanzen ;  Präcedenzfälle ;  Continuität  der 
Kammern. 

I.    Ueber  die  Wahlfreiheit  im  allgemeinen. 

JJie  Freiheit  Hegt  schon  von  selbst  in  dem  Begriff  der 
Wahl.  Sie  allein  gibt  dem  Wählenden  die  Würde,  die  in 
der  Ausübung  einer  auf  das  Gewissen  gestellten  Pflicht  lie- 
gen muss;  sie  allein  gibt  dem  Gewählten  die  Autorität, 
welche  ihm  im  Interesse  des  Staats  unentbehrlich  ist. 

Man  kann  directe  und  indirecte  Gründe  der  Schmäle- 
rung und  Aufhebung  dieser  Freiheit  unterscheiden. 

Was  die  directen  Gründe  angeht,  so  versteht  es  sich 
von  selbst,  dass  die  Gewalt,  welche  eine  Partei  der  Wähler 
gegen  die  andere  übt,  unter  allen  Umständen  unzulässig  ist 
und,  selbst  soweit  sie  nicht  unter  die  strafrechtlichen  Gewalts- 
anwendungen fällt,  durch  die  Staatsregierungen  mit  allen 
rechtlichen  Mitteln    verhindert   werden   muss.     Auch  blosse 
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Bedrohungen  mit  irgendwelchem  Nachtheil  gehören  hierher, 
>bgleich  natürlich  der  Staat  nicht  alle  privaten  Niichtheilc 
su  beseitigen  vermag,  die  möglicherweise  den  überzeugungs- 
:reuen  Bürger  von  sehen  seiner  politischen  Gegner  tref- 
fen können.  Das  Verbot  und  die  Bestrafung  von  Be- 
stechungen 90°),  die  ganze  Leitung  der  Wahlen  u.  s.  w.  sind 
auter  Mittel,  durch  welche  der  Staat  die  Hindernisse  der 
ireien  Wahl  nach  Möglichkeit  zu  beseitigen  sucht. 

Eine  besonders  wichtige,  hierher  gehörige  Frage  ist  die, 
3b  der  Staat,  resp.  die  Regierung  nicht  selbst  bei  den  Wah- 
len Partei  nehmen  und  in  diesem  Sinn  eine  Beeinflussung 
iiben  dürfe,  die  den  Privaten  verboten  ist? 

Man  könnte  sagen,  die  Regierung  werde  diese  Beein- 
flussung vermöge  ihrer  höhern  Intelligenz  nur  zum  all- 
gemeinen Besten  üben.  9ül)  Wir  wollen  die  Möglichkeit 
einer  solchen  Objectivität  zugeben.  Aber  abgesehen  davon, 
dass,  wenn  man  von  dem  organischen  oder  constitutionellen 
Staat  und  von  der  Unzulässigkeit  momentaner  Utilitäts- 
gründe  ausgeht,  eine  derartige  Objectivität  nicht  einmal  im- 
mer staatsgemäss  wäre  und  oft  von  vielen  Seiten  miskannt 
werden  würde,  so  entsteht  doch  die  Frage:  Wer  ist  der 
Staat?  In  einem  constitutionellen  Staat  ist  weder  der  Fürst, 
noch  weniger  ein  wenngleich  allmächtiger  Minister  oder  die 
gegenwärtige  Regierung  der  Staat.  Den  Parteien  oder  den 
Spaltungen  in  der  öffentlichen  Meinung  gegenüber  muss  in 
einem  monarchischen  Staat  der  Souverän  und  sein  Mini- 
sterium auf  einem  alle  überragenden  Standpunkt  stehen.  9oa) 


900)  Milly  a.  a.  O.,  S.  231,  251,  254. 

901)  Ueber  das  französische  System  „de  guider  les  votes"  s.  Rollin- 
Jaecquemins,  a.  a.  O.,  S.  55  fg. 

902)  Für  den  Souverän  ist  dies  um  so  notwendiger,  die  mittelbare 
n ud  unmittelbare  Wahlagitation  für  ihn  desto  unpassender,  je  mehr  er  her- 
gebrachtermassen  thatsächlich  gezwungen  ist,  sein  Ministerium  aus  der 
Parlamentsmajorität  zu  wählen;  und  selbst  ein  solches  Ministerium  wird 
sich  immer  einigermassen  über  die  eigene  Partei  stellen  müssen.  Wenn 
sich  aber  die  Frage,  ob  die  Minister  Mitglieder  der  Volksvertretung,  resp. 
der  Volkshäuser  sein  können  oder  gar  müssen  oder  nicht,  nie  nach  einem 
für  alle  Staaten  gleich  bindenden  Princip  beantworten  lässt,  so  erscheint 
es  doch  klar,  dass  die  Stellung  des  Souveräns  als  solchen  mit  der  Func- 
tion eines  Volksvertreters  unvereinbar  ist. 
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Sowol  der  Gesetzes-  oder  Verordnungsantrag  seitens  der 
Minister^  als  auch  der  Vollzug  der  Gesetze  und  Verordnungen 
fordern  in  ihrer  Weise  dieselbe  Impartialität,  wie  die  Sanc- 
tion  der  erstem.  Man  muss  es  dem  Souverän  überlassen, 
ob  er  mit  einem  bestimmten  Ministerium  oder  mit  einer  be- 
stimmten Volksrepräsentation,  resp.  Volksmajorität  9üS)  fort- 
regieren, dem  Minister  904),  ob  er  nach  dem  Wunsch  seines 
Souveräns  das  Portefeuille  behalten  kann.  Die  mächtigen 
Kräfte,  die  neben  den  formell  gesetzlichen  Bestimmungen 
und  personlichen  Ansichten  vorhanden  sind,  werden  schon 
wirksam  sein  und  kann  deren  Wirksamkeit  durch  nichts  ge- 
hindert werden.  Natürlich  sprechen  wir  hier  von  wirklichen 
politischen  Parteien,  d.  h.  von  solchen,  für  welche  die  Ein- 
heit und  Integrität,  das  Wohl  des  Staats  das  höchste  über 
allen  Meinungsverschiedenheiten  stehende  Gesetz  ist,  von 
Parteien,  die  diseiplinirt  und  zur  Transaction  fähig  sind  und 
nur  über  die  Mittel  des  Staatswohls  verschiedene  Ansichten 
haben.  9ÜÖ) 


903)  Ueber  Majorität  s.  oben  Tbl.  III,  320  fg.  Dazu:  Guizot,  Histoire 
parlenientaire,  II,  204  fg.,  425,  427,  475. 

904)  Ueber  Minister  s.  noch  J/i7/,  a.  a.  0.,  S.  111,  112,  296,  300  fg. 
An  ersterer  Stelle  sagt  der  Verfasser:  „Pour  un  ministre  on  pour  le  chef 
(Tun  Service,  co  qu'on  pensera  de  ses  mesures  au  bout  de  quelque  temps 
est  plus  important  quo  ce  qu'on  cn  pense  au  moment  meine." 

905)  Aus  dem  Angegebenen  erbellet  zugleich,  dass  es  sein  Gut« 
hat,  wenn  der  Satz,  das  Ministerium  müsse  aus  der  Kammermajorität  ge- 
nommen werden,  nicht  förmlich  anerkannt  ist  Denn  wenn  auch  ein  Ha- 
joritütsministcrium  nicht  ein  Parteiministerium  werden  kann,  sondern  selbst 
die  entschiedensten  Parteimänner  durch  die  Ministerstellung  auf  einen  ho- 
hem, objeetivern  Standpunkt  kommen,  so  wird  schon  dadurch,  dass 
jener  Satz  der  förmlichen  Anerkennung  entbehrt,  der  Widerspruch  dessel- 
ben mit  dem  königlichen  Ernennungsrecht  der  Minister  vermieden,  der 
immer  eine  bedenkliche  Sache  bleibt.  Finden  sich  fähige  und  zur  zeit- 
gemässen  Leitung  der  verschiedenen  Verwaltungszweige  fähige  Männer 
ausserhalb  der  Parlamentsmajorität,  so  werden  überhaupt  leichter  all* 
Extreme  vermieden;  die  Minister  sind  dem  Parlament  gegenüber  selbstän- 
diger, ohne  im  Verhältniss  zur  Krone  unselbständiger  sein  zu  müssen;  die 
Parlamentswahlhandlungen  wie  die  Parlamentsberathnngen  können  ruhiger 
weil  objeetiver  sein,  und  während  iu  die  ganze  Verwaltung  eine  grössere 
Stetigkeit,  und  zwar  nicht  auf  Kosten  eines  zeitgeniässcn  Fortschritts 
kommt,  wird  auch  die  ausserdem   höchst  schwierige   oder  bedeutungslose 
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Ganz  anders  stellt  sich  die  Sache  bei  leidenschaftlich 
feindseligen  politischen  Factionen,  namentlich,  wenn  sie  un- 
zweifelhaft den  Staat  selbst  zerreissen,  die  Selbständigkeit 
des  Staats  in  Frage  stellen,  oder  von  der  Ordnung  und  Frei- 
heit nur  das  Eine  und  dieses  nur  für  sich,  nur  im  Dienste 
ihrer  Interessen  wollen.  Was  die  Politik  für  solche  Fälle 
und  namentlich  bei  einem  secessionistischen  Drange  einzelner 
Theile  oder  bei  einem  Streben  zum  Anschluss  des  Staats  an 
einen  andern,  vorschreibt,  lässt  sich  nicht  in  eine  für  alle 
Zeiten  und  Volker  allgemein  und  gleich  geltende  Formel 
bringen,  es  wäre  denn,  dass  man  als  solche  das  Gesetz  der 
Selbsterhaltung  für  diejenigen  aufstellte,  welche  an  die  Not- 
wendigkeit und  Möglichkeit  der  Behauptung  der  Integrität 
des  Staats  und  seiner  Selbständigkeit  glauben.  Das  Recht906) 
aber  gibt  für  alle  solche  Fälle  einen  allgemeinen  und  unum- 
stosslichen  Grundsatz,  nämlich  den,  dass  die  Regierung,  von 
einem  richtigen  Princip  der  Erhaltung  ausgehend,  sich 
stets  für  diejenige  Partei  entscheiden  müsse,  welche  im  wah- 
ren Sinn  des  Worts  conservativ  ist.  Bei  genauerer  Betrach- 
tung dieses  Falls  wird  sich  aber  ergeben,  dass  eine  solche 
Partei  unter  demselben  eigentlich  gar  nicht  bestehen  kann, 
weil  entweder  darüber  Streit  ist,  was  Recht  auf  Erhaltung 
habe,  oder  weil  strittig  ist,  was  conservativ  sei.  Ist  ein  sol- 
cher Zustand  nicht  die  Einleitung  zu  einer  äussern  Ver- 
änderung der  staatlichen  Bestände,  so  wird  er  ein  Vorspiel 
innerer  Kriege  sein,  wo  sich  dann  die  Frage,  ob  Empörung 
oder  Krieg?  je  nach  dem  Standpunkt  der  Theile  und  ihrer 
Beurtheiler  sehr  verschieden  stellen,  ihre  Beantwortung  im 
Lauf  der  Ereignisse  schwankend  werden  und  sich  verändern 
kann  und  nicht  sowol  der  Erfolg,  als  vielmehr  dessen  Dauer 


und  jedenfalls  leicht  miszuverstehende  Situation  der  Ministerialreferenten 
eine  bessere.  Wo  zwischen  Volk  und  Regierung  das  richtige  Verhältniss 
herrscht,  haben  wir  schon  oft  und  lange  Ministerien  mit  ansehnlichen  Ma- 
joritäten bestehen  sehen,  von  denen  kein  Glied  der  Majorität  der  Volks- 
vertretung angehorte.  Und  wenn  der  Staatsrath  immer  seiner  wahren  Be- 
deutung entsprechend  besetzt  wird,  dann  dürfte  es  nie  an  Ministercandi- 
daten  von  den  erforderlichen  Eigenschaften  fehlen. 

906)  Dass  dies  wiederum  nicht  ausreicht,  erhellet  aus  der  präjudiciel- 
len  Natur  der  Frage,  ob  wirklich  ein  solcher  Fall  vorhanden,  einer  Frage, 
welche  das  Recht  nicht  entscheiden  kann. 

Held.  ffl.  54 
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zuletzt  entscheidet,  ohne  deshalb  immer  auch  die  entgegen- 
gesetzte Meinung  überzeugen  zu  können. 

Unter  den  indirecten  Gründen  der  Wahlfreiheit  oder 
ihrer  Beeinflussung  steht  der  Wahlmodus  obenan.  Soll 
öffentlich  oder  geheim  gewählt  werden  ?  9or)  Die  Theorie 
wie  die  Gesetze,  die  Geschichte  der  Vergangenheit  und  die 
Erfahrungen  und  Auffassungen  der  Gegenwart  zerfallen  hin- 
sichtlich dieser  Frage  in  zwei  entgegengesetzte  Lager.  Die 
öffentliche  Wahl  hat  neben  bedeutenden  geschichtlichen  Pri- 
cedentien  ein  grosses,  allgemeines  und  hoch  gewertheta 
Princip  unserer  Zeit,  das  der  Oeffentlichkeit  für  sich  und 
kann  sich  weniger  auf  eine  oft  unmotivirte  Feindschaft  ge- 
gen das  Geheime,  als  vielmehr  auf  die  Ueberzeugung  stützen, 
dass  die  Oeffentlichkeit  überhaupt  eher  erweitert,  als  be- 
schränkt werden  sollte.  Warum,  so  fragt  man,  geheime 
Wahlen,  Geheimniss  in  der  wichtigsten  Sache,  während  doch 
überall  Oeffentlichkeit  sein  soll?  908)  Die  Ansicht  von  der 
grossem  Vorzüglichkeit  der  öffentlichen  Wahlen  kann  sich 
aber  auch  noch  stützen  auf  das  mit  der  Oeffentlichkeit  ver- 
flochtene ideale,  ethisch-politische  Princip.  Ist  die  Wählei- 
pflicht  eine  Würde,  so  hängt  die  Würdigung,  ob  jemand 
dieser  Pflicht  entspricht,  von  der  Art  ab,  wie  er  wählt 
Die  Genossen  der  Wähler  werden  aber  unfähig,  ihre  Pflicht, 
resp.  Anerkennung  gegen  jeden  einzelnen  Wähler  zu  er- 
füllen, wenn  sie  nicht  wissen,  wen  er  wählte.  Dem  analog 
scheint  selbst  das  Verhältniss  zwischen  Wähler  und  Ge- 
wählten nur  durch  öffentliche  Wahlen  sich  richtig  gestalten 
zu  können. 

Diese  Gründe  sind  stark,  so  stark,  dass  weder  andere 
Gründe  für  die  Oeffentlichkeit,   wenn  man  von  dem  prak- 


907)  Vgl.  Piaton,  Legg.,  IX,  287.  MM,  a.  a.  0.,  S.  233  fg.  Rolli*- 
Jaecquemins,  a.  a.  0.,  S.  77  fg.,  81,  85.  Viel-Castel,  a.  a.  O.,  V,  371 
Guizot,  Histoire  des  origines,  I,  125.  May,  a.  a.  0.,  I,  30S  fg.  Eine 
ausgezeichnete  Bearbeitung  erhielt  diese  Frage  neuestens  durch  Schfyße 
in  einem  Bericht  desselben  an  die  würtembergische  Abgeordnetenkammer 
vom  11.  November  1864,  welche  letztere  sich  auch  im  Juli  1865  für  die 
geheime  Abstimmung  entschied. 

908)  Die  „publicite  de  discussion,  l'accompagnement  naturel  sinon 
invariable  de  toute  representation  menie  nominale "  (MM,  a.  a.  O.,  S.  88) 
ist  offenbar  was  anderes  als  die  Oeffentlichkeit  des  Votums. 
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tischen  Bedürfniss  abstrahirt,  nothwendig  sind,  noch  Gründe 
gegen  dieselbe  oder  für  die  Heimlichkeit  der  Wahlen  ihnen 
entgegen  aufkommen  können.  Denn  der  Misbrauch,  wel- 
cher mit  der  Oeffentlichkeit  getrieben  worden  und  immer 
möglich  ist,  die  Ausbeutung  derselben  gegen  ihre  eigene 
Idee,  die  nur  die  Idee  des  organischen  Staats  ist,  beweisen, 
wenn  man  den  Staat  „in  abstracto "  wie  er  sein  soll  sich 
denkt,  ebenso  wenig  etwas  gegen  die  Berechtigung  des 
Princips  der  Oeffentlichkeit  der  Wahlen,  wie  die  concreten 
Bestrebungen  zur  Einführung  oder  Beibehaltung  des  ge- 
heimen Bailots  behufs  der  Beseitigung  jener  Uebelstände 
oder  Misbräuche.  Der  Streit  für  die  Oeffentlichkeit  und 
gegen  das  Ballot  oder  umgekehrt  erscheint  daher  in  seiner 
praktischen  Bedeutung  nicht  als  ein  Kampf  über  die  ideale 
Einrichtung  der  politischen  Wahlen,  sondern  als  ein  Kampf 
praktischer  politischer  Bestrebungen,  in  welchem  natürlich 
auch,  und  zwar  vorzugsweise,  politische  Parteibestrebungen 
eine  Rolle  spielen.  Eine  richtige  Gesetzgebungspolitik  kann 
daher  in  dieser  Sache  nicht  doctrinär  nach  allgemeinen  Prin- 
cipien,  sondern  in  jedem  Fall  nur  nach  richtiger  Erwägung 
der  Umstände  handeln.  In  den  Kammern  kämpft  sich  der 
in  der  Literatur,  in  den  Regierungsvorberathungen  über  das 
Wahlgesetz  und  in  den  Wahlvorverhandlungen  begonnene 
Streit  vollends  durch,  und  der  betreffende  Landtagsbeschluss 
wird,  wie  jeder  andere  die  Gesetzgebung  betreffende  Be- 
schluss,  der  Sanction  des  Souveräns  unterbreitet.  Begreif- 
lich wird  es  besonders  bei  der  erstmaligen  Einführung  poli- 
tischer Wahlen  eine  wichtige  Frage  der  Politik  sein,  ob  der  Mo- 
ment zur  Einführung  öffentlicher  Wahlen  schon  gekommen 
sei  oder  nicht?  Jedenfalls  konnte  aber  aus  der  für  Gemeinde- 
und  ähnliche  Wahlen  erprobten  Oeffentlichkeit  noch  keines- 
wegs ein  sicherer  Schluss  auf  die  Zweckmässigkeit  der 
Oeffentlichkeit  der  Landtagswahlen  gezogen  werden.  Denn 
was  den  ersten  Punkt  angeht,  so  lieben  alle  ersten  Anfänge, 
auch  die  der  politischen  Selbständigkeit  eines  Volks,  das 
Geheimniss,  gedeihen  nur  in  ihm  und  vertragen  erst  nach 
einer  gewisäen  Erstarkung  das  helle  Licht  der  Oeffentlich- 
keit. Gemcindewahlen  und  ähnliche  Wahlacte  sind  aber  so- 
wol    nach    der   Zahl    und    wechselseitigen   Bekanntheit   der 

64* 
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Wähler,  als  nach  dem  Gegenstande  der  durch  die  Wahl  zu 
übertragenden  Function  und  noch  aus  andern  Gründen  mit 
den  Wahlen  für  die  Volksvertretung  nicht  zu  vergleichen. 

Betrachten  wir  übrigens  die  vorhin  für  das  Princip  der 
Oeffentlichkeit  politischer  Wahlen  angeführten  Gründe  etwas 
näher,  dann  ist  der  erste  entschieden  der  schwächste.  Demi 
so  ist  das  Princip  der  Oeffentlichkeit  der  politischen  Wah- 
len als  Consequenz  des  allgemeinen  Publicitätsprincips  an 
sich  nur  etwas  Doctrinäres,  und  zwar  um  so  mehr,  als  die 
Oeffentlichkeit  politischer  Acte  überhaupt  nicht  eine  abso- 
lute oder  unbegrenzte  sein  kann.  Fehlt  die  Fähigkeit  dazu, 
d.  h.  erscheint  die  Anwendung  derselben  auf  die  Wahlen 
nicht  praktisch  gerechtfertigt,  so  hat  auch  die  logische  Folge- 
richtigkeit vorerst  wenigstens  noch  kein  Recht,  und  zwar 
um  so  weniger,  als  man  nicht  wird  beweisen  können,  da» 
unter  allen  Umständen  die  Oeffentlichkeit  der  politischen 
Wahlen  selbst  ein  Mittel  sei,  um  die  Wähler  zur  staats- 
gemässern  Ausübung  der  Wahlfunction  fähiger  zu  machen. 

Der  zweite  Grund  ist  schwerer,  aber  er  darf  im*  ge- 
gebenen Fall  gleichfalls  nicht  als  „petitio  principii"  erscheinen. 
In  der  That  fehlt  unsern  Massen  noch  mit  dem  wahren 
thatkräftigeu  Gemeinsinn  das  politische  Verständniss  und  der 
politische  Muth,  und  wenn  die  Wahlfähigkeit  verallgemeinert 
und  hierdurch  die  Wahlen  selbst  zu  einer  Schule  politischer 
Bildung  werden  sollen,  dann  darf  man  sie  nicht  so  ein- 
richten, dass  aus  ihnen  nichts  Rechtes  zu  lernen  ist.  Dies 
würde  aber  für  viele  die  Folge  der  öffentlichen  Wahlen  sein, 
indem  die  Oeffentlichkeit,  da  ein  Zwangscompelle  zur  Be- 
tätigung des  Wahlrechts  nicht  geeignet  erscheinen  kann, 
die  Theilnahme  an  den  Wahlen  schmälern  und  so  die  Ver- 
allgemeinerung der  Wahlfähigkeit  und  den  Werth  der  Ma- 
joritäten wieder  vollständig  paralysiren  würde. 

Auch  der  nachgewiesenermassen  lange  schon  vor  Mitt 
aufgestellte  Satz,  dass  die  Ausübung  des  politischen  Wahl- 
rechts eine  Bürgerpflicht,  eine  Bethätigung  der  bürgerlichen 
Würde  sei,  ist  noch  nicht  durchgedrungen  oder  fruchtbar 
geworden.  Für  die  Masse  ist  die  Vornahme  der  politischen 
Wahlen  noch  immer  ein  Recht,  welches  sie  dünkelhaft  bläht 
und  doch  nicht  hindert,  davon   mitunter  auch  einen  nieder- 
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trächtigen  Gebrauch  zu  machen.  *°9)  Man  hat  gesagt:  „Die 
Wahlgesetze  sind  die  Verfassungen" ;  wir  sagen:  „Die  Wahl- 
gesetze sind  ein  Theil  der  Verfassungen,  und  die  letztern 
sind,  was  sie  sind,  vorkommendenfalls  auch  trotz  der  Wahl- 
gesetze." Im  allgemeinen  ist  es  nicht  die  Oeffentlichkeit 
oder  Heimlichkeit  der  Wahlen,  sondern  eine  Menge  anderer 
zum  Theil  unfassbarer  und  darum  desto  stärkerer  Mächte, 
wovon  die  Resultate  der  Wahlgesetze  abhängen.  Die  Be- 
urtheilung  der  politischen  Würde  des  Wählers  nach  der  all- 
gemeinen Erkennbarkeit  seiner  Wahl,  resp.  nach  dem,  den 
er  wählte,  ist  etwas  sehr  Precäres.  Denn  einmal  wiegt  vor 
allem  der  Grund  oder  das  Motiv,  warum  man  diesen  oder 
jenen  wählte;  und  dann  ist  es,  wie  schon  erwähnt,  ja  be- 
kannt, dass  meistens  die  ausgezeichnetsten  Männer  nicht 
einmal  ihren  eigenen  Parteigenossen,  geschweige  den  Geg- 
nern, als  die  geeignetsten  zum  Gewähltwerden  gelten.  Statt 
dass  die  Oeffentlichkeit  der  Wahlen  ein  Mittel  für  die  rich- 
tige Würdigung  der  Wähler  ist,  dient  sie  infolge  des  Spiels 
der  Parteileidenschaften,  der  Partehnedisance  u.  8.  w.  gerade 
dem  Gegentheil.  Die  praktischen  Erfahrungen,  welche  bis- 
her an  den  öffentlichen  Wahlen  gemacht  wurden,  widerlegen 
daher  diesen  letztern  Grund  für  deren  Einführung,  und  zwar 
um  so  mehr,  als  viele  andere  Erfahrungen  beweisen,  dass 
man  trotz  des  geheimen  Ballots  doch  weiss,  wie  die  meisten 
wählten. 

Wir  halten  diese  Erfahrungen  für  sehr  wichtig.  Zwar 
theilen  wir  MilVs  Ansicht,  dass  Wähler  und  Gewählte  ge- 
genseitig ihre  politischen  Grundanschauungen  kennen  sollen 
und  dass  der  Gewählte  kein  bestimmtes,  wenigstens  kein 
detaillirtes  Mandat  91°)  mit  der  unbedingten  Pflicht  der  Er- 
füllung  annehmen   darf.     Denn    der   Gewählte   soll  ja   der 


909)  Mill,  a.  a.  O.,  S.  255. 

910)  üeher  Wahlmandate  s.:  Bemal,  a.  a.  O.,  I,  298  fg.,  302;  II, 
124.  Guizot,  Histoire  des  origines,  II,  221  fg.,  241.  May,  Verfassungs- 
geschichte, I,  307,  369  fg.  Sempere,  a.  a.  O.,  S.  205.  Vacherot,  a.  a.  O., 
S.  346.  Lustkandl,  a.  a.  O.,  S.  5.  Held,  System,  II,  454.  Escher,  a.  a. 
O.,  II,  198.  „Que  les  electeurs  fassent  ce  qu'ils  voudront,  uous  sommes 
ici  pour  servir  nos  consciences  et  non  leurs  passions".  Lamartine,  a.  a. 
O.,  I,  210.     Mill,  S.  260  fg.,  263,  266  fg.,   273,  277  fg.,  280. 
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beste  sein,  der  also  mit  seinen  politischen  Fähigkeiten  über 
den  Wählern  steht,  oder  doch  gerade  durch  die  Wahl  von 
ihnen  als  höherstehend  anerkannt  wird.  Und  mehr  noch, 
die  parlamentarischen  Verhandlungen  sind  dazu  da,  um  durch 
das  Zusammenwirken  aller  nach  der  Verfassung  als  die  am 
höchsten  stehend  anzusehenden  politischen  Intelligenzen  und 
Charaktere  in  den  einzelnen  Fragen  erst  die  rechte  politische 
Ueberzeugung  zu  begründen.  Diesen  beiden  Sätzen  wider- 
spricht es  nicht,  wenn  man  eine  gewisse  principielle  Ueber- 
einstimmung  zwischen  Wahlkreis  und  Gewählten,  sowie 
regelmässig  die  derselben  entsprechende  consequente  Hal- 
tung des  letztern  bei  seinen  Abstimmungen  für  nöthig  hält 
Wir  verlangen  ferner  noch,  dass,  gleichwie  durch  die  poli- 
tischen Wahlen  oft  eine  grosse  Verschiedenheit  der  Volks- 
ansichten in  die  Volksrepräsentation  kommt,  so  alle  diese 
Ansichten,  geläutert  und  vereinigt,  als  die  wahre  öffentliche 
Meinung  auf  die  weniger  verschiedenen,  als  oberflächlichen 
und  leidenschaftlichen  Volksansichten  zurückwirken,  und  dass, 
wie  der  Gewählte  eine  gewisse  Redlichkeit  gegen  die  Prin- 
eipien  seiner  Wähler  schuldet,  so  die  letztern  auch  die  Auto- 
rität seines  Votums  anerkennen  und  auf  sich  zurückwirken 
lassen. 

Wir  verlangen  also  ein  freies,  sittliches,  ehrenhaftes, 
loyales  Verhältniss  zwischen  Wählern  und  Gewählten,  gleich- 
viel ob  die  Wahlen  öffentlich  oder  geheim  sind.  Uebrigens 
müssen  wir  doch  auch  darauf  aufmerksam  machen,  dass  die 
Freiheit  der  Wähler  und  Gewählten,  resp.  der  Zusammen- 
hang zwischen  beiden  und  also  namentlich  die  Mandats- 
frage, wie  so  viele  andere  constitutionelle  Fragen,  bisher 
regelmässig  von  jeder  Partei  nur  einseitig  aufgefa6st  wurden. 
Die  Wähler  fürchteten  den  Einfluss  der  Regierung  und 
dachten  nur  daran,  den  Gewählten  durch  ein  möglichst  spe- 
cialisirtes  Mandat  an  ein  oppositionelles  Programm  zu  bin- 
den; die  Regierungen  vermeinten,  mit  und  durch  die  Ge- 
wählten Dinge  zu  Stande  bringen  zu  können,  die  ihnen  bei 
den  Wählern  unmöglich  gewesen  wären.  Beide  Theile  ha- 
ben sich  schon  oft  getäuscht ;  das  Mandat  entsprach  bei  ge- 
nauester Erfüllung  nicht  den  Wünschen  der  Wählerschaften; 
die  Regierungen  wurden  trotz  des  Aufgebots  aller  Mittel 
mit  den  Abgeordneten  nicht   fertig  und  musste  im  erstem 
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Fall  die  Regierung  für  die  Wählerschaft,  im  andern  Fall  die 
Wählerschaft  für  die  Regierung  eintreten.  Die  Formen,  in 
denen  diese  Rollenverwechselung  vollzogen  wurde,  sind  gleich* 
gültig.  Doch  ist  namentlich  zu  erwähnen,  dass  auch  ohne 
jedes  Mandat  Wählerschaften  ihrem  Gewählten  für  seine 
Handlungsweise  im  Parlament  anerkennende,  wie  misbilligende 
Demonstrationen  zu  machen,  niemals  verhindert  werden  kön- 
nen, und  dass  solche  Demonstrationen  unter  Umständen 
ebenso  für  wie  gegen  die  Regierung,  erstem  Falls  demnach 
derselben  erwünscht  sein  können.  911) 

Gelegentlich  der  Frage  nach  der  Wahlfreiheit  muss  nun,  bei 
ihrer  Verbindung  mit  der  Ausdehnung  des  Stimmrechts,  auch  die 
Meinung  geprüft  werden,  als  ob  das  Stimmrecht  desto  we- 
niger bedeute,  je  allgemeiner  es  ist.  Wenn  dem  wirklich 
so  wäre,  dürfte  es  dann  ein  Stimmrecht  geben,  welches  gar 
nichts  bedeutet?  Oder  glaubt  man  wirklich,  ein  Volk,  wel- 
ches momentan  mit  dem  Einwerfen  eines  Papierchens  in  die 
Wahlurne  aus  ganz  andern  Gründen,  als  wegen  der  in 
einem  solchen  Act  liegenden  Satisfaction,  sich  zu  begnügen 
scheint,  auch  für  die  Dauer  hierbei  belassen  zu  können? 
Selbst  der  Säemann  kümmert  sich  um  das  dahingeworfene 
Samenkorn;  der  Mensch,  der  sich  auch  gesellschaftlich,  also 
staatlich  fortbilden  soll,  durch  dessen  Fortschritt  allein  der 
Staat  fortschreiten  kann,  sollte  sich  begnügen,  —  ohne  zuvor 
und  danach  gedacht  zu  haben,  ohne  den  Causalnexus  zwi- 
schen seiner  Wahlpflicht  und  dem  Gewählten,  zwischen  der 
von  letzterm  übernommenen  Pflicht  und  seiner  Thätigkeit 
zu  verfolgen,  ohne  geistig  die  Thätigkeit  des  Gewählten 
mitzuleben,  mitzufühlen  und  durch  seine  Meinungsäusse- 
rungen sogar  mitzuhandeln ,  —  einen  Zettel  in  die  Urne  zu 
werfen  ? 

Wenn  es  nun  allerdings  unvermeidlich  ist,  dass  es  auch 
Wahlen  gibt,  wo  verschiedene  Ansichten  auf  einen  Candi- 
daten  compromittiren,  wo  also  entweder  scharfe  Parteigegen- 
sätze fehlen,  oder  keine  Parteiansicht  zum  entschiedenen 
Sieg  gelangte,  der  Gewählte  also  auch  nicht  weiss,  welche 
Meinung,    welche  Majorität  ihn  wählte,  so  würde  es  doch, 


911)  S.  oben  Thl.  HI,  S.  170. 
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selbst  abgesehen  von  den  vorhergehenden  Bemerkungen,  un- 
möglich sein,  durch  noch  so  strenge  Mandateverbote  Ver- 
handlungen und  Verabredungen  zwischen  Wählern  und  Ge- 
wählten zu  verhindern.  Capitulationen  liegen  in  dem  Wesen 
der  Wahl;  und  wenn  auch  die  Wähler  nach  ihren  politischen 
Richtungen  nicht  bekannt  wären,  wenn  sie  nicht  oft  hinrei- 
chend selbst  dafür  sorgten,  dass  ihre  Wahl  bekannt  werde, 
so  dürfte  es  in  den  meisten  Fällen  auch  bei  geheimer  Ab- 
stimmung vollkommen  bekannt  sein,  wie  jeder  wählte.  Dass 
dabei  einzelne  Lügen  mit  unterlaufen  können,  thut  um  so 
weniger  zur  Sache,  als  bei  den  öffentlichen  Wahlen  Lügen 
anderer  Art  unvermeidlich  sind.  Der  letzte  zu  Grünsten  des 
öffentlichen  Skrutins  angeführte  Grund  erscheint  demnach 
in  jeder  Richtung  nicht  absolut  stichhaltig. 

Mit  der  Oeffentlichkeit  der  Wahl  müsste  jedenfalls  die 
höchste  politische  Ehrlichkeit  und  Selbständigkeit  des  Wahl- 
votums Hand  in  Hand  gehen.  Letztere  ist  es,  was  der 
Constitutionalismus  im  Sinn  des  organischen  Staats  wesent- 
lich verlangen  muss.  Hierzu  erscheint  der  Wahlmodus  nur 
als  Mittel.  Schliesst  die  Heimlichkeit  der  Wahlen  eine  ge- 
wisse Publicitat  der  Voten  nicht  aus  und  sind  die  Verhält- 
nisse so,  dass  die  Ehrlichkeit  und  Selbständigkeit  der  Ab- 
stimmung durch  die  volle  Oeffentlichkeit  mehr  gefährdet  als 
gesichert  ist,  so  bleibt  nichts  übrig  als  gegen  die  letztere 
zu  stimmen. 

Oeffentlichkeit  oder  Heimlichkeit  der  Wahlen  erscheint 
uns  daher  als  eine  Frage  vor  allem  der  politischen  Zweck- 
mässigkeit und  dann  erst  des  politischen  Anstandes.  Die 
Anstandsrücksicht  muss  um  so  mehr  hinter  die  erstere 
Rücksicht  zurücktreten,  als  das  geheime  Ballot  selbst  dann, 
wenn  die  ideale  Voraussetzung  für  die  Zeitgcmässheit  der 
Oeffentlichkeit  nicht  absolut  fehlte,  sondern  nur  zweifelhaft 
wäre,  jedem  die  höchste  Freiheit  der  Wahl  lässt  und  sogar 
in  einem  hohen  Grad  die  Bekanntwerdung  der  Vota  ge- 
stattet. 

Es  ist  sehr  belehrend,  dass  Frankreich  mit  seinem  „vote 
universel"  das  geheime  Ballot  verbindet  und  dass  in  Eng- 
land mit  dem  Gedanken  an  die  Erweiterung  der  Wahlfähig- 
keit oder  an  die  Parlamentsreform  sich  die  Stimmen  für 
letzteres  mehren.    Nicht  minder  belehrend  aber  erscheint  es. 
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dass  in  Frankreich  fast  jede  Abstimmung  dennoch  bekannt, 
der  Schutz  der  Stimrafreiheit  durch  das  Ballot  also,  wie  alle 
constitutionellen  Einrichtungen  eine  Lüge,  in  England  aber 
die  öffentliche  Abstimmung  meist  so  unwürdig  vollzogen 
wird,  dass  sie  als  das  gerade  Gegentheil  des  öffentlichen 
Anstandes  erscheint;  dass  endlich  in  Frankreich  das  allge- 
meine geheime  Stimmrecht  dem  kaiserlichen  Absolutismus, 
in  England  das  öffentliche  Skrutin  bisher  wenigstens  nur  der 
hohen  Aristokratie  gedient  hat. 

Die  richtige  Beantwortung  unserer  Frage  hängt  dem- 
nach entschieden  lediglich  wieder  von  dem  Grad  der  poli- 
tischen Volksbildung  ab. 

Uebrigens  lässt  sich  die  Wahlfreiheit  auch  noch  in  einigen 
andern  Beziehungen  betrachten,  z.  B.  als  Freiheit,  bei  der 
Wahl  der  Abgeordneten  nicht  auf  gewisse  locale  Kreise 
oder  Klassen  von  Individuen  beschränkt  zu  sein,  eine  Seite 
der  Wahlfreiheit,  welche  wir  im  nächsten  Abschnitt  würdi- 
gen werden  und  die  auch  so  gedacht  sein  kann,  dass  man 
aus  keinem  Grunde  gehindert  ist,  den  Mann  seiner  Wahl 
zu  wählen;  ferner  als  die  Freiheit,  trotz  gewisser  näherer 
Beziehung  zur  Regierung  zu  wählen  und  gewählt  zu  wer- 
den u.  s.  w.,  was  gleichfalls  in  den  nächsten  Abschnitt 
gehört. 

Hier  wollen  wir  dieser  Freiheit  nur  noch  in  folgenden 
zwei  Richtungen  gedenken,  nämlich 

a)  als  Freiheit,  auch  nicht  zu  wählen,  und 

b)  als  Freiheit,  die  Wahl  anzunehmen. 

Zu  a).  Ist  das  Wahlrecht  ein  Mittel  zur  Ausübung 
einer  politischen  Pflicht,  so  gibt  es  darauf  keinen  Verzicht. 
Da  aber  die  Wahl  auf  das  politische  Gewissen  gestellt  sein 
mu8S,  so  gibt  es  keine  rechtliche  Verantwortung  wegen 
Nichtausübung  desselben.  Denn  es  kann  jemand  der  Mei- 
nung sein,  dass  er  politisch  verpflichtet  sei,  sich  der  Wahl 
zu  enthalten.  Faulheit,  Eitelkeit,  schlechtes  Parteiinteresse 
u.  dgl.  sind  „facti"  und  nicht  ,  juris".  Es  greift  die  Analogie 
der  Abdication  des  Fürsten  oder  der  Entlassungsnahme  der 
Staatsdiener  statt,  deren  Princip,  wie  bei  jeder  Nichtaus- 
übung einer  politischen  Pflicht,  die  Collision  der  letztern  mit 
der  Freiheit,  resp.  mit  einer  höhern  Pflicht  ist. 

Gewiss   würdigen  wir  die  Bedenklichkeit  massenhafter 
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Enthaltungen  von  den  Wahlen.  Allein  wie  bei  dem  massen- 
haften Nichterscheinen  oder  Nichtabstimmen  der  Abgeord- 
neten, so  kann  auch  hier  durch  Zwangscompelle  nichts  ge- 
schehen. Von  innen  heraus  muss  in  allen  diesen  Dingen 
gewirkt  werden.  Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  als  ob  solche 
Enthaltungen,  namentlich  wegen  vorausgesetzten  In-der-Mino- 
rität-Bleibens  zu  rechtfertigen  wären.  Das  Anschwellen  der 
Opposition  in  dem  „Corps  legislatif",  wie  wir  es  in  der 
letzten  Sitzung  desselben  bemerken,  ist  ein  Beweis,  dass 
nicht  durch  Waffenstrecken,  sondern  durch  Energie  Mino- 
ritäten zu  Majoritäten  werden  können  und  dass  ein  falsches 
Princip  und  Dünkelhaftigkeit  oft  die  Ursachen  der  Niederlage 
selbst  der  grossteh  Majoritäten  sind. 

Zu  b).  Der  Gewählte  muss,  soll  die  Wahlfreiheit  kein 
leeres  Wort  sein,  lediglich  nach  seinem  Gewissen  ermessen 
dürfen,  ob  er  annimmt  oder  nicht  912) ,  und  wenn  er  mehr- 
mals gewählt  wurde,  für  welchen  Wahlkreis  er  das  Mandat 
annehmen  will  (Option).  Wer  vermöge  früher  eingegange- 
ner Verpflichtungen,  die  überhaupt  oder  nach  seiner  Ansicht 
mit  der  Annahme  der  Wahl  collidiren,  gebunden  ist,  muss 
entweder  dieses  Band  losen  oder  auf  die  Wahl  renunciren. 
In  dieser  Beziehung  sollte  übrigens  alles  von  dem  Ermessen 
des  Gewählten  abhängen  und  durch  Gesetze  möglichst  we- 
nig beschränkt  werden  wollen.  Da  aber  die  Thätigkeit 
eines  Abgeordneten  die  höchste  politische  ist  und  zudem 
den  Mann  nur  vorübergehend  in  Anspruch  nimmt,  so  sollte 
der  Staat  namentlich  seinen  Dienern  keine  Schwierigkeiten 
oder  Kosten,  die  der  Annahme  der  Wahl  entgegenständen, 
bereiten.  Obgleich  die  Frage  von  der  politischen  Zweck- 
mässigkeit der  passiven  Wahlfähigkeit  der  Staatsdiener  noch 
nicht  entschieden  ist  und  wol  nie  entschieden  werden  wird, 
auch  nicht  für  alle  Klassen  von  Staatsdienern  und  für  alle 
Staaten  gleichmässig  entschieden  werden  kann  (was  schon 
aus  der  Thatsache  erhellt,  dass  man  in  einigen  Staaten  nicht 
Minister  sein  kann,  ohne  zugleich  in  die  Kammer  gewählt 
worden  zu  sein,    in   andern  Staaten  die  Vereinigung  eines 


912)  Es  gibt  keinen  Verzicht    auf  einen  Parlamentssitz.     Blachtune. 
a.  a.  O.,  I,  323,  in  der  Note;  II,  8. 
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Portefeuilles  mit  einem  Wahlmaudat  für  unvereinbar  betrach- 
tet, wieder  in  andern  Staaten  die  Vereinigung  dieser  beiden 
Vollmachten  wenigstens  für  einige  Minister  als  nothwendig 
erachtet,  während  für  alle  übrigen  Staatsdiener  diese  Grund- 
sätze nicht  platzgreifen  91S),  so  neigt  sich  doch  im  ganzen 
die  neuere  Gesetzgebung  dahin,  das  Staatsamt  mit  der 
Uebernahme  eines  Wahlmandats  nicht  für  unvereinbar  zu 
halten  und  dem  Beamten  rücksichtlich  der  Annahme  der 
Wahl  dieselbe  Freiheit  zu  gewähren,  wie  andern  Bürgern. 
Dies  ist  um  so  richtiger,  als  gerade  jene  Aemter,  die  vermöge 
ihrer  hohen  Stellung  auch  die  bedeutendsten  sein  sollten, 
verfassungsmässig  häufig  ihre  Träger  in  die  Nationalreprä- 
sentation zu  entsenden  haben;  auch  kann  die  Vorschrift, 
dass  der  Gewählte  die  Annahme  der  Wahl  seinem  Ministe- 
rium in  irgendeiner  Form,  z.  B.  in  der  Form  eines  gesetz- 
lich nicht  zu  verweigernden  Urlaubsgesuchs  mitzutheilen 
habe,  nicht  als  eine  Beschränkung  der  passiven  Wahlfähig- 
keit der  Beamten  betrachtet  werden,  da  sie  mit  Notwen- 
digkeit aus  ihrer  amtlichen  Stellung  folgt.  Unsere  Frage 
ist  in  neuester  Zeit  besonders  in  Preussen  zu  einer  traurigen 
Berühmtheit  gekommen,  indem  die  Regierung  seit  dem  be- 
kannten Verfassungsconflict  gegen  die  renitenten  Beamten 
neben  ändern  administrativen  Massregelungen  auch  den 
Grundsatz  aufgestellt  hat,  dass  der  in  die  Kammer  eintre- 
tende Beamte  aus  eigenen  Mitteln  die  Kosten  seiner  Stell- 
vertretung im  Amt  zu  tragen  habe.  Weder  der  Fortbezug 
der  Besoldimg  noch  der  Bezug  von  Diäten  seitens   des  im 


913)  Vgl.  hierüber  Held,  System,  II,  497.  Zachariae,  Vierzig  Bücher, 
VI,  246  fg.;  VII,  247.  Tocqueville,  Das  alte  Staatswesen,  S.  308.  Viel- 
Castel,  V,  372.  Die  spanische  Verfassung  von  1812,  Art.  97.  May,  a. 
a.  O.,  I,  114.  Escher,  a.  a.  O.,  II,  206.  Berliner  Revue,  1862,  Bd.  31, 
Heft  12,  S.  433  fg.  Mokl,  R.  v.,  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik,  II, 
i,  22  fg.  Blackstone,  a.  a.  O. ,  I,  315.  Im  letzten  preussischen  Abgeord- 
netenhause  (1865)  sassen  unter  70  adelichen  und  370  bürgerlichen  Mit- 
gliedern: 2  Minister,  27  Justizbeamte  und  Richter,  9  Rechtsanwälte  und 
Notare,  20  Verwaltungsbeamte,  12  Landräthe,  7  Amtleute,  Schulzen, 
10  Bürgermeister  und  stadtische  Verwaltungsbeamte,  1  activer  Oflizier, 
17  Professoren,  Lehrer,  Gelehrte,  Künstler,  10  Geistliche,  10  Aerzte, 
42  Civil-  und  Militärpensionisten  u.  s.  w.  Auch  die  letzte  badische  Kam- 
mer enthält  vorherrschend  Elemente  aus  den  Beamtenkreisen. 
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Amt  stehenden  Abgeordneten  können  zur  Rechtfertigung 
dieses  Grundsatzes  dienen.  In  den  von  den  betreffenden 
Staatsdienern  wegen  Geltendmachung  dieses  Grundsatzes 
gegen  die  Regierung  angestellten  Processen  haben  die  Ge- 
richte bald  für,  bald  gegen  die  Regierung  entschieden,  und 
können  wir  nicht  umhin,  nach  den  neuesten  in  dem  preussi- 
schen  Abgeordnetenhaus  selbst  geschehenen  und  in  keiner 
Weise  widerlegten  Enthüllungen  über  den  gegenwärtigen 
Stand  der  preussischen  Rechtspflege,  die  fraglichen  Ur- 
theile  im  allgemeinen  nicht  als  gänzlich  frei  vom  Ein- 
flüsse politischer  Parteiansichten  zu  bezeichnen.  That- 
sache  ist,  dass  das  projectirte  Gesetz  über  den  Ersatz  der 
Stellvertretungskosten  seitens  gewählter  Beamter  nicht  zu 
Stande  kam,  und  Rechtens  ist  es,  dass,  wo  diese  Ver- 
pflichtung der  gewählten  Beamten  nicht  ausdrücklich  durch 
Gesetze  begründet  ist,  sie  sich  keineswegs  von  selbst  ver- 
steht. Schon  die  Zeit,  in  welcher,  und  die  Motive,  mit 
welchen  der  fragliche  Grundsatz  erhoben  wurde,  müsste  ge- 
gen dessen  Rechtmässigkeit,  das  bisherige  Resultat  seiner 
Anwendung  gegen  seine  Zweckmässigkeit  die  ernstesten  Be- 
denken erwecken.  Abgesehen  hiervon  aber,  so  würde  die 
in  demselben  liegende  Beschränkung  für  den  Gewählten  die- 
selbe Bedeutung  haben,  wie  die  Beschränkung  der  activen 
Wahlfreiheit  oder  der  freien  Bethätigung  der  eigenen  Ueber- 
zeugung  seitens  des  Gewählten  durch  die  Androhung  irgend- 
welcher Nachtheile.  Beschränkungen  von  dem  Charakter 
des  fraglichen  Grundsatzes  sind  aber  zudem  noch  kleinlich 
und  chicanös,  also  des  Staats  und  der  Regierung  unwürdig, 
erzeugen  gerechte  Bitterkeit  und  haben  ausserdem  noch  den 
grossen  Nachtheil,  dass  sich  ihre  Schneide  auch  gegen  den 
Staat  wenden  kann,  wenn  ihm  z.  B.  in  einer  andern  Periode 
die  Erwählung  zahlreicher  und  ihm  ergebener  Beamten  be- 
sonders wünschenswerth  erschiene. 

Die  vollständige  active  Wahlfähigkeit  des  Beamten  kann 
ohnehin  nicht  bestritten  werden.  Als  Grund  der  Beschran- 
kung der  passiven  Wahlfähigkeit  aber  konnte  nie  der  Man- 
gel politischer  Qualification,  sondern  nur  der  Besitz  eines 
Amtes  geltend  gemacht  werden.  Da  aber  hier  jede  gesetz- 
liche Beschränkung  ungeeignet  erscheinen  muss,  so  kann 
die  passive  politische  Wahlfähigkeit  der  Beamten  einzig  und 
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allein  insofern  eine  politische  Zweckmässigkeitsfrage  sein, 
als  es  dem  Beamten  freistehen  muss,  zwischen  Annahme 
und  Nichtannahme  der  Wahl  zu  wählen.  Alles  übrige,  was 
man  gegen  die  passive  Wahlfähigkeit  der  Beamten  vorgebracht 
hat,  genügt  nicht,  um  einen  andern  Grundsatz  als  gerecht- 
fertigt erscheinen  zu  lassen. 


IL    Vertretung  der  Minoritäten   und  der  höhern 
Intelligenz. 

Es  liegt  in  der  Natur  wahrer  Principien,  dass  ihnen 
jede  theilweise  Ausführung  nicht  genügt  und  dass  sie  durch 
den  reinen  Klang  ihrer  Wahrheit,  der  in  jeder  Menschen- 
brust widertönt,  so  lange  fortwirken,  bis  sie  nicht  mehr 
weiter  ausgedehnt  werden  können,  sei  es,  dass  sie  wirklich 
das  höchste  irdische  Mass  der  Ausdehnung  und  Geltung  er- 
reichten, sei  es,  dass  das  Volk  an  der  Unfähigkeit  ihrer 
weitern  Verwirklichung  untergeht. 

So  ist  es  mit  den  politischen  Wahlrechten.  Der  in 
ihnen  gleichsam  herauswachsende  gesunde  Kern  der  moder- 
nen Staaten,  die  organische  Staatsidee,  hat  bisher  unter 
allen  den  verschiedensten  Verhältnissen  fortgewuchert  und, 
trotz  aller  hier  und  da  in  der  Entwickelung  eingetretener 
Haltpunkte  und  Rückschritte,  sich  doch  im*ganzen  immer 
weiter  verbreitet.  Der  Besitz  des  allgemeinen  Wahlrechts 
macht  in  Frankreich  den  Despotismus  erträglich,  und  die 
Hoffnung  auf  Erweiterung  der  politischen  Wahlrechte  Eng- 
land fähig,  eine  bei  allen  ihren  Verdiensten  doch  nicht  mehr 
recht  zeitgemässe  Herrschaft  der  Aristokratie  zu  dulden. 

Das  verallgemeinerte  politische  Wahlrecht  gleicht  dem 
Feigenbaum,  welcher  alles  überschattet,  selbst  die  crasseste 
Usurpation,  der  es  als  erste  legitime  Basis  dienen  soll,  und 
den  Verlust  einer  alten  geschichtlichen  Selbständigkeit,  die 
es  vergessen  machen  soll. 

Dass  auch  das  allgemeinste  Wahlrecht  gewisse  Schran- 
ken haben  müsse,  ist  früher  nachgewiesen.  Dass  es  seine 
eigenen  Gefahren  habe,  bedarf  keines  Beweises.  _  Ebenso, 
dass  es  dem  Misbrauch  ausgesetzt  und  nicht  selber  politische 
Freiheit,  sondern  nur  ein  Mittel  dazu  sei.    Als  Mittel  setzt 
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es  demnach  die  politische  Freiheit  voraus  und  als  politisches 
Mittel  die  entsprechende  gesetzliche  Schranke. 

Die  grös8te  Gefahr,  welche  man  von  der  Erweiterung  des 
Stimmrechts  furchtet  oder  zu  fürchten  vorgibt,  ist  die  Uebcr- 
maclit  der  Zahlenmajorität,  also  des  Unverstandes  und  der 
rohen  Gewalt.  Wir  können  uns  in  dieser  Beziehung  auf 
unsere  frühern  Ausführungen  über  Majoritäten  und  Minori- 
täten berufen.  Allein  gegenüber  der  Bedeutung,  welche 
diese  Frage  neuestens  wieder,  namentlich  durch  Hare,  Mill 
und  Rolin  Jaecqucmim  in  der  literarischen  Welt  erhalten  hat, 
würde  dies  nicht  genügen.  Auch  der  Hinweis  auf  die  ge- 
schichtliche Thatsache,  dass  selbst  nach  sehr  erweitertem 
Wahlrecht  sowol  die  Zusammensetzung  als  auch  die  Wirk- 
samkeit der  Volkshäuser  stets  wesentlich  dieselbe  geblieben 
ist,  folglich  die  politische  Wirksamkeit  der  letztern  von  an- 
dern Gründen  als  von  der  Zahlenmajorität  abhängt,  reicht 
nicht  aus,  da,  selbst  wenn  das  erweiterte  Wahlrecht  we- 
sentlich andere  Resultate  als  das  beschränkte  gehabt  hat, 
man  doch  leicht  erkennen  kann,  wie  auch  hier  das  politische 
Wahlrecht  nur  ein  Mittel  für  Gewalten  und  Zustande  ge- 
wesen ist,  die  man  durch  keine  Beschränkung  der  activen 
oder  passiven  Wahlfähigkeit  hätte  bannen  können. 

Als  die  neuesten  Hauptschriftsteller  über  diesen  Gegen- 
stand erscheinen  Thomas  Hare  und  St.  Mill.  Da  letzterer 
das  System  des  erstem  in  sich  aufgenommen  und  noch  mit 
einem  andern  Vorschlag  bereichert,  auch  das  meiste  zur 
allgemeinen  Bekanntwerdung  des  //arischen  Systems  beige- 
tragen hat,  so  scheint  es  das  Beste  zu  sein,  sich  lediglich 
an  das  MiWsche  System  zu  halten,  sowie  es  bei  der  grossen 
Berühmtheit  dieses  Schriftstellers  unvermeidlich  ist,  gerade 
sein  System  der  genauesten  Betrachtimg  zu  unterstellen  und 
zugleich  zum  Ausgangspunkt  der  eigenen  Anschauungen  zu 
machen. 

Dabei  kann  man  sich  begreiflich  nicht  darauf  beschrän- 
ken, lediglich  die  Ansichten  MilVs  über  die  Volkswahlen  zu 
prüfen.  Sein  Buch  über  die  Repräsentativverfassung  bildet 
ein  einheitlich  gedachtes  Ganze  und  kann  kein  Theil  dessel- 
ben ohne  Erfassung  seiner  Totalanschauung  von  dem  Re- 
präsentativsystem  richtig  gewürdigt  werden.  Gerade  hier- 
durch aber  wird  sich's  ergeben,  dass  sein  Wahlsystem  nicht 
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nur  überhaupt  ein  höchst  doctrinäres,  sondern  auch,  ganz 
abgesehen  hiervon,  schon  aus  dem  Grunde  nicht  allgemein 
anwendbar  wäre,  weil  die  Principien  seines  Werks  überhaupt 
es  nicht  sind. 

Eine  Reihe  von  Hauptgedanken  des  Mischen  Werks 
sind  weder  neu  noch  originell,  also  auch  nicht  MilVs  Ver- 
dienst, aber  darum  nicht  minder  richtig.     Wir  meinen: 

1)  Die  Unterscheidung  des  Ideals  und  der  historischen 
Erscheinungen  des  Constitutionalismus.  914) 

2)  Die  Behauptung  des  Ungenügenden  des  blossen 
•Rechtsstaate.  9l6) 

3)  Die  Betonung  der  in  der  Ausübung  der  politi- 
schen Wahlrechte  liegenden  Bethätigung  einer  politischen 
Pflicht.  •»•) 

4)  Die  der  Volksvertretung  im  ganzen  beigelegte  Be- 
deutung und  die  Bestimmung  wie  Totalauffassun'g  ihrer  Com- 
petenz.  917) 

5)  Die  Forderung  des  gleichmässigen  und  gleichzeitigen 
Fortschritts  der  Freiheit  und  der  Ordnung.  ö18) 

Von  Hare  entlehnt  ist  vorzüglich  der  Gedanke,  dass 
auch  alle  Minoritäten  durch  die  Einrichtung  der  politischen 
Wahlen  zu  eigenen  Vertretern  kommen  müssen.  Man  kann 
dieses  System  auch  das  der  Personalvertretung  im  Gegen- 
satz zur  Bezirksvertretung  nennen,  und  besteht  das  Wesent- 
liche desselben  nach  der  sehr  scharfen  Zusammenfassung 
von  Schaffe  (a.  a.  O.,  S.  8)  dariu,  dass  „nicht  die  einzel- 
nen Wahlbezirke,  sondern  das  ganze  Land  wählt,  sodass 
auch  jede  Minderheit,  welche  im  ganzen  Land  zusammen 
die  für  einen  Abgeordneten  nothige  Stimmenzahl  aufbringen 
kann,  Vertretung  fände.  Technisch  soll  dies  so  erreicht 
werden,  dass  die  Zahl  der  Wähler  durch  die  Zahl  der  Ab- 
geordneten dividirt  wird  und  zur  Wahl  eines  Candidaten  die 
dem  Quotienten  gleiche  Stimmenzahl  mindestens  erforderlich 


914)  MV/,  a.  a.  O.,  S.  102. 

915)  MM,  a.  a.  O.,  S.  36,  49,  267. 

916)  Mill,  a.  a.  O.,  S.  235,  237,  312. 

917)  MM,    a.    a.    O.,  S.    105    fg.,    114,    125  fg.,  129,    270,    273, 
304  fg.,  310. 

918)  Milly  a.  a.  O.,  S.  29,  32  fg.,  104. 
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ist.  Die  Stimmzettel  können  Substitutionen  erhalten,  wel- 
chen dann  eventuell  die  Stimme  zugezählt  wird,  nachdem 
der  in  erster  Linie  bezeichnete  Candidat  die  erforderliche 
Stimmenzahl  schon  hat." 

MilVs  eigenster  neuer  Gedanke  besteht  aber  in  dem 
sogenannten  „vote  plural",  insofern  er  nämlich  vorschlägt, 
den  höhern  Intelligenzen  auch  mehrere  Stimmen  einzuräu- 
men, sodass  also  die  Minorität  nicht  nur  als  solche,  sondern 
auch  nach  ihrem  wahren  Gewicht  vertreten,  der  Bürger  we- 
niger gezählt  als  vielmehr  gewogen  sei. 

Eigentlich  ist  auch  dieser  Gedanke  nicht  ganz  neu,  in- 
dem die  Idee  desselben  wenigstens  als  ostensibler  Grand  für 
das  Zweikammersystem,  für  die  Aufstellung  verschiedener 
Censusklassen ,  für  das  System  der  indirecten  Wahlen,  für 
verschiedene  Combinationen  bei  Bildung  der  Wahlkreise  u.s.w. 
vorgebracht  worden  ist. 

MilVs  Idee  erscheint  demnach  nur  als  ein  neues  Mittel 
für  einen  alten  Zweck.  Der  Zweck  ist  ohne  Zweifel  eben- 
so gerechtfertigt,  wie  die  erwähnten  alten  Mittel  meistens 
verworfen  werden.     Ist  MUVb  neues  Mittel  besser? 

Ehe  wir  zur  Beantwortung  dieser  Frage,  sowie  zur 
Würdigung  der  Minoritätenvertretungsidee  übergehen,  müs- 
sen wir  erst  MUVb  Totalauffassung  vom  Staat  kennen  lernen. 

Hill  will,  ohne  Rücksicht  auf  die  besondere  Staats- 
form 9l9),  die  wahre  Demokratie.  Diese  ist  ihm  identisch 
mit  der  wahren  Repräsentativverfassung,  und  zwar  nicht 
„das  Privilegium  zu  Gunsten  der  Zahlenmajoritat",  sondern 
„die  Regierung  des  ganzen  Volks  durch  das  ganze  gleich- 
massig  repräsentirte  Volk".  wo) 

Freilich  kommt  Mill  in  mancher  Beziehung  hier  wie 
noch  bei  andern  Punkten  mit  sich  selbst  in  Widerspruch. 
So  findet  er  das  Wesen  der  Repräsentativverfassung  in  der 
obersten  Controle  durch  die  Nation,  welche  dadurch  Herrin 
des  ganzen  Ganges  der  Regierung  ist,  und  zwar  auch  dann, 
wenn   dies   die  Verfassung   nicht   ausdrücklich    gesagt   hat, 


919)  Von   der  Monarchie   handelt  Mill,  a.  a.  O.,  S.  88    93  fo     95 
105,  132  fg.  ö>     ' 

920)  A.  a.  0.,  S.  142,  159,  190. 
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weil  dies  schon  darin  liegt,  dass  die  Repräsentation  für  die 
Nation  zu  gleicher  Zeit  eine  Beschwerdeinstanz  und  ein 
Meinungscongress  sei921),  während  er  Seite  103  von  den  nach 
der  englischen  Verfassung  combinirten  drei  Gliedern  der 
Souveränetat  spricht,  deren  Harmonie  von  den  nichtgeschrie- 
benen  Maximen  der  Verfassung  oder,  mit  andern  Worten, 
von  der  positiven  und  politischen  Moralität  des  Landes 
komme  und  wohl  betrachtet  werden  müsse,  wenn  man  wis- 
sen wolle,  wo  wirklich  die  oberste  verfassungsmässige  Ge- 
walt sich  befinde.  Auch  Seite  105  wird  von  der  Notwendig- 
keit der  Souveränetät  des  repräsentativen  Körpers  gespro- 
chen. Offenbar  verwechselt  Mill  den  Gedanken  der  orga- 
nischen Einheit  und  Gesammtwirksamkeit  aller  lebenden 
Factoren  des  Staats  und  seiner  Kraft,  wozu  am  Ende  jedes 
Glied  des  Staats  gehört  oder  gehören  sollte,  mit  der  ver- 
fassungsmässigen, also  rechtlichen  Personification  des  Staats 
und  seiner  Gewalt,  die  natürlich  gerade  in  den  Fällen  am 
meisten  hervortreten  muss  und  am  wichtigsten  ist,  wo  jene 
Harmonie  unterbrochen  wird.  Es  mögen  sich  in  England 
solche  Collisioncn  seltener  ergeben  und  häufig  sich  schneller 
friedlich  beilegen,  als  in  andern  Ländern.  Aber  dies  bleibt 
immer  eine  „quaestio  facti". 

Wenn  aber  Mill  die  Krone  als  eins  der  drei  combinirten 
Glieder  der  englischen  Souveränetät  anführt,  so  hat  er  dasselbe 
so  ausserordentlich  kärglich  ausgestattet,  dass  man  nicht  sieht, 
wo  im  Vergleich  zu  den  beiden  andern  Gliedern  dessen  Sou- 
veränetät liegen  soll.  Nach  Sätzen  wie:  „Zwischen  der  Unter- 
werfung unter  einen  fremden  Willen  und  den  Tugenden  der 
Herrschaft  über,  der  Befriedigung  in  sich  selbst  besteht 
eine  natürliche  Unvereinbarkeit",  oder  „die  Permanenz  der 
repräsentativen  Einrichtungen  hängt  nothwendig  davon  ab, 
dass  das  Volk  bereit  ist,  sich  für  dieselben  zu  schlagen, 
sobald  sie  in  Gefahr  sind",  sieht  er  in  den  Gewalten,  welche 
die  englische  Verfassung  nicht  unmittelbar  dem  Volk  ver- 
antwortlichen Händen  anvertraut,  nur  Vorsichtsmassregeln, 
welche  die  herrschende  Gewalt  gegen  die  Möglichkeit  eige- 
ner Verirrangen  gestattet.  922) 


921)  A.  a.  O.,  S.  102  fg.,  123,  126,  139. 

922)  A.  a.  0.,  S.  79,  S7,  100,  105. 

Held.   UL  55 
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Wir  erwähnten  bereits,  dass  MM  als  Rechte  der  Krone 
eigentlich  nur  das  Recht  der  officiellen  Ernennung  des  er- 
sten Ministers,  welchen  thatsächlich  übrigens  dennoch  das 
aus  einer  Kammer  bestehende  Parlament  wählt,  anfuhrt911) 
Wäre  dies  vielleicht  ein  Drittheil  der  Souveränetät?  Doch, 
man  entschuldige  unsere  Frage;  haben  wir  ja  schon  langst 
die  absolute  Untheilbarkeit  der  Souveränetät  ausgesprochen. 
Aber  dann  wird  man  uns  vielleicht  die  Frage  gestatten, 
ob  dies  etwa  der  entsprechende  Inhalt  des  Königthums 
sei?  Ob  vielleicht  der  Konig  ausserhalb  des  Systems  oder 
ohne  verfassungsmässige  Berechtigung  lediglich  durch  seine 
Persönlichkeit  dem  Königthum  Bedeutung  geben  solle,  wah- 
rend ftfill  doch  selbst  gesteht,  dass  Genies  auf  dem  Thron 
die  grosste  Seltenheit  sind,  dass  solche  Genies  in  der  Regel 
nur  infolge  unberechenbarer  Ausnahmsfälle,  nicht  kraft  Erb- 
rechts, zur  Succession  gelangen,  und  Erbkönige,  welche  sich 
über  die  Mittelmässigkeit  erheben,  höchst  selten  vorkom- 
men, während  die  Mehrzahl  derselben,  sowol  nach  Talent 
als  nach  Charakterstärke  sich  selbst  unter  dem  Mitteln**« 
gezeigt  haben?  Oder  gelten  Sätze  wie  folgende:  Es  ist  die 
Lehre  einer  universalen  Tradition,  gestützt  auf  eine  univer- 
sale Erfahrung,  dass  der  Besitz  der  Gewalt  die  Menschen 
verdirbt,  oder:  Man  muss  nicht  auf  das  Wunder  rechnen, 
nicht  einmal  bei  die  Majorität  an  Bildung  weit  überragen- 
den Geistern,  dass  der  Besitz  der  Gewalt  nicht  zu  einer 
Bevorzugung  der  personlichen  Neigungen  und  des  Egois- 
mus vor  der  Gerechtigkeit,  vor  dem  öffentlichen  Wohl  und 
der  Zukunft  verführe;  wir  fragen:  Gelten  solche  Sätze 
nicht  auch  von  Parlamenten,  von  den  Inhabern  erblicher 
Sitze  im  Parlament,  ja  überhaupt  von  einflussreichen  Per- 
sonen im  Volk  und  Parlament?  Wir  fragen  ferner,  ob  die 
dem  Parlament  zugeschriebene  thatsächliche  Bestimmung  des 
ersten  Ministers,  der  dann  alle  übrigen  Minister  ernennen 
soll,  nicht  gegen  viele  Aeusserungen  des  Verfassers  verstosst, 
der  die  Ansicht  hat,  dass  das  Parlament  weder  die  Mitglieder 
des  Cabinets,  noch  sonstige  Beamte  ernennen  sollte,  dann  aber 
doch  will,  dass  dasselbe  sich  beschränke,  den  ersten  Minister 
zu    ernennen   und   ihn   für   die  Wahl   seiner   Collegen  und 


923)  A.  a.  O.,  S.  305. 
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Untergebenen  unverantwortlich  zu  machen.  Dass  MM  auf  die 
Consequenzen  der  monarchischen  Staatsform  keine  Rück- 
sicht nimmt,  ist  von  seinem  Standpunkt  aus  consequent; 
dass  er  aber  in  dem  letztausgesprochenen  Gedanken  einen 
Ausschluss  von  Beamtenernennung  von  der  Competenz  des 
Parlaments  findet,  ist  nicht  einmal  doctrinär  folgerichtig. 
Um  noch  eine  einzige  Frage  zu  stellen,  so  möchten  wir 
fragen,  ob  ein  Parlament,  welches  unter  erfolgreicher  An- 
wendung der  Grundsätze  MilVs  zusammengesetzt  wäre,  sich 
wol  der  Einmischung  in  die  Verwaltung  enthalten  würde, 
ja,  ob  eine  solche  Enthaltung  auch  nur  wünschenswerth  er- 
scheine, ganz  abgesehen  davon,  ob  die  Verwaltung  überhaupt 
in  der  Weise  von  der  Einwirkung  des  Parlaments  zu  trennen 
ist,  wie  es  MM  für  möglich  zu  halten  scheint?  m) 

Da  übrigens  die  Erfahrung  lehrt,  dass  aus  geschriebe- 
nen Büchern  nicht  nur  Lücken  und  ungelöste  Fragen  für 
die  Leser  je  nach  ihrer  Auffassung  sich  ergeben,  sondern 
auch  Widersprüche  leicht  nachzuweisen  sind,  so  wollen  wir 
die  uns  aufgestossenen  Widersprüche  nicht  zum  Mass- 
stab der  Beurtheilung  dieser  jedenfalls  glänzenden  Schrift 
machen,  sondern  lieber  die  Vorschläge  MüFs  selber  etwas 
näher  prüfen. 

MM  verlangt  eine  wirkliche  Vertretung  des  Staats- 
ganzen. Er  erkennt  selbst  für  einen  weit  vorgeschrittenen 
Civilisationsgrad  in  einem  eingefleischten  Localgeist  eines 
der  mächtigsten  Hindernisse  des  Fortschritts  und  in  der 
Regierung  eines  Staats  durch  die  Versammlung  des  ganzen 
Volks  einen  dem  Geist  unsers  ganzen  modernen  Lebens 
widersprechenden  Rest  der  Barbarei.  Deshalb  weist  er  die 
localen  Angelegenheiten  Unterparlamenten  zu,  welche  er 
gewissermassen  schon  in  England  findet  und  als  eine  Fun- 
damentaleinrichtung für  eine  freie  Regierung  erklärt.  W6)> 
Er  sieht  die  Feinde  des  Repräsentativsystems  nicht  sowol 
in  einer  positiven  Opposition,  als  vielmehr  in  der  Gleich- 
gültigkeit gegen  diese  Regierungsform  und  in  der  Unfähig- 
keit, ihre  Anforderungen  und  ihre  Functionen  zu  verstehen, 


924)  MM,   a.  a.  O.,    S.   96,    112,    114,    129,    132,    14S,    151   fg.> 
304  fg.,  310. 

925)  A.  a.  O.,  S.  92,  314  fg. 
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nicht  auf  die  Angehörigen  jedes  einzelnen  Wahldistricts  be- 
schränkt ist,  so  können  ohnehin  in  jedem  Wahlkreise  poli- 
tisch ausgezeichnete  Männer  aus  dem  ganzen  Land  gewählt 
werden.  Wir  haben  bereits  an  einer  andern  Stelle  bewie- 
sen, dass  das  Volk  „in  abstracto"  weder  gut  noch  schlecht, 
und  dass  es  immer  so  sei,  wie  es  eben  ist,  acceptiren  aber 
die  Meinung  MilVs^  dass  die  Menge  häufig  einen  richtigen 
Instinct  habe  (S.  174)  93S),  welcher  ihr  gestatte,  die  Tüch- 
tigkeit eines  Mannes  zu  erkennen,  wenn  demselben  nur  die 
Möglichkeit  gegeben  ist,  seine  Talente  vor  ihr  zu  entfalten. 
An  den  Mitteln,  dem  Volk  seine  Befähigung  darzulegen, 
fehlt  es  heutzutage  gewiss  nicht;  was  kann  man  aber  von 
einer  „minorite  instruite"  erwarten,  die  sich  vielleicht  noch 
gar  keine  Mühe  gegeben  hat,  ihre  politischen  Talente  vor 
dem  Volk  zu  bethätigen,  die  dagegen  nach  dem  vorherr- 
schenden Geschmack  unserer  sogenannten  Geistesaristokratie 
sich  nicht  verpflichtet  fühlt,'  durch  Beispiele  echter  politi- 
scher Tugend  auf  die  Menge  zu  wirken  und  stets  geneigt 
ist,  die  Lehre  von  dem  beschränkten  Unterthanenverstand 
auf  diejenigen  anzuwenden,  durch  deren  urtheilsvolle  wohl- 
überlegte Wahl  sie  ihr  Mandat  erlangen  sollen.  Das  Volk 
wird  unter  Bezugnahme  auf  die  Idee  einer  Vertretung  der 
„minorite  instruite"  in  einer  neuen  Form  misbraucht  wer- 
den können,  und  die  höhere  Bildung  auf  diese  Weise  auch 
ohne  ihre  Schuld  einen  schweren  Vorwurf  mehr  erhalten. 
Endlich  beweist  leider  die  Erfahrung,  dass  selbst  in  man- 
cher Beziehung  höchst  ausgezeichnete  Minoritäten  für  emi- 
nente Verdienste  durchaus  nicht  empfänglicher  sind  als  Ma- 
joritäten 9S4)  und  dass  die  Geschichte  unter  allen  Formen 
Gerechtigkeit  übt. 

Das  von  ARU  vorgeschlagene  „vote  double44  oder  „plu- 
ral"  ist  eigentlich  nur  die  logische  Consequenz  oder  die 
natürliche  Vollendimg   des    von   ihm   adoptirten  Hare'schea 


933)  Nachträglich  über  die  politischen  Fähigkeiten  des  Volks:  Mar- 
süius  bei  Förster,  a.  a.  0.  Volney,  a.  a.  0.,  S.  569,  570.  Royron,  a.  t. 
O.,  S.  m.  Constant,  a.  a.  0.,  I,  186,  202,  211.  Escher,  a.  a.  0.,  II, 
204.  Einen  interessanten  Auftritt  In  der  portugiesischen  Cortesversamm- 
lung  vom  Jahre  1822  s.  im  Ausland,  1828,  S.  166. 

934)  MW,  a.  a.  0.,  S.  161,  173,  194. 
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Systems,  und  insofern  gebührt  diesem  zweiten  Vorschlag 
MilTs  ein  besonderes  Lob.  Aber  man  mochte  sagen,  dass 
gerade  hierdurch  die  Rechtfertigung  und  Anwendung  des 
Hare'ßchen  Systems  vollständig  unmöglich  geworden  ist. 
Es  ist  vollkommen  richtig,  wenn  Mill  sagt:  „Jeder  muss 
«ine  Stimme  haben,  heisst  nicht,  dass  jeder  die  gleiche 
Stimme  haben  müsse."935)  Aber  wir  bezweifeln,  ob  die 
daraus  gezogene  Schlussfolgerung,  „allgemeines  Stimmrecht, 
aber  mit  Abstufungen",  die  richtige  sei.  Der  wahre  Sinn 
jener  Aeusserung  scheint  uns  darin  zu  liegen,  dass,  wenn 
auch  jeder  eine  Stimme  haben  soll,  doch  nicht  jede  Stimme 
gleich  wiege.  Mill  versucht  die  Stimmen  der  Wähler  schon 
zum  voraus  gesetzlich  ihrem  Gewicht  nach  zu  bestimmen 
und  kommt  auf  diese  Weise  nur  zu  einer  andern  Form  der 
indirecten  Wahlen  oder,  wenn  man  will  986),  zur  Aufstellung 
eines  förmlichen  Censussystems  auf  Grundlage  der  Intelli- 
genz. Ein  Census  der  Intelligenz  ist  gewiss  nicht  minder 
undurchführbar  als  eine  directe  Besteuerung  der  Intelligenz. 
Sehen  wir  übrigens  hiervon  ab,  so  hat  sich  überall,  wo 
ein  wirkliches  öffentliches  Leben  in  eine  Nation  gekommen, 
das  gesetzliche  Durchsieben  der  politischen  Capacitäten,  wie 
es  durch  alle  indirecten  Wahlsysteme  bezweckt  wird,  als 
unpraktisch  erwiesen,  und  der  Census  für  geistige  Qualifica- 
tionen  dürfte  gewiss  noch  geringere  Sicherheit  gewähren, 
als  der  für  das  Vermögen.  Mill  hat  aber  ausdrücklich  alle 
indirecten  Wahlen  verworfen,  und  so  kann  sein  System, 
resp.  die  Repräsentation  der  gebildetem  Minorität  nicht 
ohne  directe  Wahlen  und  das  erwähnte  „vote  double"  zu- 
gleich gedacht  werden.  Materiell,  innerlich  widerspricht 
aber  das  allgemeine  Wahlrecht  mit  Abstufungen  dem  Wesen 
der  directen  Wahlen  und  das  „vote  double"  dem  System 
der  Minoritätenrepräsentation.  Denn  wenn  die  Majorität 
der  Majorität  oft  selbst  nur  eine  Minorität  ist,  so  kann  auch 
durch  das  MilPache  System  die  Majorität  der  Minorität  zur 
Minorität,  die  Minorität  der  Minorität  zur  Majorität  wer- 
den,  und  zwar  einfach  durch  das  „vote  double".    Mill  ge- 


935)  A.  a.  0.,  S.  203. 

936)  Sein  System-  des  „suffrage  unirersel    mais  gradue"  ist  in  der 
That  ein  „suffrage  universel  par  degres"  (a.  a.  0.,  S.  215). 
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steht  selbst  zu,  dass  Restrictionen  der  Antheilnahme  am 
öffentlichen  Leben  nichts  helfen.  Aber  ist  denn  das  „vote 
double"  nicht  eine  Restriction  und  muss  es  nicht  eine  Art 
von  Aristokratie  erzeugen,  die  vielleicht  deshalb  nicht  besser 
ist,  weil  sie  eine  wissenschaftliche  Bildung  besitzt,  welche 
das  Volk  nicht  versteht. 

Dass  Lesen,  Schreiben  und  etwas  Arithmetik  notwen- 
dige Bedingungen  der  Fähigkeit  zur  Ausübung  des  Wahl- 
rechts seien,  geben  wir  ebenso  zu,  wie  dass  das  Wahlrecht 
von  der  Entrichtung  irgendeiner  directen  Steuer  abhängig 
gemacht  werde.  937)  Allein  in  beiden  Beziehungen  hat  der 
Staat  theils  durch  die  Verbesserung  und  Vermehrung  seiner 
Unterrichtsanstalten,  theils  durch  solche  Arten  von  directer 
Besteuerung,  vermöge  welcher  jeder  Staatsangehörige  oder 
doch  eine  viel  grossere  Anzahl  von  erwachsenen  Männern 
zu  den  directen  Steuern  herbeigezogen  werden  kann,  noch 
vieles  zu  thun.  Namentlich  auf  den  letztern  Punkt  legen 
wir  einen  grossen  Werth,  weil  rücksichtlich  seiner  mehr 
durch  Gesetze  geschehen  kann,  als  rücksichtlich  der  allge- 
meinen Volksbildung,  weil  ferner  die  directe  Steuer  für  viele 
eine  gewisse  Energie  der  Berufsthätigkeit  und  eine  gewisse 
Entsagung  mit  sich  bringt,  durch  welche  der  Werth  des 
daran  geknüpften  politischen  Wahlrechts  sich  steigert  und 
dadurch  die  Steuer  selbst  zum  Hebel  politischer  Befähigung, 
zur  Förderung  der  politischen  Bildung  wird.  988)  Sie  er- 
langt dadurch  eine  Art  von  Popularität,  die,  weil  auf  Stei- 
gerung der  politischen  Activität  beruhend,  für  den  organi- 
schen Staat  ebenso  nothwendig  und  nützlich  ist,  wie  die  auf 
dem  Gegentheil  beruhende  Popularität  mancher  indirecten 
Steuern  dem  Wesen  eines  organischen  Staatslebens  entgegen- 
läuft. Wenn  aber  der  Volksunterricht  und  das  Steuerwesen 
in  den  beiden  Richtungen  reformirt  werden,  so  muss  die 
politische  Erkenntniss,  das  Interesse  und  die  Energie  der 
Antheilnahme  an  den  Staatsangelegenheiten  um  so  mehr 
wachsen,  als  zugleich  durch  selfgovernmentales  Leben  in  den 
engern    localen    Kreisen    auch    eine    praktische    Vorbildung 


937)  Mill,  a.  a.  0.,   S.  197,  199,  200. 

938)  Insofern  ist  sie   auch   ein  sicherers   Zeichen  für  politische  Be- 
fähigung, als  der  Besitz  der  Fertigkeit  des  Lesens  und  Schreibens. 
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möglich  gemacht  und  seitens  der  Höhergebildeten  das  Bei- 
spiel wahren  Gemeinsinns  gegeben  wird.  Dann  müssen  un- 
ter allen  Umstanden  die  politischen  Wahlen  bessere  Resul- 
tate liefern  und  die  Höflinge  des  Volks  9")  seltener  werden. 
Auch  dem  Uebel  der  Wahlcorruptionen  kann  nur  auf  diese 
Weise  mit  Erfolg  entgegengetreten  werden,  theils  weil  die 
Wahlen  nicht  mehr  egoistischen  Zwecken  dienen  können, 
theils  weil  es  an  solchen,  die  bestechen,  wie  an  solchen,  die 
sich  bestechen  lassen,  fehlen  wird. 

Zu  alledem  kommt  noch,  dass  dasselbe  System,  wel- 
ches MM  ab  das  System  der  Kopfzahlmajorität  bekämpft, 
in  jedem  Censussystem  wiederkehrt,  selbst  in  dem  eines 
Census  der  Intelligenz.  Denn  auch  bei  diesem  soll  der  po- 
litische Werth  und  Einfluss  durch  Zahlengrössen  ausgespro- 
chen sein.  Ein  solches  System  kann  unvermeidlich  erschei- 
nen und  sogar  die  allgemeine  Meinung  für  sich  haben.  Von 
dem  „vote  plural"  MüUs  kann  weder  das  eine  noch  das 
andere  gesagt  werden,  und  so  fehlen  die  einzigen  beiden 
Gründe,  welche  es  praktisch  zu  rechtfertigen  im  Stande 
wären. 

Auch  ist  es  falsch,  dass  der  Weisere  ein  grösseres 
Recht  habe.  94°)  Er  hat  nur  die  grössere  Pflicht,  oder  ein 
Recht  auf  die  grössere,  seiner  Weisheit  entsprechende  Pflicht- 
leistung. Wenn  diese  Weisheit  auch  weder  zeitungemäss 
wäre,  noch  misbraucht  würde,  was  nützte  sie,  ohne  ver- 
standen zu  sein?  Der  jede  Wirksamkeit  höherer  Bildung 
vergiftende  Neid  würde  um  so  weniger  fehlen,  je  mehr  wahre 
geistige  Befähigung  nicht  erworben,  sondern  angeboren  941), 
politische  Charaktertüchtigkeit  aber  oft  nöthiger,  als  beson- 
deres Wissen  und  gerade  sie  mehr  erworben  als  angeboren 
ist.  Die  höchste  Weisheit  der  Bürger  für  den  Staat  be- 
steht darin,  die  eigenen  Interessen  den  allgemeinen  Bedürf- 
nissen unterzuordnen,  und  wer  immer  auf  diese  Weise  sich 
mit   dem  Staat   zu   identificiren   versteht,    den   werden  die 


939)  Mill,  a.  a.  0.,    S.  192,  258. 

940)  MM,  a.  a.  0.,  S.  206. 

941)  Mill,  a.  a.  0.,  S.  74. 
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Wähler  nicht  unbeachtet  lassen,  wenn  er  nicht  aas  Eitelkeit 
oder  Feigheit,  oder  vielleicht  aus  einem  andern  ehrenhaftem 
Grund  es  unterlässt,  ehrlich  um  das  Vertrauen  des  Volks  zu 
ringen.  Das  durch  die  vorhin  angegebenen  Mittel  politisch 
gehobene  Volk  wird  aber  der  edelsten  Ambition  würdig  und 
gemeiner  Ambition  unzugänglich  sein.  Jeder  Census  er- 
scheint gerade  um  so  verwerflicher,  je  complicirter  er  selbst, 
je  relativer  sein  Masstab,  je  unbestimmter  folglich  auch  sein 
Resultat  ist.  942)  Die  Mittel,  welche  ARU  zur  Verwirklichung 
seines  an  sich  richtigen  Gedankens  in  Vorschlag  bringt  **3), 
würden  nicht  allein  derselben  nicht  dienen,  sondern  auch  zu 
grossem  Nachtheilen  führen,  als  manches  der  bisherigen 
Wahlsysteme.  Ein  gewisser  Unterschied  zwischen  Arbeitern 
und  Arbeitgebern  kann  überhaupt  durch  Wahlgesetze  auch 
nicht  gehoben  werden  und  müsste  die  Minorität  einer  der 
beiden  Klassen  darum  noch  nicht  die  bessere  sein,  weil  sie 
sich  mit  der  Minorität  der  andern  Klasse  verbindet. 

Wir  halten  vom  Standpunkt  unserer  Zeit  aus  eine  mög- 
lichste Erweiterung  der  politischen  Wahlfähigkeit,  und  zwar 
unter  möglichster  Steigerung  der  politischen  Bildung  für 
unvermeidlich.  Wir  sind  ferner  der  Ansicht,  dass  hierdurch 
die  berechtigten  Absichten  MilVs  allein  erreicht  werden  kön- 
nen, während  dieselben  durch  die  Wahlgesetzvorschläge  die- 
ses Autors  unerreichbar  sind.  Die  Gefahren  des  erweiterten 
politischen  Wahlrechts  aber  werden  beseitigt: 

1)    durch   einen   glücklichen  Zustand   des  Landes,    na- 


942)  Die  Censusverfassung  des  Servius  TuUius  entsprach  den  engen, 
durchsichtigen  Verhältnissen  eines  unter  der  Censur  stehenden  Stadt- 
staats, seinen  beschränkten  Vermögensverhältnissen  und  Vermögensarten, 
der  kleinen  Seelenzahl,  dem  gesteigerten  politischen  Ehrgefühl  und  In- 
teresse des  römischen  Bürgers.  Schon  die  Unvermeidlichkeit  der  Selbst- 
fassion in  unsern  Zeiten  spräche  dagegen.  Ein  Minimum  directer  Steuern 
als  Basis  der  politischen  Wahlfähigkeit  aber  ist  kein  Censnssystem. 

943)  Die  Eintheilung  der  Staatsangehörigen  in  „travaillenrs"  und  „em- 
ployeurs  de  travail"  (AM,  a.  a.  O.,  S.  140,  152  fg.,  299),  welche  auch 
Proudhon  zuletzt  angenommen  zu  haben  scheint,  ist  falsch,  da  jeder  Ar- 
beiter zugleich  Arbeitgeber  ist.  Der  nichtsdestoweniger  zwischen  ihnen 
bestehende  Unterschied  wird  durch  kein  Wahlgesetz  aufgehoben  und  ist 
überhaupt  derart,  dass  er  seinem  innern  Wesen  nach  juristisch  nicht 
▼ollständig  erfasst  oder  erschöpft  werden  kann. 
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mentlich  durch  die  Biederkeit  des  Volks  und  die  Ehrlichkeit 
der  Regierung; 

2)  durch  eine  den  höhern  Anforderungen  politischer 
Qualification  entsprechende  Haltung  der  gebildeten  und  hö- 
hern Stände; 

3)  durch  Abhängigmachung  des  activen  Wahlrechts  von 
einer  directen  Steuerprästation  und  durch  möglichste  Aus- 
dehnung des  Systems  der  directen  Steuern; 

4)  durch  Anbahnung  wahrhaft  selfgovernmentaler  Thä- 
tigkeit  in  den  engern  localep  Kreisen  des  Staats  und  einer 
entsprechenden  Organisation  der  vielen  neuen  socialen  Ver- 
hältnisse, wodurch  namentlich  auch  der  grosse  Vortheil  einer 
strengern  Controle  der  Steuerfähigkeit  und  einer  leichtern, 
wie  billigern  Erhebung  der  Steuern  ermöglicht  würde; 

5)  durch  eine  erhebliche  und  sich  immer  weiter  verbrei- 
tende wahre  politische  Bildung  der  grossem  Massen,  welche 
zwar  schon  mit  den  Punkten  unter  1)  bis  4)  zusammen- 
hängt, resp.  durch  dieselben  gefordert  wird,  deren  ener- 
gische und  planmässige  Forderung  aber  auch  die  höchste, 
ernsteste  und  nicht  länger  aufzuschiebende  Sorge  der  Regie- 
rungen werden  muss.  944) 


m.    Wahlen  nach  Interessen,    Ständen,  Local- 
interessen.  946) 

Nicht  Wenige  sind  der  Meinung,  als  ob  die  Bedenken 
gegen  ein  sehr  erweitertes  politisches  Wahlrecht,  nament- 
lich wegen  der  Gefahr  einer  Herrschaft  der  Zahlenmajorität, 
durch  eine  solche  Einrichtung  der  Wahlen  beseitigt  würden, 
▼ermöge  welcher  nach  Ständen  und  Interessen  gewählt  und 
repräsentirt  würde. 

Eine  ähnliche  Bedeutung  haben  jene  Systeme,  welche 
die  Wahlen  lediglich  nach  den  localen  Unterabtheilungen 
des  Landes  eingerichtet  haben  wollen. 


944)  MM,  a.  a.  0.,  S.  111. 

945)  Rollin-Jaecquemiw,  a.  a.  0.,  S.  53.     Grundsätze  der  Realpolitik, 
S.  93.    Nordenflycht,  a.  a.  0.,  S.  355  fg.    MM,  a.  a.  0.,  S.  229. 
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Es  ist  nicht  unsere  Absicht,  zu  untersuchen,  ob  diesen 
Meinungen  immer  die  wahre  constitutionelle  Idee  und  die 
Tendenz  ihrer  ehrlichen  Durchführung  zu  Grunde  gelegen. 
Auch  gedenken  wir  nicht,  die  nach  solchen  Ansichten  zum 
verfassungsmässigen  Bestand  gekommenen  Wahlsysteme  zu 
bekämpfen,  wenn  und  solange  sie  entsprechend  wirksam  und 
in  dieser  Wirksamkeit  anerkannt  sind. 

Dagegen  müssen  wir  sie  wissenschaftlich  und  zwar  so- 
wol  in  ihrem  Verhältniss  zur  constitutionellen  Idee,  als  auch 
in  Bezug  auf  die  Frage,  ob  sie  irgendwo  einzuführen  seien, 
prüfen,  da  in  Beziehung  auf  die  constitutionelle  Wahlgesetz- 
gebung sowol  in  den  Geistern,  als  auch  in  den  parlamen- 
tarischen Verhandlungen  noch  immer  eine  grosse  Lebendig- 
keit herrscht,  und  die  an  die  Stelle  der  Frage  nach  der 
besten  Staatsform  getretene  Frage  nach  dem  besten  Wahl- 
gesetz, wenn  sie  überhaupt  jemals  abgeschlossen  werden 
kann,  jedenfalls  noch  lange  nicht  abgeschlossen  ist. 

Diese  Untersuchung  erscheint  um  so  nöthiger,  als  die 
Freunde  der  in  Rede  stehenden  Wahlsysteme  sich  um  den 
Preis  der  Anerkennung  ihrer  Meinungen  verschiedene  ihnen 
sonst  widerwärtige  Dinge,  z.  B.  das  Einkammersystem,  directe 
Wahlen  u.  dgl.  gefallen  lassen  wollen,  während  umgekehrt 
wieder  die  Gegner  dieser  Systeme  sich  das  eine  oder  das 
andere  derselben  gefallen  lassen,  wenn  man  ihnen  in  den 
letztbezeichneten  Dingen  Concessionen  macht. 

Also  Wahlen  entweder  nach  Standen,  oder  nach  Inter- 
essen oder  nach  Localeinth eilungen  ?  Oder  vielleicht  ein 
Wahlsystem,  welches  eine  Combination  dieser  drei  Grund- 
lägen enthalte? 

Es  ist  klar,  dass  ohne  den  Anschluss  der  Wahlen  an 
die  localen  Einteilungen  des  Landes  keine  Volkswahl  durch- 
geführt werden  kann  und  dass  Stände  und  Interessen  sich 
bei  den  Wahlen  geltend  machen  müssen.  Nichtsdestoweni- 
ger können  wir  doch  in  allen  diesen  Dingen  keinen  prin- 
cipicllen  Ausgangs-  und  folgeweise  auch  Zielpunkt  für 
constitutionelle  Wahlen  finden.  Der  Ausgangs-  und  Ziel- 
punkt constitutioneller  Wahlen  kann  nur  die  organische  Ein- 
heit des  Staats  sein  5  von  dieser  aus  und  für  sie  soll  gewählt 
werden.  Wähler  und  Wählbare,  resp.  Gewählte  müssen, 
ohne  eine  auf  Specialität  beruhende  Zwischengliederung,  ohne 
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dass  die  Wähler  durch  Standesinteressen  oder  Localverschie- 
denheiten  einander  entgegengesetzt  wären,  also  frei  von  je- 
dem Einfluss  speciellerer  Rücksichten,  lediglich  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Bürger  des  ganzen  Staats  von  den  beiden 
grossen  Gesetzen  der  harmonischen  Zusammenstimmung  der 
Lebensrichtungen  und  der  Ausgleichung  zwischen  Staat  und 
Individuum  ausgehen,  resp.  darauf  abzielen,  und  die  Gewähl- 
ten sollen  nur  diejenigen  sein,  welche  es  bereits  selbst  zu 
dieser  Harmonie  und  Ausgleichung  im  eigenen  Wesen  am 
weitesten  gebracht,  zur  Herstellung  derselben  in  dem  reprä- 
sentativen Körper  die  meiste  Fähigkeit  haben. 

Nicht  eitles  Wissen,  protziger  Reich thum,  historischer 
Rang,  sondern  eine  politisch-fruchtbare  Selbstüberwindung 
und  Selbsterziehuug  befähigt,  selbst  wenn  sie  in  sehr  be- 
scheidenen Formen  auftritt,  am  meisten  zur  Erfüllung  der- 
jenigen Pflichten,  die  wir  oben  als  das  Wesentliche  in  der 
Stellung  eines  Volksvertreters  bezeichnet  haben.  Männer 
dieser  Art  werden  sich  regelmässig  nicht  zu  einer  eminenten 
Parteistellung  hindrängen,  und  so  liegt,  wie  auch  die  Erfah- 
rung beweist,  nicht  selten  ein  gesunder  politischer  Instinct 
darin,  dass  die  politischen  Parteien  so  häufig  ihre  eigenen 
eminentesten  Führer  nicht  in  die  Volksvertretung  wählen. 

Man  konnte  uns  den  Einwurf  der  Inconsequenz  machen, 
weil  wir  nicht  ein  Wahlsystem  aufstellen,  von  welchem  die 
politischen  Wahlen  nach  den  drei  Lebensrichtungen  ange- 
ordnet werden,  wozu  dann  noch  die  Einheit  zweier  Kam- 
mern als  die  Ausgleichung  zwischen  Freiheit  und  Ordnung 
von  uns  verlangt  werden  möchte.  Allein  dies  wäre  nur  der 
Vorschlag  zu  einem  doctrinären  System,  welches  dem  innern 
Wesen  unserer  Ideen  am  wenigsten  entspräche.  Denn  Frei- 
heit und  Ordnung,  Individual-  und  Gemeinsinn  verlangen 
wir  in  jedem  Bürger  ausgeglichen,  nicht  in  getrennten  Kam- 
mern und  einzelnen  verfassungsmässigen  Vorschriften  über 
die  formelle  Gültigkeit  eines  Landtagsbeschlusses  dargestellt. 
Auch  die  drei  Lebensrichtungen  können  zum  Behuf  consti- 
tutioneller  Repräsentation  nicht  getrennt  gedacht  werden  und 
keine  derselben  zum  Siege  über  die  andere  bestimmt  sein. 
Auch  kann  keine  derselben  vollständig  in  einen  rechtlichen 
Rahmen  gebracht,  keine  ganz  und  nur  vom  Staate  abhängig 
gemacht  werden.    Ein  Versuch,  mit  dem  Zweikammersystem 
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eine  Repräsentation  der  drei  Lebensrichtungen  zu  verbinden, 
müsste,  abgesehen  von  den  angegebenen  Gründen,  schon 
durch  die  unvermeidliche  Anwendung  mathematischer  Pro- 
portionalzahlen  zu  wahren  Absurditäten  fuhren.  Wäre  aber 
die  Durchführung  eines  solchen  Systems  möglich,  so  wür- 
den, je  vollständiger  sie  wäre,  desto  getrennter  die  dar- 
gestellten Verschiedenheiten  neben-  und  gegeneinander  da- 
stehen und  die  vollkommenste  Realisation  des  Systems  das 
vollendetste  Gegentheil  einer  organisch  einheitlichen  Volks- 
vertretung sein. 

Eine  Vertretung  nach  Ständen  halten  wir  für  das  Em- 
wie  Zweikammersystem  ungeeignet.  Denn  fürs  erste  fehlt 
jede  feste  ständische  Gliederung,  überhaupt  jener  feste  Be- 
griff und  Abschluss  der  Stände,  wie  solche  dem  Mittelalter 
natürlich  waren.  Wir  haben  Stände  ohne  Association  und 
lebendiges  Stand esbewusstsein,  Stände  mit  lebendigem  Be- 
wusstsein,  aber  ohne  Association,  Associationen*  von  Bedeu- 
tung ohne  ständischen  Charakter,  überlebte  Stände,  Leute, 
die  mehrern  Ständen  zugleich  angehören  u.  s.  w.  Zu  alle- 
dem durchaus  noch  keine  entschiedene  Neigung,  jedem  Stand 
oder  jeder  Klasse  die  entsprechende  Repräsentation  zu  ge- 
währen. Und  welches  wäre  denn  die  vernünftig  stichhaltige 
Zahlenproportion  für  die  Vertretung  der  einzelnen  Stände? 
Welche  Stände,  oder  welche  Individuen  und  Klassen  eines 
jeden  Standes  gehören  in  die  erste,  welche  in  die  zweite 
Kammer  und  warum?946)  Wir  meinen,  der  Grunde  genug 
angeführt  zu  haben,  dass  eine  Volksrepräsentation  nach 
Ständen  unmöglich  und,  wenn  sie  irgendwo  vorkommt,  ent- 


946)  Bei  der  Anpreisung  des  Systems  der  Wahlen  nach  Standen 
pflegt  einer  der  wichtigsten  Umstände  ganz  übersehen  zu  werden,  näm- 
lich der,  dass  es  Stände  gibt,  die  ihrer  ganzen  Eigentümlichkeit  naefe 
nur  im  Staat  ihren  Einheits-  und  Schwerpunkt  finden,  wie  s.  B.  der  Mili- 
tär- und  Beamtenstand,  dann  solche,  deren  Schwerpunkt  sogar  ausserhalb 
des  Staats  liegt,  wie  z.  B.  der  katholische  Priesterstand,  ferner  solche, 
die,  was  ihr  Standesbewusstsein  betrifft,'  nicht  leicht  über  die  Local- 
gemeinde  hinausgehen,  wie  der  Bauernstand,  oder,  wenn  sie  es  doch 
thun,  wie  dies  bei  einzelnen  Klassen  des  Stadtbürgerstandes  vorkommt, 
leichter  über  die  Grenzen  des  Staats  hinausgreifen,  als  sich  mit  alles 
Zweigen  des  städtischen  Lebens  identificiren. 
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weder  keine  Volksrepräsentation,  oder  trotz  des  Gesetzes 
keine  standisch  gewählte  Repräsentation  ist.  Zum  Ueber- 
fluss  nur  noch  eine  Frage:  Wen  wählt  der  Stand?  Entweder 
ist  die  Wahl  auf  Standesgenossen  beschränkt,  und  dann 
muss  sie  denjenigen  treffen,  der  vom  Standpunkte  des  Stan- 
des aus  und  für  die  Interessen  desselben,  also  nach  dem 
Masstab  einer  Specialität,  der  Ausgezeichnetste  und,  logisch 
wenigstens,  vom  Standpunkte  der  allgemeinen  Interessen  aus 
und  für  diese  der  am  wenigsten  Geeignete  ist.  Wählt  aber 
der  Stand  diese  Person  nicht,  so  ist  gar  kein  Grund  ge- 
geben, warum  er  besonders  wählen  soll.  Hat  jedoch  das  Ge- 
setz die  Wahlen  des  Standes  nicht  auf  Standesgenossen  be- 
schränkt, so  hat  es  sein  eigenes  Princip  umgestossen. 

Eine  Vertretung  nach  den  Interessen,  aller  vorhandenen 
Interessen,  ist  ein  schönes  Wort,  aber  kein  wahres.  Denn 
es  gibt  eine  Menge  von  Interessen  specieller  Art,  von  den 
rein  persönlichen  an  bis  zu  denen  zahlreicher  Klassen  und 
Districte,  die  entweder  blos  specielle,  oder  zugleich  all- 
gemeine sind.  Wer  entscheidet  über  das  Mass,  in  welchem 
sie  das  eine  oder  das  andere  sein  und  eine  entsprechende 
Vertretung  haben  sollen?  Und  .gleichwie  alle  Klassen  und 
Stände,  nur  als  Besonderheiten  gedacht,  nicht  das  Volk,  so 
sind  auch  alle  nur  möglichen  Interessen  zusammen,  als  Son- 
derinteressen, noch  nicht  das  allgemeine  Interesse.  Dieses 
liegt  vielmehr  in  der  Einheit,  in  dem  Bande,  welches  alle 
einzelnen  Interessen  umsehliesst.  Auch  würde  es  unmöglich 
sein,  selbst  nur  ein  einziges  Interesse  von  allgemeinem  Cha- 
rakter behufs  der  politischen  Wahlen  zu  isoliren  und  sein 
Gewicht  wegen  der  ihm  zu  gewährenden  Zahl  von  Vertre- 
tern gerecht  zu  taxiren.  Jedenfalls  würde  man  die  soge- 
nannten Interessen  weder  von  den  Ständen  und  socialen  Zu- 
sammengehörigkeiten zu  trennen,  noch  aus  den  Localverbän- 
den  zu  reissen  im  Stande  sein.  Dieses  System  ist  daher  un- 
möglich, und  das,  was  man  so  nennt,  kann  nicht  als  die  Ver- 
wirklichung desselben  gelten. 

Die  Aufbauung  des  ganzen  politischen  Wahlsystems 
nach  einer  gewissen  Hierarchie  der  Localverbände  ist  schon 
von  vielen  versucht  worden,  in  neuerer  Zeit  z.  B.  auch  von 
Charles  Müller  und  zwar  in  folgender  Weise:  „Das  allge- 
meine Wahlrecht  bildet  die  Grundlage;   jeder  Franzose  ist 
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Wähler  und  wählbar.  Die  erste  Stufe  der  Repräsentation 
ist  in  der  Ortsgemeinde,  die  zweite  in  den  Cantonen,  in 
welchen  sich  die  Gemeinderäthe  vereinigen,  um  den  Gene- 
ralrath  zu  ernennen.  Der  Departemental-  oder  Provinzial- 
rath  erwählt  den  Deputirten,  und  dies  ist  der  dritte  Grad, 
der  wie  die  beiden  ersten  durch  die  natürliche  Ordnung  an- 
gegeben ist,  in  welcher  sich  das  engere  Interesse  mit  dem 
des  ganzen  Landes  verbindet." 947)  Wollte  man  übrigens  bei 
diesem  System  ganz  unberücksichtigt  lassen,  dass  sich  in 
jedem  Staat  die  localen  und  die  ständischen  Gliederungen 
unvermeidlich  einigermassen  durchbrechen  müssen,  so  muss 
man  doch  in  Anschlag  bringen,  dass  der  Localgeist  die  Mut- 
ter der  Kirchspielpolitik  und  das  Gegen th eil  des  Central- 
geistes  und  einer  wirklichen  Staatspolitik  ist,  dass  mit  einer 
solchen  indirecten  Wahl  alle  Nachtheile  der  indirecten  Wah- 
len im  höchsten  Grade  und  kaum  ein  wirklicher  Vortheil 
derselben  verbunden,  dem  allgemeinen  Stimmrecht  Aber  jede 
Bedeutung,  selbst  der  Werth  eines  Ansporns  zu  einem  echten 
politischen  Streben  entzogen  ist.  Die  Localverbände  sind 
dazu  da,  dass  sie  in  zweckmässiger  Zusammensetzung  ein 
Bild  des  organischen  Lebens  des  Staats  im  Kleinen  ge- 
währen, dass  sie  eine  Schule  der  politischen  Tugend,  nicht 
aber  der  Ausgangspunkt  einer  auf  den  ganzen  Staat  wirken- 
den politischen  Stellung  seien,  dass  sie  für  die  berechtigten 
Particularitäten  ein  geeignetes  Terrain  zu  ihrer  Bethätigung 
gewähren  und  die  allgemeinen  Anordnungen  und  Einrich- 
tungen des  Staate  durch  ihre  eigenen  Organe  verwirklichen. 
Soweit  sie  also  berechtigte  Besonderheiten  darstellen,  sind 
sie  gleichsam  souverän,  in  jeder  andern  Beziehung  aber 
vollkommen  vom  Staat  beherrscht.  Aus  beiden  Gründen 
kann  von  ihnen  ein  Mandat  zur  Nationalrepräsentation  nicht 
ausgehen,  ein  Resultat,  welches  durch  die  Notwendigkeit 
des  Anschlusses  der  Wahlkreise  an  die  bestehenden  Local* 
verbände  nicht  alterirt  wird.  Jeder  Versuch  endlich,  «De 
oder  mehrere  dieser  Systeme  zu  einem  einzigen  zu  verbin- 
den, würde  ausser  den  gegen  jedes  einzelne  coalirte  Glied 
obwaltenden  Gründen  auch  noch  die  absolute  Unzulässigkeit 
jeder  derartigen  Coalition  gegen  sich  haben. 

947)  A.  a.  0.,  S.  140—145. 
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IV.    Directe  und  indirecte  Wahlen.  "*) 

Man  denke  sich  eine  Volksvertretung  mit  zwei  Kam- 
mern, von  denen  die  eine  gar  nicht,  oder  doch  nur  zum 
kleinsten  Theil  vom  Volk  gewählt  ist,  dazu  für  die  Wählbar- 
keit in  die  Zweite  Kammer  einen  hohen  Census,  ferner  Wah- 
len nach  Ständen,  Interessen  oder  Localabtheilungen,  ein- 
seitig von  der  Regierung  combinirte  Wahlkreise,  endlich  eine 
beschränkte  passive  Wahlfähigkeit,  und  frage  sich,  was  unter 
allen  diesen  Umständen  von  der  politischen  Wahlfreiheit  übrig 
sei?  Und  doch  ist  noch  immer  eine  weitere  Möglichkeit  zur 
Beschränkung  dieser  Freiheit  gegeben,  nämlich  durch  das 
System  der  indirecten  Wahlen. 

Es  gibt  sehr  freisinnige  Männer,  wie  z.  B.  einen  La- 
martine,  welcher  ohne  „election  par  degres"  kein  Heil  mit  einer 
Volksvertretung  sich  denken  können,  und  minder  freisinnige, 
welche  absolut  auf  directen  Wahlen  bestehen.  Die  Zahl  der 
für  die  letztern  stimmenden  Politiker  überwiegt  und  wächst 
noch  täglich.  Die  Opposition  gegen  das  System  der  indi- 
recten Wahlen  wird  übrigens  kaum  mehr  doctrinärer  Recht- 
fertigungsgründe sich  zu  bedienen  brauchen  und  die  Ent- 
scheidung zwischen  den  beiden  Wahlsystemen  im  Falle,  wo 
es  sich  um  ein  neues  Wahlgesetz  handelt,  nicht  von  doctri- 
nären  Ansichten,  sondern  von  der  bisherigen  Haltung  der 
Volksvertretung,  von  den  Absichten,  die  man  mit  der  Ver- 
änderung des  Wahlgesetzes  verbindet,  und  von  dem  Ver- 
hältniss  dessen,  was  ein  Wahlgesetz  leisten  kann,  zu  dem, 
was  man  mit  demselben  beabsichtigt,  abhängen.  Völker 
wie  Regierungen  pflegen  aber  erst  dann  mit  einem  bestehen- 
den Wahlgesetz  unzufrieden  zu  werden,  wenn  sie  es  mit  der 
daraus  hervorgegangenen  Repräsentation  geworden  sind,  und 
suchen  nicht  immer  mit  Grund  die  Beseitigung  ihrer  Unzu- 
friedenheit in  einer  Reform  des  Wahlgesetzes. 


948)  Rulin-Jaequemyna,  a.  a.  0.,  S.  74  fg.  Constant,  B.,  a.  a.  O.,  I, 
200  fg.,  204  fg.,  209  fg.  Ouizot,  Memoires,  I,  213.  Viel-Castel,  a.  a.  0., 
IV,  540  fg.;  V,  331,  337.     Escher,  a.  a.  0.,  II,  210.     Rodinger,  a.  a.  0., 

S.  123,  140,  150.     Vacherot,  a.  a.  O.,  S.  353  fg.     Held,  System,  II, 

MM,  a.  a.  0.,  S.  222  fg. 
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Dass  übrigens  die  directen  Wahlen  unter  allen  Um- 
standen möglich  sind,  bedarf  keines  Beweises,  und  dass  man 
2u  Dingen,  die  man  in  einem  Act  thun  kann,  nicht  zwei 
Acte  nehmen  soll,  ist  gar  nicht  zu  bestreiten.  Die  gewöhn- 
lichen Gründe  gegen  die  directen  Wahlen  wurden  meistens 
ebenso  gut  gegen  die  indirecten  gehen.  Wahlbewegungen, 
Wahlumtriebe,  Urtheilslosigkeit  der  Mehrzahl  der  Wähler 
sind  bei  indirecten  Wahlen  nicht  minder  wie  bei  directen 
in  Betracht  zu  ziehen.  Alle  diese  Gründe  wiegen  aber  viel 
schwerer,  wenn  sie,  was  mitunter  nicht  zu  bezweifeln,  auch 
gegen  die  aus  den  Urwahlen  hervorgegangene  Elite  der  Wahl- 
männer geltend  gemacht  werden  können. 

Da  nun  ausserdem  noch  eine  Menge  reeller  und  schwe- 
rer Gründe  gegen  die  indirecten  Wahlen  blos  aus  deren 
eigenem  Wesen,  aus  der  Mittelbarkeit  der  Wahl  entnommen 
werden  müssen,  die  durch  besondere  Vorzüge  derselben 
nicht  einmal  ausgeglichen,  geschweige  überwogen  werden, 
so  kann  man  sich  ohne  ausserordentliche  Gründe  unmöglich 
für  dieselben  entscheiden.  949)  Solche  Gründe  würden  für 
uns  einzig  und  allein  die  Gewohnheit  des  indirecten  Wahl- 
systems und  die  Anhänglichkeit  eines  Volks  an  dieselbe  sein, 
keineswegs  aber,  was  man  gewöhnlich  für  die  indirecten 
Wahlen  anführt,  z.  B.  die  beschränkte  Personalkenntnus 
der  niedern  Kreise  des  Volks,  die  absolute  Notwendigkeit, 
auf  jede  mögliche  Weise  die  numerische  Mehrzahl  zu  para- 
lysiren.  Denn  sowie,  wenn  man  ehrlich  sein  will,  der  Haupt- 
grund und  die  volle  Rechtfertigung  der  directen  Wahlen  in 
dem  von  der  Theorie,  wie  von  den  Gesetzen  anerkannten 
Princip  der  Wahlfreiheit  liegt,  so  kann  man,  wenn  man 
gleich  ehrlich  sein  will,  für  die  indirecten  Wahlen  keinen 
andern  Hauptgrund  angeben,  als  den,  dass  man  die  Wahl- 
freiheit zu  beschränken  und  gewisse  Klassen  zu  bevorrechten 
oder  ihnen  doch,  und  wäre  es  auch  in  der  allerbesten  Ab- 
sicht, einen  alleinigen  oder  übermächtigen  Einfluss  zu  ver- 
schaffen sucht. 

Das  directe  Wahlrecht   ist   übrigens  ohnehin  durchaus 


949)   Hierin    liegt   eine   Modifikation   unserer    im    System,    Thl.  D, 
S.  499,  Note  3,  froher  ausgesprochenen  Meinung. 


Einige  Hauptfragen  des  constitutionellen  Wahlrechts.    883 

nichts  absolut  Freies;  es  hat  im  Gegentheil  die  innere  Schranke 
der  politischen  Pflicht  und  die  äussere  Schranke  der  pas- 
siven Wahlfähigkeit.  Die  zu  rechtfertigenden  Beschrän- 
kungen der  Wahlfreiheit  können  aber  vernünftigerweise 
nicht  darin  liegen,  dass  der  zur  Wahl  Berechtigte  doch  an 
der  Wahl  des  Abgeordneten  keinen  Antheil  nimmt,  obgleich 
er  wählt.  Infolge  von  indirecten  Wahlen  muss  bei  einem 
frischen  politischen  Leben  in  den  sogenannten  Urwählern 
ein  nicht  zu  überwindender  Drang  entstehen,  die  von  ihnen 
gewählten  Wahlmänner  irgendwie  an  ihre  eigenen  Ansichten 
zu  binden,  und  wenn  sie  denselben  auch  nicht  die  zu  wäh- 
lende Person  designiren,  so  werden  sie  doch  wenigstens  ver- 
langen, dass  ihre  Gewählten  wieder  in  einer  bestimmten 
politischen  Richtung  weiter  wählen.  Und  derlei  Anforde- 
rungen sind  vollständig  berechtigt.  Denn  nur  von  dem  ver- 
fassungsmässig gewählten  repräsentativen  Korper  gilt,  dass 
er  die  öffentliche  Meinung  der  Nation  vertritt  und  in  seiner 
eigenen  Meinung  durch  die  Ansicht  keines  Wahlkreises  oder 
sonst  eines  Theils  des  Volks  gebunden  sein  könne;  nur  für 
den  gewählten  Abgeordneten  ist  das  Princip  der  Freiheit 
seiner  politischen  Ansicht,  wie  sich  diese  möglicherweise, 
namentlich  für  einzelne  Gegenstände,  erst  während  der  par- 
lamentarischen Verhandlungen  darüber  feststellt,  festzuhalten* 
für  ein  Wahlmännercollegium,  beziehungsweise  für  die  Wahl- 
männer, wie  sie  zwischen  den  Ur wahlberechtigten  und  dem 
Gewählten  stehen,  kann  dieser  Grundsatz  nicht  aufgestellt 
werden. 

Es  versteht  sich  von  seibat,  dass  das  System  der  direc- 
ten  Wahlen,  bei  welchem  natürlich  auch  eine  Vielzahl  von 
Schranken  der  Wahlfreiheit  bestehen  kann  und  muss,  nicht 
etwa  dazu  benutzt  werden  darf,  um  sich  damit  für  die  ge- 
rechten Anforderungen  einer  entsprechenden  Erweiterung  der 
politischen  Wahlfähigkeit  gleichsam  abzufinden. 

Man  kann  überhaupt  sagen,  dass  ein  indirectes  Wahl- 
recht, wenn  es  nicht  den  Erfolg  des  directen  hat,  oder  wenn 
seine  Erfolge  nicht  so  aufgenommen  werden  —  eine  Voraus- 
setzung, für  welche  jede  Garantie  fehlt  — ,  gar  kein  Wahlrecht 
sei.  Uebrigens  muss  man  nicht  glauben,  dass  mit  der  Ein- 
führung directer  Wahlen  alles  geschehen  wäre.  So  hat  z.  B. 
Frankreich,   ausser   dem   allgemeinen  Stimmrecht   und  dem 

56* 
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Bailot,  directe  Wahlen.  Trotz  alledem  ist  nur  eine  kleine 
Zahl  unabhängiger  und  ausgezeichneter  Manner  in  die  „Cham- 
bre  legislative"  gekommen,  der  es  trotz  wachsender  Attrac- 
tionskraft  in  einem  Zeitraum  von  vier  Jahren,  d.  h.  seit  der 
Fortschritt  der  Freiheit  in  der  Gestattung  einer  Adress- 
debatte aufgetreten  ist,  nicht  gelungen,  mit  den  stärksten 
Sympathien  im  Land  und  mit  einer  hohen  parlamentarischen 
Befähigung  auch  nur  den  kleinsten  Wunsch  der  Minorität 
in  die  Adresse  „hineinzuamendiren".  Dagegen  hatte  in 
Nordamerika  die  durch  die  Südstaaten  repräsentirte  Mino- 
rität lange  die  ganze  Union  beherrscht,  bis  die  Ueber- 
zeugung  tagte,  dass  die  Partei  der  Antisklaverei  oder  des 
Nordens  sowol  in-  als  extensiv  die  wahre  Majorität  ge- 
worden war. 

Naturlich  ist  aber  die  Frage,  ob  directe  oder  indirecte 
Wahlen,  eine  andere  für  die  Repräsentation  in  einem  Ein- 
heitsstaat, eine  andere  für  die  Vertretung  der  einzelnen  Glie- 
der in  einer  Conföderation.  Wir  werden  unten,  wenn  wir 
von  dem  Verhältniss  des  Constitutionalismus  zur  deutschen 
Frage  sprechen,  den  zweiten  Fall  ins  Auge  fassen. 


V.    Dauer  der  Wahlperioden.  95°) 

Die  Frage,  wie  lange  Wahlperioden  oder  Wahlmandate 
dauern  sollen,  ist  eigentlich  eine  offene.  Man  kann  nur 
sagen,  sie  sollen  weder  zu  lang,  noch  zu  kurz  sein. 

Der  Hauptgrund,  warum'  sie  nicht  zu  lang  sein  sollen, 
dürfte  derselbe  sein,  warum  es  nicht  wünschenswerte  ist, 
dass  die  Versammlungen  der  Volksvertretungen  nicht  zu 
lange  währen,  nämlich,  dass  es  niemanden  eine  zu  grosse 
Last  werde,  Abgeordneter  zu  sein.  Er  hängt  demnach  zu- 
letzt mit  dem  Princip  der  Wahlfreiheit  zusammen,  indem  die 
nicht  zu  lange  Dauer  der  Function  als  Volksvertreter  die 
Möglichkeit  gibt,  Männer  zu  wählen,  die  bei  zu  langer 
Dauer  die  Wahl  nicht  annehmen  könnten.  Denn  das  Amt 
des  Abgeordneten  ist,   wenn  ernst  genommen,   so  schwierig 
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und  nach  den  gewöhnlichen  Ansichten  über  lohnende  Be- 
schäftigungen für  den  ehrlichen  Mann  so  undankbar,  dass 
ernste  und  ehrliche  Männer  vor  der  Bewerbung  um  die  Wahl 
oder  nach  erfolgter  Wahl  sich  fragen  müssen,  ob  sie  ein 
solches  Amt  mit  ihren  frühem  Pflichten  vereinigen  können. 
Und  diese  Frage  wird,  je  besser  der  Mann,  desto  leichter 
verneinend  ausfallen.  Wenn  es  aber  kein  Mittel  gibt,  den  An- 
drang Unwürdiger  zur  Candidatur  und  die  Erwählung  der- 
selben zu  hindern,  so  muss  um  so  mehr  alles  beseitigt  wer- 
den, was  gerade  die  Würdigsten  noch  mehr  bestimmen 
könnte,  sich  der  Candidatur  oder  der  Annahme  der  Wahl 
zu  enthalten.  Offenbar  gehören  zu  lange  Wahlperioden 
hierher. 

Ein  weiterer  Grund  gegen  zu  lange  Wahlperioden 
wird  gewöhnlich  in  dem  Wechsel  der  herrschenden  Ideen 
gefunden,  der  sich  innerhalb  unverhältnissmässig  langer 
Wahlperioden  vollziehe,  und  infolge  dessen  dann  die  Volks- 
vertretung nicht  mehr  der  richtige  Ausdruck  der  veränder- 
ten Meinung  sei.  Wir  können  diesen  Grund  nur  ausnahms- 
weise anerkennen,  nämlich  für  Zeiten,  in  welchen  der  be- 
sonders lebhaften  Entwickelungen  wegen  ein  häufiger, 
schneller  und  zu  Extremen  geneigter  Umschlag  der  politi- 
schen Meinung  stattfindet.  Abgesehen  von  solchen  Aus- 
nahmezuständen ist  kein  Grund  gegeben,  eine  tüchtig  ge- 
wählte Volksvertretung  für  unfähig  zu  erachten,  den  Verän- 
derungen in  der  öffentlichen  Meinung  zu  folgen,  vorausge- 
setzt, dass  sie  das  Vertrauen  des  Volks,  resp.  dass  das  Volk 
hinreichend  politische  Bildung  besitzt,  um  eine  staatsmän- 
nische Modifikation  der  Ansichten  seiner  Vertreter  nicht  für 
politische  Charakterlosigkeit  zu  erklären.  An  diesen  Vor- 
aussetzungen wird  es  gleichfalls  in  ruhigen  Zeiten  nieht 
fehlen,  weshalb  denn  auch  die  Zusammensetzung  der  Wahl- 
kammern  häufig,  trotz  mehrfach  stattgehabter  Wahlen, 
lange  im  wesentlichen  dieselbe  bleibt.  Dieselbe  Stetigkeit 
findet  sich  selbst  in  bewegtem  Zeiten,  wie  dies  vielfache 
Experimente  mit  der  Befugniss  der  Kammerauflösung  be- 
weisen, und  sogar  in  sehr  aufgeregten  Zeiten,  wenn  die  politische 
Richtung  der  Wähler  eine  ganz  entschiedene  ist.  Immer 
aber  erscheint  es  vom  höchsten  Werth,  eine  Bestätigung 
dafür  zu  haben,  ob  das  Vertrauen  des  Volks  seinen  frühern 
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Vertretern  geblieben,  oder  ob  es  auf  andere  Manner  über- 
gegangen ist,  und  da  das  Vorhandensein  der  Voraussetzun- 
gen für  die  Zulässigkeit  langer  Wahlperioden  nicht  besser 
bewiesen  werden  kann,  als  durch  Wiederwahl  der  bisherigen 
Vertreter,  so  sind  kurze  Wahlperioden  um  so  empfehlens- 
werter, je  öfter  jene  Voraussetzungen  wirklich  fehlen  oder 
als  fehlend  behauptet  werden.  Selbst  für  den  Fall,  dass 
die  fortwährende  Wiedererwählung  der  frühern  Abgeordne- 
ten ein  Zeichen  der  Einschüchterung  oder  der  Lethargie  wäre, 
müsste  man  kürzere  Wahlperioden  als  Mittel  der  Anregung 
politischen  Lebens,  als  Gelegenheit  zum  Hervortreten  neuer 
politischer  Charaktere  erwünscht  finden. 

Zu  lange  Wahlperioden  bringen  aber  auch  die  Gefahr 
einer  fast  ständigen  und  einer  unconstitutionellen  Aristo- 
kratie mit  sich.  Die  siebenjährige  Wahlperiode  des  engli- 
schen Unterhauses  hängt  als  Ursache  und  als  Consequenz 
mit  der  Herrschaft  der  englischen  Aristokratie  innig  zusam- 
men, und  sowie  eine  durchgreifende  Parlamentsreform  das 
ganze  englische  Regierungssystem  verändern  muss,  und  die 
betreffenden  Reformideen  wirklich  aus  der  Ueberzeugung 
von  der  Notwendigkeit  der  Reform  hervorgehen,  so  wird 
auch  eine  derartige  Parlamentsreform  sicherlich  die  sieben- 
jährige Wahlperiode  nicht  unverändert  stehen  lassen. 

Wir  halten  es  nicht  für  nothwendig,  die  Gründe  gegen 
zu  kurze  Wahlperioden  an-  und  auszuführen;  sie  ergeben 
sich  von  selbst. 

Das  Mass  der  Wahlperioden  muss  sich  daher  bei  jedem 
Volk  nach  dem  Grad  seiner  Beweglichkeit  in  politischen 
Dingen  und  in  jeder  Zeit  wieder  nach  der  Bewegung  und 
den  herrschenden  Ideen  richten.  Wie  unsere ,  Verhaltnisse 
gegenwärtig  sind,  halten  wir  es  bei  nicht  zu  langen  Wahl- 
perioden dem  Constitutionalismus  für  minder  gefährlich, 
dass  eine  Kammer,  trotz  eingetretener  Veränderung  in  der 
öffentlichen  Meinung,  ihr  bei  der  Wahl  übernommenes  Man- 
dat festhalte  und  lieber  ihre  Auflosung  erwarte,  als  dass  sie 
mit  jener  Veränderung  auch  ihre  eigene  mandatmassig  über- 
nommene politische  Richtung  wechsele. 


Einige  Hauptfragen  des  constitationellen  Wahlrechts.      887 

VI.    Neuwahlen.    Die  Frage  nach  der  totalen  oder 
partiellen  Erneuerung  der  Wahlkammern.951) 

Es  wird  wol  kaum  eine  constitutionelle  Verfassung  ge- 
ben, in  welcher  nicht  der  Gedanke  Ausdruck  gefunden  hätte, 
die  Wähler  ertheilten  das  Mandat  für  die  ganze  Dauer  der 
gesetzlichen  Wahlperiode  nur  unter  der  Bedingung,  dass 
der  Gewählte  während  der  Dauer  dieses  Mandats  keine 
Vortheile  von  der  Regierung  annehme,  die  nicht  schon  zur 
Zeit  der  Wahl  bestanden.  Gewöhnlich  wird  dies  so  ausge- 
druckt, dass  jede  innerhalb  dieses  Zeitraums  erfolgte  An- 
stellung oder  Beförderung  das  Mandat  aufhebe. 

Es  drängen  sich  hierbei  mancherlei  Gedanken  auf.  Ein- 
mal, dass  in  einem  republikanischen  Staat  die  Sache  eigent- 
lich gar  keine  Bedeutung  haben  sollte,  theils,  weil  das  Volk 
oder  seine  Repräsentation  selbst  Souverän  ist;  dann  weil  in 
den  Republiken  die  wenigen  Beamten  vom  Volk  oder  in 
dessen  Auftrag  gewählt  werden  und  die  ganze  Idee  einer 
Corrumpirung  der  Repräsentanten  durch  Gnadenertheilungen 
seitens  der  Regierung  kaum  platzgreifen  zu  können  scheint. 
Ueberhaupt  möchte  man  erwägen,  dass  zu  solchen  Anstel- 
lungen oder  Beförderungen  immer  Zwei  gehören  und  der 
Abgeordnete  nicht  zur  Annahme  derselben  gezwungen  wer- 
den kann,,  dass  aber  die  Regierung  dadurch  nicht  nur  einen 
ihr  feindseligen,  sondern  auch  einen  ihr  zugeneigten  Abge- 
ordneten geradezu  unmöglich  oder  doch  einflusslos  machen 
könnte. 

Immer  aber  sind  viele  Fälle  bekannt  und  also  zu  wür- 
digen, wo  die  energischsten  Oppositionsmänner  durch  An- 
stellung oder  Beförderung  ins  gerade  Gegentheil  verwandelt 
wurden. 

Es  ist  dagegen  auch  in  Anschlag  zu  bringen,  dass  eine 
Regierung  nicht  gehindert  sein  darf,  Abgeordnete,  die  sie 
zu  einem  wichtigen  öffentlichen  Dienst  braucht,  trotz  ihres 
Mandats  dazu  zu  bestimmen,  und  dass  das  Volksvertreter- 
mandat kein  Hinderniss  gegen  die  Carriere  im  Staatsdienst 


951)  Constant,  £.,  a.  a.  0.,  I,  228  fg.     Viel-Castel,  a.  a.  0.,  V,  372. 
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sein  soll.  Endlich  darf  nicht  übersehen  werden,  das*  es 
bekanntlich  noch  viele  andere,  nicht  gesetzlich  zu  verbie- 
tende oder  doch  nicht  zu  hindernde  Vortheile  gibt,  zu  wel- 
chen der  Abgeordnete  seine  Stellung  ausbeuten  kann,  z.  B. 
Versprechungen ,  indirecte  Vortheile  in  Beziehung  auf  An- 
gehörige u.  s.  w. ,  während  andererseits  manche  Vortheile 
sich  durch  die  Abgeordnetenstellungen  von  selbst  ergeben 
und  billigerweise  auch  gar  nicht  verhindert  werden  sollten. 

Die  Aufhebung  des  Mandats  aus  dem  in  Frage  stehen- 
den Grund  betrifft  daher  nur  Beamte  und  erschöpft  die  Sache 
nicht,  obgleich  sie  das  Aeusserste  thut,  was  durch  das  Ge- 
setz geschehen  kann.  Sie  trifft  Beamte,  die  durch  ihre  Er- 
wähltwerdung  das  Zeichen  des  Volksvertrauens  erhalten  zu 
haben  präsumirt  werden  müssen,  wenn  anders  die  Wahlen 
richtig  waren,  und  unterwirft  sie  nach  eingetretener  Anstel- 
lung oder  Beförderung  in  der  Gestalt  der  Neuwahl  für  die 
Dauer  des  ursprünglichen  Mandats  gleichsam  einer  Probe. 
Es  ist  also  mehr  eine  Suspension  des  ursprünglichen  Man- 
dats, welches  unter  einer  Bedingung  ertheilt  worden  war, 
und  die  Neuwahl  erscheint  als  die  Erklärung,  dass  wegen 
oder  trotz  Nichterfüllung  dieser  Bedingung  das  Mandat 
fortbestehen  soll  oder  nicht.  952) 

Was  ist  nun  der  wahre  Grund  und  der  gesunde  Kern 
der  hierhergehörigen  Einrichtungen?  Für  einen  Staat  in 
normalen  Verhältnissen  wenigstens  konnten  wir  denselben 
nie  in  einer  principiellen  Opposition  zwischen  der  Regierung 
und  der  Abgeordnetenkammer  finden,  also  auch  nicht  in 
einem  Mistrauen  zwischen  beiden,  dieser  Quelle  und  Frucht 
aller  Feindschaft.  Wir  müssen  ihn  daher  wo  anders  suchen, 
und  finden  ihn  in  dem  unentbehrlichen  Hecht  des  Abgeord- 
neten, seine  Loyalität  gegen  die  Wähler  trotz  der  Annahme 
einer  Anstellung  oder  Beförderung  über  jeden  Zweifel  zu 
erheben  und  den  Verdacht,  der  seine  Wirksamkeit  vernich- 
ten müsste,  auszuschliessen ;  zugleich  aber  in  dem  nicht 
minder  unentbehrlichen  Recht  der  Regierung,  jeden  Vor- 
wurf parteilicher  Handlungsweise  oder  gleichsam  nachträg- 
licher Fälschung  der  Wahlen  unmöglich  oder  doch  wenig- 
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etens  rechtlich  unwirksam  zu  machen.  Denn  offenbar  ist 
das  Interesse  der  Gewählten  und  der  Regierung,  wenn  man 
tiefer  blickt,  nicht  minder  engagirt  als  das  der  Wähler,  und 
da  überhaupt  die  Interessen  von  allen  dreien,  wenn  es  sich 
um  die  Volksvertretung  handelt,  nicht  getrennt  gedacht  wer- 
den dürfen,  so  fügt  sich  die  fragliche  Aufhebung  des  Mandats 
nach  der  von  uns  versuchten  Erklärung  ganz  organisch  in 
die  Gesammtheit  der  constitutionellen  Einrichtungen  ein. 
Dass  dabei  das  Gesetz  eine  Menge  von  Fällen,  welche  die 
Aufhebung  des  Mandats  auf  dieselben  Grunde  hin  wün- 
schenswert machen  würden,  nicht  zu  erreichen  vermag, 
beweist  aufs  neue,  dass  gerade  der  constitutionelle  Staat  am 
wenigsten  durch  die  Rechtsstaatstheorie  erschöpft  werden 
kann,  und  dass  auch  hier  das  Beste  von  einer  tüchtigen  po- 
litischen Volksbildung,  dieser  einzigen  Quelle  einer  wahren 
politischen  Moralität,  abhänge. 

Unter  den  constitutionellen  Wahlsystemen  findet  noch 
insofern  eine  wichtige  Verschiedenheit  statt,  als  nach  den 
einen  sämmüiche  Wahlmandate  für  die  ganze  Dauer  der 
Wahlperiode  gegeben  werden  und,  den  Fall  einer  Kammer- 
auflösung abgerechnet,  auch  bis  zum  vollständigen  Ablauf 
derselben  dauern,  nach  den  andern  dagegen  in  bestimmten 
Perioden  immer  nur  ein  Theil  der  Abgeordneten  neu  ge- 
wählt werden  muss,  während  die  übrigen  ihr  Mandat  be- 
halten, bis  auch  sie  die  Reihe  trifft.  Man  nennt  das  erste 
dieser  beiden  Systeme  das  der  totalen,  das  andere  das  der 
partialen  Erneuerung.  9Ö3) 

Man  hat  das  System  der  Partialerneuerung  durch  die 
Notwendigkeit  der  Erhaltung  eines  festen,  geschäftserfah- 
renen Stocks  in  den  Wahlhäusern  um  so  mehr  rechtfertigen 
zu  können  geglaubt,  als  einmal  dadurch  die  mit  den  Wahlen 
verbundenen  Uebelstände  auf  ein  geringeres  Mass  reducirt 
und  fürs  zweite  in  die  ausserdem  zu  voluble  Politik  der 
Wahlkammern  einige  Stabilität  gebracht  werde.  Dieser  letz- 
tere Grund  würde  übrigens  jedenfalls  nur  bei  dem  Einkam- 
mersystem, und  selbst  bei  diesem  lediglich  dann  platz- 
greifen können,    wenn  alle  Glieder  des  einen  Hauses  durch 
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Wahlen  bestimmt  und  bei  diesen  Wahlen  auf  eine  selbstän- 
dige Vertretung  der  erhaltenden  politischen  Richtung  keine 
Rücksicht  genommen  wäre.  In  diesem  Fall  würde  nach 
der  ge wohnlichen,  theoretisch  übrigens  von  uns  nicht  ge- 
theilten  Meinung,  die  Partialerneuerung  gerechtfertigt  sein, 
wenn  erfahrungsmässig  die  von  ihr  erwarteten  Wirkungen 
mit  einiger  Sicherheit  in  Aussicht  ständen. 

Dem  ist  aber  nicht  so.  Denn  fürs  erste  kann  man  nie 
vorauswissen,  wer  bei  solchen  partiellen  Erneuerungen  bleibt 
und  wer  neu  in  die  Kammer  tritt.  Die  Uebelstande  der 
Wahlen  werden  bei  partiellen  Wahlen  nicht  nur  nicht  feh- 
len, sondern  müssen  sich  im  Gegentheil  noch  steigern,  weil 
bei  denselben  entweder  eine  grossere  Gleichgültigkeit  oder 
eine  gesteigerte  Leidenschaftlichkeit  eintreten  muss,  indem 
man  nothwendig  mit  der  Theilwahl  dieselben  Gesinnungen 
in  einem  höhern  Grad  verbindet,  mit  denen  man  die  Total- 
wahl betrachten  würde.  Stabilität  ist  gleich  Volubilität  an 
sich  weder  gut  noch  schlecht,  und  wenn  die  Partialerneue- 
rung die  durch  sie  ohnehin  sehr  beschränkte  Wahlfreiheit 
nicht  ganz  aufheben  soll,  so  kann  das  Gesetz  nur  die  Zahl 
der  partiell  Austretenden,  und  muss  das  Los  die  betreffen- 
den Persönlichkeiten  bestimmen;  rechnet  man  die  Unsicher- 
heit der  Resultate  der  Neuwahl  hinzu,  so  muss  man  ein- 
sehen, dass  durch  das  System  der  Partialerneuerung  keines- 
wegs mit  Sicherheit  auf  die  Erhaltung  einer  bestimmten 
politischen  Richtung  in  der  Kammer  gerechnet  werden  kann. 
Zudem  hat  die  Erfahrung  gelehrt,  dass  in  den  Wahlhäusern 
trotz  der  Totalerneuerung,  regelmässig  wenigstens,  auf  längere 
Zeit  ein  dauerhafter  Stock  zu  Stande  kommt  und  eine  ge- 
wisse Stabilität  in  der  vorherrschenden  politischen  Richtung 
eintritt.  Endlich  aber  dürfen  wirklich  zeitgemässe  und  zur 
Anerkennung  gelangte  politische  Ideen  nicht  in  den  consti- 
tutionellen  Korpern  selbst  mit  einer  durch  ungeschickte  con- 
stitutionelle  Einrichtungen  begründeten,  unbeweglichen  Ver- 
gangenheit  in  einen  lediglich  von  einem  gewissen  Zeitablauf 
bedingten  Kampf  gebracht  werden. 

Die  nur  partielle  Erneuerung  wäre  demnach,  auch  gegen 
das  Gesetz  der  organischen  Entwicklung. 

Man  führe  nicht  an,  dass  sich  eine  derartige  partielle 
Erneuerung    in    andern    gewählten    Repräsentantenkörpern, 
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,z.  B.  bei  Bürgerausschüssen  oder  Gemeindebevollmächtigten- 
Collegien  mit  gutem  Erfolg  bewährt  habe.  Denn  zunächst 
ist  es  ja  nicht  erwiesen,  dass  eine  vollständige  Erneuerung 
derselben  einen  minder  guten  Erfolg  gehabt  hätte.  Dagegen 
ist  zu  beweisen,  dass  das  System  der  partiellen  Erneuerung 
auch  in  solchen  Collegien  grosse  Nachtheile  haben  kann. 
Findet  z.  B.  ein  entschiedener  Wechsel  in  den  leitenden 
Grundsätzen  über  die  Gemeindeverwaltung  statt,  oder  tritt 
ein  solcher,  nachdem  er  längst  vorbereitet  gewesen,  endlich 
mit  Bewusstsein  und  Willen  hervor,  so  ist  eine  nur  partielle 
Erneuerung  das  widerwärtigste,  zweckloseste,  möglicherweise 
schädlichste  Hinderniss  für  die  Geltendmachung  der  nun 
einmal  herrschenden  Ideen  oder  führt  zu  einer  immer  be- 
denklichen Inconsequenz  der  im  Collegium  verbleibenden, 
früher  eine  andere  Richtung  vertretenden  Mitglieder.  Fin- 
det aber  ein  solcher  Wechsel  nicht  statt,  so  fehlt  jeder 
Grund  einer  blos  partiellen  Erneuerung,  welche  vielmehr 
gerade  selbst  erst  zur  Hervorrufung  feindseliger  Gegensätze 
reizen  könnte.  Das  Wichtigste  aber  ist,  dass  der  Charakter 
und  die  Situation  derartiger  gewählter  Korper  ganz  andere 
sind,  als  die  eines  Abgeordnetenhauses.  Denn  die  Haupt- 
thätigkeit  der  Gemeindeorgane  ist,  abgesehen  von  den  rein 
localen  und  mehr  oder  weniger  der  freien  Disposition  der 
Gemeinden  anheimgegebenen  Angelegenheiten,  die  Anwen- 
dung, der  Vollzug  der  bestehenden  Gesetze  und  Verordnun- 
gen. Auch  verlangen  die  eigentlichen  Gemeindeangelegenheiten, 
z.  B.  die  Verwaltung  von  Stiftungen,  die  Aufsicht  über  Ge- 
meindeanstalten u.  s.  w.,  mitunter  eine  längere  Vertraut- 
heit mit  dem  fraglichen  Gegenstand  und  besondere  Ge- 
schäftskenntnisse, die  nur  durch  Zeit  und  Uebung  erworben 
werden  können.  Darum  dauern  auch  die  Mandate  solcher 
Gemeindecollegien  in  der  Regel  länger  als  andere  Wahl- 
mandate, und  wenngleich  nicht  zu  leugnen  ist,  dass  jene 
Collegien  dem  Magistrat  gegenüber  in  Gemeindeangelegen- 
heiten eine  Art  von  repräsentativer  Stellung  haben,  so  wer- 
den die  angedeuteten  Gründe  doch  genügen,  um  eine  ana- 
loge Anwendung  des  Systems  der  Partialerneuerung  von 
ihnen  auf  die  Wahlkammern  der  constitutionellen  Korper  als 
nicht  geeignet  erscheinen  zu  lassen. 
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VII.    Paxlamentsusancen,  Präcedenzfiüle.     Conti- 
nuität  der  Kammern.  *") 

Haben  die  Parlamente,  resp.  die  einzelnen  Häuser  das 
Recht,  gewisse  Dinge  usancemässig  festzustellen?  Ist  ein 
späteres  Parlament  an  die  Beschlüsse  des  frühern  gebunden? 

Offenbar  stehen  beide  Fragen  in  einem  gewissen  Rap- 
port miteinander,  während  sie  doch  auch  theilweise  auf  ver- 
schiedenes gehen. 

Parlamentsusancen  gibt  es  überall,  und  was  die  zweite 
Frage  angeht,  so  sehen  wir,  dass  die  Geschichte  Beispiele 
sowol  für  deren  Bejahung  wie  Verneinung  hat. 

Parlamentsusancen  binden  natürlich,  wo  das  Parlament 
nicht  selbst  Souverän,  zunächst,  d.  b.  ohne  Sanction  des 
Souveräns,  nur  das  Parlament  selbst,  imd  zwar  nur  in  Be- 
zug auf  die  Gegenstände  seiner  Autonomie,  also  z.  B.  in 
Betreff  der  seiner  Selbstbestimmung  überlassenen  Punkte  der 
Geschäftsordnung.  Parlamentsusancen  erscheinen  demnach 
wie  ein  zwischen  den  Parlamentsgliedern  und  für  sie  paetir- 
tes  Gewohnheitsrecht.  Sie  sind  begrenzt  durch  die  beste- 
henden Gesetze,  denen  sie  juristisch  nicht  derogiren  können, 
und  werden  in  dem  Mass  häufiger  sein,  je  mehr  ein  Parla- 
ment aus  sich  selbst  geworden,  nicht  von  aussen  her  ge- 
macht ist,  je  mehr  dasselbe  als  ausschliesslicher  oder  theil- 
weiser  Träger  der  Souveränetät  gilt,  je  mehr  es  an  einer 
gesetzlich  festgestellten,  formlich  redigirten  Geschäftsordnung 
fehlt.  Etwas  ganz  anderes  sind  Parlamentsbeschlüsse,  näm- 
lich verfassungsmässige  Entscheidungen  des  Parlaments  über 
die  zur  Berathung  gekommenen  Fragen,  namentlich  der  Ge- 
setzgebung für  das  ganze  Land,  wenn  sie  sich  auch  aus- 
nahmsweise auf  anderes  beziehen  können,  z.  B.  auf  die  Ge- 
schäftsordnung, auf  die  Anklage  der  Minister,  auf  die  Stel- 
lung von  Bitten,  Anträgen,  Beschwerden,  auf  die  Fassung 
von  Resolutionen  u.  8.  w. 

Wenn  man  jedoch  die  Bedeutung  der  Geschäftsbeband- 
lungsformen  *ö6),  den  Geist,  der  sie  hervorruft,  und  die  Re- 


954)  Held,  System,  II,  536. 

955)  Escher,  a.  a.  O.,  II,  268. 
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sultate,  welche  sie  für  die  Beschlüsse  des  Parlaments  haben 
können,  näher  prüft,  wenn  man  erwägt,  in  welchem  innigen 
Zusammenhang  die  allgemeinen  Verfassungsprincipien  und 
die  bestehenden  gesetzlichen  Schranken  mit  dem  Gebiet  der 
den  Parlamenten  freigelassenen  Autonomie  stehen,  so  wird 
man  zur  Erkenntniss  kommen,  dass  Usancen  selbst  inner- 
halb dieser  Schranken  wenigstens  mittelbar  eine  grosse 
praktische  Bedeutung  für  das  öffentliche  Recht  haben 
können. 

So  tritt  wiederum  die  Einheit  des  ganzen  öffentlichen 
Lebens  und  die  nirgends  allein  ausreichende  Kraft  des  Ge- 
setzes hervor. 

Man  muss  der  Volksvertretung  im  ganzen  und  jedem 
seiner  Häuser  für  sich  das  Recht  geben,  sich  einigermassen 
selber  in  seinen  vier  Wänden  behaglich  einzurichten  und  zu 
organisiren.  Auch  ist  es  bekannt,  dass  selbst  das  imponi- 
rendste  Directorium  eines  Hauses  nicht  ohne  Transacüon  und 
discretionäre  Gewalt  bestehen  kann. 

Allgemeine  parlamentarische  Usancen  gibt  es  nicht  viele, 
eben  weil  gerade  in  der  Usance  die  Eigentümlichkeiten 
eines  jeden  parlamentarischen  Körpers,  seine  und  seines 
Volks  politische  Geschichte  sich  bethätigen.  Viele  parla- 
mentarische Usancen  lassen  sich  nur  im  allgemeinen  bestim- 
men, und  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  sie  gegebenen- 
falls gebührend  berücksichtigt  oder  ob  sie  verletzt  wurden, 
ist,  wenn  strittig,  Sache  der  concreten  Würdigung  und  Ent- 
scheidung, womit  natürlich  die  Fortdauer  der  betreffenden 
Meinungsverschiedenheit  nicht  ausgeschlossen  wird.  Ausser- 
ordentliche Fälle  werden  auch  die  Umgehung  der  Usancen 
ohne  Absicht  ihrer  Verletzung  oder  Aufhebung  unvermeid- 
lich erscheinen  lassen.  Manche  parlamentarische  Usancen 
sind  von  England,  resp.  Frankreich,  gleich  manchen  for- 
mellen constitutionelien  Einrichtungen,  ohne  schärfere  Kritik 
und  tiefere  Reflexion  recipirt  worden. 

Zu  letztern  gehört  z.  B.  der  parlamentarische  Brauch, 
dass  nicht  nur  der  Souverän  sich  nicht  selbst  in  die  parla- 
mentarischen Verhandlungen  mische,  sondern  dass  auch  we- 
der von  Seiten  der  Minister,  noch  von  Seiten  der  Abgeord- 
neten die  Persönlichkeit  des  Königs,  sein  persönlicher  Wille, 
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in  die  parlamentarischen  Verhandlungen  gezogen  werde. 
Sonderbar  genug  sagt  man,  die  Minister  sollten  sich  nicht 
unter  dem  Königsmantel  verstecken,  den  Abgeordneten  solle 
nicht  mit  der  Persönlichkeit  des  Königs  imponirt  werden. 
Die  Sache  hätte  einigen  guten  Grund,  wenn  man  nicht  Mos 
doctrinär  davon  ausginge,  sondern  auch  praktisch  durch- 
führen könnte,  dass  der  Souverän  erst  bei  dem  Sanctionsact 
einen  bestimmten  Regierungs-  oder  Gesetzgebungswillen 
habe  und,  bevor  die  gesetzgeberische  Arbeit  zur  Sanction 
reif,  noch  ohne  unwiderruflich  feststehenden  Willen  bezüg- 
lich derselben  sei,  indem  nach  den  Principien  des  Verfas- 
sungsstaats der  gesetzgeberische  Wille  die  verfassungsmas- 
sige Berathung  und  Beschlussfassung  des  Parlaments  vor- 
aussetze. Allein  diese  Anschauung  ist,  obwol  richtig,  doch 
noch  keineswegs  die  herrschende.  Sie  wird  ohnehin  bei 
geistig  begabten  monarchischen  Persönlichkeiten  immer  eini- 
gen Widerspruch  finden,  und  dieser  Widerspruch,  der  bei  I 
minder  begabten  Persönlichkeiten  infolge  gewisser  Charakter-  j 
eigenschaften  noch  starker  sein  kann,  muss  demnach  über- 
wunden werden.  Es  werden  aber  auch  Ausnahmsfalle,  wo  ' 
der  Monarch  für  seine  vor  der  constitutionellen  Berathung 
und  Beschlussfassung  festgestellte  und  durch  letztere  nicht 
beseitigte  Meinung  bis  auf  das  Aeusserste  um  des  Staate 
willen  einstehen  zu  müssen  glaubt,  und  .lieber  einen  Verfas- 
8ungsconflict,  als  eine  nach  seiner  Meinung  unbedeutende 
Gefährdung  des  Staats  riskiren  will,  denkbar  sein. 

Im  ganzen  halten  wir  die  fragliche  Usance  jedenfalls 
nicht  ausnahmslos  und  allgemein  anwendbar,  theils  weil  sie 
nicht  allgemein  verstanden  und  oft  misverstanden  wird,  theils 
weil  sie  oft  zur  evidenten  Unwahrheit  führt  und  leicht  so 
umgehen  und  wirklich  oft  umgangen  worden  ist. 

Man  verweist  auf  Thronreden  und  Adressen  als  die  ge- 
nügenden Mittel  zur  Befriedigung  des  Bedürfnisses  einer 
unmittelbaren  Berührung  zwischen  Parlament  und  Krone. 
Aber  wissen  wft  denn  nicht,  dass  diese  Dinge  da  und  heute 
alles,  dort  und  morgen  nichts  sind,  und  dass  zwischen  die- 
sen beiden  Extremen  eine  Menge  mittlerer  Bedeutungen 
hegt,  die,  wie  die  Extreme  selbst,  nicht  von  einer  Theorie 
über  Thronreden  und  Adressen,  auch  nicht  von  doctrinaren 
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Gesetzesvorschriften  darüber,  sondern  vom  Moment,  von 
den  Umstanden,  von  den  Persönlichkeiten,  von  der  Eigen- 
tümlichkeit des  Volks  abhängen? 

Man  will  die  Krone  und  ihren  Trager  vor  unmittelba- 
ren personlichen  Angriffen  schützen.  Aber  principielle  An- 
griffe, die  schwerer  als  persönliche  treffen,  sind  unvermeid- 
lich und  verletzen  darum  nicht  weniger,  weil  sie  unmittelbar 
auf  einen  Minister  fallen.  Oder  soll  der  Minister  den  Kö- 
nig, dieser  jenen  verrathen,  einer  den  andern  nur  aus  Feig- 
heit verlassen? 

Man  will  ferner  die  Kammern  vor  dem  imponirenden 
Einfluss  der  Persönlichkeit  des  Monarchen  schützen  und 
sucht  deshalb  in  dieser  Usance  eine  Gewähr  der  parlamen- 
tarischen Freiheit.  Allein  ist  denn  wirklich  das  persönliche 
Erscheinen  jedes  Monarchen  von  so  gefährlicher  imponiren- 
der  Kraft,  oder  könnte  es  nicht  sogar  das  Gegentheil  von  Im- 
poniren  sein?  Und  ist  die  Selbständigkeit  der  Volksvertre- 
ter so  gering,  dass  sie  vor  dem  Antlitz  des  Königs  hinweg- 
schmilzt? Oder  kann  man  dem  Könige  verbieten,  die 
Mitglieder  der  Volksvertretung  an  seinen  Tisch,  zu  seinen 
Hoffesten  zu  laden,  und  den  Volksvertretern,  die  Ladungen 
anzunehmen?  Würde  dieses  Princip  in  seiner  Consequenz 
nicht  dazu  führen,  dass  König  und  Stände  sich  gar  nicht 
sehen  dürfen,  und  ist  die  Annahme  einer  nur  fingirten  Sou- 
veränetät,  also  die  Entpersönlichung  der  Staatsgewalt,  etwas 
anderes  als  die  äusserste  Consequenz  dieser  Anschauung? 
Oder  sollen  unsere  Monarchen,  wie  weiland  Harun  al  Raschid, 
nachts  vermummt  umherschleichen,  um  ein  wahres  Wort  zu 
hören  und  Erfahrungen  zu  machen,  die  man  nur  durch  die 
aufmerksame  Verfolgung  der  Parlamentsverhandlungen  und 
durch  das  Verständniss  auffallender  parlamentarischer  Per- 
sönlichkeiten gewinnt?  Oder  hat  diese  Usance  den  impo- 
nirenden Einfluss  des  Parlaments  auf  die  Krone  und  den 
Einfluss  wirklich  eminenter  souveräner  Persönlichkeiten  auf 
das  Parlament  vernichtet,  die  Träger  der  Kronen  gegen  be- 
gründete Klagen  über  ihre  persönliche  Politik  geschützt? 
Mittelbare,  undeutliche,  verblümte,  geschliffene,  sogenannte 
humoristisch  -  satirische  Angriffe  verwunden  schwerer  als 
offene,  die  wie  scharfe  Schnitte  schneller  heilen  und  wie  ge- 
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waltig  ausgeholte  Hiebe  nicht  selten  nebenhinfallen,  den  sie 
Führenden  selbst  verwundend. 

Und  wenn  der  Konig  sein  Land  im  Herzen  haben  soll, 
sollen  des  Landes  Vertreter  ihn  nicht  gleichfalls  im  Herzen 
halten  und  seiner  guten  Eigenschaften  wie  Schwachen  um 
des  Landes  willen  eingedenk  sein?  Man  untersuche  einmal 
genauer,  wie  viel  aus  personlichen  Rücksichten  für  oder 
gegen  den  Monarchen  geschieht  oder  nicht  geschieht,  und 
erwäge  wohl,  ob  es  wirklich  gut,  wirklich  Constitutionen  im 
Sinn  eines  organischen  Staatslebens  ist,  wenn  der  eigentlich 
bestimmende  Grund  maskirt  wird. 

Mit  Recht  verlangt  man  von  dem  Monarchen  bei  jeder 
Ausübung  der  Regierungsgewalt  den  höchstmöglichen  Grad 
von  Objectivitat;  wenn  aber  diese  Objectivitat  nicht  gleich* 
bedeutend  sein  soll  mit  absoluter  Passivität,  so  hat  sie  ihre 
natürlichen  Grenzen,  und  es  ist  besser,  diese  auch  erkennen 
zu  lassen,  als  sie  durch  eine  Usance  zu  verhüllen,  die  ent- 
weder selbst  eine  Unwahrheit  ist  oder  zu  einer  Unwahrheit 
zwingt.  Die  Monarchie,  welche  ja  für  den'monarchischen 
Staat  wesentlich  ist,  wird  an  staatlicher  Kraft  höher 
stehen,  wenn  die  Person  des  Monarchen  weder  im  Guten, 
noch  im  Uebeln  hinter  Ministerium  und  Parlament  ver- 
schwindet, oder  doch  verschwinden  gemacht  werden  will 
Und  namentlich  die  Mängel  der  souveränen  Persönlichkeit 
werden  für  den  Staat,  wie  für  die  Dynastie  minder  gefahr- 
lich sein,  wenn  sie  nicht  als  die  absoluten  Mängel  des  mo- 
narchischen Staats  oder  seiner  Dynastie,  sondern  als  die 
einer  einzelnen  Person  erscheinen. 

Sofern  nun  überhaupt  einiger  theatralischer  Apparat  für 
die  Breter  des  Parlaments,  welche  die  politische  Welt  be- 
deuten, nach  dem  Gesammtgeschmack  und  der  Geeammt- 
bildung  eines  Volks  noch  nöthig  und  die  fragliche  Usance 
dazu  gehörig  ist,  wollen  auch  wir  ihre  Berechtigung  nicht 
absprechen.  In  England  gehört  dieselbe  zu  jenem  Apparat, 
nach  welchem  das  Königthum  des  Staats  höchste  Zier,  der 
König  selbst  aber  möglichst  in  den  Hintergrund  gedrängt 
sein  soll.  Es  ist  noch  nicht  so  lange  her,  dass  der  ganxe 
Apparat  in  England  fehlschlug,  und  niemand  kann  sagen, 
wie  lange  seine  Federn  halten  werden.     In  Frankreich  soll 
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der  allein,  aber  nur  dem  Volk  verantwortliche  Souverän  auf 
einer  unantastbaren  Hohe  gehalten  werden,  damit  es  ihm 
möglich  sei,  seine  prätendirte  und  weniger  allgemein  ge- 
glaubte, als  ertragene  Unfehlbarkeit,  Allmacht  und  Allgegen- 
wart nöthigenfall8  dadurch  zu  retten,  dass  er  seine  Mini- 
ster desavouirt  und  der  allgemeinen  Misstimmung  preisgibt. 
Wir  mochten  auch  diesem  Apparat  keine  ausserordentliche 
Dauerhaftigkeit  zusprechen.  Wo  das  Parlament  alles  sein 
will  und  doch  eine  Krone  bestehen  soll,  wo  die  National- 
vertretung nichts  sein  soll  und  dennoch  unentbehrlich  er- 
scheint, da  sind  solche  künstliche  Vorrichtungen  zur  Deckung 
des  vorhandenen  Widerspruchs  nothwendig.  In  Deutsch- 
land ist  aber  weder  der  Fall  Englands,  noch  der  Frank- 
reichs gegeben,  und  dürfte  man  getrost  dem  Takt  und  dem 
Mass  der  deutschen  Volksvertretungen  die  nothigen  Rück- 
sichten des  Anstands  überlassen.  In  Zeiten  und  in  Staaten, 
wo  es  an  letztern  fehlt,  wird  die  fragliche  Usance  um  so 
weniger  diesen  Mangel  ersetzen,  als  immer  häufigere  Er- 
fahrungen, ndtnentlich  in  Deutschland,  beweisen,  dass  die- 
selbe doch  vorkommendenfalls  nicht  beachtet  wird. 

Kommen  wir  nun  auf  die  oben  angeregten  Fragen  im 
allgemeinen  zurück,  so  ist  die  Continuität  der  Parlamente, 
resp.  der  Grad  dieser  Continuität  in  jeder  Beziehung  der 
Abdruck  der  Continuität  ihrer  Glieder  und  der  politischen 
Bewegung  der  Volker. 

Es  liegt  etwas  in  jeder  unzweifelhaften  Usance  der  Par- 
lamente, wie  in  deren  verfassungsmässigen  Beschlüssen,  seien 
letztere  Gesetz  geworden  oder  nicht,  was,  in  der  Regel  we- 
nigstens, einen  innern  Grund  der  Stetigkeit  hat.  Diese 
Stetigkeit  ist  sogar  bei  den  Usancen  starker,  während  die- 
selben meistens  minder  unmittelbar  wichtig  sind.  Natürlich 
setzen  wir  hierbei  voraus,  die  Volksvertretung  sei  so  zu- 
sammengesetzt, dass  ihre  Glieder  wohlbegründete  Usancen 
auch  verstehen  und  das  Verhältniss  früherer  Parlamentsbe- 
schlüsse zu  dem  Leben  des  Volks  würdigen  können.  Diese 
Voraussetzung  ist  keine  künstliche,  weil  die  gewählten  Glie- 
der der  Volksvertretung  selber  das  Product  der  Volksstim- 
mung  sind.  Unter  dieser  Voraussetzung  kann  aber  kein 
Parlament  absolut  an  die  Usancen  oder  Beschlüsse  seiner 
Vorgänger  rechtlich  gebunden  sein,  und  ohne  diese  Voraus- 
Hei<L  ra.  57 
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Setzung  würde  jede  gesetzliche  Vorschrift  doch  wirkungslos 
sein  müssen. 

Hier  kehrt  aber  die  Reflexion  unwillkürlich  zu  dem 
Zweikammersystem  zurück  und  muss  einen  oben  schon  her- 
vorgehobenen Uebelstand  als  die  unausbleibliche  Folge  eines 
nicht  volkstümlichen  Oberhauses  wiederholt  berühren.  Ein 
solches  Oberhaus  ist  seinen  Bestandtheilen  nach  immer  das- 
selbe. Das  Gleiche  gilt  von  seinen  Interessen,  und  so  kann 
es  leicht  zum  Gedanken  einer  nur  ihm  möglichen  Conti- 
nuität  kommen,  die  keine  höhern  Zwecke  kennt,  als  die 
unverrückte  Festhaltung  der  einmal  aufgestellten  Meinung, 
eine  Continuität,  die  um  so  gefährlicher  ist,  als  sie  mit  der 
unveränderlichen  Behauptung  von  Privilegien  zusammenfallt. 
Derartige  Oberhäuser  werden  nicht  einmal  durch  die  Auf- 
losung des  Landtags  berührt,  und  wenn  sie  gebraucht  wer- 
den können,  um  dem  herrschenden  System  ungünstige  Neue- 
rungen zu  verhindern,  so  darf  nicht  vergessen  werden,  dass 
sie  ihre  Continuität  auch  denjenigen  Neuerungen  entgegen- 
setzen können,  welche  Regierung  und  Dynastie  im  Interesse 
des  Landes  wie  für  ihre  eigene  Erhaltung  als  unvermeidlich 
erachten.  So  hat  z.  B.  in  neuester  Zeit  das  preussische 
Herrenhaus  gelegentlich  der  infolge  des  Verfassungsstreits 
verfügten  Landtagsauflösung  seine  ununterbrochene  Conti- 
nuität und  folglich  unabänderliche  Meinung  ausdrücklich  er- 
klärt. Eine  solche  Continuität  ist  die  absolute  Negation 
des  Princips  der  Transaction,  und  zwar  nicht  blos  zwischen 
den  eben  bestehenden  Gegensätzen,  sondern  auch  zwischen 
den  in  der  Zeit  aufeinanderfolgenden  Ent Wickelungen,  er- 
scheint demnach  vollständig  unconstitutionell.  Der  förm- 
liche Beschluss  der  Continuität  ist  freilich  nichts  anderes 
als  eine  neue  Form  für  die  Erklärung,  dass  das  Haus  un- 
verändert an  seinen  frühern  Beschlüssen  festhalte,  und  kann 
in  einer  solchen  Erklärung  an  und  für  sich  nichts  Uncon- 
stitutionelles  gefunden  werden.  In  dieser  Beziehung  steht 
das  Abgeordnetenhaus  für  seine  Beschlüsse  materiell  ganz 
auf  demselben  Standpunkt.  Allein  die  Form  des  Abgeord- 
netenhauses, die  Wiederholung  der  Berathung  und  Beschluss- 
fassung, aus  welchen  trotz  der  Neuwahl  dasselbe  Resultat 
hervorgeht,  weist  entschieden  auf  eine  Continuität  aus  in- 
nern  Gründen;    die  Form   des  Herrenhauses  dagegen  stellt 
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das  äusserliche  Moment,  den  unveränderten  Personalbestand 
voran,  enthält  gleichsam  die  Behauptung  der  Permanenz 
und  ist  demnach  entschieden  unconstitutionell.  Dasselbe 
gilt  folgeweise  von  der  Theorie,  dass  durch  die  Zustimmung 
des  Herrenhauses  die  Regierung  doch  immer  soviel  als  mög- 
lich Constitutionen  fortregiere  und  das  Abgeordnetenhaus 
seines  unbeugsamen  Widerstands  wegen  sich  gleichsam  sei- 
ner constitutionellen  Rechte  begeben  habe.  Man  kann  diese 
Erscheinungen  auch  dadurch  nicht  rechtfertigen  wollen,  dass 
man  sagt,  sie  seien,  wenn  auch  nicht  Constitutionen,  doch 
gut  preussisch.  Denn  nicht  die  Erscheinungen  selbst  sind 
das  Gefährliche,' sondern  vielmehr  ihre  Quelle.  Diese  liegt 
aber  einfach  in  der  Gesammtheit  der  materiell-unconstitutio- 
nellen  Eigenschaften  der  preussischen  Staatszustände,  na- 
mentlich darin,  dass  durch  den  pratendirten  grossmächtlichen 
Militärstaat  in  Preussen  der  Absolutismus  und  durch  ihn 
die  zum  Theil  noch  sehr  bedeutenden  Reste  des  Feudalis- 
mus eine  Stütze  und  durch  diese  wieder  die  Krone  eine  Par- 
tisanschaft sich  erhalten  hat,  die  anderswo  fehlen.  Wir 
halten  darum  Preussen  nicht  für  glücklicher.  Denn  seine 
Presse  ist  unfrei,  die  Integrität  seiner  Justiz  eine  von  man- 
cher Seite  bezweifelte,  die  selfgovernmentale  Thätigkeit  durch 
die  Einrichtung  der  Landräthe  paralysirt  und  ein  Adel  im 
Besitz  der  Macht,  der,  nur  auf  zeitungemässe  Weise  er- 
neuert, stets  zeitungemäss  bleibt  und  entweder  sich  selbst 
überwinden  oder  von  den  Entwickelungen  überwunden 
werden  muss. 
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Verhältniss  des  Constituttonalismus  zur  deutschen 
Frage  insbesondere. 

Allgemeine  Gesichtspunkte.  —  Die  verschiedenen  Reformrorschlige 
—  Die  Folgen  der  organischen  Staatsidee  für  die  Anforderung  einer  ein- 
heitlichen Constitnirnng  Deutschlands. 

Die  Frage  nach  der  Organisation  der  Volksvertretun- 
gen fuhrt  von  selbst  auf  eine  eingehende  Untersuchung 
über  das  Verhältniss  des  Constitutionalismus  zu  föderativen 
Zustanden  überhaupt  96°)  und  zur  deutschen  Frage  insbe- 
sondere. 

Denn  schon  die  unmittelbare  oder  directe  Wahl  aller 
Staatenvertreter  in  einer  Confoderation  würde  dieselbe  zum 
Einheitsstaat  machen  und,  wenn  eine  solche  Wahl  auch  nur 
für  eines  der  Häuser  des  Gesammtparlaments  eingerichtet 
werden  soll,  mindestens  etwas  dem  Schulbegriff  des  Bundes- 
staats sehr  Verwandtes  voraussetzen.  In  beiden  Fällen 
konnte  demnach  ein  Bund  wirklich  selbständiger  Staaten 
nicht  bestehen.  Würden  dagegen  alle  Vertreter  der  einzelnen 
Staaten  durch  die  betreffenden  Landtage  gewählt  und  bil- 
deten sie  dann  entweder  für  sich  ein  Haus,  neben  welchem 
ein  anderes  die  Vertreter  der  Dynastien  und  Regierungen 
enthielte,  oder  bestände  nur  ein  einziges  aus  Vertretern  der 
beiden  angegebenen  Klassen  gemischtes,  etwa  durch  ein 
Compromiss  zwischen  Landtagen  und  Regierungen  gewähltes 


956)  Vgl.  JfiY/,  a.  a.  0.,  S.  360  fg. 


VerhaltniBB  des  Constitutionalismus  u.  8.  w.  901 

Hans  neben  der  Centralgewalt,  so  würde  dies  immer  noch 
dem  Schulbegriff  des  Staatenbundes  naher  sein,  als  dem  des 
Bundesstaats.  In  beiden  Fällen  müssten  aber  nothwendig 
alle  Staaten  das  gleiche  Wahlsystem  haben,  dessen  Verbind- 
lichkeit selbst  wieder  nur  der  Ausfluss  einer  Gewalt  sein 
könnte,  die  sich  ihrem  innern  Charakter  nach  einer  Bundes- 
staatsgewalt nähert.  Am  nächsten  müsste  diejenige  Confö- 
deration  den  Einheitsstaat  anstreifen,  welche  ausser  der  erst- 
bezeichneten directen  Wahl  auch  noch  gestattete,  dass  in 
jedem  der  verbundenen  Staaten  die  Angehörigen  der  übrigen 
Bundesstaaten  als  Abgeordnete  in  die  Gesammtvertretung 
gewählt  werden  können  und  bei  Anordnung  der  Wahlkreise 
sich  nicht  an  die  Territorialgrenzen  der  einzelnen  Bundes- 
glieder gebunden  erachteten. 

Die  Frage,  wie  eine  feste  und  doch  organische  Verbin- 
dung mehrerer  durch  eine  grosse  pro  videnti eile  Aufgabe 
pflichtgemäss  zusammengehöriger  Völker,  von  denen  keins 
für  sich  allein  selbständig  zu  sein  vermag,  hergestellt  oder 
mit  andern  Worten,  ob  und  wie  das  constitutionelle  Princip 
mit  der  Anforderung  einer  solchen  festen  Verbindung  ver- 
einigt werden  könne,  ist  überhaupt  ohne  Zweifel  eine  der 
allerschwierigsten.  Denn  sie  ist  identisch  mit  der  Frage, 
wie  weit  der  Gesammtaufgabe  gegenüber  die  Selbständig- 
keit der  einzelnen  Theile  berechtigt  und  demnach  auch  in 
der  Gesammtgewalt  zu  vertreten,  oder  was  alles  eine  all- 
gemeine nationale  Angelegenheit  sei,  wo  die  oberste,  resp. 
einheitliche  Gewalt  aller  der  verbündeten  Nationen  liegen, 
wie  sie  organisirt  und  welches  ihr  Umfang  sein  müsse. 

Unter  der  Voraussetzung  einer  wirklich  innern  und 
äussern  Notwendigkeit  der  kräftigen  einheitlichen  Zusam- 
mengehörigkeit findet  die  Beantwortung  dieser  Frage  heut- 
zutage aus  verschiedenen  Gründen  manche  Erleichterung, 
namentlich 

1)  weil  das  früher  undeutliche  Gefühl,  wie  das  Bedürf- 
niss  der  Zusammengehörigkeit  mehr  zum  Bewusstsein  ge- 
kommen ist  und 

2)  weil  sich  der  rohem  Zeiten  eigen thümliche,  bis  in 
die  allerkleinsten  räumlichen  Zusammengehörigkeiten  fort- 
wirkende Isolirungstrieb  offenbar  sehr  vermindert  hat. 

Rechnet  man  hiezu  das  erweiterte  Gleichheitsgefühl  und 
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die  Verbindung  populärer  Elemente  mit  der  Verwaltung,  so 
scheint  der  frühere  Gegensatz  zwischen  Regierungen  und 
Volkern  so  vermindert,  dass  auch  aus  diesem  Grund  eine 
innigere  Vereinigung  mehrerer  providentiell  und  historisch 
zusammengehöriger  Staaten  vielen  um  so  leichter  vorkommen 
dürfte,  je  natürlicher  und  unbestreitbarer  es  ist,  dass  die 
allen  diesen  Staaten  gemeinsamen  Interessen  auch  für  und 
in  jedem  einzelnen  Staat  als  die  wichtigsten  besondern 
Interessen  zu  betrachten  seien.  Noch  mehr  scheint  dieses 
Ziel  in  die  Nähe  gerückt,  wenn  man  erwägt,  dass  bei  sol- 
cheu  Vereinigungen  heutzutage  alle  Furcht  vor  einer  abso- 
lutistischen Centralisation  beiseite  gesetzt  werden  kann,  in- 
dem jede  innigere  Vereinigung  auf  die  Einführung  constitu- 
tioneller  Einrichtungen  für  das  Ganze  hinweist  und  diese 
dem  berechtigten  Individualismus  oder  Particularismus  die- 
selbe Anerkennung  sichern,  wie  dies  die  constitutionellen 
Einrichtungen  der  Einzelstaaten  für  diese  thun. 

Trotzdem  bleiben  die  Schwierigkeiten  der  Losung  un- 
serer Frage  die  grössten  und  zahlreichsten.  Sie  treten  in 
dem  Moment  hervor,  in  welchem  das  Allgemeine  von  dem 
Besondern  ausgeschieden  werden  soll.  Es  beginnt  derselbe 
Kampf,  und  zwar  in  den  grössten  Dimensionen,  der  in  jedem 
Einzelstaat  zur  Abklärung  zwischen  öffentlichem  und  Privat- 
recht,  in  jedem  einzelnen  Standes-  oder  Local verband  zur 
Abklärung  der  Standes-  und  Gemeindepflichten  von  den 
individuellen  Hechten,  in  jedem  einzelnen  Menschen  zur 
Abklärung  der  individuellen  Rechte  und  der  politischen 
Pflichten  vor  sich  gehen  muss. 

Dieser  Kampf  ist  und  war  und  bleibt  ewig.  Was  jedem 
der  beiden  Gebiete  zugeschieden  ist,  wird  sowol  bei  ver- 
schiedenen Volkern,  als  auch  in  den  verschiedenen  Ent- 
wickelungsperioden  desselben  Volks  verschieden  sein.  Allein 
verhältnissmässig  wird  nicht  nur  zu  allen  Zeiten  dem  einen 
Gebiet  so  viel  zugeschieden  sein  als  dem  andern,  sondern 
es  muss  auch  verhältnissmässig  zu  allen  Zeiten  das  gleiche 
Mass  unausgeschieden  bleiben;  denn  wie  im  Menschen,  so 
besteht  auch  im  Staat,  unabhängig  von  allen  Wandelungen, 
das  Bedürfhis8  des  Gleichgewichts  zwischen  den  Rechten 
und  Pflichten  und  deren  höherer  Einheit. 

Wenn   jedoch    der  fragliche   Ausscheidungsprocess  in 


Verhältniss  des  Constitutionalismus  u.  s.  w.  903 

einem  für  sich  allein  gedachten  Staat  dadurch  höchst  com- 
plicirt  werden  muss,  dass  von  oben  herab  öder  von  unten  hinauf 
jedes  zusammengesetztere  Verhältniss  durch  die  vorausgehen- 
den einfachem  und  umgekehrt  modificirt  wird,  wie  z.  B. 
das  Verhältniss  zwischen  individueller  Freiheit  und  politi- 
scher Pflicht  bei  Einzelindividuen  durch  sociale,  standische, 
local vereinliche  Bande,  oder  die  Rechte  und  Pflichten  des 
Staats  durch  die  den  Gemeinden,  Corporationen ,  Ständen, 
Gesellschaften,  Einzelindividuen  gewährleisteten  Freiheiten, 
so  ist  es  leicht  einzusehen,  dass,  wenn  über  dem  Staat  noch 
ein  höheres  Band  mit  rechtlicher  Ordnung  und  Kraft  stehen 
soll  und  muss,  in  dem  fraglichen  Ausscheidungsprocess 
noch  ein  weiteres,  wichtiges  und  sehr  complicirendes  Mo- 
ment hinzukomme. 

Die  Sache  erreicht  den  höchsten  Grad  von  Schwierig- 
keit, wenn  die  positive  Grundlage  einer  Verbindung  der 
letztbezeichneten  Art  unsicher,  schwankend,  unfertig  und  die 
Situation  der  Glieder,  resp.  die  Verschiedenheit  der  Macht- 
verhältnisse derart  ist,  dass  eins  oder  mehrere  derselben 
sich  selbst  als  das  Ganze  oder  doch  als  das  Dominirende 
setzen  zu  können  oder  zu  müssen  glauben,  und  die  andern, 
die  in  einem  solchen  Gebaren  ein  formelles  oder  materielles 
Unrecht  erleiden,  ihm  entgegen  ihre  Einzelselbständigkeit 
sogar  um  den  äussersten  Preis,  welches  hier  nur  eine  aus- 
wärtige, also  nicht  nationale  und  demnach  eher  feindliche 
als  freundliche,  jedenfalls  nie  organische  Allianz  sein  würde, 
gleichsam  „in  omnem  eventum"  retten  zu  müssen  wähnen. 

Wir  sehen  hier  den  Gegensatz  des  Individuellern  zum 
Universellem  in  so  grossartigen  Formen,  dass  nur  der  Ge- 
gensatz der  selbständigen  Nationalitäten  zur  Menschheit  noch 
grossartiger  erscheinen  kann. 

Der  Constitutionalismus  hat  viel  dazu  beigetragen,  mit  dem 
Selbstgefühl  des  Einzelindividuums  zugleich  das  Selbstgefühl 
des  nach  seinen  Principien  constituirten  und  von  denselben 
durchdrungenen  Gesammtindividuums  zu  steigern,  und  wenn 
infolge  dessen  auch  derjenige  constitutionelle  Staat,  welcher 
es  bezüglich  seiner  innern  Einrichtungen  mit  der  Durch- 
führung der  wahren  Idee  des  Constitutionalismus  am  weite- 
sten gebracht  hat,  sich  nicht  über  das  Verhältniss  seiner 
Macht  zur  Macht  anderer  Staaten,    also   auch  nicht  über 
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deren  Unzulänglichkeit  und  die  daraus  folgende  factische 
Unselbständigkeit  täuschen  kann,  so  vermag  er  ebenso  we- 
nig um  den  Preis  seiner  politischen  Freiheit  eine  factische 
politische  Selbständigkeit  zu  erwerben. 

Das  einzige  Ausgleichungsmittel  dieses  Gegensatzes,  das 
Mittel  seiner  Versöhnung  kann  demnach  nur  eine  Trans- 
action  zwischen  den  entgegengesetzten  Elementen  sein,  also 
der  Cohstitutionalismus,  d.  h.  die  constitutionelle  Idee,  und 
zwar  in  den  einem  solchen  Verhältniss  entsprechenden 
Formen. 

Sehen  wir  hierbei  vorzüglich  auf  Deutschland  9*7),  so 
ergibt  sich  aus  den  angegebenen  Grundsätzen,  dass  Preussen 
die  deutschen  Volker,  denen  ein  lebendiges  Individualbe- 
wusstsein  innewohnt,  in  demselben  Mass  von  sich  scheuchen 
müsste,  in  welchem  es,  trotz  aller  constitutionellen  For- 
men, in  Festhaltung  seiner  traditionellen  Politik  von  der 
wahren  constitutionellen  Idee  fern  bleibt.  Die  Stimmung  des 
überwiegenden  Theils  der  preussischen  Nation  in  Beziehung 
auf  Schleswig -Holstein  ist,  trotz  der  von  Seiten  des  Abge- 
ordnetenhauses dem  Ministerium  gemachten  Opposition,  eben- 
so ein  entschiedenes  Geständniss  des  Mangels  organischer 
Staatsprincipien,  wie  die  Haltung  ihres  Ministeriums  gegen 
das  Abgeordnetenhaus.  Oesterreich  hat  mit  sich  selbst  zu 
viel  zu  thun,  als  dass  es  durch  neue  Erwerbungen,  zumal 
durch  widerrechtliche,  die  Schwierigkeiten  seiner  Lage  ver- 
mehren durfte.  Diese  Schwierigkeiten  bestehen  hauptsäch- 
lich in  dem  Gegensatz  der  Reichseinheit  zur  Verschiedenheit 
und  Selbständigkeit  der  österreichischen  Kronlande,  und  die 
Formel  zur  Lösung  dieses  Gegensatzes  ist  noch  nicht  ge- 
funden 968),  indem  auch  die  bisherigen  constitutionellen  Ex- 
perimente hier  die  Anforderungen  der  Einheit,  dort  die  der 
Theilselbständigkeit  zu  befriedigen  noch  nicht  im  Stande 
waren.  Hat  aber  bisher  die  Rivalität  zwischen  Oesterreich 
und  Preussen  die  Hegemonie   des  einen  oder  andern   über 


957)  S.  oben  Thl.  III,  Note  54,  u.  S.  82,  84  fg.,  419,  460,  464,  490, 
507,  Note  480. 

958)  Dies  war  längst  schon  geschrieben,  als  in  dem  Sturz  des  Mini- 
steriums Schmerling  und  in  der  vom  Kaiser  verfügten  Suspension  des 
bisherigen  Reichsraths  ein  neuer  und  schlagender  Beweis  dafür  erstand. 
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ganz  Deutschland  verhindert  und  dabei  Deutschland  selbst 
zur  politischen  Bedeutungslosigkeit  verurtheilt,  so  war  auch 
ihre  oberflächliche  Freundschaft  nach  Ursache  und  Erfolg 
für  Deutschland  mit  ihrer  Rivalität  vollständig  gleichbedeutend. 

Die  Freiheit  oder  Mannichfaltigkeit  der  deutschen  Na- 
tionalität, die  auf  den  deutschen  Hauptstämmen  beruht,  kann 
nur  mit  der  deutschen  Nation  selbst  vernichtet  werden  wol- 
len. Soll  dies  nicht  durch  eine  auswärtige  Macht  geschehen, 
so  muss  es  durch  einen  brudermörderischen  Kampf  der 
deutschen  Stämme  selbst  versucht  werden,  und  so  befindet 
sich  Deutschland  in  der  verzweifelten  Alternative,  entweder 
durch  eine  centralisirend-usurpatorische  Unification  oder  durch 
seine  unheilbare  Zerrissenheit  unterzugehen. 

Man  nennt  Oesterreich*  Deutschlands  Schild,  Preussen 
Deutschlands  Schwert.  Aber  Deutschland  ist  für  Oester- 
reich gewiss  nicht  minder  Schild,  als  Oesterreich  es  für 
Deutschland  sein  sollte.  Preussens  Schwert  ist  noch  nie 
für  Deutschland  nur  oder  doch  hauptsächlich  um  Deutsch- 
lands willen  gezogen  worden,  und  wenn  ein  Deutschland 
besteht,  so  muss  es  sein  eigenes  Schwert  haben,  welches 
nicht  allein  im  Besitz  Preussens  ist.  Hatte  doch  der  Wie- 
ner Congress,  neben  andern  die  deutsche  Einheit  anerken- 
nenden Bestimmungen  (s.  oben  HI,  507,  Note  480)  und 
obwol  später  die  Titulaturen  „Reichsfürst",  „Reichsgraf " 
verboten  wurden,  einen  hohen  Adel  der  deutschen  Nation 
anerkannt.  Sollte  in  den  seitdem  verflossenen  fünfzig  Jahren 
die  deutsche  Nation  zurückgegangen,  als  Ganzes  schlechter 
geworden  sein? 

Der  Dualismus  eines  Norddeutschland  unter  Preussen 
und  eines  Süddeutschland  unter  Oesterreich,  der  unter  allen 
Formen  und  Umständen  nur  ein  vergrössertes  Preussen  und 
ein  erweitertes  Oesterreich  mit  einer  Beseitigung  Deutsch- 
lands sein  könnte,  würde,  falls  man  nicht  nur  an  factische 
Obermachtsverhältnisse,  sondern  an  formliche  Reichsver- 
grosserungen  denkt,  beiden  deutschen  Grosstaaten  ihre  histo- 
rische Basis,  ihr  historisches  Recht,  ihre  historische  Aufgabe 
nehmen  und  die  Schwierigkeiten  ihrer  innern  Lage  so  sehr 
vermehren,  dass  der  etwaige  Länderzuwachs  einer  bedeu- 
tenden Verminderung  ihrer  Macht  gleichkäme.  Man  mag 
es  von  mancher  Seite  nur  für  einen  Glaubenssatz  erachten, 
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dass  das  deutsche  Nationalgefühl  zu  stark,  das  Bedürfniss 
eines  grossen  und  mächtigen  Deutschland  für  die  Welt  zu 
entschieden  ist,  als  dass  der  Versuch  eines  solchen  Dualis- 
mus realisirt  werden  und,  wenn  doch,  Bestand  haben  konnte. 
Aber  gewiss  ist,  dass,  wenn  Oesterreich  und  Preussen  nach 
Herstellung  eines  solchen  Dualismus  sich  sogar  dauernd  ver- 
binden und  ihre  Verbindung  selbst  Deutschland  nennen  wür- 
den, die  Verbindung  wie  der  Name  eine  Lüge  und  haltlos 
wären.  Dass  aber  ein  Name,  wie  der  Deutschlands,  nicht 
blos  ein  Name  sei,  das  wissen  vielleicht  die  Politiker  der 
deutschen  Grosstaaten  aus  eigener  Erfahrung  noch  besser, 
als  die  der  deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten. 

Man  hat  in  neuerer  und  neuester  Zeit  die  Idee  einer 
deutschen  Trias,  und  zwar  in  verschiedener  Form,  aufge- 
stellt und,  wie  der  Ertrinkende  nach  dem  Strohhalm,  von 
allen  Seiten  danach  gegriffen.  Das  ist  das  charakteristische 
Zeichen  einer  verzweifelten  Situation,  dass  man  nur  Zeit  zu 
gewinnen  sucht  und  die  Rettungsmittel  nicht  mehr  prüft, 
nach  denen  man  langt.  Beruht  die  Schwierigkeit  einer  bes- 
sern einheitlichen  Verfassung  Deutschlands  auf  der  vorhin 
angeführten  Complication  der  Verhältnisse,  so  ist  es  nicht 
blos  politisch,  sondern  auch  mathematisch  klar,  dass  jede 
mögliche  Form  der  Trias  diese  Complication  noch  ins  Un- 
endliche erschweren  müsste.  Denn,  um  nur  die  beiden 
neuesten  und  bedeutendsten  Vertreter  der  Triasidee  zu  wür- 
digen, so  würden,  nach  C.  Frantz  (Die  Wiederherstellung 
Deutschlands) ,  zu  dem  verbundenen  Deutschland,  zu  weichein 
neben  dem  grössten  Theil  von  Preussen,  nämlich  dessen  frei- 
lich nicht  altpreussischen  Landen,  nur  ein  verschwindend 
kleiner  Theil  des  österreichischen  Kaiserreichs  zu  ziehen 
wäre,  die  übrigen  preussischen  und  österreichischen  Länder 
in  eine  Verbindung  gesetzt  werden  müssen,  deren  Folgen 
nicht  durch  den  Begriff  der  Personalunion  zu  beseitigen 
wären.  Nach  Fröbel  hätten  sich  zuerst  die  Mittel-  und 
Kleinstaaten  zu  einer  strammen  Einheit  bundesstaatlich  zu 
vereinigen,  worauf  dann  die  drei  Glieder  staatenbündlich 
zusammenzufassen  wären.  Kann  schon  die  grössere  Com- 
plicirtheit  dieser  Verhältnisse  nicht  geleugnet  werden,  so 
dürfte  ihre  friedliche  Herstellung  um  so  unmöglicher  er- 
scheinen, als  die  Frantz'eche  Trias  fast  nur  auf  Kosten  von 
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Oesterreich  und  Preussen,  die  Froforsche  auf  Kosten  des 
grÖ8sten  Theils  des  deutschen  Einflusses  der  beiden  Gross- 
mächte und  der  staatlichen  Selbständigkeit  der  meisten 
Mittel-  und  Kleinstaaten  herzustellen  wäre.  Man  mag  sich 
aber  auch  ausserdem  irgendeine  organische  Einrichtung  für 
eine  politische  Einheit  denken,  wie  man  will,  so  wird  man 
finden,  dass  sie  in  ihrer  Anwendung  auf  Deutschland  bank- 
rott werden  muss.  Denn  um  nur  z.  B.  das  sogenannte 
Majoritätsprincip  zu  nehmen,  so  wird  sich  dieses  bei  Staa- 
tenverbindungen ganz  anders  gestalten,  als  bei  Vereinen  ein- 
zelner Individuen.  Denn  bei  Staaten,  deren  höchstes  Prin- 
cip  die  Selbsterhaltung  ist,  über  welcher  kein  höheres  Ge- 
setz steht,  müsste  gar  keine  Majorisirung  möglich  sein, 
während  gerade  eine  grosse  Verschiedenheit  der  Machtver- 
hältnisse im  Interesse  des  Ganzen  neben  der  Minoritäten- 
vertretung auch  das  „vote  double"  der  grössern  Mächte 
begründen  muss,  sobald  es  sich  eben  um  das  Ganze  han- 
delt. Dieses  „vote  double <c  scheint  für  die  angegebenen 
Fälle  um  so  natürlicher,  als  man  das  Gewicht  der  Staaten 
für  leichter  bestimmbar  halten  kann,  als  das  einzelner  Men- 
schen. Allein  für  die  praktische  Durchführung  aller  dieser 
Dinge  fehlt  es  in  Deutschland  an  jeder  bestimmten  Grund- 
lage. Daher  denn  auch  trotz  der  einschlägigen  Detailbe- 
stimmungen, nicht  aus  formellen,  sondern  aus  materiellen 
Gründen,  immer  wieder  gestritten  wird,  wann  ein  stimmen- 
einhelliger oder  ein  Majoritätsbeschluss  zu  einem  gültigen, 
resp.  bindenden  Bundesbeschluss  erforderlich  sei  und  in  ein- 
zelnen Fällen  förmliche  Majoritätsbundesbeschlüsse  erlassen 
wurden,  in  denen  ohne  Zweifel  Stimmeneinhelligkeit  noth- 
wendig  gewesen  wäre  und  durch  den  Widerspruch  eines 
einzigen  Bundesstaats  der  beabsichtigte  Erfolg  des  Bundes- 
beschlusses hätte  verhindert  werden  sollen  (s.  z.  B.  Zöpfl^  a. 
a.  O.,  II,  96,  Note  12). 

In  jedem  einzelnen  Staat  haben  die  Anhänger  der  Re- 
form Deutschlands  im  Sinn  einer  höhern  nationalen  Einheit 
die  anerkannte  Notwendigkeit  der  letztern,  die  Anhänger 
der  particularen  Selbständigkeit  die  rechtliche  Souveränetät 
der  einzelnen  Staaten  für  sich.  Durch  die  feierliche  Erklä- 
rung der  deutschen  Fürsten  in  Frankfurt  ist  die  letztere  in 
ihrer  rechtlichen  Natur  nicht  gebrochen,  theils,  weil  es  noch 
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an  dem  verfassungsmässigen  Consens  der  deutschen  Volks- 
vertretungen, und  zwar  aller  fehlt,  und  dieser  auch  seitens 
einiger  Staaten,  namentlich  Preussens  und  Oesterreichs, 
ohne  vollständige  Umgestaltung  der  politischen  Ueberzeu- 
gungen  in  den  massgebenden  Kreisen  nicht  zu  erwarten 
ist,  theils  weil  es  noch  an  jeder  verfassungsmässigen  Ein- 
richtung zur  Geltendmachung  der  fraglichen  Idee  mangelt. 

Zwar  ist  die  deutsche  Einheit  in  den  deutschen  Volks- 
vertretungen schon  öfters  ventilirt  worden,  und  wenn  wir 
den  Werth  dieser  Thatsache  nicht  unterschätzen,  so  dürfen 
wir  wol  auch  sagen,  dass  mit  der  deutschen  Idee  oft  mehr 
im  Interesse  einer  liberalen  Opposition  gegen  die  Staats- 
regierung, als  im  ernsten  Hinblick  auf  die  Interessen  dar 
deutschen  Nation  kokettirt  worden  ist.  yM) 

Man  hat  auch  den  Schwerpunkt  der  deutschen  Bewe- 
gung in  der  Einfuhrung  eines  deutschen  Parlaments  finden 
und  diese  lediglich  als  eine  „res  domestica"  der  deutschen 
Fürsten  und  Regierungen  bezeichnen  zu  dürfen  geglaubt 
Allein  das  deutsche  Parlament  ist  entweder  eine  constitu- 
tionelle  Phrase  oder  eins  der  wichtigsten  politischen  Ereig- 
nisse der  Welt.  Letzteres  wird  es  durch  jeden  praktischen 
Schritt  zu  seiner  Verwirklichung,  und  dann  glaube  man  ja 
nicht,  dass  eine  gewisse  Auffassung  des  Nationalitätenprin- 
cips  oder  die  Theorie  der  Nichtintervention  die  Kraft  haben 
werde,  die  deutsche  Parlamentsfrage  von  der  europäischen 
Gleichgewichtsfrage  zu  trennen  und  die  Einflüsse  der  aus- 
wärtigen Politik  zu  hemmen. 

Als  das  kürzeste  und  radicalste  Mittel  zu  einer  Reform 
der  deutschen  Zustände  erscheint  vielen  die  Revolution. 
Einige  davon  denken  nicht  daran,  selbst  zu  revoltiren,  hof- 
fen aber  auf  die  Revolution  ungefähr  wie  der  Landwirth 
auf  ein  Gewitter.  Andere  wären  wol  selbst  bereit,  die 
Hand  anzulegen,  allein  vieles  hindert  sie  daran,  sodass  prak- 
tisch  ihre  Thätigkeit  nur  auf  Dinge   geht,    von    denen  sie 


959)  Hierin  liegt  der  grösste  Unterschied  zwischen  der  englisches 
und  franzosischen  Parteibildung  einer-  und  der  deutschen  andererseits. 
Denn  hinter  jener  steht,  yorkommendenfalls  alle  Parteien  vereinigend,  die 
Macht  und  Grösse  des  Staats  als  höchstes  Gesetz,  hinter  dieser  die  poli- 
tische Zersplitterung  der  Nation,  aus  welcher  für  die  Landesangelegenheit 
je  nach  Bedarf  bald  liberales,  bald  conservatives  Kapital  gemacht  wird. 
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hoffen,  sie  würden  zur  Herbeiführung  einer  Revolution  ge- 
eignet sein.  Wir  brauchen  nicht  erst  zu  erklären,  dass  wir 
sowenig  mit  der  Revolution  wie  mit  der  Usurpation  um 
irgendeinen  Preis  sympathisiren  können.  Bei  der  Unter- 
suchung über  das  Verhältniss  des  Constitutionalismus  zur 
deutschen  Frage  kann  demnach  die  Revolution  als  etwas 
entschieden  Unconstitutionelles  gar  nicht  ins  Auge  gefasst 
werden.  Uebrigens  ist  die  Revolution  nicht  nur  nicht  Con- 
stitutionen, sondern  auch  nicht  constituirend.  Man  kann 
sich  wol  denken,  was  alles  durch  eine  Revolution  beseitigt 
werden  konnte,  nicht  aber,  was  nach  ihr  entsteht.  Auch 
ist  in  Deutschland,  gerade  seiner  Zerrissenheit  wegen, 
ganz  abgesehen  von  dem  Charakter  der  deutschen  Nation, 
eine  Revolution  wie  die  englische  im  17.  und  die  franzo- 
sische im  18.  Jahrhundert  geradezu  unmöglich,  und  diese 
Unmöglichkeit  steigt,  wenn  man  erwägt,  dass  Deutschland 
durch  die  ausserdeutschen  Besitzungen  verschiedener  Bun- 
desglieder, durch  seine  centrale  Lage  und  durch  die  ausser- 
ordentlich gesteigerten  Volkerverkehrsverhältnisse  unserer 
Zeit  vollständig  gehindert  wäre,  sich  für  die  Dauer  sei- 
ner Revolutionsperiode,  die  keine  kurze  sein  konnte,  zu 
isoliren,  wie  dies  seiner  Zeit  England  und  Frankreich 
gethan. 

Mancher  denkt  vielleicht,  die  gegenwärtige  Verfassung 
Deutschlands  wäre  am  Ende  doch  brauchbar.  Sicher  würde 
sie  genügen,  wenn  unter  den  Gliedern  des  Deutschen  Bun- 
des jene  Einheit  thatsächlich  bestände,  für  welche  die  deut- 
schen Patrioten  eine  entsprechende  Organisation  ersehnen. 
Gesammtdeutschland  wäre  leicht  zu  organisiren,  wenn  es 
bereits  innerlich  eine  lebensvolle  Einheit  wäre.  Allein  selbst 
im  Jahre  1814  und  seither  sind  die  deutschen  Staaten  nicht 
so  separatistisch  gewesen  wie  in  den  neuesten  Zeiten,  und 
die  gegenwärtige  preussische  Politik  ist  keineswegs  blos 
bismarkisch,  sondern  die  Politik  jedes  einzelnen  deutschen 
Staats,  sobald  seine  Sonderinteressen  mit  dem  Gesammt- 
interesse  Deutschlands  collidiren  und  er  sich  stark  genug 
fühlt,  die  erstem  über  die  letztern  siegen  zu  machen.  Ge- 
rade weil  jeder  deutsche  Staat  so  handelt,  kann  auch  keiner 
von  ihnen  anders  handeln,  und  zu  einer  deutsch -nationalen 
Politik    auf  dem  Wege   rechtmässiger   Entwicklung   wäre 
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nicht  weniger  nothwendig,  als  dass  alle  deutschen  Staaten 
übereinstimmend  ihre  bisherige  separatistische  Politik  in  eine 
nationale  umwandeln.  Eine  solche  Politik  verlangt  aber  be- 
deutende Opfer,  und  das  politische  Idol,  dem  sie  gebracht 
werden  sollen,  entbehrt  der  gemeinsamen  Anerkennung. 
Selbst  die  deutschen  Volksvertretungen  dürften,  wenn  es 
wirklich  zum  Opfern  käme,  nicht  selten  glauben,  schon  in 
der  Opposition  gegen  ihre  Regierungen  für  die  deutsche 
Sache  genug  gethan  zu  haben. 

So  greift  in  den  deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten  ein 
gewisser  verzweifelter  Fatalismus  und  Passivismus  um  sich.  • 
Selbst  die  bedeutendste  königliche  Persönlichkeit  muss  dem- 
selben verfallen,  wenn  sie  fühlt,  wie  die  Fundamente  ihrer 
Herrschaft  zu  klein  sind,  um  von  ihnen  aus  die  deutsche 
Nation  aus  dem  Zustand  der  politischen  Zersplitterung  zu 
heben.  Und  was  ein  für  Deutschland  begeisterter  Fürst  auf 
den  Thronen  von  O esterreich  und  Preussen  für  Deutschland 
thun  konnte,  fallt  leider  nach  Lage  der  Sache  ausser  jeder 
praktischen  Berechnung. 

Nichtsdestoweniger  hat  der  deutsche  Constitutionalis- 
mus  auch  für  Deutschland  Vieles  und  Grosses  gethan,  na- 
mentlich indem  er  mit  der  Herrschaft  aller  dem  deutschen 
Wesen  fremder  Rechte  auch  die  des  vollständig  undeutschen 
Absolutismus  gebrochen  hat.  Wir  meinen  nicht  eine  Rück- 
kehr zur  Anarchie  des  fränkischen  Reichs  oder  zur  Willkür 
des  Feudalismus,  wenn  wir  von  dem  germanischen  Wesen 
sprechen,  sondern  eine  Ordnung,  wie  sie  einer  lebens-  und 
freiheitsfähigen  Nation  entspricht  und  darum  nicht  minder 
stark  ist,  weil  sie  nicht  absolutistisch  ist.  Eine  solche  Ord- 
nung verlangt  namentlich  in  mit  Staatenentwickelungen  ver- 
bundenen Uebergangsstadien ,  wie  in  allen  Fällen  zweifel- 
hafter oder  collidirender  Rechte  und  Pflichten,  eine  der  rich- 
tigen politischen  Erkenntniss  entsprechende  Transaction,  und 
diese  Transaction,  ein  Princip  des  Constitutionalismus  und 
als  solches  selbst  von  Oesterreich  und  Preussen  anerkannt, 
ist  durch  den  Constitutionalismus  auch  zu  einem  Grund- 
princip  für  die  Constituirung  der  deutschen  Einheit  gewor- 
den. Deshalb  erscheint  auch  die  constitutionelle  Idee  jeden- 
falls für  ein  künftiges  einheitlicheres  Deutschland  gerettet, 
wann  und  wie  es  immer  zu  Stande  kommen  wird. 
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Die  eine  von  den  oben  erwähnten  beiden  Triasideen 
will  nun  dadurch  der  Verwirklichung  näher  gebracht  werden, 
dass  man  Deutschland  mit  Ausschluss  des  grössern  Theils 
von  Preussen  und  des  grössten  Theils  von  Oesterreich,  un- 
ter Anlehnung  an  frühere  Verhältnisse,  als  Reich  bezeich- 
net. Allein  dieses  Reich  müsste  doch  jedenfalls  ein  neues  sein. 
Denn  vor  allem  fehlt  dessen  historischer  Kern,  eine  Welt- 
herrschaft, die,  um  die  eigentliche  nationalstaatliche  Ausbil- 
dung unbekümmert,  ihr  Leben  in  einer  universalen  Idee 
findet.  Würde  auch  die  Macht  und  Ausbildung  der  übrigen 
europäischen  Staaten  ein  solches  deutsches  Reich  gestatten 
und  es  sich  gegenwärtig,  eben  diesen  Staaten  gegenüber, 
nicht  hauptsächlich  um  eine  stramme,  also  wenn  nicht  ein- 
heitsstaatliche, doch  jedenfalls  dem  Staat  verwandte  Ord- 
nung der  deutschen  Nation  handeln,  so  wäre  schon  die 
Frage  der  einheitlichen  Personification  des  Reichs  kaum  zu 
losen,  indem  ein  deutscher  Erb-  oder  Wahlkaiser  der  Reichs- 
oder der  Staatsidee  entgegen  und  eine  Art  föderativer  Re- 
publik monarchischer  Staaten  unter  einem  wechselnden  Prä- 
sidium nicht  minder  unmöglich  und  ebenso  mit  der  Reichs- 
wie  mit  der  Staatsidee  im  Widerspruch  wäre.  Abgesehen 
von  den  vorhin  gegen  die  Frantz'sche  Trias-  oder  Reichs- 
idee angeführten  Gründen  und  den  eben  gemachten  Reflexio- 
nen ist  aber  noch  zu  bedenken ,  dass ,  was  von  der  Reichs- 
idee gegenwärtig  noch  in  Deutschland  lebt,  specifisch  mittel- 
alterlich, also  der  Hauptkraft  unserer  Zeit,  der  des  Fort- 
schritts entgegen  ist,  wie  ja  überhaupt  der  Fortschritt  der 
Völker  nie  in  einer  überwundenen  Form  der  Vergangenheit 
liegen  kann.  Die  deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte 
hat  durchaus  noch  nicht  ihre  grosse  Function  erfüllt,  und 
ihre  Vertreter  ringen  nur  deshalb  vergeblich  danach,  ihr  das 
alte  Gewicht  zurückzugeben,  weil  sie  nicht  weiter  gekommen 
sind  als  ihre  ersten  Begründer,  und  die  Hoffnungen,  welche 
diese  in  der  deutschen  Nation  erweckten  ohne  sie  vollkom- 
men realisiren  zu  können,  nicht  erfüllten,  obgleich  sie  die- 
selben zu  erfüllen  berufen  gewesen.  Wir  finden  den  Grund, 
warum  die  Geschichte  des  deutschen  Rechts  nicht  mehr 
leuchtet  und  wärmt  wie  früher,  vorzüglich  darin,  weil  sie 
den  Zustand  der  deutschen  Nation  wenigstens  in  der  grossen 
Kaiserzeit  als  einen  einheitlichem  und  glänzendem  hinstellt, 
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denn  den  jetzigen,  die  Gegenwart  mit  der  Vergangenheit 
nicht  wie  einen  naturlichen  Fortschritt  organisch  zu  verbin- 
den weiss  und  so,  unschuldige  gelehrte  Arbeiten  abgerech- 
net, ein  verkehrtes  praktisches  Streben  und  folglich  ein  de- 
xnoralisirendes  Gefühl  der  Verzweiflung  an  der  Zukunft  her- 
vorrief. Zeugnisse  für  das  erstere  sind  die  mittelalterliche 
Restaurationspolitik  und  der  Glaube  an  die  Unfehlbarkeit 
constitutioneller  Verfassungsformen;  das  schlagendste  Zeug- 
niss  für  das  letztere  aber  ist  die  nationale  und  politische 
Indifferenz. 

Deutschland  kann  nur  durch  die  organische  Staatsidee 
gerettet  werden.  Diese  Idee  fehlt  in  Oesterreich  und  in 
Preussen  schon  für  die  eigene  Staats-  oder  Landereinheit 
und  noch  mehr  für  Deutschland.  Sie  fehlt  aber  auch  in 
den  Mittel-  und  Kleinstaaten  theils  wegen  der  Zufälligkeit, 
beziehungsweise  absoluten  UnStaatlichkeit  ihrer  Existenz, 
theils  wegen  des  Mangels  hinreichender  Selbständigkeit. 

Die  organische  Staatsidee  in  ihrer  Anwendung  auf  Ge- 
sammtdeutschland  ist  aber  die  freie,  geordnete  und  starke 
Einheit  der  ganzen  Nation  in  allen  politisch  höchsten  Ein- 
heitsgründen ,  abgegliedert  nach  den  organischen  Mannig- 
faltigkeiten des  deutschen  Volks  oder  nach  seinen  bewussten 
und  lebensfähigen  Stammindividualitäten,  von  denen  jede 
selber  wieder  durch  alle  localen,  ständischen  und  socialen 
Kreise  hindurch  bis  zum  Einzelnen  hinab  organisch  geeint, 
selfgovernmental  thätig  und  zum  Verzicht  auf  jedes  engere 
Interesse  zu  Gunsten  des  allgemeinen  bereit  ist. 

Diese  organische  Staatsidee  würde  von  dem  Frant£- 
schen  Plan  den  Ausschluss  aller  nichtdeutschen  Länder  und 
Völker  vom  eigentlichen  Deutschland  und  eine  weitere  Ver- 
bindung der  letztern  mit  Deutschland  acceptiren  können. 
Sie  müsste  ferner  eine  solche  Beschaffenheit  der  einzelnen 
Glieder  der  organischen  Einheit  Deutschlands  verlangen, 
vermöge  welcher  dieselben  an  Macht  Oesterreich  und  Preussen 
nicht  zu  ungleich  wären.  Durch  ihre  rein  deutschen  Lin- 
der würden  Oesterreich  und  Preussen  im  Verhältniss  zu  den 
europäischen  Grosstaaten  nur  Mittelstaaten  sein.  Die  deut- 
schen Mittelstaaten  müssten  folglich  nach  einem  organischen 
Princip  grosser,  die  unorganischen  deutschen*  Kleinstaaten 
zu  diesem  Zweck  aufgehoben  und  ihrer  unnatürlichen,    ans 
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undeutschen  Gründen  durch  den  Wiener  Congress  überkom- 
menen Selbständigkeit  entbunden  werden.  Die  Glieder  des 
Deutschen  Bundes  dürften  daher  nicht  selbst  wieder  Con- 
föderationen  im  gewöhnlichen  Sinn  des  Worts,  sondern  sie 
müs8ten  organische  Einheitsstaaten  sein.  Jede  Hegemonie 
eines  derselben  über  die  andern  müsste  ausgeschlossen  wer- 
den. Diplomatie,  Heer  und  Marine,  Fahne  und  Flagge, 
Mass,  Münzen  und  Gewicht,  die  allgemeinen  Verkehrsmittel 
würden,  wie  die  dazu  nöthigen  Finanzen,  eins;  desgleichen 
die  oberste  Justiz,  welche  statt  des  fremden  Charakters  des 
weiland  Reichskammergerichts  einen  nationalen  Charakter 
hatte,  deren  Richterstellen  von  den  Regierungen  der  einzel- 
nen Staaten  zu  besetzen  wären  und  die  dadurch  auch  für 
innere  politische  Streitigkeiten  competent  würde,  falls  nicht 
eine  Transaction  unter  den  streitenden  Theilen  zu  erzielen. 
Die  Verfassung  dieses  organisch  geeinigten  Deutschlands  be- 
stünde aus  einem  nach  einem  bestimmten  Turnus  eintreten- 
den Vorsitzenden  und  geschäftsführenden  Fürsten  der  ein- 
zelnen Staaten,  aus  einem  deutschen  Ministerium,  aus  einem 
grossen  proponirenden  und  consultativen  Rath  der  Nation, 
gebildet  durch  die  von  den  einzelnen  Regierungen  zu  er- 
nennenden bedeutendsten  Männer  Deutschlands,  also  einer 
Art  von  Staatsrath,  dem  die  wichtigsten  Vorarbeiten  der 
Gesetzgebung  zu  übertragen  wären,  und  der  auch  diejenigen 
Elemente  in  sich  schliessen  konnte,  welche  bei  dem  Zwei- 
kammersystem die  regelmässigen  Bestandteile  des  ersten 
Hauses  sind;  endlich  aus  einem  parlamentarischen  Korper, 
dessen  Glieder  von  den  Kammern  der  einzelnen  Staaten  frei, 
also  nicht  blos  aus  ihrer  Mitte  oder  in  ihrem  Land  gewählt 
würden,  und  dem  in  den  verfassungsmässigen  Angelegen- 
heiten von  Gesammtdeut8chland  ein  „votum  decisivum"  zu- 
stande. Dieses  Deutschland  nähme  Gesandte  an  und  schickte 
welche;  auch  die  nichtdeutschen  österreichischen  und  preus- 
sischen  Lande  mochten  bei  ihm  durch  besondere  Gesandte 
vertreten  sein;  ihr  Verhältniss  zu  Deutschland  ordnete  sich 
nach  Staatsverträgen  zu  einer  dauernden  Allianz  im  Krieg 
und  Frieden.  Sie  konnten  nie  mit  Deutschland  in  Krieg 
gerathen. 

Dies  scheinen  uns  die  Consequenzen  zu  sein,    zu  wel- 
chen,   wenn  auch  in  weiter  Ferne,   die  constitutionelle  Idee 
Held.  ni.  58 
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die  deutsche  Frage  führen  sollte  oder  doch  konnte.  Dass 
innerhalb  der  constitutionellen  Idee  noch  manche  andere 
Möglichkeit  liegt,  leugnen  wir  nicht.  Wir  würden  selbst 
den  entferntesten  Schritt  in  dieser  Richtung  als  einen  Fort- 
schritt mit  Freuden  begrüssen,  falls  er  von  Usurpation  eben- 
so frei  bliebe,  wie  von  Revolution.  Natürlich  hat  unser  nur 
nach  den  allgemeinsten  Umrissen  angedeuteter  Plan  kerne 
andere  Autorität,  als  die  in  jeder  Wahrheit  liegende.  Seine 
Annahme  könnte  nicht  das  Werk  eines  formellen  Acts,  son- 
dern nur  die  Folge  des  allmählichen  Durchdringens  seiner 
Wahrheit  in  Regierungen  und  Völkern  sein.  Ob  diese  tha- 
tig  die  Hand  anlegen,  um  ihn  bewusst  zu  realisiren,  oder 
ob  sie  die  Vorsehung  und  die  Ereignisse  gehen  lassen,  das 
wissen  wir  nicht.  Wol  aber  sollten  Regierungen  und  Völ- 
ker nicht  vergessen,  dass  Gott  nur  diejenigen  nicht  ver- 
lässt,  die  sich  selbst  nicht  verlassen,  und  dass  sogar  die 
kostbarste  Gabe  der  Vorsehung,  eine  edle  Nationalität,  für 
diejenigen  werthlos  bleibt,  die  dieselbe  nicht  zu  schätzen 
verstehen. 

Wie  trüb  nun  unsere  Gegenwart,  wie  ungewiss  unsere 
nächste  Zukunft  sei,  wir  glauben  doch  fest  an  ein  künftiges 
einheitliches,  grosses  und  starkes  Deutschland.  Darum  scheint 
es  uns  aber  auch  die  schönste  und  unsterblich -ruhmreiche 
Aufgabe  eines  deutschen  Fürsten  zu  sein,  durch  energische 
Proclamation  und  allseitige  Festhaltung  einer  wahrhaft  deut- 
schen Politik,  unter  gänzlichem  Aufgeben  aller  nur  particu- 
laristischen  Tendenzen,  für  die  zerstreuten  Elemente  der 
deutschen  Nationaleinheit  ein  mächtiger  Mittelpunkt,  für  die 
Hofihung  auf  eine  bessere  Zukunft  Deutschlands  ein  ver- 
lässiger Anker  zu  werden. 


Wcruntyttiamigltcr  ^bfd)nitt. 

VerMltniss  der  Monarchie  zum  Conetitutionalismus. 


I.  Im  Allgemeinen:  Verschiedenheit  der  Auffassung  dieses  Verhält- 
nisses im  Leben,  in  den  Gesetzen  und  in  der  Theorie.  —  Schwierigkeit 
seiner  richtigen  wissenschaftlichen  Darstellung.  —  Allgemeine  Ausgangs- 
punkte. —  Der  ewige  Kreislauf  aller  dem  Staat  zugewandten  Kräfte.  — 
Stoffwechsel.  —  Der  Souverän  steht  im  Staate.  —  Verschiedene  Situa- 
tionen.—  Die  Wirksamkeit  absoluter  Gesetze.  —  Die  politische  Bildung.  — 
Die  Gegner  der  Monarchie.  —  Le  roi  regne  mais  il  ne  gouverne  pas.  — 
Die  Kronprärogative.  —  Deutsches  Konigthum.  —  II.  Englisches  König* 
thum.  —  III.  Das  französische  Konigthum. 

I.     Im  Allgemeinen060)f  mit  besonderer  Bücksicht 
auf*  die  deutschen  Verhältnisse. 

jjei  der  ungeheuer  verschiedenen  Stellung  der  Monar- 
chen in  den  modernen  Staaten,  wie  sie  bald  thatsächlich, 
bald  rechtlich  vorhanden  und  darum  nicht  geringer  ist,  weil 
die  Thatsachen  und  die  verfassungsrechtlichen  Bestimmungen; 


960)  Held,  System,  I,  81  u.  82,  Note  1,  320  fg.;  II,  363,  375.  Der- 
gelbe,  Staat  und  Gesellschaft,  II,  651  fg.;  III,  Note  299.  Duncker,  a.  a. 
O.,  II,  115.  Zachariae,  Vierzig  Bücher,  I,  135.  Le  Censeur  (Paris  1815) 
Bd.  5,  Abhandlung  I  u.  II.  Constant,  B.,  a.  a.  O.,  I,  127,  177,  18l! 
Duvergier  de  Hauranne,  a.  a.  O.,  II,  193,  487;  III,  322.  Quizot,  Memoi- 
re«, II,  184,  329.  Odilon-Barrot,  a.  a.  O.,  S.  174  fg.  St.  MM,  a.  a.  0., 
S.  88,  93  fg.,  98,  133.  Viel-Castel,  a.  a.  O.,  V,  241,  418.  Fontareche$9 
Monarchie  et  liberte  (Paris  1858),  S.  269.  Proudhon,  Systeme  federatif* 
S.  109,  115,  }24,  139,  153.  Witzleben,  C.  D.  *.,  Die  Grenzen  der  Volks- 
repräsentation  in  der  constitutionellen  Monarchie  (Leipzig  1847).    Eeche*% 


916  Vierundzwanzigster  Abschnitt. 

darüber  oft  miteinander  in  directem  Widerspruch  stehen, 
ferner  bei  der  nicht  minder  grossen  Verschiedenheit  der  An- 
sichten in  den  literarischen  Arbeiten  zur  Erklärung  oder  zur 
Reform  der  bestehenden  Verhältnisse  der  Monarchie,  end- 
lich bei  den  zahllosen  Widersprüchen,  in  welche  oft  die 
Ansichten  eines  und  desselben  Schriftstellers  sich  verwir- 
ren 961),  mochte  man  leicht  zu  der  Meinung  neigen,  die 
Situation  des  Eonigthums  im  constitutionellen  Staat  sei  das 
in  jeder  Beziehung  schwierigste  Kapitel  des  modernen 
Staatsrechts. 

In  der  That  werden  denn  auch  nicht  blos  die  beiden 
Extreme  der  denkbaren  Auffassung  der  Stellung  des  Monar- 
chen, nämlich  einmal  die  Ansicht  von  der  Verwerflichkeit 
des  Constitutionalismus  und  von  der  nothwendigen  Absolut- 
heit des  Konigthums,  und  dann  die  entgegengesetzte  An- 
sicht von  der  Souveränetät  des  Volks,  beziehungsweise  der 
constitutionellen  Korper  und  von  der  Beseitigung  aller  selb- 
ständigen Gewalt  des  Monarchen,  mit  den  verschiedensten 
Motivirungen  und  Modificationen  vorgetragen  962),  sondern 
es  haben  sich  auch  zwischen  diesen  beiden  durch  grosse 
politische  Parteien  vertretenen  Extremen  viele  Mittelmeinun- 
gen gebildet.  Und  während  in  allen  diesen  Dingen  nicht 
wenig  Schwankungen  und  noch  mehr  Verwirrungen  der  Be- 
griffe und  grobe  Irrthümer  stattfinden,  darf  .doch  auch  nicht 
verkannt  werden,  dass  geschichtlich  das  Verhältniss  zwischen 
Krone  und  Volksrepräsentation  sich  aus  den  verschiedensten 
Gründen  sehr  verschieden  ausgebildet  hat. 

Trotz  alledem  kann  das  Thema  dieses  Abschnitts  nach 
unserm  Ermessen  keine  grossem  wissenschaftlichen  Schwie- 
rigkeiten bieten,    als  jedes  andere  politische  Thema,    wenn 


a.  a.  0.,  II,  136,  139,  144,  147,  152,  164,  168,  172  fg.,  181  fg.,  186,  189, 
234,  238  Esshaver,  a.  a.  O.,  S.  167.  Stein,  a.  a.  O.,  S.  86,  89,  102. 
Schmid,  Ü.  F.y  Das  Wesen  der  constitutionellen  Monarchie.  Mit  beson- 
derer Berücksichtigung  des  künftigen  deutschen  Bundesstaats  u.  s.  ▼. 
<Jena  1865). 

961)  Man  vergleiche  z.  B.  Laurent,  a.  a.  O.,  X,  236,  mit  ebend.,  S.  25«. 

962)  So  wurden  z.  B.  die  constitutionellen  Verfassungen  als  lediglich 
zu  dem  Zweck  erfunden  behauptet,  um  dem  monarchischen  Absolutismoi 
über  augenblickliche  (?)  Verlegenheiten  wegzuhelfen  und  in  *ler  Masse  de* 
Volks  das  Verlangin- nach  unbeschränkten  Obrigkeiten  wach  an  halten. 
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man  von  ihm  ausgebend  den  ganzen  modernen  Staat  zum 
Gegenstand  der  Untersuchung  machen  wollte.  Die  Meinung 
von  der  besondern  Schwierigkeit  der  wissenschaftlichen  Be- 
handlung unsers  Gegenstandes  wird  ohnehin  bei  denjenigen 
nicht  bestehen,  die  sich  der  Resultate  ihrer  Untersuchung 
wegen  nicht  vor  einem  gewaltthätigen  Königthum  zu  fürch- 
ten brauchen  oder  die  sich  überhaupt  nicht,  oder  wenigstens 
Tor  dem  nicht  fürchten,  was  sie  sich  von  Seiten  des  König- 
thums  ihrer  wissenschaftlich  en  Arbeiten  wegen  zuziehen  könnten. 

Die  Hauptschwierigkeit  der  wissenschaftlichen  Behand- 
lung dieses  Kapitels  besteht  demnach  nicht  sowol  in  der 
Sache  selbst,  als  vielmehr  darin,  dass  seiner  Natur  nach 
alle  übrigen  Seiten  des  staatlichen  Lebens  darin  gipfeln  oder 
ihr  Centrum  finden.  Gerade  darin  liegt  aber  auch  ein  be- 
sonderer Reiz  und  sogar  eine  grosse  Erleichterung  der  Ar- 
beit, weil  jede  richtige  Erkenntniss  über  diesen  Gegenstand 
zugleich  über  alle  übrigen  staatlichen  Verhältnisse  die  mei- 
sten und  besten  Aufschlüsse  geben  muss. 

Indem  wir  uns  auf  die  in  den  frühem  Abschnitten  schon 
gefundenen  Resultate  über  die  Monarchie  im  allgemeinen 
und  ihr  Verhaltniss  zu  den  verschiedenen  constitutionellen 
Einrichtungen  berufen,  glauben  wir,  diese  speciell  dem  Ver- 
haltniss zwischen  Monarchie  und  Constitutionalismus  gewid- 
mete Untersuchung  mit  der  Benutzung  zweier  schon  früher 
gefundener  Wahrheiten,  nämlich 

1)  dass  der  Staat  natur-  und  vernunftnothwendig  ist  und  dass 
gewisse  Eigenschaften  demselben  wesentlich  sind,  er  sich 
also  mit  diesen  Eigenschaften  zu  allen  Zeiten,  bei  allen 
Volkern  finde; 

2)  dass  der  Mensch  überall  und  immer  wesentlich  der- 
selbe war,  ist  und  bleibt,  Staat  und  Mensch  unauf- 
löslich miteinander  verbunden  sind, 

beginnen  zu  müssen. 

Die  Festhaltung  und  Durchführung  dieser  Sätze  kann 
trotz  des  Wirrsals  in  den  gesetzlichen  Zuständen  und  in  den 
vulgären,  wie  Uterarischen  politischen  Anschauungen  unserer 
Zeit  dennoch  ohne  besondere  Schwierigkeiten  geschehen, 
wenn  man  namentlich  eine  Anschauung  von  der  personlichen 
Trägerschaft  der  Staatsgewalt  aufgibt,  die,  je  verbreiteter 
sie  ist,  desto  üblere  Folgen  hat. 
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Die  gewöhnliche  Vorstellung  von  der  personlichen  Tra- 
gerschaft der  Staatsgewalt,  von  dem  Charakter  derselben 
und  von  der  ganzen  eigentümlichen  Situation  des  Souve- 
räns als  des  personlichen  Inhabers  der  Staatsgewalt  ist  näm- 
lich die,  als  ob  letzterer  ein  bestimmtes,  und  zwar  immer 
grosses  Mass  von  Macht,  nicht  viel  anders,  als  wie  etwa 
die  mathematisch  genau  bemessene  Kraft  einer  Maschine 
von  so  und  so  viel  Pferdekräften,  haben  müsse,  ein  Mass, 
welches  sich  immer  gleich  bleibe  oder  gleich  bleiben  sollte, 
welches  auch  in  jeder  Beziehung  unfehlbar  wirke  und  des- 
sen Gebrauch,  sofern  nicht  eben  constitutionelle  Schranken 
es  hindern,  seinem  Träger  nach  seinem  Ermessen  freistehen 
sollte.  »63) 

Es  ist  fast  unbegreiflich,  wie  eine  solche  Auffassung 
auch  nur  bei  dem  dürftigsten  Verständniss  des  Konigthums 
und  des  Constitutionalismus  entstehen  und  bestehen  kann. 
Der  schwächste  Schein  der  organischen  Staatsidee  muss  sie 
unmöglich  machen. 

Die  Staatsgewalt  oder  des  Staats  eigene  Gewalt  ist  reell 
die  Summe  aller  materiellen,  intellectuellen  und  sittlichen 
Kräfte  einer  Nation,  welche,  dem  Staat  zugewandt,  in  einem 
ewigen  Kreislauf  sich  im  Träger  der  Krone  concentriren, 
um  von  ihm  aus  in  der  durch  diese  Concentration  mit  ihnen 
vorgegangenen  Veränderung  wieder  nach  allen  Richtungen 
des  öffentlichen  Lebens  auszuströmen.  Ihr  Durchgang  durch 
diese  letztern  bringt  sie  aufs  neue  modificirt  in  das  Centrum 
zurück  u.  8.  f.  Wir  wollen  hier  nur  die  Bemerkung  einge- 
flochten haben,  dass  nach  der  Natur  des  Staats  als  eines 
lebendigen  und  sittlichen  Organismus  das  System  der  Cir- 
culation  seiner  Kräfte  nicht  einmal  nach  Analogie  der  Blot- 
circulation,  geschweige  nach  der  Analogie  eines  Thon-  oder 
Eisenröhrensystems,    wie  man  es  bei  Gas-  oder  Wasserlei- 


963)  Guizot  legt  dem  Könige,  statt  des  „l'Ätat  c'est  moi"  die  doktri- 
näre Aensserang  in  den  Mund:  „mon  gouvernement  c'est  moi".  Memoi- 
res,  II,  327.  Sehr  praktisch  ist's,  wenn  Fie/- Corte/,  a.  a.  O.,  V,  418, 
sagt:  „Un  secret  presque  infaüible  pour  dominer  un  prince  fkible,  c'est 
de  lui  repeter  sans  cesse  et  de  proclamer  hautement  qu*il  gouverne  par 
lui-meme."  Vgl.  hierzu  Guizot,  Pourquoi  la  revolution,  S.  77:  „L'appa- 
rence  da  succes  est  fatale  aox  princes  faibles  engages  dans  une  lotte 
contre  le  peuple." 


Verhältniss  der  Monarchie  zum  Constitutionalismus.      919 

tungen  findet,  betrachtet  werden  darf,  dass  folglich  die 
atarre  Rechtsstaatstheorie  nicht  geeignet  erscheinen  kann, 
die  fragliche  Circnlation  zu  bestimmen  oder  in  sich  aufzu- 
nehmen. 

Der  erwähnte  Kreislauf  findet  in  jedem  Staat  statt  ••*), 
und  bestehen  die  Verschiedenheiten  der  Staaten  in  dieser 
Beziehung  vorzüglich  darin,  was  in  den  Kreislauf  kommt 
und  wie  derselbe  geordnet  ist.  Der  organische  Staat 
verlangt  nach  seiner  höchsten  Auffassung,  dass  alle  mate- 
riellen, intellectuellen  und  sittlichen  Kräfte  des  ganzen  Volks 
an  demselben  sich  betheiligen  und  demnach  auch  eine  all- 
gemeine, allen  im  wesentlichen  gleiche,  energisch  -  straffe, 
aber  zugleich  elastische  Ordnung  für  denselben  bestehe. 
Der  Grad,  in  welchem  beides  realisirt  ist,  bestimmt  den  Grad 
der  Annäherung  des  Staats  an  das  wahre  Ideal. 

Uebrigens  kann  es  Momente  geben,  in  denen  die  Cen- 
tripetalität  aller  nationalen  Kräfte  besser  und  starker  ist 
als  die  Ausbildung  der  dazu  vorhandenen  Einrichtungen, 
und  umgekehrt,  und  es  muss  daher  die  Beurtheilung  der 
politischen  Zustande  eines  Volks  in  solchen  Fällen  eine  sehr 
verschiedene  sein,  je  nachdem  man  entweder  nur  von  der 
Centripetalität  der  Kräfte  oder  nur  von  der  Vollkommenheit 
der  Einrichtungen  ausgeht.  Immer  erscheinen  aber  die  Ein- 
richtungen nur  als  Mittel  zum  Zweck,  und  während  sie  den 
Mangel  der  Centripetalität  der  Kräfte  niemals  zu  ersetzen 
vermögen,  wird  die  letztere  die  mangelhaften  Einrichtungen 
ersetzen  und  gelegentlich  auch  zu  entsprechenden  vollkom- 
menem Einrichtungen  führen.  9ö6) 

Die  reelle,  also  auch  einzig  wahre  Staatsgewalt  ist  nach 
alledem  weder  ursprünglich,  noch  ihrem  letzten  Ziele  nach 
das  Recht  ihres  persönlichen  Trägers.  Sie  ist  also  auch 
etwas  anderes  als  der  rein  persönliche  Wille  des  Souveräns, 
des  personificirten  Staats.  Sie  sammelt  sich  vielmehr  aus 
allen  denkbaren  Kräften  des  Staats,  zu  denen  natürlich  auch 
die  Persönlichkeit  des  Souveräns,  seine  Stellung  u.  s.  w.  ge- 


964)  In  diesem  Sinn  konnte  man  sagen:    „l'etat  est  un  grand  fonc- 
tionnaire.M 

965)  S.  den  Schluss  unsere  Aufsatzes   „Vollziehende  Gewalt"  im 
Staats-Lexikon. 
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hören,  immer  wieder  neu  in  der  Hand  des  Staatsoberhaupts, 
wodurch  sie  ihre  eigentliche  staatliche  Form  erhalt,  nm 
nach  dieser  unumgänglich  notwendigen  Formulirung  und  in 
derselben  als  Gewalt  des  Staats  sofort  wieder  nach  allen 
Seiten  auszustrahlen. 

Es  findet  also  auch  im  Staat  gleichsam  ein  ewiger  Stoff- 
wechsel statt,  der  bei  der  eigentümlichen  Natur  des  staat- 
lichen Organismus  nur  unendlich  reicher  und  mannichfaltiger 
sein  muss,  als  in  irgendeinem  andern  Organismus.  Infolge 
der  geschilderten  Circulation  wird,  was  zuvor  nur  indivi- 
duell war,  vermittels  des  Durchgangs  durch  den  Souverän 
und  seine  Anerkennung,  zur  Sache  der  in  ihm  personificirten 
Gesammtheit,  und  indem  es  als  nunmehrige  Gesammtkraft 
durch  die  Acte  der  Regierung  auf  alle  Individuen  zurück- 
strömt, wird  es  von  diesen  wieder  individuell  zersetzt,  um 
in  dieser  Gestalt  zur  neuen  Umgestaltung  in  das  Centrum 
zurückeilen.  Dies  dauert  so  lange,  als  politisches  und  indi- 
viduelles Leben  im  Staat  und  in  den  Individuen  vorhan- 
den ist. 

Souverän  und  Dynastie  sind  daher  ohne  Volk  sowenig 
Staat,    wie  Volk  und  Volksvertretung  ohne  Souverän  und 
Dynastie,  wenigstens  in  dem  monarchischen  Staat.     Erstere, 
die  Personification    des  Staats    und   das  verfassungsmässige 
Organ   für  die  ununterbrochene   Continuität    dieser  persön- 
lichen Darstellung,    sind  besondere  Organe  und  Kräfte  des 
Staats  und  gehören  deshalb   wie  Volk  und  Volksvertretung 
zu   dessen  lebendigem  Bestand.      Erstere   wie  letztere  sind 
wesentliche    Glieder    des    staatlichen    Gesammtorganismus, 
welche  von  diesem  das  oberste  Gesetz  empfangen,   also  von 
dem  Wesen  des  Staats,  vom  Gesetz  seiner  organischen  Eii 
heit  bestimmt  werden.     Jede  positive  Verfassung,   jede  eiij 
zelne    verfassungsgesetzliche    Bestimmung    ist    gleich    jed<] 
Staats  Verwaltungshandlung,    gleich  jeder  Bestimmung,   A\ 
fassung  und  Bethätigung  politischer  Pflichten,  nur  ein 
druck  dafür,    wie  gegebenenfalls  jenes  Gesetz    verstanülflk 
inwieweit  es  wirklich  organisch  realisirt  wurde.      Der  i  ijon- 
stitutionalismus  kann  an  jenem  Gesetz  nichts  ändern;  *  c\%\ß 
richtig  verstanden  muss  er  es  fördern  oder,    er  ist  rffijtig 
verstanden,  soweit  er  es  fördert,  und  umgekehrt.  ?J 

Der  Souverän   einer   Monarchie   kann   daher   im        *gtjjt 
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weder  alles,  noch  nichts  sein.*66)  Wo  dennoch  eine  Ver- 
fassung das  eine  oder  das  andere  behauptet,  da  ist  entweder 
keine  Monarchie,  oder  der  fragliche  Staat  entbehrt  alles 
organischen  Lebens,  oder  die  fragliche  Behauptung  wird 
sich  thatsächlich  als  falsch  erweisen.  Im  letztern  Fall  wer- 
den die  organischen  Functionen  des  Ganzen  doch  stattfinden, 
aber  oft  unorganisch  und  desorganisirend,  im  besten  Fall 
minder  geordnet,  als  dies  da  geschieht,  wo  die  äussere  Ord- 
nung dem  innern  Leben  entspricht. 

Es  sind  und  wirken  Kräfte  im  Staat,  welche  entweder 
noch  nicht  oder  nicht  mehr  Kräfte  des  Staats,  also  auch 
nicht  im  staatlichen  Kreislauf  sind.  Aber  ebendeshalb  sind 
sie  keineswegs  über  dem  Staat  als  rechtliche  oder  geord- 
nete Kräfte,  sondern  in  demselben,  neben  ihm,  immer  hin- 
dernd und  möglicherweise  zerstörend,  wenn  gegen  ihn. 

Dies  gilt  von  jedem  Despotismus,  trete  er  als  monar- 
chischer, als  demokratischer  oder  aristokratischer  auf.  Es 
gilt  aber  auch  von  jeder  rein  selbstsüchtigen  Ausbeutung 
des  Staats  seitens  irgendeines  Gliedes  des  Volks,  von  jeder 
gewissenlosen  Verkehrung  der  politischen  Pflicht  in  ein  per- 
sonliches Recht. 

Die  Behauptung  einer  Volkssouveränetat  über  einem 
verfassungsmässigen  Monarchen  ist  die  Setzung  einer  fhat- 
sächlichen,  dem  bestehenden  rechtlich  organisirten  Staat 
unter  Umständen  feindlichen  Uebermacht  über  die  rechtliche 
Organisation,  oder,  wenn  besser  gemeint,  nur  eine  jeden- 
falls irrthümliche  Bezeichnung  dafür,  dass  der  Souverän 
nicht  alles,  die  rechtliche  Ordnung  nichts  blos  Formales, 
sondern  etwas  vom  Gesammtleben  selbst  Bestimmtes  sein 
müsse. 

Kein  persönlicher  Souverän  kann  aber  das,  was  er 
wirklich  ist,  nur  durch  die  bestehenden  Rechtsvorschriften, 
oder  ohne  sie  nur  durch  seine  Persönlichkeit  und  niemals 
gleich  nichts  sein.    Wollte  man  auch  davon  absehen,    dass 


966)  Bemal,  a.  a.  0.,  II,  397  fg.  Dagegen  Lacombey  a.  a.  O.,  I> 
8.  xxvn,  und  Royer- Collard  (bei  Duvergier  de  Hauranne,  a.  a.  O.,  III, 
371,  402;  IV,  53),  welcher  letztere  den  constitutionellen  Organismus  „une 
partie  du  gouvernement  du  Roi"  nennt. 
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infolge  der  mangelhaften  organischen  Durchbildung  der 
Staaten  seine  Stellung  nicht  blos  auf  die  oben  ihm  zuge- 
wiesene Function  beschränkt  bleiben  kann,  so  müsste  diese, 
an  sich  schon  gross  genug  für  einen  Menschen,  an  Bedeu- 
tung steigen,  wenn  man  daran  denkt,  was  durch  Gebrauch 
oder  Mis brauch  seiner  Macht  oder  seines  Vertrauens  seitens 
seiner  Räthe  und  Vollzugsorgane  selbst  in  dem  constitutio- 
nellsten  Staat  daraus  gemacht  werden  kann,  wenn  man  end- 
lich erwägt,  dass  selbst  die  willig  ihm  zudrängenden  poli- 
tischen Kräfte  des  ganzen  Landes  nicht  schon  geläutert  und 
geschieden  in  seine  Hände  gelangen  und  erst  aus  diesen 
geläutert  und  geschieden,  und  zwar  mit  Autorität,  also  po- 
tenzirt  und  staatlich  befruchtend,  wieder  in  alle  Theile  zu- 
ruckfliessen  sollen. 

Dieser  Process  wird  um  so  unklarer  sein,  je  weniger 
ein  Staat  bei  aller  äussern  Einheit  innerlich  oder  organisch 
geeint  ist,  je  schroffer  Einheits-  und  Separationstendenzen 
in  demselben  sich  gegenüberstehen,  oder  je  mehr  rein  indi- 
viduelle Strebungen,  trotz  einer  gewissen  Entschiedenheit 
der  Einheitstendenz,  in  demselben  vorhanden  sind.  Gerade 
bei  solchen  Gegensätzen  müssen  die  Fragen,  ob  der  König 
über  dem  Volk  oder  dieses  über  dem  Konig  stehe,  wie 
Sturmvogel  erscheinen,  welche  das  Aufeinanderplatzen  der 
bisher  vielleicht  daniedergehaltenen  Gegensätze  vorhersagen. 
Diese  Gegensätze  werden  aber  auch  dadurch  nicht  beseitigt, 
dass  Konig  und  Parlament,  Konig  und  Council,  Kaiser  und 
Reich  in  Uebereinstimmung  erscheinen.  Zwar  soll  mit  die- 
sen Ausdrücken  ohne  Zweifel  etwas  wie  die  organische 
Staatseinheit  bezeichnet  werden;  allein  die  Geschichte  be- 
weist, dass  Parlament,  Council  und  Reich  durchaus  nicht 
immer  wirklich  das  Volk  repräsentiren.  Daher  sind  Kämpfe 
unvermeidlich,  und  ihr  Resultat  für  das  Konigthum  wird 
stets  davon  abhängen,  ob  und  inwiefern  es  die  mächtigsten 
Sympathien  für  sich  hat  und  dieselben  im  wahrhaft  staats- 
organischen Sinn  gebraucht. 

So  erklärt  es  sich,  dass  in  einem  Moment  kritischer 
Gärung,  wo  es  sich  um  Sein  oder  Nichtsein  einer  Nation 
als  eines  organischen  Factors  des  staatlichen  Lebens  handelte, 
Edmond  Richer  1591  sagen  konnte,    die  Stände  des  Reichs 
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standen  unzweifelhaft  über  dem  König  96r) ,  dass  Vattel  be- 
hauptet, die  Nation  stehe  über  dem  Souverän  968),  dass  da- 
gegen die  franzosischen  Könige  im  Mittelalter,  vielleicht 
nicht  allein  in  absichtlich  absolutistischem  Streben,  sondern 
auch  um  den  Verdacht  einer  autoritatsgefahrlichen  fremden 
Initiative  oder  einer  schwächlichen  Nachgiebigkeit  fern  zu 
halten,  selbst  auf  nicht  wohl  abzuschlagende  dringende  Bit- 
ten antworteten:  „Car  tel  est  notre  bon  plaisir",  oder: 
„Car  teile  4tait  notre  intention  m£me  avant  qu'on  nous  en 
eüt  fait  la  demande"  909);  dass  ferner  in  den  geschichtlichen 
Entwicklungen  bald  der  Wille  des  Souveräns  über  Cortes, 
Council  und  Parlament,  bald  unter  diesen  steht,  ohne  dass 
eine  definitive  Entscheidung  über  die  Superioritat  zwischen 
ihnen  möglich  gewesen  wäre.  Die  Hauptsache  in  den  mol- 
luskenartigen Staatsbeständen  des  Mittelalters  hängt  von  der 
Macht  der  Umstände  und  den  Persönlichkeiten  ab  97°) ;  die 
noch  nicht,  organisirte  dritte  Macht,  das  Volk  und  die  Bour- 
geoisie, heute  vom  König,  morgen  von  der  Aristokratie  be- 
günstigt, fallen  bald  dem  einen,  bald  der  andern  zu;  beson- 
dere Freiheiten,  Autonomie  und  Particularismus  sammt 
Specialismus,  erscheinen  in  ewiger  Collision  mit  den  An- 
forderungen einer  allgemeinen  Ordnung  9n) ;  persönliche, 
dynastische  Gefühle  sind  stärker  als  die  Erkenntniss  des 
Staats  und  das  Yerständniss  der  Monarchie;  Treue  und 
Verrath,  Legitimität  und  Empörung,  äussere  und  innere 
Kriege,  Allmacht  der  Fürsten  und  Verantwortlichkeit  der- 
selben 9rt),  private  Berechtigung  und  politische  Pflicht  u.  s.  w. 


967)  Jolly,  a.  a.  O.,  I,  134  fg. 

968)  Vattel,  a.  a.  O.,  I,  180. 

969)  Sempere,  a.  a.  O.,  S.  118,  120. 

970)  Sempere,  a.  a.  O.,  S.  137,  139,  140,  142,  145,  228. 

971)  Jolly,  a.  a.  O. 

972)  Nachtrag  zu  Thl.  II,  S.  519  u.  794:  Held,  System,  I,  14, 
320  fg.;  II,  36,  49,  119,  136,  140,  243.  Piaton,  Legg.,  VI,  9;  XII,  3. 
Graf  n.  Dietherr,  a.  a.  O.,  S.  30.  Loher,  Fr.,  Das  Rechtsverfahren  bei 
König  Wenzel's  Absetzung,  in  dem  Münchener  historischen  Jahrbuch, 
1865,  S.  1  fg.    Ueber  die  Absetzung  des  Königs  Adolf:  Roth  v.  Schrecken- 

stein,  Reichsritterschaft,  I,  341.  Memoire«  de  l'Academie  royale  de 
Bruxelles,  V,  32.  Qentilie,  A.,  De  potestate  regia  absoluta;  de  vi  civium 
in  regem  semper    injusta   (Helmstädt   1669).     WindUchgrätz,   C.  D.,  Ob- 
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sind   lauter  unklare,    durcheinanderfliessende  Begriffe,    und 
der  Erfolg  entscheidet  allein. 

Dass  unter  solchen  Umstanden  die  Theoretiker  schon 
früher  eine  schwierige  Aufgabe  hatten,  wenn  sie  das  Ver- 
hältniss  zwischen  Krone  und  Volk  wissenschaftlich  darstellen 
wollten,  ist  unschwer  einzusehen.  Was  aber  leider  fast 
ausnahmslos  ganz  übersehen  wurde,  ist  die  mächtige  Wirk- 
samkeit gewisser  absoluter  Gesetze  inmitten  aller  dieser 
scheinbar  chaotischen  Zustände.  Dass  der  Staat,  die  selb- 
ständige Gesammteinheit,  die  Souveränetät  und  eine  person- 
liche Trägerschaft  derselben  nothwendig,  dass  die  Function 
des  Souveräns  wesentlich  eine  Pflicht,  also  eine  Würde  97f) 
und  folglich  auch  der  ihr  unterworfene  Mensch,  der  Unter- 
than,  einigermassen  frei  und  berechtigt  sein  müsse  9r4),  diese 
Ideen,  tief  begründet  in  der  Menschennatur,  leuchten  be- 
sonders auf  Grund  der  christlichen  Gottesanschauung  überall 
durch,  bestehen  nebeneinander  und  führen  trotz  aller  Ein- 
seitigkeiten und  Misgriffe,  in  Verbindung  mit  den  sonstigen 
historischen  und  providentiellen  Factoren  der  Staatenbil- 
dung, jene  staatlichen  Schöpfungen  und  Organisationen  her- 
bei, welche  zu  allen  Zeiten  die  Culturwelt  bildeten  und  na- 


jeetions  aux  societes  secretes.  Discours  dans  lequel  on  examinera  les 
deux  questions  suivantes:  Un  monarque  a-t-il  le  droit  de  changer  de  «on 
chef  une  Constitution  evidemment  vicieuse  etc.  (London  1788).  Volney,  a. 
a.  0.,  S.  594.  Troplong,  a.  a.  0.,  S.  169  fg.,  189  fg.,  223,  234,  241 
Constant,  B.,  a.  a.  O.,  I,  193,  372  fg.,  422  fg.  Vattel,  a.  a.  0.,  I,  183, 
190  fg.,  196.  Nordenflycht,  a.  a.  O.,  S.  335.  Blackstone,  a.  a.  O.,  I,  262, 
391  fg.,  450.  Villehardouin,  a.  a.  0.,  S.  44.  Abel,  //.,  Histoire  de  la 
monarchie  francaise  jusqu'en  1792,  Tom.  IV:  La  Revolution  (Paris  1861). 
Gneist,  a.  a.  O.,  I,  147,  149,  254.  Mül,  a.  a.  O.,  S.  105.  Taine,  a.  a. 
0.,  II,  342  fg.  Escher,  a.  a.  0.,  II,  147,  151  (Literatur  über  Tyranni- 
eidium,  ebend.  148  fg.).  Lasker,  E.,  „Rex  legibus  solutus,  in  den  Deut- 
schen Jahrbüchern  für  Politik  und  Literatur,  VI,  1  fg.  S.  auch  nnsern 
Aufsatz:  „Souveränetät"  im  Staats-Lexikon. 

973)  Carne,  Staatseinheit,  S.  421.  Vülehardouin ,  a.  a.  O.,  S.  63, 
101.  Wenn  das  „Constitutioncllsein"  eines  Fürsten  unwürdig  wäre,  wie 
konnte  das  „Unterthanseinu   als  menschenwürdig  betrachtet  werden? 

974)  „Nomen  enim  regis  intellectualiter  hoc  retinet,  ut  subjeetis  om* 
nibus  rectoris  officium  procuret."  Hinemar,  De  ord.  pal.,  VI.  „Vim, 
pour  un  peuple  commc  pour  un  individa,  c'est  vouloir,  c'est  deliberer, 
c'est  se  gouverner  soi-meme."  La  liberte  religieux  (Etudes  contemporahu, 
Paris  1860),  S.  15. 
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mentlich  gegenwartig  sämmtliche  Culturstaaten  auch  zu  einem 
höhern  natürlich-ethischen  Ganzen  verbinden. 

Wir  wollen  bei  dem  Gedanken,  dass  die  Stellung  des 
Souveräns  eine  Pflichtstellung  und  eben  nur  durch  die  höchste 
Pflicht  eine  die  höchste  Würde  verleihende  Stellung  sei, 
noch  einen  Augenblick  verweilen. 

Wie  niemand  über  die  Gesetze  seiner  Situation  hinaus- 
kann, so  vermag  auch  der  Souverän  nicht  über  die  Gesetze 
seiner  Stellung  hinwegzukommen.  Denn  das  Gesetz  ist  es, 
was  die  Situation  macht,  das  gute  Gesetz,  was  sie  festigt. 
Nicht  blos  im  constitutionellen  Staat  erscheint  der  Souverän 
rechtlich  gebunden,  da  er  auch  im  absoluten  Staat  die  wahre 
Natur  seiner  Stellung,  das  richtige  Verhältniss  zum  Staat 
in  keiner  Weise  willkürlich  ändern  darf  und  soll.  Ist  aber 
die  Würde  von  der  Bürde  bedingt,  so  muss  man  bedenken, 
dass  eine  Last  nur  um  so  drückender  ist,  je  weniger  sie 
rechtlich  bestimmt  erscheint.  Das  moderne  Königthum, 
nach  seiner  geschichtlichen  Entwickelung  ein  souverän  ge- 
wordener Feudalismus,  musste  den  ihm  entgegentretenden 
und  die  Verwirklichung  des  lebensfähigen  Staats  verhin- 
dernden Feudalismus  unterdrücken,  was  nicht  ohne  Eman- 
cipation  der  grossen  Massen,  wol  aber  und  zwar  nur  darum 
durch  diese  möglich  wurde,  weil  mit  der  Herrschaft  des  Chri- 
stenthums  die  Sklaverei  von  jeher  nicht  anerkannt  war.  So 
wurden  die  Völker  die  breiten  Grundlagen  einer  neuen  Art 
staatlicher  Monarchie,  die  modernen  monarchischen  Bestre- 
bungen die  Wohlthat  der  Völker.  Und  wie  auf  diese  Weise 
die  in  den  mittelalterlichen  Landständen  und  „Etats44  gele- 
gene Form  der  Freiheitsbethätigung  absolut  ungenügend, 
also  unmöglich  wurde,  so  ist  durch  jene  Emancipation  der 
Constitutionalismus  nicht  nur  möglich,  sondern  geradezu  un- 
vermeidlich geworden.  Man  kann  sich  der  Thatsache  nicht 
verschliessen ,  dass  etwas  in  unserer  Zeit  liege,  was  frühern 
Zeiten,  wenigstens  in  dem  gegenwärtigen  Umfang  und  Sinn, 
fremd  gewesen  ist  und,  da  es  göttlichen  Ursprungs,  kein 
Mensch  mehr  aus  der  Menschheit  herausbringen  kann.  Es 
ist  dies  der  absolute  Glaubenssatz,  dass  der  Mensch  als 
solcher  nicht  Autorität  habe  über  seinesgleichen  als  solche, 
ein  Satz,  der  in  dem  constitutionellen  Princip  der  politischen 
und  persönlichen  Freiheit,    der  Anerkennung  des  Volks  als 
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rismus,  der  königlichen  Gewalt  als  eines  „pouvoir  neütre" 
und  zu  einer  Menge  anderer  Dinge  kommen  konnte,  ohne 
das  richtige  Verhältniss  zwischen  der  monarchischen  Staats- 
form zu  dem  organischen  Staat  zu  finden. 

Man  meint  sehr  consequent  zu  urtheilen  und  sehr  tief 
zu  blicken,  wenn  man  sententiös  ausspricht,  es  müsse  ent- 
weder die  Monarchie  den  Constitutionalismus  oder  dieser 
die  Monarchie  vernichten.  Möglich  ist  beides;  nothwendig 
nach  absoluten  Gesetzen  keins,  also  auch  nicht  wünschens- 
werth.  Wie  unsere  Verhältnisse  liegen,  müsste  das  eine  wie 
das  andere  den  unzweifelhaften  Beginn  des  Verfalls  unserer 
Volker  bezeichnen.  Ist  der  Constitutionalismus  gut,  so  wird 
ihn  die  Monarchie,  ist  diese  gut,  so  wird  sie  der  Constitu- 
tionalismus nicht  nur  nicht  vernichten,  sondern  beide  werden 
sich  gegenseitig  erhalten  und  beleben. 

Wir  haben  schon  im  vorigen  Theil  unsere  Meinung  über 
den  Satz  ausgesprochen,  dass  die  Zeit  der  Monarchie  vor- 
über sei.  Wenn  man  aber  wohl  bedenken  sollte,  dass  die 
innerlich  verschiedensten  Dinge  in  verschiedenen  Zeiten  und 
jahrhundertelang  sogar  die  Utopie  der  Weltherrschaft  mit 
Monarchie  bezeichnet  wurden,  dass  eine  bestimmte  könig- 
liche Person  oder  Dynastie  und  Königthum  nicht  identisch 
sind,  dass  Griechen  und  Romer  in  ihrem  Hass  gegen  die 
Monarchie  für  unsere  Zeiten  nicht  massgebend  sein  können, 
weil  wir  die  Gründe  nicht  haben,  welche  jene  Volker  zur 
Verwerfung  der  Monarchie  bestimmten,  so  mochte  auch  der 
Irrthum  zu  verwerfen  sein,  als  ob  unsere  Zeiten  im  ganzen 
eine  grossere  Zahl  und  wesentlich  neue  Arten  von  Feinden 
der  Monarchie  aufzuweisen  hätten,  denn  frühere  Zeiten.  Bei 
genauerer  Betrachtung  wird  sich  ergeben,  dass  kein  euro- 
päisches Volk  gegenwärtig  minder  monarchisch  ist,  als  es 
früher  je  gewesen. 

Die  Gegner  der  Monarchie  sind  heute  wie  zu  allen  Zei- 
ten dieselben,  und  zwar  entweder 

1)  absichtliche  oder  unabsichtliche,  verständige  oder 
unverständige,  wohl-  oder  übelmeinende  Gegner  des  Staats 
oder  jeder  staatlichen  Ordnung,  wozu  nicht  blos  die  Ver- 
treter extremer  absoluter  Freiheitsideen,  sondern  auch  die 
servilen  Verderber  der  Monarchie  selbst  gehören; 
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2)  Gegner  der  monarchischen  Form  oder  gewisser  rich- 
tiger oder  falscher  Consequenzen  derselben. 

Neu  ist  nur,  dass  der  Constitutionalismus  durch  seine 
Idee  wie  Formen  dem  Monarchen  eine  andere  Wirksamkeit* 
anweist,  als  dies  früher  der  Fall,  und  dass  durch  den  Mis- 
brauch  jener  Idee  und  Formen  eine  Menge  neuer  Mittel 
zur  Bethatigung  der  Feindschaft  gegen  die  Monarchie  ge- 
boten ist,  die  unter  andern  staatlichen  Daseinsformen  fehlen. 

Dies  wird  aber  wieder  ausgeglichen 

1)  dadurch,  dass  die  richtige  Auffassung  der  Idee  und 
der  ihr  entsprechende  Gebrauch  der  Formen  des  Constitu- 
tionalismus nicht  nur  manche  frühere  Misstände  der  monar- 
chisch geformten  Staatsgewalt  unmöglich  macht,  sondern 
auch  mit  der  monarchischen  Staatsform  selbst  auszusöhnen 
im  Stande  ist; 

2)  dadurch,  dass  der  Constitutionalismus  eine  Menge 
von  sehr  bedenklichen  Formen  beseitigt,  unter  denen  ohne 
ihn  die  feindliche  Opposition  gegen  die  Monarchie  aufzu- 
treten pflegt.  Man  hat  über  die  richtige  Bezeichnung  einer 
verfassungsmässigen  Monarchie  viel  gestritten  und  hier,  wie 
so  oft  bei  andern  Gelegenheiten,  unter  einem  Streit  über 
Worte  den  Kampf  entgegengesetzter  Principien  zu  verber- 
gen gesucht.  Bald  legte  man  den  Nachdruck  auf  „Consti- 
tutionen", bald  auf  „monarchisch"  und  behauptete  dem- 
gemäß, der  moderne  Staat  sei  „constitutionell-monarchisch" 
oder  er  sei  „  monarchisch  -  Constitutionen  u;  als  ob  es  einen 
Unterschied  machen  könne,  wenn  man  die  Form  oder  das 
Regierungssystem  eines  Staats  zuerst  nenne.  Bald  spricht 
man  von  Verbindungen  der  Monarchie  mit  der  Aristokratie 
und  Demokratie  in  den  allerverschiedensten  Wendungen  und 
mit  vorherrschender  Betonung  des  einen  oder  des  andern 
dieser  Begriffe.  Wie  in  vielen  Dingen,  so  ist  auch  hier 
Proudhan  wol  am  weitesten  gegangen.  Hier  nennt  er  die 
constitutionelle  Monarchie  ein  „Systeme  hybride  öquivoque", 
dort  die  Monarchie  überhaupt  „la  republique  unitaire"  oder 
eine  „confödiration  sous  la  presidence  heräditaire  d'un  roi", 
wieder  anderswo  die  „d&nocratie  non-socialiste"  oder  die  „^pu- 
blique unitaire"  eine  „monarchie  constitutionelle  deguisäe"  (Sy- 
steme federatif,  S.  115,  119,  125,  140,  292),  als  ob  in  einem 
und  demselben  Staat  aus  einer  Mehrzahl  ganz  entgegen- 
Held.  HL  ^ 
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gesetzter  Formen  eine  Einheitsform  für  denselben  entstehen 
oder  als  ob  das  Regierungssystem  über,  die  Form  oder  diey 
über  jenes  entscheiden  konnte. 

Auch  in  anderer  Beziehung  stehen  sich  die  Auflassun- 
gen des  Verhältnisses  zwischen  Monarchie  und  Constitutio- 
nalismus  sehr  scharf  gegenüber.  Nach  den  einen  soll  der 
Constitutionalismus  gleichbedeutend  sein  mit  einem  absolut 
unpersönlichen  Regiment  (Proudhon,  a.  a.  O.,  S.  290—298), 
nach  den  andern  erscheint  ein  wirksamer  Constitutionalis- 
mus mit  der  personlichen  Würde  eines  Souveräns  absolut 
unverträglich.  Dort  übersieht  man,  dass  auch  die  Persön- 
lichkeit des  Souveräns  in  einem  freien  Staat  ihre  Berechti- 
gung haben  muss,  hier,  dass  selbst  die  Gotter  des  Alter- 
thums  es  nicht  unter  ihrer  Würde  fanden,  zu  den  gewöhn- 
lichen Menschen  herabzusteigen  und  sich  nebenbei  nacfc 
ihren  Bedürfnissen  zu  erkundigen,  und  dass  der  wegen  sei- 
ner Allmacht  so  viel  beneidete  Despot  des  Orients  seines 
höchsten  Ruhm  deshalb  erreichte,  weil  er,  freilich  maskirt, 
in  die  Hütte  des  Volks  tritt,  um  seine  Regentenpflichiea 
genügend  erfüllen  zu  können. 

Nun  gibt  es  aber  noch  eine  Menge  von  angeblich  po- 
sitiven Sätzen  des  constitutionellen  Staatsrechts,  welche  sehr 
häufig  auch  ohne  bewussten  Zusammenhang  mit  den  allge- 
meinen theoretischen  Auffassungen  des  Constitutionalismus 
in  Anwendung  kommen  und  daher  etwas  näher  geprüft  wer- 
den müssen. 

Ein  solcher  Satz  ist  z.  B.:  „Le  roi  regne,  mais  il  ne 
gouverne  pas."  Diese  häufig  sacramental  gebrauchte  For- 
mel hat  freilich  für  einen  Deutschen  um  so  weniger  einen 
bestimmten  Sinn,  als  selbst  die  Franzosen  über  die  Bedeu- 
tung desselben  nicht  Einer  Meinung  sind.  Worte ,  wie  „consti- 
tuer",  „dominer",  „r&gner",  „gouverner",  „adminiatrer",  be- 
zeichnen eine  Menge  von  Functionen  ohne  wesentliche  Be- 
ziehung auf  den  Staat  und  müssen,  wenn  damit  verschiedene 
staatliche  Thätigkeiten  bezeichnet  werden  sollen,  dieselben 
alle  zusammen  wesentlich  in  der  Gewalt  des  Staats  lie- 
gen. 976)     Die  Kraft,    die  nöthigen  neuen  Einrichtungen  zu 


976)   Volney  (a.  a.  O.,  S.  755):  „Le  gouvernement  c'est  l'homme  qai 
gourerne."    Laguerronniere  (S.Untersuchungen  über  das  europäische  Gleich- 
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begründen  (constituer),  die  im  Staat  befindlichen  centrifuga- 
len  Elemente  zu  beherrschen  (dominer)  und  die  centripeta- 
len  zu  leiten  (rfegner),  das  Ganze  zu  fuhren  (gouverner) 
und  nach  allen  Richtungen  hin  die  entsprechenden  Kräfte 
sachgemäss  zu  vertheilen  und  zu  gebrauchen  (administrer),  — 
jede  dieser  Kräfte  ist  durch  die  andere  bedingt,  und  sie 
müssen  alle  in  jedem  einheitlichen  Gesainmtwesen,  also  vor- 
züglich im  Staat  einen  gemeinsamen  höchsten  Einheitspunkt 
haben  und  einheitlich  sich  bethätigen,  wenn  der  Staat  nicht 
in  Stucke  gehen  soll.  Die  Deutschen  haben  zur  Bezeich- 
nung aller  dieser  Dinge  nur  zwei  Worte,  „ herrschen "  und 
„verwalten".  Wer  diese  hat,  der  ist  des  Landes  Obrigkeit. 
Herrschen  kann  man  aber  nur,  wenn  man  dazu  die  Gewalt 
hat,  also  über  das  Ganze  mit  dessen  Kräften  waltet,  ver- 
waltet. Die  in  lateinischer  Sprache  sich  bewegende  Litera- 
tur des  Mittelalters  hat  zwar  die  lateinischen  Stammworte 
der  angegebenen  französischen  Ausdrucke,  wie:  constitutio, 
dominatio,  regnum,  gubernatio,  administratio ,  im  Gebrauch, 
allein  ohne  sich  jener  besondern  Bedeutungen  bewusst  zu 
sein,  welche  jedem  derselben  erst  durch  die  verschiedenen 
modern-doctrinären  Auffassungen,  namentlich  der  Gewalten- 
theilungstheorie  beigelegt  wurden.  Bezeichnend  ist  nur,  dass 
die  deutsche  Staatslehre  des  Mittelalters  unter  „regimen" 
das  Hinführen  eines  jeden  Dinges  auf  sein  Ziel  durch  die 
angemessenen  Mittel  verstand,  für  die  Regierung  von  Men- 
schen nicht  blos  Intelligenz,  sondern  auch  eine  „ratio  arte 
informata"  verlangte,  auf  die  Prinzenerziehung  demgemäss 
einen  grossen  Werth  977)  und  die  Oberaufsicht  über  dieselbe 
nicht  selten  in  die  Hände  der  Stände  legte. 

Ohne  Zweifel  gibt  es  gegenwärtig  zur  Bezeichnung  der 
einheitlichen  Gesammtthätigkeit  der  Kraft  oder  Gewalt  des 
Staats,  resp.  ihres  persönlichen  Trägers  kein  passenderes 
Wort  als  Regierung,  obgleich  mit  demselben  nicht  selten 
engere  Begriffe  verbunden  werden.  Die  durch  den  Consti- 
tntionalismus  zu  einer  formell  gesetzlichen  Darstellung  ge- 


gewicht, S.  426  fg.):  „Gouverner  c'est  prevoir."  Vgl.  oben  Thl.  II, 
S.  488  fg.,  und  unsere  Aufsätze:  „Politik",  „Regierung",  „Staatsverwal- 
tung" im  Staats-Lexikon. 

977)  Vgl.  die  bekannte  Stelle  in  der  Aurea  bnlla. 
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brachte  Verschiedenheit  der  Gesetzgebung  und  Justiz  einer- 
seits und  der  Verwaltung  andererseits,  welche  unter  Um- 
standen zu  einem  rechtlich  legitimirten  Gegensatz  und  unter 
den  verfassungsmässigen  Formen  auszukämpfenden  Streit 
zwischen  ihnen  fuhren  kann,  und  die  Einsicht  in  die  unzwei- 
felhafte Unmöglichkeit,  dass  der  Monarch  allein  personlich 
die  Staatsleitung  besorgen  kann,  endlich  die  ganze  Summe 
der  constitutionellen  Einrichtungen,  welche  der  Souverän 
verfassungsmässig  nicht  verletzen  darf,  dies  sind  die  Gründe, 
welche  den  obenerwähnten  Satz  veranlassten  und  ihm  eine 
gewisse  Berechtigung  geben.  Insofern  derselbe  aber  das 
„rfegner"  des  Monarchen  als  bedeutungslos  oder  ein  „goa- 
verneru  demselben  als  gleich  souverän  hin-,  resp.  gegenüber- 
stellt, ist  der  Satz  jedenfalls  falsch,  weil  die  ebenerwähnten 
Verschiedenheiten,  die  Gegensätze  und  die  ihnen  entspre- 
chenden constitutionellen  Einrichtungen  immer  eine  höhere 
und  stärkere  Einheit  voraussetzen  sollen,  wenn  nicht  die 
Einheit  des  Staats  selbst  in  Frage  gestellt  werden  will 
Auch  beweist  die  Erfahrung,  dass  wirklich,  wo  diese  Ein- 
heit fehlte,  die  Integrität  des  fraglichen  Staats  nicht  erhalten 
wurde  und  dass  mit  ihr,  selbst  bei  revolutionärer  Beseitigung 
ihres  jeweiligen  verfassungsmässigen  Trägers,  jene  Integrität 
behauptet  worden  ist. 

Der  gesaminte  gesetzliche  Bestand  ist  auch  ohne  be- 
sonderes Gelöbniss  des  Souveräns  nach  unzweifelhaften  und 
unbestrittenen  Staatsrechtsprincipien ,  wenigstens  unter  nor- 
malen Zuständen,  als  mit  dessen  persönlichem  Regenten- 
willen identisch  und  in  denselben  übergegangen  zu  betrach- 
ten. Gesetze,  Verwaltungs Verfügungen,  Urtheile  bestehen 
und  erfolgen  also  alle  gleich  mit  seinem  Willen,  wie  ja  auch 
die  Regierungsübernahme  selbst  auf  diesem  und  dem  Gesetz 
zugleich  beruht.  Der  Monarch  kann  die  Gesetze,  welche 
seine  ganze  Situation  wesentlich  begründen,  nicht  willkürlich 
ändern  und  würde  mit  jeder  Handlung,  die  nur  als  Gesetzes- 
verletzung erschiene,  seine  und  seiner  Dynastie  Fundamente 
erschüttern.  In  dem  organischen  Staat  genügt  es  nicht,  ein 
Gesetz  zu  machen  oder  zu  ändern,  wenn  der  Souverän  es 
für  rechtlich  noth wendig,  für  gerecht  hält,  das  Volk  aber 
anderer  Ansicht  ist.  In  solchen  Fällen  tritt  entweder  eine 
Transaction  ein,    oder  es  endet  die  Wirksamkeit  der  con- 
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stttutionellen  Idee  und  des  constitutionellen  Rechts  und  be- 
ginnt die  Herrschaft  der  Gewalt,  die  in  den  feinfühlenden 
Zustanden  des  constitutionellen  Staatslebens  regelmässig, 
wenigstens  für  viele,  wie  Unrecht  wirkt.  Auch  das  Mini- 
sterium ist  nichts  ohne  den  Souverän,  gleichviel  ob  jenes 
mit  einer  gewissen  innern  Notwendigkeit  aus  der  Parla- 
mentsmajorität hervorgeht  oder  nicht.  Selbst  St.  Mül  ver- 
langt die  Ernennung  seines  allmächtigen  ersten  Ministers 
durch  den  Monarchen  und  weiss  kein  Mittel,  ihn  rechtlich 
zur  Wahl  einer  bestimmten  Persönlichkeit  zu  zwingen.  In 
jedem  bestehenden  Gesetz  liegt  der  Regentenwille  des  Mon- 
archen, nach  welchem  es  auch  auf  jeden  einzelnen  Fall  frei 
und  gleich  angewendet  werden  soll.  In  dem  Princip,  dass 
nur  der  Monarch  das  Parlament  berufen,  eröffnen,  verab- 
schieden, schliessen  und  auflosen  kann,  (\slsq  ohne  seine  mit 
freiem  Willen  gewährte  Sanction  kein  Gesetz  entsteht,  ist 
auch  in  dem  constitutionellen  Staat  die  höhere  Einheit  der 
Regierung  über  jeder  Trennung  der  Staatsverwaltungsorgane 
gewahrt  und  in  der  verfassungsmässig  freien  Willensbestim- 
mung des  Souveräns  innerhalb  der  gesetzlichen  Grenzen  ein 
Princip  aufgestellt,  welches  beweist,  dass  das  Princip  des 
Rechtsstaats  für  die  höchsten  und  letzten  Entscheidungen 
der  Staatsangelegenheiten  keineswegs  ausreicht. 

Viele  haben  geglaubt,  den  Monarchen  durch  den  Con- 
stitutionalismus  Mos  zu  einem  mathematischen  Punkt  machen 
zu  können,  aber  übersehen,  dass  mit  einem  nur  gedachten 
Punkt  nicht  einmal  der  Mathematiker  auskommen  kann.  978) 
Der  Mittelpunkt  muss  sichtbar  sein;  ohne  dies  würde  ein 
mathematisches  Problem  unmöglich  gelost  werden  können, 
wenn  auch  mit  ihm  eine  absolut  correcte  Losung  nicht 
denkbar  ist.  Das  Wesen  des  Mittelpunkts  besteht  aber 
darin,    dass  er  um  kein  Haar  verrückt  werden  kann,    ohne 


97S)  Wir  stehen  hier  wieder  vor  einem 'rein  doctrinären  Satse.  Ein 
einsiger  Blick  ins  Leben  hätte  genagt,  zu  erkennen,  dass  von  zweien  Völ- 
kern mit  im  wesentlichen  gleichen  Charten,  durch  die  verschiedene  Per- 
sönlichkeit der  Souveräne  das  eine  frei  und  das  andere  unfrei  gewesen 
ist,  und  dass  eines  und  dasselbe  Volk  mit  der  Hauptsache  nach  unver- 
änderter Verfassung  je  nach  den  Persönlichkeiten  seiner  Souveräne  freier 
oder  unfreier  war. 
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dass  alles  aus  der  rechten  Lage  kommt,  sodass,  wem  er 
wegfällt,  der  Kreis  als  eine  bestimmte  Ordnung  seiner  ein- 
zelnen Theile  ein  Ende  hat. 

Uebrigens  hat  der  Constitutionalismus  oder  die  mit  ihm 
verbundene  Rechtsstaatsidee  sich  nicht  nur  als  vertraglich, 
sondern  auch  als  sehr  forderlich  für  die  Monarchie  erwie- 
sen. Letzteres  namentlich  dadurch,  dass  sie  Thronrecht, 
Thronfolgefahigkeit  und  Thronfolgeordnung,  und  zwar  so- 
wol  in  Beziehung  auf  das  Object  wie  Subject  derselbe», 
von  den  staatswidrigen  Schlacken  patrimonialer,  feudaler 
und  ähnlicher  Zustände  reinigten  und  so  durch  deren  Läu- 
terung und  feste  staatliche  Begründung  als  wahre  Garantien 
der  monarchischen  Staatsform  erscheinen.  Es  genügt  ein 
Blick  auf  die  gegenwärtige  verfassungsmässige  Ordnung  des 
Thronrechts  und  <Jer  Thronfolge,  um  dieselbe,  trotz  noch 
mancher  Un Vollkommenheiten,  im  Vergleich  zu  den  frühem 
Zuständen,  sowol  für  die  Dynastien  als  auch  für  die  Völ- 
ker als  eine  wesentliche,  wahre  Fortßchrittserrungenechaft 
zu  erkennen. 

Man  hat  die  Stellung  des  constitutionellen  Königs  ab 
einen  Inbegriff  von  sogenannten  Prärogativen  97°)  bezeich- 
nen  zu  müssen  geglaubt.  Es  ist  dies  eine  ihrem  Ursprung 
nach  englische  Idee,  und  bestehen  nach  der  Meinung  vieler 
die  Prärogativen  der  Krone  in  einer  gewissen  Anzahl  'rein 
historisch  begründeter  und  ebenso  bisjetzt  nur  historisch  von 
den  Konigen  mit  Erfolg  behaupteter,  aber  vom  Volke  fortan 


979)  üeber  den  Begriff  der  Prärogative:  Held,  System,  I,  372;  U, 
473.  Derselbe ,  Legitimität,  S.  30.  Vgl.  dazu:  Freisinnen,  Otto  r.,  De  gest» 
Prider.  L,  Bach  2,  Kap.  1.  Locke,  a.  a.  0.f  Kap.  12,,  §.  10;  Kap.  13, 
§.  2,  5,  7,  8.  Junius,  Lettres,  trad.  p.  Parisot  (Paris  1823),  Prtoce»  S.  52 
it.  S.  11.  Viel-Castel,  a.  a.  O.,  IV,  351,  353,  397  fg.,  404  ig.,  411.  Wahl- 
capitulation,  Art.  III,  §.  4  u.  20.  Camus,  Pierre  (Bischof  von  Bellej), 
schrieb  ein  Bach  unter  dem  Titel:  Les  prerogatives  du  pastorat  parou- 
sial  (Paris  1642).  Constant,  B.,  a.  a.  O.,  I,  151,  153,  173,  177,  185, 
198  fg.,  295,  476.  Chateaubriand,  de,  La  Monarchie  selon  la  chatte  (Pa- 
ris 1816),  S.  6.  Aretin,  Staatsrecht,  I,  199  fg.  Remusat,  a.  a.  O.,  S*  421. 
Allen,  On  the  royal  prerogatire  (London  1849).  May,  Verüasswags- 
geschiente,  I,  118,  338,  381  fg.  Gneist,  a.  a.  O.,  I,  155,  163,  913,  225, 
271.  Fischel,  a.  a.  O.,  S.  118  fg.,  458  fg.  Dupont- White,  a.  a.  O.,  8.23a 
Bemal,  a.  a.  O.,  I,  304  fg.  La/erriere,  a.  a.  0.,  II,  23.  Laurent,  l'ägliia 
et  rÄtat,  in,  35. 
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sa  bekämpfender  Vorrechte.  Nicht  selten  genügt  es,  ein 
Kronrecht  mit  „ Prärogative u  zu  bezeichnen,  um  auf  der 
einen  Seite  in  seiner  Erhaltung  „ä  tout  prixu  die  Bedin- 
gimg des  monarchischen  Princips,  also  in  seiner  Anfeindung 
ein  hochverräterisches  oder  doch  unloyales  Attentat,  von 
der  andern  Seite  in  seiner  Eroberung  einen  Sieg  des  Fort- 
schritts des  Liberalismus  u.  dgl.  zu  finden. 

Der  schon  bei  Otto  von  Freisingen  vorkommende  Aus- 
druck „praerogativa"  bezeichnet  an  sich  etwas,  was  jemand 
„ceteris  paribus"  vor  andern  voraushat,  keineswegs  aber 
die  Grunde,  warum  er  es  voraushat.  In  dem  Wort  liegt 
also  nur  der  Sinn  eines  historisch  zu  Stande  gekommenen 
Unterschieds  vor  andern  Gleichen  mit  dem  Charakter  einer 
günstigen  Auszeichnung  und  mit  dem  natürlichen  Anspruch 
alles  Bestehenden  auf  Erhaltung,  aber  keine  sonstige  innere 
Rechtfertigung  gegen  etwaige  Ansprüche  auf  Reform. 

Das  in  seinem  staatsrechtlichen  Sinn  von  England  ent- 
lehnte Wort  wurde  daher  von  jeher  sehr  verschieden  ange- 
wendet, und  zwar  auch  auf  andere  Berechtigungen  als  die 
der  Krone  z.  B.  auch  auf  die  Rechte  des  Parlaments.  Der 
Umfang  der  Kronprärogative  ist  in  England  seit  Locke  ver- 
schieden bestimmt  worden.  Die  grosse  Bedeutung,  welche 
das  Wort  „ praerogativa "  noch  immer  in  England  hat,  er- 
klart sich  aus  der  Anhänglichkeit  der  Engländer  an  das 
Althergebrachte  und  aus  ihrem  tiefen  Verständnis«  für  den 
Werth  der  monarchischen  Form,  sowie  aus  der  Erfahrung 
und  Einsicht,  dass  wenigstens  die  wesentlichern  Kronpräro- 
gative nicht  historisch  zufällig,  sondern  materiell  wesentlich 
mit  dem  Staat  gegeben  sind. 

Wo  diese  englischen  Voraussetzungen  fehlen  und  doch 
ein  monarchischer  Sinn  herrscht,  da  ist  der  Ausdruck  Prä- 
rogative zur  Bezeichnung  des  Inhalts  der  monarchischen 
Stellung  schlecht.  Wo  aber  die  Sympathie  mit  der  Monar- 
chie mangelt  und  infolge  des  politischen  Unverstands  seitens 
der  Krone  oder  des  Volks  eine  gewisse  Ueberschwenglich- 
keit  der  politischen  Tendenzen,  namentlich  der  Gleichmacherei 
und  des  einseitigen  Liberalismus  überwiegt,  da  liegt  in  dem 
Ausdruck  Kronprärogative  eine  unleugbare  Gehässigkeit,  und 
wie  die  Ursache,  so  wird  auch  die  Wirkung  seines  Ge- 
brauchs eine  destruetive  sein. 
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Die  Rechte  der  Krone  sind  entweder  solche,  die  tob 
jeher  und  auch  jetzt  noch  lediglich  auf  zufalligen 
liehen  Thatsachen  beruhen,  oder  solche,  die  mit  in 
Notwendigkeit  aus  den  Pflichten  des  Souveräns  »qua  tatts" 
folgen.  Ob  sie  das  eine  oder  das  andere,  ergibt  sieh  ans 
der  absoluten  Natur  des  Staats  und  aus  dem  Grad  ihrer 
Erkenntniss,  wie  dieselbe  in  einem  Staat  durch  die  positiven 
Gesetze  und  Reformbestrebungen  als  herrschend  -  eich  aus- 
spricht. Erscheint  demnach  eine  sogenannte  Prärogative 
überhaupt  nicht  als  ein  wesentliches  Staatshoheitsrecht,  so 
wird  es  sich  gegebenenfalls  nur  darum  fragen,  ob  ihr  Auf- 
geben unter  den  bestehenden  Verhältnissen  politisch  zweck- 
mässig ist  oder  nicht.  Ist  eine  Prärogative  ein  wahres  Ho* 
heitsrecht,  dann  darf  sie  pflichtgemäss  nicht  aufgegeben 
werden.  In  diesem  Falle  dürfte  aber  der  Ausdruck  Präro- 
gative besser  gänzlich  vermieden  werden.  Erscheint  eine 
sogenannte  Prärogative,  die  kein  wesentliches  Hoheitsrecht 
ist,  nach  den  herrschenden  Ansichten,  mit  der  Stellung  der 
Krone,  ihrer  Würde,  geradezu  unverträglich,  so  muss  sie 
aufgegeben  werden.  Uebrigens  ist  bei  den  historisch  zufäl- 
ligen, nicht  geradezu  Staats  widrigen  Prärogativen,  wenn  ei 
sich  um  deren  Aufgeben  handelt,  politisch  gründlich  zu  er- 
wägen, dass  man  einmal  Aufgegebenes  nicht  wohl,  ohne 
gefährliche  Bitterkeit  zu  erwecken,  wieder  zurücknehmen 
kann.  Nur  Staaten  im  unzweifelhaften  Verfall  ist  nichts 
mehr  schädlich,  aber  auch  nichts  nützlich. 

Die  Hauptfunction  der  Monarchie,  die  Einheit  und  Ste- 
tigkeit der  Regierung,  erhält  durch  den  Constitutionalismus 
und  die  gesteigerten  Anforderungen  der  Volker  gegen  den 
Staat  wie  des  Staats  gegen  seine  Glieder  eine  viel  höhere 
politische  Bedeutung  und  eine  grössere  Objectivität  **>), 
während  zugleich  das  Königthum  durch  seine  Identität  mit 
einem  reichen  gesetzlichen  Bestand,  durch  seine  reinere 
staatliche  Bestimmtheit  und  durch  die  organische  Verbin- 
dung einer  etwaigen  besondern  persönlichen  Regierungs- 
weisheit  des  Souveräns  mit  der  verfassungsmässigen  politi- 
schen Thätigkeit  der  verschiedenen  politischen  Factoren  der 

980)  Der  Satz:  „Tant  vaut  l'homme,  tant  vaut  la  chose"  findet  aaf 
das  Geblütskönigthum  keine  Anwendung. 
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Nation  eine  unsern  Verhältnissen  entsprechende  und  Dauer 
gewahrende  grossere  Biegsamkeit  981)  und  neue  und  tiefe 
Basis  gewinnt  Denn  der  Constitutionalismus  muss  dem 
Volk  die  Ueberzeugung  bringen,  dass  die  durch  das  Geblüts- 
königthum  ermöglichte  Einheit  und  Stetigkeit  in  der  Regie- 
rung ein  sicheres,  reelles  Gut  ist,  welches  keine  andere 
Staatsform  gewähren  kann  und  durch  keinen  Vorzug  einer 
andern  Staatsform  aufgewogen  wird.  Indem  er  zugleich  fest- 
hält, dass  man  nur  kraft  des  Gesetzes  Konig  werden  könne, 
abgesehen  hiervon  aber  die  Monarchie  fähig  macht,  zu  er- 
tragen, dass  jeder  auch  für  den  Staat  das  werde,  wozu  er 
fähig  ist,  entsteht  durch  ihn  jene  Vertiefung  des  König- 
thums,  welche  wir  als  eine*  Frucht  des  Constitutionalismus 
bezeichnet  haben,  ohne  dass  ihm  dadurch  irgendeine  jener 
durch  die  Rechtsstaatstheorie  nicht  erfassbaren  Seiten,  resp. 
Kräfte  genommen  würde. 

Ein  politisch  gebildetes  Volk,  welches  den  Werth  der 
Einheit  und  Stetigkeit  seiner  Regierung  erkennt,  wird  nie, 
indem  es  seine  Krone  herabzieht,  sein  eigen  Haupt  mit 
Schmach  bedecken.  Für  den  Konig  bedarf  es  aber  weder 
einer  besondern  Weisheit,  noch  etwa  der  aventurieusen  Ge- 
schicke eines  sogenannten  „Parvenü",  um  zu  erkennen,  dass 
er  mit  seinem  Volk  im  Frieden  leben  muss,  dass  Rechte 
und  Einrichtungen  blos  deshalb,  weil  sie  hergebracht,  für 
ihn  ebenso  wenig  absolut  unabänderlich  sein  können,  wie 
für  das  Volk,  dass  es  endlich  würdiger,  also  königlicher  sei, 
aus  den  neuen  Verhältnissen  entsprechende  neue  Autoritäts- 
quellen zu  schaffen,  beziehungsweise  die  Autorität  in  den 
zeitgemässen  neuen  Formen  zu  üben,  als  mit  dem  Rest  und 
mit  den  Formen  der  alten  Autorität  in  bittern  unfruchtbaren 
Kämpfen  das  eigene  und  des  Volks  Heil  zu  consumiren. 

Nach  dem,  was  wir  an  verschiedenen  Stellen  dieses 
Werks,  namentlich  des  dritten  Theils,  bereits  ausgeführt 
haben,  dürfte  es  nicht  nothig  sein,  auf  das  Verhältniss  des 
Constitutionalismus  zur  Monarchie  in  Deutschland  noch- 
mals ausführlich  einzugehen.  Deutschland  ist  nicht  eine 
Monarchie,    sondern  besitzt,   abgesehen  von  den  vier  freien 


9S1)  Quizot,  Cmlisation  en  Earope,  S.  251  fg.,  269  fg. 
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Städten,  eine  Vielzahl  monarchischer  Staaten.  Infolge  dessen 
befindet  sich  die  deutsche  Nation  im  ganzen  und  jedes  ein- 
zelne staatliche  Volk  derselben  zur  Monarchie  und  diese 
wieder  zu  dem  Volk  in  einem  eigentümlichen  Verhältnis*. 
Keine  deutsche  Monarchie  hat  jene  vollständige  völkerrecht- 
liche und  thatsächliche  Selbständigkeit,  wie  z.  B.  die  von 
England  und  Frankreich  982);  und  selbst  in  den  innera  Ver- 
hältnissen, also  rein  staatsrechtlich,  erscheint  infolge  der 
allgemeinen  Annahme  der  Bundesgrundlagen  keine  deutsche 
Monarchie  so  unabhängig,  wie  eine  andere  der  bestehenden 
Monarchien. 

Die  nächsten  Entwicklungen  Deutschlands  zu  einer 
grössern  Einheit  können,  wenn  sie  auf  organischem  und 
rechtmässigem  Wege  vor  sich  gehen,  nicht  zur  Errichtung 
eines  deutschen  Nationalstaats  mit  einer  einzigen  Geblüts- 
monarchie führen.  Die  künftige  politische  Gestaltung  Ge- 
sammtdeutschlands  ist  in  ein  mehr  als  zweifelhaftes  Dunkel 
gehüllt.  Der  Weg  der  Gewalt  und  der  mit  ihr  naturlich 
verbündeten,  obgleich  negirten  und  sorgfältigst  umschleierten 
fremden  Einmischung  wurde  bereits  versucht.  Der  Consti- 
tutionalismu8  in  Preussen  hat  dies  nicht  verhindert  und  der 
in  Oesterreich  war  nicht  stark  genug,  Deutschlands  Osthot 
vor  allem  entschieden  deutsch  zu  machen.  Die  Notwen- 
digkeit der  deutschnationalen  Einheit  hat  auch  die  übrigen 
deutschen  Monarchien  und  ihre  constitutionellen  Körper- 
schaften zueinander  in  ein  eigenthümlich  -  unklares  Verhalt- 
niss gebracht,  weil  sich  die  deutsche  Einheitsidee  stets  in 
die  fortschrittlichen  Freiheitsbestrebungen,  die  Rücksicht  auf 
Erhaltung  der  vollen  Selbständigkeit  in  die  Regierungs- 
handlungen   der  Souveräne   mischten.  98S)      Da  jedoch  die 


982)  In  Frankreich  besitzt  der  Monarch  ausschliesslich  die  Initiative 
aller  grossen  politischen  Action  der  Nation;  |das  englische  Königthum  ist 
mit  jeder  grossen  politischen  Action  der  Nation  innigst  verbunden.  Jenes 
deutsche  Königthum,  welches  bisher  die  verhältnissmassig  grösste  poli- 
tische Action  entfaltete,  will  sie  weder  für  noch  durch  die  deutsche 
Nation. 

983)  Held,  Deutschland ,  der  Deutsche  Band  u.  8.  w.,  S.  42  fg.  Eine 
Folge  hiervon  ist,  dass  die  Geschichte  des  politischen  Lebens  in  Deutsch- 
land seit  1816  als  eine  Reihe  latenter  Usurpations-  und  Revolutionssspi- 
rationen,  resp.  gegenseitiger   Befürchtungen  und  Vorwürfe  derselben  er- 
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bessere  Zukunft  Deutschlands  jedenfalls  zwischen  zweien 
Uebeln,  zwischen  einer  kraftlosen  Einheit  und  einer  einheit- 
lichen Unfreiheit  liegen  muss,  so  ist  es  das  Verdienst  des 
deutschen  Constitationalismus,  dies  rechtlich  begründet  und 
nicht  allein  der  allgemeinen  Erkenntniss,  sondern  auch,  und 
zwar  durch  die  Steigerung  der  politischen  Volksbildung,  der 
Erfüllung  näher  gebracht  zu  haben. 

Trotz  seines  kurzen  und  gefährdeten  Bestands  in  Oester- 
reich  und  Preussen  hat  der  Constitationalismus  selbst  in 
diesen  Staaten  in  den  angegebenen  Beziehungen  mehr  ge- 
wirkt, als  man  oft  zugibt  und  manchen  Vorgängen  gegen- 
über annehmen  sollte.  Die  beiden  grossen  deutschen  Staa- 
ten befinden  sich  in  einer  Alternative,  welche  für  Oester- 
reich  Absolutismus  oder  freie  Verbindung  der  Reichstheile, 
für  Preussen  Absolutismus  oder  freier  Staat  heisst.  Fällt 
die  endliche  Entscheidung  zu  Gunsten  des  zweiten  Glieds 
der  Alternative  aus,  so  ist  dies  deutsch,  eine  Frucht  des 
Constitationalismus  und  für  Deutschlands  bessere  Zukunft 
vollständig  entscheidend.  Des  andern  Falls  wollen  wir  gar 
nicht  gedenken,  weil  wir  bei  seinem  Eintreten  nur  sagen 
müssten:  „Ce  nuage  n'est  qu'un  passage." 

Neben  dieser  grossen  Wirksamkeit  der  constitutionellen 
Idee,  in  welcher  die  Autrechterhaltung  eines  nie  umgestosse- 
nen  urdeutschen  Rechtsprincips ,  nämlich  der  Widerrecht- 
lichkeit  jeder  absoluten  Regierung,  liegt,  besteht  ein  weiteres 
Verdienst  des  Constitationalismus  in  Deutschland  noch  darin, 
durch  Läuterung  der  Monarchie  in  wahrhaft  staatlichem 
Sinn  grosse  Sympathien  für  die  monarchische  Staatsform 
erhalten,  eine  Menge  von  Hindernissen  des  Fortschritts  aus 
frühern  Zeiten  beseitigt  und  in  den  einzelnen  Bundesstaaten 
eine  Art  von   selfgovernmentaler  Thätigkeit    angebahnt  zu 


scheint,  die  mit  einzelnen  sporadischen  Ausbrüchen  untermischt  ist  In 
einer  trüben  Atmosphäre  müht  sich  die  politische  Vollkraft  der  deutschen 
Nation  vergeblich  ab,  ohne  dass  die  Stellung  der  Monarchie  dadurch  kla- 
rer werden  könnte.  Man  benutzt  den  Bund  zu  hegemonistischen  Gewalts 
acten,  wenn  er  sich  dazu  brauchen  lässt,  und  fuhrt  von  seiten  der  Be- 
drohten den  Liberalismus  trotz  seiner  Nationaleinheitstendenzen  dagegen 
su  Felde.  Diesen  stempelt  man  wiederum  von  der  Gegenseite  aus  zur 
Revolution,  während  ein  der  Gewaltsannexion  sich  entgegenstemmender  Con- 
servatismus  gelegentlich  dieselbe  Bezeichnung  erhält. 
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haben,  welche  dazu  beitragen  wird,  bei  jeder  einheitlichem 
Gestaltung  Gesammtdeutschlands  eine  grosse  Selbständigkeit 
der  Glieder  ohne  Gefährdung  des  Ganzen  gestatten  und  die 
selfgovernmentale  Idee  nach  und  nach  bis  in  die  kleinsten 
Kreise  durchführen  zu  können. 

Der  Con8titutionali8mus  hat  auch  die  deutsche  Monar- 
chie vertieft  und  biegsamer  gemacht,  ohne  die  Nation  der 
monarchischen  Staatsform  zu  entfremden;  und  wenn  die 
kleinern  Dynastien  ihre  rechtlich  vollständige  Souveränetat 
nicht  mehr  lange  fortsetzen  dürften,  so  mag  sie  derselbe 
Patriotismus  über  den  Verlust  einer  Scheinexistenz  trösten, 
der  die  grossem  Dynastien  über  die  Einbusse  mancher  nur 
imaginärer  Souveränetatsrechte  und  die  Volker  über  du 
Ende  mancher  Annehmlichkeit  des  gegenwärtigen  Zustandet 
trösten  müsste,  dies  alles  natürlich  unter  der  Voraussetzung, 
dass  nur  Deutschlands  Einheit  und  Macht  dadurch  gestei- 
gert und  gemehrt  würde. 

Eine  wahre  deutsche  Nationalsouveränetat,  wie  sie 
H.  A.  Zachariae  (Deutsches  Staats-  und  Bundesrecht,  3.  Aufl., 
Gottingen  1865,  I,  68  fg.)  versteht  und  nach  der  überein- 
stimmenden Aeusserung  aller  deutschen  Monarchen  (der 
Frankfurter  Fürstentag  1863  und  die  betreffende  Erklärung 
des  Königs  von  Preussen)  nicht  mehr  blos  ein  Vernunfts- 
und Gerechtigkeitspostulat,  sondern  eine  unbestrittene  Rechts- 
forderung ist,  setzt  freilich,  soll  sie  eine  Realität  sein,  erst 
ein  entsprechend  ausgerüstetes  Organ  voraus.  Mag  sie  aber 
in  welchen  Formen  immer  zu  Stande  kommen,  niemals 
würde  sie  ohne  jene  mächtigen  Einwirkungen  richtig  ge- 
würdigt werden  können,  welche  der  Constitutionalismus  auf 
Völker  und  Dynastien  geübt  hat,  niemals  würde  sie  sich 
erhalten,  ohne  dass  man  der  constitutionellen  Idee  in  den 
neuen  Einrichtungen  gebührende  Rechnung  getragen  hätte. 


II.     Das  englische  Königthum  und  der  Olutitn- 
tionalismus.  x 

Die  zahlreichen  und  trefflichen  Arbeiten,  welche  inf 
sern   Tagen    von   englischen,    französischen   und    deutsch 
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Schriftstellern  über  die  politischen  Zustande  Englands  ge- 
liefert worden,  konnten  vielen  es  als  gewagt  oder  doch  als 
sehr  überflüssig  erscheinen  lassen,  dass  wir  hier  über  das 
englische  Konigthum  uns  verbreiten  wollen.  Allein  einer- 
seits scheint  uns  in  allen  fraglichen  Werken  der  Charakter 
des  englischen  [Königthums  noch  nicht  'scharf  genug  ge- 
zeichnet, was  doch  bei  dem  Einfluss  der  englischen  Zustande 
auf  unsere  politischen  Bestrebungen  in  Erwägung  der  Wich- 
tigkeit des  Verhältnisses  des  Königthums  zum  Constitn- 
tionalismus  höchst  wünschenswerth  wäre,  andererseits  ha- 
ben die  fraglichen  Arbeiten  über  diesen  Gegenstand  selbst 
durch  ihre  gelungensten  Resultate  bisher  noch  einen  sehr 
geringen  Einfluss  auf  die  allgemeinen  politischen  Auffassun- 
gen gehabt,  was  bei  dem  höchst  lehrreichen  Verlauf  der 
geschichtlichen  Entwicklungen  des  Verhältnisses  zwischen 
Konigthum  und  Volk,  resp.  Parlament  in  England  sehr  zu 
beklagen  ist. 

Diejenigen,  welche  sich  einigermassen  mit  der  Darstel- 
lung des  englischen  Königthums  beschäftigt  haben  984),  sind 
in  Bezug  auf  seinen  Charakter  und  namentlich  in  Beziehung 
auf  sein  Verhaltniss  zum  Parlament  und  Volk  entweder  zu 
einem  bestimmten  Resultat  gekommen  und  weichen  dann  oft 
wirklich,  oft  nur  eingebildetermassen  sehr  voneinander  ab, 
oder  sie  haben  solche  Resultate  gar  nicht  gezogen,  nicht 
ziehen  wollen  und  jedenfalls  dieselben  so  unbestimmt  ge- 
lassen, dass  sie  sich  oft  widersprechen  oder  doch  den  mei- 
sten  als  mit  sich  selbst  im  Widerspruch  erscheinen  müssen. 

Nach  sehr  bestimmt  ausgesprochenen  Ansichten  ist  Eng- 
land keine  rechte  oder  gar  keine  Monarchie,  sondern  eine 
Aristokratie  oder  Föderation,  wol  auch  eine  durch  die  For- 
men   einer    absoluten    Monarchie    verhüllte    Republik.  986) 


984)  Vgl.  zu  oben  Thl.  II,  S.  654,  sub  IX,  2:  Held,  System,  I,  261. 
Welcher,  Staate-Lexikon,  IV,  361.  Ueber  die  Bedeutung  von  Queen 
nach  der  Literary  Gazette  ein  Artikel  aus  London  vom  11.  Februar  in 
der  augeburger  Allgemeinen  Zeitung,  1861,  Hauptblatt  Nr.  45,  S.  724. 
In  England  wird  der  Konig,  wie  jedes  Bisthum  oder  Amt,  als  „sole  Cor- 
poration" bezeichnet.  S.  auch  Tarne,  a.  a.  O.,  III,  83,  98. 
ri  985)  So  z.  B.  Montesquieu,  Royer -Collard,    Georg  Lewis.    Letzterer 

fi?*,  der  (Methods  of  Observation  and  reasoning  in  politics,  I,  Kap.  4,  Sect.  3) 
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Während  die  Universität  zu  Oxford  im  Jahre  1683  durch 
ein  formlich  abgefasstes  Decret  die  Lehre,  dass  alle  poli- 
tische Gewalt  ursprünglich  vom  Volk  komme,  für  falsch* 
aufrührerisch  und  zum  Ruin  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
führend  erklärte,  sagen  andere  den  Engländern  nach,  dass 
sie  einen  König  nur  unter  der  Bedingung  wollen,  ihm  nicht 
zu  gehorchen  9M),  und  erkennen  wieder  andere  den  eigent- 
lichen Souverän  Englands  im  Parlament,  was  sie  picht  hin- 
dert, den  König  vollkommen,  unsterblich  und  allgegenwärtig 
zu  nennen.  Schon  zur  Zeit  Elisabeths  zeigen  sich  Spuren 
einer  Theorie  von  der  durch  die  Gesetze  beschränkten  Re- 
gierung oder  von  einer  gemischten  Verfassung m) ;  die 
Vertragstheorie  findet  schon  früh  Vertreter,  welche*  wie 
z.  B.  Hobbes  und  Locke,  auch  in  Beziehung  auf  die  Monar- 
chie die  entgegengesetztesten  Schlüsse  aus  derselben  zie- 
hen 988),  und  ein  neuer  französischer  Schriftsteller  sagt  von 
dem  englischen  Parlament,  dass  es  zwischen  dem  König- 
thum  und  der  Föderation  mitteninne  schwebe.  989)  Die  be- 
deutendsten und  neuesten  Schriftsteller  über  die  englische 
Verfassung  sind:  Gneüt,  May  und  FiseheL  Gneist990)  findet 
mehr  Monarchisches  in  der  englischen  Verfassung  als  andere 
und  sieht  namentlich  in  der  Einheit  der  Regierung  und  in 
dem  Grundsatz,  dass  nicht  nur  die  wichtigsten  Privatrechte, 
wie  z.  B.  das  Grundeigentum,  sondern  auch  die  Macht  des 


England  eine  durch  die  Formen  einer  absoluten  Monarchie  verhüllte  Republik 
nennt  Blackstone  erklärt  an  einer  Stelle  (I,  253)  das  Parlament  für  den 
eigentlichen  Souverän  (vgl.  dagegen  ebend.,  I,  259,  267  fg.,  278  fg.,  353, 
397).  S.  noch  Frantz,  Die  Quelle  alles  liebele,  S.  86.  Serre  bei  Dwtr- 
gier  de  Hauranne,  a.  a.  O.,  III,  371,  373,  414.  Vacherot,  a.  a.  O.,  S.  351 
Malte-Brun,  a.  a.  O.,  S.  47  fg.,  50.     Fontareches,  a.  a.  O.,  S.  44  fg. 

986)  Le  Blanc,  Lettrcs  d'un  Francais,  I,  210,  bei  Buckle,  a.  a.  O.,  I, 
ii,  206  fg. 

987)  Hallam,  Histoires  constitutionnelles,  I,  427  fg.,  433  fg. 

988)  Vgl.  auch  Blackstone,  a.  a,  O.,  I,  253,  mit  457  fg.,  493,  in 
welchen  letztern  Stellen  er  den  König  als  vollkommen,  unsterblich  und 
allgegenwärtig  erklärt  Bekannt  ist  auch  der  englische  Volksglaube  an 
eine  wunderthätige  Kraft  der  Könige. 

989)  Ferrari,  a.  a.  O.,  S.  65. 

990)  A.  a.  O.,  I,  126,  129,  134,  144  fg.,  147,  152  fg.,  162  fg.,  165, 
192,  212,  215,  217, 
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Parlaments  verfassungsmässig  und  unbestritten  als  von  der 
Krone  ausgehend  gelten,  das  gerade  Gegentheil  einer  Ge- 
waltentheilung. May  991)  zeigt,  dass  das  theoretisch  in  Eng- 
land *  bestehende  sogenannte  Gleichgewicht  der  Gewalten, 
namentlich  des  Königthums  und  des  Parlaments,  keineswegs 
immer  bestand,  dass  namentlich  Pitt  und  sein  Konig  fünfzig 
Jahre  lang  England  mit  absoluter  Gewalt  regierten,  und 
dass  gerade  dem  Einfluss  der  Krone  auf  das  Parlament  das 
Volk  die  weiteste  Ausdehnung  seiner  Freiheit  verdanke. 
Fisehel  9**)  unterscheidet  ein  theoretisches  und  praktisches, 
ein  objectives  und  ein  subjectives  Königthum  in  England,, 
sodass  man  sagen  kann,  das  dortige  Königthum  sei,  einige 
allgemeine  und  nationale  Züge  abgerechnet,  immer  das,  was 
die  Zeit,  die  Umstände  und  namentlich  die  massgebenden 
Persönlichkeiten  daraus  machen.  Während  nun  einige  fürch- 
ten, dass  das  Königthum  in  England  immer  mehr  zu  einer 
blossen  Abstraction  werde  "•) ,  andere  dagegen  das  bis- 
herige parlamentarische  System  bereits  unterminirt  sehen994), 
finden  viele  das  englische  Volk  ganz  besonders  monarchisch 
gesinnt,  und  lieben  es  namentlich  die  Engländer,  sich  die 
wahrhaft  königliche,  d.  h.  die  nicht  blos  instinct-  und  ge- 
wohnhnbeit8mässig,  sondern  mit  Bewusstsein  monarchisch 
gesinnte  Nation  zu  nennen.  "*)  Da  aber  die  Monarchie 
mehr  wie  jede  andere  Staatsform  ausser  auf  das  Bewusst- 
sein auch  auf  das  Gefühl  und  die  Gewohnheit  sich  stützen 
muss,  so  können  wir  die  letztere  von  Engländern  gemachte 
Prätention  um  so  mehr  ununtersucht  lassen,  als  einer- 
seits niemand  die  Engländer  um  das  Monopol  einer  nur  auf 
dem  Bewusstsein  ruhenden  monarchischen  Gesinnung  benei- 
den würde,  und  als  andererseits  eine  Menge  von  That- 
sachen,   z.  B.  die  allgemeine  Theilnahme  des  Volks  an  Fa- 


991)  Verfassungsgeschichte,    I,    62   fg.,    82,    86,    93   fg.,    100   fg., 
118,  125. 

992)  A.   a.  O.,  S.   109  fg.     Vgl.  dazn:    Montalembert ,  de,  L'Avenir, 
S.  63  fg. 

993)  Spectator  vom  8.  November  1862. 

994)  Fontarechesy  a.  a.  O. 

995)  Hiermit   hingen  wol   auch  die   Aeusserungen   Buckle's,  a.  a.  O., 
I,  336,  380,  430,  zusammen. 
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milien-  und  Hofereignissen  ihres  Königs  beweist,  das*  sich 
in  England  die  warme  Unterthanenloyalität  weder  rationeller, 
noeh  feiner  Luft  zu  machen  sucht  als  anderswo.996) 

Bei  dem  Werth,  den  die  Staatsform  für  die  Verfassung 
überhaupt  hat,  musste  das  Urtheil  über  die  Trefflichkeit  der 
englischen  Verfassung  um  so  mehr  höchst  verschieden  aus- 
fallen, je  mehr  der  Werth  dieser  oder  jener  Staatsform  für 
das  öffentliche  Leben  der  Völker  bald  über-,  bald  unter- 
schätzt wurde.  Während  jedoch  früher  Tadler  der  eng- 
lischen Verfassung  oder  ihrer  einzelnen  Bestandteile  zu  den 
grössten  Seltenheiten  gehörten 997),  kommen  solche  jetzt 
sogar  in  den  Reihen  der  Fortschrittemänner  immer  häufiger 
vor.  Namentlich  ist  es  die  neuere  auswärtige  englische  Po- 
litik, welche  bei  der  feigen  Rücksichts-  und  Principlosigkeit, 
mit  der  sie  bald  der  Legitimität,  bald  der  Rebellion  schmei- 
chelt "*) ,  auch  den  englischen  Staatseinrichtungen  immer 
schärfere  Gegner  zuzieht,  während  eine  Masse  von  immer 
mehr  hervortretenden,  höchst  bedenklichen  innern  Zuständen 
diese  Gegner  unterstützt  und  vermehrt. 

England  ist  wirklich  in  vielen  Dingen  ungeheuer  weh 
zurückgeblieben,  wenn  man  auch  nicht  auf  Irland  und 
manche  Colonialzustände  sehen  wollte.  Einige  erklären  dies 
daher,  dass  England  das  Land  der  gesetzlichen  Traditioneo 
und  der  Unveränderlichkeit  sei  9"),  während  doch  Gwkwt 
erklärt,  dass  er  in  England  durch  zwei  Dinge,  nämlich 
durch  die  Macht  des  Geistes  der  Erhaltung  und  durch  die 
Macht  des  Geistes  der  Reform  ganz  gleichmässig  überrascht 
worden  sei.  100°)  Der  berühmte  französische  Staatsmann  sieht 
folglich  in  England  die  erhaltende  und  die  verändernde 
Kraft,  die  des  Bestandes  und  des  Fortschritts,  in  vollständig 
ebenmässiger  Wirksamkeit  nebeneinander. 

Wir  können  diese  Ansicht  nicht  theilen,  und  zwar  des- 
halb, weil  die  beiden  auffallendsten  Dinge  in  den  gegenwär- 
tigen englischen  Verfassungszuständen,  nämlich 


996)  Fischet,  a.  a.  O.,  S.  21,  110. 

997)  Z.  B.  Bentham,  Essai  aar  l'Espagne,  S.  191  fg. 

998)  Viel-Ca8tel,  a.  a.  O.,  II,  479.     Duveraier  de  Hauranne,  m,  187. 

999)  Laurent,  L'Eglise  et  l'&at,  I,  76. 
1000)  Mimoires,  V,  163. 
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1)  die  schon  eingetretenen  nnd  theilweise  erst  vorberei- 
teten Verandeningen  in  dem  System  des  englischen  Selfgo- 
vernments  1001)  und 

2)  die  englische  Parlamentsbewegung 

dieser  Auffassung  entgegenstehen.  Die  Würdigung  dieser 
beiden  Punkte,  welche  uns  auch  die  nothigen  Aufschlüsse 
über  das  Verhältniss  zwischen  Konigthum  und  Parlament 
gewähren  wird,  ist  nur  dann  möglich,  wenn  wir  einige 
Haupteigenthümlichkeiten  der  Grundlagen  und  der  ge- 
schichtlichen Entwicklungen  des  englischen  Staats  etwas 
näher  betrachtet  haben. 

Die  natürliche  Einheit  und  die  durch  das  umgürtende 
Meer  Aach  Belieben  auszubeutende  insulare  Isolirung  des 
englischen  Territoriums  wurden  schon  öfter  als  höchst  be- 
deutungsvoll für  die  Entwickelung  der  englischen  Zustände 
hervorgehoben.  Sie  sind  jedenfalls  eine  Hauptursache  des 
festern  Zusammenschlusses  der  ganzen  Bevölkerung  unbe- 
schadet eines  sehr  hohen  Grades  innerer  Freiheit,  eines  Zu- 
sammenschlusses, welcher  den  Absolutismus  der  Regierung 
selbst  in  bedenklichen  Zuständen  unnöthig  macht,  die  hef- 
tigsten innern  Spaltungen  dominirt  und  das  Ausland  hindert, 
aus  denselben*  Voirtheile  für  sich  zu  ziehen.  Von  diesem 
Standpunkt  aus  erscheinen  die  Territorialverluste  Englands 
auf  dem  Continent  für  England  nicht  minder  vortheilhaft, 
wie  die  dadurch  entstehenden  Territorialveränderungen  für 
die  fraglichen  Länder.  England  wurde  hierdurch  vor  dem 
grossen  Uebel  bewahrt,  mehr  als  ein  Irland  zu  besitzen. 

Bei  dem  grossen  Wechsel  in  der  dominirenden  Bevöl- 
kerung der  Insel  treten  doch  nur  zwei  grosse  Culturreprä- 
sentanten,  nämlich  der  Germanismus  und  Romanismus,  als 
bestimmend  auf,  und  zwar  so,  dass  dieselben  nicht  nur  als 
Angelsachsenthum  und  Normannenthum  miteinander  eigen- 
tümlich verbunden  erscheinen,  sondern  auch  so,  dass  jedes 
von  ihnen  an  sich  duroh  das  andere  modificirt  und  auf  diese 
Weise    in    seiner  Einseitigkeit    gebrochen   ist.      Die  Folgen 


1001)  May,  a.  a.  O.,  I,  114.     Ueber   englische  Rechtaztietände:   MiU, 
a.  a.  O.,  S.  119. 

Ileld,   1U.  60 
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der  römischen  Eroberung  und  der  frühe  Einfluss  der  christ- 
lichen Kirche  hatten  schon  bald  das  germanische  Element 
der  Angelsachsen  in  Britannien  etwas  romanisirt,  und  der 
normannische  Romanismus  war  stark  mit  germanisch -frän- 
kischen Elementen  zusammengesetzt.  Als  die  Normannen 
England  eroberten,  war  ihr  Wesen  den  Engländern  ebenso 
wenig  absolut  fremd,  wie  das  der  Engländer  den  Norman- 
nen. Der  militärische  Charakter  der  Eroberung  und  des 
auf  sie  gegründeten  Reichs  wirkten,  unterstützt  durch  die 
insulare  Lage,  auf  eine  stramme  Einheit,  die  in  der  Theorie 
von  dem  Landobereigenthum  des  siegreichen  Königs  und  in 
der  praktischen  Einrichtung  des  Lehenwesens,  in  der  un- 
mittelbaren Abhängigkeit  aller  Lehen  vom  Konig,  sich  aus- 
sprach, während  die  Zeit  es  gestattete  und  die  Noth  es 
gebot,  dass  neben  einem  sehr  vollendeten  Absolutismus  des 
Königs  die  localen  und  corporativen  Freiheiten  selbst  der 
Besiegten  fortbestanden.  Unter  diesen  Umständen  erklärt 
sich  auch  eine  verhältnissmässig  schnelle  Verschmelzung  der 
angelsächsischen  und  normannischen  Bevölkerung,  von  de- 
nen die  erstere  die  andere  mit  dem  deutschen  Individual- 
und  Freiheitssinn,  die  letztere  die  erstere  mit  dem  Geist 
der  Disciplin  und  der  staatlichen  Zusammengehörigkeit  er- 
füllte. 1002)  Die  Eigentümlichkeiten  der  Bevölkerung  Schott- 
lands schlössen  es  lange  von  einer  dauernden  und  innigen 
Vereinigung  mit  England  aus,  obgleich  es  bei  der  statisti- 
schen Lage  Schottlands  nur  eine  Frage  der  Zeit  sein  konute, 
wann  es  mit  England  staatlich  verbunden  werden  musste. 
Das  gegenwärtige  Verhältniss  Schottlands  zu  England,  eine 
sonderbare  Mischung  des  Princips  der  Gleichstellung,  des 
fortdauernden  Particularismus  und  der  Inferiorität  des  schwä- 
chern Theils,  gehört  zu  den  charakteristischen  Eigenschaf- 
ten der  englischen  Verfassung.  Die  Lage  Irlands,  mehr 
als  man  gewöhnlich  denkt,  aus  der  gleichfalls  insularen  Eigen- 
schaft des  Landes  zu  erklären,  erscheint  als'  eine  Consequenz 
aller  derjenigen  Dinge,  welche  England  für  sich  allein  stark 
und    mächtig  gemacht  haben,    ist  aber  den   Anforderungen 


1002)  Englands   nationale  Einheit    war    1215   schon   fertig.     Fisckel, 
a.  a.  O.,  S.  6. 
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unserer  Zeit  gegenüber  jedenfalls  keine  geringere  Anomalie, 
als  die  Zusammensetzung  des  englischen  Parlaments. 100t) 

Lassen  wir  Schottland  und  Irland  beiseite,  so  machte 
England  mit  den  ihm  eigentümlichen  Landes-  und  Bevöl- 
kerungsverhältnissen die  Entwickelungen  zum  modernen  oder 
organischen  Staat  auch  auf  eine  ihm  eigentümliche  Weise 
durch.  Die  Eigentümlichkeit  dieser  Entwickelnng  besteht 
aber  hauptsächlich  darin,  dass  sie  in  vielen- Beziehungen 
gerade  der  organischen  Ausbildung  des  Staats  günstiger 
war,  als  in  den  Continentalstaaten.  -Wie  unnütze  Vorposten 
gibt  es  seine  auf  zweifelhaften  feudalen  Titeln  beruhenden 
continentalen  Besitzungen  auf  und  richtet,  selbst  unangreif- 
bar, seine  concentrirte  Kraft  auf  fremde  Welttheile.  Seine 
Seeherrschaft  erzeugt  und  steigert  die  Freiheit  und  Dis- 
ciplin  der  Männer  und  bringt  den  Geist  der  Selbständigkeit 
und  Subordination  aus  allen  Unternehmungen  neu  befruchtet 
und  neu  befruchtend  in  die  Heimat  zurück.  Je  zahlreicher 
und  ausgedehnter  die  Colonien  Englands  werden,  desto 
mehr  wächst  nicht  das  Gebiet  einer  unnatürlichen  staatlichen 
Centralisation,  sondern  das  der  freien  Bewegung,  und  desto 
höber  steigert  sich  auch  das  Bedürfhiss  des  festen  Zusam- 
menhalts des  Mutterlandes,  der  strengen  Unterordnung  unter 
seine  Gesetze. 

Die  englische  Geschichte  zeigt  uns  sonach  denselben 
Kampf  der  centrifugalen  Elemente  gegen  das  Einheitliche, 
der  individuellen  Freiheitsbestrebungen  gegen  eine  höhere 
Gesammtordnung,  denselben  Wechsel  des  Siegs,  dieselben 
Einseitigkeiten  in  der  Verfolgung  des  Siegs,  wie  die  gleich- 
zeitige Geschichte  der  übrigen  europäischen  Staaten.  Allein 
die  vorhin  geschilderten  Eigentümlichkeiten  der  statistischen 
und  ethnologischen  Verhältnisse  Englands  gaben  natürlich 
jenem  Kampf  auch  einen  eigenthümlichen  Charakter  und 
führten  deshalb  auch  zu  besondern  Resultaten.  England 
verträgt   namentlich    eine   so   grosse  Elasticität   der   verfas- 


1003)  Schon  1799  hatte  sich  Fox  bezüglich  der  Verbindung  zwischen 
England  und  Irland  folgend ermassen  geäussert:  „Mein  allgemeiner  Grund- 
satz in  der  Politik  läuft  sehr  gegen  das  «Eine  und  Untheilbare»  und 
wenn  ich  mir  gestatten  wollte,  mich  irgendeinem  Extrem  anzuschliessen, 
•o  würde  es  das  des  Föderalismus  sein." 
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sungsmässigen  Organe  seines  politischen  Lebens,  wie  die- 
selbe nur  in  einer  Gesellschaft  möglich  ist,  für  welche  es 
nur  eine  Unmöglichkeit  gibt,  nämlich  ihr  Ende,  ihre  Auf- 
losung. Das  angelsachsische  Königthutp,  wie  die  Autorität 
der  Witan,  waren  elastisch,  ihrer  Grundlage  nach  halb  erb- 
lich, halb  pactirt.  Der  Dänenführer  Eanut  wird  angelsäch- 
sischer Konig  unter  Vertreibung  der  alten  Dynastie  durch 
die  Witan  selbst.  1004)  Die  Plantagenets,  Tudors  und  Stuarts 
folgten  aufeinander  in  verhältnissmässig  kurzen  Intervallen 
unter  den  fürchterlichsten  dynastischen  Bürger-  und  Reli- 
gionskriegen 1006),  und  eine  englische  Königin,  die  Verkör- 
perung des  Absolutismus  selbst,  gibt  der  Welt  das  Schau- 
spiel einer  gerichtlichen  Verurtheilung  und  Hinrichtung 
einer  Königin  aus  politischen  Gründen,  ein  Schauspiel, 
zu  welchem  die  Enthauptung  Karl's  sich  nur  wie  ein  zwei- 
ter Act  verhielt.  Da  aber  unterdessen  Englands  Seemacht 
und  territoriale  Einheit,  wie  die  Eiche  im  Sturm,  nur  desto 
fester  begründet  worden  war,  und  daa  englische  Volk  nie 
seine  als  im  Blute  liegend  oder  angeboren  erachteten  Frei- 
heitsreebte  aufgegeben,  der  Protestantismus  aber  selbst  den 
Charakter  einer  Nationalkirche  angenommen  und  mit  der 
Gesammtnationalität,  welcher  er  schmeichelte,  durch  Be- 
hauptung des  reichen  Guts  der  katholischen  Kirche  und 
durch  den  Sieg  der  aristokratischen  Richtung  die  Aristo- 
kratie selbst  wunderbar  gestärkt  hatte,  so  erscheint  es  zwar 
sehr  natürlich,  dass  ein  dieser  ganzen  Entwicklung  mit 
unversöhnlicher  Feindschaft  entgegenstehendes  Königthuro 
gewaltsam  gebrochen  wurde,  nicht  minder  aber,  dass  durch 
die  Katastrophe  KarPs  und  durch  das  Regiment  CromweU's 
die  Nation  ernüchtert  und  entschieden  auf  die  Staats- 
gemässheit  eines  den  nationalen  Freiheiten  nicht  feindlichen 
Geblütskönigthums  hingeführt  wurde.  In  vollständiger  Einig- 
keit über  diesen  Punkt,  wie  sie  dem  praktischen  Sinn  der 
Engländer  entspricht,  konnte  man  das  alte  Princip,  alles  in 
einer  gewissen  elastischen,  dem  organischen  Leben  ent- 
sprechenden Unbestimmtheit  zu  lassen,  um  so  mehr  aufrecht 


1004)  Ranke,  Englische  Geschichte,  I,  30  fg. 

1005)  Hallam,  a.  a.  O.,  I,  54  fg.     Guizut,  Histoire  de»  origines,  II, 
427  fg. 
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erhalten,  als  der  ganzen  englischen  Revolution  kein  doctri- 
närer  Gedanke  zu  Grunde  lag,  die  wirkliche  Haltung  des 
Volks  die  etwaigen  doctrinären  Versuche  zur  Rechtfertigung 
des  absoluten  Eönigthums  widerlegte  und  die  Macht  des 
siegreichen  Volks  weder  einer  Restauration  noch  der  Stuart'- 
schen  Prätendentschaft  gegenüber  eine  doctrinäre  Rechtfer- 
tigung der  Revolution  nothig  erscheinen  Hess.  Im  Verhältniss 
zur  neuen  Dynastie  und  von  Seiten  derselben  konnte  ohne- 
hin das  souveräne  Recht  des  englischen  Volks  nicht  bestrit- 
ten werden,  und  so  mochte  man  denn  mit  allem  Fug  von 
der  natürlichen  Weiterentwickelung  der  Verhältnisse  mehr 
erwarten,  ab  von  einer  nach  doctrinärem  Masstabe  noch  so 
Vollständigen  Verfassungsurkunde.  Die  Privilegien  des  eng- 
lischen Parlaments  wurden  deshalb  ebenso  wenig  mit  er- 
schöpfender Genauigkeit  bestimmt  1<>0«),  wie  die  Prärogative 
der  Krone;  man  hielt  es  für  gleich  überflüssig,  die  zum  Fun- 
dament der  Verfassung  gewordene  Macht  des  Parlaments 
besonders  zu  verclausuliren,  wie  alte,  wenigstens  nach  ihrem 
frühem  Sinn  gegenstandlos  gewordene  Kronprärogative, 
z.  B.  das  Eigenthum  des  Königs  an  allem  englischen  Grund 
und  Boden,  ausdrücklich  aufzuheben.  Als  gewiss  charak- 
teristisch für  das  englische  Konigthum  dürfte  jedoch  hervor- 
zuheben sein,  dass  in  dem  berühmten  Commentar  Blackstone' b 
das  Kapitel  über  die  Pflichten  des  Königs  vor  dem  über 
dessen  Prärogative  steht.  100r) 

England  blieb  also  nicht  frei  von  den  Schicksalen  eines 
sich  entwickelnden  Staats.  England  zahlte  den  höchsten 
Preis,  den  eine  Nation  für  die  Erwerbung  einer  grossen 
[Einheit  entrichten  kann.  Volk,  Aristokratie  und  Konigthum 
haben  geblutet  im  Ausgleichungs-  und  Einigungskampf,  je- 
doch nur,  damit  jeder  Blutstropfen  zum  Samen  höherer  poli- 
tischer Einheit  werde.  Kolossale  Persönlichkeiten,  mächtige 
Stande,  originelle  Nationalitäten  und  Particularitäten  haben 
sich  mit  der  gigantischen  Kraft  ihrer  Specialitäten  an  der 
Idee  eines  grossen  und  freien  englischen  Staats  gemessen 
und  wurden  besiegt,  aber  nicht  um  unter-,  sondern  um  orga- 


1006)  Blackstone,  a.  a,  0.,  I,  283  fg.,  286  fg.,  324  fg. 

1007)  Blackstone,  a.  a.  O.,  I,  438  fg. 
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ni8cb  im  Ganzen  aufzugehen.  Immer  harmonischer  gestal- 
tete sich  die  lebendige  Einheit  der  innern  politischen  Fac- 
toren  des  Landes  1008),  und  während  schon  Fortescue,  Lord- 
kanzler  Heinriche  VI.,  dem  Sohne  dieses  Königs,  dessen 
Verbannung  er  th eilte,  wegen  der  Prärogative  der  Krone 
-die  Erklärung  geben  konnte,  dass  der  König  von  England 
die  Gesetze  des  Landes  nicht  nach  seinem  Belieben  ab- 
ändern dürfe,  da  seine  Regierung  dem  Charakter  nach  nicht 
allein  königlich,  sondern  staatlich  sei  1009),  durfte  Cuttern* 
das  englische  Königthum  als  den  Mittelpunkt  der  anziehen- 
den Kraft  charakterisiren,  um  welchen  sich  die  verschiedenen 
Körper  des  politischen  Systems  drehen  und  durch  dessen 
Einfluss  sie  ihre  eigentümliche  Stellung  und  Ordnung  be- 
halten. 101°) 

Diese  Auffassung  des  englischen  Königthums  hat  uns 
von  allen  bekannt  gewordenen  bisher  immer  am  besten  ge- 
fallen. Und  insofern  sie  der  Wirklichkeit  entspricht,  man 
man  sagen,  dass  von  allen  Königthumen  das  englische  sich 
bisher  am  meisten  dem  Ideale  des  Königthums  im  orga- 
nischen Staat,  wie  wir  es  oben  bestimmt  haben,  genähert 
hat.  Wie  weit  aber  auch  noch  nach  der  Revolution  das 
wirkliche  englische  Königthum  hinter  diesem  Ideal  zurück- 
geblieben, es  muss  dasselbe  doch  einige  wesentliche  Merk- 
male an  sich  tragen,  ohne  welche  diese  Auffassung  gar  nicht 
möglich  gewesen  wäre.  Wir  sagen  dies  von  dem  englischen 
Königthum  als  Institution  nach  seinen  verfassungsmassig  be- 
stehenden Eigentümlichkeiten,  ohne  damit  behaupten  zu 
wollen,  dass  es  nicht  häufig  im  ganz  andern  Sinn  gehand- 
habt und  beurtheilt  worden  wäre  und  noch  werden  könnte, 
oder  dass  nicht,  durch  Persönlichkeiten  und  Umstände  be- 
günstigt, ein  minder  organisch  constituirtes  Königthum  gleich 
günstige  Erscheinungen,  ein  gleiches  organisches  Leben  auch 
anderswo  hervorgebracht,  resp.  geführt  hätte  oder  noch  her- 
vorbringen und  führen  könnte. 

Der  gegenwärtig  in  England  regierenden  Dynastie  fehlt 


1008)  Gneist,  a.  a.  0.,  I,  146. 

1009)  May,  Das  englische  Parlament,  S.  6. 

1010)  Vollgraff,  Politische  Systeme,  IV,  476. 
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das  Prästigium,  der  feste  Kern  für  die  allmähliche  Ausbil- 
dung des  Staats,  die  Quelle  aller  Initiative  der  wichtigsten 
politischen  Einrichtungen  zu  sein.  Dafür  hat  sie  das  wich- 
tige Prästigium,  mit  den  grossen  Entwickelungen  der  Nation 
der  Hauptsache  nach  stets  im  Einklang  gestanden  und  nichts 
unter  seine  Würde  verletzenden  Formen  aufgedrungen  er- 
halten zu  haben.  Dem  englischen  Königthum,  wir  meinen 
natürlich  immer  das  Königthum  seit  der  Berufung  des  han- 
noveranischen  Hauses,  mangelt  die  Idee  des  Von-Gottes-Gna- 
den-Königthums,  wie  dieselbe  zur  Stütze  des  monarchischen 
Absolutismus  dargestellt  zu  werden  pflegt.  Dafür  hat  es 
aber,  nebst  der  verstandigen  Sympathie  der  Nation,  einen 
Glauben,  einen  Thron  in  jedem  Herzen  und  hierdurch  eine 
Freiheit  und  ein  unendliches  Gebiet  der  Wirksamkeit,  welche 
auch  die  Persönlichkeiten  der  Könige  zur  gebührenden  Gel- 
tung kommen  lassen.  Die  Kraft  und  Macht  des  Staats  cir- 
culiren  in  seltener  Einheit  und  Willigkeit,  als  freieinige  Ge- 
sammtkraft,  von  unten  nach  oben  und  von  oben  nach  unten, 
ohne  dass  Frage  oder  gar  Streit  darüber  wäre,  von  wo  sie 
zuerst  ausgeht.  Alles  ist  Gesammtursache  und  Gesammt- 
wirkung  und  dieser  materiellen  Einheit  entspricht  die  scru- 
pulöse  auch  das  Kleinste  bedeutungsvoll  findende  Erhaltung 
der  Einheitsform,  ohne  dass  dieselbe  zur  rechtswidrigen  Be- 
schränkung der  Freiheit  misbraucht  werden  könnte.  Dem 
Engländer  ist  die  Theorie  von  der  Uebertragung  der  könig- 
lichen Gewalt  durch  das  Volk,  vom  Staats  vertrag,  von  der 
Volkssouveränetät  und  von  der  Gewaltentheilung,  von  der 
gemischten  Staatsform  und  vom  System  des  Gleichgewichts 
der  Gewalten  ebenso  wenig  ein  Mittel  politischer  Oppo- 
sition gegen  einen  staatsgemäss  handelnden  Monarchen,  den 
er  selbst  gegen  Ministerium  und  Parlament  stützen  würde, 
wie  in  den  entgegengesetzten  Theorien  für  ihn  ein  Grund 
läge,  einen  nach  allgemeiner  Nationalüberzeugung  nur  zum 
Unglück  des  Landes  regierenden  König  zu  behalten.  Das 
englische  Königthum  wird  durch  die  erstem  Theorien  ebenso 
wenig  geschwächt,  wie  durch  die  letztern  bestärkt.  Das 
Leben  selbst  entscheidet.  Weder  ein  unbegrenztes  und  end- 
loses Revolutionsrecht,  noch  ein  starres  Legitimitätsprincip 
ist  englisch.  Weder  die  Revolution  noch  die  Legitimität 
machen  Unrecht  zu  Recht,    Recht  zu  Unrecht.     Die  eng- 
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tische  Revolution  fand  in  Zeiten  und  unter  Umständen  statt, 
dass  durch  sie  eine  Verminderung  oder  gar  Vernichtung  des 
Rechtssinns  im  Volke  nicht  eintreten  konnte,  und  wenn  sie 
ein  recht-  und  pflichtwidrig  strebendes  Konigthum  brach,  so 
wies  gerade  ihr  Excess  auf  den  unschätzbaren  Werth  eines 
verfassungsmässigen  Königthums  hin. 

Wo  eine  Staatsform  so  von  dem  gesammten  Leben 
eines  Volks  getragen  wird,  wo  sie  in  so  hohem  Grad  der 
Träger  der  harmonischen  Einheit  einer  Nation  im  Glauben, 
in  Einsicht  und  materiellem  Bestand,  die  personificirte Aus- 
gleichung zwischen  Einheit  und  Freiheit,  Gleichheit  und 
Mannichfaltigkeit  ist,  wie  in  England,  da  bedarf  es  keiner 
Doctrinen  für  ihre  Autorität,  keiner  Sorge  für  ihren  Be- 
stand und  ihre  Wirksamkeit;  und  so  möchte  man  fast  denen 
Recht  geben,  die  eine  solche  Nation  bei  der  Realisation  des 
Staatsideals  angekommen  erachten. 

Allein  wie  verhält  es  sich  mit  den  beiden  oben  bereite 
erwähnten,  nach  unserer  Meinung  so  auffallenden  Erschei- 
nungen ? 

Es  wurde  bereits  im  Eingange  dieses  Abschnitts  be- 
merkt, dass  viele  der  Ansicht  seien,  das  Konigthum  in  Eng- 
land müsse  mehr  gekräftigt  werden.  Zu  diesem  Zweck  mei- 
nen einige,  die  Engländer  müssten  etwas  von  ihrem  Self- 
government  abgeben  1011),  womit  dann  von  selbst  eine  Ver- 
mehrung des  Beamtenthums  verbunden  sein  müsste.  Andere 
wollten  eine  Vermehrung  der  Armee  u.  s.  w.;  unterdessen 
geht  aber  das  Leben  seinen  Gang  und  erfüllt  selbst  die  Ge- 
setze seines  Bestandes,  die  Bedürfnisse  seiner  Veränderung. 
In  dieser  Beziehung  scheint  uns  das  Resultat  der  neuesten 
Bevölkerungsstatistik  von  England  sehr  bezeichnend.  Vom 
Jahre  1851  —  61  low)  hatte  die  Gesammtbevölkerung  von 
England  und  Wales  eine  Zunahme  von  etwas  weniger  als 
12  Procent,  die  sich  aber  sehr  ungleich  auf  die  verschiedenen 
Bevölkerungsklassen  vertheilt.  Denn  während  die  sogenannte 
nichtbestimmbare  Bevölkerung  um  11,4  Procent,  die  der 
ackerbautreibenden    um    3,6    abgenommen    hat,    beträgt   die 


1011)  Dupont- White,  a.  a.  0.,  S.  142  fg. 

1012)  Nachfolgende  statistische  Momente   sind  der  augsburger  Allge- 
meinen Zeitung,  1864,  Beilage  101,  S.  1639,  entnommen. 
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Zunahme  in  der  Klasse  der  Domestiken  1491  Procent,  in  der  Klasse 
der  Gewerbtreibenden  16,&  Procent,  in  der  Klasse  der  Handel- 
treibenden 18  Procent,  in  der  Klasse  der  Gelehrten  und 
öffentlichen  Diener  28  Procent.  Die  Ackerbauer  haben  also, 
statt  12  Procent  zuzunehmen,  3,5  Procent  abgenommen, 
sind  demnach  fast  16  Procent  hinter  der  Durchschnitte- 
zunahme zurückgeblieben,  während  die  letzte  Klasse  gar 
16  Procent  über  der  Durchschnittszunahme  steht,  also  zwi- 
schen der  Klasse  der  Ackerbauer  und  der  Klasse  der  Ge- 
lehrten und  öffentlichen  Diener  bezüglich  der  Bevölkerungs- 
zunahme eine  Differenz  von  schier  32  Procent  und  zwischen 
den  Ackerbauern  und  den  übrigen  Klassen  eine  Differenz 
von  circa  18 — 22  Procent  stattfindet.  Die  grosse  Differenz 
zwischen  der  Zahl  der  Domestiken  von  1851  und  1861, 
dann  wieder  das  Verhältniss  der  Zunahme  der  Domestiken 
zur  Zunahme  der  übrigen  Klassen  erscheinen  deshalb  nicht 
so  bedeutend,  weil  sie  wol  daher  rühren,  dass  viele  im 
Jahre  1851  noch  Unbestimmbare  unterdessen  bestimmt  wor- 
den sind. 

Wir  wissen  wohl,  dass  derartige  statistische  Zahlen  nur 
bei  der  allersorgfältigsten  Prüfung  einige  sichere  Schluss- 
folgerungen zulassen.  Solche  liegen  aber  jedenfalls  in  der 
unverhältnissmäss^gen  Zunahme  der  Ellasse  der  Gelehrten 
und  öffentlichen  Diener  und  in  der  offenbar  sehr  bedeuten- 
den Abnahme  der  Ackerbauer.  Wir  glauben  daraus  mit 
Bestimmtheit  eine  Verminderung  des  selfgovernmentalen  Ele- 
ments entnehmen  zu  müssen,  und  nun  entsteht  die  Frage, 
ob  durch  die  grosse  Zunahme  der  Klasse  der  Gelehrten  und 
öffentlichen  Diener  die  Bedeutung  der  Krone  zugenommen 
hat  oder  nicht,  und  ob  sie  dadurch  hätte  zunehmen  sollen 
oder  nicht? 

Das  Königthum  hat  durch  diese  Zunahme  weder  ver- 
fassungsmässig, noch  thatsächlich  gewonnen;  aber  es  hätte 
dadurch  gewinnen  sollen,  weil  das  Uebergewicht  der  Aristo- 
kratie immer  mehr  die  Krone  und  die  übrigen  Volksklassen 
zu  erdrücken  droht,  wie  dies  die  Abnahme  des  Ackerbau- 
standes, die  Zunahme  des  ländlichen  wie  industriellen  Pro- 
letariats, die  Zusammensetzung  und  die  ganze  Haltung  des 
englischen  Parlaments  beweisen.  Wir  sind  der  Ueberzeu- 
gung,   dass  England  an  einem  schweren  und  täglich  zuneh- 
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menden  chronischen  Leiden  laborirt,  einem  Leiden,  wel- 
ches, weil  langsam  geworden,  zwar  lange  ertragen  wird, 
aber,  wenn  England  nicht  untergehen  soll,  geheilt  werden 
muss  und,  da  es  sich  um  das  chronische  Leiden  eines  poli- 
tischen, also  nicht  unter  absoluten  Naturgesetzen  stehenden 
Körpers  handelt,  auch  geheilt  werden  kann.  Die  freie  or- 
ganische Circulation  der  politischen  Kräfte  im  Volk  wird 
nämlich  sammt  der  entsprechenden  Ausbildung  und  Wirk- 
samkeit der  politischen  Individualitaten  gehindert,  sobald 
die  Zustande  zu  einer  Hypertrophie  der  Aristokratie  ge- 
führt haben,  resp.  die  ganze  Stellung  der  Aristokratie  als 
hypertrophisch  empfunden  wird.  Die  politische  Emancipa- 
tion  des  Volks  ist  in  einer  Monarchie,  wenn  die  Krone 
nicht  blos  der  Schlusstein  der  herrschenden  Aristokratie 
selbst  sein  soll,  nur  durch  ein  starkes  Konigthum  und  die- 
ses nur  durch  ein  freies  Volk  möglich.  Solange  aber  die 
Gelehrsamkeit  und  die  öffentlichen  Stellen  fast  nur  der 
Aristokratie  zugänglich,  die  Pfründen  und  die  Anstellungen 
nur  von  ihr  und  an  ihre  Angehörigen  verliehen  werden,  ist 
die  Vermehrung  dieser  Klasse  nur  eine  Vermehrung  der 
aristokratischen  Kraft,  also  weder  eine  Stärkung  des  König- 
tums, noch  eine  Steigerung  der  politischen  Bedeutung  des 
Volks.  Sie  hebt  in  England  ebenso  die  diesem  Staate 
eigentümliche  Boden-  und  Kapitalaristokratie,  wie  sie  in 
andern  Staaten  ohne  freies  Volk  und  mächtiges  Konigthum 
nur  die  Aristokratie  der  Bureaukraten  zu  starken  und  zu 
vermehren  pflegt. 1018)  Dass  die  englische  Aristokratie  nicht 
bureaukratisch,  hindert  sie  nicht,  nach  und  nach  in  einem 
Übeln  Sinn  aristokratisch ,  d.  h.  oligarchisch  zu  werden.  Nichts 
beweist  dies  mehr,  als  die  ausschliessliche  Richtung  der  eng- 
lischen Politik  auf  die  auswärtigen  Angelegenheiten  l0U) 
und  ihre  Abneigung  gegen  jede  durchgreifende  innere  Re- 
form, namentlich  gegen  die  Parlamentsreform.  Denn  an 
der   letztern   hängt  nothwendig  auch  jene  so  ersehnte  Re- 


1013)  J/ttf,  a.  a.  O.,  S.  133  fg. 

1014)  Man  hat  es  nicht  nur  beispiellos,  sondern  auch  höchst  bedenk- 
lich gefunden,  dass  in  der  ersten  Hälfte  der  Sitzungsperiode  des  Par- 
laments von  1865  keine  einzige  Debatte  über  auswärtige  Politik  statt- 
gefunden. 
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form  in  Kirche  und  Gericht,  von  welcher  erwartet  werden 
kann,  dass  Kirche  und  Gericht,  Religion  und  Gerechtigkeit 
nicht  mehr  blo8  Sache  der  Reichen  sind.  Beweist  doch  der 
Erfolg  der  Katholikenemancipation ,  dass  die  darin  liegende 
versöhnende  Wirkung  durch  die  thatsächlich  fortbestehen- 
den Ungleichheiten  paralysirt  werden,  während  die  Kost- 
spieligkeit und  Endlosigkeit  der  englischen  Processe  sammt 
der  Ungewissheit  ihrer  Erfolge  einen  Rechtsstreit  zur  luxu- 
riösesten, nur  den  Reichsten  möglichen  Sache  machen.  Wir 
miskeünen  nicht  die  Intelligenz,  die  Aufopferungsfähigkeit 
und  die  Popularität  der  englischen  Aristokratie.  Allein 
dennoch  musste  in  den  letzten  Decennien  die  seltene  Be- 
gabung des  leider  zu  früh  dahingeschiedenen  Königgemahls 
in  Verbindung  mit  einem  höchst  populären  weiblichen  Re- 
giment vieles  versöhnen,  und  offenbar  haben  die  erwähnten 
Eigenschaften  der  englischen  Aristokratie  von  Tag  zu  Tag 
mehr  Schaden  gelitten.  Unwillkürlich  fragt  man  sich,  wo- 
hin unter  gänzlich  veränderten  Umständen,  die  nicht  gar 
lange  ausbleiben  können,  England,  seine  Krone  und  sein 
Friede,  unter  den  übrigen  Factoren  des  öffentlichen  Lebens 
kommen  soll? 

Wenn  England  zur  Oligarchie  neigt,  so  neigt  es  sich 
dem  grössten  Feind  der  Freiheit  und  der  Einheit  zu.  Und 
wenn  die  äussersten  Folgen  oligarchischer  Herrschaft  durch 
Englands  Gesammtsituation  und  besonders  durch  den  lega- 
len Sinn  der  Engländer  vielleicht  noch  länger  aufgehalten 
werden  können,  so  müssen  doch  sehr  unglückliche  Wirkun- 
gen derselben  im  Ifinern  bald  eintreten,  falls  nicht  eine 
gründliche  Umgestaltung  allmählich  angebahnt  wird.  Eine 
solche  Umgestaltung,  wozu  ein  staatliches,  aber  mächtiges 
Königthum  unentbehrlich,  dürfte  nur  den  bedeutendsten 
Staatsmännern  möglich  sein.  England  hat  aber  gegenwärtig 
keine  grossen  Staatsmänner  mehr,  weil  es  durch  die  Krank- 
heit der  Aristokratie  und  durch  die  Schwäche  des  König- 
thums  bei  den  nun  einmal  unzweifelhaft  vorhandenen  grossen 
innern  Ausstanden  zu  einer  kleinen  Politik  verurtheilt  ist. 
England  nennt  sich  stolz  das  Land,  in  welchem  jeder  durch 
sich  allein  alles  werden  kann.  Dies  ist  nur  wahr  in  dem 
Sinn,  dass  jedem  die  höchste  verfassungsmässige  Stellung 
in  dem  aristokratischen  Organismus  (jedenfalls  nicht  in  der 
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socialen  Rangklasse)  zu  erringen  möglich  ist;  es  sind  also 
immer  die  alten  Schranken ,  welche  die  Geltendwerdung  der- 
jenigen Geister  verhindern  oder  doch  sehr  erschweren,  die 
sich  ihnen  zu  fügen  nicht  im  Stande  sind.  Die  englische 
Aristokratie  besitzt  nicht  mehr  wie  früher  die  Initiative  der 
grossen  populären  Ideen,  eben  weil  sie  sich  von  der  Zeit 
überflügeln  uud  dabei  das  Konigthum  schwach  liess.  Volk, 
Parlament  und  Krone  sind  zwar  noch  äusserlich,  nicht  mehr 
aber  so  wie  sonst  organisch  eins,  und  ebendeshalb  hat  ge- 
rade die  Elasticität  und  Unbestimmtheit  der  Formen  des 
öffentlichen  Lebens  daselbst  ihre  eigenen  grossen  Gefahren. 

Wir  wissen  wohl,  welchen  Werth  England  als  Heimat 
der  politischen  Freiheiten  für  deren  Begründung  und  Fort- 
bildung in  unserer  ganzen  Culturwelt  gehabt  hat  und  noch 
haben  könnte,  wenn  wir  auch  nicht  daran  denken,  Ver- 
fassungs-  und  Verwaltungsformen  blos  ihrer  englischen  Ab- 
kunft halber  auf  den  Continent  zu  versetzen.  Aber  dieser 
Werth  hört  auf,  sobald  die  englische  Aristokratie  der 
Hauptsache  nach  zu  einer  bureaukratischen  Oligarchie  ge- 
worden, und  wie  sehr  sie  dazu  neige,  beweist  besondere 
auch  die  Abstumpfung  der  alten  Parteigegensätze  der  Tones 
und  Wighs,  infolge  welcher  die  genannten  beiden  grossen 
historischen  Parteien  immer  mehr  in  einen  oligarchischen 
Brei  zusammenfallen. 

England  sollte  nicht  übersehen,  dass  auch  Karthago 
eine  grosse,  reiche,  den  Ackerbau  sogar  als  den  ihr  eigen- 
thümlichen  Luxus  betreibende,  unternehmende  und  intelli- 
gente Aristokratie  hatte,  die  im  Nothfall  zu  den  grössten, 
selbst  widernatürlichen  Opfern  fähig  war,  dass  es  jedoch 
trotz  alledem  und  trotz  der  Gunst  seiner  Lage,  der  Tüchtig- 
keit und  dem  Glück  seiner  Feldherren,  dem  Keichthum  sei- 
ner Mittel  zu  Grunde  ging  an  den  Erbfehlern  aller  Oligar- 
chien: Uneinigkeit,  Selbstsucht,  Zuspätkommen. 


III.    Das  französische  Konigthum  und  der  Con- 
stitutionalismus. 1015) 
Wie    die    Hauptschwäche    des    englischen    Königthums 
darin   besteht,    dass   es  nicht  mit  der  fortwährend  sich  stei- 

1016)  Zu  Tbl.  II,  S.  655,  IX.  2):     Lecwueur,    a.  a.  O.,    I,   380, 
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geraden  Emancipation  der  Massen  verbunden  wird,  so  lei- 
det die  französische  Monarchie  von  Anfang  her  an  einer 
entsprechenden  Verbindung  mit  den  wahrhaft  aristokratischen 
Elementen  der  Nation.  Und  wenn  man  sagt,  das  gegen- 
wärtige Regiment  laborire  an  der  stärksten  Art  des  Wider- 
standes, an  der  unüberwindlichen  Zurückhaltung  aller  ehr- 
lichen Leute,  so  ist  dies  nur  der  zeitgemässe  Ausdruck  für 
eine  in  Frankreich  uralte  Sache.  Daher  sehen  wir  in  Eng- 
land die  thatsächliche  Souveränetat  der  Aristokratie  mit 
oligarchischen  Tendenzen,  in  Frankreich  die  verfassungs- 
mässige Souveränetät  der  Massen  mit  einem  monarchischen 
Despotismus,  dort  die  rechtliche  Allmacht  einer  zu  allen 
öffentlichen  Stellen  mit  den  grössten  Opfern  sich  drängen- 
den Aristokratie,  hier  eine  mit  nicht  minder  grossen  Opfern 
erkaufte  Zurückhaltung  und  Ohnmacht  aller  solidem  poli- 
tischen Potenzen.  In  England  geht  die  politische  Gestal- 
tung von  unten  und  in  organischer  Verbindung  mit  den 
Mittelklassen  aus  und  incrustirt  sich  in  den  Spitzen  der 
letztern,  die  zur  Aristokratie  werden,  sodass,  wenn  auch 
formell  noch  alles  durch  das  verfasssungsmässige  Centrinn 
hindurchgehen  muss,  es  doch  infolge  dieses  Durchgangs 
nicht  wesentlich  modificirt  und  so  erst  auf  den  Staat  zu- 
rückgestrahlt werden  kann.  In  Frankreich  geht  alles  von 
oben,  von  der  mit  den  untern  Klassen  des  Volks  verbun- 
denen Krone  aus  lo16)  und  ist  gegen  alle  mittlem,  Vesp. 
aristokratischen  Elemente  gerichtet,  sodass  diese  zerdrückt 
werden  und  nur  über  sie  hinweg,  also  immer  in  Sprüngen, 
die  Verbindung  zwischen  Krone  und  der  Masse  des  Volks 
stattfindet.  Eine  eigentliche  Mittelklasse  mit  der  Eigen- 
schaft eines  wichtigen  politischen  Factors  fehlt  in  beiden 
Ländern,    in  England,    weil   oligarchischer,    in  Frankreich, 


390  fg.  Du  Cellier,  a.  a.  O.,  S.  161,  165,  210,  442.  Bastard -dEstang, 
a.  a.  0.,  II,  543.  Carnr,  Etndes,  I,  26  fg.,  151  fg.,  306  fg.,  310,  358  fg., 
362,  417.  Viel -Gastet,  a.  a.  0.,  IV,  519,  535;  V,  238.  Carne,  La 
Monarchie  francaise  au  18  siede  (Paris  1859).  Müller,  CA.,  a.  a.  O., 
S.  72,  131.  Schmidt  -  Wemenf eis  y  a.  a.  O.,  S.  297.  Dupanloup,  De 
l'education,  I,  6.  Chambrun,  a.  a.  O.,  S.  357  fg.  Buckle,  a.  a.  O.,  I,  n, 
225.  Guizot,  Menioires,  II,  184.  Vgl.  auch  oben  Note  551  fg. 
1016)  Dupont-White,  a.  a.  O.,  S.  19;  21. 
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weil  monarchischer  Despotismus  herrscht.  In  England  wurde 
sie  von  der  Oligarchie  1017)  unterdrückt,  in  Frankreich  vom 
demokratischen  oder  imperialistischen  Despotismus  nicht  er- 
tragen. Zwar  Spricht  man  in  Frankreich  von  einer  Periode 
der  Herrschaft  des  ^tiers-^tat";  allein  der  dritte  Stand, 
der  alles  sein  sollte,  war  in  Frankreich  nie  zu  finden,  und 
als  ein  dritter  Stand  einmal  alles  war,  da  war  er  nur  nicht, 
was  er  sein  sollte.  Auch  die  Ansätze,  welche  man  in 
Frankreich  zur  Bildung  einer  Aristokratie  machte,  sind  alle 
falsch  gewesen.  Denn  hätte  wirklich  eine  wahre  Aristo- 
kratie werden  können,  so  durfte  man  sie  nicht  werden 
lassen,  da  man  nur  eine  falsche  Aristokratie,  einen  un- 
bedingt ergebenen  Diener  des  Imperialdespotismus  machen 
wollte.  Ist  in  England  die  Kirche  durch  ihre  Umgestal- 
tung zur  Staatskirche  zu  einer  lediglich  aristokratischen 
Anstalt  geworden,  so  wurde  sie  in  Frankreich  zwar  nie 
streng  national,  aber  sie  blieb  auch  weder  universell,  so- 
weit sie  nicht  national  wurde,  noch  wurde  sie  demokratisch- 
imperialistisch,  soweit  sie  national  geworden.  Die  galli- 
kanische  Kirche  ist  ein  Zwitter,  weder  eine  Staatskirche, 
noch  etwas  Kirchenstaatliches,  und  alle  Versuche,  das  eh^ 
oder  das  andere  herbeizuführen,  scheiterten  an  unüberwind- 
lichem Widerstand.  Die  Städtebevölkerungen  wollten  meist 
die  auf  die  revolutionären  Centralisationsideen  beeidigten 
Priester,  resp.  die  Staatsreligion,  die  Landbevölkerung 
regelmässig  das  Gegentheil. 

In  Frankreich  ist  alles  anders  als  in  England,  selbst 
da,  wo  äusserliche  Aehnlichkeiten  bestehen.  Volk,  Land 
und  Geschichte  sind  aber  auch  in  beiden  Länderu  die  ver- 
schiedensten. 

Während  in  England  die  mittelalterlichen  Stände  sich 
bald  zu  einer  wahren  Nationalrepräsentation  entwickelten, 
gingen  sie  in  Frankreich  sammt  ihren  eigentümlichen  so- 
cialen Grundlagen  unter.  Auf  der  Hohe  des  Staats  stand 
nur  das  Konigthum,  einsam  und  entweder  selbst  in  seiner 
crassesten  Entartung  mit  Vergötterung  bewundert,  oder 
verlassen,   verloren.     Frankreich  war  vorzüglich,    was  seine 


1017)  MM,  a.  a.  0.,  S.  95,  132,  144,  238. 
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Könige  aus  ihm  gemacht  hatten;  England,  was  es  mit  und 
trotz  seinen  Königen  durch  die  Nation  geworden.  Lud- 
wig XIV.  scheint  von  der  Vorsehung  bestimmt  gewesen 
zu  sein,  selber  jenes  Königthum,  welches *er  fast  bis  zu 
göttlichen  Ehren  gebracht,  eines  grossen  Theils  seines  fal- 
schen Zaubers  zu  entkleiden.  Unter  seinen  Nachfolgern 
wurde  dieser  Zauber  vollends  vernichtet,  und  Ludwig  XVI. 
konnte  weder  ihn,  noch  den  mit  ihm  abgestorbenen  gesun- 
den Kern  des  Königthums  wiederbeleben  oder  plötzlich 
durch  neue  gesunde  Lebenselemente  ersetzen.  Je  grösser 
die  Täuschung  gewesen,  desto  bitterer  und  unerbittlicher 
mu8ste  die  Enttäuschung  sein. 

Frankreich  war  nach  der  Gcsammtheit  seiner  Verhält- 
nisse auf  die  Rivalität  mit  dem  Deutschen  Reich  und  auf 
die  Erweiterung  seiner  Grenzen  durch  continentale  Erobe- 
rungen angewiesen.  Reich  und  gebildet,  wie  sein  vorzugs- 
weise romanisches  Volk  war,  lag  für  Frankreich  in  dem 
Romanismus,  als  dein  altern  und  massgebenden  Cultur- 
element,  ein  Grund  des  Stolzes  und  der  Eitelkeit,  in  dem 
Feudalismus  aber  ein  Hinderaiss  der  Einheit  und  Grösse, 
etwas  Unromanisches,  also  Unnationales.  Man  schätzte  die 
germanische  Abstammung  schon  um  jener  Rivalität  willen 
gering  und  fand  im  Romanismus  das  höhere,  also  auch 
mehr  berechtigte  Element.  Die  Unterdrückung  der  Feuda- 
litat  und  der  Glaubensspaltungen  gab  eine  Einheit,  durch 
deren  Mangel  Deutschland  geschwächt  und  entwürdigt  wurde. 
Die  Frucht  jener  Einheit  war  aber  Gl^nz  und  Ruhm,  und 
in  diesen  beiden  Sonnen  schien  solche  Kraft  zu  liegen,  dass 
man  die  eigene  Arbeit  für  den  Staat  ruhen  und  den  König 
gewähren  Hess.  Alle  frühern  Empörungen  waren  nur  par- 
tiell und,  weil  nicht  national,  ohne  Erfolg.  Stets  siegte  der 
König  mit  der  Nation  und  durch  sie. 

Die  Revolution  brachte  die  Republik,  jene  Staatsform, 
welche  am  meisten  die  innere  Einheit  eines  Volks  voraus- 
setzen muss,  da  sie  als  Form  die  am  wenigsten  einheitliche 
ist.  Aber  sie  brachte  nicht  zugleich  jene  innere  Einheit; 
im  Gegentheil,  indem  sie  das  Königthum  und  was  an  orga- 
nischen Einrichtungen  noch  da  war,  beseitigte,  brachte  sie 
das  Chaos,  welches  nur  durch  ein  mächtiges  nationales  Ein- 
heitsgefühl  einigermassen    zusammengehalten   wurde.      Das 


960  Vierundzwanzigster  Abschnitt 

Chaos  erzeugte  den  Imperialismus,  d.  h.  den  alten  Despo- 
tismus unter  einem  neuen  Namen  und  mit  neuer  Gloire, 
dieser  die  Restauration  mit  den  alten  despotischen  Formen, 
aber  ohne  die  alte  wie  neue  Gloire.  Da  beide  Arten  von 
Gloire  der  Restauration  ebenso  unmöglich  waren,  wie  das 
Vergessen  der  bourbonischen  Traditionen,  einige  Transaction 
mit  der  Revolution  aber  unvermeidlich  erschien,  so  versuchte 
man  es  wohl  oder  übel  mit  einer  constitutionellen  Charte. 
Der  Form  nach  war  sie  eine  gnädige  Verleihung  der  Krone, 
was  schon  viele  principielle  Widersacher  schuf;  dem  Inhalt 
nach  befriedigte  sie  niemand,  da  sie  den  einen  zu  viel,  den 
andern  zu  wenig  zu  gewähren  schien.  Für  keinen  der  da- 
mals activen  Theilc  der  Nation  war  auch  nur  eine  der  ver- 
schiedenen Charten  der  entsprechende  Ausdruck  eines  wirk- 
lich vorhandenen  allgemeinen  nationalen  Gedankens,  einer 
wirklich  vorhandenen  allgemeinen  nationalen  organischen 
Lebenskraft,  sondern  etwas,  was  man  nicht  nur  anders  hätte 
machen  können,  sondern  auch  sollen.  Die  rechtlichen  An- 
schauungen der  frühern  Zeit  waren  samint  ihren  realen 
Fundamenten  dahin,  und  der  Bourbonismus ,  Republikanis- 
mus, wie  Napoleonismus  waren  persönliche,  resp.  Partei- 
anschauungen  und  Sympathien,  aber  keine  dem  organischen 
Gesammtleben  der  Nation  entsprechende  Regierungsprinci- 
pien.  Nur  in  dem  gemeinsamen  Gefühl  des  Franzoseseins, 
welches  in  nicht  zu  unterschätzender  Weise  durch  die  Ein- 
richtungen und  namentlich  durch  die  grosse  Codification 
Napoleon's  I.  getragen  und  gesteigert  wurde,  fand  auch  im 
Fall  der  Noth  eine  oberflächliche  und  vorübergehende  Trans- 
action unter  den  bezeichneten  drei  Parteien  statt,  während 
die  letztern  ausserdem  in  Unzufriedenheit  und  mit  dem  Ge- 
fühl der  Unmöglichkeit  einer  wahren  Befriedigung  durch 
die  bestehenden  politischen  Zustände,  so  gut  es  eben  gehen 
wollte,  nebeneinander  hergingen,  jede  in  ihrem  eigenen  Sinn 
auf  bessere  Zeiten  hoffend.  Man  war  der  Umwälzungen 
und  des  ewigen  Kriegs  müde,  ohne  die  Kraft  zu  einer  festen 
Ordnung  und  zu  einem  fruchtbaren  Frieden  übrig  zu  haben; 
man  hatte  den  verschiedensten  Systemen  mit  den  verschie- 
densten Gesinnungen  zugeschworen,  ohne  auch  nur  eins 
davon  halten  zu  können,  und  was  Frankreich  erhielt,  war 
weder  das  Königthum,  noch  das  Volk,  auch  nicht  der  Ver- 
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ein  beider,  sondern  die  Idee  Frankreichs,  die  oben  erwähn- 
ten Hinrichtungen  und  das  Bedürfniss  Europas,  der  eigene 
Wille  derer,  die  lange  von  Frankreich  besiegt,  nun  dessen 
Besieger  waren. 

Ein  solcher  Zustand  muss  für  den  Doctrinarismus  nach 
allen  Richtungen  der  politischen  Thätigkeit  ein  unerschöpf- 
liches Feld  gewähren.  Schon  die  Revolution  selbst  war  in 
vielen  Beziehungen  entschieden,  doctrinär.  Was  sie  wirklich 
that,  war  im  wesentlichen  das  Thun  jeder  Revolution,  ein 
Zerstören  durch  den  Despotismus.  Vollständig  unproductiv, 
solange  sie  liberal  theoretisirte,  wurde  sie  praktisch  zu  jenem 
Terrorismus,  aus  welchem  Frankreich  in  die  Lager  seiner 
Heere  floh.  Entkräftet  und  ermüdet  durch  den  militärischen 
Despotismus,  wünschte  es  diesen  hinweg  und  beseitigte  ihn 
mit  dessen  eigenen  Maschinen,  ohne  einig  darüber  werden 
zu  können,  was. nun  zu  geschehen  habe.  Die  Restauration 
ist  weniger  das  Werk  der  Bourbonen  und  der  Nation,  als 
das  der  Alliirten,  mit  deren  Entfernung  die  Bande  der  frem- 
den Occupation  zerreissen  und  die  Nation  sich  gegen  das 
alte  Regime  wieder  zu  erheben  beginnt.  Fünfzehn  Jahre 
genügen,  um  das  Nachspiel  der  alten  Bourbonenherrschaft 
sich  vollenden  zu  lassen,  und  wol  sind  es  mehr  noch  die 
blutigen  Erinnerungen  der  ersten  Republik,  als  die  Be- 
mühungen einzelner  Staatsmänner  und  die  Autorität  der 
jungem  Bourbonenlinie ,  welche  in  dem  Julikönigthum  die 
Monarchie  siegen  lassen.  Aber  der  Bourbonismus,  der  Re- 
publikanismus und  der  Napoleonismus  bleiben,  wenngleich 
mit  veränderten  Verhältnissen,  und  für  die  einheitsbedürf- 
tigste, wie  wirklich  formell  centralisirteste  Nation  der 
Welt  1018)  war  unterdessen  keine  Art  innerer  Gliederung 
entstanden,  welche  der  Nationaleinheit  den  Charakter. einer 
politisch  -  organischen  statt  einer  militärisch  -  mechanischen 
gegeben  hätte.  Neu  ist  nur  das  Julikönigthum  in  seiner 
Bedeutung  als  Königthum  des  dritten  Standes  oder  der 
Bourgeoisie,    neu  dessen  Versprechen,    die  alte  widerwillig 


1018)  Selbst  Guizot  erkennt,  dass  man  nicht  zugleich  „gouverner 
svec  la  liberte"  und  „administrer  avec  la  centralisation"  könne.  Memoires, 
I,  189. 
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gegebene  Charte,  die  schon  damals  niemand  befriedigte,  ab 
das  wirkliche  Palladium  Frankreichs  zur  vollen  Wahrheit 
werden  zu  lassen.  Dieses  Königthum  wollte  wirklich  trant- 
igiren;  aber  es  konnte  es  nicht,  weil  die  Parteien  nick 
wollten,  weil  das  geeignete  Material  zur  politischen  Tram- 
action  fehlte.  War  es  doch  selbst  nur  das  Product  einer 
pariser  Erneute,  und  während  in  ganz  Frankreich  alles  bei« 
Alten  geblieben,  sagt  man  den  Provinzen  eines  Tags,  da» 
die  Hauptsache  wieder  anders  geworden  ist  und  alki 
übrige  plötzlich  gleichfalls  anders  werden  solle.  Auf  die 
Frage:  womit?  keine  Antwort!  Eine  an  sich  sehr  unbe- 
deutende Sache  genügt  als  die  äussere  Veranlassung,  den 
Bürgerkonigthron  sammt  der '  Herrschaft  der  Bourgeoisie 
umzuwerfen.  Und  obgleich  Philipp  von  Orleans  ohne  Zweifel 
manches  für  Frankreich  gethan,  so  siegt  doch  aufs  neue 
der  doctrinärste  aller  für  Frankreich  möglichen  Gedanke», 
und  man  errichtet,  ebenso  bodenlos  wie  jede  andere  der 
vorausgegangenen  Herrschaften,  die  zweite  französische  Re- 
publik, wie  es  scheint,  nur  zu  Gunsten  eines  Mannes,  der 
weniger  durch  seinen  Namen,  als  durch  seine  ganze  Persön- 
lichkeit Herr  der  Situation  zu  werden  fähig  war.  1QW)  Die 
Monarchie  ist  schon  in  dem  Präsidenten  da,  der  sich  schnell 
als  Kaiser  entpuppt,  mit  seinem  „l'empire  c'est  la  paix"  die 
Monarchie  in  Frankreich  reinaugurirt  und  durch  seine  dyna- 
stischen Bestrebungen  Frankreich  zu  einer  Geblütsmonarcfcie 
für  die  Napoleoniden  einzurichten  gedenkt. 

Von  1814  bis  1848  lag  Frankreich  im  ununterbrochene! 
innern  Kampf  zwischen  monarchischer  und  Volkssouverane- 
tät,  ein  Kampf,  der  durch  endlose  doctrinäre  Verhandlungen 
und  alle  die  schnell  aufeinanderfolgenden  Umwälzungen  hin- 
durchgeht. Jede  der  verschiedenen  Verfassungen,  jedes 
einzelne  Gesetz  war  nicht  das  Product  einer  praktisches 
politischen  Transaction,  sondern  entweder  eines  Gewalt- 
streichs, oder  eines  Siegs  des  Doctrinarismus,  also  ohne 
Wurzeln.  Ludwig  XVIII.  hatte  sich  im  Jahre  1814  nock 
über   die  Charte,    also   ausserhalb  des  Staats  gestellt;   die 
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Umwälzung  von  1830  debutirte  mit  einem  Versuch  zur 
Durchführung  der  Gewaltentheilung  durch  eine  rein  doctri- 
näre  vollkommene  Gleichstellung  der  drei  „pouvoirs".  Der 
Heros  dieser  Doctrin,  Guizot,  nennt  die  Vertreibung  KarPs  X. 
eine  „justice  immense",  welche  eine  ganze  Regierung,  eine 
ganze  Dynastie  getroffen,  und  gedenkt  nicht,  dass  wenig- 
stens mit  demselben  Recht  Gleiches  von  der  Vertreibung 
Louis  Philipp's  gesagt  werden  konnte,  wenn  man  auch  das 
Ereigniss  vom  Jahre  1848  nach  seiner  politischen  Zweck- 
mässigkeit oft  ungünstiger  beurtheilt,  als  das  vom  Jahre 
1830. 

Napoleon  beherrscht  durch  seine  Macht  eine  dürftige, 
aus  den  Reihen  einer  mitunter  sehr  zweifelhaften  Demi- 
monde  rekrutirte  Aristokratie,  durch  seinen  Frieden  eine 
genussüchtige  und  energielose  Bourgeoisie,  durch  seinen 
Namen,  seine  schicksalsvolle  Vergangenheit  und  ganz  be- 
eonders  durch  seine  Klugheit  ein  in  der  Sonne  des  Ruhms 
sieh  wärmendes,  von  der  Luft  der  Gleichheitsidee  sich  näh- 
rendes Proletariat,  durch  Schaffung  und  Beschäftigung  eines 
Prätorianerheers  die  nach  Erfolgen  dürstende  Armee,  durch 
die  Besiegung  Oesterreichs  und  die  Occupation  Roms  Ita- 
lien und  jene  Seite  des  Primats,  welche,  in  unsern  Tagen 
wenigstens,  sich  als  die  schwächste  Seite  desselben  heraus- 
gestellt hat,  durch  die  Furcht  vor  dem,  wozu  man  ihn  für 
fähig  hält,  durch  die  Macht,  welche  er  der  Feindschaft  ge- 
gen die  historische  Rechtscontinuität  gewährt,  durch  die 
Kenntniss  und  schlaue  Benutzung  aller  Schwächen  nnd 
Krankheiten  unserer  Staaten,  vorkommendenfalls  auch  durch 
revolutionäre  Wühlereien  die  europäischen  Grossmächte  un- 
ter dem  Schein  sittlicher  Ideen,  durch  seine  mysteriöse  Hal- 
tung und  durch  die  räthselhaften  Sprünge  seines  Geistes  die 
Diplomatie  der  ganzen  Welt. 

Fürwahr,  eine  kolossale  Macht,  aber  keine  königliche. 

Denn  zum  Begriff  eines  königlichen  Regiments  gehört 
wesentlich  dessen  Verwachsensein  mit  der  staatlichen  Ge- 
aammtkraft  und  also  auch  dessen  Stetigkeit  und  eine  ge- 
wisse Solidität.  Ein  Regiment  kann  immer  noch  könig- 
lich sein ,  wenn  es  sich  auch  nur  auf  die  einseitige  Ueber- 
macht  eines  theokratischen,   intellectuellen  oder  materialisti- 
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sehen  Elements  hn  Staat  stützt,  vorausgesetzt,  dass  diese 
Uebermacbt  durch  ihre  Begründung  in  der  Gesammthe* 
der  Institutionen  den  staatsrechtlichen  Ausdruck  gefunden 
hat  und  dadurch  stetig  geworden  ist.  Ein  solches  Regi- 
ment kann  schwach  geworden  sein,  bleibt  aber  immer  noch 
königlich,  da  ihm  die  Würde  nicht  fehlt  und  selbst  Sem 
Untergang  stets  tragisch  sein  wird,  weil  er  nicht  die  Folge 
des  Verbrechens,  sondern  der  menschlichen  Schwäche  ist 
Erscheint  aber  ein  Regiment  lediglich  in  einer  bestimmten 
Persönlichkeit  begründet,  infolge  dessen  es  nur  dadurch 
herrscht,  dass  weder  die  vereinten  Factoren  des  öffentlichen 
Lebens  in  ihm  ihren  gemeinsamen  Ausdruck  finden,  noch 
einer  derselben  dauernd  mit  ihm  verbunden  ist,  oder,  be- 
steht dieses  personliche  Regiment  nur  dadurch,  dass  es  die 
disparaten  Elemente  des  Staats  auseinander  und  gegenseitig 
in  Schach  hält,  dass  es  also  nur  deshalb  herrscht,  weil  kei- 
ner der  fraglichen  Factoren  zur  Herrschaft  gelangen  kann, 
so  ist  es  zwar  möglich,  dass  ein  derartiges  Regiment  eine 
in  mancher  Beziehung  sehr  impouirende  Erscheinung  dar- 
bietet, die  noch  durch  gewisse  Schwächen  anderer  gleich- 
zeitiger Regimente  gehoben  werden  kann;  aber  in  sich 
dauerhaft,  stetig,  würdevoll,  also  eigentlich  königlich  ist  ei 
nicht.  Namentlich  das  Eönigthum  des  modernen  Staat« 
wird  durch  eine  sichere  und  unbestrittene,  wenn  auch  nicht 
gerade  immer  sehr  alte  rechtliche  Grundlage,  dann  durch 
die  allgemeinen  Sympathien  des  Volks  und  durch  eine  ach- 
tunggebietende, verfassungsmässig  bestimmte  oder  frei  ge- 
wählte Umgebung  der  Krone  wesentlich  mitbedingt  and 
muss  die  Gründung  einer  neuen  Dynastie  ohne  diese  Vor- 
aussetzungen bei  der  Gesammtheit  unserer  gegenwärtigen 
Zustände,  bei  der  Emancipation  der  Massen  und  der  unsero 
Zeiten  geläufigen  Anwendung  der  Association  zu  politisch« 
Zwecken,  endlich  bei  dem  unverkennbaren  Zurücktreten  des 
allein  bestimmenden  Einflusses  der  regierenden  Persönlich- 
keiten auf  die  Staatsangelegenheiten,  eine  höchst  miahehe 
Sache  sein. 

Ohne  Zweifel  ist  die  Lage  eines  französischen  Monar« 
chen  die  schwierigste,  die  man  sich  vorstellen  kann.  Er 
darf  nicht  daran  denken,    durch  eine  organische  Einigung 
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der  Nation  seinem  Thron  feste  Grundlagen  schaffen  zu  wol- 
len, denn  es  fehlt  den  Franzosen,  bei  aller  ihrer  eigentüm- 
lichen Begabung,  die  organische  Selbsttätigkeit,  die  Fähig- 
keit, sich  zu  bescheiden  und  dem  Dogma  der  Gleichheit 
gegenüber  den  natürlichen  Verschiedenheiten  gerecht  zu  wer- 
den; es  mangelt  ihnen  namentlich  das  solide  Wissen,  dieser 
Regulator  der  Intelligenz,  die  thatkräftige  Religiosität,  der 
Regulator  der  Empfindung,  und  die  Kraft  der  Entsagung,  der 
Regulator  für  Erwerb  und  Gebrauch  der  materiellen  Le- 
bensgüter. loao)  Die  Idee  des  Ruhms  und  der  Grösse  der 
französischen  Nation,  überwiegend  auf  Aeusserlichkeiten  ge- 
richtet, hält  zwar  die  Einheit  zusammen,  richtet  aber  ihre 
Kraft  vorzüglich  auf  die  auswärtige  Politik  und  macht  sie 
für  ihre  innern  Zustände  fast  in  demselben  Masse  gleich- 
gültiger, in  welchem  dieselben  düsterer  und  folglich  der 
Klärung  bedürftiger  werden. 1021)  Der  französische  Patrio- 
tismus, die  so  viel  gerühmte  Einheit  der  französischen  Na- 
tion in  nationalen  Fragen,  ist  nicht  sowol  etwas  Ethisches, 
als  vielmehr  eine  Wirkung  der  uralten  materiellen  In- 
teressen Verbindung,  gleichsam  des  natürlichen  Gesetzes  der 
Gravitation,  welches  in  Deutschland  durch  dessen  politische 
Zersplitterung  ganz  zu  fehlen  scheint. 

Aus  den  angegebenen  Umständen  ergibt  sich  auch, 
welchen  Charakter  der  französische  Constitutionalismus  ha« 
ben  müsse,  gleichviel,  ob  eine  Regierung  damit  Ernst  ma- 
chen wollte,  wie  dies  wenigstens  theilweise  unter  Louis 
Philipp  der  Fall  war,  oder  nicht,  wie  dies  die  zweifelhafte 
Richtung  der  Restauration  und  die  entschiedene  Richtung 
der  beiden  Kaiserreiche  annehmen  lässt.  Wo  die  organi- 
schen Grundlagen  fehlen,  da  kann  der  Constitutionalismus 
nicht  Träger  einer  organischen  Einheit,  sondern  nur  Diener 
einer  Partei,  oder  vielmehr  einer  politischen  Coterie  sein, 
und  ist  dies  in  der  That  auch  dann,  wenn  er  als  blindes 
Organ  der  jeweilig  bestehenden  Regierung  fungirt.  Denn 
die  politischen  Parteien  können  in  einem  solchen  Staat  sel- 


1020)  „Napoleon  I.  ne  tenait  dans  la  politique  aucun  compte  des  resi- 
stances  m  orales."     Carne,  Etudes,  I,  401. 

1021)  „La  gloire  coüte  eher."     Guizot,  Histoire  parlementaire,  I,  250, 
412.     „Le  coüt  fait  perdre  le  goüt." 
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ber  weder  organisch,  noch  organisirt  sein,  verdienen  also 
auch  die  Bezeichnung  als  Parteien  im  eigentlichen  Wort- 
sinn nicht.  Sie  werden  ihre  ungeordneten  Kampfe  und  un- 
staatlichen Ziele  ins  Parlament  mitbringen  und,  Persönlich- 
keiten oder  specielle  Interessen  hebend  und  stürzend,  alles 
Mögliche  zu  Stande  bringen,  nur  keine  wirklich  organischen 
Gesetze  oder  doch  kein  organisches  Leben. 10SS)  Niemals  po- 
pulär, wird  ein  Parlament  unter  solchen  Umstanden  auch 
nie  des  erforderlichen  Rückhalts  im  Volk  sich  erfreuen;  seile 
Machtsteigerung  wie  sein  Sturz  wird  ohne  nationale  Sympathien 
erfolgen.  In  Momenten,  wo  keine  Gefahr  droht,  wird  man 
leicht  des  Lebensgesetzes  aller  staatlichen  Einheit,  der  freten 
politischen  Gesammtwirksamkeit,  sammt  der  Einheit  der 
Staatsgewalt,  gänzlich  vergessen  und  alle  darauf,  wie  auf 
die  Aussöhnung  der  Freiheit  mit  der  Ordnung  gerichtete 
Doctrinen  ab  gleichgültig,  die  parlamentarischen  Redner- 
turniere als  Uebungen  und  Eitelkeitsbefriedigungen  betrach- 
ten. Dagegen  wird  man  in  Momenten  der  Gefahr,  oder 
wo  es  überhaupt  irgendeinem  speciellern  Interesse  für  sich 
nothig  erscheint,  allgemein  oder  seitens  der  Interessirteo 
gegen  alle  Uebrigen,  nur  an  die  „unitö  du  pouvoir"  den- 
ken, um  nach  erzieltem  Erfolg  sie  wieder  fallen  zu  lassen, 
oder,  nach  eingetretenem  Miserfolg,  das  Heil  auf  eine  an- 
dere Weise  zu  versuchen. 

Die  doctrinären  Sätze  der  franzosischen  Charten  über 
das  Verhältniss  zwischen  der  Krone,  der  Nationalreprasen- 
tation  und  dem  Volk  sind  daher  bald  einander  diametral 
entgegengesetzt,  sofern  sie  nämlich  wirklich  ein  Prindp 
aussprechen  wollen,  bald  blosse  Worte,  um  gewisse  gani 
andere  Tendenzen  zu  verhüllen,  nie  aber  der  Ausdruck  einer 
allgemein   herrschenden   und   stetigen   nationalen   Rechtem- 


1022)  Gemeinsinn  und  eine  ihm  entsprechende  Selbstthitigkeit  find 
die  wesentlichen  Grundlagen  wirklicher  politischer  Parteien.  Die  Frae- 
zosen  haben  beide  Eigenschaften,  aber  nur  als  Soldaten,  nur  für  den  spe- 
citisch-französisclien  Begriff  der  „gloire".  Die  Schule  zu  ihrer  Ausbildung 
ist  demnach  nicht  die  Familie  und  die  Gemeinde,  sondern  die  Kaserne 
und  das  Bureau.  Die  regelmässige  Erziehung  der  Jugend  in  den  Colleges, 
Pensionats  u.  s.  w.  beweist,  dass  der  militarisch.bureaukraüscbe  Geist  auch 
die  ganze  Jugendbildung  beherrscht 
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schaumig,  nie  der  Ausdruck  dessen,  was  und  wie  es  wirklich 
ist  oder  doch  verwirklicht  werden  kann. 

Die  moderne  französische  Monarchie  ist  demnach  etwas 
wesentlich  Factisches  und  Personliches  und  daher  in  ihren 
ooncreten  Darstellungen  unvermeidlich  wechselnd  und  vor- 
übergehend. Wenn  auch  Frankreich  von  der  monarchischen 
Form  nie  gänzlich  oder  doch  nicht  für  die  Dauer  sich  trennen 
wird,  so  fehlt  ihr  das  Hauptrequisit  als  Form,  nämlich  die 
Stetigkeit  und  das  andere  Hauptrequisit,  als  Staatsorganis- 
mus nämlich,  das  aus  der  organischen  Einheit  der  Nation 
in  die  Form  übergehende  echte  Leben.  Ein  Heer  von  einer 
halben  Million  Soldaten  und  einer  andern  halben  Million 
öffentlicher  Functionärs,  möglicherweise  vermehrt  durch  einen 
Theil  des  hunderttausend  Kopfe  zählenden  Klerus,  genügt 
nicht,  um  dadurch  allein  Stabilität  und  Dauerhaftigkeit  dem 
Thron  zu  gewähren. loa3)  Denn  wie  es  aus  dem  Volk  her- 
vorgeht, so  muss  es  entweder  in  dasselbe  zurückgehen  oder 
doch  in  mannichfaltigster  und  innigster  Verbindung  mit  dem- 
selben bleiben.  Stehen  daher  auch  seine  drei  Klassen  unter 
sich  und  mit  der  grossen  Zahl  der  Beamten  einer  durch  die 
Administration  beherrschten  Justiz  in  einem  scheinbar  sehr 
vollkommenen  Einklang,  so  werden  sie  doch  immer  wieder 
durch  die  im  unvermittelten  Gegensatz  stehenden  politischen 
Parteien  oder  vielmehr  socialen  Klassen  des  Volks  zerrissen, 
und  die  Erfahrung  hat  gelehrt,  wie  schnell  sie  sich,  we- 
nigstens in  der  Masse,  dem  Umschlag  der  politischen  Mei- 
nung nicht  sowol  der  franzosischen  Nation,  als  vielmehr  des 
pariser  Strassenpöbels  angeschlossen  haben. 

Frankreich  ist  von  allen  Ländern  Europas  am  aller- 
wenigsten für  eine  republikanische  oder  föderalistische  Exi- 
stenz geeignet,  und  dennoch  erscheint  die  Dauer  wie  die 
Wirksamkeit  jeder  monarchischen  Regierung  in  diesem  Lande 
lediglich  als  eine  von  den  Umständen  bedingte  Zeit-  und 
materielle  Machtfrage.  Die  gemüthlichen  und  vernünftigen 
geistigen  Mächte,    welche  das  englische  Geblütskonigthum 


1023)  Dieser  Million  »teilt  Proudhon  (La  revolution  sociale,  S.  17  fg.) 
die  gesammte  übrige  Bevölkerung  Frankreichs  in  den  drei  Klassen:  „bour- 
geoisie,  classe  moyenne  et  classe  ouvriere  ou  Proletariat"  gegenübet. 
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tragen,  sind  in  Frankreich  nicht  vorhanden,  und  die  Staats- 
männer Frankreichs  können  noch  weniger  grosse  sein,  als 
die  Englands  unter  den  gegenwärtigen  Verhaltnissen«  Die 
Bewegung  der  französischen  Politik  ist  nicht  Leben,  son- 
dern nur  Unruhe,  die  über  lang  oder  kurz  ihre  Katastrophe 
haben  muss,  die  Buhe  derselben  aber  eine  unnatürliche 
Spannung,  die  endlich  erlahmen  und  unfehlbar  zu  einem 
Riss  fuhren  wird.  Louis  Philipp  und  seine  Staatsmänner 
glaubten  noch  einigermassen  an  die  Möglichkeit  einer  all- 
mählichen Anbahnung  organischer  Ordnung  und  wirkten 
auch  dafür;  dass  dieses  Regiment  dennoch  fiel,  beweist 
auch,  dass  die  destructive  Kraft  noch  überwog.  Napo- 
leon III.  hat  nichts  von  diesem  Glauben  oder  meint,  dass 
eine  organische  Ordnung  nicht  wie  von  Louis  Philipp  durch 
eine  gemässigte  Freiheit,  sondern  vorerst  nur  durch  eine 
absolute  Ordnung  angebahnt  werden  könne  und  müsse. 

Mag  man  die  Ansicht  Montalembert^s^  dass  kein  Grund 
gegeben  sei,  an  dem  Constitutionalismus  in  Frankreich  zi 
verzweifeln  10t4),  theilen,  mag  man  eine  Stütze  für  dieselbe 
in  dem  Erwachen  und  dem  neuestens  auffallenden  Zuneh- 
men einer  liberalen  Opposition  im  gesetzgebenden  Korper, 
sowie  in  der  entschiedenem  Betonung  decentralisirender 
Ideen  finden,  Frankreich  wird,  wenn  überhaupt,  doch  erst 
.nach  noch  vielen  Jahrzehnten  und  nach  noch  zahlreichen 
Wechselfällen  und  auch  dann  nur  unter  der  Bedingung  zu 
einem  organisch  lebendigen  nationalen  Leben  kommen,  wenn 
die  Franzosen  ihre  Geschichte  nicht  als  einen  ruhmredigen 
Herold,  sondern  als  die  Lehrmeisterin  des  Satzes  kennen 
lernen,  dass  nur  Freiheit  und  Ordnung,-  Gleichheit  und 
Mannichfaltigkeit,  politische  Selbständigkeit  des  Individuums 
und  Gesammt  Wirksamkeit  des  Staats  zusammen  solide 
Grundlagen  einer  staatlichen  Ordnung  sein  können,  und 
wenn  sie  diese  Lehre  jeder  für  sich  und  alle  zusammen 
praktisch  erfüllen. 

Das  franzosische  Konigthum  oder  Kaiserthum  ist,  sowie 
es  ist,  keine  feste  Form  für  die  moderne  Staatslehre  und 
dient   sammt   dem  bisherigen  franzosischen  Constitutionalis- 


1024)  De  l'avenir,  S.  331  fg. 
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mos  nur  dazu,  zu  zeigen,  auf  welche  Weise  es  so,  wie  es 
nicht  sein  sollte,  geworden  ist.  Neben  ihm,  wie  es  einsam 
steht  auf  einer  allerdings  schwindelnden,  aber  gleichsam  den 
unentdeckten  Gesetzen  der  Windstromungen  preisgegebenen 
Hohe,  erscheint  das  englische  Königthum  trotz  seiner  ver- 
fassungsmässig schwachen  Ausrüstung  als  eine  hoffhungs- 
und  zukunftsvolle  Kraft. 
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Bevölkerungsverhältnisse,   II,    72, 

Note  58. 
Bewegungen,  religiöse,  I,  417. 
Beweisrecht,  III,  553,  Note  543. 
'Bewusstaein,  II,  88. 
Besirksämter,  III,  370.  —   Bezirks- 

räthe,  III,  370. 
Bildung,  Ij,  32  fg.  37  fg.;    II,  51  fg. 

72.  178;  III,  547,  Note  635.  857; 


politische,  1, 256.266,  Note  134.  277 
fg.,  302;  II,  26.  426.  452,  Note 
328;  III,  875.  926;  Begriff  dersel- 
ben, I,  308;  ihre  Mittel,  I,  304; 
der  Sklaven,  II,  32.  — -  Bildungs- 
anstalten, III,  339.  —  Bildungs- 
fähigkeit,  ihr  Gradmesser,  1,551. 

Birth-rights ,  II,  568,  Note  424. 

Bischofssitze,  II,  307. 

Bitte,  Recht  der,  III,  .002. 

Blutrache,  s.  Rache. 

Blutsverwandtschaft,  I,  517;  II,  107. 
245. 

Bourgeois,  III,  309.  —  Bourgeoisie, 

II,  352,  Note  290;  in,  770. 
Brahma,  n,  124.  161.  441.  —  Brah- 

manismns,  U,  137. 
Bräuche,  II,  245. 

Briefgeheimniss,  III,  583,  Note  584. 
Brudermord,   II,  530. 
Buddha,  I,  21.  50,  Note  40.  126.  161. 

440;  UI,  240.  —  Buddhalehre,  II, 

150. 
Budget,  ni,  809,  Note  864.  810;  or- 
dentliches, III,  813. 
Bulle,  Goldene,  II,  383. 
Bund,  der  deutsche,  I,  540  fg.;  II, 

757;  III,  236.  507.  618;  alter,  III, 

282,  Note  280. 
Bundesacte,  II,    444;    deutsche,  II, 

444,  III,  072;    Art.  13  derselben, 

III,  168;  rheinische,  II,  510. 
Bnndesindigenat,  III,  507. 
Bandesrath,  II,  83. 
Bundesschutz,  III,  445. 
Bundesstaat,  III,  307.  312.  900. 
Bundes  Verhältnisse,  JI,   81;   s.  auch 

Conföderation,  Staaten-  und  Völ- 
ker Verbindung. 

Bureaukratie,  I,  463.  465  fg.;  III, 
16.  462.  466,  Note  437.  549,  Note 
538.  550,  Note  540. 

Bureaus,  literarische,  III,  629. 

Burgen,  feudale,  II,  490,  Note 
360. 

Bürger,  I,  263,  Note  133a;  II,  22; 
B.  u.  der  Mensch,  II,  545.  —  Bür- 
gerkrieg, I,  222,  II,  530.  —  Bür- 
gerpflicht, IU,  402.  —  Bürgerrecht, 
actives ,  III ,  545.  —  Bürgerrechte, 
II,  566.  —  Bürgerstand,  II,  350, 
Note  290.  411.  —  Bürgerthum,  I, 
190. 

Byzanz,  II,  221. 
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c. 


Cabinetspolitik,  II,  424. 
Camarilla,  UI,  408.  463. 
Capitnlarien,  II,  309. 
Capitulationen,  m,  856. 
Caesaropapiamas,  I,  447,    Note  246 

am  Schlote. 
Cassationshof,  III.  368. 
Castration,  I,  165. 
Celten,  1,497,  Note  269;  11,  277. 
Censur,  UI,    545,    Note   528.    Ü08. 

614.  619. 
Censai,  III.  871. 
Centralisation,  I,  184.  191.445,542 

545;  II,  82.  315;  III,  47;  äussere 

nnd  innere,  sonstige  Einteilungen 

ders.  I,  467. 
Ceremonienübnng,  III,  79. 
Chamiten,  II,  206.   215,  Note   1G7 
Charakter,  1, 10;  111,804;  titdelcbilis, 

II,  124.  —  Charaktertüchtigkeit, 
politische,  I,  262.  367;  K,  27, 
höhere;  II,  28. 

Charte,  französische,  III,  G9S. 
China,  1,528;  das  weibliche  GeschJeeht 

das.,  I,  142. —  Pflügen  des  cliirtes 

Kaisers,  I,  462.  —  Chinesen,  IIr 

134  fg.  569. 
Chlodewig,  I,  493;  II,   253    303. 
Christentum,   125  fg.   42ti.  471;  II, 

33.    103.  150.  219.  225.  238,  243; 

III,  201.  275,  Note  265  ;  seine  eul- 
turhistorische  Bedeutung,  I,  135, 
Note  101.  380.  476.  501;  sein  uni- 
verseller and  humaner  Charakter, 
I,  379;  seine  Orginalitat,  I,  379, 
Note  200 ;  verschiedene  Auffassung 
dess.  I,  474;  seine  Göttlichkeit, 
verschiedene  Grade  nnd  Formen 
seiner  Entwickelung,  I,  47G;  poli- 
tische Bedeutung  seiner  Anfange, 
I,  479  fg.;  orientalisches,  I,  182, 
490.  493;  römisches  I,  490.  493 
fg.;  seine  Reception ,  I,  488; 
romaniches,  I,  482;  germanicnes, 

I,  490.     fg.    493.    fg.    408.     fg+ ; 

II,  103. 251 ;  Chr.  u.  Gesellschaft,  I, 
252;  Chr.  u.Menschenwürdc,I,  21;]; 
Chr.  und  die  Ehe,  I,  155.  Iü7fg>; 

i    Chr.  and  Rom,  I,  457.  478  fg.  480; 

Chr.   nnd  Germanenthuin  T  I,  182. 

*482   fg.;  Chr.  und  Fremde,  I,  570 

ijfg.;  Cht,  uudSt&attreligio^  I,  478; 


Chr.  und  Freiheit,  I,  475;  da«  Chr. 

als  Institution,  I,  486  «jg. 
Chronik,  I,  67. 
Civilgeseti,  HI,  534. 
Civilisation,  1, 32. 290  fg;  IU,  171 ;  ihr 
Verhältnis«  *ur Wildheit,  I,  180  fg.; 

Sünden  ders.  I,  423. 
CivitasDei,  I,  498. 
Cm  tat,  römisohe,  I,  329. 
Clan,  II,   70.  —  Clanverfassung, I, 

157. 
Codificationen,  III,  314. 
Clientel,  II,  175. 
Coexistenz,  friedliche  im  Staat,  II, 

559. 
Coli  bat,  II,  52,   Note   47;  III,  26% 

Note  246. 
Collecti?wille,  II,  40,  47. 
Colonatsverhältnisse,  II ,  241,  Note  191. 
Colonien,  II,  168.  —  Colonialbeeitt, 

III,  60.  —  Coloniaatlon,  IU,  593. 

—  Colonisationspolitik,  II,  32. 
Commendationsverhältoiase,  11,331 
Commercium,  II,  32.  174.  445. 
Commission,  III,  809. 
Commoners,  JII,  417. 
Communismus,  II,  78.  218.   553. 

materieller,  II,  244,  Nöte  192. 
Competenz,  IU,  863.  —  Competeuz 

conflicte,  UI,   344.  355.  509. 
Concordate,  IU,  300.  ' 

Concubinat,  I,   167. 
Confession,    I,  187;   christliche,  II, 

555.  —    Confessions Wechsel,  TU, 

578. 
Confirmationen ,  III,  299. 
Conföderation,  I,  157.  160.  163. 178. 

218.  322.   409;    U,   89.  103.  223. 

224  Note  179.  233.  286.  311.  314. 

334.  336.  552.  558,  Note  420.  615; 

III,  132  und  Note  124.  214.  311 

433.  710.  719.  836. 947,  Note  1003: 

ihr  Uebergang   «um    Sinkertsetast 

1, 161.220.230;  Conf.  aelDatäadiger 

Familien,  I,  212  fg.  —  Coafödera- 

tionsidee,  II,  209;     a.  anofe  BaeaY 
Conrucius,  U,  29. 
Congress,  Wiener,  I,  506;  U,  507; 

III,  421. 
Connecticut,  IU,  308. 
Connubiuin,  U,  39.  174.  446, 
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Conscription,  III,  345.  —  Conscrip- 
tionsgeseti,  III,  536.  —  Conscrip- 
tioni System,  III,  598.  643. 

Conservation,  II,  470. 

Constituante,  III,  413 

Constituirung,  III,  113. 

Constitution,  HI,   113. 

Constitutionaliimus,  I,  302;  11,488, 
Note  358.  585.  639,  Note  483.  643; 
in,  4.  71.  109.  123.  191;  in  vor- 
herrschend formeller  Auffassung,  n, 
595;  III,  79;  seine  Idee,  HI,  72; 
seine  Idee  in  der  Alten  Welt,  III, 
202.  250.  545,  Note  527;  seine 
Enstehung,  HI,  181;  sein  Verhalt- 
niss  zur  Monarchie,  III,  915. 

Consul,  II,  410. 

Continuitat,  III,   734. 

Contrat  social,  HI,  308, 

Cordon,  II,  549. 

Corporation,  II,  14.  382;  stadtische, 
II,  354. 


Corpsgeist,  II,  498. 

Credit,  III,  352. 

Cnlt,  I,  425;  H,  53.  198.  551;  orien- 
talischer in  Rom,  I,  458. 

Cultur,  I,  32  fg.  417;  höhere,  II,  80. 
84;  moderne,  I,  471;  gesteigerte, 
ihre  Gottheiten,  II,  120.  —  Cul- 
turelemente,  III,  198;  fremde,  ihre 
Reception,  I,  484.  —  Culturfort- 
schritt,  II,  120.  —  Culturgrund- 
stücke,  einzelne,  II,  296.  —  Cul- 
tnrmensch,  demoralisirter,  II,  202. 

—  Culturnation,  II,  31.   88.  204. 

—  Culturreligion,  1,456;  neue,  I, 
458.  —  Cnltnrstofe,  höhere,  U,  100. 

—  Culturverbindungen,  I,  460.  — 
Cnlturzustand  der  alten  Germanen, 
I,  483. 

Cnrialen,  237,  Note  123;  II,  175. 
241. 


D. 


Dänemark,  III,  67. 
Decadenz,  II,  60. 
Decentralisation,    I,   542.    545;   II, 

314;  III,  42.  47.  698.  —  Decen- 

tralisationsfrage,  HI,  558,  Note  556 

—  Decentralisation,   Manifest  von 

Nancy,  III,  768.  Note  837. 
Defensive  und  Offensive,  I,  245. 
Demokratie,   II,  59.  167.  657;  III, 

193,   Note   195.    549,    Note  538; 

monarchische,  II,  584,  Note  453. 
Demoralisation,  11,131.  fg.;  ihre  Ehe, 

I,  154  fg.;  französische,  III,  557, 

Note  552. 
Derwisch,  HI,  615,  Note  628. 
Desertion,  IH,  449. 
Despotismus,    I,    24    fg.   129.    178. 

218.  220.  222  fg.  242.  421;  II,  65. 

80.  131.  149.  159.   193.  204.   215. 

269.  337.  466,  Note  337.'  549.  569. 

628.  640;  HI,  214.  403.433.  513. 

662.  698.785.788;  D.  und  Recht, 

I,  327.  fg;  in  England,  I,  408.  — 
Despot,  II,  20.   101.  —  Despotie, 

II,  140.  579;   III,  594;  der  Alten 
Welt,  1,327;  theokratische,  II,  529; 

III,  662. 

Deutschland,  H,  315;  III,  31.  43. 66. 
77.  84.  419;  die  Germanen  in  dea 


röm.  Provinzen  und  in  Deutschi., 

I,  184;  das  weibliche  Geschlecht 
daselbst,  I,  142;  Frankreichs  tra- 
ditionelle Politik  gegen  dass.,  I, 
549  fg.;  Frankreichs  Einflnss  auf 
dass.,  I,  557;  seine  Suprematie,  I, 
558;  seine  nationale  politische  An- 
schauung, I,  560;  sein  Kosmopo- 
litismus, I,  562;  seine  augenblick- 
liche Lage,  H,  753;  sein  Weltberuf 

II,  753;  sein  Particularismua,  IH,. 
223. 

Deutschthum,  IH,  172. 

Diäten,  IH,  771. 

Dictator,  II,  588.  —  Dictatur,  H, 
173,  Note  128;  HI,  663. 

Dienen,  das,  U,  108.  —  Diener,  öffent- 
licher, HI.  457. 

Dienst,  öffentlicher,  H,  160.— Dienste, 
HI,  666 ;  ausgezeichnete  öffentliche, 
HI,  552.  —  Dienstbotenfrage,  HI, 
24.  —  Diensteid,  HI,  346  —  Dienst- 
herr, IH,  347.  —  Dienatleute,  II, 
316.  —  Dienstmannen,  H,  359.  — 
Dienstrechte,  reale,  III,  668. 

Diplomatie,  I,  557;  II,  73;  IH,  7, 
Note  5.  51.  613.  833. 

Disciplinargewalt,  III,  462, 

District,  IH,  736. 
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Doctorat,  juristisches,  II,  412.  —  Doc- 

toren,  II,  409;  s.  auch  Juristen  und 

Legis  ten. 
Doctrinarismns,  11,427.457;  III,  41. 

65.  164.  255. 
Dogma,  I,  424.—  Dogmatik,  I,  64. 
Domäne,  III,  822. 
Dominium  eminens,  II,  508,  Note  389. 
Droits  de  l'homme,  I,  253,  Note  129; 

II,  568. 


Dualismus,  II,  104. 
Duell,  m,  347.  491.  663. 
Durchzählen,  das  der  beiden  Haaser, 

III,  708.  733. 
Dynamisches  Princfcp,  II,  59.  456. 
Dynastie,  III,  55;   ihre  Vertreibmag. 

II,    721.    —    Dynastaageschlecfit, 

altes,  II,  318. 


E. 


Ebenbürtigkeit,  II,  320. 408.  441.  444. 

465. 
Edelsitze,  II,  358. 
Edle,  II,  284;  s.  auch  Ade 
Egoismus,  II,  22;   III,  197, 
Ehe,  I,  517.  523;  II,  50.  17$,  295; 
III,  262,  Note  240.  578;  ihre  Un- 
auflöslichkeit,    I,    144.    167;    ihre 
Richtung    auf  Nachkomm eu sdiaft, 
I,  152;  zweite,  I,  144;  II,  52,  Note 
47;  die  des  Alterthums,  I,  152  fg.; 
der  Wildheit  und  Demoralisation, 
I,  155  fg..  die  Ehe  und  das  Christen* 
thum,  1, 155;  die  adeliche  ist  mehr 
ein  Gemeinwesen,  die  bürgerliche 
mehrSoeietät,  170.  fg.;  bfmerlii  h.  , 
1, 171 ;  die  E.  ist  des  Staates  Anfang, 
I,  207;  unfreiwillige,   I,  2-19;  alt- 
germanische,  II,  201.  —  Ehebewil- 
ligung, gutsherrliche,  II,  49a,  Note 
360.  —  Ehefrau,  Ehemann ,  111, 317* 

—  Ehelosigkeit,  III,  351.  —  Ehe* 
scheidungsfalle,  III,  347. 

Ehre,  III,  547;  besondere,  III,  673. 

Ehrenämter,  II,  418. 

Ehrenprimat,  I,  177. 

Ehrenrechte,  III.   673. 

Ehrgefühl,  I,  306;  III,  615. 

Eid,  politischer,  III,  446. 

Eigenthum,  II,  71. 106.  218.  291.  5Q3, 
Note  389;  III,  522;  deutsches ,  II, 
292;  getheiltes,  II,  293.355;  Ent- 
stehung dess..  II,  553,  Note  417. 

—  Eigenthumsbegriff,  II,    71.  — 
EigenthumsbeschränkungenT  11,293. 

—  Eigenthumsstaaten ,  II,  660. 
Eingebung,  gottliche,  III,  212. 
Einheitsidee,  organische,  II,  609, 
Einheitsstaat,  II,  112 ;  HI ,  719.  Ueber- 

gang  der  Föderation  zum  Einheits- 
staat, I,   161. 
Einkammersystem,  III,  707. 


Einseitigkeit,  II,  34;  des  Fortschritt!, 

I,  382;  der  Richtung,  1,419;  über- 
haupt, I,  442. 

Einsiedler,  II,  22. 

Eisenbahn,  111,  345. 

Elementarbildung ,  III,  547. 

Empirismus,  III,  173. 

Eofants  perdiis,  II,  374. 

England,  II ,  220.  315;  III.  2.  31.  37. 
60.  76  {  dessen  fffltische  Coasoli- 
dation,  I,  499.  —  Engländer,  111, 
65.—  tn^l,    he  Revolution,  1,408; 

II,  458- 
Entdeckungen,  III,  18.  595. 
Entlastung   des  Grund    und  Bodens, 

II,  232. 

Erbguter,  II,  33, 

Erbrecht,  nt  295. 

Erbschaftstaxen,  II,  490,  Note  360. 

Erfolg,  I,  434 ;  II,  163. 

Erkenntnis^,  r  L'^rfrr  w  262.  275* 
281  fg.  287  fg.  293;  II,  28.  141; 
Arten  ders.,  I,  296;  des  organisches 
Qetatata  im  Staat,  II,  18;  s.  »es 
Bildung« 

Eroberung,  I,  fi26;  II,  694. 

Erstgeburt,  III,   533,   Note  509. 

Erzähler,  III,  G15. 

Eticlio,  II,  37  U,  Note  302. 

Etikettstreitigkeiten,  II,  510,  Nets 
393. 

EdDDcheuwesen,  II,  113. 

Europa,  II,  21 1 ;  seifite  Lage  nach  der 
grossen  Völkerwanderung,  I,  497; 
seine  rein  germanische  Hälfte,  II, 
228;  das  südlichere,  ehemals  rö- 
mische, II,  253;  seine  gegenwär- 
tige Situation,  II,  718;  sein  politi- 
scher Gcsnmmtzustand,  III,  34. 

Ewigkeit,  II,  4^1. 

Executive,  lll.  249.  312.  413.  78a 
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Expaaeivkraft  der  Volker,  I,  175  fg. 
525.  538;  II,  168;  III,  8. 

Expropriation,  II,  332,  Note  279;  III, 
270.345.—  Expropriationscodex,III, 
270,  Note  255.  —  Expropriations- 


recht, II,  490,  Note  360;  HI,  806, 

Note  862. 
Exstirpation  der  Besiegten,  I,  524.  — 

Exstirpationsprincip ,  II,  131. 
Exterritorialität,  III,  528. 
Extreme,  I,  131. 


Fabrikarbeiter,  II,  495  und  Note  320. 
—  Fabrikarbeiterthum,  III,  40. 

Factionen,  politische.  S.  Parteien,  po- 
litische. 

Fahneneid,  III,  449. 

Faits,  accomplis,  II,  499.  749. 

Familie,  II,  51.  59.  70.  200  fg.,  240. 
287j  308.  311.  327.  492;  III,  22, 
191;  die  erste  von  einer  Idee  be- 
herrschte Gesellschaft,  I,  146.  158 
fg.;  bei  den  Wilden,  Nomaden,  I, 
150  fg.  15C;  in  den  classischen 
Staaten,  I,  167;  F.  u.  das.  Chri- 
stenthum,  I,  167  fg.;  F.,  Weib  and 
das  altgermanische  Recht,  I,  168; 
F.,  Weib  und  das  deutsche  Mittel- 
alter, I,  169 ;  auch  die  christliche 
Familie  bewegt  sich  zwischen  den 
swei  Grundformen  aller  Gesell- 
schaft, I,  170  fg.;  selbständige, 
deren  Conföderation ,  I,  212  fg.; 
F.  und  politische  Bildung,  I,  277 
fg.;  F.  in  den  Städten,  II,  360.— 
Familienbegründer,  dessen  Autori 
tat,  II,  573.  —  Familieneinheit, 
II,  233.  —  Familienfideicommiss- 
-  guter,  II,  412.  —  Familiengesell- 
schaft, I,  140  fg.  —  Familienge- 
walt, III,  566.  —  Familienober- 
haupt, seine  Stellung,  I,  316  fg.; 
II,  233.  528.  —  Familien-  oder 
Stamm  Verfassung,  I,  459.  —  Fami- 
lienstaat, I,  207  fg.,  321;  dessen 
Auflösung,  I,  213.  226  fg. 

Fanatismus,  religiöser,  seine  Folgen, 
I,  425. 

Fatum,  Vorsehung,  I,  2,  Note  1.  6. 

7;  III,  662. 
Faustrecht,  II,  245. 
Favoritenherrschaft,  III,  474,  Note 

447. 

Fetialen,  I,  203. 

Feudalismus,  I,  178;    II,   131.  315. 

331.  611;  HI,   53.  642.  803.  925; 

üodalite  dominante,  contractante; 

Bett.   HL 


II,  335,  Note  280.  —  Feudalherr, 

II,  112.  342.  381.  384.  —  Feudal- 
herrlichkeit, oberste,  II,  389.  — 
Feudalsystem ,  dessen  Bruch,  II, 
367.  —  Feudalwesen,  II,  314.  318. 
327;  III,  235,  Note  224;  dessen 
hierarchische  Ordnung,  II,  348.  — 
Feuda,  ihre  Entstehung,  II,  333; 
ihre  Erblichkeit,  II,  333.  347.  355; 

III,  715;  karolingische,  II,  344. 
Fictioncn  im  Recht,  I,  336. 
Fideicommiss,  I,  170;  III,  736. 
Finanzbeamte,  III,  812,  Note  871 
Finanzfrage,  III,  139. 
Finanzgesetze,  III,  706. 
Finanzperioden,  III,  801.  809. 
Findling,  III,  565. 

Fiscus,  III,  586;  kaiserlicher,  III, 
664. 

Flussgebiet,  II,  115.  203. 

Fonds,  geheime,  III,  729.  801.  815, 
Note  873. 

Form,  II,  278.  482;  der  Souveräne 
tat  resp.  des  Staats,  II,  517.  614; 
Fortschritt  des  Staats  rucksicht- 
lich derselben,  II,  663. 

Formalismus,  II,  595,  Note  459;  III, 
697;  des  Constitutionalismus ,  III, 
79;  F.  und  Romanismus,  III,  32, 
Note  36. 

Formen,  II,  595;  III,  271 ;  politische, 
II,  182;  feudale,  II,  210;  constitu- 
tione Ue,  II,  570;  III,  680;  Ge- 
schichte der  Ausbildung  der  con- 
stitutionellen  F.,  III ,  203 ;  in  ihnen 
allein  liegt  nicht  der  Fortschritt, 
n,  453;  F.  und  Worte,  II,  581. 

Forstgesetze,  III,  584,   Note  586. 

Fortschritt,  I,  10.  28,  Note  26.  366. 
405.  471.  501;  II,  62.  67.  113. 
141.  219.  353.  559;  HI,  2.  308. 
316.  524.  543.647.  725,  Note  793; 
Einseitigkeit  desselben  und  Folgen 
davon,!,  382;  seine  Hauptformen, 

I     I,  385;    er  ist  nur   durch  Institu- 
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tionen  möglich,  I,  404.  406;  Ver- 
hältniss  des  Christenthums  zu  dem- 
selben, I,  501;  F.  des  internationalen 
Rechte,   I,    574;    der  Menschheit, 

II,  15;  nationaler,  II,  193;  er  liegt 
nicht  alleiu  in  den  Formen,  Ö, 
453 ;  F.  des  Staats  rücksichtlich  der 
Form,  II,  G63;  politischer,  III, 
140.—  Fortschrittsdrang,  II,  563. 
—  Fortschrittsfahigkeit,  II,  130.— 
Fortschrittsidee,  II,  112.  —  Fort- 
schrittswidrigkeit  der  Institutionen, 
I,  405.  —  Fortschrittszukunft  Eu- 
ropas, II,  215. 

Frankreich,  II,  220.314;  III,  2.31. 
40.  65.  77;  dessen  politische  Con- 
solidation,  I,  499;  seine  Länder- 
sucht, I,  507;  seine  traditionelle 
Politik  gegen  Deutschland,  I,  549 
fg. ;  sein  Einfluss  auf  Deutschland, 
1 ,  557 ;  seine  Könige,  II,  382,  Note 
308.  —  Franzosen,  III,  65.  533, 
Note  509.  557,  Note  551. 

Frauen,  II,  77  fg.;  III,  536,  Note 
514.  544;  deren  Emancipation,  III, 
136;  deutsche,  111,262,  Note  246; 
s.  Ehe,  Geschlecht,  Weib. —  Frauen- 
emancipation,  III,  2G3,  Note  246. 

Freigeborene,  II,  283. 

Freigeisterei,  II,  249. 

Freigelassene,  II,   283. 

Freihandel,  III,  40,  Note  47. 

Freiheit,  I,  24.  26.  39.  228.  234;  II, 
6.  25.  31.  35.  93.  141.  147.  154. 
159.  199.  305.  452.  483,  Note  353; 

III,  37.  87.  213.  309.  324.  342. 
760,  Note 826;  F.d.  Willens,  I,  373; 
der  Wahl,  II,    76;   Gesetz  dersel- 


ben, II,  102;  deren  Postulat*  fär 
die  drei  Elemente,  I,  441 ;  F.  und 
GeseUigkeit,  I,  104  fg.;  F.  und 
Ordnung,  I,  200.  262.  432.  443; 
F.  und  Gleichheit,  II,  102;  gesetz- 
liche, II,  148 ;  in  abstracto  u.in  con- 
creto, im  rein  naturlichen,  sittli- 
chen oder  moralischen  und  recht- 
lichen Sinn,  II,  95  fg.  97;  F.  und 
Unfreiheit,  II,  91.  104.  129.  — 
Freiheiten,  II,  415.  —  Freiheits- 
garantien, HI,  345.  —  Freiheits- 
rechte, III,  561. 

Freilassung,  II,  183. 

Freistaat,  III,  177  fg. 

Freizügigkeit,  m,   595,   Note  604. 

Fremde,  I,  35.  219  fg. ;  II,  89.  259. 
549;  m,  502.  520.  528.  595.  639: 
Reception  derselben,  I,  552;  ihre 
rechtliche.  Lage,  I,  564  fg.;  in 
Theokratien,  I,  567;  in  Statten 
mit  Staatsreligionen,  I,  568;  ihre 
rechtliche  Gleichstellung,  I,  571; 
Nachäffung  des  Fremden,  1,  550. 

Fremdenlegionen,  III,  537. 

Friede,  II,  199;  Westfälischer,  II, 
430.  507;  Arbeit  des  F.,  II,  199: 
der  allgemeine,  ewige,  III,  652.  — 
Friedensschlüsse   des     AlterUmm^, 

I,  570.  —  Friedensstand,  I,  287. 
Furcht,    II,   61,  77,    Note  64;    III, 

430.  —  Furchtreligion,  II,  102. 
Fürsten,  II,  284;  des  deutschen  Reich*, 

II,  378;  regierende,  ihre  Vertrei- 
bung, II,  721;  ihre  Absetzung,  II, 
519.  794;  III,  345;  ihre  Verant- 
wortlichkeit, III,  923. 


0. 


Gabella,  III,    596. 

Gallicanismus,  I,  499. 

Ganerbschaft,  I,  170. 

Garantien,  II,  18. 

Gastlichkeit,  II,  573,   Note  435.  — 

Gastrecht,  I,  568;  III,  520;  s.  auch 

Fremde. 
Gauversammlungen,  II,  320. 
Gebietsabtretungen,  III,  823. 
Gebietshoheit,  III,  739. 
Geblüt,  I,  165;  II,  321.—  Geblüts- 

ftristokrtüe,  II,  336.  —  Geblüts- 


konigthnm,  unrollendetes,  II,  336. 
—  Geblütsmonarchie,  in,  927.        1 

Gebote  und  Verbote,  absolute,  III, 
286. 

Geburt,  I,  461;  II,  86.  439.  —  Ge- 
burtogesellschaften ,  II,  14.  —  Ge- 
burtsrechte, II,  568,  Note  424.— 
Geburtsstand,  II,  350,  Note  290: 
III,  543. 

Gefolge,  n,  223.  314.  —  Gefolgs- 
gefährten,    III,  402.    —    Qtfolg- 
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schaften ,    II ,    201.    —     Gefolg- 
schaftswesen, II,  332. 
Qegenkönigthum ,  II,  530. 
Gehalte,  III,  345. 
Oeheimräthe,  III,  456. 
Gehorsam,  II,  27  fg.,  159.  559.  574; 
III,  53.  534.  637;  verfassungsmäs- 
siger, I,  305;    II,  574;  m,  493; 
gegen  Gott  und  die  Menschen,  I, 
433;    passiver    oder    blinder,    II, 
572. 
Geiserich,  I,  529. 
Geldherrschaft,  I,  463,  469  fg. 
Geldstrafe,  III,  346,   580. 
Gemeinde,  I,  192;  II,  241.308,328. 
492,  Note  362;  III,  565.  717.  683; 
Literatur,  I,  173;  der  Wilden  und| 
Nomaden,  I,  174;  souveräne,  I,  177 
fg.;  älteste  der  Germanen,  I,  187 
fg.;  ihr  juristischer  Charakter  und 
Lebensprocess,  I,  193;  sie  ist  die 
Vorschule  des  Staats,    I,  280.  — - 
Gemeindesinn,  dessen  Werth,  II, 
492,    Note  362.  —    Gemeindever- 
band,  II,    156.  —   Gemeindever- 
mögen, I,  193.  —  Gemeindewahl, 
III,    851.  —    Gemeindewesen,   I, 
109;  II,  87;  III,  345. 
Gemeinfreie,  II,  284. 
Gemeinschaft,   II,  109;    II,  72.  87; 
religiöse,  II,  14;  locale  oder  spe- 
ciellere,  II,  492. 
Gemeinsinn,  I,  191;    III,  509.  683} 

localer,  I,  313,  Note  156. 
Genie,  II,  487.  —  Genius,  II,  189$ 
der   Vergangenheit    und    Zukunft 
II,  23;  unserer  Zeit,  II,  582. 
Genossenschaft,  III,  349. 
Gens,  II,  187. 
Gentlemahthum ,     III,    726,     Note 

794. 
Gentry,  III,  39.  726,  Note  794.  740p 

Note  806. 
Genuss,  II,  75;  III,  12. 
Gereehtigkeit,  II,  583. 
Gericht,  I,  328;   III,  351.  420,  ge 
lehrtes,  III,  231.  —  Gerichtsbar- 
keit, II,  405,  Note  314;   in,  74, 
Note  75;  akademische,  III,  489.- 
Gerichlsdienst ,    II,    322.   —    Ge 
richtsherr,    11,    384.  —   Gerichts- 
praxis, III,  433. 
Germanen,   II,  239,  Note  190;  ihre 
Ansiedelung,  I,  179  fg.,  187,  495; 
G.  und  Christenthum ,  I,  182;    G 
and  Romer,  I,  182  fg.;  in  den  rö 


mischen  Provinzen  und  in  Deutsch- 
land, I,  184;  Folgen  ihrer  Ansäs- 
sigkeit, I,  187;  ihre  Literatur,  I, 
482,  Note  264;  ihr  Culturzustand, 
I,  483;  das  Christenthum  bei  den- 
selben, I,  490  fg.,  493  fg.,  498  fg.; 
Reception  des  Christentums  durch 
sie,  II,  251. 

Gesammteigenthum ,  .II,  293. 

Geschäftsordnung,  III,  174.  687, 
Note  765.  892. 

beschenke,  freiwillige,  III,  547,  Note 
534,  805. 

Geschichte,  II,  62.  81.  192.  550; 
III,  51 ;  Haltpunkte  in  derselben,  I, 
2 ;  G.  der  Menschheit  uud  des  Staats, 
1 ,  52 ;  Begriff  und  Werth  der  G., 
I,  69  fg.;  kein  Volk  ohne  Geschichte, 
I,  71  fg.;  G.  und  Vorsehung,  I,  79 
fg.;  was  sie  sei,  I,  429;  kritische 
Behandlung  ihrer  Quellen,  II,  11, 
Note  5.  —    Geschichtsschreibung, 

I,  63  fg.,  66  fg.  —  Geschichts- 
wissenschaft, I,  4. 

Geschlecht,  II,  59.  239,  Note  190. 
321.  429;  weibliches,  seine  Stel- 
lung u.  s.  w.,I,  140  fg.,  597 ;  II,  784; 
III,  262,  Note  246;  im  Orient,  in 
China,  in  Rom,  in  Griechenland, 
in  Deutschland,  I,  142;  Ueberwie- 
gen  des  männlichen,  II,  245  fg.; 
Unterschied  desselben,  II,  272; 
Alter  und  Ehrwürdigkeit  desselben, 

II,  318;  zweifelhaftes,  III,  262, 
Note  246 ;  s.  auch  Ehe,  Frauen  u. 
Weib. 

Geschworenenamt,  III,  541,  Note 
518. 

Gesellschaft,  I,  104.  235;  II,  22.30 
fg.,  35.  87;  III,  214;  Abhängig- 
keit der  Moral  und  der  Religion 
von  ders.,  I,  381;  locale,  II,  14; 
das  Haupt  ders.,  II,  21.  246;  bür- 
gerliche, II,  33;  freie,  II,  39;  ihr 
Leben,  II,  154;  G.  des  zerfallenen 
Römerreiches,  II,  242.  —  Gesell- 
schaftsbildung, antike,  I,  242.  245. 
250;  germanische,  II,  195. —  Ge- 
sellschaftsformen, antike,  II,  237. 
—  Gesellschaftskunde,  II,  33.  — 
Gesellschaftsmensch ,  II,  20.  — 
Gesellschaftspolitik,  II,  32.  — 
Gesellschaftetheorien,  moderne,  II, 
453.  —  Gesellschaftstrieb,  I,  199; 
Grenzen  desselben,  I,  244.  —  Ge- 
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sellachaftszustände,   mo<  de-,  Gewaltstaaten,  I,  292;  11,497.  Note 

ren  Reorganisation,  II,  451,  369. 

Gesetz,   I,    539;    II,  122.  500.  5S3,'Gewand>  H>  216 


612;  IH,  151.  209.  691,  Note  767. 
705.  784.  925;  G.  der  Liebe  im 
Alterthnm,  I,  252,  Note  128.  40  L 
565.  567.  569.  573;  II,  172;  orga- 
nisches G.  im  Staat,  I,  229 ;  Er- 
kenntnis* desselben,  II,  18;  or- 
ganisches G.  der  Verbin  dang  von 
Vergangenheit  und  Zukunft,  II, 
26;  des  Stillstands,  II,  4&j  physi- 
sches, der  Schwere,  II,  88 ;  höch- 
stes, die  Idee  der  Schöpfung  ent- 
haltendes, II,  98;  der  Freiheit  und 
Gleichheit,  II,  102;  der  Einheit, 
der  Unvollkommenheit,  der  Ver- 
bindung zwischen  Geist  und  Form, 

II,  486;  organisches,  II,  5til ;  III, 
275;  G.,  seine  Souveränetat,  III, 
254,  343.  —  Gesetze,  proviso- 
rische, IH,  317.  344.  357.  425. 
814;  geschriebene,  I,  348  j  III, 
211;  der  fränkischen  Könige,  I, 
496;    älteste,    II,    313;     pactirte, 

III,  184;  Eintheilungen  derselben, 
III,  245,  Note  221;  ihre  Stabilität, 
Beweglichkeit,  III,  276;  ihre  Ent- 
stehung, Abänderung  und  authen- 
tische Interpretation,  III,  345.  384  ; 
josephinische,  IN,  308;  ihre  Nulli- 
tät und  Anfechtbarkeit,  III ,  345, 
429;  Pflicht  der  Richter  zur  Prü- 
fung ihrer  Verfassungsmässigkeit, 
III,  345;  Gleichheit  derselben  and 
vor  denselben,  III,  481.  —  Ge- 
setzesreform, III,  404,  Note  362. 
—  Gesetzgeber,  m,  151.  312, 
Note  302.  784.  787.  —  Gesetzge- 
bung, I,  339;  altorientalische,  Ras- 
sische, I,  52.  —  Gesetz  der  Har- 
monie, ni,  206,  Note  213. 

Gesetzgebungsausschüsse,    III,    314 

784,  Note  849. 
Gesetzgebungscompetenz ,  III,  783, 
Gesinde,  III,   347. 

Gesinnung,  gute,  HI,  693. 

Gewalt,  n,  18;  III,  430.  197;  väter- 
liche, I,  144;  II,  74,  Note  61,  s, 
auch    patria    potestas;    königliebe, 

II,  210;  neubegrundete,  II,  C94. 
Gewaltentheilung,  n,  585.601.  73l>: 

III,  41.  184.  325.  689.  —  Ge- 
waltentheilungstheorie,  III  j ;;:;. 
4«0< 


Gewerbe,  II,    160.  210.  351,    Note 
290.  482,  Note  350;  ländliche,  II, 
431.  —  Gewerbefreiheit,  HI,  346. 
586.  —   Gewerbefrauen,    II,   361. 
—  Gewerbstand  im  Alterthnm,  I, 
461.     —     Gewerbstreibende ,     II, 
316.  —  Gewerbsverbindungen,  II, 
352,  Note  290. 
Gewissen,   I,    364.   433,    Note  238; 
II,    146.  439.  583;   III,  176.  215. 
360.  622.  684.   703.   782.    858.  - 
Gewissensfreiheit,  I,  475;  IH,  177. 
308.  601,  Note  610. 
Gewohnheit,  III,  209.  401.  433;  de- 
rogatorische,    III,    221.    —    Ge- 
wohnheitsrecht,   I,    347   fg.;   IH, 
403;  öffentliches,  I,  347;  111,220. 
Glaube,  I,  17.  284.  292.  399;  II,  18. 
22.  103.  149.  158.  551;  III,  407; 
als  Institution,  1 ,  444 ;  an  die  gött- 
liche Wesenheit  Christi,  II,    255; 
blinder,  II,  580. 
Glaubensfreiheit,  II,  552. 
Gleichgewicht,  II,  543;  III,  57.  264, 
Note  248.  —  Gleichgewichtsfrage, 
europäische,  II,  213. —  Gleicuge- 
wichtssytem,  III,  7,  Note  6. 
Gleichheit,    II,    65.    162.    327.  442. 
568,  Note  426;  III,  41.  19a  219, 
Note    217.     224.     343.    345.    557, 
Note  552;  christliche,  I,  252;  droits 
de  l'homme,  I,  253,  Note  129;  II, 
568;  des  Rechts,  I,  535;  demokra- 
tische,  n,  13;   der  Menschen  vor 
Gott,    II,    144;    der  Religion,  U, 
551 ;  Gesetz  derselben,  II,  102 ;  der 
Gesetze  und  vor  dem  Gesetze,  III, 
481.  —    Gleicbheitssinn,    französi- 
scher,   III,    533,    Note    509.    - 
Gleichmacherei,  III,   144. 
Gliederung  des  Volks  im  allgemeinem 

II,  55.  86;  sociale,  II,  152. 
Gloire,  I,  409.  559;  H,  538. 
Glück,  I,  236;  II,  75,  Note  63;  des 

Einzelnen  und  des  Staate,  I,  41 
Gnade,  I,  434;  II,  706,    Note  533; 

III,  270.  356.  —  Guadenrecht,  III, 
705. 

Götter,  Natur-  und  Kriegs-,  I,  384; 
heidnische,  II,  107;  nationale,  II, 
170;  Abstammung  von  ihnen,  II, 
321. 

Gottesanschauung,  II,  52;  de«  WU- 
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den,  II,  74;  indische,  II,  138; 
christliche,   II,  328. 

Gottesidee,  I,  19. 

Gouvernements,  populaires,  II,  876, 
Note  519. 

Gouverner,  III, -932. 

Greise,  H,  77,   81  fg.,  247. 

Grenzen,  natürliche,  II,  497,  Note 
369.  —  Grenzmarken,  II,  358. 

Griechenland,  II,  166  fg.;  III,  3. 
304 ;  das  weihliche  Geschlecht  da- 
selbst, I,  142.—  Griechen,  I,  528; 
ihr  Königthum,  II,  653. 

Grossherr,  II,  378,  Note  307. 

Grossgewerbe,  III,  16. 

Grosskapital,  III,   16. 

Grosskönig,  II,  159.  —  Grosskönig- 
thum,  II,  112.  166.  610. 

Grosstaat,  II,  162;  III,  836;  orien- 
talischer, II,  156. 

Grosstädte,  II,  549,  Note  414;  s. 
Weltstädte. 

Grossvasall,  II,  347. 

Grund  und  Boden,  Entlastung  des- 
selben, II,  232;  Arbeit  daran,  II, 
199. 

Grundbesitz,  II,  547,  Note  534.  737; 


freier,  I,  189.  431.  481,  Note  349; 
Anhäufung  eines  grössern ,  II, 
316;  dessen  Mobilisirung,  II,  407; 
grosser,  II,  423;  III,  725,  Note 
793;  feudaler,  III,  16;  kleiner, 
freier,  111,40;  adelicher,  III,  729; 
8.  auch  ländliche  Besitzgemein- 
schaft. —  Grundbesitzer,  grosse 
und  kleine,  freie  und  abhängige, 
II,  316;  kleine  freie,  II,  321.  — 
Grundbesitzverhältnisse ,  II ,  83, 
Note  72. 

Grundentlastung,  II,  232.490,  Note 
360;  IUJ,  385. 

Grundherr,  II,  384. 

Grundrechte,  II,  568. 

Günstlingsherrschaft,  III,   14. 

Güter,  geschlossene,  I,  170. 

Güterarrondirung,  III,  345.  —  Gü- 
terarrondirungsrecht,  II ,  490,  Note 
360.  —  Güterzusammenlegungs- 
gesetze, Iir,  584,  Note  586. 

Gutsherrlichkeit,  III,  84,  Note  75.— 
Guts  -  und  Grundherrlichkeitssy- 
stem,  III,  23. 

Gymnasien,  III,  66. 


H. 


Habeas  corpus,  III,  582,  Note  582. 

Haftungspflicht,  III,  467 ;  für  schuld- 
hafte Anwendung  oder  Nichtan- 
wendung der  Amtsgewalt,  III,  551. 

Hagestolze,  III,   544. 

Halbsouveränetät,  II,  504. 

Halbwilde,  U,  549.  563. 

Handel,  II,  84.  204.  210.  351,  Note 
290.  431.  —  Handelsexpedition, 
II,  168.  —  Handelsfrauen,  II,  361. 
—  Handelsfreiheit,  III,  586.  — 
Handelsgerichte,  III,  368.  489.— 
Handelsgesetzbuch,  III,  489.  — 
Handelsstand,  II,  245.  —  Handels- 
züge, III,  198.  —  Handeltreibende, 
H,  316. 

Handfesten,  III,  379. 

Hansa,  I,  191;  die  deutsche,  II,  754. 

Harmonie,  I,  290.  420.  422.  445;  II, 
64.  513.  515.  535.  542.  554.  563 
fg.;  III,  272;  Gesetz  derselben, 
m,  206,  Note  213. 

Haruspiken,  I,  203. 

Hauptstadt,  I,  592;  II,  437. 


Haus,  III,  582. 

Hausfrieden,  II,  582,  Note  583. 

Hausgesetze,  III,   379. 

H au sgottes dienst,  II,  552. 

Hausgut,  I,  500;  III,  828. 

Hausherrn,  III,  347. 

Hauspolitik,  II,  424. 

Hausrecht,  III,  520. 

Haussuchung,  III,  345. 

Haustruppen,  III,  641. 

Hebräer,  I,  59.  528;  II,  101  fg. 

Heer,  II,  320. 

Heerbannspflicht,  II,   420. 

Heerfolge,  III,  640,  Note  701. 

Heerkönigthum ,  II,  224. 

Heerschild,  II,  390. 

Hegemonie,  I,  176. 

Heilige,  II,  358. 

Herrnbegriff,  II,  111.  243.  327. 

Herrschaft,  II,  159;  römisch  -  byzan- 
tinische, II,   306. 

Herrschen,  II,  27. 

Herrschende,  solidarische  Verbindung 
zwischen  allen,  II,  29. 
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Hintersassen,  II,  420;  III,  546. 

Hobbes,  III,  283,  Note  281. 

Hochverrat!),  I,  129. 

Hof,  II,  159  fg.,  308.420.656;  III, 
669,  königlicher,  II,  389.  —  Hof- 
dienst, II,  353.  —  Hoffähigkeit, 
III,  13.  —  Höflinge  des  Volks, 
III,  873.  —  Hofräthe,  HI,  456.— 
Hoftage,  II,  319.— Hofjunker,  II, 
413. 

Hoheitsrecht,  III,  406. 

Hohenstaufcn,   II,   315. 

HolzdiebstahJ,  HI,  347. 


Honolulu,  III,  6. 

Horde,  II,  70. 

Hörige,  II,  283;  III,  546.  596. 

Hort,  III,  665.  804.  827. 

Hospitalität,  I,  569  fg.   S.  Fremde. 

Hostie,  I,  566.  570.  S.  Fremde. 

Huldigung,  II,  389.  656;  III,  342. 

Humanität,  I,  15.  83.  292.  401;  II, 
583,  III,  2.  —  Humanitätsgetetz, 
II ,  276.  —  Humanitätsprincip,  das 
christliche,  II,  247;  III,  201. 

Hunger,  II,  193. 

Hypotheken,  II,  33. 


Ideal,  I,  39;  n,  17.  75;  III,  540. 

Idee,  II,  46.  47.  65.  99.  305;  HI, 
1  fg.  103.  195.  270,  Note  255; 
ihre  Macht,  I,  27,  Note  24.  32. 
37  fg.;  Idee  und  Mensch,  I,  370; 
I.  und  deren  persönlicher  Träger, 
I,  455,  Note  254;  II,  486.  533  fg.; 
die  Familie  ist  die  erste  von  einer 
Idee  beherrschte  Gesellschaft,  I, 
146. 158  fg.;  Idee  des  Primats,  1, 16; 
des  Absolutismus,  I,  16 ;  des  Staats, 

I,  207;  des  antiken  Staats,  I,  230 
fg.;  des  Papstthums,  I,  450;  des 
Wirkens  der  Kirche,  I,  452;  des 
Opfers,  II,  85;  des  Einheitsstaats, 

II,  208;  des  deutschen  National 
Staats,  II,  315;  des  Constitutiona 
lismus,  III,   72.  202.  250. 

Idees,  III,  883,  Note  893. 
Indien,  I,  528;    II,  161;   III,   640, 
Note  699.—  Indier,  II,  136.  206, 
Indifferentismus ,  religiöser,   III,  13. 
Individual trieb,  I,  199. 
Industrie,  II,  351,  Note  290.  431 
Infamie,  III,  578. 
Initiative,  III,  270.  315.  551,  Note 


542.  790.  792,  Note  854.  793;  Init. 
und  Petition,  III,  163. 

Injuriensachen,  III,  347. 

Inquisition,  III,  583. 

Institut,  II,  88. 

Institutionen,  I,  404  fg.,  415  ig.; 
ihre  Fehlbarkeit  und  Fortachritt*- 
Widrigkeit,  I,  405;  nur  durch  sie 
ist  der  Fortschritt  möglich,  I,  404. 
406;  ihre  Veränderlichkeit,  I,  405; 
religöse,  I,  405.  416  fg.;  Institu- 
tionen und  Freiheit,  I,  410. 

Interessen,  II,  31.  61;  III,  686.  — 
Interessensocietaten,  II,  14. 

Interpellationen,  III,  792;  Note  854. 

Interpretation,  III,  313;  der  Gesetze, 
III,   345.  384. 

Interrex,  II,  506. 

Intervention,  II,  747;  III,  443.464. 

Intoleranz,  I,  385,  Note  208;  III, 
593. 

Irland,  III,  38.  60.  946;  Pächter  in 
Irland,  II,  436.  —  Irländer,  IL 
437. 

Isopolitie,  I,  570. 

Italien,  II,  220;  III,  32. 


J. 


Jagd,  II,   198.   —   Jagdgründe,  II, 

296.  —  Jäger,  II,  88. 
Jahreszeiten,  II,  218. 
Japhetiten,  II,  20G.  215,  Note  167. 
Jehova,  IH,   13. 
Journalistik,  III,  619. 


Julikönigthum,  III,  463. 

Jungfrau  von  Orleans,  II,  373,  Note 

300. 
Jungfrauen,  III,  262,  Note  246. 
Jura  quaesita,  III,   524. 
Jurisdiction,  I,  340;  III,  299.  344. 


Juden,  I,  475,  Note  258;  III,  211.J  Juristen,  II,  409.457;  III,  259.368: 

593.  —  Judenthum,  III,  201.         j     s.  auch  Doctorat  und  Legisten. 
Jugend,  I,  312. 
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Juristische     Person,    s.    Persönlich- 
keit. 
Jury,  III,  345.  368. 
Jus  divinum,    I,  422.  453.  465;    II, 


10.  505,  Note  381.  515;   III,  276, 
s.  Recht,  göttliches;    J.  armorum, 

11,  416;   III,  704,  fcderum  extra- 
neorum,  II,  416. 


Kain,   s.  Abel. 

Kaiser,  II,  378.  382,  Note  308;  III, 
230.  —  Kaiserthum,  I,  477;  II, 
354,  Note  292.  360.  377,  Note 
305.  378.  380.  610.  654;  III,  296. 
402.  621;  das  römische,  II,  240; 
das  römisch-deutsche,  II,  315.  376; 
K.  und  Papstthum,  III,  300.  — 
Kaiserwahlen ,  zweispaltige ,  II, 
387.  —  Kaiserwürde ,  römisch- 
deutsche, I,  446,  Note  246. 

Kammerauflösung,  III,  176. 

Kammerdirectorium,  III,  174. 

Kammergüter,  III,  822. 

Kammern,  III,  411;  ihre  Prärogati- 
ven, III,  348,  Note  333.  383;  ihre 
Continuität,  III,  892. 

Kanonikus,  II,  382,  Note  308;  Cano- 
nici am  Lateran,  II,  382,  Note  308. 

Kant,  III,   341. 

Kapital,  II,  431;  III,  337;  beweg- 
liches, II,  423. 

Karl,  der  Grosse,  II,  262.  310.  317; 
UI,  657. 

Karolinger,  II,  302.  318. 

Kaste,  I,  162.  459;  II,  14.  91.  95. 
99.  302.  318.  —  Kastengliederung, 
II  ,  125.  —  Kastensonderungen, 
III,  519.  —  Kastensystem,  II,  136. 

—  Kastenwesen,  II,  438. 
Katholieismus,  I,  134;  II,  278.378; 

III,    14.   39.  622;    römischer,    II, 

238. 
Kelten,  s.  Celten. 
Ketzerei,  I,  129;  II,  149. 
Keuschheit,  II,  202.  218. 
Kinder,  I,  155  fg.;  II,  77.  273;  III, 

347;    Verkauf  derselben,    I,    227; 

II,  73;  ihre  Aussetzung,  Tödtung, 

I,  144.  164;  II,  73.  74,  Note  61 

—  Kinderlosigkeit,  III,  352. 
Kirche,  I,  53.  182;  II,  220.  253  fg., 

304,  326;  III,  30.  621;  die  römisch- 
katholische, 1,  127;  II,  239;  K. 
und  Religion,  I,  350  fg.;  ihr  Ver- 
hältniss  zum  Kriege,  I,  384;  sie 
ist  die  erste  Culturinacht,   I,   448 


fg.;  Idee  ihres  Wirkens,  I,  452; 
der  Primat,  die  Grundlage  der 
christlichen,  I,  486;  ihre  erste  Or- 
ganisation, I,  495;  ihre  Verwelt- 
lichung, I,  500;  K.  und  Staat,  III, 
300. 

Kirchenspielpolitik,  in,  50. 

Kirchenstaat,  III ,  5. 

Kirchen  vermögen,  I,  448,  Note  247. 
456. 

Kirchen  Versammlungen,  III,  186. 

Kirchspiel,  II,  359. 

Klassen,  Wahl  nach,  in,  686. 

Kleinstaaten ,  III ,  48  fg. ,  67.  — 
Kleinstaaten!) ilduugen ,  territoriale, 
II,  325,  Note  273. 

Klerus,  Welt-  und  Kloster-,  I,  449; 
II    317    391 

Klima,  II,  101.  166.  201.  221.  328, 
mittleres,  III,  3. 

Komödie,  alte,  III,  615. 

König,  II,  318.  651;  seine  Persön- 
lichkeit, III,  893.  —  Könige,  n, 
283,  309;  III,  56,  273,  merovin- 
gische,  deren  Beneficien,  II,  332; 
von  Frankreich,  II,  382,  Note 
308;  germanische,  III,  433;  frän- 
kische, ihre  Gesetze,  I,  496;  ägyp- 
tische,   Todtengerichte  über  dies., 

II,  723,  Note  547. 
Königsbann,  II,  323,  Note  272. 
Königspfalzen,  II,  358. 
Königssitze,  II,  307. 
Königswahl,   II,  376. 
Königthum,  II,   119.  223.  261.  304. 

317.  319.  323.  389;  III,  866.  956; 
das  englische,    I,   407;   II,    654; 

III,  940;  das  fränkische,  II,  325, 
Note  273;  das  kapetingische ,  II, 
370 ;  das  französische,  II,  374.  654 ; 
K.  von  Gottes  Gnaden,  I,  421; 
II,  505,  Note  381;  das  polnische; 
II,  530;  das  römische,  griechische, 
altgermanische  ,  mittelalterliche 
(feudale),  spanische,  schwedische, 
chinesische,  indische,  israelitische, 
centralamerikanische ,   II,  653  fg. 
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655;  das  deutsche,  III,  296;  sein 
Verhältniss    zum    Constitutionalis- 
mus  in  England,  Frankreich  und 
Deutschland,  III,  915  fg. 
*  Konstantin,  II,  241. 

Kopfsteuer,  III,  534. 

Körperschaften,  constitutionelle,  de- 
ren Verantwortlichkeit,  III,  365. 

Kosmopoiitie,  II,  26;   III,  232. 

Krieg,  I,  202  fg.,  287.  491.  497; 
n,  73.  84.  198.  204.  322.  711, 
Note  537;  III,  263.  591.  638, 
Note  688;  K.  und  Rauh,  I,  162, 
K.  und  Chris  tenthum ,  I,  202.  — 

Krieger,  II,  88.  109.  233.  —  Krie- 
gergott, n,  118.  —  Kriegerlehne, 
II,  118.  —  Kriegerstand,  I,  462; 
II,  245.  430.  —  Kriegerthum,  II, 
115.  —  Kriegs waffen,  völkerrechts- 
widrige, I,  472,  Note  256;  III, 
52. 


Kriegsdienst,  II,  160.  711,  Nota 
537;  III,  637.  —  Kriegsdienste, 
III,  534.  —  Kriegsdienstpflicht, 
allgemeine,  II ,  491,  Note  360; 
in,  598. 

Kriegsrecht,  III,  7,  Note  5. 

Kriegs-  und  Handelszuge,  III,  198. 

Kriegswesen,  III,  638,   Note  686. 

Kriegszustand,  II,  751;  III,  639. 

Krimkrieg,  III,  644. 

Krisen,  politische,  II,  44.  46;  soci- 
ale, II,  46. 

Kritik,  III,  21. 

Krone,  II,  656. 

Krönung,  II,  656;  III,  36. 

Kunst,  U,  160.  424. 

Kunsthandel,  III,  347. 

Kunstsprache  ,  staatsrechtliche  ,  II, 
458. 


L. 


Laienstand,  bürgerlicher,  II,  411.. 

Land,  II,  105.  205.  207.  226.  328. 
495,  Note  367 ;  Fürsten-  und  Staats- 
obereigenthum  daran ,  II ,  199, 
Note  148.  210,  Note  154  und  Nach- 
trage auf  S.  790;  griechisches,  II, 
205;  L.  und  Menschen,  Wechsel- 
wirkungen zwischen  ihnen ,  II, 
206 ;  römisch-gallisches,  Eintheilung 
desselben,  II,  222;  plattes,  II, 
358. 

Landantheile ,  Landloose,  Landthei- 
lung,  II,  208.  219.  314.  552. 

Landarmee,  III,  39. 

Landbevölkerung,  II,  160. 

Ländertheilungen ,  II,  530. 

Landescompactatc ,  III,   342.   379. 

Landesfreiheiten,  III,  379. 

Landesherrn,  I,  191. 

Landeshoheit,  I,  191;  II,  404,  Note 
314.  419;  III,  829;  deutsche,  III, 
309,  Note  300. 

Landesunterthänigkeit,  allgemeine,  II, 
427. 

Landesverhältnisse ,  ihre  Verschie- 
denheit, II,  219. 

Landesverweisung,  III,  345.  578. 

Landjunker,  II,  413. 

Landkönigtbum,  II,  314. 

Landsässige,  privilegirte ,  nicht  pri- 
vilegirte,  II,  385. 


Landstädte,  mittelalterliche,  II ,  402. 

Landstände,  III,  109.  205,  des  Mit- 
telalters, I,  342;  II,  420.  424. 

Landtag,  II,  415.  422;  seine  Auf- 
lösung, III,  734.  764. 

Landwehr,  III,  644. 

Langeweile,  II,  218. 

Lanzknechte,  m,  16.  537. 

Lasalle,  HI,  24.  541,  Note  518. 

Latifundien,  II,  436. —  Latifundien- 
wirthschaft,  III,  23. 

Laudemium,  II,  490,  Note  360. 

Legalität,  II,  693. 

Leges  barbarorum,  II,  302,  Note 
251. 

Legislative,  III,  245.  312.  343. 

Legis ten,  I,  101;  II,  409.  457;  III, 
320.  648,   8.  Doctoren  u.  Juristen. 

Legitimität,  I,  6.  136.  221. 228.  422; 
II,  521  fg.,  526.  686  fg.;  HI,  58. 
220.  698;  ihre  Principieu,  II,  718, 
ihre  Politik,  II,  728. 

Lehren,  öffentliche,  II,  48. 

Lehrer,  III,  572;  seine  Eigenschaft, 
öffentliche  Stellung  u. s.w.,  I,  309 fg. 

Leibeigenschaft,  III,  74,  Note  75. 
336.  700. 

Lettres  de  cachet,  III,  582. 

Libellgesetze,  III,  616. 

Liberalismus,  III,  291.  308. 
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Liberte,  II,  568,  Note  42$,  decente, 
IH,  569. 

Liebe,  I,  471;  II,  61;  III,  483;  Ge- 
setz derselben  im  Alter thum,  I, 
252,  Note  128.  401.  565.  567.  569. 
573;  II,  102;  L.  des  Menschen  zum 
Menschen,  II,  275;  Erweckung  Ton 
L.  für  Recht  und  Staat,  I,  343, 
Note  169. 

Livreetragen,  III,  25,  Note  34. 

Localgeist,  III,   867. 

Locke,  III,  283,  Note  281. 


Logik,  II,  30;  III,  506;  des  falschen 

Princips,  II,  25. 
London,  III,  39. 
Londoner  Protokoll,  in,  52. 
Loosen,  das,  III,  655. 
Lotterien,  III,    583;    das  Spielen  in 

auswärtigen ,  III ,  347. 
Löwengesellsehaft,  II,  451;  III,  669. 
! Luxus,  III,  12  fg.,  27.  —  Luxusge- 
I     setze,  n,  32;  in,   352. 
Lynchgesetz,  II,  427. 


H. 


Mäcenatenthnm ,  in,  625. 

Magistrate,  III,  402.  —  Magistra- 
tur, II,  214;  republikanische,  II, 
174. 

Magna  charta,  III,  712,  Note  774. 

Maitressenregierung,  III,  14. 

Majorat,  I,  170. 

Majordomat,  *n,  332,  Note  278. 

Majorität,  ihre  Autorität ,  I,  331 ;  III, 
500.  S.  Zahlenmajorität.  —  Ma- 
joritäten, III,  319  fg.  —  Majori- 
tätsbeschlnss,  II,  383. 

Mameluk,  III,  639,  Note  691. 

Mandat,  IU,  169. 

Mann,  II,  142,  M.  und  Weib,  ihr 
Verhältniss  zueinander,  I,  146  fg., 
207. 

Manu,  UI,  240. 

Maria,  I,  168.  —  Mariencult,  III, 
363,  Note  246. 

Markungsversammlungen ,   II,  320. 

Märtyrer,  I,  25.  236;  III,   2,  625. 

Maschine,  I,  25.  576  fg.;  II,  16.  61. 
84.  158.  328.  357,  Note  292.  536. 

Masse,  II,  10.  26.  —  Massen,  die 
grossen,  III,  543;  ihre  Emancipa- 
tion,  II,  692.  746;  m,  925.  — 
Massendrohen ,  IU,  56. 

Massregeln,  in,  608  fg. 

Massregelungen,  administrative,  III, 
797. 

Materialismus,  I,  231.  421;  III,  17; 
M.  des  Menschen,  I,  372,  II,  499. 
Mathematik,  III,  674. 
Mauer,  chinesische,  II,  549. 
Mecklenburg,  U,  422. 
Meder,  I,  528. 


Mediatisation,  III ,  67.  270.  —  Me- 
diatisirte,  II,  444;  III,  672. 

Meer,  II,  83.  166.  221.  —  Meeres- 
küsten, n,  204. 

Meinung,  öffentliche,  I,  305;  11,472. 
499;  HI,  52.  56.  248.  305.  360. 
406.  488.  614.  626,  Note  622. 

Meinungsäusserungsfreiheit,  III ,  601, 
Note  612. 

Mensch,  I,  9.  11  fg.;  U,  22.  34. 
511.  533;  ni,  16. 24  l;M.  als  Mecha- 
nismus, I,  25;  II,  16;  M.  und  Ge- 
sellschaft, I,  235;  M.  und  Gott, 
1 ,  314 ;  Un Veränderlichkeit  und 
Allgemeinheit  seines  Wesens  ,  I, 
61.  63.  383.  384,  Note  207.  403; 
seine  Würde,  II,  468;  Liebe  des 
M.  zumM.,  II ,  275 ;  derM.  ist  immer 
derselbe ,  n  ,  64.  —  Mens  eben, 
Gleichheit  und  Verschiedenheit 
derselben,  I,  373  fg.;  ihre  Selbst- 
sucht, I,  372;  ihre  Vergötterung, 
I,  424;  U,  249;  ihr  Verhältniss 
zudenThieren,  Abstammung,  Farbe 
derselben  u.  s.  w.,  I,  511;  Ge- 
horsam gegen  Gott  und  die  M., 
1 ,  433  ;  Gleichheit  derselben  vor 
Gott,  II,   144. 

Menschenliebe,  gleiche,  I.  208. 

Menschenopfer,  II,    85. 

Menschenrechte,  I,  221;  II,  565.  567 
fg.;  III    511. 

Menschenwürde,  gleiche,  I,  208. 

Menschenzahl,  II,  480. 

Menschheit,  ihre  Einheit,  I,  49.  52. 
182.  477;  II,  240;  ihr  Anfang,  I, 
18;  ihre  Einheit  und  Gleichheit 
unter  einem    Gott,    II,    249;    ihr 
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Fortschritt,  II,  15;  ihre  Geschichte 
I,  52. 

Merovinger ,  Staat  und  Kirche  zu 
ihrer  Zeit,  I,  489  fg. 

Messias,  I,  399. 

Methode,  wissenschaftliche,!,  63  ig. 

Metternich,  in,  8,  Note  7. 

Mexicaner,  I,  528. 

Miether,  III,  347. 

Militärgerichtsbarkeit,  III,  648. 

Militärpflicht,  III,  598. 

Mill,  556. 

Minderjährigkeit,  III,  309. 

Minister,  III,  455.  795.  847.  Note 
902.  848.  858.  866.  —  Ministeran 
klage,  III,  168.  369.  498.  —  Mi- 
nisterbesoldungen, III,  810,  Note 
867.  —  Ministerverantwortlichkeit, 
III,  345.  427.  455.  —  Minister- 
Wechsel,  III,  816. 

Ministerialen,  III,  640. 

Ministerium,  III,  176.  344.  411.  — 
Ministerialreferenten,  III,  849,  Note 
904« 

Minorität,  I,  331.  II,  30.  fg.;  III,  178. 
319  fg.  500.  868.  —  M.  und  hö- 
here Intelligenz,  deren  Vertretung, 
III,  861. 

Mischvölker,  I,  518. 

Misheirath,  III,  621,  Note  651. 

Missi  dominici,  II,  322. 

Mittelalter,  11,457;  III,  11.  81.338; 
M.  deutsches,  Weib  und  Familie, 

I,  169;  seine  Landstände,  I,  342; 

II,  420.  424;  Spiegier  des  M.  II, 
425. 

Mittelstand,  II,  437.448,  Note  326; 

III,  40.  827. 

Mittel-  und  Kleinstaaten,  III,  48  fg. 
67. 


Mobiliareigenthum,  III,  739.  —  Mo- 
bilien,  II,  200.   296. 

Mobilisirung  des  Grandbesitzes,  II, 
407. 

Mohammedanismus,  II,  150. 

Molltonart,  II,  43.  Note  44. 

Monarchie,  I,  46,  Note  38.  163;  II, 
461;  111,246.  307.  515.  549,  Note 
528.  928;  romische,  I,  337;  univer- 
sale, II,  310;  demokratische,  TJ, 
584  Note  453;  das  früheste  Vor- 
kommen dieses  Wortes,  II,  651; 
ihre  Specialliteratur,  II,  651;  ihre 
Entstehung,  II,  679 ;  deren  Verhält- 
niss  zum  Constitutionalismus,  III, 
915.  —  Monarch,  dessen  Unver- 
letzlichkeit, II,  487. 

Monogamie,  I,  46,  Note  38.  143.  151. 
166 fg.;  11,52,  Note  47. 

Monopol,  III,  585. 

Monotheismus,  I,  46,  Note  38;  IL 
und  Monarchie,  L,  151. 

Montesquieu,  II,  333. 

Moral,  I,  464;  II,  149;  deren  Ver- 
hältniss  zur  Religion,  I,  376  fg.; 
ihr  Begriff,  I,  377 ;  ihre  Abhängig- 
keit von  der  Gesellschaft,  I,  381; 
öffentliche,  I,  433.  444.  473,  Note 
257;  IH,  13. 

Moratorien,  HI,  270.  585»  Note  588. 

Mündlichkeit  und  Oeffenüichkeit,  III, 
345. 

Municipalverfassung ,  römische ,  I, 
192;  II,  317. 

Municipalwesen,  II,  222,  Note  177; 
III,  287,  Note  283. 

Municipien,  II,  358. 

Münzdevalvationen,  JU,  829. 

Musik,  H,  43,  Note  44. 

Mysterien,  I,  231.  398.  II,  441. 

Mythen,  I,  398. 


Nachkommenschaft,  s.  Ehe,  Kinder.1 

Nachsteuer,  III,  595,  Note  603. 

Nach  Weisungen ,  III,  809. 

Napoleon  I.:  II,.  215.  507;  Napo- 
leon in.:  I,  410,  Note  228.  507. 
545. 

Nasciturus,  III,  565. 


Nationalbewafihung,  III,   643  fg. 
National  Charakter,  französischer,  DI, 

557,  Note  552. 
Nationalgefühl,   II,  192;    deutsche«, 

II,  403. 
|Nationalgotthciten,  II,  170. 
Nationalheere,  III,  598. 


Nation,  II,  30.  448;  N.  und  Staat,  I,i Nationalität,  I,  8.  503  fg.;  II,  12.6a 
514;  deutsche,  Zukunftsfähigkeit j  105.  107.  133.189.  272.275.286: 
den;.,  II,  448.  |     III,    294;    physische,   I,  460;  all 
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Rechtsbegriff,  I,  519  fg.;  ibreEnt- 
wickelung  in  Europa,  I,  533  fg.;  N. 
n.  Dynastien,  I,  534,  Note  295 ;  N., 
die  deutsche,  1 ,  538 ;  fremde,  deren 
Achtung,  I,  542;  particuläre,  II,  14; 
menschenwürdige,  II,  190.  —  Na* 
tioualitätsprincip,  I,  509  fg.  521  fg. 
526.  531  fg.;  II,  497,  Note  369. 

Nationalstaat,  deutscher,  seine  Idee, 
II,  315. 

Nationalsubscirptionen,  III,  555,  Note 
546. 

Nationalversammlungen ,  constitui- 
rende,  II,  745,  Note  570. 

Naturcult,  I,  425;  II,  198. 

Naturrecht,  III,  325,  Note  308. 

Naturstand,  I,  382.  399,  Note  223; 
in,  325. 

Neger,  IH,  542,  Note  519. 

Nepotismus,  III,  461. 

Neutralitat,  III,  814. 

Neuwahlen,  III,  837. 


Noblesse  de  la  robe,  III,  16,  669; 
nuanciere,  III,  16. 

Nomaden,  I,  162 fg.;  II,  87.  109;  ihre 
Familie,  I,  151. 156;  ihre  Gemein- 
den, I,  174.  —  Nomadenthum,  I, 
383.  389.  II,  166.  —  Nomadisiren, 
das  III,   214. 

Nordamerika,  III,  304. 

Notabein,  IN,  417.  —  Notabeinver- 
sammlung, III,  671. 

Notariat,  III,  488. 

Noth,  I,  235,  II,  199;  der  Selbster- 
haltung, II,  318.  —  Nothrecbt,  III, 
495.  —  Nothstand,  I,  180.  434.  491. 
501.  534.  544;  II,  71;  III,  495. 
498.  514.  655.  693.  —  Nothwehr, 
m,  495.   503. 

Numerisches  Princip,  I,  110;  II,  58. 
456. 

Nuptiae  seeundae,  I,  144;  II,  52, 
Note  47. 

Nützlichskeitspolitik,  I,  463;  II,  170. 


0. 


Obereigenthum  der  Fürsten  am  Land, 
II,  199,  Note  148.  210,  Note  154 
u.  Nachtrage  auf  S.  790;  III,  803. 

Oberhaus,  in,  344.  421.   712.  898. 

Obligationenrecht,  II,  293.  408. 

Occupation,  II,  106.  208.  231.  237. 

Octroyirnng,  m,  176.  281.  812. 

Offenbarung,  I,  21;  II,  249;  unmit- 
telbare gottliche,  I,  411. 

Oeffentlichkeit,  III,  206.  612.  850; 
O.  und  Mündlichkeit,  III,  345,  358. 
468. 

Oligarchie,  II,  656;  III.  273.  780.  955. 

Opfer,  I,  432  fg.;  II,  83;  für  die  Staats- 
idee, I,  282  fg. ;  seine  Idee,  II,  85. 

Opposition,  III,  344,  589.  614. 

Option,  in,  858. 

Ordalien,  in,  621,  Note  651. 

Organisation,  II,  59.  62.  542;  III, 
274,  Note  264;   erste  der  Kirche, 


I,  495;  dynamische,  II,  64;  der 
Armee,  III,  345. 

Organismus,  II,  21.  26.  61.  536 ;  sein 
Gesetz,  I,  229;  O.  und  Staat,  I, 
575  fg.;  bezüglich  der  Einheit  des 
Staats,  II,  16 ;  0.,  politischer,  11,453 ; 
der  Gesellschaft,  III,  4;  constitu- 
tioneller,  in,  76. 

Orient,  II,  99.  101.  206;  das  weib- 
liche Geschlecht  im  0.,  I,  142. 
Weltstädte  dess.,  II,  168.  —  Orien- 
talen, Christenthum  bei  dens.,  I, 
490.  493. 

Orthodoxie,  I,  391. 

Oesterreich,  I,  538.  545;  III,  47.  67. 
139. 

Ostgothen,  II,  256. 

Ostracismus,  I,  273,  Note  140.  328; 
U,  176,  Note  129.  657. 


Pächter,  in  Irland,  II,  436.  —  Päch-  j  Pairie ,  IU,  714.  722.  —  Pairs,  III, 
terthum,  in,  40.  417;   repräsentirende,  m,  723. 


Pactirung,  UI,  281;  s.  Vertragstheorie. 
Päderastie,  I,  144.  165.  II.  112. 


Pairsgerichte,  III,  342.  433. 
Palastrevolution,  U,  150. 
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Panik,  HI,  611,  Note  621. 

Papiergeld,  III,  58.  376,  Note  396. 
830. 

Parstthum,  I,  134  fg.  446,  Note  246 
fg.  477;  II,  354,  Note  292.  360. 
378.  505.  610;  III,  296.  621 :  seine 
weltliche  Herrschaft,  I,  126,  Note 
97;  seine  Idee,  I,  150;  seine  Un- 
veränderlichkeit,  I,  451;  sein  Ver- 
dienst, I,  488  fg. ;  P.  u.  Kaiserthnm, 
HI,  300. 

Paradisischer  Zustand,  I,  399,  Note 
223. 

Parcellirung,  II,  210. 

Paris,  III,  41.  65. 

Parlament,  II,  596;  III,  3.  38.  44. 
109. 123.  360.  695 ;  Frankfurter,  m, 
168.  419;  seine  Prärogativen,  III, 
696. 

Parlamentarismus,  III,  123.  206.  815. 

—  Parlamentssouveränetat,  III,  689. 
Parlaments  Usancen,  III,  892. 
Parteien,  politische,  II,  14.  427.  710, 

Note  536;  in,  63,  Note  65.  270. 
500.  610.  691.  848  fg. 

Particularismus ,  III,  230.  233.  485. 
710.  902. 

Particularitäten,  III,  684. 

Parvenir,  III,  962,  Note  1019.  — 
Parvenü,  II,  683;  HI,  937. 

Patria  potestes,  II ,  233;  ihre  politi- 
sche Pflicht,  I,  279,  Note  139. 

Partriarchalprincip ,  das  sogenannte, 

II,  687.  —  Patriarchalstaat,  I,  160. 

—  Patriarchenthum ,  I,  157.  164. 
169. 

Patricier,  Patricias,  II,  174.  410.  — 

Patriciat,    I,    221;    II,    177;   III, 

664.  719.  742. 
Patrimonialbeamte,  II,  423.  —  Patri- 

monial Justiz,  III,  484. 
Patriotismus,    I,    505;    III,    47.   66. 

localer,  II,  232. 
Patronat,  I*,  570. 
Peeressen,  III,  716. 
Pensionen,  111,345.  —  Pensionirung, 

III,  360. 
Perfectibilität,  I,  421.  II.  486. 
Perhorrescenz,  III,  485. 
Perser,  I,  528. 

Personalsteuer,  s.  Kopfsteuer. 
Persönlichkeit.  II,  48;  III,  531.  803; 

juristische,   II,   36,  Note    38;  III, 
219.    226.    350;   des  Königs,    III, 
893. 
Persönlichkeiten,  U>  225 •>  III,  451. 


681.  682,  Note  764.  685.  733.  759, 
Note  820.  923;  einzelne  hervor- 
ragende, I,  27,  Note  25.  42.  43, 
Note  44. 274.  281 ;  II,  207 ;  exceptio- 
nelle,  III,  174.  551,  Note  540. 

Pest,  II,  198. 

Petition,  III,  404. 

Pfalz,  U,  549.  —  Pfalzen,  königliche, 
II,  307. 

Pflicht,  I,  26.  248.  253;  II,  38.443. 
453;  in,  57.  197.  244.  305.  347  fg. 
527,  530.  538.  573.  638  und  Note 
688.  673.  684.  705.  722,  Note  789. 

725.  736.  744.  751.  753.  761.  782. 
792.  850.  857.  863.  87*3.  924;  H, 
428;  politische,  III,  320  fg.  572, 
Note  434;  m,  511.  —  Pflichtge- 
fühl, III,  90,  Note  87.  289.  493, 
Note  470.  —  Pflichtprincip,  m, 
550,  Note  539. 

Philosophie,  I,  64;  II,  569;  in,  5a 
164;  des  Alterthums,  I,  52;  ihre 
Aufgabe,  I,  401  fg. ;  ihr  Verhältniss 
zur  Religion,  I,  426  fg.;  praktische, 
I,  429. 

Pipin  der  Kurze,  I,  453;  II,  332, 
Note  278. 

Plato,  n,  105.  457. 

Plebs,  n,  177;  m,  663.  —  Plebejer, 
I,  221;  n,  174.  —  Plebiscit,  III, 
58. 

Pöbel,  HI,    337. 

Politik,  II,  21.  33;  in,  338.  849; 
russische,  II,  214;  äussere  und 
innere,  II,  561.  726;  der  Legiti- 
mität, n,  728;  der  Revolution,  II, 

726,  Wechsel  derselben,  II,  739; 
französische  gegen  Deutschland, 
I,  549  fg. 

Polizeigesetze,  III,  345. 

Polizeistaat,  III,  341. 

Poiizeistrafgesetze,  III,  491. 

Polizeistrafrecht,  III,  581. 

Polyandrie,  I,  153;  n,  52,  Note  47. 

Polygamie,  I,  143.  151.  164  fg. 
166.  169;  II,  52,  Note  47.  112. 

Popularitätshascherei ,  IH,  758,  Note 
819. 

Populationspolitik,  III,  804. 

Präcedenzfälle,  in,  174.  892. 

Prärogativen,  U,  508;  HI,  313.404. 
934,  Note  979;  der  Kammer,  III, 
348,  Note  333.  383;  der  Krone, 
in,  695  fg.,  816;  des  Parlament«, 
m,   696;    der  Krone    und   deren 
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Verhältniss  zu  den  Rechten  der 
Kammern,  III,  168. 

Prägen zgelder,  III,  663, 

Prätendenten,  II,  720;  III,  36.  58. 

Prätorianer,  III,  651,  Note  723. 

Präventivmassregeln,  III,  608. 

Pressbureaux,  HI,  629. 

Presse,  II,  431.  —  Pressfreiheit, 
III,  604  fg.— Pressvergehen,  HI, 
345. 

Preussen,  I,    538.  545;   HI,  47.  67. 

Priester,  II,  283.  312.  569.  —  Prie- 
stergott, II,  118.  —  Priesterherr- 
schaft, I,  463.  465.  —  Priester- 
schaften nnd  Kasten,  I,  459.  — 
Priesterstand,  II,  137;  seine  Not- 
wendigkeit, I,  458.  —  Priester- 
thum,  I,  456;  II,  115;  P.  und 
Laienthum,  I,  388;  P.,  seine  Entste- 
hung, I,  389;  seine  charakteristi- 
schen Seiten,  I,  390  fg.;  souverä- 
nes, 1,  392  fg.;  nicht  souveränes, 

I,  393  fg.;  seine  Unfehlbarkeit,  I, 
449.  454;  Veränderlichkeit  seiner 
Verhältnisse,   I,  461;  christliches, 

II,  308- 
Primärunterricht,  III,  566. 
Primat,    I,    486  fg.    488  fg.;    seine 

Idee,  I,   16;  s.  Papstthum. 

Princeps,  I,  101.  184;  legibus  solu- 
tus, II,   629. 

Princip,  II,  23.  34;  des  Rechts,  I, 
329.  335;  des  Staats,  I,  445;  II, 
614.  629;  der  Nationalität,  I,  509 
fg.  521  fg.  526.  531  fg.;  falsches, 
seine  Logik,  II ,  25 ;  der  Stimmen- 
mehrheit, II,   383;    conservative«, 


II,  456;  monarchisches,  II,  456. 
584;  III,  405.  764.  815;  aristokra- 
tisches, II,  456;  demokratisches, 
ständisches ,  repräsentatives  ,  II, 
456;  der  natürlichen  Grenzen,  II, 
497,  Note  369;  theokratisches ,  II, 
687. 

Principien,  III,  685;  der  Revolution, 
II,  718. 

Prinzenerziehung,  III,  931. 

Privateigenthum ,  III,  584.  —  Privat- 
eigenthumsbegriff,  II,  344. 

Privatrecht,  II,  288;  III,  228. 

Privilegien,  III,  306.  385. 

Processgesetz,  III,  534. 

Processkosten ,  III,  347. 

Processrecht ,  III,  249. 

Professoren  Weisheit,  III,  49. 

Proletariat,  II,  175.  370;. III,  309. 
741. 

Prophet,  II,  569.  —  Propheten,  II, 
101;  IU,  615,  Note  638. 

Proselytenmacherei ,  I,  569. 

Prostitution,  religiöse  und  profane, 
I,  144.  425. 

Protection,  III,  443. 

Protest,  III,  479.  498.  697. 

Protestantismus,  I,  135 fg.;  II,  278; 
HI,  14. 

Protestationen,  II,  608. 

Protokoll,  Londoner,  III,  52. 

Provinz,  III,  736.  —  Provinzen,  rö- 
mische, I,   184.  II,  219. 

Provocationen ,  III,  299. 

Proxenie,  I,  570. 

Publication  der  Gesetze,  III,  244. 

Pythagoras,  I,  569. 


B. 


Rache,  I,  469;  II,  435. 

Radicalismus ,  II,  470.  526. 

Rassen,  I,  512.513;  III,  65;  s.  Na- 
tionalität. —  Rassenverschiedenheit, 
I,  13. —  Rassen-  und  Farbenunter- 
schied, I,  180  fg.,  202. 

Rath,III,  305;  königlicher,  II,  312; 
gelehrter,  II,  415.  —  Räthe,  III, 
456;  rechtsgelehrte,  II,  354;  ge- 
lehrte, II,  421. 

Reaction,  II,  526.  686.  694;  III, 
248,   Note  224.  770.  773. 

Realismus,  III,  21. 

Beallatten,  IU,  535,  Note  512. 


Recht,  I,  26;  II,  583;  III,  342,  Note 
329;  ältestes  germanisches,  I,  168. 
185  fg.;  Pflicht  zu  dessen  Verteidi- 
gung, I,  283;  seine  Genesis,  I, 
314  fg.  323;  seine  stetigen  und 
beweglichen  Momente,  I,  326.  340 
fg-'>  Begriff  desselben,  I,  338;  Ein- 
theilungen,  I,  342;  öffentliches  und 
privates,  I,  342  fg.  344;  II,  288; 
Recht  und  Moral,  I,  350  fg.;  sein 
Verhältniss  zur  Religion  und  Mo- 
ral, I,  381  fg.  387;  R.  des  Stär- 
kern, I,  385;  internationales,  I, 
422.   574;  territoriale«,    II,    313; 
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Gleichheit  des  R.,  1 ,  535 ;  Princip 
des  R.,  I,  329.  335;  Erweckung 
von  Liebe  dafür,  I,  343,  Note 
169;  R.  auf  das  Leben,  auf  die 
Schule,  m,  565  fg.;  R.  der  Asso- 
ciation, II,  432;  bürgerliches,  III, 
249;  R.  der  Auswanderung,  III,  592; 
romanisches  R.,  III,  621;  fremdes R. 
und  seine  Reception ,  II,  431 ;  III, 
171;  römisches  R.,  I,  92  fg.  329;  II, 
408  fg.  457;  I,  92;  III,  165,, 
Note  158.  230.  257,  Note  339. 
482.  535,  Note  512.  621;  göttliches 
R.,  III,  164.  328.  515;  s.  Jus  di- 
vinum. 

Rechte,  III,  57;  politische,  I,  571 
fg.;  II,  572,  Note  434.  566;  III, 
531;  bürgerliche,  II,  566;  III, 
529,  Note  504;  persönliche,  III, 
233,  Note  222;  pragmatische,  III, 
357;  IL  und  Pflichten,  III,  356. 

Rechteaufzeichnungen,  II,  312. 

Rechtsbewusstsein ,  organisches,  II, 
328;  unverwüstliches,  des  deutschen 
Volks,  II,  754. 

Rechtsfähigkeit,  I,  341. 

Rechtsgemeinschaft,  II,  124.  140. 

Rechtsgeschichte,  I,  90  fg.;  deren 
Ausgangspunkte,  I,  334;  deutsche 
IU,  786. 

Rechtsgesetz,  II,  21. 

Rechtsirrthum ,  III,  266. 

Rechtspflege,  III,  351.  795. 

Rechtssachen,  II,  489,  Note  359;  III, 
356. 

Rechtssinn,  n,  231;  III,  557,  Note 
552.  798;   s.  Rechtsbewusstsein. 

Rechtsstaat,  III,  141,  Note  136.  165. 
253.265.  340.693.  756.  863.  933; 
der  organische,  territoriale,  deutsche 
R.,  II,  315.  —  Rechtsstaatstheorie, 
II,  500,  Note  375;  III,  813.  889. 
919. 

Rechtstheorie,  II,  647. 

Rechtstradition,   römische,  III,   201. 

Rechtsverschiedenheit,  nationale,  I, 
343  fg. 

Rechtswohlthaten  ,  weibliche ,  III, 
310. 

Rechtszustand ,  II,  60. 

Rede,  III,  615. 

Redefreiheit,  III,  632,  Note  671. 

Reform,  III,  279.  542;  religiöse,  II, 
238;  innere,  III,  61. 

Reformation,  III,  186;  in  England, 
I,  440,  Note  241.  499. 


Reformbestrebungen,  III,  763. 

Regalien,  III,  585. 

Regieren,  das ,  III,  530.  —  „Regner", 
III,  932. 

Regierung,  II,  4.  17.  29.  477;  Hl, 
351.  355.  931;  IL  und  Volk,  I, 
263,  Note  133a;  Atheismus  einer 
R.,  I,  373;  Einheit  zwischen  Velk 
und  R.,  II,  28;  Tadel  gegen  die 
R.,  III,  628.  —  Regierende  und  Re- 
gierte, II,  16. 

Regierungscommissäre  ,  landständi- 
sche,  III,  794,  Note  857. 

Reich ,  Theilungen  desselben ,  D, 
307.  310  und  Note  260 ;  römisches, 

I,  478  fg.;    II,  240;    fränkisches, 

II ,  301 ;  deutsches  R. ;  seine  Fürsten, 
II,  378;  deutsches  R.,  sein  idealer 
Weltstaat,  II,  315, 

Reiche,  II,   183. 

Reichsgesetze,  III,  294. 

Reichsgut,  I,  500;  II,  377;  IU,  828. 

Reichsmatrikel,  III,  671. 

Reichsmittelbare,  Reichsunmittelbare, 
n,  381. 

Reichsritterschaft,  II,  409. 

Reichsstädte,  I,  190.  —  Reichsstädte- 
wesen, II,  409. 

Reichsvasall,  II,   384. 

Reichthum,  I,  289;  II,  75,  Note  C3. 
274. 

Religion,  II,  33.  60.  107.  119.  514: 
R.  und  Freiheit,  1,  24;  nationale, 
I,  122.  134;  universelle,  I,  123. 
134;  unmittelbar  geoffenbarte,  1, 
295;  ihr  Wesen,  I,  373;  ihre  Ver- 
änderung, I,  375,  Note  193.  336; 
verschiedene  Seiten  des  Begriffet 
R.,  I,  375.  380;  ihr  Verhältnis! 
zur  Einheit  der  drei  Richtungen 
des  menschlichen  Daseins,  L  373; 
ihr  Verhältniss  zu  Cult  und  Con- 
fession,  I,  378.  388;  ihre  Abhän- 
gigkeit von  der  Gesellschalt,  I. 
381;  R.  der  Furcht,  I,  383;  Ein- 
wirkungen der  Volkszustände  auf 
dieselbe  und  umgekehrt,  I,  397; 
ihr  Untergang,  I,  399;  R.  nnd  Er- 
kenntniss,  I,  413;  ihr  Verhältniss 
zum  vernünftigen  und  physisches 
Wesen  eines  Volks,  I,  414;  R.  und 
Leben,  I,  423;  ihre  Universalität, 
I,  459;  ihre  Verschiedenheit,  II, 
552;  ihre  Einheit,  ihre  Gleich- 
heit, II,  551;  ihre  Wahl,  III,  IT*. 


Inhaltsverzeichniss  zum  ganzen  Werke. 


991 


Religionen,  weltgeschichtliche,!,  21. 
30. 

Religionsfreiheit,  I,  138;  III,  601, 
Note  610. 

Religionsgesellschaft,  I,  119  fg. 

Religionssätze ,  heidnische,  II,  245. 

Religionsstaat,  I,  122  fg.;  II,  249. 

Religionsstifter,  ihre  mythisch-mysti- 
sche Abstammung,  I,  457. 

Religionswechsel,  III,  578. 

Religiosität,  II,  496;  deren  Allge- 
meinheit, I,  23.  38,  Note  31. 

Renaissance,  III,    16. 

Repräsentation,  II,  475;  III,  109. 
205. 

Repräsentativhoheit,  III,  832. 

Repräsentativsystem,  III,  123. 

Repnblik,  I,  222  fg.;  II,  615;  in, 
184.  226.  307.  312.  342,  Note  327. 
402.  433;  classische,  I,  327;  III, 
662;  im  allgemeinen,  II,  656. 

Rescripte,  III,  245. 

Raservefonds,  III,  813. 

Res  populi,  I,  569. 

Restanration,  II,  649.686;  III,  248, 
Note  224.  404.  427.  463.  698. 

Retorsion,  III,  598. 

Revolution,  I,  6.  136.  221.  228  fg., 
480,  Note  262;  II,  25.  80.  139. 
140.  149.  338,  Note  282.  375. 
526.  530.  686.  690;  in,  76.  232. 
248.  357.  513.  671.  908;  die  eng- 
lische, I,  408;  II,  458;  die  fran- 
zösische, I,  409;  ihre  Rechtmässig- 
keit, II,  707;  R.  von  oben,  n, 711; 
ihre  Ewigkeit,  II,  714;  ihre  Prin- 
cipien,  II,  718;  ihre  Politik,  II, 
726. 

Rex,  I,  184;  II,  651;  R.  sacrorum, 
III,  506. 

Rheingrenze,  I,  549. 


Richter,  III,  357.  419.  795,  Note 
858;  ihre  Pflicht  zur  Prüfung  der 
Verfassungsmässigkeit  der  Gesetze, 
III,  345;  amerikanische,  in,  421. 
—  Richteramtssouveränetät ,  III, 
343.  —  Richterstand,  dessen  Sou- 
veränetät,  in,  254. 

Richtungen,  die  drei  des  menschli- 
chen Daseins,  I,  14.  37.  40.  439; 
hierarchische  und  kriegerische,  I, 
163.  368;  der  modernen  Cultur,  I, 
477;  dominirende,  II,  22;  sociale, 

II,  245;  aristokratische,  demokra- 
tische, II,  323. 

Ricos  hombres,  HI,  671,  Note  757. 
Ritter,  II,   241;   HI,    16,  Note  18. 

640. 
Ritterbündnisse,  H,  386. 
Rittergüter,  II,  412. 
Ritterschaft,  II,  233.  —  Ritterstand, 

III,  431.  —  Ritterthum,  n,  175. 
316.  327.  353.  361.  391.  419;  III, 
544,  Note  524. 

Rogation,  III,  402. 

Rom,  n,  166  fg.;  III,  276;  das  weib- 
liche Geschlecht  daselbst,  I,  142; 
Freundlichkeit  der  Germanen  ge- 
gen R.,  n,  200. 

Romanen,  II,  277.  437.  —  Roman i 
provinziales ,  II,  220. —  Romanis- 
mus, I,  558;  U,  214;  HI,  172. 
505;  R.  und  Formalismus,  III,  32, 
Note  36. 

Romer,  I,  59.  528 ;  das  Christenthnm 
bei  denselben,  I,  490.  493;  ihr 
Königthum,  II,  653. 

Romerthum,  II,  168. 

Römerzüge,  LH,  642. 

Routine,  III,  173. 

Rückschritt,  I,  372;  II,  62. 

Russland,  UI,  5.  31.  101. 


s. 


Säbelherrschaft,  I,  463.  469  fg. 
Sache,    ihre  Bestimmung,   II,   290; 

herrenlose,  II,  297. 
Sachenrecht,  I,  170. 
Sachsen,  II,  238. 
Säkularisation,  H,    332,    Note   279, 

430;  III,  270.  535,  Note  513. 
Sage,  I,  67. 
Salzverkauf,  in,  585. 


Sanction,    III,    238.   244.   289.  351. 

401.  431. 
Sarazenen,  II,  353. 

Satrapen,  II,  112.  —  Satrapenthum, 

U,  336. 
Schatz,  in,  662. 
Schenkungsstaaten,  U,  660. 
Schiedsrichter,  I,  390. 


992 


Inhaltsverzeichnisß  zum  ganxen  Werke. 


Schlag worte,  politische,  1,6;  II,  26, 
Note  19. 

Schmuggel,  III,  347. 

Scholastik,  III,  18.22,  Note  31 ; 
Einseitigkeit  derselben,  I,  419. 

Schöpfungsgedanke,  I,  12.  367;  II, 
19;  der  göttliche,  II,  617;  III, 
200. 

Schottland,  III,  946. 

Schuldenhaft,  persönliche,  II,  33. 

Schuldentilgungskommissäre ,  ständi- 
sche, UI,  814. 

Schuldgesetze,  II,  553;  III,  23.  — 
Schuldknechtschaft,  II,  183.  — 
Schuld  Verhältnisse,  II,  175. 

Schule,  I,  278  fg.;  III,  20;  S.  und 
Bucher,  I,  307,  Note  153;  II,  431; 
Recht  auf  die  S.,  III,  566. 

Schulgesetzconflict ,  badischer,  III, 
574,  Note  566. 

Schulze -Delitzsch,  III,  24. 

Schweden,  II,   368. 

Schwerter,  die  zwei,  I,  422.  446, 
Note  246.  496.  500. 

Seerecht,  III,   7,  Note  5. 

Seigneurs,  II,  507,  Note  386. 

Sektenwesen,  III,  39. 

Selbstaufopferung,  I,  7.  244.  251; 
II,  37. 

Selbstbewusstsein,  I,  6  fg.,  420.  435. 

Selbsterhaltung,  I,  244.  470;  II,  60. 
63.  73.  81.  199.  275.  451;  indivi- 
duelle, I,  44  fg.,  49;  S.  und  Selbst- 
sucht,!, 84;  NothderS.,  II,  318. 

Selbsthülfe,  bewaffnete,  II,   245. 

Selbstliebe,  I,   301. 

Selbstmord,  I,  370. 

Selbstsucht,  I,  244.  248.  301.  372. 
470;  II,  37.  63.  121. 159.  342,  III, 
215. 

Selbsttäuschung ,  Selbstüberhebung, 
II,  31.  65. 

Selbstverbrennung,  I,  370. 

Selfgovernmentf,  I,  190.  442;  III, 
38.  61.  368.  .372.  461.  509.  531. 
550,  Note  540.  626.  671.  683.  822. 

Semiten,  II,  206.  214,  Note  167. 

Senat,  III,  727.  —  Senatoren,  II. 
241. 

Simonie,  III,  21.  766. 

Sinecuren,  III,  555,  Note  545. 

Sitte,  n,  218;  in,  217.  791,  Note 
853. 

Sittengesetz,  II,  279;  christliches,  II, 
183.  388;  S.  und  Staat,  I,  350. 

Skandal,  III,  28,  Note  35.  612.  — 


Skandalliteratur,    UI,    557,    Note 
551.  —  Skandalsucht,  I,  299. 
Sklaverei,  I,   24.  163  fg.,  167.  169. 
231.  236.  241.  251.  328.  421.  524: 

II,  28,  Note  21.  32.  93.  98.  101. 
178.  219.  234.  269.  274.  473;  III, 
58.  200.  662;  des  Alterthnms,  II, 
433;  in  Amerika,  II,  434.  —  Skla- 
ven, I,  204.  499;  II,  105.  109, 
243.  277 ;  III,  200.  265.  639;  ihre 
Verwendung,  Erziehung,  H,  32.— 
Sklavenarbeit,  II,  160.—  Sklaven- 
völker, n,  19. 

Socialismus,  II,  553. 

Social  Wissenschaft,  II,  45. 

Societas,  UI,  350;  S.  leonina.  II, 
451;  IU,  669.         X 

Sold,  in,  663. 

Soldatenhandel,  in,  49,  Note  58. 

Söldlinge,  III,  639. 

Sondereigenthum,  n,  72.  199. 

Sonderinteresse,  II,  20. 

Sondervermögen,  UI,  803. 

Souverän,  III,  306,  Note  298.  350. 
434,  persönlicher,  II,  16;  S.  kann 
nicht  Unrecht  thun,  II,  590 ;  seine 
Verantwortlichkeit,  U,  519,  Note 
399;  III,  345;  seine  Person,  III, 
408.  781.  —   Souveräne,    nngirte, 

III,  41.  345. 

Souveränetat,  I,  445;  II,  496:  III, 
183.  206.  262,  Note  245.  304.  325, 
Note  309.  522.  626.  688.  866;  des 
Volks,  II,  472.  503;  im  allge- 
meinen, II,  508;  Geschichte  des 
Wortes  S.,  II,  503;  getheilte,  halbe, 
n,  510;  ihre  Form,  n,  517;  des 
Gesetzes,  III,  254;  des  Richter- 
standes, III,  254;  fingirte,  III, 
420.  895. 

Spanien,  II,  220,  IU,  32. 

Sparta,  II,  167.  175;    UI,  246. 

Specialismus,  III,  485. 

Specialitäten,   III,  684. 

Speculation,  II,  41.  458.  —  Speku- 
lationen, III,  352. 

Spiegier  des  Mittelalters,  II,  425. 

Spiel,  II,  201.  —  Spielschulden,  U, 
446,  Note  325. 

Staat,  I,  117.  431  fg.;  II,  33;  St  and 
Kirche,  I,  50  fg.  131  fg.  133  fg. 
501;  III,  300;  Gluck  des  Ein- 
zelnen und  des  St.,  I,  44;  seine 
Geschichte,  I,  52;  seine  Idee,  I, 
207;  dessen  Anfang,  Zweck,  I, 
207;  II,  614;    organischer,  nickt- 
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organischer,  I,  208;  II,  565;  III, 
310;  St.  und  Familie,  I,  223;  St. 
nnd  Gemeinde,  I,  223;  St.  und 
Religionsgesellschaften,  I,  226; 
Idee  des  antiken  St.,  I,  230  fg.;  io 
abstracto,  in  concreto,  I,  256  fg. 
295;  die  Gemeinde,  die  Vorschule 
desselben,  I,  280;  sein  organisches 
Wesen,  I,  294;  classische  Staaten, 
ihre    angebliche  Unerreichbarkeit, 

I,  326;  St  und  Kirche,  deren 
Trennung,  I,  395.  402  fg.,  415.421 ; 
St,  sein  Princip,  I,  445;  II,  614. 
629;  christlicher,  I,  474  fg.;  St 
und  Kirche  zur  Zeit  der  Mero- 
vinger,  I,  494  fg.;  fränkischer,  I, 
453;  seine  erste  Organisation,  I, 
495.  498;  seine  Idealisirung,  I, 
500;  antiker,  II,  33;  mittelalter- 
licher, II,  457;  St  und  die  Welt, 

II,  545;  friedliche  Coexistenz  in 
demselben,  II,  559;  seine  Form, 
sein  Rechtsgrund,  II,  614;  der  St 
als  unmittelbar  göttliche  Schö- 
pfung, II,  635;  der  St  als  rein 
menschliche  Schöpfung,  II,  635; 
sein  Fortschritt  rucksichtlich  der 
Form,  II,  663;  seine  Haftung  für 
schuldhafte  Anwendung  oder  Nicht- 
anwendung der  Amtsgewalt,  III, 
551;  seine  Grösse,  III,  3,  Note  1; 
der  verfassungsmässige,  III,  111 

Staaten,  geistliche,  I,  125;  elasti- 
sche, II,  165;  Volksgliederung  in 
den  classischen,  II,  164;  die  das- 
sischen  sind  Conföderationen  oder 
Interessensocietaten  einer  Mehrzahl 
von  politischen  Gemeinwesen,  I, 
175;  grosse  und  kleine,  I,  280; 
in,  693;  kleine  und  mittlere,  III, 
3.  6;  Einteilungen  derselben,  I, 
292;  nationale,  II,  318;  amerika- 
nische, III,  33;  Familie  in  den 
classischen  St,  I,  167;  ihre  Grösse 

I,  269;  die  Gesammtheit  aller  St, 

II,  83;  die  der  Alten  Welt,  III, 
300. 

Staatenbildungen ,  octroyirte,  II,  304. 
Staatenbund,  III,  237.  901.  —  Staa- 
tenbündnisse, II,   558,  Note  420; 

III,  6.307.  312;  s.  Conföderation. 
Staateneinheit,  Staatenmehrheiten,  m, 

204. 
Staatengründungen,  LH,  302.  —  Staa- 
tengründungsprineipien,  historische, 
II,  632. 

Held.   III. 


Staatensysteme,  ELI,  837. 

Staatenverkehr,  friedlicher,  n,  559. 

Staatsamt,  III,  551. 

Staatsangehörigkeit,  volle,  II,  53. 

Staatsanwaltschaft,  III,  358. 

Staatsbanken,  in,  585. 

Staatsbeamten,  ihre  Verantwortlich- 
keit, n,  500. 

Staatsbegriff,  II,  479;  seine  Eigen- 
schaften, II,  480. 

Staatsbürgerstand ,  allgemeiner,  U, 
47. 

Staatsdiener,  in,  457;  ihre  passive 
Wahltahigkeit,  in,  858.  —  Staats- 
dienerverhältniss ,  III,  797. 

Staatsdienst,  III,  345.  466,  Note  437. 
551. 

Staatseinheitsbestrebungen ,  in,  231. 

Staatsfinanzwesen,  II,  675,  Note  516. 

Staatsform,  III,  177.  345;  die  beste, 
II,  513.  651.  —  Staatsformen,  II, 
500;  im  allgemeinen,  U,  650;  die 
zwei  St.,  II,  664. 

Staatsgebiet,  II,  72. 

Staatsgerichtshof,  m,  344.  367. 

Staatsgewalt,  U,  38.  521;  in,  345; 
gemischte,  II,  510;  ihr  Rechts- 
grund, n,  686;  Stirn  engern  Sinn 
des  Worts,  U,  522;  Ausübung  der- 
selben, II,  488,  Note  358;  Ein- 
theilungen  derselben,  II,  579,  Note 
445;  ihre  Unbeschranktheit,  II, 
642. —  Staatsgewalten,  sogenannte, 
ihre  Eintheilungen ,  U,  488,  Note 
358;  8.  Gewaltentheilung. 

Staatsgut,  in,  663.  823;  Antheile  an 
demselben,  II,  552. 

Staatshaushalt,  IU,  799;  s.  Staats- 
finanzwesen. 

Staatsidee,  die  wahre,  I,  260;  Opfer 
für  dieselbe,  I,  282  fg.;  absolute, 
II,  38. 

Staatskirche,  I,  231. 

Staatskolosse,  III,  6. 

Staatsmakrobiotik,  HI,  197. 

Staatsmann,  I,  273,  Note  140.  274. 
311;  II,  28. 

Staatsnoth,  III,  316.  367.  —  Staats- 
nothstände,  in,  625.  701 ;  s.  Noth. 

Staatsobereigenthum  am  Land,  s. 
Obereigenthnm. 

Staatsoberhaupt,  dessen  Absetzbar- 
keit, n,  419,  Note  399. 

Staatspapiergeld,  III,  809,  Note  863. 

Staatsphilosophie,griechisch-römische, 
II,  410. 
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Staatsprincip,  II,  499.  627;  St.  und 
Staatszweck,  das  religiöse  oder  sitt- 
liche, göttliche,  I,  421 ;  das  ratio- 
nelle, I,  434;  das  materialistische, 
I,  437  fg. 

Staats rath,  III,  457.  849,  Note  905. 

Staatsrecht,  III,  349. 

Staatsreligion,  I,  53  fg.  55,  Note  45. 
122  fg.  127  fg.  166.  395.  421 ;  II, 
134.  200.  243.  249.  268.  553;  III, 
308.  525.  621;  St.  und  politische 
Erkenntniss,  I,  271. 

Staatsromane,  III,  325,  Note  308 
343,  Note  330.  352;  s.  Utopie. 

Staatsschatz,  III,  804.  830. 

Staatsschulden,  II,  491,  Note  361; 
III,  58.  546.  799.  —  Staatsschal 
denwesen,  III,  818. 

Staatsschuldenülgungs  -  Commissäre, 
m,  445. 

Staatssecretariat,  III,  457. 

Staatssittenlehre,  I,  8;  III  13. 

Staatsstreiche,  III,  357  ;  St  von  unten, 
in,  815,  Note  873. 

Staatssubventionen,  III,  629. 

Staatsverfassung,  III,  246. 

Staatsvertrage,  in,  325;  Abschluss 
derselben,  III,  34G. 

Staatsverwaltung,  in,  782. 

Staatsweisheit,  indische,  II,  139. 

Staatswille,  II,  38. 

Staatszweck,  II,  644;  s.  Staatsprincip. 

Staatszwerktheorie,  III,  342. 

Stadtbevölkerung,  II,  166. 

Stadtbürgerthum,  II,  406. 

Städte,  I,  190;  n,  307.  317.  352. 
361.  421.  429.  431;  in,  640;  Fa- 
milie in  dens.,  II,  460;  ihre  Ent- 
stehung, II,  358;  St.  und  Ritter- 
schaften des  Reichs,  U,  385;  die 
vier  freien,  II,  422.  —  Städtebünd- 
nisse, II,  386.  —  Städter,  ihre 
Lehensfähigkeit,  II,  382.  —  Städte- 
wesen, II,  327.  350  Note.  290. 

Stadtgemeinde,  U,  167.  321. 

Stagnation,  U,  25. 

Stamm,  I,  158;  U,   70.  308. 

Stammeseinheit,  n,  283. 

Stammgüter,  II,  412. 

Stammstaat,  in,  198. 

Stammverwandtschaft  der  Völker,  I, 
525. 

Stand,  II,  31.40.  47;  HI,  717;  alter 


neuer,  11,46;  dritter,  n,  352,  Note 
290.  391 ;  m,  482.  700 ;  mittelalter- 
licher, III,  171.  —  Stande,  I,  115; 
II,  12.  14.  32.  123  fg.  129.  274. 
308.  326.  469;  III,  109.  205.  224. 
878,  Note  946.  —  Ständebildun- 
gen, II,  63.  —  Standeselemente, 
n,  152. 

Standesherren,  III,  673,  Note  758. 

Standesl08igkeit,  II,  129. 

Standesverhältnisse,  römische,  H,  221, 
Note   175. 

Statusfragen,  m,  528. 

Stellvertretung,  in,  537.  716.  723. 
Kosten  ders.,  m,  859.  —  Stell- 
vertretungssystem, IU,  655. 

Stetigkeit,  II,  61.  470. 

Steuerbewilligung,  III,  811;  bedingte, 
HI,  706.  814. 

Steuerfassionen,  die  Ausschüsse  zu 
ihrer  Prüfung,  UI,  810. 

Steuern,  II,  490,  Note  360;  m,  534. 
799;  directe,  m,  545.  872;  indi- 
recte,  III,  545. 

Steuerpflicht,  in,  55.  585.  637.  656; 
allgemeine,  II,  491,  Note  360. 

Steuerverweigerung,  III,  811.  817. 

Steuerverwilligung,  III,  706. 

Stiftungen,  in,  535. 

Stillstand,  dessen  Gesetz,  U,  45. 

Stimme  des  Volks,  Gottes,  n,  29. 

Stimmenmehrheit,  deren  Princip,  n, 
383. 

Stimmrecht,  allgemeines,  n,  499;  HI, 
756,  Note  817.  868. 

Stoa,  I,  50,  Note  40;  II,  73,  Not« 
60. 

Strafen,  III,  578.  —  Strafgesetz,  m, 
402.  534.  —  Strafmandate,  III,  346. 

Strafprocess,  in,  581. 

Strafrecht,  in,  250. 

Stuarts,  n,  369. 

Subsidienzahlung,  m,  537. 

Sündenfall,  I,  168. 

Superioritas  territorialis,  II,  507. 

Suprematie,  Supremitas,  II,  82.  507; 
des  Papstes,  II,  505. 

Suzerän,  U,  336.  —  Suzeränetät,  n, 
504  fg.   510. 

Sykophantenthum,  OT,  626. 

Symbole,  religiöse,  des  Glaubens,  I, 
417. 

Syphilis,  I,  517,  Note  284. 
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T. 


Tabak,  III,  585. 

Tacitus,  Germanen,  I,  184. 

Tadel  gegen  die  Regierung,  III,  628. 

Tag,  II,  120. 

Tagespresse,  Tagesblätter,  III,    33, 

619. 
Taille,  III,  668,  Note  749. 
Tätowiren,  II,  81. 
Tausch,  II,  73,  Note  59. 
Telegraphen,  in,  345. 
Tempelgüter,  II,  118. 
Terminologie,    constitutionelle,    III, 

106. 
Territorialherr,  II,  384. 
Territorien,    patrimoniale ,    II,    381; 

geistliche,  III,  177,  Note  163. 
Territory,  amerikanisches,  III,  303, 

Note  297. 
Terrorismns,  III,  698. 
Testamente,  II,  33. 
Testationsbefugniss ,  I,  453. 
Teufelsmauer,  II,  549. 
Theilungen  des  Reichs,  II,  307.  310 

und  Note  260. 
Theokratie,  I,  53  fg.  166.  231.  395. 

421.  446  fg.;  II,  169  fg.   243.  268. 

552;  III,  200.  341.  525.  620;  Th. 

und  politische  Erkenntniss,  I,  271 ; 

Fremde  daselbst,  I,  567. 
Theorien,  socialpolitische ,  II,  34. 


Theuerung,  III,  37. 

Thronfolge,  III,  145,  Note  142,  521. 

532,  Note  508;  weibliche,  III,  137. 
Thronfolgerecht,  I,  453. 
Thronprärogative,  III,  464. 
Thronraub,  II,  530. 
Thronrecht,  III,    934. 
Thronreden,  III,  894. 
Titel ,  II,  225 ;  römische,  II,  239.  — 

Titelsucht,  II,  511,  Note  393. 
Todesstrafe,  III,  578. 
Todtengerichte  über  die  ägyptischen 

Könige,  II,  723,  Note  547. 
Toleranz,  I,   129  fg.  441;  HI,  177; 

religiöse,  III^  700. 
Tradition,  I,  476. 
Transaction,  III,   28.  155.  253.  261. 

305,  314,  405,  Note  364.  680,  Note 

761.  697.  788.  812. 
Treue,  II,   278,    Note  221.   341  fg. 

348;  deutsche,  III,  19,  Note  26. 
Triasgedanke,  III,  46. 
Tricolore,  III,  41. 
Trunksucht,  I,  83;  III,  39. 
Truppen,    gemiethete,    gekaufte  und 

geworbene,  III,  537. 
Tschingiskan,  I,  529. 
Tudors,  II,  369. 
Tyrann,  II,  569.  —    Tyrannei,   Ty- 

rannis,  Tyrannenmord,  II,  628. 


u. 


Uebergangsperiode,  III,  11.  17. 
Uebermachtspolitik,  II,  102. 
Ueberschwemmung ,  II,  198. 
Ueberstürzung ,  II,  25. 
üebervölkerung,  III,  593.' 
Unbeschränktheit    der    Staatsgewalt, 

II,  642. 
Unfehlbarkeit,  I,  299.  415;  II,  121, 

des  Primats,  I,  487. 
Unfreie,  II,  283;  III,  596. 
Unfreiheit,  II,  65.  93;  III,  336.  523. 
Unglaube,  I,  435;  II,  250. 
Universalherrschafi,  I,  507. 
Universitas  personarum,  III,  350. 


Universitäten,  II,  412.  457  ;  III,  491. 

Unsterblichkeitsidee,  I,  60.  250.  364. 
426;  II,  23.  270;  III,  739. 

Unterhaus,  in,  712. 

Unterparlament,  III,  867. 

Unterricht,  in,  566;  an  der  gelehr- 
ten Schule,  I,  307  fg. ;  öffentlicher, 
dessen  Einrichtung,  I,  307  fg.; 
m,  567;  U.  und  Erziehung,  I, 
310.  —  Unterrichtsanstalten,  UI, 
339;  U.  und  politische  Bildung, 
I,  307.  —  Untemchtsfrage,  UI, 
574.  —  Unterrichtsfreiheit,  I,  305. 
312;  ni,  567.  —  Unterrichtsmi- 
nisterien, I,  302.  —    Unterrichts- 
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und  Erziehungszustande,  englische 
und  franzosische,  II,  27,  Note  20. 

Unterstützung,  völkerschaftliche,  II, 
646;  der  Armen,  III,  547. 

Untersuchungscommissionen ,  parla- 
mentarische, III,    782,  Note  846. 

Unterthanenverstand  ,  1 ,  302 ;  be- 
schränkter ,  III,  494,  Note  470. 

Unterthanspflichten,  II,  579. 

Unverantwortlichkeit,  III,  705. 

Unverletzlichkeit  des  Monarchen,  II, 
487. 


Unvollkommenheit,  I,  419.421.434. 

501;  II,  63.  535;  der  menschlichen 

Natur,  II,  49;  ihr  Gesetz,  II,  486. 
Urlaubsgesuch,  III,  859. 
Urrechte,  II,  568;    III,  509. 
Usurpation,  II,   526.  686.  693;    HI, 

58.  427.  —  Usurpator,  III,  427. 
Utopien,  I,  399,  Note  223;    II,  25, 

Note  18;  III,  165.  343;  s.  Staats 

romane. 


V. 


Valutafrage,  III,    139. 

Vasall,  II,  342.  381.  —  Vasallen, 
III,  546.  —  Vasallendienste,  HI, 
456. 

Veneticn,  dessen  Verkauf,  I,  547. 

Verantwortlichkeit,  III,  771.  782, 
Note  847;  der  constitutionelleü 
Körperschaften,  III,  465;  des  Sou- 
veräns, II ,  519,  Note  399;  III, 
345.  923;  der  Staatsbeamten,  II, 
500. 

Verbindungen,  II,  70;  völkerrecht- 
liche, III,  148;  geheime,  III,  589. 

Vereine,  vorübergehende  oder  dau- 
ernde, II,   14. 

Vereinsrecht,   III,  587. 

Verfall,  II,  67.  101.  193,  Note  137. 
553;  m,  2. 

Verfassen,  das,  III,  113.  —  Verfas- 
sung, II,  109;  III,  113.  186;  V. 
und  Verwaltung,  II,  488,  Note 
359.  —  Verfassungen,  gemischte, 
II,  585,598;  111,133. 184.942;  oc- 
troyirte,  111,313;  Entstehung,  Auf- 
hebung und  Abänderung  der  con- 
stitutionellen, III,  377. 

Verfassungsconflict,    III,  812. 

Verfassungseid,  I,  305. 

Verfassungsgarantien,  III,  168.  345. 
420.  439. 

Verfassungsgesetze,  III,  246.  444. 

Verfassungskampf,  III,  706.  -—  Ver- 
fassungskämpfe, III,  798. 

Verfassungsmässigkeit,  verschiedene 
Bedeutung  des  Worts,  III,  124. 

Verfassungsurkunden ,  geschriebene, 
II,  570. 

Verfassungsverletzung,  III,  420.  423. 


Vergangenheit,  II,  23.  25  fg.,  65. 

Vergesellschaftung  der  Völker,  I, 
554  fg.;  8.  Conföderation. 

Vergötterung  von  Menschen,  I,  424; 
II,  249. 

Verhaftung,  III,  345.  582. 

Verhandlungen ,  internationale ,  III, 
346. 

Verkehrsfreiheit,  III,  578,  Note  573. 

Verkehrsmittel,  III,   28. 

Vermittlungsamt,  III,  492. 

Vermögen,  II,  43.  61.  71.  320;  III, 
803;  seine  Ungleichheit,  II,  244, 
321;  materielles,  II,  514;  dessen 
Abhängigkeit,  III,  584.  —  Vermö- 
gens Verhältnisse,  II,  361. 

Vermögensconfiscation ,  III,  345.  578. 
617. 

Vermögensrecht,  II,   288. 

Vermögenssteuern,  Ell,  584,  Not« 
586. 

Verordnung,  IH,  245  fg.  701. 

Versammlung,  cons  titairende ,  III, 
345. 

Versammlungen,  III,  337 ;  des  Volks, 
II,  312. 

Versammlungsrecht,  III,  587. 

Verschwendung,  II,   33. 

Verschwörung,  III,  589. 

Versetzung,  III,  360. 

Vertrag,  I,    217.  318  fg.,  459.  465; 

II,  81.  234.  500.  615;  III,  235; 
zwischen  König  und  Grossen,  II, 
324.  —  Verträge,  I,  330,  Note 
163,  II,  415;  völkerrechtlich*, 
ni,  284.  —  Vertrags theorie,  HI, 
282.  942.   —    Vertragsverbindnng, 

III,  199. 
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Vertragselement,  II ,  171. 
Vertragsprincip ,  I,    55.   329  fg.;  II, 
627. 

Vertragsrecht,   göttliches,  HI,   319, 

Note  304. 
Vertragsstaaten,  II,  660. 
Vertreibung  regierender  Fürsten,  II, 

721. 

Verwalter,  II,  415. 

Verwaltung,  II,    488  fg.;    III,  2( 
344.  351.  765.  867;  die  drei  Haupt- 
ressorts für  dieselben,  II,  577. 

Verwaltungsgesetz ,  III,  246. 

Verwaltungsjustiz,  III,  371. —  Ver- 
waltungsgerichtshöfe, III,  344. 

Verwaltungssache,  II,  489,  Note  359; 
III,  356. 

Verwandtschaft  der  Völker,  I,  386 
Verwarnungen,   administrative,    III, 
617. 

Verzicht,  II,  61;  präsumirter,  II,  519, 

Note  399. 
Veto,  II,  406;    in,    176.  696.  726. 

734.  811,  Note  869;  absolutes,  m, 

692. 

Vilaius,  III,  670. 

Villen,  II,  307. 

Vindication,  II,  79,  Note  67. 

Vogtherr,  II,  384. 

Volk,  II,  4.  8.  26.  29.  314.  372;  V. 
und  Einzelner,  I,  430.  441;  deut- 
sches, 1, 500;  II,  754 ;  seine  Stimme, 
II,  29 ;  Atheismus  eines  V.,  I,  373 ; 
seine  Einheit,  II ,  16 ;  kein  V.  ohne 
Geschichte,  I,  52;  Gliederungen 
desselben  im  allgemeinen,  II,  55; 
seine  Souveränetät,  II,  472.  503; 
Theilmasse  eines  V.,  II,  14;  Ver- 
sammlungen desselben,  II ,  312; 
seine  Höflinge,  III,  873;  s.  Völ- 
ker, Volksgliederung. 

Völker,  kritische  Situationen  dersel- 
ben, I,  45  fg.;  ihre  Sympathie  und 
Antipathie,  I,  180;  Volksgliede- 
rung bei  den  christlichen  V.,  II,  188; 
materialistische,  rationalistische,  re- 
ligiöse V.,  I,  363;  II,  536;  ihre  Ver- 
wandtschaft, I,  386;  Stammver- 
wandtschaft den«,  I,  525;  deren 
Vergesellschaftung,  I,  554  fg.;  ihre 


Isolirung,  I,  554  fg.;  II,  136; 
ihre  Expansivkraft,    I,    525.  538; 

II,  168  ;  Expansion  der  classischen, 

I,  175  f g  ;  II,  130;  Zusammen- 
stoss  roher  und  gebildeter,  II,  81; 
Verbindung  mehrerer,  II,  82;  Grund- 
sätze für  das  Verhältniss  zu  frem- 
den, II,  60;  verfallende,  II, 
129. 

Völkerbündniss,   s.  Confoderation. 
Völkerrecht,  I,  321,  Note  157;    II, 
33,  Note  34.  548.  558,   Note  420; 

III,  7,  Note  5,  264,  Note  248, 
831,  Note  890. 

Völkerwanderung,  grosse,  Lage  Eu- 
ropas nach  derselben,  I,  497.  — 
Völkerwanderungen  überhaupt,  II, 
84.  238.  256.  306.  441.  610:  III, 
593. 

Volksbildung,  Volkserziehung;  s.  Bil- 
dung. 

Volksgericht,  III,   368. 

Volksgliederung  in  den  sogenannten 
classischen  Staaten,  II ,  164;  bei 
den  christlichen  Völkern,  II,  188; 
in  der  ältesten  germanischen  Zeit, 

II,  283;  der  Gegenwart,  II,  432. 

Volksheere,  HI,  651. 
Volksklassen,  niedere,  II,  28,  Note 
21;  mittlere,  III,  3. 

Volkskönigthum,  II,   224. 
Volksreligion,  II,  187. 
Volksrepräsentation ,  II,  500. 
Volkssouveränetät,  I,  421;   II,  503. 

584.  730;  III,  134.  325.  345.  689. 

698.  753.   816.  868.  —    Volkssou- 

veränetätstheorie ,  II,  29;  III,  41. 

420. 

Volksunterricht,  s.  Bildung,  Unter- 
richt. 

Volksvertretung  oder  Landesvertre- 
tung, III,  124;  deren  Competenz, 
m,  780. 

Völlerei,  n,  199. 

Vormünder,  III,   566. 

Vorsehung,  I,  433.  485.  510,  Note 
274.  516;  U,  23.  64.  76.  101.  145. 
190.  255.  487;  m,  539.  758;  ihre 
Lenkung,  II,  516. 

Vorurtheil,  I,  470. 

Votum,  decisivum,  in,  691. 
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Waffe,  in,  638.  —  Waffen,  III,  591, 
deutsche,  II,  315.  —  Waffenfähig- 
keit,  persönliche,  II,  313. 

Wahl,  III,  206;  der  Religion,  III, 
578;  Freiheit  der  W.,   II,  76. 

Wahlbestechnng,  III,  766.  —  Wahl- 
corruption,  III,  740,  Note  806. 
873. 

Wahlcapitulationen,  II,  655 ;  III,  294. 
342.  379.  440. 

Wahlen,  III,  540,  Note  517.  750; 
Oeffentlichkeit  derselben,  III,  850; 
directe,  indirecte,  III,  881;  politi- 
sche, m,  540,  Note  517;  Enthal- 
tungen von  denselben,  in,  858; 
W.  nach  Interessen,  Ständen,  Lo- 
calinteressen,  in,  875. 

Wahlfreiheit,  UI,   846. 

Wahlgesetze,  III,  750. 

Wahlkammern ,  deren  Erneuerung, 
UI,  886. 

Wahlkönigthum,  II,   336. 

Wahlkreise,  IH,  169.  761. 

Wahlmandate,  in,  853,  Jtyte  910. 

Wahlmonarchie,  IU,  135. 

Wahlperioden,  ihre  Dauer,  in,  884. 

Wahlrecht,  III,  540;  allgemein  po- 
litisches, in,  540;  constitutionel- 
les,  III,  846. 

Wahlreich ,  II,  655 ;  sogenanntes  erb- 
liches, ebend. 

Wald,  II,  83.  326;  W.  nnd  Weide, 
I,  188. 

Wanderung,  I,  157.  166;  n,  204; 
in,  198. 

Wappenkönige,  II,  507. 

Wasser,  II,  203. 

Wassergesetze,  m,   584,   Note  586. 

Weib,  I,  140.  146.  207.  597;  n, 
50.  74. 199;  II,  784;  III,  309;  W., 
das  aus  seiner  natürlichen  Sphäre 
heraustritt,  1, 143;  W.  und  die  Kir- 
chenväter, I,  167;  W. ,  Familie 
und  das  altgermanische  Recht,  I, 
168;  W.,  Familie  und  das  deutsche 
Mittelalter,  I,  169;    Emancipation 


desselben,  II,  273.  407;  s.  Ehe, 
Frauen,  Geschlecht. 

Weichbildrecht,  II,  359. 

Welteinheit,  römische,  II,  240.  — 
Welteinheitsidee  ,  christliche ,  II, 
555. 

Weltherrschaft,  I,  526 fg.,  529,  Note 
291;  II,  215;  HI,  928.  —  Welt- 
herrschaftsidee, I,  203;  in  Europa 
I,  530  fg.;  alte  und  neue,  n,  11, 
Note  6.  —  Weltreich,  U,  166; 
christliches,  II,  610.  —  Weltstaat, 
der  ideale,  des  deutschen  Reichs, 
U,  315. 

Weltstädte,  n,  157.  167;  DI,  566; 
des  Orients,  II,  168. 

Widerstand,  HI,  376;  activer  oder 
passiver,  HI,  494,  Note  470;  all- 
gemeiner oder  vereinzelter ,  III, 
498. 

Wiederverheirathung ,  HI,  262,  Note 
246;   s.  Secundae,  nuptiae. 

Wiener  Schlussacte,  III,  168. 

Wilde,  I,  204.  235.  289  fg.;  ihr  Le- 
ben, I,  162;  ihr  Verhältniss  zu 
Fremden,  I,  566;  ihre  Familie, 
I,  150.  156;  ihre  Gemeinden,  I, 
174;  ihre  Melancholie,  I,  383.  — 
Wilder,  II,  563;  dessen  Gottesan- 
schauung,  U,  74.  —  Wildheit,  I, 
32.  60.  154  fg.  389;  II,  45.  70. 
163,  Note  116.  W.  und  CiTÜisi- 
tion,  I,   382;  III,  171. 

Wildfangsrecht,  in,  595,  Note  604. 

Wildfrevel,  IU,  347. 

Wissenschaft,  II,  66.  160.  409.  424. 
499.  583;  m,  14.  622;  die  deut- 
sche, I,  561.  252,   Note  203. 

Wohlfahrtstheorie,  U,  647. 

Wollust,  II,  218. 

Wort,  das  letze,  I,  325;  IL  587  fg. 
597. 

Wortstreitigkeiten,  II,  510,  Note  393. 

Wuchergesetze,  IU,    352. 

Wunder,  I,  22;  n,   15. 


X. 


Xenelasie,  I,   570. 
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Z. 


Zahlenmajorität,  II,    475.  513;    III, 

178.  321;  s.  Majoritäten. 
Zehntpflicht,  allgemeine,  II,  245.  — 

Zehntrechte,    II,   490,    Note  360; 

reale,  III,  668, 
Zeitalter,  III,  1;    goldenes,  I,    399, 

Note  223. 
Zinse,  EU,  666.  —  Zinsfass,  II,  33. 

—   Zinsverbote ,    kanonische ,    II, 

244. 
Zölle,  HI,  586. 
Zukunft,  II,  25.  65;  ihr  Genius,  II, 


23;  organisches  Gesetz  der  Ver- 
bindung von  Vergangenheit  und 
Z.,  n,  26. 

Zunft,  III,  596.  —  Zünfte,  II,  352, 
Note  290.  429;  HI,  576,  Note 
671. 

Zunge,  IIIV  633. 

Zwangsrechte,  II,  352,  Note  290. 
416. 

Zweikammersystem,  III,  707.  898- 

Zweikampf,  II,  446,  Note  325. 
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Abegg,  H,  706. 
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Abel,  0.,  I,  539. 
Abou-Chodja,  I,  353. 
About,  I,  353. 
Adelson  Castiau.  III,  751. 
Adnet  Amed,  III,  91. 
Aegidius  Romanos,  I.  353. 
Ahrens,  I,  9.  503;  II,  644. 
Alaux,  J.  E.,  I,  353. 
Alevis,  Jam.  de,  II ,  789. 
Algernon  Sidney,  I,  143. 
Amador  de  los  Rios,  Jose,  I,  475. 
Amand,  St.-,  II,  692. 
Amann,  Aug.,  I,  353;  III,  822. 
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Ampere,  I,  32. 
Ancarini,  III,  262. 
Ancillon,  I,  27.  400,  II,  690. 
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Apollodorus,  II,  186. 
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Aquino,  Thomas  ab,  I.  353. 
Arbousse- Bastide,  II,   556. 
A retin,  III,  92. 
Aristoteles,  I,  8.  576. 
Arnd,  K,  II,  193;  in,  800. 
Arndt,  E.  M.,  II,  285. 
Arndts,  II,  37. 
Arnold,    I,  434;    II,   71;   HI, 

212. 
Aeschylus,  II,  167. 
Asher,  D.,  ÜI,  62. 
Asmus,  H.,  II,  51. 
Atwis,  Jam.  de,  III,  240. 
Aube,  D\  I,  355. 
Aubertnis,   Hillard   d\   I,  257; 

II,  502. 
Aubry,  M.,  I,  353. 
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Audisio,  G.,  HI,  301. 
Auerbach,  W.,  II,  55. 
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B. 


Baader,  Fr.  v.,  I,  353;  II,  726; 

III,  348. 
Bachofen,   J.  J.,    I,   18.   143; 

II,  3. 
Baco,  I,  400. 
Bader,  J.,  III,  92. 
Bahr,  III,  220. 
Baiboa,  II,  651. 
Balemann,  I,  141. 
Ballanche,  I,  87.  510. 
Baltisch,  U,  483. 
Balve,  Tk,  III,  301. 
Banneid,  II,  553. 
Bar,  L.,  II,  33. 
Barante,   de,  I,  257;  II,  295. 

350.  690;  III,  92. 
Barbey  d'Aurevilly,  I,  11. 
Barbier,  A.,  II,  787. 
Barcley,  II,   651. 
Baron,  A.,  II,  787. 
Baron,  J.,  III,  565. 
Barrau,   I,  98. 
Bartels,  Ad.,  II,  690. 
Barth,  J.,  II,  498. 
Barthelemy  St.-Hilaire,  I,  353. 
Barthold,  F.  W.,  II,  351. 
Baschet,  Arm.,  II,  726. 
Bastard  d'Estang,   I,  101. 
Bastian,  A.,  I,  11. 
Bastier,  Jul.  de,  II,  497. 
Battaglia,  Cesare,  I.  575. 
Baudrillart,  M.  H.,  I,  352. 
Bauer    Br.     II,  786. 
Biimnstürk    II,  55. 
Baur,  I,  353;  II,  229.  711. 
Bautin,  L.,  I,  353.  434. 
Bavoux,  Er.,  II,  229. 
Bayer,  Hieronym.  v.,  II,  490. 
Beaumont,  II,  93.  94. 
Bebenbarg,  L.  de,  I,  354. 
Bechard,  |I,  173.  222. 
Becher,  HI,  287. 
Becker,  J.  F.  C,  II,  787. 


Becker,  J.  H.,  II,  787. 
Becot,  HI,  432. 
Bedarride,  J.,  I,  354. 
Beelaerts  van  Blockland,  III,  92. 
Behr,  W.  J.,  II,  489. 
Bell,  III,  236. 

Bi*llarinuius>  I    354;  II,  519. 
Bellesfoest,  II,  690. 
Benoist,  L.  E.,  II,  273. 
Bensen,  II,  55.  352. 
Bentham,  I,  93.  253.  354;  III, 

210. 
Bentink,  F.  F.,  III,  582. 
Benzel-Sternau,  III,  92. 
Benzenberg,  III,  92. 
Bergasse,  II,  688. 
Bergh,  P.  Th.  C,  IE,  385. 
Bergmann,  I,  483. 
Berlier,  I,  790. 
Bemal,  I,  143. 
Bernard,  II,  27. 
Bernhard,  F.  L.,  Freih.  v.,  II, 

230. 
Bervaldus,  II,  651. 
Berriat  Saint-Prix,  II,  690.  784; 

in,  92. 
Bersot,  E.,  I,  354. 
Bertauld,  A.  D.,  II,  51. 
Berthoud,  S.  H.,  II,  788. 
Berville  et  Barriere,  II,  795. 
Bescer,  J.  G.  B.,  III,  92. 
Beseler,  G.,  I,  93. 
Besoldus,  II,  598. 
Bethmann-Hollweg  v.,  II,  351. 
Beucker,  A.  J.  H.,  III,  287. 
Beuve,  St.-,  I,  141. 
Biedermann     III,   92. 
Big.      .,  rAbbe    III,   92. 
Bijsterbos,  J.  Ch.,  III,  92. 
Birnbaum,  H.,  II,  495. 
Bischof,  I,  354;  III,  422.  425. 

783. 
Bitzer,  U,  351. 
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Block,  Maarice,  II,  790. 
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Blumer,  II,  657;  Ut,  264. 
Blumerincq,  A.,  I,  321. 
Blantschli,  II,  480.  617. 
Böckh,  ffl,  799. 
Böcler,  I,  434. 
Bodemayer,  HilcL,  III»  92. 
Bodin,  II,  26.  480;  III,  273. 
Bohlen,  v.,  I,  144. 
Böhmer,  II,  629. 
Boisguillibert,  III,  546. 
Bolingbrobe,  I,  505. 
Bonald,  I,  144.  354. 
Bonnaire  de  Pronville,  II,  302. 
Bonneau,  III,  92. 
Bonnell,  II,  332. 
Bonnemere,  II 9  55. 
Bonnet,  St.-,  I,  83. 
Bonstetten,  I,  11. 
Bonvalot,  H.  F.,  I,  354. 
Boom,  C.  de,  II,  712. 
Boretius,  A.  B.,  II,  712. 
Borgnet,  A.,  II,  690. 
Bosch-Kemper,  II,  55;  III,  294. 
Bosse,  van,  II,  222. 
Bossi,  II,  93. 
Bossuet,  I,  354;  II,  350. 
Bost,  J.  A.,  H,  786. 
Bottger,  H.,  I,  354. 
Bouillet,  J.  B.,  II,  55. 
Bouillier,  Fr.,  II,  511. 
Boui88on,  I,  379. 
Boullee,  M.  A.,  ffl,  92. 


Bourdon,  Mme.,  III,  92. 
Bournouf,  I,  32. 
Boursault,  II,  502. 
Bowyer,  G.,  III,  92. 
Brachenhöft,  II,  490. 
Brandes,  I,  483;  III,  92.  339. 
Brandis,  I,  141.  354;  II,  55. 
Brasseur  de  Bourboorg,   I,  32. 
Bret,  le,  II,  655. 
Breuning,  C.  v.,  III,  257. 
Brinkmann,  II,  786. 
Brissot,  II,  479. 
Britannus,  II,  651. 
Broca,  P.,  III,  262. 
Brockerhoff,  J.  J.,  II,  636. 
Broglie,  I,  354;  HI,  301.  756. 
Brooke,  III,  93- 
Brotonne,  F.  de,  I,  504. 
Brougham,  III,  93. 
Brown,  II,  454. 
Brunner,  H.,  III,  433. 
Bruno,  ü,  690. 
Bucher,  III,  93. 
Buchez,  I,  504;  III,  93. 
Buchez  et  Roux,  I,  27. 
Buckle,  I,  19? 
Buisson,  I,  29. 
Bülau,  IH,  466.  751. 
Bulengeri,  J.  C,  II,  228. 
Bulmerincq,  A.,  III,  301. 
Bülow,  A.  v.,  m,  599. 
Bunsen,  I,  43;  III,  257. 
Burggräve,  II,  454. 
Buss,  I,  354;  HI,  133. 
Bussy,  de,  C,  I,  354. 
Butel-Dumont,  II,  792. 
Buttner,  DL,  55.  94. 
Buxton,  I,  29. 
Buys,  J.  Th.,  HI,  604. 
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Cabet,I,  400. 
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Campardon,  £.,  III,  248. 
Campe,  F.  A.  v.,  III,  93. 
Camus,  Pierre,  III,  934. 
Capefigue,  I,  143;  II,  302.  690. 

694.  788;  in,  93. 
Carey,  H.  C,  II,  653. 
Carlier,  A.,  II,  93. 
Carlyle,  II,  727. 
Carnap,  v.,  III,  800. 
Carne,  I,  3.  27;  II,  651;  III, 

93. 
Carove,  III,  627. 
Carre,  DL,  788- 
Carrey,  Md.,  II,  351. 
Carus,  C.  G.,  I,  11. 
Cäsar,  I,   482. 
Casaux,  de,  III,  93. 
Cassan-Floyrac,  I,  254. 
Castagnini,  II,  784. 
Castille,  Hipp.,  III,  248. 
Cave,  Mdme.,  III,  263. 
Cavour,  de,  HI,  93. 
Cellier,  du,  II,  3. 
Cenac-Monraut,  III,  263. 
Chalybäua,  I,  354. 
Chambrun,  I,  505. 
Champagnac,  Gust.  de,  III,  605. 
Champagny,   N.  de,  II,  791. 
Chaniierges,  II,  652. 
Chanteresne,  I,  257. 
Chantrel,  J.,  II,  230. 
Charguerard,  III,  801. 
Cases,  Las,     III,   483. 
Chasles,  Ph.,  u.  F.  Guizot,  HI,  81. 
Chassant,  II,  55;  III,  211. 
Chasseneux,  I,  143. 
Chateaubriand»  II,  652.  655.  688. 
Chautepie.  I,  142. 
Chemin,  J.  B.,  I,  354. 
Chenaye-Desbois,  La,  u.  Badier, 

m,  557. 
Chevalier,  J.  P.,  U,  27. 


Chopin,  II,  480. 
Choppin,  III,  657. 
Christiansen,  IQ,  524. 
Christianus,  I,  354. 
Christophe,   I,  354;    II,    454; 
in,  301. 

Chrysostomus,  Dion.,  II,  94. 
Chwolson,  D.  A.,  I,  354. 
Cibot,  U,  482. 
Cibrario,  M.  L.,  II,  553. 
Cicero,  I,  3.  8.  266.  564;  II, 

28.  94;  HI,  144. 
Cironi,  Piero,  IQ,  604. 
Clausel   de   Conssergues,    in, 

93. 
Clavel,  I,  11.  258.504;  n,  3. 
Clemens,  I,  3. 
Clement,  I,  354.  483. 
Clerq,  de,  IH,  7. 
Clichtougius,  U,  519. 
Cochin,  Aug.,  II,  93.  789. 
Cock,  C,  I,  321. 
Cognat,  I,  354. 
Cohen,  G.,  in,  93. 

Cohen,  J.,  in,  301. 

Colberg,  C.  Fr.,  m,  601. 

Colebrooke,  I,  354. 

Colins,  I,   27. 

Collibus,  Hipp.,  II,  652.  793. 

Colmeiro,  Man.,  in,  93. 

Colson,  Fei.,  U,  786. 

Combes,  Fr.,  H,  213. 

Comines,  H,  711. 

Comte,  A.,  I,  354. 

Conde,  n,  711. 

Condorcet,  H,  95. 

Confucius,  n,  27. 

Conne,  I,  257. 

Conring,  I,  354. 

Considerant,  V.,  I,  354. 

Considerant,  Nestor,    H,   690. 
787. 

Constant,  B.,  II,  503.  566.  601. 
694;  IH,  93.  604. 

Contzen,  Sp.,  I,  497. 

Cooth,  L.  F.  van,  II,  628. 
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Cordier,  E.,  II,  50. 
Cordues,  Phil.,  H,  572. 
Cornay,  J.  E.,  II,  4. 
Cornelius,  Nep.,  II,  659. 
Cotta,  II,  37. 
Coulomby,  II,  652. 
Courcelle-Seneuil ,  J.  G.,  II,  553. 
Cournot,  I,   29. 
Courtorier  de  Vienne,  II,  794. 
Cousin,  V.,    I,    141.  354;   II, 

690. 
Coutzen,  K.,  III,  214. 
Cox,  Homersham,  III,  93. 
Crabb,  G.,  in,  93. 
Cremanus,  Aloys,  III,  186» 


Cretineau-Joly,  Jac.,  II,  690. 
Crets,  Matth.,  H,  787. 
Creutzer,  I,  142. 
Creuzer,  I,  355;  n,  164. 
Croix,  St-,  H,  558. 
Crouy-Chunel,  m,  533. 
Csäplovies,  III,  215. 
Cucheval-Qavigny,  m,  604. 
Cuneru8,  n,  519. 
Curtius,  I,  £7. 
Cushing,  L.  St.,  HI,  93. 
Custance,  G.,  m,  251. 
Custine,  H,  521. 
Cuvier,  I,  355. 
Czerwinski,  H,  787. 
Czörning,  III,  800. 


D. 


Daffry   de    la  Monnoye,  Leon, 

II,  333. 
Dahlmann,  in,  376.  421. 
Dahn,  U,  9;  in,  520. 
Dameth,  R.  H.,  I,  355. 
Daniels,  v.,  II,  784. 
Dankwardt,  H.,  II,  363. 
Dante,  I,  355. 
Dareste,  F.,  H,  352. 
Dargaud,  L.  M.,  I,  140.  355. 
Darwins,  I,   504. 
Daumer,  I,  355.  425. 
Davoud-Oylhou,  HI,  210. 
Debes,  Danois,  n,  652. 
Decorde,  III,  241. 
Dedel,  F.,  m,  93. 
Defontaine-Chapee,  Mad.,  I,  141. 
Del  Marmol,  B.  Ch.,  II, 
Deltuf,  P.,  H,  788. 
Demelius,  II,  37. 
Demme,  III,  259. 
Demo8thene8,  n,  559. 
Denis,  I,  19. 
Denzinger,  I,  355. 
Depping,  U,  786. 
Descartes,  I,  258.  307. 


Desewffy,  M.,  I,  287. 
Desmaze,  Ch.,  in,  93. 
Des  noirs  terres,  n,  789. 
Desquiron,  A.  J.,  n,  789. 
Desroches,  H,  791. 
Destutt  de  Tracy,  I,  385. 
Diefenbach,  I,  483;  HI,  242. 
Diego-Soria,  I,  355. 
Dijk,  M.  van,  I,  539. 
Dirksen,   I,   141;  n,   36;  ffl, 

259. 
Dolgoroukow,  n,  27. 
DoDe,  II,  694. 
Dollfuss,  in,  466. 
Dölünger,  I,  9.  142;  III,  12. 
Domin  -Petrushevecz,  Alph.  de, 

I,  321. 
Dönninge8,  H,  351.  559. 
Dora  d'Istria,  I,  141. 
Doucette,  de  la,  m,  708. 
Dourif,  J.,  m,  301. 
Dreyss,  I,  258. 
Dromel,  Justin,  U,  690. 
Droysen,  I,  447;  H,  167.  655. 
Droz,  I,  355. 
Drumann,  II,  56. 
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Drumont,  III,  94. 
Dubois,  DL,  652. 
Dubois-Guchan,  £.  P.,  II,  56. 
Ducoin,  A.,  II,  690. 
Ducrest,  II,  652. 
Dufaure,  III,  336. 
Dulaure,  J.  A.,  II,  790. 
Dumesnü,   I,  355. 
Dümmler,  II,  792. 
Dumont,  II,  335. 
Duncker,  I,    18;  II,  792;  III, 
439. 


Dunoyer,  Ch.,  II,  71. 

Dapanloup,  I,  28.  355;  II,  27. 

Dupin,  m,   123. 

Dupont- White,  I,  9.  355;  II,  39. 

Duprat,  I,  505. 

Dupuys,  I,  355. 

Durand  de  Mailiane,  I,  355. 

Durand,  Ferd.,  II,  712. 

Durantino,  F.  L.,  II,  651. 

Duttenhofer,  I,  11. 

Duvergier  de  Haaranne,  I, 
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Eardley-Wilmot,  J.  E.,  m,  94. 
Eberty,  G.,  IH,  801. 
Eckardt,  L.,  I,  504. 
Eckenberg,  HI,  377. 
Eckendahl,  v.,  II,  480. 
Eckhardtus,  H.  C,  IH,  384. 
Eenens,  F.,  I,  400. 
Egger,  E.,  HI,  466. 
Eichhorn,  I,  86;  II,  351. 
Eisenberg,  IH,   300. 
Eisenhart,  I,  505;  II,  350;  m, 

339. 
Ellis,  I,  141. 
Elvers,  Ch.  F.,  IH,  294. 


Engelbertus,  Admontensis,I, 355. 

Engels,  III,  336. 

Eotvös,  J.,  I,  355. 

Erdmann,  II,  511.  787. 

Erhard,  Ch.  D.,  IH,  210. 

Erech  u.  Gruber,  m,  707. 

Escher,   III,  3. 

Espen,  van,  I,  355. 

Espinay,  d\  I,  355 ;  H,  784.792. 

Esquirou  de  Parieu,  III,  800. 

Esshaver,  III,  216. 

Etten,  J.  P.  van,  III,  262. 

Ewald,  I,  47.  141. 

Ewers,  J.  Ph.  G.,  I,  156. 


F. 


Faber,  A.,  III,  384. 
Faider,  M.  Ch.,  UI,  94. 
Falck,  C.  G.,  n,  568. 
Falke,  J.,  DL,  51.  573. 
Fauchet,  1'AbM,  H,  783. 
Fauvety,  Ch.,  I,  504. 
Fawcett,  H.,  m,  751. 
Fehr,  I,  266;  IH,  103. 
Felix,  I,  355;  II,  71. 
Fellenberg,  II,  36. 
Ferguson,  II,  644. 
Ferrand,  Comte  de,  II,  690. 


Ferrari,  II,  21.  690. 
Ferry,  J.,  IH,  751. 
Fervel,  J.  Nap.,  U,  690. 
Feuerbach,  I,  355. 
Feuerlein,  E.,  I,  355. 
Feugere,  Leon.,  I,  142. 
Fevre,  I,  3. 
Fichte,  I,  3.  11.  257.  355;  II, 

480.  712.  794. 
Ficker,  I,  346.  530;  II,  290. 
Ficquelmont,  I,  355. 
Fihners,  R.,  II,  688. 
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Fischel,  III,  94. 
Fischer,  II,  27.  626.  629. 
Fix,  Th.,  H,  56. 
Fleischhauer,  II,  335. 
Flembach,  v.,  I,  434. 
Flotard,  Eug.,  I,  355. 
Flotte,  de,  I,  27. 
Foe,  de,  D.,  I,  400. 
Fontareches,  de,  II,  652. 
Forcade,  de,   I,  497;  III,  94. 
Förniger,  H.,  III,  94. 
Forst  er,  I,  74. 
Förster,  n,  16.  627. 
Fortoul,  Hipp.,  I,  77. 
Fortune,  R.,  I,  13. 
Foucher  de  Careil,   II,  688. 
Fourier,  Ch.,  II,  56. 
Fournier,  Ed.,  II,  11. 
Fraissinet,  Mme.  St.,  I,  355. 
Francis,  H.  G.,  III,  94. 
Franck,  A.,  HI,  301. 
Franclin,  O.,  ffl,  257. 
Frankenheim,  I,  504. 


Frantz,  C,  I,  3.  257.  513;  II, 

315;  HI,  44.  94.  822. 
Freemann,  Ed.  A.,  III,  133. 
Fregier,  J.  C,  I,  355. 
Freguson,  II,  164. 
Fresquet,  II,  333. 
Freund,  Leonh.,  II,  342. 
Friccius,  O.,  III,  7. 
Fricker,  IH,   800. 
Friedberg,  1, 355 ;  III,  262. 300. 
Frising,  O.,  III,  934. 
Fritot,  I,  321;  III,  95. 
Fritz,  Th.,  II,  27. 
Fritzius,  P.,  III,  519. 
Fritzscke,  F.  A.,  I,  101. 
Fröbel,  I,   3. 
Froschhammer,  III,   242. 
Fuchs,  I,  102. 
Funk,  IH,  300. 
Funke,  Gottl.  Leber.,    II,  489. 
Furnier,  Cas.,  III,  800. 
Furwerger,  III,  262. 
Fustel  de  Coulanges,    III,  287. 


Q. 


Gabriel,  I,  29;  IH,  95. 
Gaehard,     I,     173;    II,    691; 

IH,  95. 
Gagern,  I,  7. 
Gaisberg,  II,  489. 
Gal,  III,  242. 
Gallois,  I,  3. 
Ganesco,  II,   727. 
Ganilh,  III,  800. 
Garbouleau,  II,  333. 
Gardeu,  de,  III,  7. 
Garnier,  II,  690. 
Garreau,  A.,  I,  497. 
Garreau,  P.,  I,  355. 
Garrido,  Fer.,  HI,  95. 
Gar's  Tommaso,  III,  7. 
Gartineau,  II,  789. 
Gasparin,  Mme.la  comteese,II,51. 
Gasparin,  de  Agen.,  II,  691. 


Gassler,  M.  v.,  IH,  262. 

Gastineau,  III,  262. 

Gaudlitz,  J.  L.,  II,  36. 
^Gauhen,  J.  F.,  I,  142. 
*Gaume,  I,  140;  II,  690;  m, 
336. 

Gaupp,  II,  239.  285.  351.  790. 

Gauthey,  II,  27. 

Gauthier-Coignet,  Clar.  M.  de, 
n,  27. 

Geffew,  A.,  I,  257. 

Geiger,  Abr.,  III,  212. 

Gemelly  et  Royer,  II,  691. 

Gencourt,    de,    Edm.   et   Juln 
II    788. 

Gengier,  I,  355;  IH,  287. 

Genre«,  J.  J.  van,   IQ,  95. 

Gentü,  ffl,  210.  263. 

Gen  tili  8,  III,  255. 
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Gentz,  II,  9. 

Gerard,  P.  A.  F.,  I,  505;  III, 

556. 
Gerber,  II,  36:  III,  512. 
Gerhard,  O.,  II,  788. 
Germain,  III,  583. 
Gereon,  I,  356. 
Gerstäcker,  O.  F.  W.,  III,  210. 
Gerat ner,  II,  9. 
Geruzez,  E.,  IL,  691. 
Gervinus,  I,  143;  H,  140.470. 

604. 
Gester,  I,  356. 
Geuns,  J.  J.  van,  III,  395. 
Gfrörer,  I,  9. 
Ghillanv,  I,  425. 
Gibbon",  I,  143. 
Gibstone,   II,  789. 
Giche,  IU,  220. 
Giehne,  III,  264. 
Giesebrecht,  W.,  I,  356. 
Girardin,  I,  142;  II,  688.  786. 

790;  in,  99. 
Giraudet,  III,  264. 
Giseler,  I,  356. 
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